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Das Ueberfegungsreht wie alle anderen Rechte für das Ganze und die einzelnen Theile vorbehalten. 
Die Berlagsbuhhandlung. 


APR 6 1933 


Vorrede zur dritten Auflage. 


Was den Grundplan und die allgemeine Anlage, insbefondere das Verhältniß 
zum erften, jyftematifchen Theile der Encyflopädie anbelangt, blieb dieſe 
neue Auflage des Rechtsleritong unverändert. Dagegen erfuhr diejelbe in ihrem 
äußeren Umfange eine erhebliche, in der nunmehrigen Dreizahl der Bände her: 
vortretende Vermehrung und eine jorgfältige Umarbeitung in zahlreichen Einzel: 
heiten. Schon die reichsgejeßliche Umgeftaltung des gefammten Prozekrechts 
und der Gerichtsorganifation mußte auf die Anordnung der Artikel einen weit: 
greifenden Einfluß ausüben, und es darf als ein günftiger Umstand bezeichnet 
werden, daß der Anfangstermin in der Wirkſamkeit der neuen großen Reichs: 
gejeßgebungsakte nahezu mit dem Zeitpunkt zufammenfiel, in welchem die 
zweite Auflage des Rechtslexikons erichöpft war. 

Abgejehen von dem Prozeßrechte, erſtreckte ſich die dem Nechtslerifon 
getvordene Umgeftaltung und Erweiterung vornehmlich auf die Gebiete des 
Handels: und Verwaltungsrechts, nachdem durch eine von dem Herausgeber 
und Verleger gemeinfam ergangene Umfrage bei Mitarbeitern und Gönnern der 
„Encyklopädie“ ermittelt worden war, welche Mängel der zweiten Auflage einer 
Verbefjerung oder Ergänzung bedürftig ericheinen möchten. 

Noch immer ift jedoch daran feftgehalten worden, daß das Rechtslexikon 
hauptjächlich die Beſtimmung zu erfüllen habe, fich in der überfichtlichen Dar— 
jtellung des für die Rechtsanwendung weſentlichſten Materials der Juris: 
prudenz nad) dem Gefichtspunfte thunlichfter Spezialifirung des Stoffes brauchbar 
zu erweiſen, ohne den theoretiihen Gefichtspunften der Nechtsphilofophie und 
der Syſtematik oder der Nechtsgeichichte eine in bejonderen Artikelüberichriften 
ausgedrücte Bedeutung beizumefjen. Der Herausgeber konnte keinen Augenblic 
darüber in Zweifel fein, daß troß aller auf die Feſtſtellung dieſer Artikel— 
überjchriften angemwendeten Mühe die Abgrenzung des im Rechtslexikon ent— 
haltenen Stoffes ſowol gegenüber den leitenden Rechtsbegriffen der Wiſſenſchaft, 
als auch gegenüber den Bedürfniffen der Praris durch ftreng konſequente Durch— 
führung einer abjtraften Regel nicht zu erreichen je. Auf dem Boden des 
öffentlichen Rechts insbefondere mußte beinahe überall die Schwierigkeit hervor- 
treten, die rechtlich bedeutjamen Gefichtspunfte der Verwaltung von den 
politiichen Erwägungen der Zweckmäßigkeitsſphäre jcharf zu trennen, um damit 
auszudrüden, daß das Rechtslexikon ein theil3 enges, theils weiter begrenztes 
Gebiet erfüllen joll, al3 jene Staatswörterbücher der Vergangenheit, die als 
Encyklopädie der gefammten Staatswiffenichaft gelten wollten. 


VI Borrede. 


Wenn der Herausgeber das Ericheinen diefer dritten Auflage, deren Voll— 
endung durch mancherlei nicht vorgejehene Hinderniffe verzögert wurde, mit 
größerer Zuverficht begleitet als frühere Auflagen, jo berechtigt ihn dazu die 
uneigennüßige und jorgfältige Mitwirkung, welche die Durchführung des im 
Frühjahre 1879 entworfenen Programms bei Heren Profeffor Dr. Doom 
gefunden hat. 

Ein für den Herausgeber unvermeidliher Winteraufenthalt in talien 
bedingte zur Verhinderung eines zeitraubenden, der Sache nadjtheiligen Brief- 
twechjels zwiſchen den vier betheiligten Perjonenkreifen der Redaktion, der Mit- 
arbeiterichaft, der Verlagshandlung und der Druckerei eine Stellvertretung des 
Herausgebers, die Profeffor Doom nicht nur während der Abtwejenheit des 
Herausgebers übernahm, jondern theilweije auch nach deffen Rückkehr in Be— 
ziehung auf folche Materien fortführte, über welche im Voraus felbftändig zur 
Förderung der Sache von der Stellvertretung während der Abmwejenheit des 
Herausgebers disponirt worden war. Profeffor Dochow ift daher neben dem 
Herausgeber bis zur Vollendung des Werkes fürdernd, prüfend, ſichtend, beffernd, 
thätig geblieben. 

63 gelang ihm nicht nur, bei dem unvermutheten Rüdtritt mancher älterer 
Mitarbeiter, die troß gegebener Zufagen im legten Augenblick fich wegen plötzlich 
eingetretener Hinderniſſe abwendeten, dem Rechtslexikon werthvolle neue Kräfte 
in dev Mitarbeiterichaft zuzuführen, jondern auch vorhandene Lücken in nicht 
wenigen Einzelheiten zu ergänzen und Mangelhaftes zu bejeitigen, zumal er 
gelegentlich ftrengere Kritit walten zu laffen dadurch befähigt blieb, daß er 
unabhängiger geftellt war gegenüber mancherlei Rückſichten, deren Ueberlieferung 
den Herausgeber ſchwer zu begründender Sammelwerke nöthigt, bei eintretenden 
Erneuerungen ſachliche Intereſſen hinter perfünliche Schwierigkeiten zurücktreten 
zu laſſen. 

Die verhältnigmäßig weitgehende Selbftändigkeit, mit welcher die Stell- 
vertretung des Herausgebers in der Durchführung des Artikelprogramms bei 
mannigfachen Einzelheiten verfuhr, war daher dem Fortgange des Unternehmens 
überall fürderlid). 

Wofern diefe neue Auflage nicht blos al3 eine vermehrte, jondern auch als 
eine verbefferte anzujehen ift, gebührt den Herren Mitarbeitern und der 
redaktionellen Mithülfe des Heren Profeffor Dochow ein weit größerer Theil 
der Anerkennung als dem Herausgeber jelbft, dem es eine angenehme Pflicht 
war, an diefer Stelle feinen Dank auszufprechen. 


Gajtein, 11. September 1881. 


Franz bon Holkendorff. 
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Bahmann, Theodor Ritter von, 59. XI. 1801 zu Horatitz in Böhmen, 
wurde in Wien juppl. Prof. für Röm. und Kan. Recht, ordentl. Prof. in Olmütz, 
ieitt 1850 in Wien, 1870 penjionirt und in den erblichen Ritterftand erhoben, 
er Regierungsrath, 11. 1881. 

ELTERN. Die Berjährun dem allgemeinen na Rechte in Defterreich, 
Wien 1833. — Lehrbuch des Kir bon t3 (1849—53), 3. Aufl. Wien 1863—66. — Vorſchu e 
des Röm. Rechte, Wien 1858. — Biele Abhandl. in — 

Lit.: Schulte, Geſchichte der Quellen, IIL.a ©. 430. — Neue freie Preſſe Nr. 5912 
(12. Febr), Nr. 5913 (13. Febr.). Zeihmann. 


Pachtvertrag ift diejenige Art der Miethe (fj. diefen Art.) im weiteren 
Sinne, bei welcher eine fruchttragende Sache zum Zweck der Nutzung gegen eine 
Summe Geldes (Pachtzins) überlaffen wird. Die Sadıe fann auch hier eine körper— 
liche oder untörperliche jein, 3. B. das Stecht auf öffentliche Gefälle (vectigalia), 
(1.16 D. d. V. S. 50, 16); ein Gewerberecht, ein faufmännifches Geſchäft (Seuifert, 
Arch. XVI. 213). Als Gegenleiftung aber ift hier abweichend von der Miethe 
ftatt des Geldes eine Duote des Fruchterirages zu bedingen gejtattet (jog. colonia 
partiaria, Theilpacht) (1. 8; 1. 21 C. de loc. 4, 65; Glüd, XVII. ©. 333; 
Sintenis, Gem. Civ.R., IL. $ 118 Anm. 4). Dadurch tritt die Pacht dem 
Gejellichaftävertrage nahe (1. 25 $ 6 D. loc. 19, 2). Sie bleibt aber nach Gemeinem, 
wie nach den Partikularrechten unter den Regeln der Pacht ftehen (Preuß. ER. I. 21 
ss 264— 266; Sächſ. BGB. 8 1190); mur nach Defterr. Recht wird fie zur Sozietät 
(Allg. BGB. $ 1103). Die Grenze zwijchen der Pacht und dem Kauf Fünftiger 
Erzeugniffe wird dadurch gebildet, daß bei erfterer die erzeugende Sache unverbrauchbar 
jein und dem Pachter zur eigenen Fruchtgetwinnung übergeben werden muß. Hier— 
nach ift die Ausbeute eines Bergwerk, Torfſtiches ıc. nicht zu verpachten, jondern 
nur zu verkaufen (Gruchot, Beiträge zum Preuß. Recht, I. ©. 469). Für die 
Form des PB. gilt nur partikularrechtlich Befonderes. So verlangt das Preuß. Recht 
bei Verpachtung eines ländlichen Gutes gegen einen Zins von mindeitens 600 Mark 
gerichtliche oder notarielle Form, und bei Eleineren Landdachtungen oder bei jolchen 
anderweitigen Pachtungen, deren Jahreszins 150 Mark nicht überfteigt, Schriftlichkeit; 
it diefe Form verabjäumt, jo macht die vollgogene Uebergabe den Vertrag auf ein 
Jahr wirffam (SS 401—407 Allg. ER. I 21). Die Verpflichtungen der Parteien 
beitimmen fich im Allgemeinen nach den im Art. Miethe entwidelten Regeln. 
Der Verpächter hat auch hier die Sache in brauchbarem Zuftande zu gewähren und 
die Laften und Abgaben von derfelben zu tragen (1.4; 1.20 84 C. de agric. 11, 47). 
Toch begrenzen dies Partikularrechte genauer dahin, daß er bei Verpflichtungen nach 
einem Anfchlage nur diejenigen zu tragen habe, die nicht vom Grtrage abgezogen 

dv. Holgendorff, Ene. II. Rechtslexikon II. 3. Aufl. 1 


2 Pachtvertrag. 


worden ſind, und bei Verpachtungen in Bauſch und Bogen nur die Hypotheken— 
zinſen und die auf Privatrechtstiteln beruhenden fortlaufenden Leiſtungen (Preuß. 
ER. a. a. D. 88 293, 294; Defterr. BGB. $ 1099). Wenn nach einem Pacht: 
anschlage verpachtet ift, jo muß der Verpächter die darin aufgeführten Grundftüde 
und Gerechtigfeiten gewährleiften, jowie auch für die Richtigkeit der Thatfachen, nad) 
welchen darin die Höhe des Ertrages berechnet ift, einftehen. Dagegen haftet er 
nicht wie ein WVerficherer für den Ertrag ſelbſt. Der Pächter hat hauptjächlich die 
Pflicht, den Pachtzing zu entrichten. Weber die Verminderung defjelben wegen ein= 
getretener Unglüdsjälle vgl. den Art. Remiifion. Durch bejondere Abrede kann 
auch eine Vorauszahlung des Pachtzinjes beitimmt werden (jog. Pachtvorichuß, 
Bachtpränumeration); entweder jo, daß der Verpächter die Zwiſchenzinſen vergütet: 
dann dient das Geſchäft nur zu feiner Sicherheit; oder ohne dies: dann ijt der 
Pachtzins um die Zwifchenzinjen erhöht. In beiden Fällen geht das Geld ſofort 
in das Vermögen des Berpächters über, und der Pächter hat im Falle der Auf: 
löſung des Pachtverhältniffes (3. B. durch Konkurs) nur einen perjönlichen Er— 
jtattungsanfpruch (condietio causa data causa non secuta, Deiterr. BGB. $ 1102). 
In anderer Weife wird für die Sicherheit des Verpächters gejorgt, wenn der Pächter 
ihm Werthpapiere oder dgl. als Pachtlaution behändigt, wovon die Zinfen dem 
Pächter bleiben. Dies ift einfache Verpfändung. Endlich kann an das Ausbleiben 
der Pachtpränumeration ausnahmsweije auch ein Rücktrittsrecht für den Werpächter 
geknüpft werden (Seuffert, Arch. VI. 186). Beim Ablauf des Pachtverhältnifiet 
hat der Pächter die Sache zurüctzugeben und verjchuldete Verfchlechterungen zu er 
jegen. Bei Landgüterpachtung wird oft die Rüdgabe des Inventars, bejonders des 
Nutzviehs nur in Sachen von gleicher Art und Güte vorgejchrieben (ſ. d. Art. 
Gijern-Biehvertrag). Als Verjchulden gilt es auch, wenn der Pächter Gerechtig- 
feiten des Grundftüds durch Nichtausübung untergehen läßt (Seuffert, Arch. XIV. 
213). Dagegen hat derjelbe wegen nothwendiger und nüßlicher Verwendungen einen 
Erſatzanſpruch (1. 19 $ 4; 1. 55 $ 1 D. loc. 19, 2; Seuffert, Arch. XIV. 30), 
nach Preuß. Recht jedoch nur, wenn fie mit Einwilligung des Verpächters oder in 
Folge obrigkeitlicher Anordnung zur Beförderung des gemeinen Beſten vorgenommen 
worden find (SS 280—282 Allg. ER. I 21). In die Laften einer erheblichen 
Einquartierung im Kriege follen fich nach Preuß. Recht Pächter und Verpächter 
theilen ($ 572 a.a. D.). Die NAiterverpachtung ift nach Gem., Oefterr. und Sächſ. 
Recht erlaubt, außer bei Theilpacht, nach Preuß. Recht dagegen ohne Zuftimmung 
des BVerpächters nur an einzelnen Rubriken oder Vorwerken einer größeren Pachtung 
($ 314 a. a. D.). Ueber die Nechtsverhältniffe dabei j..d. Art. Aitermiethe. 
Die Aufhebung der Pacht erfolgt, wie diejenige der Miethe, mit dem Ablauf der 
jeftgefegten Frift und in Ermangelung einer folchen mit dem Rüdtritt eines Theils 
nach voraufgegangener Kündigung. Wird nach Ablauf der Zeit das Pachtverhältnik 
fortgefeßt, jo erneuert fich der Kontrakt bei fruchtbringenden Grundjtücden auf die 
Dauer eines Jahres in derjelben Weife, wie der frühere beſtand (1. 13 $ 11; 1. 14 
D. loc.; 1. 16 C. de loc. 4, 65; Seuffert, Arch. IV. 238). Nach Preuß. Recht 
ift die Kündigung bei der Pacht in denfelben Fällen vorgejchrieben, wie bei der 
Miethe (j. diefen Art.), und zwar muß diejelbe bei beweglichen Sachen in den 
eriten drei Tagen des Viekteljahres, an deſſen Schluß geräumt werden joll, bei 
unbeweglichen Sachen ſechs Monate vor der Räumung und bei Landgütern und 
Aeckern ſechs Monate vor Ablauf des im Vertrage beitimmten Wirthichaftsjahres 
erklärt werden. Die Fortſetzung des Pachtverhältniffes nach Ablauf der Kontrafts- 
zeit wirkt nach Preuß. Recht einen neuen Vertrag nur dann, wenn der Verpächter 
auch Handlungen vorgenommen bat, die feine Zuftimmung ausdrüden, 3. B. Ans 
nahme jernerer Zinszahlungen, mehr als vierzehmtägiges Schweigen zu der Erklärung 
des Pächters, den Kontrakt erneuern zu wollen u. dgl. m. Die Dauer der Ber: 
längerung beträgt dann in der Regel ein Jahr oder die im Vertrage feſtgeſetzte 


Pacifici-Mazzoni — Pacius. 3 


Zeit oder bei der Pacht von Landgütern die Wirthichaftäperiode (SS 269, 406, 
342—344, 325—331 Allg. ER. I. 21). — Innerhalb der Pachtzeit hat jeder 
Kontrahent ein Rücdtrittsrecht aus denjelben Gründen, wie bei der Miete. Doc 
fann der Berpächter öffentlicher Einkünfte wegen Nichtzahlung des Pachtgeldes ſofort 
vom Bertrage abgehen (1. 10 $ 1 D. de publ. 39, 4). Beim Konkurſe des Pächters 
fann, wenn die Uebergabe der Sache noch nicht erfolgt war, der andere Theil vom 
Bertrage zurüctreten (KO. 8 18), wenn diefelbe aber bereits ftattgefunden hat, 
jowol der andere Theil ala der Konkursverwalter den Bertrag umter Beobachtung 
der gejeßlichen oder ortsüblichen Frift fündigen (KO. 8 17 Nr. 1). It es da- 
gegen der Verpächter, welcher in Konkurs fällt, jo wird nur durch eine Veräußerung 
der Sache von Seiten des Konkursverwalters der Vertrag in derjelben Weiſe kündbar, 
wie durch eine Zwangsverfteigerung (KO. 8 17 Nr. 2). Endlich giebt nach Preuß. 
Recht auch der Tod des Pächters beiden Theilen das Recht, ein Jahr nach dem 
Todesfalle reip. nach Ablauf des MWirthichaftsjahres, in welchem der Tod erfolgt ift, 
unter Beobachtung der gejeglichen KHündigungsfrift von dem Vertrage abzugeben 
($$ 366—370 Allg. ER. I. 21). Die NRechtömittel beider Theile find Ddiefelben, 
wie bei der Miethe. Doch hat der Berpächter ein gejeßliches Pfandrecht nur an 
den Früchten vom Moment der Abjonderung an, welches auch gegen redliche dritte 
Erwerber wirfjam bleibt (1. 7 D. ex quib. caus. 20, 2). Die Fortführung der 
Früchte Hinter jeinem Rüden galt als furtum possessionis (l. 61 $8 D. de furtis 47, 2, 
Dernburg, Pfandrecht, I. 8 37). Nach Preuß. Recht entjteht diefes Piandrecht 
ihon an den fructus pendentes, weil diefe im Gigenthum des Pächters find; es 
erliicht aber‘, wenn der Verpächter die Fortführung der Früchte duldet (Föriter, 
Theorie und Praris, II. $ 136 Anm. 211). Schließlich enthält das Preuß. 
LER. noch eine Reihe von Detailbeitimmungen aus dem Landiwirthichaftärecht in 
z8 399—625. 

Quellen u. Lit.: ©. im Allgemeinen bei dem Art. Miethe. Auberdem: Dredhäler, 
Der landwirthichaftliche Pachtvertrag, Halle 1871. — Blomeyer, Padtreht und Padıt: 
verträge, Berl. 1873. — Stobbe, Deutjches Privatrecht, III. $ 186, — Dernburg, Preuh. 
Privatrecht, III. $$ 166173. Ed. 


Bacifici-Mazzoni, Emilio, & 1832 zu Ascoli (Marken), ſtud. in Rom, 
wurde Prof. in Modena, jpäter in Rom, Staatsrath und Rath am Kaſſationshofe, 
T 15. VIII. 1880. 


Schriften: Commento al codice civile italiano con la legge romana, le sentenze dei 
dottori e la giurisprudenza 1866 ss., 3. ed. 1875. — Istituzioni di dritto civile italiano 
1867 ss., 3. ed. Firenze 1880. — Studio storico sulla successione legittima dalle XI 
tavole al codice eivile, Modena 1870. — La quistione romana, Fir. 1870. — Dizionario 
di legislazione e giurisprudenza civile, commerciale, amministrativa e penale, 1867 ss. — 
Repertorio generale di giurisprudenza civile, penale, commerciale ed amministrativa del 
Regno, Torino 1877 ss. — Giurisprudenza Italiana, III.a Serie (mit Carrara, Gabba, 
Maurizi), Torino 1874 ss. 

git.: A. Pierantoni in Revue de droit international XI. 551. — Archivio giuridico 
XXV, 204. TZeihmann. 


Pacius Giulio (Pacio a Beriga), & 9. IV. 1550 zu PVicenza, wurde 
in Genf Prof. und 1576 Bürger, lehrte 1585 in Heidelberg, dann in Sedan, Mont— 


pellier, Padua und Valence, 7 1635. 

Er edirte: Instit. 1. IV., 1579; Francof. 1583; Amst. 1642; -— Corp. jur. civ., Genev. 
1580; und jhrieb: De jur. civ. difficultate ac docendi methodo oratio, Heidelb. 1586. — 
’Evavrıopgerov 8. legum conciliandarum centariae 3, Spir. 1586, 10 cent. Colon. 1661. — 
Analysis Institutt. Imperalium, Lugd. 1605, zulegt von Wassenaer, Traj. 1663, 1686. — 
Isagogicorum libri, Lugd. 1606, zu - von Wassenaer, Traj. 1662, 1680. — Comm. ad 
4. librum Codicis, Spirae 1596. — Opera, Lugd. 1617 (?). 

Zit.: Jugler, II. 250—269; VL 147 ff., 346 ff. — Berriat St. Prix in ber Revue 
de lögislation, 1840. — Rivier, Introduction hist., p. 512. — Schulte, Gedichte, III. a 
&.469. — v. Stintzing, Geichichte ber Deutichen Rechtswiſſenſchaft (1880), F — u. öo. 

eichmann. 


1* 


4 Badelletti — Paine. 


Padelletti, Guido, & 1843 zu Livorno, ftud. in Siena, kurze Zeit Advotat 
in Florenz, ging Studien halber nach Berlin, wurde Profeffor in Perugia, dann in 
Pavia, Bologna, 1874 in Rom, 7 3. VII. 1878 in Montalcino (Toskana). 


olitica (preiägefrönt), Napoli 1870. — Nuova Antologia marzo 1869, io 1870, sett. 
1, gennajo, maggio 1874, luglio 1875, gennajo 1878. — Fontes juris italici medii aevi, 
Torino 1877, — Storia itto Romano, Firenze 1878 (deutſch von v. Holhkenborff, 


Lit.: Brusa in Revue de droit international X. 445458. — Arch. storico italiano 
1878, p. 488. — Bruns in ber Krit. B.J.Schr. N. F. L (1878), 525—532, 540. — Nour. 
Revue historique III. — Revue historique de Monod, VII. (1878) p. 237. — Cenno necro- 
logico im Arch. giuridico XX. 563. — Revue de droit international VIII. (1876) 708: 


Zeihmann. 


Pagano, Mario, 5 1748 zu Brienza, wurde 1768 Prof. in Neapel, ver» 
folgt wegen feiner liberalen Anfichten, ging ins Eril, nachher Mitglied der provijo= 
rischen — 6. X. 1800 hingerichtet. 

Schriften: Consid. sul processo crim., Nap. 1787, 1801; franz. von Hillerin, 
Strassb. 1789. — Principi del codice penale; Teoria delle proc.; Consid. sul proc, crim., 
Milano 1853 (in ber Bibl. scelta del foro criminale von ir Ag — Saggi politici dei 
prineipij, progressi e decadenza della societä (3), Lugano 1831. — Principij del codice 
penale e considerazioni sul proc. crimin., Lugano 1832. — Opere filosofico-politiche ed 
— precedute dall’ elogio storico di F. M. Pagano, scritta dal citt, Massa, Capolago 

a7 

git.: Nypels, p. 29, 30. — Sclopis, IL 616. — Revue critique 1860 (XVL 
p. 223. — Brusa, Appunti per una introd. al corso di dir. e proc. penale, Torino 1 
p. 211. Teihmann. 


Baillet, Alphonſe Gabriel Victor, 5 17. XI. 1796 zu Soiſſons, 
debütirte in der aflaire Papavoine und wurde bald einer der hervorragenditen 
Advofaten der Jetztzeit, T 16. XI. 1855 vor Gericht. Gr trat auch in den Prozeſſen 
Lafarge, Fieſchi, Firmin Didot Fröres auf. Seine Plaidoiries et discours gab Jules 
Le Berquier, Paris 1881 heraus. 

git.: Michaud. — Gaudry, Barreau de Paris, 1864 II. 585, 592, — Barreau de 
Pinard — Eloge ä la rentree des conferences de 1859. — Pröface in obigem Werte 
p. L.—LV. — Paillet ou l’avocat, par Lionville, 1880. Teihmann. 


Bailliet, Jean Baptifte Joſeph, & 17. XII. 1789 zu Orleans, wurde 
Advofat in Paris, dann Richter in Orleans, jpäter App.Ratd, zog fich 1851 zurüd, 
7 10. IV. 1861. 


Schriften: Legislation et jurisprudence des successions, Par. 1811—23. — Manuel 
du droit francais, Par. 1812; 9. ed. 1836. — Tables anal. et raisonndes des 5 codes, 
Par. 1813. — Consid. sur l'état moral de la France, Par. 1815. — Droit public francais, 
se 1822. — Dict. univ. de droit frangais, Par. 1825. — Codes et lois de la France, 

ar. 1849. 
git.: Michaud, Biogr. universelle, t. 31. Teichmann. 


Paine, Thomas (Tom Paine), & 29. I. 1737 zu Thetiord (Nortolt), 
ging auf Franklin's BVeranlaffung nach Philadelphia, für fein Pamphlet Common 
sense mit 500 Pfd. durch die Legislatur von Pennfylvanien, mit 500 acres durch 
den Staat New-York belohnt, jpäter in England wegen feiner Rights of man ver- 
folgt, nach feiner Flucht in Paris ala Franzöfiicher Bürger mit Enthufiagmus em= 
piangen, bald jedoch wegen jeiner Abftimmung gegen das Todesurtheil Ludwig's XVI. 
gefangen gejeßt, ging 1802 nach Amerika zurüd, 7 8. VI. 1809 zu New-orf. 

Gr ſchrieb: Common sense, 1776, franz. von Labaume, 1793. — Rights of man, 
1791 (Theorie et pratique des droits de ’homme par Soul&s et Lanthenas, 1791). — 
Age of reason, 1792-1807, franz. 1793. — Agrarlan Justice, 1797. 
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git.: Biogr. von Cheetham 1809, Garlile 1814, Dale, Neiw-Pork 1841. — Recueil 

de divers &crits de P. sur la politique et la lögislation, Par. 1792. — Works by Mendum, 

Boston 1856. — Political Works, Lond. 1861. — Eine deutiche Ausgabe jeiner politischen 

Schriften, Philad. 1876. — Michaud. — Cates, Dictionary, — Raumer, Geld. 

Entw. d. Begr. von Net, Staat und Politit, 3. Aufl. ©. 105, 112. — Warnkönig, 

Rechtsphiloſophie, 2. Ausg. 1854, ©. 122.— Drake, Dictionary, — p. 683, 684. 
eihmann. 


Balaeottuß, Gabriel, & 4. X. 1522 zu Bologna, jeit 1546 Prof. des 
Kan. Rechts, 1556 bei der Rota, 1561 in Trient, 1565 Kardinal, 1566 Bilchof 
von Bologna (jeit 1582 Erzbisthum), F 22. VII. 1597. 


Gr ſchrieb: De nothis et spuriis, Bon. 1550; Venet. 1572; Francof. 1573. — De- 
eisiones Rotae. — Acta Coneilii Tridentini a. 1562 et 1563, edid. Mendham, 1843. 
Sit: Schulte, Geicdhichte, III.a ©. 453, 454. Teihmann. 


Pancirolus, Guido, 5 1523 zu Neggio, wurde 1547 Prof. Instit. in 
Padua, 1571 in Turin, 1582 wieder in Padua, F 1599. 

Schriften: Consilia, Venet. 1573. — Notitia dignitatum utriusque imperii, Venet. 
1593, 1602; Genev, 1623. — Rerum memorabilium 1. IL, Amberg. 1599, 1607; Lips. 1707; 
Team. Lyon 1617. — Thesaurus variarum lectionum utriüsque juris, Venet. 1610; Lugd. 
1617. — De claris legum interpretibus, Venet. 1637, 1655; c. Hoffmanni Lips. 1721. — 
Opera (Thesaurus univ. jur.), Venet. 1584. 

Lit.: —— III. 54—58. — Nour. biogr. générale, Par. 1862. — Rivier, 511. — 
v.Stinging, Geichichte der Deutichen Rectäwiftentchaft (1880), I. 121, 180, 233, 240, 390, 
592, 594. Zeihmann. 


Banisbrief (Brod-, Freßbrief, Laienherrenpfründe, literae panis, vitalitii) 
heißt die Anweiſung an ein geiftliches Injtitut, einer beftimmten Perfon (dem ſog. 
Paniften, Brödling, Laienpfründer) den Lebensunterhalt („eine Laienpfründe von 
Küchen und Seller jammt allen leiblichen Nahrungen und Nothdürften“) zu ges 
währen. Entjtanden aus dem Recht weltlicher Fürften auf Unterhalt in Klöftern 
und in Stiftern während ihrer Reifen, übten es dieje und zwar in Deutfchland der 
Deutiche Kaifer gegen die eben gedachten Inftitute, die Deutfchen Fürſten gegen 
landjäffige derartige Anftalten aus. Die Ausstellung der P. durch den Kaifer, 
welche ala ein Nejervatrecht deſſelben betrachtet wurde, veranlaßte jeit der Refor- 
mation viele Streitigkeiten, da die evangelifchen Stifter diejelben beanftandeten, 
ipäter weigerten fich auch die Laridesherren (jo namentlich Friedrich der Große) fie 
für ihre Gebiete zugulaffen. Deshalb veriprach der Kaiſer in der Wahlkapitulation 
von 1790 Art. I. S 9, dab er diejes Nejervatrecht nur da, wo es hergebracht ei, 
ausüben wolle. Mit der Auflöfung des Deutichen Reiches haben die P. aufgehört, 
jedoch hat der Reichödeputationshauptichluß von 1803 $ 58 die damala mit einem 
wohlerworbenen und anerkannten Recht verfehenen Panijten durch Zumeifung einer 
angemefjenen Penſion entichädigt. 

Lit.: Bonelli, Abhandl. bes faiferl. Rechts, Panisbriefe 8 ertheilen, Wien 1784. — 
Sugenheim, Staatäleben des Klerus im Mittelalter, Berl. 1839, I. 361 fi. — Bol. weiter 


Klüber, Literatur de3 Deutichen Staatärechtes, Erl. 1791. P. Hinjhıus. 
Bapillon, Thomas, 5 1514 zu Dijon, Advokat am Parifer Parlament, 
7 1596. 


Er jhrieb: Libellus de jure accrescendi, 1571. —- De directis heredum substitutionibus, 
1616. — Comm. in 4 priores tit. libri I. Digest., 1624 (beide leßtere in Otto, Thesaurus). 
git.: Michaud. — Rivier, 501. - TZeihmann. 


Bapftwahl. Das bezüglich der P. geltende Kirchliche Recht beruht einmal 
auf der Dekretale Alerander’s III. Licet de vitanda, welche vom dritten 
Laterantonzil (1179) (ec. 6. X. de elect. I. 6), ſodann auf der Dekretale Gregor's X. 
Ubi periculum, welche auf dem Konzil von Lyon (1274) betätigt wurde (c. 3 
in VI.® de elect. I, 6). Dazu kamen jpäter noch ergänzende Beſtimmungen, be= 
fonders durch Clemens V. und Gregor XV., die wejentlich Formalien betrafen, 
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ſo daß das Geremoniale der P. überaus fomplizirt wurde. — Für die Zeit vor 
Ulerander III. fteht troß des Dunkels, das auf vielen Perioden jener früheren 
Zeit heute noch liegt, feft, daß der päpftliche Stuhl unter dem bejtimmenden Ein- 
fluß des Staates beſetzt wurde. In der älteften Zeit wählten zwar nur Klerus 
und Bolt den Biſchof von Rom; ſeit Beginn der engen Berbindung zwiſchen 
der Kirche und dem Byzantinifchen Reiche aber übten die Kaifer durch Abgeſandte 
einen bejtimmenden Einfluß auf die Papſtwahl; ja entichieden wiederholt zwieipältige 
Wahlen von fi aus; ähnlich weiterhin die in Italien an Stelle der Kaiſer 
getretenen Germanifchen Heerführer und Könige, an deren Stelle dann wieder die 
Byzantinifchen Kaifer traten. Nachdem dann der päpftliche Stuhl längere Zeit der 
Spielball Römifcher Adelsgejchlechter geweien war, trat der Papft durch die Krönung 
Pippin’3 zum König der Franken (754) in enge Verbindung mit dem Frankenreiche. 
Das letztere jegte in Kirchenftaatsrechtlicher Beziehung die Byzantiniſchen Traditionen 
fort; die Kirche ihrerjeits ftellte zunmächit den Einfluß des Fränkischen Staates auf 
die Beſetzung des päpftlichen Stuhles gar nicht in Frage. Seit 824 leiftete der 
Papſt vor Empfang der Konfekration faijerlichen Gejandten einen Treueeid, wodurch 
juriftifch der entjcheidende Einfluß des Kaiſers in fignifilanter Weife ausgedrüdt war. 
Jahrhunderte lang blieb diejes Nechtöverhältnii bei Beitand: jowol die Korruption 
in Rom ala die Feſtigkeit der Fränkischen und Sächſiſchen Kaifer verhinderten jede 
Aenderung. Heinrich II. jeßte drei Deutiche Päpſte direft ein kraft des ihm 
formell übertragenen Rechtes, den Papft nach Anhörung der Wünfche der Römer 
zu ernennen. Gin (noch nicht völlig aufgeflärter) Verfuh Nicolaus’ IL, die Ord- 
nung der P. (Defretale: In Nomine) fejtzuftellen, hatte feinen dauernden Erfolg, 
icheint aber die erjte Aeußerung der weiterhin immer ftärker auftretenden päpftlichen 
— geweſen zu fein, die Freiheit der P. von kaiſerlichem Einfluß geſetzlich feſt— 
zuſtellen. 

Grit Alexander II. gelang es, aus den inzwiſchen in der Kirche zur Herr— 
ichaft gelangten pjeudoifidorischen Prinzipien die Konfequenzen für die P. endgültig 
zu ziehen. Seit Gregor VII. hatte die Kirche allen weltlichen Einfluß auf ihre 
Dinge abzufchütteln geftrebt,; Alerander III. erhob diefen Gedanken bezüglich der 
P. zum formellen Recht und gab zugleich eine feftbeftimmte Ordnung der Wahl, 
welche den nicht jelten höchſt bedenflichen Vorkommniſſen bei früheren Wahlen ein 
Ende machen ſollte. Die Defretale Licet de vitanda beftimmt: wenn bei der 
Wahl Stimmeneinheit unter den Kardinälen nicht erzielt werden 
fann, dann ift derjenige ala rehtägültig gewählt zu betrachten, 
auf den zwei Drittel der Wahlftimmen fich vereinigt haben. Wer 
fih in Mißachtung dieſer Vorjchrift die päpftliche Würde anmaßt, ift den jchwerften 
firchlichen Genfuren verfallen. Durch diefe Konftitution wurde einmal der Wahl- 
förper feft abgegrenzt, fodann der weltliche Einfluß bejeitigt. Das 
wahlberechtigte Kollegium find nur die Kardinäle: erit 769 waren die Laien von 
der Wahl auägefchloffen worden, jeit Alerander III. erfolgte diefer Ausſchluß auch 
für den Römiſchen Klerus mit Ausnahme der geringen Zahl der Kardinäle. 

Das Kollegium der Kardinäle Hat fich entwidelt aus den Presbytern 
der Ghriftengemeinde zu Rom: aus den Preöbytern, die in der älteren Zeit dem 
Biſchof, wurden die Kardinäle, die dem Papit zur Seite ftanden. Die Kardinäle 
bilden ſeitdem den berathenden Senat des Papſtes im firchlichen Regimente des 
Erdkreiſes. Die hiftorische Entwicdelung des KHardinalates liegt noch jehr im 
Dunkeln: frübzeitig (im 12. Jahrhundert) läßt fich jedoch ſchon die Heute noch 
beftehende dreifache Gliederung in Kardinalbiichöfe, Kardinalprieiter und 
Kardinaldiakone nachweiien. Die Diakonen waren mit der Armenpflege be— 
traut, die Priefter hatten den Gotteödienit an den Hauptkirchen Roms zu verjehen, 
die Bifchöfe bildeten den Episfopat der Römiſchen Metropolitanprovinz. Grit jeit 
1576 wurde der Kardinalat auf Römiſche Priefter beſchränkt. Die Heutige 
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Organiſation des Kollegiums rührt von Sixtus V. (1587): er beſtimmte die 
Zahl der Kardinäle auf 70 in maximo, darunter 6 Biſchöfe (von Oſtia, Porto, 
Sabina, Tusculum, Albano, Pränefte) und 14 Diakonen; Diakone und Priefter 
find geweiht auf die Titel Römifcher Kirchen (3. B. N. N. cardinalis ad S. Mariam 
Majorem). Die Kardinäle werden vom Papjt ernannt, herkömmlich unter gewiſſer 
Berüdfichtigung der katholiſchen Mächte; nicht jelten erhalten Biſchöfe oder Erz- 
biichöfe auswärtiger Didcefen die Kardinaldwürde. Die Ernennung kann auch in 
petto erfolgen, d. 5. der Bapjt behält fich vor, den Namen des Ernannten zu einer 
ihm gut fcheinenden Zeit zu publiziren. Die Zeichen der Würde find der rothe 
Hut (cappa magna), Purpurfleider (welche nur die Ordenägeiftlichen nicht tragen) 
und der Kardinalsring; neu ernannte Kardinäle werden feierlich in einem Konſiſtorium 
eingeführt und empfangen durch die ſymboliſche Geremonie des Schließen und 
Deftnens des Mundes das Necht, an den Berathungen Theil zu nehmen. Die 
Kardinäle führen den Titel Eminenz und haben den Rang Römijcher Fürften. Im 
Kollegium jollen ausgezeichnete Doktoren der Rechte und Magiſtri der Theologie, 
vornehmlich aus den Bettelorden, jein. Während der Vakanz des päpftlichen Stuhles 
wird die Regierung durch das Kardinalskollegium, und zwar in erfter Linie durch 
den Kardinalfammerlengo geführt. Doch dürfen während der Vakanz nur die laufen- 
‚den Geichäfte erledigt werden. Daß der Papft aus der Mitte des Kollegiums ge— 
wählt werde, iſt ein feit Jahrhunderten (jeit 1378) feititehendes Herkommen, eine 
ausdrüdliche Vorſchrift diefes Inhaltes befteht jedoch nicht und das offizielle Gere- 
moniale Gregor's XV. jet auch die Möglichkeit einer Wahl extra collegium voraus, 
Seit Alerander II. ift Zweidrittelmehrheit der Kardinäle zu einer gültigen PB. 
nothiwendig und ausreichend. Das Recht, an der Wahl theilzunehmen, fann feinem 
Kardinal entzogen werden, auch nicht durch die jchwerjten firchlichen Genjuren. 
Martin V. tft der einzige allgemein anerkannte Papſt der nicht vom Kardinals— 
follegium, jondern von einem Konzil, dem von Konjtanz, erwählt wurde. 
Stirbt der Papſt während eines ökumenischen Konziles, jo jteht doch die Neu— 
wahl nicht diefem, jondern dem Kardinalskollegium zu; das Konzil ift durch den 
Tod des Papites ipso jure fuspendirt, bis der Nachfolger über die Fortſetzung ent— 
icheidet. Dieſe Säße wurden durch die Const. Cum Romanis Pontificibus Pius’ IX. 
vom 4. Dezember 1869 dauernd dem Kirchenrecht eingefügt. Kein dritter Faktor 
hat ein Recht der Mitwirkung an der P.: ohne Widerfpruch jtatuirte Alerander im 
Sinn Pjeudoifidor’3 die „Kanoniſche Freiheit“ der Wahl. So das Kirchenrecht. 
Bir begegnen jedoch in jpäterer Zeit unter dem Namen Exclusiva doch wieder 
einer Theilnahme weltlicher Mächte an der Wahl. Die Exclusiva jteht in feinem 
biftorischen Zufammenhang mit den jtaatlichen Rechten der früheren Zeit. Cine 
rechtliche Formulirung hat die Erflufiva niemals gefunden, weder durch Geſetz noch 
dur ein den Grforderniffen des Gewohnheitärechtes entiprechendes Herkommen. 
Bielmehr befteht diefelbe lediglich in einer gewiffen Berüdfichtigung der Wünſche 
einzelner Staaten, deren Maß jedoch völlig von dem Belieben des Wahlkollegiums 
abhängt. Ob die Erflufiva den Staaten oder den monarchiichen Staatsoberhäuptern 
zuftehe, wird bejtritten. Die Grflufiva wird zugefchrieben: Defterreich als dem 
Rechtönachtolger (?) des alten Deutjchen Reiches; daß Italien Rechtsnachtolger 
Neapels, ift juriftiich jedenfalla unbedenklicher ala die vorbezeichnete Rechtsnachtolge 
Oeſterreichs, Jtalien hat jedoch durch das Garantiegefeß verzichtet; Frankreich und 
Spanien; endlich) beaniprucht Portugal diefelbe. Die Erklufiva fann ſich nur auf 
einen einzigen Kardinal beziehen. Diejelbe wurde im Laufe der Zeiten vom Wahl- 
förper wiederholt berüdfichtigt (jo Oeſterreichs 1828, Spaniens 1830), zu anderen 
Zeiten mißachtet (jo die Spanifche unter Garl V. und Philipp II.). Daß eine gegen 
die eingelegte Erflufiva vollzjogene PB. rechtlich volltommen gültig, ift unzweifelhaft. 
Die Erflufiva dürfte fich im Zujammenhang mit dem nachreformatorifchen Staate- 
firchenthum entwidelt haben: ihre prinzipielle Vorausſetzung wäre aladann der jtaatö- 
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rechtlich katholiſche Charakter des berechtigten Staates; diefer pringipiellen Boraus- 
Ichung aber genügt heute feiner der oben genannten Staaten mehr, höchſtens 
panien. — 

Die Konftitution Gregor’ X. Ubi periculum ordnet das fjogen. Konklave 
an. Wiederholte Verzögerungen der Wahl (Gregor X. war erft drei Jahre nad) 
dem Tod ſeines Borgängers gewählt worden) veranlaßten Gregor X. zu der Be- 
ftimmung: Nach dem Zode des Papites jollen die Kardinäle zehn Tage auf ihre 
abwejenden Kollegen warten. Nad Ablauf dieſer Friſt jollen fie ſich im 
Palaft, in dem der Papſt verftorben, ein- und von allem Verkehr 
mit der Außenwelt abſchließen; das Gemach, welches fie gemeinjam be— 
wohnen, joll nur einen Ausgang haben. Nur Kardinäle, welche das Konklave 
wegen jchwerer Krankheit verlafien mußten oder welche erſt nach Ablauf der zehn- 
tägigen Friſt eintrafen, haben noch Zutritt. Nach Ablauf von drei Tagen jollten 
die Kardinäle nur mehr je ein Gericht für Mittag und Abend, nach weiteren fünf 
Tagen nur mehr Brod, Wein und Wafler erhalten. Dieje ftrengen Speijegebote 
Gregor’ X. wurden jpäterhin gemildert.- Vorherige Berfprechungen, Verträge oder 
Eide, die die Wahl betreffen, find nichtig und ftrafbar. Für den Fall daß der 
Papit an einem anderen Orte ald dem Sitz der Kurie verftorben ift, haben ſich die 
Kardinäle dorthin zu begeben. Iſt aber die Ortichaft oder die Stadt mit dem, 
Interdikt belegt oder in offener Empörung gegen die Römiſche Kirche, jo muß ein 
nahegelegener Ort gewählt werden, in Betreff deſſen dieje Hinderniffe nicht obwalten. 
Ob Rom unter der königlich italienischen Gerrichaft als in Empörung gegen die 
Kirche begriffen zu betrachten jei, war beim legten Konflave im Schooße des Wahl- 
körpers beftritten; die Wahl erfolgte zwar in Rom, aber unter voller Verwahrung 
aller päpftlichen Rechte; die Freiheit der PB. ift jedenfalld durch die derzeitige 
Italieniſche Gefehgebung jo unbeichränft als möglich verbürgt. (Legge sulle prero- 
gative del Sommo Pontifice e della Santa Sede e sulle relazioni dello stato colla 
chiesa, jogen. Garantiegefeß vom 13. Mai 1871 Art. 6: „Durante la vacanza 
della sede pontificia nessuna autoritä giudiziaria o politica potra per qualsiasi 
causa porre impedimento o limitazione alla liberta personale dei cardinali. I 
Governo provvede a che le adunanze del Conclave e dei Concili Ecumeniei non 
siano turbate da alcuna esterna violenza.*) — ®on den angegebenen Formvor— 
ichriften darf das Kollegium nach ausdrüdlicher Vorſchrift Clemens’ V. fich weder 
ganz noch theilweije dispenfiren, wenn hierzu nicht ganz bejondere Gründe vorliegen. 
Gregor XV, und Urban VIII. haben (1621—1625) das ganze Geremoniale der P. 
noch bejonders kodifizirt (Aeterni patris filius und Ad Romanum Pontificem). Die 
Perfonen, welche die Kardinäle mit in's Konklave nehmen dürfen, find nach Zahl 
und Stand genau angegeben. Nach dem Eintritt in’s Konklave beichwören die 
Kardinäle die Kirchengejege über die P. Für die Nechtögültigkeit der Wahl ift die 
Beobachtung der Vorichriiten über Konklave und Klaufur (nicht aber der übrigen 
Formalien) unbedingte Borausfegung. Die Wahl erfolgt per inspirationem: 
durch jofortige Einftimmigfeit; oder per compromissum: indem die Kardinäle 
die Wahl einigen Schiedsmännern übertragen, die aber einftimmig gewählt jein 
müflen; oder per serutinium: durch jchriftliche Abjtimmung. Letzteres ift die 
Regel und die Einzelheiten der Abſtimmung find auf's allergenauefte geordnet (vgl. 
Nihter-Dove, Kirchenrecht, $ 123 N. 28 die Angabe der einzelnen Akte). Hat 
das erſte Skrutinium feine Zweidrittelmehrheit ergeben, jo ift der jogen. Acceß 
geftattet: das Skrutinium wird wiederholt und hierbei ift der Zutritt neuer Stimmen 
zu den bisher jchon auf einen Standidaten vereinigten geftattet. Iſt eine gültige 
Wahl erfolgt, jo findet, nach erfolgter Annahme, durch welche jofort die Jurisdiktion 
erworben wird, Wechjel des Namens und danach die feierliche Adoration durch die 
Kardinäle ſtatt; jodann wird die Publikation der Wahl an's Volk durch den älteſten 
Kardinaldiafon vollzogen, weiterhin geichieht die Krönung, von welcher die Päpite 
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ihr Pontifitat datiren; war der Gewählte noch nicht Biſchof, jo wird er vorher 
feierlich Hierzu durch den KHardinalbiichof von Dftia fonjekrirt. Sich jelbit einen 
Nachiolger zu emennen, ift der Papft nach geltendem Rechte nicht befugt; ob der 
Papſt das geltende Recht dahin abändern kann, daß er fich jenes Recht beilegt, ift 
beitritten, dürfte aber nad) der dermaligen Entwidelung des Kanonifchen Rechtes zu 
bejahen jein. — Endlich find noch die Konftitutionen Pius’ VI. und VII. über 
die P. zu erwähnen. Veranlaßt durch die außergewöhnlichen Verhältniffe, in welchen 
Rom umd die päpftliche Curie durch die Napoleonifchen Kriege fich befanden, erlieh 
Pins VI. im Jahre 1797 die Bulle Christi Ecclesiae regendae, welche den 
Kardinälen bezüglich der Zeit und des Ortes des Fünftigen Konklave alle erforder- 
liche Freiheit zur Abweichung von den beftehenden Borjchriften gewährte und dieſe 
Freiheit auch in der Zukunft für jeden Fall gewährt wiffen wollte, wo Unruhen 
im Bolfe, kriegeriſche Okkupation, Kriegsgefahr oder andere unmittelbar drohende 
Uriachen die kanoniſche Vornahme der P. gefährden fönnten. Pius’ VI. Nachfolger 
Pius VII. wurde daraufhin in Venedig gewählt. Eine zweite Bulle Pius’ VI. vom 
Jahre 1798 Cum nos superiori anno dehnte die Fakultäten, von den Firchengejeß- 
lihen Borfchriften abzumweichen, noch weiter aus: der Kardinaldefan allein follte 
danach berechtigt fein, den Ort des Konklave zu beitimmen; wenn mur einige 
Kardinäle fich daſelbſt verfammeln, jollen fie zur Vornahme der Wahl berechtigt 
fein. Pius VII. betätigte durch die Bulle Quae et quanta cura im Jahr 1804 
die Bullen jeines Vorgängers. Die Päpfte des 19. Jahrhunderts Leo XIL, 
Pius VIIL, Gregor XVL, Pius IX. wurden nach den für normale Zeiten 
geltenden Vorſchriften gewählt; ebenjo Leo XIII. nach lebhaftem, bejonder von 
dem engliichen Kardinal Manning geführten Kampfe im Schooße des Kardinals- 
follegiums. 

Gigb.: C. 1. Dist. XXIU. (Nikolaus II. dazu befonders bie unten cit. Schrift von 
—* Beiher). e. 6 X. de elect. 1. 6 (Aleranber IIL); c. 3 in VI.o de elect. I. 6 
(Gregor X.); c. 2 de elect. in Clem. I. 3 (Clemens V.). — Const. Aeterni Patris Filius 
1624 und Ad Romanum Pontificem 1625 (Gregor XV., Urban VIII). — Bulle Christi 
Ecclesiae regendae 1797 (Pius VL). — Cum Nos Superiori Anno 1798 (Pius VI.. — Quae 
et — cura 1804 (Pius VIL) — Const. Rom. Pontificibus (Pius .) 1869 60. auch 
Rihter:Dove, $ 123 N. 17). — Königl. — ed Geſetz (jog. Garantiegeſetz) dom 
13. Mai 1871 (abgedrudt bei Brienbeng. — nb, IV. Dazu v. F endorff in 
ſeinem Jahrbuch * et gebung, IV ff. —V Die rechtli nverantwort: 
lichleit und Verantwortlichteit des römiſchen Papftes, Nördlingen 1872). 


Lit.: Floß, Die P. unter den Ottonen, ae 1858. — Zöpfel, Die P. vom 11. bis 
14. Yahrh,, Göttingen 1871. — Cartwright, apal conclaves, Edinburgh 1868. — 
—— B. und Kaiſerthum, Berlin 1874. "Sheffer-Boihorf, Die Neuordnung 2 

— — Nicolaus II. Straßburg 1879. — Waitz in Forſch. zur Deutichen Geſchichte, 

103 ; VII. 404 ff.; X. 614 ff. — Bangen, Die Röm. Kurie. — Jacobjon in Bee 15 
Real: nchklop., II. 577 — XI. 93 CB.); Mejer, ebenda, III. 204 (Kurie). — fyerner 
die Spfteme von un aEnn J 246; vI. 261 ff.; Schulte, II. $$ 25, 36 ff. und jebt 
beionders Hin ſchius, I. 22 ff. — Die Lehrbücher ded Kicchenrechta von Rihter:Dove, 
zz 122 ff.; Mejer, 88 126 f.; Walter, $$ 126 fi. Zorn. 


PBaraphernen. Mit diejem Griechiichen Ausdruck bezeichnet die Rechtsſprache 
im weiten Sinne alles, was eine Ehefrau in einer Ehe nad) Dotalrecht extra dotem 
im Vermögen hat. Da das Gut der rau nur durch einen bejonderen Willensaft 
derjelben zur Dos werden fann, jo bleibt e& regelmäßig jelbit dann Paraphernal- 
gut, wenn es der Verwaltung des Mannes überlaffen if. Daß diefer Römifch- 
rechtliche Sat Gemeines Deutiches Recht geworden, ift nicht unbeftritten, eine 
Anzahl älterer und neuerer Juriften präjumiren für die Dotalqualität. — In recht- 
licher Beziehung ift der Fall, wenn die Frau ihr Gut dem Mann anvertraut, ut 
loco paraphernorum apud eum maneat, der erheblichite, und man verfteht deshalb 
im engern Sinne unter P. das außer dem Dotalgut dem Mann von der Frau an- 
vertraute eigene Gut derjelben. Den Gegenſatz hierzu bilden die der eigenen Ver: 
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waltung der Frau vorbehaltenen bona receptitia. Zu den letzteren umd nicht zum 
Paraphernalgut im engern Sinne gehört, was die Frau dem Mann durch Rechte- 
geichäfte, 3. B. darlehnsweije freditirt. — Für das ihm anvertraute Paraphernal« 
gut haftet der Ehemann als Verwalter, er vertritt jedoch mur wie bei der dos 
diligentia quam suis rebus. Das Rückforderungsrecht iſt durch ein geſetzliches 
Piandrecht gefichert. — Was übrigens eine Ehefrau ala ihr Eigenthum in Anſpruch 
nimmt, bat fie troß ihres Befiges dem Ehemann und deflen Gläubigern gegenüber 
als ihr Eigenthum zu beweiien. Das ift die Folge der jogen. praesumtio Muciana, 
die von Ginigen mit Unrecht auf das bejchränft wird, was fich im Haufe des 
Mannes befindet. — Die modernen Kodifilationen, welche wie die Preußifche und 
Sächſiſche auf dem Syſtem des maritalijchen Nießbrauchs am ganzen Vermögen der 
"rau beruhen, kennen den Gegenjaß von Dos und P. nicht. An die Stelle des— 
jelben tritt der des eingebrachten und vorbehaltenen Guts, welches lehtere in geieh- 
lic) und vertragamäßig vorbehaltene Gegenftände zerfällt. Das Defterreichiiche Recht 
entipricht dem Gemeinen. Ebenſo kennt das Franzöſiſche Necht in der nicht güter- 
gemeinschaftlichen Ehe Paraphernalgut der Frau, über welches diejelbe frei verfügen 
kann; ſoweit e& in Liegenfchajten befteht, jedoch nur unter Zuftimmung des Ehe 
manns oder des Gerichte. 

Quellen: Cod. de N conventis super dote — et — 5. 14. — 1. 5l 

g. ER BGB. 


D. 24, 1. — Preuß. A „IL 188 205 fi — Sidi $$ 1640, 1680. — 
Deiterr. BEB. SS 1237 ff. — Code civ. art. 1574—80. Ecciuß. 


Pardeſſus, Jean Marie, & 11. VII. 1772 zu Blois, 1809—1830 Prof. 
an der Nechtsichule zu Paris und jeit 1821 zugleich Rath am Kaſſationshof, 
T 27. V. 1858. 

Schriften: Trait des servitudes suivant les principes du code civil, ‚Blois 1806; 
8. ed. 1838. — Trait€ du contrat et des lettres de change, Par. 1809. — Elements de 
m... commerciale, Par. 1811. — Cours de droit commerciel, Par. 1813-16; 
6. ed. par E. de Roziöre, Par. 1856, 57 (deutih von Schiebe, Lehrb. des H.R. nad 
Parbeffus, Leipz. 1838; italien. Venez. 1838), enth. in ber 2. &d. 1821 auch: Discours sur 
Vorigine et les progres de la legisl. et de la jurispr. commerc., fowie Bibliothöque de 
jarispr. commerce. — Collection des lois maritimes anterieures au 18itme siöcle, Par. 
1828—45 (Bd. I. II. erichien beionder® ala: Us et coutumes de la mer, Par. 1847). — 
Memoire sur les differents rapports, sous lesquels l’äge &tait considere dans la legisl., 
Rom. 1838. — Origine du droit coutumier en France, Par. 1839. — La loi Salique, Par. 
1843. — Organisation judiciaire depuis Hugues Capet jusqu’ä Louis XII, Par. 1851. — 
Er gab Collection des ordonnances des rois de France, tome XXI, 1849; ferner Bre- 
quigny’3 und La Porte du Theil’# Diplomata, chartae, epistolae, leges aliaque in- 
strumenta ad res Gallo-Francicas spectantia, Par. 1846—49, u. die Schriften d’Aguesseau’s, 
Par. 1819, heraus. 

Lit: Goldſchmidt, Handbuch bes H.R., Bb. I. 2. Aufl., Erl. 1874, ©. 8, 9, 217. — 
Revue critique de legisl, et de jurispr., 1857, t. X. p. 472—474. — Roziöre, Notice vor 
ber 6. Aufl. d. Cours de droit comm. — Pardessus, sa Vie et ses Oeuvres, par —— 
Eloy, Par. 1868. — Stobbe, Rechtsquellen. I. 250. — Naudet, Notice hist. lue 


V’Academie, 1855. — Du Saussois, J. M. P., Paris Lyon 1878. — Le tribunal et la 
cour de Cassation, 1879, p. 209—211. Zeihmann. 


Barentelenordnung (Linealgradualiyitem, Ih. J. ©. 511). Die 
Snteftaterbfolge wird im Wejentlichen durch die Verwandtichait beftimmt. Der 
Begriff der Verwandtſchaft beruht aber darauf, dak zwei Perfonen entweder von 
einander oder von einem gemeinjchaftlichen Dritten abitammen. Um die Verwandt- 
ſchaftsnähe zu bejtimmen, rechnet das Röm. Necht nach Graden in der Weije, daß 
es die Zahl der Zeugungen zählt, die zwiichen den Perfonen Liegen, deren Verwandt- 
ichaft berechnet werden joll. Die Römifche Erbiolge ift eine Gradualerbiolge injofern 
ala im Allgemeinen der nähere Berwandte dem entiernteren vorgeht. Doch it dieſes 
Gradualprinzip nie zur reinen Durchführung gelommen, jondern e8 wurde die Erb- 
folge noch durch andere Momente beitimmt. Nach Juft. Recht gelangt dafjelbe nur 
innerhalb eines entiernteren Verwandtenkreifes zur vollen Geltung. 
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Soweit die Verwandtſchaft zweier Perjonen zu einander rechtlich maßgebend ift, 
bedient fich auch das Deutiche Recht der Zählung nad) Zeugungen. Doch werden, 
wenn die zwei Perfonen von einem gemeinschaftlichen Dritten abftammen, nur die 
Zeugungen gezählt, die zu einer derjelben vom gemeinjchaftlichen Stammpvater herab- 
führen. Sind die Seiten ungleich lang, jo zählt man auf der längeren Geite. 
Gejchwifterkfinder, die nach Röm. Necht im vierten Grade verwandt find, find es 
nach Deutichem demnach nur im zweiten Gliede, Oheim und Neffe gleichfalls im 
zweiten. Im Gegenjag zum Röm. Recht verfinnbildlicht das Deutſche Recht die 
BVerwandtichait durch den menjchlichen Körper und berechnet fie an den Gliedern 
vom Schultergelent bis zum Nagel der Hand. Diefe VBerwandtichaftszählung ift 
durch das Kan. Recht zur Beitimmung der Ehehinderniffe rezipirt und weiter aus— 
gebildet worden. 

Für das Erbrecht, wo es fich ftetö um die Verwandtichaft zweier oder mehrerer 
Perjonen zu einer dritten, dem Grblaffer, handelt, hat das Deutiche Recht eine be— 
jondere Succeifiongordnung ausgebildet, welche fich nicht an die abjolute Verwandt— 
ichaftänähe, jondern an die natürliche Gliederung der Verwandtichaft in engere Ver— 
wandtichaftsgruppen anſchließt. 

Der ganze Kreis der Verwandtichait zerfällt in eine Reihe Eleinerer Kreiſe, 
welche dadurch gebildet werden, daß fie den nächiten Stammpvater gemeinjam haben. 
Um die Sache möglichit anfchaulich zu machen, jeßen wir, daß eine verwandtichafts- 
loſe Perſon — wir wollen fie Dankwart nennen — eine Familie gründet. Nach dem 
Tode derjelben können nur ihre Abjtämmlinge als Erben in Betracht kommen 
(1. Parentel). Soll ein Kind des Dankwart beerbt werden, etwa Walter genannt, 
jo können als Verwandte deffelben in erjter Linie deffen Abſtämmlinge (1. Parentel), 
außerdem aber auch deflen Vater und Gefchwifter auftreten (2. Parentel). Stirbt 
ein Sohn des Walter, jo fann derjelbe beerbt werden eritens von feinen eigenen 
Abftämmlingen, zweitens von feinem Vater und deffen Abjtämmlingen, drittens von 
feinem Großvater und defjen Abftämmlingen. Alle diejenigen, welche den nächiten 
gemeinjchaftlichen Stammvater haben, bilden mit demjelben eine Parentel. Mit 
jeder neuen Generation erweitert fich der Kreis der Verwandtichaft um eine neue 
Parentel. Sonach jchichtet fich die ganze Verwandtſchaft in übereinanderfolgende 
Gruppen, Parentelen ab, deren erite vom Erblaſſer und deflen Dejcendenten gebildet 
wird, während die zweite aus dem Vater defjelben und deſſen Abjtämmlingen bejteht 
und die folgenden der Reihe nach ſtets den relativ nächjten Ajcendenten und deffen 
Deicendenz umfaffen. In analoger Weife gliedert fich die Verwandtichaft, welche 
durch die Mutter des Erblafjers vermittelt wird. Die ganze Seitenverwandtichaft — 
und das ift das weientliche Merkmal des Syſtems — ericheint demnach ala auf: 
gelöft in Deicendenzen, welche von den Aijcendenten des Erblafjfers ausgehen. Sämmt- 
liche Verwandte kommen entweder ald Stammeshäupter oder ala Abjtämmlinge in 
Betracht. Die Reihe der Stammeshäupter vom Erblaffer angefangen bis zu dem 
älteften nachweisbaren Ahn deſſelben bildet den Hauptitod oder Stamm der Ber- 
wandtichaft, von welchem in bildlicher Darftellung die Defcendenten des Erblaſſers 
in gerade abfteigender Linie ausgehen, die Kollateralen deſſelben als Abftämmlinge 
feiner Aſcendenten in jchräger Linie fich abzweigen. 

Die P. iſt nun jene Succeffionsordnung, zufolge welcher im Grbgang die 
dem Entitehungsalter nach jüngere Parentel die ältere ausichließt. Es folgt aljo 
im Erbe zunächit die Parentel des Erblaffere, beitehend aus feinen Kindern und 
Kindeskindern. Wenn folche nicht vorhanden, neben dem Vater die Geſchwiſter des 
Erblaſſers und deren Sprößlinge ala Glieder der zweiten Parentel. So lange in 
einer Parentel ein erbberechtigter Verwandter vorhanden ift, fann niemand aus der 
nächit höheren Parentel zum Erbe gelangen. Der Neffe des Erblaſſers ſchließt alfo 
deſſen Oheim aus, da jener in der zweiten, diefer in der dritten Parentel jteht. 
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Innerhalb derjelben Parentel kommen verichiedene Erbprätendenten nur ala 
Deicendenten ihres gemeinjchaftlichen Stammvaters in Betracht. Die Verwandt: 
ichaftänähe kann in abfteigender Linie nur in einer einzigen Weife, nämlich nach der 
Zahl der Zeugungen, bemeflen werden. Es enticheidet aljo unter den Gliedern der— 
felben Parentel der Abitand vom Hauptitode, jo daß das dem Grade nach nähere 
das entierntere ausjchließt. 

Die einzelne Parentel pflegt man wol auch ala Linie zu bezeichnen und ba 
innerhalb der Linie der Grad den Ausfchlag giebt, jo nennt man die P. auch 
Zinealgradualordnung, ein Ausdrud, der wegen der Nebenbedeutungen des Wortes 
Linie im Berwandtichaftsbilde zu Mikverftändniffen Anlaß geben kann und anderer- 
ſeits minder bdurchfichtig ift als jener. Durch die Bezeichnung Linealgradiyitem 
wollte man die P. unterjcheiden von einer angeblichen reinen Yinealordnung, 
welche innerhalb der einzelnen Parentel auf die größere oder geringere Entfernung 
vom Hauptftode gar keine Rüdficht nimmt. Die Eriftenz einer folchen Linealordnung 
muß geleugnet werden. Mit ihr iſt micht zu verwechieln eine Mobdifilation der 
P., welche durch allgemeine Zuläffigkeit des Gintrittörechtes entfteht, kraft deſſen 
die Kinder eines vorverftorbenen Parens in die Erbportion eintreten, die dieſer 
befäme, wenn er erben würde. Diejes Eintritts- oder Repräjentationsrecht hat be— 
grifflich eine Rechnung nach Gliedern oder Graden zur Vorausſetzung, da eben der 
nähere Grad durch den entfernteren repräfentirt wird. Wir haben es alfo auch bei 
einer derartig geitalteten P. mit einem Linealgradualiyiten zu tun. 

Das Prinzip der PB. findet fich dermalen im Xehnrechte, ferner in den 
Succeffionsordnungen des Adels, im Lüb. Recht, im Defterr. BGB., in einzelnen 
Sächſ.⸗Thüring. Ländern, in Schweiz. Rechten (jo namentlich im Züricher Geſetzbuch) 
und im Sächſ. BGB., welches die Seitenverwandten von der dritten Parentel an 
nach der P. zum Erbe gelangen läht. Die Englifche Erbfolge in unbewegliches 
Gut beruht gleichialls auf der Parentelentolge. Auch das Indiſche Recht kennt fie. 

Unter den Germaniften ift es eine lebhaft ventilirte Streitirage, ob die P. 
ala das dem Deutichen Recht eigenthümliche Succeffionsprinzip zu betrachten ſei. 
In der Deutichen Rechtswiffenichaft ift fie zuerft duch Joh. Chriſt. Majer Ende 
des vorigen Jahrhunderts prinzipiell entwidelt worden. Vereinzelte Angriffe gegen 
das von ihm aufgeitellte Syſtem vermochten nicht zu verhindern, daß die P. zu 
allgemeiner theoretifcher Anerkennung gelangte. In neuerer Zeit haben jedoch 
Siegel und Waſſerſchleben den Nachweis geführt, daß die Belege, durch welche 
man bis dahin die P. aus den Quellen begründete, nicht ala durchichlagend gelten 
fönnen. Beide haben zugleich der P. ein anderes Succeffionsprinzip ala das eigent- 
lich deutſche gegenübergeftellt. Waſſerſchleben ignorirt für die Seitenverwandt- 
ichaft die Reihenfolge der Parentelen und beftimmt die VBerwandtichaftsnähe blos 
dadurch, daß er den Abitand vom Sauptitode mißt, alfo die Zeugungen vom gemein- 
ichaftlichen Stammvater bis zum Erben herabzählt, mag jener num der Vater, der 
Großvater oder irgend ein höherer Ajcendent des Erblaffers fein. Demnach würde 
aljo beifpielaweije der Sohn meines Oheims von meinem Großoheim ausgeſchloſſen. 
Siegel mill die Zählungsart, die im Deutfchen und Kanonifchen Recht zur Ber 
ftimmung der Verwandtichaft zweier Perfonen dient, auch dann angewendet wiflen, 
wenn es ſich um die Beitimmung der Verwandtichaft mehrerer Perjonen zu einer 
dritten handelt, die mit diefer nicht denjelben nächiten Stammvater gemeinichaftlich 
haben, alfo nicht derjelben Parentel angehören. Für die Erbfolge werden jowol 
von Waſſerſchleben als von Siegel beftimmte Ausnahmen ftatuirt, um ihre 
Berechnungsweije einigermaßen mit den Quellen in Einklang zu bringen. Die 
Kontroverje, welche Siegel und Waſſerſchleben gegen ihre beiderjeitigen pofitiven 
Aufftellungen führten, jowie neuere Arbeiten haben dargethan, daß weder Siegel’s 
noch Waſſerſchleben's Theorie Anipruch auf quellenmäßige Begründung machen 
darf. Andererjeits ijt das Anſehen der PB. wieder gefeftigt und der Verſuch ge- 
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macht worden, ſelbige durch unzweideutige Quellenausſprüche geſchichtlich zu begründen. 
Abgeſehen von älteren Quellen ſpricht für ihren Germaniſchen Urſprung die auffallende 
Thatſache, daß fie für England Blackſtone, für Frankreich Pothier, für Deutſch— 
land Joh. Chriſt. Majer völlig unabhängig von einander in fachlich überein- 
ftimmender Weije zur Darftellung gebracht haben. 

Lit. u. Gigb.: Majer, Germaniens — 1789; Derjelbe, Teutſche Erbfolge 
ſowohl überhaupt als insbeſondere in Lehen und Stammgüter, 1805 ff. — Griejinger ın 
* —— von Danz' Handbuch des eutigen Deutichen Privatrechts, IX. X. 1822, 

ekind, De ordine succedendi quo legibus et moribus Germanorum .... 
—— delata sit, 1822. — Sybotw, Eat nad den Grundjäßen des Sachſenſp., 
1828. — Sie el, Das Deutiche Gıbreht nach den Rechtäquellen bes Mittelalters, 1853; Der: 
jelbe, Die — Verwandtſchaftsberechnung, 1853. — Waſſexſchleben, —* Prinzip 
der Succeffiongordnung nach Deutichem, insbefondere Sächſiſchem Recht, 1860; Derjelbe, 
Die German. Berwandtichaftäberechnung und das Prinzip der Erbenfolge, 1864. — —— 
—* Stellung des Sachſenſpiegels zur ya 1860. — Rive, Zur e nad 
dem re der Succeifiondorbnung = German. Recht, abrb. bes ——* Deutf * Rechts. 
VI. 197 fi. — Lewis in der Krit. B.J.Schr. für Geld. und Rechtswiſſenſchaft, IX. * 
—9 fi. er Ace rt. Brunner, Das Anglonormannfde Erbfolgeiyftem, ein Beitra 
—— ber Parentelen:Orbn., 1869. — MWaflerihleben, Das Prinzip ber —— 
— d. Amira, Erbenfolge und Verwandtſchaftsgliederung nach ben altnieberdeuffchen 
—25 1874. — Role, Zur Lehre von ber Parentelenorbnuung, in Puchelt's geitiär. 
für Franzöſ. Givilrecht, VI. 171 I (1875) und in ber Krit. B.Y.Scrift XXIIL 13. 
Gengler, Das Deutiche Privatrecht in feinen Grundzügen, 3. Aufl. $$ 174—176. — Oele, 
BGB. SS 730 ff. dazu Unger, Syuftem des Defterr. Allg. Privatrechts, VI. 135 Anın. 1. — 
22332 Anklänge = Preuß. LER. an die Deutiche Parentelenorbnung. — BEL. für 
achſen 2043, 2044. — Weimar. — vom 6. April 1833. — Altenb. Geieh vom 6. April 
1841. — Vothaifhes Gejeh vom 2. * — Reuß-Greizer Geſeß vom 22. Yan. 1841. — 
Reub-Schleizer Gejek vom 10. Dez. 1 einrih Brunner. 


Barodiallaften. Die materiellen Mittel, welche zur Erhaltung der Kirche 
als äußerer Anftalt nothivendig waren, wurden in der älteſten Zeit der chriftlichen 
Kirche ausjchließlich von den Gemeindegliedern aufgebracht. Zeugniffe hierfür finden 
fi in großer Zahl bei den Kirchenvätern, ſpeziell bei Cyprian, Tertullian, Hiero— 
nymus. Ganz im gleicher Weiſe decken die modernen Freikirchen die Koften ihrer 
firchlichen Organifation (vgl. 3. B. Hinfichtlich der Schweizerifchen Freificchen Gareis 
und Zorn, Staat und Kirche in der Schweiz, II. SS 48—51 und Urf. XLVII—XLIX). 
Späterhin verlegte fich der Schwerpunft der kirchlichen Temporalien in andere Finanz- 
quellen: eigenes Vermögen der Kirche, Leiftungen der Staaten, Stolgebühren und 
andere Abgaben für den Empfang einzelner kirchlicher Funktionen und bejonders 
Dispensgebühren. Erſt in neuejter Zeit haben die P. in der Form von Kirchen— 
fteuern wieder erhöhte Bedeutung gewonnen. Aus dem älteren Kirchenrecht find P. 
bejonders als BeitandtHeil der Eirchlichen Baulaft in das heutige Kirchenrecht über- 
gegangen. 

Die P., d. i. die Leiftungen der Gemeinde zu kirchlichen Zweden, laſſen ſich 
“ nad dem geltenden Recht folgendermaßen gliedern: 

I. Vielfach haben fich ganz jpezielle Laften der Gemeinden ausgebildet und er- 
halten, jo 3. B. die Pflicht der Gemeinden, die Umzugskoſten der Geiftlichen (Allg. 
ER. II. 11 88 406, 409 ff.; Rhein-Wejtph. Kirchenordn. $ 61; Jacobjon, $ 96; 
Richter-Dove, $ 237°) oder die Koften kirchlicher Vifitationen (nicht in der 
katholischen Kirche: Richter-Dove, $ 285, wol aber in der evangelischen: 
ebenda, $ 237, sub II.) zu tragen. Allgemeine Grundjäße beſtehen hierüber nicht 
und partilularrechtlich find die einjchlägigen Normen überaus verjchieden. 

U. Die Theilnahme der Gemeinden an der kirchlichen Baulaſt. Schon im 
Sranfenreiche waren die Parochianen zur Theilnahme an der Baulaft verpflichtet. 
Primär jedoch lag diejelbe auf dem Kirchenvermögen und falls dafjelbe nicht zureichte, 
auf den Inhabern kirchlicher Lehngüter. Eventuell wurden die Pfarrer und Parochianen 
beigezogen, im verjchiedenen Diözeſen aber in jehr verichiedener Weile. Das Triden- 
tinum bejtimmte ala Gem. Necht für die katholische Kirche: größere Reparaturen 
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find primär aus dem Kirchenvermögen, ſpeziell der fabrica ecelesiae (vgl. den Art. 
Kirhenfabrik) zu beftreiten; jefundär haben der Patron und alle, die aus dem 
Gut der betreffenden Kirche Einkünfte beziehen, einzuftehen; an lehter Stelle find 
die Parochianen beitragäpflichtig („parochianos omnibus remediis opportunis ad 
praedicta cogant quacunque appellatione exemtione et contradictione remota‘, 
auägenommen nur wenn fie „nimia egestate laborant“). Zu Hand» und Spann: 
dienjten können die Parochianen bei jedem Bau beigezogen werden. Als Parochianen 
gelten nach der Konſequenz des katholischen Kirchenrechtes alle Getauften der Ge- 
meinde, und insbeſondere werden auch die jog. Forenſen („possidentes*) nach einer 
Enticheidung der Congregatio concilii ala beitragäpflichtig betrachtet. 

Daß Perjonen, die nicht der Konfeifion angehören, zu den P. beizutragen ver- 
pflichtet find, ift übrigens nicht nur katholiſches, jondern auch vieljach evangelifches, 
ipeziell lutheriſches Kirchenrecht geweien (vgl. hierüber jpeziell Mejer, $ 64°, auß- 
führlich Richter- Dove, $ 142% und für Preußen Jacobjon, $ 57). 

Die kirchliche Baulaft bezieht fich nach katholifchem Kirchenrecht nicht nur auf 
die Kirchen, jondern auch auf die Piarrgebäude, 

Das Tridentinum hat aber nur jubfidiär Gem. Necht geichaffen; primär 
jollten die partifularen Rechtöbildungen maßgebend bleiben (über die Verhältnifie 
in der Erzdiözefe Köln 3. B. f. die Angaben bei Richter-Dove, $ 31911), — 

Nach evangeliichem Kirchenrecht find in der Regel Patron und Parochianen 
verpflichtet zur Baulaft zu kontribuiren, wenn das Kirchenvermögen nicht ausreicht, 
bzw. wenn nicht der Staat auf Grund der Säfularifationen die Baupflicht über: 
nommen bat. Die partifularrechtlichen Bildungen find ſehr verichieden: in eriter 
Linie jollen Herlommen oder Lokalſtatuten, eventuell Kirchenordnungen oder Landes— 
gejeße ala maßgebend betrachtet werden. 

Die Verpflichtung der Parochianen ift mach evangelifchem wie katholiſchem 
Kirchenrecht eine perfonale, Tann jedoch partifularrechtlich auch zu einer realen ges 
worden fein. Filialgemeinden tragen nad) dem gleichen Maßſtab bei wie die Mutter- 
gemeinde, fall nicht bejondere Beitimmungen vorhanden find. Bei unio per aequa- 
litatem bleibt jede Gemeinde auch für die Baulaft jelbjtändig. — Bon der Kirchen- 
fabrif ift die Baulaft in der Art zu beftreiten, daß nicht nur die Renten, jondern 
auch das Kapital in Anfpruch genommen werden darf, jedoch nur ſoweit, daß die 
Fortdauer des Kultus dadurch nicht etwa gefährdet würde. 

Die wichtigiten partifularrechtlichen Beitimmungen find (Richter-Dove, 
$ 31923; Schulte, Lehrb., $ 192): 

1) Preußen. Im Gebiete des LER. find maßgebend a) beitehende Ver— 
träge; b) gerichtliche Präjudizien; ec) Gewohnheiten, Herkommen, Lofaljtatuten; 
d) Provinzialrechte; e) das Allg. ER. (Das Kan. Recht als folches iſt durch das 
ER. befeitigt, wol aber können defjen Beitimmungen objervanzmäßig in Kraft ftehen.) 

Nach letzterem ift primär baupflichtig die fabrica ecclesiae, ſoweit diejelbe 
nicht durch die Dedung laufender Ausgaben aufgezehrt wird, eventuell Patron und 
Parochianen. Immer aber müſſen die Lebteren bei Landfirchen die Hand- und 
Spanndienfte thun (Landkirche ift eine Kirche, deren Parochianen Yandleute find; 
find zu einer Stadtkirche auch Landleute eingepfarrt, jo ift die Kirche ſowol Stadt- 
ald Landkicche). Die Verteilung geichieht in der Weiſe, daß bei Landkirchen der 
Patron 2/,, die Parochianen ?/,, bei Stadtlirchen im umgekehrten Maßſtab der Beitrag 
bemefjen wird. Im Uebrigen erfolgt die Vertheilung wie bei den ſonſtigen Gemeindelaften. 

2) In Bayern haben die Gemeinden, wenn die Kirchenfabrif nicht Hinveicht, 
immer Hand» und Spanndienfte zu leiften, anderweitige Beiträge erft nach der Kirchen— 
fabrif, dem Patron, den am Kirchengut Zehntberechtigten,: anderen Kultusftiftungen ; 
zeitweife tritt der Staat ein. 

3) In Württemberg ift feit der Säkularifation der Staat an Stelle der 
Gemeinden eingetreten, primär trägt das Kirchenvermögen die Baulaft. 
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4) Im Königreich Sachſen, ſowie in Oldenburg ud Sachſen-Weimar 
haben die Parochianen einzutreten, wenn die Kirchenfabrik nicht zureicht; ebenſo in 
Kurheſſen. 

5) In Baden leiſten die Gemeinden Hand- und Spanndienſte, haben ferner 
Thurm, Glocken, Orgel, Seitenaltäre und Kirchenornat zu beſtreiten, eventuell auch 
noch mehr, falls die Kirchenfabrik unfähig iſt CKichter-Dove, 8819 N. 23 sub V). 

6) Im Gebiete des Franzöſiſchen Rechtes iſt die Unterhaltung der Pfarr— 
gebäude primär Sache der Givilgemeinde (jo nach der Deutſchen Praxis, anders 
die Franzöſiſche. Val. hierüber die Arbeiten von Hüffer, die gefammte Literatur 
ift citirt bei Schulte, $ 182* und Walter, ©. 608 21. Ueber die Entjtehungs- 
geihichte diejes Rechtsſahes ſ. die Motive zu dem Preuß. Geſetz vom 14. März 
1880 in Dove und Friedberg, -Zeitichr. für Kirchenrecht, XV. ©. 388. Hier 
find auch die einfchlägigen ranzöfiichen Geſetze jeit 1789 mitgetheilt.) Bezüglich der 
Kirchengebäude ift die Givilgemeinde ſekundär, die Kirchenfabrit primär verpflichtet 
(Franzöſ. Dekrete v. 30. Dez. 1809 u. 14. Febr. 1810). Der proteftantifche Kultus 
war durch Geſetz v. 5. Mai 1806 ausdrüdlich dem katholischen gleichgeitellt worden. 

Nach dem Gefeg vom 14. März 1845 (f. hierüber Zeitichr. a. a. DO. 393 ff.) 
find in den linksrheiniſchen Theilen der Preuß. Rheinprovinz bei außerordentlichen 
Bedürniffen an dritter Stelle auch die Kirchengemeinden verpflichtet. Jetzt ift aber 
maßgebend das Gejeh vom 14. März 1880, das von hoher prinzipieller Bedeutung 
it (die Motive zu diefem Geſetz j. Zeitjchr. für Kirchenrecht, XV. 385—403). 

Durch dafjelbe ift die Verpflichtung der Givilgemeinden zur Bejtreitung der 
firhlichen Bebürfniffe endlich den heutigen Staataprinzipien gemäß aufgehoben und 
denjelben nur mit ftaatlicher Genehmigung geftattet, den Kirchengemeinden Zus 
wendungen aus ihrem Vermögen für kirchliche Zwede zu machen. Nur joweit die 
Pflicht der Givilgemeinden auf privatrechtlichen Titeln beruht, ift fie prinzipiell 
aufrecht erhalten worden. Die Sirchengemeinden haben ihre Bedürfniffe fünftighin 
jelbft zu beftreiten; alle Kirchen und Piarrgebäude gehen aber aus dem Eigenthum 
der bürgerlichen in das der Kirchengemeinden über, nicht aber freie Pläße, welche 
jene umgeben, Begräbnißpläte und Piarrgebäude, die diefem Zweck nur ſekundär 
dienen. Was Givilgemeinden für Pfarrwohnung an Geld oder Naturalbeiträgen 
bisher leijteten, bleibt unberührt. Forenſen find zu den Kirchenlaften nicht beitrags— 
pflichtig. Die aufrecht erhaltenen Pflichten der Givilgemeinden fünnen von diejen 
legteren nach jechamonatlicher Kündigung mit dem 25fachen Betrag der Jahres- 
leiftung abgelöft werden; verlangt die Kirchengemeinde dieje Ablöfung, jo muß die 
Givilgemeinde hierauf eingeben, braucht aber dann nur mit 22%, zu fapitalifiren. 
Die Ablöfungsfumme darf in vier Jahresraten, von denen jedoch feine unter 
300 Mark beträgt, abgezahlt werden. Streitigkeiten find im vertwaltungsgericht- 
lichen Verfahren auszutragen. 

7) — partikularrechtliche Bildungen im Gebiete des Allg. Preuß. ER. vgl. 
Schulte, ©. 586% und befonders Jacobjon, $ 176. 

8) Ueber die Rechtsverhältniffe in den neuen Preuß. Provinzen vgl. 
Rihter-Dove, $ 319%, ©. 1160. 

9) Ueber die jehr tomplizirten und partitulär jehr verjchiedenen Rechtöverhältnifie 
in Dejterreich f. die Nachweifungen ebenda ©. 1157 ff.; Schulte, ©. 579. 

II. Die wichtigfte PB: bilden heute die Kirchenfteuern (f. darüber diejen Art.). 

Rechtsguellen ad IL: Trid. Sess. XXL c. 7 de ref, — Allg. Preuß. ER. TH. II. 


Tit. 11 S$ 699760. — 2 Rheinpreußen: Geſetz vom 14. Man 1845 (6.©. 163), jebt in 
ber 440 erſetzt durch Geſetz vom 14. März 1880 (G. S. 225). 

Lit.: Eichhorn, Kirchenrecht, II. 205, 803. — Mejer, Kirchenrecht, $S 156, 166. — 
Schulte, Lehrb. d. Airchentechis, 8 192. — Nihter:Dove, Kirchenrecht, $ 319. — 
Walter, ñirchenre t, 88 266, 271, 272. — Permaneder, Ricchenzccht, ss 504-519; 
Derjelbe, Kirchl. aulaft, 2. Aufl. Münden 1856, bei. $ — lieber Preußen: 
Jacobion, Kirchenrecht, 88 96, 97. — Ueber Bayern: — Kirchenrecht, 88 107, 
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en — Sonft ausführlich ——— te: Richter-Dove, a. a. O. — Schulte, 

O. — Monographien: Mejer, Kirchliche Abgaben, in Herzog's Real-Encyklop., 
1. 58. — Jacobſon, ebenda, VII. 636. eg dir Lehre von der rechtlichen Natur 
ber Kirchenlaſten, in Ztichr. für Deutiches Recht, 18, 33 Zorn. 


Barry, L Humffreys, & 1816, Sohn des hervorragenden Advolaten 
J. 9. Parıy, Q. C., wurde 1856 Serjeant-at-Law, f 10. I. 1880. 
Gr jhrieb: Lord Campbell’s Libel Act (6. u. 7. Vict. c. 96), Lond. mr 
git.: The illustr. London News, 1880 Jan. 21. — Academy 1880 p, 46 
Zeihmann. 


Partei, Parteiprozef. Soweit ein Rechtsſtreit nicht im Anwalts: 
prozeß (j. diefen Art.) zu führen ift, d. h. im Verfahren vor dem Amtsgericht 
und vor dem Landgericht bei Handlungen, welche vor einem beauftragten oder er— 
juchten Richter oder dem Gerichtöjchreiber vorgenommen werden können, it die P. 
befugt, ſelbſt vor Gericht aufzutreten oder fich, jei es für den ganzen Prozeß, ſei es 
für eine einzelne Handlung durch jede prozehiähige Partei, mithin auch durch einen 
Rechtsanwalt, welcher nicht, wie im Anwaltsprozeß, bei dem Prozeßgericht zugelaſſen 
zu fein braucht, vertreten zu lafjen. Indefjen kann das Gericht Bevollmächtigte, welche 
dag mündliche Verhandeln vor Gericht geichäitsmäßig betreiben, zurückweiſen, eine 
Vorſchrift, welche der Winfeladvofatur entgegenwirken jol. Mit Rüdficht auf die 
erwähnte Befugniß der P. zur eigenen Führung ihrer Sache hat man das Verfahren, 
in welchem fie von diefer Gebrauch machen können, im Gegenſatz zum Anwaltsprozeß 
nicht gerade glücklich als P. bezeichnet. Das Verfahren in Rechtsſtreitigkeiten vor 
dem Amtsgericht, welches vor Allem den P. bildet, weit folgende Eigenthümlich— 
feiten im Gegenfag zum Anwaltsprozeß auf. Zuftellungen und Ladungen können 
in demjelben durch Vermittelung des Gerichtsjchreibers erfolgen (j. d. Art. Zu— 
ſtellung). Es ift ferner der P. gejtattet, ihre Klage zu Protokoll des Gerichts- 
ichreiberd zu erklären, unter Umftänden fie auch mündlich zu erheben (f. d. Art. 
Klage). Der Wechjel vorbereitender Schriftjäge (ſ. diejen Art.) behufs Infor— 
mirung des Gerichts und des Gegners ijt nicht obligatorisch, ſondern nur fafultativ. 
Die Anträge find bei der Verhandlung mündlich zu ftellen, nicht aus den Schrift« 
jäßen zu verlefen, und das Gericht hat bei derjelben dafür zu wirken, daß fich die 
P. über alle erheblichen Thatjachen erklären, jowie daß von ihnen jachdienliche Anträge 
geitellt werden. Insbeſondere gilt eine Urkunde nicht ohne Weiteres wegen unter- 
bliebener Erklärung als anerkannt, vielmehr nur dann, wenn das Gericht die P. zur 
Erklärung über die Echtheit aufgefordert hat. Ferner findet die für den Anwalts» 
prozeß maßgebende Regel, daß der Beklagte die ihm zuftehenden progeßhindernden 
Einreden ſämmtlich gleichzeitig und auch vor dem Beginn feiner Verhandlung zur 
Hauptjache geltend machen muß, feine Anwendung. Der Bellagte kann daher die 
Ginlaffung auf die Hauptjache wegen jolcher Einreden nicht verweigern, wol aber iſt 
das Gericht auf Antrag oder von Amtswegen befugt, eine gejonderte Verhandlung 
über diejelben eintreten zu lafien. Cine Ausnahme macht allein die Einrede der 
Unzuftändigfeit des Gerichts. Dieje Hat der Beklagte vor der Einlaffung zu erheben, 
weil andererjeit3 die Kompetenz des Amtögerichtes als vereinbarte eintreten würde. 
Iſt das Gericht jachlich unzuftändig, fo joll es jogar den Beklagten vor der Ver— 
handlung zur Hauptjache auf jeine Unzuſtändigkeit aufmerfjan machen. Wenn nun 
das Gericht demnächjt feine jachliche Unzuftändigkeit durch Urtheil ausipricht, jo iſt 
die Sache auf Antrag des Klägers, welcher aber vorher bei der Verhandlung zu 
itellen ift, an da8 Landgericht, bzw. bei bejonders daranf gerichtetem Antrag, an die 
landgerichtliche Kammer für Handelsfachen zu verweiſen. Nach der Rechtskraft des 
Urtheils gilt der Rechtsftreit als beim Landgericht anhängig. Falls in einem beim 
Amtsgericht anhängigen Prozeſſe die Unzuftändigkeit deffelben dadurch herbeigeführt 
wird, daß eine Widerflage erhoben, der Klageantrag erweitert oder durch einen 
Ancident-Präjudizialantrag die Feſtſtellung eines NRechtsverhältniffes verlangt wird, 
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jo hat die P., welche die fernere Verhandlung vor dem Amtägericht ablehnen will, 
einen Antrag auf Unzufjtändigfeitserflärung und auf Verweifung der Sache an das 
Landgericht zu jtellen, ehe fie zur Hauptjache weiter mündlich verhandelt. Mit der 
Rechtskraft des die Inkompetenz ausfprechenden Urtheils tritt dann ebenfalls die 
ſchon hervorgehobene Folge ein, und es werden in diefem Falle die bisher durch 
das amtsgerichtliche Verfahren entjtandenen Kojten ala Theil der beim Landgericht 
erwachjenen Koften behandelt. — Die Verweifung von Rechnungs, Auseinander- 
ſetzungs- und ähnlichen Sachen, welche im amtsgerichtlichen Prozeſſe verhandelt 
werden, zu einem befonderen vorbereitenden Berfahren, iſt ausgeſchloſſen. Abgejehen 
von Geftändniffen und Erklärungen über die Annahme oder Zurüdichiebung von Eiden, 
welche auf Antrag ſtets zu Protokoll zu nehmen find, findet eine Feftitellung von 
Anträgen und Erklärungen zum Situngsprotofoll nur inſoweit ftatt, als e8 dom 
Gericht am Schluß der mündlichen Verhandlung, auf welche ein Urtheil oder Beweis— 
beichluß ergeht, für angemeffen erachtet wird. 
Gigb.: Deutihe CPO. SS 74, 75, 456—470. P. Hinſchius. 


Barteivorträge, j. Hauptverhandlung. 


Bartinlerneuerung (Th. I. S. 866). Bei der Einführung des Konftitutio- 
naliamus in Deutichland wurde vielfach geglaubt, eine nach dem Ablaufe der jedes— 
maligen Legislaturperiode eintretende Totalerneuerung des Landtags ſetze diejen der 
Gefahr aus, aller geſchäftskundigen, an parlamentarische Verhandlungen bereit ge— 
wöhnten Mitglieder beraubt zu werden. Einzelne Deutiche Verfafiungen jegten daher 
eine Erledigung jämmtlicher durch Wahl erlangter Site oder doch aller Sie der 
zweiten Kammer nur für den Fall einer Auflöfung des Landtags feit, führten aber 
fatt der Totalerneuerung des Landtags nach Beendigung einer vollftändigen Legis- 
faturperiode eine in beitimmten Friſten wiederkehrende P. entweder für den ganzen 
Landtag oder nur für die zweite Hammer oder endlich für alle gewählten Mitglieder 
der erften und zweiten Kammer ein (Sachſen, Baden, Heſſen, Braunfchweig, 
Reuß ä. 8.). 

Die P. wird durch die bei Beginn oder Schluß des erjten ordentlichen Land— 
tags innerhalb der einzelnen Gruppen der Landtagsmitglieder vorgenommene Aus— 
loofung vorbereitet. Dieje erfolgt in Sachjen in der Weife, daß derjenige Theil der 
Landftände, welcher die niedrigjten Nummern gezogen hat, nach dem erften, der mit 
den nächjt höheren Nummern ausgeloofte Theil nach dem zweiten und der Reſt nach 
dem dritten ordentlichen Landtage auszufcheiden hat. Die Zahl der Auszuloofenden 
und demnach auch der neu zu Wählenden ift für jede Gruppe der Landftände in 
der Berfaflung feftgejeßt: in Sachjen beträgt die Gefammtzahl der auf einmal Aus— 
tretenden etwa ein Drittel aller Mitglieder der zweiten Hammer, in Baden die 
Hälfte der Abgeordneten zur zweiten und der grundherrlichen Abgeordneten zur erften 
Kammer. Ebenſo tritt in Braunfchweig vor dem Beginne eines jeden ordentlichen 
Sandtages die Hälfte der Abgeordneten aus. Die auögetretenen Mitglieder fünnen 
überall jofort wieder gewählt werden. 

Die meiſten Deutjchen Berfaffungen haben die P. für die Landitände nicht an- 
genommen, und gewiß mit Necht: einmal ift fie gegenwärtig nirgends nothwendig, 
um der Kammer, bzw. dem Landtage einen Grundſtock parlamentarisch gefchulter 
und gejchäftsfundiger Männer zu erhalten, da die Erfahrung lehrt, daß die Total: 
emeuerung regelmäßig einer größeren Anzahl der bisherigen Abgeordneten die früheren 
Site wiedergiebt. Dann aber kann gerade die Ausloofung eines Theiles der Stände- 
mitglieder die Bedeutenditen unter ihnen ihrer Site berauben und jo das Gegentheil 
des von der ganzen Einrichtung erjtrebten Zwedes bewirken, und endlich würden bei 
jährlichen Seffionen die durch die P. nothiwendig gewordenen Wahlen in allzu kurzen 
Paufen fich folgen, entweder die Wähler ermatten oder die Wahlagitationen per 
manent machen. Nur da, wo die Zufammenberufung der ordentlichen Landtage in 

». Holgendorff, Enc. II. Rechtöleriton III. 3. Aufl. 2 


18 Paruta — Pahpflict. 


mehrjährigen Zwijchenräumen erfolgt, jowie da, wo die Dauer der Abgeordneten: 
mandate eine jehr lange ift, fann die P. nützlich ſein, um den während derſelben 
zur Herrſchaft —— Anſchauungen eine Vertretung zu verſchaffen. 

Quellen: Baden, Verf. Urk. vom 22. Aug. 1818 8 79. Geſetz vom 16. April 1870, 
Art. 7. — Sadien, Verf. Url. vom 4. Sept. 1831 $ 71. Berf.Gel. vom 3. 2 1868 
Ne. II. — Heilen, Geſe * 8. Nov. 1872 hi 48. — Braunichtweig, Gele vom 22. Nov. 
1851 88 18, 19. — Neu „Verf. 88 59,5 

Bi: Zöpft, —* des gem. —— ———— 5. Aufl. Bd. II. ©. 284, — 


2.3 a Zahariä, Deutiches Staats: u. Bundesrecht, 3. Aufl. Bd. L ©. 633. — ©. Meyer, 
ehrbud) des Deutfchen EEE, Leipz. 1878 ©. "3. — Bluntihli, Allgemeines 
Staatäredht, 4. Aufl. Bb. S. 510, 511. — Helb, Staat und Gefellichaft, db. I. 
S. 889 —891. F. Brodhans. 


Paruta, Paolo, 5 1540 zu Venedig, aus einer Lucca entjtammenden 
Familie, ſtud. zu Padua, begründete zu Venedig eine literarifche Akademie, ging 
an das Tridentiner Konzil, 1588 Mitglied der Sechziger, dann Gejandter bei 
Glemens VIII, T 1598. 

Schriften: Orazione — 1572 (in F.Sansovino, Delle oraz. volgarmente scritte 
da diversi uomini illustri, Lyon 1741 I. 295). — Giustif. de’ signori Veneziani per la pace 
ultimamente conchiusa con J Turco, 1574. — Della perfezzione della vita politica, 1579 
(frans- 1583, engl. 1657). — Discorsi politici 1599 (alles vereinigt in Opere politiche di 

Paruta, Firenze 1852). 

git.: Alfred M&zieres, Etude sur les oeuvres politiques de Paul Paruta, Paris 
1853. — Janet, II. 67—74. — Kaltenborn, Vorläufer de H. Grotius, 1848, S. 122, 
123. — Sclopis, Storia (1863), II. 535. Teihmann. 


Pasquier, Etienne, 3 7. IV. 1529 zu Paris, ftud. in Toulouſe und 
Bologna, wurde 1549 Advokat, plaidirte gegen die Jejuiten, 1588 Deputirter, zog 
ſich 1604 zurüd, F 30. VIII. 1615. 

Schriften: Le catöchisme des Jösuites. — L’interprötation des Institutes de Justinien 
(1847 par Giraud), — Les recherches de la France, Par. 1560, 1581, 1596, 1611, 1622, 
1633, 1685; Orleans 1567. — Oeuvres, 1773. — .Oeuvres choisies (par Feug£reı. 
1849. — Dialogue des avocats du Parl. de Paris par Loysel, n. ed. par Dupin 1844. 

Lit.: Feugtre, Etude sur la vie et les ouvrages de P., 1849. — Mobl, II. 108, 


183, 187. — Savigny, Ill. — Schulte, Geſch. Ill.a €. 582. Teihmann. 
Pasquier, Etienne, Franzöſiſcher Staatsmann 1767—1862. 
Lit.: Favre, E. P. chancelier de France, Paris 1870. Zeihmann. 


Baftoret, Emmanuel, Marquis de, & 25. X. 1756 zu Marfeille, wurde 
procureur syndie des Seinedepartements, wanderte aus, kehrte 1795 zurüd, flüchtete 
bald nach der Schweiz, erhielt zurückgekehrt 1804 den Lehrjtuhl des Naturredts 
am Gollege, wurde 1809 Senator, 1826 Minijter, 1829 Kanzler, T 28. IX. 1840. 


Schriften: Quelle a été l’influence des lois maritimes des Rhodiens sur la marine 
des Grecs et des Romains? Par. 1784. — Zoroastre, Confucius et Mahomet, Par. 1787. — 
Moise considéré comme legislateur, 1788. — Traite des lois penales, 1790 (deutich von 
Erhard, Xeipz. 1792, 96). — Hist, een de la legislation des peuples, 1817—37. 

git.: Michaud. — Pinard, L’histoire à l’audience, Par. 1848. — arpels, Biblio- 
theque, 7, 66. Teihmann. 


Bajtrengo, Wild. de (Veronenjis), aus Pajtrengo, Advokat und Notar 
in Verona, mehrmals Geſandter am Hof von Avignon, T zwiſchen 1361 und 1370. 


Gr jhrieb: De originibus rerum (de viris illustribus), Venet. 1547. 
Lit.: Savigny, II. 32—834; VI. 197, 420. Teihmann. 


Paßpflicht. Die für die niedere Bevölkerung, für die Handwerker und für 
die Juden jchon feit Jahrhunderten beftehende Pflicht, fich auf Reifen durch amtliche 
Urkunden zu legitimiren, wurde im Laufe des vorigen und zu Anfang diejes Jahr: 
hundert unter dem Ginfluffe der zahlreichen Kriege und politiichen Bewegungen 
diefes Zeitraums auf alle Fremden ausgedehnt. Dieje übermäßige für die Polizei— 


— 
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behörde ebenjo yeitraubende wie für die Reiſenden läftige Ausdehnung des Pah- 
zwanges juchte man durch den Sab zu rechtfertigen, daß der fremde fein Necht zum 
Eintritt in das Land, zum Durchgang oder Aufenthalt habe und fich daher den 
bierfür von der Territorialgeießgebung aufgeftellten Bedingungen unterwerfen müfle. 
Die noch weiter gehende Forderung, dab auch der Jnländer bei feinen Reifen im 
Inlande fich über jeine Perfon und jeinen Reiſezweck durch einen Paß ausweijen, 
diefen bei jedem mehr als 24ftündigen Aufenthalte von der PRolizeibehörde des Ortes 
vifiren laffen oder wol gar noch eine Aufenthaltsfarte löſen müffe, wenn er mehr 
als zwei oder drei Tage am Orte zu verbleiben wünjchte, ließ fich jedoch überhaupt 
nicht rechtfertigen, jondern nur aus Furcht der Regierungen vor revolutionären Um— 
trieben erflären. Diejer Entwidelung des Paßweſens entiprach «8, wenn der Mangel 
eines Pafles oder der PVifirung oder jelbit nur der Yöfung einer Aufenthaltskarte 
Verhaftung, Rüdtransport über die Grenze oder nach dem Heimathsorte zur Folge hatte. 

Alle diefe in den verjchiedenen Staaten Deutichlands und des Kontinents mit 
verjchiedener Strenge gehandhabten Vorſchriften der Paßgeſetzgebung wurden nach 
den politischen Bewegungen und revolutionären Erhebungen der erſten Hälfte diejes 
Jahrhunderts regelmäßig verſchärft und bejonders in Defterreich, Preußen und 
Sachſen mit äußerfter Strenge gehandhabt. Grleichterte man auch die Erfüllung 
der P. in mehrfacher Beziehung, jo vor Allem durch die in der Konvention vom 
21. Oft. 1850 eingeführten Paßkarten und durch die Abjchaffung der amtlichen 
Viſa für diefe, ferner durch die in Preußen 1862 verfügte Aufhebung der Aufent- 
haltskarten und endlich durch die zwiichen Bayern, Württemberg, Gannover und 
Sachſen abgeichlofiene Konvention vom 7. Febr. 1865 — die P. ſelbſt ift nach 
einem an einer Meinungsdifferenz des Abgeordneten- und Herrenhauſes im Jahre 
1862 geicheiterten Verfuche der Preußiichen Regierung erſt durch das Norddeutiche 
Bundesgejeh vom 12. Oft. 1867 aufgehoben worden, welches jeit dem Gintritt der 
füddentichen Staaten in das Deutjche Reich auch in diejen Geltung erlangt hat. 

Nach diefem ift das Paßweſen für den ganzen Umfang des Norddeutichen Bundes 
in einer den meilten europäifchen Staaten fonformen Weife dahin geregelt worden, 
daß von den Bundesangehörigen und Ausländern weder beim Ausgange aus dem 
Bundesgebiete noch bei der Rückkehr in daſſelbe, weder während der Reife noch 
während des Aufenthalts in den Ländern des Norddeutichen Bundes ein Reijepapier, 
wie Paß, Pahkarte, Wanderbuch u. dgl. gefordert werden dürfe. 

Mit der Aufhebung der PB. ift jedoch weder das Recht der Bundesangehörigen 
auf Ertheilung von Päſſen und jonftigen Reifepapieren noch die Pflicht jedes Reifenden, 
fich auf amtliches Erfordern über feine Perſon, d. i. Namen, Alter, Stand, Wohnfit, 
Staatsangehörigkeit, auszuweiſen, bejeitigt worden. Aber einmal muß diefe amtliche 
Frage durch einen beftimmten, eine begangene oder beabfichtigte Nechtöverlegung oder 
eine jtrafbare Lebensart, wie Yandjtreicherei, gewerbsmäßige Unzucht u. dgl. be— 
treffenden Verdacht oder durch irgend ein anderes öffentliches Intereffe motivirt jein ; 
dann muß der Ausweis nicht mehr durch Reifepapiere, ſondern er fann auch in 
anderer Weile, 3. B. durch Zeugen oder Briefe, erbracht werden. 

Das Recht, die P. vorübergehend für einzelne Gebiete oder den ganzen Umfang 
des Deutichen Reiches oder für alle Reifen aus und nach bejtimmten Staaten des 
Auslandes einzuführen, ift dem Bumdespräfidium für den Fall gewährt, daß Krieg, 
innere Unruhen oder fonftige Greigniffe, wie Epidemien u. dal., eine Kontrole der 
Reifenden nothwendig ericheinen laffen. Auch ift von diefem Rechte wiederholt Ge— 
brauch gemacht worden: jo wurde durch Saiferliche Verordnung vom 26. Juni 
1878 für die Stadt Berlin die Pflicht jedes Fremden oder Neuanziehenden, fich durch 
Paß oder Paßkarte über jeine Perſon auszuweiien, bis auf Weiteres wieder ein- 
geführt; ebenjo wurden mit Rüdficht auf die befürchtete Einfchleppung der in Rußland 
ausgebrochenen Veit durch Kaiferl. Verordnung vom 2. Febr. und 14. Juni 1879 
die aus Rußland kommenden Reifenden für paßpflichtig erflärt. Endlich iſt das 

2* 


20 Patentgeieggebung — Paternitätstiage. 


Recht der Polizeibehörde, unter beftimmten Vorausſetzungen einen Zwangspaß zu 
ertheilen, welcher den Behörden der in ihm vorgeichriebenen Reiferoute vorgelegt 
werden muß, durch das Paßgeſetz ebenjowenig betroffen, ala die bisherige Kontrole 
neu anziehender Perjonen und der fremden an ihrem Aufenthaltäorte. 


git.: H. Kanngießer, Das Geſetz über das — — mit Erläuterungen, Berl. 1867. — 
Rönne, Staatäreht ber Preuß. — 3. Aufl. m IL Abth. 2 8S 378-3830; 
— Staatsrecht bed Deutſchen Reiche, 2. Aufl. Bd. I. ©. 117—121. — v. Mohl, 
———— des Königreichs Würtemberg, 2. Aufl. ©. 280, 282, 283 Note 5. — 
U. Zahariä, Deutiches Staatd: und Bundesrecht, 3. Aufl. Bb. I. S. 301-304. — 
. Thudidum, VBerfaffungsrecht bed Nordd. Bundes, Tübing. 1870, ©. 546552. 
F. Brockhaus. 


Patentgeſetzgebung, ſ. Erfindungspatente. 


Paternitätsklage wird in der Regel die gegen den Vater eines Kindes auf 
Anerkennung feiner Vaterſchaft gerichtete Klage genannt. Cine ſolche ſteht ſowol 
dem Kinde jelbjt, ala der Mutter deffelben zu, nach Röm. Recht ala praeiudicium 
de partu agnoscendo (l. 3 $ 2 D. de agnosc. lib. 25, 3), außerdem aber auch 
dritten Intereſſenten, 3. B. dem Erben oder Gläubiger des Kindes. Die Klage 
des Kindes nennen manche auch Filiationsklage. Andererjeits kann ebenfowol der 
Dater jeinerjeits auf Anerkennung des Kindesverhältniffes Hagen. Bejondere Sätze 
jtellte bezüglich der rau, welche fich nach der Scheidung jchwanger fühlt, ein SC. 
Plancianum auf, theila um Frau und Kind gegen Chikane des Mannes, theils um 
diefen gegen Unterjchiebung eines Kindes zu ſchützen (l. 1 pr. SS 4, 14, 15 D. eod.). 
Der Beweis der Vaterſchaft wird erleichtert durch eine Präfumtion, welche fich auf 
die in der Ehe liegende moralijche Garantie gründet: pater est quem nuptiae de- 
monstrant (l. 5 D. de in ius voc. 2, 4). Danach wird vermuthet, daß das Kind 
von dem, welcher in der Konzeptiongzeit Ehemann der Mutter war, erzeugt jei. 
Als Zeit der Empfängniß betrachtet das Röm. Necht die Friſt vom 182jten bis 
zum 300jten Tage von der Geburt rüdtwärts gerechnet, wobei der Tag der Geburt 
jelbft als erſter gezählt wird (1. 3 88 11, 12 D. de suis 38, 16; Keller, Pand,, 
8 410). Das Preuß. Recht hat auf Grund der Beobachtung, daß ein Kind 
früheitens in fieben Monaten ausgetragen wird, die Friſt auf den Zeitraum vom 
210ten bis zum 302ten Tage eingeichräntt und zählt dabei ala eriten den Tag 
vor der Geburt ($ 2 Allg. ER. II. 2; Striethorjt, Archiv, Bd. 69 ©. 117). 
Einem vor der Ehe erzeugten, aber in der Ehe (vor dem 182jten Tage derfelben) 
geborenen Kinde kommt nach Röm. Recht die Präfumtion micht zugute; doch gilt 
ein jolches nah Juftinian’s Neuerung wenigjtens dann ala ehelich, wenn der Ehe: 
mann es als von ihm erzeugt anerkennt (l. 11 C. de nat. lib. 5, 27; nov. 89 

8 8 1). Das Preuß. Necht dagegen hat die Präfumtion unpaflender Weije auf 
alle in der Ehe geborenen Kinder erjtredt ($ 1 Allg. ER. II. 2). Dieje Auslegung 
ift auch durch Plenarbeichluß des OTrib. (Entſch. VII. ©. 73) beftätigt worden. 
Dawider freilich u. a. Förfter (Theorie, III. $ 219), Hinſchius (RGeſ. über 
die Beurkundung u. ſ. w. $ 22 9. 5 Nr. 1). Die Präfumtion kann nach Gem. 
Recht von jedem nterefienten durch Gegenbeweis widerlegt und dadurch die Anz 
nahme der Paternität aufgehoben werden, nicht blos von dem Ehemann, jondern 
auch von der frau, dem Kinde oder dritten Berfonen (Seuffert, Archiv, XXII. 287). 
Ob dazu der Beweis, daß die Erzeugung durch den Ehemann unmöglich war (wegen 
Abwejenheit, Jmpotenz u. ſ. w.), erforderlich ſei, oder ob der Beweis thatjächlich 
unterbliebener Beiwohnung genüge, iſt bejtritten (l. 6 D. de his qui sui 1, 6), 
muß aber im lebteren Sinne entjchteden werden. Nachweife aus der Praris giebt 
Windicheid, Yehrb., I S 56 Anm. 3. Nach dem Wortlaut des Preuß. GB. 
ift regelmäßig nur der Ehemann zur Anfechtung der Präfumtion mittels og. 
Slegitimitätsflage befugt (S 7 Allg. ER. I. 2). Doch wollen die Meiften auch 
andere Intereffenten zur Klage zulafjen. Förſter, a.a. O. Dawider Dernburg, 
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Lehrb. III. $43. Weiteres bei Fuchs, Die Rechtsvermuthung der ehelichen Vater— 
ſchaft, Wien 1880. — Abweichend vom Röm. Recht kennt dad Gem. und Preuß. 
Recht auch eine P. aus unehelicher Erzeugung. Ueber diefe und über den mit der 
P. oft verbundenen Alimentationsanspruch vgl. den Art. PEIRERLRLIRRSREONE 


Pathengeſchenke (pecunia lustrica) find diejenigen Zuwendungen, welche der 
Pathe, in der Abficht zu jchenken, freiwillig macht. Begriffsmäßig müfjen diejelben 
gemäß 1. 6 C. pr. 6, 61 in die bona adventitia regularia des Täuflings, aljo 
in defjen Eigentum unter väterlichem Nießbrauch fallen. ine Ausnahme könnte 
nur ftattfinden, wenn der Pathe feinem Gejchent eine andere ausdrüdliche Beitimmung 
giebt. Weil jedoch geichichtlich nachgewiefen wurde, daß die P. urfprünglich den 
Zwed Hatten, die Koften der Taufhandlung zu deden, jo wollen Einige bei nicht 
ausdrüdlicher Willenserklärung die Vermuthung dafür ftreiten laſſen, daß die P. 
den Eltern des Täuflingd gebühren — mit Unrecht, da der Nachweis fehlt, daß 
jener gejchichtliche Vorgang zu einer Aenderung des beitehenden Rechts geführt habe. 
Dies wurde von Welteren dadurch vertheidigt, daß fie die P. ala peculium quasi 
castrense erflärten, weil fie gegeben würden „propter aliquam militiam contra 
datanam. 

Soweit ſich in Partikularrechten nicht ausdrückliche Beſtimmungen über P. finden, 
müſſen auch hier die Regeln über den Erwerb der Kinder Platz greifen. Das Preuß. 
Allg. LR. Hat dagegen die Frage entſchieden, indem es (II. 2 $ 157) die P. im 
Anichluß an die als richtig zu erachtende Anficht des Gem. Nechts dem nicht 
freien Vermögen des Kindes beirechnet. Daher beftimmt auch eine Kab. Ordre, daß 
das Königliche P., welches für den flebenten Sohn üblich ift, zu dem nicht freien 
Vermögen deffelben, wie jede andere Schenkung gehören joll. 

Quellen: Allg. ER. II. 2 $ 157. — Preuß. Kab.Ordre vom 7. Aug. 1821 (v. Rampp, 
Annalen, Bd. V. ©. 526). 

Sit.: Marezoll, Revifion der Lehre von dem jog. Abventitien, Giehener Ztichr. VIIL 
& 276 fi. — IE HIErER, Castrense peculium, ©. 648. — Bangeromw, I. $ 236 Anm. 1. — 
Keller, $ rnbt3, $ 432 Anm. 1. — Förfter, Preuß. Privatrecht, II. ©. 598 
Anm. 17. Kayſer. 


Patriarchen hießen in der älteren Kirche ſeit dem 5. Jahrh. die Biſchöfe 
von Konſtantinopel, Alexandrien, Antiochien und Jeruſalem, welche die Oberaufficht 
über eine Reihe zu ihrem Sprengel gehöriger Metropoliten führten, mit diejen 
(Batriarchal-) Synoden für die Regulirung der gemeinjchaftlichen Angelegenheiten 
abhielten, das Ordinationsrecht der ihnen untertvorfenen Mtetropoliten bejaßen und 
endlich die höchſte richterliche Inſtanz in Firchlichen Angelegenheiten für ihre Sprengel 
bildeten. Im Abendlande nahm der Papſt, welcher noch heute offiziell den Titel: 
Patriarcha Oceidentis führt, eine ähnliche hervorragende Stellung ein, wiewol der 
PVatriarchat hier wegen der Entwidelung des Primats des Römiſchen Stuhles nie 
praftifche Bedeutung gehabt hat. Während Heute in der morgenländifchen Kirche 
der Batriarchat die höchite firchliche Würde ift, find die lateinifchen Patriarchate von 
Konjtantinopel, Alerandrien und Antiochien blos Bisthümer in partibus infidelium, 
deren Träger in Rom beim Papft refidiren,; nur der ihnen früher gleichitehende 
lateiniſche P. von Jeruſalem hat ſeit 1847 zwar wieder ſeinen Sitz in Jeruſalem, 
aber in ſeinem Bezirk befinden ſich weder ihm untergebene Erzbiſchöfe noch Biſchöfe. 
Die Inhaber der mit der Römiſchen Kirche unirten orientaliſchen Patriarchate, 
1) des Melchitiſchen, 2) des Maronitiſchen, 3) des Syriſchen Patriarchats, 4) des 
Vatriarchats der Chaldäer zu Babylon und 5) des Armeniſchen Patriarchats von 
Gilicien nehmen heute die Stellung von Erzbiſchöſen mit (im Vergleich zu den 
abendländifchen) erweiterten Rechten ein. Die P. von Venedig und Liffabon find 
Erzbiſchöfe, die diefen Titel führen. Ebenſo ift der Patriarchat von Weftindien ein 
bloßer Titel, der an einen höheren Spaniſchen Geiftlichen verliehen wird. 
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Lit: P. Hinſchius, Das Kirchenrecht der —— und Proteſtanten, Berlin 1869, 
I. 538 ff. — — Hergenröther in Moy's Ar. VII. 337. — Silb — Verfafſung und 
gegenwärtiger Beltand jämmtlicher Kirchen bes — Landohui 1865 
®. Hinſchius. 


Patricius, Fr. Senenſis, 5 zu Siena, wurde Biſchof von Gaeta, F 1494. 


Er jhrieb: De institutione reipubl. 1. IX., Argent. 1594. — De regno et regis in- 
stitutione ]. IX., Par. 1519, Argent. 159. 

git.: Schön, De litt. polit. med. aevi, Vratisl. 1838, p. 34—37. — Mohl, 1 297. — 
Michaud. — Gonpen, Neue Studien, Berl. 1873, ©. 135_ 150. Teihmann. 


Patronat (Th. I. S. 658, 683) heißt der Inbegriff betimmter, einer Per- 
jon auf eine Kirche oder ein Benefizium (gewöhnlich ein niederes Amt) zuftehender 
Berugniffe und gewiffer damit verbundener (namentlich Ehren) Rechte. Die wich- 
tigite Befugniß, welche aber dem P. auch fehlen kann, ift das dem Patron bei der 
Vakanz der an der Kirche vorhandenen Aemter oder bei der des Benefiziums zu— 
fommende Präjentationsredt (f. diefen Art.). Des Näheren ijt das Inſtitut 
ichon bei der ſyſtematiſchen Darftellung jowol des fatholijchen, wie auch des prote— 
ſtantiſchen Kirchenrechts Th. I. a. a. DO. behandelt worden. Hier ift noch hervor- 
zubeben, daß der B., welcher auch auf dem Boden der katholifchen Kirche zu mannig— 
fachen Streitigkeiten zwijchen den Berechtigten und den kirchlichen Oberen geführt 
hat, feinen mittelalterlichen Urſprung in der prinzipiell haltlojen Vermiſchung von 
Öffentlich» und privatrechtlichen Beiugniffen zeigt, injofern als die nothwendig den 
leitenden Organen der Kirche zukommende Bejehung der Aemter theilweife ein In— 
dividualrecht gewiſſer Perfonen geworden ift. Für die evangelifche Kirche ericheint 
das Inſtitut darum um fo Haltlojer, ala es der Entwidelung einer jelbjtändigen 
Gemeindeverfaffung wejentliche Schwierigkeiten in den Weg legt. Endlich kommt 
für beide Kirchen in Deutichland, wo das P.recht meijtens als dingliches an die 
Rittergüter gefmüpft ift, noch das weitere Moment in Betracht, daß mit der freien 
Beräußerlichkeit und den Parzellirungen des Grundbefites, ſowie dem dadurch her— 
beigeführten Uebergang des Rechts ala Kom-P. auf die Befiger der Abipliffe eines 
berechtigten Gutes der früher meijtens noch beitehende Zuſammenhang des P. mit 
der Familie des eriten Stifter vielfach gelöft worden ift, alfo auch in Folge der 
Entwidelung der Agrarverhältnifie das Inftitut immer mehr an innerer Berechtigung 
verliert. Schon Beza hat das Precht für eine Erfindung des Teufels erklärt, 
ebenfo der berühmtejte ältere Rechtslehrer der reformirten Kirche (Gisbert Voet, 
Politia ecclesiastica lib, III. tract. II. c. 1 $$ 3—5) die Unhaltbarkeit des P. 
darzuthun gefucht. Anfang des jehigen Jahrhunderts hat jener Schleiermacder 
die Aufhebung deffelben befürwortet und ebenjo haben fich auf der Gifenacher Kirchen- 
fonferenz des Jahres 1861, in der eriten Sannoverichen Kammer im Jahre 1864 
bei der Berathung des Entwurfs einer Kirchenvorſtands- und Synodalordnung und 
neuerdings in den Sächftichen Kammern Stimmen im gleichen Sinne erhoben. End» 
lich erklärt auch die Preuß. Verf. Urk. vom Jahre 1850, Art. 17: „Ueber das 
Kirchen-P. und die Bedingungen, unter denen dafjelbe aufgehoben werden fann, wird 
ein bejonderes Geſetz ergehen“, jedoch iſt daffelbe bisher nicht erlaſſen. 

Quellen u. Lit.: I. Kathol. Kirche: Tit. X. de jure patronatus III. 38; id. tit. in 
VIt II. 19; in Clem. III. 12. — Conc. Trident. Sess. XIV. c. 12, 13 de ref. — Sess. 
XXV. c. 9 de reform. — Tractatus de jure patronat, clariss. JCtorum P. I. (Rochi de 
—** Pauli de Citadinis, Jo. Nicolai Delphinatis), P. II. (Ant. de Butrio,. 

Jo. de Anania, Henr. Boich, Caes. Lambertini), Francof. 1609. — Florens, 
Tract. de — jure patron. u. Tract. ad. libr. III. Decret. tit. XXXVIII. de jure patron. 
in opp. ed. Paris. T. Il. p. 78, 249. — Juliani Viviani — jus patron. acquirendi 
conservandique illud ac acquirendi modos brev. continens...S. Rotae decisionibus con- 
firmata et ornata et ad singulas materias sec. stylum Rom. “ Curiae accommodata, Venet. 
1670. — Franc. de Roye, Ad tit. de jure patron. libr. III, decretal, Andeg. 1661; 
Neap. 1763; eiusdem, De Juribus honorie. in eccles. libr. II., Andeg. 1661. — Franc. 
de Fargna, Comment, in singulos canones de jure patron., Rom. 1717 ss, 3 tom. — 
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4 inſchius, Zur Geſchichte der Inkorporation und des Patronatörechtes, Feſtgaben für 
.Heffter, Berlin 1873, ©. 1. — Oesterley, Diss. de jur. patr. notione ex 

. Gregor. IX. bausta, Götting. 1824. — Phil. Maper, Das Patronatörecht, bar= 

ae nad) Gem, Kirchenrecht und nad Defterr. Verordn., Wien 184. — 8. Sippert, 
erjuch einer hiftoriih-dogmatiichen Entwidelung ber Lehre vom Patronatsrechte, 1829. — 
Branomwiher, Ueber den Begriff und bie ig er Erwerb3arten des Patronatsrechts 
nach dem Kitchenrechte, Pe. 1839. — Bruno Sdi Lling, Der kirchliche P. “3 dem 
fanon. Recht, Leipz. 1854. — P. Hinſchius, —2 Bd. 2 ©. 618 und Bd. 8 61 
bis 98. — 0. Mittelstädt, De jure patr., quod reale dicitur, origine, Vratisl. 1856. — 
9. Gerlad, Das Präjentationsredht auf Parteien, Regensburg 1855. — Friedle, Aus: 
a &aı Präfentationdrechtes, in Moy, Archiv für fathol. Bluse, Xul 3ff. — Guſt. 
d. Schlayer, Beiträge zur Lehre vom Patronatsrechte, Gießen 1865. — Clem. Schmitz, 
Natur «N Subjekt a Krach Regensb. 1868. — P. Hinschius, De jure patron. 
io, Berol. 1855; Derjelbe, Das Iandesherrliche Patronatsrecht, Berl. 1856; Derjelbe, 
Neber bie Succeffion in Patzonatöreihte | — geiſtlicher Anftitute, in Dove’a Zeit: 
Ichrift für Kirchenrecht, Il. 412 En chulte, Patronatärechte jäkularifirter Bisthümer, 
Stifter x. in Moy’3 Archiv VII. 215 4 — II. Kathol. und proteftant. Kirchenrecht: 
Sigm. Finkelthaus, Tract. de jure patron. ecclesiastico, Lips. 1639. — Matth. 
Stephani, Tract. de jure patron., Goth. 1639, 1672. ho, Kaim, Das Kirchen: 
patronatärecht, Beipz., Th. I. 1845; Th. II. 1866. — C. H. L Michels, Quaestio controv. 
de jure patr,, Berol. 1857. — P. Hinſchius, Das Patronatsrecht und die moberne Ge: 
ftaltung des Örunbeigentums, in aan: 3 Ztſchr. f. Kirchenrecht, VII. 1 ff. — III Proteftant, 


ſtirchenrecht: M. Stachow, ur. can. quod ad jur. patr. spectat in terris pro- 
testantium usu Ki non usu, Berol. des. — Hellmar, Der P. nad Preuß. Landes und 
Provinziälrecht, Elberfeld 1850. P. Hinſchius. 

Paetus, 5 1512 zu Rom, Advokat und Richter daj., F 1581. 

Er jhrieb: De judiciaria forma Capitolini fori libri 9, Rom. 1567. — De mensuris 
et ponderibus rom. et — — Variarum lect. liber unus, Venet. 1573. (Gronovius, 
Thes. antiq. rom., XI. 1609 ss.) 

Zit.: Michaud, Biographie universelle. Zeihmann. 


Pätz, Karl Wilhelm, 5 1780, wurde 1801 Doktor, ging nach Kiel, dann 
Prof. in Heidelberg, 1805 in Göttingen, T 1807. 

&hriften: De success. univ. per — promissa, Gott. 1801. — Progr. de vera 
libr. F feudalis Longobardici — ott. 1805. — Lehrbuch bes Lehnrechts, —— 
von be, 1808, 3. Aufl. Gött. 

git.: Heyne, De obitu ©. W P. ad Herennium suum, Gott. 1807. — Rotermund 
zu Yöcer. Teihmann. 


Paucapalea (Pocapalia), Schüler Gratian’s, — —— auch Lehrer 
des Kan. Rechts. Von ihm rührt her die Gintheilung von P. I. u. III. des 
Dekrets, die Hinzufügung von Quellenbelegen (Paleae), eine Anzahl in den Appa- 
ratus aufgenommener Gloſſen, eine Summa zum Defrete. 

git.: Maassen, Paucapalea, Wien 1859. — Schulte, ne, 57; Derjelbe, 
Die Paleae im Dekret, Wien 1875. — Encyflopädie, ©. 141. Teihmann. 


Bauli, Karl Wilhelm, 5 18. XII. 1792 zu Lübeck, ſtud. in Tübingen 
u. Göttingen, 1820 Sefretär am Dierappeilntionkgeriiht Cüber, 1843 zum Rath 
an demjelben ernannt, jchied 1869 aus, F 18. III. 1879. 

Schriften: Abhandl. ER dem Sübifchen Recht, Kübel 183765. — Lübediiche zu 
fände im Mittelalter, Bb. I. Lübe 1847; UI. 1872: Ill. Leipz. 1878. — Geſchichte der 
Lũbeck'ſchen Gejangbücher und Beurtheilun der gesenmöetigen güb. 1875. — Peter Hey: 
ling (in Warneck's Allg. Miffionszeitichrift, Mai 187 

Lit.: Sybel's Zeitihr. Bd. 41 S. 528—530. — — historique en 448, 449. 

eihmann. 


Baulfen, Paul Ditlej Chriſtian, & 18. I. 1798 zu Flensburg, ftud. 
in Göttingen, Berlin, Heidelberg und Kiel, 1824 Privatdozent in Kopenhagen, 
1825 außerord. Prof. in Kiel, zog fich 1848 nach Kopenhagen zurüd, T dort 
als Gtatärath 28. XII. 1854. 

Schriften: De genio et indole jur. antiqui hereditarii Rom., Hafniae 1824. — Ueber 


das Studium des Nordifchen Rechts im Allgemeinen und bes Däntichen Rechts insbeſondere, 
Kiel 1826. — Ueber Volksthümlichkeit und Staatärecht des Herzogthums Schleswig, Kiel 
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1832. — Lehrb. des Privatrechts in den ——— zei und Damen (2), Kiel 
1842, Slesvigsk Rets-Formularb t tydak —— Sr lie 
Flensbor 1853. — Samlede Skrifter, 85759. _ — Heinere —— in Daniſchen 
und Deutichen Zeitichriften. 

m, Sale rg = mer Liv, ——— ee ae eg u 
mann wig's t und Gerichtsverfaſſung im r orwort. — Slesvi- 
geren Ch D. Panlsen’s Livshistorie i Omrids af Dr. H. N, Clausen, Kbhn. 1857. 
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Pauperies ijt nach der Erklärung Ulpian’s inl. 1 $ 3 D. 9, 1 der Schaden, 
welcher Niemandem im eigentlichen Sinne zugerechnet werden kann; nach den XI 
Tafeln wird unter P. die von einem vierfüßigen Thier angerichtete Beichädigung 
veritanden (Bruns, Fontes, p. 21). Nach der weiteren Entwidelung durch das 
Prätoriſche Edikt haftet derjenige, deſſen Thier einen Schaden contra naturam sui 
generis angerichtet hat, mit der actio de p. auf Erjaß, von welchem fich jedoch der 
Eigenthümer dur; Hingabe des Thieres (noxae datio) befreien kann (Ausnahme 

1815 D. h. t.). Die actio de p. ift aljo eine Noralflage. (Ueber den Streit, 
ob das Petitum nur auf Schadenserfag oder alternativ auf diejen und noxae de- 
ditio gerichtet jei, j. Glüd, X. ©. 292 ff, Zimmern a. a. ©. ©. 155 umd 
bei Bangerow, III. $ 689, Anm. Nr. 2.) rüber begründete man die actio 
de p. auf die culpa des GEigenthümers (Thibaut aa. ©. I. ©. 221 ff.; 
Glüd a a D. ©. 287 fi.; Hajje, Culpa, ©. 18 ff.), während man jet wol 
darüber einig ift, dab das Fundament der Klage, wenn auch. nicht eine wirkliche 
injuria, jo doch ein Delikt, noxia des Thieres jei. (Auch bei anderen Völkern hielt 
man Thiere einer jtrafbaren Handlung fähig — Grimm, NRechtöalterthümer, ©. 664; 
Geib, Geich. des Strafrechts, II. S. 197 fi.) Aus diefer Annahme, welche fich auch 
ausdrüdlich in den Quellen ausgeiprochen findet — jo in 1. 1 D. h. t. —, folgt die 
noxae datio jelbft, das Erlöſchen des Erſatzanſpruches durch den Tod des Thieres 
(1.1813 D. h. t.), der Uebergang der Erjaßpflicht auf den Erwerber (noxa caput 
sequitur — 1. 1 $$ 12, 13, 17 D. h. t.), die Beitimmung, daß, wenn fich zwei 
Thiere gegenfeitig bejchädigen, der Erſatz für das angreifende wegjällt (1. 18 11 
D. h. t.), jowie endlich die Gleichftellung der P. überhaupt mit den Beichädigungen 
durch Hausfinder und Sklaven (Zimmern, SS 4 fi). Steeitig ift, ob auch für 
wilde Thiere gehaftet wird, was man nad) rechtlicher Meinung mit Bezug auf pr. 
J. h. t. für den Fall bejahen muß, wenn ein folches Thier in gezähmtem Zuftand 
contra naturam diejes einen Schaden anrichtet. (Vgl. auch Bruns, Ztichr. für Rechts— 
geich., III. ©. 343.) — Tür eine Beichäftigung secundum naturam sui generis 
wird nur im falle des Abweidens eine durch die actio de pastu geltend zu machende 
Griaßpflicht erwähnt. (Gegen Sintenis, $ 127. Anm. 29, Seuffert, $ 430. 
Anm. 3 mit Bezug auf 1. 14 $ 3 D. 19, 5; Paull. sent. rec. I. 15 $ 1; 1. 6. 
C. 3, 35. Bol. Pernice, Sachbeichädigung, ©. 222, Ueber älteres Deutjches 
Recht bei Meibom, Deutjches Pfandrecht, ©. 198. Partikularrechtlich Haben 
namentlich die neueren Feldpolizeigejege für den Fall des Abweidens Beitimmungen 
getroffen; hierüber j. d. Art. Pfändung.) Tritt der Schaden durch die culpa eines 
Menfchen ein, jo gelten die Beitimmungen der 1. Aquilia, die noch befondere Strafen 
gegen ww fejtftellte, welcher wilde Thiere an einem gangbaren Ort hielt 
(. Ar L. 42 D. 21, 1 — jet RStrafG®. $ 367 Nr. 11, vgl. auch $ 366 
Nr. 5). 

Bon den neueren Partikulargejegbüchern gehen die meiften bei der P. von der 
DVerichuldung des Herrn aus. Der Cod. Maxim, Bav. fteht noch im Ganzen auf 
Römifcherechtlichem Boden, hebt jedoch den Unterfchied zwiſchen dem contra oder 
secundum naturam sui generis verurjachten Schaden auf. Das Oeſterr. BGB. 
läßt als Grund der Haftung nur culpa eines Menſchen zu und betrachtet jede an= 
dere durch ein Thier angerichtete Beihädigung als Zufall. Bei gleichem Gefichts- 
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punkte, aber mit fafuiftiicher Fülle verordnet das Preuß. Allg. LR., daß bei Haus- 
thieren, jowie bei wilden, welche mit obrigfeitlicher Erlaubniß gehalten werden, der 
Gigenthümer aus der vernachläffigten Aufficht haftet. Werden letztere ohne obrig- 
feitliche Erlaubniß gehalten, jowie bei jolchen Thieren, die in Kaushaltungen nicht 
gebraucht werden, tritt Haftung auch ohne Schuld ein. Jeder Erſatz fällt bei Reiz 
oder eigener Unvorfichtigfeit des Bejichädigten weg. Nah Sächſ. BGB. wird der 
Gigenthümer wilder Thiere von der Haftung nur befreit, wenn der Beichädigte den 
Schaden veranlaßt hat. Bei einer Beichädigung durch Hausthiere kann fich der 
Gigenthümer durch 'noxae datio nur befreien, wenn er nachweiit, daß er bei der 
Beauffichtigung Nichts verfchuldet hat, wird ganz frei, wenn das Thier vor Erhebung 
der Klage gejtorben oder abhanden gekommen ift. Nach Code civil dagegen ift ge 
mäß feinem ausgedehnten Haftungsprinzip der Eigenthümer eines Thieres oder der- 
jenige, welcher fich deflelben bedient, für allen Schaden verantwortlich. Weder ijt 
ein Unterſchied zwifchen zahmen und wilden Thieren gemacht, noch ob es entlaufen 
ift oder unter Obhut des Berechtigten jteht; nur eigene Unvorfichtigkeit des Be— 
Ihädigten oder höhere Gewalt jchließt den Anſpruch auf Schadenserjag aus. 

Quellen: Tit. L IV. 9. — Tit. D. 9, 1. — Cod. Max. Bav. IV. 16 $ 7. — Defterr. 
rg 1320. — Allg. ER. I. 6 $S 70-78. — Sächſ. BEB. SS 1560—1564. — Code civil 

Lit.: Außer den Lehrbüchern bed Gem. und Part. Rechts noch beſonders: Thibaut, 
Berfuche, Bd. II. Nr. 8. — Zimmern, Syftem der Noralflagen, 1818, bei. Kap. V. — 
Gefterding, Nachforſchungen, Bd. VI. Abf. 2 (zuerft in der Giehn. Ztichr. Bd. = — ff.) 

ahſer. 

Paurmeiſter, Tobias, & 1558 zu Kochſtädt im Halberſtädtiſchen, ſtudirte 
in Frankfurt a/D. und Marburg, ging ſpäter nach Freiburg im Br., wo er 1581 
legum doctor wurde, dann zum Syndikus des Domkapitels in Halberjtadt gewählt, _ 
geheimer Rath u. Kanzler am Braunfchweigifchen Sof, comes Palatinus, 7 17. VIII. 
1616. 

Schrift: De jurisdictione Imp. Romani libri duo, Hanov. 1608; Fref. ad M. 1616; 
Helmst. 1670. 

git.: Mertens, Memoria Tobiae Paurmeisteri, Frib. 1809. — Pütter, Sitt., I. 33, 
158. — Ztſchr. f. d. gel. Staatswiſſ. XXXIII. 442, 458. — Schulze, Einl., 54. — 
d. Stinking, Geil ihte der Deutichen Rechtswiſſ. (1880), I. 671. — Gierfe, ob. 
Althuſius, Brest. 1880, S. 165 ff. Teihmann. 


De, Peter, Peckius, 5 zu Zierifjee 1529, F zu Mecheln 1589. Er jtud. 
zu Löwen unter Mudäus, lehrte daj. bis 1586 u. wurde in diefem Jahre Mitglied 
des Großen Raths zu Mecheln. Gr war ein eleganter Romaniſt, behandelte zugleich 
auch Kirchen- und Gemwohnheitsrecht, und iſt als einer der Begründer der jeerecht- 
lichen Studien anzuſehen. 

Er idrieb: Paraphrasis in universam legatorum materiam, Lov. 1553. — Commen- 
tarius ad Titt. B. Nautae caupones stabularii; de exercitoria actione; ad legem Rhodiam; 
de incendio ruina naufragio; ad Auth. Navigia C. de furtis; ad Titt. C. de naviculariis, 
de navibus non excusandis; de naufragiis, Lov. 1556 (meu aufgelegt mit Anmerkungen 
von Binnius, 1647) — De amortizatione bonorum a principe impetranda, Köln 1562 
u. m. — De jure sistendi et manuum injectione, quam arrestationem vocant, 1564 u. m. — 
De testamentis conjugum, Lov. 1564 u. m. — Commentarius ad regulas juris canonici, 
Lov. 1564 u. ö. — De ecclesiis catholicis aedificandis et reparandis, Lov. 1573 u. m. — 
Die Gefammtausgaben 1627, 1666 (Antwerpen). — Noch andere Schriften werden ihm zu: 
geichrieben, namentlich; Responsa s. Consilia juris. 

Sit.: Die gangbaren Sammelwerte von Swert, Mirgeus, Adbami, Foppens, 
ban der Aa x. — Britz, Me&moire sur l’ancien droit belgique, in M&moires couronn6s 
de l’Academie de Belgique XX. (1847). — Rivier, Patria belgica, III. 102 (1874). 

Rivier. 


Peculium ijt ein Zweigvermögen oder Sondervermögen, indem es einerjeits ein 


Beitandtheil des patrimonium oder des Vermögens eines pater familias ift, anderer- 
feit8 aber dem übrigen patrimonium entgegengejeßt wird vermöge feiner Sonder: 
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beziehung zu einer der Gewalt des pater familias unterworfenen Perfon. Die 
Neueren pflegen zu den Pelulien jedes in irgend einem Sinne einem Hauskinde ge— 
hörende Vermögen zu rechnen; den Quellen ift aber diefer Sprachgebrauch fremd, 
indem fie ala Stüde des P. die thatjächlih in der Sand der persona subjecta 
befindlichen und ihrer Berwendung unterliegenden Bermögensftüde bezeichnen. 

1) Seine erjte Erhebung zu rechtlicher Bedeutung verdankt der Begriff des P. 
dem Prätoriichen Edikte, indem diejes die Haftung des pater familias für fontraft- 
liche (und analoge quasi ex contractu entjtehende) Verbindlichkeiten jeiner Hausunter— 
thanen bis zum Belaufe ihres P. ausiprach. P. der persona’ subjecta ijt das ihr 
vom pater familias zu freier Verfügung überlaffene Vermögen; über jein P. ift dem 
für das Juftinianifche und Gemeine Necht allein in Betracht fommenden Hauskinde 
jede ihm faktisch mögliche Verfügung geftattet; dagegen ift in der concessio peculii 
als folcher noch nicht enthalten die Vollmacht zu Nechtsaften, zu welchen es der 
Fähigkeit rechtlicher Dispofition bedarf, und auch die generelle Erteilung diejer durch 
Ulebertragung der libera peculii administratio ermächtigt nicht zu Schenkungen. 
Indem das Hauskind fein P. mit dem Willen des Vaters thatfächlich ala eigenes 
Vermögen behandelt, hat es der Prätor gerecht gefunden, daß umgefehrt der pater 
familias die Schulden der persona subjecta bis zum Belaufe ihres P. als eigene 
gelten laffe. Den Gläubigern des Kindes haftet alſo der Vater zwar nicht ohne 
jeinen Willen, jofern von diefem die Griftenz des P. abhängt, aber nicht etwa, 
wie Puchta will, vermöge einer in der concessio peculii enthaltenen Ermächtigung 
zum Kontrahiren, jondern weil vermöge des Zufammenhangs zwifchen Schuld und 
Vermögen in demjelben Maße, in welchem er dem Hauskinde die Behandlung feines 
Vermögens als eigenen geftattet, er auch den Gläubigern des Hauskindes gejtatten 
muß, defien Schulden als jeine eigenen zu behandeln, Gnticheidend ift daher der 
Betrag des P. nicht etwa zur Zeit der Obligirung, zu welcher es an jedem P. 
fehlen fann, jondern zur Zeit der peculio tenus erfolgenden Kondemnation. 

Wie aber das P. rechtliche Bedeutung erlangt durch die Haftung des pater 
familias gegenüber den Gläubigern feines Inhabers, jo erlangen dadurch auch Bedeu— 
tung diejenigen unter Gliedern derjelben familia eintretenden Ihatbeitände, welche 
unter einander Fremden Obligationen begründen. Schließt die Subjektion des 
Hausfindes in feiner Perfon jowol jede Forderung, als auch jede jpezielle Gebunden=- 
heit demjenigen gegenüber aus, deffen Herrichait es jchlechthin unterworfen ift, jo 
find doch den Gläubigern des Hauskindes gegenüber von rechtlicher Bedeutung die 
im Verbältniß zum pater familias oder zu anderen Gliedern derjelben familia be— 
gründeten naturales obligationes, indem fie den Betrag, bis zu welchem 
der pater familias haftet, als Naturalforderungen des Hauskindes mehren und als 
Naturalichulden deffelben mindern. Außerdem ijt das Prinzip der Haftung bis zum 
Belaufe des P. dadurch mopifizirt, daß dem wirklich vorhandenen P. gleichiteht das 
dolos entzogene, jowie während eines utiliter zu berechnenden Jahres das durch 
Tod oder Emanzipation des Hauskindes weggeiallene P. 

2) Zum gemeinen, feinem Subjekte keinerlei eigenes Recht gewährenden und 
daher auch nicht auf Rechtsſubjekte beichräntten P. gejellte fich in der Kaiſerzeit das 
privilegirte castrense p. des filius familias miles. Unmittelbarer Inhalt des 
zuerſt von Auguftus ertheilten Privilegg war die Ginräumung lehtwilliger Ver— 
fügung, aus welcher fich vermöge eines Schluffes a majori ad minus die Möglichkeit 
jeder rechtlichen Dispofition unter Lebenden ergab. Indem aber in Ermangelung 
anderweitiger Verfügung des filius familias nach jeinem Tode das castrense p. in 
derjelben Weife ala Eigenthum des pater familias erfchien, wie jedes andere nie dem 
patrimonium entfremdete P., jo war auch bei Lebzeiten des Sohnes durch deffen 
Recht das des Vaters nicht auögeichloffen, jondern nur zurüdgedrängt, jo daß die 
rechtliche Dispofition des Vaters in ihrer Geltung bedingt war durch das Aus— 
bleiben einer fonfurrivenden Dispofition des Sohnes. Erſt durch Juftinian ift das 
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castrense p. gänzlich aus dem Vermögen des Vaters ausgeichieden, jo daß es gleich 
dem Bermögen des Gemwaltfreien durch den Tod des Sohnes zur Hinterlafjenjchait 
defjelben wird. Als castrense p. wurde jchließlich jeder Erwerb anerfannt, der dem 
Sohne vermöge jeiner militia zufällt, erfolgte er auf Grund eigener Thätigkeit oder 
einer durch die militia motivirten Zuwendung Dritter. Kraft bejonderer Beitimmung 
ift außerdem castrense p. das von der Ehefrau dem Soldaten teftamentarifch zu= 
gewendete. Bezüglich des p. castrense hat der Hausſohn die volle Macht eines 
pater familias, jo daß er insbejondere vollwirkjame Rechtsgefchäite mit dem Vater 
abzufchließen vermag. Der miles erjcheint aljo vermöge feiner privilegirten Stellung 
im SKaiferlichen Dienfte von der vermögensrechtlichen Unterwerfung unter die väter- 
liche Gewalt infoweit entbunden, als jein Erwerb durch jeine dienftliche Stellung 
vermittelt ift. 

3) Der Gedanke, daß der öffentliche Dienſt in gewiſſem Make von der Unter: 
werfung unter die private Gewalt des Vaters entbindet, hat fich in der jpäteren 
Kaiferzeit in weiterem Umfange wirkſam erwieſen für Kaiſerliche Beamte, jodann für 
Advofaten, deren Stellung mehr und mehr eine Vorſtufe des höheren Amtes wurde, 
endlich Für Geiftliche. Nach Analogie des castrense p. unterliegt ihrer freien 
Verfügung ald quasi castrense p. ihr dienftlicher oder aus Anlaß des Dienftes ges 
machter, bei Geiftlichen ihr jämmtlicher Erwerb. Außerdem ijt nach Juftinian’s 
Beitimmung p. quasi castrense das vom Landesherrn oder feiner Gemahlin 
Geichentte. 

4) Den wirklichen Pekulien, denen der Sprachgebrauch der Neueren fie beifügt, 
find im ihrer Beziehung zur Perfon des Vaters einerjeits, des Hauskindes anderer: 
jeitö geradezu entgegengeießt die bona adventicia. ine bejondere Behandlung diejer 
hat zuerit Konjtantin eingeführt bezüglich der bona materna, indem er bezüglich des 
von der Mutter jeiner Kinder herrührenden Vermögens dem Bater die Verfügung 
über die Subſtanz genommen hat, damit dieje nach feinem Tode ungefchmälert den 
Kindern zujalle. Daß beim Tode des Vaters das von der Mutter herrührende Ver- 
mögen auf ihre Kinder fich vererbe, war Konftantin’® Zweck, zu deffen Sicherung 
die von ihm angeordnete Beſchränkung des väterlichen Eigenthums ala Mittel er- 
ihien. In Verbindung mit diejer Beichränfung des väterlichen Rechts erichien aber 
im Laufe der Zeit die jo jchon beim Tode der Mutter rechtlich geficherte Succeflion 
ihrer Kinder als eine unmittelbare Beerbung jener und das Recht des Vaters am 
mütterlichen Nachlaffe als Beiugniß der Verwaltung und Nutzung eines fremden 
Vermögens, welche aber über das echt des ususfructus weit hinausgeht. Die 
Rechte der Kinder bezüglich der bona materna wurden ausgedehnt auf alles von 
Mutterfeite anjallende Vermögen (bona materni generis), jowie auf den ehelichen 
Erwerb (lucra nuptialia). Während aber bis auf Juſtinian, abgejehen vom p. 
castrense und quasi castrense, nur ein Erwerb von beitimmtem Umfange rechtlich 
dem Hauskind zufiel, hat Yuftinian diefe Regel umgedreht und verfügt, daß als 
bona adventicia eigene® nur in Verwaltung und Nubung des Vaters jtehendes 
Vermögen des Hauskindes werden jolle jeder nicht vom Vater herrührende Erwerb. 
Jedes Necht des Vaters am Erwerbe des Kindes iſt ausgejchloffen im Falle einer 
gegen den Willen des Vaters realifirten oder mit der ausdrüdlichen Beitimmung 
jeines Ausichluffes erfolgten Zumendung, jowie bei der gejelichen Beerbung von 
Geſchwiſtern, indem hier der Vater nicht neben dem eigenen Grbtheile noch einen 
Antheil an dem der überlebenden Geichwiiter haben joll. 

Das Juſtinianiſche Recht ift demnach Folgendes. Freies Vermögen des Haus— 
iohnes ift das p. castrense und quasi castrense. Im llebrigen ift fein eigenes 
Vermögen des Hauäfindes, jondern gemeines P. (von den Neueren im Gegenſatze zu 
den bona adventicia als p. profeeticium bezeichnet) aller Erwerb vom Bater her; 
aller übrige Erwerb ift eigenes aber in der Regel durch das Verwaltungs- und 
Nutungsrecht des Water beichränftes Vermögen des Hauskindes. 
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In das Gem. Necht it die Stellung der bona adventicia unbejtreitbar über- 
gegangen. Das p. castrense und quasi castrense fommt im Verhältniß zum Rönt. 
Rechte weit jeltener vor wegen der jog. emancipatio Germanica, doch jehlt es an 
jedem Grunde, das Necht jener Pekulien deshalb für veraltet zu erklären; vielmehr 
erhebt fich die entgegengeſetzte Frage feiner Ausdehnung auf jonjtigen, mit dem Lebens- 
berufe des Erwerbers zufammenhängenden Erwerb. Höchſt zweifelhaft ift es dagegen, 
ob das ſog. p. profecticium und mit ihm die actio de peculio noch dem Gem. 
Rechte angehört. Durch Einräumung eines P. behandelte der Römer den mit einem 
jolchen ausgeftatteten Sohn oder Sklaven als Subjekt eines jeiner eigenen Verfügung 
unterliegenden, jeinem wirthichaftlichen Dafein eine gewifle faktiiche Selbſtändigkeit 
verleihenden Vermögens. Dazu eriftirt aber nicht nur Heutzutage wegen der jog. 
emancipatio Germanica faum mehr ein Bedürfniß, fondern es ijt jedenfalls unferem 
Leben die Sitte einer folchen eine gewiſſe wirthichaftliche Selbftändigkeit begründen- 
den Austattung des Hausjohnes fremd, weshalb die concessio peculii ein bei uns 
nie üblich gewordener Akt ift. Andererjeits erleidet die Regel, daß das dem Kinde 
vom Water Gegebene in deſſen Gigenthum verbleibt, eine Ausnahme für die 
zur Begründung einer eigenen Wirthichaft oder zum Zwecke der Abjichichtung ge= 
währte Gabe. 

Die neueren Gejeßgebungen behandeln die vermögenärechtliche Stellung der 
Hauskinder verjchieden,; während fie aber durchweg ſowol ein freies, ala ein nicht 
freies Vermögen derjelben kennen, ift ihnen das ſog. p. profecticium und die actio 
de peculio durchweg Trembd. 

Quellen: Dig. 15, ] de peculio; 49, 17 de castrensi peculio. — Cod. 6, 60 de 
bonis maternis et materni generis; 6, 61 de bonis, quae liberis... adquiruntur; 12, 37 
de castrensi peculio. — Inst. per quas personas 2, 9. 

git.: 1) Ueber das jog. peculium profecticium: Marezoll, Zeitichr. }. Eiv.R. u. Proz., 
N. F. V. (1848) ©. 169 ff. — Better, Zeitichr. f. H.R., IV. (1861) ©. 509 ff. — Manbrn, 
Meber Begriff und Weien des P. (1869); Derjelbe, framiliengüterrecht, II. (1876). — Alf. 
Pernice, Vabeo, I. (1878) ©. 121 ff., 380 ff. — 2) Ueber das castrense u. quasi castrense: 
— Das castrense p., 1871. — 3) Ueber die bona adventicia: Marezoll, Zeitſchr. 
. Eiv.R. u. Proz., VIIL (1835) ©. 92 ff. — Schirmer, Erbredht (1863), ©. 173 ff. — 4) Für 
daB heutige Recht: Witting, Archiv f. prakt. Rechtsw, N. F. XL (1877) ©. 16 fi. — 
5) Außerdem die Lehrbücher von Bangerom, 88 232 fl; Sintenis, $ 141; Brinz 
(1. Aufl.), 88 250 ff. und Windſcheid, 88 515 ff. Hölber. 


Penſionsberechtigung. Der $ 69 des Neichögejehes vom 27. Juni 1871 
zählt unter den Arten der Invaliden verſorgung die Penfion auf. Es ſieht alfo 
der Geſetzgeber dieje als eine Verforgung für die Zeit an, in welcher in Folge des 
Gintrittö förperlicher oder geiftiger Unfähigkeit die Yortjegung des Erwerbes unter- 
bleibt oder beichränft wird. Die Pflicht zu einer derartigen Verſorgung kann auch 
aus der Begehung von Körperbeichädigungen oder aus der Verlegung des Haftpflicht- 
geießes fließen. In beiden Fällen bezeichnet jedoch das Geſetz die Verforgung nicht 
als PBenfion, jondern nennt fie dort Unterhaltung, bier Rente. 

Der zu dieſen verjchiedenen Bezeichnungen führende Unterjchied zwiſchen dem 
Arten der Verſorgung liegt einestheile in der Entjtehung der Verſorgungspflicht, 
anderntheil® in der Perjon des Empfangäberechtigten. Nur diejenige — und zwar 
lebenslängliche — Verforgung, welcher ein amtliches Verhältniß des Berechtigten 
und eine in folge oder während der Erfüllung der aus ihm fich ergebenden 
Pflichten eingetretene Unfähigkeit zur ferneren Pflichterfüllung zu Grunde Liegt, 
wird Penfion im technifchen und eigentlichen Sinne genannt. 

Die Verbindlichkeit zu ihrer Gewährung ruht entweder auf einem privatrecht= 
lichen oder einem ftaatärechtlichen Titel. Im erfteren Falle gründet fie ſich und 
ihr entiprechend auch die Berechtigung auf einen Bertrag, in welchem jowol das 
Recht unter den Kontrahenten fonftituirt, wie die Höhe der Penſion ftipulirt wird. 
Er iſt das Fundament, aus welchem Recht und Pflicht hergeleitet und ein etwaiger 
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Streit entſchieden wird. Hierher gehören ſowol die P. der mittelbaren Staats— 
beamten, wie die Wittwenpenſionen. Allerdings kann auch bei ihnen ein ſtaats— 
rechtlicher Geſichtspunkt auf die Eingehung und den Inhalt der Obligation von 
Einfluß werden, wie z. B. in Preußen die Penſionsverhältniſſe der Bürgermeiſter 
einer gewiſſen Kontrole des Staat? unterliegen, und die Schließung der Verträge 
über die Wittwenpenfion für die Beamten obligatorisch gemacht, auch deren Höhe 
begrenzt, aljo der Kontraftöwillfür nicht ganz überlaffen it. Allein dieſe Ein- 
wirfung ändert den obligatorischen Charakter der Penfion nicht. Ruht dagegen die 
Berechtigung auf einem ftaatsrechtlichen Titel, nämlich auf der Verleihung und dem 
Antritt eines Staatsamtes, jo ift es ebenjo wie bei den Anfprüchen auf Gehalt ver» 
fehlt, ihr einen privatrechtlichen Charakter unterzulegen und diefen in einer remune— 
ratoriſchen Schenkung zu finden. Selbjt wenn fich, wie es in dem Erf. des OTrib. 
vom 8. Januar 1858 — Striethorit, Archiv, Bd. 29 ©. 11 — geichehen, 
die P. nach diefem Gefichtöpunfte konftruiren ließe, und der Hinweis auf die von 
dem Beamten geleiteten Dienfte dem Erforderniß des $ 1173 I. 11 des Allg. ER. 
genügen fönnte, ift dennoch eine derartige Heranziehung eines privatrechtlichen Titels 
nicht begründet. Mit der Berleifung und der Lebernahme des Amtes erwächſt 
neben dem Anfpruch auf Gehalt auch der auf Penfion in der vom Geſetz firirten 
und der Privat, wie Staatswilltür entzogenen Höhe. Die Art der Verwaltung 
des Amtes hat feinen Einfluß auf das Recht; die Qualität der dem Staate ge— 
feifteten Dienjte ift weder überhaupt, noch in Anfehung der Höhe der Penfion von 
Grheblichkeit. Anscheinend verlaflen diefen Gefichtspunft zwei Arten von Penfionen, 
nämlich die im Wege der beionderen Bewilligung an nicht berechtigte Beamte ge— 
währte und die Invalidenpenſion der Soldaten. Allein auch bei ihnen iſt e& nicht 
dad Privatrecht, welches die Berechtigung begründet, nicht die Rückſicht auf die ge: 
leifteten Dienfte, durch die gleichjam eine freigebige Verfügung des Staates pro— 
dozirt wird, jondern in jenem falle das amtliche Verhältniß, in diefem die Pflicht 
des Staates, die Folgen der durch die Erfüllung einer Staatöpflicht hervorgerufenen 
beichräntten oder ganz befeitigten Erwerbsfähigfeit zu mildern. 

Die Bedingungen der P., joweit fie nicht auf privatrechtlichem Titel beruht, 
find nach den einzelnen Landesrechten verichieden, und ift diefe Verichiedenheit durch 
die Neichögejeßgebung nicht befeitigt, da fie in die Beamtenverhältniffe der Bundes— 
itaaten einzugreifen nicht befugt ift. Dagegen hat fie in Anjehung der Reichs— 
beamten befondere Vorſchriften gegeben und hat auch in Betreff der Militärperjonen 
die Materie einheitlich geregelt. Hiernach find zu unterfcheiden die Militär- und 
die Givil-P. und bei der letteren wiederum das Neichsrecht und das Landesrecht. 

1) Ueber die Militär-Penftonen ift ergangen das Militär-Penfionsgejeg vom 
27. Juni 1871 — RG.Bl. ©. 275 — und das Ergänzungsgeſetz vom 4. April 
1874 — R.6.B. ©. 25 —. Dieje Vorfchriften regeln jedoch nur neben den In— 
validenpenfionen der Soldaten die Berechtigung der Unteroffiziere, der Offiziere und 
der im Dffiziersrang stehenden Militärärzte. Die übrigen Militärbeamten ftehen 
unter dem Givil-Penfionägejebe, deifen Grundjäße bei jenen mit Rückſicht auf die 
Eigenart des militärischen Dienftes feine Anwendung finden. Der Anfpruch ruht 
auf der Vorausſetzung, daß der Offizier oder Arzt fein Gehalt aus dem Militäretat 
bezieht, ihm alſo ein vom Weich dotirtes Amt verliehen worden, und daß eine Un— 
jähigkeit zur Fortſetzung des aktiven Militärdienftes eingetreten und deshalb jeine 
Verabſchiedung erfolgt ift. Er entjteht der Regel nach bei Offizieren und Aerzten 
nach einer Dienstzeit von 10 Jahren, bei Unteroffizieren fchon von 8 Jahren, aus« 
nahmsweiſe früher, wenn der Grund der Berechtigung in einer in Ausübung des 
Dienjtes ohne eigenes Verſchulden erlittenen Berwundung oder Beichädigung Liegt. 
Ob ein folcher Grund vorhanden, jonach die Bedingungen des Ausnahmefalles vor— 
liegen, hat die oberjte Militärverwaltungsbehörde zu enticheiden. Im UWebrigen ge- 
hört zur Geltendmachung des Anſpruchs der Nachweis der eingetretenen Dienit- 
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unfähigfeit. Er fällt jedoch fort nach vollendetem 60. Lebensjahre, ein Alter, welches 
die Präfumtion der Dienftunfähigfeit begründet. Bei Unteroffizieren bedari es des 
Nachweifes nicht nach einer 18jährigen aktiven Dienftzeit. 

2) Für die Neichöcivilbeamten enthält das Geſetz über die NRechtöverhältnifie 
der Reichöbeamten vom 31. Mär) 1873 — R.G. Bl. ©. 61 — die erforderlichen 
Beitimmungen. Sie machen zunächit die P. davon abhängig, daß der Beamte fein 
Gehalt aus der Neichskaffe erhält, ſchließen alſo ſolche Beamte aus, die nur ein 
Neben oder Ehrenamt befleiden und nicht ſowol Gehalt, ala vielmehr nur eine 
Entjchädigung für die Zeit und Dauer der jeweiligen Dienitleiftung beziehen. So— 
dann untericheiden fie zwischen den definitiv und den unter dem Vorbehalt des 
Widerrufs oder der Kündigung angejtellten Beamten und bewilligen leßteren einen 
Penfionsanspruch nur dann, wenn fie eine im Befoldungsetat aufgeführte Stelle ver- 
walten. Sie machen endlich den Anfpruch abhängig von dem Nachweis eingetretener 
Dienjtunfähigkeit und einer 10jährigen Dienstzeit. Iſt jedoch erftere die Folge einer 
Krankheit oder Beichädigung, welche fich der Beamte bei oder in Folge der Aus— 
übung feines Amtes zugezogen, tritt ausnahmsweiſe auch bei kürzerer Dienftzeit Die 
P. ein. Der Nachweis der Dienjtunfähigfeit wird geführt durch eine Erklärung der 
unmittelbar vorgejegten Dienftbehörde, daß fie den Beamten zur ferneren Erfüllung 
feiner Amtspflichten für unfähig halte. Wie fie fi) die Grundlagen für dieje Er— 
klärung beichaffen will, ob fie insbejondere ein ärztliches Gutachten für nothwendig 
hält, bleibt ihrem Ermeſſen überlaffen. Auch denjenigen Beamten, welche ein zur 
Penfionirung berechtigendes Amt nicht verwalten, fann unter den gedachten Voraus» 
jegungen eine Penfion bewilligt werden. Cine Ausnahmeftellung nehmen ein der 
Neichsfanzler, der Präfident des Neichsfanzleramtes, der Chef der Kaiſerlichen Ad— 
miralität und der Staatsfefretär im Auswärtigen Amte. Ihnen erwächſt die P. 
bereit3 nach zweijähriger Dienftzeit und ift von dem Nachweile einer Dienſtunfähigkeit 
nicht abhängig. 

3) In den Landesrechten find die Vorausſetzungen der PB. ſehr verichieden. 
Nur in dem Eriorderniß der Beamtengualität des Berechtigten jtimmen fie überein. 
Den reichögejeßlichen Beitimmungen nähern fih am meiften die Preußiſch-recht— 
lichen, welche durch das Gefe vom 27. Mär; 1872 — Gej.Samml. ©. 268 — 
gegeben find. Nach ihnen find nur die unmittelbaren Staatsbeamten, welche und 
joweit fie ihr Dienfteinfommen aus der Staatskaſſe beziehen, penfionsberechtigt, vor— 
ausgeſetzt, daß ihre Anftellung eine definitive und vorbehaltlofe ift, oder daß fie, 
wenn auf Kündigung oder Widerruf angeftellt, wenigjtens eine etatsmäßige Stelle 
verwalten. Hiernach find die nur interimijtiich oder diätarisch beichäftigten Beamten 
nicht penfionsberechtigt, wenn ihnen auch umter befonderen Umftänden eine Penſion 
bewilligt werden fann. Zur Begründung des Anſpruchs gehört der Nachweis ein- 
mal einer 1Ojährigen, mit dem Tage des Dienjtantritts, alfo in der Regel dem 
Tage der Leitung des Dienfteides beginnenden Dienftzeit und fodann einer dauern 
den Unfähigkeit zur Erfüllung der Amtöpflichten in Folge eines körperlichen Ge— 
brechens oder einer Schwäche der körperlichen oder geiftigen Kräfte. Bon diefer 
Regel treten nach beiden Richtungen hin Ausnahmen ein. Staatsminifter bedürfen 
des Nachweijes einer eingetretenen Dienftunfähigkeit zur Begründung ihrer P. nicht. 
Auch vor Ablauf von 10 Jahren tritt bei jedem penfionsfähigen Beamten die Be— 
rechtigung ein, wenn der Grund der Dienitunfähigkeit in einer bei Ausübung des 
Amtes zugezogenen Krankheit oder Beichädigung liegt. Die Dienjtunfähigkeit wird 
durch eine Erklärung der dem die Penftonirung nachjuchenden Beamten unntittelbar 
vorgejeßten Dienftbehörde nachgewieien, dab fie nach pflichtmäßigem Ermeſſen den— 
jelben zur ferneren Erfüllung feiner Amtspflichten für unfähig halte. Dabei tft jedoch 
nicht ausgeichlofien, daß die über das Gefuch enticheidende Behörde noch andere 
Beweife für die Dienftunfähigkeit fordert. Für die Beſtimmung derjenigen Behörde, 
welche als dienjtvorgeiegte anzufehen, ift die Verwaltungsorganifation der einzelnen 
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Behörden entſcheidend, alſo bei Juſtizbeamten nicht die Inſtanzengliederung. Bei 
Juſtizſubalternbeamten vertritt in Preußen nicht die Anſtellungsbehörde die Stelle 
der Dienſtvorgeſetzten, da fie nicht, wie dieje, in der Lage ijt, die Amtsthätigkeit 
des Beamten aus eigener Anjchauung zu würdigen. Ganz anders liegt die Sache 
in Bayern. Dort tritt die P. bereits nach Ablauf von drei Dienjtjahren ein, 
und bedarf derjenige Beamte, welcher 40 Jahre im Dienjt geweien, des Nachweijes 
eingetretener Dienjtunfähigfeit nicht. 

Gegenjtand der ®., d. h. die als Penfion zu zahlende Verforgung, ift nicht 
ein feit bejtimmter, jondern ein Quotentheil des Dienfteinfommens, der fich eines- 
theils nach der Höhe des Dienfteinfommens zur Zeit der Penfionirung, anderntheils 
nach der Reihe der abfolvirten Dienftjahre richtet. Er wächſt mit der Vermehrung 
jenes und jteigt mit diefer. Das auf diefer doppelten Grundlage ruhende Pen— 
fionsjyftem iſt micht überall gleich. Sowol die Berechnung des Dienjteinfommens 
und der Dienitjahre, wie der Quotentheil find vielfach verjchieden. Bei den Militär- 
penfionen beſtimmt der S 10 des Gejehes vom 27. Juni 1871, welche Emolumtente 
neben dem chargenmäßigen Gehalt und Servis dem penfionsfähigen Dienfteintommen 
hinzugerechnet werden jollen. Zu ihnen tritt nach $ 8 des Gejeßes vom 30. Juni 
1873 — R.6.B. ©. 166 — ein beitimmter Durchjchnittsjat, des Wohnungsgeld- 
zuichuffes. Ebenſo beitimmt das erjtere Geſetz, welche Zeit zu den Dienftjahren zu 
technen, und welche davon doppelt anzurechnen ift. Unter Zugrundelegung diejer 
Vorichriiten baut fich das Syſtem dahin auf, daß nach zurüdgelegtem 10. und vor 
vollendetem 11. Dienjtjahre die Penfion *%,,, des Dienjteinfommens beträgt, für 
jedes weitere Dienftjahr um %s, steigt und im KHöchitbetrage °%,, erreicht. Ein 
weiteres Anwachſen findet nicht ftatt. Dagegen kann noch eine Penfionserhöhung 
eintreten, jobald die Invalidität die Folge einer in einem Kriege exlittenen Ver— 
wundung oder Gejundheitäbeichädigung ift. Sie ift bald eine relative, die fich nad) 
dem Betrage der reglementsmäßigen Penfion richtet, bald eine abjolute in der Höhe 
von 600 Mark, welche durch die Schwere ber erlittenen VBerwundung oder Bejchä- 
digung bedingt wird. 

Bei Unteroffizieren ift der Penfionsjaß ein bejtimmter, deffen Höhe nur nach 
dem Dienjtalter variirt. 

Bei den Neichscivilbeamten jet fich das penfionsfähige Dienjteinfommen zus 
jammen aus dem Gehalt, den feftitehenden Dienjtemolumenten, zu welchen bei Mili- 
tärbeamten der mittlere Stellen- bz. GChargenjervis gehört und nach $ 8 des Gef. 
v. 30. Juni 1873, aus dem Durchichnittsfage des Wohnungsgeldzuſchuſſes. Zufällige 
Einnahmen werden nicht mitgerechnet. Bei der Beitimmung des Dienjtalters wird 
die Zeit des aktiven Militärdienftes hinzugerechnet und für jeden Feldzug, den der 
Beamte mitgemacht hat, ein Jahr noch bejonders hinzugeſetzt. Auf diefen Grund» 
fägen ruht ein Penſionsſyſtem, das mit dem für die Militärpenfionen übereinjtimmt, 
jedoch Penftonserhöhungen nicht kennt. 

Die Verwaltung von Nebenämtern begründet nur dann eine P., wenn eine 
etatsmäßige Stelle ala, Nebenamt bleibend verliehen ift. — Von den Yandesrechten 
fimmt das in Preußen geltende Syſtem ſowol in der Berechnung des Dienftein- 
fommens und der Dienitjahre, wie in der Feſtſetzung der Penfionshöhe mit dem 
teichärechtlichen überein. Am weiteften weicht von ihm das Bayeriſche Syitem ab. 
Nah ihm wird in den eriten 10 Jahren die Penftion auf "0, in dem zweiten De— 
zennium auf %,., im dritten und jpäteren auf %,, des Gejammtgehaltes berechnet 
und näch erreichtem 70. Lebensjahre des Beamten dem Geſammtgehalt gleich geitellt. 
Daß dieſes Syitem für den Beamten das günftigite ift, fällt in die Augen. Da— 
gegen Führt es als Schattenfeite eine Weberlaftung der Staatsfaffe mit fich, die jo 
— iſt, daß eine Aenderung derſelben zu einem dringenden Bedürfniß werden 
ürfte. — 
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Die Ausübung der P. iſt entweder eine freiwillige oder eine gezwungene. 
68 kann der Berechtigte feine Penfionirung entweder jelbit beantragen oder fie kann 
wider jeinen Willen gegen ihn ausgeiprochen werden. Beide Fälle finden fich jo- 
wol im Reichs-, wie im Landesrecht. Das Gejeh vom 27. Juni 1871 über die 
Militärpenfionen führt den Fall einer unfreiwilligen Penfionirung nicht bejonders 
an, wol aber das Geſetz über die Rechtsverhältniffe der Reichsbeamten vom 31. März 
1873. Nach ihm ift der Beamte befugt, auf feine Penfionirung anzutragen, und 
hat jeinen Antrag bei der ihn unmittelbar vorgejegten Dienftbehörde anzubringen. 
Sie reicht ihn mit ihrer Erklärung über die Dienftunfähigkeit des Antragſtellers der 
oberjten Reichabehörde ein, welche über ihn definitiv zu entjcheiden hat. Ihre Ent— 
icheidung bedarf der Genehmigung des Kaiſers, wenn der Beamte eine Kaiferliche 
Beitallung empfangen hatte. Im Uebrigen ift fie nach den SS 54 und 155 1. c. 
maßgebend und kann auch, da der Gejehgeber die Frage über die Rechtmäßigkeit 
der Penfionirung dem Rechtöwege entzogen und der Verwaltungsbehörde unterbreitet 
bat, im Wege des Prozeffes nicht angefochten werden (Erf. des Neichögerichtse vom 
9. Januar 1880 — Entſch. Bd. I. ©. 34). Dagegen iſt über die Höhe des 
Penſionsbetrages der Rechtsweg zuläffig und zur Enticheidung des Rechtsftreites das 
Landgericht ausichließlich zuftändig — 8 70 des GBG. —. Stellt der Beamte den 
Penfionirungsantrag nicht, obwol der Fall der Dienftunfähigfeit vorliegt, jo wird 
ihm oder einem ihm zu beftellenden Kurator von jeiner vorgejeßten Dienftbehörde 
unter Angabe der Gründe erflärt, daß der Fall feiner Penftonirung vorhanden jei. 
Wenn binnen ſechs Wochen gegen diefe Erklärung feine Einwendungen erhoben 
werden, jo wird angenommen, daß er mit berielben einveritanden fei, und ebenjo 
verfahren, als hätte er den Antrag geſtellt. Erhebt er Einwendungen, jo beitimmt 
nach Prüfung der Sachlage die oberite Reichsbehörde, ob das Zwangäverfahren fort— 
zuſetzen jei oder nicht. Bejahendenfalls erfolgt durch einen von ihr beauftragten 
Beamten die Vernehmung der Zeugen bzw. Sachveritändigen über die von dem Bes 
amten bejtrittenen Thatjachen und Angaben, aus welchen die vorgejeßte Dienftbehörde 
das Vorliegen feiner Dienftunfähigkeit gefolgert hat. Nachdem der Beamte oder 
jein Kurator zum Schluß vernommen worden, entjcheidet auf Grund der Verhandlungen 
die oberite Reichsbehörde bzw. der Kaiſer. 

Dieſen Vorſchriften jchließt das Preuß. Landesrecht fich im Allgemeinen an. 
Die Beitimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpunkte dem Penfionsantrage des 
Beamten ftattzugeben jei, erfolgt durch den Departementächei, welche bei den mit 
Königl. Beftallung verfehenen Beamten der Genehmigung des Königs bedarf: die 
Enticheidung darüber, ob und welche Penfion dem Beamten zufteht, hat der De— 
partementächef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter. Während in Anfehung 
jener Beſtimmung der Rechtsweg ausgejchloffen ift, fteht er dem Beamten gegen die 
(etere Enticheidung in Gemäßheit des Geſetzes vom 24. Mai 1861 offen, und iſt 
für den Rechtsſtreit nach $ 24 des Gejeßes vom 24. April 1878 das Landgericht 
ausschließlich zuftändig. In Anfehung des Zwangsverfahrens wird zwiſchen richter= 
lichen und nichtrichterlichen Beamten unterichieden. Bei den lebteren tritt ein dem 
reichörechtlichen analoges Verfahren ein. Jedoch ift bei erfolgtem Widerfpruch der 
vorgejeßte Minifter die enticheidende Behörde. Gegen feine Enticheidung fteht dem 
Beamten binnen vier Wochen nach der Zuftellung derjelben der Rekurs an das 
Staatöminijterium offen. Das Verfahren bei richterlichen Beamten regeln die 
ss 56 ff. des Disziplinargefeßes vom 7. Mai 1851. Nach ihnen geht die an den 
Beamten oder den zu beftellenden Kurator zu erlaffende Erklärung von dem direkten 
Vorgejegten aus, alfo bei Mitgliedern der Amts» und Landgerichte von dem Land— 
gerichtspräfidenten, bei denen der Oberlandesgerichte von dem Oberlandesgerichts= 
präfidenten, und zwar entweder von Amtswegen oder auf den Antrag der Staats— 
anwaltſchaft. Grachtet im letteren Falle der Vorgeſetzte den Erlaß der Erklärung 
nicht Für angemefjen, jo enticheidet über den Antrag des Staatsanwalts der Dis— 
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jiplinarfenat des Oberlandesgerichte. Im Wall einer bejahenden Entjcheidung des— 
jelben muß der Präfident des Oberlandeögerichts die Erklärung an den Beamten 
erlaffen. Sucht diefer nunmehr jeine Penfionirung micht innerhalb ſechs Wochen 
nach, jo hat der Disziplinarfenat — event. nach Prüfung der Gegenerflärung des 
Beamten — zu entjcheiden, ob dem Verfahren Fortgang zu geben fei. Bei bejahender 
Enticheidung wird ein Kommiffar ernannt, welcher den erforderlichen Beweis zu 
erheben hat. Sodann faßt nach vorgängiger Anhörung des Staatsanwalts der 
Disziplinarfenat Beichluß darüber, ob der Fall der Penfionirung vorliegt oder nicht. 
Gegen ihn giebt e& ein Rechtsmittel nicht. Seine Ausführung fteht dem Juſtiz— 
minifter zu, dem er eingereicht werben muß. 

Die P. erlifcht durch den Tod des Berechtigten und durch den Verluſt des 
Amtes, gleichgültig, ob derfelbe die Folge einer disziplinarifchen Beitrafung ift, oder 
der Verurtheilung zu einer Strafe, mit welcher die zeitige oder dauernde Unfähigkeit 
zur Befleidung öffentlicher Aemter verbunden ift. Ihre Ausübung ruht, wenn oder 
folange der Berechtigte nicht im Beſitze des Deutſchen Indigenats ift, und wenn 
oder joweit er durch Erlangung einer anderweitigen Anftellung im Staatädienfte 
ein Dienfteinfommen erlangt, welches unter Hinzurechnung der Penfion den Betrag 
des früheren penfionsfähigen Dienfteintommens überfteigt. “ 

eves. 
Anton, & 1583 zu Alfſaro, ſtudirte in Brüſſel und Löwen, wurde 


1616 Brof. in Löwen, dann Span. Rath, T 1672. 

Schriften: Institutiones imperiales, Lov. 1629; Amst. 1669; Paris. 1671-82, — 
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« Xit.: Nouv. biogr. generale, Par. 1862, Vol. 39. — Rivier, p. 528. — Rodiöre, 
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Berforation nennt man in der Geburtshülfe diejenige Operation, mittels 
welcher die Schädelhöhle des Kindes eröffnet und ihres Inhaltes entledigt wird, in 
der Abficht, das Volumen des Kopfes zu verkleinern und jo feinen Durchtritt durch 
das abjolut oder relativ zu enge Beden der Gebärenden zu ermöglichen. Dieje 
Operation wurde, wie aus den Schriften des Hippofrates und Geljus hervorgeht, 
bereits im frühen Altertum ausgeübt, aber damald nur nach eingetretenem 
Tode des Kindes; erjt in jpäterer Zeit verallgemeinerte fih ihre Anwendung auch 
bei noch lebendem Kinde und gab dadurch zu manchen religiöjen und rechte- 
wiffenfchaftlichen Kontroverjen über ihre Zuläffigfeit Anlaß. So lange man weder 
die Wendung des Kindes auf die Füße noch den Gebrauch der Geburtszange kannte, 
mußten die Fälle fich häufig darbieten, in welchen dem Geburtähelfer nur die 
Wahl blieb, entweder durch den jogen. Kaijerichnitt, d. h. durch die- operative Er— 
Öffnung der Gebärmutter das Leben der Mutter aufs Spiel zu ſetzen, oder deren 
Xebenserhaltung mittel® der das Kind tödtenden PB. zu erzielen. Durch die 
neueren Fortſchritte der Geburtöhülfe ift gegenwärtig in den überwiegend meijten 
jolchen Fällen ein für Mutter und Kind zugleich Tebenserhaltender Ausgang ermög— 
licht, deffen Herbeitührung meiſt jo lange angeftrebt wird, wie die Zeichen des fort— 
beftehenden Eindlichen Lebens unzweifelhaft deutlich bleiben. Bei gewiffen das Leben 
der Mutter unmittelbar bedrohenden Erjcheinungen fann indeß die Fortſetzung jolcher 
auf eine natürliche Herausbeförderung des Kindes gerichteten Bemühungen unzuläffig 
werden und fomit der Geburtähelfer auch heute noch fich vor die obenbezeichnete 
Wahl geitellt jehen. Obwol die durch den Kaiferfchnitt bedingte Lebensgefahr jeit 
Einführung der Liſter'ſchen Wundbehandlung bedeutend verringert ift und daher die 
Enticheidung, joweit fie vom Geburtshelfer abhängt, gegenwärtig weit häufiger 
ale ehedem zu Gunften diefer, das Kindesleben erhaltenden Operation ausfallen 
dürfte, jo wird doch jeitens der Mutter auch heute noch wahrfcheinlich in den 
meijten Fällen die Einwilligung in die Vornahme des Kaiferichnitts verweigert. 

v. Holkenborff, me. II. Rechtslexikon III. 2. Aufl. 3 
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In diejem Falle jowie bei fortgejegter Unſchlüfſigkeit der Mutter 
bleibt dem Geburtähelier feine andere Wahl, als mittel der P. wenigjtens die 
Mutter auf Koften des kindlichen Lebens zu retten, weil er durch Unterlaffung diejer 
Operation beide einem fichern Tode preiögeben würde. Es hat allerdings bejonders 
in Deutjchland nicht an hervorragenden Geburtäheliern geiehlt, welche die P. am 
lebenden Kinde unter feinen Umſtänden für gerechtfertigt erklärten, und noch in 
diefem Jahrhunderte haben fich 3. B. Dfiander und Schmidt in folchen Sinne aus— 
geiprochen, während man 3. B. in England von jeher unbejtritten das Findliche 
Leben als geringwerthiger im DBergleiche zum miütterlichen behandelt bat. Unter 
den maßgebenditen Gynäkologen der Jetztzeit herricht dagegen auch in Deutichland 
Uebereinjtimmung darüber, daß unter den oben bezeichneten Umftänden ſowie auch 
dann, wenn die Mutter nicht fähig zur Selbftenticheidung ift oder wenn aus irgend 
welchem Grunde der Kaiſerſchnitt feine Ausficht auf günftigen Ausgang für die 
Mutter bietet, die P. nicht blos eine erlaubte, fondern eine durchaus gebotene 
Operation jei. Alle leitende gymäfologiiche Autoren, Scanzoni, Veit, Schröder, 
Hohl u. ſ. w., iprechen fich nachdrüdlich in dem genannten Sinne aus, der lebt: 
genannte mit dem treffenden Zulage, daß im diejer wichtigen Angelegenheit dem 
Geburtähelier feine andere Vorſchrift als diejenige feines eigenen 
Gewijjens gemacht werden fönne. Gegenüber den prinzipiellen Bedenken ſowol 
rechtlicher wie moraliicher Natur, welche man gegen die überlegte Tödtung eines 
Kindes durch die P. erhoben hat, ift vor Allem zu berüdfichtigen, daß das Ber: 
fahren des Geburtsheliers gegen das Kind nicht getrennt von dem 
Verfahren gegen die Mutter betrahtet und beurtheilt werden 
fann. Der Arzt iſt verpflichtet, Nichts zu verfäumen, was die Mutter retten kann, 
und wenn dies Rettungswerk nur unter fünftlicher Verkürzung des im Wege ſtehen— 
den und unter den gegebenen Umftänden doch dem Tode nicht mehr zu entziehenden 
kindlichen Lebens möglich ift, jo wird die Hinwegräumung diefes Ginderniffes zur 
gebieterifchen Gewiffenspflicht. Praktiſch wird die Frage der Zuläffigkeit einer einzelnen 
jtattgefundenen PB. nur in den allerjelteniten Fällen einer nachträglichen konkreten 
Prüfung fähig fein, da hierbei eine Menge von Umständen in Betracht kommen 
würde, welche nur dem Geburtshelier felbit im Momente des Entichluffes und 
Handelns flar vor Mugen lagen, einer jpäteren Konjtatirung und Abichägung aber 
fi) mehr oder weniger entziehen. Die Verfolgung eines Geburtäheliers wegen un- 
berechtigter Ausübung der P. Liegt daher thatjächlich faft außerhalb des Bereiches 
praktischer Vortommniffe. Nur in dem Falle, dab nachweislich fein jolches Miß— 
verhältniß zwiſchen Umfang des kindlichen Kopfes und Weite des mütterlichen 
Beckenausganges beitanden hätte, welches die Ertraktion des unverjehrten Kindes 
unmöglich machte, würde den Geburtshelfer der moraliiche Vorwurf und die jtraf- 
rechtliche Folgewirkung einer Tödtung aus Frahrläffigkeit treffen. 
‚ git: Mittermaier, Ueber bie in. und en der Straflofigkeit der P., 
im Neuen Ardhiv für Kriminalrecht, Bd. V Halle 18 ‚ Meyer, Hat bie 
Mutter oder die Frucht bei einer Kollifion des denn mehr Recht & chonung von Seiten 
der Kumfthülfe? Würzburg 1845. — Berhandl. der Gefellichaft für Geburtshülfe in Berlin, 
1846, ©. 24—82 (über die — ob man ir lebenbes . perforiren dürfe oder nicht ?). — 
— —5—— für gerichtl. Med. 1851, ©. 296 fi. — a Die P. des lebenden 
tus, im Dubliner Journal Nr. LL, —338 .1f. — Hohl, Lehrbuch der Geburtshülfe, 
ipz. 1862 Fintelnburg. 


Periculum (Gefahr) wird von den Quellen in jehr verichiedenen Beziehungen 
gebraucht. Bol. darüber Fr. Mommſen, Beiträge, I. ©. 237 —241. Vorzug 
weife bezeichnet bei Obligationen die Wendung res periculo alicuius est oder p. ad 
aliquem pertinet den Nachtheil, den ein die geichuldete Sache treffendes zufälliges 
Greigniß, insbeſondere der Untergang derjelben, für eine Partei zur Folge hat; und 
zwar heißt es jo vom Schuldner der Sache, wenn er durch ihren Untergang micht 
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befreit wird, jondern verpflichtet bleibt (I. 9 $S 9; 1. 11 pr. D. d. R. C. 12, 1), 
oder bei zweifeitigen Obligationen zwar befreit wird, aber zugleich fein Anrecht auf 
die Gegenleiftung verliert (. 1 $ 1; 1.4 pr. D. h. t.), in Bezug auf den Gläubiger 
dagegen kommt jene Wendung vor, wenn er jeine Forderung ohne Erjah, insbejondere 
bei zweiſeitigen Obligationen auch ohne gleichzeitige Berreiung von feiner Gegen- 
verpflichtung einbüßt (l. 11 pr. D. cit.; 1.5 $ 7 D. comm. 13, 6; 1.8 pr. D. 
h. t.;1.3486D.d.C. E. 18, 1). Bol. v. Wächter, Arc. f. civ. Pr. XV. 
©. 97—115. Man hat fich vielfach bemüht, die Vertheilung der Gefahr bei allen 
Berträgen auf ein gemeinjames Prinzip zurüdzuführen. Die ältere Theorie glaubte 
als jolches den Sat aufitellen zu fönnen: casum sentit dominus. Jetzt iſt die 
Unhaltbarkeit diejer Formel, gegen die fich namentlich v. Wächter's angeführte Abhand- 
lung richtet, allgemein anerkannt. Aber auch die an deren Stelle gejegten Regeln: 
impossibilium nulla obligatio und casus a nullo praestantur, find zu allgemein 
und unbejtimmt, um überall eine Grundlage der Entjcheidung abzugeben. Prinzipiell 
tann nur joviel gejagt werden, daß der Gläubiger für eine fafuell, d. h. ohne Ver— 
ichulden des Verpflichteten unmöglich gewordene Leitung, 3. B. bei zufälligem Unter: 
gang eimes individuell bejtimmten Schuldgegenjtandes, feinen Erja zu fordern hat, 
infofern alfo das P. trägt. Species perit ei cui debetur. Anders ſteht e8 jedoch 
danır, wenn zufolge Vertrages oder kraft Mora (f. diejen Art.) das P. auf den 
Schuldner übergegangen ift. Bei Genusjchulden liegt eine Unmöglichkeit jo lange 
nicht vor, als noch Sachen der Gattung, aus welcher geleijtet werden joll, vor— 
handen find; jo lange trägt daher auch nicht der Gläubiger, jondern der Schuldner 
das P, für die Fälle, wo die Schuld mit dem Recht auf eine Gegenleiftung ver- 
bunden it, enthält das Röm. Recht verichiedene Regeln. Beim Kauf behält der 
Verkäufer regelmäßig troß Untergangs der Sache feine Forderung auf das Kauf: 
geld; daher heißt es, daß das p. emtoris est (j. den Art. Kauf). Bei der 
Miethe dagegen verliert der Vermiether, dem durch Beichädigung der Sache die 
Gewährung ihres Gebrauchs unmöglich wird, von da ab feinen Anfpruch auf das 
Miethgeld; inforern fann man jagen: p. est locatoris (j, den Art. Miethe). 
Für die übrigen zweijeitigen Verträge finden fich durchgreifende Sätze nicht, weil 
jene meist nicht durch bloßen Konjens verbindlich wurden, und alfo bei fafueller 
Unmöglichkeit einer Leiſtung der auf diejelbe Berechtigte feine Gegenleiftung ver: 
tweigern, bez. wenn er fie bereits vollzogen hatte, mit condictio causa data causa 
non secuta zurüdiordern konnte. Im heutigen Recht, nach welchem die Verträge 
grundjäglich durch Konſens zur Perfektion gelangen, wendet man nun, je nachdem 
fie fi) mehr dem Kauf oder mehr der Miethe nähern, die für jenen bey. für dieſe 
geltende Regel analog an. Andere Meinungen vgl. bei Windjcheid, Lehrb., I. 
$ 321 Nr. 3. Auch die neueren Gefeßgebungen haben fein durchgreitendes Prinzip über 
die Gefahr aufgeftellt, brauchen aber den Ausdruck in demjelben Sinne, wie das 
Gem. Recht ($ 95 Allg.ER. I. 11. HGB. Art. 345). Die Negeln find daher bei 
den einzelnen Berträgen anzugeben. Die neuere Literatur verzeichnet Windjcheid 
aa. D. Anm. 13. Ed. 
Perizoniuß, Jacobus (Voorboeck), 5 26. X. 1651 zu Dam (Seöningen) 
wurde 1681 Prof. der Eloquenz und Geichichte in Franeker, 1693 in Leyden, 7 6 


IV. 1715. 
Schriften: Animadv. historicae, Amst. 1685. — De doctrinae studiis, Lugd. Bat. 
1708. — nm minora, Lugd. Bat. 1740. — PVerzeihnik feiner Bibliothet, "Senden 1715. 


Lit. ichaud. — Te Water, Narratio de rebus acad. Lugd. Bat. saec. 18. 
osperis et adversis, — Bat. 1802. — Schulte, Geſchichte, IIIIb 267. — Kramer, 
ogium P., Berol. 1828. Teichmann. 


Bermaneder, Michael, & 1794 zu Traumftein, ftudirte in Salzburg und 
Landshut Philofophie, die Rechte und fpäter auch Theologie, wurde Studienlehrer 
und 1834 Prof. des Kirchenrecht, der Kirchengeſchichte ze. am Lyceum Freiſing, 
feit 1847 an der Univerfität München, F 1862. 

8* 


36 Verneder — Pernice. 


Schriften: Die ame Baulaft, 1838, 2. Aufl. 1856. — Handb. deö gemeingültigen 
tatholiſchen Kirchenrechts, 2 Bde., 1. Aufl. 1846, 2. Aufl. 1853, 3. Aufl. 1856, 4. (herausgeg. 
von — —————— 1865. — Kommentar über Sicherung, Fixirung und Ablöſung ber auf 
dem Zehentrechte laftenden kirchlichen Baupflicht (in der Gefepgebung Bayerns von Doll- 
mann, I. Ih. I. ®b. 3. Heft) 1852. — Bibliotheca patristica, 4 Thle. 1841—1844. — 
Annales univers. Ingolst. (al& fyortiegung des Wertes von Mederer) 1859 (ala Th. V. bes 
ganzen Wertes). 
Lit.: Rektoratsrede 1863 von Stablbaur, ©. 14 ff. Bezolb. 


Perneder, Andreas von Ried, in der Mitte des 16. Jahrh., war Unter- 
richter, fpäter Bayeriſcher Rath zu München, F bald nach 1532 (?). 


Schriften: Institutiones. — Der Lehnrecht kurtze u. —— Verteutschung. — 
Von Straff u. Peen aller u. yeder Malefitzhandlungen (fpäter Halssgerichtsordnung), Ingolst. 
1559. — Gerichtlicher Prozess. Dieſe Werke herauägeg. von Hunger, 1545 u. d.; von 
Schrend, 1573, 1578, 1581; neue Ausgaben, auf deren Zitel (der ſchon 1583 verftorbene) 
Freymon dvd. Obernhaufen genannt wird, 1592, 1600, 1614. — Bollftändige Nachricht 
von Teftamenten und Kobdizillen, Frankf. Leipz. 1725. 

Lit.: Stobbe, Rechtsquellen, II. 173, 174; Derſelbe, Deutſches Privatrecht, 1871, 
©. 91. — Geib, Lehrb. des Deutichen Strafrechts, Leipz. 1861, 1.286, 287. — Hälichner, 
Dad Preuß. Strafreht, Bonn 1855, I. 119, 120. — Archiv des Sriminalrechts, 1836, 
&.121 ff. — Nypels, Bibliothöque, N. 960, 1284. — v. Stinking, Geſch. ber Deutichen 
Rechtäwifjenichaft (1880), I. 573—579 u. 5. Zeihmany. 


Pernice, Ludw. Wild. Anton, 5 11. VI. 1799 zu Halle, habilitirte 
fich dafelbjt 1821, wurde 1825 ord. Prof., 1830 Cenſor für jurift., zeitgefch. und 
philof. Schriften, legte 1844 feine Profeffur nieder und wurde außerord. Regierungs— 
bevollmächtigter und Kurator der Univerfität Halle, 1845 Direktor des Hallifchen 
Schöppenjtuhle. 1849 trat er wieder ala Profeffor ein, wurde in die erite Kammer 
gewählt, trat dann zugleich don der Univerfität Halle ind Herrenhaus gewählt und 
ala Kronſyndikus berufen ins Herrenhaus ein, 7 16. VII. 1861. 


Schriften: De furum genere quod vulgo directariorum nomine circumfertur, Gött. 
1821. — Geſchichte b. Atertb, u. Inftit. des Römischen Rechts, 1821, 2. Aufl. 1824. — 
Obs. de prineipum comitumque imp. Germ. inde ab a. 1806 suhjectorum jur. priv. immu- 
tata ratione, 1826. — Quaest. de jur. publ. Germanico, Halle 1828, 2. Ausg. 1831. — 
Comm. qua de jure quaeritur quo principes Hohenloönses tanquam comites Gleichenses 
duci Saxoniae Coburgensi et Gothano subjecti sint, Halle 1835. — Codex juris munici- 
palis Hallensis, 1839. — Rechtsgutachten betr. die Anfprüche der H. Werner, Grafen von 
Harthaufen, 1840. — Rechtägutachten betr. die eventuelle Succeifion der Sonderburger Linie 
des Hauſes Holftein-Oldenburg, Berlin 1851 (KHopenh. 1863). — Rechtsgutachten betr. Rechte: 
verbindungen bes im —5 — Sachſen⸗Altenburg unter dem 29. März 1849 zu Stande 
gelommenen jog. Eivilliften-Bertrages, 1853. — Comm. de singulari dynastiae Schaveniae jure 
et conditione hodierna, 1854. — Mem. betr. die rechtliche Stellung der mittelbar gewordenen 
vormals reichaftändiichen FFürften und Grafen in Preußen, 1855. — Rechtsgutachten betr. die 
bei der 5. Deutichen Bundesbehörde angebrachte Beſchwerde d. fürftl. Geſammth. Heflen- 
Philippsthal gegen den Hurfürften von Heilen, 1855. — De sancta confoederatione, 1855. — 
Mem. betr. bie rechtliche Stellung des aräflihen Haufes Stolberg-Wernigerodbe, 1855. — 
Die ſtaatsrechtlichen Verhältniffe des gräflichen Haufes Giech, Halle 1859. 

Lit.: Vernice, Savigny, Stahl, Berl. 1862, S. 3—40. — KHaltenborn, Geichichte der 
Deutichen Bunbesverhältnifje, Berl. 1857, Bd. I. 419, 423; II. 426. 

TZeihmann. 


Pernice, Bittor Anton Herbert, zweiter Sohn des Vorftehenden, 5 14. 
IV. 1832 zu Halle, habilitirte fi) 1856 in Berlin, 1857 Prof. in Göttingen, gab 
diefe Stelle 1862 auf, um in die Dienfte des Kurfürjten von Heffen zu treten, 
+ 21. IV. 1875. 


Schriften: Comm. jur. Rom. duae, Hal. 1855. — Denkſchrift über bie Anhaltifche 
Verfafjung, Deſſau 1862. — Zur Würdigung der v. Warnſtedt'ſchen Schrift: Erbredit bes 
rag rer Schleswig-Holftein, Halle 1864. — Oldenb. Staatäfhrift, Oldenb, 1864. — 

it. Erörterungen zur — — olſteiniſchen Succeſſionsfrage, Kaſſel 1866. — Miscellanea 
zur Rechtsgeſchichte und Textkritiß, Prag 1869. — Verfaſſungsrecht der im Reichsrathe ver— 
tretenen Sönigreiche und Länder der Oeſterr.Ungar. Monarchie, Halle 1872. 


Lit: Brockhaus. Teihmann. 
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BPerfonallehn. Während das Lehn in der Zeit der Anfänge des Lehn- 
weſens nur ein zeitlich beichränftes Recht des Beliehenen begründete, hat fich jchon 
früh die Erblichkeit der Lehen zur durchgreifenden Regel ausgebildet, jo daß das 
Gegentheil ala vereinzelte Ausnahme erjcheint. Die Lehnserrichtung bezieht fich 
demnach nicht blos auf den erjten Erwerber, jondern faßt auch alle lehnsfolgefähigen 
Nachkommen deffelben in fich, welche in der Inveſtitur defjelben ſtillſchweigend mit 
inbegriffen find und daher bei dem Tode des jeweiligen Befigers nach den Grund— 
lägen des Lehnrechts in das Lehn fuccediven. Vermöge der befonderen Beitimmungen 
des Lehnkontrakts kann aber auch ein Lehn unter zeitlicher Beichränkung errichtet 
werden. Gin derartiges betagtes Lehn (Zeitlehn) ift das P., welches nur auf 
Lebenszeit des Empfängers verliehen wird. Am häufigiten erfolgten ſolche Ver— 
leihungen an Lehnsunfähige, an Geiftliche umd an Frauenzimmer zur lebensläng- 
lichen Verſorgung, an letztere namentlich in der Weije, daß die rau des Vaſallen 
ihr Witthum als ein PB. erhielt. 

Lit.: Hagemann, Dom P., 1786 (au in befjen Kleinen juriftiichen Auffä en, 83 
113). — v. Gerber, $ 117. — Be iffer in Weiske's Nechtäleriton VI. 407. 


meyer, Syitem bed "Sehnrechts, , Gadhfentpirgel, II. 2, 358, insbeſ. 363. 
Heinrid Brunner. 


Berfonenftand (Verbrechen gegen den). Das RStrafGB. faßt unter diefer 
Bezeichnung zwei Delikte zujammen: die Veränderung oder Unterdrüdung des 
Familienftandes (Perfonenjtandes) eine® Dritten und die betrügliche Gingehung 
einer Ehe. 

1) Den Gegenftand des eriteren Delikts bilden alle Familienrechte, welche durch 
eheliche oder außereheliche Geburt, durch Adoption oder Arrogation oder durch die 
Ehe erworben werden (v. Schwarze). — Zum Thatbeftande gehört, daß diefe Rechte 
ducch „Veränderung oder Unterdrüdung” ihres Grundes verleßt werden. Die bloße 
Anmaßung fremder Familienrechte gehört nicht hierher. Wenn fie auf rechtswidrige 
Bereicherung gerichtet ift, jo kann der Begriff des Betrugs anwendbar werden. 
Bayern hatte diefen Fall den Verbrechen gegen den Familienſtand eingereiht. — 
Die Handlung muß nach dem RStrafGB. gegen den P. „eines Andern“ gerichtet 
jein. Ob die Einwilligung deſſelben das Delift ausjchließe? Die Konjequenz ſpricht 
für die Bejahung der Frage. Gleichwol dürfte fie der Stellung und der Faflung des 
$ 169 gegenüber zu verneinen jein (anderer Meinung: v. Schwarze im Handbuch c. 
Komm.). — Daß die Abficht auf vermögensrechtliche Benachtheiligung des Andern 
oder auf eigenen rechtswidrigen Gewinn gerichtet jei, wird nicht gefordert. Das 
letztere Moment aber bildet nach dem Straf®B. einen Auszeichnungsgrund. Die 
Ausficht auf den rechtäwidrigen Vermögensvortheil muß dabei das Motiv der That 
gebildet haben. — Gin Mittel zur Verübung des Verbrechens wird häufig in dem 
Bewirken der Herftellung faljcher öffentlicher Urkunden (insbejondere faljcher Givil- 
ftandaurfunden) gegeben jein. Baden hatte diefen Fall ausgezeichnet. Es werden 
bier die Beitimmungen über intelleftuelle Urkundenfälfhung ($ 271 des StrafGB.) 
anwendbar. — Zur Vollendung gehört die Hervorbringung falicher Vorftellungen 
über den PB. der betreffenden Perſon. — Nach Rhein. Recht muß der Strafverfolgung 
die Entjcheidung der Givilftandsfrage im Givilverfahren vorausgehen. — Der Haupt: 
fall dieſer Verbrechensart ift in der Kindesunterfhiebung (ſ. diefen Art.) 
gegeben. 

Defterreich kennt dieſe Verbrechensart nur als eine Betrugsſpezies. Es ſtimmt 
darin mit einigen älteren Gejegen (vgl. Heſſen 397, 6) und mit der gemeinrecht- 
lihen Doftrin, injofern dieſelbe hier die Gefichtspunfte des Betruges und der 
Fälſchung zur Anwendung brachte, überein. 

2) Auch das zweite Delikt enthält eine durch Täufchung bewirkte Veränderung 
des P. und konnte um deswillen mit dem eriten zufammengeftellt werden. Vorauss 
gejegt tft eine auf die Vorausjegungen eines Ehejchluffes bezügliche Täufchung, welche 
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die abgeichloffene Ehe zu einer nichtigen oder anfechtbaren macht. Im Uebrigen 
werden zwei Fälle unterichieden. Die Täufchung kann ſich auf „ein geſetzliches 
Ehehinderniß“ beziehen — hier wird nicht vorausgefeßt, daß die Anregung zum 
Abſchluß der Ehe von dem Täujchenden ausging — oder auf fonftige Umſtände. 
Im letteren Falle muß die Jnitiative beim QTäufchenden geweſen jein, und die 
Täuſchung muß zugleih von folcher Bedeutung fein, dat die Gültigkeit der Ehe 
mit Rückſicht darauf angefochten werden kann. In beiden Fällen muß das Ver— 
halten des Täufchenden fich ala ein „argliftiges“ darftellen, d. 5. es muß darauf 
berechnet geweien jein, dem Andern die Erfenntniß des richtigen Sachverhalts un— 
möglich zu machen oder etwa auftauchende Zweifel zu erftiden. Den Gegenjat 
hierzu bildet ein bloßes Daraufantommenlafien, ob e& der Andere der Mühe werth 
finden werbe, fich über betreffende Verhältniffe zu orientiren. — Als Thäter ift 
derjenige voransgefeht, der die Ehe mit dem Getäufchten abichliekt. — Eine Be 
dingung der jtrafrechtlichen Verfolgung ift das Borliegen eines ehegerichtlichen Er— 
fenntniffes, wodurch die Ehe aufgelöft wird; eine fernere der Antrag des getäufchten 
Theiles. Die Friſt zur Ginbringung des Antrags läuft von dem Momente, wo 
der Getäufchte von der Täufchung Kenntniß erlangt, die Verjährung von dem 
Momente des Eheab as (anderer Meinung: v. Schwarze). 

FE nd u. Lit.: RStrafGB. 88 169—170. — Defterreih $ 201 d. — Ungarn $$ 254, 

— Belgien art. 368. — frankreich art. 8345. — dv. Holtzendorff, rer 11. 
e 277—285 w. Schwarze). — Die Kommentare. U. Merte L. 

Perthes, Clemens Theodor, & 2. III. 1809 zu Hamburg, Prof. zu 
Bonn, 7 25. XI. 1867. 

Schriften: Der Stantädienft in Preuben, Gotha 1888. — Dad Deutjche Staatsleben 
vor der Revolution, Hamb. u. Gotha 1845. — Einverleibung Sralau’s, Gotha 1847. — Dad 
er —A der — eſellen, Gotha 1856. — Friedr. Merthes’Leben, Gotha 1848—51, 

1872. — Politiſche Suflnbe und Perjonen in Deutichland zur Zeit der Franzöt. 
Sereidaft, Gotha 1862-69 (N. Bd. herausgeg. von Anton Springer). 


Sein älterer Bruder Friedrih Matthias (1800—1859) ſchrieb: Pie alte 
und nene Lehre über Gejellihaft, Staat und Kirche, Hamb. 1849, 3. Aufl. 1850. 
Teihmann. 

Pertinenz einer anderen ift diejenige Sache, deren wirthichaftliche Bedeutung 
nach der Anfchauung des Verfehres und der durch diefe geleiteten Annahme des 
Rechtes in ihrem Dienfte für eine andere Sache aufgeht. Es ergiebt fich daraus: 

1) Die Rechtänorm, welche eine Sache zur P. einer anderen erklärt, ift dis— 
poſitiver Natur; was nach der Anichauung des Verkehres feine eigene Bedeutung 
hat, kann fie doch haben nach der Anschauung des Einzelnen, und wenn das Recht 
jene Anfchauung des Verkehres fich aneignet, jo thut es dies nicht im Gegenjahe 
zur Anjchauung des Einzelnen, jondern lediglich wegen ihrer im Zweifel anzunehmen 
den Webereinftimmung mit der Anichauung des Verkehres. 

2) Die Bedeutung der P.qualität erftredt fich auf das rechtliche Schidfal der 
Sache nur infoweit als diejes durch ihre wirthichaftliche Bedeutung fich beftimmt ; 
daher theilt die P. das Schiefal der Hauptjache nur infoweit als diefes durch Ver— 
jügung fich beitimmt; denn Objekt der Verfügung oder des Willensaftes ift die 
Sache in ihrer Gigenichaft ala Gegenftand des Bedürfniſſes. Sodann erftredt fich 
jelbftverjtändlich die Verfügung über die Hauptſache auf die P. nur infoweit als 
ihr Umfang lediglich durch die vom Rechte angenommene Tragweite des Willens— 
aftes alö folchen fich beftimmt, daher wird z. B. durch Lebergabe der Hauptiache 
zu Eigentum oder zu Pfand die P. nicht berührt. Unabhängig von der P.qualität 
ift die Erftredung einer Verfügung auf eine nicht ausdrüdlich genannte Sache, wenn 
nach dem allgemeinen oder im einzelnen Falle anzunehmenden Sprachgebrauche eine 
ihrem Wortlaute nach mur auf eine beitimmte Sache gehende Bezeichnung andere 
Sachen mit umfaßt; vielmehr macht fich die P.qualität als folche exit dann geltend, 
wenn eine nicht nur dem Wortfinne nach, jondern auch nach jog. logiicher Inter— 
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pretation nicht unter eine Verfügung fallende Sache lediglich wegen ihres Verhält- 
niffes zu einer anderen Sache von der über diefe getroffenen Verfügung mit er- 
griffen wird. 

Ob nach Römischen Rechte dem P.begriffe überhaupt irgend welche Realität 
zufomme, ift bejtritten, jedenfalls fpielt er in ihm feine erhebliche Rolle und wird 
durch feinen eigenen Namen bezeichnet. Die wie von Nebenbeftandtheilen einer 
Sache fo auch von Nebenjachen gebrauchte Bezeichnung der accessio entbehrt jeder 
ieften Begrenzung. Wenn ſodann neben den bloßen Theilen einer Sache die 
jenigen eigenen Sachen genannt werden, die man gleichiam als bloßen Theil einer 
anderen um diejer willen bat, jo handelt «8 fich hier um Fälle, wo eine Bezeich- 
mung zwar dem Wortlaute nach nur eine Sache, in dem Sinne dagegen, in welchem 
fie gebraucht zu werden pflegt, einen ganzen Komplex von Sachen umfaßt. Gilt 
3. B. bei einem Hauskaufe ala mitgefauft, was quasi pars zum Haufe gehört, jo 
beruht dies darauf, daß wir 3. B. mit der Bezeichnung des Wohnhaufes den ganzen 
Kompfler von Sachen mit umfaffen, deren Zugehörigkeit zum Haufe jeine Bewohne 
barfeit fordert; irgend welcher Unterjchied befteht Hier zwiſchen wirklichen Stücken 
des Haufes und den zu feiner Benußung erforderlichen eigenen Sachen wie den 
Schlüffeln nicht; denn die Bezeichnung des Wohnhauſes in ihrem üblichen Sinne 
ichließt dieſe ebenjo unmittelbar im fich ala jene, Die Möglichkeit vollends, daß 
ein Grundſtück P. eines anderen jei, aljo nur um des Anderen willen erijtire, ift 
dem Römischen Rechte gänzlich fremd und die dafür angeführten Entjcheidungen 
beruhen lediglich darauf, daß gerade bei Grundftüden vermöge ihrer rein zufälligen 
Abgrenzung die Frage leicht auftaucht, wie weit eine Verfügung über Grund und 
Boden reiche; inwieweit fie insbefondere über das allein genannte, vielleicht im 
Sinne des Verfügenden für einen größeren Kompler namengebende Stüd hinaus ſich 
eritrede. Dagegen finden fich allerdings Entjcheidungen, nach welchen eine Ver— 
fügung auf bejtimmte nicht genannte bewegliche Sachen fich eritredt, ohne daß be- 
züglich diejer eine jtilljchweigende Willensmeinung vorläge. Auch bier aber fann 
nicht gefagt werden, daß die eine Sache lediglich um der anderen willen eriftire 
und deshalb deren Schidjal theile, vielmehr ericheint Hier nur das Intereſſe des 
Veräußerers am Behalten der Sache im Berhältniffe zum Interefie des Erwerbers 
an ihrer Erlangung jo unbedeutend, daß es wirthichaftlich als das Normale er- 
icheint, bei der Uebergabe einer beitimmten Sache die andere drein zu geben. Daß 
3. B. die auf einem Gute befindlichen WVorräthe an Stroh und Dünger lediglich 
um dieſes bejtimmten Gutes willen eriftiren, läßt fich nicht behaupten; wol aber ift 
für den Veräußerer, der vielleicht gar feine Verwendung für fie hat, ihr Werth jo 
viel geringer als für den am Orte ihrer gegenwärtigen Lagerung fie verwendenden 
Griwerber, daß ohne befondere Anhaltspunkte die Abficht fie zurückzubehalten nicht 
anzunehmen ift. Dagegen eritredt fich nach Röm. Rechte die Veräußerung von 
Silbergeichirr nicht auf die dazu gehörigen Futterale; daß aber 3. B. die Veräuße— 
rung eines Schrantes die dazu gehörigen Schlüfjel in fich begreift, beruht auf der 
Nothwendigkeit des beftimmten Schlüffels zur Benugung des Schranfes, kraft 
welcher wer als Gegenjtand der Verfügung einen Schranf nennt, in Wirklichkeit 
gar nicht blos den Schrank, jondern diejen nebit den ihn öffnenden und ver- 
ichließenden Schlüffen meint. Daß auch hier feinesmwegs die P.qualität der be- 
jtimmten individuellen Sache enticheidet, zeigt fi) daran, daß der Käufer eines 
Schrantes nicht blos die Auslieferung der zu ihm wirklich vorhandenen Schlüflel, 
fondern jchlechthin die Lieferung folcher verlangen kann; ift beim Kaufe fein be= 
ſtimmter Schlüffel demonjtrirt, jo ift bezüglich der erforderlichen Schlüffel der Kauf 
ein Genusfauf, indem gekauft ift der Schranf nebjt der erforderlichen Zahl ihn 
öffnender und verichließender Schlüffel, wie daflelbe im Falle des Hauskaufes gilt. 

So iſt in Wirklichkeit der Begriff der P. dem Römijchen Rechte fremd, indem 
die auf ihn zurüdgeführten Erfcheinungen theils auf bloßer Interpretation der Partei- 
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abſicht theils auf einer vom Standpunkte des Parteiintereſſes aus getroffenen Er— 
gänzung derſelben beruhen. 

Dagegen bat ſich der Begriff der P. mit verſchiedener Ausdehnung ſeines An— 
wendungsgebietes in neueren Rechten eingebürgere, in&bejondere in Beziehung auf 
Immobilien. Die Betrachtung 

1) eines Grundftüdes ala eines zu einem anderen gehörenden erlangte rechtliche 
Bedeutung namentlich durch die im Gegenjage zum Römifchen Rechte im Deutjchen 
vielfach fich findende Gejchlofienheit des Gutes. 

2) Bon beweglichen Sachen gelten ala P. unbeweglicher allgemein die auf ein 
Grundſtück bezüglichen Urkunden, ſowie vielfach das Gutsinventar, das nad) Röm. 
Rechte von der Verfügung über das Gut nicht berührt wird. Die beweglichen P. 
unbeweglicher Sachen theilen Fonjequenter Weije, wie im Dejterreichifchen Geſetzbuch 
ausdrüdlich anerfannt ift, gleich den jonjtigen rechtlichen Schidjalen der Hauptjache 
auch ihre Jmmobiliarqualität ; ohne diefe Annahme würde nach neuerem Rechte die 
Veräußerung, insbefondere Verpfändung eines Grundſtücks fich gar nicht auf feine 
beweglichen PB. eritreden Eönnen. P. eines Grundftüdes können auch Rechte jein 
als P. des Grundeigentfums oder jolche Nechte, welche im Zweifel deſſen Schidjal 
theilen, während die Prädialervituten vermöge der Unmöglichkeit ihrer Abtrennung 
vom praedium dominans mehr als bloße „PB.“ des Grundeigenthums find. Ebenſo 
fönnen mit jonftigen Rechten andere Nechte ala P. verbunden jein. 

Als Quellen der zum betrachtet man im Römiichen Re * namentlich 1. 13 $ 313 


l. 18 D. de act. emt. 19, 1. — Bon neueren Rechten: Preuß. L .2 88 42 ff. — Züricher 
BGB. SS 476, 477, 479 Fi 


Lit.: v. Wächter, Hanbb. bes Württemb. Priv. R., II. ©. 242 ff.; Derfelbe, Pand., 
L.©. 296 ff. _ en uftem des Defterreich. Priv. R., 1. 88 53-55. — Stobbe, Handb. 
bed Deutichen Priv I. 8 65. — A en Gin, 8 115, 15; Derſelbe, Deutiches 
Priv. R., 8 81. — Dernburg, Preuß. Priv. unte, "Die Lehre von den ®B., 
1827. — Göppert, Ueber organijche sit, 100, © —80. Hölbder. 


Petitionsrecht. Man verjteht unter P. die Befugniß, ſich mit Bitten an 
die jtaatlichen Organe zu wenden. Daſſelbe zerfällt in das Beichwerderecht und 
das P. im engeren Sinne. Das Beichwerderecht bezieht fich auf Rechtöverlegungen, 
auf die Befeitigung eines Unrechts, ganz einerlei, ob daſſelbe durch Handlungen oder 
durch Unterlaffungen herbeigeführt ift, dem Gebiete des Privatrechts oder des 
öffentlichen Rechts, angehört. Indeſſen Hat die verfaffungsmäßige Unabhängigkeit 
der Gerichte zur Folge, daß Beichwerden gegen angeblich von den Gerichten bei der 
Rechtiprechung begangene Rechtöverlegungen nur im richterlichen Inftanzenzuge, jei 
es als Beichwerden im engeren Sinn gegen einfache Dekrete, jei es ala Rechtsmittel 
gegen Urtheile verfolgt werden können; eigentliche Beſchwerden in Juftiziachen finden 
nur jtatt wegen verzögerter oder verweigerter Juftiz und gegen rechtskräftig entichiedene 
Straffachen auf Grund des Begnadigungsrechtes, ſofern die Begnadigungsgefuche zu 
den eigentlichen Beichwerden gerechnet werden fünnen. Derjelbe Grundfa gilt hin— 
fichtlich der Beichwerden gegen die Entjcheidungen der Verwaltungsgerichtshöfe. Das 
P. im engeren Sinne bezieht fich auf die künftige Verbeſſerung mangelhafter Zuftände, 
reip. auf die Verhütung zu bejorgender Webelitände. Das im Allg. ER. (II. 20 
88 156, 180) bereits in beiden Bedeutungen anerkannte P. ift auch in der Preuß. 
Verf. Art. 32 ausdrüdlich gewährleiftet. 

Das P. im weiteren Sinne fteht an und für fich ohne Rüdficht auf Alter und 
Geichlecht Allen zu, welche die Fähigkeit zur Willenserklärung befigen. Dafjelbe 
fann ebenſowol von einem Einzelnen allein, ala auch in Verbindung mit Anderen 
geübt werden; auch derartige Beamten-Petitionen find geftattet, doch findet das P. 
auf das Heer nur injfoweit Anwendung, ala die militärischen Gejege und Disziplinar- 
vorichriften nicht entgegenftehen; auch müſſen bei Maffenpetitionen die Ginzelnen 
wirklich unterzeichnen, Petitionen unter einem Gefammtnamen find nur Behörden 
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und Korporationen geſtattet. Ob dieſe letzteren ein unbeſchränktes oder ein auf 
ihren Wirkungskreis beſchränktes P. haben, ijt bejtritten, namentlich ob den Kreis— 
tagen und den Stadtverordnetenverjammlungen, reſp. den jtädtiichen Behörden das 
Recht zufteht, Hinfichtlich allgemeiner Staatsangelegenheiten zu petitioniren. 

Dal. darüber im Allgem. v. Rönne, Staatörecht, 3. Aufl. Bd. I. Abth. 2 
©. 197 ff.; über das Petitionsrecht der Städte v. Nönne, a. a. DO. ©. 198, 
und v. Möller, Preuß. Stadtrecht, ©. 86. Stenographiiche Berichte des Preuß. 
Abgeordnetenhaufes 1865, Bd. I. ©. 356 ff. Bd. IV. ©. 295 ff.; über das Petitions- 
recht der Kreistage v. Rönne, a. a. D., ©. 546 ff.; v. Möller, Das Recht 
der Preuß. Kreis: und Provinzialverbände, ©. 72 ff.; über das Petitionärecht der 
Provinzialftände v. Rönne, a. a. O. ©. 518; v. Möller, a. a. D., ©. 19. 

Die Petitionen im weiteren Sinne fönnen entweder an die Behörden oder an 
den Landtag (an jedes der beiden Häufer), reip. den Reichstag (Art. 23), oder an 
Korporationen Öffentlich = rechtlichen Charakterd oder an das Staatsoberhaupt jelbit 
gerichtet fein. Die an den Landtag, veip. den Reichstag gerichteten Petitionen haben 
manches Gigenthümliche. Insbeſondere wird den Kommiffionen injofern eine er— 
weiterte Kompetenz beigelegt, als fie an Stelle eine® Gutachtens über die formelle 
und materielle Zuläffigkeit einer Petition die Zurückweiſung derfelben in gewiffen 
Fällen beichließen können; und zwar bejteht nach der Gefchäftsordnung des Herren— 
hauſes die Einrichtung, daß Petitionen, welche nach dem einftimmigen Urtheile der 
Kommilfion zur Berathung und Beichlußfaffung im Plenum ungeeignet find, nur 
mit kurzer Angabe des Petitums im Kommiffionsbericht angeführt und drei Wochen 
lang im Bureau des Haufes aufgelegt werden, und als erledigt zu betrachten find, 
wenn fie nicht während diejer Zeit von einem Mitgliede aufgenommen werden, in 
welchem falle die Kommiffion noch nachträglich berichten muß; nach der Geſchäfts— 
ordnung des Haufes der Abgeordneten wird der Inhalt der eingegangenen Petitionen 
weſentlich durch eine in tabellarifcher Form angefertigte Zufammenftellung jeitens 
der Kommiffion zur Kenntniß des Haufes gebracht; zur Plenarverhandlung gelangen 
nur diejenigen Petitionen, bei welchen auf eine folche entweder von der Kommiſſion 
oder von 15 Mitgliedern angetragen wird; geht der Antrag von der Kommiſſion 
aus, jo hat fie über die von ihr zur Diskuſſion verwieſene Petition Bericht zu er- 
ftatten, geht der Antrag von Mitgliedern des Hauſes aus, jo fann entweder eine 
Verweifung an die Kommiſſion zur Berichterftattung oder die VBorberathung im 
Haufe, reip. die Schlußberathung im Haufe ftattfinden. Ganz analog diejen Ge- 
ihäftsbeftimmungen des Abgeordnetenhaufes find die des Reichstags. Es veriteht 
fi übrigens nach allgemeinen Grundjägen von jelbit, daß die Staatöregierung durch 
die Ueberweifung einer Petition nicht verpflichtet wird, dem betreffenden Beichlufie 
Folge zu leiften, und daß noch weniger dem Landtage, reip. dem Reichätage das 
Recht zufteht, durch ein weiteres unmittelbares Eingreifen die geforderte Abhülfe und 
Berüdfichtigung herbeizuführen; dagegen wird man dem betreffenden Haufe die Ber 
fugniß zugejtehen müfjen, Auskunft über das von der Regierung auf Grund der 
Verweifung Veranlaßte zu verlangen (Art. 81, U. 3). Im Reiche ift übrigens 
neuerdings die Einrichtung getroffen , daß dem nächitfolgenden Reichstage eine Vor— 
lage gemacht wird, aus welcher die auf die überwieſene Petition erfolgten Ent— 
ichließungen zu erjehen find. 

Lit.: v. Rönne, Staatörecht, 3. Aufl. 1869, Th. I. Abth. 2 ©. 193 ff. — Pözl, Art. 
Beichwerbe und Petition, in Bluntichli’s StaatsWört.B., Bd. IL ©. 89 89 ff.; Bb. viii. 


Welcker, Art. Petition, im Staats-Lex. von Rotted und Welder, 
SE. BD. . XL ©. 459 ff. — v. Mohl, Beiträge zur Lehre vom —— in fon: 


ftntionelien Staaten —— Völkerrecht Politik, = J 1860] ©. 222 ff). — 
Gerber, Grundzüge, ©. Derielbe, Deffentl. Recht, S .— 8.2. Stein, Ber 
waltungateher, 2. Aufl. N Th. I S. 382 fi., 431 ff. — van B, landt, Over het ‚reght 


van petitie, Gravenhage 1864. — Kaband, Das Staatsrecht des vae Reiche, Bd. I 
€. 519. Ernit Meier. 


42 Petrus. 


Petrus de Alliaco (Pierre d’Ailly), 5 1350 in Gompiegne, Lizentiat zu 
Paris, dann Almojenier, auf Gefandtichaftereifen, Kanzler der Univerfität bis 1395, 
Biſchof von Le Puy, dann Gambrai, 1411 Kardinal, auf den Konzilien zu Piſa 
und Konſtanz, F 1425 (?). Belannt durch Tract. de eccles. potestate. 

Lit: Schwab, oh. Gerfon, 1858, ©. 85 Hübler, Die Konftanzger R — 
1867. — Schulte, Geſchichte, II. 401, 408. — iexte, Joh. Aut ufins, Bredl. 1 
Zihadert, Peter von Ailli, Gotha 1877. — Revue historique de Monod, Are p. J 

Teichmann. 


Petrus de Ancharano, & gegen 1830 in Toskana, (Ankarano), Schüler 
von Baldus, lehrte zu Siena, Bologna, Fyerrara , erhielt wichtige Aufträge, 1409 
auf dem Konzil zu Piſa Abg. der Univerfität Bologna, auf dem Koftniger Konzil 
advocatus coneilii und scrutator votorum, f 13. V. 1416. 

Er jhrieb: Comm. in Decretales, Lugd. 1535—43; Bonon. 1581, 1583. — Lectura 
uper Sexto, Lugd. 1517; super Clementinas, Venet. 1483; Mediol. 1494; Lugd. 1534, 1549, 
1558: Bonon. 1581, 1593 n. 9. 

it.: Schulte, Gelb., II. 278—282. Teihmann. 


Petrus Blejenjis, junior, canonicus cancellarius ju Chartres, verfaßte 
wahricheinlich um 1180 das Speculum jur. can. ed. Reimarus, Berol. 1837. 

Lit.: Savigny, IV. 433—436 (über B. BL ar ee — Schulte, Setaiät, I. 207, 
257. — Bethmann:Hollweg, Eiv.Prz., Bb. Zeihmann. 


Petrus Jacobi, 5 zu Aurillac, lebte ald Prof. in Montpellier. 
« Er ij BR 1311 feine Practica aurea, aus ber ber tractatus de arbitris wol nur ein 
uszug I 
Bit.: Sapvigany, VI 37-39. — De Parieu, Etude sur la pratique dorde de Pierre 
Jacobi in Wolomäfi’3 Revue de legislation et de jurisprudence, XX. 417—425. — 
v. Stinking, Geihhichte der populären Literatur des Römiſch— —— ——— in Deutſch⸗ 
land, Leipz. 1867, ©. 291, 292. — Bethmann-Hollweg, Civ. Prz., B Arte 227. 
Zeihmann. 


Petrus Ravennas (Petrus Tomais), 5 zu Ravenna, dozirte zu Padua, 


Pila, Greifswald, Wittenberg, Köln, F gegen 1508 in Mainz. 

Schriften: "Alphabetum aureum, Colon. 1508; Rothomagi 1508; Lugd. 1511, 
1517. — Repetitio C. inter alia, 1499. — De potestate pontificis, Albiburgi 1503. — Com- 
pendium juris civilis, Albib. 1503. — Comp. juris canonici, 1504—1506. — Allegationes 
et conclusiones in materia consuetudinum, 1508. — Notabilia dicta, 1508. — Compend. in 
materia feudorum, 1508. — Constitutio de statutis, Colon. 1574. — Consilia. — Opusc. 


vari 1856. 

Sit Stobbe, ar a U. S. 14. — Koſegarten, Geſchichte der Univerfität 
Greifswald, L ©. 14— — Muther, Aus dem Univerfitäts: und Gelehrtenleben im 
Zeitalter der Reformaliom, F oo €. 69 ff., 95—128, 371—395. — Muther, Zur Ge: 
ſchichte der Rechtsmwiflenichaft, S 260 fi. — v. Stinping, Gefechte der populären 
Lit. Leipz. 1867, S. 147. — Shulte, Gedichte, II. 403. Teihmann. 


Petruß de Sampjone, & in Nimes oder Umgegend, lehrte wol 1230—60 
zu Bologna. 

Er ſchrieb: Summa decretalium. — Distincetiones. — Lectura in Decret. Innocentii 
IV. — Er verfaßte aud die Synobalftatuten von Nimes ww 

Lit: Schulte, —— des katholiſchen Kirchenrechts, 3. Aufl. 1873, ©. 77; Der: 
felbe, Gejchichte, I. 108—11 Zeihmann. 


Petrus de Unzola, & zu Unzola, wurde 1275 Notar, F 1312. 

Schriften: Aurora novissima, Vincent, 1485. — Zuſatze zu dem tractatus und ber 
flos des Rolandinus, Lugd. 1538. — De judiciis, Vinc. 1487. — Apparatus rotularım, 
Vincent. 1490. 

git.: v. Stinping, a u ber populären Literatur des Römiſch-kanoniſchen Rechtes 
in Deutichland, Leipz. 1867, S. 2%. — Bethmann:Hollmeg, nt Bd. VL ©. 19, 

Teichmann. 

Petrus de Vinea (Pietro della Vigna) 5 zu Capua gegen 1190, der be— 
rühmte, unglüdliche Protonotar Friedrich's V., betheiligt an der Gefeßgebung für 
Sizilien, namentlich aber an den Bejtrebungen deſſelben behufs Gründung einer 
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faiferlichen Kirche, in der Petrus der Vilar des Kaiſers, ein neuer Fels der Kirche 


fein Sollte, q' nach Blendun ng wol durch eigene Sand auf dem Wege nach Pila 1249, 
2it.: G. de Blasiis, Della vita e delle opere di P. de V., Napoli 1860. — Huil- 
lard- Bröholles, Vie et correspondances, Paris 1865. — Selopis, 1. 50, 266. — La 
Mantia, Storia della legislazione di Sicilia, Palermo 1866, I. 94, 97. reig 
eichmann. 


Pfandbriefe, auch Hypothekenbriefe genannt, find Heutzutage zins— 
tragende, meiſt auf den Inhaber lautende Obligationen, welche größere Immobiliar— 
freditinftitute als Schuldner auäftellen in Höhe von Beträgen, für welche fie jelbjt 
wiederum hypothekariſch geficherte Gläubiger find. 

Zwei Arten jolcher Kreditinftitute find zu untericheiden: 

I. Korporationen von Jmmobiliareigenthümern eines Lofal begrenzten Bezirkes. 
Mitgliedsfähig find biaweilen nur die Eigenthümer einer bejtimmten Klaſſe Ländlicher 
Grundftüde, 3. B. der Rittergüter, bisweilen aller Güter von einem gewiffen Minimal» 
werthe ab aufwärts, mag für leßtere der gemeine Sachwerth, der jährliche Rein- 
ertrag,, oder die Grundſteuer als Maßſtab gewählt fein. Die älteften diejer „land— 
ichaftlichen Kreditverbände” oder „Landichaften“ gehören dem lebten Drittel des 
vorigen Jahrhunderts an und find eine Schöpfung Friedrich's des Großen. Die 
Berwüftungen des ftebenjährigen Krieges und die Münzreform ftellten in Schlefien 
Anforderungen an den Jmmobiliarkredit, dem die bisherigen Einrichtungen nicht ge= 
wachien waren, da entwarf ein Kaufmann Bühring in Berlin den 1767 höheren 
Orts freilich abgewielenen Plan eines Kreditvereines für Schlefien, auf den alle 
heutigen Jmmobiliarkreditinftitute zurädzuführen find. Kaum zwei Jahre fpäter 
entichloß fich Friedrich der Große auf Veranlaffung feines Großkanzlers v. Garmer, 
die Errichtung der Schlefiichen Landſchaft unter unmeientlichen Abweichungen vom 
Bühring’ichen Entwurf zu genehmigen. Die glüdlichen Refultate deffelben ver- 
anlaßten jehr bald die übrigen Provinzen, aus eigener Jnitiative gleiche Inflitute 
zu errichten, 

Ihrer wirthichaftlichen Seite nach find die Korporationen Vermittler zwifchen 
dem geldbedürftigen Grundeigenthümer und dem zinsfuchenden Kapitaliften. Auf 
das Gejuch des Grumdeigenthümers fertigte die Korporation früher nach Vornahme 
der erforderlichen Schritte, wie Aufnahme der Werthtare u. ſ. w. über den begehrten 
oder bewilligten Betrag, in den vom Grundeigenthümer gewünfchten Appoints 
numerirte Inhaberpapiere aus, welche fie nach ihrer Nummer auf das betreffende 
Grunditüd hypothekariſch eintragen ließ. Much die Papiere ſelbſt erhielten einen 
diesbezüglichen Spezialvermerf, jedoch ohne direkte Angabe des Grundftücdeigenthümers, 
und mwurden dadurch zu Inhaberhypothekeninſtrumenten. Diefe Papiere händigte die 
Korporation dem Gigenthiümer des nun pfandbelafteten Grundftüces entweder zu 
beliebiger Dispofition direft aus, oder fie vermittelte auch noch für feine Rechnung 
den Verkauf an Dritte und übergab ihm dann nur den Erlös. Der P.inhaber ift 
Gläubiger der Korporation, er darf fich wegen Zinſen und Kapital aber auch direkt 
an das verpfändete in jeinem PB. bezeichnete Gut halten; überdies hafteten noch die 
Grundftüde der geſammten Mitglieder der Korporation folidariih. Die Korporation 
zog ihrerjeits von dem Gigenthümer des Grundſtücks Zinfen und eventuell das 
Kapital ein, und hatte jelbit ein Pfandrecht am Grundftüd, für deffen Nealifirung 
ihr wejentliche Privilegien zur Seite ftanden. — Später fchloß die Korporation 
jelbit mit dem Grundeigenthümer einen Darlehnsvertrag, ließ ihre Forderung ein= 
tragen, und jtellte num auf Grund deflen Inhaberobligationen aus. Deren In— 
Haber ift Lediglich Gläubiger der Korporation, aus dem früheren Ingroffationg- 
vermerf auf dem Inhaberpapier ift ein einfacher Vermerk des Inhalts geworden, 
daß die Korporation e& auf Grund einer von ihr erworbenen hypothekariſch 
geficherten Forderung auägeitellt habe, der Piandbriefinhaber hat fein dingliches Recht 
mehr am verpfändeten Grundſtück. Die P., früher beiderjeitig kündbar, wurden im 
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vierten Dezennium unferes Jahrhunderts für den Inhaber unfündbar. Mit dem 
Darlehn verbindet ſich auch ein Amortijationsvertrag. Ihre Sicherheit finden dieje 
landichaftlichen P. vor allem darin, daß eritens die Korporation niemals unfundirte 
Briefe andgiebt, zweitens die Hypotheken innerhalb der eriten zwei Drittel des Guts— 
werthes bleiben müſſen. Dieje Landichaften eriftiren noch; eine unter ihnen gejchloffene 
Vereinigung jucht die P. börjen- und fursfähiger zu machen. 

II. Da die jtetig jteigende Intenfität des landwirthichaftlichen Betriebes eine 
jtärfere Anfpannung des Immobiliarkredits forderte, aber die landichaitliche Be— 
leihungsgrenze häufig engere Grenzen zog ala die hypothekariſche Sicherheit verlangte, 
oder anders die Grundftüde eine ftärkere Piandbelaftung bei voller Sicherheit der 
Forderung geſtatteten, ferner die Eigenthümer ftädtifcher Grundſtücke und auch ganzer 
Klaffen ländlicher Grundjtüde von diejen Kreditinftituten ganz ausgeichloffen waren, 
jo bildeten fich etwa jeit der Mitte unjeres Jahrhunderts noch andere Jmmobiliar- 
freditinftitute theils auf genoffenjchaftlicher Grundlage, theils in Form von Aftien- 
gejellichaften, alſo ſtets Sorporationen dritter Perfonen. Namentlich die letzteren, 
die jog. Hypothekenbanken, richten ihren Betrieb ganz faufmännifch ein und er— 
ftreden ihn auf Immobilien faſt jeder Art. Ihre Hypothefenbriefe tragen ganz die 
vorhin bejchriebene zweite Form der landjchaftlichen PB. Ihre Beleihungsgrenzen 
find weiter gefaßt, theila unterliegen fie dem freien Ermeffen des Vorſtandes, jo 
namentlich in Süddeutichland , theild find fie an Quoten der einen oder anderen 
MWerthtare gebunden. Der Grundeigenthümer erhält hier die Darlehnsſumme theils 
direft baar ausgezahlt, theila auch nur die P. zur eigenen Verwerthung ausgehändigt. 
Diefe Hypothefenbanten geben den Grundeigenthümern fündbare, unfündbare, auch 
Amortifationsdarlehne. Die P. find mur auf Seiten der Bank kündbar, nicht jelten 
find fie mit Prämien rüdzahlbar, 3. B. jo daß der Inhaber ftatt des Nominal- 
betrages von 100, den Betrag von 110 zurüdbelommt. P. in höheren Gejammt- 
jummen als dem zehn: und zwanzigiachen Betrage des Aftienfapital® in Umlauf 
zu halten, pflegt diejen Hypothekenbanken verboten zu fein. 

Wie die Mehrzahl der gewerblichen Unternehmungen, jo haben auch dieje 
Hypothekenbanken unter der letzten Gründungskrifis oder den fie begleitenden Um— 
ftänden gelitten und leiden zum Theil noch an deren Folgen. Die Hypotheken— 
banken find wie jeder Kaufmann darauf angewiejen, ihr Gejchäftsfapital möglichit 
oft und mit möglichjt hohem Gewinn — bier Zins und Provifion — umzuſchlagen; 
deshalb kommen fie faft naturgemäß jehr bald dahin, hypothekariſche Darlehen aus- 
zugeben, ja zu fuchen und entiprechend P. auszuftellen, nur um möglichjt hohe Divi- 
dende vertheilen zu können. Die damalige Preisteigerung aller Werthobjefte, auch 
der jtädtifchen und ländlichen Grundjtüde, das Sinken des Geldwerthes verleitete die 
Bankvorftände in zum Theil ganz entichuldbarer Weife, Pfandobjekte höher zu ver— 
anjchlagen, höher zu beleihen als der jpätere Rüdgang der Grundſtückspreiſe, wie 
jetzt erſt erfichtlich, vechtfertigte. Die Nothwendigkeit, um bei den jeit der zweiten 
Hälfte des vorigen Dezenniums fich immer häufiger einjtellenden Zwangsverkäufen 
der Piandobjekte nicht Ausfälle zu erleiden, die Grundftüde ſelbſt zu eritehen, bürdete 
den Hypothekenbanken einen für ihr Grundkapital häufig zu hohen, jchwer zu ver- 
werthenden Jmmobiliarbefi auf, und bindet dadurch zum Theil jogar ihre Betriebs— 
gelder. Ein Sinken ja bisweilen völliges Schwinden des Gejchäftsgewinnes konnte 
nicht ausbleiben, und bald erwachte auch in den P.inhabern Sorge um die Sicher- 
heit ihrer Forderungen. Die PB. fanden in Folge deſſen nicht mehr jo willige Abnahme 
im Publitum, ja jtrömten zum guten Theil jogar an die Börjen und durch diefe in 
die Hypothekenbanken zurüd. 

Diefe und andere Uebelſtände veranlaßten die Hypothekenbanken jelbft, darauf zu 
achten, wie den Hypotheken- oder P.inhabern größere Sicherheit gewährt werden 
fönne. Zwei Wege zeigten fich, erjtens ihnen durch einen ihre Intereffen vertretenden 
Prandhalter ein Fauftpfand an den Emiffionshypothefen zu beftellen, zweitens gejelich 
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einige Sonderrechte der P.inhaber im Konkurſe der Hypothekenbank zu ſtatuiren. 
Eine Petition der Hypothekenbanken an den Reichstag erfuchte um Regelung der 
P.frage; e8 kam zu einem Gefegentwurf, betreffend das Fauftpiandrecht für P. und 
ähnliche Schuldverichreibungen, welcher an eine Kommiſſion verwiejen wurde, jedoch 
in der Seifton 1876 nicht mehr bis zur dritten Lefung gelangte. Die Regelung der 
P.frage, die inzwijchen eine Tendenz zeigt, fich zu einem Gejeß über die ganzen 
Hypothekenbanken auszudehnen, fteht daher noch aus. 

Ueber bie Lit. vgl. Rabe, Sammlung Preußifcher Gejehe, Bd. XI. ©. 9 fi. und XL 
©. 7 fi. (1818 u. 1823) umb das faſt erichöpfende Verzeihnik in wo. Goldſchmidt 
(Rechtsanwalt und Direltor der Norddeutſchen Grundkreditbank zu Berlin), Deutſche Hypo— 
thefenbanfen, Kritik und Reformvorſchläge, Jena 1880, S. 230 fi. — Dazu noch J. Bald, 
Das Fauſtpfandrecht fa: Pfandbriefe und bie Hypothetenbanten, Berlin 1880. — Roſcher, 
Nationaldtonomit des Aderbaued (6. Aufl. 1870), ©. 183 fi. — Gierke, Das Deutiche 
Genoflenichaftärecht, Bd. I. (1868) S. 1068 ff. Laſtig. 

Pfandlehn, feudum pignoratitium. Da nach allen Urkunden, welche über 
die Errichtung eines P. erhalten ſind, unzweifelhaft iſt, daß der Gläubiger Vaſall 
wurde, ſo konnte darüber nie ein Bedenken auftauchen, daß jenes wol zu unter— 
ſcheiden ſei von der Verpfändung eines Lehns, bei welcher der Pfandgläubiger in 
das Lehnsverhältniß gar nicht eintritt. Aber was den Gegenſtand der Verleihung 
bildete, war früher ſehr beſtritten, zumal man den Urſprung des Inſtituts — die 
geliehene Satzung des Deutſchen Rechts — nicht kannte und einzelne Beſtimmungen 
des Langobardiſchen Lehnrechts, welche vom feudum pignoratitium nicht handeln, 
auf daſſelbe bezog. Auf den richtigen Weg hätten die Urkunden hinleiten können, 
welche zum Theil wenigſtens an Deutlichkeit nichts zu wünſchen übrig laſſen: bona, 
quae mihi pro 10 m. iure feodi fuissent obligata — obligantur bona 
pro — ut ea teneat iure feodi, quod dicitur Pfandlehen. Das Gejchäft be= 
ſtand aljo darin, daß dem Gläubiger ein Gut zur Sicherheit für die Forderung zu 
Befig und Genuß als Pfand übergeben und daß er gleichzeitig mit diefem Gute 
belieben wurde: der Gläubiger wird feines Piandrechts wegen und in Beziehung 
auf das verpfändete Gut Vaſall. Diefer jetzt wol allgemein angenommenen Auf: 
faffung, daß das zu Piandrecht übergebene Gut den Gegenjtand der Verleihung ge 
bildet habe, jteht die ältere gegenüber, wonach das feudum pignoratitium ein Yehn 
am Piandrechte gewejen jei: obiectum huius feudi, [ehrt Böhmer, est jus pig- 
noris in re tradita ideoque recte vocatur pignus infeudatum; auch das Preuß. 
Allg. ER. folgt diejer Theorie, indem es I. 18 $ 75 beftimmt: wenn einem Gläubiger 
das Piandrecht auf eine zur Sicherheit feiner Forderung übergebene Sache zu Zehn 
verliehen worden, jo beißt es ein P. Die richtige Anficht ift zuerft von Gottir. 
Madihn (Miscellen aus allen Theilen der Nechtögelehrtheit, I. Nr. XXXXVII. 
S. 241 ff.) vertheidigt worden, ohne indeß alsbald allgemeinen Eingang zu finden. 
Eichhorn (Einleitung, $ 196) charakterifirte das in den Urkunden erwähnte P. als 
ein twiederfäufliches Lehn, Andere hielten es wenigitens dem praktischen Rejultate 
nach ganz Ähnlich dem Kaufe auf Wiederfauf (vgl. Pfeiffer in Weiske's 
Rechtäler., VI. 399). Allein auch diefe Anfichten find nicht richtig; ſowol nach 
den Quellen des Deutichen Lehnrechts wie nach der jpäteren Praris wurde das P. 
vom wiederfäuflichen Zehn unterfchieden, wie das namentlih Homeyer (Syitem, 
$18 ©. 345— 351) nachgewiefen hat. Vgl. auch noch v. Gerber, $ 108; Beieler, 
$ 104 Note 18 und $ 95 Note 6; Meibom, Das Deutjche — —— ff. 

ranklin. 
Pfandleihen im weiteren Sinne ſind Anſtalten, welche auf Pfänder Geld 
leihen; in dieſem Sinne gehören auch die Lombardbanken (ſ. d. Art. Reichsbank) zu 
ihnen. Im engeren Begriff verfteht man jedoch unter PB. öffentliche oder konzeſſionirte 
Anftalten, welche befugt find gegen einen entiprechenden Zins Darlehen auf Piänder 
zu geben, und welche gewifle Vorrechte genießen, aber auch beftimmte polizeiliche 
Verpflichtungen übernehmen. — Das Kanoniſche Zinsverbot hatte den Nachtheil, 
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daß der Aermere für den Fall der Noth in Wucherhände gerieth. Es beginnt daher 
ihon im frühen Mittelalter die öffentliche Wohlthätigkeit mit der Begründung von 
Banken, welche den geringen Leuten auf Pränder Geld vorjtredten. Nach den Einen 
ſoll die erſte diejer öffentlichen P. im Jahre 1350 in Salins (Frankreich), nad 
Anderen etwa ein Jahrhundert jpäter in Perugia auf Anſtiften eines Minoriten- 
mönchs entjtanden jein, in Deutichland erfolgte die Gründung einer jolchen zuerjt 
durh Marimilian I. in Nürnberg (1498). Die Bedenken, welche von Kanoniſcher 
Seite gegen die Zuläffigkeit dieſer P. erhoben wurden, hörten auf, nachdem unter 
Leo X. das Lateranenſiſche Konzil (1514—1517) fich für dieſelbe erflärt hatte. 
Bon Italien breiteten fich die P. bald über Flandern, Frankreich und Deutfchland 
aus. Die öffentlichen wurden befonders privilegirt und erhielten den Namen mons 
pietatis nach dem italienischen monte di pietä (dad Wort „monte“ bedeutet in 
diejer Verbindung joviel wie Mafje oder Banf). Die privalen P. fnüpfen an die 
Lombarden, die Bankiers des Mittelalters an; fie bedurften ebenialla der obrig- 
feitlichen Konzeifion. 

Die Untericheidung zwifchen öffentlichen und privaten P. ift auch im Deutjchen 
Reich geblieben. Die öffentlichen wurden namentlich im vorigen Jahrhundert als 
ein bejonderes Schußmittel gegen den Wucher angejehen und ihre Gründung vom 
Staat jelbit übernommen, jo in Wien 1707 mit einer Neorganijation, in Berlin 
1787. In Preußen vegulirte die Kab.Ordre vom 28. Juni 1826 (Geſ. Samml. 
©. 81) die Grundjäße für die öffentlichen ftädtischen P. und die KHab.Ordre vom 
25. Febr. 1834 jtellte ein Reglement für das Königl. Leihamt in Berlin auf. Die 
privaten P. wurden allenthalben der Aufficht der Polizeiobrigfeit unterworfen und 
fonnten nur mit deren Bewilligung betrieben werden. ihre Inhaber waren ver: 
pflichtet,, öffentliche Negifter zu führen, dieſelben jederzeit der Behörde zur Einficht 
vorzulegen; fie mußten fich mit dem polizeilich feſtgeſetzten Zinsfuß, welcher jedoch 
den landesüblichen überichritt, begnügen, hatten aber das Recht, die Pfänder nad) 
der Derfallzeit ohne vorherige Klage unter polizeilicher Kontrole zu verkaufen. 
Partikularrechtliche Prandreglements ordneten das Weitere, jo in Preußen das erite 
volljtändige vom 13. März 1787 mit Abänderungen vom Jahre 1801, 1803 u. ſ. w.; 
in Sannover die Gew.O. vom 1. Auguft 1847 8 40 und die Min.Bel. vom 
15. Oft. 1847; in Heſſen-Naſſau, Schleswig-Holitein und in den Gebieten des 
Franzöſiſchen Rechts bejtanden nur einzelne polizeiliche ge In der Regel 
fanden in neuerer Zeit die P. ihre Stelle in den Gew. Ord. (jo auch in Preußen; 
vgl. ferner das Gefeh vom 22. Juni 1861). 

Auch das neue Deutjche Reich Hat ſich mit den P. beionders beichäftigt.. Schon 
das Bundesgefeß vom 14. November 1867, welches die Höhe des Zinsfußes bei 
freditirten Forderungen der freien Vereinbarung anheim gab, ließ die Yandes- 
beitimmungen über gewerbliche Xeihanjtalten bejtehen. Die Norddeutſche Gew.D. 
vom 21. Juni 1869 $ 35 Abi. 2 ließ den Gewerbebetrieb eines Piandleihers ohne 
bejondere Erlaubniß zu, doch konnte derjelbe demjenigen verjagt werden, welcher wegen 
Verbrechen oder Vergehen, gegen das Eigenthum oder aus Gewinnjucht begangen, 
beitraft war. Die Freigebung des Gewerbes hatte jedoch erhebliche Mißſtände zur 
"Folge, deren Bejeitigung das RGeſ. vom 23. Juli 1879 anjtrebt. Hiernach bedarf 
derjenige, welcher das Geſchäft eines Piandleihers betreiben will, der obrigfeitlichen 
Grlaubniß, welche verfagt werden kann, wenn die Unzuverläffigkeit des Nachjuchenden 
in Bezug auf den beabfichtigten Gewerbebetrieb durch wre begründet iſt. Die 
Grlaubniß darf nicht auf Zeit ertheilt werden (Gew. O .$ 40), der Widerruf iſt nur 
gejtattet, wenn nachträglic” Umſtände ſich ereignen, welche die Verfagung der Er: 
laubniß gerechtiertigt hätten (Gew.DO. 88 55, 143). Auch können die Landes— 
regierungen bejtimmen, dab in Ortjchaften, für welche dies durch Ortsſtatut (Gew. O. 
$ 142) fejtgejeßt wird, die Grlaubniß von dem Nachweis des Bedürfniſſes abhängig 
gemacht werden kann. Als Piandleiher gilt nach dem Gejeß aber auch der jog. Rüde 


Pfandleihen. 47 


taufshändler, d. h. derjenige, welcher gewerbsmäßig bewegliche Sachen mit Gewährung 
des Rückkaufsrechts ankauft. Die Centralbehörden ſind befugt über den Geſchäfts— 
betrieb der Pfandleiher Vorſchriften zu erlaſſen, ſoweit darüber die Landesgeſetze keine 
Beſtimmungen treffen; ſie können auch anordnen, wie die Pfandleiher ihre Bücher zu 
führen und welcher Kontrole fie ſich über den Umfang und die Art ihres Geſchäfts— 
betriebes zu unterwerfen haben. Hiernach find in den einzelnen Staaten zahlreiche 
Verfügungen ergangen, jo in Preußen der Cirk. Erl. des Min. des Innern dom 
21. Sept. 1879 (Min.Bl. für die innere Verwaltung ©. 253). Gegenwärtig 
ift in der Landtagsſeſſion 1880/81 in Preußen ein Gejeß, betr. das P.gewerbe, ver- 
einbart worden, defjen Publikation am 17. März 1881 erfolgte. Daſſelbe jeht ala 
Zinsfuß zwei Pfennig für jeden Monat und jede Mark von Dahrlehnabeträgen bis 
zu 30 Marl, einen Pfennig für jeden Monat und jede diefen Betrag überjteigende 
Mark seit, doch kann wegen jeiner Auslagen der Piandleiher ſich ausbedingen, daß 
ihm an Zinjen in allen Fällen mindeftens der Betrag von zwei Monaten gezahlt 
werden müfle. Für die Berechnung der Zinfen find genaue Vorſchriften gegeben, 
fo u. W., daß jeder angefangene Monat für voll berechnet wird. Daneben darf bei 
Darlehen bis zu 50 Mark eine Einfchreibegebühr bis 20 Pfennig genommen werden. 
Weitere Forderungen des Piandleihers für Aufbewahrung, Erhaltung des Piandes, 
jowie die Vorwegnahme der Zinjen find verboten und begründen eine erſt in fünf 
Jahren verjährende Rüdforderungsflage. Die Fälligkeit des von dem Piandleiher ge— 
gebenen Darlehns tritt nicht vor jechs Monaten nad) der Hingabe ein; entgegenjtehende 
Abreden find nichtig, doch kann der Schuldner früher einlöfen (bis zum Abjchluß des 
Verkaufes jogar), braucht aber alsdann nur die Zinjen bis zum Zeitpunkt der Eins 
löfung zu bezahlen. Der Erwerb des Piandrechts tritt für den Piandleiher exit durch 
die Eintragung des ihm übergebenen Gegenitandes in ein bejtimmtes Pfandbuch ein, 
deſſen Inhalt gejeglich vorgejchrieben ift. Der Verpfänder erhält einen Piandichein, 
welcher zwar alö Yegitimationspapier gilt, aber im Hinblid darauf, daß einerjeits 
die Verpfändung vielfach durch Mlittelsperfonen erfolgt und andererjeits fich nun 
einmal ein nicht zu bejeitigender Verkehr mit Piandicheinen ohne förmliche Ueber— 
tragung der Rechte aus dem Piandvertrage eingebürgert hat, iſt dem Beſitzer des 
Prandicheins ein gewiſſer Schuß und Gelegenheit zur Wahrnehmung jeiner Rechte 
auch gegen den Berpfänder gegeben, indem bejtimmt worden ift, daß der Verpfänder 
das Piand ohne Nüdgabe des Piandicheins erft nach Ablauf von drei Wochen nad) 
der Frälligkeit des Darlehns einlöjen kann. Der Verkauf des Pfandes erfolgt in 
Abweichung von den bisherigen Vorſchriften ohne einen vollitredbaren Rechtstitel 
und ohne gerichtliche Ermächtigung lediglich in öffentlicher Berfteigerung durch einen 
Gerichtsvollgieher oder zugelafienen Auftionator (Gew.O. $ 36), nicht früher als 
vier Wochen nach Fälligkeit. Die Vorfchriften der CPO. 88 717 Abi. 2, 721, 722 
find in das Gejeg analog übernommen. Der Ueberichuß des Erlöſes nach Abzug 
der Schuld und des verhältnigmäßigen Antheild an den Koſten des Verlaufs ift bei 
der Ortsarmenkaſſe zu binterlegen und verfällt derjelben, ſofern der Berechtigte ihn 
nicht binnen Jahresfrift in Anjpruch nimmt. Nichtbeobachtung der für den Ver— 
fauf gegebenen Vorſchriften macht den Pfandleiher erjabpflichtig, die Klage gegen ihn 
verjährt ebenfalls in fünf Jahren. Die ftaatlichen Leihanftalten (e8 bejteht nur eine 
folche in Berlin) werden von dem Gejeß nicht berührt, die Errichtung von P. durch 
Gemeinden und Kommunalverbände bedürfen der obrigfeitlichen Genehmigung, und 
fie unterliegen, ſoweit fie in Zukunft errichtet werden, den Beitimmungen diejes 
Geſetzes, während daſſelbe auf die bereits beftehenden P. diefer Art vorläufig feine 
Anwendung findet, aber von dem Minifter des Innern in Anwendung gebracht werden 
kann. — Reichögejeglich fommen als Strafbeitimmungen noch in Betracht: RStrafGB. 
S 360 Pr. 12 in der Faſſung des Geſetzes vom 26. Febr. 1876 bzw. Gew.O. 
$ 148, wonach P. und Rücdfaufshändler, welche bei Ausübung ihres Gewerbes den 
darüber erlaffenen Vorſchriften zuwiderhandeln, mit Gelditraie bis zu 150 Mark oder 
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mit Haft beftraft werden, und S 290, welcher den öffentlichen Pfandleihern eine 
Gefängnißitrafe bis zu einem Jahre und Gelditrafe bis zu 900 Mark androht, wenn 
fie ihnen in Piand gegebene Gegenftände —* in Gebrauch nehmen. 

Quellen: Reichsgeſetz vom 23. Juli 1879 Art. IV, (R.G.Bl. ©. 267) und das im Text 
—— Preußiſche Geſetz vom 17. * 1881. 

it.: Außer den Kommentaren der Gew.D. u. den Lehrbüchern des partikularen Privat: 

und Polizeirechtö befonder® 8. v. Stein, Handbuch der Berwaltungslehre, 2. Aufl. 1876, 
©. 495, wofelbft ſich noch weiterer Literaturnachweis findet. Rayier. 


Pfandprivilegien, privilegirte Prandrechte, jo nennt man diejenigen Pfand: 
rechte, welchen, abweichend von dem allgemeinen Grundjag, daß regelmäßig das 
ältere Piandrecht im alle der Konkurrenz dem jüngeren vorgeht, nach beſon— 
deren gefeßlichen Beitimmungen der Vorrang dor den übrigen eingeräumt ift. Dies 
jelben rangiren im gemeinrechtlichen Sonkurfe in der zweiten Klaſſe der Konkurs— 
gläubiger. In der neueren Theorie ift ftreitig, ob die P. ein Vorrecht auch vor 
denjenigen Pfandrechten erzeugen, mit denen belaftet eine Sache in das Eigenthum 
desjenigen gefommen ift, gegen den die privilegirte Piandforderung entiteht. Dieje 
jeit Thibaut vielfach bejahte Streitirage wird doch in der Praris mit Recht ver- 
neint. Den Piandrechten aus der Zeit des früheren Eigenthümers legt die Praris 
im Konkurſe ein Separationarecht bei; die Piandgläubiger diefer Art nehmen die 
verpfändete Sache ala Piandjeparatiften, Separatiften ex jure crediti aus der ge— 
meinen Konkursmaſſe zur abgejonderten Berriedigung heraus. Zu folchen Pfand— 
jeparatiften wird, wenn auch nicht ohne Widerfpruch, der Veräußerer der Sache 
jelbft gerechnet, welcher fich bei der Veräußerung für das rüdjtändige Kaufgeld ein 
Pfand an der Sache vorbehalten hat. ine Mittelmeinung hält für das Prandprivileg 
aus der versio in rem daran feſt, daß daſſelbe joweit privilegirt ift, auch den Pfand— 
rechten aus der Zeit des früheren Eigenthümers vorzugehen. 

ALS P. find gefeglich anerkannt: 1) das Pfandrecht des Fiskus wegen rüdjtän- 
diger Steuern und wegen Kontraktsforderungen. Objekt des privilegirten Piandrechts 
in letzter Beziehung find jedoch nur die durch den Kontrakt erworbenen Güter. 
2) Dad Pfandrecht des auf Rückgabe der dos gerichteten Anſpruchs, ſofern er von 
der Ehefrau oder deren Dejcendenz geltend gemacht wird. 3) Das Plandrecht ex 
versione in rem, für Forderungen, welche daraus erwachſen find, daß für die Er- 
haltung, Wiederheritellung oder Anfchaffung der Sache Kredit gegeben ift, ſoweit 
das Kreditirte wirklich zu folchem Zwecke verwendet worden. 

Die Preuß. und Sächſ. Geſetzgebung erkennen folche P., die mit dem Prinzip 
der Erkennbarkeit der Piandrechte (Publizität) unvereinbar find, regelmäßig nicht 
an; jedoch werden nach Preuß. Necht aus dem Erlös eines jubhaftirten Grundſtücks 
vor den eingetragenen Reallaften und Forderungen » zweijährige Rüdjtände aus der 
Deichlaft, den ftaatlichen Grunditeuern und anderen gemeinen Laften, ſowie Lohn 
rüdftände des Ländlichen Gefindes, der Wirthſchafts- und Forſtbeamten aus dem 
legten Jahre vorwegbezahlt. Rückſichtlich der Seeichiffe haben Handelsrechtlich die 
jogenannten Schiffsgläubiger privilegirte Prandforderungen. Bezüglich des Mobiliar- 
vermögens hat die Deutiche KO. die Beitimmungen über P. antiquirt; nur ſoweit 
die KO. $ 41 gewiſſe Gläubiger den Fauftpfandgläubigern gleichitellt, kann es noch 
auf die landesgeſetzliche Regelung der gegenfeitigen Stellung diejer Gläubiger an— 
fommen. 

Lit. u. Quellen: Neuftetel u. Zimmern, Römifchsrechtliche Unterfuchungen (Abh. 
Nr. 11). — v. Wächter im Archiv für civil. Praris, XIV. 10. — —— Pfandrecht, 
1.88 152 ff. — J. IC. 4 1. — I. 28 D. 49, 14. — LI. 5 sqq. D. 20, 4 — Allg Deutſches 
HGB. Art. 757 fi. Eccius. 


Pfündung iſt der nach Deutſchem Recht zum Schutze des Grundeigenthums 
erlaubte Alt der Selbſthülfe (Selbſtexekution), durch welchen Thiere auf fremdem 
Grund und Boden ergriffen und weggetrieben werden (Thier-P., Schüttung) oder 
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Perjonen auf fremdem Boden angehalten werden, eine Sache zum Pfande zu geben 
(Berfonal-P.). 

I. 1) Nah Gem. Recht iſt Vorausfegung des P.rechts, daß ein Thier oder 
Menich auf fremdem Grund und Boden angetroffen wird, nicht noch der Umſtand, 
daß von denjelben wirklich ein Schaden angerichtet oder eine Befigftörung begangen 
worden ift (was fich ja oft nicht jogleich feftjtellen läßt); es wird alfo nur erfordert 
ein vermeintliches, nicht ein wirkliches Intereſſe. 

2) Berechtigt, die P. vorzunehmen, ift jeder, der ein rechtliches Intereffe daran 
hat, dat das Betreten des Grundftüds unterbleibt, alfo nicht nur der Eigenthümer, 
jondern auch der Servitutberechtigte (diefe beiden eventuell gegen einander), ferner 
der nur obligatorisch Berechtigte, wie der Pächter, bei Gemeindeland in der Regel 
die Gemeindebeamten (FFeldhüter). Für den eigentlich Berechtigten kann die Aus— 
übung durch Perfonen erfolgen, welche dazu eine befondere oder eine in dem Dienft- 
oder Amtöverhältniß begründete Vollmacht haben, nicht durch einen negotiorum 
gestor. Unjtatthait ift die P., wenn der Betreter ein Necht zum Betreten des 
Grunditüds Hatte, 3. B. das Wenderecht, oder der Eigenthümer verpflichtet war, 
dad Grunditüd zu umzäunen. 

3) Die BP. hat jofort auf dem Grundſtück ſelbſt zu erfolgen (auf friſcher That), 
wenn nicht das Recht der Nacheile beiteht. Es ift erlaubt, dabei die zur Befeitigung 
eines unerlaubten Widerftandes erforderliche Gewalt anzuwenden; verboten ift nur 
der Erzeß in der Gewalt. Ebenjo darf die P. feine übermäßige jein, d. h. & 
dürfen nicht unnöthig viele Thiere oder Sachen weggenommen werden. Wendet der 
Gepfändete nach erfolgter P. Gegengewalt an, um das Thier oder die Sache wieder 
zu erlangen, jo begeht er die unerlaubte Piandkehrung oder Gegen-P. Der 
Piänder ift verpflichtet, die Sache aufzubewahren (omnis diligentia in custodiendo), 
er muß dem befannten Gigenthümer des gepfändeten Thieres und eventuell der 
‚Obrigkeit Anzeige von der P. machen und das Thier in den etwa vorhandenen 
Pianditall ſchaffen Lafjen. 

4) Die Vortheile der P. beitehen darin, daß der Pländer an der Piandjache 
ein Netentionsreht hat und ein Beweismittel für die erfolgte Nechtsverlegung und 
Beihädigung; einer Belitftörung und der Prätenfion einer Servitut, welche durch 
Verjährung das Recht jelbit entitehen laſſen könnte, wird durch diefen Realproteft 
wirffam vorgebeugt. Der richtigen Anficht nach wird ein dingliches, Dritten gegen— 
über wirkſames Piandrecht aber nicht begründet; nur fann fich der Pfändende aus 
dem Pfand für jeine Schadenserfaganfprüche und das etwaige Pfandgeld, welches 
aus der Buße zu erklären ift und bejonders in den Ländern des Sächftfchen Rechts 
vorfommt, befriedigen, wenn der Eigenthümer der Pfandſache unbekannt ift oder fich 
weigert, feiner Verpflichtung nachzufommen. Die Forderung muß aber immer ge— 
richtlich geltend gemacht werden. Der Gerichtsftand dafür iſt begründet am Ort 
der P. (vgl. CRD. $ 32 „Klagen aus unerlaubten Handlungen“, unter welche auch 
die Fälle der actio legis Aquiliae fallen — jog. forum delicti commissi). — 

Ueber die Eigen-P. wegen einer Forderung, welche fi) am längſten erhalten 
hat als Recht des Gutsherrn ſeinen Bauern gegenüber und bei Vorhandenſein einer 
mit der P.klauſel verſehenen Forderung, ſ. den folgenden Art. und über die P. im 
Civ.Prz. (CPO. SS 708 Fi.) 5. d. Art. Zwangsvollſtreckung. 

I. Unter den Partikularrechten fennen daa Württemb. und das 
Deiterr. Recht nur die Thier-P.; in dem letzteren ift noch bejonders vorgeichrieben, 
daß der Pfänder fi) binnen acht Tagen mit dem Gigenthümer abfinden oder 
Hagen muß, widrigenfall® er das gepfändete Vieh zurüczuftellen hat, was auch dann 
‘geichehen joll, wenn der Eigenthümer eine andere angemefjene Sicherheit Leiftet. 

Für das Preuß. Recht find im Allg. ER. ausführliche Beitimmungen ge— 
troffen. Hiernach Heißt P. „die eigenmächtige Befignehmung einer fremden Sache, in 
der Abficht, fich dadurch den Erſatz eines zugefügten Schadens zu verfichern, oder 
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50 Pfündung. 


tünftige Schadenszufügungen und Beeinträchtigungen ſeines Rechte abzuwenden“. 
Zuläſſig iſt die P. bei Vieh und anderen beweglichen Sachen, aber nur unter der 
Vorausſetzung, daß der Beſchädiger oder Störer unbekannt und unſicher iſt, oder 
die P. das einzige Mittel zur Sicherung des Beweiſes bietet, alſo nur in einem 
„Nothſtande“. Dabei iſt der Erzeß in der anzuwendenden Gewalt und in Betreff 
der zu nehmenden Sachen ausdrüdlich verboten, der Pfänder ift zur Anzeige an die 
Obrigkeit verpflichtet, welche den Schaden jofort zu unterfuchen und abzufchägen hat. 
Außer dem Schadenserfag kann der Pfänder „das in den Provinzialgefeßen näher 
beitimmte Piandgeld“ fordern, bei P. zum Schuß gegen Störungen nur das leßtere. 
Wideritand des zu Pländenden und Gegen-P. werden mit Erhöhung des Piandgeldes 
auf das Doppelte bzw. Bierfache geahndet. 

Diefe Beftimmungen und ebenfo die über P. in Schonungen find für das bei 
Weitem wichtigite Anwendungsgebiet der P., die Vich-P., erſetzt durch die freieren 
Vorſchriften der FFeldpolizeiordn. vom 1. Nov. 1847 und des Geſetzes vom 13. April 
1856, welche ihrerjeit3 wieder im Großen und Ganzen durch das noch weiter 
reichende Feld- und FForftpolizeigeieg vom 1. April 1880 außer Kraft gejeht worden 
find. Dies Geſetz gilt auch für den ganzen Umfang des Preuß. Staates, während 
die FFeldpolizeiordn. im Allgemeinen nur für die landrechtlichen Gebiete Anwendung fand. 

Der $ 77 des Feld» und Toritpolizeigefeges beftimmt, daß, wenn übergetretenes 
Vieh auf einem Grundſtück betroffen wird, auf dem es micht geweidet werden darf, 
dafjelbe auf der Stelle und in unmittelbarer Verfolgung von dem Fyeld- oder Forft- 
büter, dem Beichädigten oder deſſen Angehörigen oder Dienftleuten gepfändet werden 
könne. Außer diefem Falle des Weidefrevels ift die Thier-P. noch zuläffig bei 
Uebertretung des $ 10 des Geſetzes, welcher den S 368 Nr. 9 des NStraißB. er⸗ 
gänzt. Hiernach ift das Uebertreten auf fremdes Feld nur dann ſtraflos, wenn es 
geichieht wegen der jchlechten Beichaffenheit des Weges oder eines jonjtigen Hinder— 
niſſes. Die P. iſt binnen 24 Stunden dem Gemeindevorſtand oder der Ortspolizei— 
behörde anzuzeigen; der Gepfändete kann bei dem Civilgericht, bzw. der Verwaltungs— 
behörde und dem Verwaltungsgericht Klage erheben. Wird die P. aufrecht erhalten, 
jo werden die Piandjachen verfteigert und aus dem Erlös die Koſten und die ſehr 
detaillirt geregelten Erſatzgelder gededt, der Schadenserſatz mur, wenn er binnen drei 
Monaten gerichtlich geltend gemacht ift. Nach $ 17 wird die unrechtmäßige P. mit 
Geldjtrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft beftraft, desgl. die Vereitelung der P., der 
Widerſtand gegen den Pfänder (abgefehen von den SS 113 und 117 des StrafGB.) 
und die Wegnahme gepfändeter Sachen (abgejehen von den Fällen der SS 137 und 
289 des StrafGB.). Damit ift die Kontroverje nicht erledigt, ob die lediglich von 
einem Privaten vorgenommene P. den Schuß der SS 137 und 289 genieht. Meines 
*Grachtens ift der $ 137, welcher eine amtliche Anordnung vorausjegt, nicht an= 
wendbar, auch wenn für den Frisfus als Grundeigenthümer gepfändet wird, wol 
aber fiets der $ 289, der wohlerworbene Rechte Privater ſchützt, nicht nur Ver— 
tragsrechte (vgl. Oppenhoif, Nechtipr. Bd. VII. ©. 153 und Bd. XI. ©. 290; 
Derjelbe, Komment. zu $ 137 Nr. 2, zu $ 289 Nr. 7; John in v. Holgen= 
dorff's Handbuch des Strafrechts Bd. II. ©. 191; Merkel, dafelbit S. 837 
und v. Schwarze, Kommentar zu $ 137 Nr. 2). 

Griolgt die Wegnahme einer Sache, welche nach $ 42 des StrafGB. der Ein— 
ziehung unterliegt, jo fann man dieje nicht eigentlich eine P., jondern nur eine Be- 
— nennen (vgl. SS 94 ff. der StrafPD.). Bal. auch den Art. Beſchlag-— 
nahme. 

Das Sächſiſche Necht ſchließt fich dem Gemeinen Necht, wie es oben dar= 
gejtellt worden tft, auf das Engſte an. Die P. ift zuläffig auf dem Grunditüd und- 
auf einem an dafjelbe anftoßenden Wege. Der Pränder ift verpflichtet, von dem 
Gepfändeten ein anderes geeignetes Piand anzunehmen, er kann angehalten werden, 
die Sache bei der nächjten Ortöbehörde zu deponiren, und hat bei der Gerichts— 
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behörde Anzeige zu machen; er hat die Wahl zwiſchen Schadenserſatz und einem 
Pfandſchilling von fünf Neugrofchen. Hierfür „haftet die Sache als Pfand“. Durch 
die P. wird alſo ein eigentliches Pfandrecht begründet, wie denn auch das BGB. 
die P. im Sachenrecht unter der Lehre vom Pfandrecht behandelt. 

Im Franzöſiſchen Recht kennt der Code eivil die P. nicht. Maßgebend ift 
noch das decret concernant les biens et usages ruraux et la police rurale vom 
28. Cept., 6. Oft. 1791, welches in Tit. II. $$ 12 und 25 dem Grumbdeigen- 
thümer ein Precht an Thieren zufpricht. 

Ueber die P. in einign Schweizerifchen Privatrechtsfodififationen vgl. 
Nägeli, Das Germanifche Selbftpfändungsrecht, $ 30 (S. 74 ff.), ſ. dajelbft auch 
über die Natur des P.rechts und des Rechts an der gepfändeten Sache (SS 31 ff.). 

II. Bon Deutjchen Reichsgeſfetzen ift nur zu erwähnen das Gejeh über 
das Poſtweſen des Deutjchen Reichs vom 28. Oft. 1871. Nach $ 17 können ordentliche 
Poiten, Ertrapojten, Gitafetten und Kuriere bei Unpaffirbarfeit der gewöhnlichen 
Wege, fich der ungebegten Wiejen. und Weder bedienen, ohne daß hierbei die P. 
erlaubt wäre ($ 18). Diejelbe ift auch unzuläffig gegen den Poftillon, der mit 
dem ledigen Geipann zurückkehrt. Das Recht auf Schadenserjat ift dem Gigenthümer 
vorbehalten. 


Quellen: Für das Gemeine Recht * — Äh ss * u. 108. — Oeſterr. 
Allg. BEB. SS 1321 u. 1322. — Preuß. er — 14 u. us 
J. Feldpolizei » Ordnung vom 1. Nov. 1847 (Bei. nme 6 . 376) ss 4 f 
75 und dazu das Gefeh vom 18. April 1856 (Gel.-Samml. &. 205). — Yeld: oxfte 
boligeigeich vom 1. April 1880 (Gei.-Samml. S. 230) 88 69 fi. — Sächfiſches BGB. 88 488 
bis 494. — Geje betreffend das Poftweien für das Deutiche Reich vom 28. Oftober 1871 
ROBL. ©. 347). 

Lit: Wilda, Das Pfändungsredht, “ ar zeiticht. für Deutſches Recht, Bd. J. 1839, 
©. 167 fi. — v. Meibom, Pfandrecht, $ 5 ©. 190-247. — vd. Gerber, Deutiches Privat: 
recht, SS 69 [', - > Beieler, Deuts" Deipatzeeht, 6 65. — Stobbe, Deutſches Privat: 
recht, &b. I 218 Eye Privatrecht, Bd. I. $ 89.— dv. Wächter, Mürtt. 
ee tee, £\ 9. $ 61. — Sarw — Das vᷣfanbun göinftitut x, im Mürttemb. Archiv 
für Recht x. J. 2 ©. 283 ff. — Dernburg, Preuß. Privatrecht, Bd. 1.8 128. — Förfter, 
Theorie und Praris des a Privatr tg, $ 49. — dv, Rönne, Preuß, re 
Bd. TIL SS 426 u. 427. — Unger, Spitem bes Defterr. Allg. Privatrechts, Bd. I 
©. 343. — Nägeli, Das Germanikhe Selbftpfändungsred t (Züridy 1876). Keil. 


Pfändungsklanfel (Eretutivflaujel) ift der einer DVertragsurfunde Hinzus 
gerfügte Paſſus, in welchem fich der Schuldner bereit erklärt, fich der jofortigen 
Grefution des Gläubiger zu unterwerfen. Die Formel lautet regelmäßig „mit 
oder ohne Recht“ oder „ohne Geriht“. Die gänze Urkunde Heißt dann 
eine erefutorifche oder mit dem aus Jtalien herübergenommenen Namen instrumentum 
guarentigiatum. Das Inſtitut ift in Italien entjtanden als eine Weiterbildung der 
confessio in iure, dann in allen romanijchen Ländern durch die Praris der geiſt— 
lichen Gerichte allgemein geworden umd in Deutjchland jeit dem ewigen Landfrieden 
von 1495 rezipirt worden als letztes Ueberbleibſel der früher weit verbreiteten Selbit- 
hülfte. Da & dem Deutichen Volksbewußtſein durchaus entiprach, jo wurde es in 
dem Reichd-Dep.-Abfchied von 1600 ausdrücdlich beitätigt, indem daſelbſt (S 32) be- 
ftimmt wurde, daß aus den „Berichreibungen ohne Recht“ ein mandatum sine 
clausula erlafjen werden jollte und ihnen damit aljo das Recht der paraten Erefution 
zugeiprochen wurde, wie dies Alles Briegleb in feiner trefflichen Darftellung der 
Geichichte des Exekutivprozeſſes ausführt. 

Dennoch Hat dies Recht nicht bis in die neuere Zeit feine gemeinrechtliche 
Geltung bewahrt, jondern nur noch in den Partikularrechten — nach dem Vorbild 
des Trranzöfiichen Rechts — gegolten. Bielfach wurde in diefen eine P. auch in 
dem Sinne erfordert, daß auch rechtäfräitige Endurtheile nur dann vollftredbar 
waren, wenn fie mit derſelben verjehen waren (Vollſtreckungsklauſel). Durch die 
CPO. ift für das Deutiche Neich dies Alles obfolet geworden; dieſe erfordert zur 
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Vollſtreckung eine Vollſtreckungsklauſel (KPO. $ 663) und läßt andererſeits auch aus 
gerichtlichen oder notariellen Urkunden, welche über einen Anfpruch auf eine be= 
jtimmte Geldfumme oder auf eine beftimmte Quantität anderer vertretbarer Sachen 
oder Werthpapiere errichtet find, die Zwangsvollitrefung zu, wenn die Urkunden 
mit der P. verjehen find, d. h. wenn der Schuldner fich in der Urkunde der ſofor— 
tigen Zwangsvollftrefung unterworfen hat (CPO. $ 702 Nr. 5). Im Mebrigen 
vgl. den Art. Zwangsvollftredung. 

Lit. u. Gigb.: aruslel, Ueber erefutoriiche Urkunden und Erefutiv-Prozeh (Geichichte 


d. Exekutivprozeſſes), Aufl. 1845. — Planck in Schneider's krit. Jahrbüchern, 

Bd. 17 ©, 418 > Bilde, a. o. a. D. &. 190-227. — Renaubd, Lehrb. bes gemeinen 
Deutichen Eiv. BR, — 702 ff. — v. Meibom, Pfandrecht, S. 220. — Code > roc&- 
dure civile art. — CRD. 8. Bud (Zwangsvollitretung) j. oben. 


Pfarrer (Th. I. ©. 654, 682; parochus, ecclesiae parochialis curatus, 
eccl. par. rector) ift in der fatholijchen Kirche derjenige Geiftliche mit prieiter« 
fihem ordo, welcher vom Biſchof mit der Leitung der Seelſorge in einem der 
kleinſten, regelmäßigen Diftrifte der Diözeſe, in einer ſog. parochia oder Piarrei, 
beauftragt ift. Wenngleich jein Amt ein ftändiges ift, oder eö wenigjtens jein foll, 
jo befigt er doch eine jurisdietio ordinaria im eigentlichen Sinne (d. 5. eine 
jelbitändige Leitungsgewalt für das Äußere Gebiet) nicht. Seine Funktionen er- 
ſtrecken ſich zunächſt 1) auf die Ausübung der Seelforge im engeren Sinne, alfo 
Handhabung der Beichte, Spendung der Saframente, Vornahme jonftiger religiöfer 
Akte, wie Benediktionen, Progeifionen, Ausübung des Predigtamtes, Unterweifung 
der Jugend in der Religion. Sodann hat er 2) nach fatholiichem Recht die Be— 
auffichtigung der Volksſchulen; 3) die Verwaltung des Vermögens der Pfarrkirche 
und des Piarrbenefiziums; ferner 4) und zwar früher in vielen Deutichen Staaten 
auch mit beweifender Kraft für das bürgerliche Gebiet die Führung der Tauf-, Kon— 
firmationd, Trau- und Todtenregifter (ein Recht, welches aber für das Deutiche 
Reich nach dem RGeſ. über die Beurkundung des Perjonenitande mit dem 1. Jan. 
1876 bejeitigt worden ift). Die dem P. gebührenden Rechte jtehen ihm zu über 
das Territorium und über die innerhalb defjelben domizilirten Perfonen (quidquid 
est in parochia, est etiam de parochia). Es fann daher einmal ein anderer 
Priefter ohne jeine oder des Biſchofs Genehmigung feine geiftlichen Funktionen in 
der Piarrei ausüben, andererſeits hatte früher jeder Einwohner die Pflicht, den 
gottesdienftlichen Handlungen allein in feiner Pfarrkirche anzumohnen und diejelben 
fich nur jeitens feines P. leiften zu laffen (fog. Piarrzwang); heute gilt das mur 
noch für gewiſſe Akte, die fog. jura parochialia oder pfarramtlichen Handlungen im 
engeren Sinne, d. 5. für Taufe, Aufgebot, Eheſchließung, öfterliche Kommunion, 
Krankenölung und Begräbni. Für die Vornahme einzelner diefer Alte hat der 
P. einen Anfpruch auf beftimmte Gebühren, die jog. jura stolae (ſ. d. Art. Stol- 
gebühren). Außerdem kommt ihm der Genuß des regelmäßig mit der Pfarrei 
verbundenen Benefiziums zu. Die bejonderen, dem PB. in Folge des Erwerbes des 
Tiarramtes obliegenden Pflichten find 1) die, fjpäteitens binnen zwei Monaten von 
der Erlangung des Beſitzes des Amtes das Glaubensbefenntniß und das Gelöbniß 
der Treue gegen die Römifche Kirche abzulegen, und 2) die Verpflichtung, an dem 
Site der Pfarrei beftändig Reſidenz zu halten. — In der evangelifchen Kirche 
umfaßt das Pfarramt, welches bier ebenfalls das kirchliche Amt für die kleinſten, 
regelmäßigen Kreife ift, die Predigt des göttlichen Wortes, die Leitung des Gottes— 
dienjtes, die Verwaltung der Sakramente und anderer kirchlicher Handlungen, ferner 
die Handhabung der Kirchenzucht in und mit der Gemeinde; endlich giebt es da, 
wo Presbyterien beitehen, auch zugleich das Necht des Vorſitzes in denjelben. Cine 

eigentliche äußere Leitungsgewalt kommt dem P. nach proteitantifchem ebenjfowenig 
wie nach fatholiichem Kirchenrecht zu. Jedoch nicht deshalb, weil etwa den höheren 
Behörden (Konftftorien) kraft göttlichen Rechts die Jurisdiftion zuftände, jondern 
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weil in Folge der hiſtoriſchen Entwidelung die Leitung der Firchlichen Angelegen- 
heiten in die Hände der Landesherren und der von ihnen deputirten Behörden gelangt 
it, endlich auch der Kreis der vom P. jelbitändig zu erledigenden Angelegenheiten, 
fofern nicht ein vollftändiger Independentismus der einzelnen Seelforger und ihrer 
Gemeinden befürwortet werden joll, der Natur der Sache nach nur ein eng be 
grenzter jein kann. Vielmehr ift das Pfarramt als folches infofern ein durchaus 
jelbftändiges, als es das einzige prinzipiell nothwendige in der evangelifchen Kirche 
it und nicht wie das fatholifche als bloße Hülfsamt eines anderen (des bijchör- 
lihen Amtes) erjcheint. Der oben erwähnte Grundjaß: Quidquid est in parochia, 
est de parochia gilt auch in der evangelifchen Kirche, jedoch ift das Prinzip bier 
noch mehr durchbrochen, wie in der fatholifchen Kirche. ©. übrigens ferner IH. J. 
©. 673, 680 und den Art. Kirchengemeinde. 
Ouellen u. Sit.: Tit. X. — arochiis III. 29. — Conc. Trident. Sess. 5 de reform. 
c. 2. — Sess. 23 de reform. c. ee, 24 de reform. c. 4, 7, 18. —— Kirchen 
— Aug. Barbosa, De — et potestate parochi, L 1647 u. d. — Helfert, 
Don den Rechten und Bil — der ag‘ Prag 1832. — Ba dauf, Dad har. und De: 
tanatsamt, Gräß 1836, 6 — Schefold, Die eg Stuttg., 2 Bde. — Seiß, 
Das Recht des PM arramtes * tatholifchen Rechte, 2 Bbe. in 3 Thln., Regenäb, 1840—42. — 
?. Hinſchius, Kirchenrecht, II. 291. — Proteftant. Richenreht:, J. H. Boehmer, 
us parochiale, Hal. 1701. P. Hinihius. 


Pfeffinger, Johann Friedrich, & 5. V. 1667 zu Straßburg, wurde 
— der Akademie zu Lüneburg, Großbritann. Rath, T 27. VIII. 1730. 
Schrift: Vitriarius illustratus h. e. Institutiones jur. publ. Rom. Germ. antehac a 
Vitriario editae, Frib. 1691; Gotha 1698, 1712—1730, 1739 "Regifier Bon Riccius, 1741). 
£it.: Jugler, IV. 177. — Pütter, Xitt., I. 280—282. — Mohl, U. 243. 
Teicqhmann. 


Pfeiffer, Burch. Wilh. 5 7. V. 1777 zu Kaſſel, wurde 1814 Reg.Rath, 
1817 AGRath dafelbit, ging nach Lübeck, nach Wilhelm’s I. Tode zurüd nad) Kaſſel, 
politiſch wirkſam, T 4. X. 1852. 

Schriften: Vermiſchte Aufſätze über Gegenftände des Römiſchen und Deutihen Rechts, 
Marb. 1802. — Ueber die Grenzen der Patrimonialjurisdiltion, Gött. 1806. — Mit jeinem 
D eren Bruder: Napoleon's Geſetzbuch nad feiner Abweichung von Deutichlands Gemeinem 

ct. Gött. 1808. — been zu einer neuen Geſetzgebung I rt Deutiche Staaten, Gött. 1816. — 
Inwiefern find bie ierungshandlungen eines Sul enherrſchers für den rechtmäßigen 
Regenten nad deſſen KRüdtehr verbindlih? Hann. 1819. — Neue Sammlung bemerfens- 
werther Entſcheidungen des Appell.Ger. Kaſſel, Hann. 1818—20. — Praftifche Ausführungen 
aus allen Zheilen der Rechtswiſſenſchaft, nn. 1825—44. — * Recht der Kriegseroberung 
in Bezug auf Staatskapitalien, Hann. 1826. — Ueber die Orbnung der R —— 

nn. 1826. — Geſchichte der landſtändiſchen Verfaſſung in Kurheſſen, Rfe 1 1834. Das 

eutiche Meierrecht (1848), 2, Aufl. Kaflel 1855. — Der —8* und der neue —E : Raflel 
1851. — Die Selbftändigfeit des ai Kaſſel 1851, 2. Aufl. Gött. 1865. — Zeitſchr. 
für Deutiches Recht, VIIL., IX. u. 

Lit.: ünersborf. in der Zeitichr. für Deutjches Recht, XIV. 432—447. — Kalten: 
born, Geihichte der Deutichen Bundesverhältnifie, Berl. 1857, Bd. II. = P 

eihmann. 


Pferchrecht (Hürdenichlag; Ih. I. S. 501) ift das Recht eines Grunditüds- 
befißers, zu verlangen, daß eine Schafheerde auf feinen Nedern des Düngers wegen 
in Hürden geitellt werde und daſelbſt lagere; oder das Recht des Eigenthümers 
einer Schafheerde oder des Schäfereiberechtigten, feine Schafe auf fremden Grundjtüden 
lagern zu laffen. Das erftere ericheint entweder ala ein perjönlicher Anſpruch oder 
als ein Realrecht; das zweite ebenfalls als ein perfönlicher Anjpruch oder als eine 
Prädialjervitut. Dagegen kann weder das eine noch das andere Recht als eine uns 
mittelbare Folge der Weidegerechtigfeit angefehen werden; es fann den Hürdenſchlag 
ohne bejonderen Grwerbögrund weder der Weideberechtigte auf den dem Weiderecht 
unterliegenden Grundjtüden, noch der Eigenthümer der legteren von dem Weide: 
berechtigten beanfpruchen. Zuweilen jteht das P. in der eriteren Bedeutung der 
Gemeinde zu, und dieje überläßt es alddann ihrerjeit3 in der Regel gegen eine Ab- 
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gabe (Pferchgeld) nach einer beitimmten Reihenfolge allen oder einzelnen zu ihr 
gehörigen Grundbefitern. 

Lıt.: Hagemann, bes Landwirthſchaftsrechts er 1807), $ 316. — 
Bülow u. Hagemann, Praft. Erörterungen, VII. Nr. 18. — Reyidher, Das geſammte 
Württemb. Privatreht (2. Aufl. Zübing. 1846 ff.), I. ©. 49 fi. — Seuffert's Arch. L 
Nr. 181: XVIL Nr. 82. gewiß. 

Pfizer, Paul Achatius, 5 12. IX. 1801 zu Stuttgart, ſtud. in Tü— 
bingen, 1827 SOberjuftizaffeffor, ſchied 1831 aus, fieben Jahre lang Mitglied der 
Württ. Kammer; bemüht, die Mängel der Bundesverfaffung und die Mißgriffe der 
bundestäglichen Reaktion zur Erörterung zu bringen, kurze Zeit Kultusminiſter, Ab— 
geordneter in die Deutiche Nationalverfammlung, trat 1851 wieder ala Oberjuitiz- 
rath ein, 1858 in Ruheſtand, T 30. VII. 1867. 

Schriften: Briefwechſel zweier Deutichen, Stutig. 1831, 2. Aufl. 1832, — Gebanten 
über da3 Ziel und die —— des Deutſchen Liberalismus, Tüb. 1832. — Ueber die ſtaats— 
rechtlichen Verhältniſſe Württembergs zum Deutſchen Bunde, Straßb. 1832 (Antrag vom 
27. Juli 1833, Stuttg. 1883) — Antrag betr. Bundestagsbeſchlüſſe v. 28. Juni 1882, Stuttg. 
1833. — Ueber die Entwidelung bes öffentlichen Rechts in Deutichland durch die Berfaffung 
des Bundes, Stuttg. 1835. — Das Recht der Steuerverwilligung, Stuttg. 1836. — Gebdanten 
über Recht, Staat und Kirche, Stuttg. 1842, — Dad Vaterland ꝛc., 1845. — Deutichlands 
Ausfihten im Jahre 1851, Stuttg. 1851. — Zur Deutſchen ————— e, Stuttg. 1862. 

Lit.: Mohl, 1. 262, 274, 372. — gm Die Deutihe Nationa eng Der 
243. — Klüpfel, Geſchichte der Deutichen Einheitsbeftrebungen bis zu ihrer Erfüllung, Berl. 
1872, I. 10 ff., 279 Teihmann. 


0 ft., i 

Pflichttheilsberechnung (Th. I. ©. 462). Den Pflichttheil konnte das 
Römifche Recht nur ala eine Quote der Inteftatportion auffaffen und beitimmen ; 
denn das Pflichttheilsreht war die materielle Reaktion des gejeglichen Erbrechts 
gegen eine jchranfenloje Teftirfreiheit, deren Gebrauch ala ebenjo lieblos wie un= 
vernünftig, jomit als Pflichtwidrigkeit, Mißbrauch erfchien. Die Praris des Centum— 
viralgerichts fand für die Größe der Pflichtquote beftimmteren Anhalt in der Fal— 
cidiſchen Quart, aljo in einem Viertheil der Inteftatportion. Erſt allmälig entfernte 
fih die Berechnung des Pflichttheil® von diefem Ausgangspunkte, der injofern nicht 
zutraf, als bei der TFalcidia der Erbe nur Bermächtnignehmern, bei dem Pflichttheil 
der Geſetzeserbe auch dem eingejegten Erben gegenüberjtand. Juftinian war im 
Recht, wenn er jene Pflichttheilaquart zu niedrig fand, namentlich wo Jemand viele 
Plichttheiläberechtigte hinterließ, deren Erbportion ſchon an fich geringfügig war. 
Dazu kam, daß in den Pflichttheil mehr eingerechnet wurde als in die Yyalcidia, 
jener alfo oft geringer ausfiel als diefe. Bei Erhöhung des Pflichttheilmaßes in Nov. 
18 vom Jahre 536 beging jedoch der Kaiſer das erflärliche aber unleugbare Ver— 
iehen, feinem Pflichttheil zwei verfchiedene progreffive Größen zu Grunde zu legen, 
nämlich "/, der Intejtatportion, wenn diefe weniger als ein Viertheil des Nachlafles 
beträgt, jonft */,. Auf der Grenze beider Größen war der logiiche fehler unver» 
meidlich; man denke fich folgende Skala: Ys, Ya, Ya, YHız, Yıo, Yız ac. Gleicher 
Vorwurf trifft neuere Gejeßgebungen (ſ. unten). Mit Unrecht wird behauptet, 
Juſtinian's Beitimmung habe Lediglich Defcendenten, nicht alle Pflichttheilserben, im 
Auge. Werner: der Kaiſer, oder gar jchon das frühere Recht, berechne den Pflicht» 
theil £ollektiv, d. h. für alle Pflichttheilserben zujammen als Quote des gefammten 
Nachlafjes, und nicht vielmehr diftributiv, d. h. für jeden Einzelnen als Quote feiner 
Snteftatportion. Die Richtigkeit der letzteren Berechnungsart ift längft erwieſen, 
namentlich dadurch, daß nach erfterer nicht jelten der Pflichttheil größer fein würbe 
als die Inteftatportion jelbit; auch der Schein des Gegentheild jchwindet, wenn 
man bedenkt, daß in dem Quellenbeifpiele (mehrere Kinder) beide Berechnungen 
gleiches Ergebniß liefern, was den bequemen aber falfchen Ausdrud begreiflich macht. 
Bei Enkeln ift die Pflichttheilagröße noch heute beftritten: folgerichtig ericheint die 
Anficht, wonach zunächit die Stammtheile der Inteftaterbfolge allein enticheiden, 
dann aber die Quote der verfchiedenem Stamme angehörenden Enkel ꝛc. für jeden 
Stamm bejonders zu berechnen ift, aljo verjchieden ausfallen kann. Nach gleichen 
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Grundiag beſtimmt ſich der Aſcendentenpflichttheil. Immer ergiebt ſich die In— 
teſtatportion des einzelnen Pflichttheilsberechtigten durch Mitzählung aller derer, 
welche bei geſetzlicher Erbfolge deſſen Miterben ſein würden, gleichviel alſo, ob recht— 
mäßig enterbt, ob ihnen Pflichttheilsrecht zuſteht; doch gehört nicht hierher die arme 
Wittwe, indem dieſer das Röm. Recht weder Inteftaterbrecht noch Pflichttheil, ſondern 
einen auferordentlichen, durch Vorabzug vom reinen Aktivnachlaß zu befriedigenden 
gejeglichen Singularanfpruch beilegt. Iſt jonach des Einzelnen Pflichttheilsquote 
ermittelt, dann ergiebt fich 1) deren reeller Betrag a. aus dem Nachlaßbeitande zur 
Todeszeit, aber b. unter Einrechnung alles defjen, was der Berechtigte aus des Erb— 
lafjers Bermögen von Todeswegen erhält (nach richtiger Anficht auch des durch 
jegliche Anwachſung und Vulgarſubſtitution ihm Zufallenden), jowie deffen, was ihm 
nit diefer Beſtimmung unter Lebenden ausdrüdlich oder ſtillſchweigend (jo Dos, 
Eheſchenkung, Berufsausftattung) vom Erblaffer zugewendet ift; 2) ob dieſer reelle 
Pflichttheil dem Berechtigten irgendwie legtwillig, aber unverfürzt hinterlaffen worden. 
Aus letzterem folgt, daß jede Belaftung und Beichränkung, foweit fie die portio 
debita treffen würde, geftrichen wird, und mur für den etwaigen Ueberſchuß fort 
beiteht. Hierauf bezieht fich die nach dem Marianus Socinus (f 1556) benannte, 
aber bereit? im Röm. Recht enthaltene jog. cautela Socini, die dem Erblaſſer an⸗ 
räth: entweder den Pflichttheil ohne onus, oder mehr und mit onus auf dem 
Ganzen, und ſomit dem Berechtigten die Wahl zwiſchen beiden zu hinterlaſſen. 
An dieſer P. hat die Verſchmelzung des formellen und materiellen Notherbrechts 
durch Juſtinian in der Nov. 115 nichts geändert. — Die neueren Geſetzgebungen, 
welche nur PflichttHeilsrecht anerkennen, dafjelbe auf Defcendenten und Afcendenten 
beichränten, diefen den Ehegatten und gewifle öffentliche Anftalten (und zwar bald 
mit Pflichttheilerecht, bald mit außerordentlichem Erbrecht) zugejellen, haben die 
Einrechnung in den Pflichttheil im Einzelnen umgeftaltet; fo bringt das Sächſ. 
BGB. alle Konferenda der Defcendenten in Anrechnung. Die Beitimmungen diejes 
Geſetzbuchs, noch mehr als die des Preuß. LR., trifft der Vorwurf übertriebener 
Breite, jerner daß fie bei Defcendenten (der Code civil auch bei Afcendenten) den 
Fehler der verfchiedenen Quotengröße verewigen. Das heutige Pflichttheilsrecht 
bedarf der Vereinfachung, im Anfchluß entweder an die portion disponible des Code 
eivil, oder (was vorzuziehen) an die durchweg jachgemäßen Beſtimmungen des 
Defterr. BGB., welches dem Dejcendenten die Hälfte, dem Ajcendenten ein Dritt- 
theil jeines gefetfichen Erbtheils zufpricht; nur wäre lehtgenanntes Recht auf Eltern 
zu beichränten. Dem Ehegatten jollte man feinen Pflichttheil, jondern eine außer- 
ordentliche Vorabzugsquote, bzw. den mangelnden Unterhalt aus der Mafje ge- 


währen. 

Lit. u. Quellen: — Recht der it er * 17 ff. — Bart Da? 
Motherbenreht, Abth. I. (1877) ©. 278 ff. — IL u. XXXV. — Wind: 
ſcheid, ar ‚u 88 580 ff. —— ap. s 4 eg 3, 28. bg Te 
Nov. &9 c. 12'8 8. — Preuß. Ag. ER. II. 2 98 391 ff., 501 ff.; 11. 1 98.681 f. — Oefterr. 
BGB. 88 708, 784 f. — Sidi. BEL. 8$ 2564-3617. — Code civ. art. 913 ss. — 
Mommien, Erbr.-Entiw., ss 471 ff. Schütze. 


Pfordten, Ludwig Karl Heinrich von der, 5 11. IX. 1811 zu Ried 
im Innviertel, jtud. in Erlangen u. Heidelberg, 1833 Dozent in Würzburg, 1836 
ord. Prof., 184143 Appellationsgerichtsrath in Aſchaffenburg, dann Profeffor in 
Leipzig an Puchta’s Stelle. 1848—49 Könige. Sächſ. Miniſter des Auswärtigen 
u. des Kultus, gab in Folge der Hammerverhandlung über die Anerkennung der jog- 
Deutichen Grundrechte Februar 1849 feine Entlafjung, war dann von April e. a. 
Mtinifter in Bayern bis April 1859, nachmals Bayer. Bundestagägejandter in Frank— 
furt a/M., 1864 Vorfigender im Bayerifchen Minifterrathe, jchloß 14. VI. 1866 
den Olmüher Alliangvertrag mit Defterreich, 22. VIII. e. a. aber mit Preußen nad) 
Annahme des Schuß- und Trugbündniffes einen günftigen Frieden, 29. XII. 1866 
entlaffen, T 18. VID. 1880. 
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Schriften: De praelegatis, Erl. 1332. — Abhandl. aus dem Pandeltenrecht, Erl. 
1840. — Botum über die Erbfolge in Schleswig-Holftein, 1864, (2) Braunſchw. 1865 (franz. 
— 1864). — Studien zu Kaiſer Ludwig's Oberbayer. Stadt: und Landrecht, Münch. 

875. — Ztſchr. für Rechtsgeſchichte, Bb. XII. 346—430. — Archiv für civil. Praxis XXL. 
©. 6 ff.; XXIV. ©. 108 ff. 

Lit.: Krit. B.J.Schr. XVII. 460—467. — Revue de droit international IX. 299; XL. 
550. — Slluftr. Leipz. Ztg. Nr. 1941. — Riezler, Geichichte Bayerns, Gotha 1880, Bb. 2 
©. 544. — Flüpfel, efhichte ber Deutichen Einheitäbeftrebungen 1848—71, Berlin 1872, 
1873. Teihmann. 


Pfründe bedeutet im katholifchen Kirchenrecht einmal joviel, wie Präbende 
(j. diefen Art.), jener aber das feftftehende, unter kirchlicher Autorität mit einem geiſt— 
lichen Amt verbundene Recht des lebenslänglichen Nießbrauches an einem gewifjen 
Theil des Kirchenvermögens, und da für die Regel mit jedem Kirchenamt (Bene- 
ficium, ſ. diefen Art.) ein bejtimmtes Ginfommen verbunden jein ſoll, endlich 
auch jo viel wie beneficium. P. Hinſchius. 


Puffer, Kajimir, 5 10. X. 1794 zu Rom, wo fein Vater Hauptmann 
der Schweizergarde war, 1798 mit den Eltern nach Luzern heimgekehrt, jtudirte in 
Tübingen 1813, mußte bald (1814) zurüd, um ala Vizeverhörrichter u. Redaktions- 
gehülfe (Regierungsſekretär) einzutreten, auch Fürſprech. 1819 erhielt er einen Lehr: 
ftuhl des Rechts u. vaterländ. Gefchichte übertragen, für welches Amt er fich noch 
in Heidelberg und Tübingen bis 1821 vorbereitete. 1824 legte er die Profeffur 
nieder, hielt aber an der polytechnifchen Anjtalt 1829—36 juriftiiche Vorträge. 
Sehr bald in das politiiche Leben eintretend, machte er fich um freiheitlichere Ge- 
jtaltung des Staatsweſens höchſt verdient, beſonders auch ala Gejehgeber feines 
Kantons bis zu den 60er Jahren und durch Mitwirkung bei der Bundesgejeßgebung. 
1831—41 war er Obergerichtspräfident, jaß auch 1851—71 im Obergericht, war 
lange Jahre Mitglied d. Bundesgerichts, 1854 Präfident d. Nationalraths. Hoch— 
betagt feierte er 1871 jein 50jähr. Doftorjubiläum, F 11. XI. 1875, nachdem die 
Bundesverfaffung von 1874 Bieles verwirklicht, was er jchon 1831 befürwortet 
hatte. 

Schriften: De variis caventium pro aliis — Tub. 1821. — Die Bürg: 
ichaft nach ben nie gen bes Kantons Luzern, Tüb. 1821. — lleber Preffreiheit und Publizität, 
Puz. 1828. — Zuruf an den eidgen. Vorort Luzern, 1831. — Ueber die Folgen ber neueflen 
Staatsreform in der Schweiz, Züri 1831. — Erläut. bes bürgerl. Geſetzbuchs, 18932—51. — 
Ueber das neue Erbrecht, 1838. — (Mit Baumgärtner) Reben über Bunbesreform, 1835. — 
Rechtäfreund für den Kant. Luzern, 1842. — (Mit Zurgilgen) Anleitung zur Führung von 
eg in Strafſachen, 1843 und 1846. — Der Sempader Srieg, 184. — 
Dr. J. R. Steiger und deſſen Staatäprozeh, Luz. 1845. — Meine Betheiligung an der 
Leu’jchen Mordgeſchichte, ürich 1846, Nachtr. 1848. — Aktenmäßige Darſtellung merkwürdiger 
ſtriminalrechtsfaͤlle, Zürich 1846 (mit Zurgilgen). — Beleuchtung der Ammann’schen Unter: 
—— ag und Betrachtungen über das a überhaupt, Zürich 1847. — 
Geſchichte des Kantons Luzern bis 1848, Zürich 1850-52, N. U. 1861. — Kanton Luzern 
hiſtoriſch, geographiich und ftatiftiich geichildert, 1858, 59. — Sammlung fleinerer Schriften 
nebft Erinnerungen aus jeinem Leben, Zürich 1866. — Die Stantöverfaffung des Kantons 
— und deren Reviſion, * 1870. — Kriminal- und Polizeiſtrafgeſetzbuch erläutert, Luz. 
1860. — Das Strafverfahren des Kantons Luzern, Luz. 1866. 

Lit.: Dr. Kaſimir Pfyffer, Biogr. Skizze, Luzern 1875. — v. Orelli, Rechtsſchulen 
und Rechtsliteratur, Zürich 1879, E. 69, 102. — Blumer, — des Schweizeriſchen 
Bundesſtaatsrechts, (2) Schaffh. 1877, I. 70. — Secretan, Galerie, t. eu 6 

eihmann. 


Philippi, Joh. Friedrich Hektor, 5 16. III. 1802 zu Hannover, F in 
Poppelsdorf bei Bonn in der Nacht zum 1. Januar 1880 ala Geh. Oberjuftizrath 
u. Präfident des Landgerichts in Elberfeld. 

Schriften: Die Eivilftandägeieke in der Preuß. Rheinprovinz, Grefelb 1837, (3) Elberf. 
1865. — Die Vormundſchaft in der Preuß. Rheinprovinz, Elberf. 1858, (2) 1870. — Verſuch 
über das — Elberf. 1860. — Ueber den Entwurf einer Prozeßordnung in 
bürgerlichen Kechtäftreitigfeiten, Elberf. 1869. — Zu dem Entwurfe eines Gejehes über das _ 
Vormundichaftsweien, Elberf. 1871. Zeihmann. 
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Bhillimore, John George, & 1809, Advotat in Oxford, Repetitor des 
Givilrecht3 am Middle-Temple, 1852 ins Parlament gewählt, T 27. IV. 1865. 


Schriften: Private Law among the Romans. — Introduction to the study and history 
of Roman Law, 1841. — History and Principles of the Law of Evidence, 1840. — History 
of England during the reign o 5* III, 1863. 

Lit.: Pierer’3 Jahrbücher IIL Bb., Altenburg 1873, ©. 418. — Beft’3 Grundzüge bes 
Beweisrechts, Heibelb. 1851, Bd. XXI. — Cates, Dictionary, 1867, p. * 

eichmann. 


Phillips, Georg J., 5 6. I. 1804 in Königsberg, ſtud. in Berlin u. Göttingen, 
promovirte 1824, wurde 1826 Dozent, 1827 Profeffor in Berlin; im Jahre 1834 
folgte er einem Rufe nach München; nach den auch die Univerfität München jehr 
lebhaft berührenden Vorgängen des Jahres 1848 aber war er durch feine ultra= 
montane Richtung bewogen, einem Rufe an die Univerfität Innsbruck Folge zu 
leiften. Derjelbe redigirte ala Nachfolger von Görres die „SBiftorifchepolitiichen 
Blätter“. T zu Wien 6. IX. 1872. 


Schriften: Ueber Erb: und Wahlrecht mit befonderer Beziehung auf dad Germaniiche 
Königthum, 1836. — Deutfche Geſchichte, 2 Bde, 1832—34. — Die Lehre der ehelichen Güter: 
emeinihhaft, 1830. — a Reichd- und Rechtägeichichte feit der Ankunft ber Normannen 
066, 2 Bde., 1827. — Verſuch ber Darftellung der Geſchichte des Angelfächfiichen Rechts, 
1825. — Urfprung des Regalienrecht3 in Frankreich 1870. — Das Regalienrecht in Frankreich, 
1873. — Abhandl. zur Geichichte der Univerfität Ingolftabt, 1846. — Beiträge zur Geſchichte 
Deutichlands von 877—936, 1842. — Erörterung: * ſeit der Nfurpation de Deutichen 
Königsthrones durch Arnulph 887 bis zum Audfterben der Sächſ. Kaiſer die Karolingiiche 
Berfaffung fortgedauert?, 1837. — ——— des — Deutſchen Privatrechts mit Einſchl. 
des Lehnrechts, 2 Bde., 1. Aufl. 1829, 2. Aufl. 1838, 1839, 3. Aufl. 1846. — Ueber Ordalien, 
1847. — Die Deutſche Königawahl bis aus goldenen Bulle, 1858. — Die große Synode von 
Zribur, 1865. — Kirchenrecht, 7 Bbde., 1845—1869. — Deutiche Bu. und Rechtägeichichte, 
1. Aufl. 1845, 2. Aufl. 1850, 3. Aufl. 1856, 4. Aufl. 1859. — Die Diözeſanſynode, 1. Aufl. 
1849, 2. Aufl. 1850. — Der Urfprung der Kapenmufiten, 1849. — Lehrbuch des Kirchenrechts, 
2 Bbe., 1. Aufl. 1859 —1862, 2. Aufl. 1871. — Bermijchte Schriften, 1856—1860 (3 Bbe.). — 
Das bastiiche Alphabet xc., 1870. — Codex Salisburgensis, Beitrag zur Geichichte der Vor— 
Gratianiihen Rechtäquellen, 1864. 

Lit.: Brantl, Gefchichte der 2. M. Univerfität, 1872, Bd. II. ©. 527 1m * 

ezold. 

Pillius, 5 zu Medicina bei Bologna, trat ala Lehrer in Bologna auf, ging 
nach Modena, wo er das Bürgerrecht erlangte, F nach 1207. Sigle py u. pi. 

Schriften: Glossae. — Quaestiones. — Disputationes (Brocarda). — Summa ad tres 
libros Codicis. — De ordine judiciorum (gefchrieben nad) 1198), 1548 (Pillii, Tancredi, Gratiae 
libri de judiciorum ordine ed. F. Bergmann, Gott. 1842). — De testibus. 

git.: Savigny, IV. 312—353. — Bethbmann-Hollmweg, — Bd. VI. S. 15, 
70—76. eihmann. 


Pinheiro⸗Ferreira, Silveitre, 5 31. XI. 1769 zu Liſſabon, in ver- 
ichiedenen diplomatischen Stellungen, eine Zeit lang in Brafilien, FT 1847 zu Paris. 

Er jhrieb: Observations sur le Manuel diplomatique du baron Ch. de Martens, Par. 
1827. — Cours de droit public interne et externe, Par. 1830--38. — Notes au Precis du 
droit des — par M. de Martens, 1832. — Notes au droit de la nature et des gens par 
Vattel, 1832. — Observ. sur le guide diplomatique de M. de Martens, 1833. — In Portug. 
Sprache: Projet des lois organiques du Portugal et la constitution du Bresil, 1832. — 
—— et projets conc. le rétablissement d’un gouvernement reprösentatif en Portugal, 
1532. — Projet de code politique pour la nation portugaise, 1832. — Observ. sur la 
constit, du Bresil et la charte constitut. du Portugal, Par. 1835. — Declaration des droits 
et devoirs de I’homme et du citoyen, Par 1836. — ÖObserv. sur la constitution portugaise 
de 1822, Paris 1836. 

git.: Michaud. — — —— — et publicistes, Par. 1856, p. 5l—70. — 
Mohl, I. 304, 387, 390, 392. — Calvo, (3) I. 96. — Revue & ere et frangaise, 
IV. 73. eihmann. 


Pinto, Abraham de, & 27. V. 1811 im Haag, promodirte 1835 zu 
Leyden, wurde Advolat, 1863 Dekan des barreau im Haag, T 25. V. 1878. Er 
war 40 Jahr Redakteur der Themis, die zahlreiche Beiträge von ihm enthält, u. 
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begründete das Weekblad van het Regt 1839 ff., Mitglied von Geſetzgebungs— 
fommiffionen, Förderer der Sache der Juden. 

Schriften: De causa obligationis C. C. 1131—1133, Traj. ad Rhenum, 1835. — De 
Callistrati Icti scriptis, L. B. 1835. — Handleiding tot bet Burgerlijk Wetboek, ’sGraven- 
hage 1838, (5) Utrecht 1875; tot het Wetboek van ame 1841, (3) Utrecht 1876; 
tot de Wet op de Regterlijke Organisatie en het Beleid der Justitie, 1844; tot het Wet- 
boek van Burg. Regtvordering 1845 u. 1857; tot het Wetboek van Strafvordering 1848; 
tot de Wet op den — van de vroegere tot de nieeue wetgeving, 1850. — ije 
Organisatie, 1851. — Nederlandsche staatswetten, 1859. — Adviezen, Utrecht 1862. 


git.: Weekblad van het Regt Nr. 4240 vom 30. Mai 1878. — Mr. A. de Pinto, her- 
dacht door Mr. A. A. de Pinto, ’sGravenhage 1879 (Themis, 40. deel, 4. — Nieuwe 
Rotterdamsche Courant van 5. Juni 1878. — Allgem. Juriftenzeitung von Mayer und 
Stall, 2. Jahrg. Nr. 26, ©. 383, 384. Zeihmann. 


Pirhing, Ehrenreih, 5 1606 zu Sigarten in Bayern, trat 1628 in den 
Jejuitenorden, lehrte zu Dillingen, war Rektor des Kollegs in Eichitädt, Domprediger 
in Regenäburg, T 1690. 

Schriften: De jurisd, et pot. praelat. et rect. ecel. episcopis inferiorum, 1633. — 
De jure scripto et non scripto, 1644. — De jurisd. et pot. ordin. jud. seu praelati ececl., 
1652; de jurisd., off. et pot. jud. deleg., 1664. — De rescriptis, 1665. — De constit. et 
consuet., 1666. — De renuntiat. benef., 1667. — Univ. jus canonicum, Dilling. 1645, 
1674—78, 1722; Venet. 1759 (Facilis et succincta canonum doctrina, Dil. 1690; Augsb. 
Fi Venet. 1693, 1711). — Apologia s. defensio Caesaris, Ingolst. 1652; beuti München 


Sit.: Schulte, Geichichte, II. a ©. 148. Teihmann. 


Bilanelli, Giuſeppe, 523. IX. 1812 zu Tricore in Terra d’Otranto, wurde 
im Alter von 20 Jahren Advokat in Neapel, begründete 1840 mit Roberto Savareje 
eine Rechtsjchule, aus der die hervorragendſten Rechtsgelehrten, Advofaten u. Richter 
des Südens Italiens hervorgingen, befürwortete im Neapol. Parlamente von 1848 
Abichaffung der Todesitrafe und Yuryeinführung; flüchtete nach Frankreich, dann 
nach Turin, 1860 Minijter Garibaldi's ala Diktator in den beiden Sizilien, dann 
unter Farini Chef der Justiz, 1861 Mitglied des Parlaments, Vertreter d. Politik 
Gavour’s, Profeffor in Neapel. Nach dem Sturze Rattazzi's (1863) beforgte er die 
Vorarbeiten zum Codice Civile Italiano, defjen Einführung fein Nachfolger im 
Juſtizminiſterium, Vacca, vollzog. Nunmehr wieder in die Advokatur tretend, T 5. 
IV. 1879. 

Schriften: Della pena di morte, (3) Torino 1849. — Dell’ istituzione dei giurati, 
Torino 1856. — Del duello, Torino 1859. — (Mit Mancini und Scialoja) Commento 
al codice di procedura eivile degli Stati Sardi. — Progetto del Codice Civile, Torino 
1863. — Dei progressi del diritto civile in Italia nel sec. XIX., Milano 1872. 

git.: Pessina, Opuscoli, 1874 p. 119, 201. — Pacifici-Mazzoni, Istituzioni di 
diritto civile italiano, (2) Firenze 1874, I. 116. — Mittermaier, Erfahrungen über bie 
Wirkſamkeit der Schwurgerichte, Erl. 1865, ©. 30, 566, 572, — Geyer, Lehrbuch bes — 
Deutſchen — Leipz. 1880, ©. 216, 217 Note. — La Mantia, Storia della 
Legislazione di Sicilia, Palermo 1874, II. 376 nota 2, 383 nota 2, 385 nota 3, 393 nota 
2. — Brusa, Appunti per una introd. al corso di dir. e proc. penale, Torino 1880, p. 131, 
215. — Luigi Sampolo, Commemorazione, Palermo 1881. TZeihmann. 


Piftoris, Simon, 5 28. X. 1489 zu Leipzig, wurde, nachdem ex in Pavia 
und Leipzig ſtudirt, 1515 Doctor juris u. Professor Codieis, dann Mitglied des 
Oberhoigerichts, 1523—37 Kanzler des Herzogs Georg, trat in das Ordinariat 
zurüd, von 1542 an Kanzler bei Herzog Mori, von Karl V. in den Reichäritter- 
ftand erhoben, zuleßt „Rath von Haus aus“ in Dienften des Kurfürften Auguft, 
7 3. XII 1562. — Gonfilien von ihm in der Sammlung feines Sohnes Mo— 
deitinus. 

Sein Sohn: Modeftinus, 5 9. XII. 1516 zu Leipzig, ftudirte im Leipzig, 
Pavia und Padua, wurde Prof. in Leipzig, Kurfürſtl. Rath, Stadtrichter, Bürger: 
meifter, 7 15. IX. 1565. 
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Schriften: Index locorum communium (Reusner, Cynosura, I. 131 ss.). — Consilia 
s. responsa juris, Lips. 1586-88, 1596—99 — Quaestiones c. addit. Schultesii, Lips. 
1599, 16001613. — Processus juris opera Ch, Crusii, Magdeb. 1623, 1630. — Responsa 
juris ex bibl. J. B. Mansonii, Jenae 1659. 

Zit.: Vita auct, J. a Beust, Viteb. 1585. 


Sein zweiter Sohn: Hartmann, Bruder des Vorigen, & 1543, wurde Bei- 
figer des Oberhofgerichts u. Schöppenftuhls zu Leipzig, dann Mitglied d. Geheimen 
Rath u. Appellationsgerichts in Dresden, 7 1. III. 1601. 

Schriften: Quaestiones juris tam Rom. quam Saxonici, 1579—1593 (1596-98), ed. 
Simon Ulrich P., Lips. 1609. — Opera omnia, Lips. 1629, Lips. et Francof. 1679. 

git.: v. Gerber, en b. f mfgigiäbrigen Profeflor- Jubiläums v. Wächter’3, Leipz. 
1869. — Schlettex, Zur Geſchichte der Sächfiichen Juftizpflege (Beitr. zur Dentichen, inabel 
Sächſiſchen Rechtägeichichte, I. 1843). — v. Stinging, Geſchichte der Deutichen Rechtswiſſen⸗ 
ichaft, 1880, I. 128, 566—570. TZeihmann. 


Pitaval, Francois Gayot de, 5 1673 zu yon, wurde 1713 Advolat, 
T 1743. Belannt durch: Causes célèbres et interessantes, Paris 1735 ss.; Bäle 
1747, 1748; deutſch: Erzähl. jonderbarer Nechtöhändel, Leipz. 1747—68. Eine 
Fortſetzung veranstaltete der Parlamentsadvofat Frangois Richer (& zu Apranches 
um 1718, 7 zu Paris 1790), Amſterd. 1772—88; abgefürzte Samml. Pitaval’s 
(Faits des causes célèbres et interessantes, Amsterd. 1757) von fr. Alex. de 
Garjault (f 1778). Eine Deutjche Ueberjegung des Richer’ihen Werkes (Jena 
1792—95) wurde von Schiller mit einer Vorrede begleitet. Hitzig u. Häring 
veröffentlichten eine ähnliche Sammlung: Der neue Pitaval, Leipz. 1842 ff. (von 
Bd. 31 ab herausg. von Vollert). Gine Auswahl aus legterem Werke: Die 
intereffanteften Sriminalgefchichten aller Länder aus älterer und neuerer Zeit, von 
Bollert (2), Leipz. 1872—73. 

git.: Michaud. — Dupin, Prof. d’avocat, II. Nr. 1303. Teihmann. 


Pithoeus, Franziskus (Pithou), 5 1543 zu Troyes, war Kanzler zu 
Paris, 7 1621. Mehr Kanoniſt ala Romanift. 

Schriften: De la —— des droits, prééminences des rois et du royaume de 
gen ee 1587. — Comm. in I. libr. Cod.; in Novellas; in Cod. can. veterum eccl. 
rom. Pelletier, Par. 1687. — Liber legis Salicae, 1602 (Glossarium). — Capitularia 
reg. Francorum. — Er gab mit jeinem Bruder Petrus das Corp. jur. can. heraus: c. 
or Petri et Fr. Pithoeorum ed. le Pelletier, Par. 1687; Lips. 1695, 1705; Aug. Taur, 

746. 

Sein Bruder Petrus P., & 1. XI. 1539 zu Troyes, ging nach Bourges 
und folgte Cujas nad Valence, trat beim Parifer Parlament ala Advokat ein, 
entging den Berfolgungen in der Bartholomäusnacht, trat einige Zeit nachher zur 
fatholifchen Kirche über, war Generalprofurator zuerjt zu Gayenne, dann zu Paris, 
begab ih, um einer Epidemie zu entgehen, nad) Nogent jur Seine, F dajelbit 
1. XI. 1596. 

Schriften: —— sacra, juridica, historica et miscellanea, ed. Labbé, Par. 1609. — 
Les libertes de Péglise — Par. 1594—1609, in den Preuves von Dupuy, von Du- 
rand de Maillane, Memoires de la Ligne t. v., von Dupin, 1824, 1826, im Manuel 
* 1—92. — Annalium et hist. Francorum scriptores coaetanei XIL, Fef. 1596. — Hist. 

rancorum script. veteres XL, Fef. 1596. — Breviatio canonum v. Fulgentius Ferrandus, 
1588. — Mosaicarum et rom. —— collatio, Par. 1573. — Leges Visigothorum, Par. 
1579. — Observ. ad Cod. et Novellas, Par. 1589. — Observ. analytiques sur la coutume 
de Paris, 1601. — Karoli et Ludoviei Pii capitula s. leges eccles., Par. 1608, 1640. 

£it.: Mercier, Vita P. Pith., in den Opera, 1609. — Aug. Thuanus vor d. 1. Bd. 
d. — jur. can. — Ant. Loisel in deſſen Opuscules. — Boivin, Vita, elogia, opera, 
bibl. P. p. Par. 1716. — Gresley, Vie de P. P. avec quelques m&moires sur son 
et ses fröres, Par. 1756. — Millevoye, Eloge, 1847. — Stobbe, Rechtsquellen, I. 29, 
72, 710. — Maaßen, Geichichte der Quellen, Graz 1870, ©. XXXVL—XXXIX. — 
Schulte, Geidhichte, III.a S. 564. — v. Stin tzing, Geſchichte der Deutichen Rechtäwifien- 
ſchaft (1880), I. 328, 738. TZeihmann. 


Pizzamiglio, Glemente, & zu Godogno im Jahre 1832, jtudirte in Pavia, 
erhielt den Preis für die Arbeit: Dei Giurati in Italia, Milano 1872, zuletzt in 
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Mailand, T 16. VII. 1872 zu Garnago. Unvollendet blieb eine Arbeit über 
Familienrecht (Studi sui poteri e sui diritti di famiglia im Archivio giuridico 
VII. 361—380). 


git.: In morte di Clemente Pizzamiglio, Modena, ” Sociale 1873. — Revue de 
droit international, V. 315. — Brusa, Appunti, 1880, p. 218. TZeihmann. 


Placentinus, 5 zu Piacenza, lehrte zu Mantua, Bologna, Montpellier, wo 
er eine Rechtäjchule gründete, jpäter wieder in Piacenza u. in Montpellier, 7 1192. 
©igle P. Pla. Plac. 

Schriften: Glossae — De varietate actionum, Mogunt. 1530; Francof. 1609. — 
Summa zum Codex, Mogunt. 1536. — Summa Institutionum, Mogunt. 1535. — Summa zu 
ben tres libri, Papiae 1484. 

Bit.: Daran), IV. 244—285, 537-543. — vd. Stinking, Geſchichte der populären 
Lit. des Röm.-fan. Rechts in Deutichland, Leipz., 1867, S. 291. — Bethbmann:Hollmeg, 
Giv.Prz., Bd. VI. S. 19-24. — Germain, Ecole de M., 1877. Teihmann. 


Blacet, jus placeti regii, heißt das von der Staatögewalt in Anſpruch 
genommene Recht, von den Erlaſſen der geiftlichen Behörden (des Papftes, der Ery- 
biichöfe und Bifchöfe) vor ihrer Publikation Ginficht zu nehmen und die Ber 
Öffentlichung derjelben zu geftatten, reſp. zu verbieten. Gin folches Recht ift jchon 
jeiten® einzelner Fürften im Mittelalter geübt worden und fpäter findet fich daffelbe 
faft in allen Staaten in Geltung. Die katholiſche Kirche hat in dem P. ftets 
eine Verlegung der ihr nach göttlichem Recht zuftehenden Freiheit gefunden. In der 
Bulle: In coena domini werden daher diejenigen, welche die Verkündigung und Boll- 
ziehung päpftlicher Bullen und Breven verhindern, mit dem Banne belegt, auch 
Pius IX. hat in dem Syllabus vom 8. Dezember 1864 Nr. 28 die Lehre: „die 
Biichöfe dürfen ohne Grlaubniß der Staatöregierung fogar apoftolifche Schreiben 
nicht verfündigen“, ala irrthümlich reprobirt, und endlich hat die Konftitution des 
vatifanischen Konzils dom 18. Juli 1870 c. 3 die Nothwendigkeit des P. ala 
Bedingung 'der Gültigkeit päpftlicher Anordnungen verworfen. Nicht dadurch ver— 
anlaßt, wol aber in Folge der überhaupt der katholischen Kirche gewährten größeren 
Selbftändigfeit haben einzelne Staaten das P. ganz aufgegeben, jo 3.8. Preußen 
(Verf. Urk. Art. 16) und Oldenburg. Ebenſo ift e& in Defterreich im Jahre 
1850 und nachmals durch das Konkordat von 1855 Art. 2 befeitigt worden; jedoch 
hat das Geſ. vom 7. Mai 1874 über die äußeren Rechtöverhältnifje der katholischen 
Kirche $ 17 den Bilchöfen die Pflicht auferlegt, ihre Erlaffe (Verordnungen, In— 
jtruftionen, Hirtenbriefe ꝛc.) zugleich mit deren Publikation der politifchen Landes— 
behörde zur Kenntnißnahme mitzutheilen. In Württemberg hat man dafjelbe 
in dem Gef. von 1861 Art. 1 nur für diejenigen Anordnungen fallen laffen, welche 
rein geiftliche Gegenjtände betreffen, dieje müſſen jedoch mit der Verkündigung der 
Staatöregierung zur Ginficht vorgelegt werden. Das Bad. Gef. von 1860 8 15 
und das Königl. Sächſ. Gej. von 1876 88 2, 3, verlangen das lehtere für alle 
firchlichen Berordnungen, und Haben das P. für diejenigen, welche in bürgerliche 
oder jtantsbürgerliche Verhältniffe eingreifen, beibehalten. In Bayern hat man 
dagegen das P. in dem alten Umfange bejtehen laſſen. 

In der evangelijchen Kirche, welche niemal® das Aufſichtsrecht des 
Staates und die Mebung des P. beanftandet hat, ift daffelbe viel jeltener zur Ans 
wendung gefommen, weil es bei der Vereinigung der höchiten Staatsgewalt und des 
oberiten Kirchenregiments in der Hand des Landesheren überflüffig war, und nur 
da, wo die evangelifche Kirche eine volle Autonomie befitt, oder der Landeöherr 
einer anderen Konfeffion angehört, von Bedeutung fein kann. In Frankreich ift das 
P. auch der evangelifchen Kirche gegenüber vorgeichrieben und das vorhin erwähnte 
Bad. Geſetz macht ebenjowenig wie dad Bayer. Neligionsedilt von 1818 einen 
Unterfchied zwifchen der Fatholifchen und evangelifchen Kirche. 
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Lit.: Van Espen, Tractat. de promulgatione legum ecclesiasticarum ac speciatim 
bullarum ac —— Curiae romanae (o pp: Lovanii 1753, IV. 128 ss.), — A. Müller, 
De placito regio, diss. hist.-can., Lovanii 1877. — Sriebberg, Grenzen zwiſchen Staat 
und Kirche, Tuüb. 1872 (j. Regifter unter PBlacet). — Vgl. im Uebrigen bie Lehrbücher des 
Kicchenrecht3. PB. Hinſchius. 


Plakatweſen i. Preßgewerbe. 


Platner, Eduard, 8 30. VIII. 1786 zu Leipzig, wurde 1811 außerordentl. 
Prof., 1814 ordentl. Prof. in Marburg, 1836 Geh. Hofrath, T 5. VI. 1860. 

Schriften: Notiones jur. et just. ex [omeri et Hesiodi carmin. explic., Marb. 1819. — 
Beitr. zur Kenntniß ” gie echte, Marb. 1820. — Der Prozeh und die Klagen bei 
den Aitilern, Darmft. 1 — De iis partibus librorum Ciceronis rhetor. quae ad jus 
spectant, Marb. 1831. — ie Zoleranz, ah. 1836, — Die Idee und ihre Rarrilafur. 
a in ber gegenwärtigen Zeit, Marb. 1837. — Ueber die faliche Idealität, Marb. 

— lleber bie | Smdividualitai, DMarb. 1840. — Neber die Gharafterlofigfeit unferer Beit, 
Marb. 1841. — Quaestiones de jure crim. Romanorum, Marb. (1836) 1842. — leber Er: 
fenntniß der Volfsindivibualität, Marb. 1843. — Ueber den Weltichmerz, Marb. 1844. — 
Ueber die politifchen Beftrebungen in ihrer Berechtigung und Berirrung, Marb. 1848. — 
Ueber die Weltanichauungen in den jüngften Zeitbeiwegungen, Marb. 1 — De sententia 
— Marb. 1851. — Ueber bie Gerechtigkeitsider bei Aeſchylos und "Sophofles, Leipz. 


Lit.: Brochhaus. — Nypels, Bibliothéque, p. 8, 9, 13, 14. Teichmann. 

Plabge chatt (Th. I. ©. 588). Daſſelbe unterſcheidet ſich vom Diſtanz— 
geſchäft dadurch, daß bei dieſem die Waare dem Empfänger von einem anderen 
Orte überſendet ſein muß, wogegen dies beim P. nicht geſchieht. Dieſer Unterſchied 
iſt inſofern von Erheblichkeit, als Art. 347 des HGB. nur bei Diſtanzgeſchäften 
den Empfänger verpflichtet, die erhaltene Waare ungeſäumt zu unterſuchen und die 
gefundenen Mängel dem Verkäufer ſofort anzuzeigen, widrigenfalls die Waare als 
genehmigt gilt. Der Art. 347 bezieht fich alſo nicht auf ſolche Fälle, wo die 
Waare fi) an dem Orte befand, an welchem der Verkäufer zur Zeit des Vertrags— 
abichluffes feine Handeläniederlaffung oder jeinen Wohnfit Hatte, und der Käufer an 
diefem Orte die Waaren in Empfang zu nehmen hatte. Denn dann darf der Ver- 
fäufer ſofort bei der Ablieferung und Uebergabe der Waare eine Erklärung des 
Käufers über deren gehörige Beichaffenheit verlangen, er ift mithin nicht genöthigt, 
fih der Gefahr einer nachträglichen Beanjtandung der Waare jeitens des Käufers 
nach ihrer Ankunft in dem anderen Orte, wohin fie vertvendet wird, auszufegen und 
feinerjeitö den Beweis dafür zu übernehmen, daß die Waare zur Zeit der Abjendung 
empfangsmäßig gewejen jei. (Entjcheid. des ROHG. Bd. II. ©. 82, Bd. VI. ©. 238, 
Bd. XII. ©. 389, Bd. XXIII. ©. 59. Anderer Anfiht Harries in Gruchot, 
Beiträge, Bd. XVI. ©. 886.) Ebenſowenig findet Art. 349 des HGB., wonach die 
Klagen gegen den Verkäufer in jechs Monaten nach der Ablieferung verjähren, auf PB. 
Anwendung (Entich. des ROHG. Bd. XI ©. 46). Umgefehrt führt das OTrib. 
(Bd. LXII. ©. 200 der Gntjcheid.) aus, daß auch die Lieferung einer Mafchine, 
welche von den Leuten des Mafchinenfabrifanten beim Empfänger aufgeftellt worden, 
ala ein P. anzujehen it. Indeß fieht man doch nicht ein, warum bei P. nicht 
wie bei Diftanzgefchäften der Empfänger verpflichtet fein ſoll, feine Ausftellungen 
dem Geber gleich nach dem Empfange anzuzeigen, er damit vielmehr nach feinem 
Belieben warten fann, vielmehr ſpricht das praftifche Bebürfniß für die analoge 
Anwendung des Art. 347 auf die P. Dies führt auch ein Erkenntniß des Stadt- 
gerichts zu Berlin vom 19. März 1869 (Bujch, Archiv, Bd. XVII. ©. 290) aus, 
indem es bezeugt, daß in Berlin der Art. 347 für den Verkehr unter Kaufleuten 
auch bei P. maßgebend ift, und bervorhebt, daß nach $ 53 des EG. für Schleswig— 
Holjtein vom 5. Juli 1867 die Art. 347—349 F für P. gelten (Harries 
Gruchot, Beiträge, Bd. XVI. ©. 887; ebenſo Entſch. des ROHG. Bd. IX. 

. 52; * XIII. S. 265). 


Lii.: ahn und Puchelt, Kommentar zu Art, 347 des HGB. Ne 1 — — 
Thöl, HR., ER 269 u. 276. — Buld, Ardiv, XVI. ©. 6, m. 
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S. 246; XIX. ©. 140; XXI. ©. 333, 194; XXIII. ©. 120. — Entſch. des ROHG. VI. 
©. 102, 107, 237, 307: VII. 309; X. ©. 347. PER 
vd. Hrämel. 


Dlenum — (Plenarbeihluß). Das P. eines Gerichts umfaßt jämmtliche 
zu demfelben gehörende Richter, einjchließlich der Hülferichter. Ueber die Organi- 
jation des P. jagt das GVG. nur, daß der Präfident (bei den Landgerichten) reip. 
der erjte Präfident (bei den Oberlandesgerichten und dem Reichägerichte) den Borfit 
in demjelben führt (GBG. 88 61, 121, 133). Was dagegen das P. des Lande» 
gerichts refp. des Oberlandesgerichts zu thun hat, darüber jagt das GBG. nichts; 
jedenfalls dienen die Plenarberathungen diefer Gerichtshöfe niemals dazu, um irgend 
eine die Nechtiprechung betreffende Frage zu erledigen. Die Landeögeießgebung hat 
darüber Beftimmungen zu treffen, imwieweit Angelegenheiten der Juftizverwaltung 
oder Dijciplinarangelegenheiten durch Beichlüffe des P. zu erledigen find. Dagegen 
find dem P. des Neichögerichts durch das GVG. beftimmte Funktionen übertragen 
worden, die aber auch mit der Rechtiprechung nichts zu thun haben. Vielmehr 
beichränfen fich die Plenarbeichlüffe auf folgende Fälle: 

1) Wenn ein Mitglied des Neichögerichts zu einer Strafe wegen einer entehren- 
den Handlung oder zu einer Freiheitsſtrafe von länger als einjähriger Dauer rechtö= 
fräftig verurtheilt ift, jo kann daflelbe durch Plenarbeichluß feines Amts und 
Gehalts Für verluftig erklärt werden (GVG. $ 128). 

2) Wenn gegen ein Mitglied des Neichögerichts wegen eines Verbrechens oder 
DVergehens das Hauptverfahren eröffnet ift, jo fann die vorläufige Enthebung des- 
jelben von feinem Amte durch Plenarbeichluß erfolgen (GBG. $ 129). 

3) Wenn die Vorausfeßungen für die Verfegung eines Mitgliedes des Reichs— 
gerichts in den Ruheſtand vorliegen und diejelbe nicht beantragt wird, auch einer 
diesfallfigen jeitens des Präfidenten ergangenen Aufforderung an das betreffende Mit- 
glied, die Verjegung in den Ruheſtand zu beantragen, nicht Folge geleiftet wird, jo 
ist die Verjeßung in den Ruheſtand durch Plenarbeichluß des Reichsgerichts aus- 
zufprechen (GBG. $ 131). 

Bezüglich des Verfahrens iſt für die Fälle 1) und 3) vorgejchrieben, daß außer 
dem Oberreichsanwalt, auch noch das Mitglied vor der Beichlußfaffung zu hören iſt. 
In dem Falle unter 2) genügt es dagegen, wenn nur der Oberreichsanwalt gehört 
wird. An der Beichlußfaffung bei Plenarentjcheidungen müſſen fich mindeftens zwei 
DrittHeile aller Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden betheiligen; jedoch muß 
die Anzahl eine ungerade fein. Wäre die zur Beichlußfaffung bereite Zahl von 
Mitgliedern eine gerade, jo bat derjenige Rath, welcher zulegt ernannt ift, und bei 
gleichem Dienftalter derjenige, welcher der Geburt nach der jüngere ift, oder, wenn 
diefer Berichterjtatter ift, der nächjt ältere fein Stimmrecht (GVG. 8 139). 

Don diejen Entjcheidungen des P. find vollfommen verichieden diejenigen Ent— 
icheidungen, welche bei dem Neichsgerichte von „vereinigten Senaten” getroffen 
worden. Die „vereinigten Senate” find ein Organ der NRechtiprechung, welches in 
folgenden Fällen in Thätigfeit tritt: 

1) In den Straffachen, welche zur Zuftändigkeit des Neichägerichts in letzter 
Inſtanz gehören, entjcheidet der vereinigte zweite und dritte Straffenat ala erfennen- 
des Geriht (GVG. $ 138 Abi. 2). 

2) Wenn ein Givilfenat in einer Rechtöfrage von einer früheren Entjcheidung 
eines anderen Giviljenat® oder der vereinigten Givilfenate abweichen will, jo hat 
derjelbe die Verhandlung und Entjcheidung der Sache vor die vereinigten Givilfenate 
ju verweilen (GBG. $ 137 Abj. 1). 

3) Wenn ein Straffenat in einer Rechtöfrage von einer früheren Entjcheidung 
eines anderen Strafienates oder der vereinigten Straffenate abweichen will, jo ver- 
weift er die Verhandlung und Entjcheidung der Sache vor die vereinigten Strai- 
jenate (GVG. $ 138 Abi. 2). 
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In diefen drei Fällen find „vereinigte Senate“ Gerichtshöfe micht zur Ent- 
icheidung der jtreitig gewordenen Rechtäfrage allein, jondern zur Berhandlung und 
Entjcheidung der Sache jelbjt, infoweit diefer Ausdrud für Entjcheidungen des Reichs— 
gericht überhaupt in Anwendung gebracht werden kann. (Bol. StrafPO. 88 393 
bis 395, CPO. 88 527—529.) 

In den unter 2) und 3) bezeichneten Fällen find die Entjcheidungen der „ver- 
einigten Senate“ an die Stelle der früheren Plenarentfcheidungen (vgl. Kab.Ordre 
vom 1. August 1876 und Gei. vom 12. Yuli 1869 über Errichtung dee ROHG. 
$ 9) getreten. Während dieſe aber nur die ftreitige Rechtsfrage, aljo eine Voraus— 
jegung für Erledigung der Sache jelbit, entjchieden, erledigen die „vereinigten 
Senate“ die Sache jelbit, und damit implizite auch die ftreitig gewordene Rechts— 
frage. An die früheren „Plenarenticheidungen“ erinnert nur noch die Vorſchrift des 
6BG. $ 139, nach welcher die Zahl der Abjtimmenden für die Entjcheidungen der 
„vereinigten Senate“ ebenfo normirt iſt, wie für „Plenarentſcheidungen“ (nämlich 
des Meichögerichts). Durch $ 139 wird ſomit für Entjcheidungen der „vereinigten 
Senate“ die Vorſchrift des % 194 des GBG. modifiziert. Unberührt bleibt aber 
durch das GBG. $ 139 die Vorfchriit der StrafPO. $ 262, ſoweit dieje lehtere 
Beitimmung der Natur der er nach überhaupt in Frage fommen fann. 

Quellen find im Text a 

Lit.: Dal. den Art. e John. 

Politianus, Angelus, 5 1454 zu Montepulciano, Freund Lorenzo de 
Medici’s, 7 1494. Großer Philolog; auch für die Nechtswiffenfchaft thätig. Opera, 
Venet. 1498; Paris. 1512; Basil. 1553. 

Lit.: Savigny, VI. —— — Buonamici, Poliziano giureconsulto, Pisa 1868. — 


Mähly, AU. P., Leipz. 1864. — v. — Geichichte der Deutſchen Rechtswiſſenſchaft 
(1880), T. 176—178 u. 6. — Mommsen p TZeihmann. 


Politiſche Verbrechen. Der Ausdruck p. V. wird häufig gebraucht als 
Gegenjaß zu dem Ausdrude gemeine Berbrechen. Gefagt joll damit werden, daß 
es Verbrechen gebe, welche durch politische Motive veranlaßt werden, während dies 
bei anderen — den gemeinen Verbrechen — nicht der Fall ſei. Nun ijt aber für 
die Begriffsbeftimmung des Verbrechens nicht maßgebend das Motiv, aus welchem 
dad Verbrechen hervorgeht, jondern es bejtimmt ich der Begriff des Verbrechens, 
wenigften® der Negel nach, durch dasjenige Recht, gegen welches die verbrecherifche 
Handlung gerichtet war. Dies ift der Grund, weshalb der Ausdrud p. B. jelbit 
etwas Schwanfendes und Unbeftimmtes bat. Denn giebt es jchon einzelne Ver— 
brechen, von denen behauptet werden kann, daß diejelben faſt immer aus politischen 
Motiven begangen werden — 3. B. der Hochverratb — während bei einer großen 
Zahl anderer Verbrechen die Veranlaffung derjelben durch politifche Motive kaum 
angenommen werden kann — 3. B. Diebftahl, Betrug, Münzrälichung, Mteineid — 
jo wird doch auch eine dritte Kategorie von Verbrechen aufgeftellt werden können, 
bei deren Begehung politifche Motive ebenjo gut vorhanden gemwejen jein, wie auch 
geiehlt Haben können, wie diejes 3. B. bei den Injurien, bei der Beireiung der Ge— 
fangenen und ſonſt der Fall iſt. Dazu kommt, daß einerjeits auch bei denjenigen 
Verbrechen, welche vorzugsweiſe es beanfpruchen dürfen, p. B. genannt zu werden, 
nicht jelten andere als politifche Motive obgewaltet haben — 3. B. Eigennuß bei 
Hochverrath) oder Landesverrath — und daß andererfeits diejenigen Verbrechen, 
welche vorzugsweiſe gemeine Verbrechen genannt werden, mitunter auch wol aus 
politifchen Motiven begangen werden fönnen — 3. B. der Diebftahl von Schrift: 
ftüden, um die Pläne des politischen Gegners fennen zu lemen, die Tödtung u. a. 
Benn man troß diefer Unbeftimmtheit des Ausdruds p. DB. denſelben dennoch 
nicht aufgeben mag, jo ift der Grund Hierfür vielleicht in folgenden Umſtänden 
zu finden. 1) Die p. V. Haben eine gemeinjame hiſtoriſche Baſis. Dieſe ift in 
dem WNömijch-rechtlichen crimen majestatis (Lex Julia majestatis — unbejtimmt, 
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ob durch Cäſar oder durch Auguſtus erlaſſen —) gegeben. Dieſes umfaßte alle 
Handlungen gegen die Majeſtät und die Sicherheit des Römiſchen Staates und 
Volkes — nach Untergang der Republift auch Verbrechen gegen die Perſon des 
Kaiſers, ſowie Berbrechen gegen höhere Staatsbeamte, namentlich Senatoren und 
Mitglieder des Kaiferlichen Konfiliums und Konfiftoriums. Uebrigens war die Bes 
griffebeitimmung des Röm. crimen majestatis — (die Juſtinianiſchen Inſtitutionen 
[4, 18] geben folgende Definition: lex Julia majestatis, quae in eos, qui contra 
imperatorem vel rempublicam aliquid moliti sunt, suum vigorem extendit) 
unbeitimmt, und dieſe Unbeitimmtheit blieb beitehen, troß der 1. 11 D. (48, 4), 
durch welche nur beftimmt wird, daß nicht Alle, welche vor der lex Julia majestatis 
schuldig jeien, auch des Todes jchuldig feien, jondern daß zum Tode nur derjenige 
des crimen majestatis Schuldige zu verurtheilen jei, welcher hostili animo ad- 
versus rempublicam vel principem animatus; ceterum si quis ex alia causa legis 
Juliae majestatis reus sit, morte crimine liberatur. Der an fich jo unbejtimmte 
Begriff des hostilis animus beſchränkt aljo nicht das crimen majestatis überhaupt, 
jondern nur die todeswürdigen Fälle diejes Verbrechens. Die Strafen des crimen 
majestatis find durch die Röm. Kaiſer Arcadius und Honorius derartig auch auf 
die Kinder derer, die fich dieſes Verbrechens jchuldig machten, ausgedehnt, daß den 
Söhnen jegliches Vermögen zu Eonfisziren und denfelben die Erbiähigfeit abzuiprechen 
jei — sint postremo tales, ut his perpetua egestate sordentibus, sit et mors so- 
latium et vita supplicium. Den Töchtern wird etwas an Vermögen belaffen, weil 
man annimmt, fie würden in folge der Schwäche ihres Gefchlechts nicht jo viel 
wagen, wie die Söhne. Die Gehülfen, die Mitwiffer, die Diener der Thäter follen 
ebenjo wie die Thäter jelbit, die Söhne jener Gehülfen ıc., wie die Söhne der 
Thäter bejtraft werden. Ueberdem war es, damit die Strafe des crimen majestatis 
verivirkt würde, keineswegs erforderlich, dak das Verbrechen zu irgend einem Erfolge 
gerührt hatte, da der bloße Wille, jelbit jchon der Gedanke an die That, der That 
jelbjt gleich geftellt wurde. Dieſes Röm. Geſetz ift in das corpus iuris canoniei 
(causa 6. qu. 1 can. 22) wörtlich übergegangen und an einer anderen Stelle — 
cap. 5 in VIto (V. 9.) — noch auf diejenigen ausgedehnt, welche gegen die Perion 
eines Kardinals einen feindlichen Angriff unternahmen. Sodann find diefe Bes 
ftimmungen des Röm. Rechts in die goldene Bulle Tit. 24 ($$ 1—17) aufgenommen 
und haben bier ihre Anwendung auf die Kurfürſten gefunden. So waren die Bes 
ftimmungen des fremden Rechts über das Römiſche Staatöverbrechen aus doppeltem 
Grunde geltendes Recht in Deutichland geworden, einmal wegen der Rezeption 
des Röm. Rechts überhaupt und fodann auch wegen der jpeziellen Publikation diejer 
Beitimmungen durch ein Deutiches Reichägeieß, und um jo mehr mußten diejelben 
auch in der Praris Anwendung finden, ald die CCC nur eine auf die Ber: 
rätherei bezügliche Beitimmung enthielt (Art. 124: Item welcher mit bosshaftiger 
verretherey misshandelt, soll der gewonheyt nach durch viertheylung zum todt 
gebracht werden), welche noch unbejtimmter war und für die praftifche Anwendung 
fich noch weniger empfehlen mochte, als die Borjchriiten des Röm. Rechts. — Aus 
dem crimen majestatis find num wenigiten® mehrere der jebt als p. V. bezeichneten 
einzelnen Verbrechen hervorgegangen. Zuerſt — jeit dem 18. Jahrhundert — wurde 
aus dem allgemeinen crimen majestatis der jpezielle Begriff der Majeitätsbeleidigung 
ausgefondert. Den Landesverrath hat von dem Hochverrathe das gemeine Deutiche 
Strafrecht überhaupt nicht gejondert, jondern es ift dies erſt durch die Partikular- 
geießgebung geichehen, zuerit durch das Preuß. Allg. ER., dem ſich dann das Bayer. 
StrafGB. von 1813 anſchloß. Wenn fo die p. B. auch eine gemeinjame hiftorifche 
Bafis haben, jo konnte diefer Umſtand doch nicht verhindern, daß nicht bei der 
partifulären Fortbildung des Strafrechts mancherlei Verſchiedenheiten entitanden 
wären. 2) Die p. B. werden als ſolche Verbrechen bezeichnet, welche gewifle Be— 
jonderheiten für das gerichtliche Verfahren erforderlich machen; und in dieſer Be— 
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ziehung werden denn auch wol die p. V. und die durch die Preſſe begangenen Ver— 
brechen nebeneinander genannt. Dieſe Beſonderheiten jedoch, die man den p. V. 
für das gerichtliche Verfahren vindizirt hat, find nach zwei Seiten Hin bedeutſam 
geworden. Bon der einen Seite wollte man die p. V. nicht von Gejchworenen- 
gerichten abgeurtheilt wiſſen — jo ift z. B. in Preußen, nach voraufgegangener 
Abänderung des Art. 95 der Verf. Urk, durch Geſetz vom 25. April 1853 ein be— 
ionderer Gerichtshof errichtet worden, der jog. Staatsgerichtshof, welchem die Unter— 
juhung und AburtHeilung jämmtlicher Fälle des Hochverraths und des Landes— 
verraths, jowie der Fälle von Thätlichkeiten gegen den König und die Mitglieder 
des Königl. Hauſes, ſowie endlich der feindlichen Handlungen gegen befreundete 
Staaten und zwar ohne Zuziehung von Geſchworenen übertragen ift —, 
von der anderen Seite hat man dagegen die p. DB. und die durch die Preſſe be= 
gangenen Delikte gerade als folche bezeichnet, welche jchlechterdings immer nur unter 
Mitwirkung von Gejchtworenen abgeurtheilt werden fünnen. So hatte beijpielsweije 
in Preußen Art. XIX. des EG. zum StrafGB. (14. April 1851) einzelne Delikte 
(Straf6B. 88 78, 84, 85, 86, 98, 99) „ala p. V.“ den Schtwurgerichten zus 
gewieſen, und das Prehgejeg vom 12. Mai 1851 ($ 27) bejtimmte, daß die mittels 
der Preffe verübten Vergehen, welche mit FFreiheitsjtrafe von mehr als drei Jahren 
bedroht jeien, zur Kompetenz der Schwurgerichte gehören jollten. Dieje Bejtimmungen 
find dann aber jpäter durch Gefeh vom 6. März 1854 aufgehoben worden. Die 
Verfaffung für den Norddeutichen Bund Hatte Art. 75 für den gegen den Nord— 
deutijchen Bund begangenen Hochverrath und Yandesverrath als Gerichtshof das 
DApp.Ger. zu Lübeck beftimmt. Dieje Vorfchrift ift auch in Art. 75 der Verfaffung 
für das Deutiche Reich übergegangen. Da indeffen dasjenige RGeſ., durch welches 
die ‚näheren Bejtimmungen über die Zuftändigkeit und das Verfahren des OApp.Ger. 
jeftgefegt werden follten, nicht erfolgte, jo blieb es bis zum Inkrafttreten des GVG. 
(1. Oktober 1879) bei dem, was die Verfaffung des Deutichen Reiches für die Zeit 
bis zum Erlaß dieſes RGeſetzes angeordnet hatte, d. h. es verblieb auch in Betreff 
der gegen das Reich etwa vorfommenden Fälle von Hochverrath und Zandesverrath 
bei der jeitherigen Zuftändigfeit der Gerichte in den einzelnen Bundesjtaaten. — 
Yebt ift durch das GVBG. vom 27. Januar 1877 die Trage, welchen Einfluß die 
etwaige politische Beichaffenheit eines Verbrechen auf das gerichtliche Verfahren 
äußere, in folgender Weije beantwortet worden: der Regel nach ift es für die ört— 
liche und fachliche Zuftändigkeit der Gerichte, jowie für das Berfahren ganz gleich- 
gültig, ob ein DBerbrechen oder Vergehen den Charakter eines p. B. hat, oder ob 
dies nicht der Fall ift. Eine Ausnahme von diefer Regel enthält nur das GBG. 
$ 136 Nr. 1, nach welcher Beitimmung für die Unterfuchung und Entjcheidung in 
erfter und letter Inſtanz in den Fällen des Hochverraths und des Landes- 
verraths, infofern diefe Verbrechen gegen den Kaiſer oder das Meich gerichtet 
find, ausſchließlich das Reichsgericht zuftändig fein ſoll. Hiermit hängt es denn 
zufammen, daß einzelne wenige, durch dieje Vorjchrift nöthig gewordene, das Ber- 
fahren betreffende Beitimmungen in die StrafPO. aufgenommen find (vol. StrafPO. 
ss 184, 176, 484; GBG. 88 138, 139). Die Prefje Hat in den Juſtizgeſetzen 
eine beiondere Beachtung nur infoweit gefunden, ala nad) $ 6 des EG. zum GBG. 
die beitehenden landesgefeglichen Vorſchriften für die durch die Preffe begangenen 
ftrafbaren Handlungen unberührt bleiben jollen; während im Uebrigen die durch 
die Preffe begangenen Verbrechen nur dann von den Schwurgerichten abgeurtheilt 
werden, wenn die Borausfeßungen des GBG. $ 80 vorliegen. 

Abgejehen von diefen Fällen, hat der Ausdruck p. V. feine praftifchen Konſe— 
guenzen. Es fann daher auch davon abgejehen werden, die einzelnen Strafvor- 
ichrüften, die mit diefem Wort etwa zufammengefaßt werden fönnten, aufzuzählen. 

Lit.: Bol. die Hinter d. Art. Hohverrath,Landbesverrath, Majeitätsbeleidigun 
angeführte —* — 9 * ar s 

v. Holgenbdborff, Ene. II. Redhtsleriton II. 3. Aufl. 5 
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Polis, Karl Heinrih Ludwig, & 17. VIII 1772 zu Ernſtthal, wurde 
1795 Prof. der Moral u, Geich. in Dresden, 1803 Prof. philos. in Leipzig, ging 
noch 1803 nad Wittenberg ala Prof. des Natur u. WVölferrechte, 1815 Prof. der 
Sächſ. Geſch. u. Statiftik in Leipzig, 1820 Prof. der Politik u. Staatöwifjenichaiten, 
7 27. U. 1838. Er gab jeit 1828 „Jahrbuch der Geichichte und Staatskunſt“ 
heraus (fortgefeßt von Bülau). 

Hriften: Handbuch ber Geichichte ber jouveränen Staaten bed Rheinbunbes, Leip 
1808—1810; — bed Deutichen Bundes, Leipz. 1817, 18. — Die mem im Lichte 
unferer Zeit, Leipz. 1823; neue Aufl. 1827. — Grundriß für encyklopädiſche Vorträge über 
die geſammten Staatäwifjenichaften, Leipz. 1825. — Staatenfufteme Europa’3 und Amerifa’s, 
1826. — Vermiſchte Schriften aus dem Kreiſe der Geſchichte und Staatswiſſenſchaften, Meißen 
1831. — Staatöw. Vorl. für die gebildeten Lejer in fonftitutionellen Staaten, Beipz. 1831—33. — 
2 — Verfaſſungen ſeit 1789, Leipz. 1817—25; 2. Aufl. 1833, 34; Bd. IV. von 

au, 


Lit: N. Reteolog der Deutichen, Jahrg. NVI. 41 ff. — Mohl, I. 141, 292, 297, 481; 
11. 368, 384, 388; II. 22. — Ompteda, III. 26, 28, 44, 48. Teihmann. 


Polize (police, polizza, abgeleitet entweder von polliceri [Stobbe] oder von 
politicum, dieſes von polyptychon, noAdnruyos [Diez, Weigand]) bedeutet Zettel, 
Schein, technijch aber: Berjiherungsichein, eine Urkunde (Franzöſ.: contrat 
d’assurance — police), welche der Verſicherer (die Verficherungsanftalt oder -Ge— 
jellichaft ꝛc.) über den Abſchluß eines Verſicherungsvertrags ausftellt und dem Ber- 
ficherunganehmer einhändigt. Die P. enthält den wefentlichen Inhalt des Ver— 
ficherungävertrags theils ausdrüdlich, theils durch Bezugnahme auf die veröffentlichten 
Neglements des Derficherers, auf das Statut der Verficherungsgefellichait u. dgl. 
und ift im Zweifel jo aufzufaſſen, als enthalte fie die ausdrüdliche Beftimmung, 
der VBerficherer übernehme die Aſſekuranz unter den bei feiner Konzeſſion aufgeftellten 
und publizirten Bedingungen, jowie den im Statut genannten Beitimmungen, AU 
dies als lex contractus gedacht und daher hinterher nicht mit Wirkung auf den 
bereits abgeichloffenen Vertrag einfeitig veränderlih. Ungenau redigirte P. find im 
Zweifel gegen den PVerficherer, welcher fie oder die darin angezogenen Reglements 
abgeiaßt hat, auszulegen (vgl. Entſch. d. ROHG. Bd. III. ©. 86, Bd. IV. ©. 59). 
Das Franz. Recht verlangt unter den beftimmt vorgejchriebenen Angaben in der P. 
auch jolche über das Gejellichaftsfapital (j. Bodenheimer a. a. O. ©. 70). Bei 
Feuerverficherung wird partifularrechtlich Vorlage der P. an ftaatliche Auffichts- 
behörden gefordert; ob die Auäftellung und UWebergabe der PB. im Zweifel zur Per- 
feftion des Verficherungsvertrags erforderlich iſt, iſt TIhatfrage, dürfte aber, ohne 
beijondere Anhaltspunkte für das Gegentheil, zu verneinen jein (vgl. Entich. des 
ROHGG. Bd. IH. ©. 346, Bd. V. ©. 10, Bd. IX. ©. 882; Goldjchmidt zc., 
Zeitichr. für das gei. H.R., Bd. XV. ©. 610, 611). Ueber die Androhung von 
Rechtsnachtheilen in PB. ſ. d. Art. Feuerverficherung. Ueber jog. polices 
d’honneur j. d. Art. Seeverjicherung. 

Da das Recht des BVerficherungsnehmers und bzw. Verficherten aus dem Ver— 
ficherungsvertrage wie Rechte aus Obligationen überhaupt übertragbar ift, jo kann 
es durch Geifion an einen neuen Gläubiger übertragen werden, ohne daß der Um— 
ftand, daß eine P. ausgeſtellt iſt, wejentlichen Ginfluß auf das Recht oder die 
Rechtsübertragung hat; denn die P. ift zunächft nur Beweisurfunde; der im Ver— 
fehre vorhandenen Tendenz, die DVerficherungsforderung an die PB. zu fmüpfen und 
legtere zum Werthpapiere umzugeftalten, trägt das Allg. Deutſche HGB. in Bezug 
auf die Seeaſſekuranz-P. Rechnung, und zwar dadurch, daß es deren Indofjabilität 
erklärt, vorausgejeßt, daß fie an Order lautet (P. als Orderpapiere j. HGB. 
Art. 302, 896, 904, 905); aladann gehen durch das Indoſſament (Giro) der P. 
alle Rechte aus dem indoffirten Papier auf den zweiten Nehmer, Indoffatar, über 
und der Verficherer (Ausfteller der P.) kann fich nur jolcher Einreden bedienen, 
welche ihm nach Maßgabe der ®. jelbjt oder unmittelbar gegen den jedesmaligen 
Kläger zuftehen. Bei der VBerficherung auf fremde Rechnung ift zur Gültigfeit der 
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erften Webertragung das Yndoffament des Verficherten nicht erforderlich, jondern das 
des Verficherungänehmers genügend. Da aber auch im Seeverficherungsverfehr die 
Ausftellung einer P. nicht geſetzlich obligatorisch ift, jondern von dem den Ver— 
ficherer allerdings zwingenden Verlangen des Verficherungsnehmers abhängt (Art. 788 
des HGB.), jo kann immerhin auch eine Mebertragung der Forderung des Verficherungs- 
nehmer (ohne BP.) mit den gewöhnlichen Wirkungen einer Geifion eintreten und 
dies kann namentlich dann von Bedeutung werden, wenn die verficherten Gegen- 
ftände während des Laufes der Verficherung veräußert werden (f. hierüber Art. 904 
u. 905 des Allg. Deutihen HGB.). Es ift zuläffig, daß über mehrere Verfiche- 
rungöverträge eine gemeinschaitliche P. auögeftellt werde; aladann gelten die 
Verträge als gleichzeitig (HGB. Art. 791). (Meder Abftempelung der Seeafjeturanz- 
P. in England und Engl. Gebieten in Goldjchmidt ꝛc., Zeitichr. für d. geſ. H.R 
Bd. XXI. Beilagenheit, ©. 150, 151.) 

Die P. heißt tarirte P., wenn der PVerficherungäwerth auf eine beitimmte 
Summe (Tare) durch Vereinbarung der Parteien (in der P.) feitgeitellt iſt (die 
Taxirung, jei es, daß fie fich auf den imaginären Gewinn mit erjtredt oder nicht, 
ift jedoch wegen wejentlicher Ueberſetzung der Tare anfechtbar). Die P. heißt offene 
P., wenn entweder gar feine Tare in der P. angegeben oder die Angabe des Ver— 
ficherungäwerthes nur proviſoriſch erfolgte (letzteren Falls auh: „vorläufig 
tarirte“ ®.). It die Austellung einer P. vereinbart, jo ift die Verſicherungs— 
prämie nach der darin angegebenen Tare zu berechnen (Protokolle S. 4268) und 
gegen Auslieferumg der PB. zu bezahlen (Art. 816). Hit eine P. ausgeſtellt, jo ift 
der Berficherungänehmer bei einer Seeverficherung für fremde Rechnung (abgejehen 
von einer Spezialvollmadht) nur dann legitimirt, über die Rechte, welche in dem 
BVerficherungsvertrage zu Gunsten des BVerficherten vereinbart find, zu verfügen, ins— 
bejondere die Verſicherungsſumme einzuflagen zc., wenn er die P. beibringt; das 
Recht auf die Berficherungsfumme ift demnach zunächſt an die P. geknüpft; nur 
gegen Beibringung der P. Hat der Verficherer an die Verficherten zu zahlen und 
bevor der Verficherungsnehmer dem Berficherten die P. ausgeliefert hat, disponirt 
der BVerficherungsnehmer über die Rechte aus dem Berficherungsvertrage; er ift nicht 
verpflichtet, die P. dem Berficherten oder den Gläubigern oder der Konkursmaſſe 
deſſelben auszuliefern, bevor er wegen der gegen den Berficherten in, Bezug auf die 
verficherten Gegenjtände ihm zuſtehenden Anfprüche befriedigt ift; dagegen haftet 
aber der Berficherer, wenn er, während fich die P. noch im Befite des Verficherungs- 
nehmers befindet, durch Zahlungen an den DBerficherten oder an deſſen Gläubiger 
oder Konkursmaſſe, oder Verträge mit Diejen, das gejeßliche Vorrecht des Ver— 


ficherunganehmers beeinträchtigt (j. hierüber Art. 898 u. 894 d. HGB.). 

Quellen: Allg. Deutiches HGB. Art. 302—305, 788, 791, 797, 816, 892-896, 904, 
905. — Preuß. ER. Th. U. Tit. 8 SS 2064 fi. — Code de comm. art. 332 ss. — Boll: 
ftändiges Beifpiel einer Seeaſſeturanze aus dem 16. Jahrh. ſ. bei Benvenuto Straccha, 
Tractatus de assecurationibus (Venetiis MDLXIX. u. fonft). 

Lit: Die Kommentare ded Allgem. Deutihen HGB. von Lewis, Makower u. A. zu 
den angeführten Artikeln; ferner Goldbichmidt ac, tr. für — DR. 3* S. Sfr 
en und Bd. XV. ©, 610, 611; die Entich. des ROHG 3f.; Bd. 1 

60; 3. VII. S. 189; 3b. IX. ©. 130, 284, 370, 379, 387; Bd. xl 271; '&p. XIV. 
— 5 ah Me binden den Art. Feuerverfiherung, Seeverfiherungn. Berfiherungs- 
vertrag angegebene fit. Au Gonftant Bodenheimer, Zur eieggebung über das 
Berfiherungsweten, Bern 187 Gareis. 


Polizeiaufficht, eine acceſſoriſche Freiheitsſtrafe, welche nach Verbüßung einer 
anderen Strafe in Wirkſamkeit tritt und in der Entziehung gewiſſer Befugniſſe 
perjönlichen Freiheitsgebrauches beſteht. Aus dem Franz. und Preuß. Recht wurde 
fie in das Deutjche StrafGB. übertragen. Die erite Erwähnung der P. findet fich 
‚im S. C. vom 28 Floreal XII ($ 131). Die Haute cour imperiale wird danach 
ermächtigt, in Fällen der Frreifprechung „de mettre ceux qui sont absous sous la 
surveillance ou & la disposition de la haute police pour le temps qu’elle deter- 
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mine.“ Nachdem auch ein Dekret vom 19 Bentöje XIII alle entlaffenen forgats 
unter die Aufficht der Ortspolizeibehörde ihres Wohnortes geſetzt hatte, ergingen 
die ausführlichen Beitimmungen des Code penal von 1810 (art. 44, 45, 46 ss.), deren 
Prinzip darin beitand, daß entlaffene Verbrecher für ihr qutes Verhalten entweder 
Kaution leiften oder P. erleiden jollten. Dies Syftem ward jpäter vollftändig 
durch das Nevifionägejeg vom 28. April 1832 verändert. Die P. befteht in dem 
Verbot, fi an beitimmten von der Regierung bezeichneten Orten aufzuhalten, den 
Aufenthaltsort ohne vorherige Abmeldung zu verlafjen und bindet den davon Be— 
troffenen an eine Zwangsroute. Uebertretung diejer Beſchränkungen bildet das Ver- 
gehen der rupture de ban. (lleber die weiteren Ausführungsmaßregeln: das 
minifterielle Girkular vom 18. Juli 1833.) Die Strafe der P. ift entweder lebens— 
länglich oder zeitlih. Sie tritt entweder ipso jure ein, jo daß der Richter nicht 
darauf zu erkennen braucht (bei allen Verurtheilungen zu travaux forces auf Zeit, 
bei detention und r&clusion, banissement), oder fie wird in Gemäßheit des Geſetzes 
vom Richter auägeiprochen, um den Thäter ala gefährlich zu Eennzeichnen. Auch bei 
politijhen Verbrechen findet die P. Anwendung (art. 47—50 des Code penal), 
deögl. bei gewiffen Vergehen gegen das Eigentum. Aus der Beziehung der PB. zu 
den politiichen Verbrechen erklärt fich das aus Anlaß des Staatäftreiches ergangene, 
durch die Regierung der Nationalvertheidigung am 24. Oktober 1870 aufgehobene 
Dekret vom 8.—12. Dezember 1851, wonach allen unter P. ftehenden Individuen 
der Aufenthalt in Paris und der Bannmeile unterfagt ift und rupture de ban (nad) 
dem Code penal im Marimum mit fünf Jahren Gefängniß ftrafbar) ad miniftrative 
Transportation nach Cayenne oder Algier ohne richterliches Erkenntniß nach fich 
ziehen konnte. Auch das neue Belg. StrafGB. (art. 35) ſtimmt im Wefentlichen 
mit den Beitimmungen des Franz. Rechts nach dem Gejeg vom 28. April 1832 
überein. Lebenslängliche PB. kann nur gegen rückfällige Berbrecher erfannt werden ; 
in allen anderen Fällen ift die P. eine zeitliche, von mindeftens fünf: und höchiten® 
zwangzigjähriger Dauer. Weitere Veränderungen enthält das Franz. Gefe vom 
30. Juni 1874. Dies Geſetz läßt vier neue Artikel an Stelle der alten art. 44, 
46, 47 48 des Code penal treten. Die Stellung unter P. giebt der Regierung das 
Recht, den Entlaffenen den Aufenthalt an gewiffen Orten zu unterfagen. Einen 
beitimmten Aufenthaltsort anzuweifen, ijt die Regierung nur dann befugt, wenn der 
Sträfling e8 unterließ, vierzehn Tage dor dem Ende der Strafzeit einen Wohnſitz 
zu wählen. Ohne Autorifation der Regierung kann der Sträfling feinen Aufent= 
haltsort nur von jech® zu ſechs Monaten wechſeln. Das Marimum der P. beträgt 
20 Jahre, wenn auf Zwangsarbeit, Reklufion oder Detention erkannt wurde; der 
Richter ift nicht mehr gezwungen, auf P. zu erkennen. Auch die Verwaltungs— 
behörde kann die Ausführung der P. fuspendiren, während ausdrüdlich die früheren 
Streitfragen enticheidend anerkannt wurde, dab auch durch Begnadigung die Strafe 
der P. aufgehoben werden kann. (S. auch das Juftigminifterial-Girkular vom 21. Febr. 
1874.) Unzweifelhaft nähert fich das neue Franz. Gejeß den im Deutſchen StrafGB. 
ausgeiprochenen Auffaffungen. 

Die Mehrzahl der Deutjchen Strafgefegbücher Hatte die P. als Strafmittel 
aufgenommen; am meiften näherte fich das Preuß. StrafGB. von 1851 den ehe— 
maligen Franz. Anfchauungen, indem das Gintreten der PB. mejentlich von dem 
Charakter der ftrafbaren Handlung abhängig gemacht wurde, ohne Rüdficht auf 
Perjönlichkeit des Thäterd. Die Meinung der Sachverſtändigen und insbejondere 
der Gefängnigbeamten wendete fich indefjen faſt einmüthig gegen diefe Strafart, die 
als ein Hinderniß gegenüber dem beflernden Erfolg des Strafvollzuges erfannt ward. 
Man erinnerte vorzugsweiſe daran, daß durch P. das Fortkommen entlaffener Sträf- 
linge, und folglich auch deren Beſſerung erſchwert werde. In Frankreich, wo die 
P. am ftrengiten durchgebildet ift, findet man eine auffallend hohe Zahl von Rüd- 
fälligen. In Berüdfichtigung der gegen die P. geäußerten Beichtwerden und in An— 
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ſchluß an das Bayer. StrafGB. von 1861 hat das RStrafGB. der P. eine völlig 
veränderte Gejtalt gegeben. In gewiffen genau bezeichneten Fällen kann der Richter 
auf Zuläffigkeit von P. erkennen (bis höchſtens fünf Jahr). Nach Anhörung 
der Gefängnißverwaltung fann alddann die Yandespolizeibehörde P. eintreten Laffen. 
Die Wirkungen der P. find: Verbot des Aufenthalts an gewiffen Orten; Befugniß, 
Ausländer aus dem Bundesgebiet zu verweiſen; Wegfall der bei Hausſuchungen 
fonft beftehenden Beſchränkungen. Die P. kann jederzeit von der Behörde zurüd- 
genommen werden (RStrafGB. 88 39, 40). Als eine, freilich nicht auf Geſetz, 
fondern lediglich auf der Praris beruhende Art der P. kann man auch die fitten- 
polizeilich über Liederliche Dirnen geübte Beauffichtigung anfehen. Auch giebt das 
Nahrungsmittelgefeß vom 14. Mai 1879 der Polizei nach gejchehener Verurtheilung 
gewifle Auffichtsrechte über die Geſchäftsräume. 

Auh England Hat nach dem Vorgange der Iriſchen Gefängnißreform und 
im Zujammenhange mit dem Beurlaubungsfyften in feiner neueften Gejeßgebung 
die P. eingeführt. Sehr ausführliche Beftimmungen darüber enthält die jog. Habitual 
Criminals act 32 und 33 Viet. c. 99. Ausführlich verhandelte darüber der dritte 
Italienische Juriftentag zu Turin im September 1880. 

2it.: Gouin in der Revue de legislation tom. XII. (1840) P: 393. — Chatagnier, 
Du renvoi sous la surveillance de la haute police, Par. 1849. — Humbert, Consdquences 
des condamnations p6nales. — Bertauld, Cours de droit p£nal,,p. 274. — Trebutien, 
L 245. — He&lie (Nypels), Traite, I. $$ 241 ss. — Ortolan, ılements de droit penal, 
& 157. — Fremont, La surveillance de la Haute Police d’Etat, de sa suppression et 
des ınoyens d’y suppleer, Par. 1869. — Renault, Etude sur la loi du 23 Janvier 1874. — 
L. Buscon, La surveillance de la haute police, son passe, son pr&sent, son avenir, 
Montauban 1878. — Gualtieri Sighele in ber Rivista penal IV. 32. — v. Holtzen- 
dorff, On Police Supervision, in ben Transactions of the Social Science Association, 
1861. — Shüd, Die Poligeiauffiht in Preußen, in v. Holkenborff’3 Strafrechtäztg., 
1363, ©. 436. — Weiß, StrafGB. für das Königreich Bayern, 1863, I. ©. 106. 

v. Holtzendorff. 

Polizeifoften. Wie die Polizei aus der Gerichtsverwaltung, fo find die Koſten 
der Polizeiverwaltung aus dem Syſtem der Gerichtäfoften erwachien. Die den 
Landesherren verliehene Grafengewalt umfaßte mur den obrigfeitlichen Theil des 
Gerichtsweſens, das „Gerichthalten“ (imperium merum et mixtum), nicht das heutige 
Richteramt — die eigentliche Mechtiprehung —, welche im Mittelalter als ein 
iudicium parium ſich aus den größeren und kleineren Sommunalverbänden nach 
Herlommen und Geſetz formirte. Das Gerichthalten, einfchließlich der „Friedens— 
bewahrung“ , erichien deshalb im Mittelalter vorzugsweiſe als Vermögenslaſt, 
als die einzig dauernde Ausgabe des bürgerlichen Gemeinwejens, im Unterjchied von 
der zeitweije jehr hohen, aber doch zufälligen Lat des Heerbanns. Eben daraus er— 
gab fich die naturgemäße Verbindung der Gerichtöverwaltung mit dem Grund- 
befit. Durch die bereitwillige Uebernahme diejer Laſt erhielt der Großgrundbeſitz 
allmählich die Stellung erblicher Obrigfeiten, und ebenjo wurden die Städte durch 
Uebernahme diejer Laſten Herren in ihrem Gebiet, Obrigfeiten ihrer Angehörigen. 
Das mittelalterliche, mit einer Naturalwirthichaft verbundene Amtsſyſtem hatte in- 
defien die Folge, daß in den Gebieten der Landesherren die Kojten diejer Verwaltung 
die landesherrlichen Einkünfte fortjchreitend aufzehrten. Vorzugsweiſe darauf beruhte 
e3, dab gegen Ende des Mittelalters die „Gerichtälehne” nicht mehr blos an Bes 
figer großer herrichaftlicher Gebiete, jondern an die Beſitzer einzelner Ritterhufen 
verliefen wurden. Aus der taufendfältigen Verleihung diejer Verwaltung, nament- 
Lich im Oſten Deutſchlands, ging der „Batrimonialjtaat“ hervor, der in Verbindung 
mit den landftändiichen Verfaſſungen fich während der Reformationszeit voll entwidelt 
und die Bewohner des platten Landes in einen Herrenitand und Unterthänigenjtand, 
die Bewohner der Städte in ein Aktiv» und Paffivbürgertfum geichieden hat. 

In diejer Gerichtöverwaltung ift nach wie vor die Friedensbewahrung 
enthalten, welche jet nach Vorgang der Neichageiege als Polizei bezeichnet und, 
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umfafjender ala früher, ala Pflicht der Obrigkeit „für gute Ordnung und gemeinen 
MWohlitand zu ſorgen“ aufgefaßt wird. Reichs- und Landeöpolizeigefeße erkennen 
es ala Pflicht und Recht der Ortsobrigkeiten an, die nachbarliche Ordnung auch 
durch allgemeine Satungen zu regeln und auf diefem Wege ihre erweiterten Gewalten 
nun auch im die rechtliche Form der „Unterthänigkeit“ auf dem platten Lande, des 
BVerhältniffes der „Schubverwandten“ in den Städten zu bringen. Die Tragung 
der Gericht3- und P., war und blieb aber die Borbedingung aller 
werthvollen Herrſchaftsrechte. Die P.laft, die fich durch die Vorjchriften 
der Reichs- und Landespolizeiordnungen jehr erheblich zu vermehren anfing, blieb 
ein annexum dieſer überzahlreichen Stadt: und Gutsobrigfeiten und wurde auch 
durch den Verfall und die Quieszirung der landftändiichen Berfaffungen nicht alterirt. 

Aenderungen in diefem Verhältniß find allmählich jeit den Zeiten der Franz. 
Revolution eingetreten. Im Weiten Deutichlande — unter dem Einfluß der Geſetz— 
gebung Frankreichs, des Königreichs Weftfalen und anderer Rheinbundjtaaten — erlofchen 
nicht nur die Patrimonialgerichte, jondern auch das Polizeiamt wurde von dem Großgrund⸗ 
befig und den Stadtlommunen mehrfach abgelöft, oder doch im Namen des Landesherrn 
verwaltet. Auch die P. wurden zum Theil auf die Staatsfaffe übernommen; ein 
anjehnlicher Theil indefien ala eine „hergebrachte“ Laſt den Gemeinden belafien. 
Im öftlichen Deutichland dagegen war der gejchloffene Großgrundbefig mehr geeignet, 
die patrimoniale Gejtalt der Ortsämter beizubehalten. In Preußen hört zwar mit 
dem Jahre 1808 die Patrimonialjuftiz der Städte und der Domänenänter auf, die 
Polizei wird in einigen wenigen größeren Städten durch unmittelbare Staatsbeamte 
auf Staatäfoften verwaltet, in den übrigen nach den Städteordnungen wenigſtens 
ala „mittelbares”" Staatsamt behandelt. Es bleibt indeffen die Regel, daß auch im 
diefen Städten die Verwaltung durch einen von der Staatöbehörde beſtätigten Ge— 
meindebeamten geführt wird und daß die Koſten und Ginkünfte der Verwaltung der 
Kommune verbleiben. Auf dem platten Lande follte nach dem Plan des Freiherrn 
vom Stein (1808) die Gutspolizei aufhören und durch unmittelbar vom König 
ernannte Beamte (womöglich Ehrenbeamte) erjegt werden. Dieje weitergehenden Pläne 
jcheiterten zunächit an dem Koftenpunft in der damaligen Yinanznoth des Staats. 
Seit 1812 übernahm die Staatskaſſe jedoch einen bedeutenden Theil der P. durch 
die Organifalion der Gendarmerie, auf deren Thätigkeit die Polizeiordnung des platten 
Landes bis in die neuefte Zeit vorzugsweiſe beruht hat. Allein umſomehr legte nun 
der Großgrundbefit einen Werth auf die Beibehaltung einer gutsherrlichen Polizei- 
gewalt über feine Dienftleute und bäuerlichen Nachbarn. Die Beibehaltung der 
Patrimonialjuftiz und Polizei erichien der nach den Freiheitskriegen herrichenden 
Richtung ala ein werthvolles Glement einer „Itändifchen Gliederung“. In dem 
Rahmen diejer Einrichtungen wurden nun in den Jahren 1823—28 die neuen 
Kreid- und Provinzialordnungen Preußens nach den leitenden Jdeen des Kronprinzen 
formirt, und ein „Ritter-, Bürger und Bauerftand“ wiederbergeftellt, joweit dies 
nad) den Grundjähen der Stein-Hardenberg'ſchen Reformgejeßgebung noch mög— 
lid) war. 

Die Sturm- und Drangperiode von 1848 war entichlofien, Die 
patrimonialen Elemente auch im Polizeiwejen gründlich- zu bejeitigen. Aber noch 
einmal fcheiterte die Ausführung an den Koftenpuntt. Die in Ausficht geitellten 
Aenderungen der Gemeindelaften erwedten eine lebhafte Abneigung der ländlichen Be— 
völferung gegen die neuen Einrichtungen, auf welche geftüßt, die damalige Preußiiche 
Minifterverwaltung in einer verfafjungsmäßig ſchwer verantwortlichen Weije Die 
ichon publizirten Kreis- und Gemeindeordnungen fijtirte, die Kreis- und Provinzial- 
ftände für wiederhergeftellt erklärte. Bezüglich der P. Hatte das Geſetz über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 ($ 3) die Beitimmung getroffen, 
daß „die Koften der örtlichen Polizeiverwaltung von den Gemeinden zu beftreiten“ 
find. In der nicht erheblichen Zahl von Städten, in welchen die Ortöpolizei durch 
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unmittelbare Staatöbeamte verwaltet wird, werden die „Gehälter der von ber 
Staatsregierung angeftellten Beamten“ vom Staat, die jonftigen P. von der Ge- 
meinde getragen (während nach dem Geje vom 30. Mai 1820 die Gemeinden in 
diefem Falle nur für die erforderlichen Lokalien zu forgen hatten). Auf Grund 
diefer Scheidung Hat fih in Preußen eine umfangreiche Verwaltungsrechtiprechung 
(früher durch Minijterialreffripte, jebt auch durch die VBerwaltungsgerichte) darüber 
gebildet, welche Ausgaben zu den perfönlichen, welche zu den ſachlichen P. 
zu rechnen find. ‘ 

Das zähe Feithalten an der Patrimonialordnung des platten Yandes und an 
der Tragung der P. als jtädtiiche Gemeindelaft im Oſten Deutichlands Hat übrigens 
in ihrem endlichen Erfolg dahin gewirkt, die obrigfeitliche Ortöverwaltung in engem 
Verband mit der Kommunalverwaltung zu belafjen. Das Unhaltbare war nur die 
Behandlung der polizeiobrigfeitlichen Rechte ala iura patrimonii. Berwandelte man 
diefe Rechte in eine Pilicht der befitenden Klaſſen der Gemeinde, dieje Verwaltung 
im Auftrage des Staats mit der vollen VBerantwortlichkeit des öffentlichen Amts zu 
übernehmen, jo entwidelte fich aus der Verbindung der perjönlichen Pflichten und 
Koften des Polizeiamtes mit dem Gemeindeverband ein überaus kräftiges Syſtem 
obrigfeitlicher Selbitverwaltung. Ein folches ift demnächit aus der Preußiſchen Kreis— 
ordnung von 1872 hervorgegangen und hat fich alabald zu höheren, provinziellen 
Organen der Selbjtverwaltung weiter entwidelt, während die unter dem Einfluß 
der Franzöſiſchen Gejehgebung geförderte Trennung des Polizeiamts und der P. vom 
Gemeindeverband zwar eine bequeme, aber unjelbjtändige und der höheren Entwide- 
lung unfähige Mumizipalverfaffung erzeugt hat. Bas vielfach laut gewordene Ber 
ftreben, die Koften der Ortäpolizei auf die Staatskaſſe zu übernehmen, beruht auf 
einer kurzſichtigen Anjchauung; denn die P. bilden einerjeit3 nur einen jehr geringen 
Bruchtheil der Gemeindeausgaben, im Vergleich mit der Armen-, Schul, und Wege: 
laft, während fie als Gemeindelajt andererjeits umentbehrliche Grundlage für die 
Selbftändigkeit der Selbftverwaltungsorgane bleiben. Unter allen Inſtitutionen 
älterer Ordnung bat fich die Dezentralifation der kommunalen Laſten als das 
fonjervativite Element bewährt, welches die Deutiche Staatsbildung vor einer über- 
eilten Gentralijation bewahrt hat. 

Lit. fehlt, da der Koflenpuntt in den Darftellungen bes Polizeirecht® als Nebenfache be 
handelt zu werben pflegt. Gneift. 


Polizeiftrafverfahren (TH. I. S. 957 ; vgl. auch die Art. Polizeiverord- 
nungen, Bolizeifoften). Unter ®. ift zu verftehen: die Feſtſetzung einer Strafe 
ſeitens der Polizeibehörden für Handlungen oder Unterlaffungen, welche durch gejeßliche 
Beitimmungen (im weitejten Sinne) allgemein und im Voraus mit Strafe bedroht 
find. Davon zu unterjcheiden ift die Anwendung von Erefutivftrafen, d, h. Zwangs- 
maßregeln, durch welche beftimmte Perjonen zu einer von den Berwaltungsbehörden 
geforderten Leitung, Handlung oder Unterlaffung genöthigt werden follen (vgl. 
den Art. Berwaltungserefution). Während bezüglich diejes Verfahrens die 
Landesgeſetzgebung ausjchließlich zuftändig iſt, kann fie ein PB. nur innerhalb der 
reichögejelich beitimmten Grenzen ($ 453 ff. der StrafP OD.) anordnen und regeln. 

Die Polizei ift aus der Gerichtäverwaltung erwachjen und bei der Trennung 
der Juſtiz und Verwaltung wurde den Polizeibehörden eine Rechtiprechung in Straf: 
jachen nur infoweit übertragen, ala eine ſolche den Gerichten niederer Ordnung zus 
fand. Es hängt alfo, während die Frage, ob Berwaltungsorganen richterliche 
Geichäfte zu übertragen jeien, nach jtaatärechtlichen Geſichtspunkten zu enticheiden 
ift, der Umfang der etwa zugelaffenen Jurisdiktion gejchichtlich mit der Bertheilung 
der Straffachen an die Gerichte verichiedener Ordnung überhaupt zufammen, In 
Rom wurde nur über die jchtwereren Verbrechen vor den Striminalgerichten ver- 
handelt, während die Verfolgung der übrigen jtrafbaren Handlungen vor dem Givil- 
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richter geichah, entweder durch den Verlekten (delicta privata) oder irgend 'einen 
Unbetheiligten (actio popularis). In der Kaiſerzeit wurden außerdem Strafjachen 
von gewiflen Polizeibeamten jelbftändig erledigt. So hatte der praefectus annonae 
(vgl. Mommſen, Römijches Staatärecht, II. 996 ff.) über die geringen Delikte, die 
beim Getreideverfehr und Schiffahrtsbetrieb vorfamen, in einem wahrjcheinlich ab» 
gekürzten Verfahren zu erkennen, ebenfo der praefectus vigilum (vgl. Mommſen, 
©. 1010 ff.) über incendiarii, effractores, fures, raptores, receptatores (l. 3 S 1 
D. 1, 15), wobei er aber in ſchwereren Trällen die Verhandlung an den praefectus 
urbi abgeben mußte (l. u. C. 1, 43), deflen jpäter jehr umfafjende Kriminaljuris- 
diftion fich auch erſt allmählich aus einer polizeilichen von geringem Umfange ent- 
widelt hatte (Mommijen, 1013 ff.). — Im Deutichen Strafverfahren unterjchied 
man ztoifchen peinlichen und nicht» peinlichen Sachen. Die eriteren (Miffethaten, 
Ungerichte) waren mit Strafen belegt, „die an Hals und Hand gingen“ und nicht 
abgefauft werden konnten, die anderen (Frevel, Brüche) wurden regelmäßig mit Geld 
gebüßt. Nur die Ungerichte wurden „in ftrengem Recht“ (vor den Kriminal— 
gerichten), die Brüche im „freundlichen“, „beicheidenen“ Recht (vor den Givilgerichten) 
erledigt. Da man dieje Unterjcheidung mit einer bei den talienern beliebten (in 
delicta atrocia und leviora, vgl. 3.8. J. Clarus, recept. sentent., 1. V $ prim. 
no. 9) identifiziven konnte, jo behielt man fie ſowol in der CCC (vgl. art. 104) 
wie in der jpätern Praris bei. Es werden peinliche Strafen: an Leben, Ehre, Yeib 
oder Gliedern, den bürgerlichen: Landesverweifung, Gefängniß und Gelditrafe gegen- 
übergeitellt (vgl. Carpzow, Practica nova rer. crim. 102 no. 53). Die mit 
bürgerlicher Strafe bedrohten Sachen gehörten vor die niederen Gerichte und wurden 
auch prozeſſualiſch in mancher Hinficht verfchieden behandelt (vgl. Carpzow, 1. c. 
no. 20— 25). Ein ähnlicher Unterjchied fam auch in der Gejehgebung zum Aus— 
drud, indem neben den peinlichen Gerichtsordnungen, jowol für das Reich wie für 
die einzelnen Territorien, Poligeiordnungen ergingen, in denen eine Reihe von weniger 
bedeutenden Delikten mit Strafe bedroht wurde. Unter Polizei (der Ausdrud 
fommt tool zuerſt in $ 40 der Neichöregimentsordnung von 1495 vor, welcher e& 
dem Neichsregiment zur Pflicht macht: Ordnung und Polizei fürzunehmen und die 
Köftlichkeit und Ueberfluß aller Stände zu mäßigen) veritand man die Friedens 
bewahrung, die Sorge für Ordnung und gute Sitten. Die Reichepolizeiordnung 
(zuerit 1530 auf dem Reichstage zu Augsburg erlaffen, 1548 zu Augsburg wieder- 
holt und 1577 durch den Frankfurter Neichsdeputationstag revidirt und gebeflert) 
jowie zahlreiche Verordnungen über Münzen, Handwerk und Handel (vgl. Stobbe, 
Geichichte der Deutichen Rechtöquellen, II. ©. 200 ff., und Gerſtlacher, Handbuch 
der teutjchen Reichögejeße, Th. IX.) konnten freilich nur den Rahmen abgeben, den 
die Landesgejeßgebung im Einzelnen auszufüllen hatte. Es ergingen auch zu diefem 
Zwede allerorten zahlloje einzelne Beitimmungen, durch die nach allen Richtungen 
hin tief in das Privatleben eingegriffen wurde. Eine möglichit vollkommene Unter» 
ordnung des Bürgers unter die jtaatliche Bevormundung war das deal des eudä— 
monijtiichen Polizeiftaates im 17. und 18. Jahrhundert, der jeiner Pflicht nur zu 
genügen meinte, wenn er die Individualität der Entwidelung bejeitigen und die 
Unterthanen auf Schritt und Tritt fontroliren und zurechtweijen konnte. Dem 
entiprechend umfaßte die Polizei, d. h. die Sorge für das „Gemeinmwohl“, beinahe 
die ganze Staatsthätigkeit und alle Staatsorgane waren mit ihr befaßt, namentlich 
auch die niederen Gerichte. Bei der Errichtung jelbitändiger Polizeibehörden über- 
trug man diefen auch einen großen Theil der niedern Gerichtsbarkeit, theils um die 
Gerichte zu entlaften, theil weil man die Polizeivergehen als wefentlich verichieden 
von den friminell ftrafbaren Handlımgen betrachtete. Doch war diejer Geſichtspunkt 
keineswegs ausjchlieglich maßgebend. Man beftimmte die Kompetenz der Polizei— 
behörden vielmehr in höchit verjchiedener Weile, indem man dabei Nüdficht nahm : 
bald auf die Höhe der in abstracto angedrohten oder in concreto aufzuerlegenden 
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Strafe, bald auf den Inhalt der betreffenden Strafvorfchriften, bald darauf, ob die- 
jelben von Verwaltungsbehörden ausgegangen waren oder nicht (vgl. 3. B. Mitter— 
maier, Die Straigefeßgebung in ihrer Fortbildung, I. Beitrag, Heidelberg 1841, 
S. 221 fi.). In Anlehnung an diejen formalen Gegenjaß ijt auch die Frage nach 
einem materiellen Unterjchiede zwiſchen polizeilichem und friminellem Unrecht in der 
Strafrechtswiſſenſchaft vielfach erörtert worden. Man ging dabei zunächit von der 
Meinımg aus, welche den naturrechtlichen Anjchauungen am Ende des vorigen Jahre 
hunderts entiprach, daß jedes Verbrechen die Verlegung eines beftimmten Rechtes 
enthalten müſſe. Eine jolche ließ fich bei vielen jtrafbaren Handlungen nicht aufs 
finden und man machte das PVorhandenjein derjelben zum unterfcheidenden Merkmal 
zwifchen friminellem und poligeilichem Unreht. So Feuerbach (der freilich in 
jeiner Revifion für „Poligeivergehungen“ eine Verlegung der bedingt nothwendigen 
Rechte des Staates, d. h. derjenigen vorausfetzt, „die zu ihrer wirklichen Erijtenz 
einen Alt der Staatögewalt als jolcher“ benöthigen), Grolmann und ähnlich Luden, 
welcher Rechts= und Geſetzes⸗Verbrechen umterjcheidet, je nachdem ein ſubjektives Necht 
verlegt iſt oder nicht und die leßteren ala Polizeiverbrechen bezeichnet. Da jedoch 
bier der Kreis der Polizeiverbrechen ein zu weiter wurde (Feuerbach betrachtet 
als jolche: Landzwang, Wucher, Hazardipiel, Schwören, Fluchen, Zutrinten, Bettelei 
und jümmtliche Trleifchesverbrechen) , jchränfte man von anderer Seite den Begriff 
auf jolche Handlungen ein, die weder in ein ſubjektives Recht eingriffen, noch die 
Sittlichkeit verlegten, jondern nur wegen der möglichen nachtheiligen Folgen von 
der Geſetzgebung für ftrafbares Unrecht erklärt worden fein. So v. Wächter und 
ähnlih auch Hälfchner. Daß der Begriff des Verbrechens eine Unfittlichkeit 
nothwendig vorausjeße, betont namentlich Stahl, der ala Poligeiübertretungen alle 
Handlungen anjehen will, „welche nicht gegen die zehn Gebote, jondern nur gegen 
die Gebote des Staates find“. Aehnlich Hatte Köſthin den in Rede ftehenden 
Gegenjag ala den „des an und für fich Unrechten“ und des „Gefährlichen“ hervor- 
gehoben, wobei er jenes ala das „wirkliche“, diejes als das „mögliche“ Unrecht bes 
zeichnete. Während Merkel mit jeiner Unterjcheidung des formellen von dem 
materiellen Unrecht fich der Auffaffung Luden’s nähert, hat Binding darauf hin— 
gewieſen, daß es Aufgabe des Staates ſei, die Rechtögüter vor Verlegung zu ſchützen 
und daß zu diefem Zwecke verboten jei: ſowol die Verlegung wie die Gefährdung 
von Rechtögütern, ala auch die Vornahme gewwiffer Handlungen, die möglicher Weije 
eine Getährdung jener herbeiführen könnten. Gegen die Bezeichnung diejer Unter: 
fcheidung als Verbrechen umd Polizeiunrecht verwahrt fih Binding ausdrüdlich. — 
Die Entwidelung der Gejeggebung Hat in Deutichland denjenigen Recht gegeben, 
welche, wie Heffter, Bekker, Wahlberg, einen prinzipiellen Unterjchied leugneten. 
Während das Bayerische Strafgejeßbuch von 1813 in Art. 2 Abjah 2 jagte: „Hand— 
lungen oder Unterlafiungen, welche zwar an und für fich jelbjt Nechte des Staates 
oder eines Unterthans nicht verlegen, jedoch wegen der Gefahr für rechtliche Ordnung 
und Sicherheit unter Strafe verboten oder geboten find u. ſ. w., heißen Polizei— 
übertretungen,“ unterjcheidet das StrafGB. für das Deutjche Reich, wie jchon das 
Preußische nach Franzöſiſchem Vorbild gethan, die ftraibaren Handlungen nur nach 
der Art und Höhe der angedrohten Strafe. Die Uebertretungen find dabei nicht in 
einen qualitativen Gegenjaß zu den Verbrechen und Vergehen geftellt worden, nament= 
lich finden die allgemeinen Beitimmungen des StrafGB. auch auf jene prinzipiell 
Anwendung, joweit nicht innerhalb der zuläffigen Grenzen landesgejehlich etwas 
Anderes beitimmt ift. ine folche Abweichung der Landesgefehe vom Reichsrecht 
ift für Mebertretungen jowol wie für Vergehen nur bezüglich der Materien zuläffig, 
welche nicht Gegenitand des NStrafGB. find. — Eine Kodifitation des Polizei— 
ftrafrechts hat neben dem NStrafGB. nur in einigen Ländern ftattgefunden, 3. ®. 
in Bayern (Bol.StrafGB. vom 10. November 1861, revidirtes vom 26. Dezember 
1871), Württemberg (vom 27. Dezember 1871), Baden (vom 31. Oktober 1861, 
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vgl. Art 3 des Badiſchen Einführungägefeßes zum RStrafGB. vom 23. Dezember 
1871), Abweichungen von den allgemeinen Beitimmungen des Neichögeießes find 
darin nicht enthalten. 

Auch auf dem Gebiete des Strafprogefies ift eine durchweg verichiedene Behand— 
lung der Verbrechen und Vergehen einer- und der Polizetübertretungen andererjeits 
ihon vor dem Erlaß der Deutichen StrafPO. in den meisten Territorien befeitigt 
worden. Dabei ift jedoch nicht ausgeichlofien, daß bei leichteren Delikten, aljo 
namentlich bei Lebertretungen, ein einfaches Verfahren vor den zuftändigen Gerichten 
angeordnet wird (vgl. z. B. StrafPD. $$ 211, 244, 264 Abſ. 5, auch 231, 319, 
447 ff.). Der Grundjag, daß eine Strafe auch für Polizeidelikte nur von den Gerichten 
verhängt werden kann, war in Preußen durch die Verordnung vom 3. Januar 1849 
eingeführt (vgl. über die hiſtoriſche Entwidelung Förftemann, ©. 212 ff., bei. 
251— 259) und auch die StrafPD. für das Deutiche Neich jteht auf diefem Stand«- 
punft (vgl. $ 13 des GBG.). Es handelt fich dabei um eine Beitimmung, die im 
Öffentlichen Intereſſe gegeben ift, die aber zugleich einen rechtlichen Anſpruch für 
jeden Beichuldigten daritellt. Das öffentliche Intereffe ift bei den leichtejten Delikten 
jo gering, daß es durch andere Rüdfichten verdrängt werden kann, 3. B. durch die 
auf eine Ueberlaftung, welche den Gerichten aus der ausfchließlichen Befaßung auch 
mit den geringjten Strafjachen erwachſen müßte. Der Beichuldigte aber, dem regel- 
mäßig 'an einer jchnellen und mit geringen Koften verbundenen Strafrechtöpflege 
gelegen ift, wird, falls eine geringe Strafe in Ausſicht jteht, das einfachere und 
billigere Polizeiverfahren dem gerichtlichen vorziehen, obgleich das letztere mehr 
Garantien für eine unparteiifche Nechtöpflege darbietet. In diefem Falle können 
Bedenken gegen die Zuläffigkeit der polizeilichen Beſtrafung faum obwalten, und es 
ift allen Forderungen auch des Rechtsſtaates genügt, wenn nur in jedem Falle die 
Möglichkeit gewährt wird, vor der Volljtredung der Strafe die richterliche Ent» 
icheidung anzurufen. Diejer Auffaffung wollte fich auch die StrafPD. um fo weniger 
verjchließen, ala in einigen Staaten, 3. B. Preußen und Baden, mit der vorläufigen 
polizeilichen Strafverfügung gute Erfahrungen gemacht waren. 

Da bezüglich der Einführung dieſes Verfahrens hauptjächlich die Bedürfnißfrage 
maßgebend jein muß, jo ift dieſelbe der Landesgefehgebung (vgl. die Zujammen- 
ftellung der in den einzelnen Bundesftaaten ergangenen Beitimmungen unten) an— 
heimgeitellt und die StrafPO. hat nur die Grenzen für die Thätigkeit jener beftimmt 
(Buch VI., Abjchn. 2, 88 453— 458). 

I. Eine polizeiliche Strafverfügung ift nur zuläffig bei Uebertretungen, und 
auch Hier darf die Polizeibehörde im einzelnen Falle feine andere Strafe ala Haft 
bis zu 14 Tagen oder Gelditrafe und diejenige Haft, welche für den Fall, daß die 
Gelditrafe nicht beigetrieben werden fann, an die Stelle der lehteren tritt, ſowie eine 
etwa verwirkte Einziehung verhängen. Gfleichgültig ift «8, ob die Uebertretung durch 
das RStrafGB., ein Reichs- oder Landesgeſetz oder eine Verordnung unter Styafe 
geitellt wurde, es kommt nur darauf an, daß feine höhere Strafe ala Haft oder 
Gelditrafe bis 150 Mark angedroht ift. Sind Nebenjtrafen außer der Einziehung 
zuläffig, 3. B. Ueberweifung an die Landespolizeibehörde wie in $ 362, Abj. 2 des 
StrafGB., Verluft der Beiugniß zur Beichäftigung jugendlicher Arbeiter wie in 
$ 150 der Gew.D. u. ſ. w., jo darf die Polizeibehörde diejelben im einzelnen Fall 
nicht auferlegen, wären fie obligatoriich, jo eignete der Fall fich nicht zur polizei= 
lichen Strafverfügung. Auf Haft von mehr ala 14 Tagen kann nur erkannt werden 
bei Umwandlung der verhängten Geldjtrafe, welche nach den in dem fraglichen 
Strafgeſetz aufgeitellten Grundjägen, in Ermangelung näherer Beitimmungen nach 
Maßgabe des $ 29 des StraiGB. erfolgen muß. Es kann aljo eventuell an Stelle 
einer Gelditrafe eine Haft von 42 Tagen treten. — Innerhalb diejer Grenzen ift 
die Landesgejeggebung nicht beichräntt, fie Hat namentlich anzuordnen, welcher Be— 
hörde die Beiugniß zum Erlaß der Strafverfügung zuftehe und kann die Kompetenz 
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derfelben beliebig beftimmen. In Preußen ift die Befugniß demjenigen übertragen, 
der die Polizeiverwaltung in einem bejtimmten Bezirke auszuüben hat [val. a) S 1 
und b) $ 2], außerdem find im einzelnen polizeilichen Angelegenheiten bejondere 
Behörden zum Erlaß von Polizeiftrafmandaten für zuftändig erklärt. Eine Zu— 
jammenftellung derjelben findet jich bei Dalde, (2. Aufl.) S. 296 fi. Ebenfo 
werden nur Poligeibehörden im Allgemeinen als zuftändig genannt in Sachſen, 
Württemberg, Baden (außer den Bezirkäpolizeibehörden [a) $ 124] find nach 
a) $ 127 noch Bahnhoisvorftände und Hafenbehörden wenigitens zur Feſtſetzung 
bon Gelditraien befugt; über deren Verfahren vgl. c) und d)), Medlenburg, 
Altenburg, Anhalt, Shwarzburg-Sondershaujen, Lübeck, Ham— 
burg. Die Gejeße für Weimar, Oldenburg, Braunichweig, Meiningen, 
Koburg- Gotha, Schwarzburg-Rudoljtadt, Reuß j. L. Bremen zählen 
die zuftändigen Behörden einzeln auf. Auch die Grenzen der Zuftändigfeit find 
verichieden beitimmt. Abgejehen davon, daß meiſtens für Forſt- und Feldrügeſachen, 
bezüglich deren $ 3, Abi. 3 des EG. zur StrafPD. die Anordnung eines be= 
ſondern gerichtlichen Verfahrens zuläßt (vgl. die Art. Forſtſtrafrecht, Forſt— 
ftrafverfahren), ein polizeiliches Straffeitiegungsrecht nicht beiteht, haben nur 
einige Staaten ihren Polizeibehörden die reichögejeglich zuläffige Kompetenz voll ein— 
geräumt. So Sadhjen [ohne jedoch die in beionderen Gejegen vorhandenen Be— 
fchränfungen aufzuheben, a) $ 1, Abi. 2, vgl. Walter, ©. 17], Württem- 
berg (jedoch nur bezüglich der Oberämter [a) Art. 14], während die Ortövorfteher, 
fowol bezüglich der Höhe der zu erfennenden Strafen [a) Art. 11) wie der Ueber— 
tretungen,, welche ihrer Kompetenz unterjtehen [a) Art. 10], ſehr beichräntt find), 
Baden (nur für die Bezirkspolizeibehörden, bezüglich der Bürgermeifter vgl. a) $ 130), 
Altenburg, Anhalt, Shwarzburg- Sonderähaufen, Reuß, Lübed, 
Bremen. Dagegen erjtredt fich die Beiugniß der Polizeibehörden in Preußen 
auf die Feſtſetzung von Strafen bis zu 15 Marf oder von Haft bis zu drei Tagen, 
a) $ 1 vol. e), ebenfo in Braunschweig $ 12, in Oldenburg auf die 
Feſtſetzung von Gelditrafen für die in a) 2 aufgezählten Webertretungen, in Medlen- 
burg auf die in a) $ 9 angeführten lebertretungen, in Weimar nur für die 
oberen Behörden auf Haft [a) $ 3], für die übrigen auf Geldftrafen und Ein— 
ziehung [a) $ 4] und nicht auf alle Uebertretungen [a) $ 2], ebenjo in Schwarz- 
burg-Rudoljtadt [a) 88 2 und 3], in Meiningen nur für die Orts- 
vorftände beitimmter einzeln aufgezählter Orte auf Gelditrafe bis zu 60 Mark und 
Haft bis zu 14 Tagen, für die der übrigen auf Geldftrafe bis zu 25 Mark ($ 2), 
in Koburg-Gotha nicht auf alle Mebertretungen und auf Strafen nur bis zu 
60 Mark und 14 Tage Haft, in Hamburg ($ 4) nur auf Gelditrafe, auf Haft 
nur im Falle der Umwandlung und bezüglich der im $ 361 des StrafGB. an- 
gerührten lebertretungen. 

I. Die polizeiliche Straffeftießung darf niemals eine endgültige fein, vielmehr 
ift ſtets der Antrag auf gerichtliche Entjcheidung zuläſſig. Neben demjelben kann 
Landeögejelich noch eine Beichwerde an die vorgejegte Adminiftrativbehörde geitattet 
werden, jedoch nur in der Weile, daß die Ergreifung des einen Nechtämittels den 
Berlujt des andern zur Folge hat. Das ift gefchehen in Württemberg [a) Art. 20], 
Baden [a) $ 128], Medlenburg [a) $ 27], Hamburg ($ 7). In dem Frei— 
lafjen einer Wahl zwifchen Beichwerde und Antrag auf gerichtliche Entjcheidung 
Liegt feine Verſagung des Rechtöweges, die allerdings unzuläffig wäre. Die gegen- 
feitige Ausichließlichkeit mußte angeordnet werden, weil eine gleichzeitige Verhand— 
fung derjelben Sache vor Juftiz- und Adminiftrativbehörden, die möglicherweije zu 
entgegengeſetzten Gnticheidungen führte, praftiich unzuträglich gewejen wäre. Mit 
der Beichwerde jelbit beichäftigt fich die StrafPO. nicht weiter, die Stelle, bei der 
fie anzubringen, die Frift, binnen welcher fie einzulegen, die Wirkung derfelben, den 
weiteren Verlauf des Verfahrens haben die Landesgeſetze ausichlieglich zu beftimmen, 
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vol. Württemberg [a) Art. 20 und 21], Baden [b) $ 17], Medlenburg 
[a) 88 28—30], Samburg ($ 8). 

III. Der nothwendige Inhalt der Strafverfügung ift reichsgeſetzlich vorgeichrieben. 
63 gehört dazu: 1) die Feitfegung der Strafe, 2) die Bezeichnung des angewendeten 
Straigejees, 3) die Angabe der Beweismittel, 4) die Eröffnung, daß der VBeichuldigte, 
jofern er nicht eine nach den Geſetzen zugelaffene Beichwerde ergreife, gegen die Strai- 
verfügung binnen einer Woche nach der Bekanntmachung bei der Polizeibehörde, 
welche dieje Verfügung erlafien hat, oder bei dem zuftändigen Amtögericht auf ger 
richtliche Entjcheidung antragen könne. Außerdem verfteht es fich von jelbit, daß 
die Strafverfügung datirt und von der betreffenden Behörde unterzeichnet fein muß. 
Landesgejehlich find Häufig noch weitere Beitimmungen getroffen. a) Wo eine 
Beichwerde zuläffig ift, muß auf die gegenfeitige Ausfchließlichkeit der beiden Rechts— 
mittel aufmerkſam gemacht werden. b) In Preußen, Sadien, Weimar, 
Meiningen, Altenburg, Koburg- Gotha, Anhalt, Schwarzburg- 
Rudoljtadt, Reuß foll die Verfügung einen Hinweis auf den Eintritt der Voll» 
jtrebarfeit und bei Gelditrafen die Angabe der Kafie, an welche, und binnen welcher 
Friſt zu zahlen jei, enthalten. Häufig ift landesgefeglich auch die Angabe der Koften 
bzw. der baaren Auslagen vorgefchrieben, wenn das Verfahren ſelbſt koſtenfrei ift. 

Das bei Erlaß der Strafverfügung zu beobachtende Verfahren ift nur landes— 
gejeglich und natürlich nicht einheitlich geordnet. Allgemein ift nur die Rüdficht- 
nahme auf thunliche Beichleunigung, ohne welche daſſelbe feinen Zweck veriehlen 
würde. Das wäre aber auch dann der Tall, wenn die Straffeftiegungen nicht den 
wirklich Schuldigen träfen oder die Strafe in einem Mißverhältniß zu der betreffen- 
den Handlung ftünde Es muß aljo auf der einen Seite das Verfahren möglichit 
abgekürzt, auf der andern die Feititellung des Thatbeſtandes in genügender Weife 
vorgenommen werden. Dabei bedarf num die Polizeibehörde nicht eines wirklichen 
Beweiſes der Schuld, jondern kann fich damit begnügen, daß diejelbe wahricheinlich 
gemacht ift (vgl. 3. B. Preußen [a) 8 6]). Die Unterwerfung unter die Straffejt- 
ſetzung ift der befte Beweis, daß diefelbe das Richtige getroffen, und dem Unfchuldigen 
oder dem durch die Strafe Beichtwerten fteht ja die Anrufung der richterlichen Ent» 
fcheidung frei. Es ift aus diefen Gründen in der Regel auch eine mündliche Ver— 
handlung mit dem Bejchuldigten zwar nicht unterjagt, aber auch nicht vorgeichrieben 
worden. Häufig find der Polizeibehörde behufs Vorbereitung der Strafverfügung 
diefelben Berugniffe eingeräumt worden, wie der Staatsanwaltichaft durch $ 159 der 
StraPD. So 5. B. in Württemberg [a) Art. 18] und Baden [a) $ 126]. 
Anwendung von Zwangsmaßregeln wird dabei nur injoweit ftatthaft jein ala die 
Landesgejehgebung fie ausdrüdlich zuläßt. Sie dürften jchon desiwegen wenig em— 
piehlenswerth jein, weil fie Weiterungen veranlaßten, die mit der dem Polizeiver— 
fahren wejentlichen Bejchleunigung nicht in Einklang jtänden. In Württemberg 
[b) $ 12, Abi. 2 find gegen außbleibende Zeugen Ordnungsſtrafen zuläflig. 
Medlenburg [a) $ 15] verlangt eine Verhandlung mit dem Beichuldigten, zu 
welcher derjelbe vorgeladen und, wenn er fich in dem Bezirke der betreffenden Polizei= 
behörde befindet, auch vorgeführt werden kann. Nach $ 16 fönnen auch Zeugen, 
die jedoch nicht zu vereidigen find ($ 20; jo bezüglich des Verbotes der Zeugenver- 
eidigung beinahe alle Landesgefeße), vorgeladen und nöthigenjall® gegen fie die im 
der StrafPD. vorgejchriebenen Zwangsmaßregeln auf Erjuchen der Polizeibehörde 
durch den Amtörichter verhängt werden. In Bremen find ohne mündliche Ver— 
handlung nur Geldftrafen zuläffig und jedenfalls kann der Beichuldigte, unbeichadet 
des Antrags auf gerichtliche Entjcheidung, eine wiederholte polizeiliche Verhandlung 
beantragen ($ 95). Bezüglich der Zeugenvorladung vgl. $ 108. In Hamburg 
fönnen Zeugen unter Androhung einer Strafe bis zu 30 Mark vorgeladen, und 
gegen die Ausbleibenden durch Vermittlung des Amtsrichters die prozefjualen Zwangs— 
mittel angewendet erben. 
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Im Einzelnen find hervorzuheben: 

I. Bejtimmungen über das Verhältniß der PBolizeibehörden zur Staatsanwalt— 
ichait bezüglich der Einleitung des Verfahrens. Es ift daran feftzuhalten, daß $ 152 
der Straf} D. die Staatsanwaltichaft verpflichtet, das Verfahren einzuleiten, joweit 
nicht gejeglich ein Anderes beftimmt ift. Die Zuläffigkeit eines polizeilichen Ver— 
iahrens an fich ändert daran nichts. ES bedurfte daher bejonderer Vorſchriften, 
wenn die Staatdanwaltichaft verpflichtet ericheinen joll, die betreffenden Sachen zu— 
nächft an die zuftändige Poligeibehörde abzugeben. Diejelben können von der Landes— 
geießgebung ausgehen, ohne daß darin eine unzuläffige Beeinträchtigung des reichs— 
gefeglich aufgeftellten Legalprinzipes läge, denn die Zulaffung des Polizeiverjahrens 
jet auch die Zuläffigkeit von Beitimmungen voraus, welche die regelmäßige An— 
wendung deſſelben bezweden. Ergangen find fie jedoch nur ausnahmsweiſe 3. B. 
in Sadien [b) $ 11], in Medlenburg [b) $ 2], im Gegentheil wird die Polizei- 
behörde häufig angewieſen ihr Berfahren einzuftellen, wenn fie in Erfahrung bringt, 
daß der Amtsanwalt ein folches eingeleitet bat. So in Preußen [b) $ 3], 
Württemberg [a) Art. 16], Baden [b) $ 5]. Eventuell wird die Verfügung 
wirkungslos, wenn der Amtsanwalt eingefchritten ift, bevor diefelbe dem Beichuldigten 
befannt gemacht wurde. So in Preußen [a) $ 9], Oldenburg [a) $ 2], 
Medlenburg [a) $ 26], Altenburg ($ 9), Koburg-Gotha ($ 10), An— 
halt ($ 10), Reuß ($ 7). Praktifch werden die Polizeibehörden in der Regel 
durch Anzeigen zunächit mit den Sachen befaßt werden, und in einigen Staaten find 
die betreffenden Organe angewiefen, dienftliche Anzeigen bezüglich zur Strafverfügung 
geeigneter Straffachen an die zuftändige Polizeibehörde zu richten, 3.8. in Württem= 
berg [b) $ 1], Baden [b) $ 1-3], Weimar ($ 7). 

1. Berpflichtung der PBolizeibehörden zur Erledigung der an fie gelangenden 
Anzeigen. Dem Rechte einer Behörde zum Cinfchreiten in Strafjachen entipricht 
regelmäßig die Pflicht, von diefem Rechte Gebrauch zu machen, es fünnen daher die 
Polizeibehörden Sachen, die zu ihrer Kompetenz gehören, nicht ohne Weiteres an 
den Amtsanwalt abgeben. Nur ausnahmsweiſe ift ihnen das Recht dazu eingeräumt 
worden, wenn fie eine Sache für ungeeignet zum Erlaß einer Strafverfügung halten, 
ſo z. B. in Württemberg [b) $ 10], Baden [b) $ 4], Weimar ($ 7). Da— 
gegen muß die Uebergabe zugleich mit den entitandenen polizeilichen Akten ſtets er— 
folgen: 1) wenn es fich herauäftellt, daß die betreffende Handlung nicht zur Kom— 
petenz der Polizeibehörde gehört oder eine höhere Strafe erforderlich erfcheint ala 
(andeagefeglich den Polizeibehörden zu verhängen erlaubt ift; 2) wenn umftändliche 
oder mit polizeilichen Mitteln nicht anzuftellende Erhebungen, 3. B. eidliche Ver— 
nehmungen, nothwendig find, 3) mitunter auch wenn der Beichuldigte verhaftet und 
dem Amtärichter vorgeführt ift, 3.8. in Medlenburg [a) $ 18], oder die Straf- 
verfügung nicht ſofort exrlaflen werden kann, 3. B. in Württemberg (b $$ 8 
und 4), oder die Sache nicht vorausfichtlich in 14 Tagen erledigt fein wird, 3. B. 
in Baden [b) $ 10], val. auch Preußen [b) 8 22]. — In diefem Falle wird 
natürlich gerade jo verfahren, ald wenn die Staatsanwaltichait von vornherein die 
öffentliche Klage erhoben hätte. 

II. Wie die Verfügung dem Beichuldigten bekannt gemacht werden joll, 
ichreibt die StrafPD. nicht vor. Die Landesgefehgebungen haben in der Regel ſo— 
wol mündliche Eröffnung zu Protokoll, in welchen Falle auf Verlangen eine Ab» 
ichrift ertheilt werden muß, wie Zuftellung einer Ausfertigung durch die Poft oder 
beiondere Beamte zugelafien. Preußen [vgl. a) $ 3 und über die Mopdifikation 
des Verfahrens durch die Reichsjuſtizgeſetzgebung Meves, ©. 418, A. 12], 
Braunihweig, Anhalt, Shwarzburg-Sondershaufen erwähnen die 
Möglichkeit einer mündlichen Bekanntmachung nicht. 

IV. Zu beflimmen, wann die Strafverfügung volljtredbar wird, ift Sache 
der Landesgeſetze. Es geichieht: 1) wenn die Frift zur Einlegung der Rechtsmittel 
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unbenußt verftrichen ift und Wiedereinjeßung in den vorigen Stand nicht zuläffig 
ericheint, oder die ergriffene Beichwerde (mo diefelbe zuläffig) verworfen wurde; 
2) wenn der Beichuldigte den Antrag auf gerichtliche Enticheidung zurügdgezogen 
(vgl. $ 456, Abſ. 2 der Straf D.) bzw. auf die erhobene Beichwerde verzichtet 
bat (ausdrüclich hervorgehoben in Württemberg a) Art. 22 Nr. 3). Braun: 
ihweig ($ 14, Abichn. 2) jchreibt eine Bollitredfbarerflärung durch den Amts- 
richter vor. Auch die z. B. in Sachſen [b) $ 4], Württemberg [a) Art. 22], 
gegebene Beitimmung, vgl. Preußen [b) $ 22], daß ausdrüdliche Unterwerfung 
die Berfügung vollitredbar mache, verftößt nicht gegen das Reichsgeſetz. Wenn auch) 
ein jolcher Verzicht auf richterliche Enticheidung in der StrafPO. nicht erwähnt iſt, 
jo liegt doch fein Grund vor, warum ein ausdrücdlicher Verzicht weniger wirkſam 
jein follte, als ein ſtillſchweigender durch Berftreichenlaffen der Antragsfriſt. Bezüg— 
lich der Einlegung von Rechtsmitteln ift ein jolcher in $ 344 der StrafPD. aus 
drüdlich zugelaffen, und wenn man bdiejen Paragraph auch nicht direft anwenden 
fann, weil der Antrag auf gerichtliche Enticheidung fein Rechtsmittel im Sinne der 
StrafPO. ift, jo wird man doch daraus entnehmen können, daß die StrafPD. die 
Abkürzung einer Frift durch ausdrüdlichen Verzicht nicht prinzipiell verwirft. Für 
die Zuläffigkeit jprechen fi aus: Löwe, ©. 883 Nr. 5; Keller, ©. 490 Nr. 10; 
Pucelt, ©. 768 Nr. 8; Voitus, ©- 405 ff.; dagegen Meves, ©. 418, weil 
die Zuläffigkeit eines ſolchen unmwiderruflichen Verzichtes vom Geſetzgeber ebenjo be 
züglich der Strafverfügung hätte hervorgehoben werden müſſen, wie das beim amts- 
richterlichen Strafbeiehl in $ 449, Abi. 2 der StrafPO. geichehen ſei. Man 
wird mindeſtens ebenjogut den entgegengejegten Schluß machen können. Weil die 
StrafPO. beim amtärichterlichen Streafbeiehl, wo fie den Eintritt der Vollſtreckbar— 
feit erwähnt, den Verzicht auf Erhebung des Einſpruchs zugelaffen hat, würde das 
bezüglich des Antrags auf gerichtliche Enticheidung ebenfalls geichehen jein, wenn 
nicht die Beitimmung darüber, zugleich mit denen über den Eintritt der Volljtred- 
barkeit bei der Strafverfügung, der Landesgeſetzgebung hätte überlaflen bleiben jollen. — 
Die Vollſtreckung erfolgt regelmäßig durch die Polizeibehörde im Verwaltungswege; 
in Medlenburg [a) $ 31], Weimar ($ 12), Meiningen ($ 5), Koburg— 
Gotha ($ 8), Shwarzburg-Rudoljtadt ($ 8), Neuß (SS 5 und 6) be 
züglich der Hajtjtrafen durch Bermittelung des Amtsgerichte; in Braunſchweig 
($ 14, Abi. 2) wird die Verfügung wie ein gerichtliches Urtheil vollitredt. — 

Zweifelhaft iſt, was geſchehen ſoll, wenn die auferlegte Geldſtrae nicht beigetrieben 
werden fann und eine eventuelle Umwandlung derjelben in Haft von vornherein 
nicht jtattgefunden hat. Die Annahme, daß 8 463 der StrafPD. analoge An- 
wendung finde, alfo die Umwandlung nachträglich durch das Gericht, ohne Prüfung 
der Verfügung jelbit geichehen fönne, wäre unftatthaft, da $ 463 nur von dem 
Strafbeicheide, nicht auch von der polizeilichen Strafverfügung fpricht, welche der 
Geſetzgeber doch nicht einfach überjehen haben kann. Aus demjelben Grunde kommt 
auch $ 491 der StrafPD., der fich nur auf gerichtliche Urtheile bezieht, nicht in 
Betracht. Ebenſowenig veriteht e8 fich, wie Schider (I. ©. 91 Nr. 5) meint, von 
jelbit, daß die Polizeibehörde eine jolche Umwandlung nachträglich vornehmen könne. 
Darin läge eine Beeinträchtigung des Beichuldigten, dem jo der Nechtäweg abge- 
ichnitten würde, welchen er vielleicht beichritten hätte, wenn eine Strafummandlung 
in der Verfügung enthalten gewejen wäre. Darum iſt auch die Beitimmung des 
Gejees für Hamburg ($ 13) zu mißbilligen, daß die Umwandlung, ohne Ver: 
mittelung der Gerichte, ſtets erſt dann geichehen folle, wenn fich die Gelditrafe jaktiich 
nicht hat vollftreden lafjen. Sie verftößt, wenn nicht gegen den Wortlaut, jo doch 
gegen den Sinn der StrafP DO. Thilo (S. 503 Nr. 7), Dalde (S. 296 Nr. 3), 
Voitus (S. 411 ff.) wollen der Polizeibehörde das Necht einräumen, eine neue 
Strafverfügung zu erlaffen, ebenjo für Preußen Oppenhoff (E. 630 Nr. 24). 
Dabei wird jedoch zu unterjcheiden jein, ob die betreffende Handlung zur Zeit der 
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zweiten Strafverfügung verjährt ift oder nicht; mit anderen Morten ob der Zeit« 
raum zwijchen den beiden Verfügungen mehr oder weniger als drei Monate betragen 
würde. Nur im lehtern Falle wäre der erneute Erlaß ftatthaft und die betreffende 
Verfügung jo zu behandeln, ala ob vorher eine folche noch gar nicht ergangen. 
Meves (S. 415 ff.) hält das begangene Berjehen für nicht mehr verbeflerlich und 
meint, der Bejchuldigte könne gegen eine neue Verfügung den Einwand der jchon 
erfolgten Feſtſetzung erheben und laufe Gefahr, wenn er denjelben unterließe, daß 
innerhalb der Berjährungsirift beide Verfügungen an ihm zur Vollftrefung gebracht 
werden fönnten. Natürlich müßte in der zweiten Verfügung die Aufhebung der 
eriten ausgejprochen werden, aber jelbjt wenn das unterbliebe, könnte fich der Be— 
ihuldigte immer noch gegen eine Doppelvollitredung mit den Mitteln jchügen, die 
gegen ungerechtiertigte Poligeimaßregeln überhaupt zuläffig find. Der von Meves 
gefürchtete Einwand aber wäre in jedem Tall unerheblich, da er entweder an die 
vorgejeßte Behörde ginge, welche ihn ala unbegründet zurückweiſen könnte, oder fich 
ala Antrag auf gerichtliche Entjcheidung darftellte, in welchem Falle das Gericht 
ohnehin in der Sache jelbit zu erkennen hätte. 

V. Bezüglich der Wirkung jteht eine vollitrefbar gewordene Strafverfügung 
dem rechtäfräftigen Urtheile gleich, das ftaatliche Klagerecht ift durch dieſelbe ver- 
braucht. Eine Ausnahme findet nur injofern ftatt, al® die Staatdanwaltjchaft auch 
nach rechtskräftig gewordener Polizeiverfügung die öffentliche Klage erheben kann, 
wenn die betreffende Handlung, richtig betrachtet, feine Uebertretung, jondern ein 
Verbrechen oder Vergehen daritellt. Der Grundfat non bis in idem, den die 
StrafPD. zwar nicht ausdrüdlich aufitellt, aber unzweifelhaft ftillichtweigend aner— 
fennt, jteht dem nicht entgegen. Seine Anwendung beruht auf der Annahme, daf 
bei der eriten Verhandlung ein Zuſammenwirken der Staatdanwaltjchaft und der 
Gerichte jtattgefunden habe, aljo dafür, daß feine rechtlich erheblichen Gefichtäpunfte 
überfehen wurden, Garantien gegeben jeien. Diejelben jehlen bei dem Polizeiver— 
fahren, welches darum auf ein bejtimmtes enges Gebiet beichränft wurde. Eine 
Ueberjchreitung defjelben führt zur Aufhebung des Verfahrens, falls es zur gericht- 
lichen Berhandlung kommt, und es ijt dann gerade jo, ala jei in der Sache jelbit 
noch nichts geichehen. Sollte das anders fein, wenn die richterliche Prüfung durch 
ausdrüdlichen oder ftillichweigenden Verzicht des Beichuldigten ausgeichloffen wird, 
jo räumte man damit dem Beichuldigten einen ſonſt unerhörten Einfluß auf das 
ftaatliche Klagerecht, und der Strafverfügung eine über ihren Inhalt weit hinaus— 
gehende Bedeutung ein. Mehrere Landesgejehe enthalten entiprechende Beitimmungen, 
3.8. Preußen [a) $ 8], Württemberg [a) Art. 24], Medlenburg [a) $ 31], 
Beimar ($ 13), Meiningen ($ 7), Altenburg ($ 8), Koburg- Gotha 
($ 9) Shwarzburg-Rudolftadt ($ 10), Neuß ($ 7), aber auch wo diejelben 
fehlen, muß aus inneren Gründen ebenjo entjchieden werden. So auch das Reichs— 
gericht (vgl. Urtheil vom 2. Juni 18805. Rehtiprehungll. ©. 17, Entidheid. II. 
©. 217), welches andererjeitö anerkennt (vgl. Urtheil vom 7. Juli 1880, ſ. Puchelt, 
€. 707 Nr. 4), daß die innerhalb der polizeilichen Zuftändigkeit verhängte Strafe 
wegen der gleichen Uebertretung nicht nochmals von den Gerichten ausgeiprochen 
werden darf. Nicht unbedenklich ijt die in den erwähnten Landesgejeßen, mit Aus— 
nahme von Preußen, Württemberg, Medlenburg, weiter enthaltene Be— 
ſtimmung, daß jolchen Falls eine gezahlte Geldſtrafe zurüderftattet, verbüßte Haft 
doll angerechnet werden müſſe. Für Preußen will Oppenhoff (©. 635 Nr. 4 
zu $ 8) auch ohne gejeßliche Beitimmung ebenjo enticheiden. Die Zurüderftattung 
der Gelditrafe kann unzweifelhaft angeordnet, nicht aber auch der Richter angewieſen 
werden, eine vollzogene Haftitrafe in Anrechnung zu bringen. Sicher wenigitens 
dann nicht, wenn das betreffende Delikt reichsrechtlich mit Strafe bedroht ift, in 
welchem Falle allein die reichsrechtlichen Grundfäge auch über Anrechnung verbüßter 
Strafen zur Anwendung gelangen dürfen. Praftifch würde es ohnehin große Schtwierig« 
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feiten machen, daß ein gefehlicher Maßſtab fehlt, nach welchem Haft auf andere 
Freiheitsſtrafen angerechnet werden könnte, alſo dem richterlichen Gutdünfen über- 
laſſen werden müßte, das Verhältniß zwiichen beiden von Fall zu Fall zu ermitteln. 
Da Reichsrecht durch Landeögeiee nicht abgeändert werden kann, wird man, joweit 
jolches in Betracht kommt, die angeführten Gejehe für unverbindlich halten müſſen 
und bei dem endlichen Urtheile feine Rüdficht auf die in Folge der Polizeiverfügung 
verbüßte Strafe nehmen können. So auh Meves (©. 414, Anm. 14), welcher 
meint, nöthigenfall® habe der Givilrichter darüber zu enticheiden, wer den Verur— 
theilten wegen der erlittenen Haft entichädige. — Wenn eine Poligeibehörde ihre 
Zuftändigfeit überjchreitet, fo tft ihre Verfügung nichtig und muß von der vorgeſetzten 
Behörde aufgehoben werden, an welche fich der Bejchuldigte auch dann noch wenden 
fann, wenn die Frift zur Stellung eines Antrages auf gerichtliche Enticheidung be— 
reitö abgelaufen ift. Alsdann kann jedoch das Gericht mit der Sache nicht mehr 
beiaßt werden, auch nicht, wie Keller, ©. 490 Nr. 9, will, durch Einwendung 
gegen die Zuläffigkeit der Strafvollftredung. $ 490 der StrafPO. ift unanmwend- 
bar, * er ſich nur auf gerichtliche Entſcheidungen bezieht (vgl. Löwe, ©. 833 
Nr. 2e). 

VI. Schließlich enthalten die meiften Landesgeſetze Beitimmungen über die 
Verwendung der eingegangenen Gelditrafen und die Vorſchrift, dat bezüglich Art 
und Anzahl der ergangenen Strafverfügungen Tabellen nach bejtimmten Formularen 
anzulegen und den vorgefegten Behörden von Zeit zu Zeit einzureichen find. 

Wenn nun eine Strafverfügung nicht vollitretbar geworden, jondern ein Ans 
trag auf gerichtliche Enticheidung geitellt ift, jo find nur noch die reichsgeſetzlichen 
Vorſchriften maßgebend. Gemäß derjelben kann ein jolcher Antrag angebracht werden: 
1) bei der Polizeibehörde, welche die Verfügung erlaffen Hat, 2) bei dem zuftändigen 
Amtägerichte, und zwar jchriftlich oder mündlich. In lehterem Falle muß die An— 
bringung entweder durch ein Protokoll des Gerichtäjchreibers ($ 454, Abi. 1) oder von 
der Polizeibehörde in der landesgeſetzlich vorgeichriebenen Form bekundet werden, vgl. 
3. B. Preußen [a) $ 5], Württemberg [b) $ 15], Braunjchweig ($ 13). 
Nach den Beitimmungen in: Preußen [b) 8 5], Sachſen [b) $ 8], Alten- 
burg (86), Weimar ($ 11), Oldenburg [a)$4], Shwarzburg-Rudol- 
ſtadt ($ 7), Reuß ($ 4) Haben fich die Behörden von der Stellung des Antrages 
gegenjeitig zu benachrichtigen. Der Amtsanwalt braucht einen folchen nicht anzunehmen, 
muß den angenommenen aber jofort an die Polizeibehörde oder das zuftändige Ge— 
richt gelangen laffen. — Daß auch der gefeliche Vertreter des Beichuldigten und 
der Ehemann zu jelbftändiger Antragjtellung befugt feien, ift zwar im Gejege nicht 
ausdrüdlich gejagt, entipricht aber der progefjualiichen Behandlung diefer Perfonen 
durchaus. Der analogen Anwendung des $ 340 fteht nichts im Wege, wenn auch 
aus demfelben direkte Folgerungen nicht gezogen werden können, da der fragliche 
Antrag fein Rechtsmittel im Sinne der StrafPD. ift. Nach $ 4 des Gefehes für 
Meiningen kann auch der Amtsanwalt auf gerichtliche Enticheidung antragen. — 
Die Zuftändigfeit des Gerichtes bezüglich der Antragitellung ift nach den allgemeinen 
Grundfäßen zu beurtheilen. ine Beſchränkung auf das Gericht am Sit der Polizei= 
behörde, die Meves (©. 417) annimmt, iſt durch feine gefeßliche Vorſchrift geboten. 
Sie wäre fchon um deswillen unangemefjen, weil es die Anbringung des Antrags 
erichwerte, wenn der Beichuldigte fich nicht in jedem Falle an das Amtsgericht jeines 
Wohnorts wenden dürfte. Die Verhandlung ſelbſt fann darum doch vor dem Gericht 
ftattfinden, in deſſen Bezirk die Polizeibehörde ihren Sit hat, da diejelbe die Alten 
zwar an die zuftändige Staatsanwaltichaft abgeben muß, natürlich aber unter 
mehreren zuftändigen die Wahl hat. Die Altenüberfendung, für welche Hamburg 
($ 7, Abſ. 2) eine vierwöchentliche Friſt läßt, muß geichehen, ohne daß die 
Polizeibehörde, jalla der Antrag bei ihr geitellt wird, befugt wäre, die Rechtzeitig 
feit defjelben oder die Berechtigung des Antragitellers zu prüfen. So Thilo, 
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©. 504 Nr. 4, Meves, ©. 417, Anm. 17, anderer Meinung: Löwe, ©. 884 
Nr. 4, der jedoch, im Tall der Beichuldigte der polizeilichen Entſcheidung wider— 
ſpricht, ebenfalls die Sache dem Amtörichter überlaffen wil. Dochow hat jeine 
früher ausgeſprochene Zuftimmung zu Löwe's Meinung anjcheinend fallen laſſen 
(vgl. 1. Aufl., S. 236 und 2. Aufl., S. 238 mit 3. Aufl., ©. 279); vgl. auch 
Boitus, ©. 397 fi. — Bis die Alten der Staatdanwaltichaft eingereicht find, 
fann die Verfügung zurüdgenommen werden, jpäter nicht mehr. Die Anficht Thilo’s, 
©. 504 Nr. 2, daß eine folche Zurüdnahme im Einverftändniß mit der Staatö- 
anwaltſchaft zuläffig fei, jo Lange die Sache dem Amtsrichter noch nicht vorgelegt 
it, hat im Geje nicht den mindeiten Anhalt. Erfolgt die Zurüdnahme, über deren 
Statthaftigkeit die Landesgeſetze Anweiſungen geben können (vgl. Preußen [e) II. 1], 
Württemberg [b) $16] — nur wenn die Verfügung unbegründet war), jo wird 
dadurch weder die Erhebung der öffentlichen noch der Erlaß einer neuen Verfügung 
ausgeichloffen. — Gegen die VBerfäumung der Antragsfrift ift ein Gefuch um Wieder- 
einfegung in den vorigen Stand zuläffig. Ueber daffelbe, welches auch bei der 
Polizeibehörde geftellt werden kann (nothiwendig wegen $ 45, Abj. 2), entjcheidet 
der Amtörichter nach den allgemeinen Grundfäßen. Daß auch $ 47 entiprechende 
Anwendung finde, wie Löwe (S. 885 Nr. 2 zu $ 455) und Thilo (©. 505 
Nr. 2) wollen, wird man bei dem Schweigen des Geſetzes, welches in $ 455 die 
übrigen von der Wiedereinjegung handelnden Paragraphen einzeln für anwendbar er= 
Märt, nicht annehmen dürfen. Die StrafPO. will die Beitimmungen über die Voll- 
ftreefbarfeit der Strafverfügung und darım auch die über den Einfluß der Wieder: 
einfegung auf jene der landesgeſetzlichen Regelung überlaffen. In Württemberg 
[a) Art. 22] ift $ 47 für anwendbar erklärt worden, ebenfjo Oldenburg [a)5$ 1]; 
wo ausdrückliche Beitimmungen fehlen, werden die allgemeinen Grundjäße der be— 
treffenden Geſetzgebung zur Anwendung kommen müfjen. — Wenn der fragliche An— 
trag an den Richter gelangt, jo hat derfelbe nur die Rechtmäßigkeit eventuell die 
Legitimation des Antragstellers zu prüfen und muß dann einen Termin zur Kaupt- 
verhandlung anberaumen. Bis zum Beginn derjelben kann der Antrag zurüd- 
genommen werden, alddann tritt die Verfügung wieder in Kraft ($ 456, Abi. 2). — 
Der Einreihung einer Anklageſchrift oder einer Entjcheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens bedarf e8 nicht ($ 456, Abſ. 1), da erftere durch die polizei= 
lichen Akten erjeßt wird, und lettere nicht abgelehnt werden kann, wenn der Antrag 
rechtzeitig geftellt ift. — Das Verfahren in der Hauptverhandlung, bei welcher die 
Staantsanwaltichaft mitwirken muß, ala habe fie die Öffentliche Klage erhoben, weicht 
bon dem gewöhnlichen nicht ab. Daß der Angeklagte fich dabei nur durch einen mit 
ichriftlicher Vollmacht verjehenen Vertheidiger vertreten laſſen kann ($ 457, Abſ. 2), 
entipricht Lediglich den allgemeinen Beftimmungen der 88 231 und 233. Gein 
Gricheinen wird ala regelmäßiger Fall vorausgeſetzt und er muß entjprechend den 
Beltimmungen des $ 231, Abſ. 2 geladen und gegen den Ausbleibenden, auch wenn 
er durch feinen Wertheidiger vertreten ift, verhandelt werden. Eine Regelung 
des Verfahrens in diefem Wall von der Landesgefeßgebung zu erwarten, wie 
v. Schwarze, ©. 590 zu $ 457, will, dürfte weder ftatthaft noch nothwendig fein, 
da die allgemeinen Beftimmungen der StraPO. anwendbar find ($ 457, Abi. 1) 
und volltommen ausreichen; vgl. gegen v. Schwarze auch Boitus, ©. 408 ff. 
Die gegen das fchöffengerichtliche Urtheil zuläffigen Rechtsmittel find die gewöhn- 
lihen, namentlich ift Wiedereinfegung in den vorigen Stand, entiprechend $ 234, 
zuläffig. Auch $ 235 kann angewendet, d. h. ein perfönliches Erfcheinen des An— 
geflagten vor Gericht angeordnet werden. — Das Gericht fann die verhängte Strafe 
beitätigen, den Angeklagten freifprechen, ihn zu einer leichtern oder härtern Strafe 
verurtheilen, es ift an die Strafverfügung nur infofern gebunden, als fich das Urtheil 
auf diefelbe That wie jene beziehen muß. Was in Zweitelsfällen als „dieſelbe 
That“ anzufehen ſei, muß nad) den allgemeinen Grundjägen beurtheilt werden. 
dv. Holgendorff, Ene. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 6 
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Findet das Gericht, daß bezüglich der fraglichen That die Polizeibehörde zum Erlaß 
einer Strafverfügung nicht befugt war, wobei die Landesgeſetze zu berückſichtigen find, 
jo wird die Verfügung aufgehoben ($ 458). In der Sache jelbft darf dann auf 
feinen Fall erkannt werden, auch dann nicht, wenn die That des Angeklagten zur 
Zuftändigfeit der Schöffengerichte gehörte. Das betreffende Urtheil kann durch Be— 
rufung angefochten werden, es präjubizirt die Staatsanwaltichaft bezüglich der Er- 
bebung der öffentlichen Klage in feiner Weife. 

In Defterreich befteht jowol ein eigentliches P. wie ein fog. richterliches 
Mandatsverfahren (vgl. SS 460—462 der StrafPO.). Das erſtere ift von den 
Gerichten unabhängig, es fennt als Rechtsmittel nur den Rekurs an die vorgejehte 
Behörde. Die Regelung der Zuftändigfeit wie des Verfahrens ift nicht einheitlich 
geichehen, weder für den ganzen Staat noch für einzelne Länder, es bezieht fich 
jedoh nur auf die nicht in dem allgemeinen Straigejeße enthaltenen Gejeßesüber- 
tretungen (vgl. Lienbacher, ©. 267 ff). Das Mandatöverfahren iſt eine bejondere 
Art des Verfahrens in UWebertretungsfällen (SS 447 ff.). Lebteres findet vor den 
Bezirkägerichten ftatt und weicht in mancher Beziehung von dem gewöhnlichen ab, 
jo fennt es 3. B. feine Vorunterfuchung, feine Verhandlung über die Verfegung in 
Anklageitand ($ 451), in der Regel feine Vereidigung der Zeugen ($ 458), indem 
an Stelle des Eides der Handfchlag tritt, und läßt ausnahınaweije ein Kontumazial- 
verfahren zu ($ 459). Das Mandatöverfahren beſteht in einer Strafverfügung, 
deren Inhalt ungefähr der polizeilichen der Deutichen StrafPD. entipricht, und 
gegen welche innerhalb von acht Tagen Einfpruch erhoben werden kann, der den 
Eintritt des ordentlichen Verfahrens berbeiführt ($ 462). Sie erfolgt auf Antrag 
des mit den ftaatsanmwaltlichen VBerrichtungen betrauten Beamten, wenn von einer 
Öffentlichen Behörde gegen einen auf freiem Fuß befindlichen Beichuldigten auf Grund 
ihrer eigenen bdienftlichen Wahrnehmung eine Gejegesübertretung angezeigt wird, 
welche im Geſetz mit Arreft von höchitens einem Monate oder nur mit einer Geld- 
ftrafe bedroht ift. Es fann durch diejelbe nur Arreſt von höchſtens drei Tagen 
oder eine Geldftrafe von 15 Gulden verhängt werben. 

Gigb.: StrafPD. für das Deutiche Reich SS 458458. DB Ba, Materialien, III, 
©. 49 (ntiourf 88 381885), 288 (Motive), 1123 ff., 1429 ff., 1647 ff. (Verhandlungen der 
Reichsjuſtizlommiffion) — Preußen mit Ausnahme de Oberlandesgerichtd-Bezirkes Köln: 
a) Geſetz über die vorläufige Straffeitießun * Uebertretungen v. 14. Mai 1852 (Geſ.Samml. 
©. 245); b) Reglement z. Ausführung dieſes Geſetzes (Min.Bi. S. 259); c) Allgem. Verfügung 
vom 15. Sept. 1879 betr. bie Bekanntmachung der Minifterien der Juftiz und bes Innern 
über dad Verfahren bei der vorläufigen Straffeffepung wegen Webertretungen (Juſt. Min.Bl. 
©. 361); d) Geſetz dom 26. März 1856 über die Nubungen und Laften aus der rg on 
Straffeftiegung wegen Mebertretungen (Gef. Samml. S. 225). — Sadjen: a) Geſetz das Ver— 
fahren in Berwaltungäftraflachen betr. vom 8. März 1879 (Gef.» u. Berorbn. Bl. vom Jahre 
1879 ©. 87); b) Verordnung zur Ausführung diefes Gefehes vom 15. Sept. 1879 (Gei.» u. 
Verordn.Bl. S. 351). — Württemberg: a) Geſetz v. 12, Aug. 1879 betr. Aenderungen des 
Landespolizeiftrafgeieges vom 27. Dez. 1871 x. A. 9 ff. (Reg.BL. ©. 153 ff.); b) Verfügung der 
Minifterien der auswärtigen —— und des Innern betr. die Vollziehung des Geſetzes 
vom 12. Aug. 1879 — S. f.). — Baben: a) Geſetz vom 3. März 1879 die Ein— 
führung ber — —— izgeſetze betr. SS 124 ff. (Gef.- u. Verordn BL. ©. 116 ff.); b) Verordnung 
vom 11. Sept. 1879 das Polizei: und Finanzſtrafverfahren zc. betr. (Bei. BL. ©. 613 ff.); 
c) Verordnung des Hanbeldminifteriums v. 29. Sept. 1879 (Geſ. Bl. Nr. 49); d) Verorbnung des 
Minifteriums der jyinanzen vom 25. Oft. 1879 (Geſ. Bl. Nr. 53 88 62 ff.) — Medien: 
burg: Schwerin (Medlenburg:-Strelik übereinftimmend): a) Verordnung zur Ausführung der 
Stuafpo. v. 28. Mai 1879 38 8—36 (Reg. Bl. ©. 333 ff.); b) Verordnung betr. die X68 tion 
der Amtsanwälte in Betreff der einer polizeilichen Strafverfügung unterliegenden Ueber 
re vom 28. Mai 1879 (Reg.Bl. 377 fi.) — Sadhjen-Weimar: a) Gejeß über bie 
polizeiliche Straffeftiegung vom 12. April 1879 (Reg.Bl. 1879 ©. 153 ff); b) Minifterial« 
betanntmachung das polizeiliche ——— —— betr. vom 5. Juli 1879 (Reg.BL. 
©. 383); c) Miniſterialbelanntmachung die Polizeiftraftabellen betr. v. 9. Juli 1879 (Reg. Bl. 
©. 397). — Oldenburg: ag betr. die Befugniß ber Polizeibehörden zum Erlaß von 
Strafverfügungen x. vom 25. März 1879 (Gef BL. Bd. XXV. EStüf 14, — Braun= 
ſchweig: Geſetz die Ausführung der Deutfchen Progehorbnungen betr. vom 1. April 1879 
ss 12—15. — Sadhjen:-Meiningen: AG. zur Deutichen StrafPO. vom 17. Juni 
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1879 88 1 ff. (Samml. der landesherrlichen Verordnungen Bd. 22 ©. 105 ff). — Sachſen— 
Altenburg: Geſetz die polizeilichen Strafverfügungen betr. vom 8. Mai 1879 (Gej.Samml. 
©. 152 ff). — Sadjen:Koburg:Gotha: Geſetz die Straffeitfeßung durch Berfügung der 
Polizeibehörben betr. vom 7. April 1879 (Gef. Samml. ©. 145 ff... — Anhalt: Gefeh betr. 
die anderweitige Einichränfung ber re der Gejchiworenengerichte x. vom 28. März 
1877 88 4—13 (Gef. Samml. Bd. 8 (1878) ©. 300 fi). — Schwarzburg:Rubdolftadt: 
a) Geſeß die polizeiliche Straffeftiegung und Strafanfordberung betr. vom 28. März 1879 
(Sei. Samml. ©. 97 ff.); b) Verordnung die Führung von Berzeichniffen über die von den 
Derwaltungd: und Gemeindebehörden erlebigten Straffälle betr. (Geſ. Samml. ©. 392). — 
Schwarz — — en: a) Geleh das ben Verwaltungsbehörden zuſtehende Straf: 

etr. vom 17. Mai 1879 88 1 ff. (Gef. Samml. S. 109 ff.); b) Inftruftion vom 


feſtſehungsrecht 
5. zur Ausführung dieſes Geſehes (Geſ. Samml. ©. 185 ff... — Reuß jüngere 
Linie: Geſetz das polizeiliche Straffeftiegungs- und Anforberungsredht betr. vom 22, Lehr. 


1879 (Gei.Samml. Bd. 20 Nr. 409 ©. 32 ff.). — Lübeck: a) Verordnung die Ausführung ber 
StrafPD. betr. vom 3. Febr. 1879 Abi. 3 (Sammlung der Lübediichen Verordnungen und 
— EN ©. 33 ff.); b) Regulativ für Strafbefugnifje der Polizeibehörden v. 20. März 
1861 SS 12, 26 (Samml. 1861 ©. 15 ff). — Bremen: Gefeß betr. die Ausführung ber 
Deutichen Prozeßgeſetze ıc. vom 25. Juni 1879 Ri 94—98, 102, 103 (Geſ. Bl. ©. 213 fi.) — 
Hamburg: Geleh betr. dad Verhältniß der Verwaltung zur Rechtäpflege vom 23. April 
1879 58 4—15 (Geil. Samml. I. Abth. Nr. 15). 
git.: 1) Bezüglich des Gegenjaßes zwiichen friminellem und polizeilichem Unrecht: Better, 
Theorie des heutigen Deutichen Strafredhts, S. 115 ff. — Binding, Die Normen und ihre 
Debertretung, Bd. I. $ 30 ©. 179 ff. (reiche Literaturangaben Anm. 304 ff.) — Feuerbach, 
Revifion der Grundſähe und Grundbegriffe deö pofitiven peinlichen Rechts, Kap. 88 5 Bd. Il. 
©. 219 ff.; Derfelbe, Lehrbuch des peinlichen Rechts, — 432. — Grolmann, Grundſätze 
der ſtriminalrechtswiſſenſchaft, $ 365. — Heffter, Lehrbuch des Deutſchen Strafrechts, 
$ 31. — Hälichner, Syſtem des Preußiſchen Strafrechtes, Bd. I. ©. 1ff.,63. Derſelbe 
im Gerichtsjaal 1869, ©. 96 ff.; Derjelbe, Dad gem. Deutiche Strafreht, Bd. I. ©. 34. — 
Köftlin, Neue Revifion der Grundbegriffe des Kriminalrehts, ©. 692 ff.; Derfelbe, 
Syſtem des Deutichen Strafrechts, $ 13 ©. 17 fi. — Merkel, Kriminaliftiiche Abhand— 
Lungen, I. ©. 95 fi. — Hugo Meyer, Lehrbuch des Deutichen Strafrechts (2. Aufl.), $ 25 
©. 136 F: Motive zum Entwurf eines StrafGB. für den Nordd. Bund, 1869, ©. 185 ff.; 
1870 (ed. Kortfampf), ©. 86 ff. — Stahl, Die Philofophie des Rechts, Bd. II. Abth. p) 
©. 693 fi. — v. Wähler, Das tg Sächſiſche u. das Thüringiiche Strafrecht, S. 299 ff. — 
Wahlberg, Das Prinzip der Yndividualifirung im Strafrecht, S. 123 ff. — 2) Bezüglich 
des P.: * ür dad Deutſche Reich: Dochow, Der RStrafPrz. (3. Aufl.), ©. 277 fi. — 
Geyer, Lehrbuch des —— Deutſchen StrafPrz.R., S. 876 — Meves in v Holken: 
dorff, Handbuch bes Deutſchen StrafPrz.R., Bd. II. S. 407 ff. — Voitus, Kontroverſen 
betr. die StrafPO. und das GVG., ©. 397 fi. — Die Kommentare 18 Straf? D. von 
v. Bomhard und Koller, Dalde, Keller, Löwe (1. Aufl), Puchelt, v. Schwarze, 
Thilo, Voitus bei den SS 453458. — b) Für die einzelnen Territorien: eahen: 
BEERcnenn Prinzipien des Preußiſchen Polizeirehts. — Oppenhoff, Die Preußiichen 
eiehe über das mündliche und öffentliche Verfahren in Strafiahen ze. — Sachſen: Walter, 
Das im Königreich I geltende BP. — Württemberg: Schider, Das Polizeiftrafrecht 
und P. im Königreih Württemberg. — Die neue Juftiggelepgebung im Königreih Württem: 
a Amtliche Ausgabe. — Baden: Strafrecht, bearbeitet von Eugen vd. Seyfrieb und 
rd. Freiherr dv. Neubronn — Medlenburg: dv. Amsberg, Verordnungen zur Aus— 
hrung der Reichsjuftiggefeße. — Weimar: Staatöverträge, Geſetze und Verordnungen zur 
Ausführung der Reichäjuftizgefeße im Grofherzogthum Sachſen. — Braunihweig: Mans: 
feld, Die Braunfchweigiichen Ausführungsgeieße zu ben DEE NEN. c) Fur Oeſter⸗ 
reich: Lienbacher, Das Oeſterreichiſche Holigeifteafrkcht, 4. Aufl. vd. Lilienthal. 
Polizeiſtunde. Eine Schlußitunde für öffentliche Wirthshäuſer (gegen das 
Nachtſitzen) findet fich in den Städten Deutſchlands jchon jeit dem 14. Jahrh. 
angeordnet, theild aus Rücdfichten auf die Erhaltung der Nachtruhe (v. Maurer, 
Städteverfaffung, II. ©. 157), theil® aus dem luruspolizeilichen Gefichtäpunfte 
(Zeutbold, Sächſ. Verwaltungsrecht, S. 275). Auch das heutige Recht hat die 
P. nicht aufgegeben; doch ift die Regelung meift provinziell reſp. lokal verichieden. 
(Für Preußen vgl. $ 6, e. des Geſetzes über die Polizeiverw. vom 11. Mär; 1850 
und die Verordn. vom 20. Sept. 1867 für die neuen Landestheile; für Bayern die 
Verordn. vom 18. Juni 1862, Reg.Bl. ©. 1388, und dazu Art. 2, 4 des 
Pol.SttafGB.; für Königr. Sachjen Polizeiordnung vom 22. Juni 1661 Tit. 19; 
für Württemberg BVBerfügung des Min. des Innern vom 2. Dez. 1871, Reg. Bl. 
©. 302.) Ein bejonderes Glodenzeichen (nach älterem Rechte: Bierglode, Wein- 
6* 
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glocke, Rathsglocke) iſt zum Eintritte der P. nicht mehr erforderlich (Verfügung des 
Preuß. Min. des Innern und der Polizei vom 7. April 1839); andererſeits er— 
ſtreckt ſich letztere nur auf Schankgäſte, nicht auf Privatgäſte (OTrib. Erk. vom 25. 
Juni 1879) und Quartiergäſte (Oppenhoff, zu $ 365 N. 8), nicht auf die den 
Reifenden dienenden Eijenbahn » Reftaurationslofale und auf die Lokale geſchloſſener 
Gejellichaften (Württemb. Verfügung $ 2), dagegen auf die von einer gejchloffenen 
Gejellihaft unter Aufhebung des allgemeinen Zutrittsrechts ermietheten Zofalitäten 
eines Wirthshauſes, mindeftens ſofern die Ermiethung feine ftändige ift (Plenar- 
erfenntniß des Bayer. oberjten Gerichtshof? vom 28. Juli 1875; Stenglein, 
Zeitjchr., Bd. 5 ©. 42 der neuen Folge). Wer in einer Schanfftube oder an einem 
Öffentlichen Vergnügungsorte über die gebotene P. hinaus verweilt, ungeachtet der 
Wirth, fein Vertreter oder ein Polizeibeamter ihn zum Fortgehen aufgefordert hat, 
wird mit Gelditrafe bis zu 15 Mark beftrait; der Wirth, welcher das Verweilen 
jeiner Gäfte über die gebotene P. hinaus duldet (über die an den Wirth zu ftellenden 
Anforderungen vgl. Oppenhoff, Nr. 7; v. Schwarze, Nr. 4; Bayer. Erf. vom 
20. Nov. 1875; Samml., Bd. 5 ©. 516), wird mit Gelditrafe bis zu 60 Marl 
oder mit Haft bis zu 14 Tagen bedroht (RStrafGB. $ 365). — In Oeſterreich 
erfolgt die Feſtſetzung der P. (Sperrftunde) entweder für das ganze Kronland oder 
eine einzelne Ortichaft und entiweder allgemein oder für eine beitimmte Zeitperiode. 
Polizeiftrafe trifft den Wirth auch dann, wenn er feine Lofalitäten zur beftimmten 
Stunde nicht fchließt, die Gäfte erit, falls fie, obgleich der Wirth von einem Sicher 
heitsorgane bereits fruchtlos an die Erfüllung feiner Pflicht Hinfichtlich der P. 
erinnert worden ift, fich nach diefer Stunde aus jenen Lofalitäten auch dann noch 
nicht entfernen, wenn ein Gicherheitsorgan die Aufforderung hierzu unmittelbar an 
fie ſelbſt gerichtet hat (Minifterialverordn,, betr. die Feftfegung der P., vom 3. April 
1855, R.G.B. N. 62). — Auch in Frankreich lokale Regelung; dagegen in Eng- 
land allgemeine durch die Licensing Act von 1874. Leuthold. 
Polizeiverordnungen. Der weite Umfang und die geſetzähnliche Wirkung 
der P. im heutigen Verwaltungsrecht fteht im Zufammenhang mit jehr alten Ver— 
hältniffen der Deutjchen Reiche: und Landesverfaffung. In den Aemtern der Karo: 
lingifchen Berfaffung lag von Haufe aus die Befugniß, ala Obrigkeit zu gebieten 
und zu verbieten und die Gebote durch eine Zwangsbuße (muleta) zu erzwingen, die 
nach der Höhe des Amts (als Königebann, Herzogsbann, Grafenbann, Schultheißen- 
bann) verichieden abgemeffen war. Aus dem Recht des Zwangsgebots im ein- 
zelnen Fall folgte das Recht des Zwangsgebots für alle Fälle gleicher Art, aljo 
das Verordnungsrecht, von welchem jchon die Kapitularien der Karolingifchen 
Dynaftie den ausgiebigiten Gebrauch gemacht haben. Nur zu folchen Verordnungen, 
durch welche das hHergebrachte Volksrecht (einjchließlich des Hergebrachten Gerichts- 
verfahrens) geändert werden jollte, bedurfte es der Zuftimmung der optimates terrae, 
um diejen Verordnungen auch in den Volfsgerichten die Folgeleiſtung zu fichern. 
Die consensu optimatum erlaffenen* Verordnungen haben die höhere Autorität einer 
„lex“, durch welche auch die lex terrae abgeändert werden fann, Da die Ge- 
richte über den freien Mann nur in einem judicium parium secundum legem 
terrae Recht fprechen, jo übertrug fich derjelbe Grundjaß auch auf die Verord— 
nungen der Landesherren, und jchon auf dem Wormfer Reichdtage von 1231 
wurde der folgenreiche Sab anerfannt, daß die domini terrae constitutiones vel 
nova jura facere non possunt, nisi meliorum et majorum terrae consensus pri- 
mitus habeatur. In Deutichland wie in England haben fich im Laufe der Jahr: 
hunderte diefe berathenden Notablen (meliores) fpäter zu Parlamenten, bzw. Land» 
jtänden formirt, woraus der Begriff der parlamentarifchen Geſetze, ala der „Ver— 
ordnungen mit Zuftimmung der Landesvertretung“ hervorgegangen ift. 
Der Erlaß allgemeiner Friedensgebote, welche feine Aenderung des 
Volksrechts enthalten, lag hiernach von Haufe aus im Gebiet des Königl. Ver: 
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ordnungsrehts. Wenn dennoch wichtige Erlaffe diefer Art consensu optimatum 
ergangen find, jo beruhte dies nur darauf, daß die praftiiche Wirkſamkeit jolcher 
Gebote vor allem von der Mitwirkung der mächtigjten Reichsſtände abhängig war, 
deren Beiftimmung eben deshalb werthvoll und jchwer entbehrlich erjchien. Analog 
war die Stellung der Herzöge und anderer domini terrae, wenn fie ala Gerichts— 
obrigfeiten Friedensgebote erließen. Wenn ihre Landespolizeiordnungen und Landes— 
polizeigefeße häufig consensu der Landjtände erlaffen wurden, fo geichah &, um 
ihre praktiſche Wirkſamkeit zu fichern. Grundfäglich nothwendig war diefe Zur 
ftimmung nicht, und in diefem Gebiete um jo weniger, alö die meiften diejer Gebote 
auf Beichlüffen des Reichstags berubten, deren Ausführung den geiftlichen, weltlichen 
Fürften und anderen Reichaftänden auf das nachdrüdlichite zur Pflicht gemacht war, 
jo daß die große Mehrzahl jener Erlaffe fih nur als Ausführungsmaßregeln 
der Reichsgeſetze daritellen. Die umfafjende Ueberſicht der landſtändiſchen Ver— 
fafjungen, wie fie namentlih Moſer giebt, läßt nirgends einen feſten Grundjaß 
über die Betheiligung der Landftände an P. erfennen, die vielmehr durchaus un— 
gleichmäßig, von Zeit- und Ortsverhältniffen abhängig erjcheint. In den Kleinen 
Territorien, wo fich feine landjtändijche Verjaffung entwideln konnte, ſowie in den 
großen Territorien, wo die Landſtände feit dem dreißigjährigen Kriege in Ruheſtand 
traten, blieb ohnehin nichts übrig, als den landesherrlichen Verordnungen legis 
vice beizulegen, jo weit der Landesherr durch die Bezeichnung, durch den Inhalt 
und durch die feierliche Verfündung den Willen ausſprach, daß ein Erlaß ala eine 
lex in perpetuum valitura gelten jolle. 

Die Lebendige Quelle für die zahlreichen Normen der Polizeigewalt war und 
blieb hiernach nicht jowol die formelle Gejehgebung ala das Verordnungsredt 
der Obrigkeit. Durch die zahlreichen Verleihungen der Gerichtölehne an Landesprälaten, 
Städte, Korporationen, Rittergüter, ging das Verordnungsrecht auch auf die unteren 
Stufen des Patrimonialjtaates über, und wurde zwar den Gutsobrigfeiten hier und 
da bejtritten, in der Praxis jedoch meiſtens durchgeſetzt. 

Nach der Weiſe der Ausführung jcheiden fih nun aber die Poligeinormen 
nach Vorgang der Reichägejege in zwei jcharf gefchiedene Klaffen, welche ich mit 
den Ausdrüden Polizeiftrainormen und Polizeiverwaltungsnormen jcheide. 

Die Polizeijtrainormen richten fich direft an die Unterthbanen, und 
umfaffen ſolche Maßnahmen, bei denen es zur Erreichung des polizeilichen Zweckes 
ausführbar erjcheint, bejtimmte Handlungen oder Unterlaffungen der Unterthanen 
unmittelbar und unbedingt zu gebieten oder zu verbieten, ſei es mit Androhung 
einer bejtimmten Geldbuße oder Haft, jei es mit unbeftimmter Verweiſung auf 
obrigkeitliche Ahndung (arbiträre Strafe). 

Die Klaſſe der BPolizeiverwaltungsnormen dagegen richtet fich nicht an 
die Unterthanen, jondern an die jubordinirten Obrigkeiten, macht denjelben die 
Durchführung bejtimmter Aufgaben zur Pflicht, und kommt demgemäß durch Aus— 
führungsdekrete nach vorgängiger Prüfung des Einzelfalla zur Geltung. Das Eng- 
liſche Verwaltungsrecht hat diefe Ausführungsdefrete unter dem Namen orders, das 
neuere Deutjche Berwaltungsrecht unter dem Namen „Polizeiverfügungen” zu einem 
Hauptgebiet der Verwaltungsgerichtsbarfeit geitaltet. v 

Die Ausführung der Polizeiftrafnormen dagegen gejtaltete ſich, analog der 
jummarifchen Strafjuftiz, für geringere Straffälle. Als der praftijch wichtigite Ge- 
fichtspunft erjchien dabei die Frage, wer die Koſten zu tragen, und wer die Bußen 
und fonftigen Einkünfte beziehen ſollte. In diefem Sinne wurden die Polizeiftraf- 
fälle in der Regel zur jurisdictio bassa gerechnet, und bildeten ein regelmäßiges 
annexum der Stadtgerichte und patrimonialen Orlsobrigkeiten, bei denen dieje 
polizeilichen Funktionen nach alter Weife ala ein Bejtandtheil des Gerichts blieben. 
As demnächit mit dem Fortichreiten des gelehrten Richterthums auch dieje Eleinjten 
Juſtizſtellen allmählich mit einigermaßen rechtsfundigen Gerichtshaltern bejet wurden, 
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zeigten fich doch jo große Schwierigkeiten einer angemeffenen Bejegung und Geichäfte- 
führung, daß man fchon aus diefem Grunde die Juftizbürgermeijter in den Städten, 
die rechtöfundigen Juftitiarien in den ländlichen Gerichten auf die eigentlichen Juftize 
jachen bejchränfte in dem Umfang der Kompetenz der alten Schöffengerichte. In 
dem eriten Stadium der „Trennung der Juſtiz von der Verwaltung“ blieben des— 
halb die Polizeiftraffälle gewöhnlich bei der laufenden Polizeiverwaltung zurüd. 
Erſt allmählich begann man auch die Polizeiftraffälle von der Verwaltung zu 
trennen und den ordentlichen Gerichten in vereiniachtem Verfahren zu überweifen. 
Im 19. Jahrh. ift dies die Regel geworden, in Preußen vollftändig durchgeführt 
und num auch in die Reichsjuftigverfaffung übergegangen. Für das ganze Gebiet bes 
Polizei ftrafrechts bieten nunmehr die ordentlichen Gerichte die genügende Rechts- 
fontrole dar, ohne daß e8 dafür einer befonderen Verwaltungsgerichtsbarkeit bedurfte. 

Inzwiſchen hat fich durch die neuere Organifation der Staatd- und 
Gemeindeverwaltung eine förmliche Stufenleiter des Polizeiverordnungsrechtes 
gebildet. 

1) Von Oben nad Unten umfaßt das landesherrliche Verordnungsrecht 
die das ganze Landeögebiet umfaffenden Polizeinormen. Die regelmäßig wieder 
fehrenden, durch längere Praris feftgeftellten Normen find jedoch zu Polizeigefegen 
fonfolidirt, die Hauptmafje derfelben, ſoweit wie möglich, zu „Polizeiftrafgefegbüchern“ 
fodifizirt. Daneben befteht nur ein ergänzendes Gebiet von „P.“ fort, ſoweit nicht 
die Landesverfaffung alle Strafandrohungen auf den Weg der Gefehgebung verweiſt. 
Aber auch im letzteren Falle bleibt noch ein erheblicher Raum jowol für Aus— 
führungs verordnungen, wie für ſolche P., deren Erlaß in den Polizeiftrafgejegen 
ausdrüdlich vorbehalten ift. Dies Iandeäherrliche Verordnungsrecht kann auch 
den Gentralbehörden und Oberbehörden überlaffen werden und bildet dann kraft 
einer potestas delegata neue Polizeiftrafnormen, für welche die Landesgeſetze ges 
wöhnlich ein Marimum der Strafandrohungen feſtſetzen. 

2) Von Unten herauf haben die Stadtmagijtrate, Gutsobrigfeiten 
und andere Lokalbehörden ihr aus alter Verleihung der Gerichtslehne her— 
rührendes Verordnungsrecht beibehalten, welches nunmehr der ftaatlichen Oberaufficht 
unterliegt und von den oberen Staatöverwaltungsftellen aus tam confirmandi quam 
supplendi et corrigendi causa fontrolirt wird. Das Verordnungsrecht beruht hier 
nicht auf einer potestas delegata, jondern subordinata. 

Bei diefer Entwidelung von Oben herab und von Unten herauf ift häufig ein 
Zuftand hervorgegangen, bei dem den mittleren Provinzial- und Kreis— 
behörden das Polizeiverordnungsrecht fehlt oder nur in jehr beichränttem Maße 
zufteht. In neueren fyftematifchen Organifationsgejegen wird diefe Lüde oft ergänzt 
und allen Behörden ein ftufentweifes Verordnungsrecht innerhalb ihres Zuftändigfeits- 
bereichs beigelegt. 

63 ift daraus ein jehr mannigialtig gegliedertes Polizeiverordnnungsrecht hervor⸗ 
gegangen, vermöge deſſen neben dem Grundftod des geſetzlich firirten 
Polizeiſtrafrechts noch jehr zahlreiche Bezirkö-, Kreis: und Orts-P. beitehen, 
welche namentlich in Preußen eigene Sammlungen für jeden Regierungsbezirk bilden, 
in Geftalt von Orts-P. aber fich jo gehäuft haben, dat eine Sammlung und Leber- 
ficht derjelben zur Unmöglichkeit wird. Dieje Mannigfaltigkeit beruht auf wirklich 
vorhandenen befonderen Bedürfniffen, zum nicht geringen Theil aber auch auf der 
alten Neigung zu ftatutarifchen Befonderheiten. Im legten Menjchenalter tritt mit 
Recht die Tendenz hervor, das Polizeirecht in möglichft weitem Maße zu odifiziren, 
oder doch gejehlich zu firiren, das danebenftehende Verordnungsrecht auf untergeordnete 
Gebiete und geringe Strafmaße zu befchränten und gewiffe Formen der Beichließung 
und Publikation dafür feftzufeßen. 

Für die Gerichte entftehen aus dieſem Gejchäftäfreis mancherlei Zweifel und 
Streitfragen. Es entjteht der Schein, ala ob hier eine gefeßgebende Gewalt durch 
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blos erefutive Staatöbehörden, ja durch jehr umtergeordnete Organe der Selbitver- 
waltung, geübt würde. Allein dieje polizeilichen Normen jtehen in der Wirklichkeit 
nicht nur auf dem Boden des Verordnungsrechts und feiner Delegation. Sie 
haben legis vicem nur, infofern ala fie bindende Normen für Entjcheidungen der 
Gerichte bilden und in gejegähnlicher Weiſe publizirt werden. Der Grundeharakter 
der Verordnung tritt aber hervor in dem Recht der oberen Staatsbehörben, die Ver— 
ordnungen der unteren zu juspendiren oder aufzuheben und in dem Recht der Gentral- 
inftanz, alle Berorbnungen dieſer Art außer Kraft zu jeßen. Die Gerichte haben 
darüber zu befinden, ob die Behörden innerhalb ihrer Zuftändigkeit und den gejeßlich 
vorgejchriebenen Formen entjprechend die Verordnung erlaffen haben, nicht aber über 
das Bebürfniß und die Angemefjenheit der Berordnung jelbjt. In der Auslegung 
dieſer Polizeinormen urtheilen die Gerichte jelbjtändig und erfüllen damit die 
Funktionen einer Berwaltungsgerichtöbarkeit ebenjo in dieſem Gebiete des Polizei- 
recht3 wie in den analog geitellten Gebieten des Zoll-, Steuer: und Regalrechts. 

In Preußen insbefondere war zwar durch das Allg. ER. IL 13 $ 6 der 
Erlaß allgemeiner ®. für ein „Majeftätsrecht“ erflärt: den Bezirkd- und Orts-P. 
aber (dem Bedürfniß diejes zufammengefegten Staatsweſens entiprechend) ein breiter 
Spielraum gelaffen. Das Gejek über die Polizeiverwaltung vom 11. März; 1850 
und die neuen Gejege über die DVerwaltungsreform jeit 1872 geben feſtere Normen 
bezüglich der Gegenjtände, der Zuftändigfeit und der Publikation diejer Klaſſe von 
Berordnungen. In Bayern, jowie in den Deutichen Mittel- und Kleinftaaten, 
war ed in Folge des Hleineren Gebietsumfanges und der gleichartigen Verhältnifje 
möglich, das Polizeirecht in erheblich weiterem Umfang zu fodifiziren, dagegen das 
Gebiet der P. möglichit einzujchränfen. 

Lit.: v. Rönne, Preuß. Staatsrecht, I.a$ 1 Ponl, Baper. — ———— 
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Pönalklagen find diejenigen privatrechtlichen Klagen oder Forderungen, denen 
der Bellagte ausgejegt ift zum Zwecke der Beitrafung einer von ihm zu verant- 
wortenden rechtswidrigen Verlegung des Klägers. Die actiones poenales werben 
erıtgegengejeßt den actiones rem (sc. actoris) persequentes. Während nämlich andere 
Klagen nur infoweit auf eine Schädigung des Beklagten ausgehen, ala das von 
ihnen gewahrte Interefje des Klägers nicht ohme jene fich befriedigen läßt, iſt das 
von den Strafflagen geltend gemachte Interefje des Klägers gerade das der Be— 
ftrafung oder der Schädigung des Bellagten; gleich allen Privatllagen eriftirt alfo 
auch die Strafflage um des Klägers willen, dem ihre Einräumung die Vergeltung 
feiner Verletzung durch eine Schädigung des Beklagten zugefteht. Gegenjtand der 
P. ift ausnahmalos eine Geldleiftung; die Schädigung des Verleger? an feinem Leibe 
oder jeiner freiheit, welche noch die zwölf Tafeln in gewiffen Fällen dem Berletten 
zugeftehen, ift nicht nur im neueren Rechte abgefommen, jondern hat wol auch nie 
den Gegenftand einer privatrechtlichen Klage gebildet. Die P. ift verichiedener 
Natur nach der Natur der durch fie geahndeten Verlegung. Iſt e8 die unmittelbare 
perjönliche Verlegung und nicht die pefuniäre Schädigung des Gläubiger, welche 
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geahndet wird, fo iſt die Klage eine jog. actio vindietam spirans, jo daß fie lediglich 
jeiner perjönlichen Genugthuung dient und daher nicht als Beftandtheil feines Ver— 
mögens auf feine Erben übergeht. Dagegen ift diejenige pefuniäre Schädigung des 
Verletzers, welche jelbit eine folche vergilt, zugleich eine pekuniäre Entjchädigung des 
Berlegten, und es ift dem Begriffe der P. durchaus nicht wejentlich, dem Verletzten 
außer jener Entjchädigung noch eine pefuniäre Bereicherung zu gewähren. Der Be 
trag der Gelbftrafe ift bei der perjönlichen Verlegung willkürlich; nach den zwölf 
Tafeln beruht er auf gejelicher, nach dem prätorifchen Edikte auf richterlicher 
Zaration innerhalb des durch den Berlehten geforderten Maßes. In den Haupt- 
fällen pefuniärer Schädigung beruhte dagegen das Maß der fie ahndenden Schädigung 
des Verleger auf dem Grundjage der Talion. Bei der Schädigung durch An— 
eignung oder beim furtum ergab diejes Prinzip die poena dupli, bei der Schädigung 
durch Zerjtörung oder beim damnum iniuria datum den einfachen Betrag des zer- 
ftörten Werthes. Wie aber dort nach, dem prätorifchen (die Kapitalftrafe der zwölf 
Tafeln abjchaffenden) Edikte die Ertappung auf der That, jo begründete hier nach 
‘ der lex Aquilia die Mbleugnung im Prozefje eine Verdoppelung des Schuldbetrages. 
Gleich der actio furti manifesti ging auf das Bierfache die Klage aus dem zu 
iniuria, furtum und damnum iniuria datum hinzutretenden vierten und lebten der 
fanonifchen Privatdelifte des damnum vi hominibus armatis coactisve datum. Indem 
es fich bier darum handelte, nicht blos die Schädigung des Verlekten, ſondern die be= 
jonders gefährliche Art ihrer VBollziehung durch Zujammenrottung und Waffengewalt 
zu ahnden, traf dieſes Delikt die höchjte Strafe, indem es zur vierfachen Entjchädigung 
verpflichtete, ohne Rüdficht darauf, ob die fremde Schädigung wie beim furtum mit 
eigenem Bortheile verbunden gewejen. Dat das Delikt als jolches neben der Forderung 
der Strafe eine zweite auf Entichädigung de Verletzten gehende Forderung begründe, 
ift ein dem Römischen Rechte gänzlich fremder Gedanke, und wenn dem fur gegenüber 
neben der actio furti die condictio furtiva aufgelommen ift, jo darf nicht überjehen 
werden, daß diejelbe keineswegs jedem durch das furtum Gejchädigten zufteht, jowie daß 
ihre Bezeichnung und Behandlung als condictio fie überhaupt dem Kreiſe der Deliktö- 
Hagen entrüdt. Wenn aber Juftinian’s Inftitutionen die actio vi bonorum rap- 
torum als actio mixta bezeichnen, quia in quadruplo rei persecutio continetur, 
jo gehen fie damit von der Anomalie der neben der actio furti bejtehenden con- 
dietio furtiva ala dem Normalen aus, indem jene gemifchte Natur lediglich darauf 
gegründet wird, daß in der Strafe des Vierfachen die Entjchädigung des Verletzten 
enthalten if. Während urſprünglich die actio vi bonorum raptorum in ihrer 
Strenge noch über die actio furti manifesti hinausging, da bei ihr auch die mit 
feiner Aneignung verbundene Schädigung mit dem Vierfachen gebüßt werden mußte, 
ift im neueren Rechte die Klage nicht mehr durch Zujammenrottung und Waffen: 
gewalt, wol aber nach den Inſtitutionen durch Aneignung bedingt, jo daß es fich 
nun um ein mit perfönlicher Vergewaltigung verbundenes furtum handelt, das mert- 
würdiger Weife nicht einmal eben jo ftreng gebüßt wird, ala ein gewöhnliches aber 
handhaftes furtum. Denjelben Mangel an wirklichem Verſtändniß der P. zeigen 
die Jnjtitutionen bezüglich der actio legis Aquiliae, deren pönale Natur fie nur 
infofern gelten laſſen, als fie dem Kläger theild durch die eventuelle Verdoppelung 
ihres Betrages, theils durch Berüdfichtigung eines höheren ala des durch die Ver— 
legung zerjtörten Werthes mehr als volle Entjchädigung zu gewähren vermag. Gerade 
diefe Klage zeigt aber ihre ungemiſcht pönale Natur dadurch, daß mehrere derjelben 
Beihädigung Schuldige je ihren vollen Betrag fchulden. 

Aus Juftinian’s Inftitutionen ift die ſchiefe Auffaffung der P. in die neuere 
Literatur übergegangen, in welcher fie namentlich dur Savigny’s Auktorität fich 
beieitigt hat. Indem Savigny davon ausgeht, daß einerfeit® die eigentlichen 
Strafflagen den Kläger, anftatt ihn blos zu entjchädigen, bereichern, andererjeits 
aber der Einficht fich nicht verjchließt, daß manche Klagen uns in den Quellen ala 
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P. entgegentreten, ohne dem Kläger eine folche Bereicherung zu gewähren, unter- 
jcheidet er von den zweifeitigen oder den Kläger bereichernden die einjeitigen Strafs 
Hagen, welche zwar vom Standpunkte des Klägers nicht als folche ericheinen, wol 
aber von dem des Bellagten aus, da fie ihm nicht blos einen Gewinn abnehmen, 
fondern durch die ihm auferlegte Verpflichtung zur Entjchädigung des Klägers ihn 
möglicher Weije jchädigen. Der Römifchen Auffaffung widerfpricht diefe Theorie 
nicht nur dadurch, daß fie für die eigentlichen von ihm ala zweifeitige bezeichneten 
P. das Moment der Bereicherung des Klägers ald nothwendig ftatuirt, fondern auch 
dadurch, daß fie andererfeits als einfeitige P. jede durch ein Unrecht des Beklagten 
bedingte Erjaforderung gelten läßt. Weſentlich ift es im Gegenfaße hierzu nach 
Römifcher Anjchauung der P. zwar nicht den Kläger zu bereichern, wol aber den 
Beklagten zu jchädigen, weshalb die Forderung einfachen Erſatzes P. nur ijt ala 
Ahndung der Zerftörung eines Werthes und nicht ala Forderung der Rüderjtattung 
eines dem Kläger entfremdeten Werthes oder der Abnahme einer ihm rechtswidrig 
auferlegten Belaftung. Keine P. find daher die actio doli, die actio quod metus 
causa und die actio Pauliana, wenngleich fie, joweit fie dem Beklagten mehr ala 
feine Bereicherung abfordern, actiones ex delicto find. Die Deliktsflagen des Römifchen 
Rechts find daher 1) reine Strafflagen ala Ahndungen perjönlicher Verlegung; 2) ent= 
ichädigende Strafflagen ala Ahndungen direkter pefuniärer Schädigung, endlich 3) reine 
Reftitutiongforderungen (arbitrariae actiones) zur Ausgleichung der Nachtheile, welche 
dem Kläger ein nicht ſowol an fich, ala durch die ihn begleitende vis oder fraus ihn 
widerrechtlich verleender Vorgang zugefügt hat. 

Bon praftifcher Bedeutung ift die Abgrenzung der PB. von anderen Delikts— 
Hagen deshalb, weil die poena von jedem Schuldigen voll eingefordert werden kann, 
während die lediglich rejtitutorifchen Deliktsflagen mit einmal erfolgter Reftitution 
ihr Biel erreicht haben. Dagegen gilt von allen Deliktsfchulden, daß die Verant— 
wortlichfeit des Delinquenten nicht auf die Erben übergeht, wie auch derjelbe Sat 
gilt von der durch dingliche Klage geltend gemachten VBerantwortlichkeit für doloje 
Vereitelung der Reftitution. 

Im Gemeinen Rechte ift dem Römifchen gegemüber die privatrechtliche Verant- 
wortlichkeit für Delikte einerjeit3 ausgedehnt durch ihre vom Kanoniſchen Rechte ver— 
fügte Eritrefung auf die Erben, welche aber nach dem Gem. Rechte nur bis zum 
Maße des Ererbten ftattfindet. Dagegen geht heutzutage die privatrechtliche Delikts— 
Hage lediglich auf Entichädigung, jo daß es feine P. mehr giebt. 

Während daher die reftitutorifchen Deliktsflagen fortbeitehen, find 1) die reinen 
Strafflagen gänzlich weggefallen. Allerdingg war gerade die actio iniuriarum die 
einzige P. von anerkannter gemeinrechtlicher Geltung gewejen ; diejelbe ift aber außer 
Kraft gejeßt durch das RStrafGB. SS 185 ff. Die durch daffelbe Geſetz neu ein— 
geführte „Buße“ bezweckt lediglich Schadloshaltung des Klägers. 2) Die entjchädigenden 
Strafflagen find zu reinen Entichädigungsflagen geworden: a) Bezüglich der rechts— 
widrigen Entwendung beruht dieſes Reſultat auf ihrer grundfäßlichen, die fonkurrirende 
Privatitrafe ausjchließenden öffentlichen Bejtrafung. Die actio vi bonorum raptorum 
ift dadurch in der actio furti aufgegangen, die actio furti dagegen in der condictio 
furtiva nur für den Eigenthümer der entwendeten Sache, wogegen von jeinem An— 
ſpruche der eines anderen durch furtum Gejchädigten fich noch, wenn auch nur noch 
wenig, bezüglich feiner paffiven Vererbung unterjcheidet. b) Daß die Sachbeſchädigung 
nach Gem. Rechte Lediglich zur Entſchädigung verpflichtet, zeigt die fonftante, dem 
Röm. Nechte zumwiderlaufende Behandlung mehrerer derjelben Beichädigung Schuldiger 
als für diefelbe Leiftung ſolidariſch Haftender. Ohne Grund ift dagegen die Ans 
nahme, daß mit der Auffaffung der Klage als einer reinen Entjchädigungsflage 
fih nicht vertrage das bezüglich der Höhe des zerftörten Werthes vom Röm. 
Rechte dem Kläger geftattete Zurüdgreifen auf eine der Beichädigung voran 
gegangene Zeit. 
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Mit Unrecht ſpricht man von einer P., wenn der Betrag einer reftitutorifchen 
Klage zur Beitrafung rechtswidrigen Verhaltens des Beklagten im Prozeſſe ſich erhöht; 
der Wegfall ſolcher Strafen in unſerem Rechte beruht auf der Verſchiedenheit des 
Deutſchen vom re ee 

DOuellen: Gai IV. 6—9. — Just. Inst. IV. 6 $S 16 sq. — Gai III. 182 sq. — Just. 
Inst. IV. 1-5. — Dig. 5 
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een I. 1 (1828). — Alfred Pernice, Zur Lehre von den Sachbeſchädi u. 
(1877), — 116 ff.; wr,T — II. (1878) S. 100. — Thon, Rechtsnorm und ſub— 
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Bontififalien, jura pontificalia, heißen diejenigen Rechte, welche dem Biſchof 
kraft jeiner bifchöflichen Konfekration zuftehen, alfo aus dem bifchöflichen Ordo her— 
fließen, wie die Spendung der Sakramente der Ordination und Firmung, die Ans 
fertigung des Chrisma, die Konſekration der Kirchenaltäre und Opfergefäße, die 
Salbung der Könige, die Benediktion der Aebte und Webtiffinnen. Andererjeits 
nennt man auch die Inſignien, welche der bifchöflichen Würde eigen find, wie 3. B. 
die Mitra, den gebogenen Hirtenftab, den Bijchofsring, den bifchöflichen Thron mit 
dem Baldachin darüber zc., P. Die Ausübung der Pontifitalvechte und der Gebrauch 
der Pontififalinfignien ift de jure auf den Sprengel des Biſchofs befchräntt, in einer 
fremden Didzeſe bedarf er für beides immer der Erlaubnif des betreffenden Ordinarius. 
Kraft befonderen Privilegs kann der Gebrauch der P. auch anderen firchlichen Würden- 
trägern geftattet fein, ferner haben die KHardinäle, welche nicht Kardinalbijchöfe find, 
in Folge des Kardinalats das Vorrecht, fi) in den ihre Titel bildenden Kirchen 
der P. zu bedienen. — Endlich veriteht man unter PB. die firchlichen Funktionen, 
welche die Biſchöfe in feierlicher Pontifikalkleidung, aljo angethan mit den vollen 
Infignien ihrer Würde, ſelbſt in feierlicher Weije celebriren. P. Hinſchius. 


Popularklagen find diejenigen Forderungen oder Klagerechte, deren Durch— 
ſetzung im Wege des Giv.Prz. erfolgt, obgleich fie nicht ein privates Recht des ein- 
zelnen, jondern ein gemeinjames Intereſſe aller Bürger geltend machen. P. find 
aljo im Gegenjage zu den dem einzelnen kraft eines Sonderrechtes zuftehenden die 
jedem Bürger kraft Bürgerrechtes zuftehenden Givilklagen. Auch fie machen ein 
eigenes Necht des Klägers, aber kein ihm ausjchließlich eigenes geltend. Dadurch, 
daß die P. nicht ein fpezielles Intereffe des einzelnen Klägers geltend machen, find 
fie nothwendig nicht rem persequentes, jondern poenales. Indem die popularis 
actio jedem Bürger ala ſolchem zufteht, fteht fie ihm zu nicht als einem Bertreter, 
jondern ala einem Mitgliede der Gefammtbürgerichaft, ift alfo begründet in feiner 
eigenen Perfon, kommt daher auch ihm für jeine Perfon zugute, jo daß er die 
mittel® der popularis actio erlangte Summe nicht etwa an den Staat abauliefern 
hat. Für die „profuratorifche” Natur der P. beweift nicht 1) der Ausfchluß der 
Infamen von ihrer Anftellung und die Unmöglichkeit ihrer Anjtellung durch einen 
Kognitor, da beides fich hinreichend dadurch erklärt, daß hier der Kläger nicht ala 
Subjekt eines Sonderrechtes, jondern in feiner Eigenjchaft als Bürger auftritt. Daß 
jodann 2) die Erhebung der P. ihre erneute Anstellung durch andere Kläger aus: 
jchließt, erklärt fich auß der Identität des Nechtäjtreites, welcher vermöge der Iden— 
tität des vom Beklagten begangenen Unrechtes und des durch die Klage geltend ge— 
machten Interefjes jeiner Ahndung bier nicht wie ſonſt durch Identität der Par- 
teien bedingt ift. 

Die populares actiones find durchweg prätoriichen Urſprungs; die durch die— 
jelben gejchüßten Intereſſen find namentlich 1) das religiöfe der sanctitas sepulcri 
bei der actio sepulcri violati, jodann 2) das der Frreihaltung Öffentlicher Straßen 
und Plätze a) bei der actio de dejectis et effusis, de positis et suspensis und der 
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ädilitiſchen de bestiis, b) bei der actio de mortuo illato und der operis novi nuntiatio. 
3) Das Intereffe der Integrität obrigkeitlicher öffentlicher Belanntmachungen wird 
geichüßt durch die actio de albo corrupto, 

Einen eigenen Charakter hatte die actio de testamento aperto oder die Straf- 
Hage wegen vorzeitiger Teftamentseröffnung, indem hier die Straffumme nur zur 
Hälfte dem Kläger praemii nomine zufiel. Während bei allen anderen prätorifchen 
P. die Strafe dem Kläger in feiner Eigenſchaft al& Glied des populus gejchuldet 
wird, ift fie hier vielmehr dem populus jelbft geichuldet, der nur jeinem Vertreter 
die Hälfte überläßt. Solche dem Staate gejchuldete Gelditrafen, deren Einforderung 
im Wege des Givilprozeffeg jedem Bürger zuftand, waren in einer Reihe von Fällen 
durch Gejek jtatuirt; beftritten ift jedoch, ob auf diefe Fälle der Begriff der popu- 
laris actio Anwendung finde. Gleichgültig ift e& hierfür, daß jene Geſetze jelbjt 
diefer technifchen Bezeichnung fich nicht bedienen; ihre Anwendbarkeit auf die ge— 
dachten Fälle ift nicht zu leugnen, da wir auch in ihnen einerſeits mit civil 
prozefiualiichen Aktionen e8 zu thun haben und andererſeits dieſe actiones im Gegen— 
jate zu den privatae noch in höherem Grade populares find als die präto- 
riſchen. Wenn aber namentlich Brinz die ganze Verſchiedenheit der Fälle auf 
einen Gradunterſchied zurückführt, ſo überſieht er, daß der populus, deſſen Intereſſe 
die prätoriſchen P. zu wahren pflegen, keineswegs identifch ift mit demjenigen populus, 
welchen kraft gejelicher Damnation eine Strafe gefchuldet ift. Dort ift der Gegenjat 
des Privaten und Popularen der des einzelnen und aller, indem die popularis actio 
nicht ein Sonderinterefje des Klägers, jondern ein Jntereffe aller Bürger wahrt, das 
als Intereſſe jedes Bürgers für jenen in feiner Weiſe ein fremdes ift. Wer dagegen 
eine dem Staate gefchuldete Summe einklagt, der ift ein Vertreter fremden Rechtes, 
da die Rechte des populus als einer rechtlichen Einheit für den einzelnen Bürger 
fremde Rechte find; für diefe — alſo und nur für fie trifft Savigny’s Auf— 
faſſung (Obligationenrecht, II. ©. 314) zu, daß „jeder Bürger gleichjam einen Staats— 
anwalt voritellte”. 

Beiteht jo eine Weſensverſchiedenheit zwifchen den jedem Bürger für fich zu— 
ftehenden und den im Namen des Staates vom einzelnen Bürger als feinem Organe 
geltend gemachten Strafforderungen, fo erhebt fich andererjeits die Frage, ob eine 
mehr als prozeſſuale Verſchiedenheit beitehe zwiſchen den prätorifchen populares 
actiones und den popularia interdieta. Solche Interdikte eriftirten 1) gegen 
unberechtigte Anlagen a) an öffentlichen Wegen (mit Ausnahme der ftädtifchen und 
wol auch der Staatäftraßen) und Abzugsfanälen, b) an öffentlichen Flüſſen, joweit 
dadurch die Schiffahrt behindert oder der Waflerlauf geändert wird; 2) gegen Ver— 
binderung der Benutung oder Reparatur der Wege und Flüffe bzw. Flußufer; 
3) gegen Schädigung durch irgend welche Anlagen auf öffentlichem Boden. 

Während die unter 1 erwähnten Interdikte den prätorifchen populares actiones 
ichlechthin gleichartig find, ift bei den übrigen dieje Gleichartigkeit jedenfalls nur 
einne theilweife, weil fie nicht jedem Bürger, ſondern nur dem durch den Beklagten 
Behinderten oder mit Schaden Bedrohten zuftchen. Zwar macht auch bier die Klage 
fein Sonderrecht geltend; doch iſt fie nicht mehr pönaler Natur und macht ein 
individuelles Intereffe des Klägers geltend. Ein individuelles Recht wahrend, defien 
Anipruch auf rechtlichen Schu im Bürgerrechte als ſolchem begründet ijt, find dieſe 
Klagen zwar den eigentlichen PB. aufs engfte verwandt, aber doch feine wirklichen 
P. mehr, indem die Bejonderheiten diefer hier wegfallen. 

Während die Fälle einer dem Staate gejchuldeten Strafe, deren Forderung im 
Wege des Civ. Prz. jedem Bürger zuftand, mit einer Ausnahme (l. 3 pr. D. de 
term. moto 47, 21) jchon dem Juftinianifchen Rechte nicht mehr angehören, find außerdem 
für unſer Recht gleich anderen Forderungen auf eine dem Kläger zu zahlende Strafe 
die eigentlichen PB. weggefallen, während die Geltendmachung eines individuellen kraft 
Bürgerrechtes auf rechtlichen Schuß Anfpruch machenden Intereſſes dem heutigen 
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Rechte noch angehört, mit der Modifikation jedoch, daß Heutzutage anſtatt der nad 
Röm. Rechte jenen Schub begründenden Eigenjchaft eines Bürgers die eines Rechts— 
jubjeftes genügt. 

In England, wo der StrafPrz. auf dem Begriffe des allgemeinen Anklage: 
rechtes beruht, können auch im Wege des iv. Prz. durch jeden Bürger Gelditraien 
eingefordert werden, deren Betrag aber nur zum Theil ala Belohnung dem Kläger 
zufällt, jo daß derjelbe ala Vertreter des Staates auftritt; die eigentlichen prätoriichen 
P. kehren dagegen in feinem modernen Rechte wieder. 

Quellen: Tit D. de popularibus actionibus 47, 23. 

Lit: TH Mommjen, Die Stadtrechte der latiniichen Gemeinden Salpenfa und 
Malaca in der Provinz Bätica, in d. Abb. d. k. Sächſ. Geſ. d. W., 1855, S. 461 ff. — 
Bruns, Ztichr. für Rechtögeichichte, III. S. 341—415 (diefe Arbeit ift insbeſondere epoche⸗ 
machend für die Scheidung der jedem Bürger für fich zuftehenden Popularflagen und der dem 
einzelnen Bürger anvertrauten Einforderung einer = populus gejchuldeten Strafe), — 
Brinz, Panbekten, 2, Aufl. $ 86. Hölder. 


Bortaliß, Jean Etienne Marie, & 1. IV. 1746 zu Bauffet im Departe: 
ment Bar, wurde 1765 Advokat zu Air, ging nad) Paris, wo er nach Ausbruch 
der Revolution verhaftet und bis zum Sturz der Schreckensherrſchaft in ein Deten- 
tionshaus eingefperrt wurde. Dann trat er in Paris ala Advokat auf, wurde Ab- 
geordneter, nad) der Revolution vom 18. Fructidor zur Deportation nach Guiana 
verurtHeilt, der er fich durch Flucht nach Deutichland entzog. Nachdem er nad 
Frankreich zurückgekehrt, wurde er von Napoleon in die Kommiffion zur Abjaflurig 
eined Givilgejeßbuches gewählt, erhielt 1801 Sit im Staatörathe, wurde 1803 
Senator, 1804 Kultusminifter, F faſt ganz erblindet 25. VIII. 1807 und wurde 
im Pantheon IR 

Schriften: Discours, ng et travaux inédits sur le code civil par vicomte 
Freder. Portalis, Par. 1844. — Sur le concordat de 1801, Par. 1845. — Sur la distinction 
des deux puissances, 1771. — Consultation sur la validit& des mariages des protestants 
de France, 1771. — De de et de !’abus de l’esprit philosophique durant le 18m 
siöcle, Par. 1820, 3. Aufl. 1833. 

dit.: Scloffer, Geichichte des 18. und 19, Jahrh., 5. Aufl. 1865, Bb. VI. ©. 379, 
380. — Stobbe, Rechtäquellen, II. 436 N. 57. — Savigny, Beruf unierer Zeit, ©. 6l 
bis 78. — Aubepin in der Revue hist. 1856, p. 180—193. — Boull&e, Essai sur la 
vie, le caracteöre et les ouvrages de P., Par. 1859. — Fregier, Portalis philosophe 
chretien, 1861. — Eloge u, E. M. Portalis ge L. Lallement mem. cour., Par. 
1861. — Roditre, Les grands jurisconsultes, 1874, p. 406, 408. — Schulte, Geſchichte, 
Il.a ©. 655. — ffriedberg, Grenzen, ©. 516; Derielbe, Eheſchließung, S. 566. — 
Mignet, Eloges historiques (2) 1864, p. 225—278 über ben Sohn, comte Joseph Maria 
Portalis [1778—1858]. — Ebenjo Le nal ai I Oser de mailen 1879, . 144—147. 

eıymann. 

BVortopflichtigkeit. 1) Der Begriff der P. ift einmal abzugrenzen gegenüber 
dem Begriff der Portofreiheit, andererjeits entgegenzuftellen der Poſtpflichtigkeit (Poſt— 
zwang) und dem Frankirungszwang. Unter Boftpflichtigfeit ift diejenige Be 
ichränfung der Handlungs und Gewerbefreiheit zu verftehen, in Folge deren es ver- 
boten, zur Beförderung gewiffer Gegenftände — heute nur noch verjchloffener Briefe 
und öfter ald einmal wöchentlich erjcheinender politifcher Zeitungen — fich einer an— 
deren Gelegenheit ala der Pot zu bedienen (ſ. d. Art. Poſt); wer daher derartige 
Gegenjtände, abgejehen von außerordentlichen, in $ 15 des Poftgejeßes vorgejehenen 
Fällen, ander ald mit der Poſt befördert, macht fich einer Poftdefraudation jchuldig 
oſtgeſetz, $ 27; ſ. d. Art. Poſtſtrafrecht). Während die Poftpflichtigkeit ein 
im Gejeße, ift die Srankirungspflichtigfeit ein im Reglement ruhender 
Begriff. Der Frankirungszwang befteht nach Deutſchem Poftrechte im inländijchen 
Verkehr für Poftkarten, Drudjachen, Waarenproben, Poſtanweiſungen, Poftaufträge 
und Gitafettefendungen. Hat die Verlegung der Poftpflichtigkeit Strafe, jo Hat die 
Nichtbeachtung des Frankirungszwanges Lediglich Nichtbeiörderung, bzw. Nicht» 
annahme zur Folge. (Die Häufigfte Nichtbeachtung des Frankirungszwanges, die 
ihon zu vielen Ungzuträglichkeiten Anlaß gegeben, ift die Benugung Deutjcher 
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Reihspoftlarten in Bayern und Württemberg oder umgekehrt, alſo für die betreffenden 
Berwaltungsgebiete unfrantirter Karten.) 

2) P. beiteht num gemäß dem Deutichen Poft- und dem mehrfach veränderten 
Pofttargeje für alle der Poſt zur Beförderung übergebenen Sendungen. Wem dies 
trivial Elingt, der jei darin erinnert, daß z. B. bis vor Kurzem die Pojtverwaltung 
der Argentinifchen Republit alle nicht illuftrirten Zeitungen gratis bejörderte. Die 
P. ift Lediglich eine Pflicht des Abſenders: die Höhe des Portos bejtimmt fich theils 
durch Geſetz, theils durch Reglement, teils durch internationalen Vertrag. Außer 
bei den oben erwähnten, dem Frankirungszwange untertvorfenen Sendungen, kann 
der Mbjender der Pojtverwaltung die Einziehung der Gebühren vom Adreffaten über: 
tragen. In diefem Falle wird mit dem ZTransportvertrage ein Nebenvertrag (vom 
Weſen der Aifignation) verbunden, deffen Beftehen aus der einfachen Aufgabe der 
unfranfirten Sendung gefchloffen wird. Die Poft ift zum Abjchluß jolchen Ver— 
trag (von den erwähnten Sendungen abgejehen) verpflichtet, erhebt aber für die 
damit verbundene Mühwaltung eine außerordentliche Gebühr, „Zufchlagsporto” von 
10 Piennig, welches nur bei den „portopflichtigen Dienftjachen“ in Wegfall kommt 
(Pofttargefeg, $ 1; Poittarnovelle, $ 3). Durch die „Nichtfrankirung“ wird aber 
die P. nicht zu einer Pflicht des Adreſſaten; eine jolche entjteht erjt durch die An— 
nahme der Sendung: wird die Annahme oder die Zahlung der Gebühren verweigert, 
jo ift der Abjender regreßpflichtig (Poſtordn, $ 44, IV.). Unbezahlt gebliebene 
Beträge an Porto ıc. find die Poftanftalten berechtigt nach den für die Beitreibung 
Öffentlicher Abgaben beftehenden Vorſchriften exekutiviſch einziehen zu laſſen (Poſt— 
geſetz, S 25). Jedoch fteht dem Erequirten die Betretung des Rechtöweges offen. 
Die P. erliicht (Pofttargeieh, $ 7) durch Verjährung, wenn binnen einem Jahre 
die Nachiorderung nicht angemeldet wird. Ebenſo fällt die P. fort bei Sendungen, 
welche erweißlich auf der Poſt verloren gegangen oder wegen einer von der Poſt zu 
vertretenden Beichädigung vom Adreffaten nicht angenommen worden find. Die 
Verlegung der P. wird nach $ 27 des Poftgejetes beflraft (f. d. Art. Poſtſtrafrecht). 

3) a) Die P. ift modifizirt durch einzelne mit Staatsbehörden (Verzeichniß 
bei Fiſcher, Poſtgeſetzgebung, S. 106) auf Grund $ 11 des Portofreiheitsgejehes 
getroffene Vereinbarungen, wonach an Stelle der einzelnen Porti Averjional- 
jummen an die Reichöpoftverwaltung gezahlt waren. b) BPortovergünftigungen 
find vorläufig noch bewilligt den Perjonen des Militärftandes und der Kriegsmarine 
(P.D.A. III. Abth. 1; Poſthandbuch, ©. 170; Gebührentarif, $ 37), während jedoch 
PVortofreiheiten oder Ermäßigungen nur im Wege des Geſetzes geändert werden fünnen, 
it (Portofreiheitsgefeß, $ 5) eine Aufhebung diejer Bergünftigungen im Berwaltungs- 
wege möglich. ec) Ein gänzlicher Fortiall der P., Bortofreiheit, bejteht nach dem 
Geſetz dv. 5. Juni 1869 (Portofreiheitsgejeg, auch auf Baden, Reichslande, Bayern, 
Württemberg ausgedehnt, ſ. Fiſcher, ©. 99) für die regierenden Fürſten des 
Deutichen Reiche, deren Gemahlinnen und Wittwen. Dieje Portofreiheit bezieht fich 


— 


auch auf Sendungen, welche die dieſen Allerhöchſten Herrſchaften zugetheilten Ver— 


waltungen, Hausminiſterien, Hofmarſchallämter abſenden und empfangen. Ferner ge— 
nießen Portofreiheit alle reinen Reichsdienſtſachen, Militär-, Marine-, Poſt-, Bundes⸗ 
raths⸗, Neichstagsjachen, mit Ausnahme aller Stadtpoſtſendungen. Erforderlich iſt, 
daß diefe Sendungen die Bezeichnung als Dienftfache tragen und mit amtlichem 
Stempel (Siegel, auch Siegelmarke) verjchloffen find. 

Die Gebührenpflichtigkeit im Zelegraphenverkehr, wie die gebührenfreie Beför- 
derung der Telegramme regeln Telegraphenordn. (1880) $$ 18, 26; Allerh. Verordn. 
vom 2. Juni 1877. 

Lit.: Handbuch für Poft und Telegraphie, ©. 66, 132, 174, 176 ff. — Fiſcher, Poſt— 
Ra, De. Mo ung, ©. 38, 39, 98 ff., 150, 178, _ 8a band, Staatöredht des Feut chen 


— Beutner, Das Gefeh * die Bortofreiheien, x. erläutert (Pots: 
v. Kirchenheim. 
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Boft. I. Die Entwidelung im Allgemeinen. 1) Das P.iveien ge- 
hörte von feiner Entjtehung an zu den wenigen Berwaltungsgegenftänden, binfichtlich 
deren eine Kompetenz des früheren Deutichen Neiches begründet war. Indeß hatte 
doch die Reichsſtaatsgewalt ala folche daran feinen unmittelbaren Antheil, vielmehr 
war das P.weien jchon vor dem SOjährigen Kriege ein lehnbares Recht des fürft- 
lichen Haufe Thurn und Taxis geworden, welches noch im Reichsdep.Hauptſchluß 
von 1803 $ 13 und in der Deutichen Bundesacte von 1815 Art. 17 in jeinem da— 
maligen Stande garantirt wurde. Es hatte übrigens zu den Sontroverjen des ehe— 
maligen Reichörechts gehört, ob beim Mangel eines jörmlichen NReichsichluffes die 
Zulaffung der Taxis'ſchen P. in den einzelnen Territorien wirklich eine reich&ver- 
faffungsmäßige Verpflichtung der NReichäftände ſei. Jedenfalls kam es thatjächlich 
zur Einführung derjelben nur in den mittleren und Kleinen Gebieten des füdlichen 
und wejtlichen Deutichland, Für welche eine derartig einheitliche Verkehrsanftalt eine 
wirkliche Wohlthat war, nicht aber in Defterreich und in Preußen. Namentlich in 
Preußen ift diejelbe nirgends eingeführt, und mit Ausdehnung des Staatögebiets 
überall bejeitigt worden. In&bejondere wurden die Taris’schen Rechte am Rhein 
und in Weitfalen durch Vertrag vom 4. Juni 1816 in eine Jahreßrente verwandelt, 
an deren Stelle wieder durch Vertrag vom 11. Mai 1819 das nubbare Eigenthum 
eines Domänenkomplere im Großherzogthbum Pofen trat, das unter dem Namen 
Fürſtenthum Krotoszyn zur Standesherrichaft erhoben und ala Thron: Mannlehen 
verliehen wurde. Endlich ift durch Vertrag vom 28. Jan. 1867 das ganze damals 
noch beitehende Taxis'ſche Poſtweſen gegen eine Entihädigung von 9 Mill. Mark 
auf den Preußiichen Staat übernommen worden, nicht blos in demjenigen Gebieten, 
die wie Naſſau, Heſſen-Homburg, Frankfurt damals Preußen inforporirt wurden 
oder wie Sohenzollern bereits inforporirt waren, fondern auch in den übrigen Ge- 
bieten, namentlich im Großhergogthum Heſſen und den Thüringiſchen Staaten. 

2) In Preußen war, jchon wegen der zeriplitterten Lage des Staatsgebiets, der 
Ausbildung des P.weſens von jeher eine ganz bejondere Aufmerkſamkeit zugewandt 
worden. Schon unter dem Großen KHurfürften wurden mit den zwijchenliegenden 
Fleinen Gebieten P.verträge geichloffen. Bereits 1652 wurde ein eigener General» 
pojtmeifter an die Spibe diefer Verwaltung geftellt. Unter Friedrich dem Großen 
erging die umfafjende P.ordnung vom 26. Nov. 1782. Im Allg. ER. nahmen die 
Beitimmungen über das P.wejen einen breiten Raum ein (Th. II. Tit. 15 Abich 4). 
In den 1815 neu erworbenen Landestheilen blieb die dortige Geſetzgebung allerdings 
beitehen, weil fie materiell im Ganzen übereinjtimmte. Grit das P.gefeß vom 
5. Juni 1852 bat eine einheitliche Regelung für das ganze Staatägebiet herbei- 
gerührt. 

3) Die Berfaffung des Nordd. Bundes und ebenjo die gegenwärtige Reichs— 
verfafjung hat im Art. 4 Nr. 10 bejtimmt, daß das P.weien der Beauffichtigung 
und der Gejehgebung des Reichs unterliegen jollte. Die näheren Normativbeitimmungen 
geben Art. 483—51. Diefe finden jedoch auf Bayern und Württemberg nur jehr 
bejchräntte Anwendung. Plan muß demgemäß zwifchen einem Reichspoſtweſen im 
weiteren und im engeren Sinne unterjcheiden. Jenes bezieht fich auf das gefammte 
Reih mit Einjchluß von Bayern und Württemberg, betrifft aber nur die Einheit 
der Geſetzgebung, des Tarifweiend und die Vertretung nach Außen; diejes bezicht 
fih auf das Reich mit Ausschluß von Bayern und Württemberg und begreift die 
Verwaltung der PB. als einer einheitlichen Verfehrsanftalt mit gemeinſamem Budget, 
gemeinfamer Organifation und gemeinfamem Dienjtbetriebe. Hinfichtlich diefer Reichs— 
poftverwaltung im engeren Sinne ift aber nochmals zu unterjcheiden zwifchen den— 
jenigen Attributen, welche der Reichsgewalt ala jolcher, und denjenigen, welche 
Namens des Reichs den Einzeljtaaten zuftehen. Denn die Neichögewalt als jolche 
hat nur die obere Leitung, den Erlaß der geſetzlichen und reglementarischen Normen, 
den Abichluß der P.verträge, die Anftellung der oberen Beamten, während alle 
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übrigen Funktionen, in&bejondere die Anftellung der unteren Beamten, den Einzel» 
ftaaten zuſtehen; eine Sachlage, die nur dadurch wieder zu Gunften der poftalifchen 
Einheit alterirt wird, ala es den Eingelftaaten in der Reichsverfaſſung ausdrüdlich 
freigeftellt ift, wie binfichtlich der militärischen, jo auch Hinfichtlich der poftalifchen 
Berugniffe befondere Verträge abzujchließen, in Folge deren dann die meiften Staaten 
die jelbftändige Ausübung diefer Berugniffe auf Preußen übertragen haben. Preußen 
endlich hat die gefammte Berwaltung des ihm vertraggmäßig oder ſonſt zuftehenden 
P.wejens durch Erlaß vom 28. Sept. 1867 auf den Minifterpräfidenten übertragen, 
jo daß bei der Identität deflelben mit dem Reichskanzler eine Trennung zwijchen der 
Preußifchen und der Reichspoſt volljtändig befeitigt if. 

4) Die Regelung des Reichspoſtweſens ift auf Grund des Abjchnitts VIII. der 
Keichöverf. (Art. 48 ff.) zuerjt durch das P.gefeh des Nordd. Bundes vom 2. Nov. 
1867 erfolgt, welches im Wefentlichen dem Preuß. P.geiehe von 1852 nachgebildet 
war, und fich Hauptjächlich auf das P.regal, die Eriakpflicht, die poſtaliſchen Vor— 
rechte, die P.fontraventionen und deren. Beitrafung erjtredt. An die Stelle deffelben 
it dann jeit der Begründung des Reichs das Neichspoftgeje vom 28. Oft. 1871 
getreten, welches von dem früheren Gefeße nur unweſentlich abweicht. Daneben 
fommft noch das Geje über das P.taxweſen vom 28. Oft. 1871, modifizirt durch die 
P.tarnovellen vom 1. Juni 1873 und 3, Nov. 1874 in Betracht. Das jog. P.-Eijen- 
bahngeieg vom 20. Dezbr. 1875 ift jchon in dem Art. Eifenbahngejeßgebung 
erörtert. Die reglementarifchen Beitimmungen waren zuerjt in der P.ordnung vom 
18. Dezbr. 1874 zufammengefaßt, welche dann durch die Abänderungen vom 13. April 
1877 und 4. Febr. 1878 mehrfach modifizirt wurden, und an deren Stelle gegen= 
wärtig die P.ordnung vom 8. März 1879 (Gentralbl. ©. 185 ff.) getreten iſt. 

Mit der P.verwaltung iſt jeit dem 1. Jan. 1876 die Verwaltung des Tele 
graphenmwejens verbunden worden, welches übrigens bisher lediglich durch reglemen- 
tariſche Beftimmungen geregelt wird, jet durch die Reichstelegraphenordn. vom 
13. Auguft 1880. 

U. Die Organifation. 1) Die Gentralverwaltung lag in Preußen jeit 
1814 in der Hand des Generalpoftmeiiters, der regelmäßig Mitglied des Staats- 
minifteriums war. Die Befugniffe defjelben gingen jedoch feit der durch Verordn. 
vom 17. April 1848 erfolgten Errichtung des Minifteriums für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten auf den Handelsminiſter über, der die P.jachen in der erſten 
Abtheilung feines Minifteriums, welches die Bezeichnung Generalpoftamt Tührte, und 
an deren Spitze als Minifterialdireftor ein Generalpoftdireftor jtand, bearbeiten lieh. 
Nach dem Webergange des P.weſens auf das Reich bildet dann ſowol für das Reich, 
als auch für Preußen der Reichsfanzler die oberite Stelle. Unter ihm wurden die 
P.iahen anfangs von einer Abtheilung des Reichskanzleramts beforgt, die wiederum 
die Bezeichnung Generalpoftamt führte und an deren Spibe wiederum der General: 
poftdireftor jtand, und neben der als eine weitere Abtheilung die Generaldirektion 
der Telegraphen funktionirte. Seit dem 1. Jan. 1876 tft dann die oberjte Leitung 
des P.⸗ und Zelegraphenweiens vom Reichskanzleramte getrennt und unter fort= 
dauernder Leitung und Berantwortlichkeit des Reichskanzlers einer oberjten P.- uud 
Telegraphenverwaltung unter einem Generalpoftmeifter übertragen, welche im zwei 
Abtheilungen das P.- und das Telegraphenmwejen bearbeitete. Dieſe Gentralbahörde 
zertällt jedoch gegenwärtig in drei Abtheilungen und führt die Bezeichnung Reichs— 
poftamt, an deifen Spite nunmehr ein Staatäjekretär jteht. 

2) Als provinzielle Mittelbehörden fungiven die Oberpoftdireftionen, bejtehend 
aus einem Oberpojtdireftor, einem Bureauvorfteher mit dem Titel Poftrath, einem 
P.injpektor und einem P.kaſſenkontroleur, hauptjächlich für Beichwerde- und Rechnungse 
lachen. Die Nothwendigkeit jolcher Behörden hatte fich ſchon zur Zeit der Stein' ſchen 
Reformen geltend gemacht, und führte damals zu der Ausdehnung der Kompetenz 
der Regierungen, bie fich aber nicht bewährt hat und jchon 1815 wieder bejeitigt 
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wurde. Die endliche Einführung der Oberpoftdireftionen erfolgte erſt 1849 und ift 
ein Werk des Minifters v. d. Heydt, der dabei einer lebhaften Oppofition be— 
gegnete; fie find ſeitdem auf das Reich ausgedehnt. Die Bezirke ſollten urfprünglich 
mit den Wegierungäbezirfen genau zujammenfallen, find jedoch jpäter vielfach 
erweitert worden. 

3) Die lokalen P.anftalten find je nach dem Gefchäftsumfange P.ämter eriter, 
zweiter und dritter Klaſſe; die Vorfteher der P.ämter erjter Klaſſe heißen P.direl- 
toren, die der zweiten P.meifter, die der dritten P.verwalter. Zur Bejorgung des 
P.dienftes in ganz Heinen Orten beftehen ſog. B.agenturen, die regelmäßig nicht von 
Beamten, fondern von geeigneten Ortseinwohnern verfehen werden. 

III. Das P.regal und der P.zwang. Bon einem poftmäßigen Betrieb 
ift überhaupt nur die Rede, wenn mit feftitehenden Abgangs- und Ankunftszeiten ein 
Wechſel der Transportmittel umd eine Zugänglichkeit für Jedermann gegen Entgelt 
fich verbindet. Auf einen folchen Betrieb bezieht fich das P.regal und der P.zwang, 
jenes enthält lediglich eine Beichränfung des freien Gewerbebetriebes, ein Verbot, 
diefer eine pofitive Nöthigung, ein Gebot; dieſer faßt daher ald das majus, ſoweit 
es überhaupt bejteht, jenes in fih. Das P.regal ift nun zunächit durch das Eiſen— 
bahngejeg von 1838 zu Gunften der Eifenbahnen, durch das P.gejeß von 1852 zu 
Gunſten der Dampfichiffe, beichränft worden, jo daß jeitdem alle diejenigen Gegen— 
ftände, welche nicht dem P.zwang unterworfen waren, mittels Eifenbahnen und Dampf- 
ichiffe befördert werben Eonnten; zu Gunſten des Fahrgewerbes auf den Landjtraßen 
bat dann zuerft das P.gefeh von 1852 die regelmäßigen Abfahrts- und Ankunits= 
zeiten freigegeben, fofern nur fein Wechjel der Transportmittel ftattfand, das P.geſetz 
von 1867 die mit allen poftmäßigen Kautionen ausgeftatteten Fuhranftalten einer 
Grlaubniß der P.behörde nur dann unterworfen, wenn auf der betreffenden Strede 
eine täglich gehende Perjonen-P. bereits beftand, endlich das P.gefe von 1871 das 
P.regal ganz und vollftändig aufgehoben. Der P.zwang für NReifende und für 
Padete wurde insbeſondere jeit der Entſtehung der Eifenbahnen vielfach eingejchränkt 
und gänzlich aufgehoben, für Reijende 1852, für Padete 1867. Gr befteht gegen=- 
wärtig nur noch für Briefe und für politifche Zeitungen. Was zunächit den 
P.zwang für Briefe betrifft, jo wird dabei vorausgefeht, daß die Beförderung 
von Orten mit einer PB.anftalt nach Orten mit einer P.anftalt des In- und 
Auslandes erfolgt; es beiteht alſo 3. B. kein P.zwang für Stadtpoſtbriefe; der 
P.zwang bezieht fich ferner nicht auf offene, jondern nur auf verichloffene Briefe, 
ohne daß es dabei auf die Art des BVerfchluffes ankommt, jo daß insbejondere auch 
zugenähete Briefe dem P.zwang unterliegen, nicht aber Kreuzbandjendungen; der 
P.zwang bezieht fich emdlich nicht auf Gefälligkeitsbeforgungen,, jondern e& unter= 
liegen demjelben nur diejenigen Briefe, welche gegen Bezahlung befördert werden; 
eine P.kontravention würde aber jchon bei der Beförderung eines einzigen Briefes 
gegen Bezahlung vorliegen, ohne daß ein gewerbsmäßiger Betrieb vorhanden zu 
jein braucht; auch ift es durchaus nicht nothwendig, daß die Bezahlung in baarem 
Gelde beſtehe; eine Beförderung gegen Bezahlung ift jedoch gejtattet, wenn folche 
durch erpreffe Boten oder Führer erfolgt, ſofern ein folcher Erpreffer nur von einem 
Abjender abgeſchickt iſt, und weder von Anderen noch für Andere Briefe mitbringt. 
Der P.zwang in Bezug auf Zeitungen politifchen Inhalts, welche öfter als wöchentlich 
ericheinen, unterliegt denjelben VBorausfegungen und Modalitäten, wie der P.zwang in 
Bezug auf Briefe, mit der Ausnahme, dab das Verbot der außerpoftmäßigen Beför— 
derung fich nicht auf den zweimeiligen Umkreis des Urſprungsorts der Zeitung bezieht. 
Hinfichtlich der Zeitungen hat die P. nicht blos den Transport, jondern auch den 
Debit, d. h. die Annahme und Ausführung der Bejtellungen, die Adreffirung der 
einzelnen Blätter, die Einkaffirung der Gelder und die Abführung derjelben an bie 
Verleger. Wie übrigens die Annahme und Beförderung reglementmäßiger P.jendungen 
überhaupt nicht verweigert werden darf, jo iſt in&befondere auch feine im Gebiet des 
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Reichs ericheinende Zeitung von P.debit auszujchließen,; auch muß bei der Nor— 
mirung der Provifion nach gleichen Grundjägen verfahren werden. 

IV. Die Garantie der P. Urſprünglich waren in Preußen bejondere 
Beitimmungen Hierüber nicht erlaflen, es famen vielmehr die allgemeinen privat- 
rechtlichen Grundjäße über das Berhältniß der Fuhrleute zu den Frachtgebern in 
Betracht. Auf diefem Standpunkte jtand auch noch das Allg. ER I. 15 88 157 ff., 
indem dort namentlich das Verhältniß der Schiffer gegen die Neifenden und Be- 
frachter ald maßgebend Hingeftellt wird. Grit das Preuß. P.gejeg vom 5. Juni 
1852 hat die Analogie des P.transportes mit dem Schiffstransporte aufgegeben und 
jelbjtändig Normen für die jeitens der P. zu leiftenden Garantien jeitgejeßt, die 
dann auch ziemlich wörtlich in das frühere Nordd. Bundes» und jeßige Reichspoit- 
gejeg übergegangen find. Danach wird ein Erſatz im Allgemeinen geleiftet für Geld» 
jendungen, Padete mit oder ohne Werthbeflarationen, Briefe mit deflarirtem Werthe 
und refommandirte Sendungen. Die Erſatzleiſtung bleibt jedoch ausgeſchloſſen, 
wenn fie durch die eigene Fahrläſſigkeit des Abjenders herbeigeführt ift oder durch 
die natürliche Beichaffenheit des beiörderten Gutes oder durch die unabwendbaren 
Folgen eines Naturereigniffes oder wenn der Schaden fich ereignet hat auf einer 
auswärtigen PB.itation, mit der feine Konvention beiteht. Bei verzögerter Beför- 
derung tritt ein Erfag nur dann ein, wenn die Sache dadurch verdorben ijt oder 
ihren Werth bleibend verloren hat (ganz oder theilweife), während feine Rüdficht 
genommen wird auf eine Aenderung des Kurſes oder des marftgängigen Preijes. 
Die Entjchädigung bezieht fich jtet® nur auf den unmittelbaren Schaden und jelbjt 
diefer wird vielfach nicht vollftändig erfeßt, wie z. B. bei Padeten die Vergütung 
nie mehr beträgt ala 3 Mark für das Piund. 


Lit.: Stephan, Gedichte der —— Poſt von ihrem Urſprunge bis auf die 
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BPoftliminium (Ih. I. S. 1027 ff.). Das Röm. Recht betrachtete die 
Kriegägeiangenichait ala rechtmäßige Entjtehungsurjache der Sklaverei und wendete 
diejen Grundja auch auf die friegägefangenen Römer an. Da nun überhaupt fein 
Sklave ein Teftament machen konnte, jo mußte auch das Tejtament eines in der 
Kriegsgefangenſchaft verftorbenen Römers nichtig fein. Da weiter ein Sklave weder 
Bürgerreht noch Familie noch Vermögen haben fonnte, jo ging der in Kriegs— 
gefangenſchaft gerathene Römer jeiner ganzen bürgerlichen Stellung verluftig, ohne 
diejelbe durch die einfache Thatſache der Rückkehr aus der Gefangenjchaft zurüd- 
erwerben zu fönnen. Das Röm. Recht ftellte deshalb die fictio legis Corneliae auf, 
welche das vor der Gefangennahme errichtete Tejtament eines in Kriegagefangenfchaft 
verftorbenen Römerd durch die Fiktion aufrecht hielt, derjelbe jei kurz vor feiner 
Gefangennahme vom Feinde getödtet worden, alfo als freier Römer gejtorben. Der 
durch die Kriegsgefangenſchaft herbeigerührten dauernden Vernichtung der bürgerlichen, 
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Familien- und Bermögenärechte wurde dagegen von der Römiſchen Jurisprudenz 
durch die Konſtruktion des jus postliminii abgeholfen, nach welchem dann, wenn ein 
gefangener Römer fich noch während des Krieges jelbit befreit und glüdlich zu den 
Seinigen gelangt, bzw. dann, wenn ein Solcher nach einem die Rückkehr der Kriegs— 
gefangenen bejtimmenden Friedensſchluſſe in fein Vaterland zurüdkehrt, angenommen 
werden jolle, derjelbe jei überhaupt niemals entiernt geweſen, alle vor der Ktrriegs— 
gefangenſchaft vorhanden gewejenen Rechtsverhältnifie beftänden alfo nach wie vor 
zu Recht. 

Da nun die Sklaverei in den heutigen Kulturftaaten überhaupt nicht mehr 
eriftirt und insbeſondere jchon jeit dem 12. Jahrh. nicht mehr eine rechtliche Folge 
der Kriegsgefangenſchaft ift, jo bedarf‘ weder das Privatrecht noch das Völkerrecht 
der neueren Zeit bejtimmter Filtionen, um den aus der Kriegsgefangenſchaft zurüd- 
gefehrten Staatsangehörigen in jeine privat: und jtaatsrechtliche Stellung wieder 
einzuführen; denn diefe wird durch die Kriegsgefangenſchaft überhaupt nicht ver: 
nichtet. Die etwaige Einfegung eines Kurators für das Vermögen des Kriegs— 
gefangenen ift feine Folge der rechtlichen, fondern nur der thatſächlichen 
Unfähigkeit des Lebteren, fein Vermögen jelbft zu verwalten: es liegt hier eine ein= 
fache cura bonorum absentis vor, die durch die Thatfache der Rückkehr des Ge- 
fangenen, aber nicht in Folge eines befonderen jus postliminii ihr Ende erreicht. 
Ebenjowenig iſt es eine Anwendung des Römifchen jus postliminii, wenn der Gigen- 
thümer eine ihm während eines Yandfrieges durch die feindliche Macht tweggenommene 
bewegliche oder unbewegliche Sache wieder in Befig nimmt oder vindizirt,; denn 
nur feine thatjächliche Herrichaft über die Sache, nicht aber jein Eigenthumerecht iſt 
durch den Krieg vorübergehend aufgehoben worden: es Liegt alſo fein Rechts— 
verlust vor, zu deſſen Bejeitigung ein jus postliminii nothwendig wäre. 

Dagegen fünnte e& fraglich jcheinen, ob nicht die Riüderwerbung wirklicher 
völferrechtämäßiger Kriegabeute — wie Waffen, KHriegsvorräthe und jonftiger zur 
Kriegtührung nothwendiger, im Eigentum der feindlichen Staaten oder der Kom— 
battanten befindlicher Sachen — jowie die Wiedernahme eines durch eine Frieg- 
führende Macht weggenommenen feindlichen oder neutralen Schiffes bzw. der Ladung 
defjelben eine Anwendung des Römijchen PB. jei. Selbſt das Völkerrecht der Gegen: 
wart nimmt nämlich, wenngleich unter dem Widerfpruche vieler hervorragender 
Publiziften, in diejen Fällen eine wirkliche Gigentyumserwerbung von Seiten des 
Kaptor — jei dies nun ein " einzelner Teind oder der Nehmeftaat jelbjt — an, würde 
aljo eines jus postliminii bedürfen, um das Recht des uriprünglichen Gigenthümers 
nach einer Rückkehr der weggenommenen Sache in die Hände defjelben bzw. unter 
den Schub feiner oder einer befreundeten Nation wiederherzuitellen. Da jedoch 
der Kaptor nach allgemein geltenden Grundſätzen das Eigenthumsrecht an weg— 
genommenen Schiffen und Ladungen nicht fchon im Momente der Wegnahnte, 
fondern erft an einem fpäteren, von Theorie und Praris verichieden beitimmten 
Zeitpunfte, dann aber auch mit definitiver, bleibender Vernihtung des 
urfprünglichen Eigenthumsrechts, erwirbt, jo ift auch in diefem Falle ein jus post- 
liminii nicht anwendbar. Wird dem KHaptor nämlich ein wirkliches Eigenthum, wie 
manche Publiziften, 3. B. Bluntſchli, wollen und auch die Nordamerikaniſche 
Praris Hinfichtlich aller nationalen Schiffe und Güter anerkennt, erft nach vor— 
gängigem Spruche eines kompetenten Prijengerichts zugeitanden, jo erhält die vor 
dem Spruche des Prifenhofes erfolgte Wiedernahme des Schiffes durch ein Schiff 
derjelben oder einer befreundeten Nation, die Repriſe, nur das urfprüngliche, noch 
gar nicht verlorene Eigentum. Nach dem Spruche des Prifengerichts ift aber nach 
derjelben Anficht jedes Wiederaufleben des urfprünglichen Eigenthums ausgeſchloſſen, 
jelbjt wenn Schiff und Ladung wieder in die Gewalt ihrer Nation gelangen. Das 
Gleiche gilt dann, wenn, wie die meiften Staaten de Europätichen Kontinents und 
viele Publiziften, 3.8. Vattel, KAlüber, Martens u. W., nach dem Vorgange 
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von Grotius noch feithalten, der mindeſtens vierundjwanzigitündige Beſitz des 
Schiffes durch den KHaptor, oder wenn, wie fchon der Consolato del Mare (cap. 287) 
beftimmte, das einmalige Bergen des Schiffes in einem neutralen bzw. zu der 
Nationalität des Kaptor gehörigen Hafen oder unter dem Schuß eines Gejchtwaders 
dad frühere Eigenthumsrecht zeritört: vor Ablauf der Friſt bzw. vor Erreichung 
des betreffenden Hafens Liegt überhaupt noch fein Verluſt des Eigenthums vor, 
welchen wieder aufzuheben, ein P. nothwendig wäre; nach Ablauf der Friſt bzw. 
nach Bergung des genommenen Schiffes giebt aber auch die Wiedernahme durch) 
ein Schiff derjelben Nationalität dem urfprünglichen Gigenthümer fein Recht nicht 
wieder. Da aljo, wo das jus postliminii nothwendig wäre, iſt e8 völkerrechts— 
mäßig ausgeichloffen. 

Diefelben oder doch wefentlich gleiche Grundfäße find troß mannigfachen von 
der Theorie erhobenen Widerfpruchd als die für die vom Feinde im Landfriege ge- 
machte völferrechtsmäßige Beute geltenden zu bezeichnen: das frühere Eigenthum 
lebt nicht wieder auf, jobald die Beute dem Feinde nach vierundzwanzigftündigemn 
Beſitz oder einmaliger ficherer Bergung wieder abgenommen worden. 

Sollten übrigens die bereits in mehreren Ländern wenigftens für die Reprije 
von Schiffen und Gütern durch Kriegsſchiffe ihres Heimathitaates anerkannten 
und von der Wiſſenſchaft mit Eifer vertretenen Rechtsanfichten der neueren Zeit, 
welche allgemein darauf ausgehen, überhaupt der feindlichen Ofkupation einer Sache 
jede rechtliche Wirkung abzufprechen, zum Siege gelangen, jo wirde mit der Un— 
möglichkeit eines Eigenthumsrechts des Feindes an den weggenommenen Sachen auch 
der lette Schein einer Anwendbarkeit des jus postliminii wegfallen, da diefes einen 
eingetretenen Rechtsnachtheil zur Vorausjegung Hat, um bdenfelben dur . 
eine Fiktion wieder zu bejeitigen. 

Iſt ſonach im gegenwärtigen Bölferrechte eine analoge Anwendung des Röm. 
jus postliminii auf die Rechte des Kriegsgefangenen und die Rechte an Sachen, 
welche der Feind weggenommen hat, weder nöthig noch möglich, jo dürfte e& doc 
ala zuläffig erfcheinen, das P. zur Bezeichnung der rechtlichen Stellung anzuwenden, 
in welcher fich eine vom Feinde während des Krieges aus ihrem ganzen Herrichafts- 
gebiete oder doch aus einem Theile deffelben verdrängte Regierung zu allen vom 
Feinde audgegangenen Verfügungen dann befindet, wenn fie wieder in den Beſitz der 
Herrichaft über das vom Feinde offupirte Gebiet gelangt. Aber auch diefe Meinung 
ift nicht ſtichhaltig. 

Hat nämlich die feindliche Okkupation nur einen einzelnen Landestheil oder 
zwar das ganze Land, aber doch nur für Furze Zeit getroffen, war fie alfo nicht die 
Folge einer vollftändigen Vernichtung, einer debellatio der Landesregierung, jo ſteht 
teft, daß, weil die Landesregierung noch ſtaats- und völferrechtlich vorhanden und 
deshalb widerftandäberechtigt ift, auch noch nicht von einer wirklichen Zwiſchen— 
berrichaft oder Ufurpation geiprochen werden kann, follte jelbft der Feind fich eine 
wirkliche Regierungsgewalt angemaßt haben. So lange aber eine feindliche Invasion 
oder Okkupation noch nicht auf der zweiſelloſen Thatſache der vollendeten Beſitz— 
ergreifung der Herrſchaft über den debellirten Staat beruht, ift fie Lediglich eine 
thatjächliche, Feine rechtliche Aufhebung der bisherigen ftaatlichen Ordnung. Die 
Wiederherftellung der leßteren, überhaupt die Annullirung aller während der Okku— 
pation ergangenen Verfügungen nach der Vertreibung des Feindes iſt jomit in 
Wahrheit Nichts ala die Heritellung der thatſächlichen Wirkſamkeit einer Obrig- 
feit, deren Recht auch während der feindlichen Offupation unalterirt bejtanden hat, 
alſo nicht erft durch ein jus postliminii wieder begründet werden muß. 

Iſt dagegen die Landesregierung volljtändig vom Tyeinde vernichtet, debellirt, 
der Landesherr depoffedirt worden, oder hat eine Revolution die bisherige Verfaſſung 
und Die in ihr berufenen Träger der Staatsgewalt bejeitigt, jo hat der vertriebene 
Staatöherrfcher mit der thatjächlichen Möglichkeit eines Widerftandes gegen den 
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Feind auch die rechtliche Möglichkeit hierzu verloren, da der Krieg nach heutigem 
Völkerrechte nur zwiſchen Staaten geführt werden kann, alſo durch die Vernichtung 
des einen der kriegführenden Staaten, bzw. durch die Entthronung des Staate- 
herrichers unmöglich wird. Im diefem Falle ift demnach, jofern das Volk fich nicht 
zu Gunsten des vernichteten Staates oder des vertriebenen Souveräns erhebt, der 
feindliche oder der revolutionäre Machthaber in den vollitändigen Beſitz der Herr— 
ichaft gelangt. Das Recht des depofjedirten Souveräns verliert damit jede ſtaats— 
und völferrechtliche Bedeutung: es giebt weder in noch außer dem Staate ein 
Forum, vor welchem es geltend gemacht werden fünnte, und auch das Recht, durch 
friegerifche Gewalt die Reftauration zu erzwingen, ift dem depoffedirten Fürſten mit 
dem Berlufte der Staatögewalt verloren gegangen. Fremde Staaten können dem 
Uurpator wol jein Recht abiprechen; aber einem ſolchen Urtheile fehlt jede recht- 
liche Kraft, und ebenjowenig kann die Meinung des ganzen Volks oder einzelner 
Parteien in demielben, daß der Ufurpator kein Recht auf die Herrichait babe, der 
zweifellojen Thatſache des Befies der Staatögewalt gegenüber irgend welche recht- 
liche Wirkung äußern. 

Die ftaatliche Ordnung lebt alfo nur durch den Ujurpator fort und kann nur 
durch ihn fortleben, weil ihre Erhaltung die in den Händen des Ufurpators befindliche 
Staatögewalt zur Vorausfegung hat: der Befik der Staatögetvalt giebt jonach dem 
Ufurpator nicht blos die Macht, jondern auch das Recht zu Herrichen. Damit iſt 
aber auch alles dasjenige, was der Ujurpator im Einflange mit den unter feiner 
Herrichaft geltenden Rechtönormen gethan hat, für rechtmäßig erklärt. Eben deshalb 
kann, wenn die durch Eroberung oder Revolution begründete Herrichait von dem 
vertriebenen Staatöherricher oder zu deſſen Gunften von einer befreundeten Macht 
wieder umgeftoßen wird, nicht von einem P. der urjprünglichen, jet rejtaurirten 
Regierung geiprochen werden: da das jus postliminii auf Grund der thatjächlichen 
Rückkehr des urfprünglich Berechtigten annimmt, derjelbe ſei überhaupt nie fort 
gewejen, jo würde das P. die Bejeitigung des ganzen von dem Ujurpator ge— 
ichaffenen Rechtözuftandes, die Annullirung jämmtlicher durch ihn begründeter 
Nechtöverhältniffe fordern. Hier aber findet gerade das Gegentheil jtatt: ein be- 
jtimmtes Rechtäverhältniß wird unter Anerkennung, daß dafjelbe eine Zeit lang und 
zwar mit fortdauernden rechtlichen Wirkungen unterbrochen gewejen, erneuert, die 
Zeit der Ufurpation wird nicht rüdwärts ungefchehen gemacht, jondern die in ihr 
ergangenen Berfügungen und begründeten Rechtäverhältniffe bleiben bejtehen, und 
dem reftaurirten Herrſcher fteht nur zu, diejenigen rechtlichen Beftimmungen, welche 
den Ujurpator in jeiner Stellung ala Souverän anerkennen und fichern, einfach als 
ipso jure nichtig zu betrachten, weil ohne deren Annullirung eine Reftauvation 
überhaupt nicht möglich fein wirde. Daß dem reftaurirten Herricher hierbei eine 
Berufung auf fein früheres weder durch eine Willenshandlung des Volks noch durch 
die Anerkennung des Ujurpators von Seiten des Auslandes entziehbares Recht zuiteht, 
während der Ufurpator fich bei der Befeitigung des rechtmäßigen Souveräns nur 
auf die Thatſache des gleichviel durch welche Traktoren erworbenen Befites der 
Staatsgewalt berufen konnte, ändert zwar das juriftiiche, wie das moralische Urtheil 
über diefen Vorgang, macht aber aus ihm doch nicht ein wirkliches, die Zwijchenzeit 
der Ujurpation befeitigendes P., fondern nur eine ftaatsrehtlihe Neu: 
bildung auf Grund eines früher geltend gewejenen, dann bejeitigten und endlich 
unter Anerkennung diefer zeitweifen Bejeitigung durch die Befikergreiftung der Staats- 
gewalt wieder zur Geltung gebrachten Rechts. 

Quellen: Gaius, I. $ 129. — D. 49, 15 de captivis et de postliminio. — C. 8, 51 
de postliminio reversis et redemtis, — lleber die Reprifengefepgebung ber einzelnen Länder 
vgl. Wheaton, Elöments du droit international, 3. &d., tome II. $ 12. — Phillimore, 

mment. upon international law, vol. III. part. X. ch. 6 $$ 411—419. 
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Poſtſtrafrecht iſt die Bezeichnung für die Summe aller derjenigen Vorſchriften 
und Regeln, durch welche der mit der Verwaltung der Poſt betrauten Behörde ein 
Recht zu ſtrafen zugeſprochen wird und zwar nicht als Disziplinarbehörde, ſondern 
als Strafbehörde. Indem die Vorſchriften einestheils die einzelnen Fälle aufzählen, 
in welchen jener Verwaltungsbehörde ein ſtrafrechtliches Einſchreiten zuſtehen ſoll, 
alſo die Handlungen angeben, die unter ihre Zuſtändigkeit fallen, anderentheils die 
Art und Weiſe dieſes Einſchreitens feſtſetzen und regeln, umfaßt der Begriff ſowol 
das P. im engeren Sinne, wie dag Poſtſtrafverfahren. 

Die früher in Deutjchland allgemein geltend gewejene Trennung zwiſchen der 
Polizei und Kriminalgerichtsbarkeit hatte die Einführung und Ausbildung eines 
bejonderen Verfahrens für jolche Handlungen Hervorgerufen und begünftigt, welche 
gegen die Anordnungen der Abgaben- und Steuergejeße gerichtet und in diefen mit 
Strafe bedroht waren. Sie lagen, weil fie wirkliche Verlegungen der allgemeinen 
Rechtsordnung nicht enthielten und deshalb unter das allgemeine Strafgejeß nicht 
fielen, außerhalb des Gebietes des Kriminalvechts und außerhalb der Zuftändigfeit 
der Kriminalgerichtöbarkeit. Andererfeits aber hatten fie auch nicht den Charakter 
einer Vergehung gegen polizeiliche Beſtimmungen, weil die fie mit Strafe bedrohen- 
den Geſetze nicht dem Zwecke dienten, eigentliche Nechtöverlegungen zu verhüten, den 
Strafvorjchriiten jonach die Natur einer Präventivmaßregel fehlte. Es erjchien daher 
begrifflich unmöglich, die Handlungen der Polizeigerichtsbarkeit zu unterjtellen. Des— 
halb wurde ihre Verfolgung und Beitrafung den mit der Einziehung der Abgaben und 
Zölle betrauten Behörden überlaffen. Der praftifche Nuten, den diefe Einrichtung 
mit fich führte, gab Anlaß, ihr Gebiet ſoweit als möglich auszudehnen, und ordnete 
man ihr nach und nach neben den Abgaben und Zöllen alle öffentlichen Gefälle 
unter. Zu ihnen gehörten auch die Einnahmen aus dem Poftregal. Die Ber- 
folgung und Bejtrafung ihrer mit Strafe bedrohten Hinterziehung wurde den Pojt: 
behörden übertragen und in Preußen durch vielfache Anweifungen und Refkripte 
(cf. 3. B. Reſkr. des Finanzminiſterii vom 29. Februar 1824) geordnet. Der 
fpäter auch im Gebiete des Strafrechts fich in den Vordergrund drängende Begriff 
eines Rechtsſtaates hob zwar ſowol die Unterfcheidung zwijchen der Polizei» und 
Kriminalgerichtöbarkeit auf, wie er auch das den Verwaltungsbehörden verliehene 
Strafrecht beieitigte, indem er die Forderung ftellte, daß jede Strafe nur von dem 
ordentlichen Richter ausgeiprochen werden dürfe. Allein bald fanden die Grund- 
gedanken, welche jener Scheidung zu Grunde gelegen und die Adminiftrativjuftiz 
in das Leben gerufen hatten, wieder Gingang in die Gefeßgebung: die Vortheile, 
welche jie geboten, einestheil® dadurch, daß die technifchen Schwierigkeiten bei der 
Ermittelung und Feſtſtellung der jtrafbaren Handlung eine leichtere und jachgemäßere 
Ueberwindung fanden, anderntheild dadurch, daß mit der großen Geringfügigfeit des 
Delitts ebenfo die Schnelligkeit des Verfahrens, wie der Mangel der Deffentlichkeit 
in Webereinftimmung ftanden, erleichterten ihre Wiederaufnahme. Dabei erlangten 
ſie aber ihren früheren Umfang und ihre frühere Selbſtändigkeit nicht wieder, er= 
hielten vielmehr eine Stellung, die ſich als eine vorläufige und bedingte kennzeichnet 
und das gerichtliche Verfahren ala Hintergrund bat, auf welches ſowol der An— 
geichuldigte, wie die Verwaltungsbehörde zurüczugreifen beiugt iſt. In dieſer 
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Stellung brach ſich das Adminiſtrativverfahren auch in der die Poſtgefälle betreffen— 
den Materie wiederum Bahn und ging in Preußen in das Geſetz vom 5. Juni 
1852 über. Als num nach der Errichtung des Norddeutſchen Bundes und der Her— 
jtellung des Deutichen Reichs das Poftregal auf das Reich übertragen wurde, baute 
die Reichsgeſetzgebung, die auch jchon bei anderen Abgaben und Gefällen die Ad— 
miniftrativjuftiz aufrecht erhalten hatte, auf der gegebenen Grundlage und insbejondere 
den Preußiichen Gefeßen weiter, und wuchs daher auf ihnen auch das Geje vom 
28. Oftober 1871 „über das Poſtweſen des Deutichen Reich“, welches zur Zeit 
die alleinige Quelle und Grundlage des Deutichen P. bildet. Wenn auch nach 
Art. 79 III. $ 4 des Dertrage® vom 23. November 1870 in Bayern und nad 
Art. 2 Nr. 4 des Dertrages vom 25. November 1870 in Württemberg die freie 
und jelbjtändige Verwaltung des Poſtweſens dem Landesrecht vorbehalten worden 
ift, Steht doch dem Reiche auch diefen Bundesjtaaten gegenüber die Gejeßgebung zu 
über die Vorrechte der Poft, die rechtlichen Verhältniſſe derjelben zum Publikum, 
die Portofreiheiten und das Taxweſen, joweit diefe Gegenitände nicht lediglich den 
inneren Verkehr in den beiden Staaten betreffen. Innerhalb diefer Materien Liegt 
dag P., wie e8 in dem Geſetz vom 28. Oktober 1871 auägebildet ift, und ift das— 
jelbe deshalb auch in diefen Staaten, aljo innerhalb des gejammten Gebietes des 
Deutichen Reichs maßgebend. 

I. Das materielle Strafrecht findet fich im Mbjchnitt IV des Gejeßes in den 
ss 27—33. Sie enthalten die Aufzählung der als ftrafbar bezeichneten Handlungen, 
die Strafandrohungen und einzelne den allgemeinen jtrafrechtlichen Grundjäßen ans 
gehörige Beitimmungen. 

Die rechtliche Qualität der bedrohten Handlungen deutet das Gefeß durch die 
Ueberſchrift des Abſchnitts an, in welchem fie Poft- und Portodefraudationen 
genannt werden. Sie jollen alfjo — wie dies auch aus den Motiven des Geſetzes 
erfichtlich, in welchen fie nicht ald Defraudationen, jondern ala Uebertretungen be= 
zeichnet waren — gejeglich als Uebertretungen behandelt und mach den für dieſe 
maßgebenden Grundfägen beurtheilt werden und zwar jelbft dann, wenn etwa im 
Ginzelfalle die prinzipale Geldftrafe die den Webertretungen geſetzte Grenze über: 
ichreiten follte. Da das P. als ein Spezialgejeg des allgemeinen Strafrechts an— 
zufehen, greifen überall da, wo es nicht durch ausdrüdliche Beitimmungen von 
ihnen abweicht, die allgemeinen Grundjäße deifelben über die Webertretungen Plaß. 
Demgemäß ift ſowol der Verſuch, wie die Theilnahme durch Gehülfenſchaft ftraflog, 
nicht aber die Anftittung. Bei realer Konkurrenz ift die Anwendbarkeit des S 74 
des StrafGB. auögeichloffen und findet nach den SS 77, 78 ibid. eine Zuſammen— 
rechnung der Strafen ftatt. Ueber die Berjährung der Strafverfolgung disponirt 
der $ 7 des EG. zum StrafGB. und über die der Strafvollitredung der $ 70 des 
StrafGB. — Dagegen weicht das P. von dem gemeinen Strafrecht in folgenden 
Puntten ab. Das Strafminimum beträgt nicht eine Mark, jondern die Summe 
von drei Mark; bei der Umwandlung der Geld in Freiheitsſtrafe darf die Dauer 
der letzteren ohne Rüdficht auf die Größe der erfteren niemals die Dauer von 
ſechs Wochen Haft überſchreiten; der Rüdfall ift ein gefeglicher Strafichärfungsgrund, 
der unter den gegebenen VBorausjegungen eine Qualifizirung der Etrafbarkeit der 
That herbeiführt. Er trifft jedoch mur die Porto, nicht auch die Poftdefraudationen, 
jet nicht die Begehung eines gleichen, jondern nur eines gleichartigen Delikte, 
uämlich einer der verjchiedenen im $ 27 des Gejehes gedachten Vergehungen vor: 
aus und wird durch den Ablauf von drei Jahren nach ganz oder theilweife vers 
büßter oder erlaffener Vorſtrafe ausgefchloffen. Die mit Strafe bedrohten Handlungen 
find in Folge ihrer Natur als Zuwiderhandlungen gegen die Poftgefälle auf einen 
nur geringen Kreis beſchränkt und fcheiden fich in Porto» und Pojtdefraudationen. 
Während die Verechtigung der gegen die erjteren gerichteten Strafandrohungen aus 
der Ausichließlichkeit des Rechts der Poft zur Beförderung gewiffer Sendungen folgt, 
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ift die Strafwürdigfeit der Poitdefraudationen nicht ohne Bedenken. Da nämlich 
die entgeltliche Beförderung von Perjonen fein ausjchließliches Vorrecht der Poſt 
mehr bildet, enthält auch die unbefugte unentgeltliche Benugung der Poſt feinen 
Eingriff in das WPoftregal: jonach fehlt es an einer inneren Berechtigung, dieje 
Handlung für eine ftrafbare zu erklären. Diefe Bedenken haben bei dem Eijenbahn- 
Polizeireglement ihre Würdigung gefunden und dort dahin geführt, dergleichen Sand» 
fung nicht jtrafrechtliche, jondern civilrechtliche Folgen beizulegen. 

Als Portodefraudationen find jtrafbar und werden bedroht mit einer dem 
Duadruplum des defraudirten Portos gleichlommenden Geldjtrafe, die jedoch nicht 
unter drei Mark betragen darf, und im erjten Rüdfalle mit dem Doppelten, im 
ferneren mit dem Bierfachen diefer Strafe: 1) die entgeltliche Beförderung von 
Briefen und politifchen Zeitungen von einem Ort zum anderen auf andere Weije, 
als durch die Poſt; es ijt eben das Vorrecht der Poft, Briefe, d. h. verichlofjene 
ichriftliche Mittheilungen, und Zeitungen politijchen Inhalts, nicht auch Fachzeitungen 
und Zeitjchriften, gegen Bezahlung zu befördern. Diejes Vorrecht verlegt ſowol der- 
jenige, welcher eine andere Gelegenheit benutzt, wie der, welcher die Beförderung 
gegen Entgelt unternimmt. 2) Der unrichtige Gebrauch einer von der Portozahlung 
befreienden Bezeichnung der Sendung und die Einlegung einer portopflichtigen Sen- 
dung in eine die Portofreiheit genießende. Der Gebrauch eines zu niedrigen, dem 
Tarife nicht entiprechenden Portoſatzes oder eines Kreuz» oder Streifbandes für eine 
dem vollen Borto unterliegende Sendung iſt jelbjt dann nicht ftrafbar, wenn er eine 
Portohinterziehung beabfichtigt, jondern zieht nur die Nachtarirung und die Ein- 
ziehung des jog. Strafportos nach fi. Dagegen fällt unter die Strafvorichrift der 
Mißbrauch der Bezeichnung „portopflichtige Dienjtjache“, weil durch fie die Strafe 
der unterlafjenen Frankirung bejeitigt wird. 83) Die Benutzung bereits entwertheter 
Pojtwerthzeichen ohne Hinzutritt einer weiteren, die That zu einem gemeinen Delikt 
Binabdrüdenden Handlung, durch die dem MWerthzeichen der Schein eines noch nicht 
entwertheten gegeben werden ſoll. Es ändern jedoch derartige Handlungen, wenn 
fie, wie 3. B. das Aufkleben des MWerthzeichens mit der Schaufeite, auch nicht ein- 
mal dies Möglichkeit einer Täuſchung bieten, den Charakter der Ihat als einer De- 
fraudation nicht. 4) Die Mitgabe portopflichtiger Sendungen an Poftbeamte oder 
Poſtillone behufs Umgehung der Portogefälle. Die Defraudation ift in den leßt- 
gedachten drei Fällen vollendet und die Strafe verwirft, jobald die Sendung der 
Poſt bzw. der betreffenden Perjon übergeben ift, eine Uebergabe, die bei Briefen 
ſchon dann als erfolgt anzujehen ift, wenn fie dem Brieflaften anvertraut find. 

Als Postderraudation wird erklärt, und macht fich einer jolchen jchuldig, wer 
wifjentlich, um der Poſtkaſſe das Perfonengeld zu entziehen, uneingefchrieben mit der 
Pojt reift. Auch Hier beiteht die Strafe in dem Wierfachen des defraudirten Per: 
jonengeldes, mindeitens aber in der Summe von drei Marf. Während bei den 
PBortodefraudationen und in dem ad 4 gedachten alle die Strafbarkeit der Ihat 
durch den auf die Umgehung der Portogefälle gerichteten dolus des Thäters bedingt 
ift, erfordert bier der Ihatbeitand ein zweifaches fubjektives Moment, nämlich das 
Bewußtjein von der Strajbarkeit der Handlung und die Abficht einer Ginterziehung 
des Perjonengeldes. 

I. Das formelle P., das Strafverfahren, behandelt der Abjchnitt V des Gef. 
vom 28. Dftober 1871. Es charakterifirt fi als ein Adminiftrativverjahren. Die 
Deutſche StrafPO. hat zwar ein jolches nicht eingeführt oder vorgefchrieben —, hat 
es jedoch überall da, wo es beitand, aufrecht erhalten und hat zur Regelung des 
Berhältniffes zwijchen ihm und dem gerichtlichen Verfahren im dritten Abjchnitte 
des jechiten Buchs verjchiedene Anordnungen getroffen, welche vielfach auch auf das 
Landesrecht modifizirend einwirken. Indem jedoch der $ 5 des EG. zur Straf DO. 
vorichreibt, daß die progeßrechtlichen Bejtimmungen der Reichsgeſetze durch die 
StrafPD. nicht berührt werden, hat er die Anwendung jener Anordnungen auf das 
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Poſtſtrafſverfahren ausgeſchloſſen. Es darf daher auf fie nur da rekurrirt werden, 
wo das Geſetz vom 28. Oktober 1871 auf die Vorſchriften des geltenden Strai- 
prozeffes Bezug nimmt. In Folge deffen find eine Reihe von Normen in Geltung 
geblieben, die mit den allgemeinen Grundjäßen der StrafPD. nicht im Einklang 
jtehen, Normen, die früher auch dem Landesrecht angehörten, dort aber zur Zeit 
außer Kraft geſetzt find. 

Das Verfahren zerfällt in zwei Abfchnitte, in das Submiſſions- und in das 
förmliche Unterfuchungsverfahren. Das erjtere ift obligatorifch, und fteht es der 
Behörde nicht frei, von ihm abzuſehen. Es beiteht darin, daß die Oberpojtdireftion 
auf Grund der ihr gemachten Anzeige ohne nähere Unterfuchung und vor der Ein- 
leitung eines fürmlichen Verfahrens dem Beichuldigten mitteld Verfügung eröffnet, 
welche Gelditrafe für von ihm verwirkft zu erachten jei, und ihm freiftellt, das fernere 
Verfahren und die Ertheilung eines Strafbeicheides durch Bezahlung der Strafe und 
der Koften binnen einer Friſt von 10 Tagen zu vermeiden. Diejes Verfahren, 
deilen fich auch das Preuß. Landesrecht mehrfach, 3. B. in dem Geje über die Ge- 
bäudefteuer, bedient, hat neben dem Vorzuge großer Schnelligkeit den Vortheil, den 
Angefchuldigten der mit der Durchführung des Adininiftrationsverfahrens verbundenen 
Unannehmlichkeiten zu entheben, und ruht auf der Annahme, daß die ftrafbare 
Handlung nicht jowol in böjer und gewinnfüchtiger Abficht, ala vielmehr aus Un- 
fenntniß des Geſetzes, Unachtſamkeit oder Fahrläffigkeit begangen worden und deshalb 
von dem Beichuldigten nicht in Abrede geftellt werden wird. 

Erfolgt innerhalb der 10 Tage die Zahlung nicht oder nur unter gleichzeitiger 
Erhebung einer ‘Einrede, durch welche die Schuld beftritten oder die richtige Be- 
rechnung der Strafe bemängelt wird, jo tritt das fürmliche Verfahren ein. Es wird 
dadurch eröffnet, daß die Oberpoftdireftion die Einleitung der Unterſuchung anordnet 
und mit ihrer Führung entweder die am Wohnorte des Beichuldigten bzw. am Orte 
der That befindliche Poftanjtalt oder den Bezirksauffichtsbeamten beauftragt. Die 
Rechte des Unterfuchungsbeamten find bejchränfter, als die einem Richter zuftehenden ; 
er ijt nicht berechtigt, irgend welchen Zwang gegen den Beichuldigten oder die zu 
vernehmenden Perjonen zu üben, um fie zur Befolgung feiner Vorladung oder zur 
Abgabe einer Erklärung oder Ausfage zu veranlaffen: er ift auch nicht berechtigt, 
die Vereidigung gehörter Zeugen oder Sachverjtändigen vorzunehmen. Die La— 
dungen und jonftigen Zuftellungen können zwar durch die Poftunterbeamten oder den 
Gerichtsvollgieher bewirkt werden; wenn jedoch die Zeugen oder Sacjverjtändigen 
der Ladung nicht folgen, jo muß das zuftändige Amtägericht um die Bewirkung der 
Ladung erfucht werden, welches das gerichtliche Verfahren bei Ladung von Zeugen 
oder Sachverjtändigen in Strafjachen zur Anwendung bringt und nöthigenfalls auf 
weiteres Anrufen der Poſtbehörde die Strafen des ungehorfamen Ausbleibens gegen 
den Zeugen oder Sachverſtändigen ausfpricht. Erjcheinen fie, verweigern aber ihr 
Zeugniß, jo greifen die gerichtlichen Zwangsmittel gegen fie nicht Pla, ſondern es 
muß die Pojtbehörde, wenn fie die Zeugniffe für nothwendig erachtet, die Sache 
zur gerichtlichen Enticheidung verweifen. Dagegen ift der Unterfuchungsbeamte ver: 
bunden, den Beichuldigten über die Anjchuldigung zu vernehmen und ihm, wenn 
die zu verhängende Geldjtraie nach) der Submiffionsverfügung den Betrag von 
150 Mark überfteigt, auf jein Verlangen eine Frift von vier Wochen zur Ein- 
reihung einer Bertheidigungsichrift zu gewähren. Ein Verjäumnißverfahren findet 
gegen ihn nicht ftatt. Die Unterfuchung ift eine jummarifche, die an feine bejonderen 
Formen behufs Legalifirung der Protokolle und des Verfahrens gebunden ijt. Es be- 
darf bei der Aufnahme der erjteren jelbit bei der Schreibensunfunde der vernommenen 
Perjon nicht der Zuziehung einer zweiten ſog. Beglaubigungsperfon. Das Verfahren 
nach diefer Richtung Hin in ftrengere Formen zu fleiden, war nicht Bedürfniß, weil 
dem Beichuldigten jeder Zeit die Anrufung des Gerichts offen fteht. Das Ergebniß 
der beendigten Unterfuchung unterfteht der Prüfung der Oberpoftdireftion. Sie ver- 
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fügt entweder die Zurüclegung der Alten unter Benachrichtigung des Angejchuldigten, 
oder erläßt den Strafbeicheid, oder giebt endlich die Sache behufs gerichtlicher Ver: 
folgung des Bejchuldigten an die Staatsanwaltfchait ab, wenn fie nämlich die 
eidliche Vernehmung von Zeugen fir nothwendig Hält oder die Schuldfrage ala 
zweifelhaft anfieht. Der Strafbejcheid ift an diejenigen Erforderniffe nicht gebunden, 
welche der $ 459 der StrafPO. aufzählt; es genügt, wenn er neben der feſtgeſetzten 
Strafe die Entjcheidungsgründe enthält. Dagegen jollen in ihn aufgenommen werden 
die Belehrung über die dem Angefchuldigten zuftehenden Rechtsmittel und über die 
bei einem Rückfalle eintretende Strafichärfung. Er wird dem Beichuldigten durch 
die Poftanftalt, welche oder bei welcher die Unterfuchung geführt worden, verkündet 
oder zugejtellt. 

Als Hintergrund diefes adminiftrativen Verfahrens dient das gerichtliche. So— 
wol die Poftbehörde, wie der Bejchuldigte können dafjelbe anrufen, eritere jedoch 
nur, jo lange noch fein Strafbejcheid von ihr erlaffen worden. Nach vergeblichem 
Berlauf des Submiffionsverfahrens ift fie befugt, ſowol vor der Einleitung der 
Unterfuchung, wie während und nach derjelben die Sache zum gerichtlichen Verfahren 
zu verweilen. Gegen einen ablehnenden Beichluß der nunmehr mit der Verfolgung 
des Beichuldigten befaßten Staatsanwaltichaft fteht ihr nur das Recht der Beſchwerde 
an die dienftvorgejeten Behörden derfelben zu, nicht auch kann fie gemäß $ 170 
der Straf D. auf gerichtliche Entjcheidung antragen, noch nach $ 464 ibid. nun— 
mehr jelbftändig Anklage bei dem Gerichte erheben. Auch der Beichuldigte kann 
zu jeder Zeit auf gerichtliches Gehör antragen, war jedoch der Strafbeicheid jchon 
erlaffen, nur innerhalb 10 Tagen nach der Verkündigung oder der Zuftellung des- 
jelben. Der Antrag ijt bei der Poftanftalt anzubringen, bei welcher die Unter: 
ſuchung geführt wird, oder die den Strafbeicheid verkündet hat, und gilt ala an- 
gebracht, wenn während der Unterfuchung der Angejchuldigte einer Ladung der Ver— 
waltungsbehörde nicht folgt oder feine Auslaffung vor ihr verweigert. Er hat zur 
Folge, daß ein etwa jchon ergangener Strafbeicheid ala nicht ergangen angejehen 
wird, jomit nicht Grundlage des gerichtlichen Verfahrens jein kann. 

Neben diefem Antragsrecht hat der Angefchuldigte gegen einen Strafbeicheid 
nach feiner Wahl, aber ohne jus variandi noch dad mit dem beneficium no- 
vorum auögejtattete Rechtsmittel des Rekurſes an die der Oberpoftdireftion vorgefeßte 
Dienftbehörde. Es muß, wie der Antrag innerhalb zehntägiger Präflufivfrift nach 
Zuftellung des Bejcheides bei einer PBoitbehörde angemeldet werden. Mit der An— 
meldung kann eine Rechtfertigung verbunden werden: fehlt fie, jo jet die Poftanftalt 
dem Bechuldigten eine Friſt bi zu vier Wochen, binnen welcher er die Recht- 
fertigung jchriftlich einreichen oder bei ihr zu Protokoll erklären foll, ohne daß jedoch 
die Wirkung des Rechtsmittel von ihrem Gingange abhängt. Die Rekursinftanz 
enticheidet, nöthigenfalls nach vorgängiger Beweisaufnahme endgültig durch ein Re— 
jolut, welchem ein mündliches Berfahren oder ein Verhandlungstermin nicht voran— 
gebt, nur auf Grund der Alten. 

Die Enticheidung der PVerwaltungsbehörde darf mur eine Geldftrafe, nicht auch 
eine zu jubjtitwirende Freiheitsſtrafe ausfprechen. Iſt ihre verurtheilende Entſcheidung 
rechtäfräftig geworden, jo liegt ihr auch die Pflicht der Strafvollftrefung ob, welche 
fih in Preußen nach der Verordnung vom 7. September 1879, betreffend das Ver— 
waltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen, zu richten hat. Bei 
fruchtlofem Ausfall derjelben hat die Oberpoftdireftion durch Vermittlung der Staats- 
anwaltichaft die-Ummwandlung der Geld- in eine Saftftrafe bei dem Gerichte zu 
beantragen. Meves. 

Postumi. Der Begriff der P., d. i. der Nachgeborenen, hat feine Bedeutung 
im Röm. Erbrecht erlangt (Einfluß auf Widerruflichkeit der Schenkung j. Wind- 
ſcheid, II. $ 367, 22). Früher, als die frage, ob folche Perfonen zu Erben ein- 
gejegt werden könnten, da fie doch personae incertae jeien, wird die frage auf: 
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getaucht fein, ob die Uebergehung eines postumus in der legtwilligen Verfügung, mit 
anderen Worten, ob das Gricheinen eines postumus nach Errichtung eines ihn nicht 
berüdfichtigenden Teſtaments das Tejtament „rumpire“, ungültig mache. Im Röm. 
Sinne ift num ein Unterjchied zu machen zwiſchen p. alieni und p. sui; lebtere find 
die nach einem bejtimmten Zeitpunft der väterlichen Gewalt des Erblafferd Zus 
gefallenen, jene die p., welche mit der patria potestas des Erblaffers nichts zu thun 
haben. Die p. alieni find in Beziehung auf Teſtamentsgültigkeit völlig irrelevant, 
fie konnten nicht einmal mit Nechtsgültigkeit zu Erben eingejeßt oder mit einem 
Legat bedacht werden, nur Fideikommiſſe, jeit fie auffamen, durfte man ihnen zu— 
wenden. Grit das Prätorifche Erbrechtsſyſtem erfannte den eingefeßten p. alieni die 
bonorum possessio secundum tabulas zu (pr. I. 3, 9; fr. 3 D. 37, 11), während 
andererjeits ein Senatsjchluß unter Hadrian ihnen auch die Fideikommißfähigkeit, 
iolglid die DVermächtnikfähigkeit überhaupt entzog (Gajus, II. 287, j. aber 
Huſchke in feiner Ausg. ad h. 1. nota 3). Juftinian Hat dann in feiner c. de 
incertis personis (c. 1 8 1 C. 6, 48; $ 27 I. 2, 20) alle p. im Allgemeinen ala 
fapabel für jede legtwillige Dispofition anerfannt (Beichränfung f. in $ 28 I. 2, 
20; fr. 9 88 1, 3, 4. fr. 288 8 D. 28, 2). 

Unter p. sui verjtand man jchon nach altem Givilrecht diejenigen, welche beim 
Tod des Erblafferd noch nicht geboren waren, welche aber, jalla fie bereits zur Zeit 
der ZTejtamentserrichtung geboren geweſen wären, in diefer potestas geftanden haben 
würden. Dieſe Perfonen mußten entweder eingejeßt oder enterbt werden, wenn fie 
das Teftament nicht rumpiren follten (Ulpian., XXI. 18, 19, vgl. 15). Man 
nennt fie p. legitimi. Das gleiche Gewaltverhältniß, wie in diefem Falle, trat 
nun auch ein, wenn dem Grblaffer nach jeinem Tode ein Enkel geboren wurde, 
deſſen Vater jchon vor dem Erblafjer geftorben war, und daher hat für diejen all 
Gallus Aquilius, ein Zeitgenofje Gicero’s, eine Erbeinſetzungsformel erfunden, welche 
uns in der ala eine der fieben leges damnatae berüchtigten lex Gallus (fr. 29 pr. 
D. 28, 2) mitgeiheilt wird (jog. p. Aquiliani). Die Jurisprudenz wandte 
dann dieje Formel auch auf Urenkel des Erblafferd an (fr. 29, 88 2—4 cit.), zus 
nächft aber beftimmte eine lex Junia Vellea vom Jahre 27 n. Chr. (Bruns, 
Fontes, 108), daß die zwar noch bei Lebzeiten des Erblaffers, aber nach der Teſta— 
mentserrichtung ihm als sui geborenen ebenjogut wie diejenigen, welche nach der 
Tejtamentserrichtung durch Wegfall von Vorgängern sui würden, im Teſtament 
zu berücfichtigen jeien, wenn nicht das Teftament durch ihre Agnation rumpirt 
werden jolle (jog. p. Velleani, primi et secundi capitis). Die lex Junia Vellea 
hatte von den nach dem Teſtirakt und nicht ſofort bei der Geburt sui Gewordenen 
diejenigen nicht ausdrüdlich berüdjichtigt, welche erit nach jenem Zeitpunkt geboren 
worden waren ; Yulian glaubte auch diejen Fall nach Analogie des Gejeges beurtheilen zu 
müſſen und die Jurisprudenz rezipirte diefe Meinung (fr. 29 $ 15 cit.; jog. p. Sal- 
viani s. Juliani). In ähnlicher Weile dehnte man die bereits gefundenen Vor— 
ichriften auf analoge Fälle aus, 3. B. auf die nach des Erblafjers Tod erſt agnaszirenden, 
vorher aber jchon geborenen p. sui (fr. 29 88 5—9 eit.), namentlich aber auf die 
Fälle, in welchen die Agnation nicht auf dem natürlichen Wege der Geburt und 
des Nachrüdens, jondern auf dem fünftlichen Wege der erroris causae probatio, 
manumissio oder adoptio ꝛc. (Hinfichtlich jolcher Fälle war noch anderer Meinung 
Gajus, II. 138—43) zu Stande fam. Dadurch ward denn allmählich für den 
tejtirenden Römer die MWeitläufigkeit einer letztwilligen Verfügung immer größer, 
denn er mußte formell, um die Ruption feines Tejtaments zu verhüten, jeden mög- 
lichen Fall einer agnatio p. berüdfichtigen und den postumus entweder einjegen oder 
enterben, fo daß 3. B. die formel: si qui post mortem meam p. nati fuerint, 
heredes sunto: die Gültigkeit des Tejtamentes nicht fchüßte, wenn noch zu Leb— 
zeiten des Erblaſſers sui agnaszirten (Paul, III. 4b, 9; fr. 10 D. 28, 2). 
Diefem Formalismus half endlich Jujtinian ab (c. 4. $ 8 C. 6, 28), obwol auch 
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er noch Einjegung oder Enterbung jämmtlicher p. verlangte ($ 5 I. 2, 18); nad 
nov. 115 aber tritt als folge der Uebergehung nicht mehr die frühere (fr. 14 pr. 
D. 28, 2; fr. 5 D. 28, 3) Nichtigkeit des ganzen Teftaments ein, jondern die 
Präterirten haben nur eine Anfechtungsflage gegen die eingefeßten Erben. Uebrigens 
ertheilte jchon der Prätor bonorum possessio an die eingejeßten Erben, wenn der 
postumus vor dem Tode jeines Gewalthabers ſelbſt wieder weggefallen war (Wind- 
iheid, $ 568, 9), und die agnatio p. ift ohne Einfluß, wenn zu der Zeit, wo fie 
erfolgte, die teftamentarifche Erbſchaft bereit deferirt war (Windicheid, $ 576, 6). 

Nach den modernen Landesrechten kommt der Begriff der P. in Betracht in 
dem Sinne der nach der Errichtung einer letztwilligen Verfügung Notherben ge- 
wordenen und die Mebergehung diejer Perfonen führt denn meiftens die Gröffnung 
der geſetzlichen Erbfolge herbei (Bayer. Recht nach dv. Roth, Bayer. Givilrecht, III. 
s 337, 28; Preuß. Allg. ER. II. 2 SS 454—56; Defterr. BGB. 8 778; Sädji. 
BEP. $ 2601). Modifikationen finden fich aber 3. B. im Preußifchen Recht in 
doppelter Hinficht, einmal injofern dem Erblaffer noch Zeit gelaffen wird, den nach— 
geborenen Notherben innerhalb eines Jahres zu bedenken, jodann, indem bie 
Legitimation nicht gleich den übrigen Agnationsformen wirft (Koch, Preuß. Erbr., 
z8 66, 81). Nach Franz. Recht endlich ift die agnatio p. wirkungslos für das 
Teftament und es findet nicht einmal eine Anfechtbarfeit wegen Irrthums des Erb- 
lafjerd über die Eriftenz der p. ftatt (Zahariä-Pucelt, Franz. Givilr., IV. 
s 724, 7). 
ji — D. 28, 2 de liberis vel postumis heredibus instituendis vel exheredandis. — 
C, 6, 29 de postumis heredibus instituendis vel exheredandis vel praeteritis. 

Lit.: Müblenbrud-Glüd, Panbekten-omment. XXXVL 139 ff.; XXXIX.3 ff. — 
— ————— — für Civilr. und Proz., XIX. 309 ff. — Heimbad, daſ., N. F. V. 

.11 ff ering, Röm. Erbredt, S. 55-65. — F. Schröder, Das Notherbenrecht 

(1877), ©. 4560. — Amann, Die Grundjähe der —— Pandektenkritik — an der 
ſogenannten Lex Gallus (1878). — Lehrb. der Pandekten: Göſchen, V. SS 855 fj.; 
Keller, II. S 509; v. Bangeromw, II. 5 429, 3 Nr. 2, 8 468, 1; Windicheid, 
II. $ 576, 4 ff. J. Merkel. 


BPoftverträge. 1) Der Abſchluß. Da der Art. 48 der Preuß. Verj. Urk. 
nur für den Abichluß von Handeläverträgen und jolchen Verträgen, durch welche 
dem Staate Laften oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen aufgelegt werden, 
die Zuftimmung des Landtags erfordert, eine Belaftung des Staats oder eine Ver— 
pflichtung der Einzelnen aber nach der richtigen Anficht nur dann anzunehmen ift, 
wenn dieielben in der Form eines Budgetpoftens oder eines Geſetzes aufgelegt werden, 
jo ift der Abſchluß von PB. nach Preußifcher Theorie und Praris ganz allgemein 
‘ ala eine ausfchließliche Prärogative der Krone betrachtet worden, in der Weije, daß 
dem Landtage nur Hinfichtlich der Ausführung denkbarerweiſe eine Mitwirkung 
gebührt. Das Preuß. Staatsrecht hat aber auf diefem Gebiet, durch das Deutjche 
Reichsrecht im MWefentlichen feine Geltung verloren. Denn wenn auch binfichtlich 
des Poſtweſens keineswegs eine ausfchließliche Kompetenz des Reichs begründet, viel- 
mehr eine jelbftändige Landespoftverwaltung beftehen geblieben ift, und die NBerf. 
telbft die Berechtigung der Einzelftaaten zu Bereinbarungen Hinfichtlich der Aus— 
übung diejes ihnen verbliebenen Poſtweſens anerkannt hat, jo ift doch Hinfichtlich aller 
derjenigen P., welche fich auf die Sphäre der Geſetzgebung oder der höheren Ver: 
waltung beziehen, die Kompetenz des Reichs ausschließlich begründet. Indem nun 
der Art. 11 der RVerf. feſtſetzt, daß alle diejenigen Verträge, welche fich auf Gegen 
fände beziehen, die nach Art. 4 in den Bereich der Neichögejeßgebung gehören, zu 
ihrem Mbjchluffe der Mitwirkung von Reichstag und Bundesrath bedürfen, jo find 
nunmehr im Gegenſatz zu dem frühern Preuß. Nechtszuftande die PB. in ihrer 
großen Mehrheit der Borlage an den Reichstag unterworfen. Indeffen kommt es 
in diefer Beziehung darauf an, ob der Inhalt der fraglichen Verträge in die Sphäre 
der Gefeßgebung eingreift oder nicht, da die Beltimmung des Art. 11 nur auf jolche 
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fi) bezieht. Die Grenzlinie zwiſchen Gefeßgebung und Verwaltung ift nun gerade 
für das Gebiet des Poftwejens reichsverfafjungsmäßig gezogen worden; «3 joll in 
diefer Hinficht der Zuftand maßgebend fein, wie er früher in Preußen, dann im 
Norddeutichen Bunde herrſchte. Die gejehliche Regulirung bezieht fich daher weſentlich 
nur auf den Poftzwang, die Garantien und Vorrechte der Poſt, die Strafen und 
das Strafverfahren, die Höhe des Portos für Briefe und Padete, während dagegen 
in die PVerordnungsfphäre beiipielsweile gehören die FFeitftellung der Gebühren für 
Pojtanweifungen und fonjtige Geldübermittlungen, für Sendungen von Drudfjachen, 
für Korreſpondenzkarten x. Demgemäß find ala in die Gefehesiphäre eingreitend 
der Mitwirkung des Reichstags alle jene oft nur aus einem. einzigen Additional- 
artikel bejtehenden P. unterworfen, die durch die Reform des internationalen Brie- 
und Padetportos herbeigeführt find, während nur ganz ausnahmsweiſe P., wie die 
über die Zulaffung der Korreipondenzkarten, ohne jolche Mitwirkung zu Stande ge— 
bracht find. — 2) Was jodann den Inhalt der neueren P. betrifft, jo ftimmen 
diejelben, die Regelung einzelner befonderer Verhältniffe abgerechnet, größtentheils 
jogar wörtlich mit einander überein; die Feſtſetzungen beziehen fich hauptjächlich auf 
die Briefpoft und auf die Fahrpoft. Hinfichtlich der Briefpoft wird die Höhe des 
Porto, die Frankirung, die Behandlung der Drudjachen, Waarenproben, Rekom— 
mandationen, Poftanweifungen, Erpreßbeitellungen, der unbeftellbaren Briefpoftgegen- 
ftände, der Portofreiheiten, der Portobezug, die Erfaleiftung, der Zeitungsdebit genau 
geregelt. Hinfichtlich der Fahrpoft fordern bejonders die Vertheilung der Einnahmen 
und die Abrechnung, jowie die Gewährleiftung jpezielle Beitimmungen. — 3) Eine 
weitere Entwidelung des internationalen Pojtverfehrs ift durch den auf Grund der 
Deutichen Denkichrift von 1868 und des Deutjchen Entwurfs von 1874 am 9. Oft. 
1874 zu Bern abgeichloffenen allgemeinen Poftvereinsvertrag herbeigeführt worden, 
an deſſen Stelle inzwiſchen der Parifer Weltpoftvereinsvertrag vom 1. Juni 1878 
getreten iſt. Dieſer Weltpoftverein bildet insbefondere injofern ein einziges Poft- 
gebiet, als in dem gejammten Umfange deffelben das Porto für franfirte Briefe 
20 Piennig, für Poftlarten 10 Pfennig, für Drudjachen ıc. 5 Pfennig, für un— 
franfirte Briefe 40 Pfennig beträgt. Hinſichtlich der Portovertheilung findet feiner: 
fei Abrechnung mehr ftatt, jondern gilt der Grundjaß der Kompenfation. Die Un 
entgeltlichkeit des Tranſits ift im Prinzip anerkannt; Zranfitvergütungen finden 
nur, und ohne daß die Einheitlichkeit des Portos dadurch alterirt wird, ausnahms— 
weiſe zu Gunften folcher Länder ftatt, die wegen ihrer geographijchen Lage, wie ine» 
bejondere Belgien, feine genügende Gegenleiftung erlangen oder bejondere Opfer (für 
Seepoftverbindungen) bringen müffen. Organe des Weltpoftvereins find theils 
periodische Kongreffe, die Hinfort alle fünf Jahre zufammentreten, theils Schieds— 
gerichte zur Austragung von Streitigfeiten, theild das in Bern im Anfchluß an die 
Schweizeriiche Poftverwaltung errichtete internationale Bureau als permanente 
Gentralftelle für die auf den Verein bezüglichen Angelegenheiten. Es ijt das eine 
völferrechtliche Einigung, wie fie bisher auf feinem anderen Gebiete des Verkehrs— 
lebens annähernd erreicht worden ift. Uebrigens iſt den Mitgliedern deö Vereins 
jowol für die Geftaltung ihres inneren Poſtverkehrs, ald auch für die Regelung der 
engeren Beziehungen unter einander völlig freie Hand gelaffen, jodaß alfo namentlich 
der zwiſchen Deutjchland, Oeſterreich-Ungarn, Luremburg und Helgoland beitehende 
engere Poſtverein mit der 10 Pfennig = Brieftare auch ferner fortbeſteht; wie denn 
auch in Bezug auf den Berfehr mit Werthbriefen und Poftanweifungen zwijchen 
einer großen Anzahl von Mitgliedern des Weltpoftvereind bejondere Vereinbarungen 
beſtehen. 

— — Ernft Meier, Ueber dem Abſchluß von Staatsverträgen, Leipzig 1874; bei. 
©. 298 fi. — Fiſcher, Die Berkehräanftalten des Deutjchen Reichd, in dv. Ho — 8 
Nie, Jahrg. I. (1871) ©. 409 ff., Jahrg. II. (1873) ©. 211 ff. — Fiſcher, Poft und 

ne im a ade Berlin 1879. — ng = Poft und HL Febeg VIII. 

— Schmoller, Jahrb., Jahrg. V. (1881) ©. 422. Ernit Meier. 
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Boftverwaltung. Noch vor wenigen Jahrzehnten gab es Gelehrte, welche, 
vornehm auf jede wifjenjchaftliche Betrachtung des Poſtweſens herabblidend, einem 
Art. P. keinen Raum in einem NRechtsleriton zuerfannt hätten. Männer, wie 
Klüber, welcher 1811 fein „Poftwejen in Zeutjchland, wie es war, iſt und jeyn 
könnte”, veröffentlichte, verfuchten allerdings jchon damals die Aufmerfiamfeit des 
ftaatsrechtlich gebildeten Publikums auf diefen Verkehrszweig zu lenken: im Ganzen 
aber blieb das ntereffe ein mattes. Jetzt Hat fich das geändert: heutzutage wird 
der Werth einer wifjenjchaftlichen Betrachtung‘ des Poftwejens nicht mehr unter- 
ihäßt, und der alljeitig gebildete Jurift mag und muß fich auch mit den auf den 
erften Blid ihm ferner liegenden Fragen der PB. beſchäftigen. 

Wenn man bei der gejchichtlichen Skizzirung des Poftweiens zurüdgreift auf 
die durchdachten DVerwaltunggeinrichtungen der Aegypter und Perſer, von welchen 
uns Hevodot und Diodor berichten (Herodot, I. 128, 130; II. 35, 93, 96, 
103; III. 126; VIII. 98. — Diodor, I. 50; II. 45, 46, 53, 54), auf die Or- 
ganifation des cursus publicus der Römischen KHaiferzeit, über welchen der Codex 
Theodosianus (VIII. 5) eingehende Beitimmungen aufbewahrt (cf. Ritter von 
Rittershain in den v. Holtzendorff-Virchow'ſchen Vorträgen und Hude— 
mann, Röm. Poſtweſen), oder jelbjt auf das Edit pour l’6tablissement des Postes 
Ludwig’® XI. vom 19. Juni 1464, jo iſt dies fulturhiftoriich bedeutfam, kann 
aber hier füglich unterbleiben. Vom Standpunkt des Verfaſſungs- und Verwaltungs: 
rechts find jene Verhältniffe dermaßen andersartige, daß eine Anknüpfung daran 
unpraftijch wäre. Fehlte doch jenen Inſtituten, als lediglich für die Beförderung 
der Staatäbriefichaiten bejtimmten, vor allem das Merkmal der allgemeinen Zus 
gänglichkeit, welches wir heute beim Begriffe Pot als Efjentiale erachten; ein Merk— 
mal, das im Mittelalter weit eher als von Staatöwegen in den Begriff hinein— 
getragen wurde durch die privaten Beförderungsanftalten, welche ausgingen von den 
einzelnen Sntereffenkreifen, von den Gentren des Handels und der Induftrie, von 
den Brennpunften geiftigen Lebens (ſtädtiſche Botenanftalten, Mebgerpoften, Boten 
der Univerfität Paris und des Deutichen Ordens). 

Auch die uns näher ftehende PB. im heiligen Römiſchen Reiche hat 
“nicht mehr denn hiſtoriſches Intereffe: die P. galt dort de jure als Reichsſache, 
de facto ift fie es nie geweſen. Bekanntlich war die Reichspoſt dem alten Mai— 
länder Gejchlechte della Torre et Taffis am 27. Juli 1615 förmlich zu Lehen 
gegeben: aber die Reichsfürſten erkannten diefe Belehnung niemals an, richteten uns 
beirtt ihre P. ein und beriefen fich wiederholten Anträgen des Grafen von Thurn 
und Taris gegenüber mit Recht auf das Beijpiel des Kaiſers, welcher ja jelbit in 
jeinen Erblanden nicht die Tariöfche, jondern eigene P. Hatte. So Hat fich die P., 
wie jo Vieles im alten Reiche territorial entwidelt: die einzelnen Fürften, wie von 
Brandenburg, Sachſen xc. hatten ihre eigenen P. Nicht in den Kaiferlichen Man: 
daten oder den Taxis'ſchen Kombinationsrezeffen, als vielmehr in den Churbranden— 
burgiich- Preußischen Poſtordnungen find die Wurzeln der heutigen P. zu juchen. 
Nur in den Eleineren Staaten behielten die Thurn und Taxis die P., nachdem theils 
einzelne Verträge (cf. Klüber, $ 434 Not. c) theils der Reichsdeputationshaupt- 
ſchluß $ 13 und Art. 17 der Bundesacte (ef. Stängel, Poſtweſen, 1844, ©. 155 ff.) 
die Rechte derjelben bejtätigt hatten. 

Mehr als bisher jchließt fich nach dem gänzlichen Aufhören der Reichspoſt 
die Entwidelung zu Zeiten des Deutjchen Bundes an das Territorialftaatsrecht an. 
Im Innern wird der DVerwaltungsorganismus ausgebaut in Preußen, welches die 
Poftordnung vom 26. November 1782 und die Beftimmungen des Allg. ER. Th. II. 
Tit. 15 Abjchn. 4 durch die Poftordnung vom 5. Juni 1852 erjegte,; nach außen 
fuchen fich die einzelnen Deutſchen P. durch Einführung gemeinfamer Berwaltungs- 
und Betriebönormen enger aneinander zu jchließen. Den Zeiten der völferrechtlichen 
Verbindung Deutichlands, den Zeiten des Bundes, entipricht ein völferrechtlicher 
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"Berein, der Deutſch-Oeſterreichiſche Poſtverein, die Vorſtufe einer einheitlichen 
Verwaltung, erflärlich und unentbehrlich in einer jo engen Verkehrägemeinichaft, wie 
fie der Zollverein darftellte. Dieſem völkerrechtlichen Verein gegenüber tritt mit dem 
Jahre 1867, als aus dem Bunde ein Staat wird, eine einheitliche Ver— 
waltung: die P. wird Sache des Norddeutichen Bundes, welcher als Rechtänach- 
folger der einzelnen Bundespoftanftalten die gemeinfame P. übernimmt: die noch 
jelbftändigen P. Sachſens (inkl. Altenburg), der Großherzogthümer Mtedlenburg, 
Dldenburgs, Braunjchweigs und der Hanſeſtädte gehen am 1. Januar 1868, die 
Thun und Taxis'ſche P. in den Mittelftaaten durch Weberlaffungsvertrag vom 
28. Januar 1867 für 3 Mill. Thlr. am 1. Juli 1867 auf Preußen bzw. den 
Bund über. Nachdem das Poſtweſen in Elfaß-Lothringen jchon am 12. September 
1870 auf die Deutiche P. übergegangen, traten gemäß der Vereinbarungen vom 
15. November 1870, am 1. Januar 1871 bzw. 1872 noch das linksmainiſche 
Großherzogthum Heffen und Baden Hinzu. Durch Abfchnitt VIIT. der RVerf. ift 
jet das Poftweien als einheitlihe Staatsverfehrsanjtalt eingerichtet und 
verwaltet (Art. 48). Cine partifuläre P. haben nur (Art. 52) Bayern und 
Württemberg, welche nicht zum „Neichspoftgebiete“ gehören. Während in lebteren 
eine völlig einheitliche Geftaltung der Verwaltungseinrichtungen, des Dienjtbetriebs, 
der Reglemente, Finanzen ıc. ftattfindet, befteht im Deutjchen Reiche lediglich Ein- 
beit der Gejeßgebung, Einheit des Tariftweiens zwiſchen den einzelnen Bundesjtaaten, 
Einheit der Vertretung gegenüber dem Auslande (vgl. Art. 52 Abſ. 2, 3). Im 
Deutichen Reichspoftgebiete gebührt die obere Leitung der P. dem Präfidium, welches 
die reglementarischen und adminiſtrativen Anordnungen zu treffen, wie die aus: 
wärtige Verwaltung zu führen, die Beziehungen zu anderen Verwaltungen zu regeln 
hat: in Bezug aber auf das Deutſche Reich, einfchlieglich Bayerns und Wiürttem- 
bergs, ift die P. keine einheitliche, vielmehr modifiziren fich in diefer Hinſicht die 
Verfaffungsbeftimmungen durch die Klauſeln der Berjailler Verträge (mit Bayern 
Art. II. S 4, mit Württemberg Art. II. 2 Nr. 4 — BGBL, 1870 ©. 654 ff., 1871 
©. 9 ff.). 

Die Pot ift ſomit — abgejehen von den Lehterwähnten Modifikationen — 
einheitliche Neichsverkehrsanftalt: die P. ift gleichwerthiges Glied im gefammten 
Verwaltungsorganismus. Die rechtliche Natur der P. beſtimmt fich nicht etwa nad) 
Regeln des Privat-, des Handelsrechts, fondern nach öffentlich-rechtlichen Grundjäßen. 
Die P. ift nicht Gewerbebetrieb, jonden Staatsverwaltung, und der Staate- 
jefretär des Reichspoſtamts ift nicht der erſte Frachtführer des Neiches, wie es z. B. 
eine Enticheidung des ROHG. (Entich. Bd. XII. ©. 111) ausſprach (vgl. dagegen 
Goldihmidt u. Poftardhiv 1874 ©. 321). So viele Rechtshandlungen der P. fub- 
fidiär Grumdfäßen des HGB. unterliegen, Handelsgeſchäfte find, jo wenig ift darum die 
Poſt ein Kaufmann, jchon darum nicht, weil fie ihre Gejchäfte nicht gewwerbsmäßig betreibt. 
Die Neigung, die P. einfach als Kaufmann Hinzuftellen, erklärt fich daraus, daß 
bier der Staat nicht wie in anderen DVerwaltungsgebieten, wie in Militär- und 
Gerichtöverwaltung, herrſchend, jondern dienend auftritt, daß nach heutiger fultur- 
jtaatlicher Auffaffung die P. nicht die Ausübung eines Hoheitsrechtes, jondern die 
Befriedigung eines allgemeinen Bedürfniſſes darjtellt: hier ift nicht Negalitätsprinzip, 
jondern Dienft im öffentlichen Intereſſe, hier äußert der Staat nicht Staatsgewalt, 
jondern „Pilege* (im Bluntſchli'ſchen Sinne). Wie die P., wirthichaftlich be— 
trachtet, vom Unternehmungsprinzipe, dem feiner Zeit berechtigten Fiskalismus, ſich 
zum Gebührenprinzipe gewendet hat, jo muß auch rechtlich diejelbe nicht mehr ala 
ein Handelsgewerbe in Geftalt der Ausübung eines Hoheitsrechtes, nein, einfach als 
ftaatlicher VBerwaltungszweig angejehen werben. 

Damit ift zugleih der Charakter des P.rechts gekennzeichnet. Dafjelbe 
ift Theil des öffentlichen, nicht des Privatrechte. Der Staat ftellt für den 
Betrieb der Poft umd deren Verkehr mit dem Publikum bejondere Normen auf: 
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nur wenn er dies nicht thäte, was an ſich denkbar wäre, käme das Handels— 
recht in Anwendung, wie dies auch der Fall iſt, wo jenes Spezialrecht Lücken läßt. 
Da aber der Staat kein gewöhnlicher Gewerbetreibender, ſo hat er hier ein ab— 
weichendes Recht aufgeſtellt, das theils bevorzugend, indem es der P. gewiſſe Vor— 
rechte einräumt, um den Betrieb ꝛc. zu erleichtern, theils benachtheiligend, indem es 
die P. zum Kontrahiren zwingt. In dreifacher Weiſe iſt dies Recht der P. kodi— 
fizirt: in Geſetz, in Reglement, in Inſtruktion; das Geſetz enthält das Allgemeine, 
bezeichnet die Peripherie, das Reglement ift für das Publikum, die Inſtruktion für die 
Beamten. 1) Gejeglich geregelt find die grumdfäßlichen Rechte und Pflichten der 
P., der Poſtzwang, die Haftpflicht, die Pflicht zur Wahrung des Brieigeheimnifies, 
der Schuß gegenüber Kontraventionen, die Taren, die Rortofreiheiten, die Vorrechte 
der P. gegenüber den Gifenbahnen ꝛc. Hervorhebenswerth find von geltenden Reichs- 
poftgefegen: Verf. Urk. 4 Nr. 10. 48 ff., Poitgefeg und Poſttaxgeſ. vom 28, Oftbr. 
1871, Pofttarnovelle vom 17. Mai 1873, Portofreiheitsgei. vom 5. Juni 1869, 
Gifenbahnpoftgef. vom 20. Dezember 1875. 2) Die Poftordnungen, welche 
vom Reichskanzler erlaffen werden, enthalten die allgemeinen bei Benutzung der 
Poſtanſtalt zu beobachtenden Borfchriiten, welche ala Bejtandtheil des Vertrages 
zwischen P. und Publitum gelten (vgl. allgemeine Inhaltsregeln derjelben, Poftgei. 
$ 50): an Stelle der Reglements vom 30. Novbr. 1871 und 18. Dezbr. 1874 
ift, befonders zur Herbeiführung möglichiter Uebereinjtimmung der im internen Ver: 
fehr beitehenden Vorſchriften mit denen des Weltpoftvertrages, die jebt gültige Poſt— 
ordnung vom 8. März 1879 erlaflen worden. 3) Die allgemeine Dienit- 
anmweijung endlih (AU. D. A. f. P. u. T.), welche vom Staatsjefretär des Reichs— 
poftanıts gegeben wird, bezieht ſich auf die Einzelheiten der eigentlichen P. und 
des Betriebes, DVertheilung und Grledigung der Gejchäfte ꝛc. Die erite Preußiſche 
Poftdienitanweifung wurde 1854 ausgearbeitet, zahlloje Girkulare, Reſtripte zc. zu 
erießen, und 1863 neu aufgelegt. Seit den letzten Jahren wird eine neue Dienjt- 
anweiſung, — da viele Einzelheiten fich noch im Fluſſe befinden, unvermeidlicher- 
weile in Bruchſtücken, — herausgegeben. 

Nach diefer Skizzirung des Bildungsganges der Reichs-P., des rechtlichen 
Charakters diefes Verwaltungszweiges wie feiner Normen, haben wir zunächit einen, 
jelbftredend hier nur flüchtigen, Blit auf die Thätigkeit der®. zu werfen. Der 
Umfang diejer Thätigkeit ift in feiner Weije gejeßlich direkt beftimmt; implicite aber 
liegt in den verfchiedenen Paragraphen der Taxgeſetze, Verträge zc. eine Firirung der 
Geichäfte, zu deren Uebernahme die P. verbunden, während man eine direkte Ver— 
pflichtung zur Uebernahme des Transporte der dem Poftzwange unterwworfenen 
Gegenitände ala Korrelat derjelben aufftellen kann. Der Gejchäftsfreis der Deutfchen 
P. ift ein jehr umfangreicher: während in den meiſten Staaten Beförderung von 
Perjonen und Padeten Privatgejellichaiten überlafjen, befaßt fich die Reichspoſt mit 
den Transporte von Gütern (Briefen, Padeten 2c.), Perfonen und mit der Ver- 
mittlung des Geldverkehrs, Poſtbankgeſchäft (Geldauszahlungs- und Geld: 
einziehungsgeichäfte). Nach fortwährender Erweiterung des Geſchäftskreiſes befördert 
die Deutiche P. jetzt (abgejehen von der Perjonenpoft): Briefe (Einjchreibfendungen, 
mit Behändigungsichein, durch Eilboten), Poftkarten, Zeitungen, Drudjachen, Ge: 
Ihäftspapiere, Waarenproben, Padete mit und ohne Werthangabe, Poftanweifungen, 
telegraphifche Poftanweifungen, Poftaufträge wie Nachnahmejendungen, welche Lebtere 
am 1. Dftober 1878 an Stelle der viele Nachtheile mit fich führenden und zu 
häufigen Betrügereien veranlaffenden „Poſtvorſchüſſe“ eingeführt wurden (val. Amts— 
blatt 1878 ©. 269; Poſtarchiv ©. 591). In allen diefen Richtungen haben im 
legten Jahrzehnt theils völlige Neugeftaltungen, theils erleichternde Bejtimmungen, 
theils Portoermäßigungen Plab gegriffen: man dente an die Erleichterungen in der 
Beförderung von Zeitungäbeilagen, die vielen VBergünftigungen bei Verſendung von 
Drudjachen (Poftarchiv 1880, ©. 280; Amtsblatt 1881, ©. 125), die Erhöhung 
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des zuläffigen Meiftbetrags der Poitanweifungen, die Einführung der Karten mit 
Nüdantwort, der (abzuholenden) Bahnhofsbriefe u. a. m., worauf einzugehen bier 
nicht der Ort iſt. 

Aus den eben gegebenen aufzählungsartigen Andeutungen geht jchon hervor, 
daß es eine der Hauptaufgaben der P. jein muß, ein möglichft einfaches technifches 
Erpeditionsveriahren herzuftellen. Iſt dies ein bedeutfamer Zweig der inneren 
P., jo tritt ein zweites großes Gebiet Hinzu, die Regelung des Poftenlaufs, das 
Bojtlurswejen (vgl. darüber bejonders Stephanin Rotted u. Welder, X. 
681 und Bollzugsbeitimmungen zu Art. 1 des Eiſenbahnpoſtgeſetzes). Schließlich hat 
die P. für ein gutes Transportweſen Sorge zu tragen, eine bejondere Art der Ber: 
waltung alles deſſen herauszubilden, was fich auf die Beiörderungsmittel bezieht (Poſt— 
fuhrweſen). Eine eigene Ausbildung erheiicht ferner die Verwaltung des Feldpoſt— 
wejens (Feldpoſtdienſtordn. dv. 28. Juni 1873, Berl. 1873, Ausführungsbeitimmungen 
dazu, Berlin 1873; vgl. Armeeverordnungsbl. 1880, S. 141), wie jchließlich bei 
der immer mehr zu Tage tretenden internationalen Tendenz die auswärtige P. (vgl. 
darüber Renault, La poste et le telögraphe; ii ſcher, Poft und Telegraphie im 
Weltverkehr, in v. Holkendorff’ 8% Jahrb., N. F. U. ©. 745 u. d. Art. Poſtverträge). 
Zu diefen rein technischen Poſtgeſchäften treten die lesen organiichen Gejchäfte, 
die Regelung der Perjonalien, ferner die Finanzverwaltung. Auch diefe Verwaltungs— 
zweige erjcheinen bei der Poſt weit vielgeftaltiger, als in anderen Gebieten: jchon 
die Abrechnungsverhältniffe zeigen große Abweichungen, weit mehr noch in Folge der 
großen Zahl des Perſonals die Sorge für daffelbe: die Verwaltung der Kaiſer— 
Wilhelmftiftung, der Poſtſpar- und Vorſchußvereine, bilden ein großes jelbjtändiges 
Derwaltungsgebiet für fich (vgl. 3. B. Statiftif im Poftamtsblatt 1880, ©. 191, 
Poſtarchiv 1879, ©. 720 ff.). Aber ganz abgejehen hiervon, treten an die P. noch 
die verichiedenartigiten Ansprüche anderer VBerwaltungszweige, denen jie ala Hülfs— 
verwaltung dient. Die Deutiche P. vermittelt den Verkauf der Wechiel: 
jtempelmarfen: bdesgleichen wirft fie mit bei Ausführung der Gefeßes über die 
Statijtif des Waarenverfehrs vom 20. Juli 1879. Die Aenderung der Deutichen 
Ger.D. veranlaßte Neuerlaß der Beitimmungen, betreffend die poftamtliche Behand: 
lung der Sendungen mit Zuftellungsurfunden (Verf. Nr. 122, 1879): ihre Bethei- 
ligung bei der Münzummwandlung war eine außerordentliche (ausführlich : Poft- 
archiv 1880, ©. 353); jchließlich ift der in neueſter Zeit immer lebhafteren Be— 
wegung zu gedenken, welche auch bei uns, wie dies in England, Italien mit Erfolg 
geichehen, die BP. mit dem Sparfajjenwejen in Verbindung zu jeßen beeifert iſt. 
(In den gefammten Geſchäftskreis der P. wird dem Laien den jchnelliten und beiten 
Einblid gewähren die Weberficht über die Einrichtungen bei der Gentralbehörde, 
Amtsblatt 1880, ©. 121 und beionders die Auffchriften der Akten bei den Oberpoft- 
direftionen, wozu dad Schema in A. Pd. A. Abjchn. XI. Abth. 1. Anlage 2 Re- 
gijtraturplan A. B.) 

Daß bei dem jo enormen Umfange der Gejchäfte der Organismus derjelben ein 
außerordentlich jchnell und ficher arbeitender fein muß, iſt erfichtlih. Wenn wir 
denfelben zum Schluß betrachten, jo wird uns jetzt jeine Lebensthätigkeit Elarer vor 
die Seele treten, und wir werden zugleich ein Gefammtbild der P. erhalten, deren 
einheitliche Organijation jeit Bejtehen des Reiches auf Grund des dreigliedrigen 
Preußiichen Syſtems möglichſt durchgeführt ift. 

Die Bafis des Organismus der PB. bilden, den Werfehr mit dem Publikum 
vermittelnd und die Funktionen der Betriebsſtelle mit denen der unterſten Ver— 
waltungsbehörde in ſich vereinigend, die Poſtämter, nach ihrer Bedeutung in ſolche 
I., D., II. Klaſſe und Poftagenturen eingetheilt: die lehteren, deren Verwaltung 
von Ortsangehörigen ala Nebenbeichäftigung geführt wird, find in Bezug auf Be— 
trieböverband und Rechnungslegung einer Abrechnungsanjtalt zugewiejen. Neben 
den jtabilen Poſtämtern haben in der Neuzeit in allen Staaten die mobilen Poſt— 
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ämter beſondere Bedeutung erlangt, die Bahnpoftämter, welche den Betrieb auf ein— 
zelnen Eijenbahnitreden leiten. 

Sämmtliche Poitämter eines größeren Bezirkes (Regierungsbezirkes ıc.) unter- 
jtehen einer Oberpoftdireftion, deren e8 40 im Deutichen Reichspoſtgebiete 
giebt. Diejes Syſtem der Mittelbehörden zwiſchen den Lokalanſtalten und der Central» 
inftanz datirt vom 1. Januar 1850. Nachdem in der erjten Hälfte diefes Jahr: 
hunderts in Preußen an der Gentralijation der P. feftgehalten, gelang e& 1849, die 
Einfügung der Provinzialbehörden zu veranlaffen (Erl. vom 19. September 1849; 
Stephan, ©. 708 ff., Pojtarchiv 1875, Nr. 1). Dadurch erfolgte die gewaltigjte 
Reorganijation, welche die P. in Deutichland überhaupt erfahren. War in früheren 
Zeiten der ſich langjam zum feften Organismus geftaltenden PB. die Gentralijation 
Heiljam gewejen, jo erforderte „das Zeitalter de Dampfes“ und der jchnellere Ver— 
fehr eine beweglichere adbminijtrative Gejtaltung, welche durch die Einfügung 
der Oberpoftdireftionen erreicht wurde. Diejes Syſtem hat fich jo bewährt, daß es 
einfach in die P. des Meiches überging. Daß im ‚Einzelnen dabei Umgeftaltungen 
und Fortbildungen nicht unterblieben, ift bei der ftetigen Erweiterung des Verkehrs 
jelbftverftändlich: man bedenke, daß in Preußen 1849 ca. 1700 Poftanftalten mit 
einem Perjonal von 14500 Köpfen beftanden, während heute im Deutſchen Reich&poft- 
gebiet ein Poftheer von über 62000 Perfonen in 7000 Boitanftalten thätig iſt. Der 
Geſchäftskreis der Oberpoftdireftionen, denen 1849 Bieles zugewiejen wurde, was 
den Geſchäftsgang der Gentralftelle jchleppend gemacht hatte, umfaßt die Sorge für 
Ausführung der gejeglichen wie abminiftrativen Anordnungen, Ueberwachung des 
Dienftbetriebes, Erledigung von Beichwerden, die Leitung des Strafverfahrens bei 
Pojtkontraventionen, Bearbeitung des Garuntieweiens, Anftellung ꝛc. der unteren 
Beamten, theilweije den Verkehr mit den Eifenbahnverwaltungen ꝛc. Den Oberpoft- 
direftionen find, behufs Abrechnung zc. mit den Oberpoftlaffen, der Kontrole des 
Betriebes Poſt- bzw. Telegrapheninjpektoren beigeordnet. 

Die Gentralverwaltung führt das Reichspoſtamt, deffen Bildungsgang mit dem 
1. April 1880 einen gewiſſen Abichluß erreicht Hat. Auch die Wurzeln diefer 
Behörde ruhen naturgemäß im Preußifchen Staatärechte. Der Ausdrud „General- 
poſtamt“ (Generalerbpojtmeifteramt) findet fich zuerft in einem Patent Friedrich's II. 
vom 15. Juni 1700: die Selbftändigfeit diefer Behörde war eine relative, da den 
Anjichauungen des 18. Jahrhunderts entiprechend jelbige vom Finanzdepartement 
reffortirte. Am 16. Dezember 1808 wurde das Generalpoftamt dem Minifterium 
des Innern zugewiejen, am 3. Juni 1814 wieder von diefem getrennt und Lediglich 
dem Staatöfanzler unterftellt, jchließli duch Erl. vom 17. April 1848 ala 
I. AbtHeilung des Handelaminijteriums fonftituirt. Als die P. Reichsfache wurde, 
unterstand fie zumächjt dem Bundes-(Reichs-)Hanzleramte, deſſen I. Abtheilung das 
Generalpoftamt (die II. die Generaldireftion der Telegraphen) bildete. Hiernach 
vereinigte das Generalpoftamt in fich die doppelte Funktion einer Preußifchen Staate- 
und einer Reichsbehörde. Die Organijation war noch die Preußifche, welche in Folge 
der vermehrten Geichäfte, durch Allerhöchite Ordre vom 16. November 1872 um— 
geftaltet wurde. Demgemäß wurden zwei Mbtheilungen, eine technifche (T) und eine 
für Etats- und Kaſſenweſen (E) errichtet, während alle Sachen von organifcher und 
prinzipieller Bedeutung, alle Generalien (G) dem Generalpoftmeifter zugeichrieben 
wurden (vgl. Hirth's Ann. 1873, ©. 591). Eine Veränderung von höchjter 
Bedeutung wurde durch die Vereinigung der P. mit der Telegraphenverwaltung her— 
beigeführt (Allerhöchite Verordn. vom 22. Dezember 1875), in Folge deffen die Lei- 
tung beider Verwaltungen vom Reichskanzleramte getrennt und dem Generalpoft- 
meifter unterjtellt wurde, unter deffen einheitlicher Leitung (vgl. auch Stellvertretungs- 
geich vom 17. März 1878) Generalpoftamt und Generaltelegraphenamt thätig 
waren (vgl. d. Art. Telegraphenvermwaltung). Diejes Uebergangsjtadium 
endete mit dem 1. April 1880, mit welchem Tage gemäß Allerhöchiter Ordre vom 
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23. Febr. 1880 die Gentralitelle als „Reichspoſtamt“ unter einem „Staatäjefretär“ 
ins Leben trat, in diefer neuen Bezeichnung auch die Gleichjtellung mit den übrigen 
höchſten Reichabehörden (Schapamt, Juſtizamt) andeutend. Sachlich trat injofern 
eine Menderung ein, als eine III. Abtheilung geichaffen wurde, in welcher jet die 
gefammte P. und "Telegraphenverwalfung gipfelt, während die I. Abtheilung die 
Sentralftelle für die jpeziell poftaliichen Angelegenheiten: ift. 

Der Gejchäftöbereich der III. Abtheilung umfaßt jämmtliche organijche, gejeh- 
liche und adminiftrative Maßregeln, die Beziehungen zu den oberiten Behörden, 
Bundesrath, Reichstag, das Perfonal-, Disziplinarweien, die Wohlfahrtseinrichtungen, 
Gtatöweien ıc., Poſtſparkaſſen, Statiftil, Herausgabe der Dienftanweifung, des Amts» 
blattes, obere Leitung der Neichsdruderei, Verwaltung der Bibliothek, des Reichs— 
poſtmuſeums x. Die I. Abtheilung ift ſpeziell zuftändig für die pojtalifchen Ein- 
richtungen, das technifche Poftweien, Betriebemodus, Kursweſen, Nusftattungsgegen- 
jtände, Tarife, Verhältniffe zum Auslande, Zeitungsbetriebswejen, Technik des Pojt- 
bankgeſchäftes, Erfaßleiftungen, Beichlagnahme, Defraudationen, Portofreiheiten ꝛc. 

Direkt dem Reichspoftamte unterftellt find, abgejehen von den Oberpojtdireftionen, 
die Reichödruderei (und die Telegraphenapparatenwerfftatt), die Generalpoitkaffe, 
das Poftzeitungsamt, Poftanweifungsamt, Pojtzeugamt und das Deutjche Poftamt 
in Konftantinopel. 

Die in diefem zum Schluffe dargeftellten Organismus der P. thätigen Be— 
amten zerfallen, abgejehen von den Unterbeamten, in zwei Gruppen. Die einen, 
die höheren P.beamten, müffen ein Maturitätszeugniß haben, beginnen ihren Dienft 
als Pojteleve, haben die erite Prüfung nach drei Jahren vor der Oberpojtdireftion 
und nach weiteren drei bzw. zwei Jahren die höhere P.prüfung beim Reichspoſt— 
amte zu bejtehen, wodurch die Qualififation zum höhern Dienft in der P. erlangt 
wird. Daneben beiteht die Laufbahn der Poitgehülfen, welche durch vierjährige 
Dienstzeit und Beftehen der Poſtaſſiſtentenprüfung die Qualifikation zum Poſt— 
verwalter eines Poftamts III. Klaffe, zum Boftaffiftenten bei einem Poſtamt I. und 
* Klaſſe und zum Bureauaſſiſtenten bei einer Oberpoſtdirektion erlangen (vgl. Abſchn. 

rt 1 der A. D. A.; Poftarchiv 1875, S. 125, 1874 ©. 289 ff.; Poſtamtsbl. 
1880, ©. 223). Behufs Einheitlichkeit in der P. werden die oberen Beamten vom 
Kaifer ernannt, und hiervon nur event. den Landesregierungen Mittheilung gemacht 
(Verf. Urk. Art. 50), während die übrigen bei der P., insbejondere die im lofalen und 
technischen Betrieb thätigen, von den Landesregierungen angejtellt werden. Die erfteren 
find Reichsbeamte, die letzteren Landesbeamte, unterliegen jedoch, da fie „nach Vor— 
jchrift der Neichsverfaffung den Anordnungen des Kaiſers Folge zu leiften ver- 
pflichtet“, dem — — vom 31. März 1873 (vgl. $ 1 deſſelben und 
Laband’s Ausführungen, I. ©. 398). 


Lit.: Geichichtliches in Stephan’s (im Buchhandel rer vergriffenen) Werke, ©. 54 
120, 179, 272, 691. — Matthias, Ueber Poften ꝛc. — Klüber, Veffentliches Recht —8 
88 433 ff. — Stephan in Rotted und MWelder, XIV. — Schäfer, Geſchichte bes 
Sächfiichen Poſtweſens (Dresden 1879). — iſcher, Deutiche Boft: = Astegeaphengeiep- 
ebung (2. Aufl. 1876); Derjelbe in v. olpendorff in ——— 

Rösler, Deutiches et 1. 2 ©. 461. — Handbuch für Poft und Zelegraphie 
(Berlin, v Deder 18 79). — Laband, Stantsrecht, 11. 284—358. — Hirth’3 Annalen 
(1. deren te 1879). — Archiv J Poſt (und — Jahrg. I. bis VIII. 


(beſ. 1875 S. 1, 29 25; 1876 ©. 481, 513; 1879 ©. 714). — Deutſche Verfehräzeitung 
(feit 1877). — Amtsblatt ben — —5*8— Deutfchen nen (feit nn — Union postale 
(jeit 1875, u. a. IIL ©. 153 Kirchenheim. 


Pothier, Rob. = & 9. I. 1699 zu Orléans, wurde 21 Jahre alt Rath 
am Präfidialgericht zu Orleans, woſelbſt er jpäter einen Lehrſtuhl bekleidete, nebenbei 
ala Rath an der Chambre du domaine praftifch thätig war, f 2. II. 1772. 

Schriften: Pandectae Justinianeae in novum ordinem digestae, Par. 1748—52; Lyon 
1782; Par. 1817—24 (ed. frang. par Breard de Neuville 1817—27; ital. Venez. 189431, 
1841, 1842). — Coutume d’Orleans, 1740, 1760. — Trait& du contrat de change, Par. 1763. — 
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Traites sur differentes matiöres de droit civil, Par. 1773; bejonder® Trait& des obligations, 
Par. 1761; par Bernardi 1805; ſpaniſch Barcelona 1879. — Traite de la procedure civile 
et criminelle, Par. 1778. — Traite du droit de domaine de propriöte, Par., Orl. 1772— 
1776, — Traite de la communauted, Par. 1819. — Oeuvres complötes par Siffrein, Par. 
1820—22; par Dupin aine, 1825; par Rogron et Firbach 1825; par Bugnet 1845— 
1848. — Oeuvres annotees et mises en conciliation avec le code par Bugnet, 1861, 62, — 
Die meiften Traites überiegt von Foramiti, Venez. 1833—35. 

Lit.: Beitichr. für Rechtägeich., VIII. 280, 281. —- Moreau de Montalin, Analyse 
des Pand. de P., 1827; ital. Venez. 1833. — Bar ımans, Dad Deutiche —— 
Berl. 1869, ©. 75, Note 19, ©. 94. — Dupin, Diss. sur la vie et les oeuvres de P., 
Paris 1825. — Fr&emont, Vie de P., Orleans, Tours 1859. — Rodiöre, Les grands 
jurisconsultes 1874, p. 374—378. — Encytlopädie ©. 242. Zeihmann. 


Pözl, Joſeph von, & 5. XL 1814 zu Pechtnersreuth, jtud. in München, 
wo er 26. XI. 1842 promovirte, 1843 Dozent in Würzburg, 1847 ordentl. Prof. in 
München, 1863 zweiter und 1865 erjter Präfident der Kammer der Abgeordneten, 
1872 Reichsrath, 7 9. I. 1881. 

Schriften: ft der Patron als joldher baupflichtig? 1842. — D. privil. fisci Bavar., 
1843. — Bayer. Staats-Verfaſſungsrecht, Würzb. 1847. — Lehrbuch des Bayeriſchen Ber: 
faſſungsrechtes, 1851, (5) 1877. — Sammlung der Bayeriichen Verfaſſungs-Geſetze, 
1852— 77. — Lehrbuch des Bapyerifchen Verwaltungsrechtes, München 1856, (3) 1871 und 
1874. — Die Bayerifchen Maflergeiehe von 1852 und U Ep von 1848 (in ber von 
ihm redigirten Komment.-:Samml.), erfteres in 2. Aufl. 1881, auch andere Geſetze. — Die 
Kompetenzfrage im Bentind’ichen Succejfionsftreite, 1853. — Die Geſetzgebung des König— 
reiches Bayern jeit Marimilian II. (jeit 1867). — Ald Kammermitglied: Bericht über die 
Kurheffiſche Verfaſſungsfrage und Bericht über die Gew.D. (Berhandl. Bb. IV., VI.) — Be 
gründer und Redakteur der Krit. Ueberſchau, 1853—1858, dann ber Krit. B.J.Schrift jeit 
1859. — Zahlreiche Aufſätze in Bluntſchli's StaatsWört.B. und in vielen Zeitichr. 
(Reyicher, Schneider, Schletter, Blätter für Rechtsanw. und Blätter für adm. Praris). 

git.: Prantl, Geichichte der Ludwig-Marimiliand:Univerfität, 1872, I. 726, 727; II. 
556. — Brinz’8 Grabrede in ber Augsb. Alle. 2 1881 ©. 229, 230. — Eijenhart in 
Hartmann’s Zeitichrift für öffentliches Recht VI. 571. TZeihmann. 


Prabende (praebenda) ift nach dem neueren Sprachgebrauch das mit einem 
firchlichen Amt verbundene Recht auf den Genuß der Einkünfte deffelben, bedeutet 
alſo joviel wie beneficium. Urſprünglich verftand man darunter die praebenda 
quotidiana in refectorio ad majorem mensam, d. 5. den den Mönchen und 
Klerikern am gemeinjchaftlichen Tiſch gewährten Lebensunterhalt. Hieraus erklärt 
es fih auch, daß als das gemeinjchaftliche Leben der Kanoniker in den Dom= und 
anderen Stiftern aufhörte, und in Folge deſſen den einzelnen Mitgliedern feſte Ein— 
nahmen zugewiejen wurden, man dieje leßteren P. nannte und daß heute noch vor— 
zugsweiſe die Gejammtheit der mit einer Stiftäftelle verbundenen Vermögensrechte P. 
heißt. Zu diefen Stifts-P. gehörten in früherer Zeit für die Regel beftimmte firixte 
Einnahmen, Früchte, Zehnten, Nutungen gewiffer Grundftüde, endlich auch gewöhnlich 
eine Wohnung (curia), nicht aber zu dem P.einkommen im eigentlichen Sinne die 
fog. distributiones quotidianae, d. h. die bejonderen für die Refidenz haltenden und 
am Ghordienft theilnehmenden Stiftsmitglieder beftimmten Einkünfte. Seit der Her— 
ftellung der Deutichen Bisthümer und Kapitel nach der Säfularifation des Jahres 
1803 beftehen die P. meiftens in fejten, von den einzelnen Staaten ausgeſetzten 
Gelddotationen. — In der evangelifchen Kirche veriteht man unter P. die Einkünfte 
der Kanoniker an den hin und wieder, wie 3. B. in Preußen und dem Königreich 
Sadjen vorfommenden Stiftern, während das Wort in der allgemeinen Bedeutung, 
welche ihm für das fatholifche Kirchenrecht zufommt (f. den Anfang diefes Art.), 
micht gebraucht wird. 

Quellen u. 2it.: Tit. X. de praebendis, III. 5; de concess. praeb., III. 8; tit. VI. 
de praeb., III. 4; de conc. praeb., al. 7. — Ant. Schmidt, De varietate praebendarum 
in ecclesiis Germanicis diss., Heidelb. 1773, und in defien Thesaurus jur. ecclesiast., tom. 
HL — Jacobion in Herzog's Real:Encyklopädie für proteft. Theologie XII. 81 ff. 

PB. Hinſchius. 
8*+ 
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Präjudizialſachen find im Gebiete des Civ.Prz. (v. Bar, Th. I. Suppl. 
S. 30) klagbare Anfprüche, denen ein zu Grunde liegendes konkretes Verhältnif 
in folcher Weiſe gemeinjam ift, daß mit der Enticheidung über den einen konjequent 
im Grunde auch jchon die Enticheidung über den anderen gegeben ift. Die ältere 
Konneritätötheorie definirte die P. ala „Prozeßſachen“, unter welchen fie Einreden 
neben Klagen, prozeffuale und materielle Vorfragen neben Rechtöverfolgungsmitteln 
zufammenjaßte und in den Begriff der PB. übertrug. Das Röm. Recht dagegen ver- 
jteht das Präjudiziren von der Enticheidung ganzer Prozeffe, und da die End- 
enticheidung als folche eben eine Enticheidung über den Anſpruch ift, jo find es am 
legten Ende die Anſprüche ſelbſt, zwifchen denen der Präjudizialnerus obwaltet, nicht 
dagegen Einreden und in den Zuſammenhang deflelben Anfpruch® und Prozeſſes ge 
hörende Borfragen. Wo nun ein Präjudizialverhältniß zwifchen zwei Anfprüchen 
obwaltet, jchreibt nah Pland das Röm. Recht vor, daß die causa major, der 
Prozeß über den bedeutenderen, namentlich den bedingenden, der causa minor, dem 
Prozeß über den untvichtigeren bzw. bedingten, voraufgehen ſoll. Zur Herbeiführung 
diefer Ordnung gab das Röm. Recht nah DO. Bülow zwei Mittel, die exceptio 
praejudicii und das „Präjudizialdekret“. Umging nämlich der Kläger die Reihenfolge, 
indem er ftatt der causa major die minor anhängig machte, jo ward er auf Grund 
der dem Bellagten gewährten exceptio abgewieien, die nah Bülow aber auf 
Grundftüds- und Erbichaftsprogeffe beichränft war. Traf das Handeln des Kläger: 
fein Vorwurf, jtellte er beide Prozeſſe zugleich an oder handelte ſich's um Prozeſſe 
verichiedener Kläger zc., jo verfügte der Magiftrat die Ausjegung oder Siftirung der 
causa minor, was jowol auf Antrag, wie Schlefinger mit Recht hervorhebt, ala 
von Amtäwegen möglich war. Das heutige Gem. Recht beichränftt nah Pland 
die P. auf bedingende umd bedingte Anfprüche. Die Deutiche RGeſetzgeb. geitattet 
dem Gerichte von Amtswegen wie auf vorgebrachte exceptio praejudicii das Ver— 
fahren in einer Givilfache durch einen Beichluß, der mittel Beichtwerde anfechtbar 
ift, auszuſetzen, wenn ein Rechtsverhältniß in Frage kommt, welches den Gegenjtand 
eine® bereit3 anhängigen Rechtsftreites bildet oder der Feſtſtellung durch eine Ver— 
waltungsbehörde bedürftig ift, oder wenn fich der Verdacht einer ftrafbaren Hand— 
lung, 3. B. einer Wechjelfälfchung, ergiebt und die Ermittelung derfelben für bie 
Entjcheidung der Givilfache von Einfluß fein könnte, ohne daß jedoch das Straf. 
urtheil für den Givilrichter bindend wäre. 

Quellen: 1.32 $10D.4 8. — 1.397, 54 D. 5, 1.—1L5% 
: 1.49 D. 5,8. 1 42 pr. D.9, 4 ER er 
1. 14 pr. D. 11, 1. — Titt. D, 97, 9 2*8 my 
$1D.40,15.—15D.4,5. — 1 
3, 16, 18,21 D. 4, 1. — 1.6, 1.7 
0,1.—L4088 — 1108 "2. 
‚16. — Tit. C. 7, 19. — 1.33 C. 9, 92.—1L2c. 9, 2. — Cic. dene 2,28. — 
ajus 4, 133. — Tit. X. 2, 10. c. 5 X. 4, 17. — C. de proc. art. 171, 250; C. pen. art. 8, 
, 250. — C. for. art. 182. — Pre X Strafüo. v. 1867 $ 10. — Allg. Ger.Orbn. Th. 1. Zit. 2 
178; Zit. 5 88 29 ff; Tit. 9 88 20 ff.; zit. 10 — — Fbo fi; Tit. 48 
$$ 11 fi. — Deutiche so. $$ 1 140, 229; 66.8 14 N 


git.: Pilii ordo wi P. 2 8 Zinn — Taneredi — ee P. 2 — ” ss Oh RRY. 
Glaproth, Burg, Prz. — Bd. I. $ 99. — Gönner, Handb., V 
11 ff. — Linde, z88 56 ff. — Wetzell, Syſt. 864. — rer Lehrb,, 
152. N ikmenu Bellen, Verſuche, S. 123 Serſelbe, Gem. Giv.Prz, 8 »d. II 
S. 400 ff. — Bradenhoeft, Erörterungen zu Linde’s Lehrbuch, 88 54 ff. — Pland 
Mehrheit d. ——— Jg 26 ff., 56 ff.; ee Strafverf., $ 58; Derjelbe, Derhandl. 
bes 7. Jur. Tags, Bd. fi; Derielbe, Münd,. Krit. v.ag. chr. Bd. XL — 161 ff. — 
—— id 8 Hered. Pet., 1852. — Franfe, Komm. über d. Pand.:Zit. de 
H. P., 1864. — O0. Bülow, Diss. de praej. except., 1863; Derjelbe, Prz.Einreden, 
&. 112 ff. — A. Pernice, Diss. de ratione cett., 1864; Derielbe, P.I. Schrift cit. Bd. V. 
©. 413 1 — R. Schleſinger, Gött. gel. Anz. 1869 ©. 881 ff. — Pigeau, La proc. 
civ.. T. L p. 320 ss. — Höäfter, Franz. Strafverf., $ 39. — Die Kommentare 3. Deutichen 
CPO. LI. Wieding. 
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BPräjudizien nennt man die Rechtöfprüche der Gerichte infofern, als man 
ihren beftimmenden Einfluß bezüglich juridifcher Fragen für deren gleiche Beurtheilung 
in anderen Prozefien bzw. durch andere Richter hervorheben will. Die autoritäre 
Bedeutung der P. beruht im Gebiet des Gem. Rechts auf ihrer wifjenichaftlichen 
Ueberzeugungsfraft und auf freier Annahme der fie befolgenden Gerichte. Eben 
darum kommt fie auch an fich den Urtheilen der unteren Gerichte in gleichem Maße, 
wie denen der höheren Gerichte zu, und wenn die Sachlage nichtsdeftoweniger im 
Allgemeinen eine andere ift, jo beruht dies doch nicht auf gejeßlicher Nothwendigkeit, 
ſondern in den thatjächlichen Verhältniffen. Eine andere Stellung nehmen die P. 
der Höchiten Gerichte nach Franz. Recht und der ihm folgenden Deutjchen RGeſetzgeb. 
ein. Dieſe Gefehgebungen poftuliren die Einheit der Rechtiprechung im Staate, und 
jofern fie den höchiten Gerichtshof zum Träger diefer Einheit machen und ihm vor— 
ſchreiben, Rechtsjprüche der unteren Gerichte, die auf umrichtiger Auslegung oder 
Anwendung oder Nichtanwendung der Gejege oder Nechtögrundfäge beruhen, zu 
faffiren, wird diejer Gerichtshof zum allein berechtigten Ausleger der Geſetze und 
jeine P. obligatorifch für jämmtliche Gerichte des Staates außer ihm. Am ftrengjten 
verfolgt diefe Tendenz die Franz. Gefeßgebung, indem fie auch im Gebiete der Givil- 
rechtöpflege die Staatsanwaltichait zum Wächter des Geſetzes beftellt und ihr in der 
Nichtigkeitäbeichwerde zur Wahrung des Geſetzes ein Mittel in die Hand giebt, die 
Einheit der Rechtiprechung jogar da zur Geltung zu bringen, wo den Parteien jelbjt 
ein Rechtsmittel nicht zufteht oder fie von demſelben feinen Gebrauch machen. Die 
Deutjche RGeſetzgeb. dagegen kennt dieſes Rechtsmittel und diefe Theilnahme der 
Staatsanwaltichait im Giv.Prz. nicht; nichtsdejtoweniger fommt auch ihr zufolge 
den P. der einzelnen, wie der vereinigten Givil- oder Straffenate des höchiten Ge— 
richt&hofes gleiche Bedeutung zu, da diejelben für den erfennenden höchſten Gerichtähor 
jelbft in gleichen Fällen verbindlich find, nur daß der einzelne Senat von jeinen 
eigenen Entſcheidungen abweichen darf. Davon ift dann die naturgemäße Folge, 
dat alle. Rechtöiprüche der unteren Gerichte, fowie fie in höchfter Inſtanz an— 
gefochten werden, nach Inhalt der P. des höchſten Gerichtshofes beurtheilt und 
eventuell abgeändert werden müſſen. 

Lit. u. Quellen: Savigny, Syitem, I. 12 ff. — Pland, Mehrheit, $S 26, 
5. — ae de3 6. AYurijtentages, 2. 30. Repert. S. 137. — Frey rante Giv.: 
u. — 148 ff., 225 ff. — Pigeau, Proc. civ., I. p. 460. — Heffter, 4 
FR — Lei 1 dec. 1790 a. 25; loi 27 vent. * VII. a. 80, 88. — Deutiches GBG. 

137 * : Mot. ©. 151 ff. — Deutiche CPO. Mot. ©. 41 ff. 8. Wieding. 


Bee (v. Bar, TH. I. Suppl. ©. 58 ee ift eine Verfäumnißfolge, und 
joll nach $ 208 der Deutf hen CPO. allgemein als Verfäumnißfolge eintreten, 
wo nicht die Verfäumnißfolge, 3. B. Geftändniß der Hlagthatjachen, Reaffumtion ıc., 
ſpeziell vorgejchrieben ift. Sie befteht darin, daß die Partei wegen Verſäumniß einer 
ihr geitatteten oder aufgegebenen Prozeßhandlung während der gewährten Friſt bzw. 
an dem gejegten Termine das Recht zur Vornahme diefer Handlung verliert. Die 
Frift bzw. der Termin, mit deren Ablauf dieje Folge eintritt, wird im Gemeinen 
Recht eben darum auch als präflufiv oder peremtorijch bezeichnet, und zwar 
im Gegenſatz zu dilatoriſchen Friſten und Terminen, mit deren Verſäumniß 
eben jene in ihren Wirkungen höchſt bedeutſame Folge nicht jofort eintritt. Die 
Deutihe CPO. verwirit das Syitem der wiederholten Ladung und Friftanfeßung, 
ihre Friſten und Termine find durchweg mit wenigen Ausnahmen fofort präflufiv 
und zwar ipso jure, ohne daß es einer vorgängigen Androhung der Verſäumniß— 
folgen bedürfte. Alles Nähere j. im Art. Berfäumnißverfahren. 

K. Wieding. 

Prälaten (praelati) im eigentlichen Sinne find die Bilchöfe und die Inhaber 
der höheren, über dem bijchöflichen ftehenden Aemter, wie die Erzbifchöfe, Primaten 
und Patriarchen. Im Sprachgebrauch der Defretalen werden auch die Aebte, alſo 
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die Vorfteher der geiftlichen Orden, unter diefer Bezeichnung begriffen. Gaben dieſe 
nicht blos eine der biichöflichen analoge Regierungsgewalt über ihr Klofter und die 
zu demfelben gehörigen Perjonen (die jog. jurisdietio quasi episcopalis), jondern 
auch eine folche über einen gewiflen, dem Kloſter zuftehenden und don jeder Diöcefe 
erimirten Bezirk (territorium separatum), jo nennt man fie praelati nullius oder 
praelati nullius dioeceseos. Im Gegenjat zu den Bijchöfen werden aber die Aebte 
als praelati inferiores bezeichnet. Aus der allgemeinen Bedeutung von praelatus, 
als einer Perfon, welche Anderen vorgeht, diejen übergeordnet ift, erklärt es ſich, 
daß auch im Mittelalter die Inhaber von mit der Jurisdiktion oder mit dem Ber 
jonat verbundenen Stiftsämtern, 3. B. Pröbjte, Dechanten, Kuftoden der Domtlapitel, 
ja mitunter auch die Pfarrer praelati genannt worden find. Endlich hat der Aus- 
drud: praelati noch eine beiondere Beziehung zu dem Organismus der Römiichen 
Kurie. P. find nämlich die Geiftlichen derjelben, welche gewiſſe Beiugniffe des 
oberiten Sirchenregiments des Papftes, jei es allein, ſei es zu Kollegien vereinigt, 
theils in Unterftüung der Kardinäle, theils jelbitändig ausüben und deswegen auch 
durch einen äußeren Ehrenvorrang ausgezeichnet find oder welche wenigftens ohne 
einen derartigen Antheil an der päpftlichen Jurisdiktion gleiche Ehrenrechte, wie die 
an der lebteren partizipirenden, befiten. Die erſteren heißen eigentliche, die letzteren 
Ehren=P., während man die Prälatur, welche der Papit nach Ablegung der vor- 
geichriebenen Prüfung verleiht, praelatura justitiae, die, welche er unter Abſehung 
davon ertheilt, praelatura gratiae nennt. Die Prälatur ift die Vorftufe des Kar— 
dinalats. Die allgemeine die P. in ihrer Tracht auszeichnende Farbe ift die violette. 
Die P., fjowel die Römifchen, wie die nicht zur Kurie gehörigen (f. den Anfang 
dieſes Art.) werden im Kurialſtyl, im Gegenfat zu den Nicht-P., Monsignori genannt. 

Quellen u. Lit.: e. 41, 44 X. de elect. I. 6; c.3 $ 5 in VIt eod. I. 6; «. 2X. 
de iud. II. 1; c. 3 X. de off. iud. ordin. I. 31. — Heber die Römiſche Prälatur ſ. Ban en, 
Die Römiſche Hurie, S. 45 ff. Meier in Jacobſon u. Richter's Ztiſchr. für d. Recht 
der Kirche 1, 91 ff. — Phillips, Kirchenrecht, 6, 297 ff. — P. Hinſchius, Kirchenrecht 
1, 375 ff.; 2, 110 Fr. P. Hinihins. 


Prälegate (Borvermächtnifie, praeceptiones) im weiteren Sinne find die einem 
Erben aus der Erbſchaft Hinterlaffenen WVermächtniffe (f. d. Art. Yegat). Nachdem 
mit der Form des altrömifchen legatum per praeceptionem im Streit der Juriften- 
ichulen auch deſſen jachgemäße Auffafjung ala eines Voraus für den Gingejehten 
vor Erbantritt und Erbtheilung abhanden gefommen war, bildeten fich aus vielem 
Schwanken nachjtehende Begriffe des Juftin. Rechts: I. Ein gewöhnliches Legat Liegt 
vor, wenn ein Nichterbe mit einem Vermächtniſſe an einen Erben belaftet iſt. 
II. Praeceptio im technifchen Sinne ift a) das einem unter mehreren Miterben jo 
binterlaffene Vermächtniß, daß nicht der Bedachte ſelbſt, jondern nur deffen Mit— 
erben (alle oder einige) belaftet find; b) das PVorausvermächtniß für den Fiduziar— 
erben. III. Praelegatum im technifchen Sinne: das einem unter mehreren Miterben 
jo zugewendete VBermächtniß, daß auch der Bedachte ala mitbelaftet erjcheint, 
indem entweder a) ein Onerirter überall nicht genannt ift oder b) ausdrücklich alle 
Erben (folglich auch der Bedachte) belaftet find. Für dies eigentliche P. zog bie 
Elaffische Jurisprudenz aus dem Gabe: ein dem Alleinerben hinterlaffenes Legat 
würde als folches unwirkſam fein (heredi a semet ipso inutiliter legatur), zunächit 
die Folgerung: dann ſei auch das einem von mehreren Erben Hinterlaffene Ver: 
mächtniß, für den Fall, 1) daß der Prälegatar Erbe wird, foweit unwirkſam 
(konfundirt), ala er damit an fich jelber belaftet, wirffam nur foweit, ala die Mit- 
erben belaftet feien; jenen Theil habe er ala Erbe, dieſe Theile als Legatar. 
Ternere Folgerungen: der konfundirende Theil accreszirt einem etwaigen Kollegatar, 
ift einzurechnen in die Falzidiſche und Trebellianifche Quart, wird mit dem Erbtheil 
an den Univerſalfideikommiſſar reftituirt; ift der Kollegatar ſelbſt Miterbe, aljo 
ebenfalls Prälegatar, jo verhalten fich beider Legatantheile (3.B. Yıs, *!/ı2) gerade 
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umgekehrt wie ihre Erbtheile (11, Yıs) u. ſ. ſ. Wird dagegen 2) der Prälegatar 
nicht Erbe, weil er auäjchlägt, oder bleibt er nicht Erbe, weil er als suus 
abjtinirt oder al® voluntarius Reftitution erlangt, dann erhält er, in Ermangelung 
anderer Verfügung des Erblaffers, das ganze P. Wleiches gilt nach richtiger Anficht 
auch dann, wenn der Prälegatar nach dem dies cedens legati, aber vor dem Erb- 
antritt veritorben (Transmiffion des ganzen P. auf feine Erben) oder erbunfähig 
geworden ift; während freilich die herrfchende Meinung für erfteren Fall auf Grund 
einer Stelle, die von „praeceptiones* handelt, das Gegentheil behauptet. Alfo: 
der Prälegatar, welcher Erbe nicht wird (nicht will oder nicht kann), erhält bzw. 
transmittirt auf feine Erben das ganze ihm zugewendete P., und zwar als Yegat. — 
Dieje gefammte überkünftliche Theorie fand auf die technifche praeceptio (oben II) 
feine Anwendung (nur daß hier im Falle a das Voraus auch im jud. fam. ereisc. 
geltend gemacht werden konnte); fie durfte eben jener Eigenjchaft halber und als 
dem Willen des Teſtator der Regel nach widerjtreitend in Deutjchland nicht rezipirt 
werden. Gleichwol behauptet die gemeinrechtliche Doktrin deren Rezeption. Ja 
noch das Sächſ. BGB. will die Römifchrechtlichen Grundſätze vom PB. in allem 
Weſentlichen durchgeführt jehen (mit der ftilljchweigenden Ausnahme: joweit nicht 
der Erblaffer anderes bejtimmt haben jollte); obwol bereits gleich älteren Landrechten 
das Preuß. LR. und das Oeſterr. BGB. mit vollem Fug das Entgegengejehte auf- 
geftellt Hatten: es ift zwiſchen ſog. Prälegat und Vorausvermächtniß an einen unter 
mehreren Erben fein Unterjchied; ftet3 hat der Bermächtnißnehmer das Ganze jure 
legati, mag er Erbe werden oder nicht, jo daß es bei der Ausgleichung unter den 
Erben überall nicht in Anjchlag kommt und nicht? davon mit der Erbichaft an 
Käufer oder Univerfalfideitommiffare auszuliefern if. Dem Code civil mußte die 
jog. Prälegattheorie fremd bleiben; fein „don ou legs à titre de preciput ou hors 
part“ bietet nichts Beſonderes. 


bi? 91; 1.116 8 1 D. 80. —1.75 $ 1 D. 31 (vgl. Schüße, Jahrbb. d. gemein. Deutichen 
2 pr. D. 38, 7.— 1.18 $2D.34, 9. — 


& 460. — Code civ. art. 919. — Defterr. BEB. $ 648. — Eähl. BEL. 55 2401-2408. — 
Mommfen, Erbr.:Entw., $ 351. Schütze. 


Präliminarien der völlerrechtlichen Verträge (conventiones praeparatoriae 
s. praeliminares, préliminaires) find vertragsmäßige Abreden unter den Staaten, 
die als blos vorläufige gelten und durch den Abjchluß von definitiven Gtaate- 
verträgen erjeßt werden jollen. Unterhandelnde Staaten pflegen fich ihrer zu be— 
dienen, um gegenjeitiges Einverftändnig in den Hauptpunkten vertragsmäßig ficher 
zu ftellen und nur die Formulirung defjelben oder die Feſtſetzung von Nebenpunften 
ipäterer Vereinbarung vorzubehalten. PB. haben demnach bald die Bedeutung bloßer 
pacta de contrahendo, indem fie die Punkte aufführen, welche die Grundlage der 
Unterhandlungen bilden jollen; bald ftellten fie einen proviforifchen Rechtszujtand 
zwijchen den Staaten fejt unter Vorbehalt, denfelben in einen definitiven zu ver— 
wandeln; bald endlich normiren fie einen definitiven Rechtszuſtand und behalten 
nur die feierliche Bejtätigung umd etwaige Ergänzungen defjelben einem jpäteren 
Sauptvertrage vor. Ymmer aber find fie völferrechtlich verbindliche Verträge; es 
jei denn, daß ihre Geltung vom Abſchluß des Definitivvertrags abhängig gemacht 
werde. Auch für fie gelten demnach die Regeln, die das Völkerrecht betreffs der 
Legitimation zum Abſchluß, der Ratifikation, Auslegung und Erlöfchung der Staats— 
verträge aufftellt. P. werden bald in Gejtalt bloßer Punktationen abgefaßt, jo daß 
fie zunächſt nur beabfichtigen, eine Vertragäbafis zu jchaffen; bald als fürmliche 
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Verträge abgeſchloſſen. Hauptanwendung finden fie bei Frriedensjchlüffen (Friedens-P.), 
wobei fie häufig mit Waffenftillftandsverträgen fombinirt werben. 

Beijpiele der wichtigften Präliminarverträge in der Neuzeit find die P. von 
San-Stefano vom 3. März 1878; der ihnen in Gemäßheit des Berliner Vertrags 
vom 13. Juli 1878 bderogirende Definitivfriede von Sonftantinopel wurde am 
8. Febr. 1879 geichloffen. Nächftdem: die PB. von Verſailles vom 26. Febr. 1871; 
die Nikolaburger Friedens P. nebſt Waffenftillftandsfonvention vom 26. Juli 1866; 
die B. von Billafranca vom 11. Juli 1859; die Wiener P. vom 1. Febr. 1856 
zum Barifer Frieden vom 30. März 1856. 

F. v. Martitz. 

Prämie bedeutet juriſtiſch wie im gewöhnlichen Sprachgebrauche jo viel ala 
Preis, Belohnung, Vortheil, Vorrecht, Vergütung (auch im Sinne von Prorenetikum, 
Dergütung für eine Vertragsvermittelung) u. dgl. 

1) Bon diejer Bedeutung geht auch der bejondere handelärechtliche Gebrauch 
diejes Wortes aus und zwar zunächit auch die Beitimmung des Seehandelsrechts, 
daß Schiffer alle Arten von Belohnungen (,„P.“), die fie von dem Befrachter, 
Ablader oder Ladungsempfänger erhalten, dem Rheder als Einnahme in Rechnung 
bringen müflen (HGB. Art. 518) und daß P. u. dgl. im Seefrachtgeichäft nicht 
gefordert werden können, wenn fie nicht ausbedungen find (ebenda Art. 622). Zu 
jenen Belohnungen werden auch die Ausfuhr-P. (Erportbonifitationen) gerechnet ; 
jo daß auch diefe der Kapitän dem Rheder ala Einnahme verrechnen muß, gleichviel 
ob er fie als Schiffsführer oder als Vertreter der Ladungsintereffenten zugedacht er- 
bielt (j. Entſch. des ROHG. Bd. VI. ©. 64). Hierüber f. d. Art. Kaplaken und 
Primage. 

2) Mit obiger Bedeutung von P. hängt auch die Verwendung dieſes Wortes 
für Rabatt, Refaktie in diefem Sinne, PB. in Spezialtarifen von Transportanitalten, 
auch von Annoncenbureaus zujammen (vgl. Hierzu HGB. Art. 384; Entſch. des 
ROHGG. I ©. 212; IV. 136; XU. 213; Gareis, Kurzgef. Lehrb. des Handels— 
rechts, ©. 342). 

3) Eine mehr technifche Bedeutung hat das Wort P. im Verſicherungs— 
recht; Hier ift PB. die Gegenleiftung, welche fich der Verficherer vom VBerficherungs- 
nehmer für die Uebernahme der Gefahr vertragsmäßig bezahlen läßt, das Aequivalent, 
welches der DVerficherungsnehmer dafür bietet und zu bieten hat, daß der Verficherer 
den Erſatz des Schadens, welcher den Berficherten treffen kann, nach Maßgabe des 
Verficherungävertrags übernimmt. Bei der Verficherung auf Gegenfeitigfeit ift die 
P. ein im Verhältniß zur Höhe des innerhalb einer Rechnungsperiode eingetretenen 
Schadens durch Repartition dieſes Schadens (und der Verwaltungskoſten) fich er- 
gebender, mithin variabler Beitrag, welcher, annähernd gejchäßt, auch jchon vor 
Ablauf der Rechnungsperiode ganz oder theilweife, jedenfalls vorbehaltlich jpäterer 
definitiver Feſtſetzung erhoben werden kann und gerade dann auch P. (uneigentliche 
P.) genannt wird. Bei der „DVerficherung gegen P.“ aber ift die P. ein feiter ver: 
tragsmäßig dor Ablauf einer Verficherungsperiode definitiv feſtgeſetzter Betrag, welchen 
der BVerficherer in jpefulativer Abficht als Gegenleiftung für die Gefahrübernahme 
vom Berficherungänehmer bezieht (j. Goldſchmidt, H.R., 2. Aufl. $ 49 ©. 584 
bis 587; Stobbe, Deutiches Privatrecht, Bd. III. ©. 197 und die cit. Lit., auch die 
Lit. unter d. Art. Berfiherungsvertrag. Ueber „Zeit-P. im Seeverficherungs- 
recht ſ. Allg. Deutiches HGB. Art. 834, 835, 849, 760). Nach Seeverficherungs- 
recht ift die P., jofern nicht ein Anderes vereinbart ijt, jofort nach Vertragsabſchluß 
und wenn eine Polize verlangt wird, gegen Auslieferung diefer zu bezahlen. Zur 
Zahlung der P. ift der Verficherungsnehmer, jubfidiär (im Seeverficherungsrecht) auch 
der BVerficherte verpflichtet. Im Seeverficherungsrecht ift eine proportionale Rüde 
forderung der P. (abzüglich der Riftornogebühr) geftattet, wenn die Unternehmung. 
auf welche fich die Affekuranz bezieht, von dem Verficherten aufgegeben oder ohne 
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deſſen Zuthun die verficherte Sache der übernommenen Gefahr nicht ausgeſetzt wird 
(j. Art. 899 des Allg D. HGB.; PB. Holſchuld oder Bringichuld? j. Entich. 
des ROHG. IX: ©. 375, 386 und Gareis, a. a. D. ©. 392). 

4) Eine eigenthümliche, feehandelsrechtliche Bedeutung Hat die P. ala Bod— 
merei=-®., die P., welche der Bodmerift („Seedarlehnsgläubiger“, Bodmereigläubiger) 
zu beanfpruchen bat; da nämlich diefem Gläubiger für die Zurüdzahlung des von 
ihm gegebenen Darlehns nur die verbodmeten Gegenftände (fortune de mer) haften 
und er feinen Anfpruch auf Rüdzahlung des für eine beftimmte Seeunternefmung 
gegebenen Darlehns hat, wenn die verbodmeten Gegenftände bei diefer Gelegenheit 
zufällig zu Grunde gehen, fo ift es angemeffen, daß der Bodmerift nicht blos ge- 
wöhnliche Dahrlehnszinſen, jondern ein höheres ANequivalent (10 bis 25, ja 40 Prozent 
des Seedarlehnsfapital®, nämlich die Bodmerei-P.) für die Hingabe des Kapitals 
und für jene Rifitoübernahme erhält, ein Aequivalent, welches beliebig hoch von 
den Parteien feitgejeßt werben kann und in Ermangelung entgegenjtehender Verein— 
barung auch die Zinfen umfaßt, jedoch die Natur der Zinfen verläßt und als ein 
Zuwachs zum Kapital ericheint; deshalb laufen vom Zahlungstage an (das ift vom 
achten Tage an nach Ankunft des Schiffes im Beitimmungshafen der Bodmerei- 
reife) kaufmännifche Zinfen nicht blos von dem Bodmereifapital, jondern auch von 
der P.; Hierbei wird zur Beftimmung des Fälligkeitstermins der Tag der Ankunft 
nicht mitgerechnet. Diefe Regeln finden Anwendung, wenn die PB. für die ganze 
Reife bedungen wird, daher mit der Ankunft im Beſtimmungshafen der Lauf der 
P. endigt,; man nimmt hierbei an, daß die Höhe diefer P. von vornherein jo be= 
meſſen jei, daß auch das Riſiko des Unterganges der verbodmeten Gegenjtände von 
der Ankunft des Schiffes an bis zur Löfchung mit in Betracht gezogen ift. Anders 
wenn die P. Zeit-P. ift, d. h. zeitweife, 3. B. monatsweife bedungen wurde für 
die Zeit von der Entitehung der Bodmereifchuld bis zur Rückzahlung derjelben: dann 
nimmt man an, daß durch die P. der Zinsfuß habe bejtimmt werden jollen, „der 
dem Darleiher bis zur Rüdzahlung zu Theil werden ſolle“, und dieſe P. läuft in 
jedem Falle bis zur Zahlung des Bodmereifapitale. In dem Bodmereibriefe muß 
(u. U.) nicht blos der KHapitalbetrag der Bodmereifchuld, jondern auch der Betrag 
der Bodmerei-P. „oder der Gefjammtbetrag der dem Gläubiger zu zahlenden Summe“ 
und die Zeit, zu welcher die Bodmereifchuld bezahlt werden joll, enthalten jein 
(Allg. D. HGB. Art. 680, 684 Ziff. 3, 688; über Niftornirung der Bodmerei⸗-P. 
j. ebenda Art. 699). Die Bodmerei-P. kann unter die Fälle der großen Haverei 
fallen (ebenda Art. 708). Ueber Bodmerei-P. ſ. Lewis, Seereht, I. ©. 7, 8, 
11, 15 u. a; Makower, HGB., 8. Aufl., ©. 658, 659, 661, 664 Anm. 25. 

5) P. Hat auch die Bedeutung von Gewinn; fo nennt man P. mitunter den 
Betrag einer Kuröfteigerung von Effekten (3. B. die Aktie macht 3%, P.), ferner 
den auf ein Lotteriepapier fallenden Gewinn (das behufs deſſen Erhebung ausgeftellte 
Zegitimationspapier heißt „P.ichein“); auch im RGef. betreffend die „Inhaberpapiere 
mit P.“ vom 8. Juni 1871 bedeutet PB. jo viel ala Gewinn, nämlich den Betrag, 
welcher Gläubigern außer der Zahlung der in dem Inhaberpapier verjchriebenen Geld- 
fumme dergejtalt zugefichert wird, daß durch Ausloofung oder durch eine andere auf 
den Zufall gejtellte Art der Ermittelung die zu prämiirenden (db. h. vom Gewinn 
zu treffenden) Schuldverfchreibungen und die Höhe der ihnen zufallenden P. be- 
ftimmt werden jollen. (Solche Inhaberpapiere dürfen innerhalb des Deutichen Reiches 
nur auf Grund eines Reichögefeges ausgegeben werden, ſ. d. Art P.papiere.) 

6) P. im P. geſchäft iſt das Aequivalent für das dem Weſen diefes Gejchäfts nach 
zugeitandene Wahlrecht ; das Wahlrecht, welches der P.empfänger dem P.geber einräumt 
und welches mit Bezug auf einen bereits abgejchloffenen oder erjt noch abzufchließenden 
Bertrag (in der Regel Lieferung oder Differenzgejchäft) einen Eingriff in die Rechts: 
ſphäre des P.nehmers enthält, giebt dem P.geber die Wahl zwiichen Wollen und 
Nichtwollen, oder zwifchen So- und Anderöwollen oder zwiichen So- und Anders- 
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und Richtwollen (f. d. Art. P.geihäft, Nochgeſchäft und Stellgeihäft); 
dieſes Wahlrecht wird nur gegen Zahlung eines fejt vereinbarten (daher nicht un= 
mittelbar vom Kurſe abhängigen und hierdurch von der „Differenz“ verjchiedenen) 
Betrags, der P. zugeftanden. Iſt der Käufer P.geber, io heißt die P. „Bor: P.“ 
(„Lieferungs-P.”); ift das Wahlrecht dem Verkäufer zugeftanden, jo wird der Kauf- 
preis um den Betrag der P., hier Rüd-P., Empfangs-P. genannt, vermindert oder 
die Fir bejonders bezahlt. 

a Mojer, Die Lehre von dem Zeitgeichäften, Berlin 1875, ©. 5 ff. — 
— so 6. Aufl., 88 286—294. — Endemann, HR., 3. Aufl., $ 121. — Gareis 
in Siebenhaar’3 Archiv F TR. und HR. Bd. 18 ©. 128 fl. — Entih. des ROHG. 
XV. ©. 393, 399; XIX. Gareis. 


Prämiengeſchäft (Th. J. S. 538). Das P. iſt ein Vertrag, inhaltlich deſſen von 
einem Kontrahenten, Prämiennehmer, dem anderen, Prämiengeber, gegen Verſprechen 
einer bejtimmten Geldjunme, Prämie genannt, ein an einem vereinbarten jpäteren 
Zeitpunkte auszuübendes Wahlrecht zugeitanden wird, welches: mit Bezug auf einen 
bereits abgejchloffenen oder erſt noch abzufchließenden Vertrag einen Eingriff in die 
Rechtsiphäre des Prämiennehmers enthält; der Vertrag, auf welchen das P. Bezug 
nimmt, ift in die Vereinbarung über Wahlrecht und über Aequivalent Hierfür, die 
Prämie, mithin in das P. wejentlich, aber noch unfertig eingeichloffen, jo daß erft 
nach Endigung des P. entjchieden ift, ob oder wenigjtens in welchem Umfange er 
zu Stande fam oder nicht, und im faufmännifchen Verkehr regelmäßig ein Lieferungs— 
geichäft (Frirgeichäft), deſſen Gegenjtand gewöhnlich börfenmäßige Papiere bilden. 
1) Das Wahlrecht, für welches die Prämie gegeben wird, berechtigt den Prämien- 
geber an einem bejtimmten jpäteren Zeitpunfte zu wählen, ob er den gleichzeitig 
verabredeten Lieferungsvertrag abgejchlofjen wiſſen wolle oder nicht (ein= 
faches P.); die Prämie wird hierbei bezahlt: entweder wenn das Wollen diejes 
Lieferungsgeichäfts, oder wenn das Nichtwollen gewählt wird, oder auch jchon 
für das bloße Wahlrecht, ohne Rüdficht auf dieje oder jene Ausübung der 
Wahl. An der Berliner Fondsbörſe gilt: „Zeitgefchäfte mit Prämie find (Zeit-) 
Geichäfte, bei denen es einem der Kontrahenten (bei Vor-P. dem Käufer, bei 
Rück-P. dem Verkäufer) freifteht, gegen Zahlung einer Prämie (Reugeld) von 
dem Gejchäfte zurücdzutreten“ (j. unten). Der Vortheil des Prämiengebers liegt in 
der Möglichkeit, die Konjunktur im Zeitpuntte der Wahl für fich vortheilhaft zu be= 
nützen; ber des Prämiennehmers im gewifjen, wenn auch geringeren Gewinn wenigitens 
der Prämie. 2) Das Wahlrecht fann aber auch derart vereinbart fein, daß der 
Prämiengeber nicht zwiichen dem beftimmten Wollen und Nichtwollen , ſondern 
zwiſchen So- und Anderswollen wählen kann: dies iſt der Fall beim 
„Wandelgeſchäft“, wobei der Wähler (Prämiengeber) die Erfüllung des Ver— 
trages in einem beliebigen Zeitpunkte innerhalb einer enger oder weiter fixirten Friſt 
fix verlangen kann; ferner beim „Schluß auf feſt und offen“, bei welchem 
der Prämiengeber, der hierbei immer als Käufer erſcheint, das Recht hat, an einem 
beſtimmten Zeitpunkte hinſichtlich eines beſtimmten Theils der Waare von der Er— 
füllung zurücktreten zu dürfen; hierher gehört auch das „Nochgeſchäft“ und das 
„Stellgeſchäft“, ſ. die beſ. Art. hierüber. 3) Das Wahlrecht des Prämien— 
gebers kann endlich der Art vereinbart jein, daß dem Prämiengeber die Wahl zwiichen 
Nichtwollen, Sowollen und Anderswollen zufteht; dies iſt der Fall beim 
„zweijchneidigen P.“, welches darin beiteht, daß der Prämiengeber am be= 
jftimmten Termine wählen fann, ob er (ala Käufer) die behandelte Waare vom 
Prämiennehmer beziehen, oder fie (ala Verkäufer) dem Prämiennehmer liefern, oder 
weder das Cine, noch das Andere, jondern Abjtand vom (Lieferungs-)Bertrage 
wolle. — Ueber die Verbindung zweier P. ſ. d. Art. Zwei-P. — Die juridiſche 
Natur der P. im Allgemeinen und im Einzelnen, ſogar ihre Klagbarkeit iſt ſehr 
beſtritten. Sehr verſchiedene Rechtsinſtitute: Reugeld, Konventionalſtrafe, Spiel, 
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Wette (die Auffaffung ala Spiel oder Wette iſt bejonders und ausdrüdlich aus— 
geichloffen durch $ 13 des Oeſterr. Börſengeſetzes vom 1. April 1875), gewagte Ver- 
träge, Verficherungsgefchäft ıc., wurden zur Erklärung derjelben herangezogen: die 
Prämie ift aber nichts Anderes als ein vollkommen berechtigtes Geldäquivalent, 
welches für die Gewährung (oder Ausübung) eines gewiſſen Wahlrechts gegeben wird. 
Zit.: Ueber dad in ber Encyclica: vix pervenit von Benedilt XIV, beichriebene un 
des P. jog — — ſ. Carl Abler in genen 8 Beitichr. für Reichs- un 
Landesrecht, 1875, 1. u. 2. Heft ©. 39. — Bender, Bertehr mit Staatöpapieren, 
RN wr — — verehr mit Staatöpapieren, © 195 ff. u. a. a. O.; Are 
DR 6. Aufl., AN 2806-294. — Endemann, er: $ 121. — Sadenburg in Gold— 
\hmidt 3 Bei für dad gel. H.R., Bd. IIL Dal. au Goldſchmidt, ebenda 
I. Rr. 5, 9 u. 11; Gareis in Siebenhaar’ 8 Archiv für W.- umd H.R., Bd. XVII. 
F vᷣ̃. S. 125.150 u. ‚00,99 — des DR, N — — — jurdiſche Natur derielben ind: 


beſondere |. Bender, a.a THöl, HR 288. — Gareid in Siebenhaar's 
Arch. a. a. O., 88 14, 5, 19. — "ie ee 1 r bie Gefchäfte an ber ee 
gt dom = —8 1873, mit elhei bon a. ner, ſ. Goldſchmidt ıc., Sthhe: 1 
dad ge . XVII. ©. 502 fi. — Die Wiener Gffeftenbörfe, & ebenda Vb. XX 
Zeil — heit A nen) ©. 298 fi. — - Hambur er Ufancen, ebenda ©. 14 ff. — Gute, J 
re b. XV. 3, 399; XIX. 4. — Goudsmit, M. T., Het t Begrip en Wezen der 
ee rad. Proefschr., Leiden 1871; val. vaband in ber Zeitichr. für das 
geſ. H.R., Bd. XIX. ©. 439—441. Gareis. 


Prümienpapiere find Werthpapiere, welche emittirt werden zum Zweck der 
Kontrahirung einer Prämienanleihe; letztere ift eine Art der öffentlichen Anleihe 
gegen Obligationen. Als der P.anleihe charakteriftiich wird erachtet, daß in ihr 
ein Darlehnsvertrag mit einem Spielvertrage verbunden tft (i. ThöD: e8 werben 
nämlich Hierbei nach Maßgabe deö bei der Emiffion der einzelnen (Darlehns«) 
Obligationen veröffentlichten Planes an beftimmten Terminen und in bejtimmtem 
Umfange einzelne Reihen oder einzelne Nummern der emittirten Obligationen aus— 
gelooft und diefen, ebenfalls durch das Loos oder dgl., ein Gewinn von gewiffer Höhe 
augetheilt (vgl. Endemanna. a. O. und d. Art. Zotterie, privatrechtlich, Ziff. 4). 
Die P.anleihen find entweder unverzinslich oder verzinslich; erjterenfalls verpflichtet 
fich der Emittent der P. nicht zur Zahlung fefter Zinfen, fondern nur zur Zurüd- 
zahlung des Kapitala und zur Zahlung des Gewinnes, Beides nach Maßgabe des 
Zotterieplanes, welcher den Tilgungsplan und die feiten Verlooſungstermine ent- 
Halten muß (Hierzu vgl. Endemann, ©. 666); bei verzinslichen P.anleihen 
werden niedrige Zinjen bezahlt und mit dem Reit der programmmäßig angenoms 
menen Verzinjungs= und Tilgungsquote wird die Tilgung und Prämienzahlung 
bewirkt. 

Der Negoziabilität der P. nach unterjcheidet man Prämienanleihepapiere auf 
Namen und Prämienanleihepaiere auf den Inhaber (letztere auch „Inhaberpapiere 
mit Prämien“ genannt); die weitaus größere Girkulationsfähigkeit kommt den 
Lebteren zu; daher reizen gerade dieſe die Spiel- und Gewinnfucht des Publikums 
und eignen fie fi auch zur Monopolifirung behufs Gröffnung von Kredite 
und Gemwinnquellen für die Finanzen des Staates oder öffentlicher Korporationen. 
Bon diejen finanzpolitifchen wie von polizeilichen Motiven ausgehend, hat das RGeſ., 
betreffend die Jnhaberpapiere mit Prämien, vom 8. Juni 1871, die auf den In— 
Haber lautenden PB. zu Gunften des Reiches und der Bundesftaaten mtonopolifirt. 
Auf den Inhaber lautende Schuldverjchreibungen, in welchen allen Gläubigern oder 
einem Theile derjelben außer der Zahlung der verjchriebenen Geldjumme eine Prämie 
dergeitalt zugefichert wird, daß durch Ausloofung oder durch eine andere auf den 
Zufall geitellte Art der Ermittelung die zu prämitrenden Schuldverichreibungen und 
die Höhe der ihnen zufallenden Prämie beftimmt werden follen, dürfen innerhalb 
des Deutichen Reiches nur auf Grund eines RGeſ. und nur zum Zwecke der An— 
leihe eines Bundesſtaates oder des Reiches auögegeben werden ($ 1 des angel. Ge— 
jehes). Allen entgegen diefen Beitimmungen im Inlande emittirten, jowie allen den- 
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jenigen ausländijchen P. au porteur, welche nach dem 30. April 1871 im Auslande 
ausgegeben find, ift Verkehrsfähigkeit geſetzlich abgejchnitten, fie dürfen weder weiter 
begeben noch an Börfen, noch an anderen zum Verkehr mit Wertbpapieren beftimmten 
Berfammlungsorten zum Gegenftande eines Gejchäfts oder einer Gefchäftsvermittelung 
gemacht werden ($ 2 d. Geſ.). Die vor dem 1. Mai 1871 emittirten ausländijchen 
P. au porteur find vom Verkehr ebenfalla ausgeſchloſſen, jofern fie nicht abgeftempelt 
und zu diefem Behufe jpätejtens am 15. Juli 1871 eingereicht worden find, 
nach Maßgabe näherer Beftimmungen des Gejeges ($$ 3, 4 u. 5) und der auf Grund 
diejes Geſetzes vom Bundesrath erlaffenen Vorfchriften zur Ausführung dieſes Ge— 
jeßes vom 19. Juni 1871. Strenge Strafandrohungen fjuchen die Erreichung des 
Zwedes diefer Normen zu fichern: Wer dem Geſetze (SS 1, 2 u. 3) zuwiderhandelt, 
verfällt in eine Geldftrafe, welche dem fünften Theil des Nennwerths der rechtswidrig 
behandelten P. gleichlommt, mindeftens aber 300 Mark betragen joll, und wer 
ein P. au porteur gegen 88 2 u. 3 d. Gef. öffentlich anfündigt, ausbietet oder 
empfiehlt oder zur Yeititellung eines Kurswerthes notirt, verfällt in eine Gelditrafe 
bis zu der oben bemerkten Höhe oder in eine Gefängnißftrafe bis zu drei Monaten 
($ 6 d. Geſ.), Strafbejtimmungen, deren Anwendung den Straflammern des Land» 
gerichts gemäß 8 74 Ziff. 3 des GBG. ausſchließlich obliegt. Geftattet ift Demnach 
der Umja a) von inländifchen Staats oder Privat-P. au porteur, welche vor 
Verkündigung des angeführten Geſetzes ausgegeben wurden; b) von inländijchen 
Staats- oder Reichs-P. au porteur, welche auf Grund eines RGeſ. emittirt wurden ; 
ec) von rechtzeitig angemeldeten und abgejtempelten ausländijchen P. au porteur, und 
d) von allen P. auf Namen. Unter den Begriff der gejeßwidrigen Negozitrung fällt 
jedoch weder der bloße Beſitz, noch der durch Erbgang oder ähnliche nicht im Willen 
der Betheiligten herbeigeführte Beſitzwechſel, noch auch die zum Zweck des Gewinn: 
bezugs im Falle der Ausloofung erfolgende Realifirung (ſ. Endemann, a. a. O. 


©. 667). 
Quellen u. Bit.: Dad angeführte Reichsgeſeh nebit —— Erläuterungen hierzu 
in ber Kortkampf! ihen Sammlung der Gejehe bes N Bundes und bed Deutichen 


Reiches, Bd. III. — Endemann, HR., 3. Aufl., $ ET. H.R., 6. Aufl., $ 309. — 
Dal. auch die Art. Prämien u. Botterie (privatrechtlich) und die dort angegebene F 
arei 


Prüfentationspapiere find Urkunden über Forderungen, welche nur mittels 
Präfentation der Urkunde geltend gemacht werden fünnen. Der Schuldner ijt nur 
gegen Präfentation des Papiers zu leiften verpflichtet. Wird die Leiſtung eingeflagt, 
jo erjcheint der Befig des Papiers ala ein mwejentlicher Theil des Klagfundaments. 
Denn das Papier ift nicht blos Beweismittel für die Forderung, deren Geltend- 
machung in Frage jteht, jondern Ausübungsform des Rechtes. Die P. zählen daher 
insgefammt zu den Werthpapieren, d. h. zu den Urkunden, deren Beſitz die 
Berwerthung des darin verbrieften Rechtes in privatrechtlicher Beziehung bedingt. 

Die meiften P. enthalten die Klauſel, daß gegen das Papier, gegen Rüdgabe 
des Scheind u. dgl. geleijtet werden ſolle. Man kann diefe Klauſel die pofitive 
Präfentationsflaufel nennen. Sie wird erjeßt durch einen derartigen Inhalt der 
Urkunde, aus welchem in unzweideutiger Weije die Abficht des Ausſtellers hervor— 
geht, daß nur gegen das Papier geleiftet werden ſolle. Ein Hinweis auf Statuten, 
welche nur folche Beitimmung enthalten, vermag die Präjentationsklaufel zu erjegen. 
Gewiffe Papiere find geſetzliche P., fie gelten ala P. ohne Rüdficht darauf, ob die 
Urkunde die Präfentation als Vorausſetzung der Leiftungapflicht hinftellt. 

P. find ftets die Forderungspapiere mit der reinen Inhaberklaufel (ſ. d. Art. 
Inhaberpapiere). Cine vertragsmäßige Ausſchließung der Präfentationspflicht 
it bei ihnen unzuläffig, denn e& kann ſich jelbitverftändlich Niemand verpflichten, 
dem Präfentanten des Papierd ohne Präfentation zu zahlen. Wird ein Inhaber— 
papier außer Kurs gejett, jo hört e& deshalb nicht auf ein P. zu fein. 
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Die indoffablen Papiere find P., wenn nicht, was bei ihnen zuläffig ift, die 
Präfentationspflicht vertragsmäßig ausgeichlofien wird. 

Schlichte Namenpapiere find P., wenn fie die pofitive Präfentationsflaufel ent- 
halten. Jedoch find es ohne dieſe Vorausjegung, wenn nicht die Präfentationapflicht 
vertragsmäßig ausgeichloffen ift, der Wechiel, kaufmänniſche Anweifungen und Ber- 
pflichtungsicheine, das Konnofjement, der Ladeichein, der Bodmereibrief und wol auch 
der Lagerjchein und die Seeaſſekuranzpolize. 

Bei den Forderungen aus P. muß der Gläubiger durch Präfentation des 
Papiers den Schuldner zur Leiftung auffordern, Es braucht nicht etwa der Schuldner 
ſeinerſeits mit der Leiftung voranzugehen, jondern er mag abwarten bis der Gläubiger 
ala Präjentant des Papiers die Leiftung verlangt. Nicht die Fälligkeit des Papiers, 
fondern erft die Präfentation des fälligen Papiers jet den Schuldner in Verzug. 
Es können daher erjt von dem Momente der vergeblichen Präfentation ab Verzugs— 
zinfen gefordert werden (Entich. d. ROHG. V. 875; VI. 231; XXII. 304). Der Sat: 
dies interpellat pro homine gilt nicht für P. und ebenforwenig Art. 289 des HGB., 
nach welchem Kaufleute untereinander berechtigt find, in beiberjeitigen Handels— 
geichäften auch ohne Verabredung oder Mahnung von jeder Forderung jeit dem Tage 
ihrer Fälligkeit Zinjen zu fordern (Entich. des ROHG. XXL. 305). Die Schuld aus 
dem P. ift Mahnjchuld. Der Gläubiger muß mahnen und zwar in bejtimmter 
Form, nämlich mit Präfentation des Papiers und mit dem Anerbieten, das Papier 
gegen die Leitung dem Schuldner auszuhändigen. Die Aushändigung des Papiers 
und die Leiftung müffen an fi Zug um Zug geichehen. Die P. find Einlöfungs- 
papiere. Das Recht aus dem P. ift mur ein Recht auf Einlöſung des Papiers 
(vgl. — des Wechſels Thöl, W.R., $ 60). 

Die Schuld aus dem BP. iſt Holichuld, nicht Bringfchuld. Der Schuldner 
braucht die Leiftung dem Gläubiger nicht darzubringen; der Gläubiger muß kommen 
fie zu holen. Art. 325 des HGB., nach welchem der Schuldner verpflichtet ift, 
die Zahlung von Geldfummen auf feine Gefahr und Koften dem Gläubiger zu über- 
machen, findet auf Holichulden aus P. feine Anwendung. Es hat vielmehr der 
Gläubiger den Betrag im Wohnorte oder im Gejchäftslofale des Schuldners zu 
holen, e8 müßte denn eine bejondere Zahljtelle verabredet oder das Papier bei dem 
Gläubiger domizilirt fein. 

Der Schuldner kann auf die durch Präjentation erfolgende Mahnung verzichten 
und fich zur Darbringung der Leiftung verpflichten. Ein jolcher Verzicht liegt in 
der Klaufel: ohne vorgängige Präfentation. Die Leiftungspflicht bleibt auch 
in dieſem Falle bedingt durch die Aushändigung des Papiers. Das Papier verliert 
durch diefe Klauſel (negative Präjentationsklaufel) nicht den Charakter des Werth- 
papiered. Allein der Schuldner fieht von einer Aufforderung des Gläubiger ab. Der 
Schuldner hat das Papier zu fuchen, nicht umgefehrt ihn das Papier. Will er nicht 
in Berzug kommen, jo muß er fich unaufgefordert zur Verfalläzeit in die Wohnung 
des Gläubiger begeben, um gegen Aushändigung des Papiers ſeinerſeits die Leiftung 
anzubieten (Entich. des ROHG. VIII. 164). 

Die Forderung aus dem P. entjteht nicht etwa erjt in dem Momente der 
Präfentation. Die Obligation ift jchon vor der Präjentation exiſtent. Nur die 
Ausübung der Forderung ift an die Präfentation gebunden. Es können daher jchon 
vor dieſem Zeitpunfte von dem Betrage der Forderung Zinjen laufen. Die Ver— 
jährung der Forderung ift von dem Tälligfeitstermin an zu rechnen. 

Regrekanfprüche, welche aus der verweigerten Honorirung des Papiers erwachjen, 
haben die vergebliche Präfentation des Papiers zur Vorausſetzung. Denn das Regreß- 
verfprechen ift von vorneherein durch die Thatſache bedingt, daß die Leiftung gegen 
gehörige Präjentation zur Verfallszeit unterbleibe. 

Soweit die vergebliche Präfentation des Papiers einen Theil des Klage— 
fundaments bildet, muß fie der Kläger im Fall des Beftreitens beweifen. Ginen 
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Theil des Hlagiundaments bildet die Thatſache der vergeblichen Präjentation, wenn 
der Kläger Ansprüche auf den Verzug des Bellagten gründet, 3. B. BVerzugäzinien 
einflagt, und wenn er auf das Unterbleiben der Einlöfung Regrekanfprüche ftüst. 
Im Urkundenprozeß ift diesjalls die Behauptung der Präjentation unter urkundlichen 
Beweis zu ftellen. Abgeſehen vom Urkundenprozeß kann der Beweis der Präfentation 
nach den allgemeinen Beweisgrundjägen geführt werden (Entich. des ROHG. V. 25), 
jedoch greifen in Wechjelfachen die bier nicht weiter zu erörternden Grundfäße über 
das Erforderniß des Wechjelproteites ein. Um die Wechjelllage gegen den Acceptanten 
des gezogenen bzw. gegen den Ausſteller des eigenen Wechſels, in welchem ein 
Domiziliat nicht genannt ift, auf dem Wege des Urkundenprozeſſes einzubringen, ift 
e8 an fich nicht erforderlich, die jtattgefundene Präfentation zu behaupten und umter 
urfundlichen Beweis zu ftellen. Denn nicht der Anſpruch als jolcher, ſondern mur 
die Geltendmachung deffelben ift von der Präjentation abhängig und nach den 
Grundiägen des Neichscivilprogehrechtes ift es nicht unguläffig, eine Klage dahin zu 
formuliren, daß Bellagter verurtheilt werde gegen Präjentation des Papiers zu Leiften. 

Iſt durch den Verluft des Papiers die Präfentation deflelben unmöglich ge 
worden, jo bietet im Allgemeinen die Amortifation des Papiers einen rechtlichen 
Erſatz der Präfentation dar. Es tritt dann das gerichtliche Ausichlußurtheil, bzw. 
der Mortifilationsfchein an die Stelle des abhanden gekommenen und amortifirten 
— 


Lit.: ——— in der Zeitſchr. f. H.R. XXI. 59 fi; Derielbe in Endemann's 
ET bed H.R., Abſchn. Werthpapiere, ©. 155 ff. — Dernbu rg, Preuß. Privatredt, 
23, 162, 764 ff. — — 27— em Privatrecht, III. 137. — Puchelt, Kommentar zum 


GB. Urt. g Nr. 7, Art. 303 Nr. 4. — Mofie in den ——— des 15. Deutſchen 
uriſtentags, S. 111 fl. — Schulze⸗Delibfch, ebenbai., S 
— Brunner. 

Präſentationsrecht, jus praesentandi, iſt das Recht, dem zur Verleihung 
eines kirchlichen Amtes berechtigten Oberen bei der Vakanz deſſelben ein geeignetes 
Subjekt in Vorſchlag zu bringen. Daſſelbe iſt für die Regel kein ſelbſtändiges Recht, 
ſondern nur ein Ausfluß gewiſſer anderer kirchlicher Rechtsverhältniſſe. So bildet 
es gewöhnlich in der katholiſchen und proteſtantiſchen Kirche eine und zwar die 
wichtigfte der im Patronatrechte (j. Th. I. ©. 659, 683) enthaltenen Berugniffe. 
Ferner gewährt für dad Gebiet der Fatholifchen Kirche ein weiteres Beiſpiel die 
Präfentation des Pfarrvikars ſeitens eines kirchlichen Jnftituts, welchem die betreffende 
Piarrei quoad temporalia inforporirt ift (f. d. Art. Inkorporation). Anderer⸗ 
ſeits erſcheint das P. aber in der katholiſchen Kirche auch als ein ſelbſtändiges 
Recht; in dieſer Geſtaltung kommt es namentlich als Recht der Landesherren vor, 
dem Papſt auf die höheren Benefizien, wie die biſchöflichen und erzbiſchöflichen Stühle 
geeignete —— zu präſentiren. 

Lit.: H. Gerlach, Das P. auf Pfarreien, Regensb. 1855. — Ih. —— — * die 
Ausübung des P. in Moy’ 8 Archiv f. fathol. Kirchenredht, Bd. 23 ©. 3 den Art. 
Nominationdredt. A oinfhins 

Bräfumtionen, j. Rehtsvermuthungen. 

Präterition (Uebergehung; Ih. I. S. 461) bedeutet: I. nach altröm. Recht: 
das Nichtgedenken jolcher Perfonen im Teftamente, welche in Ermangelung ausdrüd- 
licher und gehöriger Enterbung oder Einſetzung geſetzlich Erben werden, folglich wider 
den legten Willen juccediren. Unter den Begründungsverfuchen diejes jog. formellen 
Notherbrechts jcheint Folgender der einfachite. Der paterfamilias, welcher durch lex 
specialis Jemanden von Todes wegen adoptirt (zum Exben einjegt), ohme gleichzeitig 
den suus, dem als Nächitberechtigtem die familia zufallen muß, entweder von 
Todes wegen zu emanzipiren (zu erherediren, exheredem scribere) oder miteinzufeßen, 
bewirft ebendadurch, daß letzterer a) gleichtwol Erbe wird, b) nach dem Grundiage 
nemo pro parte testatus etc. den eingejegten Erben ausjchließt; mit anderen Worten, 
daß der letzte Wille nichtig ift, und der vom Geſetz berufene suus contra testamen- 
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tum (nullum) gejeßlicher Erbe wird, eben weil berjelbe übergangen ift. Den 
Gegenja ſolcher Uebergehung bildet aljo das bloße Gedenken (Gehörig - Nennen) 
im Zejtament, ſei e8 durch Erbeinjegung, jei e8 durch Enterbung, wodurch dem 
ftrengen Recht genügt wird. Doch darf die Erheredation (emancipatio mortis causa) 
des Hausſohnes, ganz analog der erjchwerten Emanzipation unter Zebenden, nur 
nominatim erfolgen (Titius exheres esto), die von Haustöchtern und Hausenkeln 
dagegen inter ceteros (ceteri exheredes sunto). Stillfchweigende Uebergehung oder 
nichtnamentliche Enterbung (beides ift PB.) des Hausfohnes hat Nichtigkeit des 
Tejtaments zur Folge, P. der Uebrigen nur, daß diefe neben den Eingejegten Erben 
werden, neben suis auf einen Sopitheil, neben extraneis auf die Hälfte. Dazu 
gejellte fich ipäter die Nüdficht theils auf folche übergangene Notherben, deren 
Eriſtenz dem Teftator nicht bewußt gewejen, theila auf den nach der Teſtaments— 
errichtung irgendwie entjtandenen suus (postumus), welcher, wenn nicht im Voraus 
eingejeßt oder enterbt, dad Teftament rumpirt. Weiter ging der Prätor; er verhieß 
allen Denen, welche die bon. poss. intestati unde liberi haben würden, eine bon. 
poss. contra tabulas, d. h. gegen die Tejtamentäurfunde, wenn jene liberi darin 
übergangen oder nicht gehörig enterbt worden, aber mit der Wirkung, daß nur 
die Erbeinjegungen vorläufig verdrängt, dagegen andere Verfügungen, namentlich zu 
Gunsten kognatiſcher Defcendenten und Aicendenten, bis zum Betrage eines Kopf— 
theild aufrechterhalten werden. Nachdem Juftinian noch im Goder die Voraus 
jegung des civilen bzw. prätorifchen Notherbrechts in das Erforderniß der Einjegung 
oder namentlichen Enterbung aller sui und postumi bzw. aller liberi umgeftaltet 
hatte, fchritt er jpäter in der Nov. 115 fort zur Verſchmelzung des formellen Noth- 
erbrecht3 mit dem Pflichttheilärecht: Defjcendenten und Nicendenten haben einen ge- 
jeglichen Anfpruch nicht blos auf Pflichttheilshinterlafjung, ſondern jchlechthin auf 
Erbeinjegung, welcher Anfpruch ihnen nur zur Strafe, und zwar ımter Anführung 
eines novellengemäßen und wahren Ausjchließungsgrundes, jei e8 durch Uebergehung 
jei e& durch Enterbung entzogen werden kann. 

II. Nunmehr ift P. nicht mehr Verlegung einer unabweislichen Formvorſchrift, 
fondern gleich der unmotivirten Enterbung: eine unverdiente Kränkung des gejeßlichen 
nur aus bejtimmtem Grunde entziehbaren Anſpruchs auf die Ehre der Erbeinjehung, 
und zwar der Aicendenten wie der Dejcendenten. Zwar ift das Recht der Nov. 115 
von jeher und durchweg beitritten; allein nach richtiger Anficht war es mit dem 
zeitherigen formellen Notherbrecht fortan unvereinbar. Der Uebergangene, gleichwie 
der grundlos Enterbte, jtellt nach wie vor die hereditatis petitio ab intestato an, 
nunmehr aber unter Berufung auf Verlegung jener Novellenvorjchrift (antizipirte 
Replif). — Auf ganz anderer Grundlage fußt die Yortentwidelung des P.rechts in 
den Gejeßgebungen der Neuzeit. Gemäß der antirömischen Auffaffung: die Erbfolge 
vermittelt nicht perjönliche Repräjentation, jondern lediglich Vermögensübergang, 
folglich ift auch die Erbeinfegung feine Ehrenjache mehr, jondern Verwirklichung eines 
gejeglichen Anrechts auf materielle Güter, fichern fie den nächjten Angehörigen nur 
den Anſpruch auf Hinterlaffung einer Nachlaßquote (Pflichttheil), nicht aber auf 
Erbeinjegung als ſolche; was um jo unabweislicher war, als der letzte Wille eine 
Erbeinſetzung überall nicht mehr erfordert, als gejegliche und Lettwillige Nachfolge 
neben einander bejtehen können. So brach die an fich morjche Ruine des Juſtin. 
Notherbrechts zuſammen. Nur Pflichttheilserbrecht giebt es, bald jchlechthin unent— 
ziehbares (Code civil), bald nur aus Gründen von befchränkterer Anzahl entziehbares 
(Preuß. Allg. LER. und Sächſ. BGB.) Der Code civil gejtattet überall feine 
Grheredation, erwähnt auch der P. nicht, jondern giebt, wenn die disponible Portion 
überfchritten ift, dem heritier lögitimaire eine einfache Reduktionsklage (ſ. d. Art. 
Querela inofficiosi). 

III. Dagegen kennt mit dem Preuß. Allg. ER. und Oeſterr. BGB. das Sächſ. 
BGB. jowol Enterbung als Uebergehung der Pflichttheilsberechtigten, verjteht aber 
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unter leßterer zweierlei: 1) die abfichtliche Uebergehung, d. 5. Nichthinterlaffung 
des Pflichttheild durch Stillfchweigen über einen befannten Pflichttheiläberechtigten ; 
2) unabfichtliche Uebergehung, d. h. Nichterwähnung eines Pflichttheilaberechtigten 
aus Unbefanntichaft mit demjelben (IJrrthum); jo, weil deſſen Recht durch Nach- 
geburt oder anderweit erft jpäter entjtanden, weil derjelbe für todt gehalten oder 
jein Dajein oder Anspruch dem Teftator unbekannt gewejen. Die Wirkungen jolcher 
Uebergehung beftimmen jene Gejeßbücher verjchieden, am folgerichtigften das Sächſiſche 
dahin, daß im Falle 1 die Anfechtung des letzten Willens nur bis zum Betrage 
des Pflichttheild geftattet wird, im Falle 2 aber der (irrthümlich) Uebergangene 
jein volles gejegliches Erbrecht verfolgen kann, jomit den inftituirten extraneus ganz 
verdrängt, neben eingejeßten gleichnahen Pflichttheiläberechtigten aber ala gejehlicher 
Erbe eintritt. 
Lit. u. Quellen: hie Das Recht der Notherben xc., $$ 2 ff. — Schmidt, Das 
are Recht der Notherben, ©. 18 ff. — Schröder, Dad Notherbenredht, . (1877). — 
— — ——— — a. A XI. — Windſcheid, Lehrb., III. SS 576 Hi. — — 2, 
13. — 29. — Nov. 115, c. 3-5. — Code civ. art. 913 ff., 920 ff. — 
Preuß. ne, * . * m y f 442 fi. — Defterr. BEB. SS 776 ff. 1254. — 2 BEP. 
$$ 2600 ff., 2564. ommijen, Erbr.:Entw., 88 498 ff. hübße. 


Prävarikation (Th. I. ©. 748) im eigentlichen Sinne begeht der Ankläger, 
welcher mit Webertretung jeiner Pflicht den eines öffentlichen Verbrechens Angeklagten 
begünftigt. So bedroht $ 346 des Deutſchen StrafGB. denjenigen Beamten mit 
Strafe, welcher in der Abficht, Jemanden der gejehlichen Strafe rechtswidrig zu ent— 
ziehen, die ihm obliegende Verfolgung einer ftrafbaren Handlung unterläßt, oder 
eine Handlung begeht, welche geeignet ft, eine Freiſprechung oder eine dem Gejehe 
nicht entiprechende Beitrafung zu bewirken, oder die Vollftredung der ausgeiprochenen 
Strafe nicht betreibt, oder eine gelindere als die anerfannte Strafe zur Vollitrefung 
bringt. Im abgeleiteten Sinne ijt Derjenige einer P. jchuldig, welcher, ver- 
pflichtet ftreitige Rechte zu vertreten, den Gegner feines Machtgebers begünitigt. 
So erklärt $ 356 des Deutichen StrafGB. denjenigen Anwalt oder Rechtöbeijtand 
für ftrafbar, welcher in den ihm amtlich anvertrauten Angelegenheiten in derjelben 
Rechtsſache beiden Parteien durch Rath oder Beiftand pflichtwidrig dient. Diefe 
Faffung läßt die alte Streitfrage offen, ob das Geje auch denjenigen Anwalt ftrafen 
will, welcher, in einer jpäter anhängig werdenden Rechtsjache einen Auftrag jeines 
früheren Gegners annimmt, während diefer Auftrag daſſelbe Geichäft wie der frühere 
Prozeß betrifft. Doch gebietet $ 31 der Rechtsanwaltsordnung dem Rechtsanwalt 
jeine Berufsthätigkeit zu verfagen, wenn fie von ihm in derjelben Rechtsſache bereits 
einer anderen Partei im entgegengejehten Intereſſe gewährt iſt. 


Lit: Feuerbach, Lehrb, $S 425. — v. Schwarze und Oppenhoff, Kommentar zu 
88 346 u. 356 bes Deutichen StrafGB. v. rämel. 


Prävention ijt vorhanden, wenn eine Partei, jei e& dem Gegner oder im 
Strafverfahren dem konkurrirenden Berfolgungsbeamten, durch Erhebung der Klage 
bei einem Gericht zuvorgekommen ift und dadurch einen beitimmten Gerichtäftand 
für das weitere Verfahren begründet hat. Der Ausdrud ift offenbar derl1.7 D.5, 1 
entlehnt, welche an einem Eonkreten Fall die Regel aufftellt, daß bei einmal erhobener 
Klage der Beklagte dem Gerichtäftand unterworfen bleibt, auch wenn er nachher 
3. B. durch Privilegium einen anderen erhalten hat („quasi praeventus“, vgl. auch 
l. 19 pr. D. 2, 1; 1. 7, 80 D. 5, 1). Außer diefem Fall ift aber die PB. ſowol 
im Givil- ala Strafprozeß bei einem Zujfammentreffen der Gerichtäftände von 
Bedeutung. 

I. Im Civ.Prz.; Hier find zwei Fülle denkbar: 

1) Beide Theile find zur Uebernahme der Klagerollen gleichberechtigt, jo bei 
den jog. judicia duplicia: Theilungsklagen und interd. retin. possessionis; ſowie 
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bei einem Servitutenftreit, wenn der Eine die actio confessoria, der Andere die 
negatoria anſtellt. Hier ift die P. wichtig, weil mit der Entjcheidung über dieſe 
gleichzeitig die bedeutenden Fragen über Bewweislaft ıc. geregelt werden. Das Röm. 
Recht läßt den erjten Anruf die Parteirolle firiren (1. 13 $ 29 D. 5, 1) und fpricht 
damit wol indireft aus, daß das mit der Klage befaßte Gericht zuftändig wird und 
bleibt. Das Kan. Recht und die Reichsgeſetze Enüpfen jedoch diefe Wirkungen erſt 
an die Infinuation des erſten Dekretes an den Beklagten (Gloffe zu C. 59 X. 2, 28; 
RHD. U. 8), daffelbe ift auch der Standpunkt der RCPO. 88 230, 235 Nr. 1. 

2) Sehr häufig find mehrere Gerichtsftände des Bellagten vorhanden, unter 
welchen, dem Kläger die Wahl zufteht. Hier liegt die Bedeutung der P. in der 
Frage, wie lange der Kläger von der einmal getroffenen Wahl wieder abgehen kann 
oder mit anderen Worten, wann für den Beklagten der Einwand dieſer Rechtö- 
bängigfeit begründet ift. Die Römifchen BVorichriften erwähnen en re: dieſer 
P. die Antwort des Beklagten auf die Klage (1. 183 C. 7, 17;3 1. 4 810. 2, 2, 
welche jedoch nicht gloſſirt iſt). Deswegen wollen Einige die P. ei mit der Litie- 
fontejtation eintreten laffen, während Andere mit Recht und geftügt auf Nov. 112 
c. 3; 2. Cl. 2, 5, fowie auf die erwähnten RGeſ. jchon der Infinuation in der 
gehörigen Form diefe Wirkung beilegen. Im Falle mehrerer gleichzeitiger In— 
finuationen entjcheidet da8 Loos (1. 14 D. 5, 1). — Hier liegt gleichzeitig in der 
P. eine billige Rüdfichtnahme auf den Beklagten, auch verhütet fie, daß derjelbe 
Rechtsftreit doppelt verhandelt werde. Mean Hat deshalb in neuerer Zeit infoweit 
den Begriff der P. überhaupt in Abrede geftellt, weil in diefem falle von einem 
„Zuvorkommen“ nicht die Rede ſein kann. 

Doktrinell wurde die P. aus einem doppelten Geſichtspunkte gerechtfertigt. In 
älterer Zeit (Pütter) vindizirte man den Gerichten ein Recht auf P. unter An— 
wendung der Befikgrundjäße (1. 10 D. 20, 1), was namentlich für die mit der 
Gerichtöbarfeit verbundenen pefuniären Bortheile von Bedeutung war. Diejer Anficht 
jchließt fich in neuerer Zeit noch Linde an, während die heut herrichende Anficht 
nur für den Beklagten aus der P. das Recht herleitet, vor dem einmal angerufenen 
Gericht auch fein Endurtheil zu erlangen. Praktifch ift diefer Streit deswegen, weil 
nach der eriten Erflärungsweije ein Kompromiß der Parteien über die P. unzuläffig 
ift, das andere Gericht auch über die ihm bekannt gewordene Litispendenz von Amts— 
wegen Nüdficht nehmen muß (Präj. des Preuß. OTrib. vom 12. April 1833 — 
Schleſ. Arch. II. ©. 214). 

Bon den PBartikularrechten befand ſich nur die Allg. Ger.Ordn. auf dem Stand» 
punkt der alten Anficht, während die übrigen der neuen folgten. Die CPO. 
für das Deutiche Reich firirt die P. an die Erhebung der Klage, d. h. an die Zu— 
jtellung (S$ 230, 235); fie begründet die Einrede der Rechtshängigfeit und wird 
durch eine. Veränderung der fie begründenden Umftände nicht berührt (Motive, 
©. 467). Eine P. kann jelbjtverftändlich nur ftattfinden, wenn eine Wahl mehrerer 
Gerichtsftände vorliegt, wie dies nach $ 35 geitattet ift. 

I. Im Strafpßrz. foll die P. ebenfalls den Gerichtäjtand im Wall eines 
Zufammentreffens oder einer Kollifion regeln. Dergleichen findet ftatt, wenn ent» 
weder mehrere Gerichte verjchiedener oder defjelben Staates die Zuftändigfeit für fich 
in Anjpruch nehmen, jene, wenn 3. B. ein Verbrechen auf der Grenze begangen 
wurde oder während einer Eifenbahnfahrt durch verichiedene Territorien; dieſe wenn 
gleichzeitig mehrere fora begründet jein können (del. commiss., deprehensionis, 
domiecilii) oder Konnerität vorhanden if. Schon im Gem. Strafßrz. gilt die P. 
ala ein Recht des Gerichts, über welches im Zweifel nicht durch das Loos, jondern 
durch das gemeinjame Dbergericht entjchieden wurde. Die P. wurde jedoch nur 
durch Handlungen begründet, welche gegen die Perfon des Beichuldigten, ala jolchen, 
gerichtet waren, alſo nicht durch die bloße Fyeititellung des objektiven Thatbejtandes. 
Dies ift auch im Ganzen der Standpunkt der Partikulargefehe, — ſich nur da— 

v. Dolgendorff, Enc. II, Rechtelexikon III. 3, Aufl, 
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durch unterjcheiden, daß ein Theil jchon in jedem Antrag der Staatsanwaltjchaft 
gegen eine beitimmte Perfon (Preuß. Gej. vom 3. Mai 1852 Art. 4; Hannov. 
StrafPD. $ 26), die Mehrzahl erjt in der gerichtlichen Eröffnung der Unterfuchung 
einen ausreichenden P.akt fieht. Letzteres ordnet auch die StrafP OD. für das Deutiche 
Reich an, mit dem Hinzufügen, daß das gemeinjame Obergericht auch noch im Laufe 
der Unterfuchung die Fortiegung oder Enticheidung einem anderen zuftändigen Gericht 
übertragen kann, falls dies im Intereffe der Sache liegt (Motive, ©. 132, nad 
Vorgang des Preuß. Gef. vom 3. Mai 1852 Art 4; Preuß. StrafPO. von 1867 
Art. 40; Thüring. StrafPO. Art. 59). Wenn die Unterfuchung als eröffnet gilt, 
hängt von dem einzelnen Fall ab, es ift dies bald die Gröffnung des Haupt— 
verfahrens ($ 168), bald die der Borunterfuchung, bei der Privatllage die Ent- 
ſcheidung des Gerichts über die Eröffnung des Hauptverfahrens ($ 423), bei Vor— 
führung des Beichuldigten in jchöffengerichtlichen Sachen der Beginn der Verhandlung 
($ 211), bei Ausdehnung der Aburtheilung auf eine neue That der diefe Ausdehnung 
anordnende Gerichtöbejchluß ($ 265), der amtärichterliche Strafbejehl ($ 447), die 
Ladung zur Hauptverhandlung bei Strafbeiehlen der Polizei ($ 456), der Steuer- 
behörden ($ 462) und im fog. objektiven Strafverfahren ($ 478). — Endlich findet 
auch der Grundjaß der P. Anwendung, wenn von mehreren Staaten an einen anderen 
ein Gefuch um Auslieferung geftellt wird (Bundesbefchluß vom 26. Januar 1851). 
Quellen: 11. 7,380 D. 5,1. — 1.19 pr. D. 2, 1.— C. 19 X. 2, 2 unb bie Gloſſe. — 
1.481023, 2.--1.183C.7, 17.— Nov. 112 cap. 3, 2.— Cl. 2, 5. — LI. 13, 29 D. 5, 
1. — R.O.H. Tit. II. $ 8. — Preuß. Allg. Ger.D., Eint., $ 166. — —— $ 190. — Baben 
$ 263. — Württemb. Art. 58, 326. — Bayern Art. 179. — Deuticher Entwurf $ 227. — 
RCPO. 88 35, 230, 235. — Für den StrafPrz.: 1. 7D.5, 1. — 1. ult. C. 12, 47. — 1. ult. 
03% —_ 0.20 10, 1,29. — C. 10 10, 1, 30. —. Preuf; Gejeh Dom 3. Mai 1852 Art. 
4. — on für Die neuen Provinzen vom 25. Juni 1867, Art. 40. — Code d’instr. 
art. 23, 63, 69. — Bad. Pry.Orbn. von 1864 Art. 55, 56. — Hannover $ 17. — Sadjen 
— gginoen Art. 55 ff. — Oldenburg Art. 53, 35 $ 2. — Württemb. Art. 3 ff. — 
a . “ 
&it.: Pütter, De praeventione (op. acad. rem jud. imp. ill. IL). — Sintenis, Erl. 
u Linde's GCiv.Prz., 56 ie — Linde im Arhiv für civ. Prar. XXVL 8. Namentlich 
Band, Mehrh. v. Rechtsſtr, 88 38—42, bei. S. 295 ff. — Zahariä, Handbuch des 
trafPrz., I. $ 57. — Die Kommentare zur Eiv.» und StrafPD.; vgl. bezüglich der leßteren 
rasen Die Strafgerichtäverfaflung und das Strafverfahren des Deutichen — 


Precarium iſt die Ueberlaſſung einer Sache auf beliebigen Widerruf. Das 
P. unterjcheidet fich 

1) von der Schenkung dadurch, daß es fein Recht überträgt, 

2) vom Kommodate dadurch, daß dem Gebrauche der überlaffenen Sache nicht 
von vornherein eine bejtimmte Grenze gejeßt und der precario dans nicht verpflichtet 
ift dem Empfänger die Sache bis zu gemachtem Gebrauche zu belaffen. Mit dem 
P. fann auch eine conductio verbunden, d. 5. es kann dem Empfänger die Leiltung 
einer Vergütung auferlegt jein, ohne daß dadurch der Verleiher irgend welche Ver— 
pflichtung übernähme Im Gegenjahe zum bloßen Kommodatar ift der precario 
accipiens, e8 wäre ihm denn ausdrüdlich nur die Detention überlaffen, juriftiicher 
Befiger der Sache; beitritten ift ob diejer Befig ein anomaler (jog. abgeleiteter), 
weil nicht mit dem regelmäßig zum jwriftiichen Beige erforderlichen Bewußtſein 
eigener Machtvolllommenheit verbundener, jei. Es ift aber jenes Bewußtjein aus— 
geichloffen durch das Bewußtjein prefären von einem fremden Willen abhängigen 
Habens und erklärt fich der dem Prefarijten zugeitandene Befit der Sache daraus, 
daß er in Ermangelung jeder dem precario dans ihm gegenüber obliegenden Ver— 
pflichtung ohne die Annahme juriftiichen Beſitzes des Schubes gegen Dritte ent— 
behren würde. 

Dem precario dans jteht gegen den Empfänger ohne Weiteres, d. 5. ohne daß 
es vorher des Widerrufes bedürfte, welcher ja in der gerichtlichen Mbforderung ent» 
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halten ift, nicht nur die Geltendmachung jedes in feiner Perfon begründeten ding- 
lichen Rechtes, fondern außerdem 

1) das interdietum de precario zu. Seit Savigny pflegt diejes als inter- 
dietum recuperandae possessionis aufgefaßt zu werden, wogegen neuerdings fein 
poſſeſſoriſcher Charakter vielfach beftritten wird. Jedenfalls num unterjcheidet es fich 
bon anderen Beſitzklagen dadurch, daß es nicht ſowol den Befit des Klägers als 
vielmehr die prefäre Natur des dem Beklagten zuftehenden Befites geltend macht. 
Macht es geltend, daß der Beſitz des Bellagten lediglich auf der Geftattung des 
Klägers beruht und daher nicht gegen deſſen Willen behauptet werden darf, jo mag 
es immerhin als Beilage gelten; denn es macht den Beſitz des Beklagten geltend 
als einen dem Kläger gegenüber nicht in Betracht kommenden, macht aljo geltend, 
dat im BVerhältniß zum Beflagten der Kläger, von welchem jener feinen Beſitz hat, 
ala Befiber zu behandeln ſei. Das Interdikt erſcheint alſo nicht ſowol, wie Savigny 
annimmt, dem interd. de vi als den interdicta retinendae possessionis analog; in= 
dem es nicht durch Vorenthaltung der Sache troß erfolgten Widerrufes bedingt ift, 
gründet es fich nicht auf vitiöfe Entziehung des klägeriſchen Befies, jondern darauf, 
daß der Kläger im Berhältniß zum Beklagten ald einem lediglich Fraft jeiner Ge- 
ftattung Befigenden ala Beſitzer behandelt wird. 

Gegen den poflefforiichen Charakter des Interdiktes kann nicht eingewendet 
werden: 

a) daß es feinen juriftifchen Befig des Klägers vorausfehe, denn dadurch, daß 
er einem anderen den jurijtiichen Beſitz precario überläßt, gerirt fich der Detentor 
als juriftifcher Befiger. Ebenjowenig widerlegt die Annahme poſſeſſoriſchen Charakters 

b) der Ausjchluß des Interdiktes gegen den Eigenthümer, da bier der vom 
Interdikte geltend gemachte prefäre Charakter des Beſitzes nicht zutrifft. 

2) Eine vertragsmäßige Verpflichtung des Prefariften zur Rüderftattung 
wurde jpäter dadurch anerkannt, daß dem precario dans eine actio praescriptis verbis 
zuerfannt wurde. Während das Interdift auf Reftitution oder Entjchädigung wegen 
ihres Unterbleibens nur zufteht gegen den Befiter und denjenigen, welcher dolo malo 
possidere desiit: jo geht jene Bertragäflage auch auf Erjat jeder durch grobe Ver: 
nachjläffigung der Sache dem Kläger zugefügten Schädigung. 

Die Verpflichtung des Prefariften 

1) entſteht durch Empfang des juriftifchen Befites vom precario dans. Der 
Befi des Empfängers wird 

2) aus einem prefären ein ungerechtfertigter durch Widerruf, ſowie, falls der 
fortdauernde Wille des precario dans alö pofitive Bedingung geſetzt ift, durch den 
Untergang jeiner Perfon oder Willensfähigkeit; während andernfall® der Beſitz des 
Empfängers den Erben des Verleihers gegenüber feine prefäre Natur behält. Da— 
gegen erftredt fich die dem Empfänger ertheilte Konzeffion nicht auf jeine Erben; 
doch ſteht das Interdikt nach Ulpian’s freilich von Geljus und Papinian (1. 11 D. 
de div. temp. praeser. 44, 3) widerjprochener Anficht auch gegen den Erben zu. 
Dieje Ausdehnung des Interdiktes ift analog der Erftredung der Deliktsflagen gegen 
bie Erben, indem es gegen den Erben geht ala Subjekt eines ungerechtiertigten vom 
Kläger herrührenden Beſitzes. 

Während manche (mit Unrecht) behaupten, daß dem Gem. Rechte die Unter: 
icheidung de P: vom Kommodate fremd ſei, ift diefelbe im Preußischen ER. feſt— 
gehalten, dagegen behandeln andere Gefeßgebungen wie der Code Napoleon und das 
— — ($ 1129) das P. als einen beſonderen Tall de Kommodates. 

D. a * de precario. — C. 8, 9 de precario et Salviano. — Preuß. 


Allg. ER 1 2 5 2 

Lit: Win ed, N, 906, — Bangerow, $ 691. — Sinteniß, II ©. 551 ff. — 
Brinz, 2, er — Bee ‚ Breub Privatrecht, II. $ 174. — Kritz, Ran: 
deftenrecht, I 1 Ne 515 fi. (1837). — Schmidt, Das commodatum unb precarium 


(1841) — Dantwarbt in Subrine" 3 Yahırb. XIV. ©. 284 ff. — Ubbelohbe im civ. 
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Arch. LIX. ©. 221 fi. — et! Recht bed Befihes, 5 42. — Iering, Grunb bes 
a es, 2. auf 'e. 97 rund, oo Da * 15. — Randa, Beſitz, 2. Aufl. 
— Better, bes Befitzes, S 45 — * Parteiabſicht * 
Rechtäerfolg ( (Separatabzug aus Jhering's —8 PN 
er. 


Preßgeſetzgebung. I. Die Zeit der Genfur. Dem Beifpiele der fird- 
lichen Gejeßgebung folgend (Bullen Alerander’& VI. von 1496 und 1501, Leo's X. 
von 1515; in einzelnen Deutjchen Diözefen analoge Anordnungen ſchon jeit dem 
legten Viertel des 15. Jahrhunderts nachweisbar, jo in Köln feit 1475, in Mainz 
jeit 1486), verwerthete jeit dem Anfange des 16. Jahrhunderts auch die weltliche 
Macht die Genfur in ihren verfchiedenen Formen ala Waffe im Kampfe gegen geiftige 
Strömungen aller Art. Die Cenfur im eigentlichen Sinne, ala eine dem Drude 
vorhergehende Prüfung des Manufkriptes (verfchieden von Bücherrevifionen , Ueber 
wachung der Preßgewerbe, nachträglichen Verboten bereits gedrudter Bücher u. dal.) 
wird für Deutichland zuerft durch dag Wormſer Edikt 1521 (nicht, wie regel- 
mäßig angenommen wird, erjt 1529) begründet. Landesgeſetze (für Defterreich die 
Verordnungen Ferdinand's I. vom 12. März 1523 und 24. Juli 1528) und Reiche» 
gejege (Neichgabichiede von 1529 und 1530) wetteiferten in der Durchführung des 
einmal ausgeiprochenen Gedanken. Anfänglich nur auf die Dauer der firchlichen 
Wirren berechnet, wird die Genfur zur ftehenden Einrichtung, und tritt uns in völlig 
durchgebildeter Geſtalt ſchon in der Reichspolizeiordnung von 1548 und in dem 
Reichdabichiede von 1570 entgegen, welch’ letzterer, der oben angeführten Verord— 
nung Ferdinand's I. für Defterreich von 1528 folgend, die Drudereien auf gewiſſe 
Orte, insbeſondere Fürftenfige, angejehene Reichsftädte und Univerfitätsftädte be— 
ſchränkte. Weitere Anordnungen brachten die Reichspolizeiordnungen von 1577, 
Rudolf's II. Refkript vom 15. März 1608, das Eaiferliche Dekret vom 14. Auguft 
1715 (befonder8 auch gegen die Profefforen der Rechte fich wendend), das Patent 
vom 10. Februar 1746 (Bücherlommiffion zu Frankfurt a./M.) u. a. m. — Die 
Entwidelung in den außerdeutſchen Ländern ging analoge Wege. Allmälig aber 
begann der Gedanke der Preßfreiheit, in dem Sinne von Befeitigung der Genfur der 
Manuffripte, fi) Bahn zu brechen. In England wurden jeit 1694 die Ber 
ftimmungen über Genfur nicht wieder erneuert; fie war damit ftillfcehweigend be— 
feitigt. In Schweden fiel fie 1766 (definitiv erft 1809); Dänemark gewähr- 
leiftete unter dem Einfluffe Struenjee’s durch das Gejeß vom 14. September 
1770 „eine uneingeichräntte Freiheit der Preffe”; Joſef II., der jchon 1765 eine 
ausführliche Denkfchrift über Cenſur ausgearbeitet, aber in dem berühmten Genfur- 
gejege vom 11. Juni 1781 die Genfur beibehalten hatte, befreite 1787 die Wiener 
Buchdruder gänzlich von derfelben, mußte aber am 20. Januar 1790 dieje Befreiung, 
von welcher die Gegner des Monarchen den jchranfenlofeften Gebrauch gemacht hatten, 
zurüdnehmen. Beſſer ala unter der Herrichaft des aufgeflärten Despotismus be— 
währte die Preffreiheit fich in den Berfaffungsftaaten (Nordamerifa, Frank— 
reich [bier wurde die Genfur 1791 abgeichafit, 1805 wieder Hergeftellt, 1814 und 
1827 wieder bejeitigt], Belgien), während Rußland noch heute an der Genfur 
feſthält. — In Deutichland Hatte Art. 18 der Bundesacte vom 8. Juni 1815 
gleichförmige Verfügungen über P.freiheit verheißen. Der Bund erfüllte die Ver— 
beißung, wie alle anderen. In Folge der Karlsbader Konferenzen gab der Bundes- 
beihluß vom 20. September 1819 in $ 1 ftatt der P.freiheit der Genfur 
gejegliche Grundlage (für Zeitungen und Zeitichriften ſowie für Bücher nicht über 
20 Bogen). Zunächſt nur für fünf Jahre erlaffen, wurde dieſes „proviſoriſche 
Preßgeieh“ durch Beihluß vom 16. Oktober 1824 verlängert, „bis man fich 
über ein definitives Preßgefe vereinbart haben würde.“ 

I. Die Zeit der P. Die Macht der Ereigniffe ging nach zwei bangen 
Dezennien über jenen Beichluß zur Tagesordnung über. Nachdem der Bund am 
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3. März 1848 den Deutichen Staaten die Bejeitigung der Genfur freigeitellt hatte, 
beftimmten die Deutichen Grundrechte vom 21. Dezember 1848 in Art. 4: „Die 
Prebfreiheit darf unter feinen Umftänden und in feiner Weije durch vorbeugende 
Maßregeln, namentlich Genfur, Konzejfionen, Sicherheitäbejtellungen, Staatsauflage, 
Beichränfungen der Drudereien oder des Buchhandels, Poftverbote oder andere 
Hemmungen des freien Verkehrs beichräntt, fuspendirt oder aufgehoben werden... . 
Ein Preßgejeg wird vom Reiche erlaffen werden.” Aber nochmals jollte die Ent- 
widelung der Preßfreiheit gehemmt werden durch die wieder zur Herrſchaft gelangte 
rücdläufige Bewegung. Der berüchtigte Bundesbejhluß vom 6. Juli 1854 
fonnte zwar die Genfur nicht wieder einführen, aber andere „vorbeugende Maßregeln“ 
trachtete er zu konſerviren. Konzeſſion bei Preßgewerben und Entziehung derſelben 
im BVerwaltungswege, Verwarnungsfyftem (avertissements), äußerfte Beichränfung 
des fliegenden Buchhandels, Kautionäbeftellung bei politifchen periodijchen Druck— 
ichriften, ftrenge Haftung für Preßdelikte ꝛc. — das waren die „Garantien“ , die 
man für nöthig hielt, um Mißbräuchen der gewährleifteten „Preßfreiheit“ entgegen 
zu wirken. Der Bund Hatte feine Unfähigkeit zur Regelung des Prefrechts mit 
diefem Beichluß klar nachgewiejen; den Einzeljtaaten oblag e8 nunmehr, jelbjtändig 
die Sache‘ in die Hand zu nehmen. — Nur wenige von ihnen führten den Bundes- 
beihluß aus; andere blieben ihren älteren, vor 1854 erlaſſenen Gejeßen treu; eine 
dritte Gruppe jchritt jelbjtändig zu neuer gejeglicher Regelung (Meberficht in den 
Motiven zum Entwurf von 1874; vielfach abgedrudt, 3. B. bei Berner, Prehrecht, 
©. 64 ff.). Hervorzuheben find 1) das Preuß. Gef. vom 12. Mai 1851 (Aende- 
rungen vd. 6. März 1854 und 21. Mai 1860), im Allgemeinen von demjelben Geijte 
beberricht, wie der Bundesbeichluß von 1854; Kommentare dazu von Rönne 
(1851), Schward (1862), Thilo (1862) und Hartmann (1865). Die 
Zeitungeftempelfteuer betreffen die Gef. vom 29. Juni 1861 und 26. September 
1862. Die oetroyirte Verordnung vom 1. Juni 1863 führte neue Beſchränkungen 
ein. 2) das Bayerifche Gef. vom 17. März 1850; Kommentar von Brater 
(1853). 3) Das Königl. Sächſ. Geſ. vom 24. Mai 1870; Kommentare von 
Bauſch (1870) und Barth (1870) — 4) In Defterreich hatte die P. fich 
anfänglich überftürgt; dafür blieb fie jpäter zurüd und bat bis auf den heutigen 
Tag den Geift der fünfziger Jahre nicht [os werden können. Auf die Gejehe vom 
31. März 1848, 18. Mai 1848 und 13., 14. März 1849 folgte die durchaus 
reaftionäre Prekordnung vom 27. Mai 1852. Sie wurde am 17. Dezember 1862 
dur das noch Heute geltende Preßgeieß verdrängt. Cine gut gemeinte, aber juriſtiſch 
ganz verfehlte Novelle vom 15. Oktober 1868 brachte einige weitere Erleichterungen. 
Kommentar von Lienbacher (1863 I. ®b.; 1868 II. Bd). 

II. Die Reichsgeſetzgebung. Art. 4, Nr. 16 der Reichsverfaſſung hatte 
die Beitimmungen über Preß- und Vereinsweſen der Beauffichtigung durch das 
Reich umterworfen. Damit war der Anftoß zu einer weiteren gebeihlichen Entwicke— 
lung der P. gegeben. Schon in der Sitzung vom 2. Mai 1871 erklärte das Reichs— 
fanzleramt einem auf Bejeitigung der Zeitungsfautionen und der richterlichen Unter- 
fagung des Gewerbebetriebes gerichteten Antrage gegenüber, daß fich die verbündeten 
Regierungen für verpflichtet hielten, die geſetzliche Regelung des Prekrechts in die 
Hand zu nehmen. Der Reichstag konnte demnach auf raſche Erfüllung feines 
Wunjches rechnen, ala er in der Situng vom 10. Mai 1871 den Beichluß faßte, 
„den Reichskanzler zu erfuchen, dem Reichdtage in der nächſten Seffion den Entwurf 
eines für das ganze Bundesgebiet geltenden Preßgejeges vorzulegen.“ Allein die 
Borlegung des Entwurfs verzögerte fich von Seſſion zu Seſſion. Endlich ſah ſich 
der Reichstag veranlaßt die Initiative zu ergreifen. Windt horſt (Berlin) und 
Genofien legten am 12. März 1873 dem Haufe einen Entwurf vor, der im Wefent- 
lichen die Beſchlüſſe des 6. und 7. Jonrnaliftentages (1871 und 1872) wieber- 
holte. Am 19. März 1873 wurde der Entwinf einer Kommiffion von 21 Mit- 
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gliedern überwiefen. Biedermann erftattete den Bericht. Aber bei der zweiten 
Lefung, am 29. Mai 1873, ließ das Haus auf Wunſch des Reichskanzlers, der die 
baldige VBorlegung des Regierungsentwurfs in Ausficht ftellte, feinen Entwurf fallen. — 
Am 11. Februar 1874 wurde der Regierungsentwurf vorgelegt, am 20. Februar 
der eriten Berathung unterzogen, und hierauf an eine vierzgehngliedrige Kommiffion, 
zufammengejegt aus Juriften und Vertretern hervorragender Preßorgane verjchiedener 
Richtung, überwieſen. Marquardien wurde mit der Berichterftattung betraut 
(die von der Kommilfion an der Regierungsvorlage vorgenommenen Veränderungen 
bat Marquardſen in feinem Kommentar, S. 19, zujammengeftellt). Die zweite 
Leſung begann am 16. März 1874 und wurde am 24. März beendet. Allein 
der Entwurf, wie er aus der zweiten Lefung Hervorging, wurde von den Regierungen 
als unannehmbar bezeichnet. Um die Differenzpunkte zu befeitigen, traten die Mit- 
glieder der bisherigen Kommiffion mit den Bundestommifjären von Brauchitſch 
und von Schelling zu freier Berathung zufammen. Die Ergebnifje derjelben 
wurden in der von Marquardien, v. Forcade und v. Schwarze redigirten 
Faffung ala deren Anträge bei der dritten Leinng vorgelegt; fie betrafen das 
Kolportiren don Drudjchriiten durch jugendliche Perfonen, den Umfang des Be 
richtigungszwanges, die Provolation auf gerichtliches Gehör im Berichtigungäver- 
fahren, das politifche Plakat, die Haftung des Redakteurs, die preßrechtliche Fahr— 
läffigkeit, die vorläufige polizeiliche Beichlagnahme. In der Situng vom 24. und 
25. April 1874 wurden die Anträge genehmigt, und das Geſetz ſelbſt im dritter 
Leſung befchloffen. Die Kaiferl. Publikation erfolgte am 7. Mai 1874; die Gejehes- 
fraft trat am 1. Juli 1874 ein, während die Einführung in Eljaß-Lothringen einem 
beſonderen Gejege vorbehalten wurde. — Wenn wir den bdurchichnittlichen Stand 
der Gefeßgebung in den meiften Theilen Deutichlands bis zum Jahre 1874 ins 
Auge faffen, jo ergiebt fich, daß das Reichspreßgeſetz in folgenden Punkten weientliche 
BVerbeflerungen gebracht hat. Nachdem fjchon die Gew.D. vom 21. Juni 1869 das 
Konzeflionensyftem auch bezüglich der Preßgewerbe beifeitigt hatte, hob das 
RPreßGeſ. auch die richterliche Entziehung der Gewerbebefugniß vollitändig auf. Die 
ichwerdrüdenden finanziellen Belaftungen der Prefje wie Zeitungsftempel-, Kalender 
und Injeratenfteuer, jeruer die Kautionspflicht der politischen periodischen Preffe ent- 
fielen. Die Entziehung des Poftdebits wurde bejchränft, die Regelung des Plakat— 
wejens der Landesgeſetzgebung überlaffen. Der präventive Charakter der Probeeremplare 
wurde gemildert, der Berichtigungszwang (übermäßig) bejchräntt. Auch bezüglich 
der Haftung für Prefdelikte find gewiffe Erleichterungen eingetreten, wenn auch der 
zweite Abſatz des $ 20 in der Praris nicht jo fungirt ala man gehofft hatte. Da— 
gegen ift insbeſondere die vorläufige polizeiliche Beichlagnahme geblieben, und die 
Beichränkungen, denen fie unterworfen wurde, können auf große praftiiche Bedeutung 
feinen Anfpruch machen. — Sonach bedeutet das Neichöpreßgeje gewiß einen Fort— 
fchritt im freiheitlicher Richtung. Das muß die Deutiche Preife dankbar anerkennen ; 
mag fie immer betonen, daß größere Fortichritte hätten gemacht werden können: 
heute Handelt es fich in eriter Linie darum, das GErrungene zu vertheidigen, die er- 
ftrittene Bofition zu behaupten. 

IV. Auswärtige Gejeßgebung: 1) England. a. Die Verantwortlich 
feit für Preßdelikte beftimmt fich nach den allgemeinen Grundſätzen des Strafrechtes. 
Mer an der Beröffentlichung (publication) eines jtrafbaren Preßerzeugniſſes mit- 
gewirkt Hat, Haftet für deffen Inhalt. Der Inhaber eines Preigewerbes hat auch) 
das Verſchulden feiner Leute zu vertreten; doch ſteht ihm jeit der Lord Campbell’s 
Act (6 und 7 Victoria c. 96) vom 24. Auguſt 1843 der Gegenbeweis offen, daß 
die Veröffentlihung ohne feinen Auftrag, feine Zuftimmung, fein Wiffen erfolgte und 
‚nicht veranlaßt war durch einen Mangel an Aufmerkjamkeit von feiner Seite (want 
of due care and caution on his part). Die Zuläffigfeit dieſes Einwandes in dem 
Verfahren gegen Zeitungseigenthümer ift äußerft beftritten (vgl. über den Fall 
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Regina v. Holbrook die Schrift von Ford, The law of libel as applied to news- 
papers, Zondon 1879). Ueber den beftrittenen Begriff des Libel vgl. Flood, 
A Treatise on the Law concerning Libel and Slander, 1881. — b. Nach der 
Parlamentsacte 6 und 7 Will. IV. c. 76 mußte auf jeder Zeitung Name des 
Druders und Verlegers angegeben fein; feit der Acte von 1869 (32 und 33 
Viet. c. 24) genügt Angabe des Druderd. Die Verpflichtung zur Kautions— 
beitellung entfiel 1869. Die Inferatenabgabe wurde 1858, der Zeitungs— 
jtempel 1855, die Bapieraccife 1861 abgeſchafft. Wal. Griffith, A Digest of the 
Stamp Duties, 8. Aufl. 1880. — Neues Geſetz in Borbereitung. — c. In Englifch- 
Indien wurde 1878 durch die Vernacular Indian press law die Genfur eingeführt. 
(®al. darüber Dacosta, Remarks on the Vernacular .... law, 1878.) 

2) Frankreich. Das franz. Prefrecht beruht auf einer bunten Menge von 
aus verichiedenen Jahrzehnten ftammenden, nur durch denjelben Mangel an freiheit- 
lichem Geiſte zufammengehaltenen Gejegen. a. Die Anwendbarkeit der allgemeinen 
ftrafrechtlichen Grundfäße ift mehrfach durchbrochen. Einmal durch die der period. 
Preſſe (ſchon jeit dem Jahre IV der Republik) obliegende Verpflichtung zur Be— 
ftellung eines gerant responsable, der Miteigenthümer des Blattes (bis 1871 auch 
Eigenthümer eines Viertels der Kaution) fein muß, die Redaktion leitet, jede Nummer 
unterzeichnet, und für den Inhalt derfelben im vollen Umfange haftet (Gef. vom 
18. September 1828). Politische, philojophifche und religiöfe Artikel müſſen von 
dem Berjaffer unterzeichnet jein (Gef. vom 16. Juli 1850), umd dürfen nicht 
aufgenommen werden, wenn diejer fich nicht im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehren- 
rechte befindet (Gef. vom 17. Februar 1852 und 10. Mai 1868). Andererfeits 
liegen im Code penal von 1810, Art. 283 ff. (durch die jpätere Gefeßgebung viel- 
fach durchbrochen) die Keime des „Belgifchen“ Syſtems, der ausfchließlichen und 
ftufenweifen Haftung, indem die Berufung auf den Vormann (Verbreiter, Druder, 
Verfaſſer) geitattet und in den Motiven wie bei den Berathungen mit den erit 
jpäter befannt gewordenen Schlagworten (da8 Geſetz will nur ein Opfer; Nach» 
forſchung d’echelon en &chelon) gerechtfertigt wurde. — b. Der Herauägabe einer 
periodifchen Drudichriit muß eine vorläufige Anzeige vorbergehen (Gef. vom 
11. Mai 1868). Politifche Blätter unterliegen unbedingt und andere dann, wenn 
fie öfter ala einmal in der Woche erfcheinen, der 1870 vorübergehend befeitigten, 
6. Juli 1871 wieder eingeführten Kautionspflicht (3000 bis 24 000 Frances). 
Die Kaution haftet für Koften, Schadenserfaß, Geldftrafen. Dauernde und zeitweilige 
Einftellung des Blattes auf richterlichem Wege ift geitattet (Ge. vom 18. Juli 
1828, 27. Juli 1849, 11. Mai 1868). Auswärtige politiiche Blätter dürfen 
nur mit Bewilligung der Regierung im Inlande verbreitet werden (Gef. vom 
17. Februar 1852). — Die Abgabe der Pilichteremplare regeln die Gef. vom 
21. Oktober 1814, 27. Juli 1849, 11. Mai 1868, die Verpflichtung zur 
Aufnahme von Berihtigungen und amtlihen Belanntmadhungen die 
Sei. vom 25. März 1822, 27. Juli 1849, 17. Dezember 1852, 11. Mai 1868. — 
c. Das Druder- und Buhhändlergewerbe wurde 19. September 1870 
freigegeben; doch muß jede Drudjchriit den Namen des Druderd enthalten. Die 
Kolportage, nach dem Gefehe vom 27. Juli 1849 an polizeiliche Bewilligung 
geknüpft, ift durch Geje vom 17. Juni 1880 freigegeben worden. — Der Zeitungs— 
jtempel wurde 1870 abgeichafft, am 4. Oktober 1871 durch eine Papierjteuer 
eriegt. Dieje beträgt 10 Francs für 100 Kilogramm; weitere 20 Franes für Papier, 
das zum Drude von periodifchen, der Kautionspflicht unterliegenden Drudjchriten 
beitimmt ift. — Ueber die Verfolgung und Beitrafung der Preßdelikte find zu 
vergleichen die Gef. vom 29. Dez. 1875 und 3. Januar 1876. — Ein neues, 
durchaus freifinniges, Preßgeieh ift gegenwärtig (Mai 1881) der parlamentarifchen 
Berathung unterbreitet. 
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3. Belgien. Das berühmte Belgiſche Syſtem beruht auf den oben er— 
wähnten im franz. Code p6nal ausgeiprochenen Grundſätzen. Nach Art. 18 der 
Verfaffung und Art. 11 des Preßdefretes vom 20. Juli 1831 können Berleger, 
Druder, Verbreiter nicht verfolgt werden, wenn der Berfaffer bekannt und im In— 
lande wohnhaft ift. Nennung des VBormanns entichuldigt alſo; bei Nichtnennung 
tritt volle Haftung für den Inhalt ein. Mehrere Perjonen können dann gleichzeitig 
zur Verantwortung gezogen werden, wenn fie außerhalb ihrer Gejchäftsthätigfeit mit- 
gewirkt haben (jtehende Praris der Belg. Gerichte; in Deutjchland meiſt überjehen). 

4. In Italien gilt das Sardiniſche Gejeh sulla stampa vom 26. März 
1848. Man vgl. auch die tal. Entwürfe eines Polizeiſtrafgeſetzbuches. — Däne— 
mark, Preßgeſ. vom 3. Januar 1851. — Norwegen, StrafGB. von 1842 Kap. 
25. — Schweden, Drudfreiheitöverordnung vom 16. Juli 1812, revidirt 1879. — 
Spanien, Geje vom 7. Januar 1879 (neues in Vorbereitung). — Luremburg, 
Preßgeſ. vom 20. Yuli 1869. — Holland, Gel. vom 28. September 1816, 
StrafGB. vom 3. März 1881 Art. 53 und 54. 


Lit.: 1) Deutſches und Defterr. Recht: Hoffmann, Geihichte der Büchercenfur, 
1819. — Sadje, Die Anfänge der Rüchercenfur, 1870. — Wiesner, Dentwürbdigfeiten ber 
Defterr. Genfur, 1847. — 6 letter, Handbuch der Deutichen P. 1846. — Gollmann, 
Quellen, Materialien und Kommentar deö gem. Deutichen Pre * 1844. — Bluntſchli— 
Brater, Staatswörterbuch (Aufjäke von Braterund Pözl, VIIL Bd. ©. 250 ff., 227 ff.) — 
Rotted-MWelder, Staatäleriton (Biedermann im XI. Bb. ©. 708). — Die Lehrbücher 
des Staatd: u. Berwaltungsrehtes von Mohl, Rösler, Bluntſchli, v. Stein. — Die 
im Texte erwähnten Kommentare zu den Preuh., Bayer. Sächſ., Oefterr. Preßgeſetzen. — Die 
Kommentare zum a von Thilo, 1874; vd. Schwarze, 1874; Mar» 
quardſen, 1875. — Berner, Lehrbuch db. eutichen Vreßre t8, 1876. — Kayſer in 
v. Holbenborff’3 Hanbb. d. Strafredhts, Bb. IV. — v. Liszt, Das Reichöprekrecht, Berlin, 
1880. — Tür a. v. ah Lehrbuch des Defterreichiichen Preßrechts, 1878. — 
2) Franzdf. und Belg. Recht: Hatin, Histoire politique et littöraire de la presse en 
France, 1859 ff. 8 B®be.; Derjelbe, Manuel thöoretique et pratique de la presse, 1868; 
Derjelbe, Bibliographie historique et critique de la presse periodique Por: 1866. — 
Ravelet, Code manuel de la presse, 2. Aufl. 1872. — Rolland de Villargues, 
Code des lois de la presse, 3. Aufl. 1876. — Chassan, Trait& des dölits et contra- 
ventions de la parole etc. (2. Aufl... — Parant, Lois de la presse. — de Grattier, 
Commentaires sur les lois de la presse. — Rousset, Nouveau code annot& de la presse. — 
de sn Concordances des lois sur la presse. — für Belgien: Schuermanns, 
Code de la presse, 1861 (2. Aufl. 1881), — Thonissen, La Constit. beige annotee, 
2. Aufl. 1876, ©. 77 fi. — Haus, Principes gen. du droit penal, 3. Aufl. 1879, L 
©. 289 ff. — 3) Engl. Recht: Lorbeer, Sie Grenzlinien der Rede und Prekfreiheit in 
England, 1851. — Duboe, eihiähte ber Englifchen —*8 1873. — a erfaffung 
—— 2. Aufl. 1864. — Die Arbeiten One 's über Engliſche Verfaſſung und Ber: 
waltung. — 4) De lege ferenda gejchriebene Arbeiten aus neuerer Zeit: Gutachten von 
Glafer (Kleine Schriften IL 30) und John an ben 6. Juriftentag — Wahlberg 
in der Allgem. Deutichen Strafrechtäztg. 1871 (Seine Schriften I. Bb.). — Lentner, Die 
gg vr bes Preßftrafrechts, 1873. — Jaques, Grundlagen ber P. 1874. — Bieber: 
mann, Die Grundlagen eines Deutfchen — — über bie Preſſe, 1871. — Buyn, La 
libert€ de la parole, Amst. 1867. — Celliez, Etude d'un projet de loi sur la responsa- 
bilite en matiere de parole et de presse, Par. 1877. — Ollivier, De la liberte de la 
presse, Par. 1880. — Crivellari, La stampa, 1868. — Buccellati, La Libertä di 
stampa, 1880. — Bonasi, Sulla legge della stampa, 1881 (mit dem Preije Ravizza gefrönte 
Schrift), — Wenig bekannt aber theilweile von Intereſſe: Evertsen de Jonge, Bydrage 
tot de Leer der zoogenaamde „delits de la Presse“, Ultraj. 1847. — Buys (de Geer), 
De jure cogitata communicandi, Amst. 1850. — a die Art. Herausgeber, Preß— 
gewerbe, Preßpolizei, Prehftrafrecht, Rebafteur. — 

v. zt. 


Preßgewerbe. 1. P. ſind diejenigen Gewerbe, die ſich mit der Herſtellung 
und dem Umſatze von Drudichriften beſchäftigen. Dabei wird von der Geſetzgebung 
der Begriff der Drudjchrift hier meift im engerem Sinne genommen ald im Preß— 
polizei» oder Preßftrafrecht (vgl. den Art. Preßpolizei). Die rechtliche Stellung 
der P. ift von mahgebender Bedeutung für die Sicherung der Preffreiheit. Nach 
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der Reichsgeſetzgebung ſtehen die P. im Allgemeinen den übrigen Gewerben gleich, 
während fie nach Oeſterr. Recht den drückendſten Ausnahmsbeſtimmungen unterworfen 
find. Nicht zu den P. gehören: a) die gewerbsmäßige öffentliche Verbreitung von 
Druckſchriften (Preßgeſ. $ 5); fie kann durch die Ortäpolizeibehörde beftimmten 
Perfonen aus den in $ 57 der Gew.D. angeführten Gründen unterfagt werden ; 
b) die Beförderung von Zeitungen politischen Inhalts, die öfter ala einmal wöchent⸗ 
lich ericheinen, und durch das Reichapoftgej. vom 28. Oktober 1871 dem Poftziwange 
untertvorfen find. 

Auf die PB. ſelbſt finden die Beitimmungen der Gew.D. vom 21. Juni 1869 
Anwendung (Preßgeſ. $ 4). Dieje unterjcheidet zwifchen dem ftehenden und dem 
Gewerbebetrieb im Umherziehen; eine Unterjcheidung, die mit den in Bezug auf 
P. bisher üblichen nur theilweiie zufammenfällt. Wejentliche Beſchränkungen hat 
auf diefem Gebiet das Sozialiſtengeſ. vom 21. Oktober 1878 gebracht. 

2. Nach Reichärecht ift der ftehende Betrieb der PB. an feine behördliche 
Bewilligung geknüpft; das Syftem der Konzeffionirung ift aufgegeben. Erforderlich 
ift lediglich: a) mit dem Beginne des Betriebes gleichzeitige Anzeige deſſelben; 
b) bei gewiffen P. (Buche und Steindruder,. Buch- und Kunfthändler, Antiquare, 
Leihbibliothefare, Inhaber von Lejefabineten, Verkäufer von Druckſchriften, Zeitungen 
und Bildern find in $ 14 der Gew.D. genannt) Anzeige des Gewerbelokales. — 
Dagegen bedürfen nach Defterr. Recht (Gew.O. vom 20. Dezember 1859) einer be— 
fonderen Konzeifion alle Gewerbe, welche auf mechanifchem oder chemifchem Wege 
die Vervielfältigung von literarifchen oder artiftifchen Erzeugniffen oder den Handel 
mit denjelben zum Gegenftande haben; ferner die Unternehmungen von Leihanftalten 
für derlei Erzeugniffe und von Lefefabineten. Die Photographie wurde 1864 für 
ein freies, die Photolithographie 1870 für ein konzeffionirtes Gewerbe erklärt. Der 
Bewerber um die KHonzeffion muß PVerläßlichkeit, Unbejcholtenheit und genügende 
allgemeine Bildung nachweilen (Gew. O. $$ 16, 18, 19). Der Selbtverlag ijt frei= 
gegeben (Preßgej. von 1862, $ 3); das Recht zur Herausgabe einer pertodijchen 
Druckſchrift fchließt auch das Necht zum Verlage derjelben in fich (Preßgeſ. $ 3); 
begünftigt ift der Verkauf von Schulbüchern, Kalendern, Heiligenbildern, Gebeten 
und Gebetbüchern (Preßgei. $ 3, Gew.O. $ 19). Endlich kann der Verkauf 
periodischer Drudjchriften durch Statthalterei oder Polizei beitimmten Perfonen für 
einen zu bezeichnenden Bezirk auf Widerruf bewilligt werden. 

3. Ms „iliegenden Buchhandel“ bezeichnet man den Vertrieb von 
Drudjchriften außerhalb beitimmter Verkaufslokale. So alt wie die Buchdruderkunft 
erfreute er fich ſtets bejonderer Aufmerkſamkeit von Seiten der Gejeßgebung, die ihn 
enttveder zu unterbrüden oder doch jcharfer Ueberwachung zu unterwerfen fuchte. 
Die Formen, in welchen der fliegende Buchhandel auftritt, wechjeln nach Zeitalter 
und Bolfstemperament; immer aber ift er ein ebenjo wichtiges wie gefährliches 
Ferment in dem geiftigen Leben weitausgedehnter Volksjchichten. Nach der Reichs— 
gejeggebung kann der fliegende Buchhandel entweder im Umberziehen oder aber ala 
Ausfluß des ftehenden Gewerbebetriebes ausgeübt werden; nach diefem Unterjchiede 
beftimmen fich die ihm regelnden Rechtsſätze. Seine heutigen Formen find: 

a) Dad Haufiren mit Drudichriiten oder die Kolportage: der Ber: 
trieb von Drudichriften im Umherziehen, aljo (RGew.D. $ 55) außerhalb des 
Wohnortes des Gewerbömannes ohne Begründung einer gewerblichen Niederlaffung 
und ohne vorgängige Beitellung. Die Kolportage ift an die Ertheilung eines auf 
den Namen lautenden Legitimationsfcheines gebunden. Diefer kann Ausländern 
ohne Weiteres, NReichdangehörigen dagegen, die im Inlande domizilirt und 21 Jahre 
alt find, nur aus beitimmten Gründen (RGew.D. $ 57 abjchredende oder anftedtende 
Krankheit, Verurtheilung wegen gewiſſer Delikte, Stellung unter Bolizeiaufficht, übler 
Leumund) verfagt werden. — In Defterreich ift das Kolportiren von Drudijchriiten 
unbedingt und ohne jede Ausnahme verboten (Gew.O. $ 51). 


138 Preigewerbe. 


b) Das Sammeln von Abonnenten und Subjfribenten Wenn 
daflelbe im —— (RGew.O. $ 55) betrieben wird, unterliegt es denjelben 
Beichräntungen wie der Haufirhandel. Dagegen ift der Gewerbömann, der ein 
jtehendes Gewerbe betteibt, ohne Weiteres befugt, auch außerhalb des Ortes jeiner 
gewerblichen Niederlaffung perfönlich oder durch in feinen Dienften ftehende Reifende 
Beitellungen auf Waaren zu fuchen (RGew.D. $ 44), mithin Mbonnenten und 
Subjfribenten für die von ihm verlegten oder herauägegebenen Drudichriften zu 
jammeln. — Nah Defterr. Recht (Preßgeſ. $ 23) ift dagegen ein von der Sicher- 
heitöbehörde auäzuftellender bejonderer Erlaubnißichein erforderlich, bei deflen Er— 
theilung nicht nur auf die Eigenjchaften und Verhältniſſe des Bewerbers, jondern 
auch auf die Beichaffenheit der Drudichriften Rüdficht zu nehmen ift. Die Unter: 
icheidung des Deutichen Rechtes ift der Defterr. Gefeßgebung fremd. 

c) Das Berbreiten von Drudichriiten an Öffentlichen Orten 
(durch den erieur, vendeur, afficheur, distributeur sur la voie publique des franz. 
Rechtes). Die gewerbsmäßige öffentliche Verbreitung erfolgt entweder im Umher— 
ziehen und fteht dann dem Hauſirhandel glei, oder aber im ftehenden Gewerbe- 
betriebe. Auch in dieſem letzteren Falle bedarf der Verbreiter der Erlaubniß der 
Drtöpolizeibehörde (RGew.D. 8 34: „wenn gewerbsmäßig Drudichriften oder andere 
Schriften oder Bildwerfe auf öffentlichen Wegen, Straßen, Pläßen oder an anderen 
Öffentlichen Orten auögerufen, verkauft, vertheilt, angeheitet oder angefchlagen werden 
jollen”). Die Erlaubniß darf nur aus denjelben Gründen verweigert werden, wie 
der Legitimationsfchein zum Gewerbebetrieb im Umherziehen (vgl. oben). Die 
Öffentliche Verbreitung ift mithin in allen Fällen von behörblicher Bewilligung ab— 
hängig. NRüdfichten auf die Straßenpolizei waren von Einfluß auf diefe Beftimmung, 
während man andererjeitö durch Beſchränkung und Aufzählung der Verjagungsgründe 
der polizeilichen Willfür vorzubeugen ſuchte. — Das Defterr. Preßgeſ. ($ 23) ver- 
bietet da8 Ausrufen, Bertheilen und Feilbieten von Drudichriiten außerhalb der 
hierzu ordnungsmäßig beftimmten Lofalitäten unbedingt und ohne jede Ausnahme. 
Die Bebürfniffe des Verkehrs machten fich indeffen in folcher Stärke geltend, daß 
die Gerichte und das AJuftigminifterium, über den unzweitelhaften Wortlaut des 
Geſetzes fich Hinwegjegend (1865), die Vertheilung von gewerblichen Ankündigungen 
in den Straßen an Borübergehende für zuläffig erklärten. 

4. Schon die Gew.D. Hatte ($ 143) die Beitimmungen der Landesgeſetze, nach 
welchen die Befugniß zur Herausgabe von Drudjchriften und zum Bertriebe der- 
jelben im Verwaltungswege entzogen werden konnte, aufgehoben; dagegen hatte fie 
jene landesgeſetzlichen Vorſchriften in Kraft gelafjen, welche die Entziehung der Be— 
fugniß zum jelbftändigen Betriebe eine Gewerbes durch richterliches Erfenntniß als 
Strafe im Falle einer durch die Preffe begangenen Zuwiderhandlung vorjchrieben 
oder gejtatteten. Dieſe Beitimmung erichien ala eine Ausnahmamaßregel zu Un— 
gunften der Prefie, da nach dem Syſteme der RGew.D. die Berechtigung zum Be— 
triebe aller anderen Gewerbe weder durch richterliche noch durch adminiftrative Ent— 
icheidung entzogen werden kann. Das RPreßgeſ. ($ 4) hat diefer Rechtsungleichheit 
ein Ende gemacht. Eine Entziehung der Befugniß zum jelbftändigen Betriebe irgend 
eines P. oder ſonſt zur Herausgabe und zum Bertriebe von Drudjchriften findet 
nunmehr weder auf adbminiftrativem noch auf richterlichem Wege ftatt. Diejer Sa 
ift die nothivendige Konjequenz aus dem Prinzipe der Gewerbefreiheit. — Dagegen 
bat die Dejterr. Geſetzgebung (Preßgeſ. $ 3) an der richterlichen wie der adminiftrativen 
Entziehfung der Gewerbeberechtigung feitgehalten. Erftere kann (abgejehen von 
dem Vollzuge eines Straferfenntniffes wegen Berlegung der allgemeinen Straf oder 
Steuergejege) ftattfinden, wenn der Gewerbetreibende wegen des Inhaltes einer 
von ihm gewerbsmäßig erzeugten, verlegten oder verbreiteten Drudichrift eines Ver— 
brechen, oder wenn er aus Anlaß einer ſolchen Schrift innerhalb eines Zeitraums 
von drei Jahren dreimal eines Vergehen oder einer Webertretung, jei e& nach dem 
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Strafgejege, jei ed wegen Vernachläffigung. der pflichtgemäßen Sorgfalt, jchuldig er- 
fannt wurde. Die Entziehung darf in der Regel nur für die Dauer eines Jahres, 
dann aber für immer ausgefprochen werden, wenn gegen den betreffenden Gewerbs— 
mann zeitliche Entziehung jchon einmal verhängt wurde. Adminiftrative Entziehung 
(durch die Gewerbebehörde) kann dann eintreten, wenn der Gewerbetreibende wegen 
eines Deliktes verurtheilt wurde, das ihn von dem Antritte des Gewerbes aus— 
geichlofjen. hätte, und wenn nach der Beichaffenheit des Gewerbes und der Natur 
der begangenen jtrafbaren Handlung unter den gegebenen Umftänden von dem Fort— 
betriebe des Gewerbes Mißbrauch zu beiorgen ift. In diefem Falle kann die 
Entziehung fowol für beftimmte Zeit als auch für immer ausgeſprochen werden, 
jedoh nur innerhalb dreier Monate, vom Gintritte der Rechtäfraft des die Ent» 
ziehung bedingenden Grfenntniffes an gerechnet. 

5. Das Plakat. Das Anjchlagen, Anheften von Drudichriften an öffent- 
lichen Orten fällt unter den Begriff der öffentlichen Verbreitung (vgl. oben), und 
fann wie dieje gewerbamäßig oder nicht gewerbamäßig betrieben werden. Im erften 
Falle findet $ 43 der Gew.D., im zweiten $ 5 des Preßgei. auch auf die Plakati— 
rung Anwendung; in beiden bedarf der Plafatirende einer ihm perjönlich zu er— 
theilenden ortöpolizeilichen Erlaubniß, die nur aus beftimmten Gründen verweigert 
werden darf. Auch das politifche Plakat unterfcheidet fi nur durch Inhalt 
und Zweck, nicht aber durch die Art, in welcher die Verbreitung, das Zugänglich- 
machen an das Publikum erfolgt, von den übrigen Plakaten, jällt alſo zumächit 
unter die erwähnten gejehlichen Beitimmungen. Aber gerade wegen des politischen 
Plafates ift das Plakatwejen überhaupt vor dem Jnälebentreten der Reichöpreßgefeh- 
gebung vielfach Gegenjtand eingehender landesrechtlicher Regelung gewejen. Mit je 
größerem Mißtrauen die Gefehgebung die öffentliche Aeußerung von politischen An— 
ihauungen überhaupt betrachtet, um jo jchärfer wird fie auch das politifche Plakat 
zu überwachen trachten. Eben darum wich der Rechtäzuftand im Norden Deutfch- 
lands weit ab von dem in Süddeutſchland. Im Allgemeinen laſſen fich vier Gruppen 
von Gejegebungen untericheiden. a) Die erfte verbietet das politische Plakat. So 
das Preußische Preßgei. von 1851 $ 9, nach welchem Anjchlagzettel und Plakate, 
welche einen andern Inhalt haben, ala Ankündigungen über gefeßlich nicht ver- 
botene Berfjammlungen, über öffentliche Vergnügungen, über gejtohlene, verlorene 
oder gefundene Sachen, über Verkäufe oder andere Nachrichten für den gewerblichen 
Verkehr, nicht angefchlagen, angeheftet oder in ſonſtiger Weife öffentlich ausgeftellt 
werden dürfen. b) Eine zweite Gruppe (Baden, Weimar, Lübeck u. U.) unterwirft 
das Anjchlagweien keinerlei Ausnahmabeitimmungen. c) Nach der Sächfischen Gejeh- 
gebung ift, joweit es fich um Plakate lediglich gewerblichen Inhaltes handelt, vor= 
hergehende Ablieferung des WPflichteremplares erforderlih, aber auch genügend. 
d) Bayern u. a. verlangen auf dem Plakate außer der Nennung des Druders oder 
Berlegerd auch die Angabe des Verfaſſers. 

Der Gegenjag der Anjchauungen trat auch bei der Berathung des RPreßgeſ. 
zu Tage. Die Regierungsvorlage hatte die ftrengen Beitimmungen des Preuß. 
Rechtes aufgenommen und das politiiche Plakat unbedingt verboten. Die Reiche- 
tagstommiffion verwarf diefe Anordnungen, und erjeßte fie durch das Sächſiſche 
Syitem. Ihre Anträge fiegten bei der zweiten Lefung im Plenum, jcheiterten aber 
an dem Widerfpruche der Regierungen. Da eine Einigung nicht zu erzielen war, 
entihloß man fich von der reichögejelichen Regelung der Materie abzujehen. So 
entitand der 2. Abi. in $ 30 der RPreßgeſ.: Das Recht der Landesgeſetz— 
gebung, Vorſchriften über das öffentliche Anfchlagen, Anheften, Ausftellen, ſowie 
die öffentliche unentgeltliche Vertheilung von Bekanntmachungen, Plakaten und Auf— 
rufen zu erlaffen, wird durch diefes Geſetz nicht berührt. 

Die Gew.D. von 1869, welche lediglich die perjönliche Berechtigung zum An- 
jchlagen regelte, hatte an diefem Recht der Landesgejeßgebung nichts geändert; eine 
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ausdrüdliche Beftätigung deffelben in dem Preßgeſ. war aber jchon wegen der da- 
jelbft im $ 1 enthaltenen Beitimmung nothivendig, nach welcher die freiheit der 
Prefie nur denjenigen Beichränfungen unterliegt, welche durch das Preßgeſ. aus— 
drüdlich vorgeichrieben oder zugelafien find. Eben darım ift $ 30 ftrifte zu inter 
pretiren. Er umfaßt die gewerbamäßige und die nicht gewerbömäßige öffentliche 
Verbreitung; dagegen nicht alle, jondern nur die aufgezählten formen der öffentlichen 
Derbreitung. So ift 3. B. landesgejeliche Beichränkung der entgeltlichen Vertheilung 
von Plakaten ausgeichlofien. 

Die Defterr. Gejeßgebung ($ 23 des Preßgeſ.) verbietet das Aushängen nnd 
Anſchlagen von Drudichriften in den Straßen und an anderen öffentlichen Orten 
ohne bejondere Bewilligung der Sicherheitöbehörde. Das Verbot bezieht fich jedoch 
nicht auf Kundmachungen von rein öÖrtlichem oder gewerblichem Intereſſe, als: 
Theaterzettel, Ankündigungen von öffentlichen Luftbarfeiten, von Vermiethungen, 
Verkäufen u. dal., doch dürfen auch jolche Ankündigungen nur an den von der Be- 
börde hierzu bejtimmten Pläßen angejchlagen werden. 

. Die finanzielle Belaftung der Preßgewerbe. 

a) Die Neichögefehgebung hat (Preßgeſ. $ 30, Abſ.), dem von Belgien, 
Nordamerika, Frankreich, England gegebenen Beifpiele folgend und den jchon vor 
1874 in einer Reihe von Deutichen Staaten, jo Bayern, Württemberg, Sadjen, 
Baden, Thüringen u. A., beftehenden Rechtäzuftand auf das ganze Reich übertragend, 
die befondere Beiteuerung der Prefie und der einzelnen Preßerzeugniffe, aljo Zeitungs= 
und Kalenderjtempel, Abgabe von Inſeraten u. ſ. w., befeitigt. Die 
P. unterliegen fortan nur noch der auf den Landesgeſetzen beruhenden allgemeinen 
Gewerbeſteuer. Damit iſt — hoffentlich für immer — eine Maßregel gefallen, die, 
von welcher Seite fie betrachtet werden mag, ftetö als irrationell erjcheint. Die 
bejondere Beiteuerung der P., die allerdings der Staatskaſſe eine reichliche fichere 
und bequeme Ginnahmsquelle eröffnet, ift vom volkswirthſchaftlhichen Stand- 
punkte aus verwerflich, weil fie (die „irrationellite aller Konſumtionsſteuern“, wie 
Lorenz dv. Stein fie nennt) ala Zeitungsftempel die tägliche geiftige Nahrung des Volkes 
vertheuert oder die periodiiche Prefle dazu verführt fich für den pefuniären Ausfall 
auf andere vielleicht unlautere Weiſe fchadlos zu halten; weil fie ala Inſeraten— 
abgabe an das Ungleiche jchablonenhaft den gleichen Maßſtab anlegt und den Armen, 
der Beichäftigung ſucht, ebenjo trifft wie den Reichen, der feinen großen Beſitz ver- 
äußern will. Sie ift verwerflih vom politifchen Standpunkte aus; fie foll ala 
Präventivmaßregel wirken, das Nuftauchen Eleiner mit geringem Anlage: und Bes 
triebsfapital ausgerüfteter Blätter verhindern, weil bei diefen die Gefahr eines Miß— 
brauches der Preßfreiheit beſonders nahe liege; und fie treibt damit die Preffe dem 
Großkapital in die Hände, bewirkt die Verbindung diejer beiden Mächte und potenzirt 
dadurch ihren Einfluß. — Die Deiterr. Geſetzgebung ift biöher dieſen Erwägungen 
nur theilweife zugänglich gewejen. Das Gejeh vom 30. März 1874 hat alle Ge- 
bühren für Ankündigungen, für Einfchaltungen in periodifchen Schriften, jowie für 
Einfchaltungen in Anfündigungs- und Anzeigeblättern aufgehoben. Damit ift die 
Infertionöfteuer gefallen. Aber die Zeitungsftempelfteuer leiftete allen 
Angriffen Widerftand. Nach der Verordnung vom 23. November 1858 unterliegen 
derjelben alle (nicht blos die politifchen) Zeitichriften des In» und Auslandes, welche 
ein oder mehrere Male in der Woche ericheinen; die Stempelgebühr beträgt 1 Kreuzer 
für die im Inlande und in den Poſtvereinsſtaaten erjcheinenden, 2 Kreuzer für andere 
Zeitichriften des Auslandes. Ausgenommen find amtliche Zeitungen (vorausgeſetzt, 
daß ihr Inhalt eben rein amtlicher Natur ift, aljo dann nicht, wenn 3. B. das 
„Amtsblatt“ ausgedehnte Inferatenbeilagen bat), jowie Blätter, welche der Be— 
ſprechung rein wiflenichaftlicher, künftlerifcher, technifcher oder anderer Fachgegenſtände 
gewidmet find; doch werden dieje legteren dann ftenpelpflichtig, wenn fie Ankündi— 
gungen (joweit dieſe fich nicht ausschließlich auf Gegenftände ihres Fachs beziehen, 
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Geſ. vom 26. Dezember 1865) oder Unterhaltungslektüre enthalten. — Mit der 
Beſteuerung der Preßgewerbe hat der Spieltartenftempel ichon darum nichts 
zu thun, weil Spielfarten nicht ala Drudjchriften im Sinne des Preßgeſ. betrachtet 
werden können (vgl. übrigens auch Reichsgeſ. betr. den Spielkartenjtempel vom 
3. Juli 1878). 

b) In Bezug auf eine andere finanzielle Belaftung der P. Hat die Reichägeich- 
gebung den Muth nicht gehabt ihre Aufhebung zu dekretiren. Es find die Frei— 
eremplare, die (regelmäßig von dem Berleger) an Behörden und Bibliotheken 
abgeliefert werden müſſen. Sie erjcheinen lediglich als eine billige Bereicherung 
gewiſſer Bücherfammlungen, die überdieß nur zum Theil der Benußung durch das 
Publitum offen ftehen. Für diefe Art der Bereicherung von Bibliotheken jpricht 
nur ihre Billigkeit, gegen fie, ganz abgejehen davon, daß fie der Staatsgewalt wenig 
würdig ift, die ſchwere Laft, die fie gewiffen P. aufbürdet (im Jahre 1874 haben 
die einzelnen Oeſterr. Verlagshandlungen je 300—1%00 Gulden in Freieremplaren 
abgeliefert). 

Bei der Berathung des ReichsP. konnte man fi über die Beſeitigung der 
dreieremplare nicht einigen; die Klagen der Deutjchen Buchhändler hatten zwar lautes 
Echo im Deutichen Parlamente gefunden, aber andererſeits betonte man die Interefjen 
der afademifchen Inftitute und wies auf den umerjeglichen Werth hin, den voll- 
ftändige Sammlungen aller im Lande erjchienenen Literarifchen Erzeugniffe für bie 
künftige Gefchichtichreibung Hätten. Da eine Berfühnung der Gegenjäße nicht zu 
erzielen war, beichloß man, die Landesgefege in Kraft zu laffen, ſoweit dieſe die 
Abgabe von Freieremplaren an Bibliotheken und öffentliche Sammlungen anordnen. 
Bon den einzelnen Deutichen Staaten hatten das Königreich Sachſen, Sachjen-Weimar, 
die Sächfiſchen Herzogthümer, Baden, Oldenburg, Reuß, Braunfchweig, Bremen, 
_ Lippe-Detmold auf die Abgabe jchon vor 1874 verzichtet; die übrigen Staaten 

halten an berjelben feft (vgl. Zufammenftellung von Bertram im Börjenblatt für 
den Deutichen Buchhandel vom 6. April 1870, Nr. 78). 

Nach Defterr. Recht (Prebgei. $ 18) müſſen von allen zum Verkaufe beftimmten 
Drudichriften, welche im Inlande verlegt oder gedrudt werden, und nicht lediglich 
den Bedürfnifien des Gewerbes und Verkehrs oder des häuslichen und gejelligen 
Lebens gewidmet find, vier bez. (bei periodiichen Drudjchriften) fünf Freieremplare 
an bejtimmte Behörden und Bibliothefen abgeliefert werden. Bei Drudichriften 
von bejonders Eoftipieliger Ausftattung werden die wirklich bezogenen Gremplare mit 
50 °/, des urfprünglichen Pränumerations- oder Ladenpreifes, aber nur auf Ver— 
langen der Partei vergütet. Für die Ablieferung haftet zunächſt der Verleger, der 
Druder aber bei jenen Drudijchriften, bei welchen ein Verleger nicht oder fälſchlich 
genannt ift, oder welche im Auslande verlegt werden. 

Lit: ©. zu Art. Preßgeſetzgebung. — Bal. bie Art. Herausgeber, Preß— 
poligei. N t, geile Bene ® : v . v. Li * 5 


Preßpolizei. I. P. ift der Inbegriff jener Nechtsregeln, durch welche dem 
Mißbrauche der Preffreiheit vorbeugend entgegengewirkt und die künftige jtrafrechtliche 
Verfolgung etwa begangener Preßdelikte gefichert werden fol. Zahl und Charakter 
diefer Rechtsregeln wechjelt nach der mehr oder weniger polizeilichen Tendenz der 
Gejammtgejeßgebung. Unmittelbares Objekt der B. find die Drudichriften, als 
die Mittel zur Begehung von Preßdelikten; unter ihnen nimmt die periodijche 
Prejje auch durch die Zahl der ausjchließlich an fie gerichteten Normen die erſte 
Stelle ein. Durch die Uebertretung der preßpolizeilichen Anordnungen entitehen die 
Pdelikte (auch unpaffend „eigentliche Preßdelikte“ genannt), die von den durch 
den Mißbrauch der Prehfreiheit begangenen Preßdelikten („uneigentliche Preßdelikte“; 
die außerdeutſche Literatur gebraucht viel richtiger die entgegengejegten Bezeichnungen) 
wejentlich verjchieden find (j. d. Art. Preßſtrafrecht). 
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I. Druckſchriften im Sinne des Preßrechtes find aber nicht nur die Er— 
zeugnifje der Buchdruderpreffe, fondern auch alle anderen durch mechanijche oder 
chemische Mittel bewirkten, zur Verbreitung beftimmten Bervielfältigungen von 
Schriften und bildlichen Darftellungen mit oder ohne Schrift und von Muſikalien 
mit Text oder Erläuterungen (Preßgei. $ 2; Defterr. Preßgei. $ 4). Irrelevant 
ift die Art der vervielfältigenden Technik (Kupfer und Stahlftih, Photographie, 
Holz und Steindrud, Kopirmafchine, Hektograph, Prägen und Gießen ꝛꝛc.). Immer 
aber muß es fih — was in der auferdeutichen Gejeßgebung und Wiſſenſchaft all- 
gemein zugegeben und zum Theil ausdrüdlich ausgeſprochen wird? — um eine 
Gedantenäußerung handeln. Denn nur mit einer folchen hat es das Preß— 
recht in jeinen polizeilichen, wie in jeinen ftrafrechtlichen Beftimmungen zu thun; 
Staatönoten, Eifenbahnprioritäten, Spiellarten, Geldftüde zc. find troß der verviel- 
fältigenden Technik feine Drudichriiten. Dabei ift das Wort „Gedankenäußerung“ 
im weiteren Sinne zu nehmen, und umfaßt auch die Manifeftation der künftleriichen 
Idee in Bild und Tonwerk (lebtere aber nur unter den obenerwähnten pofitivrecht- 
lichen Beſchränkungen). Die Drudjchrift ift fertig, nicht mit der Vervielfältigung, 
jondern erjt, wenn die Thätigkeit des Verleger abgeichloffen ift; wenn diejer fie zur 
Verbreitung beftimmt und die nöthigen Schritte unternommen hat, damit die Ver— 
breitung beginnen kann. Diejen Zeitpunkt bezeichnet man zum Unterjchiede von der 
Verbreitung ala das Ausgeben, Erjcheinenlajfen der Drudjchrift. — Unter 
den Begriff der periodijchen Druckſchrift fallen Zeitungen und Zeitichriften (für 
den Unterjchied maßgebend ift das Gricheinen in Blättern oder Heften), welche in 
monatlichen oder fürzeren, wenn auch unregelmäßigen Friften ericheinen (Preßgeſ. 
$ 7; ähnlich Defterr. Preßgeſ. $ 7). Inhalt der Drudjchriit und Form des Er— 
icheinens ift irrelevant. Den Gegenjaß zur periodifchen Drudichriitt bildet das 
Lieferungswerk, dag, wenn auch noch jo großartig angelegt, planmäßig fein 
Ende finden muß, während andererjeitö der Plan der Anlage den Inhalt der ein= 
zelnen Nummer zum Voraus beftimmt. Zur einzelnen periodifchen Druckſchrift ge= 
hören als deren Pertinenzen die Beilagen, die gemeinfam mit jener abonnirt aus— 
gegeben verbreitet werden und feine jelbjtändige juriftiiche Griftenz führen. Die 
periodifche Druckſchrift unterliegt einer Reihe von befonderen preßpolizeilichen An— 
ordnungen; fie wird nach Außen Hin durch den verantwortlichen Redakteur 
repräfentirt. 

III. Zu den preßpolizeilichen Anordnungen gehören: 

1) Die Verpflichtung, diean der Herjtellung und Ausgabe der 
Druckſchrift betheiligten Perjonen auf der Drudichriit jelbit zu 
nennen, 

Auf jeder Drudichriit muß Name und Wohnort des Druders, ferner Name 
und Wohnort de8 Berlegers genannt fein (Preßgeſ. $ 6; Defterr. Preßgei. 
$ 9). Der BVerfaffer oder Herausgeber ift nur dann zu nennen, wenn die Druck- 
ichrift im Selbſtverlage erfcheint und daß dies der Fall auf der Drudjchriit zum 
Ausdrude gelangen ſoll (d. 5. der ungenannt bleiben wollende Verjaffer kann fich 
als Verleger, jtatt ala Selbitverleger bezeichnen und fo feine Anonymität wahren). 
An Stelle de Namens des Druders oder Verlegers genügt die Angabe der in das 
Handelsregifter eingetragenen Firma. — Druder ift derjenige, der die Drudichrift 
(in dem weiteren Sinne des Preßrechtes) heritellt; aber nicht der einzelne Arbeiter, 
jondern der Inhaber des Gejchäftes; der daflelbe leitende Stellvertreter darf nicht 
jtatt des Inhabers genannt werden. 

Gewerbsmäßigkeit, Entgeltlichkeit, Legitimität der Herftellung find irrelevant. 
Wenn mehrere Drudereien an der Herftellung jelbftändig betheiligt find, jo ift jede 
für den von ihr hergeitellten Theil der Drudjchrift ale Druder zu nennen; hat 
eine Druderei auch andere zur Hülfeleiſtung herangezogen, jo erjcheint die eritere 
nach Außen Hin als einziger Druder. — Verleger ift derjenige, der die Druck- 
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ſchrift erſcheinen läßt, der vermittelnd einerſeits zwiſchen den Verjfaſſer und den 
Drucker, andererſeits zwiſchen dieſen und den Verbreiter tritt. Gewerbsmäßigkeit, 
Entgeltlichteit, Legitimität ſind auch hier nicht von juriſtiſcher Bedeutung. Auch auf 
dem Nachdruck muß der Verleger genannt ſein. Der Kommiſſionsverleger, der 
auf fremde Rechnung und Gefahr verlegt, iſt Verleger, nicht aber der Kommiſſionär 
oder der Sortimentsbuchhändler. — Befreit von der Verpflichtung zur Nennung 
des Druders und Verlegers find jene Drudjchriften, die nur den Zwecken deö Ge- 
werbes und Verkehrs, des häuslichen und gejelligen Lebens dienen; ferner Stimm= 
zettel Für öffentliche Wahlen, fofern fie nichts weiter als Zwed, Zeit und Ort 
der Wahl und die Bezeichnung der zu wählenden Perſonen enthalten. Kupferſtiche 
avant la lettre (die jog. &preuves d’artistes) werden, obwol nicht unter den Wort- 
laut des Geſetzes fallend, allgemein hierher gerechnet. — Die periodifche Drud- 
ihrift muß außer der Nennung des Druders und Verlegers auch die Angabe des 
verantwortlichen Redakteur (Namen und Wohnort, d. h. den Ort, von dem aus 
er die Redaktion führt) enthalten. Mehrere Perfonen dürfen nur dann genannt 
werden, wenn aus Form und Inhalt der Benennung mit Bejtimmtheit zu erjehen 
ift, für welchen Theil der Drudjchrift jede der benannten Perjonen die Redaktion 
führt (Preßgeſ. $ 7; vgl. d. Art. Redakteur). — Jede Mebertretung dieſer Be- 
ſtimmungen iſt (Preßgeſ. $ 18) mit Geldftrafe bis zu 1000 Mark oder mit Haft 
oder mit Gefängnik bis zu ſechs Monaten bedroht, wenn fie durch falſche Angaben 
mit Kenntniß ihrer Unrichtigkeit begangen wurde; mit Geldftrafe bis zu 150 Darf 
oder mit Haft aber dann (Preßgeſ. $ 19), wenn dieſe Vorausſetzung fehlt. Die 
ichtwerere Strafe trifft den Verleger einer periodijchen Drudjchrift auch dann, wenn 
er wifjentlich gejchehen läßt, dat auf derjelben eine Perſon fäljchlich als Redakteur 
genannt wird. 

2) Die Verpflichtung zur Ablieferung der Pilihteremplare 
(wol zu unterjcheiden von den im Art. Preßgemwerbe beiprochenen Fyreieremplaren), 
durch welche der Behörde die rechtzeitige Kenntnißnahme von begangenen Preß— 
deliften und ein erfolgreiches Einfchreiten gegen die Schuldigen, jowie gegen die 
Drudichrift jelbit gefichert werden joll. Die Reichsgeſetzgebung verlangt (Preßgeſ. 
$ 9) nur von der periodijchen Preffe ein Eremplar jeder Nummer (mit Ein— 
ihluß der Beilagen), das der Verleger gleichzeitig mit der Ausgabe der 
Drudichriit (das Geſeh ſpricht ungenau von dem Beginne der Austheilung oder 
Verſendung) gegen eine ihm ſofort zu ertheilende Beſcheinigung an die Polizei— 
behörde des Ausgabeortes unentgeltlich abzuliefern hat. Befreit ſind diejenigen 
Druckſchriften, welche ausſchließlich den Zwecken der Wiſſenſchaft, der Kunſt, des 
Gewerbes oder der Induſtrie dienen; den Gegenſatz bildet die politiſche Preſſe einer— 
ſeits, die Unterhaltungspreſſe andererſeits. Die Strafe für unterbliebene oder ver— 
ſpätete Ablieferung (Geldſtrafe bis 150 Mark oder Haft nach Preßgeſ. $ 19) trifft 
immer nur den Verleger, vorausgeſetzt, daß ihm ein Verichulden zur Lajt fällt. — 

Weit ftrenger find die Beitimmungen des Dejterr. Rechts (Preßgeſ. $ 17), in— 
dem dieſes von jeder nichtperiodijchen Drudjchrift, die nicht mehr als fünf 
Bogen im Drude beträgt, und nicht lediglich den Bedürfniffen des Gewerbes und 
Verkehrs oder des häuslichen und gejelligen Lebens zu dienen beftimmt ift, die Ab— 
gabe von zwei WPflichteremplaren (an Polizei und Staatsanwalt) wenigſtens 
24 Stunden vor der Austheilung oder Verjendung verlangt. Die Verpflichtung, 
wie Daftung trifft (unzwedmäßig genug) nicht den Verleger, jondern den Druder. 

3) Die Berpflidtung zur Aufnahme amtliher Belannt- 
machungen (Preßgei. $ 10). Diefe Berpflichtung obliegt dem verantwortlichen 
Redakteur jener periodijchen Drudichriften, welche überhaupt Anzeigen aufnehmen ; 
er hat die ihm von öffentlichen Behörden mitgetheilten amtlichen Belanntmachungen 
auf deren Berlangen gegen Bezahlung der üblichen Einrüdungsgebühren in einer der 
beiden nächjten Nummern zur Veröffentlichung zu bringen. Zuwiderhandlungen 
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werden, wie jolche gegen die Berichtigungspflicht, behandelt und beſtraft (Preßgei. 
$ 19; vgl. unten Nr. 4). — 

Im Wejentlichen übereinftimmend Oeſterr. Preßgei. 88 20 ff. 

4) Die Berihtigungspfliht (Entgegnungsreht) beruht auf dem 
Gedanken, dab Jeder, den eine in einer periodischen Druckſchrift gebrachte Nachricht 
berührt, zum Worte kommen, an derjelben Stelle und vor demjelben Publikum, an 
welcher und vor welchem über ihn gefprochen worden, gehört werben joll. Die 
Lejer des Blattes follen urtheilen, nachdem beide Theile geiprochen haben. Das 
Entgegnungsrecht (Preßgeſ. $ 11; Defterr. Preßgei. $ 19) beiteht nur der perio— 
diſchen Preffe gegenüber, e8 bezieht fich auf die in derfelben mitgetheilten That- 
jahen (nicht auf Urteile, Kritifen u. dgl.), jet aber feinen Angriff auf den 
Entgegnenden voraus. Das GEntgegnungsrecht ſteht allen Betheiligten, jei es 
Behörden, Korporationen, ſei e8 Einzelindividuen zu, d. h. allen denjenigen, welche 
ein ntereffe daran haben, gehört zu werden. Es entiällt, wenn die Berichtigung 
nicht von dem Anzeiger unterzeichnet ift, wenn fie ftrafbaren Inhalt hat, oder ſich 
nicht auf jene thatjächlichen Angaben bejchräntt, welche den Anlaß der Berichtigung 
bilden. Der verantwortlihe Redakteur hat die ihm, fei es mündlich, jei es 
ichriftlich, zur Aufnahme mitgetheilte Berichtigung, in feinem Blatte zu veröffent- 
lichen, und zwar ohne Einihaltungen und Weglafjungen, denn der 
Entgegnende ſoll volljtändig und ohne unterbrochen zu werden, zum Worte kommen; 
in demjelben Theile der Drudichrift, im welchem der zu berichtigende Artikel 
erichienen war, und mit derjelben Schrift, denn gleiches Gehör foll beiden Theilen 
gewährt werden; und in der nach Empfang der Einjendung nächjtfolgenden Nummer, 
jofern dieſe nicht bereits für den Drud abgejchloffen ift; denn joll die Entgegnung 
Wirkung haben, jo muß fie jofort erfolgen. Aus dem Weſen des Entgegnungsrechtes 
ergiebt fich ferner, daß — entgegen einer weit verbreiteten Anfiht — die Be- 
richtigung nur in derfelben Sprache Anfpruch auf Veröffentlichung machen kann, 
in welcher der zu berichtigende Artikel erichienen war. Die Aufnahme erfolgt 
fojtenfrei, joweit die Entgegnung den (einfachen) Raum der zu berichtigenden 
Mittheilung nicht überjchreitet,; für die über dieſes Maß Hinausgehenden Zeilen 
find die üblichen Einrüdungsgebühren zu entrichten. Dieſe Beſchränkung der koſten— 
freien Aufnahme genügt dem praftifchen Bedürfniſſe nicht; Bayern, Preußen ließen das 
einfache Maß des Artikels enticheiden, in welchem die Mittheilung enthalten war; 
Frankreich, Italien, Belgien (Sachſen) geben den doppelten Raum des zu be- 
richtigenden Artikels frei. Durch die Aufnahme wird die Werantwortlichkeit des 
Redakteurs für den Inhalt weder des berichtigten, noch des berichtigenden Artikels 
berührt. — Genügt der Redakteur der Berichtigungspflicht nicht — mag es fich 
um Verweigerung oder Unterlaffung der Aufnahme oder um einen dem Gejehe nicht 
entiprechenden Abdrud der Entgegnung handeln — fo tritt da® gerichtliche Be— 
rihtigungsverfahren ein. Die Behörde greift alfo nicht jofort (wie nach dem 
Badiichen Syſtem von 1868 oder dem älteren Defterr. Rechte von 1862—1868), 
jondern erſt dann ein, wenn eine Webertretung des Geſetzes jtattgefunden hat. Die 
Verfolgung findet nur auf Antrag des Verletzten ftatt (Preßgeſ. $ 19), das Gericht 
hat zunächſt die Eriftenz des Entgegnungsrechtes und die Verlegung der Berichtigungs- 
pflicht feitzuftellen, dann über das Verſchulden des Redakteurs zu urtheilen. Das 
Rejultat des Verfahrens kann demnach fein: a. Gänzliche Abweifung des Klägers ; 
b. Anordnung der Aufnahme ohne Beitrafung des Redafteurs, wenn die an fi une 
berechtigte Verweigerung in gutem Glauben geichehen oder die Beitrafung aus an 
deren Gründen (Tod, Begnadigung, Verjährung) ausgeſchloſſen ift; c. Verurtheilung 
des Redakteurs(Gelditrafe bis zu 150 Mark oder Haft) mit gleichzeitiger Anordmung 
der Aufnahme, bei Eriftenz des Entgegnungsrechtes und mala fides des Redakteure ; 
d. Beitrafung des Redakteurs ohne Anordnung der Aufnahme, wenn der Abdruck 
zu jpät, im Uebrigen aber dem Geſetze entiprechend erfolgte. — Beharrt der Re— 
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dafteur auch der richterlichen Anordnung der Aufnahme gegenüber auf feiner Weige⸗ 
rung, ſo kann er abermals zur Verantwortung gezogen und beſtraft werden; ein 
direlter oder indirefter Zwang zur Aufnahme findet nach Deutſchem Recht nicht itatt. 
Dagegen hat nach Dejterr. Preßgeſ. $ 21 das Gericht gleichzeitig mit der Anordnung 
der Aufnahme die Einftelung der Drudichriit bis zur Erfüllung der Verpflichtung 
zu verfügen. 

5) Das Berbot der jerneren Berbreitung kann — von den viel 
meiterreichenden Beitimmungen des Sozialiftengefehes abgejehen — nur gegenüber 
ausländijchen periodiſchen Drudjchriften ausgeſprochen werden (Preßgeſ. 
$ 14). Die Verlegung des Gaftrechtes joll mit Entziehung deffelben beantwortet 
werden. Ausfpruch und Aufhebung des Berbotes ift in die Hand des Reichs— 
fanzlers gelegt. Der Ausſpruch ift an die Vorausſetzung gefnüpft, daß zwei— 
mal binnen Jahresfriſt gegen die betreffende Drudjchrift eine Verurtheilung 
nah 88 41 u. 42 des StraiGB. (aljo wegen ihres jtrafbaren Inhalts) erfolgte; 
die Zuläffigkeit entfällt, wenn das Verbot nicht innerhalb zweier Monate nach Ein- 
tritt der Rechtskraft des letzten Erkenntniſſes ausgefprochen ijt. ‚Die Bedeutung 
diejer Maßregel und zugleich das Bedenkliche derjelben liegt darin, daß fie gegen 
die fünftig erfcheinenden Nummern der Drudjchriit gerichtet ift, nicht die That, 
iondern die Tendenz ind Auge jaßt. Mit der Belanritmachung des Verbotes wird 
der von demielben betroffenen Drudjchrift zugleich der Poſtdebit entzogen, d. h. 
die Poft darf feine Beitellungen auf diejelbe annehmen, die einzelnen Nummern 
nicht mehr befördern oder ausfolgen. Webertretung des Verbotes, d. h. aljo Ver— 
breitung derjelben auf irgend eine Art, wird (Preßgeſ. $ 18) mit Geldftraje bis zu 
1000 Mark oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten geahndet ; 
doh iſt Kenntniß des Berbotes erforderlich (anderer Anficht Berner). — Auf 
einem anderen Standpunkte jteht die Dejterr. Gejeßgebung. Nachdem jchon durch 
das Preßgejeß von 1862 das adminiftrativde Verbot befeitigt worden war, fiel 
1868 auch das richterliche Berbot, jei es inländifcher, ſei es außländifcher perio- 
diicher Drudichriften, hinweg, joweit e8 nicht bereit3 erjchienene, jondern erjt künftig 
ericheinende Nummern treffen jol. Wol aber kann nach Defterr. Recht die Ent- 
jiehung des Poſtdebits jelbitändig umd nach freiem Ermeſſen des Minifteriums 
des Innern, aber nur gegen ausländiſche periodifche, wie michtperiodifche Drud- 
ichriften ausgeiprochen werden (Preßgeſ. $ 26). Die nothwendige, aber auch einzige 
Folge der Entziehung des Poftdebits iſt der gänzliche Ausfchluß der betreffenden 
Druckſchrift von der Beförderung durch die Poſt. Es handelt fich einerjeits alfo 
um mehr al um den an die Pojtämter gerichteten Auftrag, feine Bejtellungen auf 
die betreffende Drudjchrift mehr anzunehmen ; andererjeits liegt aber in der Entziehung 
des Poſtdebits feineswegs das Verbot der Verbreitung, vielmehr kann die Drudfchrift 
nach wie vor auf jedem anderen Wege, ala auf dem der Poft bezogen und verjendet 
werden. Nur joweit der Poftzwang reicht — und nach den Oeſterr. Poſtgeſetzen 
von 1837 und 1850 umfaßt er alle periodifchen Schriften, fie mögen durch Hand— 
ichrift oder Abdruck dargeitellt oder vervielfältigt fein —, ichließt die Entziehung des 
Poſtdebits das Verbot jeder Art der Beförderung in fich. 

6) Die nihtrihterlihe Beihlagnahme von Druckſchriften wäre 
ihon nach der RStrafPO. (SS 94 ff.) bei Gefahr im Verzuge zuläffig, joweit die- 
jelben für die Unterfuchung von Bedeutung fein können oder der Einziehung unter- 
liegen. Aehnliche Anordnungen enthielten die meiften Deutjchen Bartikular-StrafBD. 
In der Literatur, und bei der Berathung des RPreßgeſetzes wurde dies vielfach über- 
iehen, wurde nicht nur die fog. „polizeiliche“, jondern jede der Urtheilsfällung voran- 
gehende (aljo auch die richterliche) „vorläufige“ Beichlagnahme als eine Ausnahms— 
beitimmung zu Ungunjten der Preſſe bekämpft. Von anderer Seite verlangte man 
die Befeitigung der vorläufigen Beichlagnahme geradezu als ein Privilegium der 
Prefie, da man den Gedanken nicht tödten dürfe 2c., während. wieder Andere 
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wenigſtens die Ingerenz der nichtrichterlichen Behörden ausgeſchloſſen wiſſen wollten 
(Gegner der vorläufigen Beſchlagnahme, aber unter ſich vielfach abweichend: Mohl, 
Gneift, Wahlberg, John, Jaques, Marquardien u. W.; die Deutjchen 
Journaliſten ſchwankten in ihren Anfichten, ebenjo wie die Juriftentage). Die heute 
geltenden Beitimmungen des NPreßgefeßes find das Reſultat eines Kompromifie 
(Preßgeſ. 88 23 ff.). Aus denjelben ift hervorzuheben: 

a. Die nichtrichterliche Beichlagnahme ift nicht allgemein, wie nach der Straf D., 
fondern nur wegen gewifjer Delikte zuläſſig. Dieſe find: Mebertretungen der 
88 6, 7, 14 u. 15 des Preßgeſ. (Nichtnennung von Druder, Verleger ꝛc., Ver: 
breitung einer verbotenen Drudjchrift, Veröffentlichung über Truppenbewegungen); 
ferner Mebertretungen der $$ 85, 95, 184, 111, 130 des StrafGB. (Aufforderung 
zu Hochverrath, Majeftätöbeleidigung, unzüchtige Darftellungen, Schriften u. ſ. 1, 
Aufforderung zu ftrafbaren Handlungen, Aufreizung zum Klaſſenkampf), die beiden 
legten Delikte ($$ 111, 130 des StrafGB.) jedoch nur dann, wenn dringende Ge 
fahr bejteht, daß bei Verzögerung der Beichlagnahme die Aufforderung oder Auf 
reizung ein Verbrechen oder Vergehen unmittelbar zur Folge haben werde. In allen 
Fällen aber muß, wie nach der StrafPD., ein mindeſtens verfuchtes Delikt vor 
liegen, damit die Beichlagnahme zuläffig jei. 

b. Die richterliche Beichlagnahıne bedarf unter allen Umftänden der gericht: 
lien Beftätigung (wenn fie vor Erhebung der öffentlichen Klage ftattgefunden 
hat, durch den Amtsrichter, in deſſen Bezirk fie vorgenommen wurde). Die Ein 
holung der gerichtlichen Beftätigung muß binnen kurz bemefjenen Friſten ftattfinden, 
und die Beichlagnahme erlifcht, wenn die Beitätigung nicht binnen fünf Tagen nad 
der Anordnung herabgelangt ift. 

e. Gegen den die Beichlagnahme aufhebenden Gerichtäbejchluß ift Fein Rechte: 
mittel zugelaffen. 

d. Auch der bejtätigende Gerichtöbeichluß muß aufgehoben werden, wenn nicht 
binnen zwei Wochen nach der Beftätigung die Verfolgung in der Hauptjache ein 
geleitet ift. 

Bei der Beichlagnahme find die diefelbe veranlaffenden Stellen der Schrift 
unter Anführung der verlegten Gejeße zu bezeichnen. Trennbare Theile der Schrift, 
welche nichts Strafbares enthalten, find von der Beichlagnahme auszuſchließen. Die 
Beichlagnahme kann fi auch auf die zur Vervielfältigung dienenden Platten und 
Formen eritreden; fie erfolgt bei Drudjchriften im engeren Sinne auf Antrag des 
Betheiligten durch Ablegen des Satzes. Der Beichlagnahme unterliegen nicht nur 
die bereits in Verbreitung befindlichen, aber noch nicht in Privatbefit übergegangenen, 
jondern auch die noch nicht verbreiteten, aber zur Verbreitung bejtimmten Eremplare 
der Drudichrift. 

Derbreitung der Druckſchrift oder Wiederabdrud derjelben während der Dauer 
der Beichlagnahme ift, wenn der Thäter Kenntniß von derjelben hatte, mit Geld— 
jtrafe bis zu 500 Mark oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten zu belegen. — 
In weiterem, ala dem hier erörterten Umfange ift die Beichlagnahme nach dem 
Sozialiftengefege zuläffig. — 

Das Oeſterr. Recht geitattet (StraPD. $ 487) die vorläufige nicht: 
rihterliche Beichlagnahme ohne weitere Einſchränkung, wenn Drudjchriften ent: 
weder gegen die Vorſchriften des Preßgejehes ausgegeben oder verbreitet werden oder 
wenn fie im öffentlichen Intereffe zu verfolgen find; die vorläufige richterliche 
Beichlagnahme aber nur auf Klage und Antrag des Privatflägere. Die nicht- 
richterliche Beichlagnahme bedarf der gerichtlichen Beftätigung, die (nach SS 488 ff. 
der Straf} OD.) in ähnlicher Weife, wie nach Deutjchem Rechte, eingeholt werden 
muß (doch find die Friſten weiter bemeffen). Gine wohlgemeinte, aber durchaus 
unpraktiſche Beitimmung (die fich übrigens auch im Hamburgiſchen und Badijchen 
Rechte fand) enthält $ 491 cit., nach welchem, wenn das Gericht die Beſchlagnahme 
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ausdrüdlich für ungerechtiertigt erklärt, dem von derjelben Betroffenen der Erſatz des 
erweislichen Schadens aus der Staatäfaffe gebührt. 

7) Die Verpflichtung zur Kautionsbeſtellung, gegen welche fich 
dad Deutjche Parlament jchon im Jahre 1871 mit großer Majorität ausgeiprochen 
hatte, ift dem RPreßgeſetze fremd geblieben. Dagegen hält das Oeſterr. Recht 
(ebenfjo wie das Franzöͤſiſche) an derjelben bis zum heutigen Tage feſt. Die Zeitungs— 
faution ſoll gleichzeitig verjchiedenen legislatoriſchen Zweden dienen. Sie joll die 
politiiche und finanzielle Solidität des Unternehmens verbürgen; fie joll die Ein- 
treibung von Geldjtrafen und Prozeßkoſten fichern; fie joll endlich die Möglichkeit 
gewähren, eine bejondere Nebenitrafe, die des Kautionsverfalles, in das Strafenfyiten 
einzuführen. Die Verwerflichkeit der ganzen Einrichtung, welche die angejtrebten 
Zwede entweder gar nicht oder nur auf Kojten höherer Intereffen erreicht, bedarf 
heute feines Nachweijes mehr. Nach SS 23 ff. des Defterr. Preßgeſ. unterliegen der 
Kautionspflicht jene periodijchen (nicht von der Regierung herausgegebenen) Drud- 
Ichriften, welche öfter ala zweimal im Monate erjcheinen und, wenn auch nur neben- 
der, die politische Tageögejchichte behandeln, oder politifche, religiöfe, joziale Tages— 
fragen beiprechen. Die Höhe der Kaution beträgt, je nach der Häufigkeit des Er— 
iheinens und der Einwohnerzahl des Ausgabeortes, zwiichen 1000 und 8000 Fl. 
Der Kautionsverjall wird ausgeſprochen (Preßgeſ. $ 35), wenn Jemand wegen des 
Inhaltes der Drudichrift eines Verbrechens oder Vergehens für jchuldig erfannt wird, 
mag auch den Herausgeber jelbit feinerlei Verſchulden treffen. Die verfallende 
Summe fteigt, je nach der Schwere des begangenen Deliktes, von 60 Fl. bis zum 
vollen Betrage der Kaution, eventuell alſo bis 8000 Fl. Wird der für verfallen 
erklärte Betrag von dem Herausgeber nicht binnen drei Tagen nach Rechtäfraft des 
Erkenntniffes erlegt, jo veranlaßt der Staatsanwalt die Zahlung aus den ala Kaution 
erliegenden Werthen; das Gleiche gejchieht, wenn Gelditraien oder Prozekkoften, auf 
welche „aus Anlaß der Herausgabe“ der Drudichrift erfannt wurde, von dem Bes 
troffenen nicht rechtzeitig erlegt werden. Die Verminderung der Kaution führt, wenn 
der Ausfall nicht binnen * Tagen erſetzt wird, zur Einſtellung der Drudichrift. 

Lit.: ©. zu Art. Preßgeſetzgebung. — Dal. die Art. a .. 
gewerbe, Preßſtrafrecht, Behalten: 

Preßſtrafrecht. P. ift der Inbegriff der Rechtsregeln über Inhalt = Ums 
fang der Berantwortlichkeit für den Mißbrauch der Preßfreiheit. Das P. hat daher 
zunächit Antwort auf zwei Fragen zu geben: 1) Was iſt Mißbrauch der Preß— 
freiheit? 2) Wie beftimmt fich die Verantwortlichkeit für diefen Mißbrauch? An 
der Löſung beider Fragen haben Wiſſenſchaft und Gefeßgebung ſeit Langem und — 
bis auf den heutigen Tag — ohne befriedigendes Reſultat gearbeitet. Die folgende 
Daritellung ift nur beitrebt de lege lata, nicht aber de lege ferenda die Löſung 
zu fördern. 

I. Preßfreiheit ift das Recht der freien Gedanfenäußerung durch Drudijchriften 
innerhalb der gejeglichen Schranten und unter der gejelichen Verantwortlichkeit. 
Der normwidrige und jtrafbare Mißbrauch dieſes Rechtes — das auch ala Preß— 
recht im ſubjektiven Sinne bezeichnet werden kann — fonftituirt das Preßdelikt. 
Mit den Preßpolizeidelikten (j. d. Art. Preßpolizei) hat e& jo wenig zu thun, 
wie die Tödtungsdelikte mit der Webertretung des Verbotes des Waffentragens. Im 
Unterjchiede von dem Preßpolizeidelitte nennt man es das „uneigentliche“ oder 
„materielle“, am richtigiten aber das Preßdelikt jchlechtweg. Seine Begriffs- 
beftimmung Hat micht blos theoretijche, jondern eminent praftifche Bedeutung; denn 
eine Reihe von gejeglichen Beitimmungen fnüpft an das „Preßdelikt“ an, ohne diejeg 
zu definiren. — Der Blick auf die auswärtige Gejeßgebung fördert wenig. Die 
Anſchauungen des Engliſchen Rechtes über das Libel (vgl. d. Art. Preßgeſetz— 
gebung) jpotten der juriſtiſchen Konjtruftion. Das Franzöfiiche und die unter 
feinem Einfluffe jtehenden anderen Rechte zählen hierher: öffentliche Aufforderung zu 

10 * 


148 Vreßſtrafrecht. 


ſtrafbaren Handlungen, outrages à la morale publique et aux bonnes moeurs (ein 
viel umfafjender Begriff, unter den Angriffe auf Religion, die freiheit der Kulte, 
Eigenthum und Familienrechte ebenſo fallen, wie die Verberrlichung ftrafbarer Hand» 
lungen und die Verhöhnung des Gefehes), Öffentliche Beleidigung des Präfidenten 
der Republif, der Kammern, fremder Souveräne und Minifter, Angriffe auf die 
Bolksjouveränität, die Verfaſſung ıc., diffamation et injure publique gegen 
Öffentliche und Privatperfonen ze. — Die Deutiche Wiffenichaft Hat fich wiederholt 
mit der juriftiichen SKonftruftion des Preßdeliftes befaßt. Glajer, John, 
Jaques, dv. Buri, Merkel, daneben der Holländer Buyn, aus neuejter Zeit 
Oetker (Goltdammer’3 Archiv, Bd. XXVL) find hier zu nennen. Glaſer 
gebührt das Verdienſt, der frage zuerft näher getreten zu jein; ein Verdienſt, das 
durch das Mißlingen des Verſuches nicht geichmälert wird. Gr unterfcheidet 1) die 
uneigentlichen Preßdelikte, „Handlungen, deren Ihatbeitand nicht ſchon an und 
für fich durch den Mißbrauch der öffentlichen Meinungsäußerung bedingt ift“, wie 
Injurien, Gottesläfterung, Betrug, Fälfchung, Erpreſſung zc.; fie find mach den 
Grundfägen des allgemeinen Strafrechtes zu beurtheilen. 2) Die eigentlichen 
Preßdelikte, „für die öffentliche Ordnung gefährliche und blos darum verbotene Pu— 
blifationen“, nicht kriminelles, jondern polizeiliches Unrecht. Als verboten find nur 
diejenigen Publikationen anzufehen, durch welche entweder a. zu ftrafbaren oder 
wenigjtens rechtswidrigen Handlungen aufgereizt, oder b. ein durch das Geſetz ge 
ſchütztes Objekt in einer an fich verwerflichen Fyorm angegriffen wird. Bier jollen 
nur objektive und zwar gerichtliche Maßregeln Anwendung finden. Gegen dieje Ein- 
theilung vgl. John, Marquardien, Jaques, Merkel, Oetker; fie fann 
heute als genügend widerlegt angejehen werden. Sie krankt an einem doppelten 
Irrthum; einerjeits an der Jdentifizirung von Preffe und Deffentlichkeit und damit 
an der Verrüdung des Schwerpunftes der Frage; amdererjeits an einer ganz un— 
haltbaren, heute antiguirten Auffaffung des Polizeideliftes, mit welcher die Ein- 
theilung in fich zufammenfällt. Gefährdung von Rechtögütern ift eben fein Polizei— 
delikt. — Oetker hat der Unterfuchung neue Bahnen gewiejen, hat aber einerſeits 
jowol die Bedeutung der Drudichriit, ala auch die der Verbreitung derjelben nicht 
richtig gewürdigt, andererjeits den Kreis der Preßdelikte zu weit gezogen. 

Das Preßdelikt ift Mißbrauch des Nechtes der Gedankenäußerung. Und zwar 
der Öffentlichen Gedanfenäußerung; gerichtet an die unbegrenzte Menge, die wir 
PBublitum nennen. Es folgt dies fchon daraus, dat das Mittel, die Druckichrift, 
begrifflich dazu beſtimmt ift, in die Deffentlichkeit zu treten. Gharafterifiren wir 
aber eine bejtimmte Deliftägruppe durch Hervorhebung des zu ihrer Begehung ge- 
brauchten Mittels, dann muß diefes Mittel in der feine Beitimmung erfüllenden 
Weiſe gebraucht fein. Ich fpiele nicht mein Blasinftrument, wenn ich mit einem 
Metallitäbchen auf dafielbe jchlage. 

Wenn aber das Preßdelikt Mißbrauch des Rechtes der öffentlichen Gedanken— 
äußerung ift, dann ift es eine bejondere Spezies in einer größeren Gruppe; dann 
erweitert ich die legislatorische Frage: „welche Handlungen find Prefdelifte de lege 
ferenda“ zu der anderen: „wann ift die öffentliche Gedantenäußerung überhaupt 
jtrafbar?” Und diefe Frage Hat micht das Prekrecht zu Löfen; es hat vielmehr 
aus der im pofitiven Rechte gegebenen Löſung feine Konjequenzen zu ziehen. 

Die Gedankenäußerung muß, um zur Aufftellung einer befonderen Delittsgruppe 
führen zu können, an fich, d. h. ohne Rückſicht auf einen weiteren Erfolg, norm— 
widrig und ftrafbar fein. Sie kann dies fein, wenn fie unmittelbar Rechtsgüter- 
verletzung ift, wie bei der öffentlichen Beleidigung, der Gottesläfterung; fie kann 
e& jein ala Rechtsgütergefährdung, wie bei der Öffentlichen Aufforderung zu ftrafe 
baren Handlungen; fie kann e& jein als reiner Ungehorjam, wie bei der ver- 
botenen Ankündigung ausländifcher Lotterien. In allen diefen Fällen ift mit der 
Aeußerung die Norm übertreten, das Delikt vollendet; in allen Fällen ift daher 
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das Delift in die Gruppe der Delikte durch öffentliche Gedankenäußerung, und wenn 
in Drudichriften begangen, in die der Preßdelikte einzureihen. Anders, wenn die 
Gedantenäußerung Mittel zum Zwede, zur Serbeiführung weiterer Erfolge ift, und 
die Norm erſt mit der Erreichung dieſes weiteren Zieles übertreten iſt; jo bei Be— 
trug, Exrpreffung, Mißbrauch der Amtsgewalt. Mag bier immerhin die Preffe be= 
nügt fein, e& liegt doch nie ein Preßdelikt vor (anders Detker). Mit anderen 
Worten: die Gedankenäußerung muß Begehung des Deliktes, nicht Mittel zur 
Begehung fein. 

Bei dem Preßdelikte erfolgt die Gedantenäußerung durch Verbreitung von 
Druchſchriften; darin liegt ihre Eigenthümlichkeit, die fie von den übrigen Fällen 
der normividrigen Gedankenäußerung unterfcheidet. Die Drudjchriit iſt der 
Gedanfe, die Verbreitung jeine Neußerung. Eine Reihe von Konſe— 
quenzen wird uns £lar, wenn wir an diefer Auffaffung fejthalten. 

Vor Allem erfennen wir jofort die veränderte Gejtalt, in welcher der 
Gedanke und hier entgegentritt. Er ift firirt, verkörpert in der Druckſchrift; 
er ift fichtbar und greifbar geworden und bat durch die Vervielfältigung die Kraft 
gewonnen, der Schranken von Zeit und Raum zu fpotten. Und zugleich ijt er 
jelbjtändig geworden, unabhängig von dem Willen jeines Schöpfers, befähigt, in 
Tauſenden von Einzelindividuen auf eigene Fauft in die Welt zu treten. Dieje 
jelbitändige und vielfahe objektive Erijtenz der Drudjchrift wird, noch lange 
nicht in ihrer vollen Tragweite gewürdigt. Ihre Beachtung würde uns lehren, daß 
man durch Beitrafung des Verſaſſers den Gedanken gar nicht trifft, objektive Maß— 
regeln gegen die Drudjchriit daher nothwendig find; fie würde uns lehren, daß wir 
auch in den allermeiften Fällen mit diefen objektiven Maßregeln unſer Ziel viel 
ficherer erreichen, ald wenn wir nach den jchuldigen Perjonen juchen. Gefährlich 
oder gar gemeingefährlich ijt die Drudichrift nicht, aber ein jelbftändiges der Sinnen- 
welt angehöriges Individuum: darum Beichlagnahme und Vernichtung. Wer den 
Gedanken ala Gedanken tödten will, macht fich eines Nonſens jchuldig; wer den 
fleiſchgewordenen Gedanken vernichtet, zieht nur die Konſequenz aus der Fleiſchwerdung. 

Und ferner ergiebt fih, daß in der Verbreitung der Druckſchrift, eben weil 
fie die Neußerung des Gedankens ijt, die Begehungshandlung bei den 
Prebdelikten als normwidrigen Gedankenäußerungen, liegt. Darum iſt, was ihr 
borausgeht, Konzeption und Reinjchrift des Manuffriptes, Abichließen des Verlags: 
vertrage®, Webergabe an die Druderei, Herſtellung des Drudes (Sat, Korrektur, 
Abdrud), Falten, Glätten, Herten, Binden des Buches und endlich auch die Aus— 
gabe der Drudichrift (f. d. Art. Preßpolizei: Begriffabeitimmung der Drudjchrift) 
ftrafloje Vorbereitungshandlung; darum ift mit der Verbreitung das Delift ala 
vollendetes gegeben, und der Ort der Verbreitung der Ort der begangenen That. 
Darum ift ferner der Berfaffer, der in der verbreiteten Drudjchriit zur Menge 
ipricht, der Thäter des Preßdeliktes; umd der Verbreiter, den nöthigen dolus auf 
feiner Seite vorausgejegt, jein Mitthäter; darum ift für die Gehülfen, die das 
Mittel, die Druckſchrift, Herjtellen, für Druder und Berleger, mit der Verbreitung 
und an dem Drte der Verbreitung ihre ftrafbare Thätigkeit konſummirt. 

Das Gefagte bedarf aber der Erläuterung. Der Begriff der Verbreitung ijt im 
Geſetze (RPreßgeſ. $ 3) nicht definirt. Weiche Kafuiftit findet fich in den Kommen— 
taren und Lehrbüchern des Preß- und Strafrecht. Sie interefjirt uns hier nicht, 
ſondern der Begriff. Verbreiten ift Zugänglichmahen an das Publikum; eine 
Thätigkeit, fein Erfolg, ein aktiver, fein paſſiver Begriff. Eine verbreitete Drud- 
ſchrift ift eine Druckſchrift, die verbreitet wird, nicht eine folche, die verbreitet ift. 
Zugänglihd machen und nicht Zugänglihjein (publication und nicht publicit6) 
ft Verbreitung. Sie ijt eine centrifugale Bewegung, eine Thätigkeit, die ftrahlen- 
förmig von einem Mittelpunfte ausgeht, die eben darum begrifflich weder zeitliche 
noch örtliche Schranken kennt. Und daraus folgt, daß der Begriff der Verbreitung 
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zwar einer quantitativen Ausdehnung, aber feiner qualitativen Steigerung fähig ift. 
Die Verbreitung ift noch immer Verbreitung, auch wenn Hunderte von Jahren jeit 
der Ausgabe der Drudichrift verftrichen find, und dieſe den Erdball durchflogen hat; 
fie war aber auch jchon Verbreitung in dem allerkleinften jener konzentriſchen Kreiſe, 
die fie durchmeſſen, und in dem allererften Zeittheilchen. An diefem Orte, in diejem 
Augenblide war die Gedankenäußerung bereits erfolgt, das Delikt bereits vollendet. 
Dies läht fih auch fo ausdrüden: Mit dem Beginnen der Verbreitung 
ift das Preßdelift begangen, ala vollendetes begangen, und der Ort, von dem 
aus die Verbreitung erfolgt, ift der Ort der begangenen That. An diefem Orte, 
in diefem Augenblide ift die ftrafbare Thätigkeit des Verfaſſers und feiner Gehülfen 
oder Anftifter fonfummirt. Das weiterfolgende, das räumliche und zeitliche Fort⸗ 
ſchreiten der Verbreitungsthätigteit fann ihnen gegenüber nicht mehr in Betracht 
fommen; es ift eine folge ber jelbftändigen objektiven Griftenz des Gedankens in 
der Drudichrift. Sie haben nur an jenem Orte, in jenem Augenblide delinquirt. 
Aber eben weil der Gedanke objektive jelbitändige Griftenz bat, kann er von anderen 
Perfonen, die ihm nicht gezeugt hatten, benüßt, durch Verbreitung der Drudichrift 
geäußert werden: die weiteren Verbreitungsakte können, den nöthigen dolus voraus» 
geießt, ſelbſtändige, mit dem erften fongruente Preßdelikte jein. — Aus der Natur 
der Verbreitung jolgt ferner, daß ein Berfuch der Preßdelikte ebenjowenig möglich 
it, ala de Verſuch einer Sedankenäußerung überhaupt (was man gegen lehtere 
Behauptung vorbringt, hat weder praftiiche Bebeutung, noch theoretiichen Werth) ; 
denn Beginn der Verbreitung ift ſchon Verbreitung, das Borangehende Vorberei- 
tungshandlung, und einen Beginn des Beginnes anzunehmen, wird man doch wol 
nicht geneigt fein. 

Wir find davon ausgegangen, daß die Verbreitung von einem Gentrum aus 
erfolgte; die Sache komplizirt fich, wenn mehrere Verbreitungscentren gegeben find. 
Wann das letztere, wann das erftere der Fall, läßt fich jwriftiich ebenfowenig ab⸗ 
grenzen, wie die Zahl der zu einer „Menfchenmenge“ erforderlichen Perjonen. Man 
nehme an, daß diefelbe Schrift von Paris und don Leipzig aus verbreitet wird. 
Sleichgültig ift e8, ob der Beginn der Verbreitung an beiden Orten gleichzeitig er— 
folgte oder nicht. Immer haben in einem folchen Falle, wenn fie diefe Art der 
Verbreitung gewußt und gewollt haben, Berfaffer, Druder, Verleger zwei ſelbſt⸗ 
ſtändige, realiter konkurrirende, und kongruente Prefdelitte begangen (vgl. mein 
Gutachten an den 15. Deutjchen Yuriftentag über diefe Frage), Dean vergegen- 
wärtige fich, um diefe Anficht plaufibel zu finden, den Fall, wenn Jemand einen 
und denſelben Vortrag an verjchiedenen Orten vor verjchiedenen Verſammlungen 
ablieft. Hier fehlt nur die, durch die Natur der Drudjchrift ermöglichte, Wirkung in 
die Ferne; an dem Vorliegen einer realen Konkurrenz wird hier wol Niemand zweifeln. — 

Bedarf es noch einer Aufzählung der Preßdelikte? Ihre Zahl kann durch 
die gefeßliche Kriminalifirung normmidriger Gedankenäußerung beliebig vermehrt 
oder vermindert werden. Daß ohne bejondere zwingende Gründe nur die Rechts— 
güterverlegung, nicht aber ihre Gefährdung oder gar reiner Ungehoriam mit Strafe 
bedroht werben foll, ift ein nicht nur für die Preßdelikte geltender Sag. Wer aber 
bier aprioriftiich Grenzen abfteden will, der verfennt, daß die Grenzlinie zwiichen 
dem beftraften und dem nichtbeftraften Unrecht vom Gejehgeber nach Zeit und 
Volfscharafter und Bedürfniß gezogen werden muß. Die pbilofophirende Juris- 
prudenz kann bier dem Gejeßgeber nichts anderes ala Rathichläge an die Hand 
geben; ob ihre heutige Geftaltung fie dazu befähigt, ift freilich eine andere Frage. — 
Irrelevant ift es, ob die Gedankenäußerung in dem Reichs- oder im Landesrechte, 
im Straf oder im Preßgefeße oder in ftrafrechtlichen Nebengejegen mit Strafe be— 
droht ift; die in den SS 15, 16, 17 des Preßgeſ. enihaltenen Delikte find ebenjo- 
gut Preßdelikte, wie die Öffentlichen Aufforderungen, die Beleidigungen, die Gottes- 
läfterung, die Verlegung der Sittlichkeit des StrafGB. es fein können. — 
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U. Das ®. ftellt bejondere Regeln auf, nach welchen fich die VBerantwortlich- 
feit für begangene Preßdelifte nach Umfang und Inhalt (wer ift verantwortlich ; 
welche Strafe trifft ihn?) beftimmt. Ueber dieje Regeln herricht noch ebenjowenig 
Gemeinjamkeit der Anfichten, wie über den Begriff des Preßdeliktes. — Die Be- 
fimmungen der auswärtigen Rechte find in dem Art. Preßgejetgebung erwähnt. 
Es Handelt fich dabei, da die Strafbarkeit des Verfaſſers und des Herausgebers 
(joweit diefer dem Berfafjer gleichjteht; vgl. d. Art. Herausgeber) nicht zweifel— 
paft jein kann, im Wejentlichen um folgende Fragen: 

1) Die Strafbarkeit des Redakteurs. Frankreich, Italien, Deutichland be— 
traten ihn ala dolojen Thäter. 

2) Die Strafbarkeit de8 Druders, Berlegers, Verbreiters. Hier 
finden wir die verichiedenften Syiteme. 

a. Die Genannten werden ala doloſe Thäter geitraft, 

a, wenn fie den Vormann nicht kennen, jo Frankreich, Belgien; 
P. wenn fie überhaupt jahrläffig gehandelt haben, jo England. 

b. Sie werden wegen Fahrläſſigkeit geftraft, wenn fie den Vormann nicht 
nennen oder ſonſt die pflichtgemäße Sorgfalt nicht aufgewwendet haben; jo Defterreich, 
Deutichland. 

Die Kritik diefer Syfteme fällt nicht jchwer. Das unter 1) wird im Art. 
Redakteur beiprocdhen. Das Syſtem unter 2) a. a. ift ala das „Belgijche“ 
Syitem, das Syſtem der außfchließlichen und jucceffiven Haftung, der responsabilite 
par cascades vielfach, wenn auch mit theilweife bedeutenden Mobdifikationen, in den 
Deutjchen Partikularftaaten und anderwärts nachgeahmt worden. Es arbeitet ficher 
und leicht; kann fich aber vor dem Vorwurfe nicht retten, daß es ein — höchſtens — 
tahrläjfiges Verhalten gewaltfam zu einem dolofen Thun jtempelt. Der gleiche Ein- 
wand erhebt fich gegen die Englische Libellgefeggebung von 1843. Bleibt das unter 
2) b. angeführte Syitem der Fahrläſſigkeitsſtrafen; vielgepriefen, jcheinbar ebenjo 
mild, wie gerecht, verdankt es der herrichenden Unklarheit über den Begriff des 
jahrläffigen Deliktes zum großen Theil jeine weite Verbreitung. Man bat verkannt, 
daß die preßrechtliche Fahrläffigkeit feine andere ift, als die des allgemeinen Straf— 
rechtes ; daß man alfo, indem man diejes Syſtem adoptirt, Druder, Verleger, Ver: 
breiter wegen jahrläffiger Herbeiführung des in der Drudjchrift enthaltenen Preß— 
deliftes, aljo wegen jahrläffiger Aufforderung zum Hochverrath, fahrläffiger Beleidigung, 
fahrläffiger Gottesläfterung ıc. bejtraft (den Nachweis bei v. Liszt, Lehrb. d. Dejterr. 
PreßR. und RPreßR.). Nun läßt fich nicht leugnen, daß fahrläffige Begehung dieſer 
Delikte wol denkbar und jwriftiich konſtruirbar ift; aber welcher Bruch mit dem 
ganzen Spyiteme unferer Strafgefeßgebung in der Aufftellung ſolcher Deliktsbegriffe 
liegt, bedarf feines Nachweiſes. 

Eine Ergänzung der Grundſätze des allgemeinen Strafrechtes ift aber unbedingt 
nothwendig und zwar darım, weil Redakteur, Druder, Verleger nicht ala Gehülfen, 
der Berbreiter nicht als Thäter, gejtraft werden können, jo lange unjer pofitives 
Recht vorfägliches Handeln verlangt; denn der Nachweis, daß fie mit dem Bewußt⸗ 
jein von der KHaufalität ihres Thuns gehandelt haben, ift in den feltenjten Fällen 
zu erbringen. Es bleibt nur ein Ausweg, den die RGeſetzgebung in den 88 41, 
42 des StrafGB. und 88 477 ff. der StrafPO. theilweife eingefchlagen hat: die 
objeftiv-jelbftändige Eriftenz der Druckſchrift anzuerkennen und demgemäß in die 
Objektivirung ded Verfahrens bei Prefdelikten das Schwergewicht der Re— 
preifion zu verlegen. (Im Prinzipe übereinftimmend Glaſer, Wahlberg, 
Merkel, v. Liszt; bei Lebterem Detailvorjchläge.) Das objektive Verfahren ijt 
noch einer bedeutenden Grweiterung fähig; ala Konſequenz derjelben müßte der 
Wegfall aller anderen Ergänzungen der allgemeinen ftrafrechtlichen Grundjäße ge— 
fordert werden. — 


152 Prepitrafredit. 


Der im Schooße der Reichstagstommiffion von 1873 ausgearbeitete Entwurf 
eines Preßgejeges hatte das Belgiiche Syftem adoptirt; der Regierungsentwurf ftand 
auf demjelben Standpuntte. Allein in der Kommiſſion von 1874 kam die entgegen- 
gejeßte, von dem Deutjchen Juriftentage (1872) ausgehende Strömung zur Geltung; 
das Belgiſche Syitem wurde bejeitigt und ein gemifchtes Syſtem aufgeftellt, das in 
das Geſetz jelbit überging. Nach diefem (Preßgeſ. SS 20 u. 21) gelten für die Ver: 
antwortlichkeit für Preßdelikte folgende Sätze: 

1) Zunächſt kommt die Schuldlehre des allgemeinen Strafrechts 
zur Anwendung. Danach find Berfaffer und erſter Berbreiter, oder Herausgeber 
und erſter Verbreiter, den nöthigen dolus bei Beiden vorausgeſetzt, Mitthäter event. 
Thäter. Druder und Berleger können wegen vorjählicher Theilnahme an dem Preß- 
delifte als Anftifter oder (regelmäßig) Gehülfen beftraft werden. Modifikationen 
diejer gegenjeitigen Stellung find jelbjtverjtändlich immer möglid. Die jpäteren 
BVerbreiter machen fich event. (Vorſatz erforderlich!) eines neuen felbjtändigen Preh- 
deliktes durch die Verbreitung jchuldig. 

2) Auf der Bafis diefer allgemein ftrafrechtlichen Grundfäße jtehend, präſu— 
mirt das Gefeß, unter Zulaffjung des Gegenbeweijes, die doloje Thäterjchaft des 
verantwortlichen Redakteurs (ſ. diejen Art.). 

3) Begründet der Inhalt einer Drudjchriit den Thatbeitand eines Preßdeliktes, 
jo präjumirt das Geſetz bei gewiffen (micht bei allen) an Heritellung, Ausgabe, 
Verbreitung der Drudichrift betheiligten Perfonen, wenn fie nicht als dolofe Thäter 
oder Theilnehmer beftraft werden können, ihre jahrläfftge Thäterſchaft. Es find ver— 
antwortlih Redakteur, Verleger, Druder, Verbreiter. Betont jei, daß hier „Ver— 
leger“ und „Druder” nicht die auf der Druckſchrift genannten Perſonen (f. d. Art. 
NPreßpolizei), fondern diejenigen find, die thatjächlich das betreffende Gewerbe 
leiten, alfo event. Stellvertreter, oder der wirkliche Druder jtatt des genannten 
Strohmannes. 

Gegen die Präfumtion fteht den Genannten der Gegenbeweis zu (er ift nicht von 
Amtswegen zu erheben!). Der Gegenbeweis kann auf verichiedene Weiſe geführt werden: 

a. der Angeklagte weit die Anwendung der pflichtgemäßen Sorgfalt oder jolche 
Umstände nach, welche diefe Anwendung unmöglich gemacht haben. Oder aber 

b. der Gegenbeweis wird erjeßt durch die Nennung eine Vormannes. Vor— 
mann ift 1) eine in der obigen Reihenfolge vorjtehende Perſon; 2) PVerfaffer oder 
Einjender, wenn mit ihrer Einwilligung die Veröffentlichung erfolgte; 3) bei nicht 
periodischen Drudijchriften der Herausgeber. Die Nennung (und Beicheinigung) muß 
bis zur Verkündigung des erjten Urtheil® erfolgen; der Genannte zur Zeit der 
Nennung fich in dem Bereiche der richterlihen Gewalt eines Deutſchen Bundes— 
ftaates befinden oder wenn er bereitö gejtorben ift, zur Zeit der Veröffentlichung 
befunden haben. Unmöglichkeit der Nennung, ſelbſt wenn fie eine durchaus un— 
verjchuldete ift, kann die Nennung nicht erjegen; doch fteht dem Angeklagten auch 
in diefem Falle der unter a. erwähnte Weg offen. 

e. Der Berbreiter außwärtiger Drudichriften hat außer den unter a. und b. 
erwähnten Vertheidigungsmitteln noch ein anderes, um der Verantwortlichkeit zu ent— 
gehen. Gr bleibt jtraflos, wenn ihm die betreffende Drudjchriit auf dem Wege des 
Buchhandels zugefommen ift. — 

Die preßrechtliche Fahrläffigkeit zieht Geldftrafe bis zu 1000 Mark oder Haft 
oder Feſtungshaft oder Gefängniß bis zu einem Jahre nach fich. — 

Möglichjt komplizirt und die praktische Anwendung erjchwerend, find die Be— 
ftimmungen, welche die Novelle vom 15. Oftbr. 1868 in das Dejterr. Recht ein— 
geführt hat. Auch nach dem Defterr. Preßrechte wird die prinzipale Anwendung der 
allgemeinsftrafrechtlichen Grundjäge ergänzt durch das Syitem der Fahrläjjig- 
feitsftrafen. Dagegen ift dem Defterr. Rechte die Präfumtion der dolojen Thäter- 
ichaft des verantwortlichen Redakteurs fremd geblieben. Wegen Fahrläſſigkeit haften : 
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1) der Redakteur, wenn bei Anwendung der pflichtgemäßen Aufmerkjamteit 
die Aufnahme des jtrafbaren Inhaltes der Drudichrift unterblieben wäre; 

2) der Verleger einer nichtperiodifchen Drudjchrift, wenn derjelbe bei jeiner 
eriten Vernehmung einen im Inlande domizilirenden Verfaſſer oder Herausgeber 
(einen jolchen kennt das Defterr. Recht bei nichtperiodifchen Drudijchriften überhaupt 
nicht!) zu nennen und nachzuweiſen nicht vermag; 

3) der Druder, wenn bei der Drudlegung die Vorſchriften der $$ 9 und 
(ſoll wol heißen: oder) 17 des Preßgeſ. (Nennung des Druders zc., Pflichteremplare) 
nicht ya wurden (aljo ideelle Konkurrenz mit den betreffenden Polizei— 
delikten 

4) der Verbreiter, a. wenn die Verbreitung auf eine durch das Geſetz unter— 
jagte Weiſe geichah (Konkurrenz mit der Preßgewerbeübertretung de $ 23 bes 
Preßgeſ.); b. wenn die verbreitete Drudjchrift mit Berbot oder Beichlag belegt war 
(Konkurrenz mit den betreffenden Preßpoligeidelikten); c. wenn auf der Schrift die 
Angabe des Ortes des Erſcheinens gänzlich fehlt oder weder" der Verfafjer, noch ein 
gewerbsmäßiger Verleger angegeben ift oder die Umrichtigfeit diefer Angaben erfenn- 
bar war; d. wenn im Auslande erjchienene und im Inlande verbreitete Schriften 
durch ihren Titel oder durch den Gegenftand, bildliche Darftellungen oder durch die 
Art der Zufendung die Aufmerkſamkeit zu erregen geeignet waren. 

Die preßrechtliche Fahrläffigkeit ift immer Uebertretung; die Strafe ſtuft fich 
ab nach der Schwere des in der Drudichrift enthaltenen Preßdeliktes: Arreſt von 
1—6 Monaten, wenn diefes ein Verbrechen, Geldftrafe von 20—200 fl., wenn 
diejes ein Vergehen iſt. — 

II. Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den öffentlichen 
Sigungen des Reichdtages oder über Verhandlungen eines Landtages oder 
einer Kammer eine zum Deutjchen Reiche gehörenden Staates können weder 
zur Berfolgung der an der Berichterftattung betheiligten Perjonen, noch auch zur 
Einleitung des objektiven, auf Unbrauchbarmachung der Drudjchrift gerichteten Ver— 
fahrens führen (RVerf. Art. 22, Straf®B. 5 12, Defterr. Preßgeſ. $ 29). Da- 
gegen fehlt eine analoge Eremtion der Berichte über Gerichtäverhand- 
lungen. ®Die vielfach aufgejtellte, von der Deutichen wie Defterreichiichen Praris 
aber ſtets zurüdgewiejene, Behauptung, daß bie Berichterftattung über öffentliche 
Gerichtäverhandlungen jchon wegen dieſer Deffentlichkeit jtraflos bleiben müffe, ift 
darum unhaltbar, weil die Deffentlichkeit des Gerichtsjanles eine andere ift als die 
der Preife, eine andere nach ihrer inneren Natur, wie nach ihren Wirkungen. Diefe 
Berichte jtehen aljo unter der Herrichait der allgemeinen Grundfätze des Straf und 
Preßrechtes. Stellt ſich der Bericht ala die nach der objektiven, wie nach der jub- 
jeftiven Seite jelbitändige Reproduktion eines jtrafbaren Thatbeftandes dar, jo kann 
der Umſtand, dat es fich lediglich um Reproduktion Handelt, feinen Einfluß auf die 
Rechtswidrigkeit oder Strafbarkeit des Thuns äußern. Derjelbe Grundja kommt 
aber auch dann zur Anwendung, wenn die Verhandlung bei gejchloffenen Thüren 
ftattgefunden hat; vorausgefeht, daß die Berichterftattung nicht gegen die Beſtim— 
mungen des $ 17 des Preßgeſ. verſtößt. 

IV. Die meijten Preßgejege Haben, dem von Frankreich (26. Mai 1819) ge 
gebenen Beifpiele folgend, die Verjährung der Preßdelikte an eine kürzere 
Verjährungsfrift gebunden. Die Gründe für diefe Sonderbeitimmung laffen fich auf 
zwei Gefichtspunfte zurückführen. 1) Mag e& auch zunächſt den Anjchein haben, 
ala wäre fein Grund dazu vorhanden, den Mißbrauch der Preßfreiheit anders zu 
behandeln, als jeden anderen Mikbrauch des Nechtes der freien Gedanfenäußerung, 
jo ergiebt fich doch ein wejentlicher Unterfchied, jobald wir, von den regelmäßigen 
Formen der nichtperiodifchen Prefje abjehend, nur die politiiche Tagesprefle ins Auge 
faffen. Der Redner, der in öffentlicher Vollsverſammlung jpricht, hat Zeit gehabt, 
feine Worte vorher auf der Wagichale der Ueberlegung zu prüfen; der Yournalijt 
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arbeitet von heute auf morgen, unter dem erften Eindrude einer telegraphiich ein 
getroffenen Nachricht, während der Setzer auf das Manuffript wartet. Prodult 
augenblidlicher Eingebung, oft leidenjchaftlicher Erregung, in kurzer Friſt dem Ber: 
faſſer jelbjt fremd geworden, und auf die augenblidliche Stimmung berechnet, muß 
der Zeitungsartikel aus den Umftänden, denen er feine Entftehung verdankt, beurtheilt 
werden. Mit den Berhältniffen ändert fich feine Bedeutung. Darum ift rafches, 
der That möglichft unmittelbar fich anjchließendes, Strafverfahren nothwendig, 
joll das Urtheil der Individualität des Falles gerecht werden. Der periodiichen, 
in kurzen Intervallen erjcheinenden Druckſchrift gegenüber ift eine kürzere Ber: 
jährungsfrift gewiß gerechtfertigt. Objektive, gegen die Drudjchrift ala ſolche ge 
richtete Maßregeln (Unbrauchbarmachung) werden durch den Eintritt der Verjährung 
nicht ausgejchloffen. 2) Dazu tritt num die Möglichkeit einer jofortigen Ein- 
leitung und rafchen Durchführung des Verfahrens. Druder, Verleger und Redakteur 
find mit Namen und Wohnort den Behörden bekannt; der objektive Thatbeſtand ift 
in der Druckſchrift verkörpert und durch die Zulaffung der nichtrichterlichen Be 
ichlagnahme ſofort feftftellbar; die gejeglichen Präfumtionen machen die Sammlung 
der Nachweije für die fubjettive Verſchuldung meiſt entbehrlih: Gründe genug, um 
mit der Verfolgung rajch vorgehen zu fünnen. — 

Die Reichdgefeßgebung Hat diefen Erwägungen Rechnung getragen (ähnlich 
Oeſterr. Preßgeſ. $$ 27 u. 40). Nach $ 23 verjährt die Strafverfolgung (nicht die 
Strafvollftredung, für welche die gewöhnlichen Friſten aufrecht erhalten bleiben) 
derjenigen Verbrechen und Vergehen (nicht Uebertretungen), welche durch Verbreitung 
von Drudichriften ftrafbaren Anhaltes begangen werden (es find die Preßdelikte 
in dem oben beiprochenen Sinne), jowie derjenigen jonftigen Vergehen, welche in diejem 
Gejege mit Strafe bedroht find (dev Preßpolizeidelikte) in ſechs Monaten. 

V. Die Aburtheilung der Preßdelikte ift den gewöhnlichen Gerichten zu— 
gewiefen. Doch bleiben (nah $ 6 des EG. zum GBG.) die beftehenden landes⸗ 
gejeglichen Vorſchriften über die Zuftändigkeit der Schwurgerichte für Preßdelifte in 
Kraft. Solche Vorſchriften beftehen in Bayern, Württemberg, Baden und Oldenburg. 
Dal. d. Art. Shwurgeridt. 


Lit.: ©. b. Art. Preßgeiehgebung. — Bol. aud) die Art. Herausgeber, * 
gewerbe, Prekpolizei, Bberlue v. Lis 


Primage (auch Prämie, primage ; — Th. I. ©. 544) ift in der älteren Bedeutung 
eine Selohmunn, welche der Berrachter (b. i. Derjenige, welcher den Seefrachtvertrag mit 
dem Berfrachter gefchloffen Hat) oder auch der Ablader (d. i. Derjenige, welcher die 
Frachtgüter Liefert) dem Schiffer für die glückliche Ankunft des Frachtguts mit oder 
ohne vorgängige Zuficherung gewährte. Die vertragsmäßige Zuficherung der P. 
ſeitens des Befrachters erfolgte jpäterhin regelmäßig nicht zu Gunsten des Schiffers, 
fondern zu Gunsten des Rheders und dem Schiffer verblieb nur eine die Fracht 
überfteigende Belohnung, welche den Namen: Kaplaken (panni cappales, 
Engl. hatmoney und auch noch primage, Franzöſ. chapeau de maitre genannt) 
führte, theils an der Fracht für eine Tonne, theild in Progenten der Fracht (von 
2 bis zu 6 Prozent) bejtand und an die Bedingung gefnüpft war, daß der Be 
frachter mit dem Schiffer objektiv zufrieden je. S. hierüber d. Art. Kaplafen. 
Auch dieſes Kaplafen oder P. wurde fpäterhin zur Fracht gerechnet und nicht an 
den Kapitän, jondern an den Rheder bezahlt. In England wurde ſodann eine 
Grtravergütung des Kapitäns ufanzmäßig eingeführt, das jog. privilege, und in 
Deutichland und Frankreich (in erjterem, insbeſondere Hamburg, unter dem Namen: 
Gratififation, Gratiale und auch Kaplafen, in Frankreich ala „etrennes‘‘ oder 
„chapeau“) häufig ein progentmäßiger Zufchlag zur Fracht für den günftigen Ausfall 
der überfeeifchen Spekulation bedungen, welcher nur dann dem Schiffer und nicht 
dem Rheder zu leiften war, wenn Griteres ausdrücklich vereinbart worden. 
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Da durch derartige Vereinbarungen zwiſchen Schiffer und Berrachter das Intereſſe 
des Rheders möglicherweife Leicht geichädigt wird (f. Mafower, a. a. O. ©. 550 
Anm, 68 a), jo beitimmt das Allg. Deutihe HGB., daß der Schiffer Alles, was 
er vom Berrachter, Ablader oder Labungsempfänger außer der Fracht ala Kaplaken, 
P. oder jonft ala Belohnung oder Entjchädigung, gleichviel unter welchem Namen 
(auch ala Erportbonififation, j. ROHG. a. a. D. und Lewis, Seerecht, ©. 120) 
erhält, dem Rheder ala Einnahme in Rechnung bringen muß (HGB. Art. 513). 
Hierdurch ift aber keineswegs ausgeſchloſſen, daß P. u. dgl. vertragämäßig, bedingt 
oder unbedingt, rechtlich feftgejegt werden könne (Art. 622) und daß für deren 
Zahlung der Berrachter eventuell hafte (Art. 629). 

Quellen: Allgem. Deutſches HGB. Art. 513, 622, 629. 

Lit.: (Meber die Begriffe j. Bobrik, Allgem. naut. Wörterbuh, 1850, ©. 375; 
Röding, Allgem. Wörterbud) ber Marine, 3. I. S. 806. Ertl. d. ROHG. (über 
Ausfuhrprämien) vom 16. April 1872; Entſch. Bb. 6 Nr. 11 ©. 64. — Seerechtl. Bit.: 
€. v. Kaltenborn, Grundfähe bed praktiſchen Europäiſchen Seerechts, 1851, Bd. I. sy 62. 
79, 96 (inäbef. ©. 156, 268—270, ”. — Makower, ur Deutſches HEB., 8. Aufl. 
1880, ©. 530, 623, 627. — Lewis, Deutjches Seerecht, 1877, J. S. 118—120. — ©. auch 
d. Art. Kaplalen. Gareis. 


Primogeniturordnuung. Dieſelbe iſt von ſtaatsrechtlicher Bedeutung, ſofern 
fie faſt in allen europäiſchen Monarchien die Thronfolge beſtimmt. Andererſeits 
gehört ſie dem Privatrechte an als eine von der gemeinen Erbfolge abweichende 
ſinguläre Succeſſionsordnung. 

1) Die P. als ſtaatsrechtliches Inſtitut. Dem älteren öffentlichen 
Rechte Deutſchlands iſt fie völlig unbekannt. Das Germaniſche Königthum war ein 
Recht des ganzen Königsgeſchlechts. Unter mehreren Mitgliedern deſſelben entſchied 
die Wahl des Volkes. Im Fränkiſchen Reiche kam ſeit Chlodwig die Theilung auf. 
Böllig vereinzelt ſteht der Verſuch hausgeſetzlicher Einführung des Seniorats, welchen 
der Vandalenkönig Geijerich machte. Das Deutjche Königthum konnte ald ein 
Wahlkönigthum zur Ausbildung einer beitimmten Succeſſionsordnung feinen Anlaß 
bieten. Dieje ift vielmehr von den Territorien ausgegangen und zwar hat fie mit 
der Entwickelung des Staatäbegriffes in denſelben gleichen Schritt gehalten. So 
lange die Verwaltung des Reiches in den einzelnen Theilen defjelben durch Beamte 
im engeren Sinne des Wortes ausgeübt wurde, Hatte der König das Recht, die- 
jelben beliebig einzufegen. Es ift in Th. I. ©. 179 und 195 bereit? ausgeführt 
worden, wie die Aemter den Charakter erblicher Lehen annahmen. Das Lehn konnte nach 
Deutichem Lehnrechte ohne Zuftimmung und Mitwirkung des Lehnäherren nicht ge 
theilt werden. Bezüglich der Fürſtenthümer wurde der Grundſatz der Untheilbarkeit 
mehrmals durch Reichsſentenzen ausdrüdlich ausgefprochen. So lange der Charakter 
des Amtslehns ftreng gewahrt wurde, konnte in daſſelbe nur eine Individual⸗ 
ſucceſſion ftatthaben, bei welcher in der Regel der Alterdvorzug Beachtung fand. 
Seit dem 13. Jahrh. und zwar namentlich feit dem Interregnum find der Gefichts- 
punkt des Amtes und die Grundjäße des ftrengen Lehnrechts allmählich verſchwunden. 
Die Deutichen Fürftenhäufer führen ſeit diefer Zeit in jtreng privatrechtlicher Auf 
jaſſung die Theilbarkeit des Fürſtenthums durch in ähnlicher Weife, wie fie im 
Erbgang bei freiem Grundbefig eintrat. Man betrachtete die Befeitigung der In— 
dividualfucceffion ala eine Errungenjchait gegenüber dem früher geltenden Ujus. So 
wurde die Theilungsfitte allgemein. Dieje rein privatrechtliche Behandlung der fürft- 
lichen Erbfolge bildete aber nur einen Durchgangspunft in der Entwidelung der 
Landeshoheit. Nachdem die Theilbarkeit dazu beigetragen hatte, den urfprünglichen 
Amtscharakter des Fürjtenthums vollends abzuftreiten und jomit ihre Aufgabe erfüllt 
war, machte fich in den Deutjchen Fürftenhäufern felbft eine Reaktion gegen die 
Sändertheilungen geltend. Die Erfahrung eines Jahrhunderts mußte zur Genüge 
(ehren, daß die fortwährenden Theilungen die Kraft des Haufes jchwächten und 
feinem Anfehen erheblich jchadeten. Seit dem 14. Jahrh. ift in den Deutjchen 
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Fürftenhäufern das Beitreben allgemein, die Jndividualjucceffion, welche man mit 
bewußter Abficht aufgegeben, wiederum einzuführen. Bejonderd maßgebend wurde 
in diejer Beziehung die goldene Bulle, welche für die weltlichen Kurwürden im 
Intereſſe einer definitiven Regelung der Königswahlen die Untheilbarkeit und Primo» 
genitur feitjeßte. Indem man diejes Beiſpiel nachahmte, wurde in allen welt 
lichen Fürftentgümern hier früher dort jpäter zum Theil -unter hartnädigen Kämpfen 
die Untheilbarfeit und das Recht der Erftgeburt eingeführt (zulegt in Meiningen 
1802). Demmach ift heutzutage in allen monarchiſch organifirten Staaten Deutich- 
lands die Thronfolge durch die P. geregelt. Dieje hat die Untheilbarkeit der Succeffion 
zur Vorausſetzung, wie fie ohnehin durch den modernen Staatäbegriff erfordert wird. 
Die Primogeniturfolge ift Linealprimogeniturfolge. Der Vorrang des Erjtgeborenen 
vor den Nachgeborenen ift zu einem Vorrang der Linie des Erjtgeborenen vor den 
jüngeren Linien in fonjequenter Weiſe ausgedehnt. 

2) Die P. als privatrechtliches Inftitut. Das ältere Deutiche Privat- 
recht weiß nichts von einer Untheilbarfeit des vererblichen Grundbeſitzes, die ja die 
Unterlage der Primogeniturfolge bildet. Waren mehrere gleich nahe Verwandte vor— 
handen, jo wurde das Erbe getheilt. Nur bezüglich des Handgemals (TH. I. ©. 215) 
hatte der Aelteſte von der Schwertjeite einen Vorzug. Dagegen zeigt das Deutiche 
Lehnrecht im weiteren Verlaufe feiner Entwidelung eine entichiedene Hinneigung zur 
Primogeniturfolge. Der Lehnsherr war nur verpflichtet, Einen von mehreren Lehns- 
erben zu belehnen und zwar jenen, den dieje unter ſich auswählten. Mit Rückſicht 
auf die Lehnsvormundichait, welche dem Lehnsherrn während der Minderjährigteit 
des Bajallen das Recht auf den Bezug der Lehnsfrüchte gewährte, wurde unter 
mehreren Dejcendenten des letzten Lehnsmannes gewöhnlich der Erftgeborene für das 
Zehn beftimmt. Das Langobardiiche Lehnrecht, das mit dem Röm. und Kanon. 
Recht in Deutjchland vezipirt ward, läßt die Auftheilung” des Lehns unter gleich 
“nahen Lehnserben zu. Ebenjo war dem Röm. Recht das Prinzip der Individual« 
jueceffion unbefannt. Im Gegenjage num zu den Beitimmungen des Gem. Rechts 
hat in den reifen des Adels in Folge von Hausgeſetzen oder im Wege der Obier- 
vanz oder dur Errichtung von Familienfideikommiſſen die Individualjucceffion 
Eingang gefunden. Sie geitaltet fi) ala P. oder in anderen Formen (Majorat, 
Sefundogenitur zc.), von denen unter den bezüglichen Schlagworten gehandelt wird. 

Nach der P. fuccedirt dem Erblaſſer in erfter Linie ſtets jein eritgeborener 
Sohn. Hit diejer vorverftorben, jo folgt der eritgeborene Enkel von diefem Sohne 
ber, eventuell der eritgeborene Urenkel von diefem Enkel her. Iſt fein Dejcendent 
des dvorverftorbenen eritgeborenen Sohnes vorhanden, jo erbt der zweitgeborene Sohn 
des Erblaſſers, reip. deſſen Deicendent nach Eritgeburtärecht. Eventuell kommt der 
drittgeborene Sohn und deſſen Linie zur Erbſchaft. Gebricht e8 an Dejcendenten 
des Erblaſſers, jo kommt die zweite Pareniel (die des Waters) ala erbberechtigt in 
Betracht zc., und zwar erbt innerhalb der einzelnen Parentel immer der Erftgeborene 
der älteren Linie. Halbbrüder von väterlicher Seite jtehen ſtets den vollbürtigen 
gleich, während Halbbrüder von mütterlicher Seite gar nicht berüdfichtigt werden 
(Preuß. Allg. ER. II. 4 $$ 162, 163). 

Nur ausnahmsweiſe findet fich die Eritgeburtäfolge bei Bauerngütern, jo in 
Lippe und Walde, während jonjt bei Bauerngütern, wenn Individualſucceſſion 
ftattfindet, gewöhnlich Minorat eintritt. 


Lit. u. Gigb.: Hermann Schulze, Das Recht ber en in den Deutichen 
Dmepsence und feine Bedeutung für die Deutiche Staatsentwidelung, 1851. — Pfeiffer, 
rdnung der Regierungsnachfolge in den monarchiſchen Staaten des teutfipen Bunbes, 1826. — 
Pütter, Erörterungen und Beifpiele des teutſchen Staats: unb re 1. 307 ff. — 
B. Meyer, Kolonalsrecht, I. $ 45. — Weigel, Einleitung in das Walded’iche Landesrecht, 
57. — Herm, Schulze, Art. perig ein Bluntihliu. Brater's StaatsWört B. — 
Preuß. Allg. ER. U. 4 SS 147 ff. — Defferr. BEB. SS 619-625. — Bayer. Verf. Urk. von 
1818, Beil. VIIL 88 86—91. Heinrih Brunner. 
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Brinzeffinftener (Ih. I. S. 845), auch Frräuleinfteuer, wird noch immer 
diejenige aus Staatsmitteln gewährte Geldzahlung genannt, durch welche eine 
Tochter des regierenden Haufes bei ihrer Bermählung ausgejtattet und abgefunden 
werden foll. Sie iſt jehr alt, wurde jchon in der Magna Charta dem Könige 
von England wenigitens für die Verheirathung feiner älteften Tochter zugefagt und 
hat auch in Deutichland bereits in der Blüthezeit der landjtändiichen Berfaffung 
beftanden. 

Gegenwärtig iſt vielfach durch befondere Apanagegefege anerfannt worden, daß 
den Prinzeflinnen des regierenden Haufe bei ihrer Vermählung eine bejtimmte, 
geſetzlich feftgeitellte Summe ala Mitgabe, Heirathsgut, Ausſteuer aus Staatömitteln 
zu gewähren ift. Von diefer Summe dari jedoch meijtens der Betrag derjenigen 
Summe abgezogen werden, welche der betreffenden Prinzeffin aus Staatömitteln ver- 
abreicht wurde, als fie entweder in folge des Todes ihrer Eltern oder nach erlangter 
Bolljährigkeit mit Genehmigung des Souveräng einen jelbjtändigen Haushalt fich 
einrichtete. 

Uebrigens fprechen nicht alle Apanagegeſetze ſämmtlichen Prinzeffinnen des 
regierenden Haufe eine Mitgabe und Ausstattung aus Staatsmitteln zu; mehriach 
haben nur die Töchter des Souveräns und des Kronprinzen einen gefeglich aner- 
fannten Anſpruch auf die P., während die Ausftattung und Abfindung der Töchter 
anderer Glieder des regierenden Hauſes von ihren etwaigen Apanagen oder von 
denjenigen ihrer Väter getragen werden müflen, bzw. dem freien Verwilligungsrechte 
der Landſtände unterliegen. 

Die Höhe der P. muß da, wo zwar die Verpflichtung zu ihrer Gewährung, 
nicht aber ihr Betrag geſetzlich feftgeftellt ift, in jedem einzelnen Falle zwiſchen 
Regierung und Landftänden vereinbart werden. In denjenigen Ländern, in welchen 
die Höhe der Steuer gejeglich beftimmt ift, it diefelbe regelmäßig nach der Ent- 
fernung der VBerwandtichaft vom dermaligen Souverän verjchieden normirt. Ueberall 
aber ijt die P. eine einmalige und vollftändige Abfindung der Prinzeffin, mit deren 
Auszahlung — wenigſtens bis zum volljtändigen Ausgange ded Mannsſtammes — 
jeder Anspruch erichöpft ift, den Jene an das Hausvermögen der regierenden Familie 
oder an den Staat zu machen berechtigt ift. Auch kann bei einer zweiten Ehe die 
Steuer nicht noch einmal gefordert werden. 

Die Frage, ob da, wo die Verpflichtung zu der Gewährung der PB. geſetzlich 
nicht feftfteht, wie 3. B. in Preußen, doch eine herkömmliche Verpflichtung der 
Stände zur VBerwilligung derjelben angenommen werden müfle, ift jchon deshalb zu 
verneinen, weil das moderne Staatörecht herkömmliche Steuern nicht fennt. Es 
fteht in dieſem Falle jomit nicht blos die Höhe der geforderten P., fondern auch 
ihre Verwilligung oder Ablehnung ausſchließlich in dem Ermefjen der Landſtände. 
In Preußen ift übrigens die P., obgleich fie von der Regierung fortdauernd ala 
eine „berfömmliche” bezeichnet wird, feit geraumer Zeit nicht mehr gefordert, in 
Oldenburg dagegen ausdrüdlich auf die Givillifte übernommen worden. 

een Bayern: gr .. > Aug. 1819 Fit. VLS 11. — Württemberg: 


Vfg.Urt. 8 Hausgeleg von 1828 88 49, 50. — Merdlenburg: Erbvergleich, 88 75, 
115—119. — 8 panagegeſetz von 1889 $$ 16, 17. — Oldenburg: Anlage 1. zur 
Berfg.Urf. $ 12 sub 4 ıc. 

Lit.: H. U Zahariä, Deutſches Staats: und Bundesrecht, 2. Thl. 3. Aufl. S =. 
Note 4 'e 506. — Zöpfl, Grundfähe bed gemeinen Deutichen Staatsrechts, 5. Aufl. »b. I 
S. 788. — v. N dei Staatsrecht der Preußiſchen Monarchie, Thl. 5 Abth. 2, 3. Aufl. 
©. 692 Note 3 $. Brodhans. 


Prinzipal (Chei, Herr, Inhaber eines Handelsetabliffements, einer Firma) 
ift Derjenige, in deſſen Namen das Handelageichäft betrieben, die Verwaltung der 
Firma geführt, die Unterfchrift für das Geſchäft abgegeben wird. G iſt an fich 
möglich, daß der P. das Kapital umd die Arbeit, welche zum Betriebe des Handels— 
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geſchäfts erforderlich find, ganz oder theilweije ſelbſt Liefert, mithin ſelbſt Alleineigen- 
thümer oder Miteigentgümer der Geſchäftsfonds tft, allein oder mit Anderen den 
Betrieb ausübt, die Arbeit der Gefchäfte bejorgt, aber nothwendig ift dies nicht, 
in ausgedehnten Unternehmungen auch thatjächlich unmöglich; enticheidend iſt der 
Name: nur Derjenige, in deſſen Namen das Geichäit, das Handelögewerbe, be- 
trieben wird, gleichviel ob auf feine Rechnung, mit feinem Kapital, mit feiner Arbeit 
oder auf fremde Rechnung, mit fremdem Kapital, mit fremder Arbeit, ift der P. 
Darum fteht der P. begrifflich im Gegenjat zu denjenigen Perfonen, welche Kapital 
in da8 in feinem Namen betriebene Gejchäft eingelegt haben, wie 3. B. der ftille 
GSefellichafter, der Kommanbitift, der Aktionär, und er jteht im begrifflichen Gegen- 
faße zu dem gejammten Perfonal der Firma, welche in feinem, des P. Namen ver: 
waltet wird, im begrifflichen Gegenjag alfo zu den Handlungsbevollmächtigten und 
den Handlungsgebülfen, zu Faktor, Disponent, Gejchäftsführer, Profuriften, Agenten, 
Kommiß u. ſ. w., — der ®. ift Derjenige, qui institorem praeposuit (Thöl, a.a. O. 
©. 190 Anm. 9). 

Der P. ift entweder eine phyſiſche oder eine juriftiiche Perfon; wird ein Gejchäft 
durch den Vormund im Namen de Mündels, durch den Ehemann mit feinem Ber- 
mögen im Namen der Ehefrau geführt, jo ift erfterenfalla der Mündel, letzterenfalls 
die Ehefrau der PB. In Bezug auf die Gejchäfte einer Aktiengejellichaft kommt die 
P.ichaft der juriftifchen Perſon der Aktiengejellichaft zu (THöl jagt a. a. D. ©. 481: 
der Generalverfammlung) ; ebenfo muß entjprechend auch der offenen Handelsgeſell— 
ſchaft, der eingetragenen Genoffenjchait, der Kommanditgefellichaft und der Kommandit- 
Aktiengeſellſchaft in Bezug auf die in ihrem Namen geführten Gejchäfte der Charakter 
des P. beigelegt werden. Lebteres ift zum Theil beftritten, und zugejtanden muß 
werden, daß die Konfequenzen der P.jchaft einer juriftifchen Perfon nicht nach allen 
Richtungen gezogen werden können, namentlich nicht in ftrafrechtlichen und gewerbe- 
polizeilichen Beziehungen, in welch’ letzteren man geneigt it, die mit der Betriebs» 
leitung an oberjter Stelle betraute phyfiiche Perſon ala P. anzufehen. 

Das Nechtöverhältniß zwifchen dem P. und dem (übrigen) Perjonal eines 
Handelögeichäfts (einer Firma, einer Handelsniederlaſſung) ift in der Regel als 
Arbeitsvertrag, Freidienſt- oder Lohndienftvertrag aufzufaflen und nad Inhalt diejes 
Vertrags im Einzelnen zu beurtheilen. Das Geſetz bejtimmmt jedoch, daß der Tod 
des P. einen Antrag, einen Auftrag oder eine Vollmacht, welche von ihm aus— 
gegangen find, im Zweifel nicht aufhebt. Ferner enthalten die Geſetze genaue Be— 
ftimmungen über die Profura und Handlungsvollmacht, fowie über Handlungs und 
gewerbliche Gehülfen, inäbefondere über die einfeitige Aufhebung des Dienftverhält- 
niffes (j. hierüber die Art. Sandlungsbevollmächtigte, Handlungs: 
gehülfen, Handlungslehrling, Profura u. A.). Ueber den Einfluß der 
Konkurseröffnung über das Vermögen des P., ferner über den Verkauf des Etabliffe- 
ments u. dgl. — in Bezug auf den Fortbeſtand der Dienftverhältniffe j. die von 
Fuchsberger, a. a D. ©. 94—96 zujammengejtellten Entih. dee ROHG. 
P. alö Lehrherr j. ebenda ©. 91, 94. 

Nach Landrechtlichen bzw. gemeinrechtlichen Beitimmungen ift zu beurtheilen, 
inwieweit der P. aus Vergehen und jonjtigen Pflichtwidrigkeiten - jeines Perjonals 
jchadenserjaßpflichtig werden kann (vgl. Entich. des ROHG. I. ©. 253; IV. ©. 220, 
243; X. 84; XIII. 77). Beauftragt der P. einen feiner Untergebenen zur Vor— 
nahme einer ftrafbaren Handlung, gleichviel ob diejelbe innerhalb der dienftlichen 
Sphäre des Lebteren gelegen erjcheint oder nicht, jo ift der P. als Anftifter oder 
Gehülfe, möglicherweife auch Mitthäter, ftrafbar. Ueber die VBerantwortlichkeit des 
P. ſ. insbefondere Thöl, a. a. O. $ 86. 

Quellen: Allgem. Deutſches HGB. Art. 41, 45—47, 49, 52—64. 


Lit.: ——— HR., 3. Aufl. $$ 13, 15—17, 25—31 — THöl R., 6. Aufl. 
1879, 88 38, 55, 86, 154. — Goldihmidt in feiner "Beitfchr. für dad gel. R. Bd. XVI. 
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©. 287 fi. unb die bort cit. Lit. — Entſch. des RO uhsber a —*— 
er 91, 94, 95; — namentl. Entid. d. 006 ale N ff. und ee Ba. 
arei 


Priorität der Pfandrechte. 1) Die Frage, welches von mehreren Piand- 
rechten an bderjelben Sache den Vorrang hat, beantwortet fich in der Regel nach 
dem Sab, daß das Alter über die Stellung der Piandrechte zu einander entjcheidet. 
Dasjenige Piandrecht geht vor, welches früher als ein anderes rechtöverbindlich gegen 
den Berpfänder entitanden ijt. Ueber Ausnahmen von diefer Regel j. den Art. 
Plandprivilegien. — Der nach Obigem erhebliche Zeitpunkt der Entjtehung 
des Piandrechts beftimmt fich dadurch, daß für einen beitehenden oder in feiner 
künftigen Entftehung vom bloßen Willen de8 Berpflichteten fortan unabhängigen 
Anfpruch die gejelichen Borausfegungen des Legalpfandes vorhanden find, oder eine 
richterliche Abpfändung ftattfindet, ein Piandvertrag gejchloffen wird oder durch eine 
zur Wirkſamkeit gelangte Tegtwillige Verfügung die Pfandhaft einer Sache angeordnet 
it. Ob und inwieweit ein Piandrecht im Voraus für einen künftigen (nicht blos 
fünftig fälligen) Anspruch begründet werden kann (Kautionshypothef),, ift in hohem 
Maße ftreitig. Nach Dernburg genügt — was jehr zu bezweifeln — die darauf 
gerichtete Abficht des Verpfänders, auch wenn fein Rechtsverhältniß befteht, das den 
Verpfänder jchon jet, wenn auch nur bedingt, verpflichtet, die Schuld zur Exiſtenz 
kommen zu laſſen, oder das den künftigen Pfandgläubiger ſchon jetzt nöthigt, in Zukunft 
Gläubiger der Pfandſchuld zu werden. Soweit das Pfandrecht Sachen betrifft oder fich 
auf Sachen erſtreckt, die erſt fpäter erworben werben, gilt e8 nach der durch Dern— 
burg, Arndts, Fitting, Windfcheid mit Recht gegen v. Bangerow, Puchta 
und Andere vertheidigten Anficht der Praris nicht ex nunc, fondern ex tunc als 
fonvaleszirend,, jo daß verfchiedene, vorher begründete Pfandrechte nicht zu gleichen 
Rechten, jondern in dem Verhältniß zu einander ftehen, ala ob die Sache jchon vor 
dem’ Entjtehen des erjten Piandrechts im Eigenthum des Verpfänders gewejen wäre. 
Dies hindert natürlich nicht, daß allen dieſen Piandrechten die Pfandrechte aus der 
Zeit des früheren Eigenthümers vorangehen, mit denen die Sache bereits belajtet 
war, ald die vom jebigen Eigenthümer begründeten Pjandrechte rüdfichtlich diejer 
Sade in Kraft traten. — Piandrechte, welche auf öffentlichen oder durch drei un— 
beicholtene Zeugen unterjchriebenen Privaturfunden beruhen, werden nach der in der 
Praris herrichenden Anficht anderen Piandrechten vorangeftellt, wobei jedoch wieder 
jtreitig ift, ob auch den privilegirten, und ob allen anderen Piandrechten oder nur 
den vertragamäßig oder gar nur den fchriftlich beitellten. Die geſetzliche Vorſchrift, 
auf welcher dieje Praris beruht, jcheint in Wahrheit nur die Beweisregel zu ent- 
halten, daß einfache Privaturkunden nicht geeignet find, das Alter des Piandrechts 
darzuthun (v. Bangeromw). Fauftpfänder und Spezialpfänder haben gemeinrechtich 
feinen Vorzug vor Hypotheken und Generalpfändern. Im Gegenſatz hierzu zeigt fich 
in Deutfchen Partitularrechten jchon frühe das Streben nach Bevorzugung des Befit- 
pfandes, Handhabenden Pfandes, ein Streben, welches auch im Allg. Deutichen HGB. 
zur Anerkennung gelangt ift. Die RKO. gewährt abgejonderte Befriedigung aus 
beweglichen Sachen nur den Fauftpfandgläubigern und denjenigen, die dieſen aus— 
drücklich gleichgejtellt find. Im Preuß. und Sächſ. Recht ift die Frage nach der P. 
meift nur bei den Hypotheken praktiſch, da die bewegliche Sache ala Befitpfand in 
der Regel nicht Mehreren wirkjam verpfändet fein kann. Indeſſen läßt die im Preuß. 
Recht begründete jymbolifche Verpfändung — 3. B. der Schiffsgefäße — eine Be— 
gründung mehrerer Piandrechte an derjelben Sache zu. Reichsgeſetzlich ijt gegenwärtig 
durch die Zulaffung der Anfchlußpfändung und der gleichzeitigen Pfändung, ſowie 
der Pfändung von Anjprüchen für mehrere Gläubiger (KPO. 88 727, 728, 750 ff.) 
die Möglichkeit der Konkurrenz mehrerer Piandrechte an betveglichen Sachen und 
Rechten auch da gegeben, two nach Landesrecht ſonſt nur das Beſitzpfand anerkannt 
wird, welchem letzteren das Prändungspiandrecht in bejtimmten Beziehungen geſetzlich 


160 Prioritätsaftien. 


gleichgeitellt ift. Eine Konkurrenz kann auch infofern durch Pfändung entjtehen, ala 
bereit pfandweiſe haftende Gegenjtände, 3. B. die beweglichen Pertinengen hypothe— 
zirter Grundjtüde gepfändet werden, ohne daß durch die Piändung die Haftung für 
die Hypothek aufgehoben wird. Für P. der eingetragenen Hypotheken entjcheidet 
regelmäßig die Reihe der Eintragungen. 

2) Was das Verhältniß des befferen und jchlechteren Piandgläubigers zu eins 
ander anlangt, jo braucht der beilere Piandgläubiger das Vorhandenjein einer ander: 
weitigen Berpfändung in feiner Weife zu berüdfichtigen. Das Recht des nachitehenden 
Piandgläubigers ift dem befjeren gegenüber wirkungslos, abgejehen davon, daß jener 
diefem gegenüber das jus offerendi et succedendi bat (vgl. den Art. Oblation), 
daß er ferner beim Verkauf des Piandes durch den vorftehenden Gläubiger von dem 
jelben den Ueberſchuß des Erlöſes über feine Piandforderung, die-hyperocha, zu be 
anfpruchen berechtigt iſt, und daß er endlich, jofern die Sache dem vorangehenden 
neben Spezialpfändern nur ala Theil eines Generalpfandes haftet, der Klage des 
leteren die exceptio excussionis realis entgegenjeßen dar. Ob der jpätere Piand- 
gläubiger zum Piandverfauf berechtigt ift, wird beitritten. Jedenfalls ift ein jolcher 
Verkauf, wenn auch nicht vom Pfandjchuldner, jo doch durch den Eviktionsanſpruch 
des voritehenden Prandgläubigers anzufechten, jofern diefer nicht mit dem Pianderlös 
zunächft abgefunden wird. Die Praris hat dem nachitehenden Gläubiger faſt durd 
ganz Deutichland ein weitergehendes, auch den befjeren Prandgläubiger bindendes 
Verkaufsrecht eingeräumt, ſofern er durch Vermittelung des Gerichts verfaurt. Bei 
jolchem Berkauf pflegen alle Gläubiger zugezogen zu werden, und e& wird ein Wider 
ſpruchsrecht des befferen Gläubigers jelbit dann nicht anerkannt, wenn der Verkaufs— 
verfuch des nachitehenden Gläubigers jo ausfällt, daß nicht blos diefer vom Pfand» 
erlös nichts erhält, jondern auch der voritehende Gläubiger gar nicht oder nicht 
volljtändig zur Hebung gelangt. Dies gilt unter anderen auch nach Preuß. und 
Sächſ. Recht. Das Preuß. Hypothelengejeß für Neuvorpommern und Rügen enthält 
dagegen die Beitimmung, daß der jüngere Piandgläubiger das Grundftüd nur in 
der Art zur Veräußerung ftellen darf, daß die voreingetragenen Poſten unverändert 
jtehen bleiben, eine Vorſchrift, welche bei Einführung der neuen Preuß. Grundbuch: 
gejeßgebung in Neuvorpommern und Rügen für diefe Landestheile aufrecht erhalten ift. 

3) Ein vorjtehender kann dem nachitehenden Gläubiger vor feiner Forderung 
die P. einräumen. Das ijt ohne Einfluß auf die Stellung der dazwiichen ftehenden 
Gläubiger. Nah Gem. und Preuß. Recht (das neue Preuß. Grundbuchrecht hat 
in dieſer Beziehung an dem früheren Recht nichts geändert), rüdt deshalb der 
zwijchenftehende Gläubiger auf, wenn die urfprünglich voranitehende Poſt getilgt, d. h. 
gelöjcht wird. Der nachftehende Gläubiger verliert das Recht an der Stelle, die der 
getilgten und gelöfchten Poſt gebührte, zur Hebung zu gelangen. Das Sächfiiche 
Recht kennt abweichend hiervon eine Geifion der PB. ohne die Forderung, das Vorrecht 
der eingetragenen Forderung nach dem Alter ohne die Forderung jelbjt wird wirklich 
übertragen. 

Quellen: D. qui potiores 20, 4; C. 8, 18. — Preuß. Geſetz über den Eigenthumsertwerb 
und die dingliche Belaftung ber Grunbftücde x. vom 5. Mai 1872 $ 35. — Geſetz über das 
Grundbuchweſen x. in Neuvorpommern ıc. vom 26. Mai 1873 S 43. — Sidi. BGB. 
z8 448 ff., 440. — Allgem. Deutiched HEB. Art. 306 fi. — RRKD. SS 40, 41. 

Lit.: Hepp, Beiträge zur Lehre von ber Datirung des Pfandrechts, im civ. Archiv X. 
12. — Regeläberger, dur Lehre vom Alterävorzug der Pfandrechte, 1859. — Dernburg, 
Pfandrecht, I. SS 6 fi., U. $$ 160 ff. Ecciuß. 

Prioritätsaftien. Betreffend den Begriff Aktie ift auf Th. I. ©. 535 
und den Art. Aktiengeſellſchaft zu verweilen. P. jehen andere Aktien voraus, 
vor denen die Priorität zuftehen joll, dieje werden aladann Stammaktien genannt. 
Als um 1840 die Eijenbahnaktiengejellichaften ins Leben traten, bedurften diejelben 
bald über das uriprüngliche Grundfapital hinaus zur Fertigitellung der Bahn oder 
zu Erweiterungsbauden weiterer Geldmittel. Die Erhöhung des Grundfapital® durch 
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Ausgabe gleichberechtigter Aktien verbot fich durch den niedrigen Kurs. Man hätte 
jofort zur Anleihe jchreiten können, man gelangte aber dahin erjt auf einem unklaren 
Umwege. Das Grundkapital wurde erhöht und über den betreffenden Betrag er— 
folgte die Ausgabe von P. auf den Inhaber (Preuß. Geſ. Samml. 1840 ©. 376). 
Diefe P. erhielten einen feften Zins, nahmen an Dividende feinen Theil, gewährten 
fein Stimmrecht in den Generalverfammlungen, wurden zur Rüdzahlung amortifirt, 
und mußten zum Nennwerth unter gewiffen Vorausſetzungen ſofort zurüdgezahlt 
werden. Wegen der Zinjen und des Kapitals wurde ein Vorzugsrecht vor dem 
„Grundaftienfapital“ zugefichert. Das P.kapital lediglich ala eine Anleihe anzujehen, 
ift dadurch verjchränft, daß ausdrüdlich das Grundkapital erhöht ward, und daß 
die Inhaber der P. ala Mitglieder der Gefellichaft bezeichnet find. Bei einem Kon— 
furje würden aljo die P. den Gläubigern nachgeftanden haben, wonächjt ihnen dag 
Vorrecht vor den Stammaltien blieb. Es findet fich die Gegenüberjtellung von P. 
und Dividendenaftien (Preuß. Gej.Samml. 1842 ©. 77) bis von „jo genannten“ 
PB. die Rede ift (Preuß. Gej.Samml. 1843 ©. 17; 1844 ©. 61). Gleichzeitig 
vollzieht fich der Uebergang zur Anleihe, es werden über den Anleihebetrag verzins- 
liche Eijenbahnobligationen auf den Inhaber ausgejtellt (Preuß. Ge. Samml. 1843 
S. 96). Mit 1845 verichwinden die P. und in Zujammenziehung von PB. und 
Gifenbahnobligationen werden über die Anleihe Prioritätsobligationen ausgeſtellt 
(Preuß. Gej.Samml. 1845 ©. 572). Die Bezeichnung ala Mitglieder der Gejfell- 
ichaft, die Erwähnung, daß eine Theilnahme an der Dividende nicht zuftehe, ift 
nicht mehr vorfindlich, die Inhaber der Prioritätsobligationen werden ausdrüdlich 
als Gläubiger der Gejelljchaft bezeichnet; dagegen wird bis in die neueſte Zeit fort- 
geführt die Zuficherung, daß diefelben ein unbedingtes Vorzugsrecht vor den Stamm: 
aktien und den dazu gehörigen Dividendenjcheinen haben (Preuß. Gel. Samml. 1870), 
Auf dieſes jelbftverjtändliche Borzugsrecht befchränkt fich zunächit die Priorität. Gegen 
jernere Anleihen ift dann häufig ausbedungen, daß die Priorität auch diefen gegen= 
über zuftehen joll (Preuß. Gej.Sammf. 1872 ©. 606), was dann jpäter durch den 
Vermerk „vorbehaltlich der Vorzugsrechte der bereit3 früher für das Unternehmen 
emittirten Prioritätsobligationen” erfüllt ift. Für den Konkursfall ftellt fich die 
Sache dahin, daß fämmtliche Prioritätsobligationen mit den übrigen nicht bevor- 
rechteten Gläubigern in gleichen Rechten jtehen, daß aber die jpäteren Emiffionen 
der Prioritätsobligationen ihre Perzipienden an die früheren bis zu deren voller 
Befriedigung abzutreten haben. Für eine Anzahl Prioritätsobligationen iſt die 
Zuficherung gemacht: „Zur Sicherheit für Kapital und Zinſen wird den Inhabern 
der Obligationen das gefammte unbewegliche Vermögen der Gejellichaft verpfändet“ 
(Preuß. Geſ. Samml. 1856 ©. 766; 1870 ©. 575). Hierdurch ift einjtweilen nur 
ein Pfandrecht veriprochen, welches erft durch Eintragung in das Grundbuch ver- 
wirflicht wird. Die Bildung eines einzigen Grundbuchblattes für den gefammten 
Bahnkörper ift durch 88 2, 25 der Preuß. Grumdbuchordn. vom 5. Mai 1872 
ermöglicht. Eine folche hat bisher ebenjowenig wie eine Eintragung der Anleihe 
überhaupt jtattgefunden. (Vgl. das Oeſterr. Geſetz vom 24. April 1874, betr. die 
gemeinjfame Vertretung der Rechte der Befiger von auf Inhaber lautenden oder 
durch Indoffament übertragbaren Schuldverichreibungen und die bücherliche Be— 
handlung der für jolche Theilſchuldverſchreibungen eingeräumten Hypothekarrechte; 
Oeſterr. R.G.Bl. 1874, XV. ©. 95; Zeitſchr. f. d. geſ. Handelsr. XX. 509 und 
das Geſetz vom 19. Mai 1874, betr. die Anlegung von Eiſenbahnbüchern, die 
Wirkung der von einer Eiſenbahn eingeräumten Hypothekarrechte und der bücher- 
lichen Sicherung der Pfandrechte der Befiter von Eifenbahnprioritätsobligationen ; 
Defterr. R.G.Bl. 1874, XXIU. ©. 163; Inſtrukt. dazu XXX. 275 ff.; Zeitjchr. 
j. d. gei. Handeläreht XX. 509 [Ausgaben von Kaſerer, Wien, Alfred 
Hölder].) Das Schweizeriiche Bundesgeſetz vom 24. Juni 1874 über die Ber- 
pfändung der Eifenbahnen auf dem Gebiete der Schweizerijchen a — fieht 
v. Holkendorff, Enc. II. Redhtöleriton II. 3. Aufl. 
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von einer Grundbucheintragung ab; begründet das Pfandrecht mit der Bewilligung 
feitend des Bundesrathes, wonächſt die Eintragung in ein Piandbuch erfolgt (Art. 4, 
5; Meili, ©. 23). Der dem Deutichen Reichstage (4. Legislaturperiode II. Seſſion 
1879) vorgelegte Entwurf eines RGeſ., betr. das Pfandrecht an Eifenbahnen und 
die Zwangsvollitredung in diejelben, iſt bisher nicht zur Berathung gelangt. Zwed— 
mäßig joll das Piandrecht an der Bahneinheit mit der Eintragung in das Eijen- 
bahnbuch (Piandbuch) entjtehen. Die Begründung des Entwurfes ift von wiſſen— 
ichaftlichem Werth. Eine Organijation der einzelnen Inhaber einer Anleihe zur Wahr: 
nehmung der gemeinfamen Rechte ift durchaus erforderlich; einen Schritt Hierzu thut 
das oben erwähnte Defterr. Gejeß vom 24. April 1874. Vgl. Schweizerijches Geſetz 
Urt. 15 und Entwurf eines RGeſ., betr. das Fauftpiandrecht für Piandbriefe umd 
ähnliche Schuldverfchreibungen. Die zu Irrthümern Anlaß gebende Bezeichnung 
Prioritätsobligation jollte mindeitens nicht weiter geführt werden; für neue Anleihen 
empfiehlt fich die Bezeichnung Anleiheichein. 

Die Nothwendigkeit der KHapitalsbeichaffung hat den Stammaftien gegenüber 
bevorrechtete Aktien zur Geftaltung gelangen lafjen, welche ala Stamm-P., Prioritäts- 
ftammaftien, P., actions privilegiees, preference shares, preferred shares im 
Gegenſatz zu den actions de capital, actions originairement dmises, ordinary shares, 
original shares bezeichnet werden. Die Sonderftellung diejer P., ihre Vorrechte 
gegen die Stammaftien find ftatutarifch jehr mannigfaltig; es iſt der Anficht ent— 
gegenzutreten, daß diejelben qualifizirte Prioritätsobligationen jeien; die Inhaber 
find vielmehr Aktionäre im Sinne des Art. 214 des HGB., wodurch auch eine 
Amortifation keineswegs ausgeſchloſſen ift; fie machen Einlagen, durch welche das 
Grundkapital (Art. 209 Ziff. 4) erhöht wird. Im Falle des Konkurjes der Gejell- 
ichaft können die P. ebenfowenig, wie die Stammaltien zur Maſſe liquidiren; erft 
nachdem die gejammte Gläubigerichaft zur vollen Berriedigung gelangt, können fie 
zur Hebung gelangen, wobei dann für den Einzelfall zu entjcheiden iſt, wieweit das 
Vorrecht reicht. 

Im Gebiet des Allg. Deutſchen HGB. kann bei den für die Entjtehung der 
Aktien gejeglich beitimmten Formen ein Zweifel, ob Anleiheichein oder Aktie, Gläubiger 
oder Gejellichafter, nicht wol entjtehen. Anderweit werden die Abhängigkeit der 
Jahresbezüge von dem Gewinn, da® Stimmrecht in den Generalverfammlungen, 
das Zurüdjtehen gegen die Gläubiger, das Verhältniß zu den Aktien, denen gegen: 
über ein Vorrecht gewährt ift, die Grundlage für die Trennung der P. und 
Gläubiger (Prioritätsgläubiger) geben. Die Einfügung von P. in eine beitehende 
Aktiengejellichait ift, obwol ſtatutariſch nicht vorgejehen, vielfach anſtandslos durch- 
geführt (4. B. Vereinigte chemifche Fabriken zu Leopoldshall, Beichl. vom 5. April 
1873), jedoch ohne Regelung im Einzelnen und Klarjtellung der Verhältniffe der 
P. zu den Stammaltien, namentlich im Fall der Kollifion. Die ftatutariiche Zus 
läffigkeit der Grundfapitalerhöhung verpflichtet nicht die Vorſchiebung von P. zu 
bewilligen. Bei der Abgeichlofjenheit der Geichäftsjahre mit ihren Gewinnergebnifjen 
beiteht ein Nachbezugsreht auf einen von den Stammaltien zu entnehmenden 
Dividendenbetrag, falls der Jahresgewinn nicht ausreicht, aus dem Gewinne fol— 
gender Jahre nicht (anders die Engl. Rechtiprehung, Shelford, ©. 193). Iſt die 
Dividendennachzahlung bedungen oder nach den Umftänden als gewollt anzunehmen, 
jo iſt damit ein Forderungsrecht gejtaltet, welches in feinem Befriedigungsrecht auf 
den Gewinn jpäterer Jahre befchränft if. Die Rangordnung zwiſchen laufenden 
Prioritätsdividenden und Nachbezugsrecht, ſowie zwijchen Nachbezugärechten ver- 
ichiedener Jahre läßt fich weder aus dem Mftienrecht, noch aus den Beitimmungen 
über die Verrechnung von Zahlungen beim Vorhandenſein verjchiedener Forderungen 
berleiten (Wiener, ©. 339). Der Verkehrsanſchauung wird e8 entiprechen, daß die 
laufende Dividende dem Nachbezugärecht vorgeht. Das ROGG. hat hauptjächlich 
darauf Hin, daß die erite ftatutarische Feitiegung eines Dividendenbezugsrechts (Preuß. 
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Geſ. Samml. S. 195) das Vorzugsrecht des älteren Jahrganges auögeiprochen habe, 
angenommen, daß dies auch für folgende nicht näher geregelte Nachbezüge als ge— 
wollt gelten dürfe (Entjch. des ROHG., XXI. 372). Dies erfcheint bedenklich. Kann 
angenommen werden, daß fich eine Gejellichaft allmählich zum Jahresgewinn empor- 
arbeitet, jo ift der legte unberichtigte Dividendenfchein der dem Gewinn nächſte; die Nach: 
zahlung würde zuleßt den älteften treffen, weil er dem Yahresgewinn am fernjten jtand. 
Ob fich das Vorzugsrecht auf die Vertheilung bei der Liquidation erftredt, ift 
durchaus Thatfrage. Auch das Wort „Priorität“ ift hierbei nicht bedeutungslos ; 
daß bei dem Borrecht zunächit an einen beitimmten Dividendenbezug gedacht wird, 
führt fich darauf zurüd, daß bei den PB. zunächſt an eine Vermögenävertheilung nicht 
gedacht wurde, und deshalb hierfür feine Beitimmung getroffen ift. Es läßt fich gewiß 
dafür ftreiten, daß in der Zufage, es folle den P. der landesübliche Zins nicht 
verloren gehen, verjtärkt auch enthalten ift, daß gegen einen Kapitalsverluſt Garantie 
geleiftet werde. Eine — Verbreitung der P. ſcheint nicht im Ausſicht zu ſtehen. 
Lit.: Renaud, Altiengeſellſchaften. — Auerbach, Altienweien. — Löwenfeld, Das 
Recht der Atliengeſellſchaflen — Beſchorner, Das Deutſche Eiſenbahnrecht. — Reubner, 
Attiengeſellſchaften; Derjelbe in Deutiches Handelsblatt, 1873 ©. 173, 176; 1874 
14. — Golbſchmidt, a nn: Ari —T 3 für das geſ. H.R. Bd. IT. 
- 135 fi. — Ladenburg, ebenbaj., Bb. V efter, ebendaj., Bd. XVI. 
©. 32 ff. — Urth. des DApp.Ger. Lübel dom Ein Ri 17 —— 3. IL ©. 155 ff. — 
Siegfried, Die Börfe und bie — 3. Aufl., 23 fi., 637. — —— 
Ungar. Gerichtähallen, 1880 Nr. 7—33. — Bluntidli, Rechtägulkchten über bie Anforüce 
der P. ber Sefellichaft der vereini —* A egen Stammaftien. — Munzinger, 
deögl.; dazu Ztſchr. für das gel. 316. — vd. Stein, Zur Eifenba wei. ar 
bildung. — Meili, Die 484 von ben P. (1874). — v. Strombe vr P. (1876); 
dazu die Beurtheilungen von Wiener in Zeitichr. für dad gei. H.R. XXI. — Meili, 
Den un Konkursrecht der Eifenbahnen —— dazu Keyßner in — "für dad gel. 


DR. X 426. — Shelford, Law of joint stock comp., p. 143. — Lindley, Law 
of —— p. 639, 817. — Vidari, Diritto commereiale, vol. II. p. ur —* 
eyßner. 


Priſengerichte ſind beitimmt, die Ausübung des Priſenrechts im Seekriege 
völferrechtägemäß zu reguliren. Soweit daher friegführende Staaten nicht über: 
haupt auf Seebeute verzichten, ſei e8 durch Rückgabe jaifirter Güter, jei e8 durch 
Freigebung feindlichen Privateigenthums, find fie völferrechtlich verpflichtet, dem 
Prijenverfahren durch Einjegung von PB. den Charakter eines Rechtsverfahrens auf- 
zudrüden. Gemäß der Ausdehnung nun, in welcher das gegenwärtige internationale 
Recht die Berugniß anerkennt, feindliche und neutrale Schiffe anzuhalten und auf- 
jubringen, umfaßt die Prifengerichtsbarfeit: 1) die Aburtheilung der bei dauerndem 
Kriegazuftande durch Staatäjchiffe oder durch mit Kommiſſion verjehene Privatichiffe 
jolcher Staaten, die der Parifer Deklaration von 1856 nicht beigetreten find, oder 
durch die Landmacht in den Häfen weggenommenen und aufgebrachten feindlichen 
Privatfahrzeuge nebjt deren Ladungen, infoweit leßtere der Wegnahme unterliegen ; 
2) die Aburtheilung derjenigen neutralen Privatjchiffe, die fich einer Neutralitäts- 
verlegung jchuldig oder verdächtig machen, jei e8 durch Kontrebandetransport, jei es 
auch nur durch Widerjegung gegen legale Schiffsheimjuchung oder durch Blofade- 
bruch, oder überhaupt durch ein Verhalten, welches Berluft des neutralen Charakters 
nach ſich zieht. Doch Hat die Prifenjurisdiktion nicht immer diefe Schranken ein- 
gehalten. Noch in den Kriegen Napoleon’s I., namentlich jeit 1803 jchwoll fie 
bei Handhabung des Franzöfiichen Kontinental-, des Englifchen Blofadeiyftems zu 
ungeheuerlichem Umfjange an. Nachdem mit der Reftauration der völferrechtliche 
Berfehr jeine normale Geftalt wieder angenommen hat, find auch jene Auswüchie 
des Seekriegsrechts nicht mehr wiedergefehrt. Die in den civilifirten Staaten an 
Ausdehnung und Schärfe gewinnende Agitation für Freigebung des Privateigen- 
thums im GSeefriege hat zwar eine erhebliche Stütze gewonnen an einigen, diejelbe 
ftipulirenden Spezialverträgen;, auch an dem Verfahren Preußens, Defterreichd und 
Jtaliens im Jahre 1866 und an der allerdings jpäter wieder zurücdgenommenen 
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Verordnung des Norddeutichen Bundes vom 18. Juli 1870; ift aber bis jeßt ohne 
Refultat geblieben. 

Die P. werden von dem friegführenden Souverän für die Dauer eines Krieges 
organifirt; und zwar vbermöge feiner Kriegäherrlichkeit durch jederzeit widerruflichen 
Amtsauftrag. Bald find es Speziallommiifionen, bald find 'beftehende Behörden 
verfaffungsmäßig zu fommittiren. Im Namen deö Souveräns und auf Grund feiner 
Reglements, der Landesgeſetze, demnächſt der etiva maßgebenden Staatäverträge, jubfidiär 
des gemeinen Völlerrechts haben fie über die Legalität der Prifen zu erkennen; fie 
find demnach immer nur ala Landeögerichte anzufehen, obwol rein völferrechtliche 
Verhältniffe ihrer Kognition unterliegen. Der bei diefer Sachlage erflärliche Wunich, 
der Prifenjurisdiktion allfeitige Anerkennung unparteiifcher Rechtiprechung zu fichern, 
hat Verfuche angeregt, an Stelle bloßer Nationalbehörden internationale Kommiffionen 
einzufegen, wie folche z. B. früher zur Aburtheilung der Sklavenjchiffe beftanden. 
Dergleichen mixed commissions find aber bis jet nur für einzelne Streitfälle, ins 
befondere zur Revifion prifengerichtlicher Urtheile ins Leben getreten. 

Die Gejhichte der Prifenjurisdiktion hängt enge mit der des Kapereiweſens 
zufammen; mit ihm reicht ihr Urſprung in das Mittelalter zurüd. Gleichwie der 
Privatfrieg zur See an Marfebriefe und Kautionen geknüpft wurde, jo unterwarf 
man auch die in demfelben gemachte Seebeute hinfichtlich des Thatbeſtandes, der 
Legitimation des Nehmers, der Nationalität des genommenen Gutes amtlicher Kon— 
trole. Dieje wurde in alter Zeit bei den Seemächten durch Offiziere der Admiralität 
geübt. Nach dem Vorgange Frankreichs ift man dann beftrebt geweien, bejondere 
Behörden mit der Enticheidung, ob die unter Autorifation des Staates erfolgten 
Kapturen völferrechtlich gemacht feien, zu betrauen. In Frankreich wurde jeit 1659 
jedesmal eine Staatsrathskommiſſion mit der Entjcheidung in Prijenfachen betraut; 
Napoleon I. organifirte 6. Germinal VIII einen conseil des prises mit dem Site 
in Paris und mit Appellation an den Staatärath (feit 1806); er wurde durd 
Napoleon III. 18. Juli 1854 und 19. Mai 1859 erneuert. Am 17. Ott. 1870 
wurde in Bordeaur ein conseil provisoire des prises eingerichtet. In Großbritannien 
wird als prize court für jeden Krieg nunmehr (jeit der Gerichtäreform von 1873) 
beitellt die Probate Divorce and Admiralty division der High Court of Justice 
mit Appellation an die Juftizlommiffion des privy couneil. In Nordamerika iſt 
die Prifengerichtsbarfeit den ordentlichen Gerichten in Seeſachen, alſo den district 
courts, circuit courts und in dritter Inſtanz der supreme court übertragen. In 
Preußen etablirten die Reglements vom 20. Juni 1864 einen Prifenrath (Präfident, 
ſechs Mitglieder nebſt Staatsanwalt) mit Appellation an einen Oberprifenrath. 

Kompetenter Prijenrichter ift nach anerfanntem völferrechtlichen Her— 
fommen lediglich der Souverän, in deſſen Namen die Prife gemacht if. Denn 
ihm allein gebührt die Entjcheidung und Verantwortung, in welchem Umfange er 
durch jein Konfisfationsrecht Gebrauch zu machen habe. Daher bejtimmt die Kom— 
petenz des P. fich niemals durch die Nationalität des genommenen Schiffes oder 
Gutes; ebenjowenig durch die des neutralen Hafens, in dem etwa die Prije aufs 
gebracht wird (jofern überhaupt der Kaptor dort Zulaffung findet), und wäre es 
auch ein Hafen ihres eigenen Heimathsſtaates. Denn der einmal begründete Gerichts- 
itand des Nehmejtaates kann nicht darum an einen fremden Staat übergehen, weil 
defjen Gebiet berührt wird. Nur dann, wenn die Kaptur eine Rechtöverlegung des 
neutralen Staates involvirt, 3. B. in feinem Zerritorialwafler oder durch deffen 
Mißbrauch zu illegalem Angriff oder durch ein nicht legitimirtes Schiff erfolgt, wird 
diejer ſtets befugt fein, die freigebung des widerrechtlich genommenen Schiffes, das 
ſich unter feiner Botmäßigkeit befindet, nöthigenfalla zu erzwingen. Immer aber 
fönnen P. von den friegführenden Mächten nur innerhalb des eigenen Staatögebietes 
gültig errichtet werden. Ihre Etablirung in neutralen Häfen, durch Delegation 
dortiger Agenten und Konſuln etwa, ift nicht ftatthaft; weder läßt das beitehende 
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Völkerrecht eine derartige Ausdehnung amtlicher Funktionen zu, noch wäre die 
Duldung derjelben mit neutraler Haltung vereinbar. 

Das prifengerichtlihde Verfahren richtet ſich überall zumächft nach den 
Verordnungen des Einzeljtaates, pflegt aber überall jehr jummarifch zu fein. Die 
Inftruttion erfolgt regelmäßig unmittelbar nach Ankunft des Kaptors durch die 
Hajenbehörden mittels Entgegennahme der bei der Kaptur aufgenommenen Protokolle, 
der Schiffapapiere und Schlüffel, der Inventur des Schiffes und der Ladung, Ver— 
hörung des Schifferd und der Mannſchaft. Demnächſt geht, falls nicht etwa die 
legalität der Prife aus der Inftruftion fich als zweifellos ergiebt, die Sache an 
das P., welches, ſofern diejelbe ſpruchreif ift, jofort erfennt. Wird indeß innerhalb 
der für Reklamationen geſetzten Frift die Legalität der Prife von deren Eigenthümer 
oder einem ntereffenten angefochten, jo beginnt vor dem P. ein Reflameverfahren. 
Diefes trägt im Allgemeinen civilprozeffualifche Formen, wobei die Rolle des Klägers 
bald dem Prifeneigenthümer, bald dem Kaptor zugewiefen wird, ift indeß regelmäßig 
dem Reklamanten jehr ungünftig. Denn nach einer allgemein feſtgehaltenen Rechts: 
anficht der Seemächte fteht dem KHaptor die Präfumtion vechtmäßiger Kaptur zur 
Seite; Reflamant bat daher die Widerrechtlichkeit der Nehmung, alfo 3. B. den neu— 
tralen Charakter der Ladung oder des Schiffes, das legale Verhalten defjelben zu 
beweijen. Dabei find die Beweismittel vielfach beſchränkt anf die bei der Nehmung 
borgefundenen Dokumente und farther proof iſt ausgejchlofjen. 

Durch dad Prijenurtheil wird das genommene Gut entweder ſei e8 ganz, 
jei es theilweije fondemnirt, d. h. für gute Prife erklärt, oder freigegeben, demnächſt 
entweder an den Reklamanten oder an den Kaptor ausgeliefert, reſp. zum Verkaufe 
geitellt. Die Koften des Verfahrens fallen dem Kaptor im alle offenbar wider: 
rechtlicher Nehmung zur Laft, wie er dann auch dem Verletzten vollen Schadenserſatz 
zu leiften bat. Dagegen bat fie nach verbreiteter Praris der Neutrale ſelbſt dann 
zu tragen, wenn die Aufbringung der hinterdrein freigegebenen Prife doch durch 
Verdachtögründe gerechtiertigt war (probable cause of capture), wie er auch in 
diefem Falle feinen Anſpruch auf Entichädigung hat. 

Gegen das Prijenurtheil jteht e8 jeder von beiden Parteien zu, binnen beſtimmter 
Berufungsfrift an die dafür eingejeßte Inſtanz zu appelliven. Doch pflegt die 
Appellation feinen Suäpenfiveffeft zu haben, jo daß das Urtheil der eriten Inſtanz 
gegen Kautionzleiftung für den all der Nichtbeitätigung erequibel ift. 

Urtheilen, die von kompetenten P. überhaupt anerkannter Mächte gefällt werden, 
weigern weder die friegführenden, noch neutrale Staaten die Anerfennung. Demnach 
wird der in Folge der Kondemnation gejchehene Verkauf als rechtsgültig betrachtet. 
Demnach haben Neutrale feinen Anfpruch auf Rüdgabe ihres von der einen Kriegs— 
partei ala Prije fondemnirten Gutes im Falle der Wiedernahme (j. dielen 
Art.) jeitens des andern. Indeß wird immer der Staat, in deffen Namen die Prije 
adjudizirt ift, für ein völferrechtswidriges Urtheil verantwortlich fein. Er jeßt fich 
diejerhalb Reklamationen, Reprefjalien, jedenfalls der Retorfion aus und kann even- 
tuell im Wege des völferrechtlichen Streitverfahrens zu Genugthuung und Schadens- 
erjag angehalten werden. Gin berühmtes Beifpiel hierfür ift Friedrich's des Großen 
Streit mit der Englifchen Regierung 1752—1756 (vgl. Abh. d. Berl. Akad. 1866 
p. 29 
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rial XI. — Deklaration — = Mär ; Basar — Betreffö des neueren Materials iſt zu 
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droit des prises maritimes. Theorie du droit des prises. Les droits nationaux et un 
projet de reglement international des prises maritimes (Revue de droit oe X.—XIL). 
v artitz. 


Priſenrecht. Unter P. wird verſtanden ſowol der Inbegriff der Rechts— 
beſtimmungen für die im Kriege von Seeſtaaten durch ihre Kriegsſchiffe bewerkſtelligte 
Hortnahme privater Schiffe und Ladungen, alfo ein objeftives P., als auch die 
dieſen Kriegsſchiffen zu jener Fortnahme zuftehende Befugniß, alfo ein jubjektives 
P. Das P. wurde freilich vor der Parifer Seerechtsdeflaration von 1856, welche 
die Kaperei für abgefchafft erklärte, auch von Privatlapern allgemein geübt, jet 
aber darf die Kaperei nur noch von denjenigen Staaten, welche jene Deklaration 
nicht unterzeichneten oder ihr nicht beitraten, konzeſſionirt werden und find daher 
auch in den neueften Prifenreglements der großen Mehrzahl der Seejtaaten feine 
Beitimmungen weiter über die Kaperei enthalten, während dieje früher den Haupt— 
inhalt der Prifenreglements, welche daher auch vielfach Kaperordnungen genannt 
wurden, bildeten. 

Die Theorie des P. ift ſowol in den Bölferrechtöwerfen als auch in Werten 
über internationales Seerecht, jowie in Schriften über die Rechte der Neutralen 
ungenügend berüdfichtigt. Die Vertreter der Theorie beſchränken fich meift auf eine 
Darlegung des geltenden P., und nur wenige fügen fritifche Bemerkungen und 
Reformvorſchläge, und zwar meift nur über die P.organifation, hinzu. Das einzige 
ausführliche Werk über das P., der trait6 des prises maritimes von Piſtoye und 
Duverdy, ift 1855, alfo vor der Parifer Deklaration, erjchienen, das nach derjelben 
im Jahre 1866 erfchienene Manual of Naval Prize law von Luſhington ift nur 
für Englifche Seeoffiziere in Kriegszeiten beitimmt. Die pofitiven Beitimmungen 
des P. in Gefehgebung, Verträgen und Deklarationen der Staaten find zum erften 
Mal volljtändiger gefammelt in dem im Auftrage des Institut de droit international 
vom Unterzeichneten herausgegebenen Rapport der Kommiffion für materielles und 
formelle P. (f. die Literaturangabe). 

Als Quellen des PB. können gelten: 1) Legislatorifche Akte: Gejehe und Ver— 
ordnnungen, insbeſondere Reglements und Inſtruktionen; 2) Judiciäre Akte: Präju— 
difate der Prifengerichte; 3) Internationale Deklarationen ; 4) Vertragsmäßige Verein 
barungen; 5) Das Völkerrecht. 

Zu den legislatorifchen noch ‚geltenden Akten gehören für England: die Acte 
for regulating Naval Prize of War von 1864 (27 und 28 Vict. c. 25) und vom 
2. Juni 1874; Dänemark: das „Vorläufige Gejeß wegen Unterſuchung und Ent— 
jcheidung der Sachen, welche aufgebrachte feindliche oder verbächtige Schiffe betreffen“ 
vom 13. Februar 1864 und das „Röglement concernant le blocus des ports 
ennemis et la capture de navires ennemis et suspects par les croiseurs Danois“ 
vom 16. Febr. 1864; Defterreich: die Minifteriellen Verordnungen vom 11. Mai 
1859 und vom 3. März 1864; Kaiferliche Verordnungen vom 3. und 21. März 
1864, vom 13. Mai und 9. Juli 1866; Preußen: „Prifenreglement“ und ‚Be 
ftimmungen über das Verfahren in Prifenfachen“ vom 20. Juni 1864; Italien: 
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Priſenbeſtimmungen im Koder für Seerecht von 1865 und Königl. Dekret und In— 
jtruftionen vom 20. Juni 1866; Frankreich: Ordonnance de la marine aus 
dem Auguft 1681; Reglement vom 19. Juli 1778 über Organifation und Ver— 
fahren des Prijenkonjeils, und für die Neutralen vom 26. Juli 1771; arröt6 royal 
du 2 prairial an XI, Gejeß vom 15. Yan. 1849; Defrete vom 18. Juli 1854, 
vom 9. Mai 1859, 28. Nov. 1861 und der Delegation der Regierung der natio— 
nalen Bertheidigung vom 27. Oft. 1870; Inftruftionen und ergänzende Inſtruktionen 
vom 25. Juli 1870 (andere Franzöſiſche Verordmungen vom Jahre 1400 an 
ſ. Bulmerincg, Le droit des pris. marit., in der Rev. d. dr. intern. X. ©. 387); 
Rußland: „Regeln über Prifen“ von 1869 und Ukas vom 24. Mai 1877 
(art. 5—7); und für die TZürfei: das „Röglement concernant les prises mari- 
times“ Juni 1877. Bon Staaten, welche nicht der Pariſer Deklaration beitraten, 
haben in der Zeit nach bderjelben Prijengefeße erhalten: die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika 1862, 1863 und 1864, und Spanien: das 
Königl. Dekret vom 27. Juli 1867, letzterer Staat vorher eine Reihe von Ordenanzas 
de la Armada, de Marina und del Corso (Bulmerinca, 1. ce. 418 ff). Bon 
den dor der Parifer Deklaration erlaffenen Prifenverordnungen find noch gültig Für 
Schweden: die Ordonnanz vom 12. April 1808 und für die Niederlande die 
Königl. Verordn. vom 13. Dez. 1818, hauptfächlich die Vertheilung der Prifen- 
gelder betreffend und das indeß nur die Organifation des Prifengerichtes angebende 
Gejeg vom 1. Oft. 18388. In Norwegen galt das Dänifche Reglement für 
Kaperfahrten vom 28. März 1810, in Griehenland wurde über die Prifengerichtö- 
organifation ein Präfidialdekret erlafjen am 10./22. April 1829 und in Peru gilt 
ein Reglement vom 29. April 1822. 

Vergleichen wir die nach der Parifer Deklaration erjchienenen P. Geſetze, 
Reglements, Verordnungen und Inftruftionen mit einander, jo bilden im Allgemeinen 
die Dänifchen, Preußifchen und Defterreichifchen eine Gruppe, die Sranzöftjchen und 
Italienifchen eine zweite und die Griglifchen und Amerikanischen eine dritte 
Gruppe, während die der anderen Staaten feiner diefer Gruppen beigezählt werden 
fönnen, entweder wegen ihrer Gigenthümlichkeiten wie: die Ruffiichen Prifenregeln 
oder wegen ihrer Unvolljtändigfeit wie: das Türkiſche, lediglich die Prifengerichts- 
organifation feſtſtellende Reglement. Größtentheils find dieje Legislatorischen Akte 
mit Rüdficht auf einen beftimmten Krieg erlafjen worden. Sie alle find nur ein- 
feitige Willensakte des fie erlafjenden Staates, demnach feine Alte völferrechtlicher 
Tragweite, wenngleich ihre Webereinftimmung jolche vorbereiten kann und fie für 
den Staat, der fie erließ, deſſen Rechtsſtandpunkt im P. veranfichaulichen. 

In gleicher Weife find die Entfcheidungen nationaler Prifeninftanzen nur für 
den betreffenden Staat ald Präjudikate zu verwerthen. Cine größere Zahl der- 
jelben ift nur von den Prifengerichten Englands, Frankreichs und der Vereinigten 
Staaten von Nordamerita erlaffen und publizirt. Die Englifchen wurden publizirt 
durh Robinjon, die Franzöfifchen durch Lebeau, die Amerikanischen durch 
Wheaton. 

Von internationalen Deklarationen ſind für das P. nur von Be— 
deutung: die Deklaration Rußlands vom 28. Febr. 1780 an die Höfe von London, 
Verſailles und Madrid, deren Grundfägen die Mehrzahl der Europäiſchen See— 
jtaaten unbedingt oder bedingt beitraten, und die Parifer Seerechtädeflaration vom 
16. April 1856. Beide Deflarationen beabfichtigten feftzuftellen: 1) welche Güter 
zur See während eines Krieges unverleglich oder frei und 2) wenn eine Blokade 
gültig oder effektiv jein ſollte? Die Deklaration von 1780 erklärt die Güter der 
Angehörigen der Kriegführenden auf neutralen Schiffen, mit Ausnahme von Kriegs- 
fontrebande für frei, während der im Punkt 3 der Deklaration angezogene Art. X 
des zwiſchen Großbritannien und Rufland abgejchlofjenen Vertrages vom 20. Juni 
1766 noch die Dejtination der transportirten NKriegamunition für den Feind 
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und Art. XI. nur die Konfiskation der Kriegskontrebande fordert. Die Pariſer See— 
rechtsdeflaration erklärt die neutrale Waare auch unter feindlicher Flagge für frei. 
Außerdem verkündet die Deklaration von 1780, daß die in ihr enthaltenen Grund» 
jäe in dem Beriahren und den Entjcheidungen über die Legalität der Prifen zur 
Richtichnur dienen follen, und erklärt die Parifer Deklaration die Kaperei für aufs 
gehoben. Beiden Deflarationen fehlen Beitimmungen über Deklaration und Notifitation 
der Blofade und über die Konftatirung des Blofadebruchd. Zwei Aufgaben ver: 
bleiben den Seejtaaten: 1) die Parifer Seerechtädelflaration durch eine vollftändige 
und fortentwidelte zu erſetzen und 2) einer zu vereinbarenden neuen Deklaration die 
Anerkennung aller Seeſtaaten zu verichaffen. Gin allgemeines Kriegsſeerecht er- 
jtrebten jchon im vorigen Jahrhundert mehrere Staaten (ſ. den Introitus und 
art. X des Vertrags zwijchen Rußland und Dänemarf vom 9. Juli 1780, art. V 
der dieſer Konvention beigefügten Separatartifel; Vertrag Rußlands mit Schweden 
vom 21. Juli/1. Aug. 1780 und mit Preußen vom 8. Mär; 1780 (art. sep.); 
Vertrag Preußens und der Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 10. Sept. 
1785, 11. Juli 1799 und 1. Mai 1828. Es firiren ferner die zum Vertrag Groß- 
britanniens mit Rußland vom 5./17. Juni 1801 feitgeitellten Additionalartikel, die 
jowol zur Beichleunigung des Prifengerichtsverfahrens als zur Entichädigung der 
Eigenthümer von Schiff und Ladung im Fall unbegründeter Zurüdhaltung derjelben 
zu befolgenden Regeln und Prinzipien. Es erfolgte hierzu der Beitritt von Dänemark 
am 11./23. Oft. 1801 und von Schweden am 18. Mär; 1802. So förderten 
einzelne Staaten das materielle und formelle P. Auffchluß über übereinftimmende 
Anfichten verjchiedener Staaten in Bezug auf das P. geben auch die über diejes 
allein von verjchiedenen Staaten ala Alliirten in einem Kriege geichloffenen Priſen— 
fonventionen. Es find bier zu nennen: die Prijentonventionen von England und 
Frankreich für den Krimfrieg vom 10. Mai 1854, und für den Krieg gegen China 
vom 22. Febr. 1860, und von Dejterreich und Preußen für den Krieg gegen 
Dänemark vom 6. Juni 1864. Sie beftimmen namentlich die kompetente Juris— 
diktion für die an KHauffahrern des Alliirten gemachten Prifen, indem dieje der 
Prifenjurisdiftion des eigenen Staates übergeben werden follten und führen als Prijen- 
fälle nur an den Blofadebruch und die Zufuhr von Kriegskontrebande. 

Vertragsmäßige BVereinbarungen und Iegislatorijche Akte entwidelten das P. 
weiter als e& in den obenbezeichneten Deflarationen enthalten war. In der Zeit 
nach der Pariſer Seerechtsdeflaration erklärten in Bezug auf ihren Krieg gegen China 
England am 7. März und Frankreich am 28. März 1860 feindliches Eigen- 
tum auch auf feindlichem Schiff für frei, verkündete Italien die freiheit feind- 
licher Schiffe im Seefriege für den Fall der Reziprozität im art. 211 Tit. V jeines 
Seerechtäfoder, und nachdem Defterreich fih am 13. Mai 1866 für diefe Freiheit 
in Bezug auf feinen Krieg gegen Italien erklärt hatte (Verordn. vom 20. Juni 
1866). Auch Preußen hat in feinem Kriege gegen Defterreich mittels Königl. Er— 
lafjes vom 19. Mai 1866, unter Bedingung der Reziprozität, und ohne dieje Be— 
dingung im Kriege gegen Frankreich, im Namen des Norddeutichen Bundes, am 
18. Juli 1870 ſich für die Freiheit teindlicher Handelsſchiffe ausgeiprochen, indeß 
jollen fie der Wegnahme dann unterliegen, wenn neutrale Schiffe ihr unterliegen. 
In ihrer den Beitritt zur Parifer Deklaration weigernden Erklärung hatten fich die 
Vereinigten Staaten von Nordamerifa und im Jahre 1860 Holland, Dänemark, 
Hannover, Bremen und Lübeck für Unverleßlichkeit des feindlichen Privateigentfums 
auögejprochen, als dieje letzteren Staaten vom Holländifchen Minifter des Aus— 
wärtigen vom 11. Januar 1860 zur Abgabe einer Kollektiverflärung darüber auf— 
gefordert wurden. 

Die Berufungen auf das Völkerrecht als Quelle des P. in jtaatlichen Akten 
und Berträgen, Prijengerichtentfcheidungen und wifjenjchaftlichen Werken find in 
diefer Allgemeinheit wertlos. Erſt nachdem ein das gefammte P. umfafjendes 
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internationales Reglement der Seeſtaaten vereinbart worden, wird von einem 
geltenden volljtändigen Völker-P. die Rede fein fünnen, zu welchem bisher nur 
Bruchjtüde in der Parifer Deklaration vorliegen. Dazu aber, daß die von einzelnen 
Staaten mit einander vertragsmäßig vereinbarten Beftimmungen jum Völkerrecht 
werben, ift jchon der Hinzutritt der großen Mehrzahl der Seejtaaten genügend, denn 
einige wenige Seeftaaten können das Zuſtandekommen völferrechtlicher Prijenbeitim- 
mungen durch ihren Widerfpruch nicht Hindern, jonit könnte auch die Parifer See— 
rechtödeflaration nicht beanjpruchen, ein völferrechtliches Aktenſtück zu fein, wenn 
auch nach Beitimmung der Deklaration nur diejenigen Staaten, welche fie unter: 
zeichneten oder ihr beitraten, an die Beitimmungen derjelben gebunden find. 

Darüber was Gegenstand der Priſe jein könne, find die Auffaffungen der 
Staaten verjchieden, je nachdem fie die Unverleglichkeit des Privateigenthums in 
Kriegen von Seeftaaten im engeren oder weiteren Umfange anerfannten. Gin prijen= 
gerichtliches Verfahren wurde in früherer Zeit hauptjächlic) gega neutrale Schiffe 
und Güter geübt, feindliche verfielen eo ipso nach den Grundfäßen für Kriegsbeute 
und nationale wurden nach ftaatsrechtlichem Ermefjen behandelt. Indeß iſt heut— 
zutage eine gleiche Behandlung aller Prifen, abgejehen von der Nationalität, an— 
gebahnt. Auf diefem Standpunkte ftehen die Italieniſche Inſtruktion (art. V) und 
die Fyranzöfiiche von 1870, auch das Preußische Reglement ($ 22) hinſichtlich des 
Blokadebruchs. Immerhin” fann aber nur PrivateigentHum Gegenftand einer Priſe 
jein, täljchlich bezeichnet daher die Oeſterr. Verordn. vom 9. Juli 1866 $5 a 
Schiffe, welche feindliche Staatseigenthum find, nebſt ihrer Ladung ala gute 
Prife. Dieje können nur Gegenftand der Kriegsbeute fein und unterliegen feinem 
Prifenverfahren. Gin Fiicherfahrzeug kann nur, wenn e& zu im Prifenreglement ver- 
botenen Handlungen benußt wird, Gegenftand der Prije fein (art. III der tal. 
Inſtr. von 1866; art. 2 der Franz. von 1870; Span. Recht). Jedes durch Sturm 
verjchlagene oder von feiner Mannjchaft aus diefem oder anderen Gründen verlaffene 
Schiff, oder deflen Ladung wird nur unter gleicher Vorausſetzung Gegenſtand der 
Prije, oder verfällt nur dann, falle, troß ftattgehabter Publikation, der berechtigte 
Gigenthümer fich nicht meldete (Königl. Niederländ. Dekret vom 13. Dez. 1818 
art. 6; Schwed. Prijenordonnanz vom 12. April 1808 art. IV $ 5; Franzöſ. 
arröt6 vom 6. germinal jahr VII art. 2, 8 u. 19; Dekret vom 18. Yuli 1854 
art. 2; Instr. compl. 1870 art. 19; Italien. Seerechtäfoder art, 221). 

Eine Kondemnation oder gerichtliche Berurtheilung von Schiff oder Ladung 
oder beider zugleich, ſollte nur für im Prifenreglement verbotene Handlungen erfolgen. 
Als folche oder als Fälle einer bonne prise werden in den Beitimmungen von 
Staaten anerkannt: die verbotenen Transporte von Kriegs- und QDuafisfriegsfontre- 
bande, der Blofadebruch und der Widerftand gegen das Anhalten, Vifitiren, Durch: 
fuchen und die saisie (Dän. Prijenregl. vom 16. Febr. 1864 II. 11 b c; Kaiferl. 
Deiterr. Berordn. vom 9. Juli 1866 $ 5 be 86; Preuß. Reglement $ 7, 2, 3 
und $ 22). Das als verdächtig aufgebrachte Schiff gilt nach dem Preuß. Prijen- 
reglement $ 7, 4 und nach der K. Oeſterr. Verordn. vom 9. Juli 1866 $ 5 e 
nur dann als gute Prife, falls der Verdacht durch die Unterfuchung nicht befeitigt 
wurde. 

Sobald der Unterjchied der Behandlung der Schiffe je nach ihrer Nationalität 
fortjällt, werden auch die Kondemnationen wegen jaljcher, gefäljchter, vernichteter 
oder über Bord geworfener Schifföpapiere fortfallen. Hat ein Privatichiff an Feind- 
jeligfeiten der Kriegführenden Theil genommen, jo wird es nach den Grundfäßen 
des KHriegärechts, nicht nach denen des P. verfallen. Zum Ausiprechen der Kondem— 
nation ift das Borhandenjein bejonderer Merkmale für die verbotenen Handlungen 
erforderlich. Der verbotene Transport muß für den Feind bejtimmt und in flagranti 
tapturirt fein. Zur Kondemnation für Blofadebruch ift erforderlich, daR die Blofade 
effektiv, publizirt und zur Kenntniß des Blofadebrechers gelangt if. Die Aus— 
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flarirungen eines Schiffes nach einem blofirten Hafen gelten nach dem Preuß. 
Reglement $ 25 noch nicht ala Verſuch, die Blofade zu durchbrechen. Nach dem 
durch die Eng oe Admiralität publizirten Handbuch des P. ift die Deftination des 
Schiffes entjcheidend. Zu dem animus beim Blofadebruch muß aber auch ein factum 
hinzutreten. Fehlt aber der animus, d. h. ift ein Schiff durch einen Kafus im die 
Blofadelinie Hineingerathen,, jo kann ebenfowenig eine Kondemnation erfolgen. Der 
Widerſtand eines Schiffes gegen das Anhalten u. ſ. w. muß thatſächlich erfolgt 
fein, nicht blos in einem Proteft beftehen. Eine Kondemnation wegen des Wider: 
ftande wird aber nur dann erfolgen fünnen, wenn die Handlungen, gegen welche 
der Widerftand erfolgte, reglementsmäßige waren. 

Die Rechtsfolge der Kondemnation wird wejentlich beitehen in dem 
Verluſt des Eigenthums an Schiff oder Ladung oder an beiden zugleih. Schiff 
und Ladung verfallen bei Kriegsfontrebandezufuhr nach Preuß. Prifenregl. 
$ 7 Punkt 2 und nach dem Dänifchen Recht vom 16. Febr. 1864 II. 11 b nur, 
falls die Ladung ausschließlich aus Kriegskontrebande beiteht, nach Deiterr. 
Verordn. vom 9. Yuli 1866 $ 5 Punkt 6, wenn die Menge eine im Verhältniß 
zur übrigen Ladung erhebliche ift, mach der Franzöſ. Instr. $ 6 und der Instr. 
compl. $ 9, wenn die Ladung zu Dreiviertel aus Kriegskontrebande beſteht; 
nach dem tal. Seerechtäfoder (art. 215) verfällt in jedem Fall das Kriegs— 
fontrebande führende Schiff, nach dem Vertrag Italiens mit den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika (art. 12) aber und nach dem Ruſſiſchen Ulas vom 24. Mai 1877 
(art. 6) nur die für den Feind deftinirte Kriegsfontrebande, nad 
Ruffifcher Beitimmung aber nur, fall neutrale Schiffe fie zuführen, die Ruffiichen 
Prijenregeln von 1869 ($ 76) laſſen auch das neutrale Schiff verfallen, falls 
jeineLadung nur aus Kriegskontrebande befteht. Auch die Schwediſche 
Prifenordonnanz ($ 6), jowie Verträge Rußlands mit Großbritannien vom 20. Juni 
1766 (art. 11) und 20. Febr. 1797 (art. 11), jowie mit Portugal vom 20. Dez. 
1787 (art. 27) erklären nur die von neutralen Schiffen zugeführte 
Kriegsfontrebande für gute Prije. Die Konfisfation der dem Feinde 
zugeführten Kriegskontrebande überhaupt ift nach pofitiven Beitimmungen zweifellos, 
nur die zur Vertheidigung des Schiffes erforderliche Menge, wenn fie nicht zum 
Widerſtand gegen das arretirende, oder vifitirende, oder faifirende Schiff verwandt 
wurde, wird freigegeben. 

In Bezug auf die Quafisfriegätontrebande tritt nach art. IX. der Franzöfiichen 
Instr. compl. Kaptur des Schiffes ein und nad) art. 7 des Ruffiichen Ukaſes vom 
24. Mai 1877 je nach den Umftänden die Saifie und jelbit Konfisfation jedes fich 
des Transport? derjelben jchuldig machenden neutralen Schiffe. Wird aber dem 
Feinde nur offizielle Korreipondenz überbracht, jo jcheint die Kondemnirung des fie 
transportirenden Schiffes dafür doch zu weitgehend, während fie bei der Zuführung 
von Truppen an den Feind volltommen begründet ift. 

Blofadebrecher verjallen mit ihrer Ladung nach pofitiven Beitimmungen und 
Verträgen, find alſo zu fondemniren, ebenfo Widerjtand leiftende Schiffe, weil fie 
die Durchführung kriegsrechtlicher Maßregeln zu verhindern beabfichtigen. 

In Bezug auf Reprijen oder dem Prijennehmer wieder abgenommene Schiffe 
oder Güter gelten folgende Beitimmungen. Nur dad Dänifche Reglement vom 16. Febr. 
1864 (II. 11) betrachtet Reprifen an nationalen Schiffen als gute Priſe; das 
Preuß. Reglement ($ 10), die Defterr. Verordn. vom 9. Juli 1866 ($ 8) und ber 
Italien. Seerechtöfoder (art. 219) verordnen Rüdgabe an den Gigenthümer; nach 
Spanifchem Recht (Ordenanzas de l’Armada von 1748 und del Corso de 1779) 
erfolgt diefelbe nur, falls die Prife noch nicht in einen feindlichen Hafen geführt 
war und noch nicht 24 Stunden im Befit des Feindes war; nach Portugiefischem Recht 
(Codigo de las partidas, part. II. tit. 9 1. 7) auch dann, falls die Priſe mehr als 
24 Stunden im Befit des Feindes war. Nach den Ruffiichen Prifenregeln ($$ 120 ff.) 
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iſt eine jede Repriſe dem Eigenthümer zurückzuerſtatten, falls die Priſe weniger als 
24 Stunden in den Händen des Feindes war. 

Die Repriſen an Schiffen der Alliirten werden nach Spaniſchem Recht 
zurückerſtattet an den urſprünglichen Eigenthümer, wenn die Priſe noch nicht 24 Stunden 
im Befi des Feindes war, das Portugiefiiche und Ruſſiſche Recht gewähren Zurüd- 
erftattung im Falle der Reziprozität, das Italieniſche Recht bedingungslos. 

Die Reprijen an neutralen Schiffen werden nach Franzöſiſchem (Instr. art. 11) 
und Ruffiichem Recht nicht zurüderjtattet an den früheren Eigenthümer, falls die 
Prifen mehr ala 24 Stunden im Befit bes Feindes waren. 

England reftituirt allüirte und neutrale Schiffe unter Bedingung der Reciprocität 
(Hall in der Rev. d. dr. intern. X p. 193). Die Vereinigten Staaten von Nord» 
amerifa reftituiren nur die noch nicht fondemnirten Prifen und diefe auch nur dann, 
ialls fie entweder den Vereinsſtaaten gehören oder in ihnen oder unter ihrem Schuße 
lebenden Perſonen; unter der Bedingung der Reziprozität aber den beftändig auf 
dem Territorium und unter dem Schuße eines befreundeten Staates lebenden Per- 
ſonen (Amerik. Prifenacte von 1864 art. 29). 

Eine Prime wird für die zurüderjtattete Reprife nach Spanifchem und Ruſſiſchem 
Recht immer gefordert, nach Engl. Recht für alliirtes und neutrales Gut, nad 
Franzöſ. Recht für nationale Schiffe und für ein meutrales, falle es mehr ala 
24 Stunden im Befi des Feindes verblieb; nach Italien. Recht weder für nationale 
noch für alliirte. Nach Amerikan. Recht werden allgemein den Refaptoren Berge: 
lohn, Koften und Auslagen gezahlt. 

Die Verträge der Staaten (Vertrag Frankreicha mit den Niederlanden vom 1. Mai 
1781, der Niederlande mit den Bereinigten Staaten von Nordamerika vom 8. Oft. 
1782, Preußens mit den Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 10. Sept. 1785, 
vom 11. Juli 1799 Art. 17—21 und 1. Mai 1828 Art. 12) jtatuiren Rück— 
erftattung der Reprifen an den rechtmäßigen Eigenthümer, einige Verträge gegen 
eine Prime oder gegen eine r&compense du sauvement, andere nur, falls die Prije 
nicht mehr als 24 Stunden in den Händen des Feindes war, und falls fie noch 
nicht in einen feindlichen oder neutralen Hafen geführt war. 

Nach der Darlegung deffen, was Gegenjtand einer Prife fein könne, und ber 
Handlungen, welche zum Prifemachen und Kondemniren berechtigen, jo daß das P. 
nur für verbotene Handlungen geübt werden kann, welche mit den Prifegegenftänden 
begangen wurden, und der Uebergang einer Prifenjache in das Eigenthum des priſe— 
machenden Staates ala eine civile Folge des dffentlicherechtlichen Prifenurtheiles 
ericheint, wodurd; das P. den Charakter einer gewaltfamen und gemwinnfüchtigen 
Erwerbsart einbüßt, ift e8 noch erforderlich, die formell berechtigte Ausübung des 
P. darzuitellen. 

Autorifirt zur Ausübung des P. find nur die Kriegsſchiffe kriegführender Staaten 
(ſ. d. Ordonnanz der Niederlande vom 26. Jan. 1781 art. VI; Preuß. Reglement 
$ 1; Defterr. VBerordn. vom 3. März 1864 $ 1 und vom 21. März 1864 $ 5; 
Ruffiſche Prifenregeln von 1869 SS 7 und 64). Gegen die Kaperftaaten find aber 
Reprefjalien gejtattet (art. 208 des Italien. Seerechts). Einem Privatichiff, welches 
fi) gegen einen feindlichen Angriff vertheidigt, fteht nach Italien. Seerecht (art. 209) 
das Recht zu, daffelbe zu nehmen. Das genommene Schiff müßte indeß, nach der 
Rechtsanſchauung der Parifer Deklarationsftaaten, dem Staate des nehmenden 
Schiffes zufallen. 

Die Ausübung des P. darf beginnen mit der Kriegserflärung und jchließt ab 
mit dem Friedensſchluß, cefftirt aber auch während eines zur Kenntniß der Kriegs— 
fahrzeuge der Kriegführenden gekommenen Waffenftillftandes (SS 31 und 87 ber 
Rufſiſchen Prifenregeln). Indeß wird in der Regel das P. erft einige Zeit (drei bis 
ſechs Wochen) nach der Kriegserflärung in Bezug auf in einen blofirten Hafen ein= 
laufende oder aus demſelben auslaufende Schiffe geübt. Bejondere Publikationen 
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der Kriegführenden beſtimmen die gewährte Friſt. Ueberhaupt aber wird das P. 
an Schiff oder Ladung mur geübt werden dürfen, unter Vorausſetzung der Kenntniß— 
nahme von der Kriegserklärung durch die bezüglichen Kapitäne oder Eigenthümer 
der Ladung. 

Das P. darf von den Kriegführenden in ihren Gewäflern und auf offener See, 
nicht aber in neutralen Gewäffern geübt werden (Dän. Regl. vom 16. Febr. 1864; 
Preuß. 8 9; Dejterr. Berordn. vom 3. März 1864 $ 3; Franzöſ. Inftr. $ 4 und 
Ergänzungen zu derjelben 8 1; Ruſſiſches P. 88 20, 21, 27 u. 28; Schwebijche 
Drd. art. I. $ 1; Werman der Piorte an den Kapudan-Paſcha, März 1793 und 
Italien. Inftr. art. IV. Verträge: Frankreichs mit England vom 26. Sept. 1736 
art. 11 und mit Rußland vom 11. Januar 1787 art, 28). Das Franzöſiſche 
Conseil des Prises erklärte die in neutralen Gewäſſern gemachten Prifen für null 
und nichtig mittels Entjcheidung vom 27. fruct. J. VIII, während die Ruſſiſchen 
Regeln SS 25 und 26 dem neutralen Staat die Prije zuiprechen und die Regierung 
des KHaptorjtaates zur Entichädigung an den Eigenthümer verpflichten. 

Das P. müßte in ein Recht der Beichlagnahme (saisie) verwandelt werden. 
Der art. 3 der Pariſer Deklaration jpricht nur von nicht zu faifirenden Gegenjtänden, 
nirgends fpricht dieje Deklaration von Prifen. Die Saifte drüdt nur eine proviſoriſche 
Mafregel aus, die erſt und nur eventuell: im alle der Kondemnation durch Prijen- 
gerichtöurtheil zur definitiven wird, da ja die Saifie durch ein freifprechendes Urtheil 
auch aufgehoben werden kann. 

Auf das Anhalten eines Schiffes (ſ. d. Art. Durchſuchungsrecht) folgt 
die Vifite, auf die Viſite eventuell auch die Durchfuchung (ſ. denjelben Art.). Die 
Saifie ift aber nicht die nothwendige Folge weder der einen, noch der anderen, 
fondern erfolgt nur je nach deren Ergebniß. Gine Saifie ohne vorhergehende Bifite 
ift aber unzuläffig (Franzöſ. Inftr. art. 15). Die Saifie fann, um ein Rechtsaft 
zu jein, nur unter gewifjen VBorausjegungen und in Form Rechtens effeltuirt werden. 
Die Beitimmungen der meiften Reglements und Verträge bezogen fich nur auf die 
Saifie neutraler Schiffe, da die feindlichen früher ipso iure verfielen. Nachdem die 
meiften Seeſtaaten auch feindliche Schiffe nur für verbotene Handlungen verfallen 
lafjen, und einige Staaten auch Beitimmungen über das P. an eigenen oder natio— 
nalen Schiffen enthalten, ift auch die Saiſie an allen Kategorien von Schiffen, 
abgejehen von deren Nationalität, gleicher Regelung zu unterwerfen. Nach den 
Beitimmungen der einzelnen Staaten fann die Saifie ausgeübt werden wegen ver— 
botener Transporte don Kriegsfontrebande und Quaſi-Kriegskontrebande, d. h. der 
offiziellen Korreipondenz des Feindes, der Truppen des Feindes oder für den Feind 
(Ital. Inftr. art. VIII, Franzöſ. Inftr. art. V und VI und compl&m. art. XI; 
Ruſſiſche Prifenregeln SS 14 und 15) und von Fourniture für Kriegsschiffe (Ruffticher 
Ulas vom 24. Mai 1877 art. 7), wegen Blofadebruch® und wegen Widerjtandes 
gegen die Anhaltung, Bifitation oder Durchſuchung. Die Saifte ift aber auch aus— 
geübt worden für den Fall der Verbächtigkeit, ferner wegen faljcher, gefälfchter oder 
doppelter Schiffspapiere, wegen Vernichtung oder Werfen derjelben ins Meer beim 
Herannahen des arretirenden Kreuzer (Schwed. Vertr.; verich. Spanifche, Franzöſ. 
Inſtr. art. VI und instr. compl. art. V, IX und X; Dän. Regl. vom 16. Febr. 


1864 88 6, 7 und 10; Defterr. Verordn. vom 3. März 1864 88 1 und 2 und vom- 


9. Juli 1866 88 1 und 2; Preuß. Regl. SS 2—6; Italien. Seerecht art. 211 
und Inftr. art. 20; Ruſſiſche Prijenregeln SS 10, 60, 76, 83—88 und 101). Die 
Ruſſiſchen Prifenregeln nehmen ein zu wiffenjchaftlichen Erpeditionen bejtimmtes 
Schiff unter der Vorausjegung von der Saifie aus, daß «8 die Neutralitätägeieße 
beobachtet. 

So lange die Nationalität der Schiffe für die Saifte von Bedeutung ift, find 
es auch die bezüglichen Beitimmungen. Es finden fich diejelben in Geſetzbüchern, 
Berordnungen und Verträgen (art. 226 des Code de commerce; art. 724 bes 
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Ruffiihen HGB.; Geſetz des Nordd. Bundes vom 25. Dft. 1867, gültig für das 
Deutsche Reich nach Art. 80 al. 2 der Berf.; Däniſches Gejeg vom 13. März 
1867 und Dän. lettre patente vom 25. Juli 1870 $ 1; Verordn. der Nieder- 
lande vom 26. Yan. 1761; Spanifche Verordn. von 1748 und 1802 und Königl. 
Dekrete vom 6. Dez. 1808, 10. Nov. 1829 und 6. Yuli 1830; Schwediſche 
Ordonnanz vom 21. Jan. 1804; Franzöſ. Zollreglement vom 26. Juli 1778 art 2; 
Instr. compl. von 1870 art. 6; Ruſſiſche Prifenregeln von 1869 $ 41; Oeſterr. 
Berordn. vom 7. Aug. 1803 Art. 9; Preuß. Kriegödeflaration und Verordn. vom 
30. April 1781 Art. TI—V; Türkiſche Verordn. vom Aug. 1870; Inſtruktionen 
zu Prifentonventionen Englands und Frankreichs vom 10. Mai 1854 art. 3, 2° 
und Defterreichd und Preußens vom 6. Juni 1862 Art. 3 b; Vertrag Rußlands 
mit Portugal vom 9./20. Dez. 1787 art. XI; Preußens mit den Vereinigten Staaten 
von Nordamerifa vom 10. Sept. 1785 Art. 14 und vom 11. Juli 1799). Nad 
Verordnungen (Dän. Regl. vom 16. Febr. 1864 $ 9; Oeſterr. Verordn. vom 
3. März 1864) und VBerträgen (Ruflands mit Portugal von 1787; Deutjch- 
lands mit Portugal vom 2. März 1872; Preußens mit Griechenland‘ vom 12. Aug. 
1839; Belgiens mit Griechenland vom 25. Sept. 1840; Hollands mit Griechen- 
land vom 22. Febr. 1843 und Italiens mit den Bereinigten Staaten von Nord» 
amerifa vom 26. Febr. 1871) joll die Nationalität eines Schiffes nad 
der Gejehgebung desjenigen Landes, welchem es angehört, be— 
ftimmt werden. Troßdem jcheint eine allgemeine internationale Regelung diefer 
Frage erwünſcht. Mit Beziehung auf die angeführten Gejege, Verordnungen und Ver— 
träge würden fich die international zu fordernden Schifföpapiere reduziren lafjen auf 
1) ein Dokument über das Eigenthum am Schiff, oder 2) auf das Konnoffement, 
welches über Eigenthbum, Natur und Dejtination der Ladung Auskunft giebt; 
3) auf das Schiffemannjchaftsverzeichnig, mit Angabe der Nationalität des Schiffers 
und der Mannjchait; 4) die Päfle, falls fie nicht durch das Verzeichniß unter 3 
entbehrlich werden fönnen, und 5) das Schiffsjournal. Daß auch nur ein Schiffe- 
papier das Eigenthum an einem Schiff konjtatiren könne, wenn es eine präzije Be— 
ftinnmung darüber enthält, beſagen das Franzöſ. Reglement vom 26. Juli 1778 
und die Franzöſ. Instr. compl. von 1870 art. 6, 2 (f. auch Ruffiiche Prijen- 
regeln $ 59). 

Was jpeziell die Saifie wegen Blokadebruchs anbetrifft, jo kann eine Saifie 
nicht blos erft dann ftattfinden, nachdem das angehaltene Schiff jchon einmal vom 
Blokadeſchiff zurückgewieſen worden, — wie das die Verträge der Vereinigten Staaten 
von Nordamerifa mit Schweden vom 4. Sept. 1816 (art. 18) und vom 4. Juli 
1827 (art. 18), mit Preußen vom 1. Mai 1828 (Art. 13) und Griechenland vom 
22. Dez. 1837 (art. 16), von Preußen mit Griechenland vom 12. Aug. 1839 
(Art. 20) und Griechenlands mit den Hanſeſtädten vom 15. Dez. 1846 (art. 17) 
vereinbaren, — jondern auch jchon dann, wenn das angehaltene Schiff, wenngleich 
von der Blofade unterrichtet, dennoch den Blofadebruch verfuchte. Auch die citirten 
Verträge erachten für den erſten Verſuch die Kaptur oder Kondemnation für 
zuläffig, falls bewielen werden fann, daß das Fahrzeug auf feiner Reife hat erfahren 
fönnen und müſſen, daß die Blofade des fraglichen Plates noch fortdauert. Nach 
Schwediicher Ordonnanz von 1808 (Art. IS 8) führt aber unbedingt erft der zweite 
Verſuch zur Saifie. Gleiches vereinbarten die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
und die Amerikanischen Südftaaten 1824, 1825, 1831, 1832 und 1836. MWogegen 
‘art. 14 des Vertrags der Vereinigten Staaten von Nordamerifa mit Jtalien vom 
26. Febr. 1871 die Saifie beim erſten Verfuch nur dann nicht eintreten läßt, wenn 
das angehaltene Schiff von der Blofade feine Kenntniß hatte. 

Beabfichtigt das arretirende Kriegsichiff einen Kauffahrer zu faifiren, jo müflen 
die Schiffälufen und die Pulverfammer des genommenen Schiffes geichloffen und 
verfiegelt, die Ladung unter Verschluß gebracht und verfiegelt werden. Schiff und 
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Ladung find mit Beſchlag zu belegen und zu inventarifiren, und auf das genommene 
Schiff wird eine zu deffen Behauptung und zur Aufrechterhaltung der Ordnung aus— 
reichende Mannſchaft vom Kriegsſchiff übergeführt. Schiffspapiere und Briefe werden 
gleichfalls mit Beichlag belegt, inventarifirt und verfiegelt. Ueber die Saifie, den 
Zuftand des Schiffes und der Ladung und die gejchehene Inventarifirung wird ein 
Protokoll aufgenommen. Schiff und Ladung find auf der Fahrt, außer in dringenden 
Trällen namentlich zur Vermeidung von Deteriorationen, intakt zu erhalten, und ift 
die Ladung nicht zu Öffnen. Die Mannfchaft des jaifirten Schiffes wird nur dann 
friegägefangen, wenn fie zum Militär des Feindes gehört oder ein feindjeliges Be— 
nehmen an den Tag legt, übrigens ift die Mannſchaft zu ernähren, Eleiden und 
erforderlichenfalld zu pflegen. Die Verbrennung oder Verſenkung eines jaifirten 
Schiffes, über welche Akte ein Protokoll aufzunehmen ift, find geftattet: 1) falls es 
jchwierig ift, das Schiff wegen feines jchlechten Zuftandes bei Seegang über Waſſer 
zu halten; 2) wenn das Schiff jo jchlecht ſegelt, daß es dem KHriegsichiff nicht folgen 
fann und deshalb vom Feinde genommen werden könnte; 3) wenn eine herannahende 
feindliche Srieggmacht die Wiederabnahme der Prije befürchten läßt; 4) wenn das 
arretirende Kriegsſchiff, ohne Verringerung der zu feiner legalen Sicherheit erforder: 
lichen Mannſchaftszahl, nicht im Stande ift, die genügende Mannichaft auf das 
genommene Schiff überzuführen; 5) wenn die Prife zu werthlos, ala daß fich deren 
Abführung lohnt; 6) wenn ein Hafen, wohin die Prife geführt werden könnte, zu 
weit entfernt ift. (Die einen oder anderen der voritehend angeführten Beitimmungen 
finden fich in der Verordnung der Niederlande vom 26. Yan. 1785; im Dänijchen 
Regl. vom 16. Febr. 1864 $$ 15, 18 und 19; in den Dejterr. Verordn. vom 
3. März 1864 88 10, 11 und 14, und vom 9. Juli 1866 SS 7, 12 und 15; 
im Preuß. Prifenveglement SS 13, 16 und 18; in den Franzöf. Inſtr. von 1870 
art. 15 und compl. $ 20; in den Ruffiichen Prifenregeln SS 66—72, 104 und 108; 
in der Akte der Vereinigten Staaten von Nordamerifa von 1864 art. 1; in der 
Inſtr. der Prifentonvention Englands und Frankreich von 1854 art. 3 und 6, und 
der Inſtr. der Prifenktonvention Defterreichd und Preußens von 1864 Art. 1—3 und 6, 
und in dem Vertrag Italiens mit den Vereinigten Staaten von Nordamerila von 
1871 art. 16 und 20.) 63 ijt jelbitveritändlich, daß vor der Vernichtung des 
genommenen Schiffes das geſammte Perfonal deffelben von -demjelben entfernt und 
deifen Ladung möglichjt geborgen wird, jowie daß die Legalität der Fortnahme und 
Vernichtung prifengerichtlicher Prüfung unterliegt. 

Ein genommene Schiff ift zumächit von dem daffelbe fortführenden Kriegsſchiff 
in den nächiten Hafen des Nehmeftaates zu bringen. Nur wenn fich in der Nähe 
des Ortes der Prijennahme ein Hafen des Nehmejtaates nicht befindet oder wenn 
ein jolcher zu weit entfernt iſt, fann das Schiff in einen Hafen einer alliirten Macht 
verbracht werden, in einen Hafen einer neutralen aber nur wegen Seenoth und wenn 
das begleitende Kriegsſchiff von einer feindlichen Uebermacht verfolgt ift. (Val. 
Niederländiiches Plakat vom 6. Jan. 1711; Schwediiche Praris in dem citirten 
B.rapport, Revue de droit intern. T. X. 224; Dän. Prijenregl. vom 16. Febr. 1864 
$ 15; Defterr. Verordbn. vom 3. März 1864 $ 10, vom 21. März 1864 8 5, 
vom 9, Juli 1866 $ 13; Preuß. Regl. 88 14 und 15; Franzöſ. Inſtr. $ 18; 
Nuffiiche Regeln SS 9, 104—106; Prijenfonvent. von England und Frankreich von 
1854 und von Defterreich und Preußen von 1864 Art. 3 und 5.) Die eben citirten 
Beitimmungen jtimmen im Allgemeinen überein. Die VBerbringung von genommenen 
Schiffen, jog. Prifen in neutrale Häfen und ihr Verkauf dafelbjt wird jet von der 
Mehrzahl der Seeftaaten nicht gewährt oder nur ein Aufenthalt von 24 Stunden, 
außer im Fall erzwungener Stellungen. (Siehe die Holländ. minifter. Verordn. 
vom 14. und 15. April 1854; Extrakt aus der Girkulärnote, betr. die Neutralitäts- 
erklärung Dänemarks [beigefügt der lettre patente vom 20. April 1854] 2° u. 4°; 
Franzöſ. Neutralitätserflärung vom 9. Juni 1861 und 6. Mai 1877; Italieniſche 
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Neutralitätserklärung vom 6. April 1864; Dejterr. Ordonnanz vom 7. Aug. 1803 
Art. 17 und vom 25. Mai 1854 Art. 7 und 2; Girkularverordn. und Injtr. vom 
16. Nov. 1866 und Neutralitätädefret vom 11. Mai 1877 Art. 2; Neutralitäts- 
erflärung der Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 22. Aug. 1870 und Er- 
Härung des Attorney General vom 28. April 1855; Bertrag von Preußen und 
den DVereinigten Staaten von Nordamerifa vom 10. Sept. 1785 art. XIX; vom 
11. Juli 1799 art. XIX und vom 1. Mai 1828 art. XII; Vertrag Schwedens 
und der Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 3. April 1783 art. XVII Nr. 4 
und vom 4. Juli 1827 art. XVIL) 

Wegen des Verfahrens im Verbringungshafen und der gerichtlichen Entjcheidung 
haben wir zu verweiſen auf den Art. Brijengerichte. In dem citirten P.rapport 
it das Verfahren vor der nationalen Unterjuchungsinitang und vor dem international 
zu organifirenden Prijengericht von einander gejchieden. In dem jenem Rapport 
angehängten B.reglementsentwurf find das materielle und formelle P. umfafjende 
Rechtsbeftimmungen, zum Theil auf Grund des beitehenden Rechts, zum heil 
teformirende enthalten. 


git.: Martens, Essai concernant les armateurs, les prises et surtout les reprises, 
Goettingue 1795. — Pistoye et Duverdy, Trait& des prises maritimes, Paris 1855 
2 vol. —G. Lushington, A Manual of Naval Prize law, London 1866. — Bulmerincq, 
Le droit des prises maritimes, 1878, in ber Revue de droit intern. T. X.; Derjelbe, 
Theorie du droit des prises u. les droits nationaux et un projet de r&glement international 
des prises maritimes, ebendafelbft T. XI. — %. 3. Jacobjen, Beiträge zu dem P. der Eng- 
länder und Bemerkungen über dad Däniihe P. Altona 1808. — Pierantoni, Sur les 
rises maritimes d’apres l’&cole et la lögislation italienne, 1875, in der Revue de droit 
intern. VII. p. 619 ss. — Bluntſchli, Das Beuterecht im Kriege, Nördlingen 1878. — 
Hübner, De la saisie des bätiments neutres, A la Haye 1759, 2. Thl. — Seeredt3- 
werfe: Azuni, Systöäme universel des principes du droit maritime de l’Europe, trad. par 
Digeon, Paris an VI. 2 tom. — Nau, Grunbjäße des Völkerſeerechts, Hamburg 1802. — 
Jacobſen, Seerecht des Frieden? und des Krieges in Bezug auf die Kauffahrteiſchiffahrt, 
Altona 1815; Derielbe, Handbuch über das praftiiche Seerecht der Engländer und Fran— 
golem, Pe 1803—1805, 2 Bde. — PöHl3, Dad Seeredt, 3 Thle., — ——— 1832. — 
iruß, Das Seerecht, Leipzig 1838, 2 Thle. — v. Kaltenborn, Grundjäße des praft. 
Europätichen Seerecht3, Berlin 1851, 2 Thle. — Cauchy, De droit maritime international, 
Paris 1862, 2 vol. — Ortolan, Rögles internationales et diplomatie de la mer, Par. 
1864, 2 vol. — W. de Burgh, The Elements of maritime international law, London 
1868. — Negrin, Tratado elemental de Derecho internacional maritimo, Madrid 1873. — 
Masse, Le droit commerciel dans ses rapports avec le droit des gens, Paris 1874, 
I. hl. — Bölterrehtäwerte: v. Martens, Klüber, RA ART ppenheim, 
Bluntihli,v. Wildmann, Morning, Phillimore, Twiß, Ereafy, Wheaton, 
Kent u. Dubley Field, Galvo u. Fiore — Siehe auch die Schriften über die Rechte 
ber Neutralen beim Art. Neutralitätsgejeße. U. Bulmerinca. 


Privatanflage. I. (Vorläufer der neuen Gejekgebung.) Die P., 
db. i. jenes Verhältniß einer Privatperfon zu einem StrafPrz., vermöge deſſen 
diejelbe auf die Erhebung und Durchführung der Klage Einfluß zu nehmen berufen 
ijt, kann unter die verjchiedenartigiten Gefichtspunfte gebracht werden: 

1) Lediglich zu theoretifchen Zweden, wie 3. B. zur Begründung des Unter- 
juchungsprinzips im Strafßrz., pflegt man darauf hinzuweilen, daß in den Ur— 
zuftänden der Völker die öffentliche Natur des Strafrechtd noch nicht zur Geltung 
gefommen jei und daher auch für die Verfolgung deſſen, was erſt jpäter als friminelles 
Unrecht erfannt wird, noch feine jelbjtändige Yorm gefunden wurde. Das Charak— 
teriftijche dieſes Zuftandes liegt darin, daß die große Mehrzahl der Delikte nur 
dann und nur joweit geahndet wird, ald der durch die rechtswidrige Handlung 
Verletzte dies fordert. 

2) Da, wo einerſeits die öffentliche Natur des Strafprozeſſes bereits erkannt, 
andererjeits aber weder der Inquifitionsprozeß entwidelt, noch ein Organismus von 
zur Anklage berufenen öffentlichen Beamten eingerichtet ift, bleibt nichts übrig, als 
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die Durchführung der Öffentlichen Klage (ala jolcher) in Privathände zu legen, 
jei es nun, daß dieſe fich freiwillig darbieten, wie im republifanifchen Rom, jei es, 
daß eine Verpflichtung von Privaten, unter gewiflen Umftänden die öffentliche Klage 
in die Hand zu nehmen, ftatuirt wird, wie in England. 

3) In Frankreich, wo das unter 2) erwähnte Verhältnig dadurch aus— 
geichloffen wurde, daß der Organismus der Staatsanwaltichait geichaffen ward, 
ward doch von jeher auch die Berechtigung des durch die ftrafbare Handlung Be— 
ſchädigten, auf den Strafprozeß Einfluß zu üben, anerfannt. Der Theorie nach wird 
ein dem Adhäſionsprozeß ähnliches Verhältniß zioifchen der öffentlichen Klage (action 
publique) als Hauptjache und der Privatllage (action civile) als Nebenjache und 
dem entjprechend eine Streitgenofienichaft zwischen der Staatsanwaltichaft ala Haupt 
partei (partie principale) und dem Privatkläger (partie civile) ala Nebenpartei 
(partie jointe) angenommen; der Theorie nach bringt der Beichädigte vor dem 
Strafrichter nur jenen Anfpruch zur Geltung, welchen er auch vor dem Givilrichter 
erheben könnte, nämlich den Entichädigungsanfpruch. Allein überfieht man die der 
Givilpartei im Franz. StrafPrz. eingeräumten nach der Abjtufung der Delikte in 
Verbrechen, Vergehen und Webertretungen verjchiedenartig geregelten Befugniſſe, jo 
fann man nicht verfennen, daß diefelben auf mehr binauslaufen, — daß dem Be— 
ichädigten vielfach Gelegenheit gegeben ift, mil Umgehung der Staatsanwaltichait und 
gegen deren Willen die Schuldigerflärung und Beitrafung des Angeklagten 
anzuftreben. — Soweit in Deutjchland das Franz. Recht als jolches rezipirt war, 
waren dort dem Bejchädigten im Allgemeinen nicht nur jo weit gehende Befugniſſe nicht 
eingeräumt, jondern e8 war auch der Adhäfionsprozeh auf großen Gebieten nicht zu= 
gelaffen, d. h. es war dem Beichädigten nicht geitattet, feine Entjchädigungsflage vor 
dem Strafrichter und im StrafPrz. anzubringen. 

4) Wie jehr man auch geneigt war, unter der fortjchreitenden Entwidelung 
und Ueberjpannung der Inquifitionsmarime die äußerſten Konjequenzen aus der 
Öffentlichen Natur des Strafrechts zu ziehen, jo konnte man fich doch der Ueber- 
zeugung nie ganz verjchließen, daß es nichtsin allen Fällen zu rechtfertigen ſei, den 
Strafprz. ohne jegliche Rüdfichtnahme auf die Wünfjche des Beichädigten in Gang 
zu jeßen. Zwei Rüdfichten entgegengejegter Art müfjen dabei ins Auge gefaßt 
werden. In gewiffen Fällen wird die unglüdliche Lage des vom Verbrechen Be— 
troffenen durch die Einleitung des StrafPrz. jo verfchlimmert, daß der lehtere ge— 
wiffermaßen das Werk des Verbrechers exit vollendet, und NRüdfichten der Menſch— 
lichkeit dazu drängen, das öffentliche Intereffe an der Beitrafung des Verbrecher 
vor dem des Beichädigten zurüdtreten zu laſſen. Es gilt dies von gewiſſen Ver— 
legungen der Geſchlechtsehre und theilweife auch vom Ehebruch und einigen 
verwandten Delikten. In anderen Fällen ift die Geringfügigfeit der Rechtsverlegung 
und die Berugniß gewiffer Privaten, über das verlete Objekt frei zu verfügen, jo 
auffallend, daß eben mur unter der Vorausfegung, daß der Verletzte Klage erhebt, 
eine Störung der öffentlichen Rechtsordnung, die wejentliche Vorausſetzung jeder 
Beltrafung, als vorhanden angefehen werden kann. In Folge deſſen tft bei der- 
artigen Delikten (jog. Antragsverbrehen) — am vollftändigjten behandelt 
im Königl. Sächſ. StrafGB. — der Grundjat zur Geltung gelangt, daß diefelben 
nicht ohne Antrag des Bejchädigten verfolgt werden dürfen. Faſt unvermeidlich 
folgt Hieraus das Recht zur Rüdnahme des Strafantrages bis zur Fällung 
oder ſelbſt bis zur Belanntmachung des Straferfenntnifjes. — ferner lag der Ge- 
danke jehr nahe, bei den minder wichtigen Antragsdelitten (unter Benugung des 
Franzöſiſchen Vorbildes) dem Verletzten die Verfolgung ſtatt des dieſelbe ablehnenden 
Staatsanwaltes zu geſtatten, ja bei Delikten niederſter Ordnung die Intervention 
des letzteren geradezu auszufchließen und dem Verleten allein zu überlaffen, jo daß 
man alſo im erjten Falle zur jubfidiären, im zweiten zur prinzipalen P. bei einem 
freilich jehr beichränften Kreis von Delikten gelangte. (Auch in diejer Hinficht ift 
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hauptjächlich auf die Rev. Königl. Sächſ. Straf PO. [ipeziell Art. 29—83] und die 
der Thüringifchen Staaten zu verweiſen.) 

5) Grit feit dem Jahre 1860 ift zumeift in den Verhandlungen des Deutjchen 
Juriftentages das Bedürfniß nach erweiterter Einführung der ſubſidiären P. zur 
Sprache gebracht worden. Es handelte fich hierbei um das prinzipielle Bedürfniß 
einer Korrektur der Berugniß der Staatdanwaltichait, allein darüber zu entjcheiden, 
ob die jtrafrechtliche Verfolgung in einem bejtimmten Falle zu unterbleiben habe 
(dog. Anklagemonopol der Staatsanwaltichaft),. Bon der einen Seite wurde geltend 
gemacht, daß die Erhebung der Strafflage nicht in das Belieben, jondern in das 
pflichtmäßige Ermeffen des Staatsanwaltes geftellt fein, — daß eine Kontrole des 
(eßteren durch Ginräumung einer Anklagebefugnig an den Beichädigten nur einen 
Rückfall entweder in die privatrechtliche Auffaffung des Strafrechts oder in den In— 
quifitionsprozeß, welcher den Richter fich jelbjt in Bewegung jegen läßt, involvire. — 
Bon der anderen Seite ward aber betont, daß der Beichädigte ein ganz unverfenn- 
bares unmittelbares und mittelbares Intereffe an der Verfolgung des an ihm ver- 
übten Deliktes habe, dat der Staatsanwalt über das öffentliche Intereffe an der 
Verfolgung der Delikte nach feinem Befinden urtheilen könne, einem Privaten aber 
der Zugang zum Richter durch einen Beamten der Juftizverwaltung nicht jolle ver- 
legt werden können. Der Deutjche Juriftentag entichied fich nach eingehender Verhand— 
(ung für die Empfehlung der fjubjidiären P. in dem Sinne, daß wenn der Staats— 
anmwalt die Verfolgung einer ftrafbaren Handlung ablehne, der Beichädigte unmittelbar 
bei Gericht den Antrag auf Einleitung der Unterfuchung jtellen fünne. Da, wo der 
Staatsanwalt von der erhobenen Anklage einfeitig zurüdtreten kann, wird man dann 
dem Berlekten in gleichem Sinne gejtatten müffen, die Sache weiter zu führen. 
Andererfeits empfehlen fich als Korrekturen gegen Mißbräuche der P.: die Ein- 
jchränfung derjelben auf die erfte Inſtanz, die Verpflichtung des Staatsanwaltes, 
die Sache im Auge zu halten und deffen Berechtigung, die Verfolgung wieder ſelbſt 
in die Hand zu nehmen, und die Haftung des Privatanflägers für die Koften im 
Falle der Freifprechung des Angeklagten, 

Seither ift in doppelter Richtung eine Wandlung eingetreten. Einerſeits hatte 
die Deutiche Reichagejeggebung im Strafgejeß und in ergänzenden Geſetzen eine große 
Anzahl von Antragadelikten gejchaffen und diefelben durchaus gleichartig mit weit- 
gehenden Berugniffen des Antragsberechtigten ausgerüftet,; e8 waren die gemachten 
Erfahrungen feine günftigen, und es ward auf Nenderung der Geſetzgebung, theil= 
weiſe mit Erfolg, hingearbeitet. Andererfeitö aber griff in die legislativen Erörterungen, 
eine über die Deutichen Grenzen binaus (jpeziell nach Italien) fich Tortpflanzende 
Bewegung ein, welche mit der urjprünglich vom Deutjchen Juriftentage empfohlenen, 
vorfichtig eingeengten P. fich nicht begnügte, indem man, uneingedenk der ſchlimmen 
Erfahrungen der antiken Welt, eine jufidiäre Popularklage, jelbit ein mit dem der 
Staatsanwaltichaft fonkurrirendes jtaatsbürgerliches Anklagerecht alles Ernites zu 
fordern beginnt, wobei man überfieht, daß es unmöglich ift, abnorme Berhältnifie 
in der oberiten Leitung des Staates, wie fie allein eıne Abhülfe in diefer Richtung 
wünſchenswerth erjcheinen laſſen könnten, durch Yuftizeinrichtungen zu befeitigen, am 
mwenigjten aber dies dadurch verfuchen fjollte, daß man der Parteileidenjchaft das 
Gebiet der Strafrechtäpflege ala ein ganz neues Feld des Kampfes erjchließt und die 
Staatöregierung immer mehr in eine Parteiftellung drängt. 

I. (Defterreich.) Bei Darftellung des neueften Standes der Gejehgebung 
muß zunächft Defterreich erwähnt werden, weil dort die StrafPD. von 1878 
und der im Jahre 1874 dem Reichsrathe vorgelegte Entwurf eines Strafgeſetzes die 
unter I erwähnten Fragen ihrer Löfung durch planmäßiges Jneinandergreifen des 
materiellen und Prozekrechtes zuzuführen ſuchten. Das in Oeſterreich beftehende 
materielle Strafrecht fennt nur wenige Ausnahmen von dem Grundjaß der Ver— 
folgung der Delikte von öffentlichen Amts wegen; diefe wenigen u deren „ſtraf⸗ 

». Holgendorff, Enc. II. Rehtäleriton III. 3. Aufl. 
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gerichtliche Verfolgung nur auf Verlangen eines Betheiligten ſtattfindet“, ſind auch 
nach dem neueſten StrafPrz.R. durchaus Gegenſtand der „PB.“ ($ 2 Abi. 2); die Er 
bebung der leßteren muß jedem Einjchreiten der öffentlichen Behörde unbedingt voran- 
gehen; auf den Wunſch des Privatanklägers kann zwar der Staatsanwalt deijen 
Vertretung übernehmen, jonjt aber findet eine Einmifchung der Staatsanwalt: 
ichait in die Verhandlung der Sache in feiner Weiſe jtatt (StraPD. $ 46). Der 
Privatankläger kann bis zu dem Augenblide, wo der Gerichtöhof fich zur Berathung 
des Urtheils zurüdzieht, von der Anklage mit der Wirkung definitiver Beendigung 
des Veriahrens und der Erlöjchung des materiellen Klagerechtes zurüdtreten (StrafGB. 
$ 530; StrafPO. $ 259 3. 2). Diefe Regelung des Gegenjtandes hat zu Klagen 
feinen Anlaß gegeben. Der Entwurf des Strafgejeßes fonnte daher, wie eng er fid 
jonft an das Deutiche Strafgejeß anjchloß , defien Syitem (auch ganz abgejehen von 
den laut gewordenen Bedenken) nicht einfach annehmen, jollte aber auch auf die Vor— 
theile, welche man in der Vermehrung der Tyälle, in welchen dem Willen des Ber- 
legten ein Einfluß geitattet ift, erblicken dürfte, nicht verzichten. Während alſo das 
bisherige Dejterr. Necht nur P.delifte, das Deutjche Geſetz nur Antragsdelikte 
fannte, läßt der Entwurf Beide zu. Nur „auf Grund einer P.“ zu bejtrafen find, 
wie die Motive jagen, Handlungen, „bei denen das Intereſſe des Verletzten an Er: 
langung der Genugthuung oder an Unterlaffung der Verfolgung“ (eriteres 3. B. 
beim Nachdruck, leteres beim Ehebruch), „das öffentliche Intereſſe jo überwiegt, 
dab ihm die Berfolgung ganz überlaffen werden kann und der Staat nicht weiter 
einzutreten hat“, dagegen find „nur auf Antrag zu verfolgen“ jolche Handlungen, 
bei denen „dies zwar nicht in gleichem Maße der Fall ift, jedoch bejondere Gründe 
hinzutreten, welche die Staatögewalt bejtimmen, ihr Ginjchreiten von der Initiative 
des Einzelnen abhängig zu machen“. Den Unterjchied beider Gattungen laſſen die 
ss 80—83 des Entwurfes in Folgendem herantreten: Die Antragsdelikte find Gegen: 
jtand der öffentlichen Anklage, welch’ lettere Lediglich durch Stellung des Antrages 
von Seite eines hierzu Berechtigten bedingt ift; der Antrag bezieht fi auf „die 
That”; er ift eben darum Hinfichtlich der Perfonen untheilbar, und da er micht 
widerruflich ift, übt er feinen anderen Einfluß auf den Prozeß, als welchen eine 
Bedingung der Ergreifung der Initiative jeitens der Staatsanwaltichaft üben kann. 
Der „Privatankläger” dagegen ift von Anfang bis zu Ende dominus litis; die P. 
muß gegen bejtimmte Perfonen, auf welche das Berfahren zu beichränfen iſt, ge 
richtet fein, und ſie kann bis zum Beginn der Vollſtreckung des Strafurtheiles zurüd- 
genommen werden. Der Ausjchuß des Dejterr. Abgeordnetenhaufes hat fich diejen 
Vorichlägen volljtändig angefchloffen. 

Zum bereits geltenden Defterr. Necht zurückkehrend, in welchem das Antrags 
delift noch feinen Pla hat, ift der fubjidiären P. Erwähnung zu thun, welche 
durch die SS 47—49 der StrafPD. von 1873 geregelt wird. Sie nimmt zum Aus— 
gangapunkt den in Dejterreich vorlängft beftehenden Adhäſionsprozeß. Der durch die 
itrafbare Handlung „in feinen Rechten Verlegte fann ſich ... feiner privatrechtlichen 
Anjprüche wegen dem Strafverfahren“ als Privatbetheiligter anjchließen. Er 
fann alfo neben dem Staatsanwalt auf die VBerurtheilung des Beichuldigten hin— 
arbeiten, umd es jcheint aljo nur ein naheliegender weiterer Schritt, daß er, wenn 
der Staatsanwalt die Verfolgung verweigert oder von derjelben zurüdtritt, den 
durch das Anklageprinzip gebotenen Berfolgungsantrag juppliren kann. Dieer 
Antrag unterliegt, auch wenn er vom Staatsanwalt ausgeht, in jedem Stadium 
der Prüfung des Gerichtes,; von dem des Gubfidiaranflägers gilt das Gleiche, nur 
daß bei jeinem Ginfchreiten die Vorunterfuchung ſtets obligatorifch ift (von jtrai- 
baren Handlungen unterfter Ordnung ift Hier ganz abgejehen) und daß zu ihrer 
Einleitung nicht die Zuftimmung des Unterfuchungsrichters genügt, jondern ein Be 
ſchluß der Rathskammer erforderlich ift. — Durch jolches Einjchreiten des „Privat 
betheiligten“ verliert der Prozeh nicht den Charakter, den die Natur der ftrafbaren 
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Handlung als Gegenjtand der öffentlichen Anklage ihm aufprägt: e8 kann daher die 
Staatsanwaltichaft in die Verfolgung jederzeit wieder eintreten. — Gegen Gerichtö- 
befchlüffe, welche die Verfolgung ablehnen, und gegen das Endurtheil hat der Sub: 
fidiarankläger, als folcher, fein Rechtsmittel. Cs kann mit Beruhigung ausgejprochen 
werden, daß dieje Einrichtungen fich bisher bewährt haben, und daß die vielfach 
beforgten gehäffigen Mißbräuche ferngehalten wurden; ja in allerneuejter Zeit legt 
man bdiejer Gefahr jo wenig Bedeutung bei, daß auf Beſeitigung der zuletzt er— 
wähnten Schußwehren Hingearbeitet wird. Die Mehrzahl der Subfidiaranflagen 
wird ſofort vom Gericht abgelehnt; im entgegengejegten Falle übernimmt nicht jelten 
die Staatdanwaltichaft die Verfolgung; Fälle, wo dies nicht geichieht und der Aus— 
gang dennoch dem Subfidiarankläger Recht giebt, find äußerſt jelten. (Der Ent- 
wurt des Strafgejeges fichert ausdrüdlich dem Antragsberechtigten und dem mit der 
Beleidigungsflage Belangten und vermöge der exceptio veritatis am. Ausgang eines 
gegen = Beleidigten geführten Strafprozeſſes Betheiligten die Stellung ala Subfidiar- 
anfläger. 

II (Deutihes Reid.) A. Eigentlihe Privatankflage Das 
EStrafGB. hatte einer beträchtlichen Anzahl von Paragraphen (2 Verbrechen, 24 Ver— 
gehen betreffende SS, 3 Uebertretungsfälle) den Zufaß beigefügt: „Die Verfolgung tritt 
nur auf Antrag ein“ und den Antrag für untheilbar Hinfichtlich der an der Handlung 
(ala Thäter, Theilnehmer oder Begünftiger) Betheiligten erklärt ($ 63). Der Antrag 
fonnte nah 5 64 „nach Verkündung eines auf Strafe lautenden Urtheils nicht 
mehr zurüdgenommen werden“, eine Regel, von welcher allerdings Ausnahmen ge— 
macht wurden, und zwar nach beiden Seiten hin, indem Fälle ftatuirt waren, in 
welchen der Antrag nicht mehr zurüdgenommen werden konnte, jobald einmal „die 
törmliche Anklage bei Gericht erhoben worden“ (StrafGB. $$ 176, 177), während 
andererfeitö bei der Verfolgung der Beleidigung „im Wege der Privatflage oder 
P.“ der Antrag „bis zum Anfange der Vollſtreckung des Urtheiles zurüdgenommen 
werden“ konnte ($ 194 des StraiGB.). — Das RGeſ. vom 26. Febr. 1876 hat 
num zunächit die Fälle der „Verfolgung nur auf Antrag“ nicht unerheblich ver— 
mindert. Die Hauptveränderung beitand aber in der Umkehrung der Regel über die 
Zuläffigkeit der Rüdnahme des Antrages; die leßtere ift jet nur mehr ausnahms- 
weije und nur „bis zur Verkündung eines auf Strafe lautenden Urtheils“ möglich 
(neue Faſſung des $ 64). Diefe Ausnahme tritt bei Beleidigungen mit Einſchluß 
der Fälle der SS 102— 104 u. Entwendungen von Nahrungsmitteln ein ($370, 3.5 u. 6), 
außerdem aber nur in Fällen, wo der Rüdtritt „Angehörigen“ zu ftatten kommt, 
jet es, daß ſchon das Antragsdelikt nur vorhanden ift, wenn die That An— 
gehörigen zur Laft fällt (SS 247, 263, 292), fei es, daß der Nüdtritt ausdrücklich 
nur ihnen gegenüber geitattet wird (KHörperverlegung $ 232 und Sachbeſchädigung 
. Fu — womit allerdings das Prinzip der Untheilbarkeit des Antrags durch— 

öchert ift. 

Durch die Aenderung der angeführten Beitimmung über die Nüdnahme des An- 
trags bei Beleidigungen iſt die dort vorfommende Erwähnung der P. aus dem 
Strafgejeß wieder getilgt worden. Dagegen hat aber die StrafPO. der prinzi- 
palen Privatklage in allerdings jehr beichränkter Weiſe Raum gegeben: „Be— 
leidigungen und Körperverlegungen können, joweit die Verfolgung nur auf 
Antrag eintritt, von dem Verlegten im Wege der Privattlage verjolgt 
werden, ohne daß es einer vorgängigen Anrufung der Staatsanwaltjchait bedari“ 
($ 414). Durch diefe Regelung des Gegenjtandes ift aljo eine Unterart der Ans 
tragädelilte, Delikte, welche Gegenitand der Privatllage jein können, geichaffen, 
eine Unterart, deren Abgrenzung feinegwegd von der Nüdficht auf die Zuläffigkeit 
der Rüdnahme des Antrages beherricht ift, da letztere bei Körperverletzungen, die 
nicht durch Angehörige verübt find, nicht eintritt. Scharf aufgefaßt iſt aljo nad) 
neueitem Deutichen Recht jede ftrafbare Handlung Gegenitand der Öffentlichen 
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Klage, welche jedoch in gewiffen Fällen durch den „Antrag“ des Privaten bedingt 
ift, und unter Umftänden durch deffen Rüdnahme zum Stillftand gebracht werden 
fann, während bei einigen diejer Delikte noch der Staatsanwaltſchaft anheimgegeben 
ift, wegen Mangels eines öffentlichen Intereffes fich des Einfchreitens zu enthalten, 
felbft wenn der „Antrag“ des zur Privatklage Berechtigten vorliegt. 

Dieje Stellung der „Privatllage“ wird weiter dadurch charakterifirt, daß die 
StrafPD. einerjeitö den Adhäſionsprozeß nicht zuläßt, andererſeits aber $ 11 des 
EG. zur StrafPD. beftimmt, daß die „Berfolgung“ von Beleidigungen und 
Körperverlegungen nur mehr nach den Beitimmungen der StrafPO. ftattfindet —, 
womit die bisherigen vor dem Givilrichter zu führenden Injurienprozeſſe bejeitigt 
find, was aber wol die Erhebung eines (wenigſtens auf Körperverlegung baftrten) 
Privatanfpruches auf Entjchädigung vor dem Givilrichter nicht ausfchließt. Immerhin 
führte die Beichränfung der „Privatklage“ gerade auf jene zwei Fälle dahin, daß 
bier auch civilprogeffualiiche Momente hineinjpielen. 

Das Weſen des „Antragsdelikttes“ im Allgemeinen liegt nach dem Straf 
gejeß jet darin, daß es Objekt der öffentlichen Klage ift, deren Erhebung (und aus: 
nahmsweiſe auch deren Fortführung) durch den Mangel (Wiederfortiall) des Antrages 
verhindert wird. Nach der StrafPO. „Lönnen „gewiſſe Antragsdelifte* auf dem 
Wege der P. verfolgt werden” ; das würde für fich allein an dem Recht des Privaten, 
fih auf den Antrag zu beichränfen und von der Staatsanwaltichaft die Verfolgung 
zu verlangen, bei der Schärfe, mit der das Legalitätsprinzip in der StrafPO. be— 
tont wird, nichts ändern, wenn nicht $ 416 der StrafPO. hinzufügte, daß in jolchen 
Fällen „die öffentliche Klage“ „von der Staatsanwaltichaft nur dann erhoben“ wird, 
„wenn dies im öffentlichen Intereſſe Liegt“. Ob letzteres der Fall jei, Hat die 
Staatsanwaltichaft unabhängig, aber pflichtmäßig zu beurtheilen. Man muß alfo 
im $ 416 nicht blos eine Entbindung der Staatdanwaltichaft von der Herr 
ichaft des Legalitätsprinzips, jondern ein (bedingtes) Verbot der Einmiſchung er- 
bliden. Wenn aljo nicht ein öffentliches Intereſſe Hinzutritt, kann die Handlung 
nur durch P. verfolgt werden. Liegt ein jolches dagegen vor, jo hat der Verlette 
die Wahl zwifchen Antrag und P. Ferner erjegt (worin Löwe gegen Keller bei- 
zuftimmen ift) die Privatanflage wol den Antrag, dagegen macht diefer jene nicht 
entbehrlih. Der Antrag ift an eine beftimmte Friſt gebunden, die P. aber nur 
indireft, infofern mit Ablauf der Antragsfrift die Verfolgbarteit der Handlung aufs 
hört. Schlimm ift e8 nun aber, daß die Friſt durch einen Antrag gewahrt werden 
fann, welcher jonjt die Staatsanwaltichait in Bewegung jet und — der Private 
mag wollen oder nicht — zu ungejäumten Austrag der Sache führen muß. Im 
den Fällen der P. kann das Gleiche eintreten, wenn der Staatdanwalt die Ver— 
folgung als im öffentlichen Intereſſe gelegen erklärt: außerdem hängt es ganz vom 
Belieben des Privatanklägers ab, warn er dem Antrag die Anklage folgen laſſen 
will. (So Löwe, anderer Meinung Dohomw.) — Nehnlich greifen die Dinge 
bezüglich der Beendigung des Verfahrens ineinander über: die „Privatflage kann bis 
zur Verkündung des Urtheils erfter Inſtanz und ſoweit zuläffige Berufung eingelegt 
it, bi8 zur Verkündung des Urtheils zweiter Inſtanz zurückgenommen werden“; nun 
iſt aber die Rücknahme des „Antrages“ in den Fällen der Privatflage bei nicht 
an Angehörigen verübten Körperverlegungen unzuläffig, und kann daher bei an= 
genommenem Öffentlichen Intereſſe der fortlebende Antrag die Rüdnahme der Privat- 
flage um jo gewifjer vereiteln, weil die anfängliche Ablehnung der Verfolgung durch 
die Staatsanwaltichaft „in jeder Lage der Sache“ widerrufen werden kann ($ 417 
Abi. 2). (Anderer Meinung v. Schwarze, Grörterungen, ©. 66 ff., deilen Aus— 
führungen aber wejentlih auf dem Berhältniffe des Entwurfes der StrafPD. und 
der Motive hierzu zu dem damals beitandenen materiellen Strafrecht beruhen, wo— 
gegen das Verhältniß der StrafPO. zu dem Geſetze, das bei ihrer Einführung that- 
jächlich galt, zurüdtreten fol.) In den anderen Fällen der P. würde für die Zurüd- 
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ziehung des Antrages, wenn ſie überhaupt noch in Betracht käme, der Endtermin 
nach $ 64 des StrafGB. mit der „Verkündung eines auf Strafe lautenden Urtheils“ 
zujammenfallen, jo daß ein Zeitpunft gedacht werden fann, wo zwar die P., aber 
nicht der in ihr enthaltene Antrag, zurüdgenommen werden fann. 

Hierzu tritt dann noch der Einfluß der Möglichkeit der Privatllage auf die 
Kompetenz. Im Falle der Privatllage ift nämlich die Zuftändigfeit des Schöffen- 
gerichtes begründet ($ 27 Nr. 3 de GBG.); tritt dagegen wegen diejer Delikte die 
Staatdanwaltichaft ein, jo it die Strafkammer zuftändig, kann aber auf Antrag der 
Staatsanwaltichaft die Verhandlung und Enticheidung dem Schöffengericht über: 
weiien ($ 75 Nr. 4 des GBG.). Die Staatsanwaltichaft, welche Hier gemeint ift, 
ift ficher die am Landgericht, nicht der Amtsanwalt. Es iſt alſo Har, daß der 
zur Privatflage Berechtigte, wenn er fich vorerſt auf einen Antrag beſchränken will, 
fih an den Staatsanwalt am Landgericht wendet. Thut er dies nicht umd be— 
tat das Schöffengericht direft mit feiner Klage, jo entfteht nun die Frage, an 
wen die nach $ 422 vorgejchriebene Mittheilung der Anklageichrift an die Staatö- 
anmwaltichaft zur Kenntnißnahme und die nach 8 417 Abi. 1 ftattfindende Be— 
fanntmachung des Termin zur Hauptverhandlung zu ergehen hat? Da nicht zu 
bezweifeln ift, daß die einmal begründete Kompetenz des Schöffengerichtes durch die 
nachträgliche Uebernahme nicht mehr berührt wird, und da im Allgemeinen an— 
zunehmen ift, daß Anordnungen, welche die „Staatsanwaltſchaft“ betreffen, zunächit 
den Beamten angehen, welcher bei dem zuftändigen Gerichte beftellt ift, muß die im 
$ 417 der StrafPD. angeordnete Bekanntmachung des zur Hauptverhandlung be— 
jtimmten Termines der Amtsanwaltjichaft zulommen. Das Gleiche will v. Schwarze 
auch bezüglich der Mittheilung der Anklagefchrift und er kann dafür das eben 
erwähnte Moment und die aus dem entgegengejeßten Vorgange entjtehende Ueber- 
laftung der Staatsanwaltichaft am Landgericht geltend machen. Für die entgegen- 
geſetzte Auffafjung Löwe's jpricht allerdings, daß in diefem Moment die Zu- 
ftändigfeit des Schöffengerichtes noch nicht fichergeitellt ift, da beim Einſchreiten 
der Staatsanwaltichaft das Landgericht zuftändig ift, und daß es bedenklich ift, daß 
dem bei leßterem beftellten Staatsanwalt der Amtsanwalt vorgreifen kann. Allein 
immerhin ift das nur ein Bedenken de lege ferenda; das Geſetz jelbjt aber jcheint 
durch jein Schweigen für den Amtsanwalt zu entjcheiden. 

Das Herüberragen civilprozefjualijcher Momente äußert fich 1) in dem 
(bei in derjelben Gemeinde Wohnenden) obligatorifhen Sühneverjuch bei 
Beleidigungen ($ 420), welcher ja direft nur einen Vergleich über da3 Fundament 
einer Strafflage bezweden fann, eine jehr empfindliche Erichwerung des Verfahrens, 
da der Sühneverfuch der Erhebung der Klage vorangehen muß, einen Gang zum 
Bergleihsamt (allerdings nur innerhalb des Gemeindebezirkes) nöthig macht und große 
Vorſicht fordert, damit inzwijchen nicht die Antragsfriſt ablaufe; gar leicht fünnen 
drei Schriftftüde vor Beginn des Verfahrens nöthig jein: der Antrag, die Anrufung 
des Bergleichsamtes, die Anklageichrift. (Anderer Meinung v. Schwarze, Er- 
Örterungen, S. 45, 46, welcher nachzuweiſen jucht, daß während der Schwebe des 
Sühneverfuches die Antragsfrift ftille fteht, wobei jedoch zu bemerken ift, daß die 
Antragsfrift durch das Reichajtraigejeß geregelt ift, das von Siühneverfuch nichts 
weiß.) 2) In den Beitimmungen über Sicherheitsleiftung, Armenredt 
($ 419) und Koften ($ 503 Abſ. 2u. 3 der StrafPO.; $$ 83 u. 84 des Gerichte- 
foftengejeges). In erfterer Hinficht ift namentlich jchon über den Einfluß der Ver— 
äumung der Sicherheitäleiftung Meinungsverfchiedenheit entjtanden ; Keller, Doch ow 
undv. Schwarze halten die Erneuerung der Privatflage ala einer zurücdgenommenen 
($ 432 der StrafPD.) auch in diefem Falle für unzuläffig, während Löwe (mit 
Unrecht) meint, auch hierin müßten die im $ 419 angerufenen Normen der CPO. 
maßgebend jein, welche unter gleicher VBorausfegung die erneuerte Erhebung der Klage 
geſtatte. — Streitig ift auch der jubjeftive und objektive Umfang des Armenrechts 
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(vgl. v. Schwarze, Grörterungen, ©. 49). 3) In der Widerflage ($ 428). 
4) In dem Einfluß des Todes der Berechtigten ($ 433) und der Nichteinhaltung 
von diefem unter Androhung der Einftellung des Verfahrens geſetzten Frijten ($ 431). 

Zu den Einzelheiten des P.verfahrens übergehend, iſt Folgendes hervorzuheben: 
1) Die Berechtigung zur Erhebung der Privatllage richtet ſich in 
eriter Linie allerdings nach den Beitimmungen des Straigejeßes über die Berechtigung 
zum Strafantrag. Doch konnte fich die StrafPO. nicht damit begnügen, auf dieie 
zu verweilen. Derjenige, welcher einen gejeglichen Vertreter hat, kann wol einen 
Strafantrag ftellen, das Recht zu ſelbſtändiger Erhebung der P. ift ihm jedoch ab» 
geiprochen ($ 414 Abi. 3). (Zu diefem Refultat gelangt troß eingehend begründeten 
MWiderjtrebens auch v. Schwarze) Auch die Vertretung der Korporationen u. j. w. 
it ausdrücklich denfelben Perjonen zugewiejen, durch welche fie in bürgerlichen Rechte» 
jtreitigfeiten vertreten werden; da ein Gejeg einen all, der nie eintreten wird, 
auch nicht Hypothetiich jegen kann, und da Klörpewerlegungen an nicht phyſiſchen 
Perjonen nicht begangen werden können, jo ift mit der Anerkennung der Möglichkeit 
einer Privatllage auch die Streitfrage des materiellen Rechts entjchieden, ob Kor 
porationen u. ſ. w. Objekte von Beleidigungen jein fönnen. — Hinfichtlich der 
Konkurrenz mehrerer Berechtigten (insbejondere wegen der Grlöfchung oder 
Zurüdziehung der Klage derfelben) find die Beitimmungen des Straigejeges ($ 62) mit 
denen der StrafPO. (S 415) zu fombiniren. Hervorzuheben iſt die Kontroverſe, 
ob die letztangeführte Beftimmung nur dann Geltung habe, wenn neben dem un: 
mittelbar Berletten jelbjt noch andere zur jelbitändigen Erhebung der Klage Be 
rechtigte vorhanden find (Woitus, Löwe) oder auch dann, wenn durch diefelbe 
That mehrere Perfonen verlegt wurden (v. Schwarze, Dohomw und Geyer). 
Es dürfte Letzteren beizupflichten fein, da es fi nur um die Wirkſamkeit von in 
der Sache ergangenen Entjcheidungen handelt, das Strafverfahren aber jo geitaltet 
werden muß, daß mehrere Prozeffe mit „in der Sache“ verichiedenem Ausgange ent 
ichieden fernzuhalten find, und daß der Beichuldigte gegen die wiederholte Verfolgung 
auf Grund deffelben Faktum, nach einmal ergangener Entjcheidung in der Sache, 
gejchügt werden muß. 2) Die Stellung des Privatanklägers wird, abgejehen 
von jenen jchon oben erwähnten Beſtimmungen, welche das Hereinragen civil 
prozeffualifcher Momente bezeichnen, namentlich dadurch charakterifirt, daß er zwar 
prinzipiell berechtigt ift, fich vertreten zu laffen (durch einen mit jchriftlicher Voll 
macht verjehenen Rechtsanwalt, $ 418), daß er aber angehalten werden fann, 
perfönlich zu erfcheinen ($ 427 Abi. 8), wogegen andererjeits bezweifelt wird (Löwe), 
ob der einmal, jei e8 in Perfon, ſei es durch jeinen Anwalt erichienene Privat- 
fläger fi) nicht vor Schluß der Verhandlung entfernen könne, ohne daß Rücktritt 
von der Klage angenommen wird. (Nach der Dejterr. StrafPD. $ 46 wird Rüd- 
tritt von der P. angenommen, wenn der Privatankläger unterläßt, bei der Haupt— 
verhandlung jeine Schlußanträge zu ftellen.) Weberhaupt unterliegt der Privatkläger 
eingreifender Prozehleitung des Richters, geftügt auf die Androhung der Einftellung 
des Verfahrens ($ 431). Seine Vernehmung als Zeuge muß für unzuläffig erachtet 
werden, weil ein das Gegentheil bejtimmender Paragraph geftrichen wurde; da aber 
jein perjönliches Ericheinen wol nur zum Zwed der VBernehmung gefordert werben 
fann, jo nimmt auch diefe Vernehmung einen civilprozeffualiichen Charakter an, und 
ipriht man daher auch bereit3 von „Zugeftändniffen“ des Privatklägers, welche 
der Entjcheidung zu Grunde zu legen find. — Im Prozeß ſelbſt hat der Privatkläger 
die Aufgabe zu löfen, die fonft der Staatsanwaltichaft zufommt, und es find ihm 
daher auch diefelben Mittheilungen zu machen, er ift in gleicher Weile anzuhören 
und zur Ergreifung von Rechtsmitteln berufen wie jene; doch kann er das Recht der 
Akteneinficht nicht perfönlich, nur durch einen Anwalt ausüben. 3) Für die Stellung 
des Beichuldigten ift bezeichnend, daß auch er fich in der Hauptverhandlung 
durch einen Rechtsanwalt vertreten lafjen kann, daß die Haft (wenn auch nicht 
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die Vorführung) ausgefchloffen ift, und daß er als Widerkläger auftreten kann. 
4) Den Gang des Verfahrens betreffend, jo muß mitunter bei Beleidigungen 
der Erhebung der Klage ein Sühneverfuch vorauögehen, und man (Löwe) hält dies 
für jo unerläßlih, daß er, wenn unterlafien, in jeder Lage der Sache nachgeholt 
werden muß, auch wo diefe Nachholung zwedlos ift und der etwa zu erwartende 
Nuten leicht auf andere Weife erzielt werden kann. (Anderer Meinung v. Schwarze 
für den Fall, wo erft im Laufe des Verfahrens die Trage, ob Hörperverlegung oder 
Beleidigung anders beurtheilt wird.) — Ferner fönnen vorläufige Ermittelungen 
fattfinden; eine Verpflichtung hierzu beiteht für keine Behörde. Das Verfahren ſelbſt 
beginnt mit der förmlichen Anklageſchrift, einer vorläufigen Prüfung derjelben (dev 
Umfang diefer Prüfung und der Einfluß der vorläufigen Zurückweiſung auf die An— 
tragäfrift ift kontrovers; f. v. Schwarze, Erörterungen, ©. 53), ihrer Mittheilung 
an den Beichuldigten und dem nad Anhörung des leßteren ergehenden Beichluß 
über die Eröffnung (oder Nichteröffnung) des Hauptverfahrene. Die Anficht Löwe's, 
dat die Anklage auch wegen Unzulänglichkeit der Beweismittel zurückgewieſen werden 
fan, erklärt v. Schwarze (Erörterungen, ©. 55) für unbegründet; fie hat aber 
den Wortlaut des Geſetzes für fich, weil das Gleiche auch „bei einer von der Staats- 
anwaltichaft unmittelbar erhobenen Anklage Anwendung“ fände. Allerdings aber 
wird der Richter berüdfichtigen müfjen, daß ihm hier nur eine Angabe der Be— 
weismittel vorliegt und daß der Privatfläger nicht wie der Staatsanwalt ein 
Vorbereitungsverfahren organifiren kann; er wird alfo vorläufig die Angaben des 
Privatflägers über die zu gewärtigenden Beweismittel gelten laffen müffen. Bei dem 
ipeziellen Einfluß, den die StrafPO. der Staatsanwaltichait auf die Ladungen und 
auf die Herbeiichaffung des Beweismateriald zur Hauptverhandlung gewährt, war 
bier eine etwas abweichende Regelung nothwendig: Die Beltimmung ift hier dem 
Vorfitenden des Gerichtes überlaffen, daneben ift beiden Theilen das Recht der un— 
mittelbaren Ladung gewahrt ($ 426). 

B. Beihränfung des „Anflagemonopol&“ der Staatdanwalt- 
ihaft. Schon der Entwurf der StrafPD. hatte die jubfidiäre Privatflage nur in 
ſehr beichränftem Umfange aufgenommen, nämlich nur bei Antragsdelikten und nur 
zu Gunften des Verleten. Die Juftizlommiffion des Reichstages beichloß aber die 
völlige Befeitigung der jubfidiären P. und fuchte das Gegengewicht gegen das jog. 
Anktlagemonopol der Staatöanwaltichaft in der Unterjtellung der Staatsanwaltichaft 
unter die die Erhebung der öffentlichen Klage anordnenden Weifungen der Gerichte. 
Nach lebhaftem Wideripruch der Regierung gegen jolche Berleugnung des Grund» 
gedanten® des modernen StrafPrz. gingen aus einem Kompromiß die SS 169—175 
der StrafPO. hervor. Hiernach Hat die Staatsanwaltichaft, wenn fie dem Antrag 
auf Erhebung der öffentlichen Klage feine Folge giebt, „den Antragjteller unter 
Angabe der Gründe zu beicheiden“. „Sit der Antragjteller zugleich der Verletzte, 
io kann er, nachdem der Weg der Beichwerde an den vorgejehten Beamten vergebens 
betreten ijt, binnen einem Monat auf gerichtliche Entjcheidung antragen. Diefe 
Enticheidung kommt dem Oberlandesgericht, joweit nicht ohnehin das Reichsgericht 
zuftändig ift, zu. Das Gericht „kann“ von der Staatsanwaltichaft Mittheilung der 
„bisher von ihr geführten Verhandlungen“ verlangen, dem Beichuldigten Gelegenheit 
zur Erklärung geben, endlich ſelbſt zur Vorbereitung feiner Enticheidung Ermittelungen 
anordnen, und bejchließt dann entweder „die Erhebung der öffentlichen Klage”, 
deren Durchführung der Staatsanwaltjchaft obliegt, oder falls fich hierzu „fein ge— 
nügender Anlaß” ergiebt, die VBerwerfung des Antrages. Letztere hat zur Folge, 
daß die öffentliche Klage nur auf Grund neuer Thatjachen oder Beweismittel erhoben 
werden fanı. Zum Schuß gegen Mißbrauch jollen dienen: 1) Der dem Antrag- 
fteller auferlegte Anwaltszwang; 2) die Verfagung des Armenrechts (ergiebt ſich aus 
den Verhandlungen des Reichätages); 3) die jchon angeführten Friſtbegrenzungen, 
wobei aber wol beachtet werden muß, daß den eriten Antrag an die Staatsanwalt- 


-# 


184 Privatanflage. 


ichaft Jedermann ftellen, der Verletzte fich aljo die Fyrift beliebig offenhalten kann; 
4) die Sicherheitäleiftung „für die durch das BVerfahren über den Antrag und durd 
die Unterfuchung der Staatskaſſe und dem Beichuldigten vorausfichtlich ertwachienden 
Koften“, welche dem Antragjteller auferlegt werden fann. Wird die Sicherheit binnen 
der beftimmten Friſt nicht geleitet, jo ift der Antrag für zurüdgenommen zu erklären, 
daraus folgt, daß dieſe Zurüdnahme überhaupt (bis zur Entſcheidung) zuläffig if. 

C.Nebenklage (f. diefen Art.). Der öffentlichen Klage können fich ala Neben: 
kläger amfchließen: 1) Wer als Privatfläger auftreten könnte, 2) Derjenige, aui 
deſſen Antrag das Gericht der Staatsanwaltichaft gegen ihre Anficht die Erhebung 
der öffentlichen Klage auftrug, „wenn die jtrafbare Handlung gegen jein Leben, jeine 
Gejundheit, jeine Freiheit, jeinen Perfonenftand oder feine Vermögensrechte gerichtet 
mar“. Aus diefem Zujat geht indirekt hervor, daß nicht jeder, der ala „Verletzter“ 
den erwähnten Gerichtöbejchluß erwirken kann, auch ala Nebenkläger einjchreiten 
darf, was man wol hart finden wird, da der „Antragfteller“ für die Koſten haftet 
und hinfichtlich diefer (das heißt der Höhe derjelben) jedenfalls zu hören iſt ($ 504). 
3) Derjenige, welcher die Zuerfennung einer Buße begehrt. Nach fürmlicher, jchrift- 
licher Anjchlußerflärung, über welche das Gericht nach Anhörung der Staatsanwalt: 
jchaft entjcheidet, hat der Nebenkläger im weiteren Berfahren die Rechte des Privat- 
Hägerd. (Will er diefe üben, wozu dann noch den Staatsanwalt zum Einjchreiten 
zwingen? Will er dies nicht, jo wäre dies wol eben jo beachtenäwerth, als die 
Rücknahme des Antrages auf Erhebung der öffentlichen Klage.) 

Lit.: Zu L: Verhandlungen des Deutichen Juriftentages, I. ©. 70, 71, 246; II. Bd. 1 
©. 129-233, 241—275; Bb. ge. 2839 ‚ 373—429 ; L Bd. 1 ©. 64 fi; (v. % en: 
dorf) ©. 198 fi.;(Thomfen) ©. 233 ff.; (John) Bd. 3 ©. 19 ff, 213 ff, Sis ff, 

v. Groß, Strafrechtäpflege in Deutichland, III. S. 385—412; IV. ©. 29—55, 232—240 
Gla I Kleine Schriften, I. ©. 429 ff. — Meyer, Die Mitwirfung der Parteien im 


StrafPrz., Erl. 1873. — S. Mayer, Zur Reform bes StrafPrz., IV. Abichn. (Franff. 1871); 
Derfelbe, Entwurf der Deutichen StrafPO. (1874), S. 308—420. — Hergenhahn, Das 
Antragsrecht im Deutichen Strafrecht, Heft 105 der Deutichen Zeit- und Streitfragen, Berl. 
1878. — v. Holkendorff, Strafrechtägeit., I. ©. 27 ff. (v. Groß), ©. 85 ff. (p. Schwarze), 
S. 392 ff.; eine Reihe von Artikeln von Sundelin, ©. 494 ff.; Bb. IL ©. 49 fi. (Mittel: 
ftädt). — Fuchs, Anklage und Antragddelikte, Brest. 1872. — Reber, Die Antragädelifte 
des Deutichen Strafrechtes, München 1873. — Nefjel, Die Antragsberechtigungen des Deutichen 
REStrafGB., Berl. 1873. — Gneift, Vier Fragen zu der StrafPD., Berl. 1874 ©. 16 fi. — 
Binding, Die drei Grundfragen der Organijation bes —Aã— Leipz. 1876 ©. 41, 5. — 
MWahlberg, Kritik des Entwurfe der Deutichen StrafPD., Wien 1873 ©. 29 -34. — 
v. Bar, Kritik des Entwurfes, ©. 9—12. — Schütze, Das ftaatäbürgerliche Anklagerecht in 
Strafiadhen, Graz 1876. — Janka, Staatliche Klagemonopol oder jubfidiäres Strafklage: 
recht?, Erlangen 1879. — Dochow in dv. N - Jahrbuch für Gejeßgebung, 
Verwaltung und Rechtäpflege des Deutichen Reiches, II. Bd, ©. 462; Derjelbe in 
v. H ——— Handbuch des Strafrechts, IV. S. 286 ff. — Hélie, Traité de l’instruct. 
criminelle, (1. éd. $S 100-105, 115—117, 122—124. — Mangin, L’action publique, 
ss 4—22, 122—128, 131—135. — Dalloz, Repertoire Vbo Instruction criminelle no. 78 
bis 118, 138—165. — Tre&butien, Cours de droit criminel, II. titre 1.— M. H. Godefroi, 
De iis delictis, quae nonnisi ad laesorum querelam vindicantur (Amst. 1837). — Bor- 
sari, Della azione penale, no. 95, 102—125, 243—298. — Carrara, Programma del 
Corso di diritto penale, P. generale Vol. II. (ed. V. 1877) $ 861; Derjelbe, L’azione 
—— in Lucchini’s Rivista Penale Vol. III. p. 2 ss. — Cesarini in ber Rivista 

enale X. 148—165. — V. Aschettino, baf. VI. p. 5—103. — Borsani e Casorati, 
Codice di procedura penale comment. Vol. I. (Milano 1873) SS 64 ss. p. 74 ss., $$ 94 ss. 
. 106 ss. — Casorati im Monitore de’ Tribunali (Mailand) 1878 p. 479. — Glajer, 
Ginflage 2. im Engliſchen Schwurgerichtäverfahren, S. 20—49. 


Zu IL: Motive zur Defterr. StrafPD. vom 23. Mai 1873, Ausgabe der Staatäbruderei 
II. ©. 25—29, Ausg. Kaſerer II. 25—27. — Mayer, Handb. des Defterr. StrafPrz.R. 
(Wien 1876), I. S. 132—138, 402—415. — Ullmann, Das Oefterr. Strafiprz.R. (Innsbruck 
1879), ©. 282—302. — Mitterbadher und Neumayer, Erläuterungen zur StrafPD. (Graz 
1874), ©. 120—160. — Rulf, Die Defterr. Stu. von 1873 (2. Aufl. Wien 1874), 
©. 70—79; Derfelbe, Die Praxis ber Defterr. StrafPrz. (Wien 1878), S. 6—18. — 
Caen et Bertrand, Code d’Instruction erim. d’Autriche (Paris 1875), p. X., XI. 22— 
28. — v. Liszt, Die Privatllage in Defterreich, Gerichts. 1878 ©. 187 ff. 
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er I.: Motive zur StrafPO. ©. 222—240, Anlage 4 zu den Motiven ( ae 
f.. — Kommentare von dv. ee ©. 31 560-580; Löwe, ©. 5ll 
5 518, 833—846; A. Heller, S. 160—176, 455482; Voitus, ©. 211— 217. 48 bis 
446; Dalde, ©. 114—116, 254-266; €. v. Bombarb umb ae. Roller, S. 122—125, 
sh — - Bodom, Der — (3. Aufl. 1880), S Fi 9 — vᷣuch ert 
457. 


er ©. 852 „u — Freu enftein, Das Syftem be3 Bas ber Igen Strafpeagee 

158 ff. — Meves, 3 Strafverfahren 2. Aufl. 1880), 73 f. — v. Schwarze, 
A praft. wichtiger Materien. I. Heft (Zeipz. 1880) S. fFr Auer im Gerichts⸗ 
iaal XXXI. (1879) ©. — Sherer, ebenda, ©. 69 N, 336 — Menzel, Die Privat 


flage nach dem Reichaftrafprogefjrecht, 1880. Blafer. 

Privatverzeihung, j. Verzicht im ftrafrehtlihen Sinne. 

Privilegien Heißen die durch einen Akt der Staatsgewalt unter Abweichung 
von allgemeinen Rechtäregeln begründeten Rechte beftimmter Individuen dem Staat 
oder anderen Staatöbürgern gegenüber. Die Grundlage eines jeden Privilegs ift 
ein gejeßgeberifcher Akt, lex specialis, privilegium im objektiven Sinn. Wie jolcher 
Akt rechtswirkiam zu Stande kommt, ift eine Frage des öffentlichen Rechte. Die 
Berleihung eines einzelnen Privilegs kann unmittelbar durch Gejeg bewirkt werden; 
es kann aber auch öffentliches Recht des Staats fein, daß auf Grund eines Geſetzes 
nach gewifjen Richtungen Hin die Verleihung von Sonderrechten anderen ala den 
geſetzgeberiſchen Organen anvertraut iſt. Gemeinrechtlich wird der unvordenklichen 
Zeit auch bei P. die Bedeutung beigelegt, daß dadurch der Nachweis rechtlicher Ent- 
ftehung erjegt wird. Als wirkliches durch die Staatögewalt begründete Recht 
fteht das Privileg im Gegenjat zu jederzeit widerruflichen Konzeſſionen. Die Ver- 
faffungsurfunden der einzelnen Deutjchen Staaten erkennen e8 zum Theil ausdrück— 
lih an, daß neue P. wenigjtens injoweit, als fie Beichränktungen der Freiheit oder 
des Eigenthums enthalten, nur im Wege der Gefeßgebung, alfo unter Zuftimmung 
der Landesvertretung oder auf Grund von Gejegen, welche die Gewährung regeln, 
bewilligt werden dürfen. Allerdings hat die Entwidelung des Staatörecht? die Er- 
theilung vieler P. zur Verwaltungsſache gemacht, dies gilt in den meiften Deutjchen 
Staaten von der Verleihung von Korporationsrechten, Genehmigung der Ausgabe 
von Inhaberpapieren, ſofern es dazu einer Ermächtigung bedarf, Genehmigung der 
Eijenbagnumternehmungen. Reichsgejeglich ift die Dispenfation von gewifjen Ehe— 
bindernifjen und vom Aufgebot den Landesregierungen zugewiejen. 

Die Eintheilungen der P. in konventionelle und nicht konventionelle, privilegia 
onerosa und gratuita, beziehen fich nicht auf den juriftifchen Entjtehungsgrund, 
jondern auf den Anlaß, der die rechtliche Entjtehung herbeigeführt hat. Diejer An— 
laß kann, je nachdem er fich als ein Vertrag mit oder ohne Gegenleiftung auffaſſen 
läßt, die Interpretation der Verleihungsakte jelbjt verjchieden beeinfluffen. — Aifir- 
mative B. im Gegenfag von negativen erzeugen die Beiugni etwas wirfjam zu 
thun, was ſonſt nicht erlaubt oder unwirkſam ift. Hierhin gehören verliehene 
Hoheitärechte, Patente, Monopole, während ala hauptjächliche Arten negativer P. 
Immunität von Steuern und die Eremtion vom ordentlichen Gerichteftand, vom 
Pfarrzwang und von gewiffen Rechtäregeln, 3. B. des ehelichen Güterrechts, zu nennen 
find. — Ein anderer Gegenſatz iſt der von privilegia personalia und realia, je nach⸗ 
dem das Sonderrecht einem beſtimmten Individuum oder dem Beſitzer einer be— 
ſtimmten Sache zuſteht; man ſpricht daneben auch noch von privilegiis mixtis, die 
beſtimmten Perſonen als Beſitzern einer Sache zuſtehen, z. B. die Steuerfreiheit der 
Kirhengrundftüde. Privilegia personae und causae find eine nur für den Konkurs 
erhebliche, jet nicht mehr praktiſche Unterjcheidung der privilegia exigendi, je nachdem 
diejelben lediglich auf der Perſon des Berechtigten oder auf der Natur der Forderung be— 
ruhen und alfo i im letzteren Fall auch mit dem Forderungsrecht übertragen werden können. 

Die auf P. beruhenden Sonderrechte können in derſelben Weiſe wie andere 
Rechte untergehen. Es kann auch an und Für ſich nicht als eine Beſonderheit der 
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P. bezeichnet werden, daß fie durch neuen Gejeßesaft des Staats widerrufen werden 
fönnen, indem bie Gejehgebung auch andere wohlerworbene Rechte mit derjelben 
Wirkſamkeit zu zerftören in der Lage ift. Wie aber ſtaatsrechtlich jeder Eingriff in 
beſtehende Privatrechte durch die Staatsgewalt ala ein unzuläfſſiger erachtet wird, 
es jei denn, daß überwiegende Gründe des gemeinen Wohls dazu nöthigen, jo gilt 
daflelbe auch bei den P. Aufhebung des P. verpflichtet den Staat zur Entichädigung, 
natürlich jedoch nur infoweit ein abjchäßbarer vermögensrechtlicher Schaden entjteht. 
Anders wenn das Privileg auf Widerruf, ad bene placitum, ertheilt ift, oder wenn 
ala Grund der Aufhebung Mißbrauch des Privilegs zum Nachtheil des Staats oder 
der Staatöbürger dargethan werden fann. 
Quellen = ar X. de privil. 5, 38; in VIto 5, 7; Clem. 5, 7. — 1.16 D. de leg 
ER ge nn — Shlanet, Darflelung ber Lehre don den Siegen, in Sinben 3 
Erle 3 Xu, 2. — v. Gerber, Abhan ——— (I. Ausg. 1878), ©. 470 ff. 
Eccius. 
Probekauf. Unter dieſem Namen werden drei verſchiedene Kaufverträge zu⸗ 
ſammengefaßt. I. Der Kauf auf Beſicht oder auf Probe (Belieben, Gefallen, Laune), 
emtio ad gustum. Hierbei wird nach der herrichenden, auch im HGB. anerkannten 
Meinung (dawider Unger) die Eriftenz des Gefchäfts von dem freien Belieben des 
Käufers abhängig gemacht, welches derjelbe durch Billigung oder Mißbilligung der 
Waare zu erkennen giebt; der Verkäufer dagegen ift jofort gebunden. Im Einzelnen 
find folgende Fragen zu unterfcheiden: 1) In welcher Weife hängt das Gejchäft von 
der Willenserklärung des Käufers ab? 2) Binnen welcher Friſt muß diefelbe er- 
folgen? 3) Wer trägt bis zur erfolgten Willenserflärung die Gefahr? Zu 1: Das 
Geſchäft kann durch die Willenserklärung juspenfiv bedingt fein. Dies ift der Fall, 
wenn es nach der Abficht der Parteien erft mit der Billigung der Waare ala ge— 
ſchloſſen gelten follte. Der Käufer ift dann bis zu feiner Genehmigung gar nicht 
gebunden, von bderjelben ab definitiv ($ 4 I. 3, 28; 1. 20 pr. $ 1 D.19, 5). 
Das Geſchäft kann aber auch vollkommen abgeichloffen, und nur die Wiederaufhebung 
deifelben in die Willkür des Käufers gejtellt fein, entweder in der Art, daß es durch 
die Mikbilligung deſſelben fich von jelbjt rückwärts auflöft, al wenn es nie ge 
ichloffen worden wäre (Refolutivbedingung; — 1. 20 $ 1 eit.; 1. 6 D. 18, 5) ober 
jo, daß der Käufer nur ein Forderungsrecht hat auf Rüdgängigmachung, (1. 12 D. 
19, 5;1. 3 C. 4, 54). In dem letten Falle können nach der Abficht der Parteien 
die Grundfäße des ädilicifchen Edikts über die actio redhibitoria zur Anwendung 
zu bringen jein (l. 31 $ 22 D. 21, 1). Welcher von den drei fällen vorliege, 
ift nach den gebrauchten Ausdrüden , "eventuell nach den Umftänden zu entjcheiden. 
Die Bezeichnung pactum displicentiae paßt ſowol auf den zweiten, als auf den 
dritten Fall. Im Zweifel wird man, wie auch nah HGB. Art. 389 eine anf- 
jchiebende Bedingung vorausfegen müſſen (dawider Brinz), bez. eher eine Rejolutiv- 
bedingung, als einen Wiederaufhebungsaniprudh. Zu 2: Die Willenserklärung, welche 
ausdrücdlich oder ftillfchweigend jein kann, muß rechtzeitig erfolgen. Die Frift dafür 
wird häufig vertragamäßig oder ortsüblich beftimmt fein; wie z. B. bei den Römern 
für das Rücktrittsrecht nach der Art der ädiliciſchen Redhibition 60 Tage geſetzt 
waren (l. 31 $ 22 D. 21, 1). Eventuell kann der Berfäufer eine Erklärung 
verlangen, jobald er dem Käufer die Befichtigung und Prüfung der Waare ermög- 
licht hat (HGB. Art. 339). Andererfeits ift eine Säumniß des Verkäufers Hierin 
dem Käufer unnachtheilig. Ergeht binnen der bejtimmten Friſt eine Erklärung des 
Käufers nicht, jo hat fich die Bedingung nicht erfüllt. Mithin kommt das fuspenfiv 
bedingte Gejchäft gar nicht zu Stande, das rejolutiv bedingte dagegen bleibt dauernd 
beſtehen; ebenjo auch dasjenige, deifen Auflöfung der Käufer hätte fordern können. 
Streitig ift, ob diefe Regeln auch Anwendung finden, wenn der Käufer die Waare 
bereits empfangen und bis nach Ablauf der Friſt entweder fich nicht erflärt oder 
jene gar mit Piandrecht oder anderen Laften bejchwert hat. Nach der richtigen An— 
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ficht liegt in diejem Verhalten eine Genehmigung und wird aljo der Kauf allemal 
definitiv wirkſam (HGB. Art. 339, Abi. 4). Uebrigens kann der Verkäufer auch 
eine veripätete Erflärung des Käufers noch annehmen. Dann liegt ein neues Ge— 
ihäft vor. Zu 3: Die Gefahr jowol des Untergangs ala der Verjchlechterung trägt 
bis zur definitiven Enticheidung in allen Fällen der Verkäufer. Denn das Recht 
des Käufer, beim juspenfiv bedingten Gefchäft die Billigung zu verweigern, und 
bei dem bereits gejchlofjenen die Mißbilligung zu erklären, kann durch zufällige Er— 
eigniffe nicht geändert werden. Das etwa gezahlte Kaufgeld darf er dann zurück— 
fordern. Hat er aber die Beichädigung jelbjt verichuldet, jo haftet er auf Erfah. 
Bon dem Gejagten weichen viele Juriften darin ab, daß fie die Gefahr des Unter- 
gangs beim fertigen, aber auflösbaren P. dem Käufer zuweiſen (Goldjchmidt, 
Fitting). 

Von dem oben dargejtellten Kauf auf Beficht ift, wie Goldſchmidt erwiejen 
bat, die bis vor Kurzem noch irrtümlich als Mujterfall und Vorbild deflelben an— 
gefehene, gegenwärtig nur im franz. Recht (Code Nap. art. 1587) noch praftifche emtio 
vini ad degustationem, Weinhandel mit vorbehaltener Prüfung, wol zu unterjcheiden. 
Dieje ift auch eine Art des bedingten KHaufes, enthält aber ſtets nur eine Rejolutiv- 
bedingung, deren Erfüllung dadurch eintritt, daß der Käufer bei der Probe den 
Wein als verdorben erfennt (Cato, De re rust., c. 148; 1, 4 $ 1 D, de peric. 
et comm. 18, 6). 

Das Preuß. Recht (LR. I. 11 88 331—39) fieht den Verkauf auf Probe 
immer als juspenfiv bedingten an (nach Förſter, II. $ 124, als einfeitig bindende 
Vertragsofferte), erflärt aber das Schweigen des Käufers während der bejtimmten 
Friſt für gleichbedeutend mit der Genehmigung und giebt außerdem dem Verkäufer 
das Recht, die mangelnde Friftbejtimmung richterlich ergänzen zu laffen. Iſt eine 
auflöfende Bedingung gewollt, jo heißt das Gejchäft Reufauf, und ift die Sadıe 
übergeben und das Kaufgeld bezahlt, jo kann dem Käufer nur ein Recht auf Rück— 
fauf eingeräumt fein. Das Franz. Necht jchließt fich (art. 1588: vente à l’essai) 
dem Röm. Recht an, vermuthet aber im Zweifel auch ſtets ſuspenſiven Abichluß. 

II. Kauf nach Probe (oder Muſter). Diejer wird unbedingt, jedoch mit der 
Zujage (dietum promissum) des Berfäufers gejchloffen, dab die Waare der vor— 
gelegten Probe entiprechen jolle. Der Verkäufer ift dann verpflichtet, die probemäßige 
Waare zu liefern, der Käufer eine folche anzunehmen. Nach dem Kandelärecht hat 
der Käufer bei Ueberſendung der Waare diejelbe unverzüglich nach dem Empfange 
zu prüfen und etwaige Mängel jofort, oder falls folche ihrer Natur nach erſt jpäter 
zu Tage treten, gleich nach ihrer Entdeckung dem Berkäufer anzuzeigen, widrigenfalls 
die Waare ala genehmigt gilt (HGB. Art. 340; 347, Abi. 4). 

II. Der Kauf zur Probe ift „unbedingter Kauf mit Hinzufügung des Beweg— 
grundes“. Dieje enthält die für den Käufer nicht verbindliche Verheißung, im Falle 
der Zufriedenheit eine größere Onantität kaufen zu wollen (HGB. Art. 341). 

Lit: ad IL Goldſchmidt, Ztichr. für HR. I. (1858. — Fitting, dal. IL — 
Unger, dai. Ul. — Fitting, dai. V.— mammenſtellung des Inhalts dieſer vier Arbeiten 
von Fitting, .. Ey civ. Prarid X * 11 wer — — ————— Zeitſchr. für 
Civilrecht und Prz., XVII. 11. — Th — ad II. Delle, hr eber den 
Kauf ar vor eigen toben, in Kerze Nr bie so Prz,, N. F. MI. 846). — 
Thol n m Beier ber Gefahr ad I. und II: Hofmann, Das —— 
beim —8 Wien 1870, Ed. 


Prodigalitätserflärung ift der Richteripruch, wodurch eine Perfon für einen 
Verichwender erklärt und entmündigt wird. Wegen der darüber geltenden prozefiua- 
lichen Regeln vgl. den Art. Entmündigungsveriahren. Die Voraus— 
ſetzungen einer P. find von der Gejeßgebung verjchieden bejtimmt worden. Nach 
dem älteren Röm. Recht wurde nur derjenige, der die ab intestato ererbten bona 
paterna avitaque vergeudete, vom Magiftrat der Verfügung über dieje letzteren ent— 
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ſetzt, welche von da ab in die Verwaltung der Agnaten kamen (Ulp. XIL 2, 3). 
Die Entmündigungsformel (ob eam rem tibi ea re commercioque interdico) bei 
Paul, Sent. III. 4a $ 7. Dabei war nicht ſowol der Schub des Verichwenders, 
als die Zufammenhaltung des Familienvermögens beabfichtigt. Später wurde nad) 
Analogie des Geiſteskranken überhaupt jeder, der fein Vermögen, gleichviel wie er 
es erworben (nicht blos die Zinſen defjelben), durch unzeitgemäße und übertriebene 
Ausgaben verichleuderte und verthat (1.1 pr. D. de cur, fur. 27, 10), vom Prätor 
entmündigt und ihm ein nach freiem Ermefjen erwählter Kurator beftellt. Bejtimmter 
find die Vorausfeßungen der P. auch im Gem. Recht nicht feitgeftellt. Feſtzuhalten 
ift jedenfalls, daß die Analogie des Wahnfinnigen auf das Erforderniß einer geiftigen 
Schwäche, welche „die Sorge für die Zukunft dem Eindrud des Augenblids opfert“, 
binweift (Sintenis, Gem. Givilrecht, III. $ 155 A. 16). Leichter nimmt es mit 
den Vorausſetzungen $ 30 des Allg.ER. I. 1. Der Entmündigungsbeihluß tritt jchon 
mit der Zuftellung an den Entmündigten, nicht erft mit der Veröffentlichung in 
Kraft (REPO. 88 623, 627). Die Wirkungen der P. beftehen nach Gem. und 
Preuß. Recht im Wejentlichen darin, daß der Entmündigte für Rechtsgeſchäfte nur 
noch die Handlungsfähigfeit des impubes infantia maior hat. Gr erhält einen Vor— 
mund, und feine Beräußerungs- und Verpflichtungsgefchäfte find nur bei Zuftimmung 
deflelben bzw. des Obervormundichaftsgerichts wirkſam (l. 6 D. d. V. 0. 45, 1; 
l. 10 pr. D. de cur. fur. 27, 10; $ 31 Allg. ER. I 1). Auch zur Errichtung 
eines Teſtaments und zur Betheiligung ala Zeuge bei einem jolchen iſt er unfähig 
(1. 18 pr. D. qui test. 28, 1; nach $ 27 Allg. ER. I. 12 freilich nur befchränft). 
Ebenjo ift er von der jelbjtändigen Prozeßführung ausgeſchloſſen (Entjcheid. des 
RNOHG. Bd. 14 ©. 358); ja nach $ 256 Allg. ER. II. 2 verliert er jogar die väter- 
liche Gewalt. Im Uebrigen bleibt er fähig, Erwerbsakte und andere als vermögens— 
rechtliche Geichäfte, 3. B. eine Eheichließung, vorzunehmen ($$ 29, 39 des Ref. vom 
6. Febr. 1875, wodurch Iandesgejegliche Abweichungen befeitigt find). Auch durch 
Delikte, 3. B. betrügliche VBorjpiegelung, daß er jelbftändig jei, macht er fich haftbar. 
P. durch privaten Vertrag ift unwirkffam (Seuffert, Arch. XV. 136; XVIIL 125). 


git.: Ubbelohbe in main „» ati. IV. ©. 671— - — MWindfheid, Lehr 
buch, I. $ 71 Nr. 5; II. $ 446 ernburg, Lehrbud, I. $ 76. Ed. 


Prodominium. Die Ausübung der in der Lehnaherrlichkeit enthaltenen 
Rechte kann geichehen durch den Lehnaheren ſelbſt, durch einen Bevollmächtigten, 
deſſen Stellung nach den civilrechtlichen Grundfäßen vom Mandat zu beurtheilen 
ift, und in dem geeigneten Fällen durch einen Prodominus: — einen Vertreter, 
welcher die Befugniffe des Lehnsheren, ohne von dieſem beauftragt zu fein, kraft 
eigenen Rechts auszuüben berufen ift. Diejes Necht gründet fich auf Geſetz, nament» 
lich Verfaſſungsgeſetze, Herkommen, Yamilienverträge oder ſonſtige autonomijche An— 
ordnungen, und dadurch wird zugleich der Umfang der Beiugniffe des Prodominus 
bejtimmt: im Allgemeinen übt er alle Rechte des Lehnähern. Das P. findet ich 
nur bei Lehen, in Beziehung auf welche die Lehnsherrlichkeit einer juriftiichen Perſon 
oder einer Mehrheit von Berechtigten zufteht. Vom ſog. prod. simplex insbejondere 
ift in drei Fällen die Rede: bei Lehen eines geiftlichen Inſtituts fteht es den 
Prälaten, bei denen der Städte den Magiftraten, bei jolchen, die fich im Miteigen- 
thum aller Mitglieder einer Yamilie befinden, einem durch Verträge, Hausgeſetze 
oder Obfervanz beitimmten Repräjentanten, meift wol dem Senior zu. Iſt ein 
Lehn an Kammergütern bejtellt, jo ijt der Landesherr, dem in Grmangelung 
abweichender Rechtsbejtimmungen das Eigenthum an denſelben zuſteht, Lehnsherr 
und nicht Prodominus; in Beziehung auf Lehen aus eigentlichem Staats gute 
dagegen joll der Landesherr nach der Anſicht der meiſten Schriftſteller nur ein prod. 
sublime und nicht die Lehnsherrlichkeit ſelbſt haben, obwol auch für die entgegen— 
ftehende Anficht mancherlei Gründe angeführt werden könnten. Die ganze, früher 
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oft beiprochene Streitfrage hat übrigens, wie jchon von Eihhorn umd Anderen 
bemerft wurde, geringes praftiiches Intereffe. — Ueber das P. der Reichsvikare hin— 
ie der Reichölehen vgl. aurea bulla c. 5. 


: Eichhorn, $ 212. — Mayr, $ 136. — Weber, IL ©. 11—17. — A; eiffer 
in Beste 3 Hechtäteriton VI. 427 fi. ö Fra if 


BProgreifivfgftem. Zwiſchen den beiden einfachen Arten des Vollzugs der Frei— 
heitäftrafen, d. h. zwiichen der Einzelhaft und der alten Gemeinfchaitshait (entweder 
ohne Trennung der Gefangenen bei Nachtzeit, oder nach dem jog. Auburn’schen Syitem 
unter Trennung der Gefangenen bei Nachtzeit und mit Auferlegung des Schweiggebots) 
ſchob fich nach und nach ein drittegein: das Iriſche oder Progreffivfyitem. Antnüpfend 
an den Grundgedanken des Beſſerungszweckes liegt da8 Hauptmerfmal des P. darin, 
daß dem Verhalten des Sträflings ein beftimmender Einfluß auf die Modalitäten des 
Strafvollzug und die Dauer der Strafe zuerfannt wird, Demgemäß ergeben fich 
gewiſſe Abftufungen, entiprechend den wahrnehmbar gewordenen Anzeichen der Befjerung : 
höherer Antheil am, Arbeitsverdienft, größere Erleichterungen in der Unterwerfung unter 
die Disziplin, Abkürzung der Haftdauer. Und umgekehrt: Verluſt der erlangten Vor— 
theile durch Widerjeglichkeit, Unfleit und ordnungswidriges Betragen des Gefangenen. 
Die eriten Anfänge des PB. liegen in dem Vorſchlag, die Dauer der Freiheitsſtrafe aus— 
zudrüden in dem Maße der den Gefangenen auferlegten, nach feinen Anftrengungen bald 
früher, bald fpäter zu bewältigenden Arbeitäleiftungen. Verwirklicht ward diejer Gedante 
zuerft in dem von Maconochie eingeführten Markenſyſtem, durch welches die 
zeitliche Dauer der Strafe in einer beitimmten, vom Sträfling abzuverdienenden 
Anzahl von Arbeitspenfen markirt wurde. An fich ift es möglich, daß ein derartiges 
Prinzip jowol auf die Einzelhaft, als auch auf die Gemeinjchaftshaft, auf ſchwere 
oder auf leichtere Freiheitsſtrafen angewendet werde. Neue Gejtalt gewann das P. 
in Irland, wo Crofton feit 1854 eine bon weit reichenden Grjolgen gefrönte 
Reform der Strafanftalten ins Werk ſetzte. Das Iriſche Syſtem beruht auf einer 
durch den Gedanken der ſtufenweiſen Fortbildung des Verbrecher geleiteten Ver— 
jchmelzung der Einzelhaft und der Gemeinichaft. Die Strafe der Zwangsarbeit 
(penal servitude), deren Minimum gegenwärtig fünf Jahre beträgt, zerfällt danach 
in folgende Abjchnitte: 1) Einzelhaft bis zur Dauer von 9 Monaten, wegen guten 
Verhaltens um einen Monat kürzbar; 2) Gemeinichaftshait in progreffiver Klaſſi— 
fifation, vermittelt durch Verfegung in Gemäßheit guten Verhaltens und gefenn- 
zeichnet durch Zubilligung beftimmter, in jeder Klaſſe verdienter Marken; 3) Zwifchen- 
anftalt (intermediate prison) ohne Disziplinarftrafe außer der Zurüdverfegung, im 
Sinne einer allmäligen Annäherung an die freiheit; 4) bedingte, d. h. widerrufliche 
Frreilaffung (conditional pardon) gegen einen Urlaubsfchein (ticket-of-leave) und unter 
Anwendung polizeilicher Aufficht über die Entlaffenen. Obwol von den Anhängern 
der ftrengen Einzelhaft das Jrifche Syitem als Rüdfall in die Grundfehler der alten 
Gemeinfchaftshaft angefehen wurde (fo von Füßlin, Röder, Ducpetiaur, 
Suringar), find deffen Vorzüge dennoch jehr bald allgemein anerfannt und jelbjt 
von denen hervorgehoben worden, die entjchieden der Einzelhaft den Vorzug gegeben 
hatten (Mittermaier, Hoyer, Julius). Immerhin verbreitete fich jeit 1859, 
wo bie Einzelheiten des P. zuerft befannt wurden, die Meberzeugung, daß es als ein 
jelbitändiges, auf eigenthümlicher Grundlage ruhendes Syſtem anerkannt werden 
müſſe und keineswegs als rein äußerliche Miſchung unverträglicher Elemente bezeichnet 
werden dürfe. Auch begriff man, daß es dabei nicht auf eine Nachahmung der in 
Irland gegebenen Aeußerlichkeiten ankomme, jondern vielmehr, je nach den Verhält— 
niffen der einzelnen Länder, mannigiache Abweichungen durch die bejondere Natur 
der Umftände geboten jein können. In Deutjchland verfochten der Unterzeichnete 
und nach ihm Hoyer, John, v. Groß, Hänell, Fulda, in Holland van der 
Brugghen, Eyijel und Grevelind, in Frankreih Lucas und Bonneville 
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de Marfangy, in Italien Beltrani-Scalia, in Amerifa Sanborn, im 
der Schweiz v. Drelli, Guillaume und Hürbin, in Dänemart Bruun, 
in Ungarn Tauffer die Grundjäge des Iriſchen Syſtems. Zunächſt ward durch 
Aneignung wejentlicher Stüde die Einrichtung der Englifchen Strafanftalten nach 
dem Iriſchen Mufter vervolllommnet. In der Schweiz find die in der Nargauifchen 
Anjtalt zu Lenzburg angenommenen Grundjäße des Strafvollzuges aus dem Grund- 
gedanken des P. hergeleitet worden. Unter den verjchiedenen Beitandtheilen des 
rischen Strafvollzuges hat die widerrufliche und bedingte Entlaffung der Gefangenen 
am Allgemeinften Billigung gefunden, weil fie auch dem Einzelhaftigftem angerügt 
werden kann und nicht nothwendig im Zufammenhang fteht mit einer beftimmten 
Form der Haft. Zuerft auf Deutichem Boden ward die bedingte Entlaffung ala 
ein Akt der Gnade im Königreich Sachien eingeführt. Anders im RStrafGB. 
($$ 23—27). Hier ift die „vorläufige Entlaffung“ eine Maßregel der Juftizver- 
waltung. Die höchſte Juftizauffichtsbehörde beichließt darüber nach Anhörung der 
Gefängnißverwaltung. Auch der Widerruf geht von derjelben Inſtanz aus, wenn 
gleich die Ortspolizeibehörde aus dringenden Gründen des öffentlichen Wohles die 
einjtweilige Feſtnahme vorläufig Entlaffener verfügen darf. Anwendung findet die 
vorläufige Entlaffung auf diejenigen zur Gefängniß- oder Zuchthaugftrafe Verur— 
theilten, welche fich 1) gut geführt, 2) drei Viertel der ihnen auferlegten Strafe, 
mindejtens aber ein Yahr, in Haft geweien find, und 3) in die Maßregel ein- 
willigen. Eine Rejolution des Norddeutichen Neichätages vom 4. März; 1870 ver- 
langt eine Vorlage des Bundesrathe, durch welche „die Vollſtreckung der Freiheits— 
ftrafen gejeßlich geregelt und die Einfegung einer Bundesbehörde angeordnet wird, 
welcher die oberfte Aufficht über die jämmtlichen Angelegenheiten der Straf: und 
Befferungsanitalten obliegt“. (Erneuert im ZTelltampfichen Antrag vom 29. Jan. 
1875.) MUebrigens enthält das RStrafGB. alle Elemente, aus denen, ohne Aende— 
rung des Gejeßes jelbft, das progreffive Syitem aufgebaut werden kann: 

I. Zuläffigkeit der Einzelhaft bis zu drei Jahren (wenn der Sträfling ein— 
willigt auch länger). 

I. Zuläffigleit der Gemeinjchaftshaft daneben. 

II. Zuläſſigkeit der Arbeit in freier Luft. 

IV. Vorläufige Entlaffung umd 

V. Bolizeiaufficht. 

Auf dem Internationalen Gefängniß-Kongreß zu London erklärten ſich 1872 
die Vertreter der meiften Staaten für das P., insbefondere Beltrani-Scalia 
(Ztalien), Frey (Defterreih), Almauijt (Schweden). Schon vorher war Bruun 
(Dänemark) in feinen Schriften dafür eingetreten. Dagegen jtimmten die Bertreter 
von Belgien, überwiegend die Holländer und zur Hälfte die Deutjchen. 

git.: v. Holgendorff, Das Iriſche Gefängnißſyſtem, 1859; Derfelbe, Bemerkungen 
und Beobachtungen über ben gegemmwärtigen Zuſtand der 8 ne —— 
1862; Derſelbe, Die Kürzungsfähigkeit —J— und die bedingte Entlaſſung der 
Gefangenen, 1861. — Van der — tudes sur le sysſtème pénitentiaire Irlandais, 
1865. — Die vollftändige ausländifche Literatur bis 1866 ift verzeichnet in v. Holkendborff, 
Kritifche Unterfuhungen über die Grundjäge und Ergebniffe bes Iriſchen Strafvollzuges. — 
Prisons and Reformatories at Home and abroad, Lond. 1872. — Beltrani-Scalia, I 
sistema penitenziario d’Inghilterra e d’Irlanda, Roma 1874. — Don A. Borrego, Estudios 
enitenciarios, Madrid 1873. — Hürbin, Die Strafanftalt Lenzburg in den Jahren 1871 
bis 1875, Aarau 1877. — Berhandlungen bes internationalen Gefängnißkongreſſes zu Stod: 
holm, Bd. I. ©. 303 ff., 313, 502 fi. vd. Holtzendorff. 


Prokura ift die von dem Gigenthümer einer Handelsniederlaſſung (Prinzipal) 
ertheilte Vollmacht, in deſſen Namen und fr deſſen Rechnung das Handelsgeichäft 
zu betreiben und per p. die firma zu zeichnen. Der jo Bevollmächtigte heißt 
Prokuriſt. Der Profurift ift nach einem jchon auf der Nürnberger Konferenz 
gebrauchten Ausdrud das alter ego des Prinzipald, Der Name PB. war längft vor 
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dem HGB. üblich und bezeichnete auch früher den generellen Auftrag, gejchäftliche 
Dispofitionen zu treffen, doch war hiermit jo wenig wie mit Ähnlichen Ausdrücken: 
Faltor, Dieponent, Handlungsvorftand, ein bejtimmter Kreis von Befugniſſen 
angedeutet ; höchſtens bejtimmten die Gejege fubfidiär, was in der P. enthalten jein 
jollte. Die gewichtigfte Neuerung des HGB. bejteht darin, daß diefer Inhalt abfolut 
geworden und allen willfürlichen Abänderungen entzogen if. Die PB. ermächtigt 
danach zu allen gerichtlichen und außergerichtlichen Geſchäften, einjchlieklich der— 
jenigen, die ſonſt eine Spezialvollmacht erfordern. Vorausſetzung ift zwar: «8 jollen 
ſolche Rechtshandlungen jein, die der Betrieb eines Handelögewerbes mit fich bringt, 
do ift dabei nicht etwa an das konkrete Gejchäft des Prinzipala gedacht, jondern 
an den Handelsverkehr im Allgemeinen, jo daß überhaupt keinerlei vermögensrecht- 
liche Handlungen ausgefchloffen find. Davon finden nur zwei Ausnahmen ftatt: 
der Profurift hat ohne fpezielle Ermächtigung feine Befugniß zur Veräußerung und 
Belaftung von Grundftüden und er kann die P. nicht ihrem ganzen Umfange nad) 
auf einen Anderen übertragen. Alle anderen Einfchränkungen, welcher Art fie auch 
fein mögen, jelbft Bedingungen, Zeitbejtimmungen, find Dritten gegenüber ganz 
unwirfjam und gelten ala nicht gejchrieben. Aber wol zu beachten ift, daß diefe 
Unwirkſamkeit fi eben nur auf das Verhältniß zwiſchen Prokuriften und Dritten 
bezieht ; dergleichen Einſchränkungen können vollitändig wirkſam fein ala Injtruftionen, 
joweit das Verhältniß zwijchen Prinzipal und Prokuriften in Frage fommt. 

Keine Ausnahmen von der Regel find es, daß a) ein Prinzipal, der mehrere 
Handelaniederlaffungen unter verjchiedenen Firmen befigt, einen Profuriften mit der 
Ermächtigung ernennen kann, nur eine diefer Firmen zu zeichnen, und daß b) eine 
P. an mehrere Perfonen ala Kollektiv-®P. ertheilt werden kann, d. h. jo daß 
nicht jeder von ihnen für fich, jondern nur fie alle insgeſammt (ſammt und jonders) 
als Vertreter des Prinzipals zu handeln ermächtigt jein jollen. 

Die Zeichnung der Firma durch den Profuriften joll in der Weiſe geichehen, 
daß der Profurift der Firma einen die PB. andeutenden Zuja und feinen Namen 
beifügt. Bei einer Kollektiv-P. joll jeder Prokurist der Firmenzeichnung feinen 
Namen beifügen. Dieje der Mebung des Verkehrs entjprechenden Vorſchriften des 
HGB. Find indeß bloße leges imperfectae; auch ohne daß diefe Formen beobachtet 
worden, fann ein Handeln des Profuriften für den Prinzipal ftattfinden, jofern nur 
die Beziehung auf denjelben erfichtlich ift. 

Die P. enthält an fich eine bloße Ermächtigung, zur Uebernahme derjelben 
gehört aber ſtets Willensübereinftimmung zwiſchen Prinzipal und Profuriften und 
itets übernimmt der Profurift zugleich mit der P. die Verpflichtung, weder für eigene 
Rechnung, noch für Rechnung Dritter Handelsgejchäite zu machen. Daher beruht 
die P. immer auf einem Bertrage und zwar ift das zu Grunde liegende Vertrags- 
verhältniß in der Regel (doch nicht nothwendig) der Engagementsvertrag. 

Die Ertheilung der P. ift an feine beftimmte Form gebunden, nothwendig iſt 
nur die deutlich erklärte Abficht des Prinzipals, den Prokuriſten in der geſetzlichen 
Weife zu bevollmächtigen. Das HGB. hebt befonders hervor, daß dies geichehen 
fönne durch Bezeichnung der Vollmacht ala P. oder des Bevollmächtigten „als 
Profuriften oder durch die Ermächtigung, die Firma per p. zu zeichnen. Doch find 
dies mur Beifpiele und andere Modi der Beftellung bleiben denkbar und zuläffig. 

Die Ertheilung, jowie das Erlöfchen der P. find zum Handelsregiſter anzu— 
melden. Mit diejer Anmeldung iſt im erſten Fall die Zeichnung durch den oder 
die Profuriften zu verbinden. An die Unterlaffung der Anmeldung find bei der 
Ernennung des Profuriften blos Ordnungsſtrafen geknüpft, bei der Aufhebung der 
P. auch die Folgen der jog. relativen Nichtigkeit, d. h. wenn die Thatjache der 
Aufhebung nicht ins Handelsregifter eingetragen ift, kann diefelbe dritten Perſonen 
nur dann entgegengejegt werden, wenn ihnen die pofitive Kenntniß hiervon nach» 
gewiefen wird. Anderen Falles muß jeder Dritte die Aufhebung der P. gegen fich 
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gelten laffen, jojern er nicht nachweiit, daß er diefe Thatſache weder gefannt habe, 
— * ninendun geböriger Sorgfalt habe kennen müſſen. 

. u. Lit. HGB. Art. 4147; dazu die Kommentare von d. Hahn, v. Völbern- 
—*— le Matower, Koch. — zh1. HR., I. 88 56 fi. — Saband in Golb- 


jamibt 48 Attdhr. Bd. X. S.'183. — She ebend. Bd. XL S. 72. — Keyßner, 
ebend. S. 498, —* XIV. ©. 442; Derie be in Build, Archiv, > XL ©. 65, 
189. — tert in Endemann's Handbuch), 1. 8 70. Behrend. 


Prolongationsgeihäft. Prolongation ift im Allgemeinen Verlängerung 
einer Leiftungs- (Lieferungs-, Haftungs-⸗, Zahlungs·) Friſt oder Aufſchub eines Ver- 
falltages; fie kann eintreten entweder in Folge einer Beitimmung deö objektiven 
Rechtes (gejeßliche oder notwendige Prolongation) oder in Folge einer Privat» 
willensdispofition, in&befondere eine® Vertrages (freitillige, vertragsmäßige P.). 
er Art. 333 des Allgem. Deutſchen HGB. Makower's Kommentar hierzu, 

8. Aufl., ©. 349, Anm. 10. 

J. Prolongation im Wechſelrecht iſt entweder Aufſchub der Erfüllung einer 
Wechjelverbindlichkeit, jo daß der Wechſelſchuldner erſt ſpäter als urſprünglich be— 
ſtimmt etwas zu leiſten braucht, oder ſie iſt Verlängerung der Dauer der Haftung 
eines Wechſelſchuldners, insbeſondere Regreßpflichtigen. Prolongation im erſteren 
Sinne iſt in der Regel eine freiwillige oder vertragsmäßige Prolongation; aber die 
Formalität der Wechſelobligationen und die Pluralität ſolcher auf ein und dem— 
ſelben Wechſel bringt es mit ſich, daß das vertragsmäßige Prolongiren der Wechſel 
nur beſchränkte Wirkungen hat; durch die Prolongation kann nämlich die im Wechſel 
benannte Verfallzeit und folgeweiſe auch die Verjährung des Wechſels nicht geändert 
werden ; jondern die Prolongation erzeugt nur eine Einrede, welche gegen den die 
Aufichiebung bewilligenden einzelnen Gläubiger (Wechjelinhaber) auf Grund eines 
pactum de non petendo — denn als jolches ftellt fich der Prolongationevertrag in 
diefem Sinne juriftiih dar — perjönlich ‚zuftehl; Hat ein Wechjelinhaber dem 
Acceptanten eine Prolongation bewilligt, wofür feine befondere Form vorgejchrieben 
aber ein jchriftlicher Vermerk, unterzeichnet vom Wechjelinhaber, auf dem MWechjel 
gewöhnlich ift, jo kann er, troß der Prolongation, den Wechjel an dem urjprünglichen 
Derfalltage Mangels Zahlung proteftiren laffen und aladann Regreß gegen Aussteller 
und Indofjfanten nehmen; diefe können ihm die Einrede der Prolongation nicht ent 
gegenfegen, denn das pactum de petendo erzeugt nur unter den Kontrahenten 
Wirkungen, folglich nur zu Gunften des Acceptanten eine Einrede. Beitritten ift, 
ob eine Prolongation, die ohne — geſchieht, gültig ift (vgl. Hartmann 
a. a. D., Anm. 25. Thöla. a D. ©. 730 oben). 

Prolongation im Sinne der Verlängerung der Haftungsfrift tritt 3. B. ein, 
wenn jog. Prolongationsgejeße, Moratorien, den Fälligkeits- und Protefterhebungs- 
termin aufichieben oder — bei Meßwechſeln — wenn die Mefje durch Verlegung 
binausgefchoben wird (j. DO. v. Wächter a.a. D., ©. 746. Thöla. a. ©. 
©. 728). Das die Prolongation ausfprechende Geſetz ift jedoch nicht nothwendig 
für alle Intereffenten eines Wechſels bindend, jondern die Hinausjchiebung der Ver— 
fallzeit und Proteftfrift ift nur von denjenigen Wechjelverpflichteten anzuerkennen, 
welche unter der Herrichaft der Gejeßgebung des Landes, welches nur die Prolongation 
verfügt, die Wechjelobligation auf fich nahmen; Wechjelgaranten,, welche außerhalb 
des Herrichaftsgebietes diefer Gefehgebung ftehen, berufen fich mit Necht auf dieje 
Thatſache und auf die Selbjtändigfeit der aus ihrem Ortsrechte übernommenen 
MWechjelobligation; die Franz. Wechjelmoratorien aus der Zeit von 1870/71 
vermochten daher nicht die Haftfrift der Deutichen Indoffanten von in Frankreich) 
zahlbaren Wechjeln zu verlängern. 

II. Gine andere Bedeutung hat Prolongation im Sinne des börjenmäßigen 
P., das P. im eigentlichen Sinne. Inſofern mitteld des Reportgejchäftes eine früher 
begonnene Spekulation, die den erwarteten Nuben noch nicht brachte, fortgeſetzt 
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(„prolongirt“) werden kann, nennt man das Weportgeichäft auch P.; wer ein 
Differenzgeichäft über den Berfalltag hinaus fortſetzt, der „nimmt oder giebt in 
Prolongation“. Das Geichäft ift aber fein anderes ald das ſog. Reportiren oder 
Koftgeichäft; hierüber ſ. d. Art. Reportgeſchäft. Hiermit fteht einigermaßen in 
Zujammenhang, daß auch der Rüdkauf mitunter Prolongation genannt wird. Durch 
Vereinbarung eines Aufſchubs der Lieferungszeit kann jedes Fixgeſchäft in ein neues 
izgefchäft ı in ein nicht fires Lieferungsgeichäft um Rn werben. 
Fid im Gentralorgan für 9. und W.R. ©. 167 fi.; 8b. VIIL 

e. ı en ehe dort cit. * — ram in feiner Seilihe. für dad gelammte HR. 
3b. XVII. ©. 294 fi. — THöl, ‚ 4. Aufl, $ 180. — Dartman un, WR, $ 128. — 
Sohm in Goldihmidt’ ‘ ee u dad geſ. H.R., Bd. XII. ©. 477 f. — 
O. v. Dante: man. b. W.R., 1880, S.746— 750 und bie bort cit. Lit. — Entjcheibun u 
dei RO . ©. 288; Bd. XIX. ©. 208. — ad II. j. bie Lit. hinter dem Art. 
% art, — er —— des ROHG. Bd. I ©. 261 ff.; Bd. V. ©. 183 ff 

MX € 308; XX. ©. 227 (®b. VI. ©. 182 ff.); auch bei — 
RD — Ferner Goldſchmidt's Zeitihr. für dad ge. H.R 
(1881) ©. Bus 857 "(Rehtiprechung über das P., Report:, Ro geichäft, insbeſ. 5 20, 254). 

Gareiß 

Promefjengeihäft (Th. I. S.538). Das Promefjen- oder Heuergeichäft ift ein 
Kaufvertrag, bei welchem der Verkäufer (Berheuerer) dem Käufer (Heuerer) gegen einen 
beitimmten Preis (Heuergeld, Prämie) verjpricht, ihm den auf ein individuell bezeichnetes 
2008 (d. i. Kreditpapier, welches einen in folge künftiger Ausloofung möglichen Gewinn 
verheißt) jallenden Gewinn zu bezahlen. Gegenjtand des Kaufes iſt Hierbei ber 
ungewifle, mögliche Gewinn ala bloße Möglichkeit, weshalb das P. eine Art des 
Hoffnungstaufes (emtio spei, nicht rei speratae) iſt; als ſolcher ift e8 aber voll- 
fommen flagbar und zwar ohne Unterjchied, ob der Verheuerer Eigenthum oder ein 
Forderungsrecht in Betreff des verheuerten Looſes Hat oder nicht, und ob lebteren 
Falles der Heuerer den Mangel eines die Reallieferung möglich machenden Rechts 
fannte oder nicht, die Reallieferung überhaupt intendirt oder nicht vielmehr der Ber- 
heuerer blos verpflichtet ift, dem wirklich treffenden Gewinn an den Heuerer auszu— 
bezahlen. — Das Geſchäft wird dadurch abgeichloffen, daß der WVerheuerer dem 
fonjentirenden Heuerer den Schlußbrief („Heuerbrief“, „Promeſſe“, „Promeffenloos“, 
auch „Gertififat“ genannt), der nothiwendig die genaue Beichreibung des verheuerten 
Loojes (wegen Art. 337 des Allgem. Deutichen HGB. ſ. Löhr’s Gentralorgan für 
Deutiches Handels- und Wechjelreht. N. F. Bd. III. ©. 84—85), jowie regelmäßig 
die Klauſel „Fir“ (f. d. Art. Fixgeſchäft im Anhange) enthält, übergiebt. Die Promeſſe 
ift demnach nicht das Loos jelbit, wenngleich fie oft „Loos“ genannt wird, jondern 
nur der die Verpflichtung des Verheuerers feitjtellende Schlußbrief. Wenn die Real- 
lieferung des Looſes nicht ausdrüdlich bedungen oder ortsgebräuchlich ausgejchloffen 
it, bat der Heuerer nur das Recht, die Auszahlung des auf die betr. Nummer 
iallenden Gewinnes zu verlangen. Sind mehrere Looſe gleichzeitig verheuert und in 
einer Promefje behandelt, jo wird mitunter vereinbart, daß dem WVerheuerer gegen 
Zahlung der Gewinne eine Anzahl noch nicht gezogener Looſe — ſei; 
hierüber und über andere Nebenberedungen j. Bender a. a. D., insbeſ. S . 454. 
(In einem andern Sinne ift Promeſſe [Aktienpromeſſe, Promeſſenſchein ein Bapier, 
welches über die Betheiligung an einem Aktienunternehmen [Zeichnung, Theilein- 
zahlung] ausgeftellt ift umd das Verſprechen enthält, gegen ſatzungsmäßige Weiter- 
einzahlung bzw. VBollzahlung die Aktie auszuhändigen. Von jolchen Promefjen 
iprechen Art. 173, Art. 2078 und Art. 222 des Allg. D. HGB.) — Man hat 
die P. ala Spielvertrag oder ala Wette auffaffen und ala verwerflich und nicht 
klagbar bezeichnen wollen, namentlich für den Fall, daß die Reallieferung des Looſes 
im Falle der Ziehung deffelben nicht wirklich gemeint jein foll; Hiergegen mit Recht 
Bender, Thöl, Endemann; ebenfowenig ift die Auffaffung des Heuergeichäfts 
ala Pacht oder Miethe haltbar, für welche nicht einmal, wie früher angenommen 
wurde (f. Bender, a. a. D. ©. 460), der Name deffelben jpricht, da heuern, 
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niederdeutich hür, haur, nicht blos erwerben durch Miethe, jondern erwerben, ge: 
winnen überhaupt auch durch Kauf bedeutet; j. Grimm, Gramm., I. 532 umd 
Lexer, Mittelhochdeutiches Handwörterbuch, I. 157. Die richtige Auffafjung als 


N Bender, $ 99; vgl. Endemann und Thöl, a. a. D. 
ender Dre mit Sioaltpapkern, $8 96-99. — en HR.,$51 

On 6. Aufl. ss 3 108. — Endemann, HR., $ 122. — Molff in 
—2 — ür 98 Bd. ih E. De — Meber Aktienpromeffenicheine 1. v. ©: ahn, Komment. 
a. . Aufl., ©. 545, 592. — Strey, Das Deutjche Hanbelsgefe — — 
Garei 


Propft (praepositus), i im weiteren Sinne ſoviel wie Vorgejehter, hieß uriprünglich 
der dem oberjten Leiter eines Kloſters untergebene Vorſteher einer einzelnen Zelle, bei 
den Benediktinermönchen der nächite Obere des Hlofters nach dem Abt. In Folge 
der Ausbildung der Dom- und Kollegiatitiitsverfaffung und der dabei jtattgehabten 
Herübernahme von Hlöfterlichen Einrichtungen kommt der praepositus oder P. auch 
noch bis auf den heutigen Tag in den einzelnen Kapiteln vor. Er ijt in ber 
Regel der erfte Würdenträger und Borjteher in demjelben, bat aljo gewöhnlich die 
erite Dignität inne. Im Mittelalter war meistens die Stelle des Archidiakonus an 
der bijchöflichen Kirche mit der des P. verbunden und jo erlangte derjelbe eine 
große Bedeutung für die Verwaltung jowol der Temporalien des Stiftes, wie auch 
der biichöflichen Jurisdiktion überhaupt, welche ihm neben der Borftandichait im 
Kapitel zukam. Mit der Bedeutungslofigkeit des Archidiafonats ift ihm Heute nur 
die leßtere, jowie ein gewiffer Kreis von Rechten innerhalb des Kapitels geblieben, 
welcher freilich in den einzelnen Statuten verjchieden beftimmt ift. — In der evan- 
geliichen Kirche kommt der Ausdrud PB. gleichtall® noch in den wenigen vorhandenen 
Domkirchen vor, ferner aber auch für die Beamten, welche die Aufficht über die jog. 
evangelischen Klöſter, d. h. Fräuleinftifter führen, jo in Holſtein, endlich aber auch 
in einzelnen Provinzen (3. B. Schleswig und Holftein) für die Superintendenten. — 
In beiden Kirchen dient er ferner zur Bezeichnung der höheren, an der Spibe der 
Militärjeelforge jtehenden Geiftlichen (jo in Preußen, wo der evangelifche Feldpropft 
die Stellung eines Generalfuperintendenten inne hat). Endlich führen in beiden Kirchen 
auch Geijtliche, welche an bedeutenden Kirchen angeftellt find, jo in Berlin die erften 
Geijtlichen an der Nikolai- und Petrificche, der katholiſche Pfarrer an St. Hedwig, 
welcher zugleich Subdelegat des Biſchofs von Breslau ift, den Titel: P. 

Sit: P. Hinſchius, Kirchenrecht, II. 88 ff., 114 ff., 317. P. Hinſchius. 


Proſtitution. Mit dieſem, wol am richtigſten von pro und statuere (ſich 
darbieten, hingeben) abzuleitenden Worte bezeichnet man die gewerbsmäßige Hingabe 
meiſt weiblicher Perſonen zur Befriedigung geſchlechtlicher Triebe, — ein ſoziales 
Uebel, welches bei allen Völkern und zu allen Zeiten genau jo lange beſtanden hat, 
wie e8 Anjammlungen von Menjchen in größerer Anzahl an gemeinfamen Wohn 
orten gab. Schon im Alten Tejtamente (Genej. XXXIV. 81, Ezeh. XVI 24 
u. folg.) findet ihr Beitehen ausführliche Erwähnung, und welche einflußreiche Rolle 
die P. im gejellfchaftlichen Leben der Griechen und Römer gefpielt, ift hinlänglich 
befannt. 

Im chriftlichen Mittelalter galt beſonders dem Deutjchen Bürgerthum die 
reine züchtige Ehe als Grundpfeiler der Gejellichaft; jedoch erfannte man dem Natur— 
drange feine Berechtigung auch außer der Ehe nicht ganz ab, ftellte jogar die Per- 
fonen, welche fich zur Befriedigung jenes Dranges Bingaben, unter Öffentlichen Schub 
und wies ihnen beitimmte Häuſer, bejtimmte Straßen, ja beftimmte Trachten an. 
Die herrſchende Auffaffung unterlag jedoch im Laufe der Zeit manchen Wandelungen, 
die man am Beifpiele der jegigen Deutjchen Reichshauptſtadt anjchaulich verfolgen 
fann. Zn Berlin beftanden nachweislich feit dem 15. Jahrhundert privilegirte, eine 
bejondere Abgabe zahlende, Freudenhäufer, ſowie auch „jahrende Weiber” die Er— 
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laubniß hatten, unter öffentlichem Schutz von Markt zu Markt zu ziehen, um ſich 
durch geichlechtliche Hingabe ihren Erwerb zu juchen. Außerhalb diejer beſtimmt 
gezogenen Grenzen aber wurde jede Kuppelei und Unfittlichkeit mit jchweren Strafen 
geahndet, nicht jelten ſogar mit dem Tode. Unter dem GEinfluffe der Refor— 
mation machte fi) eine jtrengere Aſcetik auch der privilegirten P. gegenüber geltend 
und man verjuchte e8 mit der Entiernung jämmtlicher eingefchriebener Dirnen; aber 
es mehrten fi) dann die Angriffe auf ehrſame Fyrauenzimmer, die heimlichen Ge— 
burten und Kindestödtungen und manche Scenen öffentlichen Aergerniffes derart, 
daß man jehr bald wieder zur Duldung der Treudenhäufer zurückkehrte. Den 
gleichen Berjuch wiederholte man im Jahre 1698, indem auf Befehl des Kurfürften 
Friedrich III. jämmtliche feile Dirnen aus Stadt und nächfter Umgebung nach dem 
Zucht: und Spinnhaufe in Spandau abgeliefert wurden. Aber wiederum jah man 
fh jchon im Jahre 1700 durch das rafche Ueberhandnehmen der Winkel-P. ge- 
nöthigt, das Syſtem geduldeter Wirthſchaften wiederherzuftellen, wobei man zu— 
gleich; zum erften Male die fanitätspolizeiliche Beauffichtigung mit der ſitten— 
und jicherheitspoligeilichen verband. Das damals erlafjene Bordell-Reglement, 
welches auch auf die übrigen größeren Städte der Preußijchen Monarchie übertragen 
wurde und bis 1792 in Geltung blieb, erflärte „diefe Wirthichaft nicht für geſetzlich 
erlaubt, aber als ein nothiwendiges Uebel geduldet“. Dieje Unterjcheidung iſt bier, 
wie in anderen Ländern, jeitdem nachdrüdlich feitgehalten worden, jo daß feinerlei 
Lienz oder Gerechtiame durch einen gejeglichen Akt gewährt, jondern nur eine 
Duldung geübt wurde aus Gründen, die in den gejellichaftlichen Zuftänden liegen 
und mit deren Aufhören man jederzeit auch jener Duldung ohne gejeßliche Forma— 
lität und ohne irgend welche Entjchädigung beliebig ein Ende machen fann. 

Unter Friedrich's des Großen Regierung vermehrte fich in Folge des Zufluffes 
vieler Fremder und der Vergrößerung der Garnifon die Zahl der Freudenhäufer in 
Berlin bi8 an Hundert. Es folgte dann 1792 ein neues Reglement unter dem 
Titel: „Verordnung wider die Verführung junger Mädchen zu Bordells und zur 
Verhütung der Ausbreitung venerifcher Uebel”, — ein Titel, welcher von dem Be- 
ftreben zeugt, den Schein obrigkeitlicher Anordnung und Regulirung eines unzüchtigen 
Treiben® zu vermeiden. Im Wejentlichen enthielt das neue Reglement die gleichen 
Direktiven, welche bald nachher in das Allgem. LER. aufgenommen wurden umd 
deren wichtigften Sat der $ 999 in TH. UI. Tit. 20 des letzteren bildet: Liederliche 
Weibsperfonen, welche mit ihrem Körper ein Gewerbe treiben wollen, müfjen fich 
in die unter Aufficht des Staates geduldeten Hurenhäufer begeben“. Ungeachtet 
dieſes Landrechtlichen Paragraphen duldete die Polizei in der Folge auch allein- 
lebende Dirnen, weil fie ihrer Erfahrung nach „die Bordelle allein nicht für aus» 
reichend hielt, der Winkelhurerei die aufmunternden Anreize zu entziehen“. Männer 
aus den gebildeteren Schichten der Bevölkerung gehen jelten oder nie in die öffent- 
lichen Bordelle; — gerade diejen Männern aber jtehen die Mittel zur Verführung 
anftändiger Mädchen und Frauen und zur Verheimlichung ihres Treiben am ehejten 
zu Gebote. Die Polizei jah daher einen gewiffen Schuß gegen geiährlichere Sitten- 
verderbniß und gefundheitliche Infektionen darin, daß jolchen Männern die Gelegen- 
heit nicht verwehrt wurde, unter Vermeidung aller Auffälligkeit einzeln wohnende, 
auc der polizeilichen Obhut unterjtellte Dirnen zu befuchen. Letztere durften nur 
in gewiffen von der Polizei vorgeichriebenen Straßen wohnen, und die Wirthin, 
welche eine folche bei fich aufnahın, war für diejelbe ebenjo verantwortlich, wie die 
Bordellwirthin für ihre jämmtlichen Dirnen. 

Die ftrengeren ethifchen Prinzipien, welche in dem erſten Jahrzehnt unſeres 
Jahrhunderts das Preußische Staatöleben durchdrangen, fanden indeß auch in der 
Auffaſſung der Pfrage ihren Widerhall, und ein Rejolut des Minifteriums des 
Innern vom 17. Oft. 1810 beftimmte, „daß feine einzeln Lebende Proftituirte mehr 
zu dulden, daß die beftehenden Bordelle in abgelegene Gaffen zu verlegen jeien, unter 
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feinen Umftänden neue errichtet werden dürften und vielmehr eine Verminderung 
derjelben mit allen Mitteln angeftrebt werden müfje“. Auch durfte fortan fein 
Bordellwirth mehr Eigenthümer fein, und das Bürgerrecht wurde ihm verjagt. 
Seit jener Zeit begann ein hartnädiger Kampf der Behörden gegen die P., deren 
völlige Unterdrüdung ausgefprochenes Ziel war. Die fogleich nach der Einſchränkung 
der Bordelle fich ergebende Thatſache, daß die ſyphilitiſchen Erkrankungen in Berlin 
bei Givil und Militär zunahmen, wurde ala unerheblich bei Seite gelaffen; denn, 
wie es in einem Minifterialreftript vom 25. Juni 1839 wörtlich heißt: „fich in ber 
unverjtändigen Beiriedigung gejchlechtlicher Bebürfniffe vor Schaden und Anſteckung 
gefichert zu jehen, darauf hat Niemand einen Anfpruch an die Polizei“. Es könne 
daher „von einem Konflikte der Tendenzen der Sittenpoligei mit denen der Sanitätd- 
polizei nicht füglich die Rede fein“. Endlich fand in Folge Königlicher Ordre vom 
5. Auguft 1845 die gänzliche Aufhebung aller in Berlin beitehenden Bordelle mit 
dem 1. Januar 1846 jtatt. Aber anftatt der erwarteten Verminderung der Pro- 
ſtituirten fonftatirte die Polizei jchon nach zwei Jahren eine Zunahme derjelben, 
und ihr Treiben nahm dabei einen weit fittengefährlicheren Charakter an, weil fie 
fich unter den allerverjchiedenften Scheinformen, ala Schankmamſells, Näherinnen, 
Wäjcherinnen, Dienjtboten, verheirathete Frauen (jog. „Scheinfrauen“”) u. ſ. w., in 
die Gelegenheiten zur Ausübung ihres Gewerbes Hineinzufchmuggeln wußten. Die 
Zahl der Kupplerinnen jtieg bedeutend, umd bejonders junge Mädchen von 15 bis 
20 Jahren fielen den Vermittelungskünſten diefer Weiber zahlreich zum Opfer. Die 
Auftritte auf Straßen und Pläßen wurden flandalöfer als vordem, und die Polizei 
war* zu einem Aufgebote beftändiger, die Straßen bdurchziehender Streifwachen ge- 
nöthigt, um dem Unfuge zu jteuern. Zugleich nahm die Häufigkeit ſyphilitiſcher 
Anftedungen ſofort zu; die Zahl der in der GharitE behandelten infizirten 
Frauenzimmer betrug im lebten Jahre vor der Aufhebung der Bordelle, 
1845 : 514; nach deren Aufhebung 


im Jahre 1846 : 627 
= „ 1847 : 761 
. „ 1848 : 835. 


Die Zahl der in der Charit6 behandelten fyphilitiichen Männer jtieg gleichialls 
nach 1845 raſch; e8 waren 
im Jahre 1845 : 711 


2» m 1846 : 818 
„m 1847 : 894 
» m. 1848 : 979. 


Zugleih nahm, wie die Charite-Annalen beweijen, die Krankheit an Hartnädigkeit 
und Bösartigfeit zu, da die Durchichnittädauer der Kuren von 34 auf 43 Tage ftieg. 

In Folge diefes eflatanten Mikerfolges der Aufhebungsmaßregel entſchloß man 
ſich jchon im Jahre 1850 zur Wiedereröffnung der alten und einer großen Anzahl 
neuer Duldungsbäufer. In dem bezüglichen Bejchlufje des Königl. Polizeipräſidiums 
vom 18. Dez. 1850 Heißt es ausdrücklich: „Es gilt ala anerfannt, daß die P., 
diefer Parafite der Gefellichaft, durch keine gewaltjame Maßregel, welcher Art fie 
auch immer jein möge, unterdrüdt werden könne, daß jedweder Verfuch in dieſem 
Sinne da& Uebel nur verjchlimmert, und daß man demgemäß derielben 
eine gewifjje Toleranz unter einer der Dertlidhfeit und den Um— 
ftänden angemeſſenen Kontrole zugeftehen muß“. 

Durch denjelben Beichluß wurde eine „Kommiffion zur Ueberwachung der P. 
und der Syphilis“ niedergeſetzt, bejtehend aus einem Polizeirath und einem Arzte, 
welche ala erefutive Behörde in Anjehung der Maßregeln, gegenüber der tolerirten 
P., und als berathende binfichtlich der Verfolgung der heimlichen P. zu fungiren 
hatte. 
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Das Preuß. StrafGB. vom 14. April 1851 gewährte durch Aufnahme des 
landrechtlichen Verbotes nur folcher gewerbsmäßigen Unzucht, welche den polizeilichen 
Anordnungen zuwider getrieben werde, und durch das daran angereihte Verbot der 
Kuppelei die Möglichkeit der Tolerirung von Bordellen; aufgehoben wurde aber dieje 
Möglichkeit für die Polizeibehörde durch das „Straf®B. für das Deutjche Reich“, 
welches in $ 180 die Beftrafung wegen Kuppelei ohne Nüdficht auf polizeiliche 
Anordnungen über Jeden verhängt, „wer gewohnheitsmäßig oder aus Eigennuß durch 
jeine Vermittelung oder durch Gewährung oder Verfchaffung von Gelegenheit der 
Unzucht Vorſchub leiftet“. In Folge diefer Geſetzesbeſtimmung haben jeit 1871 die 
Bordelle nominell aufgehoben werden müffen, ungeachtet des lebhaften Widerjtandes 
einzelner Städte, namentlih Hamburgs, deflen Senat gegen das Verlangen des 
Reichskanzleramtes, die Aufhebung der Bordelle betreffend, vergeblich an den Bundes- 
rath appellirte.. Die Beauffichtigung der P. beſchränkt fich ſeitdem darauf, daß die 
Mädchen, welche von der Polizei als Proftituirte erfannt werden, einer Einjchreibung 
und fortan einer regelmäßigen ärztlichen Unterfuchung unterworfen werden. Bei 
tonjtatirter Infektion werden fie dann zwangsweiſe in ein Krankenhaus gebracht und 
darin bis zu erfolgter Genefung feitgehalten. Diefe periodifchen Unterfuchungen find 
in Preußen den örtlichen Polizeiverwaltungen aufgegeben, und die Koften derjelben 
haben die Kommunen nach dem Gejeg vom 11. März; 1850 zu tragen (vgl. Er: 
fenntniß des OTrib. vom 11. März 1852). Als Folge diefer neuen Ordnung der 
Dinge ergiebt fich überall die bereits früher nach Aufhebung der Frauenhäuſer er 
gebene Thatjache, daß die Unzucht auf den verſchiedenſten Umwegen und Schleichwegen 
um jo tiefer ins gejellichaftliche und öffentliche Leben fich hineindrängt und über 
Zunahme der fyphilitifchen Erkrankungen von den verjchiedenften Seiten Klagen er- 
hoben werden. 

In Bayern wurde bis zum Jahre 1861 die P. nur in befonderen Häuſern 
der größeren Städte unter fortwährender fitten-e und gejundheitspolizeilicher Aufficht 
geduldet, dagegen der Einzel-P. und allem Auffuchen der Gelegenheit zur gewerbs— 
mäßigen Unzucht auf Straßen und öffentlichen Plätzen energiſch entgegengetreten. 
Diejes Verfahren bewährte fich namentlich zu München in dem Grade, daß nach den 
gepflogenen Erhebungen feine Hauptſtadt Europa’ eine verhältnißmäßig jo geringe 
Zahl ſyphilitiſcher Erkrankungsfälle Hatte und in feiner Stadt die Straßenunfittlichkeit 
auf ein ſolches Minimum berabgedrüdt war wie in München. Die neue Straigejeß- 
gebung vom 10. Nov. 1861 machte ein ganz verändertes Verfahren nothwendig. 
Die Polizeibehörde durfte fortan feine Kenntniß mehr von dem Beſtehen eines Bor- 
dells erhalten, ohne jofort die gerichtliche Einfchreitung zu veranlaffen, während 
andererjeits das Aufſuchen der Gelegenheit zu unzüchtigem Erwerb auf den Straßen 
nicht mehr ftrafbar war Die Folge davon war eine ftarfe Meberhandnahme der 
Winkelbordelle und des unfittlichen Gaffenverfehrs, eine zunehmende Verbreitung der 
Syphilis jowol in den Städten wie von diefen auf das Land und in die Familien— 
kreije hinein (dem ftatiftifchen Nachweis vgl. in Majer, Ueber die Verbreitung 
der veneriichen Krankheiten in Bayern, in Eulenberg’s PBierteljahrsjchrift für 
ger. Med. Bd. XVII. Heft 1, 1873). Eine Wenderung des Geſetzes wurde bald 
als nothiwendig erfannt; man einigte fich im Jahre 1868 über eine Zufahbeitimmung, 
vermöge deren „einmal bejtrafte Weibsperfonen auf die Dauer eines Jahres durch 
die Polizeibehörde der ärztlichen Unterfuchung ihres Gejundheitszuftandes unterftellt 
werden konnten“; — im Jahre 1871 brachte dann das neue StrafGB. die viel 
weitergehende Beitimmung: „Mit Haft wird beftraft eine Weibsperſon, welche 
dolizeilichen Anordnungen zuwider gewerbamäßige Unzucht treibt“. Dieſe Beitimmung 
ſetzte die Polizeibehörde in Stand, regelmäßige Unterfuchungen der von ihr der P. 
überführten Dirnen vorzunehmen, ohne aber diejer Maßregel die regelmäßige und 
 umfafjende Wirkſamkeit gewähren zu können, wie jolche bei Duldung beauffichtigter 
Frauenhäuſer ermöglicht war. 
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Außer Deutichland befteht gegenwärtig nur in Defterreich ein Verbot der 
Bordelle, welches indeß nicht deren blühendes Fortbeſtehen, 3. B. in Peit und in 
Prag, Hindert, während in Wien an ihrer Stelle die Privat-P. bekanntlich zur 
böchiten Entwidelung gelangt if. Im allen übrigen Ländern Europa's find bie 
Bordelle polizeilich geduldet und mehr oder weniger beauffichtigt, jei e8 von Staats— 
oder von Gemeindewegen. 

Am einheitlichiten ift das P.weſen in Italien geregelt, wo die Staats— 
regierung vermittelft einer bejonderen unter dem Minifter des Innern fungirenden 
Gentralauffihtsbehörde diejen Dienjtzweig direkt leitet. In jeder Provinzial» 
hauptjtadt befindet fich eine Inſpektion und in jeder Bezirfhauptitadt ein 
Sanitätsamt mit der ausjchließlichen Aufgabe, die P. zu überwachen. An der 
Spite jedes ſolchen Sanitätsamtes ſteht ein ärztlicher Beamter, welcher zugleich 
Dirigent des Hoſpitals oder der Hofpitalabtheilung für Syphilitifche ift und unter 
welchem die erforderliche Anzahl von Merzten zur regelmäßigen Unterfuchung der 
Dirnen, jowie von polizeilichen Hülfsbeamten fungirt. 

In Frankreich, wo fchon Ludwig der Heilige nach einem vergeblichen 
Verſuche ftrengfter Unterdrückung eine geregelte Duldung und Beauffichtigung ab— 
gejonderter Bordelle einführte, wurde im Jahre 1791 das Prinzip der perfönlichen 
Freiheit und der Unverletlichkeit der Wohnung auch auf die jeruellen Lebensbeziehungen 
angewandt und alle bis dahin bejonders jeit Ludwig XIV. beftandenen Einrichtungen 
der Sittenpolizei abgefchafftt. Die Folge war das Einreißen jener zügellojen öffent- 
lichen Frechheit, welche man aus den Zeitbildern des Direftoriums fennt, und gegen 
welche man fich erft im Jahre 1799 nach Einrichtung der Polizeipräfektur zu ener— 
gischer Nepreffion aus bloßer polizeilicher Machtvolllommenheit entichloß, nachdem 
wiederholte Verfuche einer gejeglichen Regelung, theils an prinzipiellen Freiheits— 
bedenken, theils an der Scheu vor öffentlicher legislativer Behandlung eines jo in— 
dezenten Gegenftandes gefcheitert waren. Seit jener Zeit ijt Alles, was in Frank— 
reich zur Regelung des P.wejens gejchehen ift, nur auf dem Wege polizeilichen Be— 
liebens und gleichjam im Namen der fittlichen und fanitären Nothwendigfeit ge= 
ichehen, ohne formelle gejegliche Grundlage; es Hat daher auch nicht gefehlt an 
Berufungen gegen dieſe Maßregeln der Polizei an die Gerichte; und wenn jolche 
Berufungen von lehteren jtets im gebieterifchen Intereſſe der öffentlichen Sittlichkeit 
und Gejundheit ablehnend befchieden zu werden pflegen, jo wird doch der zumeilen 
(ähmende Einfluß eines Mangels gejeglicher Autorifation von den Franzöfiichen Be— 
richterftattern anerfannt. Schon im Jahre 1818 äußerte fich der Pariſer Polizei= 
präfeft in einer bejonderen Denkſchrift an die Regierung folgendermaßen: „Früher 
oder fpäter müfjen entweder die Grundſätze der perfünlichen Freiheit vollftändig 
fiegen, und das Gewerbe der Luftdirnen, gejchirmt von allgemeinen Grundjäen, 
ein ebenfo freies fein, wie jedes andere, oder die Gejehgebung muß einen 
Unterjchied, eine Ausnahme machen und fie der Aufficht von Behörden übertragen, 
welchen die Pflicht obliegt, die guten Sitten, die Ordnung, die Menfchen zu beauf- 
fichtigen, welche durch ihre Lage, ihre verworfenen Gefinnungen, in jtetem Kampfe 
mit der Religion und Sittlichfeit, der guten Ordnung und den Anforderungen der 
guten Gejellichaft Liegen“. Bei diefem Mangel gejeglicher Beitimmungen und bei 
der in Frankreich beitehenden Uebertragung diejes polizeilichen Auffichtszweiges an 
die Kommunen ift e& nicht zu verwundern, daß Art und Maß von Beauf- 
fichtigung in den verjchiedenen Theilen des Landes äußerſt verichieden ausfallen, und 
daß, im Gegenfahe zu der forgfältigen Handhabung des Dienjtes in Paris, man über 
große Vernachläſſigung und daraus entipringende öffentliche Webelftände in manchen 
Provinzialftädten Klage Führt. 

Im Gegenjage zu den Ländern romanijcher Bevölkerung zeichnet fih England 
und der größere Theil der Nordamerifanifchen Bereinsftaaten durd eine - 
grundfägliche Paffivität in diefer Angelegenheit aus. Bis zum Jahre 1864 beitand 
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in England gar feine gejegliche Vorſchrift bezüglich der P., und die Polizei hatte 
fein Recht, hindernd einzufchreiten, außer wenn öffentliches Nergerniß gegeben oder 
Beläftigungen auf der Straße jtattfanden und darüber von zwei Steuerzahlern in 
aller Form Klage erhoben wurde. Auch von einer obligatorischen ärztlichen Unter- 
juchung war nirgends die Rede. In Folge diefer Verwahrlofung breitete fich die 
Syphilis in ſolchem Maße aus, daß 3. B. von den Rekruten durchichnittlich 20 
bis 25 Prozent infizirt befunden wurden und der Präfenzitand des ftehenden Heeres 
einen bejtändigen Abzug von 15 bis 20 Prozent jyphilitiich Erkrankter aufwies. 
Diefe Zuftände drängten jo jchreiend nach Abhülfe, daß, ungeachtet des heftigen 
MWiderftandes der ftrengkirchlichen Parteien, welche darin eine gewerbliche Konzeifion 
an das Lajter erblidten, im Jahre 1864 bzw. 1866 eine fanitätspolizeiliche Beauf- 
fihtigung der Proftituirten — vorläufig nur in einer beftimmten Anzahl von 
Hafen- und Garniſonſtädten — gejelich eingeführt wurde. Diefer Dienftzweig ift 
dem Kriegäminifterium unterjtellt, welches über die Ergebniffe regelmäßige Berichte 
dem Parlamente vorlegt. Die Ausdehnung der bereits ala höchjt wohlthätig ftatiftifch 
erwiejenen Einrichtung über jämmtliche Städte des Landes, namentlich über London 
mit jeinen 4000 Bordellen und 60000 Luftdirnen, wird von vielen, beſonders ärzt- 
lichen Seiten dringend verlangt, während von einer jehr rührigen Gegenpartei unter 
Berufung auf die verlegte perjönliche Freiheit und auf das verlegte öffentliche Scham- 
gefühl die Wiederabichaffung der Gejehe verlangt wird. 

So wiederholt fich denn in der Gefchichte aller Staaten die Erjcheinung der 
P. als eines von den menschlichen Konglomerationen unabwiſchbaren Schmußjfledens, 
und wenn Parent-Duchatelet in feinem Elaffiichen Buche über die P. in Frank— 
reich jagte, die Proftituirten jeien in den größeren Städten ebenſo undermeidlich wie 
Abzugskanäle, Abdedereien und Schmußbehälter, jo hat er damit die erfahrungs- 
gemäße abjolute Unmöglichkeit einer Unterdrüdung ebenſo richtig wie die ethijche 
Häßlichkeit des Uebels bezeichnet. Für die tiefe Begründung der BP. in den Funda— 
menten unferer jozialen Zuftände fpricht auch die ftatiftifche Regelmäßigfeit 
ihres Intenfitätsganges überall da, wo die Größe der bezüglichen Ziffern überhaupt 
eine ftatiftiiche Betrachtung zuläffig macht. Vergleicht man 3. B. die Jahresfummen 
der polizeilichen Einregiftrirungen von Proftituirten in Paris während eines zwölf— 
jährigen Zeitraumes nach dv. Dettingen’s Tabellen, jo ergiebt fich eine mit ge— 
ringen Schwankungen regelmäßig fortichreitende Zunahme von 46 504 Einregiftrirungen 
im Jahre 1837 bis zu 50 015 im Jahre 1849. Auch die monatliche Zahl der Ein- 
regiftrirungen zeigt nur jehr geringe Schwankungen, und jelbjt in dieſen Schwankungen 
tritt eine regelmäßige Schwellung für die Herbftmonate gegen einen ebenjo regel- 
mäßigen NRüdgang für die Wintermonate hervor. Bei jolcher Regelmäßigfeit der 
Zahlen kann fein Zweifel bleiben, daß — fo verjchieden auch die individuellen Motive 
des Schrittes bei den Tauſenden fich geftalten mögen, doch allgemeinere und tiefere 
Einflüffe, mit deren Gefammtbezeichnung als „joziales Elend” man fich zu begnügen 
pflegt, bier jo beitimmt ihre unvermeidlichen Endiproffen treiben wie in der Trunk— 
jucht, im Selbftmorde, im Irrſinn, im Verbrechen. Mit allen diefen Schweiter: 
phänomenen und bejonderd mit dem berufsmäßigen Gaunerthum erjcheint ja auch die 
P. erfahrungsgemäß in innigem Bunde, und jehr richtig bezeichnet ein geiftreicher 
Franzöſiſcher Kriminalſtatiſtiker (Eorne) die P. ala das weibliche Aequivalent für 
die befanntlich fünf bis ſechs Mal größere Kriminalität bei den Männern. Die 
auffällige Zunahme der P. in unferen großen Städten jeit den letzten Dezennien, 
3. 2. in Berlin und in Paris, um das Dreifache desjenigen Prozentfages, welcher 
der Bevölkerungäzunahme entiprechen würde, geht gleichen Schrittes mit der Zunahme 
der Selbftmorde und des Irreſeins, jowie mit der Abnahme der Ehen, — ſtatiſtiſche 
Beziehungen von bedeutjamer Tragweite für die volfswirtbichaftliche Betrachtung. 

Der Rechtäftaat als jolcher hat gegenüber dem uns hier beichäftigenden jozialen 
Uebel zwei verichiedenartige Intereffen zu vertreten: den Schuß der öffentlichen 
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Sittlichkeit gegen anftoßerregenden Unfug und gegen Berführungen der Jugend, 
und den Schuß der allgemeinen Gejundheit gegen die aus der P. ent- 
ipringende Verbreitung anſteckender Krankheiten. 

In erfterer Hinficht fallen alle naturrechtliche oder philoſophiſche Streitfragen, 
welche fich auf die Berechtigung der außerehelichen oder „freien“ Gejchlechtäliebe be— 
ziehen, nicht ind Gewicht gegen die thatfächlich Herrichenden Lebens- und Sitten- 
auffafjungen der civilifirten Völker, welche in diefer wie in anderen ragen für den 
Rechtaftaat als maßgebende Grundlage dienen. Diejen Sittenauffaffungen hohn— 
iprechende öffentliche Handlungen oder Aufforderungen und Berführungen dazu 
erjchüttern die einmal beftehenden Vorausfegungen der fittlichen Gejelljchaftsordnung, 
find daher vom Staate nicht zu dulden und als grober Unfug unter Strafe zu 
ftellen. In diefe Sphäre der Polizeithätigfeit fällt neben manchen ähnlichen Unfugs— 
fategorien, 3. B. der Trunffucht, dem Glüdsfpiele, der Thierquälerei u. ſ. w., auch 
die P, injoweit fie an die Deffentlichkeit tritt und namentlich der 
unreifen Jugend Aergerniß und Berführung bietet. Ueber die Be- 
tämpfung bdiejer beiden Auöfchreitungsrichtungen hinaus gegen die lajterhaite 
Lebensweise ſelbſt vorzugehen, ift nicht Aufgabe der Polizei, welcher es 
auch an wirkfamen Mitteln dazu fehlen würde. Es haben fich zwar jederzeit 
Stimmen erhoben, welche eine gänzliche Unterdrüdung der gewerbsmäßigen Unzucht 
dem Staate zur Pflicht machen wollen; aber es ijt bezeichnend, daß diefe Stimmen 
jämmtlich vom Lande oder aus Heineren Städten — namentlich Univerfitätsorten — 
berfommen, während bei allen erfahrenen Beurtheilern diejer Frage in größeren 
Städten eine auffallende Einftimmigkeit darüber herricht, daß es fih um ein in 
jeiner proteusartigen Vielgeftaltigkeit äußerft ſchwer angreifbares und nimmermehr der 
Ausrottung, fondern nur der Kontrole und der Eindämmung feiner jchlimmiften Aus- 
wüchſe Tähiges Uebel handelt. „Aufer meretrices de rebus humanis, turbaveris 
omnia libidinibus“, jagt jchon der Kirchenvater Auguftinus, und einer ber 
beftigjten neueren Eiferer gegen die Hamburger und Parifer Bordellwirthichaften, der 
Moralftatiftiter v. Dettingen, giebt doch zu, „daß der Staat jenen ſchmutzigen 
Abzugskanal der jozialen Zuchtlofigkeit dulden müſſe, dulden und ihn abdämmen, 
da ſonſt jeine verfumpiende Macht ohne einengendes Bett für den gefammten Boden 
der Gejellichaft unberechenbar werden könnte; und jchügen jolle er nach Kräften, 
phyſiſch und moraliich, die Gefammtheit vor Infizirung“. ine völlige Ausrottung 
des Uebels ijt jchon deshalb undenkbar, weil ihm die dazu erforderliche Begrenz- 
barkeit des Begriffes jchlt. Wenn man jede vorbedachte Preisgebung weiblicher 
Reize zu materiellem Gewinne in den Bereich der polizeilichen Verfolgung hinein- 
ziehen wollte, jo dürfte feine Gejellichaftsflafje bis zu den Salons der hohen Ariftokratie 
hinauf von dem Vorwurfe freibleiben, Mitichuldige in ihrer Mitte zu dulden. In 
mehr oder minder eleganter Form durchdringt alle gefelljchaftlichen BVerhältnifie 
der Macht: und Erwerbsfaktor der jeruellen Gunftgewährung; jeine 
Abjtufungen von der einflußreichen Hofdame herab bis zur verfommenjten Gaſſen— 
dirne find jo taujendfach vieljeitige und verjchlungene, daß für die Grenze des her— 
fömmlich Zuläffigen durchaus fein anderes, ethiiches Merkmal auffindbar ift ala 
dasjenige, welches allen Kategorien des Unfugs gemeinjam ift, die Deffentlichkeit. 
Bon diejer das Lafter zurückzudrängen und dadurch das letztere möglichit einzubämmen, 
ift die einzige fittenpolizeiliche Aufgabe des Staates gegenüber der P. Da freilich 
diefe Eindämmung nur mittel® einer gewiffen Regelung und dieſe Regelung nur 
unter einer gewiflen ausgejprochenen Duldung des Uebels in bejtimmten Grenzen 
möglich ift, jo entjteht dadurch ein Konflikt mit den Grundjäßen idealer 
Moral, und auf diefem Konflitte beruht die Oppofition mancher einflußreicher, 
bejonders firchlicher Kreife gegen jedes Syftem von Regelung der PB. Man be= 
bauptet, daß in gleichem Schritte mit folcher Regelung dad Gewiffen zunehmend 
abgeftumpft werde; — „in England, wo man alles feinen Weg gehen lafje, jei 
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doch Sünde noch Sünde, in Frankreich nicht“. Allein abgeſehen von dem weiterhin 
zu beſprechenden ſchwer in die Wagſchale fallenden janitären Geſichtspunkte hat 
doch auch über die jittlichen folgen des laisser aller für das Gemeinwejen die 
Eriahrung längjt ihr Urtheil geiprochen und eine geregelte Eindämmung des Uebels 
ala abjolut nothwendig erkennen laſſen. Diefe Eindämmung hat im öffentlichen 
Sittlichkeitsintereffe derart zu geichehen, daß keinerlei öffentliche Schau- 
pläße unſittlicher Anſprachen und Berlodungen geduldet werden, 
und daß die Wohnftätten der Proftitwirten den Augen des Publikums mög— 
lichſt entrüdt, den VBorlbergehenden in feiner Weiſe auffallend und der 
unreifen Generation unter feiner Bedingung zugänglich jeien. 
Alle über diefe Ziele hinausgehende jog. radikale Unterdrüdungsmaßregeln haben 
das Gegentheil des Gewollten, die Verlegung des Uebels aus einem gefannten, 
polizeilich überjehbaren und beeinflußbaren in ein heimliches, aller Beauffichtigung 
entzogenes Gebiet, jowie ein Durchfidern aus diefem durch taufend unberechenbare 
Poren in die Deffentlichkeit zur Folge gehabt. 

Das zweite Intereffe des Staates an der P.frage ift dasjenige der öffent— 
fihen Gejundheit, da die P. ala Hauptquelle der Verbreitung gewiſſer an- 
ftedender Krankheiten anerkannt if. Wäre es möglich, die P. wirklich und gänzlich 
aus der Welt zu jchaffen, jo würde es vorausfichtlich gelingen, demnächſt auch die 
ipphilitiichen Erkrankungen gänzlich zu bejeitigen. Aber gerade bier gilt in noch 
weit höherem Grade die Wahrheit, daß jeder Verſuch völliger Unterdrüdung nur 
eine Berzichtleiftung auf diejenigen Auffichtsmaßregeln bedeutet, welche gegemüber 
einer der Beobachtung zugänglichen Geftalt des Uebels möglich find. Alle Be- 
ftimmungen zur Unterdrüdung der B. Haben in fanitärer Hinficht erft 
recht ihren Zwed verfehlt, und im Gegentheile nur eine Zunahme der 
Genitalerfrantungen zur Folge gehabt. Es bleibt daher Nichts übrig, als die 
Träger und Vermittler des jyphilitifchen Giftes durch fcharfe Ueberwachung, regel- 
mäßige Unterfuchungen, Jfolirung und Heilung der Erkrankten möglichſt unfchädlich 
für dad Gemeinweien zu machen. Und folhe Auffihtsmaßregeln janitärer 
Art find, wie die Erfahrung in allen Ländern lehrt, jo dringend erforderlich, daß 
davor jedwede Bedenken ethijcher oder religiöfer Art gegen die direfte Einmifchung 
der ftaatlichen Organe in die Vorbeugung gefchlechtlicher Erkrankungen jchwinden 
müſſen. 

Lehrreich iſt in dieſer Hinſicht ein Vergleich der Syphilisverbreitung in Ländern 
mit und ohne vorbeugende ſanitäre Ueberwachung. In Paris z. B., wo die jämmt- 
lichen Proftituirten, joweit fie der Polizei bekannt find, zwangsweiſe einer regel- 
mäßigen ärztlichen Unterfuchung unterzogen werden, famen nach einem Bericht von 
Lefort auf jämmtliche Hofpitalpatienten 3,3 Prozent an Syphilis oder Gonorrhöe 
leidende, in London dagegen, wo gar feine jolchen Unterfuchungen ftattfinden, beliet 
fi) das Verhältniß auf 8,8 Prozent. Die Zahl der an diefen Krankheiten 
unentgeltlich in und außer den Hofpitälern in London behandelten Perjonen beträgt 
nach amtlicher Schäung jährlich über 52000, zu welchen aljo die vielen auf eigene 
Kosten von Aerzten, Apotheken und Pfuſchern behandelten, jowie die gar nicht be- 
handelten Kranken noch hinzukommen. 

Don der unmittelbar günftigen Wirkung der ärztlichen Kontrole erhalten wir 
auch ein charakteriftiichee Bild durch die Statiftif der Garnifonen in denjenigen 
- Städten Englands, in welchen jene Kontrole vermöge des „Geſetzes zur Verhütung 
anſteckender Krankheiten“ im Jahre 1866 eingeführt worden ift. Bor diejer Ein- 
richtung ſchwankte die Verhältnißzahl der jährlich an diefen Krankheiten in die 
Lazarethe aufgenommenen Soldaten auf je 1000 Mann des Präfenzitandes zwiſchen 
110 und 120. Im Jahre 1866 jank fie auf 90,5; in 1867 auf 86,3; in 1868 
auf 72; in 1869 auf 60; in 1870 auf 54,5. (Fourth Report on the operation 
of the Contagious Diseases Acts. London 1872.) 
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Die auch in Deutjchland verfuchte Agitation gegen die Maßregeln zur janitären 
Beauffichtigung der P. ftüßt fich befonders auf die Behauptung, ſolche Maßregeln 
hätten nur den Zwed, Wollüftigen ihre Ausjchweifungen ungefährlicher und ficherer 
zu machen. Mohl, welcher alle und jede Regelung des P.wejens verwirft, jagt: 
„was inöbejondere die medizinifch-polizeiliche Rückſicht betrifft, jo ift fie ganz un— 
motivirt, da fich Hier jeder jelbft vor Schaden wahren kann“. Schür— 
mayer geht jogar noch weiter und findet e8 „vielmehr mit den Forderungen der 
Sittlichkeit im Einklange und von praftifchem Erfolge, jelbft da, wo Bordelle ge 
duldet werden, dieſe wegen jyphilitijcher Anſteckung nicht zu über- 
wachen; fie würden dadurch bald in einen Zuftand und Ruf verfallen, der aud 
den geilften Wollüftling von der Benugung abjchreden werde“. 

Schürmayer’s humaner Vorſchlag findet fich bekanntlich längft in London 
und den übrigen großen Britifchen Handelsftädten ganz ideal ausgeführt; man hat dort 
nie anders verfahren, — aber mit welchem „Abſchreckungs“-Erfolge, iſt ebenjo be— 
fannt; nirgendwo in Europa ift die Benußung der Bordelle eine allgemeinere als 
in der Britifchen Metropole. Bei diefen und ähnlichen Argumenten, deren fich, wie 
oben erwähnt, vor 40 Jahren auch ein Preußiicher Minifter bediente, vergißt man 
überdies die wichtige, jchon für fich allein enticheidende Thatſache, daß die fragliche 
Krankheit ſowol durch weitere Anftelung, wie auch durch erbliche Ueber— 
tragung von den jchuldigen auf die unfchuldigften Glieder der Familie fich ver- 
breitet und die fommenden Gejhlehter im voraus vergiftet. Wie 
fönnen Frau und Kinder, wie die Amme des unfichtbar infizirten Säuglinge, um 
mit Mohl zu reden, fich jelbft vor Schaden wahren? Gegen dieje in ihrer Weiter- 
verbreitung von jedem Einzelfalle aus unberechenbare Infektion überall vorbeugend 
einzufchreiten, ift doch gewiß eine Pflicht der ftaatlichen Gefundheitäpflege, bei welcher 
es gar nicht entlaftend in Betracht fällt, inwieweit Einzelne fich den Schaden 
durch eigene Schuld zuziehen. 

Die Hauptjache bei Belämpfung der Syphilis ift frühe Entdedung und 
frühe Behandlung der Infektion; — beide fönnen nur gefichert werden durch 
ein Syitem regelmäßiger ärztlicher Unterfuchungen jämmtlicher Lujtdimen, obne 
Unterjchied, ob fie der Erkrankung verdächtig find oder nicht. Diele derjelben find 
fich des franfen und anftekungsfähigen Zuftandes gar nicht oder erjt nach längerer 
Dauer deffelben bewußt, andere find von einer zu brutalen Gleichgültigkeit gegen 
alle Folgen der Krankheit befeelt, um ihre Freiheit aufzugeben, jo lange das Leiden 
nicht einen jo hohen Grad erreicht hat, daß fie außer Stande find, länger ihrem 
Erwerbe nachzugehen. Bezeichnend ift eine qutachtliche Aeußerung über diefe Frage 
von einer Stelle, der man die vollite Erfahrung zuerfennen muß, ohne ihr etwaige 
einfeitig ärztliche Berufsgefichtspunfte vorwerfen zu können, — von den Berwaltern 
(„governors“) des Londoner Hofpitals für ſyphilitiſche Frauen. Diejelben erflären, 
fie jeien jehr betroffen gewejen über den großen Kontraſt zwifchen denjenigen Krank— 
beitäfällen, welche aus Diftriften ohne ärztliche Ueberwachung der Luftdirnen zur 
Aufnahme gelangten, mit denjenigen aus Dijtrikten mit ärztlicher Ueberwachung. 
Don den erfteren litt der größere Theil in Folge langer Vernachläffigung an den 
bösartigften und Hartnädigjten Formen der Luftjeuche, während die letzteren größten 
theil® einer leichten und vollfommenen Heilung fähig waren (Report of the Lock 
Hospital and Asylum, 1872). 1ebereinftimmend lautet das Urtheil aller in diefem 
Dienjtzweige erfahrener Sanitätsbeamten dahin, dab die Bordelldirnen eine viel 
minder gefährliche Quelle der Infektion bilden, als die einzelmohnenden Perfonen. 
Ueberhaupt ift den Bordellen der janitäre Borzug nicht abzuftreiten, daß fie die 
genauefte und regelmäßigite Kontrole geftatten. 

In Frankreich duldet man bei den jtehenden Lagern, 3. B. bei demjenigen von 
Chalons, Bordelle, die man aber unter ftrenger Aufficht hält; man erreichte dadurch zu 
Ghalons in den Jahren 1863—1864 eine Verringerung der fyphilitifchen Anſteckungen 
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bis auf 1,3 Prozent der Truppenftärfe, während um diejelbe Zeit bei der durch keinerlei 
Kontrolmaßregeln geichügten Britiichen Armee zu Alderfhot die Verhältnißzahl 30 
bis 31 Prozent betrug! Generalarzt Roth verlangt denn auch in feinem Elaffifchen 
Lehrbuch der Militärgefundheitspflege eine geregelte Ueberwachung der PB. in jedem 
jtehenden Lager unter Konkurrenz der Givilbehörden, und erflärt mwohlfontrolirte 
Bordelle für das beſte Mittel zur Durchführung der erforderlichen Unterfuchungen. 
Wenn man bedenkt, daß in der Preußifchen Armee die Zahl der anſteckenden Genital- 
erfranfungen jährlich 45 bis 54 auf je 1000 Mann der Truppenftärke, in der Franzöftichen 
90 bis 100, in der Englifchen 250 bis 300 beträgt, und wenn man fich vergegen- 
wärtigt, in welchem Maße hier der Fräftigfte Theil der jungen Männerwelt, die Väter 
der kommenden Generation, einer Infektion unterliegen, die von ihnen über das ganze 
Land verbreitet und in das jpätere Tyamilienleben mithinein gebracht wird, dann 
muß aller Zweifel darüber weichen, daß der Zwed einer wirfjamen janitären Kon— 
trole allen anderen Gefichtäpunften weit voran zu stellen ift. 

Der hier dargelegten Pflicht jchügenden Eingreifend zur Abwendung gemeiner 
Geſundheitsgefahr ſowol, wie fittlichen öffentlichen Aergerniſſes kann der Staat nach 
Kräften gerecht werben, ohne dabei ‚in den Fehler einer zu aktiven Einmifchung in 
alle Berhältniffe der Proftituirten, in ihre Lebensweiſe, Kontraktbeziehungen, Kleidung, 
Tarife u. ſ. w. zu verfallen. Diejen Fehler hat man in früheren Jahrhunderten be= 
fonders auch in den Deutichen Handelsſtädten vielfach begangen, und noch heute 
findet man in einzelnen Städten folche obrigkeitliche Borbellordnungen, in welchen, 
wie 3. B. in derjenigen für Leipzig vom Jahre 1868, die Anfprüche der Dirnen 
an den Wirth feitgejeßt, „es für angemefjen“ erklärt wird, „daß jedes Mädchen zur 
Abendmahlzeit ein Seidel Lagerbier trinke“ u. dgl. m. Durch derartige Beitimmungen 
fett fich die Staatabehörde wirklich in ein unziemliches Verhältniß von Mitwirkung 
an dem Unzuchtögeichäfte und verleiht den Ausüberinnen des [egteren ein Bewußtſein 
formulirten Gewerberechts, welches ala Vorwand zu weitergehenden Anfprüchen und 
Anmaßungen mißbraucht wird. Sowol im Intereſſe des fittlichen Prinzips wie der 
praktischen Ordnungserhaltung ift es vielmehr dringend erforderlih, daß alle Auf— 
fichtömaßregeln, wenn auch auf bejonderer gejeglicher Autorifirung der Poligeibehörde 
beruhend, doch in der Ausführung ſtets nur den Charakter von einftweiliger Duldung 
eines unvermeidlichen Uebeld ohne Gewährung irgend welcher konkreten gejeßlichen 
Berechtigung, Konzeſſion oder dgl. ftrenge bewahren. 

Im Mebrigen ift bei der rapiden Zunahme des internationalen Handels- und 
Reiſeverkehrs an einen radikalen Erfolg aller gegen die Syphilisverbreitung ge= 
richteten Maßregeln nicht zu denken, ohne eine gleichmäßige internationale 
Regelung der PB. und der Syphilisbehandlung. Namentlich für Gafenpläße, mit 
ihrer beitändig wechielnden Bevölkerung von Matroſen aller jeefahrenden Nationen, 
würde nur eine Vereinbarung zwijchen legteren über gleichmäßige Auffichtsmaßregeln — 
etwa mit Einführung von Gejundheitspatenten für die Schiffsmannſchaften — den 
erforderlichen Schuß gewähren. An Vorſchlägen in diejer Richtung fehlt es bereits 
nicht, wol aber an irgend welcher Ausficht auf ihre Verwirklichung, jo lange die 
internationale Vorbeugung der gemeingefährlichen Krankheiten überhaupt feine leitende 
Stelle findet. 

Die Ergebnifje der hier vorgeführten Thatjachen aus der bisherigen Gejchichte 
und Statiftit des P.weſens laſſen fich in folgenden Sägen zuſammenfaſſen: 

1) Eine gänzlihe Unterdrüdung der P. ift unmöglich und alle 
darauf abzielenden Mafregeln find nicht blos nublos, jondern fogar jchädlich, indem 
fie das Uebel nur in verftedtere, der Beauffichtigung fchwerer zugängliche Formen 
"und Bahnen treiben. 

2) Die auf möglichite Verminderung des Uebels gerichteten Schritte find viel- 
mehr gegen das vereinzelte Auftreten defjelben, ala gegen die Eolleftive Form, die 
Bordelle, zu richten, da leßtere wegen der weit leichteren Ueberwadhung 


204 Proteſt — Proteftationen, 


und janitären Unterjuhung geringere Gefahren für das Gemein- 
wejen darbieten, alö die vagirenden Einzeldirnen. 

3) Alles erfennbare Auftreten der PBroftituirten vor der 
Deifentlichkeit, alle direkte oder indirekte unfittliche Verlodungen auf Straßen 
und Pläßen, im Theater oder anderen öffentlichen Räumen find mit größter Strenge 
zu unterdrüden und eventuell zu beftrafen. Die dem Lafter dienenden Häufer dürfen 
weder durch ihre Lage noch durch irgend welche ihre Beſtimmung verrathende Auf: 
fälligkeit, beſonders aber nicht durch perjönliches Gebahren der Bewohnerinnen den 
Vorübergehenden Nergerniß oder Verführung bieten. Unter feiner Bedingung dürfen 
diejelben der unerwachjenen Jugend zugänglich fein, 

4) Sämmtliche der Polizeibehörde ala gewerbamäßige Proftituirte befannte 
Perfonen müſſen einer regelmäßigen ärztlihen Unterfuchung unterworfen 
und beim Befunde einer anftedenden Genitalerfrantung zwangsweiſe einem Kranken— 
hauſe bis zur erfolgten Genefung übergeben werden. 

5) An welden Orten und in welchem Maße dajelbit eine Duldung 
der P. unter den vorjtehenden Bedingungen unvermeidlich jei, muß der Entjcheidung 
der Ortspolizeibehörde, vorbehaltlich des ftaatlichen Auffichtsrechtes, anheim— 
gegeben werden. 

6) Die Ermächtigung der Polizeibehörde zu den vorbezeichneten Maßnahmen 
muß auf dem Wege der Gejehgebung geregelt werben. 

7) Eine internationale Uebereinſtimmung der Mafregeln zur Beauf- 
fichtigung der P. und zur Unterdrüdung der Syphilis ift bejonders bezüglich der 
Hafenpläße möglichſt bald anzuftreben. 

Lit: Parent:Duchatelet, Die P. in Paris, überfegt von Beder, Leipz. 1837. — 

NR. von Mohl, Die Bolizeiwiffenichaft nach ben Grundiägen bes Rechtsſtaats, Tübingen 

1832— 1834. — no Die P. in Berlin, Erlangen 1850. — Jeannel, Die P. in 

* roßen Städten u. |. w., überſetzt von Müller, Erlangen 1869. — Kühn, Die P. im 

3. Sabıh, Seipaig, 1 — Germann, Vorſchläge zur ori ber yphilis, Leipz. 

ajer, heber bie P.frage in Ba — in * V.J. Schr. für —— eg 

F— "öffentl. Sanitätawelen, N. F. 2b. XVIII. Heft 1. — Strohl, r Pfrage, dal. 

Bd. XXIV er 1. — Kraus unb Diäten 1% Wörterbuch der — — 

Dd. I. Art — Darſtellung des auf dem Gebiete der re Geiund- 
———— in außerdeutſchen Ländern bis it Geleifteten, Berlin 1878, ©, 483 ff. 


dv. Dettingen, Die Moralftatiftit, 2. Aufl. 1874, Abich. „Ueber P.“ 
Fintelnburg. 
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Proteftationen im Hypothekenbuch. Unter P. im Allgemeinen wird die Ver— 
wahrung gegen Folgen verjtanden, welche aus Akten dritter Perfonen zu eigenem Nach- 
theil entftehen könnten. In das Hypothekenbuch (Grundbuch) eingetragen, follen die— 
jelben vor nachtheiliger Aenderung des Inhalts des Hypothekenbuchs fichern. Das 
BEL. für das Königreich Sachjen drüdt dies dahin aus, daß eine in das Hypotheken— 
buch eingetragene Verwahrung die Wirkung hat, daß in dafjelbe Nichts zum Nachtheile 
des Rechts aufgenommen werden darf, deffen Sicherung durch die Verwahrung be- 
zweckt wird. Eine eingetragene Protejtation kann aber den weiter gehenden Zweck 
haben, den Erwerb oder die Erhaltung eines dinglichen Rechts mit beftimmter 
Priorität durch Eintragung zu fichern. In der Sprache der neueren Geſetzgebungen 
wird eine P. im letzteren Sinn als „Vormerkung“ bezeichnet, — ſo in der Säch— 
ſiſchen Hypothekenordn. vom 6. Nov. 1843 8 51, vol. Sächſ. BEB. 88 404, 
405; in der Defterr. Grundbuchordn. vom 25. Juli 1871 88 835 ff. und im 
Preuß. Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaftung der Grund» 
ftüde ıc. vom 5. Mai 1872 $$ 8, 9, 16, 22; Grundbuchordn. vom 5. Mai 1872 
$ 88. In der neuen Preuß. Geſehgebung ift aber diefe Bedeutung des Wortes 
„Bormerkung“ nicht ftreng feitgehalten, da in $ 70 des Gejehes über den Eigen- 
thumserwerb auch ein „Wideripruchsrecht“, das durch Vormerkung gefichert werden 
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joll, erwähnt wird. Gine eigentliche „Vormerkung“ Hat jtatt zu Erhaltung des 
Rechts auf Auflaffung oder Eintragung des Eigenthumsüberganges oder auf Wieder- 
eintragung des Gigenthums, ebenjo zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung eines 
dinglichen Rechts, einer Hypothek oder Grundichuld an beitimmter Stelle. Das 
eingetragene Widerſpruchsrecht fichert, jofern e8 auf Ungültigkeit der Hypothek oder 
Grundichuld beruht, die Negatorienklage des Eigenthümers, wenn e& auf Tilgung 
oder auf einem Anfechtungsrecht beruht, die perjönliche Klage auf Quittung oder 
Abtretung. 

Gigb. ſ. oben. 

Lit: Prinz, Der Einfluß ber Hnpothelenbuchäverfaffun a dad Sachenrecht, ind: 
beionbere die Lehre von ben Proteftationen, 1858. — Förſter, Ihren . Grundbuchredht, 1872, 
©. 66 fi. — Behrend in feiner Zeitichr. VI. ©. 115 ff. — Strükfi und Jäckel in 
Gruchot's Beiträgen, Bd. 17 ©. 733, Bd. 18 S. 41. — Achilles, Der Rechtsſchutz durch 
vorläufige Eintragung im Grundbud in Johow's Jahrbüdern Bb. 8 ©. an in 

ccius. 


Protokoll (Civilprozeß, v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 9 ff.), urſprünglich der 
Name des Titelblattes, welches im Röm. Recht den aus einzelnen Blättern (chartae, 
tabulae) bejtehenden Gerichtsakten vorgeheftet wurde, bedeutet im jpäteren Römifchen 
und Gemeinen Prozefje die gerichtliche Urkunde, in welcher die Vorgänge einer Ge— 
richtefigung unmittelbar nach ihrem Eintritt und ſomit auch in chronologifcher 
Aufeinanderfolge verzeichnet werden. Die unmittelbare Aufzeichnung, welche die 
werthvollite Garantie für die Treue der Beurkundung bildet und das P. von jpäteren 
Regijtraturen unterjcheidvet, mögen diefe auch noch in demfelben Termine, aber 
nah Schluß der Berhandlungen niedergejchrieben fein, ward im Römiſchen Ber: 
fahren durch Erzeptoren oder Berichterjtatter erzielt, welche ihre Aufzeichnungen 
mittel® Anwendung der Siglenjchrift, alſo ftenographiich machten und das Auf— 
gezeichnete nach der Situng in voller Schrift ausführten. Der Gemeine Prozeß be- 
dient fich zur P.führung der Notare oder juriftiich gebildeter Gerichtsjchreiber 
(j. dieſen Art.), welche geleitet durch ihr Verſtändniß für das, was rechtlich relevant 
oder irrelevant ift, Vorträge, Ausſagen zc., wenn auch nicht immer dem Wortlaut, 
jo doch dem Sinne nach in vollem Umfange zu firiren im Stande find, während 
das Franzöſ. Recht und die Deutfchen Austführungsgejege zur CPO. auf Rechtötunde 
des Gerichtöfchreibers und damit entweder auf die Genauigkeit und Bollftändigfeit 
der P.führung oder auf die Unmittelbarfeit derjelben Verzicht Leiften, indem fie den 
Richter nöthigen, nach Schluß der Verhandlung das P. zu diktiren oder defjen 
Führung fortwährend zu überwachen. Die äußere Form der P. ftammt aus dem 
älteren Deutichen Reichsprozeß, welcher das Rubrum, das mit rother, und das 
Nigrum, welches mit ſchwarzer Tinte gejchrieben wurde, unterichied. Das Rubrum 
giebt Zeit und Ort der Verhandlung, die Bejegung der Gerichtöbant und die Prozeh- 
jache, in welcher verhandelt wird, nach Parteien und Streitgegenftand an. Das 
Rigrum zerfällt in die Relation der Borgänge während der Verhandlung einfchliehlich 
des Erſcheinens oder Nichtericheinens und des Abtretens von Parteien, Anwälten, 
Zeugen x., und in den Schluß, welcher die Angabe der Schlußzeit und die Unter- 
ſchrift des Gerichtsfchreibers, nach einzelnen Rechten auch die der Nichter oder 
wenigſtens des vorfißenden Richters enthält. Nach der Deutſchen CPO., die 
Hinfichtlich der Relation der Vorgänge auf die Beſchränkungen des Franzöſ. Rechts 
in nicht appellabeln Sachen zurüdgreift, joll da® P. der mündlichen Verhandlung, 
zu deſſen Führung ein Gerichtsfchreiber zuzuziehen ift und deſſen Verhältniffe im 
Wejentlichen auch für andere gerichtliche Verhandlungen maßgebend find, folgende 
Beftandtheile haben: Ort und Tag der Verhandlung, die Namen der Richter, des 
Gerichtsſchreibers, des etwa zugezogenen Dolmetichers und in Ehejachen auch des 
Staatsanwalts, wenn derjelbe erichienen ift; ferner die Bezeichnung der Prozeßſache, 
wie vorhin, die Namen der erichienenen Parteien, gefeglichen Vertreter, Bevollmäch- 
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tigten und Beiftände, die Angabe, daß öffentlich verhandelt oder die Deffentlichkeit 
ausgejchloffen ift. Die übrige Relation bat den Gang der Verhandlung nur'im All 
gemeinen twiederzugeben, jpeziell dagegen feftzuftellen: 1) die Beobachtung der für die 
mündliche Verhandlung vorgejchriebenen Förmlichkeiten, wie die Verlefung der Anträge, 
die Beeidigung von Zeugen, die Schließung oder Wiedereröffnung der Verhandlung und 
zwar mit der Maßgabe, daß bei Schweigen des P. ihre Nichtbeobachtung anzunehmen 
iſt; 2) Anträge, in Ehefachen die der Staatsanwaltichaft eingeichloffen, jedoch nur im 
amtögerichtlichen Verfahren im P. jelbft und joweit das Gericht in der dem Urtheil 
oder Beweisbeichluß voraufgehenden mündlichen Verhandlung die Aufzeichnung eines 
Antrages für angemeffen erachtet, im landgerichtlichen dagegen, ſoweit fie nicht mit 
den Anträgen der vorbereitenden Schriftjäge identifch find, in Schriftfägen, welche dem 
P. anzulegen find, wobei die Aufzeichnung im Schriftjage der Aufzeichnung im P. 
gleichiteht,; 3) auf Antrag ferner Geftändniffe von Thatjachen, in gleicher Weife Er: 
Härungen über Annahme oder Zurüdjchiebung angetragener Eide, andere Erklärungen 
aber im landgerichtlichen Verfahren nur, joweit fie weientlich find, im amtägerichtlichen, 
joweit das Gericht e8 für angemefjen erachtet, wie vorhin; 4) Anerkenntnifie, Ber: 
zichte, Vergleiche, welche den Anfpruch ganz oder theilweije erledigen, immer im P. 
jelbft; ebenjo 5) die Ausfagen von Zeugen und Sachverjtändigen, ſoweit fie nicht 
früher vernommen find oder ihre Ausjagen mit früheren zufammenfallen ; doch genügt 
die bloße Angabe, daß fie vernommen find, wenn das Endurtheil der Berufung nicht 
unterliegt und die Vernehmung vor dem Prozeßgericht jelbit ftattfindet; 6) die 
GErgebniffe eine Augenfcheins; 7) die Entjcheidungen des Gerichts, joweit fie nicht 
ichriftlich dem P. beigefügt find; 8) die Verfündung der Entjcheidungen. Nach 
Schluß des P. wird es vom Gerichtsfchreiber und dem Vorfigenden, bei deſſen Ver— 
binderung vom nächjtälteften Richter, bei Verhinderung des Amtsrichters vom Ge— 
richtöfchreiber allein unterjchrieben. Anträge, Gejtändnifie, Erklärungen, Anerfennt- 
niffe, Berzichte, Bergleiche, Ausfagen, Gutachten, Augenfcheinsergebniffe werden den 
Parteien vorgelefen oder zur Durchficht vorgelegt, auch follen Genehmigung oder 
etwaige Einwendungen gegen das P. vermerkt werden, einer Unterzeichnung des P. 
durch die Betheiligten bedarf es dagegen nicht. Bejondere Beitimmungen find ge- 
troffen für das P. im jchriftlichen Verfahren in Rechnungs und ähnlichen Sachen, 
welches im Allgemeinen nach den Vorſchriften für die Amtsgerichte abzufaſſen ift, 
ipeziell aber fejtitellen joll, welche Anfprüche erhoben und welche Angriffe und 
Vertheidigungsmittel dvorgebracht, wie weit diejelben ftreitig oder unftreitig find und 
was bezüglich ihrer an Thatjachen, Beweismitteln, Beweiserklärungen und Beweis- 
einreden geltend gemacht ift. Im P. des Gerichtävollziehers über Vollſtreckungs— 
bandlungen find zu vermerken: Ort und Zeit der Aufnahme, Gegenftand der Voll— 
ſtreckungshandlung, die wejentlichen Vorgänge bei der BVollftrefungshandlung und 
die Namen der Perfonen, mit welchen verhandelt ift, die Unterzeichnung diefer Per- 
jonen und die Bemerkung, daß fie nach Vorlefung oder VBorlegung und Genehmigung 
der Aufzeichnungen erfolgt jei, und endlich die Unterjchriitt des Beamten. — Biel- 
fältig wird in der CPO. erwähnt, daß Erklärungen, Anträge und in Amtögerichts- 
jachen auch Klagen zu P. des Gerichtsfchreiberd abgegeben oder angebracht werden 
fönnen. Dieje B. haben vorgejchriebene Formen nicht, ihre Formen find daher die 
allgemeinen, die Erklärungen und namentlich Anträge werden eine Nachhülfe des Ge— 
richtsſchreibers erfordern und Unterzeichnung der Betheiligten dürfte daher der Vorficht 
halber geboten jein. — Das P. ift auch nach den Vorichriften der Deutjchen CPO. 
eine Öffentliche Urkunde, welche vollen Beweis der in ihm beurfundeten Vorgänge 
erbringt, ja die Beobachtung der Förmlichkeiten des Verfahrens kann nur durch das 
P. erwiejen, und der Thatbejtand des Urtheils, durch welchen in Verbindung mit 
dem P. und den vorbereitenden Schriftfäben das gejammte Sachverhältnik firirt 
wird, mur durch das Sitzungs-P. widerlegt werden. Als öffentliche Urkunde kann 
gegen das P. der Beweis unrichtiger Beurkundung, bezüglich der Förmlichkeiten der 
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mündlichen Berhandlung nur der Beweis der Fälſchung geführt werden; einen ver- 
jtärften Beweis des Gegentheils, wie im Gemeinen Recht durch drei Zeugen, kennt 
die Deutſche CPO. indefjen nicht. Vgl. den folgenden Artikel. 


Quellen: 1.6 C. 7, 52. — Nov. 4 0.2. — c.11X. 2 ER 12.32 
21. — Code de proc. art. 39, 40, 42, 54, 91, 138, 196 ss, 225 ss., 2 298, 410. — 
Deutide GPO. 88 145 ff., 269 fi., 284 ff, 291, 294, 315, FA Be 569, 682, 727; 

$$ 44, 98, 109, 225, 346, 351, 371, 354, 448, 457, 462, 463, 532, 536, 596, 617, 621, 
385, 815, 824; Motive S. 22 fi., 137 ff. — Deutihes GBG. SS 184 ff., 187 ff. 


Bit.: ar Reichaprz., SS 2449 fi. — ee Frei Gem. Eiv.Prz., II. 
—8 148, 155. — MWepelt, dur dio 24, 36, 65. — a. rg Franz. 
D $ 359. — Leonhardt, Zur Reform "des Eiv.Prz., 1865, 56 fi. Komment. 3. 
— Prz. Ordn. Vorbem. $$ 98, 116, 357. — Komment. ne — F l.l. von 
trudmann-fod, v. —AA v. Bülow, it nn * 
ieding. 


Protokolle find auch im Straf Prz. (John, Th. I. Suppl. ©. 11) gericht⸗— 
lie Urkunden, in welchen die Vorgänge gerichtlicher Verhandlungen unmittelbar 
nach ihrem Eintritt und daher chronologisch verzeichnet werden. Ihre Gejtalt und 
ihre Bejtandtheile, die im Grunde nur Konjequenzen ihrer Natur ala berichtende 
Urkunden find, weichen in den Rechten, von welchen hier die Rede ift, im Ganzen 
von denen des GCiv.Prz. nicht ab. Als nothwendig fordert das Gem. Recht im 
Anhalt an die PGO. die unmittelbare Aufzeichnung durch einen rechtsverſtändigen 
Gerichtsſchreiber in Gegenwart des Richters bzw. der Gerichtsmitglieder nach eigener 
Wahrnehmung und zum Beweiſe deſſen die endliche Unterſchrift des Gerichtsſchreibers, 
wozu nach den Partikularrechten auch Unterſchrift der Gerichtsmitglieder oder des 
vorfitzenden Richters allein und Unterzeichnung des P. oder der aufgezeichneten Aus— 
jagen durch Angejchuldigte, Zeugen und andere Betheiligte hinzugekommen find. 
P., welche diejen Erfordernifjen entſprachen, nannte man förmliche P. und legte 
ihmen volle Beweiskraft bei und zwar in dem Maße, daß außer dem Fälſchungs— 
beweije von Manchen nur ein verjtärfter Gegenbeweis gegen fie zugelafien wurde. 
Andere berichtende Aufzeichnungen, welche eines dieſer Erforderniffe ermangelten, aljo 
nicht in Gegenwart des Gerichts, nicht unmittelbar, nicht vom Gerichtäjchreiber auf- 
genommen waren, nannte man einfache P. oder P. fchlechtweg oder Regijtraturen, 
freilich ohne daß von fonjtanter Terminologie hier die Rede fein könnte. Inſofern 
im fchriftlichen Inquifitionsprogefie das Urtheil aus den Akten geichöpft wurde und 
dazu nur beweisfräftige Akten geeignet waren, mußte für alles Handeln, welches 
materiell oder prozefjualifch für das Urtheil Bedeutung haben konnte, die Aufnahme 
törmlicher P. erfordert werden, und die Zulaffung der formloſen P. oder Regiftraturen 
fi auf Akte und Borgänge von nebenfächlicher Bedeutung, wie Eingang und Aus— 
gang von Korreipondenzen, Anzeigen von Subalternen über erfolgte Verhaftungen oder 
bejorgte Borladungen, Beichwerden des Angejchuldigten über feine Behandlung im 
Gefängniß, ferner Entlaffung aus der Haft u. dal. beichränten. — Was den neueren 
Anflageprozeß anlangt, jo fordert zunächſt die Gerichtsverfafjung weder in Frankreich, 
noch Oeſterreich oder Deutſchland rechtsgelehrte Gerichtsſchreiber, ja nicht einmal 
immer ftändige Gerichtsfchreiber, vielmehr können in Frankreich bei Friedensgerichten 
der Maires, in Oeſterreich bei Vorerhebungen und in der Vorunterſuchung, in 
Deutſchland bei denſelben Verhandlungen in dringlichen Fällen beliebige andere 
Perſonen nach vorgängiger Vereidigung zur P.führung zugezogen werden. Soweit 
daher ungelehrte Gerichtsjchreiber thätig werden, fommt es, namentlich in den Vor— 
prozeduren, thatjächlich und in Defterreich ſogar de jure zu einem Diktiren der P. 
feitens des Richters, wovon die Folge ift, dab das P. aufhört, das Zeugniß einer 
am Handeln im Prozeffe unbetheiligten Perfon zu fein und als Zeugniß des in 
Wahrheit jelbft protofollirenden Richters unter Umftänden zu einem Zeugniß in 
eigener Sache wird. Was jodann das Verfahren angeht, jo iſt daflelbe von den 
Grundfägen der freien Beweiswürdigung und der Mündlichfeit oder richtiger der 
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Unmittelbarfeit der Erfenntnißquellen beherricht, und iſt in folge deflen die Be- 
deutung der P. um ein Erhebliches geringer geworden, wie im Unterfuchungsverjahren. 
Wiederum kommt jedoch in Betracht, daß der Grundjaß freier Beweiswürdigung 
zwar die Schäßung der Beweisergebniffe der freien Ueberzeugung des Urtheilenden 
anheimftellt, keineswegs aber eine Negation der inneren und äußeren Erforderniſſe 
der Beweistüchtigkeit der einzelnen Beweismittel in fich ſchließt, dieſe Erforderniſſe 
daher und zwar auch bei P. durch die StrafPO. ihre gejegliche Normirung erhalten 
haben; und ferner, daß der Grundſatz der Unmittelbarfeit nicht für die Entjcheidung 
im Gröffnungsverjahren gilt, die vielmehr noch immer auf Grund der Akten der 
Borunterfuchung oder jonftigen Vorerhebungen erfolgt, und daß derjelbe für das 
Urtheil der Hauptverhandlung durch Berlefung der in den vorbereitenden Prozeduren 
aufgenommenen P. vielfältige Durchbrechung erfährt. Dies vorausgejandt, ift nun 
zunächit hervorzuheben, daß die Defterreichifche und Deutſche StrafPO. den Gegenjah 
von jürmlichen P. und Regiftraturen nicht erwähnen, jondern nur den Ausdrud P. 
fennen. Die P. find gerichtliche, zu welchen auch die in der Deutichen StrafPO. 
vielfach erwähnten Gerichtäjchreiber-P. einfchließlih des vom Staatsanwalt zum 
Zeichen jeiner Genehmigung mitunterzeichneten Hinrichtungs-P. zu zählen fein dürften, 
oder nicht gerichtliche, wie diejenigen der Gemeindevorfteher und des Amtsausſchufſes 
über Einfprachen gegen Schöffen und Gejchiworenenliften und deren Entſcheidung, 
ferner die der Staatdanwaltjichaft über Strafanträge und nach der Dejterr. StrafPO. 
auch die der Sicherheitöbehörden über Vernehmungen, Augenjchein und Hausdurch— 
juchung, welche im Gegenfaß zur Deutichen StrafPO. ſogar in der Hauptverhandlung 
ald Beweismittel benußt werden dürfen, wenn fie unverweilt dem Unterfuchungs- 
richter zur Prüfung und eventuellen Ergänzung oder Wiederholung der Verhandlung 
mitgetheilt waren. Die gerichtlichen PB. find entweder jolche der Vorunterfuchung, 
welcher amtörichterliche und kommiſſariſche Unterfuchungshandiungen gleichitehen, 
oder der Hauptverhandlung. Für erjtere gilt der Grundjaß, daß über jede Unter- 
fuchungshandlung ein P. aufgenommen werden muß, bei welchem nach der Defterr. 
StrafPD. ftets ein beeideter P.führer zuzuziehen ift, während nach der Deutichen 
nur für Augenfchein und für Vernehmung von Angefchuldigten, Zeugen und Sach— 
verftändigen die Zuziehung eines Gerichtsjchreibers oder bei Dringlichkeit einer hierfür 
zu beeidigenden Perfon ala Gerichtsjchreiber nothwendig ift. Als nothwendige Beitand- 
theile („muß“) des PB. fordert die Deutiche StrafP OD. die Angabe von Ort und Tag der 
Verhandlung und der Namen der mitwirkenden und betheiligten Perjonen, die von 
letzteren mittels Unterzeichnung zu bewirfende Genehmigung des fie angehenden In— 
halt des P. oder Angabe ihrer Weigerungsgründe, und Angabe der eingehaltenen 
wejentlichen Förmlichkeiten des Verfahrens einfchließlich derer der einzelnen Hand— 
lungen, wozu dann al& natürlicher Inhalt und mit Rücdficht auf die Entjcheidung 
im Gröffnungsverfahren und die mögliche Verlefung des P. in der Hauptverhandlung 
eine vollitändige Relation des Gefchehenen hinzukommt. Als nothwendige Form 
fordert diejelbe StrafPO. ferner Unterfchrift des Unterfuchungsrichter® und des zu— 
gezogenen Gerichtsſchreibers. Inſofern aber die Zuziehung eines Gerichtsfchreibers 
oder einer als jolcher fungirenden Perfon nicht bei allen Unterfuchungshandlungen 
nothwendig ift, bei diejen daher die Unterjchrift des Gerichtsſchreibers von ſelbſt weg=- 
jällt und die des Unterfuchungsrichters allein übrig bleibt, folgt nicht, daß man mit 
v. Schwarze, weldhem Löwe u. Geyer fich anjchließen, den Begriff Unterfuchungs- 
handlung zu befchränten hat, jondern daß die Deutjche StrafPD. unter P. förmliche 
und minder fürmliche, alfo auch die Regiftraturen verjteht und die Beitimmung, 
daß über jede Unterfuchungshandlung ein P. aufzunehmen ift, nur den Sinn hat, 
daß jede Unterfuchungshandlung in protofollarifcher Weiſe in den Akten zu ver— 
zeichnen ift, wobei über Formen und Bejtandtheile die jedesmaligen Verhältnifie 
entjcheiden, wie denn ja auch betheiligte Perfonen, 3. B. bei Durchiuchungen, nicht 
gegenwärtig jein können und daher deren Genehmigung hinfällig wird. Was das 
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P. der Hauptverhandlung betrifft, jo muß dafjelbe in Abficht auf die Form vom 
Vorſitzenden und Gerichtsfchreiber unterfchrieben werden, nach der Deutichen StrafPO. 
bei Verhinderung des erjteren vom nächjtältejten Richter; bei Berhinderung des Amts- 
richterd genügt die Unterſchrift des Gerichtäfchreibers allein. Randbemerkungen er= 
fordern gleiche Beglaubigung. Die Unterichriitt muß dor dem Schluß der Ber- 
handlung und wo die Hauptverhandlung fich durch verfchiedene Sigungen fortſetzt, 
vor dem Schluß jeder Sigung erfolgen. Denn fie ift Bejtandtheil des P. und 
dieſes eine unmittelbare Aufzeichnung, wie auch die Beitimmungen über Verhinderung 
des Borfigenden an der Unterjchrift erkennen laffen, die von Berhinderung in der 
Situng zu veritehen find. Ohne die Unterſchrift ift das P. fein P. und jpätere 
Unterzeichnung nur Anerkennung eines nichtigen P. Als Inhalt des P. Führt die 
Straf PO. zunächſt Ort und Tag der Verhandlung, die Namen der Richter, Ge- 
ichworenen, Schöffen, des Staatsanwalts, des Gerichtsichreibers und eines etwaigen 
Dolmeticherd, die Namen der Angeklagten, Bertheidiger, Privatkläger, Nebenkläger, 
geſetzlichen Bertreter, Bevollmächtigten, Beiftände, die Bezeichnung der jtrafbaren 
Handlung nach der Anklage, die Angabe über Deffentlichkeit der Verhandlung oder 
deren Ausichluß. an, die ala nothwendige Beitandtheile nicht bezeichnet find, auch 
nicht alle für wefentlich erachtet werden können, wie 3. B. die Bezeichnung der 
jtrafbaren Handlung nicht. Im Uebrigen muß das P. den Gang und die Ergebniffe 
der Hauptverhandlung im Wejentlichen wiedergeben, namentlich auch Bildung der 
Geichworenenbanf und Vereidigung der Geichworenen und Schöffen, ferner Anträge 
und GEnticheidungen, inäbefondere die Urtheilaformel, die Bezeichnung der verlefenen 
Schriftjtüde, die erfolgten Vernehmungen, und zwar bei Schöffengerichten mit Rüd- 
ficht auf die Berufung auch ihren jpezielleren Ergebniffen nad), bei Straflammern 
und Schwurgerichten im Hinblid auf die Revifion nur im Allgemeinen und nur, 
wo es auf bejondere Feititellung eines Vorganges, 3. B. für Wiederaufnahme und 
Strafverfolgung, antommt, nach Anordnung des Vorſitzenden vollitändig oder dem 
Wortlaut nach, wobei auch Verlefung und Genehmigung der Vernommenen oder 
Gründe ihrer Weigerung zu vermerken find, und endlich die Einhaltung aller weſent— 
lichen Förmlichkeiten. Dieſe Förmlichkeiten der Hauptverhandlung und ihrer Beitand- 
theile können nur durch das P. erwieſen und im Abficht auf fie der Inhalt des P. 
nur durch Falſchungsbeweis entkräftet werden. Ueber Weigerung der Aufzeichnung von 
Anträgen auf Beurkundung joll nad) v. Schwarze und Löwe auch beim Revifions- 
gerichte Zeugenbeweis geführt werden können. Die Oeſterr. StrafPO. enthält im 
Allgemeinen die gleichen Vorjchriften, nur fordert fie Aufzeichnung der Ausſagen von 
Zeugen und Sachverftändigen, joweit fie nicht bereit? in den Akten enthalten find, 
und außerdem befondere P. iiber Berathung und Abjtimmung der Richter. 


Quellen: PGO. Art. El — Code gr art. 148, 155, 189, 276 ss., 318, 372. — 


71, 86, 147, 156, 166, 185 ff., 211, 298 ff, 289, 240 ff., 271 ff., 34 , 385, 406, 421. 
449, 454, 486. — Protot. der „Reichstagstommifl S. 274, 418, 60 — Oefterreic. StrafBD. 
$$ 28, 88, 101 ff., 142, 271 ff., 444, 452. — Gefeh vom 28. Jan. 1855 88 14 ff. — Geſeh 
vom 23. Mai 1873 SS 6, 18, 21. 


Strafverf., S. 41 fi. — Bedaris, StrafPrz., I fter, Bund Strafverf., 
ss 49 ff., 141, 214, 264. — Komment. zur Beutige Straf D. LI. von v. Schwarze, 
Fine u. A. — Doom, DEmp Re 65. — Geyer, StrafPrz.R., $ 108. — 
Kayſer, Stra erichtäverf., 83. — — des Reichäger. in Strafiachen, Bd. I. 
S. 327, 418, 496, 826, 840. 8. Wieding. 


Protokolle (völferrehtlich). Diefer im Rechtsverfahren der Einzelftaaten 
hergebrachte Ausdrud ift in neuerer Zeit auch auf den Staatenverfehr übertragen 
worden. Man gebraucht ihn im Allgemeinen für die Aufzeichnungen amtlicher Ver- 
Handlungen, die in Gegenwart von DVertretem der Staaten und durch fie geführt 
werden; inäbefondere dann, wenn es fich darum Handelt, ein Einverftändniß der 

v. Holtendorff, Enc. II. Rechtslexikon II. 3. Aufl. 14 


git.: Bauer, StrafPrz. 868. — — 1— pa $ 79. — PBland, 
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Staaten durch perjönliche Abrede zu Stande zu bringen, jei es, daß ein Vertrag 
herbeizuführen oder zu vereinbaren, ein Beichluß zu faſſen iſt, jei es, daß eine ge— 
wiffe Richtung der Politik verabredet oder auch nur eine gemeinjame Erklärung ab- 
gegeben werden ſoll. Hauptanwendung findet demnach der Ausdrud in der Kongreß— 
praris der Staaten, jowol bei den KHongrefien in dem bejonderen Sinne des Wortes, 
als auch bei bloßen Konferenzen, jodann aber auch in der Praris des Bundesrechte. 
Da in folchen P. fich die Materialien für Auslegung und Würdigung der verein- 
barten Feitjegungen finden, jo findet nicht jelten eine Veröffentlichung derjelben ftatt. 
Bejondere Förmlichkeiten und Vorausſetzungen zur Gültigkeit eines P. beitehen 
im bdiplomatifchen Verkehre nicht. Doch hat der Gebrauch diejes Jahrhunderts 
folgenden Prinzipien allgemeine Anerkennung gefichert: Bei Schluß einer jeden 
Sitzung der verfammelten Souveräne oder ihrer bevollmächtigten Organe ift ein P. 
aufzunehmen, welches unter Vermerk von Zeit und Ort der Zuſammenkunft, ſowie 
der Namensangabe aller Betheiligten eine getreue Darftellung der ftattgehabten 
Derhandlungen in ihren wejentlichen Zügen nebft dem Refultate der Abftimmungen 
zu geben hat. Das P. wird zu Beginn der folgenden Situng vorgelejen, geprüft, 
genehmigt und von jedem Theilnehmer durch Namensunterichrift vollzogen. Jedem 
von diejen jteht es indeflen frei, feine in der Verhandlung ausgeiprochene Anficht 
durch ein dem P. beizufügendes Separatvotum (vote, opinion) genauer zu begründen 
und zu prägifiren. Urkunden, auf die das P. Bezug nimmt, werden demjelben ala 
Annere angehängt. Der P.führer und feine Gehülfen werden gleich in der erjten 
Seffion von dem Vorſitzenden vorgeichlagen; es iſt regelmäßig ein Beamter des— 
jenigen Staates, bei dem der Kongreß fich verfammelt. Bei konföderirten Staaten 
find Hierfür bejondere Beamten angeitellt. Die Sprache des P. ift diejenige der 
Verhandlungen; alfo bei Staaten verjchiedener Nationalität gegenwärtig noch immer 
die Srangöfiihe 
U. Miruß, Das Europäiihe Gejandtichaftärecht, Seins. 1847, — Charles de 
—— Guide diplomatique, 5. éd. par Geffcken, eipz. 1866. F. v. Martip 
+ D. ariıB, 


Protutor iſt derjenige, welcher die Verrichtungen eines Vormundes ausübt, 
ohne wirklich VBormund zu jein. Von einem folchen unterfcheidet er fich, wie ein 
Geichäftsführer ohne Auftrag vom Mandatar, doch wird auch der P. dem eigent= 
lichen Bormund analog behandelt. Der Umftand, dab der BP. von feiner mangelnden 
Befugniß Kenntniß hatte, bewirkt, daß er, wie Jemand, der fich Hinzugedrängt hat, 
nicht blos für culpa in concreto, jondern für diligentia exactissima haften muß (1.1 pr. 
$S1; LI. 4 5D. 27,5; 1.5383 D. 47, 2). Grfährt dagegen ein P. nach— 
träglich, daß er fein Bormund jei, jo muß er für die Beitellung eines jolchen jorgen, 
ehe er fich von den Gefchäften zurüdziehen kann (1. 39 $ 2 D. 26, 7). 

Im BVerhältniß zum Bevormundeten wird der PB. wie ein Bormund betrachtet 
und jteht deshalb mit Ausnahme des erwähnten Falles auch für die diefem ob— 
liegenden Berbindlichkeiten ein. Die Klagen find die actiones pro tutela directae und 
contrariae. Im Verhältniß zu Dritten hat das prätorifche Edikt bereits dem durch 
einen P. beichädigten Kontrahenten die Wiedereinjegung in den vorigen Stand und 
eine Klage wegen dolus gegeben. Erſtere findet jtatt, wenn der Dritte in Folge 
der in der Litisfonteftation liegenden prozeffualiichen Konfumtion durch einen Prozeß 
mit dem P. feine wirkliche Klage verlor (l. 1 $ 1 D. 27, 6). Dieſer Fall ift mit 
der hier gejchilderten Wirkung der Litisfonteftation heute weggefallen (j. d. Art. 
Konjumtion und Litisfonteftation). Die Klage dagegen ging auf vollen 
Schadenserſatz (vgl. 1.9 $ 1 D. 27, 6), intereffante Fälle: 1.10; 1.788 D. 27, 6 
(Rudorff, I. ©. 296 ff.). Im heutigen Gem. Recht läßt man jedoch nicht blos 
eine Haftung für dolus eintreten, fondern verpflichtet auch denjenigen, der leicht 
finnig ala Vormund auftrat, wie ſonſt wegen culpa in contrahendo. 
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Bemerkt muß übrigens werden, daß der P. auch bei guten Glauben feine Ver— 
äußerungäbefugniß bat (1. 2 D. 27, 5; . 2°C. 5, 45), dab Zahlungen an ihn 
nur joweit gültig find, als fie in das Vermögen des Bevormundeten gelangen 
(1. 28 D. 46, 3), daß mehrere P. ſolidariſch verantwortlich find (1. 39 $ 9 D. 26, 7) 
und daß, entgegengejegt dem Röm. Recht (1. 4 D. 27, 5), ein Privilegium des Be— 
vormundeten gegen den P. nicht beiteht (RD. $ 54 Nr.5 „geſetzlich“). — Bon 
den neueren Gejeßbüchern hatte fich das Allg. ER. (II. 18 88 228 ff.) der gemeinrecht- 
lichen Doktrin angeſchloſſen, der Code civil des P. in dem bier gebrauchten Sinne 
überhaupt nicht gedacht. (In Art. 417 Hat protuteur die Bedeutung von Mit- 
vormund.) Die Vormundichaftsordn. vom 5. Juli 1875 erwähnt den P. ebenfalls 
nicht und hebt die landrechtlichen Vorjchriften auf ($ 102), es werden daher für die 
Beurtheilung der durch einen jalichen Vormund geichaffenen Verhältniſſe die allge— 
meinen Rechtögrundjäge maßgebend jein müfjen, welche zu der ratio sceripta des 
Gem. Rechts von jelbit hinführen. — Der Cod. Max. Bay. läßt den P. wie einen 
gewöhnlichen Bormund haften, erklärt jeine Handlung für kraftlos — nur joweit fie 
dem Mündel zum Nuten gereichen, jollen die Vorſchriften der Geichäftsführung ohne 
Auftrag Anwendung finden — und verpflichtet ihn dem Mündel zum Schadenserjat. 
Ein Dritter wird einen folchen nur ex dolo protutoris erlangen fünnen. — Das 
Deiterr. BGB. begnügt fich mit der Beitimmung, daß derjenige, welcher fich eigen- 
mächtig in eine VBormundichaft eindrängt, dem Minderjährigen für allen dadurch 
erwachjenen Schaden verantwortlich ift, während das Sächſ. BGB. den P. an ſich 
wie einen Bormund behandelt, ihn im Falle des Irrthums nur für geringes Ver— 
jehen haften läßt und bei Genehmigung feiner Handlungen auch berechtigt erklärt, 
den gemachten Aufwand erftattet zu verlangen. Dem Dritten ift ein gutgläubiger 
PB. auf die Bereicherung, im Falle der Unreblichkeit auf vollen Erfah verpflichtet. — 
Analoge Grundjäge müſſen bei einer faljchen Kuratel Anwendung finden. 

Quellen: Tit. Dig. 27, 5; 27, 6. — Tit. C. 5, 45. — C. Max. Bav. 1.7 $ 3. — 
Defterr. BEB. $ 204. — Sächſ. BEB. SS 1962, 1963. 

Lit.: Außer den Lehrbüchern: Ruborff, Recht ber Vormundſchaft, 1833, II. ©. 292 
bi3 300. — Neuftetel im Arch. für civ. Praris, I. 18. — Zimmern, ebenda, I. 1 
Dernburg, Das Bormundichaftsredht, 2. Aufl. S. 100, 101. Kayſer. 


Proudhon, Jean Baptiſte Victor, & 1. IL 1758 zu Chasnaus, ſtud. 
zu Bejangon, wurde Advolat, 1796 Profefjor an der Ecole centrale de Besangon, 
1805 in Dijon, vielfach verfolgt, T 20. XI. 1838, 

Schriften: Cours de legislation et de jurisprudence frangaise, Besangon 1799. — 
Cours de droit frangais Ire partie, Dijon 1809, (2) 1810. (Trait sur Pétat des personnes 
et sur le titre pr&liminaire du Code civil, par Valette, Dijon 1842, Paris 1848.) — 
Traites des droits d’usufruit, d’usage, d’habitation et de superficie, Dijon 1823—1827, (2) 
1836, — Trait& du domaine — ou de la distinction des biens, Dijon 1833—1835, (2) 

ar Dumay, Dijon 1843— 1845. — Trait& des droits d’usage, servitudes reelles, du droit 
e superficie et de jouissance des biens communaux et des etablissements publics, 1836. — 
Traite du dpmaine de propriete, Dijon 1838, 1839. 

Bit.: *7 ar Lorain, Dijon 1838; Lagier, Dijon 1839; Curasson, Dijon 
1839; Tenaille, Paris 1841; Loiseau, Paris 1857; Goin, Dijon 1868. — Estignard, 
La facu]ts de droit et l’Ecole centrale de Besangon, Besangon 1857. — Gabriel Du- 
may, Etude sur la vie et les travaux de P., Paris 1878. — Recueil de l’Acad. de Legisl. 
de Toulouse XXVI. p. XXXIX.—XLI. Teihmann. 


Proviſion (Th. I. S. 537, 539 ff.) ift ein Lohn für Mühewaltung, welchen 
ein Kaufmann für die einem Anderen, Kaufmann oder Nichtfaufmann, geleifteten 
Dienfte, insbejondere für bejorgte Gejchäfte, nach oder ohne Verabredung von diejem 
in Anfpruch nehmen kann. Dieſe Bedeutung hat auch die im Verkehr mit Wechjeln 
vortommende P.: im uneigentlichen Sinne beim Disfontiren (j d. Art. Kurs— 
berehnung), wejentlicd aber: 

1) Beim Regreß des Wechjelinhabers, welcher Mangels Zahlung pro= 
teftiren ließ. Die P. ift hierbei Erfah für Bemühungen, welche in folge der 
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Regreßnahme entftehen, und für die damit verbundenen Gefahren (Hoffmann, 
WR, ©. 422). Demnach kann der Wechielinhaber, der zwar ag Mangels 
Zahlung erheben ließ, aber feinen Negreß genommen hat, von dem Acceptanten 
(oder Ausjteller eines eigenen Wechſels) ebenfowenig eine P. fordern, als der Trafjant, 
gegen welchen Regreß genommen wird, dem Acceptanten eine eigene P. berechnen 
darf (Nürnberger Nov. Kommiffionsverh. 1858, ©. LIV—LVI). 

2) Beim Regreß eines Indofjanten, der den Wechſel einlöft oder als 
Rimeffe erhalten hat; in diefem wie im falle 1) ift die P. bis zur Höhe von 
%, Prozent der Wechjelfumme nach Kurs geitattet (ſ. Borhardt, a. a. D. 
©. 267 Anm. a, b und c zu Art. 51 der WO.). 

3) Beim Ehrenaccept: der Ehrenacceptant, der nicht zur Zahlung gelangt, 
weil der Bezogene oder ein anderer Intervenient zahlte, ift berechtigt, von dem 
Zahlenden eine P. von , Prozent zu verlangen, ein Anfpruch, der nicht wechjel- 
mäßig verfolgt werden kann (f. Renaud, W.R., ©. 174); während Demjenigen, 
welcher einen Wechjel eingelöft hat, mithin auch dem Ghrenzahler, eine P. von 
%/, Prozent, verfolgbar mit einer Wechjelflage, zulommt (Renaud, a.a. O. $ 80 
[Note 11]; Borhardt, a. a. D. ©. 265, Zuf. 592 mit Anmerkungen a u. b). 

Der Inhaber eines Mangels Zahlung proteftirten Wechſels verliert durch 
Unterlaffung rechtzeitiger Notifitation unter anderem den Anfpruch auf P. (Art. 45 
der WO.; vol. auch d. Art. Notififation). 

Ueber die Berechnung, die fich mach dem Kurſe richtet, j. d. Art. Kurs— 
berehnung. Für die Höhe der PB. find die Gejehe des Zahlungsortes maß- 
gebend (f. Art. 52 der WO.; Bordhardt, a.a. O. ©. 278, Zuf. 620 und Note). 
Ueber PB. bei Rückwechſeln ſ. diefen Art. — Im börjenmäßigen Effeftenhandel 
wird unter PB. im Gegenfaß zur Courtage, welche dem Mäkler für die Vermittelung 
des Geſchäfts zu zahlen ift, die Gebühr veritanden, welche der Bankier bezieht; fie 
wird vom Geſammtkurswerth der behandelten Effekten (ausſchließlich jedoch der 
Gourtage und Spejen, aber einjchließlich der Zinfen) berechnet und zwar in der 
Regel mit Y,, Y/, oder 1, Prozent, je nach Vereinbarung. — Ueber die Propvifions- 
forderung von Agenten ſ. Friedr. Meier, im Gentralorgan für Handel» u. WR. 
N. 9. IR. © 14 ff. und Gr. des ROHG. vom 14. Sept. 1872, — von 
Sciffsadreffaten: Goldſchmidt's Zeitichr. F. d. gei. H.R., XVII. ©. 578, — des 
Kommilfionärs ala Eigenhändler: Erf. des ROHG. vom 17. Oft. 1871. P. ift, 
wenn eg 3 eingeflagt, nicht zur Revifionsfumme zu rechnen (Entſch. des 
ar ei I. ©. 228). 

Gigb. u. Lit: Deut 1 * Art. BR a % it 376, 3831. — Deutiche 
WO. Art. 50-52, 63, 65, 81, 98 Ziff. 6 > HR, Bd. I. (WR.), 
4. Aufl. $ 99. — Borhardt, "ann, —— ‚ne. J. * — — O. v. Mäder, 
Gneyfl. des W.R., 1880 ©. 816. — Kuntze, WR "Ss 41, 44. — Sm „ep W.R. be: 
deutet er — couverture) Deckung, vgl ah, .a.0. $7 . 7. — Code de 
Endemann, —* "is 92, 119, 128, 
- 135, "148, 144, 147, 149, 165, 168 Anm. 10—14. — Entich. des ROHG, Bb. I. 
. 127; 3b. II. ©. 112, 115; Bd. X. ©. 248; Bd. XXII. ©. 409. areis. 


Proxeneticum oder Mäklergebühr ift die Vergütung, welche der Mäkler 
(proxeneta) für jeine Bemühungen um das Zuftandefommen eines durch ihn ver— 
mittelten Gejchäfts beanfpruchen kann. Das Röm. Recht beurtheilte den mit dem 
Mäkler eingegangenen Bertrag nach der Analogie des Mandats oder der Dienit- 
miethe, gab aber auch dann, wenn ein au&drüdlicher Vertrag vorher nicht geichlofien 
war, eine actio praescriptis verbis, welche im Wege einer extraordinaria cognitio 
(eines ‚außerordentlichen Einjchreitens) geltend zu machen war. Die Höhe des P. 
jollte im leßteren falle der praeses provinciae, d. 5. der kompetente Magiftratus 
feftfegen, wobei er die Bedeutung des vermittelten Gejchäfts und die Art der ‚ges 
feifteten Dienjte berüdfichtigen folltee Der Mäfler ftand demnach etwa auf einer 
Stufe mit dem Arzt, dem Lehrer und dem Advofaten, denen für ihre Honorar— 
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forderungen diejelbe Klage gegeben wurde. Es beitand hierbei nur der Unterjchied, 
daß der Mäkler nur dann das P. verlangen konnte, wenn das durch ihn vermittelte 
Geichäft zu Stande gekommen war, während die Bemühungen des Arztes, Lehrers 
und Advokaten Erfolg nicht gehabt zu haben brauchten. 

Dieſe Grundjäße find im Wejentlichen unverändert in dem Gem. Recht beibehalten 
worden. Bejtritten ift, von wem der Mäkler das P. fordern dürfe, ob von beiden 
Theilen oder ob nur von feinem Auftraggeber; jedenfalls ift es unzuläffig, fich das 
P. von beiden verſprechen zu laffen, weil ja die beiderjeitigen Interefjen kollidiren, 
der Mäkler alfo nicht beiden gegenüber mit der Treue veriahren fünnte, welche bei 
gegenjeitigen Kontraftsverhältniffen regelmäßig vorausgejeßt wird. Die Höhe des 
P. bejtimmt der Richter; dabei wird weniger der Umfang der geleifteten Dienfte, 
ala die Höhe des Objekts maRgebend fein; vielfach Hat fich auch ein ganz be- 
ftimmtes Gewohnheitsrecht Hierfür gebildet. Etwaige Auslagen kann der Mäfler 
neben dem P. nicht fordern. Dagegen ift die Zuläffigkeit eines P. gemeinrechtlich 
nicht auf beftimmte Gejchäfte beichränft, jondern dafjelbe kann z. B. auch für die 
Bermittelung einer Ehe gefordert werden, wenn nur dabei nicht etwa unerlaubte 
Mittel angewendet worden find. Ginige Gerichtshöfe abjtrahiren von der Voraus— 
ſetzung des Zuftandefommens des Gejchäfts durch den Mäkler und gewähren das P. 
auch dann, wenn der Mäkler nur die fichere Ausficht auf den Abichluß des Ge- 
ſchäfts eröffnet hat, umd diejes dann ohne ihn perjeft wird. 

Die Vorichriften der Partikularrechte über das P. find feit der Emanation des 
HGB. vielfach aufgehoben worden, jo die des Preuß. Allg. LER. Das HGB. trifft 
aber nur Beitimmungen über die Courtage der amtlichen Handelamäfler, neben denen 
es noch die Privathandelämäkler und folche Mäkler giebt, welche Kandelägeichäfte 
nicht gewerbemäßig oder Nichthandelägeichäfte vermitteln, wie 3. B. die Häufer- und 
Gütermäfler. (Anderd der code de commerce, wonach toute operation de courtage 
ein Handelsgeſchäft iſt — art. 632.) Auf die lehteren beiden Kategorien fünnen 
die Art. 66—84 des HGB. mur infoweit Anwendung finden, ala fie fich mit dem 
fonftigen Givilrechte deden; insbeſondere treffen die nur für Handelsmäkler geltenden 
Borichriften der Börfen- und Mäklerordnungen nicht ohne Weiteres für alle Fälle zu. 

Das Sächſiſche BGB. hat noch die Bejonderheit, daß es das Verfprechen einer 
Mäklergebühr für die Nachweifung einer heirathsfähigen Perfon oder für die Ver— 
mittelung einer Ehe für nichtig erklärt, eine Beitimmung, deren Aufnahme in das 
Deutiche BGB. fich empfehlen dürfte. Anderer Anficht über das jehige Rechtsbewußt- 
fein jcheint das Meichagericht zu fein. Dal. das Erf. vom 8. Febr. 1881 (Annalen 
des Neichöger. Bd. II. ©. 350), wo in einer Hurheffiichen Sache ein Mäfelgeld 
für Vermittlung einer Heirath verjagt wird auf Grund der Kurheſſ. Verordn. vom 
20. Aug. 1800. ©. im Uebrigen die Art. Mäkler und Courtage. 

Quellen: Tit. de extraordinariis ce ern D. 50, 13 und de proxeneticis D. 
50, 14. — Tit. de Sereg 0.43. — —* Urt. 66—84. — Allgem. ER. II. 8 SS 1379 
bi3 1384. — Bal. dazu — EG. zum HGB. vom 24. Juni 1861 Geſ. Samml. ©. 449 
bis 479) Art. 9 und 60. — Eädj. BEL. $$ 1256—1259. 

Lit.: Kuhn im Archiv für praft. Fehtäinifenfihaft, N. Bd. VI ©. 225 fi. — 
Sintenis, — Bd. II. $ 119. — Keller, Pandekten, '$ 96. _ Windiceid, 
II. 5 404 Hahn, Kommentar zum HGB. uf. 2 nad) Art. 34. — Grugot, Das 
Recht de Rommitfonehanbels, S.269. — Dernburg, Preuß. Privatrecht, Bd. IL. $ 190. — 
Seuffert, Archiv, X. 43; XI. 155; XIIL 14; XIV. 124, 229; XXII. 39, 194; BAT. 210; 
XXVI. 240; XXVIL 225; Xxix 125; XXX. 21, 22, 140. eil. 

Prozeßbetrieb. Während im früheren Gemeinen Prozeß die — Projeß⸗ 
leitung dem Richter zukam, d. h. die Anbringung der Klage, das Anſuchen um 
Prozeß, als ein allgemeines auf die Fortleitung des Verfahrens überhaupt gerichtetes 
Begehren galt, welchem der Richter durch Anordnung der einzelnen zum Fortgang 
des Prozeſſes nothiwendigen Schritte und durch Ausführung feiner diesfallfigen An— 
ordnungen zu entiprechen hatte, hat der Franzöſiſche Prozeß zu Folge einer Ueber: 
fpannung der Verhandlungsmarime und der Anſchauung, daß das Weſen des Richter: 
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amtes ausſchließlich im Urtheilen beitehe, den Parteien allein die Sorge für bie 
Fortbewegung des Prozefjes und die Anregung der richterlichen Urtheiläthätigkeit im 
Rechtsſtreit überlaffen, und zwar in dem Umfange, daß jeder Spruch des Gerichtes 
die Verbindung des lehteren mit dem Nechtäjtreite aufhebt und es Sache der Par 
teien ift, diejelbe durch neue Schritte wieder herzuftellen. Die Deutihe CPO. 
bat diefe Franzöſiſchen Einrichtungen, die jog. Paffivität der Gerichte und das 
Defaifirungsfyftem, nicht angenommen, vielmehr nur im Intereſſe der Entlaftung 
des Gerichtes die Bewirtung gewifler, zum formalen Fortgang des Prozeſſes erforder 
lichen Alte den Parteien unter ihrer eigenen Verantwortung zugewieſen. Diejelben 
haben infofern den Prozeß zu betreiben, als fie fich die vorbereitenden Schriftfäße 
und andere Parteifchriften, fowie gewiffe gerichtliche Enticheidungen und die Ladungen 
gegenfeitig durch die Gerichtävollzieher (Post) zuftellen und für die lekteren das 
Gericht vorher um Terminsbeftimmung angehen müfjen. Dabei iſt indeſſen eine Mit- 
wirkung des Gerichtes nicht volltommen ausgeſchloſſen. In der Hand deſſelben 
liegt zunächſt die Anfegung der Termine bei Einleitung des Prozeſſes, bzw. der 
Inſtanz, jowie ferner die Anberaumung aller weiteren Termine nach der eriten münd— 
lichen Verhandlung, mögen fie blos wieder zu einer folchen oder auch zur Beweis— 
aufnahme bejtimmt fein. Sodann erfolgt die Ladung von Zeugen und Sachverſtän— 
digen, ſowie die Beichaffung von Urkunden, welche fich im Befie von Behörden 
befinden, ebenfalla von Amtswegen durch das Gericht. Selbit gewiſſe Zuftellungen 
und Ladungen, wie 3. B. diejenigen, welche im Auslande vorzunehmen find, und die 
öffentlichen Ladungen bewirkt daffelbe auf Parteiantrag. Ja von Amtswegen hat 
es alle nicht in mindlicher Verhandlung verfündeten Enticheidungen und Verfügungen 
zuftellen zu laffen. Endlich ift es, ſoweit dies nach Lage der Sache möglich, ver- 
pflichtet, jelbft beim Ausbleiben beider Parteien in einem Termin zur Beweis— 
aufnahme die leßtere vorzunehmen. — In der mündlichen Verhandlung ift dagegen 
von einem P, der Parteien feine Rede, vielmehr tritt hier das Prozekleitungärecht 
des Gerichtes viel fchärfer und intenfiver hervor, ala im jchriftlichen Prozeß, weil 
durch jeine Ausübung der Mangel der feſten Gliederung des Prozeffes in einzelne 
Stadien und das Fehlen der Eventualmarime erjeßt werden muß. Es iſt das 
Gericht, welches die Verhandlung eröffnet und jchließt, für einen geordneten Vortrag 
der Sache jorgt, zu den erforderlichen Progeßhandlungen (zur Antwort, zur Beweis— 
antretung) auffordert, durch Ausübung des Frragerechtes das Streitmaterial klar 
jtellt, erichwerende und chikanöſe Vertheidigungsmittel abjchneidet, und endlich im 
Intereſſe leichterer Beherrfchung und Bewältigung des Prozehftoffes die Verbindung 
nicht fumulirter, die Trennung kumulirter Streitigkeiten und die abgefonderte Ver— 
handlung über ifolirungsfähige Angriffe: und Bertheidigungsmittel und Präjudiziale 
punfte anordnet (f. das Nähere im Art. Prozeßleitung). 

Ueber den PB. der Parteien bei der Zwangsvollſtreckung vgl. den be= 
treffenden Artikel. 

Gigb.: Deutiche EPO. 88 152 ff., 191, 193, 458, 479, 515, 548, 127, 281, 323, 326 
bis 328, 332, 333, 485, 520, 548, 342, 367, 397, 182 ff., 283. 

git.: Wach, Vorträge über die RCPO., Bonn 1879, ©. 48 fl. P. Hinſchius. 


Prozekfähigkeit iſt die Fähigkeit einer Progeßpartei, ohne einen geſetzlichen 
Vertreter oder Berftand jelbitändig den Prozeß zu führen oder durch einen Anderen 
rühren zu laffen. „P.“ ift alfo vor Allem nicht zu verwechjeln mit „Parteifähig- 
feit“, d. 5. rechtlicher Perjönlichkeit und jomit rechtlicher Möglichkeit zu klagen oder 
verflagt zu werden; jodann ift „PB.“ von Prozeklegitimation (legitimatio ad pro- 
cessum) zu unterjcheiden, d. i. der Befugniß als Vertreter eines Anderen im Progeffe 
defielben aufzutreten. 

Nah dem Geſagten erjcheint die P. ala eine Seite oder, wie die Motive zu 
$ 50 der EVD. für das Deutiche Reich ſich ausdrüden, ala ein Ausfluß der 
Handlungs: und Dispofitiongfähigkeit. Wer dieje Fähigkeit beſitzt, wem fie fehlt, 
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darüber entjcheidet nicht das Prozeßgeſetz, ſondern das Givilvecht in prinzipieller Weiſe. 
Auf dieſes wird denn auch in $ 50 der Deutichen CPO. verwiefen. Wegen der 
Vielheit der Givilrechte im Gebiete des Deutjchen Reiches fand es aber der Geſetz- 
geber geboten, in der CPO. die P. injoweit einheitlich zu regeln, ala e8 im In— 
terefje einer einheitlichen Prozeßgejeggebung geboten ift. Die in dieſer Richtung 
aufgeftellten Grundfäge der CPO. find: 

1) Wer fich durch Berträge verpflichten kann, ift prozeßfähig, ſoweit jene 
Fähigkeit reicht. 

2) Die patria potestas oder das eheherrliche Mundium, welchem eine Partei 
unterworfen ijt, beichräntt ihre P. nicht, fofern im Uebrigen die Vorausſetzungen 
ihrer Handlungsfähigkeit gegeben find. 

3) Die Gefchlechtsvormundichaft ifl auf die P. ohne Einfluß. 

4) Zur Bornahme einzelner Progeßhandlungen, welche nach PAR FOR Rechte 
eine bejondere Ermächtigung erfordern, bedarf es einer folchen nicht, wenn die 
Prozeßführung überhaupt ohne jolche Ermächtigung zuläffig ift oder geftattet wurde. 

5) Die Beurtheilung der P. eines Ausländer richtet fich nach dem Rechte 
des inländifchen Prozeßgerichtes, wenn ihm das ausländifche Recht diefe Fähigkeit 
abipricht, das inländifche diejelbe gewährt (KPO. SI 50—53). 

Was insbejondere den sub 2 auägejprochenen Grundjaß anlangt, jo ift die 
Folge deifelben nur die, daß ein Urtheil nicht mehr deshalb ala nichtig angefochten 
werden fann, weil eine der Parteien persona alieni juris war; dagegen präjubdizirt 
ein ſolches Urtheil jelbftverftändlich den Hausväterlichen und eheberrlichen Rechten 
an dem Vermögen des Hauskindes oder der Ehefrau, welche Parteien waren, nicht. 

Fälle der Nothwendigkeit einer „bejonderen Ermächtigung” (f. oben sub 4) nach 
Givilrecht find angeführt bei Hellmann, Kommentar zur EPD., Bd. J.S. 192 ff. Nr. 5. 

Perjonen, welchen die P. fehlt, müfjen durch andere Perfonen (gejeliche Ver— 
treter) im Prozeffe vertreten fein. Den Mangel der B. hat das Gericht ebenjo wie 
die Legitimation des gejeglichen Vertreters oder die erforderliche Ermächtigung zur 
Prozeßführung von Amtswegen zu berüdfichtigen. Die Zulaffung einer prozeß- 
unfähigen Partei oder eines nicht legitimirten gejelichen Vertreters kann bei Gefahr 
im Verzuge unter Vorbehalt der Bejeitigung des Mangel vom Gerichte . verfügt 
werden. Doch muß mit Erlaffung des Endurtheils in diefem Falle zugewartet werden, 
bis: die zur Bejeitigung des Mangels feſtgeſetzte Friſt abgelaufen ift (KPO. 8 54). 

Wenn eine prozeßunfähige Partei verklagt werden foll, der ein gefetlicher 
Vertreter fehlt, jo muß der Vorfibende einen Jnterimsfurator bis zum Gintritte 
eines geſetzlichen Vertreters beftellen. Auch ohne Gefahr im Berzuge kann der 
Vorfigende einen Spezialprogeßfurator beftellen, wenn eine prozeßunfähige Perfon im 
Gerichtäftande des dauernden Aufenthalts nach $ 21 der CPO. ar ae ſoll. 

ellmann. 

Prozeßlegitimation (legitimatio ad processum) iſt der Nachweis, daß der 
für einen anderen im Prozefle handelnde Bertreter zu der Vertretung des erjteren 
berechtigt iſt. Beruht die Berechtigung dazu auf Geſetz, wie bei den Bertretern 
bandlungsunfähiger Perfonen, den Bormündern von Unmündigen oder Minder- 
jährigen, oder den Vorſtehern jwriftiicher Perjonen, jo wird die B. durch den Nach— 
weis der betreffenden zur Bertretung berechtigenden Stellung, 3. B. durch Vorlegung 
der vormundichaftlichen Beitallung, geführt. Der von der Partei jelbft ernannte 
Vertreter hat fich dagegen entweder durch die Progekvollmacht (j. diefen Art.) 
zu Iegitimiren oder durch Nachweis eines, wenn auch nicht jpeziell auf den Prozeß 
gerichteten, Bertretungsverhältnifies, welches ihn troßdem zur Prozekführung für 
jeinen Mtachtgeber berechtigt, 3. B. der Stellung als Generalbevollmächtigter, ala 
Profurift, ale Schiffer, als Korreſpondentrheder, als Inkaſſo-Mandatar. In einer 
Bevollmächtigung , welche dem Vertreter eine der erwähnten Stellungen giebt, Liegt 
zugleich die Prozeßvollmacht. Der $ 76 der Deutfchen CPO., welcher ohne Unterſchied 
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jchriftliche Vollmacht für den Prozeß fordert und dem Gegner das Recht gewährt, 
die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung berjelben, wenn fie nur in einer Privat: 
urkunde enthalten ijt, zu verlangen, findet auch auf derartige nicht diveft und aus— 
jchließlich zur Prozeßführung legitimirende VBollmachten Anwendung. 

Die Doktrin des Gemeinen Prozefjes gebrauchte den Ausdruck Legitimation in 
Anwendung auf den Prozeß noch in zwei anderen Bedeutungen. Zunächit veriteht 
fie unter Legitimation zum Prozeß im Sinne von Rechtäftreit, Sachlegitimation, 
legitimatio ad causam, die nöthigenfalld durch Beweis zu erhärtende Behauptung, 
daß der gerichtlich geltend gemachte Anfpruch der Partei, welche ihn verfolgt (jog. 
aktive Sachlegitimation), zufteht, und zwar auch gegen diejenige Partei, gegen welche 
er erhoben it (paffive Sachlegitimation). Sie hatte bei der Aufitellung diefer Be- 
griffe die Fälle im Auge, in welchen ein der einen oder anderen Partei urjprünglich 
fremdes Mechtsverhältniß (3. B. eine ererbte oder cedirte Forderung, eine ererbte 
oder übernommene Berbindlichkeit) oder eine auf einem dinglichen Verhältniß be— 
ruhende Berechtigung oder Verpflichtung (3. B. Eigenthum am Grundjtüd bei einer 
Servituten- oder Reallaftllage) oder eine perſönliche Qualität (Verwandtſchaft bei 
der Erbichaftäflage, Gemeindebürgerrecht bei einem Anſpruch auf Gemeindenugungen) 
als Vorausſetzung des Rechts, bzw. der Verbindlichkeit in Frage fommt. Während 
die frühere Prozekdoktrin die Sachlegitimation ala einen Punkt, welcher vor der 
Verhandlung über das ftreitige Necht jelbit zur Berichtigung gebracht werden mußte, 
behandelt hat, war dieje Auffaffung aber ſchon in neuerer Zeit aufgegeben, und 
das mit Recht. Der Nachweis der Aktiv- bzw. Paffivlegitimation ift nicht Vor— 
bedingung für das Auftreten ala Kläger und Bellagter im Prozeß, vielmehr nur 
für das Gewinnen deffelben. Die Anführung bzw. der Beweis der den Legitimation 
punkt betreffenden Thatjachen gehört mit zur Subjtantitrung bzw. zum Beweiſe der 
Klagethatjachen. Demgemäß ift auch die jog. exceptio deficientis legitimationis 
nichts anderes als eine verneinende Einlaffung, auf die Klage, feine Einrede im 
eigentlichen Sinne. Die Deutihe CPO. enthält feine bejonderen, hierher ge- 
hörigen Vorjchriften, weil fie jene Theorie für überwunden und feiner fpeziellen Er— 
wähnung mehr für werth gehalten hat. Allerdings ift e8 bei dem neuen Verfahren 
möglich, daß mit Nüdficht auf SI 137, 275 das Gericht in den pafjenden Fällen 
abgejonderte Verhandlung über die jtreitige Sachlegitimation anordnen und darüber 
durch Zwifchenurtheil erkennen ann, weil fich diefelbe unter Umſtänden als ein 
ijolirungsfähiges Element des Rechtsitreites darftellt. 

Endlich gebrauchte die gemeinrechtliche Prozepdoftrin den Ausdrud Legitimation 
noch in der Bedeutung von legitimatio ad praxim, d. h. für den Nachweis des 
im Prozeß auftretenden Advokaten oder Anwaltes, daß er zur Ausübung der 
abvofatoriichen bder Anwaltöpraris befugt ſei. Diefe Berechtigung tritt nach $ 20 
der Deutſchen Nechtöanwaltsordn. vom 1. Yuli 1878 mit der Eintragung in 
die bei jedem Gerichte zu führende Lifte der zugelaffenen Rechtsanwälte ein, und 
giebt das Recht, bei allen Gerichten des Deutichen Reichs Vertheidigungen zu führen, 
als Beiltand aufzutreten und, foweit nicht Anwaltszwang bejteht, auch die Ver— 
tretung von Parteien zu übernehmen. 

Lit: Bethmann-Hollweg, Berfuche über einzelne Theile bes Civ.P 
Planck, Diss. de legitimatione ad causam, Götting. 1837. — Linde, Str fü für di 
recht und Prozeh, III. 297 ff. — Krüger, Archiv für civ. Praxis wirt h : 

in ıu 


Prozeßleitung (Civilprozeß, v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 6 ff.) bedeutet die 
auf Ordnung und Fortgang des Verfahrens und feiner Handlungen und Verhand— 
(ungen bejtimmend einwirfende richterliche Thätigfeit oder, wie Grolmann definirt, 
„die Summe der während des Laufes der Verhandlungen dem Richter obliegenden 
Pflichten, vermöge welcher er dafür zu forgen hat, daß der Rechtsſtreit in der zweck— 
gemäßen und gejeßlichen Ordnung betrieben, und alles, was zu Verwirrungen, Ver— 
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zögerungen und unnöthigen Weitläufigfeiten Beranlaffung geben könnte, vermieden 
werde“. Die P. kann nah Grolmann fi bald negativ äußern, wenn fie 
der Form oder dem Inhalt nach fehlerhaften oder unzuläffigen oder verzögerlichen 
Handlungen entgegentritt, 3. B. den Antrag auf Verſäumnißurtheil zurüdweift oder 
vertagt oder verjpätete Deienfionen des Beklagten oder verjpätete Beweiämittel und 
Beweiseinreden auf Antrag zurüdweiit, bald pojitiv, wenn fie, im Anfchluß an 
die Eigenthümlichkeiten der bezüglichen Progedurart, den Fortichritt der Verhand- 
lungen fördert, 3. B. einen Beweisbeichluß erläßt, Termin zur Fortſetzung der münd- 
lichen Verhandlung anſetzt, oder bei Aufhebung eines durch Berufung oder Revifion 
angetochtenen Urtheild die Sache zu weiterer Verhandlung und Entjcheidung an bie 
frühere Inſtanz verweiſt. Grolmann bat den Ausdrud P. von J. H. Böhmer 
entlehnt, welcher die interlocutiones merae als Defrete beitimmte, „quae ad direc- 
tionem processus pertinere videbantur“, und fie als jolche den interlocutiones 
mixtae und dem Endurtheil entgegenjegtee In Folge deffen beichräntte Grol- 
mann auch die PB. auf den Lauf der Verhandlungen im Unterjchiede vom End» 
urtheil, und? Gönner und Spätere erweiterten diefe Beichränkung zu einem 
Gegenjah zwiſchen P. und dezifiver richterlicher Thätigkeit überhaupt (vgl. d. Art. 
Entjheidungen). Diejer Gegenjat wie jene Beſchränkung find jedoch verwerflich, 
da das Endurtheil, dem im Gemeinen Recht die executoriales eingefügt, nach der 
Deutihen CPO. die Vollftredungsklaufel angehängt werden joll, nur die Brüde zur 
Grefution bildet, bei welcher auch die Arbeitötheilung zwiſchen Gerichtsvollzieher 
und Gericht nur nebenjächliche Bedeutung hat, wie v. Bar (a. a. D. ©. 1) hervor- 
hebt. Ihren natürlichen und einzigen Gegenſatz hat die P. vielmehr als Thätigkeit 
des Richters an der Thätigkeit anderer im Prozeß handelnden Perſonen, jomit vor 
allen der Parteien, deren Rechtsverfolgung von Anfang bis Ende des Prozefies zu 
ihr in fortwährender Beziehung fteht. Die Stellung des Richters ald Organ der 
Staatögewalt duldet feine Unterwerfung unter die Willtür der privaten Parteien, 
und eine leitende Thätigfeit kann begrifflich feine von fremdem Willen abhängige 
fein; wiederum aber find die Ansprüche und Rechte, welche die Parteien im Prozek 
verfolgen, ihre Privatrechte, über welche ihnen die Dispofition zufteht: jo fragt fich, 
wie die Grenze zwiichen P. und Parteiendispofition zu bejtimmen tft? Grolmann 
bezeichnete fie in der Weile, daß der Richter in der negativen P. jelbjtändig, in der 
pofitiven dagegen an die Anträge der Parteien gebunden jei, und Gönner, deflen 
Unterjcheidung zwifchen reflektirender und jonftiger richterlicher Thätigkeit freilich der 
Grolmann’jchen nicht ganz entipricht, erflärt die erjtere für jelbjtändig, die letztere 
aber von jeiner befannten Verhandlungsmarime für abhängig: der Richter 
fei, ſoweit ihn nicht ausdrüdliches Gejeg oder die Natur der Sache zu jelbftändiger 
offizieller Thätigkeit berechtigten, an die Anträge der Parteien dergejtalt gebunden, 
daß er, wann und joweit die Partei einen Antrag nicht geftellt, zu handeln nicht befugt 
fei und die Partei für verzichtend anzujehen habe. Erhellt aus diejer überall ein- 
greifenden Berzichtspräfumtion, zu wie gefährlichen Konjequenzen die Theorie Grol- 
mann’s und Gönner's hinführt, jo ift der Grund für diefelbe einzig der, daß 
im Givilprozeß den Parteien die Dispofition über die von ihnen verfolgten Rechte 
zuftehe, denjelben daher auch die Dispofition über die prozefiualen Wege und Mtittel, 
fie zu verfolgen, gejtattet jein müſſe. Dieſe Folgerung ift jedoch eine verfehlte. 
Denn, mögen die im Prozeß verfolgten Rechte immerhin Privatrechte der Parteien 
jein, es ijt die Staatöhülfe, die zu deren Realifirung beanfprucht wird, und jonach 
ift es auch Recht des Staates zu beftimmen, unter welchen Vorausſetzungen und 
Modalitäten er diejelbe gewähren will. Die Dispofition der Parteien über ihre 
im Prozeß verfolgten Rechte involvirt daher feine Diapofition über die Rechte des 
Staates und feiner Organe, der Gerichte, vielmehr fteht dem letzteren prinzipiell die 
Telbjtändige Handhabung der Prozeßordnung zu und fie haben fich von der Dispofition 
der Parteien nur inſoweit leiten zu laffen, als der Staat und feine Prozeßordnung 
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dies ausdrücklich vorſchreiben oder ihre Vorſchriften lediglich das Parteiintereſſe 
ſchützen ſollen, wie denn der Staat, abgeſehen von Ehe- und Entmündigungsſachen, 
fein Intereſſe daran hat, ob eine Partei der anderen Geſtändniſſe machen, ihre 
Privaturfunden anerkennen, ihr oder einem Zeugen den Eid erlaffen will, während 
3. B. gegen Zulaffung Meineidiger zum deferirten Eide auf Seiten des Schwörenden 
die Gefahr neuen Meineides, auf Seiten des Gegners die Möglichkeit der Benukung 
der Delation, um den Delaten zum Meineid zu verleiten und in Strafe zu bringen, 
aljo fittliche Gründe von allgemeiner Bedeutung fprechen. Handelt es fich hier demnach 
um die Vorjchriiten des Gem. Rechts und der Deutichen CPO., jo ergiebt fich für 
erſteres, was die negative P. zunächit anlangt, die Richtigkeit der von Grolmann 
aufgeftellten Regel, daß der Richter bezüglich diejer Thätigkeit an den Antrag der 
Parteien nicht gebunden ift, ſchon aus dem Grunde, daß der Richter nicht nur 
Nichtigkeiten, Chikanen und Berjchleppungen entgegenzutreten, jondern den Parteien auch 
die Nechtöverfolgung nur injoweit zu geftatten hat, ala fich ihre Handlungen inner- 
halb der durch Geje und Sachlage gezogenen Grenzen bewegen, aljo fehlerhafte 
Handlungen zurüdzumeifen oder berichtigen zu lafien hat. Die Deutihe CPO., 
welche nach ausdrüdlicher Erklärung der Motive auf dem Boden der Verhandlungs— 
marime jteht, was jedoch in&bejondere hinfichtlich der Regel: quod non est in actis, 
non est in mundo nicht ganz zutrifft, hat fich zur negativen P. verjchieden geftellt. 
Abweifung von Amtöwegen ift geitattet wegen Unzuläffigkeit des Rechtsweges, wegen 
fachlicher oder örtlicher Unzuftändigkeit aber nur, wenn die Sache vor einen aus— 
jchließlichen Gerichtäftand gehört oder die Klage bei der Hammer für Handelsſachen 
oder bei einem Gerichte höherer Inſtanz angebracht wurde oder die Sache feine ver- 
mögensrechtliche ift, während in anderen Fällen, wenn die Sache vermögensrechtlicher 
Art ift, im Verfahren unter Anweſenden, weil hier ausdrüdliche Vereinbarung oder ftill- 
ichweigende durch Einlaffung möglich ift, Antrag oder Einrede zur Abweifung er- 
fordert werden, im VBerfäumnißverfahren dagegen nach der auch vom Reichsgericht an— 
genommenen richtigen Anficht wieder Prüfung und Abweifung von Amtöwegen ein» 
treten. Die Berichtigung von Mängeln der Legitimation kann im anwaltäfreien 
Prozeß von Amtswegen veranlaßt werden, im Anwaltsprozeß die des Mangels der 
Vollmacht nur auf Antrag. Für Klag-, für Berufungs-, Revifions-, Ginipruchs- 
jäße find nothiwendige Erforderniffe aufgeftellt; Mangel derjelben in der Klage führt 
in den fchriftlichen Progedurarten zu jofortiger amtlicher Abweifung, in den münd— 
lichen berechtigt er zwar zur Abweifung des Antrages auf Berfäumnißurtheil, aber 
nicht zur Weigerung von Terminsanjegung und Verhandlung und ſelbſt im Urkunde» 
prozeß nicht zur Verfagung der Verurtheilung auf Anerfenntniß, wie er auch in der 
mündlichen Berhandlung verbeflert werden kann, eine Werbefferung, welche aber 
wiederum für die nothwendigen Beftandtheile der Einſpruchs-“ Berufungs: umb 
Reviſionsſätze nicht gilt. Veripätete Vertheidigungsmittel, Zeugenbeweije und Edition 
gefuche gegen dritte Perfonen können nur auf Antrag zurückgewieſen werben, anderer 
jeits aber hat man aus dem Grundjaße freier Beweiswärdigung, der fich iedoch nur 
auf das Ergebniß aufgenommener Beweije, nicht auf die Frage der Erforberlichkeit 
derjelben bezieht, für den Richter das Recht ableiten wollen, bei Auflage der Notheide 
fruftratorifch angebotene Beweife von Amtswegen beifeitezufegen, welche amtliche 
Beifeitefegung dagegen bei Werthbeftimmung des Streitobjefts und bei Schadensklagen 
geitattet ift. — Bezüglich der pofitiven P. ferner erleidet zunächit die Regel: 
non procedat judex ex officio im Gem. Recht jchon für die ordentliche Prozedur, 
gejchweige denn für die unter dem Geſetze freieiter P. ftehende unbejtimmt ſummariſche 
Prozedur und dei Konkursprozeß, durch die Pflicht des Richters für Beobachtung 
der substantialia judicii, daher namentlich auch für Regulirung der Legitimationen 
mit Einſchluß von Kuratoren- und Anwaltsbeitellung zu jorgen, Temer durch Ans 
ordnung von Verbindung, Trennung, Reihenfolge und Siftirung der Prozeffe, ſowie 
Abzweigung von Inzidentverhandlungen, durch den Grundſatz des wechjeljeitigen 
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Gehör? und der mit ihm zufammenhängenden Abgebung und Bekanntmachung von 
Ladungs- und Kommunikativdekreten, durch Erlaß von Endurtheil oder Beweis— 
interlofut jammt Normirung, Anordnung und Leitung der Beweis- bzw. Gegen- 
beweisführung, durch Ladung oder Anordnung von Zwangsmitteln gegen Zeugen, 
Vereidigung und Vernehmung von Zeugen nach oder ohne vorgängige Abgabe eines 
Produktionserkenntnifjes u. dgl. m., jo viele Ausnahmen, daß bereit® Bayer die 
Geltung der Gönner’jchen Regel für den ordentlichen Prozeß verworfen hat. Es 
ift vielmehr im Gem. Recht weſentlich von der offiziellen PB. auszugehen, und im 
Anſchluß an Mevius und 3. H. Böhmer und im Anhalt daran, daß im Ge— 
meinen Prozeß urjprünglich nur für die Klage ein Antrag erforderlich war, daß jpäter 
das Interefie an möglichft eigener Wahrnehmung der Rechte die Anwälte den Antrag 
an jedes Rechtöverfolgungsmittel hat anhängen laffen, Geſetz oder konſtanter Ge- 
brauch oder communis opinio doctorum aber die Nothiwendigkeit nur für wenige von 
ihnen beitätigt haben, ein Antrag nur zu fordern: für die Geltendmachung materieller 
Aniprüche, alfo für die Klage und die Judikatsklage oder das Exekutionsgeſuch, 
für Koften-, Armenrechts⸗, Arreft- und Kautionsanfprüche mit Ausnahme der auch 
von Amtöwegen zu erfordernden Kaution für Arreftanlagen, jodann für Editions-, 
Anterventiond- und Reaffumtionsanfprüche, für die den Klagen gleichbehandelten 
Rechtsmittel und Provofationen, jemer für Dilationen und Prorogationen, für 
peremtorifche Auflagen und für Erkennung peremtorifch vom Richter angedbrohter 
Ungehorjamsnachtheile, während andere Ungehorjamsnachtheile jpso jure eintreten. 
Vergleicht man damit die Beitimmungen der CPO., jo ift zuvörderft hervorzuheben, 
daß fie eine prinzipielle Regelung, wann auf Antrag und warn von Amtäwegen 
zu handeln jei, nicht getroffen, jondern die Frage nur im Einzelnen, aber wiederum, 
wie 3. B. die Vorſchriften der SS 74, 266, 269 ergeben, nicht überall entſchieden 
bat, jo daß die Frage entjteht und von Jedem nach jeinem Sinne beantwortet 
werden wird, ob der Richter fofort von Amtswegen die Verleſung der Anträge aus 
den Schriftfägen verordnen, eine Glaubhaftmachung ohne jofort aufnehmbare Be- 
weismittel ala unftatthaft ohne Antrag verwerfen, auf eine Hlagejchrift im Anwalts- 
prozeß, welche nicht von einem zugelaflenen Anwalt abgefaßt ift, den Termin an— 
ießen und den Antrag aus derjelben im Termin verlefen laſſen darf. Hiernach die 
Beitimmungen im Ganzen angejehen, läßt fich allerdings nicht leugnen, daß das 
Gebiet des Antrags und der Parteiinitiative Erweiterungen erfahren bat. Ein Theil 
derjelben hängt jedoch mit Neuerungen zujammen, welche die CPO. getroffen: jo das 
Grforderniß der Einrede bei Mängeln der Vollmacht im Anmwaltsprogeß und die 
Zulaffung der Partei zum Worte neben ihrem Anwalt, jodann die in Konjequenz des 
Selbitbetriebes der Parteien eingeführten Parteiladungen und Parteizuftellungen (val. 
die Art. Ladung und Zuftellung) jammt den Anträgen auf Beicheinigung der 
Rechtskraft und auf Ertheilung vollftrefbarer Ausfertigungen, den Klagen auf Voll— 
jtrefungsflaufel oder auf VBollftredungsurtheil, den Einwendungen gegen die Voll- 
ftrefungäflaufel und den Klagen aus jolchen Einwendungen, ferner die Klagen aus 
Einwendungen gegen den Anſpruch, die Klagen auf Vorzugsbefriedigung, ferner die 
Feititellungs- und Inzidentfeftitellungsflagen, die Anträge auf Verweifung vor das 
zuftändige Gericht, der Widerfpruch gegen erklärte Nebenintervention u. dgl. m. Als 
gänzliche oder theilweije Abänderungen der oben dargelegten gemeinrechtlichen Verhältniſſe 
jtellen fich dagegen dar: die Anträge auf außerordentliche Prozedurarten, die Anträge 
auf Verhandlung der Hauptſache nach Verwerfung der jog. progeßhindernden Einreden 
und auf Verhandlung über den Betrag des Anſpruchs nach anerfennender Entjcheidung 
über jeinen Grund, der aus eigener Initiative von der Partei zu erhebende Wider: 
ipruch gegen angelegte Arrefte, die Nothiwendigkeit der Anfechtung von nicht be= 
glaubigten Bollmachten, der Wegiall der Anträge auf peremtorifche Auflagen, wenn- 
gleich fie in den Gefuchen um Zahlungäbeiehle und Aufgebote noch implieite ent= 
halten find, der Wegfall der Präklufion für Berfäumniß der Anmeldefrift im Konkurſe 
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und bei Aufgeboten und der Widerſpruchsfriſt bei Zahlungäbeiehlen, das Eintreten 
der Verfäumnißiolgen kraft Geſetzez, mit Ausnahme aber der Anträge auf dieſe 
Folgen bei Nichtleiftung beantragter Kautionen, bei Schweigen zum Reafjumtions- 
antrage, bei Ausbleiben im Schwurtermin und in der mündlichen Verhandlung aller 
Juftanzen. Zu den hierin gelegenen Beſchränkungen des Umfangs der offiziellen P. 
fommen jedoch noch diejenigen hinzu, welche aus der Vereinbarung der Parteien 
folgen, die, abgejehen von Ehe- und Entmündigungsjachen, bald ala ausdrückliche, 
bald als ftilljchweigende von der CPO. zugelaffen ijt: für das Beruhenlaflen des 
Prozefies, abgejehen vom Lauf der Nothfriften, für die Aufhebung von Terminen, 
für Verlängerung und Verkürzung der Friften mit Ausnahme der Nothfriften, für 
fachliche oder örtliche Zuftändigkeit des Gerichts im oben angegebenen Umfange und 
fofern nicht die Erhebung einer vor die Givilfammer gehörigen Widerflage die 
übereinftimmend beantragte Verweifung vor die Kammer für Handelsſachen aus— 
jchließt, ferner für Erjcheinen der Parteien vor Amtsgerichten an ordentlichen Gerichtö- 
tagen zum Anbringen und Berhandeln ihrer Sachen ohne Ladung und Termins— 
beitimmung und für fofortigen Uebergang von vergeblich gepflogenem Güteverfuch zu 
gleihem Anbringen und Verhandeln vor dem Amtsgerichte, jodann für die Nenderung 
der Klage, für die Zurücdnahme der Klage, der Berufung, der Revifion nach erfolgter 
Einlaffung des Bellagten auf die Hauptjache bzw. auf die Berufungs- oder Revifions- 
age, für Fallenlaſſen von Zeugen, nachdem fie erfchienen find, für Zurüdnahme von 
Urkunden nach erfolgter Vorlegung, für die Auswahl von Sachverftändigen vor— 
behältlich gerichtlicher Beſchränkung ihrer Zahl, für den Erlaß des Zeugen- umd 
Sachverjtändigeneides, für Eidesdelation an Mteineidige, für Inhalt und Norm endlich 
des Eides, fofern derfelbe nur auf Thatjachen geitellt iſt. Eine weitere Beſchränkung 
erleidet das Offizialprinzip durch den Verzicht, wie er, abgejehen vom Verzicht auf 
den Anfpruch, und theilweife unter Ausichluß von Ehe⸗ und Entmündigungsſachen, 
von der CPO. geſtattet wird: bezüglich der Prozeßart, der Thatſachen, der Beweis— 
und Gegenbeweismittel, der Einreden, ſoweit nicht von Amtöwegen zu berüdfichtigende 
Punkte (ſ. d. Art. Einlajjung) in Betracht fommen, in Abficht ferner auf Bes 
ftreitung don Thatjachen und Beweismitteln, auf Berjäummißanträge, Exekutions— 
anträge, Rechtsmittel, Einfpruch und Anfechtungsklagen; inäbejondere ſoll ein Ver— 
zicht auch in Unterlaffung rechtzeitiger Rüge der Verlegung von Borfchriften und 
Formen des Verfahrens gefunden werden, durch welche Beitimmung in höherer 
Inſtanz die Remedur von Amtswegen gegen die meiften der in den früheren In— 
ftanzen vorgefallenen Nichtigfeiten ausgeſchloſſen iſt. Was hiernadh, alfo nach Abzug 
von Antrag und Parteiinitiative, von PVereinbarung und Verzicht der Parteien, 
erübrigt, das Fällt ala Gebiet der amtlichen Initiative anheim, und zwar in der 
Weile, daß foweit e8 an dem erforderlichen Antrage oder der nöthigen Partei— 
initiative mangelt, mit Gönner Verzicht anzunehmen ift, während wo die Rechte 
der Vereinbarung und de Verzichts nicht geübt find, die richterliche Initiative an 
fich nicht behindert ift, wenn fie nicht durch die Nothwendigkeit der Partetinitiative 
und des Antrags überdies befchränkt fein follte. Die Einzelbeftimmungen der CPO. 
und der KD. angejehen, gehört zum Gebiete der offiziellen B.: die Anberaumung, 
Verlegung und Vertagung von Terminen und die Anjegung der Friften mit Aus- 
nahme von Notbfriften und der nach Anfang und Dauer beftimmten gejeßlichen 
Friften, die Verfündung der Urtheile und der auf Grund mündlicher Verhandlung 
" ergebenden Beichlüffe und Verfügungen, die Zuftellung der nicht verfündeten Bes 
Ichlüffe und Berfügungen und der Ehetrennungsurtheile, die Beftellung von Vers 
tretern für unbefannte Probaten bei Sicherung des Beweiſes und für Lehrlinge, 
Arbeiter, Dienftboten ıc. bei Klagen im Gerichtsftande des Aufenthalts, die Ans 
ordnung der Beitellung von Zuftellungsbevollmächtigten für Gerichtsauswärtige, die 
Beitellung von Rechtsanwälten für Arme und für Entmündigungsbeflagte behufs 
Anfechtung der Entmündigung und verjagter Wiederaufhebung, einftweilige Zulaffung 
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nicht prozeßfähiger oder der Ermächtigung ermangelnder Vertreter, Entjcheidung über 
Kautionsleiftung nicht mit Vollmacht verjehener Vertreter, Zurüdweifung von Winfel- 
advofaten, Dispenjation von Gerichtöperfjonen wegen Ausſchließung kraft Geſetzes 
oder Beiangenheit ; die etwaige Anordnung mündlicher Verhandlung bzw. Anhörung 
der Betheiligten oder des Schuldners oder Gegners bei Ablehnung oder Dispenjation 
von Gerichtäperfjonen oder Sachverjtändigen ꝛc. bei Bebürdung von Gerichte- 
ichreibern ac. mit Prozeßkoſten, bei Feſtſetzung der Prozeßkoſten und Armenrecht, bei 
Anlegung von Arreften und Proviforien, bei Beichwerden ıc.; jodann die Eröffnung, 
Schliefung, Wiedereröffnung der Verhandlung in den Terminen, die Gewährung und 
Entziehung des Wortes, Zulaffung des Deutichen nicht mächtiger Parteien zum Wort 
im Anwaltsprozeß, Zulaffung tauber Parteien zum Vortrag, Zuziehung von Dolmetichern 
zur Berftändigung mit tauben, ftummen und des Deutjchen nicht mächtigen Per- 
fonen, Unterfjagung weiteren Vortrags wegen Unfähigkeit außer bei Rechtsanwälten, 
die Einhaltung der Deffentlichkeit und deren Ausſchließung bei Gefahr für öffentliche 
Ruhe umd Sittlichkeit und bei Vernehmung Entmündigter im landgerichtlichen Ver— 
fahren, die Anordnung der Verbindung, Trennung, Reihenfolge und Siſtirung der 
Prozeffe, der abgefonderten Verhandlung in Rechnungs und ähnlichen Sachen und über 
einzelne Angriffe- und Vertheidigungsmittel, insbejondere über prozeßhindernde Ein- 
reden, Wiedereinfegung und Wiederaufnahme, Anordnung der Berlefung der An— 
träge im Anwaltsprozeß; Einfegung von Kommiffarien und Requifition von Gerichten 
für Vernehmungen, für Beweisaufnahmen und in Rechnungs und ähnlichen Sachen ; 
Beweisaufnahme und Anordnung jolcher durch Beweisbeſchluß; Ladung, Beitrafung, 
Verwarnung, Bereidigung und Vernehmung von Zeugen und Sachverjtändigen 
u. dgl. m. — Wenn biernach, joweit nicht Neuordnungen vorliegen, gegenüber den 
dargelegten Grundjäßen des Gem. Rechts fich in der That eine theilweife Erweiterung 
des Dispoſitions- und Antragsprinzips bezüglich der P. ergiebt, jo erhellt, daß auch 
die Regel: non eat ultra petita partium, welche im Gem. Recht für Sachgefuche 
ausnahmslos, Für Prozeßgefuche dagegen nach den Regeln: jura novit curia und 
index de jure semper supplere potest nicht gilt, in der Deutichen EPD., die 
jedoch für die Erftattung der Progekkoften feinen Antrag fordert, gleichfalls eine Er- 
weiterung erfahren haben muß. Denn wo die Enticheidung an den Antrag gebunden 
ift, würde jede über den Antrag hinausgehende Enticheidung zu einer nicht bean— 
tragten werden. Gin Antrag auf Verkürzung der Einlafjungsfrift bis auf drei Tage 
berechtigt darum nicht zur Verkürzung bis auf einen Tag, und Berufungd- und 
Revifiondanträge, wenn fie Aufhebung des Verfahrens, aber nicht bis zum ver- 
legenden Alte zurüd beantragen, werden nicht ex officio ergänzt werden dürfen, 
jondern wo fie verfehlt find und fein Intereſſe haben, zurüdgewiejen werden müſſen, 
wogegen bei Beichwerde und Wiederaufnahme nicht die Anträge, jondern die Der 
ihwerdegründe maßgebend find. — Endlich das Vorbringen der Parteien anlangend, 
io liegt es in der Natur der Sache, daß die Parteien Thatfachen und Beweiſe, auf 
welche fie ihre Rechtöverfolgung gründen, dem Richter, der ihre Verhältniffe nicht 
fennt, an die Hand zu geben haben. Aber die Frage ift die, ob der Richter fich 
lediglich an das von den Parteien Vorgebrachte zu halten verpflichtet ift, oder ob 
er die Parteien auf Lüden, Fehlgriffe, Zweifelhaftes mitteld des ſog. Fragerechts, 
weiches Wach zutreffend ala Recht, mit der Partei überhaupt zu fprechen, erklärt, 
aufmerkſam machen und fie dadurch zu Aufklärungen, Berichtigungen und Ergänzungen 
veranlaffen darf und ob er wol gar zu jelbjtändigen Ermittelungen und zu Berichtigungen 
und Ergänzungen nach eigenem Wiffen zu jchreiten befugt if. Gönner hat fich für 
die erftere Alternative auf die Regel: quod non est in actis, non est in mundo be= 
rufen, welche jedoch dem Richter eine Paffivität aufndthigt, die ihn zu Gunften jelbit 
einer fjolchen Partei zu entjcheiden zwingt, welche offen erklärt, mit der Wahrheit 
und entjcheidenden bejtimmten Beweismitteln zurüdhalten zu wollen. Wie weit 
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jene angebliche Regel für einen anerkannten Rechtsgrundſatz oder vielleicht für ein Sprüch— 
wort zu halten jei, welches nur eine verkehrte Richtung der P. kennzeichnen jollte, mag 
dahin geftellt bleiben: aber mit Recht ift es von Wetzell betont worden, daß fie, 
von ihrer Beziehung zur Schriftlichkeit entkleidet, nichts Anderes bejage, als die ältere, 
durch Gefe und MUeberlieferung bejtätigte Glofjatorenregel, daß der Richter non 
secundum conscientiam suam, sed secundum allegata et probata judicare debet. 
Verfolgt man diefe Regel, deren Schwerpunkt in der Negation: non secundum 
conscientiam suam liegt, genauer, jo haben die Prozefjualiften jeit ältefter Zeit dem 
Nichter niemals gejtattet, de facto sibi ut privato noto zu ergänzen, und wenn 
U. Heusler in jeinem ſonſt wohl berechtigten Gegenja zur Verhandlungsmaxime 
dem Richter die Benußung feiner Privatfenntniß zugeftehen will, jo überfieht er, daß 
Richterpflicht der Zeugenpflicht nachjteht und Entſcheidung des Richters nach jeinem 
privaten Wiſſen feiner willfürlichen Entjcheidung die Thore öffnen würde. Immer 
dagegen hat der Richter de facto sibi ut judici noto et de jure supplere dürfen, 
und wie er in lebterer Beziehung das vorgebrachte Material unter andere Aktionen, 
Ginreden und Rechtsfategorien, als die von der Partei gewählten, zu bringen jtets 
berechtigt erachtet worden ift, jo hat man ihn in erjterer im Gem. Recht auch bis 
heute für befugt angejehen, notoria zu ergänzen und fich des Augenjcheins und der 
Sachverſtändigen jelbjtändig zu bedienen, wie auch das Fragerecht ſtets für zuläffig 
gegolten bat, wenngleich die Schriftlichkeit des Verfahrens jeine Uebung zurück— 
gedrängt. Das supplere de facto sibi ut judici noto greift aber offenbar noch 
weiter aus, und der Richter wird jelbjt jolche Thatjachen und Beweismittel benugen 
dürfen, auf deren Exiſtenz ihn die Verhältniffe der Sache oder Akten, Urkunden, 
Zeugen und nicht die Parteien Hingewiefen haben. Auch die Deutiche CPO. hat 
fich nicht mit der bloßen Paffivität des Richterd begnügt. Sie legt ihm das Frage— 
recht gegen die Parteien bei zur Erläuterung unflarer Anträge, zur Ergänzung un— 
genügender thatjächlicher und Beweismittelangaben und zur Herbeiführung aller für 
die Feſtſtellung des Sachverhältnifjes erheblichen Erklärungen und verpflichtet ihn 
im Amtögerichtöverfahren jogar, auf Stellung jachdienlicher Anträge, vollitändige 
Angabe aller erheblichen Thatjachen und vollftändige Erklärung über fie hinzuwirken 
(j. d. Art. Amtsgerichtliches Verfahren). Um diefem Fragerecht, welches 
im mündlichen Verfahren zu freier Entwidelung gelangen kann und von welchem 
die Motive unter Anderem mit Recht die Bejeitigung der Abweifung angebrachter- 
maßen für viele Fälle erwarten, Nachdruck zu verleihen, darf auch das perjönliche 
Ericheinen der Parteien zur Aufklärung der Sache verordnet werden, in Ehejachen 
eventuell unter Anwendung der Strafen und Zwangsmittel gegen Zeugen mit Aus— 
nahme der Haft, gegen den Konkursfchuldner auch unter Zulaffung diejer, in anderen 
Saächen unter naturgemäßer Berüdfichtigung der Weigerung bei freier Beweis 
würdigung, Auflage der Notheide und KHoftenenticheidung. Im Beweispunfte jodann 
darf das Gericht alle bei ihm offenkundigen Thatſachen ergänzen, die Vorlage der von 
einer Partei angezogenen, in ihrem Befige befindlichen Urkunden jeder Art, alſo auch 
der Rechnungsbücher, die Vorlage im Befige der Partei befindlicher, auf Verhandlung 
und Entjcheidung der Sache bezüglicher Alten, die Einnahme eines Augenfcheins, 
der allerdingg wol an den in Händen der Parteien befindlichen oder öffentlich zu— 
gänglichen Gegenjtänden von urkundlicher Bedeutung einjchließlich des Prozeßobjekts, 
jowie nach dem Dentichen HGB. der Vorlage des Maklerjournals feine natürlichen 
Grenzen bat, und Begutachtung durch Sachverjtändige von Amtswegen anordnen, 
auch Zeugen zur Angabe des Zufammenhanges, in welchem die von ihnen zu be= 
fundenden Thatſachen jtehen, und des Grundes ihres Wiſſens veranlafjen. In Ent» 
mündigungs=- und, ſoweit es für Erhaltung der Ehe in Betracht kommt, auch im 
Eheſachen, jowie im Konkursverfahren jteht dem Gerichte das Recht freier Ermittelung 
zu, bzw. vorbehältlich des Gehörs der Parteien oder des Beklagten allein. 
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Aug. Ger.D. Ih. 1. Zit. 3.88 7, 71; Tit. 9 $ 38; Tit. 10.98 2, 56, HI, 380 fi. 
git.: Hänel, Diss. Dominn. P 268 sq. — Tancredi ordo III $, 5. — —— 
off. adv. IV. 2. — Durantis, Spec. Lib. II. P. I. de off. omn. jud. Lib. II. P de 
— et alleg., $ 6. — D. Mevius, Decisiones, P. VII. D. 155. J. H. Böhmer, 
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Bergmann, Praxis, . 42 5 — ae rd. Prz 12. — &riroleb, 3 Gin. 
ss. — Wepell, Syit., SS 56. — Wisbing, Üsßn, © 06 ff., 692. 
ins a en Krit. B. J. Schr. IX. 340 ff, _ en — des 9. Zuriften: 


zhüring. BL. dr —3 Fr xvo. ©. 170. — premsen, 
ige. Tr Enden XXXVL'S. 131. — Bradenhöft, Erört. zu Linbe's Lehrbuch, 
— ei Sachverhalt, ©. 99, 157 ff., 354 — v. Ganftein, Die 
—— — 169 ff.; A „Pündener Krit. .3.Schr. XIX. ©. 74. — 
Build, —8 für Deutiihen, u 2.1 &. 35 fi. Barom). — Hau er gie. fi fir 
Landesrecht, 3 . Jahrg, ©. . — eo für civ, Prar. 
(D. Bülom), S 249. 2 f, Io: fl. a. eusler), ©. 391 ff. (Wad). — "a, Bor. 
— über die RERO,, ©. 39 ff., 148 ff. — Entſcheid. des _ ger. in Givilfachen Bd. I. 
©. 438 fi. — Fitting, RCiv. 3, $ 36. — Die Komment. 3. Deutichen ara — KO. 1. 
K. Wieding. 


Prozeßſtrafen find diejenigen beſonderen Nachtheile, welche einer Prozeß: 
partei auferlegt werden, weil fie fi Streitmuthwillen zu Schulden kommen läßt. 

Die im Röm. Rechte am häufigjten erwähnte P. (über die P. des vor- 
juftinianifchen Rechts vol. Gaius IV. 171—182; Puchta, Kurfus, II. $ 157; 
über die des Jujtinianifchen Rechts. Inst. 4, 16) des Duplum in folge ver- 
geblichen Leugnens gegenüber gewiffen Klagen wird ſchon gemeinrechtlich als un— 
praftiich erachtet (f. Wetzell, Syitem des Civ. Prz., 3. Aufl. $ 30 ©. 8310). 

Die EPD. für das Deutjche Reich kennt P. im eigentlichen Sinne nicht, wenn 
man nicht die Vorichriften der SS 251, 252, 256 hierher rechnen will, wonach die 
Berzögerung des Vorbringens von Angriffe-, Beweis- und Vertheidigungsmitteln 
die Meberbürdung der Prozeßkoſten troß Obfiegens in der Sache jelbjt zur Folge 
haben und die Geltendmachung von Bertheidigungsmitteln ausgeichloffen werden 
kann, welche nachträglich vorgebracht werden, deren Zulafjung den Prozeß verzögert 
und von denen das Gericht überzeugt ift, daß fie in der Abficht der Prozeß— 
verichleppung oder aus grober Nachläffigkeit nicht früher vorgebracht wurden. Ins— 
bejondere find die den neueren Prozeßgejegen bekannten jog. Frivolitätäftrafen wegen 
mutbwilliger Erhebung des Rechtsmitteld an den höchiten Gerichtshof im Deutjchen 
Eivil- und StrafPrz. in Wegiall gefommen. 

Auch können nicht als Prozekitraffagungen in dem oben definirten Sinne die 
Beitimmungen der CPO. angejehen werden, wonach die Partei, welche einen Termin 
oder eine Friſt verfäumt, die Verlegung eines Termines, die Vertagung einer Ver— 
bandlung, die Anberaumung eine® Termines zur Fortjegung der Verhandlung, die 
Verlängerung einer Haft durch ihr Berfchulden veranlaßt, eines Angriffs oder Ber: 
theidigungsmittels ohne Erfolg fich bedient, die hierdurch veranlaßten Koften zu 
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tragen bat oder der Progeßbevollmächtigte, Gerichtsvollzieher, Gerichtsfchreiber ıc. in 
die durch eine lata culpa verurjachten Koften verurtheilt werden kann. Denn es 
fehlt in beiden Fällen an dem Prozeßmuthwillen einer Partei. 

Dagegen jtellt das Gerichtäfoftengejeg für das Deutjche Reich vom 18. Juni 
1878 neue Prozekitrafandrohungen auf. Indem es nämlich in $ 47 eine Anzahl 
von Progeßhandlungen von der Gebührenpflicht erimirt, beftimmt e8 zugleich in Abf. 2, 
daß die sub Ziff. 2, 4, 5, 6, 7, 10 des $ 47 Abf. 1 aufgeführten Prozeßhandlungen 
mit einer Gebühr belegt werben fönnen, wenn das bezügliche Verfahren nad) freiem 
Ermeſſen des Gerichte muthwillig veranlaßt ift. 

Außerdem find unter die P. auch jet noch gewiffe Nachtheile, welche das 
Civilrecht Hinfichtlich der Beweislaft an das unberechtigte Leugnen des Klage: 
grundes anknüpft, zu rechnen. Dahin gehören nach Gem. Rechte folgende Fälle: 

1) Wenn der mit der rei vindicatio belangte, den Befit leugnende Beklagte 
des Befiges überführt wird, kann der Kläger Uebertragung des Beſitzes verlangen 
und die Rolle des Beklagten übernehmen (j. Arndts, Pandekten, $ 166). 

2) Der mit der rei vindicatio belangte Bellagte, welcher da8 vom Kläger be= 
hauptete Eigenthum des Autors leugnet umd den Kläger zum Beweiſe zwingt, ift 
mit der Einrede, daß ihm ein von dem gleichen Autor abgeleitetes jus in re zu— 
ſtehe, ausgeichloffen (Windſcheid, Pandekten, $ 197 Note 1). 

3) Den mit condictio indebiti belangten Beklagten, der die Zahlung leugnet, 
trifft, nachdem fie bewieſen ift, die Beweislaft des indebitum (l. 25 pr. D. 22, 3). 

4) Der Bürge, der die Bürgfchaft leugnet, derjelben aber überführt wird, ver- 
liert da8 beneficium excussionis, der socius, welcher die Sozietät leugnet, das bene- 
ficium competentiae, der mit actio de pauperie belangte Gigenthümer des Schaden 
jtiftenden Thieres das Recht der noxae datio, wenn er das Gigenthum an dem 
Thiere in Abrede geftellt hat (1. 108 1D. 46, 1; 1.6783 D. 17, 2; 1. 22 
$1D.42,1;1.1815D. 9,1; Wegell, Syſtem des Eiv.Prz., 3. Aufl. ©. 311). 

Hellmann. 


Prozeßvollmacht bedeutet ein doppeltes: einmal die Machtbefugniß zur 
Durchführung des Prozefjes Namens einer Partei, jodann die jene Machtbefugniß 
übertragende Urkunde. Derjenige, welchen eine Partei mit jolcher Machtbefugnik 
ausftattet, ijt der Prozeßbevollmächtigte. Die Aufitellung eines Prozeßbevollmächtigten 
ift nach den Beitimmungen der Deutſchen CPO. theils nothwendig, theils freiwillig. 
Nothwendig ift diejelbe im Verfahren vor den Landgerichten und allen Gerichten 
höherer Inſtanz, mit anderen Worten im Anwaltsprozeß (f. d. Art. Anwalts= 
prozeh). Im Berfahren vor den Amtsgerichten oder einem beauftragten oder 
erfuchten Richter und wo das Gefeh die Vornahme einer Prozekhandlung zum 
Protokoll des Gerichtsfchreibers gejtattet, hängt e& von dem Willen der Partei ab, 
ob fie perfönlich Handeln oder fich durch einen Bevollmächtigten vertreten Laffen will. 
Bevollmächtigter kann nur eine progekfähige Perſon jein. 

Der Umfang der Vollmacht für den Prozeß umfaßt alle den Rechtsſtreit be= 
treffenden Prozeßhandlungen, einfchließlich derjenigen, welche durch eine Widerflage, 
Wiederaufnahme des Verfahrens und die Zwangsvollſtreckung veranlaßt werden, die 
Beitellung eines Vertreters für die Inſtanz und eine Bevollmächtigten für die 
höhere Inſtanz, die Befeitigung des Rechtsftreites durch Vergleih, Verzicht, An— 
erfennung, die Empfangnahme der Prozeßkoſten (KPO. SS 74—77). 

Dagegen liegt die Berugniß zur Empfangnahme des Streitobjekts nicht jchon 
in der allgemeinen P. 

Die Vollmacht für den Hauptprozeß umfaßt von Nechtäwegen die Bollmacht 
für eine etwaige Kauptintervention und das einen Arreft oder eine einjtweilige Ver— 
fügung betreffende Verfahren. 
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Der gejeliche Umfang der P. kann mit Wirkung gegen Dritte, inöbejondere 
den Prozeßgegner nicht eingejchräntt werden, außer Hinfichtlich der Befugniß zum 
Bergleih, zum Berzicht und zur Anerkennung. Bei einer Mehrheit von Bevoll- 
mächtigten hat jeder Einzelne das volle Vertretungsrecht; eine entgegengejeßte Be— 
ftimmung ift wirkungslos. Die Handlungen des Bevollmächtigten gelten als Hand— 
lungen der Partei; doch kann die miterjchienene Partei Geftändniffe und jonitige 
thatjächliche Erklärungen des Bevollmächtigen jofort widerrufen oder berichtigen. 
Die Berugniffe des Prozeßbevollmächtigten werden durch den Tod des Vollmacht: 
geberd, durch eine Veränderung feiner Prozekfähigkeit oder feiner gejeglichen Ver— 
tretung nicht aufgehoben, vorbehaltlich der Beitimmungen über die Ausjegung des 
Verfahrens (SS 217 fi. der CPO.). Wenn der Bevollmächtigte nach der Ausſetzung 
für einen Rechtönachtolger auftritt, jo bedarf er der Vollmacht des Lehteren. Auch 
die Kündigung der Vollmacht hebt die Bejugniffe des Bevollmächtigten gegenüber 
dem Prozeßgegner nicht vor deren Anzeige an den Letzteren und im Anwaltsprozeß 
nicht eher auf, als ein anderer Anwalt von jeiner Beftellung als Prozeßbevoll— 
mächtigter dem Gegner Anzeige gemacht hat (KPO. 88 78—83); wo es eines Nach— 
weijes der Bevollmächtigung bedarf, muß derjelbe durch Vorlage einer VBollmachts- 
urfunde und Uebergabe derjelben zu den Gerichtsakten erfolgen. 

Der Prozehgegner kann verlangen, daß die private VBollmachtäurfunde ge- 
richtlich oder notariell beglaubigt werde. Als genügende jchriftliche Vollmacht ift 
es zu erachten, wenn die anwejende Partei die Bevollmächtigung zum Sitzungs— 
protofolle erflärt (Motive zu 88 74—81 des Entw. der CPO.). Beim Bes 
glaubigungsaft bedarf es weder der Zuziehung von Zeugen noch der Aufnahme eines 
Protokolls. Deffentliche Behörden oder Korporationen, welche für fich oder ala 
Vertreter des Staates ⁊c. einen Rechtöftreit zu führen haben, können die Bevoll- 
mächtigung unter eigener Autorität öffentlich beurfunden (vgl. Komm. Prototolle 
©. 659, 660). 

Eines Nachweifes der Vollmacht bedarf e8 unter folgenden Vorausſetzungen: 
a) So oft der Gegner den Mangel der Vollmacht rügt. b) Wo eine Vertretung 
durch Anwälte nicht geboten ift. Im zweiten alle muß nämlich) das Gericht 
den Mangel der Vollmacht von Amtswegen beridfichtigen. 

Tritt in der mündlichen Verhandlung Jemand ohne Vollmacht für eine Partei 
auf, jo kann ihn das Gericht entweder gegen oder ohne Kaution zur Prozekführung 
einjtweilen zulaffen, darf jedoch das Endurtheil erjt erlaflen, nachdem eine für Bei- 
bringung der Genehmigung, d. 5. einer jchriftlichen Bollmacht, zu beftimmende Frift 
abgelaufen iſt. Griolgt die Genehmigung nicht, jo gilt die Partei ala nicht erfchienen, 
muß aber die biöherige Prozekführung gegen fich jedenfalls injoweit gelten Laffen, 
als fie mündliche Vollmacht ertheilt oder die Prozeßführung auch nur ftillichweigend 
genehmigt hat. Hellmann. 


Prüfungsreht (rihterliches). Es kann vom Standpunkte einer juriftiichen 
Betrachtungsweije feinem Zweifel unterliegen, daß alle rechtanwendenden Behörden 
verpflichtet find, in jedem einzelnen alle die Prüfung anzuftellen, ob eine anwend— 
bare Rechtänorn vorhanden jei oder nicht; für die Subjumtion konkreter Verhältniſſe 
unter abjtrafte Normen ift die Eriftenz folcher abjtrafter Normen die oberſte Voraus— 
fegung. Die von der jedeömaligen Staatsform bedingte Weije der Geſetzgebung ift 
dabei ganz gleichgültig. Es gilt das ebenjo von Rechtöfähen, die im Wege des 
Gewohnheitärechts, ala von folchen, die im Wege der Gefeßgebung entitanden find. 
Es ift ferner gleichgültig, ob ſolche Rechtsſätze dem Privatrecht oder dem Strafrecht, 
dem Prozeh-, Staats- oder Kirchenrecht angehören. Die Prüfung hat fi) auch feines- 
wegs auf die Rechtägültigfeit der Form zu bejchränfen, jondern ift in gleicher Weiſe 
auf die Nechtögültigkeit des Inhalts zu erftreden, muß aljo auf die Form und den 
Inhalt der Ausführungdverordnungen, auf die Form und den Inhalt der proviforischen 

v. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexitkon III, 3. Aufl. 15 
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Verordnungen mit Geſetzeskraft, auf die Form und den Inhalt der Gejege, namentlich 
ob die leßteren in beiden Beziehungen mit der VBerfaffung übereinftinmmen oder nicht, 
gerichtet jein. Es giebt hier eben gar feine ragen, die man tranjcendent nennen 
könnte, jondern fie find alle durchaus immanent, jo lange man fich in den Grenzen 
einer rein juriftiichen Betrachtungsweife hält. 

Dieje rein juriftische Betrachtungswetje ift aber überall durch Erwägungen 
politischer Natur beeinträchtigt, jo daß in der Wirklichkeit nirgends die vollen Kon- 
jequenzen jener Argumentation anerkannt find. 

Zunächit find die VBerwaltungsbehörden bei der ihnen in allen Ländern im 
weiten Umfange zujtehenden Rechtsanwendung (vgl. Th. I. ©. 891 ff.) in Bezug 
auf Polizeiftrafrecht, Verwaltungsrechtöpflege im engeren Sinne auch Hinfichtlich der 
Prüfung der Rechtögültigkeit der darauf bezüglichen Normen an die Weifungen ge: 
bunden, die ihnen von den oberen Behörden ertheilt werden. 

Die Juftizbehörden find nun allerdings im modernen Rechtsſtaat feiner anderen 
Autorität ala der des Geſetzes unterworfen. Indeſſen ijt doch die Theorie und 
Praris des Gemeinen Deutjchen Staatsrechts darüber einig, daß das richterliche P. 
fein jchranfenlojes ſei. Dafjelbe ſoll ganz abgejehen von der Form, nad) der 
Meinung der meijten Rechtälehrer, der auch die Wirklichkeit entipricht, ſich auch auf 
das materielle Gebiet erjtreden, wird aber in diejer Hinficht auf die Prüfung der 
formellen und materiellen Gejegmäßigfeit der Verordnungen eingeichräntt, während 
dagegen eine Prüfung der Verfaſſungsmäßigkeit der Gejee Höchitens in formeller, 
nicht auch in materieller Hinficht gefordert und gewährt wird, und doch ijt unver 
fennbar, daß die Beitimmungen einer VBerfaffungsurfunde eine höhere Art von be 
jehlenden Normen find und ungeachtet einer durch ein gewöhnliches Geſetz gegebenen 
anderweiten Bejtimmung beobachtet werden müſſen; oder joll der Richter auf eine 
in einem gewöhnlichen Geſetze vorgeichriebene Strafe erfennen dürfen, obgleich die 
Verfaffung diefe Strafe verboten hat? Die Richter find jo wenig Wächter der Ber: 
faſſung ala Wächter der Geſetze, aber fie fjollen die ihnen vorliegenden Fälle nur 
unter gültige Geſetze jubjumiren, und ein verfaffungswidriges Geſetz ift als ein 
gültiges nicht anzuerkennen. 

Es iſt deshalb an fich gar nicht beſonders prinzipwidrig, wenn in Preußen 
pofitivrechtlich das richterliche P. noch weiter beichränft und blos hinfichtlich des 
Vorhandenfeins der formellen Nequifite geftattet if. Der Art. 106 der Verf. Urk. 
lautet nämlich: „Geſetze und Verordnungen find verbindlich, wenn fie in der vom 
Gejege vorgejchriebenen Form befannt gemacht find. Die Prüfung der Rechtsgültigkeit 
gehörig verkündeter königl. Verordnungen fteht nicht den Behörden, jondern nur 
den Kammern zu.“ Daraus ergiebt fih: die Preußifchen Gerichte haben zwar das 
Recht, in allen Givil- und Straffachen zu prüfen, ob überhaupt eine Publikation 
in der Geſetzſammlung reip. in den Amtsblättern oder in der ortsüblichen Weiſe 
(Bolizeiverordnnungen der Behörden) und ob fie in der gehörigen Form ftattgefunden 
babe; zu der gehörigen Form gehört aber bei Gejegen und königlichen Verordnungen 
lediglich die Kontrafignatur eines Miniſters, nicht aber die Erwähnung der Zur 
jtimmung des Landtags in der Publikationsformel der Geſetze, und nicht die Kontra- 
fignatur des gefammten Staatsminifteriums bei proviforischen Verordnungen mit Ge 
ſetzeskraft, die letere gehört bereits zu den Erfordernifjen der inneren Rechtsgültigfeit, 
es wäre denkbar, daß eine jolche Verordnung mit einem bejonderen Publifationspatent 
ohne die eigentliche Publikationsformel veröffentlicht würde. Dagegen fteht eine materielle 
Prüfung den Preußifchen Gerichten nur in Bezug auf die Polizeiverordnungen der 
Behörden zu, Hinfichtlich deren fie vor der Anwendung die Uebereinſtimmung mit 
den im Gejege vom 11. Mär; 1850 vorgejchriebenen allgemeinen Normen jejtzuftellen 
haben, nicht aber darüber, ob die königl. Ausführungsverordnungen etwa in das 
Geſetzgebungsgebiet übergreifen, ob fie dem Inhalte des auszuführenden Gejeges ent 
iprechen, auch darüber nicht, ob die auf Grund von Art. 63 erlaffenen Noth— 
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verordnungen innerhalb der Zeit, wo der Landtag nicht verfammelt war, erlafjen 
find, ob die Veranlafjung eine dringliche war, und unter eine der beiden allein 
zuläffigen Kategorien fällt, ob der Inhalt der Verfaſſung zumiderläuft, endlich auch 
darüber nicht, ob das, was fich als Geſetz anfündigt, wirklich Gejeß jei, ob ins— 
bejondere die Zuftimmung des Landtags überhaupt vorhanden war, ob die Regierung 
nicht Beitimmungen aufgenommen bat, über welche eine Vereinbarung nicht jtatt- 
gefunden hat, ob das fragliche Geſetz die Verfaſſung verlekt. 

Die Prüfung der Nechtögültigkeit über das den Gerichten zugetwiejene enge 
Gebiet hinaus fteht nur dem Landfage zu. Ueber die dem Landtage demgemäß 
zuftehenden Befugniſſe beiteht eine Kontroverfe. 

Lit.: Nachweifungen über die gemeinrechtl. Lit. bei Zachariä, Staatsrecht, 3. Aufl. 
1867, II. 248 ff.: u. Zöpfl, Staatäredt, 5. Aufl. —— II. 576 ff. — Dazu: vd. Mohl, Leber 
die vechtliche Seelen — derfaffungetibtiger Gel jeher Derf elbe, Staatsrecht, Völkerrecht und 
— artin, Die Rechtsverbin Lichkeit Iandeöherrlicher Verordnun en, Celle 

Ar Die berbinhtic Kraft ber auf DDr IE (les) eos Wege ent andenen 
Beheie und Verordnungen, in Jhering's Jahrbb 88—41 Il* 
mann, Zur Sc) des richterlichen —E u re BR inneren Derfaffungs- 
mäßigteit von Geſetzen er Derorbnungen, in geitichr: für die gefammte Staatswiffenicdaft, 
XIV. (186 33—405. Böhla Medlenburgiiches LR. en Il (1871) 

©. 301 fi. — indieeib Lehrbuch & des Panbettenseht, 2. Aufl. 1867, 3b. 1. ©. 37 
v. Gerber, Grundzüge, 2. Aufl. 1869, ©. 152 fi. — 6 Meyer, Lehrbuch des Deut chen 
Staatärechts 1878, ©. 440, 454. de hg Ben: v.Rönne, gruß. Staatsrecht, 4. Aufl. 
1881, ®b. 1. Abth. 1S. —3* Frhr. v. Stockmar) E. A. Chr, Studien über das 
Preuß. Staatsrecht (Aegidi, Ztiſchr. dr Deutiches Staatäredht, »b. I. '1867] ©. 179 ff). — 
ohn, a und Verbindlichkeit publizirter eiehe und Verordnungen ac. 
Megidbia.a ff.). — dv. Rönne, Ueber bie richterlichen —— — bezüglich 
der ae F er n und Verordnungen nad Preuß. Staatörechte (Aegidi a.a. O. 
©. nt Entjtehungsgeichichte und Auslegung bes rt. 106 der 
—* — len Gent "auf die Auflähe von John und Rönne), Hamb. 1866. — 
Gneiſt, erg Juſtiz, Rechtsweg (1869), ©. 520. — Für das Rei: Baband, Staats: 
recht dea Deutſchen Reiche, Bd. I. (1876) ©. 423; Bd. II. (1878) ©. 43 ff., 86 ff. 118 ff. 
1 f — lieber dad Prüfungärecht der Sandesgeiepe im Verhältuih zur Reichsgeſetz 
gebung ſ. v. Holtendorff, Strafrehtäztg. 1871 ©. 19 ff. nit Meier. 


Prüfungstermin (v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 80, 89) nennt die Deutſche 
KO. den zur Prüfung der angemeldeten Konkursforderungen vom Konkurägerichte an= 
gejegten und öffentlich befannt gemachten Termin, mit welchem indeß auch Wahl eines 
neuen Verwalter und des Släubigerausichufies, Akkord⸗ und andere Verhandlungen 
verbunden werden können. Rechtzeitige Anmeldung aller Forderungen in der Anmelde— 
frift vorausgeſetzt, kann e8 mit einem allgemeinen P. fein Bewenden haben; wird die 
Anmeldungäfrijt aber verfäumt, jo kann die Forderung, auch bei Anmeldung vor dem 
allgemeinen P., in diefem bei Wideripruch des Verwalter oder eines Gläubigers 
nicht erledigt, vielmehr muß ein befonderer PB. angefet werden, und zwar auf Kojten 
des jäumigen Gläubigerd. Die gleiche Folge kann bei gleichem Widerſpruch auch 
die Aenderung der Anmeldung, die bis zur Feitftellung der Forderung im PB. als 
Berichtigung oder Ergänzung wie bei jeder Klage möglich ift, haben. — Vorbereitet 
wird der PB. durch Auslegung der Anmeldungen nebjt Anlagen und der Gläubiger: 
tabelle, für deren Einrichtung die Motive auf das bewährte Mufter der Preußifchen 
Inſtruktion dv. 6. Auguſt 1855 verweijen, zur Einficht aller Betheiligten in der Gerichts- 
ichreiberei, ſowie durch abjchriftliche Mittheilung der Tabelle an den Verwalter. Die 
Berhandlung erjolgt im Termine mündlich, ohne daß diefelbe jedoch unter gleichen 
Geſetzen jtünde, wie die mündliche Verhandlung im ordentlichen Prozeß. Gegen 
ausbleibende Gläubiger kann jo wenig wie gegen den Verwalter ein Verſäumniß— 
urtheil beantragt werden. Vielmehr wird die Forderung eines abwejenden Gläubigers 
nicht minder wie andere geprüft, und die einzigen Nachtheile, die ihn treffen, find 
die, daß er gegen feitgeitellte Forderungen Anderer jpäter feinen Wideripruch erheben 
fann und Widerfpruch gegen jeine Forderung, den er durch ſofortige Aufflärungen 
vielleicht hätte bejeitigen fünnen, ihn zu Anstellung des Spezialprozefjes zwingt, wenn 
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er Beiriedigung erlangen will. Abwejenheit des Berwalters, der bier nicht als 
bloßer Vertreter einer Privatpartei fungirt (f. d. Art. Konkursverwalter), 
nöthigt zur Anfegung eines neuen Termins, deſſen Koſten ihm bei grober Fahr— 
läffigfeit nach Analogie von Gerichtsjchreibern und =vollziehern von Amtswegen aufs 
zuerlegen jein dürften, wie er unbedingt in folchem falle mit einer Ordnungsſtrafe 
belegt werden fann. Ausbleiben des Schuldners, der zur Aufklärung fich über jede 
Forderung zu äußern hat, obwol er zugleich zur Wahrung feiner Rechte gegenüber 
ipäterer Givilerefution nicht befriedigter Gläubiger und bezüglich etwaiger Aufnahme 
anhängiger Prozeffe und etwaiger condietio zu Unrecht anerkannter und gezahlter 
Forderungäbeträge geladen wird, veranlaßt, wenn er nicht flüchtig ift, feine jofortige 
Vorführung. Die Prüfung erftredt fich über alle Fyorderungen nach Maßgabe der 
Tabelle und nach deren Reihenfolge. Der Richter, der hier wie im ordentlichen 
Prozeß das Recht der Verbindung, der Trennung, der Beitimmung der Reihenfolge der 
Forderungen und der abgejonderten Verhandlung von Grund, Betrag, Rang der For: 
derung, Echtheit der Urkunden ⁊c. befigt, hat nach Vortrag der Verhältniſſe der 
Forderung die Erklärung des Schuldners und des BVerwalters herbeizuführen und 
den Gläubigern zu etwaigem Widerjpruch Gelegenheit zu bieten; doch fteht der 
MWideripruch nur folchen Konkursgläubigern zu, deren Forderungen jchon feſtgeſtellt 
find oder deren Stimmberechtigung bei erfolgter Beanftandung vom Gerichte feſt— 
geitellt wird. Gelingt es nicht den Wideripruch, der auch ohne Angabe von Gründen 
zuläffig ift, durch Herbeiführung von Aufklärungen oder gütliche Bermittelung zu 
befeitigen, jo muß der Widerjpruch, auch der des Schuldners, in der Tabelle ver: 
merkt werden und fann die Befriedigung im Konkurswege bei Wideripruch des Ver— 
walters oder eines Gläubiger nur durch rechtäfräftige Entjcheidung im Spezial- 
prozeß, die in die Tabelle ala Prüfungsrefultat einzutragen ift, erzielt werden, 
wogegen der Widerfpruch des Schuldners nur die Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel 
für die Givilerefution hindert. Die Forderung gilt für feftgeftellt, wenn be— 
züglich Grund, Betrag oder Rang ein Wideripruch weder von einem Gläubiger 
noch dom Verwalter erhoben ift, und die FFeititellung wird vom Richter in die 
Tabelle eingetragen mit der Bedeutung eines für alle Konkursgläubiger verbinde 
(ichen rechtöfräftigen Urtheil® und dem Recht auf die entiprechenden Dividenden, 
joweit noch ausreichende Nettomaffe vorhanden ift. Ebenſo wird die Tyeititellung 
auf den Wechſeln und fonftigen Urkunden durch den Gerichtöjchreiber vermerkt. — 
Die Defterr. KO. bezeichnet den P. als Liquidirungstagiahrt. Für dieſe hat fie in 
der Hauptjache gleiche Vorſchriften wie die Deutiche KO. getroffen, doch giebt fie 
unter Anderem nur folchen Gläubigen ein Widerfpruchsrecht, deren Forderungen 
bereits feftgeftellt find. Das Gemeine Recht kennt nur ein jchriftliches Liquidations— 
verfahren, doch kommt in jenem Gebiete partifularrechtlich ein mündlicher allgemeiner 
Juſtifikations- oder Liquidationstermin allerdings vor. 

Quellen: Deutihe KD. $8 87, 128 ff. 141 ff., 155 fi.; Motive ©. 360 fi. — 
Defterr. AD. SS 113 ff, 124 ff. 175, 179, 184. 

Lit.: ud, Deuticher A. 8 94. — Komment. zur Deutihen KO. SS 128 ff. 


von Sarwey, v. Völderndorff, Hullmann, Stieglik, v. Wilmomsati. 
K. Wieding. 


Prüfungswejen. Mit der Ausbildung des Staatödienftes zu einem ge— 
regelten Organismus war gleichzeitig auch der im Preuß. Allg. ER. TH. II. Tit. 10 
$ 70 ausdrüdlich ausgejprochene Sat zur Geltung gefommen, daß Niemandem ein 
Amt aufgetragen werden jolle, der fich dazu nicht hinlänglich qualifizire und Proben 
feiner Gefchicklichkeit abgelegt habe. Die näheren Beitimmungen beruhen aber nur 
für den Juftize und für den höheren Verwaltungsdienft auf Gejeß, für alle übrigen 
Zweige des Staatädienftes auf bloßen Regulativen. 

1) Was zunächſt das Juſtiz-P. betrifft, jo hatte die Allg. Ger.O. Ih. IH. 
Tit. 4 $$ 26 ff. ein Univerfitätsftudium, den Nachweis von 18 jog. Zwangskollegien, 
zu denen 3. B. Logik, GEnzyflopädie, gerichtliche Medizin und Rechtöphilofophie ge— 
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hörten, während Handelärecht, Verwaltungsrecht und Praktika als Zwangskollegien 
nicht aufgezählt wurden, endlich das Beitehen von drei Prüfungen erfordert, von denen 
die erjte, in einer mündlichen Befragung und in fchriftlichen KHlaufurarbeiten beftehend, 
bei jedem Oberlandeögerichte vor zwei Mitgliedern deſſelben die zweite nach 1'/sjähriger 
praftifcher Beichäftigung in derjelben Weife, nur daß an Stelle der Klaufurarbeiten 
eine Relation trat, die dritte nach 2'/,jähriger Beichäftigung bei der Immediat-Juſtiz— 
Graminationd-Hommiffion abgelegt wurde, wobei die mündliche der jchriftlichen Prüfung 
vorherging, die letztere in einer Relation und in einer wifjenfchaftlichen Abhandlung 
beitand. Der Art. 90 der Verf. Urk. hat dann den Grundfaß aufgeftellt, daß zu einem 
Richteramte nur Derjenige zu berufen fei, der fich nach Vorſchrift der Gejege dazu 
befähigt habe. Das neue Gerichtsorganifationsgejeß, die jog. Verordn. vom 2. Yan. 
1849, ftellte eine Revifion der geltenden Vorſchriften in Ausficht. Eine jolche ift jedoch 
zunädft nur im Verordnungswege herbeigeführt worden, indem das Regulativ vom 
5. Dez. 1864 die Zwangskollegien aufhob, die Ablegung der erjten Prüfung auf jech® 
Appellationsgerichte befchränkte, und die Prüfungstommijfion bei jedem derjelben aus 
dem Präfidenten, zwei vom Juftizminifter ernannten Richtern, und zwei vom Kultus— 
minijter ernannten Univerfitätslehrern bildete, die Regierung war zu diefen Nenderungen 
der Allg. Ger.D. befugt, weil es fich dabei nur um Einzelheiten der Ausführung 
handelte, die auch gegenwärtig noch, nach Erlaß eines neuen Gejeges, den Inhalt 
des NRegulativs bilden. Eine neue gejehliche Regelung ift erjt in Folge des Erwerbs 
der neuen Landestheile, welcher im Intereſſe der Staatseinheit eine gleiche An— 
ftellungsfähigkeit für alle Provinzen erheifchte, durch das Gejeß vom 6. Mai 1869 
über die juriftiichen Prüfungen und Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſt erfolgt. 
Die Hauptveränderung gegenüber dem biäherigen Rechtszuſtande bejtand darin, daß, 
in Uebereinftimmung mit der Einrichtung in Hannover und den übrigen neuen 
Provinzen (VBerordn. vom 26. Juni 1867), die drei Prüfungen auf zwei redugirt 
wurden. Wenn nämlich jchon die Natur der Sache auf zwei Prüfungen Hinweift, 
von denen die eine nach zurücgelegtem Univerfitätsftudium, die andere nach erlangter 
Borbildung und Schulung im praftifchen Dienfte abzulegen ift, jo beruhte auch 
in der That das mittlere Preußiſche Eramen nur auf dem hiſtoriſchen Umiftande, 
daß dafjelbe in früherer Zeit eine untere Richterqualität verliehen hatte, injofern 
die Betreffenden zu den Gtellungen der Juftitiarien und Unterrichter befähigt 
waren, während bereits das Nachtragageieg vom 26. April 1851 Art. XV. zu 
jeder Richterftelle die Ablegung der dritten Prüfung erfordert hatte, wogegen bie 
zweite nur noch zur zeitweifen Funktion eines Hülferichter bei Gerichten eriter 
Inſtanz ꝛc. qualifiziren ſollte; nur für die Friedensrichter und Notare der Rhein— 
provinz genügte das zweite Examen. Mit dem Geſetze vom 6. Mai 1869 find 
jedoch gegenwärtig die $$ 2 umd 3 des GBG. für das Weich und der $ 1 
des Preuß. Ausf.Geſ. vom 24. April 1878 zu verbinden. Zu dem Geſetze von 
6. Mai 1869 wurde das Regulativ des Juſtizminiſters vom 29. Dez. 1869 er- 
laſſen, welches dann durch das Regulativ vom 6. Dez. 1875 erjeßt wurde, an defjen 
Stelle nunmehr das Regulativ vom 22. Auguft 1879 getreten ift, welches jedoch 
durch die juftizminifterielle Verfügung vom 20. März 1880 bereit? wieder einige 
Aenderungen erfahren hat. 

Demgemäß ift gegenwärtig in ganz Deutjchland die Fähigkeit zum Richteramte 
durch ein dreijähriges Rechtsſtudium auf einer Univerfität, und zwar für mindeftens 
die Hälfte dieje Zeitraums auf einer Deutfchen Univerfität (während das Preußifche 
Geſetz nur eine Univerfität erforderte, auf welcher in Deuticher Sprache gelehrt wird), 
fowie durch die Ablegung zweier Prüfungen bedingt, zwiſchen denen ein Zeitraum 
von mindeftens drei Jahren liegen muß, welcher im Dienfte bei den Gerichten und 
bei den Rechtsanwälten zu verwenden ift, und zum Theil auch bei der Staats— 
anmwaltichaft verwendet werden kann; in den einzelnen Bundesjtaaten kann jedoch be- 
ftimmt werden, daß der für das Univerfitätsftudium oder für den Vorbereitungs- 
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dienjt bezeichnete Zeitraum verlängert wird, und daß ein Theil des letzteren Zeit: 
raumes, jedoch höchitens ein Jahr, im Dienfte der Verwaltungsbehörden verwendet 
werden muß oder verwendet werden darf. 

In Preußen ift das afademifche Triennium nicht verlängert, das praftifche 
Duadriennium nicht verkürzt, von der Ermächtigung zu einer obligatorifchen oder 
takultativen Beichäftigung bei der Verwaltung fein Gebrauch gemacht. Die erfte 
Prüfung erfolgt bei einem der Oberlandeögerichte vor einer Kommiſſion, welche aus 
Mitgliedern der Gerichte, der Rechts- und Staatsanwaltichait, ſowie aus Lehren 
der Rechts und Staatöwifjenichaft gebildet wird; es ift aber keineswegs noth- 
wendig, dab an jedem Gramen Mitglieder der verichiedenen Kategorien theilnehmen ; 
die Berufung der Profefforen geichieht nicht mehr durch den Kultusminifter, wie nad) 
dem Regulativ von 1864, auch nicht mehr durch den Juftigminifter, wie nach dem 
Regulativ von 1869, jondern durch den Präfidenten, und auch nicht mehr auf einen 
beitimmten Zeitraum, jondern für jeden einzelnen Fall. Die Prüfungen find vor 
drei Mitgliedern, einschließlich des Präfidenten, abzuhalten, reip. vor vier Mitgliedern, 
wenn der Präfident an der mündlichen Beiragung nicht theilnimmt. Die mündliche 
Prüfung war jeit 1869 nicht mehr öffentlich; durch eine Verfügung des YJuftiz- 
minifters vom November 1880 ift jedoch die Anordnung der Deffentlichkeit in das 
Ermeſſen der einzelnen Prüfungstommiffionen geftellt worden. Die jchriftliche Prüfung, 
welche der mündlichen vorhergeht, beiteht in der Bearbeitung einer wiffenichaftlichen 
Aufgabe, welche nach der Wahl des Nechtslandidaten dem Gem. Givilrecht, dem 
Deutichen Privatrecht, dem Handels-, Kirchen, Givilprozehrecht oder dem Strafrecht 
angehören foll, und für welche eine jechswöchentliche Friſt gewährt wird. Die praftifche 
Beichäftigung ift beim Amtsgericht auf mindeftens 1%/, Jahr, beim Landgericht ein- 
ichließlich der Staatsanwaltichaft auf mindeftens 15 Monate, von denen mindeftend 
6 Monate auf die Staatsanwaltichaft fallen, beim Oberlandeögericht auf mindeftens 
6 Monate, und beim Rechtsanwalte auf gleichfalls mindeftens 6 Monate fejtgeieht 
worden. Die Ablegung der zweiten (großen) Prüfung erfolgt bei der Juſtizprüfungs— 
fommiffion; die jchriftliche Prüfung hat eine rechtöwiffenfchaftliche Arbeit und eine 
Relation aus Prozeßakten zum Gegenjtande; jede der beiden Arbeiten ift binnen 
6 Wochen abzuliefern; mit der mündlichen Prüfung ift ein freier Vortrag aus Alten 
zu verbinden, welche 3 Tage vor dem Termine zugeitellt werden. 

2) Die Bedingungen für den Eintritt in den höheren Berwaltungspdienft 
waren durch die Inſtruktion des Königs an das Generaldireftorium v. 12. Febr. 1770 
(welche nirgends publizirt ift) und durch das in Folge derjelben ergangene Girkular 
des Generaldireftoriums vom 28. Febr. 1770 an die Kriegs- und Domänen- 
fammern (abgedrudt bei Mylius) geordnet. Die damaligen Normen, inäbejondere 
auch die damals erfolgte Errichtung einer Ober-Graminations-flommiffion für die Bes 
dienungen beim Finanz- und Kameralweſen find dann im Ganzen für die Folgezeit 
maßgebend geblieben (vgl. Publifandum vom 16. De. 1808 $ 15), jedoch jeit 
1817 durch eine Reihe fporadifch erlaffener Anordnungen modifizirt, bis fich die 
Regierung veranlaßt ſah, die im verichiedenen Geſetzen, Inftruftionen und Ver— 
fügungen zerftreuten Anordnungen zu E£odifiziren. Das diesfallfige Regulativ vom 
14. Febr. 1846 über die Befähigung zu den höheren Aemtern der Verwaltung 
wurde auf den Bericht des Staatöminifteriums durch die Königl. Kab.Ordre vom 
28. Febr. 1846 genehmigt, und nach Allerhöchiter Anordnung in der Geſ.Samml. 
publizirt. Danach mußte derjenige, welcher bei einer Regierung behufs feiner 
Vorbereitung zum Höheren Verwaltungsdienft eintreten wollte, in der Regel nach» 
weiien, daß er bei einem Gericht ala Auskultator gearbeitet und entweder bie 
zweite juriftiiche Prüfung genügend bejtanden, oder doc, das Zeugniß der Reife zu 
diefer Prüfung erlangt, und eine für probemäßig erflärte Relation geliefert habe. 
Gr mußte ferner durch eine bei der Regierung mit ihm vorzunehmende Prüfung 
darthun, daß er fich mit den Staatswiffenichaften vertraut gemacht, die Haupt 
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grundfäge der Nationalökonomie, der Polizei- und der Finanzwiſſenſchaft fich an— 
geeignet, und wenigftend allgemeine Bekanntſchaft mit den fameraliftiichen Hülfs— 
wiſſenſchaften, in&bejondere auch der Landwirtbichaftslehre erlangt habe. Dieje 
Prüfung war jedoch eine blos mündliche und wurde unter dem Vorſitz des Regierungs- 
präfidenten von zwei NRegierungsräthen vorgenommen. Endlich die dritte Prüfung 
erfolgte nach vollendetem Worbereitungsdienit bei der Regierung auf Grund eines 
vom Regierungspräfidenten nach Berathung im Plenum auägejtellten Generalatteftes 
durch die Ober-Graminations-Kommiffion, und zerfiel in eine fchriftliche, auf eine 
Abhandlung über einen ftaatswiffenichaftlichen, über einen politichen und über einen 
finanziellen Gegenſtand fich eritredende, und in eine mündliche Prüfung. 

Bereitd 1868 wurden die Regierungspräfidenten angewiejen, feine Referendare 
mehr anzunehmen, weil einerfeit3 die Zweckmäßigkeit einer ſpezifiſchen von der all- 
gemeinen juriftifchen abweichenden Vorbereitung für den Verwaltungsdienſt zweifel— 
haft geworden war, und weil andererjeits durch die zahlreichen Verwaltungsbeamten 
aus den neuen Qandestheilen das Bedürfniß auf lange Zeit hinaus gededt wurde. 
Die bisherige Berwaltungslaufbahn wurde dann auch rechtlich dadurch unmöglich . 
» gemacht, daß in Folge des Gejeges vom 6. Mai 1869 das zweite juriftiiche Eramen, 
welches die Vorausfegung zum UWebertritt in die Verwaltung bildete, weggefallen 
war. Es konnte nun die Frage entitehen, ob die vollziehende Gewalt berechtigt 
fei, einfeitig das Prüfungsweien der Verwaltungsbeamten zu ordnen, oder ob dazu 
der Landtag mitwirken müſſe. Inſofern man für die Entjcheidung diejer frage 
darauf refurrirt, ob die fragliche Anwendung jchon in der verfaffungsmäßigen Zeit 
einen „geſetzlichen“ Charakter habe, jo fommen dafür formelle und materielle Momente 
in Betracht. In formeller Hinficht fönnen für den gejeglichen Charakter des Regulativs 
von 1846 die Publikation in der Gej.Samml. und die behufs derjelben ergangene 
fönigl. Kab.Ordre fprechen, während doch andererjeits nicht zu verfennen iſt, daß 
fih zahlreiche derartige Regulative in der Gej.Samml. finden, ohne daß man die 
Folgerung einer ihnen innewohnenden Geſetzeskraft daraus ableitete, und daß ins- 
beiondere in dem hier in Betracht fommenden Regulativ jedenfalls auch jolche Ans 
ordnungen zu finden, welche unter feinen Umständen dem Gejeßgebungsgebiete an— 
gehören. Fragt man aber, inwiefern der Inhalt des Regulativs demijelben den 
Charakter eines Gejees oder einer Verordnung verleiht, jo wird man jagen müflen, 
daß zwar die Mehrzahl der Beitimmungen Lediglich jolche feien, welche rein in der 
Sphäre der vollziehenden Gewalt liegen, daß aber doch die Einrichtung des 
abminiftrativen PB. an fich einen großen Staatsgrundſatz, die Ausprägung einer 
wahrhaften Staatsinftitution, enthalte. Und diefe Auffaſſung jcheint noch beſtärkt 
zu werden durch die Verf. Urk. Art. 98: „Die bejonderen Rechtöverhältniffe der nicht 
zum Richterftande gehörigen Staatsbeamten jollen durch ein Gefe geregelt werden, 
welches, ohne die Regierung in der Wahl der ausführenden Organe zwedwidrig zu 
beichränfen, den Staatöbeamten gegen willfürliche Entziehung von Amt und Ein— 
fommen angemeflenen Schuß gewährt.” Es iſt hier zwar verfaffungsmäßig hin— 
fichtlich des Inhalts des zu erlafjenden Geſetzes feitgeftellt, daß dafielbe der Regierung - 
bei der Wahl der Beamten eine gewifje Freiheit der Bewegung geben jolle, es iſt 
aber doch zugleich angenommen, daß auch die Auswahl der Beamten gefjehlicher 
Regelung zu unterliegen habe. Es bedurfte demgemäß in der That einer gejeglichen 
Regulirung, wie jolche durch das Geſetz, betreffend die Befähigung für den höheren 
Berwaltungsdienft, vom 11. März 1879 erfolgt ift. 

In Gemäßheit diejes Geſetzes und des dazu erlaffenen Negulativs des Staats— 
minifteriums vom 9. Mai 1879 gilt gegenwärtig Folgendes: 

Zur Erlangung der Befähigung für den höheren Verwaltungsdienit wird ein 
mindeſtens dreijähriges Studium der Rechte und der Staatswiſſenſchaften und die 
Ablegung zweier Prüfungen erfordert. Das Studium Hat fich insbefondere auch auf 
Rationalöfonomie und Finanzwiffenichaft, ferner auf Staate- und Verwaltungsrecht 
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zu erjtreden. Bis zum 1. Januar 1882 find jedoch die Minifter des Innern und 
der Finanzen befugt, auch jolche Referendare, welche den Nachweis des erforderlichen 
ftaatswifjenjchaftlichen Studiums nicht zu führen vermögen, zum Borbereitungsdienfte 
zuzulaffen. Die erſte Prüfung ift die erſte juriftiiche nach Maßgabe des Gejehes 
vom 6. Mai 1869, die fich jedoch mach einer neuen Anordnung mehr ala bisher 
auf die ftaatswiffenfchaftlichen Fächer erjtreden joll. Der erjten Prüfung folgt ein 
zweijähriger Borbereitungsdienft bei den Gerichten, die Ernennung zum Regierung: 
rejerendar durch denjenigen Regierungspräfidenten,, in deſſen Bezirk der Betreffende 
bejchäftigt werden will, und ein zmweijähriger Vorbereitungsdienſt bei der Verwaltung, 
der in der Beichäftigung bei einer Regierung, einem Bezirfsverwaltungsgerichte und 
einem Landrathsamte beftehen muß, außerdem in der Beichäftigung bei dem Magiſtrate 
einer Stadtgemeinde bejtehen kann. Die Ablegung der zweiten (großen) Staats 
prüfung erfolgt bei der Prüfungstommiffion für höhere Verwaltungsbeamte, und it 
jowol eine jchriftliche, als eine mündliche; die jchriftliche befteht in zwei Arbeiten 
aus den Gebieten des Staats- und Verwaltungsrecht, reip. der Volls- und Staate- 
wirtbichaftälehre, deren jede binnen 6 Wochen abzuliefern iſt. Die mündliche er- 
jtret fich auf das in Preußen geltende öffentliche und Privatrecht, insbejondere auf 
Berfaffungs- und Verwaltungsrecht, auf die Volfswirthichafte- und Finanzpolitik. 
Dieje Beitimmungen gelten nun aber blos für die Stellen der Abtheilungsdirigenten 
und Mitglieder bei einer Regierung und der den Oberpräfidenten oder Regierungs— 
präfidenten zugeordneten Verwaltungsbeamten, ſowie diejenigen Mitglieder des Ober: 
verwaltungsgerichts und der Bezirköverwaltungdgerichte, welche die Befähigung zu 
den höheren Berwaltungsämtern befigen müſſen. Mithin bedarf es für die Stellen 
der Oberpräfidenten und Regierungspräfidenten einer befonderen Qualififation über: 
haupt nicht. Die Bejtellung zum Juſtitiarius jeßt die erlangte Befähigung zum 
höheren Juftizdienfte voraus; die Beſetzung der Stellen der technichen Beamten, 
insbefondere der Forſt-—, Schul-, Bau- und Medizinal-Räthe, richtet fich nach den 
für die einzelnen technifchen Zweige geltenden Beſtimmungen; zur Belleidung der 
Stelle eines Mitgliedes der Provinzialiteuerdirektionen it die Befähigung zum höheren 
Verwaltungs- oder Juſtizdienſt, ſowie eine praftiiche Vorbereitung in der Steuerverwal- 
tung erforderlih. Die Minifter der Finanzen und des Innern find übrigens er- 
mächtigt, einerſeits folche Perjonen zur Ablegung der zweiten Prüfung für den höheren 
Verwaltungsdienſt zuzulaffen, welche die erſte juriftiiche Prüfung abgelegt und als 
Landraths⸗, Kreis- und Amtshauptmänner, Oberamtmänner in den Hohenzollern’schen 
Yanden, Amtmänner in der Provinz Heſſen-Naſſau, Hardes- und Kirchipielvögte in 
der Provinz Schleswig-Holſtein, ftädtifche Bürgermeifter, Beigeordniete oder Magiſtrats— 
mitglieder mindeſtens einen fünfjährigen Zeitraum hindurch fungirt haben, und bereits 
zur Zeit der Verkündigung des Gejees als folche angejtellt gewejen find, ſowie 
andererjeits jolche Perſonen für befähigt zum Höheren Verwaltungsdienfte zu erklären, 
welche die Befähigung zum höheren Auftizdienjte erlangt haben, und mindeſtens drei 
Jahre entweder als Juſtitiarien beſchäftigt geweſen ſind oder die Stelle eines Land— 
raths ꝛ⁊c. verwaltet haben. 

Was insbeſondere die Beſetzung der Stellen der Landräthe, der Kreis⸗ und 
Amtshauptmänner und der Oberamtmänner in den Hohenzollernjchen Landen, jowie 
die für diefe Stellen erforderliche Befähigung betrifft, jo hatte der $ 16 des Gejees 
vom 11. März 1879 zur Regelung dieſer Materie ein bejonderes Gejeg in Ausficht 
gejtellt, in der Weije, daß zwar bis zum Erlaß defielben die bejtehenden Bejtimmungen 
in Kraft bleiben, daß aber nach dem 1. Januar 1884, wenn bis dahin das Geſetz 
nicht erlaffen fein follte, zu dieſen Stellen nur jolche Berfonen berufen werden können, 
welche die Befähigung entweder für den höheren Verwaltungsdienft oder für den 
höheren Juftizdienit erlangt haben, ohne daß jedoch gleichzeitig die befonderen Vor: 
ichriften über die Beſetzung diefer Stellen, insbeſondere die in einzelnen Landes— 
teilen ftattfindende Mitwirkung der Kreistage außer Kraft treten würde. (Eine voll: 
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ftändige Weberficht der Vorfchriften über die Bejehung diefer Stellen bei Herrfurth, 
a. a. D. ©. 71 ff.) Inzwiſchen Hat nun das Geſetz vom 19. März 1881, betr. die 
Abänderung und Ergänzung der Hreisordnung vom 13. Dez. 1872, in $ 74 vor- 
geichrieben, daß der Landrat vom Könige ernannt wird, und daß der Streistag 
befugt ift, für die Beſetzung des erledigten Landrathsamts geeignete Perfonen, welche 
jeit mindeften® einem Jahre dem Kreiſe durch Grundbefi oder Wohnſitz angehören, 
in Borjchlag zu bringen (der $ 74 der urfprünglichen Kreisordnung hatte das Vor- 
ichlagsrecht auf Grundbefiger und Amtsvorſteher beſchränkt), daß aber als geeignet 
zur Stelle eines Landraths diejenigen Perfonen zu betrachten find, welche entweder 
die Befähigung zum höheren VBerwaltungs= oder Juftizdienfte erlangt haben, oder neben 
der einjährigen Angehörigkeit zum Kreiſe durch Grundbeii oder Wohnfik zugleich 
mindeitens während eines vierjährigen Zeitraumes entweder ald Referendare bei den 
Gerichten und Verwaltungsbehörden, oder in Selbftverwaltungsämtern des betreffenden 
Kreifes oder der Provinz thätig gewejen find, wobei den Perſonen der letzteren 
Kategorie eine Beichäftigung bei den höheren Berwaltungsbehörden bis zur Dauer 
von zwei Jahren in Anrechnung gebracht werden kann. 


Lit.: Ueber bie Geichichte: —958 en Die Reform ber Fre Ta 
unter Stein und Hardenberg, (1881) ©. 32 ff. — v. Schön, Studienreijen, ff., 339, 
* 597 ff. — v. Bobelj ‚wingb, Leben ” — denten dv. Binde, ©. 86, 97. — 
v. er Lebenserinnerungen, ©. 46, — vd. Qamotte, Prattifche Beiträge, l. 
2 fi. (1782); III. 32 ff. (1785). — Simon, deaiätige über die fönigl. Preuß. Immediat⸗ 
Yuftiz-Graminationd-Kommilfion, Berlin 1855. — Simon, Die Jmmebiat-Juftiz-Erami- 
nations⸗Kommiſſion, Nachrichten über einige seen bie fie jüngft erlitten, und über ihre 
bevorftehende Säfularfeier, Berl. 1855. — De lege ferenda: Häljchner, Das juriftiiche Stubium 
in Preußen, Bonn 1859. — Nafſe, Ueber —————— und Staataprüfun en ber Preuß. 
DVerwaltungsbeamten, Bonn 1868. — Schäffle, Zur frage bed Prüfungsanipruchs ” die 
— des oͤheren Staatsdienſtes. Zeitſchr. für die Staatswiffenihaft Bd. XAIV. 
(1868), ©. 601 — Die Auffäße von Robert v. Moht in Staatörecht gr und 
Politik, »p. II. (1869), über das Prüfungsweien im Verhältniß zur Bi ung, © . 242 ff.; 
über die Bildung der berufämäßigen Verwaltung &beamten, ©. 405 ff.; über die Bildung 
höherer Staatäbiener, S. 449 fi. — Göppert, Bemerkungen zu bem vom Sönigl. Yuftiz- 
minifterium dem Landtage vor nie Entwurf eines Geſetzes über die juriftilchen zus 
und die Vorbereitung zum höheren Juftizdienft, Berlin 1869. — Muther, Die Reform des 
alademiſchen Unterrichts, Weimar 1873. — G. Meyer, Das Studium bes öffentlichen Rechts 
und der Staatswi enichaft in Deutichland, Jena 1875. — Jolly, Die Ausbildung der Ber: 
waltungsbeamten (Züb. Zeitichr. 1875). — Dahn, * Reform des Rechtsſtudiums an den 
Preußifchen Hochſchulen (Behrend, Zeitichrift fir maeiebgebung, 1875). — König, Aus 
bildun —* Stellung der Beamten in Preußen, Berlin — v. Bethmann— Sollweg, 
Ueber jehgebung und Rechtswiſſenſchaft als Aufgabe unferer Zeit, Bonn 1876. — Klein: 
wäßter, ie rechts: und ſtaatswi — Fakultäten in area Wien 1876. — 
v. Stein, Gegenwart und Zukunft der Rechts- und Staatäwifjenihaften Deutſchlands, 
Stuttgart 1876. — Die Verhandlungen des XII. Deutſchen Juriftentags 1876, inäbe onbere 
Die Rede Gneift’3, auch im Separatabbrud erfchienen. — Gierke, Die juriftifche Studien: 
—— (v. Sol enborff»Brentano, Jahrb. 1877. — Adolph Wagner, Zur 
Statiftt ade zage ber Einrichtung de nationalbionomiſchen und ſtatiſtiſchen Unterrichts 
auf ben Deutfche niverfitäten (Zeitſcht. des königl. Preuß. ftatift. Bureaus 1877). — Ernft 
Meier in Be "bha ndlung über Robert v. Mohl (Tüb. Zeitichr. 1878). -— Die Verband: 
Lungen des — —— über das GBG., des Preuß. Landtags über das AG. — Die 
Berhandlungen des Preußiſchen Landtags über das Geſetz betr. die Befähigung für den höheren 
Berwaltungsbienft. — Ueber die jet geltenden pofitiven tr Be in — — Herr— 
—— (Geh. Ober-Reg.:Rath, vortragender Rath im Minifterium bes Innern), Das Geſetz 
etr. die Befähigung für den höheren Berwaltungsbienft vom 11. März 1879 nebft den Aus- 
führung3:Derordnungen unter Benu 1) den amtlicher Quellen, Berlin 1879. — — (Geh. 
Reg.:Rath, Mitglied des Abg-Hauſes), vom 11. März 1879, betr. bie Befähigung für 
ben höheren Verwaltungsdienſt zc., Berlin \ 0.— Kah (Oberamtsrichter), Die gejeplichen und 
reglementarifchen Vorſchriften über bie Vorbereitung zum höheren Juftizbienfte in Preußen, 
Berl. 1880. — Der Vorbereitungsbienft in der Preußiichen Staatd: und Deutichen Reichs— 
verwaltung, namentlich für Subalternämter (Monatsſchrift für Deutihe Beamte 1878/79, 
auch im Separatabdrud — Grünberg 1880), — dv. Rönne, Preuß. Staatsrecht, 
3. Aufl. Bb. II. Abth. 1 ©. 380 ff. 
Ernft Meier. 
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Prügelftrafe, körperliche Züchtigung, ehemals als Hauptitrafe für leichtere 
Vergehen oder ala accefjoriiche Strafe und Gtrafichärfung allgemein in Webung, 
ward bereit vor dem Jahre 1848 durch einzelne Deutiche Staaten (Naffau, Braun- 
jchweig, Baden) abgejchafft, von den Grundrechten 1848 verboten und jeitdem mehr 
und mehr aus der Deutjchen Gefeßgebung verdrängt. Am längjten erhielt fie fich im 
Königreich Sachjen, Altenburg, Medlenburg, Württemberg. Die Schweizeriiche Bundes- 
verfafjung unterfagt die P. Durch dad Deutſche StrafGB. ift fie ala richter- 
lich erfannte Strafe bejeitigt. Sie fann aljo nur noch als disziplinares Strafmittel 
in Anwendung kommen (wie beifpieläweife in Preußen) und wird, objchon auch in 
diefer Hinficht durch die allgemeine Abneigung und ſachverſtändige Beobachtung an— 
geiochten, als Zuchtmittel in den Strafanftalten angewendet. Am entichiedeniten 
hatte Bayern mit der P. gebrochen. Art. 25 des StrafGB. von 1861 beitimmte: 
„Körperliche Züchtigung ift auch ala Disziplinarftrafe in allen Strafanftalten und 
Gejängniffen unbedingt ausgeichlofien“, wobei es verblieben ift. Die P. findet ſich 
noch in außerdeutjchen Gejegen: namentlich in England nicht nur bezüglich der Armee 
und Marine (1879 auf bejtimmt bezeichnete Fälle und 25 Hiebe mit der „neun ge= 
ihwänzten Katze“ beichränft), ſondern auch in den Strafanftalten (unter Zuziehung 
zweier Richter und nach Anhörung des Delinquenten) bei leichteren, jummarijch ab» 
zuurtheilenden Bergehensfällen (Whipping). Sehr ausführlich ward der Gegen» 
ftand auf dem zu London 1872 abgehaltenen internationalen Gefängnißkongreß er— 
Örtert. Während die große Mehrzahl der Sachverftändigen aus den fontinentalen 
Staaten die P. entichieden, jowol aus dem Grunde der Unfittlichkeit verwarf, ala 
auch nach praftifchen Erfahrungen ala entbehrlich bezeichnet, blieben die Stimmen 
der Engländer jehr getheilt. Die Deutichen Strafanjtaltsbeamten billigten in der 
Mehrzahl die disziplinare Anwendung der P. bei jugendlichen Delinquenten. Da— 
gegen verwarf der zweite internationale Gefängnißkongreß zu Stodholm mit Stimmene 
— (gegen Engländer und Dänen) die P. 

Fir bie ältere Zeit, in der die Beibehaltung der P. noch ftreitig war: Feuer: 
— ——— Lehrbuch, $ 148. — lleber die PB. als Disziplinarftrafe: Elvers in 
v, HA R- & „ag Zeutichen Strafrehtsßtg., 1861, ©. 756. — d. re 


ebendaf. 1865, ©. 359 fi. — Transact. of the Intern. Prison Congress (1872), p. 384. — 
Congr&s penitentiaire intern. de Stockholm, tom. I. p. 245 ss. 
v. Holgenborff. 


Prugger, Johann Joſeph, & 1717 in Landsberg, jtudirte in Ingol— 
ſtadt, — Soldat und herrſchaftlicher Verwalter, ward 1753 Profeſſor in Ingol— 
adt, T 1788. 
" len Observationes pract. ad Jas et Consuetudines Bavariae de Privilegiis 
Statuum Provincialium, 1762. — Diss. ad Jus et Consu. Bav. de Jure Foeminarum il- 
lustrium singulari, 1765 

Lit.: Prantl, Seidichte ber 8, M. Univerf. 1872, Bd. I. ©. 593; Bb. — in 

e30 

Publiciana actio ift die Klage, welche das prätorifche Edikt demjenigen, der 
die Ujufapion einer Sache begonnen, dann aber den Beſitz derjelben verloren Hat, 
zur Wiedererlangung des lehteren gewährte. Das Edikt ift mitgetheilt in 1. 1 pr. 
D. h. t., die Klagformel bei Gaius, IV. 36. Laut derjelben war die Klage 
mit der Fiktion verfehen, daß die Ufukapionsfrift für den Kläger bereits abgelaufen 
jei, und auf den Fall, daß unter diefer Vorausfegung der Kläger Eigenthum haben 
wirde, der Richter zur Berurtheilung des Beklagten angewiejen. Inſofern war fie 
eine utilis rei vindicatio ($ 4 I. de act. 4. 6; 1.7 86 D. h. t.). Nach der 
jet allgemein angenommenen Meinung konnte mit der P. jowol der bonitarifche 
Gigenthümer, als der bonae fidei possessor den verlorenen Befit verfolgen. Sehr 
jtreitig ift e8 aber, ob es für dieſe beiden Fälle zwei verſchiedene Ediktsbeſtimmungen 
und Formeln gegeben habe (dafür zulegt Huſchke, ©.7, 12, und Lenel, ©. 27) 
oder nicht (Schirmer, ©. 349; Brinz, Lehrb., $ 178 Anm. 45), und welches 
das eigentliche Grundprinzip der Klage geweien jei. Während die eritere Frage 
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ein blos hiſtoriſches Intereffe hat, ift die zweite feit dem Wegfall der Klagiormel 
und der durch dieje gegebenen Norm für die VBorausfegungen der Klage doppelt 
wichtig. Manche leiten nun die Klage, gemäß der in jener Formel ausgeſprochenen 
Bezugnahme auf die Uſukapion, aus dem „werdenden Eigenthum“ (Huſchke, ©. 19) 
oder „der Selbſtgewähr“ (Schirmer, ©. 348) des Wfufapienten ab; dieje müſſen 
folgerecht an dem Klagerforderniß des Uſukapionsbeſitzes feſthalten (1. 7 8 17; 1. 9 
$5 D. h.t; vgl. Schulin, ©. 529). Andere erklären dies Erforderniß für 
eine „blos formulare Konfequenz“ , jehen als Grundlage der Klage vielmehr die 
bonae fidei possessio an, und behaupten, daß es jchon bei den Römern eine Publi- 
zianiſche Klagformel gegeben habe, welche direft auf bonae fidei possessio intendirte 
und von der Fiktion der vollendeten Ufulapion abjah (arg. 1. 12282 D.h. t.; 
Brinz, Anm. 19; vgl. auh Bruns, Th. I. ©. 398). Endlich wieder andere 
gründen die P. auf „redlichen Erwerb” oder „putatives Eigenthum“ mit der Kon— 
jequenz, daß durch folche Erwerbögründe, welche zum Uebergang des Eigenthums 
Befig nicht erfordern, dementfprechend für den gutgläubigen Rechtönachfolger eines 
Nichteigenthümers auch die P. ohne Befik begründet werde. So wirflih Wind- 
ſcheid, Xehrb., $ 199, Nr. 2 und unfolgerichtig Huſchke, ©. 50, ja jogar 
Brinz, Anm. 28, weil er bonae fidei possessio nicht ala eine Art des „gemeinen 
Beſitzes“, jondern als ein Befitrecht, ein Mittelding zwiſchen Bei und Eigenthum 
auffaßt. Die lebte diefer drei Meinungen führt zu höchſt anomalen Folgeſätzen 
(vgl. v. Bangerow, $ 333, Anm. II. 1a). Als richtig erfcheint die erfte mit der 
Maßgabe, daß dem Beginn der civilen Uſukapion auch derjenige einer anderen 
(prätorifchen) Erfigung gleichjtand (1. 11 $ 1; 1.12 $ 2 D. h. t.), daß ferner, 
jeitdem Juftinian an die bonae fidei possessio eine außerordentliche Erfigung ge— 
fnüpft hat, auch der Beginn der leßteren zur P. genügt (3. B. bei res furtivae, 
trotz 1.985 D. h. t.), und daß endlich die mala fides superveniens, welche das 
Kan. Recht zum Hinderniß der Erſitzung erhoben hat, eben nur dieje lettere, nicht 
aber auch das einmal erworbene Recht der P. ausſchließt. So mit Recht Brinz, 
Anm. 50, 51; dawider freilih Windficheid, Anm. 8. Bei diefer Maßgabe tft 
die erjte der drei Theorien von der zweiten nicht erheblich verichieden, zumal auch 
die Vertreter diejer leßteren die bonae fidei possessio an Sachen, die einem Ver— 
äußerungsverbot unterliegen, zur P. nicht für ausreichend erachten (Brinz, Anm. 22). 
Die Trrage, ob auch ein Putativtitel bei der Begründung der P. ausreiche, war 
unter den klaſſiſchen Juriften ftreitig (1. 28 16 D. pro emt. 4,4 mb 1.782 
D. h. t.). Heutzutage wird wegen der Statthaftigkeit der Erfihung in einem jolchen 
Falle auch die P. allgemein zugelaffen (Huſchke, ©. 56; Brinz, Anm. 389). — 
Ueber die Paffivlegitimation, den Gegenitand und das Ziel der Klage gelten bier 
diejelben Regeln, wie bei der direften Vindikation (f. diefen Art.). Auch die 
Einreden, welche gegenüber der lebteren Platz greifen, finden hier ebenfalle Ans 
wendung; außerdem aber auch 1) exceptio iusti dominii (si non ea res Ni Ni sit), — 
vgl. 1. ult. D. h. t. — von der man wegen J. 57 D. mand. 17, 1 meift an- 
nimmt, daß fie nur causa cognita ertheilt worden jei, jedoch mit Unrecht (Brinz, 
Anm. 56—61); und 2) die exceptio aus eigener bonae fidei possessio des Beflagten 
(si non Ns Ns quoque emit et ei traditum est). Gegen die lebtere hat der Kläger 
unter der Vorausjegung, daß er früher ala der Bellagte und von demjelben Auftor 
erwarb, die replicatio rei venditae ac traditae (l. 984 D.h. t.). Wenn 1. 81 
$2D.d.ae, v. 19, 1 dieje Entjcheidung auch beim Erwerb von verjchiedenen 
Bormännern treffen will, jo muß fie zurücdjtehen, und hier vielmehr das Prinzip, 
daß in pari causa potior est qui possidet durchgreifen. Ginen neuen Verſuch zur 
Bereinigung beider Stellen macht Eijele, Jahıb. j. Dogm. XIV. ©. 1 ff. Une 
gerechtfertigt ift die Behauptung, daß. die P. jedem geweſenen Uſukapionsbeſitzer 
dauernd, aljo auch bei freiwilliger Befigentäußerung zugeftanden habe. So Schulin, 
Ueber einige Anwendungsfälle der P., Marb. 1873. Bgl. dawider Brinz, Krit. 
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— egP 251; Huſchke, ©. 29 #. Biel geftritten wird über 
ben Sinn der in 1. 33 pr. D. de O. A A. 44, 7 vorlommenden P. rescissoria. 
Huſchte, ©. 101, jaßt fie als eine dem Gigenthümer für zwei beiondere Fälle 
verheißene P. Richtiger erflärt man 2 mit Brinz (Lehrb. $178, Anm. 75) * 
eine eben auch nur dem (geweſenen) bonae fidei possessor zuſtändige Klage, 
welcher aber die eingetretene Grlöfjung der bonse fidei pomsensio (j. B. ce 
von Uiufapion des Bellagten) durch eine zweite Fyiktion oder jonftwie außer Kraft 
gelegt worden jei. Man hat auch verfucht, die jämmtlichen utiles in rem actiones 
mit einer Fiktion als Anwendungen der P. darzuitellen (Schulin, a. a. O.; 
dawider mit Recht Brinz in der Krit. Vierteljahrsſcht. a. a. O.). — Endlich 
werben ebenjo, wie die P. ala Analogon der Bindifation ftattfindet, auch nach 
Analogie der übrigen Gigenthumsichugmittel (a. negatoria u. j. w.), ja der übrigen 
dinglichen Klagen überhaupt entiprechende Rechtämittel auf Grund der (zur Erfigung 
geeigneten) bonae fidei possessio gewährt und nach Vorgang der 1. 11 $1D.h.t. 
in der Regel Publizianiiche Klagen genannt. Das Preuß. Recht hat die P. zufolge 
der zur Zeit feiner Abtaffung üblichen Vermiſchung derielben mit dem possessorium 
ordinarium zu einer Klage umgewandelt, die jedem früheren Befiter, ja dem ‚bloßen 
Inhaber gegen den Schlechterberechtigten zufteht (SS 161—163 Allg. ER. L 7). 
Das Defterreichijche BEB. (SS 372, 373) und das Sächſiſche BGB. (SS 325 bis 
327) find im MWeientlichen zum Röm. Recht —— 
Ouellen: Tit. Dig. de Publiciana in rem actione 
Neueſte Lit.: — Das * der Publiciani Klage, a. 1874. —— 
Schirmer, Krit. B.J. XVII. ©. 347—362 und Schulin, daſ. 
Brinz, Lehrb. I. (2. au $ 178, 179. — Ueber Finzelnes: Senel, Beiträge ut rg 
. —— ẽbitis Stuttg. 1878. — Bruns in Beus 8 Jahrb. bes Gem. * If. 
1—21. — Sonftige eh. bei Windſcheid, Lehrb, $ 1 
— — Urtheilsverkündigung. 
ublizität (Th. I. S. 502) der Einfchreibungen im Grund» und Hypotheken⸗ 
buch bildet, verbunden mit der Legalität (j. diefen Art.), die Grundlage der 
publica fides, der fichern allgemeinen Erfennbarkeit der, wichtigiten dinglichen Rechts⸗ 
verhältniſſe an Grundſtücken und gleichgeltenden Gegenſtanden Dies nicht in dem 
Sinne einer Veröffentlichung derſelben durch die Preſſe, durch amtliche, etwa für 
Grundbuchs- und Hypothekenanzeigen beſonders beſtimmte Blätter, wie ſie allerdings 
in Bremen ſich finden. Vielmehr beruht die P. auf der vom Geſetz gewährten 
Möglichkeit, Einſicht von den amtlich und zum öffentlichen Glauben geführten 
Urkundenbüchern (ſ. d. Art. Hypothekenbücher, Grund- und) zu nehmen, 
oder daraus ſich Abſchriften geben zu laſſen, welche zum öffentlichen Glauben amt— 
lich ausgefertigt werden. Entweder ift die Berugni zur Einficht oder koftenpflichtigen 
Abſchriftnahme (Hypothelen-Inftrumente, «Scheine u. dral.) Jedem geftattet, der fich 
dieferhalb bei der Hypothefenbehörde meldet — jo nach Franz. Recht, wo nur 
Perjonalfolien beftehen, doch auch in Defterreich und Liechtenftein — oder nur dem— 
jenigen, welcher die Ginwilligung des eingetragenen Beſitzers nachweiſt oder auch 
ein bejonderes Intereſſe beicheinigt oder mindejtens glaubhaft macht; jo überwiegend 
nach Deutſchem Partifularrecht, wo Realfolien angelegt werden. — Die Vermerke 
und Gintragungen in den Büchern, joweit fie dingliche Rechtöverhältnifie betreffen, 
liefern vollftändigen Beweis. Auch dann, wenn fie nicht erkennbare Fehler an fich 
tragen, aljo anfechtbar find. Wenn aber Jemand die Eintragung benußt, der den 
Fehler kennt, jo muß der „individuelle fchlechte Glaube den Glauben des Grund» 
buchs überwiegen“ (Bericht des Preuß. Herrenhaujes 1872). — könnte es da⸗ 
hin fommen, daß der Anſtifter einer betrügeriſchen Auflaſſung (3. B. Vorſchiebung 
eines falichen Verkäufers) fich das Grundftüd unanfechtbar fichert, indem er fi 
durch weitere Auflaffung die Eintragung als Eigenthümer verſchafft. Allein jo ein— 
fach liegen die Streitfälle jelten. Das Preuß. Allg. ER. erklärte Eintragungen 
ihon fir anfechtbar, fobald der Eingetragene zur Zeit der Eintragung auch nur 
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um einen früher entſtandenen Titel, einen Rechtsgrund eines Andern zur Eintragung 
wußte. Dem entgegen iſt in neueſter Zeit ein erhöhtes Gewicht auf Ausſcheidung 
der obligatoriſchen oder ſonſtigen Veranlaſſungsgründe von der wirklichen Begründung 
dinglicher Rechte an Grundftüden gelegt. 

Die neuefte Preuß. Gefehgebung hat ausdrüdlich beftimmt, daß die Kenntniß 
eines älteren Rechtsgeſchäfts und bes dadurch begründeten perfönlichen Anſpruchs 
auf Auflaffung einem Andern in feinem Gigenthumserwerb nicht entgegenjteht. 
Selbſt eine frühere Tradition fteht nicht entgegen. Jeder Erwerber thut daher gut, 
jo bald ala möglich feinem Erwerbe die P. zu fichern, aljo feine Eintragung zu er: 
wirken. Gleichwol ift, Formfehler ausgefchloffen, die Anfechtung der Eintragung 
auch auf Grund des Rechtsgeſchäfts zuläffig, „in deffen Beranlaffung die Auflaffung 
erfolgt ift.“ Da die Veranlaffung zur Grundichuld lediglich im Willen des Eigen- 
thümers liegt, jo gelten zwar nicht bei ihr, aber doch bei der Hypothek gleiche 
Regeln. Was die Aufftellung von Beichränfungen eingetragener Rechte, jowie von 
eigentlichen Einreden, foweit fie nicht ausdrüdlich ausgeichloffen, wie die Verjährung, 
anbelangt, jo wird hier durchgängig der KHundbarmachung derfelben im Grundbuch 
die anderweitig erlangte Kenntniß gleich geachtet. 

Menn demnach das Weien der P., des öffentlichen Buchglaubens darin ge= 
funden wird, 1) negativ, daß dingliche Rechte durch keine andere ala die Form der 
Eintragung, 2) pofitiv, daß fie auch Lediglich nach Maßgabe ihres vor Augen 
liegenden Inhalts begründet und erhalten werden, jo ift dies doch nur mit erheb- 
lichen Ginfchränfungen zu veritehen. Es giebt nicht nur dingliche Rechte (bejonders 
Sewituten), die nicht der Eintragung bedürfen, jondern es erhellen auch die Rechtz- 
verhältniffe weder vollftändig, noch unumftößlich aus dem Buch allein. Insbeſondere 
ift die früher lebhaft befämpfte jog. Duplizität des Eigenthums, d. 5. die Fortdauer 
eine® wahren, 3. 3. aber öffentlich nicht anerkannten, neben dem jog. Buch» 
Gigenthum feineswegs bejeitigt, noch kann fie füglich befeitigt werden. Ebenſo— 
wenig verleiht die P. den Eintragungen von dinglichen Rechten die Kraft abjtrakter 
Formalakte. 

Die Rechtswirkſamkeit der Eintragungen, „die Rechtskraft der bürgerlichen Ein— 
träge“ (Exner) beſtimmt ſich nach dem Stande der Geſetzgebung zu der Zeit, da 
fie erfolgt find. Eine Verſtärkung derfelben durch Gefeßegänderung überträgt fich 
auf vorhandene Eintragungen nicht; es jei denn dies augdrüdlich angeordnet. Die 
Befigtitelberichtigung der Piandbücher wird durch deren Umwandlung in Grund» 
bücher nicht in Bucheigentfum verwandelt (j. Dalde in Gruchot's Archiv, 
XVII. 469 ff.). 

Hypothekenſcheine find öffentliche Urkunden, aber nicht die Träger der publica 
fides des Grundbuchs, deflen Inhalt enticheidet, wenn er mit dem des Scheins nicht 
übereinftimmt. Anders bei den Grundjchuldbriefen des neueften Preuß. Rechts. 
Die Grundakten ftehen nicht unter dem Schuße des P.prinzipe. 

Gigb. u. Lit.: Preuß. GrundbuhOrbn. $ 19, Geſetz über Eigenth.-Erwerb und Be- 
faftungen, $$ 4, 6, 7, 10, 11, 15, 38 ff, 49 nebft Kommentaren. — Dernburg, Preuß. 
Privatrecht, $ 202; Derjelbe und Hinrihs, Das Preuß. Hypothekenrecht, J. Abth. (Leipz. 
1877) $ 14. — 9. Golberg, Ueber die Bedeutung des Öffentlichen Glaubens des Hypotheken— 
buchs nach Allg. ER. und des Grundaktes nach dem Geſetz vom 5. Mai 1872 (Halle 1877), 
©. 8 f., 31 ff., 71 ff., 77 fi, 161 ff. — Uelteres Preuß. Recht ſ. Prinz, Der Einfluß ber 
eng auf das Sachenrecht (1858). — GrundbuchOrdn. für Stabt und 

ebiet von ———— vom 4. Dez. 1868, 88 2, 4, 6,7, 28, 33—36. — v. Wächter, Die 
Einträge in die Gerichtöbücher und ihre Bedeutung für die Sicherung und die Natur ber ein» 
getragenen Rechte nach Württemb. Recht, in feinen Erörterungen, Heft 1 ©. 137 ff. (1845). — 
Regelöberger, Studien zum Bayeriſchen —— ©. 78 fi. (1872). — Sieg⸗- 
mann, Komment. zur Sächſ. Hypoiheken Ordn., ©. 8 ff. (1872). — Könige. Sachſen, In— 
firuftion dv. 9. Januar 1865, 88 95. — dv. Bar, Dad Hannoveriche Hypothelenrecht, Leipz. 
1871, S. 22 ff. — v. Meibom, Dad Medlenburgiiche Hypothekenrecht (Leipz. 1871), 
S. 44 fi. — Code civ. art. 2196-2199 (Abichriften an Jedermann, Wirkung von Aus— 
lafjungen). — Sadjen: Weimar, Pid.Gei. vom 6. Mai 1839, SS 71 fi.; Ausl Orbn. vom 
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12. März 1841. — Hier ſog. Privilegienbücher für Generalhypothelen: Auſſez, Handb. d. 
Tabularv. in Oeſterreich, 5 776. — Exner, Das Publizitätsprinzip (1870, — Hierzu 
Randa in der Krit. B.I.Cchr. von Brinz, 16, 17 fi. Schaper. 
Puchta, Wolfgang Heinrich, 5 3. VII. 1769 zu Möhrendorf bei Gr: 
langen, wurde Advofat in Ansbach, dann Kriminalrath, 1797 Juſtizrath, 1811 


a des Landgerichts in Erlangen, 7 6. III. 1845. 
hriften: Anleitung zum vorfichtigen Kreditiren auf unbewegliche Güter nach ben 
Grundiägen des Preubiichen Hppothefenrechts, Erl. 1815. — Ueber Güterzertrümmerung und 
Grundſtückhandel, Erl. 1816. — Der Geihäftmann in Gegenftänden der öffentlichen und 
gr Erl. 1818. — Worte der Erfahrung für dad Prinzip der Spezialität, 
tl. 1819. — Ueber die Grenzen des Richteramtes im bürgerlichen Rechtsſachen, Nürnb. 
1819. — Handbuch des gerichtlichen Verfahrens in Sachen der freiwilligen Gerichtäbarfeit, 
Nürndb. 1821, 2. Aufl. 1831, 1832. — Unterricht über die Gemeindeverwaltung auf dem Bande 
und im Königreich Bayern, Erl. 1822, 2. Aufl. 1823. — Beiträge zur Gejehgebg. und Praxis 
bes bürgerlichen Rechtsverfahrens, Erl. 1822. — Unterricht über die meue Hypothelken— 
verfaflung in Bayern, Erl. 1823, — Das Inſtitut der Schiedörichter, Erl. 1823. — Entwurf 
einer Ordnung des Verfahrens in den Gegenftänden ber freiwilligen Gerichtäbarfeit, Erl. 
1824. — lieber die bürgerliche Rechtäpflege und — ir Bayerns, Erl. 1826. — 
Der Dienft der beutjchen Tufigämter oder Ginzelrichter, Erl. 1829, 1830, — Ueber die gerichtl. 
Klagen, befonders in Streitigkeiten der Landeigenthümer, Giehen 1833, 2. Aufl. 1840. — Die 
Banborckihie in Bayern und ihre Reform, Erl. 1834. — Das Prozehleitungsamt des Deutichen 
Givilrichterd, Giehen 1836. — Ueber die rechtliche Natur der bäuerlichen Gutsabtretung, 
Giehen 1837, — ee zur Civ.Prz. Prax. in Bayern, Erl. 1838. — Der Amauifitiond 
prozeß mit Rüdficht auf Reform des. Deutichen Strafverfahren, Erl. 1844. 
ze : Seine Erinnerungen aus dem Leben und Wirken eines alten Beamten, Nörbl. 

1842, 


Georg Friedrih P., Sohn des Vorigen, & 31. VIII. 1798 zu Gabdolz- 
burg in Franken, ftudirte in Erlangen, wo er 1820 promovirte, wurde 1823 außer: 
ordentl. Prof., 1828 ordentl. Prof. in München, ging 1835 nach Marburg, 1837 
nach Leipzig, 1842 nach Berlin, 1844 Geh. Obertribunalsrath, 1845 Mitglied des 


Staatärathe, T 8. I. 1846. 

Schriften: Grundriß zu BVorlefungen über juriftiiche Enchklopädie und Methodologie, 
Erl. 1822. — Eivil. Abhandl., Berl. 1823. — Encyflopädie, Leipz. 1825. — Das Gewohn— 
heitärecht, Erl. 1828—1837. — Lehrb. für Inftitutionenvorlef., Münd. 1829. — Syſtem des 
Gemein. Civilrechts, Münch. 1832. — Verosimilium capita V, —— 1837. — Lehrbuch der 
rege Leipz. 1838, 12. Aufl. von Schirmer, 1877. — Einleitung in dad Recht ber 

irche, 1840. — Kurſus der Imftitutionen, Leipz. 1841, 1842; 9. Aufl. von Paul Strüger, 
(2 Bde.) von 1881. — Borlefungen über dad heutige Römifche Recht, Leipz. 1847, 1848, 
6. Aufl. von Rudorff 1873, 74. — Kleine civilift. Schrifien von Rudorff herausgeg., Leipz. 
1851. — Aufſähe im Rheinifchen Mufeum, Krit. Jahrbb. u. Weiske's Rechtslexikon. 

Lit.: eg —— . vom 5. Februar 1846. — Krrit. Jahrbücher der Deutſchen 
Rechtswiſſenſchaft, 1846, ©. % — Huber’3 Janus, 1846, ©. 337 ff. — Nefrologe 
Stahl’3 und Wetzell's vor den „Sleinen civilift. Schriften“. — Revue de legislation 
XXVI. (1846), — Ziller, Ueber bie von P. der Parftellung ber Rechte zu Grund gelegten 
rechtöphilofophiichen Anfichten, Leipz. 1853. — Schulte, Geldhichte, III.b — Fe 

Zeihmann. 


Bufendorf, Sam. Freihe v., & 8. I. 1682 zu Flöha bei Chemnit, ftud. 
in Leipzig und Jena, wurde 1661 Prof. des Natur- und WVölkerrechts in Heidel- 
berg, ging 1668 nach Lund, wurde Schwed. Hiftoriograph, 1688 Kurbrandenburg. 
Geh. Rath zu Berlin, vom König von Schweden zum freiheren erhoben, 7 16. 
X. 1694. 

Schriften: Elem. —— univ.. Hag. 1660, Jen. 1669. — De Philippo Amyntae 
filio (in Diss. acad. select., Upsala 1677 J 86). — De jure naturae et gentium, Lond., 
Scan. 1672 c. not. var., Francof., Lips. 1744; franzöf. von Barbeyrac, Amst. 1706, Bäle 
1732, nouv. dd. 1771. — De officio hominis et civis, Lond., Scan. 1673, 1702, c. not. 
“Barbeyracii Lugd. Bat. 1769; nouv. ed. Par. 1830. -- De rebus suecieis, Ultraj. 1686. — 
De rebus gestis Frid. Wilh. Magni Electoris, Berl. 1695. — De rebus gestis Friderici III., 
Berl. 1695. — Severinus de Monzambano, de statu imperii Germanici, Genev. 1667, Veron. 
1668 und öfter (deutich von Dr. Breklau, Berl. 1870). — Jus feciale divinum, Lub. 1695, 
Francof. 1716. — Eris Scandica 1686, 1759. — De habitu religionis christianae, Brem. 
1687, 1697, 1708, franz. Francf. sur VO. 1690, Utrecht 1690, Amst. 1707, beutich von Imm. 
Weber s. 1. 1692, Frankf. 1714. 
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git.: Bluntidhli, —— * — — IT 1864, ©. 108—132. — 
Bluntſchli, StaatsWört.B L 341, 331. on 
Rechts- und —— — * 23 ſ — “lshts; Rechtöauellen, I. 415. — 
Bag, Recht d beieliehung, © . 258. — Warnkönig, Rechtsphiloſophie, 2. Ausg 
Raumer, Geld. Entw. des Begriffes von Recht, Staat und Politik, 

3. Aufl. ©. 56, — Cauchy, Droit maritime international, I. 49-53. — Srantlin, 
Das Deutihe Reih nah Sev. v. Monzambano, Greifäw. 1872. — Herzog’3 Neal: 
enchtlopädie XX. 431434. — Reise Geichichte der National-Detonomit, 1874, ©. 304 
bis 318; Derjelbe in den Hiftoriich-philol. Berichten der fönigl. Sächſ. Sefellichaft, 1869, 
©. 202 ff. — v. Treitſchke in den Preuß. Jahrb. XXXV. 614—655, — 61—109. 
Schulte, Geſchichte, IL b 52. Teihmann. 

Friedrich Eſaias P., Großneffe des Vorigen, 512. IX. 1707 zu Büdeburg, 
wurde Advolat am Geller Tribunal, 1738 Oberappellationägerichtärath, 1757 Mit- 
glied der Sozietät der Willenjchaften zu Göttingen, 1767 Bizepräfident des Ober- 
appellationsgerichts, erblindete, wurde jedoch glüdlich operixt, T 1785. 

Schriften: Obs. — univ. quibus praec. res. judic. summi trib. Cellensis contin., 
Cellis et Hannov. 17 1784. — Animadversiones juris, Hannov. „1783, — De juris- 
dictione germanica, Lemgov. 1740. — Er gab jeines Vaters Introd. in processum crimi- 
nalem Luneburg. ed. II. Hannov. 1768, und Sriminal: — 1736 — 

Eoissmand zu Yöcher. — Meufel, X. 56 Zeihmann. 

888, E., & a 7 8. VII. 1836 zu — 

ug en: Ob serv. duae de jure civili, Bonn 1831. — Ueber die Deutſchen Univerfic 
täten, Beleuchtung der Schrift von Diefterweg: Ueber das Verberben an dem Deutichen 
Univerfitäten, Bonn 1836. — Er war einer ber — des Rheiniſchen Muſeums 
für Jurisprudenz. 

Lit.: Neuer Netzolog ber Deutichen, XIV, 1047. Zeihmann. 


Bunftation nennt man jede jchriftliche Beurkundung einer zwijchen zwei ver- 
tragichließenden Parteien „vorläufig“ erzielten Willensübereinftimmung. Die recht: 
liche Bedeutung einer ſolchen kann aber jehr verfchieden jein. Die P. kann enthalten 
1) bloße Traftate, d. h. Erklärungen ohne BVerpflichtungswillen, zur Notiz für das 
Gedächtniß oder dergl. Aus ſolchen entjpringt Feine Rechtswirkung. 2) Eine 
vollendete Willengeinigung über einen künftigen Vertragsſchluß; fog. pactum de 
eontrahendo oder Vorvertrag, 3. B. der Wechjelichluß (pactum de cambiando), ıc. 
Bal. 1. 68. D. d. V.O. 45, 1. Hieraus hat der Berechtigte eine Klage auf Ab— 
ichluß des verfprochenen Vertrages, eventuell auf jein Intereffe. Doch ift dazu er- 
forderlich, daß der Vorvertrag nicht aus formellen Gründen ungültig ſei. Im All- 
gemeinen bedarf derjelbe freilich nach der Grundregel des Gem. Rechts feiner be- 
ftimmten Form. Indeffen muß ausnahmsweiſe die Beobachtung der für den jog. 
Hauptvertrag gebotenen Form verlangt werden, wenn diefelbe nicht blos im Dienfte 
des Parteiwillens und zu defjen befjerer Feſtſtellung, fondern zu feiner Beichränkung 
und, um voreilige Gebundenheit zu verhüten, vom Geſetzgeber vorgejchrieben ift; wie 
3. B. die Infinuation übermäßiger Schenkungen. Denn in jolchen Fällen würde 
durch die Klagbarkeit eines dieſer Form entbehrenden Vorvertrages die Umgehung 
der gejeglichen Formvorſchrift ermöglicht werden. Hier ift denn auch eine an die 
Nichteingehung des KHauptvertrages gefnüpfte Konventionalftrafe ꝛc. ohne Wirkung. 
3) Die P. kann auch einen fertigen Vertrag enthalten, welcher nur noch durch 
Wiederholung in einer bejondern Form beglaubigt werden foll. Dies ift nament- 
lich der Fall, wenn über ein Grundftüd kontrahirt, aber zum Beweiſe des Kontrafts 
für den Grundbuchrichter eine öffentliche Urkunde erforderlih ift. Dann geht die 
Klage aus der P. auf Erfüllung der vorbehaltenen Form, ohne daß darin ein zweiter 
Vertragsſchluß zu finden wäre, nicht minder aber auch unmittelbar auf Erfüllung 
(Seuff., Arch., X. 242; XI. 33). Das Preuß. Allg. ER. unterjcheidet die ver- 
jchiedenen, unter dem Namen P. zufammengefaßten Abreden nicht gehörig. Es ver- 
leiht einer „von beiden Theilen unterfchriebenen P. gleiche Gültigkeit, wie einem 
förmlichen Kontratt,“ ftellt fie aber, „wenn wejentliche Beitimmungen fehlen, oder 
die Parteien die Verabredung gewifjer Nebenbedingungen fich darin ausdrüdlich vor- 


- 
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behalten haben“ (bis zur vertragd- oder gejegmäßigen Ergänzung diefer Mängel), 
mit Traftaten gleich (8 120—126 Allg. ER. I. 5). 

Lit.: Negeläberger, Givilrechtliche Grörterungen, I. 1868, ©. 128—162. — Degen: 
folb, Der Regriff des Porvertrages, Freib. 1871. — Windicheid, Lehrbuch, IL $ 310 
Nr. 2. — Dernburg, Preuß. Privatrecht, I. $ 106. Ed. 

Pupillarſubſtitution (Th. I. S. 460) bezeichnet im Röm. Recht die Er- 
nennung eines Erben durch den Gewalthaber für deſſen (geborenen oder noch un— 
geborenen) Gewaltunterworfenen auf den Fall, daß letzterer durch des eriteren Tod 
gewaltfrei werden und vor erlangtem ZTeftiralter (als pupillus, impubes) verjterben 
jollte. Vorausſetzung ift, ‚daß der Gewalthaber auch für fich jelbft ein Teftament 
errichtet, als deſſen Beitandtheil das Pupillarteftament gilt (pars et sequela paterni 
testamenti), mit welchem es jteht und fällt. Grund jener Befugniß ift ſowol die 
eigene Zejtirunfähigfeit des impubes ala die noch nach dem Tode fortgejeßt gedachte 
Herrichaft des paterfamilias über die familia, indem das Pupillarvermögen ala Zus 
wach des väterlichen behandelt wird. Den Namen Subjtitution trägt die Ernennung 
des Pupillarerben "darum, weil der Gewalthaber jo indirekt auch fich jelber einen 
Nacherben einjegt, gleichviel ob er zugleich den Pupillen zu feinem Erben ernannt 
haben mag oder nicht. So ift denn auch im Zweifel Yulgarfubftitution in der P. 
enthalten und umgekehrt. Zwar verfügt der Gewalthaber über zwei Erbichaften, 
aber, in Einem Teſtament, weshalb jene, wenn fie in der Perfon des Pupillen oder 
des Subjtituten fich vereinen, untrennbar find; weil aber der Teftator dem Kinde, 
nicht dieſes fich jelber, Erben ernennt, kann Anfechtung der PB. weder durch die 
Notherben des Tejtators, noch durch die des Pupillen ftattfinden. Die Aufhebungs- 
gründe des Pupillarteftaments ergeben fich aus deſſen Vorausfegungen. — Während 
der Code civil jegliche Subititution verbietet, und daher der P. überall nicht er— 
wähnt, lebt diejelbe fort in der neueren Deutſchen Gejeggebung, jedoch in weſentlich 
veränderter Geftalt. So betrachtet das Preuß. Allg. ER. das elterliche Teſtament 
und die P. ftets als zwei in Gültigkeit und Wirkungen von einander unabhängige 
Teftamente; beichränft den Teſtator bei der Wahl des Subjftituten auf die Bluts— 
verwandten des Kindes; gewährt außer dem Vater auch der Mutter das Subſtitutions— 
recht, diejer aber nur für das von ihr auf das Kind vererbte Vermögen. Nach 
Dejterr. Recht fünnen Eltern ihren Kindern (auch den teftirunfähigen) nur rückſicht— 
lich des Vermögens, das fie ihnen hinterlaffen, Erben oder Nacherben ernennen. 
Das Sächſ. BGB. Fennzeichnet folgende Verfchmelzung der subst. pupill. und quasi- 
pupillaris: 1) das Recht, an Stelle ihrer leiblichen Kinder über deren einftigen Nach— 
(aß zu verfügen, fteht zu dem Vater und der Mutter (nicht anderen Aicendenten), 
leßterer für das außereheliche Kind, für das eheliche nur, wenn der Vater jein Recht 
nicht ausgeübt hat; 2) Vorausfehung ift a) irgendwelche VBerfügungsunfähigkeit des 
Kindes, mit Ausnahme der Prodigialität, b) daß das Kind nicht vor der Unfähig— 
feit gültig teſtirt hatte; 3) die elterliche Verfügung gilt als letter Wille des Kindes 
(welches jelbit überhaupt nicht enterbt werden kann), deſſen Pflichttheilserben alſo 
auch zu berüdfichtigen find; 4) der eingefegte Erbe ift direkter, wenngleich bedingt 
ernannter Erbe des Kindes, und zwar erften Grades; 5) der Parens braucht über 
feinen eigenen Nachlaß überall nicht zu verfügen. 

git. u. Quellen: Glüd, XL. u. XLI. — Arndts im Redtöler. X. ©. 668 fi. — 
Baron, Gejammtrechtäverh., S. 453 ff. — Pietat, Arch für civ. Praxis LVIIL.u. LIX. — 
Winbdbjcheid, Lehrb., IIL. SS 558 ff. — Inst. 2, 16; D. 28, 6; C. 6, 26. — Code civ. art. 
896. — Preuß. Allg. ER. DI. 2 88 521 fi. — Defterr. BEB. $ 609. — Sidi. BEB. 
ss 2203 ff. — Mommien, Erbr.:Entwurf, 88 148, 487 ff. Schütze. 

Purgoldt, Johann, ſ. im Anhang. 

Putativehe (matrimonium putativum) iſt diejenige Ehe, welche in dem guten 
Glauben beider oder auch nur eines Ehegatten, daß ihr fein trennendes Ehehindernif 
entgegeniteht, abgejchlofien wurde. Zur Annahme der bona fides ift aber nach 
heutigem fatholifchen Kirchenrecht die Eingehung in der vom Tridentinum vor— 
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geichriebenen Form, eventuell, wo dafjelbe nicht publizirt ift, die Abſchließung erft 
nad) ftattgehabtem Aufgebot erjorderlih. Unter diefer Vorausſetzung gelten die 
Kinder, welche bis zu der ficheren Kenntniß der Ehegatten von der Nichtigkeit der 
Che, eventuell bis zur richterlichen Nullitätserflärung der letzteren erzeugt find, 
für ehelih. Daſſelbe muß auch für die evangeliiche Kirche gelten, ſofern bier die 
Eheeingehungstorm beobachtet ift, da ein bloßer Rechtsirrthun die Ehe nie zur 
putativen machen kann. Für das Gebiet des Gem. Rechts hat die P. weiter die 
Wirkung, daß zu Gunften des gutgläubigen Gatten auch die von der Eheſchließung 
ab bis zu den vorhin gedachten Zeitpunkten binfichtlich des Vermögens eingetretenen 
Wirkungen jo behandelt werden, ala ob eine wahre Ehe vorgelegen hätte. Das 
Preuß. Allg. ER. giebt den Kindern aus einer P. bald die Rechte von ehelichen 
Kindern im Verhältniß zu ihren unmittelbaren Eltern und unter ſich mit Gewährung 
des Namens der Mutter und unter Ausichluß aller Verwandtſchaftsrechte zu den 
Berwandten der Eltern, bald nur die Rechte von Kindern aus einer Ehe zur Linten 
Hand (Th. I. Tit. 2 88 50 ff.); ferner jtellt es kaſuiſtiſch abgejtufte Regeln für 
die Vermögenäverhältnifie der Ehegatten auf (Th. I. Tit. 1 88 952 ff), Das 
Deiterr. BGB. ($ 160) ſteht Hinfichtlich der Wirkung der P. für die Kinder auf dem 
Boden des Gem. Rechts, während e8, was die güterrechtlichen Verhältniffe betrifft, 
die Ehepaften zufammenfallen und das Vermögen in den vorigen Stand, vorbehalt- 
Lich der Entichädigungspflicht des Schuldigen gegenüber dem Unjchuldigen, zurück— 
tehren läßt (SS 102, 1285). Dagegen hat das Sächſ. BEP. ($$ 1628, 1782) das 
Gem. Recht in vollem Umfang adoptirt, und damit jtimmt auch der Code civ. art. 


201, 202 überein. 
Duellen u. Lit: c. 2, 8, 10, 14 X. qui filii sint legitimi, IV. 17. — J. N. Hertius, 
De matrimonio putativo, Giess. 1690 ‚(opusc. Vol. I. tom. I. p. 245 ss.). — E. C. West- 
phal, De veris casibus matrimonii putativi, Halae 1758. — J. H. Boehmer, Jus 
ecclesiast. Protestant., lib. IV. tit. 17 88 36 ss. P. Hinſchius. 
Pütter, Johann Stephan; Pütter, K. TH. und Püttmann, Joſias 
Ludwig Ernit, j. im Anhang. 


O. 


Quarantäneanſtalten. Quarantänen find Anſtalten, in welchen ankommende 
Perſonen, Schiffe, Waaren u. ſ. w. einer — urſprünglich 40 tägigen — Iſolirung und 
Beobachtung bzw. einer Desinfizirung unterworfen werden (Beobachtungsquarantäne, 
Reinigungsquarantäne). Die angefochtene, aber auch jet noch vorherrfchende Anficht 
von der Uebertragbarkeit der orientalijchen Peit und anderer Seuchen durch Berüh— 
rung Kranker oder infizirter Gegenftände hat zu Abichliekungsmaßregeln gegen die— 
jenigen Länder, in denen dieje Krankheiten herrfchen, geführt. Solche Abjchliegungs- 
maßregeln beftehen teils in gänzlicher Abſperrung der Grenze mit bejtimmten, durch 
Duarantänen geficherten Eintriitsitellen, theila in Ueberwachung der aus feuchen- 
verdädtigen Ländern kommenden Perfonen oder Waaren, namentlich jeewärts ein- 
gehender Schiffe. Quarantänen ala Eintrittsjtellen für den Seeverfehr befinden fich 
in fait allen größeren Häfen Europa’s, namentlich in denen des Mittelmeers (die 
Norddeutichen Seejtaaten und Dänemark benugen die Löſchungs- und Reinigungs-O. 
zu Känſö bei Gothenburg); Abjperrungen der Landgrenze durch Militärkordons 
können jtehend (Rumänien, Oeſterreich. Militärgrenze gegen die Türkei), oder vorüber: 
gehend (Preußen beim erften Auftreten der Cholera) jein. Die Schwierigkeit, Sperr- 
maßregeln jtreng durchzuführen, und die daraus hervorgehende Zweifelhaftigkeit des 
Eriolgs, die Koftipieligfeit der Grenziperren und Quarantänen, die Nachtheile, welche 
für den Verkehr daraus entjpringen, haben diefen Mafregeln viele — erweckt. 

dv. Holtzendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 
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Inzwiſchen haben die Regierungen die Verantwortlichkeit für die Unterdrüdung der 
Quarantänen nicht zu übernehmen vermocht, man hat fich aber bemüht, durch zweck— 
mäßige Einrichtungen den VBerkehräftörungen thunlichft vorzubeugen. Die Gejeh- 
gebung hat fich in den Seeftaaten mehrfach mit der Regelung des Quarantäneweſens 
beichäftigt, namentlich in Frankreich (vergl. da8 Gef. vom 3. März 1822 und das 
Dekret vom 26. Febr. 1876 sur la police sanitaire maritim>, Bull. des lois, XI. 
Ser. Nr. 299). Die leßtgedachte Macht hat fi auch um eine internationale Behand 
lung der Sache bemüht. Im Jahre 1850 vereinigte fie in Paris eine Konferenz von 
Vertretern der bei dem Verkehr im Mittelmeer hauptjächlich betheiligten Mächte, deren 
Ergebniß die Einigung über ein internationales Reglement sanitaire war. Der 
betreffende Vertrag vom 3. Februar 1852 — welcher aber nicht von allen theil- 
nehmenden Mächten ratifizirt ift — beitimmt, daß allgemeine gefundheitspolizeiliche 
Maßregeln nur gegen die orientaliiche Peit, das gelbe Fieber und die Cholera ein— 
treten jollen und daß alle Schiffe, mit Ausnahme der zum Zoll und Wachtdienft 
beitimmten Fahrzeuge, fich mit einem Gefundheitspafje (f. d. Art.) zu ver— 
jehen haben. Jedes Schiff, welches mit unreinem Gefundheitspaß anlangt, muß 
Quarantäne halten. — Die Erfenntniß, daß zum Schuß gegen Einjchleppung von 
Seuchen eine dauernde fanitätspolizeiliche Meberwachung der Urfprungsländer wichtig 
jei, hat zur Einfegung internationaler Sanitätsbehörden, namentlich in Konftantinopel 
und Alerandrien, geführt. — Nach weiteren Verfuchen internationaler Regelung, 
welche im Jahre 1866 auf Anregung Frankreichs in Konjtantinopel ftattgefunden, 
aber zu einem Vertrage nicht geführt Hatten, bat Defterreih im Jahre 1873 eine 
auch vom Deutfchen Reiche beichiette Konferenz in Wien veranlaft, welcher die Aufs 
gabe geftellt wurde, die den Fortſchritten der Wiffenichaft und den gejammelten Er— 
fahrungen entiprechend einzurichtenden Quarantänemaßregeln und die Einſetzung einer 
Seuchentommiffion für das Studium der Epidemien an den Stätten ihrer Eriftenz 
herbeizuführen. Indeflen find die Arbeiten der Konferenz in Folge des Ruifiich- 
türfifchen Kriegs ins Stoden gerathen, und es bleibt abzuwarten, ob und mit welchem 
Erfolge fie wieder aufgenommen werden. Im März 1880 erwiederte der Defterr. 
Miniiterpräfident auf eine Anterpellation, daß dem Inslebentreten einer inter- 
nationalen Sanitätsfommiffion noch Schwierigkeiten entgegenftänden, da bei einzelnen 
Regierungen verichiedenartige Auffaffungen über den Werth einer folchen Kommiſſion 
herrſchten. Die Gejeßgebung des Deutfchen Reichs ift mit allgemeinen Quarantänes 
maßregeln bisher nicht befaßt gewejen. Bei der im Anfang des Jahres 1879 an- 
jcheinend von Rußland her drohenden Peitgefahr ift durch eine Kaiferl. Verordnung 
vom 29. Januar 1879 (R.G. Bl. ©. 3, 125, 158) die Einfuhr gewiffer Gegenftände 
(gebrauchter Wäfche, Kleider und fonftiger Träger des Anſteckungsſtoffes) aus Ruß— 
land über die Reichsgrenze verboten, die Einfuhr von Schafwolle nur nad) vor- 
gängiger Desinfektion geftattet, auch durch Kaiferl. Verordnung vom 2. Februar 
(R.G.Bl. ©. 9, 155) der Neifendenverkehr aus Rußland gewiſſen Beichräntungen 
unterworfen worden. Es wurde ferner im Verein mit Defterreihh und anderen 
europäifchen Staaten eine Kommiffion von Sachverftändigen in die durch die Epidemie 
heimgefuchten und bedrohten Theile Rußlands entjendet. Weitere Maßregeln wurden 
durch das Erlöſchen der Seuche in Rußland unnöthig. Das Preußiiche mittels 
Ausf.Ordn. vom 8. Auguft 1835 (Gei.S. ©. 240, dazu die Allerh. Ordre vom 
29. Auguft 1853) publizirte Regulativ über das bei anftedenden Krankheiten zu ber 
obachtende Verfahren enthält eine Reihe von Beitimmungen bezüglich der Cholera, 
Typhus und anderer anftedenden Krankheiten. Danach werden z. B. die über See 
aus Orten, wo die Cholera herrſcht, eingehenden Schiffe einer viertägigen Beobachtungs— 
quarantäne unterworfen. Hat fich während diefer Objervation fein bedenllicher Er⸗ 
krankungsfall ergeben, jo wird das betr. Schiff zur freien Praktik (zum freien Verkehr) 
in den Hafen zugelaffen. Hat aber das Schiff Cholerakrante an Bord, fo werben 
diejelben von dem Schiffe entfernt und letzteres wird nach Anleitung der Desinfektions— 
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inftruftion gereinigt. Vgl. die Minifterialverf. vom 12. Juli 1873. Bezüglich der 
Peft ift auf Grund des 5 306 des damaligen (jet $ 327 des Deutjchen) StrafGB. 
die minijterielle Verfügung vom 3. Juli 1863 (Sandelsarchiv j. 1868, II. ©. 61) 
ergangen. Inhalts derfelben muß fich jeder Führer eines nach einem Preuß. Hafen be= 
ſtimmten Schiffes, welches einen der Peſt verdächtigen Landestheil verläßt, mit einem 
Gejundheitspaffe verjehen. Der Peſt verdächtig find alle Türkifchen Häfen mit Ein- 
ichluß der Syrifchen und Aegyptifchen und alle übrigen Häfen der Nordküfte Afrika's 
mit Ausnahme der als unverdächtig zu betrachtenden Häfen Algeriens und der Marok— 
fantfchen Staaten. Der Gejundheitäpaß muß von dem Deutfchen Konſul am Ab— 
fahrtöorte oder, wenn in dem Hafen oder Bezirke ein Deutfcher Konful nicht refidirt, 
von der zuftändigen Ortsbehörde längjtens 48 Stunden vor der Abjahrt ausgeitellt 
jein und die Beicheinigung enthalten, daß am Abfahrtsorte und in deffen Nachbar- 
ichaft eine peftartige Krankheit weder verbreitet ift, noch innerhalb der legten 30 Tage 
verbreitet war und daß der Gefundheitszuitand am Bord des Schiffes bei deſſen 
Abfahrt zu einem Verdacht feinen Anlaß bot. Ein folcher Gefundheitspaß ift aus 
jedem der Pet verdächtigen Hafen beizubringen, welchen das Schiff unterwegs an— 
gelaufen hat. Die mit einem den vorftehenden Beftimmungen entiprechenden Ge— 
ſundheitspaſſe verfehenen Schiffer erhalten in Preußifchen Häfen freie Praktik. Schiffe 
dagegen, welche aus einem pejtverbächtigen Orte ohne reinen Gefundheitspaß kommen, 
deögleichen Schiffe, welche aus einem pejtartig angeitedten Hafen kommen, letztere, 
wenn fie peitiangende Gegenftände (Häute, Tyelle, Haare oder andere Abfälle von 
Thieren, Lumpen, wollene oder jeidene Waaren oder Effekten) an Bord haben oder 
noch nicht 15 Tage von dem Peitorte weg find, werden in einem Preuß. Hafen 
erſt zugelafjen, wenn durch vollgültige Zeugniffe nachgewiejen wird, daß fie fich in 
einer der D. Großbritanniens oder der Großbritannischen Befigungen, Frankreichs 
(einjchließlich Algeriens), Italiens, Schwedens oder Dänemarks einer Reinigungs— 
quarantäne unterworfen und dort freie Praktik erlangt haben. Sind fie mit einem 
folchen Duarantäne-Gejundheitsatteft nicht verjehen, oder find fie jeit ihrer Abfertigung 
aus einer diefer Anftalten und innerhalb der legten 15 Tage mit einem, aus einem 
pejtartig angeftedtten Hafen fommenden, noch nicht quarantänefreien Schiffe in Be- 
rührung gefommen oder haben fie einen verdächtigen Krankheit bzw. Todesfall an 
Bord gehabt, jo werden fie von den Preuß. Häfen ab» und zu einer Reinigungs 
quarantäne ded Auslands zurückgewieſen, infofern die örtlichen Berhältniffe des 
Hafens nicht geftatten, ſolche Schiffe unter einer ftrengen Bewachung bis zur Auf— 
klärung der rücdffichtlich der vorgefommenen Krankheits- u. ſ. w. Fälle vorliegenden 
Verdachtögründe bzw. bis zum Ablauf der 15 tägigen Frijt vollftändig außer Be— 
rührung mit dem Verkehr zu ſetzen. — Die Hamburgijche Verordnung in Betreff 
der Quarantäne zu Kurhaven vom 22. (29.) Dezbr. 1856 (Handelsarchiv f. 1857, 
I. ©. 23) unterwirft alle aus dem Schwarzen Meere, der Türkei und anderen ver— 
dächtigen Häfen kommenden Schiffe der Quarantäneunterfuchung. Diefelben dürfen 
nur unter Duarantäneflagge (einer grünen oder gelben Flagge event. der National- 
flagge am Vormaſt) die Elbe auffegeln oder zum Anker Liegen. Finden fich bei 
der Unterfuchung Symptome von Peſt oder gelbem Fieber, fo wird das Schiff von 
der Elbe fort, an eine Reinigungsquarantäne gewieſen. Ein ähnliches Verfahren 
findet auf der Unterweſer ftatt, wo eine gemeinjchaftliche Preußen-Oldenburg— 
Bremiſche D. errichtet ift (Handelsarchiv f. 1868, I. ©. 141). Vgl. die Lübed’iche 
Drdnung de8 Quarantäneweſens zu Iravemünde vom 10. (14.) Oftober 1857, die 
Medlenb.-Schwerin’sche Verordn. vom 27. Juni 1863, betr. die Cholera, und dom 
19. Auguft 1858, betr. die Peſt. In Schleswig-Holftein find die früher gegen das 
gelbe Fieber und die Cholera angeordnet geweſenen Quarantänemaßregeln durch die 
Patente vom 2. April 1852 und 3. Juli 1853 aufgehoben. Quarantäne oder 
Sefundheitstommiffionen follen nach der Duarantäneverordn. vom 15. März 1805 
(Shronolog. Samml. der Verordn. f. 1805, ©. 40) in wichtigen Seeftädten beftehen. 
16* 
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Quellen u. 2it.: Abstract of Regulations in force in foreign countries respecting 
Quarantine, communicated to the Board of Trade (Mai 1860); Abstracts of returns of 
information on the laws of Quarantine which have been obtained by the Board of Trade 
(Juli 1860); Ordered, by the House of Commons, to be printed, 35. 1 Aug. 1860 Nr. 568. — 
Prus, Rapport sur la peste et les quarantaines, Paris 1846. ulenburg, Da; 
Medizinalweign in Preußen, Berlin 1874. B. König. 

Quarta Divi Pii heißt das Viertheil des reinen Nachlafjes eines Arrogators, 
welches nach einer Honftitution des Antoninus Pius der während jeiner Jmpubertät 
Arrogirte allen Erben gegenüber beanjpruchen kann, wenn ihm durch legten Willen 
oder durch nicht gehörig begründete und obrigkeitlich gebilligte Emanzipation die 
Beerbung des Arrogators entzogen wird. Diefer Cuartanjpruch bildete eine unter 
vielen Maßregeln ganz bejonderer Fürſorge für den geichlechtäunreifen Arrogirten, 
damit nicht deilen (erft von Antoninus jelbit gejtattete) Arrogation aus unlauteren 
Motiven vorgenommen und wieder aufgehoben werde, und gewährte 1) eine perjön: 
liche Forderung auf Vorabzug des Viertheils wie einer Nachlaßſchuld, gleichviel ob 
Inteſtat- oder Tejtamentserben des Arrogators gegenüber, die nicht als Pflichttheile- 
recht, jondern ähnlich dem Recht der armen Wittwe ala außerordentliche Singular: 
jucceffion aufzufaflen ift; konnte 2) durch feinen gejehlichen Enterbungsgrund befeitigt 
werden; fiel 3) hinweg, wenn der Arrogirte durante arrogatione die Pubertät er 
reichte; beides lebtere hat man ohne Fug beftritten. Bei Verkürzung feiner Cuart 
durch böswillige Veräußerung unter Lebenden bat der impubes gegen die Empfänger 
gewiſſe dem patronatiichen Erbanſpruche nachgebildete Anfechtungsflagen bis zur Er 
gänzung feiner Cuart. Gehört übrigens der imp. arrog. zu den intejtaterbberechtigten 
Dejcendenten des Arrogators, jo hat er die Wahl zwiichen Geltendmachung jeines 
Notherbrechts (Nov. 115) und Ausübung jenes Cuartabzugärechts. — Das Rechte: 
injtitut gilt zwar im Gem. Recht ala rezipirt troß der Unbejtimmbarfeit eines 
Tubertätsalters, it aber den neueren Gejeßgebungen fremd geblieben; dem Code civ. 
ichon darum, weil diejer Arrogation nicht kennt und für den Adoptandus das Alter 
von 21 Jahren fordert; dem Preuß. Allg. LR., Oeſterr. BGB. und Sächſ. BGB., 
weil dieje, Arrogation und Adoption nicht unterjcheidend, nur eine vielfach erjchwerte 
Annahme an Kindesftatt anerkennen, das angenommene Kind („Wahltind“, Dejterr.) 
in Erb» und Pflichttheilgrecht nach den Adoptiveltern dem leiblichen Kinde vollfommen 
gleichitellen, und die Aufhebung des Verhältniffes nur durd) erfchwerten und gerichtlich 
bejtätigten Vertrag gejchehen lafjen. In Sachſen hatte jchon das Erbiolgemandat von 
1829 die Q. D. P. ausdrüdlich aufgehoben. 

Lit, u. Quellen: Arndt im Rechtöler. VII. 160 fi. — Brande, Recht = 
Motherben ac., 3 iur — DV. Dangerom, em LS 8 — $ 8 Inst. 1, 1.— 1.8 $ 
D. 5,2. — 1.18 D.38, 5.—c. 2°C. 8, 48. — Preuß. Allg. SR. I. ES - 
Defterr. BEP. Mi 179 fi, 755 ff. — Code civ. art. 343 ss. — Eädi. BG 1787 ff, 
2567. — Bgl. Erbfolgemandat vom 31. Januar 1829 $ 59. Shüpe. 


Quarta Trebellianica, rectius: Trebelliana (Th.I.&.459) nennt nad) Juftinian’s 
Vorgange das Kanoniſche Recht zwar hiſtoriſch ungenau, aber aus praftijchen Gründen 
die Quarta SC. Pegasiani, d. h. die durch diejes Senatuskonſult (unter Vespaſian) 
auf das Berhältniß des Fiduziarerben zum Univerſalfideikommiß ausgedehnte Falcı- 
diiche Quart. Das Abzugsrecht hat, wojern ein Verbot des Teſtators nicht im Wege 
jteht, der Erbe; aber nur dann, wenn er, obgleich mit dem Univerjalfideilommiß 
belajtet, freiwillig antritt. Die Anficht Mancher (u. A. BPuchta’s), auf die Tre- 
belliana müſſe der Erbe fich Mehr anrechnen laffen, als auf die Falcidia, nämlich 
ichlechthin Alles, was er mortis causa erhalte (mit Ausnahme des Prälegats), hat 
zwar gute innere Gründe für fich, entbehrt aber der praftijchen Durchführbarkeit 
und des Quellenanhalts und wird daher, ſoweit nicht Abweichungen aus der Natur 
des Univerfalvermächtnifjes (Früchte, Kaufpreife 2c.) fich ergeben, von der herrfchenden 
Meinung mit Recht verworien. — Die neueren Gejeggebungen, welche das Quart- 
abzugsrecht des Erben überhaupt aufgegeben haben (f. d. Art. Falcidiſche Quart), 
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fennen auch die Trebelliana nicht mehr; und zwar dieſe Cuart umſoweniger, ala 
der römisch-rechtliche Gegenſatz zwiichen Erbeinjegung und Erbichaftsvermächtniß jeine 
(im Justin. Recht bereits abgeichwächte) u verloren hat. 


Lit. mw Quellen: Dernburg im Eiv. XXVI ©. 307 ff. — Pudta, 
Pand., SS 546, 557. — d. 1 Yo Beh, 1. $ 536. — Tewes, Suftem, 
i 121. — MWindicheid, ARE: 666 Anm. 8. — 8 5 Inst. 2, 23. — D. 35, 2; 36, 


1. ‚36. — c.c. 16 °g, 26. — Preuß. Allg. ER. 1. 12 S 467. — ‚Delterr. 
BGB. ss 608 ff. — Eädil. “oh, fe 2508 f. — Mommien, Erbr.-Entwurf, 8 & Fr f. 


Duafibefit, iuris quasi possessio, (vgl. Th. I. S. 395, 396—897, 404) 
it das dem Beſitz (ſ. diefen Art.) analoge Verhältniß, bei welchem ſowol die 
thatfächliche Herrſchaft, als auch der darauf gerichtete Wille des Subjefts nicht in 
dem Umfang, welcher dem Eigenthum entjpricht, jondern in einer dem Inhalt anderer 
Rechte gemäßen Beichränktheit vorhanden find. Das Röm. Recht bildete einen 
folchen O. zuerft bei Servituten aus; hier wurde die thatfächliche Ausübung gewiſſer 
Grundgerechtigfeiten durch Inlerditte gegen Eigenmacht geſchützt, und dieſer Schutz 
dann auf den Begriff des O. und auf er theoretifche Rechtfertigung, wie der— 
jenige des Sachbefites zurüdgeführt (Gai. 4, 139; 1. 20 D. de serv. 8,1). Weiter 
haben die Römer einen ©. auch noch ei GmphYteuie und Superfizieg 
(. diefe Art.) anerfannt, weil auch dieje eine fortgeiegte Ausübung ihres Inhalts 
zulaffen, nicht aber bei anderen Rechten. Ueber Weſen und Gegenjtand diejes O 
ipricht fich das Röm. Necht nicht näher aus und beiteht daher Heutzutage Streit. 
Man darf ihn nicht als Verhältniß des Inhabers zu einem Rechte (Brinz, 
‚Zehrb., I. $ 196), jondern nur ala eine jervitutmäßig bejchränkte Sachbeherrichung 
auffaffen, daher ift auch jein Gegenstand nicht, wie die Bezeichnung al® juris possessio 
nahe legt, das Necht, fondern die Sache, und folglih O. auch ohne Vorhandenſein 
bzw. nach Erlöſchen des Rechts, deſſen Inhalt man verwirklicht, möglih. Während 
hiernach jowol das Anwendungsgebiet, ald die dogmatische Ausbildung des O. im 
Röm. Recht beichräntt geblieben find, haben das Kan. Recht und auf dieg geftüßt die 
ipätere Theorie und Praris, ſowie die neuere Geſetzgebung beides bedeutend erweitert. 
Das Han. Recht ließ den O. an allen, eine dauernde Ausübung gejtattenden Rechten 
zu, in&bejondere an Hoheitörechten, Aemtern und Benefizien, Regalien, Reallajten, 
Rechten aus der Ehe, ja ſogar an obligatorischen Rechten wenigjtens dann, wenn 
fie auf ein Grundftüd radizirt waren (Bruns, Recht bes Beſitzes, S. 186 ff.). 
Dies rezipirte man in Deutſchland und fügte jenen Rechten noch weitere, — 
lich Deutſche Real- und Standesrechte hinzu. Auch das Preuß. LR. S 5, 146, 
147 Allg. ER. I. 7), der Code civ. art. 2228 und das Dejterr. BGB. $ 311 
nehmen diefen Standpunft ein, indem die eriten beiden alle Rechte, N 
daß fie nicht durch einmalige Ausübung erlöfchen (vgl. Heydemann, Einl., 

S. 329— 336), das letzte wenigitens die Vermögensrechte (Randa, $ 24 Arm. 5 
für beſitzbar erklären. Gegen dieſe allzuweite Ausdehnung des O. erfolgte dann 
eine Reaktion durch Savigny, der den D. mur bei dinglichen und bei den aftiv 
mit Grund und Boden verknüpften eigenthümlich Deutichen Rechten, gelten laſſen 
will (Bei., S. 504), weil nur bei diefen die Formen der Verlegung, gegen welche 
die Ausübung geſchützt werde, zu denken jeien (?), und deſſen Meinung lange die 
berrichende geblieben ift. In neuefter Zeit jedoch jtreben Theorie und Praris mit 
Recht wieder über diefe Schranken hinaus und neigen dazu, auch ftändig ausübbaren 
Obligationen, wie Miete und Pacht, namentlich aber den jog. Jndividualrechten, 
wie Getwerberechten, dem Urheber, Patent, Firmen-, Marken-Recht u. ſ. w., Befigichut 
au verleihen. Näheres bei Bruns, a.a. O., ©. 421; Windicheid, Lehrb., 
z464 A. 5; Randa, 8 24, ©. 537—556. — Bei allen Rechten, welche befigbar 
Kin, vollzieht fi) der Erwerb des ©. analog dem Befigerwerb (ſ. diejen Art.) 
corpore et animo, d. h. durch thatjächliche Herftellung der Herrſchaft, welche den 
Inhalt des Mechts bildet, in Zujammenhang mit dem Willen, diefe Herrſchaft für 
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fi) zu haben. Im Einzelnen ftreitet man 3. B. darüber, ob bei Rechten zu vor: 
übergehenden Handlungen die Vollziehung einer jolchen geichehen fein müfje (Randa, 
$ 26 A. 1), oder die bloße Möglichkeit derjelben genüge (Windicheid, $ 163 
A. 5); jedenfalla ijt eine äußere Bethätigung der Herrichaft, ala Analogon der 
Apprehenfion, unerläßlich. Bei negativen Servituten wird der D. dadurch begründet, 
daß der Zuftand der dienenden Sache, und zwar zufolge Willens des Berechtigten 
thatjächlich beiteht; diefer Wille kann aber in jehr verjchiedenen Formen, 3. 2. 
durch Verbot, durch thätliche Hinderung einer Webertretung, durch Abſchluß eines 
Vertrages u. ſ. w., zu Tage treten (vgl. Randa, $ 28, ©. 615—618). Der 
Verluſt des O. tritt, wie der Bejikverluft (f. diefen Art.), erft mit der Ver- 
nichtung der Serrichait oder des Willens ein. Erſteres wird durch Unmöglichkeit 
weiterer Ausübung herbeigeführt, mag diefe Unmöglichkeit aus Handlungen des be 
lajteten Gegner8 oder aus Zufällen entipringen (vgl. Randa, $ 35). Was aber 
die Vernichtung des Willens betrifft, jo gehört dazu auch hier der Entichluß, den 
O. aufzugeben, oder der Tod des Subjekts. Dagegen kann die bloße Unterlaffung 
der Ausübung während längerer Zeit als Erlöjchungsgrund des O., — abgejehen 
von pofitiven Vorſchriften der Partitularrechte, wie das Oeſterr. BGB. $ 351, — 
nur injofern gelten, als daraus auf die Aufgebung des Beſitzwillens zu jchließen ift. 
Vertretung ift auch im D. zuläffig und erfordert auch hier regelmäßig den Herr 
ichaftöwillen des Bertretenen und bei dem Vertreter die Abficht, diefen Willen des 
Prinzipals geltend zu machen. Der Schuß des D. wird bei Wege- und Waſſer— 
jervituten (f. diefe Art.) durch bejondere Interdikte gewährt. Im Uebrigen haben 
die Römer die Sachbefiginterdifte, und zwar bei den in einer Vorrichtung am 
herrſchenden Grundſtück fich verförpernden Servituten direft, bei den mit Detention 
der dienenden Sache verbundenen Rechten utiliter angewendet. Dies letztere bat 
die mittelalterliche Theorie und Praris generalifirt und bei allen Rechten, für welche 
O. anerkannt wurde, auch die jämmtlichen Befigichugmittel analog zugelafjen, indem 
man insbejondere in jeder Unmöglichmachung der weiteren beliebigen Ausübung des 
Nechts eine Spoliation und Entziehung des O. erblidte (Bruns, Recht des Be 
fies, $ 26). In neuejter Zeit wird jedoch von verjchiedenen Seiten wieder auf eine 
Sonderung der einzelnen Fälle nad) dem Vorbilde des Röm. Rechts gedrungen 
(Windicheid, $ 164, A. 18). 

Bit: Randa, Recht bed Befikes, 3. Aufl., SS 24-86. — Windſcheid, au Ta 
ss 163, 164, 464. — Brinz, Xehrb., 88 196, 201, und die bei dieſen angeführten Einzel⸗ 
Ichriften, zumal Bruns, Das Recht bed Beſitzes und die Befigklagen. Ed. 


Quaſikontrakte und Quaſidelikte (TH. I. S. 409 ff.) verdanken ihre Eriften; 
in der heutigen jurift. Technik der fehlerhaften Syftematif, welche jchon mit Ga j us beginnt 
und durch Juſtinian fanktionirt wird. Während e8 von jenen heißt: non proprie ex 
contractu nasci intelliguntur, sed tamen, quia non ex maleficio substantiam capiunt, 
quasi ex contractu nasci videntur (pr. I. 3, 27), heißt e& von diefen: non proprie 
ex maleficio obligatus videtur, sed quia neque ex contractu obligatus est, et 
peccasse aliquid intelligitur — videtur, quasi ex maleficio teneri (.5 $4D. 
44, 7). 63 liegt auf der Hand, daß fich Hieraus Nichts für die Begriffe der ges 
dachten Obligationen ergiebt und es ijt an der Zeit, überhaupt mit ihnen zu brechen 
(Baron, Pand., $ 210; Förjter, Preuß. Privatrecht, $ 70). Zu den Quaji- 
fontraften rechnen die Römer: die Obligation des negot. gestor, tutor, des nicht 
vertragsmäßigen Gejellichaiters, des Erben gegenüber den Bermächtnißnehmern , des 
Empfängers einer Nichtichuld, jowie die durch Litisfonteftation entjtehende Ver— 
pflichtung der Parteien (1.3 $ 11 D. 15, 1; ſ. die Art. Novation, Litiskon— 
tejtation). Als oblig. quasi ex delicto werden aufgeführt: die Obligation des 
judex qui litem suam fecit, die Haftung aus dem edietum de nautis, cauponibus 
et stabulariis, aus der act. de posit. et suspens. und de effusis et ejectis. Mit 
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Ausnahme des erjten Falles haben die Quafidelikte das Eigenthümliche, daß ihnen 
entweder der jog. jubjektive oder objektive 588 J 

Quellen: Tit. L 3, 7;4,5.— 5 pr. . M. J. — 6D. 50, 18. 

Lit.: Die Lehrbücher. Kaäyſer. 


Ouafi-Pupillarfubftitution nennt man ein der Pupillarſubſtitution nach« 
gebildetes, von Juftinian im Jahre 528 eingeführtes Rechtsinftitut, wonach es dem 
Aicendenten geftattet iſt, jojern er fich felbft ein Zejtament errichtet, feinem geiftes- 
kranken Deicendenten wenn er dieſem den Pflichttheil hinterläßt) für den Fall, daß 
dieſer im Wahnſinn verſterben ſollte, zunächſt aus deſſen Kindern eventuell Geſchwiſtern 
Subſtituten zu ernennen, ohne Anfechtbarkeit durch Inoffizioſitätsquerel. Eine alt— 
begründete Praxis findet hierin die Befugniß nicht blos zur fideilommiffarijchen 
Eubftitution in das vom Zejtator dem Geiftesfranfen Hinterlaffene, jondern zur 
Grbernennung für des lehteren gejammtes Vermögen; welcher Auffafjung zwar zur 
Seite jteht die Vorgeichichte der Konftitution Yuftinian’s und die ausdrüdlich betonte 
Analogie der Pupillarfubjtitution, jedoch Vieles entgegenfteht, jo: daß Gewalt des 
Teftators über den Geiſteskranken nicht erforderlich ift, und daß mehrere Ajcendenten 
das Subftitutionsrecht ausüben können, was Konflikte bewirken muß. Demgemäß 
ift heute wiederum nahezu jegliche Frage dieſes Rechtäinftituts bejtritten. Dem 
Franz. Recht, dem Defterr. und dem Zürich. BGB. unbelannt, im Preuß. Allg. ER. 
einerſeits auf andere Teftirunfähige (Taube, Stumme) ausgedehnt, andererfeits auf 
die Eltern eingeichränft, ift 8 im Sächſ. BGB. mit der Pupillarjubititution in eigen- 
thümlicher Weile verichmolzen worden (ſ. d. Art. Bupillarjubititution). 

Lit, u. Quellen: Windſcheid, Lehrbuch, IIL $ 560. — Tewes, Syſtem, $ 48. — 
e.9C.6, 26. — $ 1 Inst. 2, 16. — 1.48 D. Grub, ig SR IL 345 Bin. — 
Ecker Box. 609, 566. — Sädi. BGB. $$ 2208. — Mommien, — * 


Quasi-Ususfructus oder uneigentlicher Nießbrauch ift ein Nießbrauch nur 
dem Namen, nicht der juriftifchen Konftruftion nah. Wenn nämlich ein „Nieß- 
brauch“ an Gegenftänden begründet wird, deren wirtbichaftlicher Gebrauch im Auf— 
brauchen derjelben beiteht, jo wird, da der eigentliche Nießbrauch unverbrauchbare 
Objekte vorausſetzt, dies Rechtsverhältniß jo zurechtgelegt, daß fich der den „Nieh- 
brauch“ begründende verbindlich macht, dem Uſufruktuar durch Tradition der Objekte 
Eigentum zu verjchaffen, und der Ujufruftuar dann dafür haftet, anjtatt der ver- 
brauchten Objekte bei Beendigung des „Nießbrauchs“ Sachen gleicher Qualität und 
Quantität zu reftituiren. Auf Grund bejonderer Ausmachung kann der Ujufruftuar 
auch berechtigt werden, anftatt gleichartiger Objekte den Geldwerth der empfangenen 
zurüdzuerjtatten, in welchem Falle er aljo alternativ verpflichtet ift und jelbjt die 
Wahl hat. 

Die Zuläffigkeit eines jolchen Nechtsverhältnifies wurde im Röm. Recht zuerit 
geieglich anerkannt bei dem Legat eines Nießbrauchs am Bermögen des Erblaflers 
durch ein Senatuskonſultum ungewiffen Datums ($ 2. I. 2, 4; tit. D. 7, 5; fr. 
12. D. 7, 9; fr. 1, fr. 24 pr. D. 38, 2; fr. 69D. 35, 2; c. 10. 8, 33; Ulp. 
24, 27) und die Quellen bezeichnen das Rechtsinftitut jelber als quasi-ususfructus 
($2.1.eit.; fr. 28 1D. 7,5). Aber die Römer jcheinen auch bei der Annahme eines 
jolhen quasi-ususfructus legatus jtehen geblieben zu jein, jo daß die Anerkennung 
anderer Begründungsarten ala des Vermächtnifjes erſt der gemeinrechtlichen Praris 
angehört; es iſt jet Hinfichtlich des Begründungsafts zwiſchen eigentlichem und 
uneigentlichem Nießbrauch fein Unterjchied mehr zu machen. Die cautio usufructuaria 
bat bereit3 das erwähnte Senatusfonfultum bier für anwendbar erklärt, wenn auch 
in beionderer Form (fr. 12 D. 7, 95 c.1 C. eit.). Im Uebrigen ergeben ſich aus 
der Bejonderheit der juriftiichen Konjtruftion für den O. naturgemäß Abweichungen 
von den Regeln des eigentlichen Nießbrauchs, jo die Abweichung, daß bier alle 
Gejiahr des Niehbrauchobjetts der Nießbraucher ala Gigenthümer allein zu tragen 
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hat, daß ihm andererjeits die volle Dispofition über den Gegenſtand zuiteht, da 
er aber bier nicht wie beim eigentlichen Nießbrauch durch Dereliktion fich von weiteren 
Berbindlichkeiten befreien kann. Demgemäß ift auch von den Grlöfchungsarten die 
durch Untergang der dienenden Sache und confusio mit dem Eigenthum eintretende 
ausgeſchloſſen; die Quellen heben nur Tod und capitis deminutio de8 Berechtigten 
hervor (fr. 9 D. 7, 5; fr. 7 $ 1 D. 7, 9), man wird aber auch Zeitablauf oder 
Verzicht infofern ala Beendigungsgründe des D. zu betrachten haben, ala mit Eins 
tritt des dies oder mit Erklärung des Verzichtes die Rückforderungsklage actio nata 
wird; eine Verjährung durch Nichtgebrauch wird nicht zu Eonftruiven jein (dgl. auch 
Sächſ. BGB. $ 659), vielmehr beginnt mangels Zeitbeftimmung die Rückforderungs— 
lage jchon vom Tage der Begründung des OD. an zu verjähren. 

Zu dem D. pflegt man auch den Nießbrauch an unkörperlihen Sachen, an 
Rechten, zu rechnen. Man jollte das freilich nur Hinfichtlich folcher Rechte thun, 
deren vermögensrechtlicher Ertrag nicht anders gewonnen werden fann, ala dadurd 
daß man fie durch Ausübung aufhebt oder veräußert, 3. B. unverzinsliche Forderungen, 
und jollte den Nießbrauch an unverbrauchbaren Rechten, 3. B. an verzinslichen 
"Forderungen, zum eigentlichen Ujusfruftus rechnen. Auch jcheinen, die Römischen 
Quellen, inden fie nomina, sortes, kalendarium als Gegenjtände des Niefbrauchs 
bezeichnen (fr. 8 D. 7, 5; fr. 24 pr., fr. 37 D. 33, 2), nur verzinslide 
Kapitalien im Auge gehabt zu haben. Indeß jtellen fie dieje Fälle eben nicht zum 
eigentlichen Nießbrauch, fondern charakterifiren fie ala Konſequenzen jenes Senats: 
ichluffes über den Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen, und jo hat die Doktrin 
von jeher den Begriff des eigentlichen Uſusfruktus auf körperliche Sachen beichränft 
und ift von diefem Standpunkt aus zu der Auffaffung des Nießbrauchs an Rechten 
als eines uneigentlichen in allen Fällen gelangt. 

Gegenſtand diefes DO. können natürlich nur Rechte fein, welche übertragbar find 
und die Ausübung durch einen Andern zulaffen, alfo nicht Grunddienftbarkeiten 
(über fr. 1 D. 33, 2 ſ. Hanauſek, 82—88) oder höchjtperfönliche Forderungen. 
Der Inhalt der Berechtigung geftaltet fich, je nach dem zum Gegenftand des Nieh- 
brauches gemachten Recht (Kaſuiſtik f. bei Hanauſek, 69—79, 120—158; 
Stammler, 92—106; Mansbach, 60—63; Dernburg, Preuß. Privat- 
recht, I. $ 286; Sächſ. BGB. 88 628, 630) und nach den Mbfichten der begründen- 
den Parteien, verjchieden, beim O. an Forderungen giebt man aber im Zweifel dem 
Uſufruktuar nicht blos das Recht auf die fructus civiles, fondern auch das Recht, 
die Forderung felbit einzuziehen, um an dem Gegenftand der Leiſtung ſelbſt wieder 
einen eigentlichen oder uneigentlichen Nießbrauch auszuüben (f. aber bezüglich des 
gejetlich begründeten Nießbrauchs Hartmann, a. a. O. 529 ff.). — Ueber die 
juriftifche Konſtruktion eines Nießbrauchs an Nechten hat man namentlich in neuerer 
Zeit, mit Beziehung auf das Problem von Rechten an Rechten, häufiger geftritten. 
Der Worderungsnießbrauch jpeziell ift entweder als eine begrenzte Ceſſion der Forde— 
rung, um an deren Objekt Nießbrauch zu erlangen (Hanauſek), oder als un— 
beichränfter Uebergang mit Rücdleiftungspflicht bei „verbrauchbaren“ Forderungs- 
rechten (Stammler) oder, je nachdem die Forderung auf Objekte eines verus 
ususfructus geht oder nicht, bald als translative Succeffion mit Rüdübertragungs- 
pflicht, bald als Eonftitutive Succeffion in da8 Yorderungereht (Mansbach) auf- 
geiaßt worden (f. darüber Hartmann, a. a. D.). 

Bezüglich gewifjer Objekte ift es ſchon nach Röm. Recht zweifelhaft, ob fie 
Gegenjtände des wahren oder des uneigentlichen Nießbrauchs find. So hHinfichtlich 
vestimenta (über die Antinomie zwifchen $ 2 I. 2, 4 und Digeftenftellen ſ. Gitate 
bei Windicheid, a. a. DO. Note 6; Hanauſek, 16—19, — Sächſ. BGB. $ 624 
erffärt fich für verus ususfr.); ferner fann man ftreiten, ob der vom Emphyteuta 
oder Superfiziar beſtellte Nießbrauc das Recht des Beftellers jelbit oder deſſen Ob— 
jeft betrifft Gürkel, 58 ff.); in&befondere ift die Eigenfchaft des an verzinslichen 
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Kapitalien ftattfindenden Nießbrauchs als eines eigentlichen oder uneigentlichen 
(ſ. v. Roth, Bayr. Givilrecht, II. 88 157, 19) oder als eines gar nicht ala Nieß— 
brauch, ſondern nad) Analogie des Rentenanfpruchs zu behandelnden Rechtsverhält- 
niſſes (Mansbach, 47) in Frage zu ſtellen. — Uebrigens iſt die Möglichkeit nicht 
ausgeichloffen, auch an unverbrauchbaren Sachen einen C., wie umgekehrt an ver= 
brauchbaren Sachen einen verus ususfr. zu begründen (jedoch j. Bürfel, 16 ff.). 

Die modernen Landesrechte erfennen den D. im Allgemeinen an, nur find fie 
der geionderten Behandlung defielben gegenüber dem eigentlichen Nießbrauch meift 
weniger günitig, ala das Gem. Recht. So ift nach Bayer. Necht jeder Nießbrauch 
an anderen Sachen ala an Biltualien (v. Roth, II. $ 157, 7; $ 159, 46), nach 
Preuß. und Defterr. Recht wenigſtens der Nießbrauh an Kapitalien (Dernburg,l. 
$ 285, Defterr. Allg. BGB. $ 510) zum eigentlichen Nießbrauch zu rechnen. — 
Sächſ. BEB. 88 623—630, 654; Code civ. art. 587—589 (Zahariä, Handb. 
d. franz. Givilrechte, II. S 225). 

Der Nießbrauch an einem Vermögen zerfällt in eigentlichen und umeigentlichen, 
je nach den einzelnen Beitamdtheilen des Ganzen; der Nießbraucher hat, wie er auch 
ſonſt die Laſten des Niekbrauchägegenjtandes tragen muß, jo hier die Paſſiva des 
Vermögens zu übernehmen, d. 5. er hat nach Gemeinem Recht den Nießbrauch nur 
an dem Weberichuß der Aktiva (fr. 43 D. 33, 2; Dernburg, Preuß. Privatr., I. 
$ 287; Hanauſek, 2 ff.; Sächſ. BEB. SS 631—636.). 

Quellen: D. 7, 5 de usufructu earum rerum quae usu consumuntur vel minuuntur. 
Lit.: Mabdai, Beiträge zur Dogmengeichichte des Gem. Civilrechts, Nr. 3 ©. 139 ff, 
1839. — Bei, Die Lehre vom ususfr. earum rerum quae usu consumuntur vel minnuntur, 
1848. — Bürtel, Beitr. zur Lehre vom Nießbrauch, 1864 (unveränderter Abdrud 1880). — 
Hanaufek, Die Lehre vom uneigentlichen Niekbraucdh nad) Gemeinem Recht, 1879. — Ueber 
den Nießbrauch an Forderungen fpeziell: Thomas, De usufr. nominum, Jenae 1837.— Stein: 
berger, Zeitichr. für Eivilrecht und Proz., N. F. XI. Nr. 5. — Stammiler, Der Nieh- 
brauch an frorderungen, 1880. — Mansbza Der Niehbraub an Forderungen, 1880. — 
6. Hartmann, Krit. B.J.Schr., N. %. II. (XXI) 518-547. — Lehrbüder ber Pan 
detten: Arndts, $ 181; Böding, II. 8 166; Brinz, 2. Aufl. I. $ 194; Keller, 
1.8 174; Budta, $ 182; Seuffert, LS 170; Windſcheid, I. $ — — 

ertel. 


Quatembergelder find in gewiſſen Terminen (urſprünglich wol vierteljährlich), 
an den Bergwerfzeigenthümer zu entrichtende Abgaben von Bergwerfen, jo lange 
diefe Fich im Bau befinden. Die Größe derjelben war verfchieden, auch gelten fie 
nicht als Anerkennung des Obereigenthums, jondern waren meiſtens ausdrüdlich für 
die Erhaltung der Knappſchaft beftimmt. Die neueſte Gefehgebung hat wie viele 
andere Bergwerfsabgaben jo auch die O. aufgehoben (Preuß. Gef. vom 12; Mai 
1851 $ 6, Nr. 2). 

2it.: €. 9. ©. Hefe, Kommentar über das Bergrecht, 1823, 5 84. — Schomburg, 
Betrachtungen über die neue Deutiche Berggeſetzgebung, 1857, ©. 261— 286. — 

a . 


Querela inofficiosi (Th. I. S. 463) bezeichnet nach Röm. Recht vor der 
Nov. 115: die Beichwerde des Pflichttheilsberechtigten, wodurch dieſer Schuß bean— 
iprucht für fein durch den Erblafler pflichtwidrigerweije verletztes Recht. Mit dem 
Prlichttheilgrechte ſelber, diejer materiellen Reaktion des geieglichen Erbrechts der 
nächiten Angehörigen wider eine fchrantenlofe Zejtirfreiheit, durchgeführt auf Grund 
der Fiktion, es müfle von einem Teftator, der feine Nächiten lieblofer und pflicht- 
widriger Weiſe (contra officium pietatis) nicht bedacht hat, anſtandshalber ange— 
nommen werden, derjelbe ſei nicht vecht bei Sinnen geweſen (color insaniae), ent— 
wicelte fich auch deifen Schugmittel gegen Ende der Republit aus der Gentumviral- 
gerichtäpraris. Daß dabei für den Standpunkt des Lieblojen Erblaffers die Analogie 
der Statuöflage, für den des gekränkten Erben die Analogie der Injurienklage den 
Römern nicht fremd geblieben, zeigt einerjeits die Verjährungsfrift, die ausgedehntere 
Rechtökraft des Urtheils und die Bezeichnung der Jnoifiziofitätseinrede als contra- 
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dietio, andererjeits die Auffaffung der individuellen Beſchwerde als einer vindictam 
spirans. Querela bedeutet hier wie ſonſt: Proteft-Beichwerde; diejelbe kann der 
Erbſchaftsklage vorausgehen oder mit diefer als antizipirte Replit verbunden werden. 
Im Uebrigen find drei Fälle zu unterjcheiden: 1) Pflichtwidrige gänzliche Aus- 
ſchließung vom Pflichttheil im Tejtament ; das Rechtsmittel heißt hier querela (bzw. 
contradictio) inofficiosi testamenti, und ijt hereditatis petitio ab intestato mit 
antizipirter Replik (bzw. Duplif) des pflichtwidrigen Teſtaments. Vorausſetzungen: 
Ausgejchloffenfein vom Pflichttheil durch Enterbung oder Uebergehung, welches un— 
verdiente Kränkung enthalte (die Enterbungsgründe waren vor der Nov. 115 gejeh- 
ich nicht beftimmt); Kläger (bzw. Kontradizent) ift der jo verlete Pflichttheile- 
berechtigte jelbjt oder, wenn dieſer bereits für den Gebrauch der Querel fich erklärt 
(protejtirt oder den Proteft präparirt) hatte, defjen Erben, jedoch Dejcendenten auch 
abgeiehen davon; außer diefer Transmiffion findet unter mehreren Berechtigten gleich- 
wie bei der Inteftaterbiolge jelbft auch Accreszenz jtatt, endlich eventuell eine er- 
neuerte Delation des Beſchwerderechts an nachſtehende Pflichttheilserben. Bellagter 
(bzw. Kontradift) ift der eingejeßte Erbe, oder einer von mehreren Eingejeßten, oder 
endlich wer heredis loco iſt; allein jelbjtverjtändlich nicht blos dann, wenn derjelbe 
die Erbſchaft beſitzt. Wirkungen: a) Bejeitigung (Refeiffion) des inoffiziofen Teſta— 
ments, und zwar ganz oder theilweije, letzteres wenn nicht gegen alle Eingeſetzten 
geklagt oder durchgedrungen ift, jo daß hier dem Erfolge nach letztwillige und geſetz— 
liche Erbjolge nebeneinander ftattfinden fünnen; b) Herbeiführung der Inteſtaterb— 
folge zu Gunften des Kläger (Kontradizenten), alſo bald ganz, bald theilweije; 
jedenfall3 aber verlangt und erlangt der Kläger nicht etwa blos feinen Pflichttheil, 
fondern den vollen gejeßlichen Erbtheil; das Urtheil bewirkt, wenn ernſtlich geftritten 
wurde, auch Dritten gegenüber endgültiges Recht. Außer durch Verzicht oder durch 
Tod des gefränkten Pflichttheilserben ohne vorbereitete Querel erliſcht das An— 
fechtungsrecht in fünf Jahren vom Erbfchaftsantritt. 2) Pflichtwidrige Verkürzung 
des Pflichttheila durch Freigebige Zuwendung unter Lebenden. Gegen Umgehung 
des Plichttheiljchußes durch dolofes oder ſchuldhaftes Gebahren des Erblafjers, dem 
zufolge der Berechtigte im Nachlaffe feinen Pflichttheil nicht vorfindet, gewährten 
Konftitutionen jeit Alexander Severus eine querela (contradictio) inofficiosae 
donationis vel dotis, die nur injofern der querela inoff. testamenti nachgebildet 
ift, ala auch Hier Berufung auf Lieblofigfeit des Erblaſſers und unverdiente Kränkung 
des Pflichttheilgrechts ala Klage oder Einrede auftritt und zwar in Form des Proteſts, 
der antizipirten Replik bzw. Duplif, ala endlich Pflichttheilemaß und Berechtigte 
diefelben find wie dort. Dagegen ift die Klage feine hereditatis petitio, jondern 
eine perfönliche Nevofationsflage wider den Lieblofen Liberalitätsakt; jet fie Tejtator 
und Teftament überall nicht voraus, jondern lediglich, daß bei Vergleichung des 
Vermögensbeſtandes zur Zeit der (angefochtenen) Liberalität mit dem Nachlaßbeſtande 
zur Todeszeit eine Verkürzung des Pflichttheils fich herausstellt; ift fie gerichtet 
gegen den Empfänger der Liberalität, nicht gegen einen Erben als jolchen; bewirkt 
fie nur Aufhebung der Liberalität bis zum Betrage des Pflichttheils, jomit feine 
Inteſtaterbfolge; läuft die Verjährung nicht von einem Grbantritt, jondern dom 
Tode des Erblaſſers. Uebrigens iſt das Recht beider Duerelen vielfach beftritten. 
3) Bei unvollftändiger Zuwendung des PflichttHeild hat nach Juſtin. Recht der 
unverdient Verlete jtets einen bloßen Ergänzungsanſpruch bis zum DBetrage des 
vollen Pflichttheils (jog. actio suppletoria, ad supplementum legitimae) gegen 
die eingejebten Erben. Dies Rechtsmittel ift nach Einigen eine bejondere Klage ex 
lege, nach Anderen theilt fie die Natur des Anjpruchs aus dem Hinterlaffenen (aljo 
bald hered. petitio, bald Erbtheilungs-, bald Vermächtnißklage ꝛc.). — Folgt man 
der umjere® Erachtens richtigen Anficht, daß den Notherben der Nov. 115 jchlechthin 
eine hereditatis petitio mit antizipirter Replik der verlegten Novellenvorſchrift zu— 
jteht, welche nur Verdrängung des eingejegten Erben, nicht aber Umftoßung de ge— 
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jammten novellenwidrigen Teſtaments bewirkt, jo fann neben dieſem Rechtsmittel 
eine quer. inoff. testamenti der Novellenerben nicht gedacht werden, jondern lediglich 
je nah Umftänden bald eine quer. inoff. donationis vel dotis, bald eine activ 
suppletoria. folglich wäre die quer. inoff. testamenti jortan bejchränft auf die in 
der Novelle nicht erwähnten Gejchwifter des Erblafferd. Allein auch dieje Querel 
bat, ganz abgejehen davon, daß jenes PflichttHeilsrecht nur für dem jeltenen Fall 
der turpis persona praelata zuftand und daß die Wirkung der Gejchwijterquerel 
fortan auf die des Nechtsmitteld der Nov. 115 bejchränft werden müßte (wofür die 
Quellen doch wiederum feinen Anhalt bieten), unſeres Erachtens alsbald durch die 
Nov. 118 jeglichen Boden verloren, da die pflichttheilsberechtigten Geſchwiſter nach 
der neuen Inteftaterbiolgeordnung überall nicht mehr bejtimmbar find, demnach das 
alte Pflichttheilsrecht der consanguinei als ſtillſchweigend befeitigt gelten muß, was 
auch in partikulärer Deutjcher Praris längſt anerkannt gewejen it. — Die neueren 
Geſetzgebungen gejtatten ihren Pflichttheilgerben, zu denen Geſchwiſter nicht gehören, 
die Anfechtung pflichtwidrigen Teſtaments und Lieblofer Schenkung (abgejehen von 
dem Falle, wo dem Erblafjer die Erijtenz des Notherben unbefannt gewejen) ſtets 
nur bis zum Betrage des Pflichttheils, und weichen lediglich ab in Be— 
fimmung ihrer Anfechtungsmittel. Der Code civ. giebt dem Berleßten bis zum 
Vetrage der nichtdisponiblen Portion nur eine Reduktionsklage, welche etwa ber 
actio suppletoria und der quer. inoff. donationis etc. zufammengenommen entjpricht. 
Die in zwei Jahren verjährende „Beſchwerde“ des Preuß. Allg. ER. Hat je nad) 
Umftänden die Natur bald einer auf den Pflichttheil beſchränkten Erbſchaftsklage, 
bald eines bloßen Grgänzungsanipruchs (ähnlich die Anfechtungsflage des Oeſterr. 
BGB.); eine in Maß und Zeit bejchränkte Anfechtung von Schenkungen unter Leben— 
den vertritt die quer. inoff. donationis. Das Sächſ. BGB. giebt, unter Bejeitigung 
der actio suppletoria, dem Pflichttheilsberechtigten ſtets die Erbichaftsflage jowol 
auf Ergänzung ala auf Gewährung jeines PflichttHeils; daneben eine Anfechtungs- 
Hage wider Liebloje Schenkung, Ausjtattung oder väterliche Mithülfe; beide verjähren 
in drei Jahren. 

Lit. un. Quellen: Da bie Lit. Hinter dem Art. ne _ 


Inst. 2, 18. — D. 5, 2.— C. 83, 28—80. — Nov. 92 c. 1. 115, e. 3-5. — FC ade: Aa 
F 288 432 fi ff., ie? ff. an: $ 164; I. 11 $$ 118. ff. — Defterr. — 

nger, ga . 8$ 85 — Code civ. art. 920 ss. — Sächſ. BGB. , er 2589, 
08 dee — Mommien, Grbr.- Entwurf, z8 498 ff. Shüpe. 


Dueönel, Basauier, 5 14. VII. 1634 zu Paris, gehörte dem Orden der 
Väter des Dratoriums an, flüchtete 1685 nach Brüffel, wo er dad Haupt der 
Janfeniften wurde; 30. V. 1703 auf Antrieb des Erzbijchois von Mecheln verhaftet, 
entfloh er am 13. September nad) Holland, F 2. XII. 1719 zu Amfterdam. Durd) 
jeine Reflexions morales sur le nouv. test. 1671—78 veranlaßte er die Bulle 
Unigenitus vom 8. Sept. 1713 und iſt befannt durch die nach ihm genannte 
Sammlung von Konzilienbeichlüffen und päpftl. Dekretalen. 

Säritten: Opera S. Leonis, Paris 1675; Lugd. 1700; Venet. 1743. — Tradition 
de l’öglise romaine sur la predestination des saints et la gräce efficace, Cologne 1637 
—* Germain). — Discipline de Péglise, Lyon 1689. — Hist. de la vie et des ouvrages 
'Arnauld, 1695. — Causa — 1699. — Soureraineté des rois defendue, 1704. 

Lit: Maaßen, Gef ichte, I. 486-500. — Schulte, Geidichte, IIl.a 624. — 
Michaud. — Herzog’ 3 ealenchflopäbdie. eihmann. 


Duinquennal-Fakultäten (facultates quinquennales), d. h. die den Deutjchen 
Biihöfen auf fünf Jahre vom Papſte ertheilten Vollmachten, von gewiflen Vor— 
Ihriften des Gem. Rechts zu dispenfiren oder von Folgen bejtimmter unerlaubter 
Handlungen, ſoweit die Abjolution dem Papjte vorbehalten ift, loszuſprechen. Dieje 
Befugniſſe werden den Biſchöfen deshalb übertragen, weil es mit Nüdficht auf die 
Zuftände ihrer Diözefen nicht angemeffen erjcheint, ſtets in jedem bejonderen Fall 
erſt die Diapenfation, reſp. Abfjolution aus Rom einzuholen. Dergleichen Ueber— 
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tragungen kommen auch für andere Länder vor, wiewol freilich die Dauer der Be 
vollmächtigung eine verichiedene ift, 3. B. eine folche auf drei, fieben ꝛc. Jahre (dann 
ſpricht man von Triennal-, Septennal-Fakultäten) ertheilt wird. Uebrigens ift auch 
der materielle Umfang diefer Vollmachten nicht gleich, vielmehr wird derjelbe eben- 
alla im Hinblick auf die in frage kommende Diözefe bald enger, bald weiter geiakt; 
(etteres gilt namentlich für die Sprengel, wo viele Proteftanten mit Katholiken 
gemischt zufammtenmwohnen. Je nachdem fich die Fakultäten auf die rein innere 
Seite des religidfen Lebens oder auf das Necht beziehen und demnach auf die Be 
jeitigung der inneren, das Heil der betreffenden Perſon berührenden oder auf die 
rechtlichen, in die äußere Ericheinung tretenden Folgen gerichtet find, untericheidet 
man facultates pro foro interno und facultates pro foro externo. 

Lit.: D. Mejer, Die Propaganda, ihr Recht und ihre Provinzen, Gött. 1852, Th. I. 
©. 201 ff., wo aud) verichiedbene Formulare mitgetheilt find. Die jeht für Deutichland pral⸗ 
tiichen bei Schulte, Syitem des latholiſchen KHirchenrechts, Gieken 1856, on KR . 

. ın tus, 


Dnintanadvena® y Billegas, Antonio de, & zu Burgos, wurde Prof. 
zu Onnate, Rath des Vizefünigs von Sizilien, T 1628. 

Er jhrieb: Eecclesiasticon 1. IV, Salmantiae, 1592. — De jurisdictione et imperio 
libri duo, Matriti 1598. 

git.: Meerman, Thesaurus, praef. t. II. p. 3, 207—308. — Rivier, p.522, — Schulte, 
Geſchichte, III.a 739. Teichmann. 


Quiſtorp, Joh. Chriſt. von, & 1737 zu Roſtock, habilitirte ſich 1759 
dajelbft, wurde 1772 ord. Prof. zu Bübow, 1780 Oberappellationzrath, 1792 
geadelt, 7 15. III. 1795. 


Schriften: Prineip. jurisprud. eccles. germ. fundamentalium, Rostock. 1766—1768. — 
Prineipia jurisprud. eccles. germ., maxime protestantium, Rostock. 1771. — Kleinere jurift. 
Schriften, Bützow und Wismar 1772. — Verſuch einer richtigen Beitimmung des Verhältnifies 
ber gemeinen in Deutichland üblichen Strafen gegen einander, (2) Roft. 1780. — Beitr. 4 
Erläut. verich. Rechtömaterien, Roſt. 1777—1787. — Rechtliche Bemerkungen, von Wieie 
herausgeg. 1793—1798. — Entwurf zu einem Geſetzbuch in peinlichen und Strafſachen, Roft. 
1782. — Grundjäße des teutjchen peinlichen Rechte, Roft. 1770, 6. Aufl. 18091828. 

git.: Meujel, X. 587. ’ zeihmann. 


Quittung (apocha) iſt die Urkunde, welche von dem Zahlungsempfänger über 
den Empfang einer Zahlung ausgeſtellt wird. Eine ſolche O. hat den Zweck, die 
Zahlung zu beweiſen. Wird ſie ausgeſtellt, ohne daß Zahlung geleiſtet iſt, ſo kann 
dabei die Abſicht obwalten, eine Willenserklärung über Befreiung des Schuldners 
abzugeben. Das iſt aber nicht ihre eigentliche Beſtimmung, und ihr Weſen wird 
deshalb mit Unrecht in einen Anerkennungsvertrag erfolgter Befreiung geſetzt (Bähr). 
Die DO. bewies die Zahlung nach Röm. Necht nicht jofort, jondern erſt nach 30 
Tagen, innerhalb welcher Frift die Berweiskrait durch die querela non nume- 
ratae pecuniae bejeitigt werden fanı. Das Weſen dieſer Querel wird von 
Bähr in eine nach 30 Tagen ausgeichloffene Anfechtung des Anerfennungsvertrages 
gejeßt. Die Klage bedurfte feiner weiteren thatjächlichen Begründung. Es wurde alio 
vermuthet, daß die D. in bloßer Erwartung der Zahlung ausgeftellt worden. 
‚ Schlejfinger fordert den Nachweis des letzteren Umſtandes. Die neueren Kodifi- 
fationen jchreiben der O. fofort die Beweiskraft zu. Ausdrücklich ausgeſprochen ift 
dies im Preuß. Allg. ER., im Deutichen HGB. und im EG. der Dentichen CPO.; 
die Franz., Sächſ., Defterr. BGB. fchweigen von der Querel. 
le. Der Zahlende, dem ſonſt das Juftin. Recht, wenigitens beurkundeten Schulden 
balenüber, den Beweis der Zahlung durch die Vorſchrift der Zuziehung von fünf 
der un erfchwert, hat ein Recht auf O. Des Rechts auf O. erwähnt ſowol das 
eine hiche Allg. ER., als das Sächſ. BGB. Letzteres jchlieht ausdrücklich den Fall 
Steht, we Baarzahlung im Kleinhandel aus. In der Franz. Praris wird das Recht 
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auf O. aus dem Gab hergeleitet, daß Verträge zu allem verpflichten, was billig 
und herkömmlich iſt. 

Lit. u. Gſgb.: Linde's Zeitſchrift für Civilrecht und Proz. I. ©. 244. — Buſch, 
Archid für civ. Prax. XXXI. ©. 1. — Gneift, Die formellen Verträge des neueren Preuß. 
Obligationsrechts, ©. 25 ff. — Bähr, Die Anerkennung als Berpflihtungsgrumd, S. 317. — 
8. Gerberu.$hering, Jahrbücher, II. ©. 283 ff.; III. ©. 357. — Schlefinger, Zur er 
bon den Formal:fontrakten. — 1. 14 $$ 1,2 C. de non num. pec. 4, 80. — Preuß. 

ER. J. 16 88 85—148. — Sächſ. BEB. SS 981 ff. — Deutiches HGB. Art. 295, — er 
zur CPO. N 17. Eccius. 
R. 

Rabatt im eigentlichen Sinne iſt die, beſonders beim Kauigefchäite vor— 
fommende Vergütung dafür, daß der Käufer den Preis vor der jeſtgeſetzten Friſt 
zahlt. Ihm steht diefer VBortheil zu, wie er in dem umgekehrten Falle Verzugs— 
zinfen gewähren muß, wenn er nach dem Ablaufe diefer Friſt zahlt. R. im un— 
eigentlichen Sinne nennt man denjerigen Abzug, welcher vertrags- oder obſervanz⸗ 
mäßig von dem bejtimmten Kaufpreije, meijt nach Prozenten deijelben, ganz ohne 
Rüdficht auf die Zeit der Zahlung den Wiederverfäufern von dem Großhändler, 
oder auch überhaupt bei der Entnahme einer größeren Menge von Waaren dem 
Käufer bewilligt wird. Es ift dies eigentlich eine Herabſeßzung des jonft beim 
Einzelverfauf gewöhnlichen Preijes. 


Lit.: Endemann, Deutiches H.R., $ 107. — THöl, gr (1875), $ 254. — Build, 
Arch, Bd. VIL ©. 312; Bd. X. ©. 363; &d. XXIM. ©. 336. v. Krämwel, 


Nadel, Samuel, & 1628, Prof. in Kiel, hervorragender Diplomat, F 1691. 
Er jhrieb: De jure naturae et gentium diss. duae, Kilon, 1676. 


2it.: Hautefenille, (2) 245. — Oppenheim, Völkerrecht, (2) 72, 73.— Wheaton, 
Comm. Lawrence, Leipz. 1868, I. 111. — Klüber:Morftabt, ©. 16 Note e. — Ompteda, 
L 276; III. 33. — Walter, Naturredht, $ 529. Zeihmann. 


Nagen, Charles Frederic, 5 26. VII. 1813 zu Entrains (Nievre), 
wurde Prof. suppl. in Dijon, 1847 Prof. in Poitier8, T 30. X. 1878. 

Gr ſchrieb: Theorie de la retention et de l’imputation des dons faits A des succes- 
sibles, avec resolution affırmative de la question du cumul, de la r&serve et de la portion 
disponible, suivant l’ancien droit, Je Code Nap. et la jurisprudence, 1862 ss. Gin großes 
Wert über die Römerftraßen Galliens ift noch nicht veröffentlicht. 

git.: Ducrocq in Revue generale 1879 p. 60—64. — Bulletins de la Société des 
antiquaires de l’ouest. Teihmann. 


Nangordnung der Gläubiger (v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 89) nennt 
man die Reihenfolge, in welcher im Konkurſe die Gläubiger aus dem Erlöſe der 
Altiv- oder Theilungsmafje befriedigt werden follen. Das Gem. Recht, welches 
alles dem Kridar gehörige Gut zum Konkurs zieht, ſtatuirt auch eine einheitliche, 
aus Privilegien des Deutichen und Röm. Rechts kombinirte R., welcher zufolge 
nad Abzug der Gerichts-, Verwaltungs-, Kontradikturkoften und Maſſeſchulden zuerit 
die Koften der Beerdigung und der legten Krankheit, Gefindelohn und öffentliche 
Abgaben an den Fiskus und die ihm gleichgeitellten Kommunen, Kirchen und 
Schulen zu befriedigen find, danach ala zweite Klaſſe die privilegirten Piand- 
gläubiger, als dritte die einjachen Piandgläubiger, als vierte die privilegirten und 
endlih als lebte die einfachen chirographarijchen Gläubiger befriedigt werden, und 
was dann noch übrig ift, auf Strafforderungen und Verleihungen auf den. Todesfall 
zu vertheilen iſt. Partikularrechtlich kommen dazu in den verjchiedenen Klaſſen noch 
weitere Privilegien. Die neuere Zeit ift der Häufung von Privilegien, zu welchen 
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jedoch auch manche Abjonderungsrechte zählen, mit Necht entgegen: die Motive der 
Deutſchen KD. weiſen treffend darauf Hin, daß die größte Vorficht keinen Gläubiger 
dagegen ſchütze, daß der Schuldner mit Privilegirten in Verbindung trete, daß 
Privilegien Präflufion und Gefammt-Prioritätsurtheil zur Konfequenz haben und 
dadurch Prioritätäftreitigkeiten und Berfchleppung der Berriedigung erzeugen und 
hemmend auf den Verkehr wirken. Aufgehoben hat die Deutiche KO. die Privilegien 
jedoch nicht, jelbit das des Fiskus nicht, obwol die Gejellichaft am letzten Ende 
Verluſte leichter zu ertragen vermag, wie der Private. Ihr Syſtem ift folgendes: 
Abfonderungsberechtigte werden durch Grefution außerhalb des Konkurſes befriedigt, 
bei einer Mehrheit von Gläubigern greift jedoch nach Landesrecht, insbeſondere bei 
Immobilien, eine R. Platz. Ebenſo hat die KD. eine R. unter den Maſſe— 
gläubigern vorgefchrieben. Endlich was die Konkurögläubiger anbelangt, wobei 
indeffen zu bemerken ift, daß die feit der Konkurseröffnung laufenden Zinfen, die 
Konkurskoſten der einzelnen Gläubiger, Gelditrafen und Forderungen aus Liberalitäten 
vom Konkurſe ausgeichloffen find, unterjcheidet die KO. bevorrechtigte und nicht be 
dvorrechtigte Forderungen. Die erfteren werden in folgender Rangordnung, und bei 
gleichem Rang im Verhältniß ihrer Beträge befriedigt: 1) Lohn, Koftgeld und 
andere Dienftbezüge des letten Jahres vor'm Konkurſe oder Tode des Schuldners, 
wenn fie auf Verdingung zu dauerndem Dienft für Haushalt, Wirthichaftäbetrieb 
oder Erwerbsgeſchäft des Schuldners beruhen; 2) öffentliche Abgaben des lebten 
Jahres vorm Konkurfe an Reichs-, Staats-, Gemeinde, Amts, Kreis— oder 
Provinzialverbände, und zwar auch nach vorſchußweiſer Entrichtung durch den Steuer 
erheber an die Kaffe; 3) Abgaben und Leijtungen des letzten Jahres an Kirchen, 
Schulen, Deich, Meliorations- und andere öffentliche Verbände, ſowie Annahme 
pflichtige Teuerverficherungsanftalten; 4) tarmäßige Forderungen der Aerzte, Wund— 
ärzte, Apothefer, Hebammen und Krankenpfleger für Kur- und Pflegekoſten des 
legten Jahres vorm Konkurſe; 5) Forderungen von Kindern und Pflegebefohlenen 
aus der dem Schuldner geſetzlich unterrvorfenen Verwaltung ihres Vermögens, es jei 
denn, daß diefelben nicht binnen zwei Jahren nach Ende der Verwaltung gerichtlich 
geltend gemacht oder der Prozeß nicht bis zur Konkurseröffnung fortgeführt wäre. 
Am Vorrehte nehmen vor dem Konkurſe erwachſene Prozehkoften, Bertragäftraien 
und Zinjen Theil, wie fie auch bei einfachen Forderungen zugleich mit dem For— 
derungäbetrage ſelbſt in Anja zu bringen find. — Die Dejterr. KO. Hat ein ge 
mifchtes einheitliches Syftem. Aus dem Erlös der Aktivmaſſe, bei welcher die 
Geſammtmaſſe und die bejonderen Maſſen für abgejonderte Berriedigung zu unter 
icheiden find, werden zunächit die Maffeichulden, und zwar unter eventuellem Vorzug 
der Mafjetoften vor den übrigen Maffefchulden, immer aus der bezüglichen, im 
Zweifel aber aus der Sefammtmaffe befriedigt. Danach fchließen die Realgläubiger 
die Konkursgläubiger von den bejonderen Maffen aus. Aus der Gefammtmafle, in 
welche auch die Weberfchüffe der Sondermafjen fallen, werben fodann die Konkurs— 
gläubiger nach Folgenden fünf Klaſſen befriedigt: 1) Begräbnißkoſten, Gefindelohn, 
Arzt, Wundarzt- ıc. Lohn und dig öffentlichen Steuern und Abgaben der lehten 
drei Jahre vor dem Konkurfe, jo daß eventuell die letzteren zurückgeſetzt werden, die 
übrigen aber pro rata unter ſich zur Perzeption gelangen; 2) Forderungen der Kinder, 
Minderjährigen und Kuranden aus pflichtwidriger Verwaltung ihres Vermögens und 
Forderungen des Staatsſchatzes aus dem Dienftverhältnig des Schuldners; 3) alle 
übrigen feiner befonderen Klaffe zugewiefenen Forderungen pro rata. Bei diejen drei 
Hlaffen werden mit der Hauptforderung auch die Zinfen, Renten und wiederkehrenden 
Hebungen der drei letzten Jahre in Anjat gebracht, ebenjo Prozeh- und Exekutions- 
foften, ſoweit fie nicht ala Maffekoften jchon abgezogen find. 4) Rückſtändige Zinfen 
und wiederkehrende Zahlungen überhaupt und joweit fie nicht mit dem Hauptrechte 
das gleiche Vorrecht genießen; 5) Forderungen aus Schenkungen und Gelditraien, 
aus Webertretungen jeder Art, in beiden Klaffen eventuell ebenfalls pro rata. 
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* —— Deutſche KO. SS 39 ff., 53 ff.; Mot. S. 250 ff. — Oeſterreich. KO. 


Sit.: Schweppe, Konlkurs ber Gläubiger, SS 67 fi. — Göſchen, Vorleſungen über 
Eivilrecht, Bd. II. N 422. — Puchta, Pandekten, 3 248. — Windicheid, Pandektenrecht, 
U. 58 270 ff. — Fuchs, Deuticher Konkuräproz., 88 14 ff. — Kommentare zur Deutichen 
RD. zu SS 54 fi. von Sarwey, Hullmann, vd. DONHREEETT v Wil: 
mowsti u. A. K. Wieding. 


Ratenwechſel (Th. I. ©. 554). Ein R. ift ein Wechiel, deſſen Wechiel- 
fumme in mehrere, laut des Wechjelbriefes an verjchiedenen Verfalltagen zu zahlende 
Beträge zerlegt iſt (fo nach der Auffaffung der Nürnberger Handelsgeſetzkommiſſion, 
die Deutiche WO. betr.), ein MWechjel mit mehreren Summen und verfchiedenen 
Verfalltagen (Thöl). Während vor der Einführung der Deutſchen WO. folche 
R. häufig gebraucht und unbejtritten gültig waren, wurde nach der Einführung des 
genannten Geſetzes, obwol diejes die NR. nicht, wenigftens nicht ausdrücklich berührt, 
die Geltung derjelben ala Wechjel mehrfach bezweifelt und insbeſondere die folchen 
Wechſeln nicht jelten beigefügte jog. kaſſatoriſche Hlaufel, d. 5. die Beitimmung, daß 
bei Nichteinhaltung eines Termins ſofort alle jpäteren Raten als verfallen gelten 
tollen, ala ungültig und nicht gejchrieben behandelt. Nach Beichluß der Nürnberger 
Handelsgeſetz⸗ Berathungskommiſſion (Nov. III., in Defterr. Nov. I. zur Deutfchen 
WO. Art. 4, jet Deutjches Reichsgeſetz) muß die Zahlungszeit für die gefammte 
Bechjelfumme eine und diefelbe jein und es entfteht demnach aus R., mit oder 
ohne die kaffatorifche Klauſel, keine wechſelmäßige Verbindlichkeit (Deutiche WO. 
Art. 7), was bereits vorher in Defterreich durch Verordnung des Defterr. Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 29. Oft. 1852 beitimmt worden war. 

it.: Ueber die älteren Anfichten über Ratenwechiel j. Seuffert, Archiv ber Ent- 
ſcheidungen der oberften Gerichte, Bd. XIV. S. 72—76 (Nr. 50) und die bort cit. Abhand- 
— j. ferner Jolly in ber Krit. V.J.Schr. Bb. III. S. 237. (Auch Boxchardt, WOD,, 
7. Aufl. Anm, ** zu Art. 4 ©. 28—29, Zuſ. 69 ©. 33; Zuſ. 827 Ziff. 14 ©. 459.) — Der: 
—— der Kommiſſion zur Berathung eines Allg. Deutſchen HGB. mehrere zur a 

entihen WO. in Anregung gefommene Tragen betr., Nürnb. 1861, ©. XL.—XLII, 
LXXVIIL—LXXIX., LXRXII. Nr. 2c. — Thöl, HR., Bb. II Wechſelrecht 4. Aufl. 
ir Nr. 4 ©. 188—189, $ 47 Nr. IL S. 200-201 nebit der dort cit. Lit. — v. Wächter, 
chllopädie des Wechſelrechts 1880, S. 408. Gareis. 


Rath, Arnold, 5 1599 zu Herzogenbuſch, Kalviniſt, trat ſpäter zum 
Katholigiamus über und wurde 1626 Prof. zu Ingolftadt. Bearbeitete jowol das 
Röm. Recht ala das Bayerische LR., T 1671. 

Schriften: Assertiones sponsalitiae et matrimoniales, 1624. — De Contractibus, 
1627. — De Test. solemni, 169. — De Poenis II. nupt., 1628. — De his qui test. fac. 
—— 1629. — De potissimis quibusdam Juris communis et „Landrecht“ differentiis, 
632, Fortſetzung 1642, — De usucap. et praescer., 1640. — Tract. de Deposito, 1644. — 
De potise. Juris Rom. et Boiar. quoad process. ediet. differentiis, 1645. — De Sc, Vellej., 
3 Theile, 1648. — De damno in). dato, 1648. — De II. nuptiis, 3 Theile, 1650, 1652. — 
De rei vindie, 1651. — Quaestiones illustres etc., 1652. — De contrahenda emtione, 
1653. — De rescindenda venditione, 1654. — De SC. Maced., 1655. — De rebus creditis, 
1657. — De evictionibus, 1660. — Tract. de actionibus, 1669. — De interdictis, 1670. 

Lit.: Prantl, Geſchichte der L. M. Univerf., 1872, Bd. I. ©. 423; Bd. u - 

ezold. 


Natififation (ratificatio, auch ratifficatio — approbatio und confirmatio, 
von ratificare — ratum habere, quod actum est approbare, confirmare, in früherer 
Zeit auch bei ftaatärechtlichen Urkunden [chartae und literae], und verſtärkt durch 
die verba: laudare und approbare, im Gebrauch [Ducange], bei völferrechtlichen 
nachweislich feit Juftinian ſſ. den Vertrag deffelben mit dem Perſerkönig Kosroes 
vom Jahre 561 bei Barbeyrac, Hist. d. anc. trait., II. 195], auch bei ihnen 
In älterer Zeit mit mannigfach verftärkten Ausdrüden, 3. B. ratum gratum et 
firmum habere [Vollmacht Heinrich’8 VII. aus dem Jahre 1330 bei Leibnitz, 
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Cod. jur. gent., 59], oder ratifier, agreer et approuver [Vertrag von 1308 bei 
Leibnitz, 43]) bedeutet zur Zeit: die durch die Staatögewalt vollzogene An— 
erfennung von deren Vertretern abgejchlofiener völkerrechtlicher Verträge. Dabei geht 
bis an die legten Jahrzehnte des 18. Jahrhunderts die eidliche Bekräftigung neben 
der R. ber (Mart., Rec., II. 517). Die R.urfunde enthält zunächft wörtlich den 
Vertrag und jodann deflen Genehmigung, unterzeichnet und befiegelt durch die 
Staatögewalt. Die fontrahirenden Staaten wechjeln in verabredeter Zeit ihre rein. 
R.urkunden aus vermittelft ihrer Bevollmächtigten oder, im Falle ftattgehabter 
Mediation, vermittelit der Mediatoren; veröffentlicht werden die Verträge erit nad 
der Auswechielung der R. (de Calliöres, De la maniere de negocier, I. 125. 
Mart. Guid. dipl. [ed. 1851], II. 154, bei demjelben II. 155 ff. f. auch verjchiedene 
R.urkunden). In der Gegenwart wird der Regel nach eine R. ausdrüdlid 
volljogen, zu einer Forderung derjelben aus fonkludenten Handlungen (nicht aus 
bloßem Stilljchweigen) (Grot, IL XV. 8 17; III XXIL.$3; Vattel, II. XIV. 
$ 208; Heffter [ed. 1861] $ 87; Berner, 636) ijt heutzutage wegen jener 
Negel jelten Veranlaffung, außerdem bat die ausdrüdliche, formelle R. den Vorzug 
größerer Gewißheit der Genehmigung des Vertrages. Zwar halten Grot (II. XV. 
8 17), Klüber ($ 142) und Phillimore (II. 65) die R. nur dann für nothe 
wendig, falls fie ausdrüdlich vorbehalten ift und falls (Phillimore) der Unter 
händler fein Bevollmächtigter war; indeß bedingen jchon Bynkershoek (Quaest. 
jur. publ. II. VII) und Battel (IL. XU. $ 156) die Verbindlichkeit eines Ver— 
trages durch deſſen R., jelbft Martens (Einl. in das DBölferrecht, $ 42) hält fie, 
wenn auch nicht nach natürlichem, jo doch nach pofitivem Völkerrecht für geboten; 
daß aber die R. eine wejentliche Form für die legale Wirkjamkeit eines Ber: 
trages ſei, hat in überzeugender Weije ausgeführt Wildmann (I. 172). Keiner 
N. unterliegen die von Kriegsbefehlshabern abgejchlofienen Waffenſtillſtände, Kartelle 
zur Auslieferung von Gefangenen ꝛc. (nicht aber diejenigen Verträge, welche bie 
Beendigung eines Krieges oder Territorialveränderungen betreffen), weil die Gr- 
mädtigung zum Abjchluß in allendlich gültiger Weife für jene Perfonen jchon in 
ihrem allgemeinen, ihre Stellung begründenden Commissum gewiffermaßen ala ftill- 
fchweigende Vollmacht enthalten ift, jo daß die R. nur erfolgt, falls fie vorbehalten 
it (rot, III XXI $ IV. 2; SS VIL, VIIL, IX. XI; ®attel, IL XIV. 
8 208; Martens, Völkerrecht, und Klüber, l.c.; Wheaton, Elem., I. 228; 
Oppenheim, 181; Twiß, I. 233; Berner, 632 und 36). Dabei verjagt 
Grot den Kriegsbefehlshabern die Auslieferung von Gefangenen ohne eingeholte R. 
Moſer (Verſ. Th. X. Bd. II. ©. 5) Eonftatirt, daß die Waffenftillftände bald der 
N. des Souveränd, bald des fommandirenden Generals unterliegen, bald aber jede 
N. Für überflüffig erachtet werde, die diejen Untericheidungen angefügten Beiipiele 
find willfürlich gewählt. Endlich macht Berner (). ec.) die Einjchränfung, daß 
BVeriprechungen eines Feldern, welche dag Maß jeiner Beiugniffe überjchreiten, 
bloße Sponfionen jeien und ihre Verbindlichkeit erjt durch die R. der Staatögewalt 
erlangen, während Mojer (l. c.) die Staatsgewalt auch dann für gebunden hält. — 
Durch die R. erfüllt der Vollmachtgeber das Verſprechen, die Handlung feines Ber 
vollmächtigten zu genehmigen (Wurm, 165). Diejes Verfprechen ift in der Regel 
ausdrüdlich (nicht in der Regel jtillfchweigend, wie Oppenheim, 181, meint) 
vorbehalten und entweder im Bertragsinjtrument jelbit (R.Haufel) oder in der 
Vollmacht (ausdrüclich oder ftilljchweigend, Berner, 635) enthalten. Die R.klaufel, 
gewöhnlih am Schluß der Verträge, behält Beibringung und Auswechjelung der 
R.urtunde in bejtimmter Frift und an beſtimmtem Ort vor (Mojer, Verſ., X. II. 
881 fi.; Klüber, $ 326), enthält aber feineswegs das Veriprechen, daß die R. 
unbedingt und ohne Prüfung erjolgen joll (Berner, 635). Beſonders in ver— 
jaſſungsmäßigen Staaten ift der Vorbehalt einer R. wichtig (Heffter, $ 87 Nr. 2), 
indeß, falls er verabfäumt worden, jelbjtverftändlih (Wurm, 169). Gegen den 
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Vorbehalt der R. in der Vollmacht, — welche dann mit dem Verjprechen der 
Ratifizirung der Punkte, in Bezug auf welche die Bevollmächtigten übereingefommen 
find, fchließt (Mart., Guid. dipl., II. 240 ff.; Bollmachten der Art ebendaj. und 
bei Miruß, Europ. Gejandtichaftsrecht, II. 168), — wendet Wurm (179) ein, 
daß man fich dadurch vorbehalte, „jowol zu ratifiziren, als nicht zu ratifiziven, 
weshalb der Vorbehalt müſſig ſei“, indeß wird, ohne daß eine R. in Ausficht ge- 
ftellt ift, jchwerlich eine Verhandlung begonnen werden. In Bezug auf die Ver- 
bindlichkeit der Staatsgewalt zur R. ift die Vollmacht jchon an fich wejentlich, ein 
Beglaubigungsichreiben genügt nicht. Grot (II. XI. SS XIL; IIL XXI. S IV. 1), 
Pufendorf (D. jur. nat. et gent., III. IX. $ IL) und Bynkershoek (l. c.) 
verpflichteten die Staatögewalt, die abgejchlofjenen Vereinbarungen, die beiden erjteren 
ihon auf Grund einer Generalvollmaht, Bynkershoek nur auf Grund einer 
Spezialvollmacht, jelbjt dann zu ratifiziven, wenn der Bevollmächtigte feinen ge- 
heimen Imitruftionen zuboidergehandelt hat. Hat aber der Bevollmächtigte fein 
Mandat überjchritten oder ihm nicht fommittirte Dinge in den Vertrag aufgenommen, 
io kann der Bollmachtgeber die R. ausſetzen oder verweigern (Bynfershoef). 
Martens (1. c.) hält, ohne Unterjcheidung der Arten der Vollmacht, Verein— 
barımgen wider die geheimen Inftruftionen nur nach natürlichem Völkerrecht für 
verbindlich, nach pofitivem aber nicht. Letztere Anficht vertritt auch Wheaton 
(1. 234). Nachweis der Ueberſchreitung der Injtruftion im Einzelnen oder ftarfe 
und gute Gründe zur Weigerung der R. verlangt Vattel (II. XI. $ 156). 
AS Weigerungsgründe, welche indeß erit nach Abſchluß des Vertrags eingetreten 
fein dürfen, führt Wheaton ferner an (I. 237): die phyſiſche oder moralifche 
Unmöglichkeit der BVBertragserfüllung, Irrthum der Parteien in Bezug auf That— 
laden und Beränderung der die Kraft des Vertrages bedingenden Umftände; aus 
dem erjten umd dritten Grunde könnten jogar ratifizirte Verträge für ungültig er- 
Härt werden. Wurm (186) erinnert außerdem (er faßt den zweiten Grund 
allgemeiner: als „mangelnde Willensfreiheit der Kontrahenten”) für verfaffungs- 
mäßige Staaten an die nichterfolgende Zuftimmung der Kammern. Heffter ($ 87) 
hält moralijch (?) die Weigerung für unftatthaft, wenn der Vertrag der vor- 
gezeigten Vollmacht entipricht, und bei grumdlojer Weigerung eine Entjchädigungs- 
forderung für begründet. Berner (635) will zwar die R. nur aus wichtigen und 
beionders anzuführenden Gründen verweigert wiffen, wobei er die von Wheaton 
und Wurm angeführten anerkennt, gebt aber offenbar zu weit, wenn er die Ver— 
weigerung auch dadurch motivirt, daß der Vertrag zum Unheil des Staates ab- 
geichloffen jei, indem das Urtheil darüber doch Lediglich in das fubjektive Ermeſſen 
der Kontrahenten gejlellt bleibt; zu allgemein ift auch der von Twiß (l. ec.) an= 
geführte Weigerungsgrund, daß. den Kontrahenten nachtheilige Umftände nach ber 
Unterfchriftt des Vertrags eingetreten jeien. Wir erachten, daß fein Staat einem 
von jeinem Bevollmächtigten materiell und formell gültig abgeſchloſſenen Vertrage 
ſſ. b. Heffter, $$ 83—86 und 87 die wejentlichen Bedingungen und die Form 
der Verträge) jeine Genehmigung verfagen darf, Lediglich mit Anerkennung der 
indeh nur in den engiten Grenzen anzumendenden Klaufel rebus sic stantibus, und 
daß die geheimen Inſtruktionen, welche nur für das Nechtsverhältnif zioifchen 
Vollmachtgeber und Bevollmächtigten maßgebend jein können und dem anderen 
Kontrahenten unbekannt bleiben, für die R. gar nicht in Betracht kommen. Hat 
ein Theil jeine R. en: jo ift der andere zur R. jeinerjeitö rechtlich nicht ge— 
jmwungen (Klüber, ; Heffter, $ 87; Berner, 635). Einen ohne Auf- 
trag und Vollmacht in —— Namen abgeſchloſſenen Vertrag, eine bloße sponsio, 
braucht der Staat nicht zu ratifiziven (Grot, II. XV. $ XVI.), eine jolche sponsio 
iſt nachfolgende R. einfach ungültig (Martens, Völkerrecht, l.c.; Klüber, 

; Grot, III. XXVII. $ 8, und Wheaton, I. 229 (ausdrückliche oder ftill 
—— 8]; Heffter, 88 84 und 87). Nur Grot (l. c.) hält den Staat für 

db. Holgendorff, Ene. II. Rechtäleriton III. 3. Aufl. 17 
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gebunden, auch ohne R., wenn er aus dem abgeichlofjenen Vertrage VBortheil ziehen 
will. Vattel fordert zwar einerjeits die R. (IT. XIV. $ 208), erblidt aber in 
der sponsio andererjeit3 eo ipso das Verfprechen der R. ($ 209) und hält den 
Staat dennoch nicht für gebunden ($ 210), wol aber dazu verpflichtet, feinen 
Willen, namentlih in Bezug auf R. oder Nicht-R., jobald als möglich zu verlaut- 
baren ($ 212), wogegen Berner (632) in einer folchen Willenserklärung nur 
einen diplomatifchen, indeß der Billigfeit gemäßen Brauch erblidt, damit die andere 
Partei an der nutzloſen Erfüllung ihrer Verpflichtungen gehindert werde. Hat die 
Erfüllung jchon begonnen und unterbleibt die R., jo joll der Abichließende zunächſt 
mit jeinem Bermögen, jodann gar mit feiner Berjon (Srot, II. XV. $ XV) 
haften, oder es erfolgt die restit. in integrum (Klüber, 1. c. not. g) und für 
den Tall der bona fide Erfüllung, Entichädigung (Wheaton, I. 229). Indeß 
ift der sponsor nad) Berner (l. c.) nur entjchädigungspflichtig, wenn er den 
Mangel feiner Bollmacht verheimlicht hat, von jeder Verantwortung aber befreit, 
wenn er die Bollmacht nicht verheimlicht und die R. möglichjt angeftrebt hat, 
— Heffter ($ 84) nur dann den sponsor für verantwortlich hält, wenn er 
die Genehmigung oder den Vollzug der sponsio zu bewirken übernommen hat. 
Wir erachten die rest. in integrum, joweit fie überhaupt möglich ift, für genügend, 
daß aber, falls fie unmöglich, nur ein freilich meift jchwer zu firirender Schadens- 
erjaß erübrigt, jelbjtverjtändlich nur aus dem Vermögen des sponsor, wogegen die 
Grfüllung der sponsio durch diejen jelbit (Wattel, $ 211) meiſt abjolut unmöglid 
jein wird. Mebrigens fommen praftijche Fälle der völferrechtlichen sponsio jelten 
vor, da faſt ausschließlich Bevollmächtigte und in der Regel ad hoc unterhandeln. — 
R.verweigerungsfälle gejchloffener Verträge j. u. A. bei Martens, 1. c. not. h; 
Klüber, 1. ec, not. d; Wurm, 163 ff.; Twiß,l.c.; Galvo, I. 717. — 
Die Folgen der Weigerung einer R. richten fich nach dem Berhältniß der Kontra: 
birenden vor dem Anfange der Unterhandlungen. Sollte ein feindliches Verhältniß 
durch den Vertrag beendigt werden oder Beichwerden Erledigung finden, oder wird 
die Unterhandlung vor dem Vertragsabichluß abgebrochen, jo kann wieder der Weg 
der Selbithülfe betreten werden. Im Friedenszuftande aber hat der eine Kontrahent 
gegen den anderen nur eine Forderung, falls der erſtere nachgewieſener Maßen in 
Folge ſeines Eingehens auf die Verhandlung eine Einbuße erlitten bat und zwar 
eine jolche, welcher durch die R. des Vertrages vorgebeugt oder die dadurch aus— 
geglichen jein würde (Wurm, 199). — Troßdem, daß erjt durch die NR. die volle 
Glaubwürdigkeit eines Vertrages nach der Praris angenommen wird, ift dennoch 
von den meijten Autoren und angeblich auch nach der Praris die Unterjchriit 
des Bertrages als der Anfang jeiner Gültigkeit bezeichnet worden (Mirbed in 
Henning’s Staatsfchr., I. 210, Martens, Völkerrecht, 1. c. und Essai conc. 
l. armat. $ 41 not. ec; Klüber, 1. c,; Heffter, $ 87; Kent, L 174; 
Wheaton, 1.238; Oppenheim,l.c.; Mart., Guid. dipl., 1.154; Berner, 636; 
Twiß, I. 233), wobei fingirt wird, daß die R. die Gültigkeit auf den Abſchlußtag 
zurüdziehen joll, dagegen datirt (nah Wurm, 170) die Verpflichtung vom Tage 
der Auswechjelung der R., wenn auch unmotivirt, Nayneval (Instit., 2, 113) 
und erklärt Wurm ſelbſt (172), troßdem daß auch er jene von der Mehrzahl ver: 
tretene Anficht zugleich als Herkommen anerfennt (170), die Behauptung, daß die 
bloße Unterzeichnung einem Vertrage jeine volle Gültigkeit gebe, für eine unfrucht- 
bare Fiktion, während endlich Twiß (l. c.) die Abtretung von Gebietötheilen be— 
treffenden Berträgen erſt volle Wirkſamkeit mit der aktuellen Geffion der Territorien 
zumißt. Für die erjtere Anficht wird bejonders von Martens angeführt, daß der 
consensus den Vertrag perfeft mache, während die R. nur beweije, daß der Mandatar 
in Gemäßheit jeines Auftrages gehandelt Hat. Für die letztere fpricht aber, daß 
die R. praftiich allgemein vorbehalten und als nothwendig zur Gültigkeit erfannt 
wird, daß, falls fie umterbleibt, der Vertrag nicht gültig wird, daß die Erfüllung 
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in der Regel erft nach der R. beginnt (eine vertragsmäßige verabredete Ausnahme: 
Londoner Protokoll vom 15. Juli 1840, f. bei Murhard, N.R.,I. 163, welchen 
dal Wurm [171] einen in der Gefchichte der Diplomatie unerhörten Fall nennt) 
und daß in verfafjungsmäßigen Staaten die Zuftimmung der Kammern vor der R. 
erfordert wird, falls fie nicht jchon vor dem Abſchluß, was wol jelten oder nie 
eintritt und bedenklich wäre, gegeben worden fein jollte. Streng genommen wird 
daher ein Bertrag durch die Unterzeichnung nur bedingt verbindlich, wenn auch die 
Zuftimmung oder die R. nur aus wichtigen Gründen unterbleiben darf. Daß aber, 
ielbft nach dem Wortlaut von Verträgen, die Gültigkeit erft mit der R. beginnen 
toll, Hat jchon Berner (l. c.) nachgewiefen und Wurm (171), daß die Feind— 
jeligkeiten nur auf Grund eines unterzeichneten Friedens, nicht ipso jure ceffiren, 
jondern nur, wenn es bejonder8 verabredet oder ein Waffenjtillitand abgejchloffen ift. 

Lit.: Die Natifilation von Staatöverträgen von XXU. (Wurm) in der Deutichen 
V. FXESchr. 1845, 1. Heft, ©. 163 ff. — Berner in Bluntſchli's StaatsWört.B. Bd. IX. 
s.v. Staatenverträge, S. 632 ff., und die oben cit. völferrechtlichen Werke von Grot, 
PBufendorf, Bynkershoek, Battel, Mojer, Martens, KHlüber, Wheaton, 
Heifter, Oppenheim, MWildmann, Kent, Phillimore, Twiß, Calvo. j 

A. Bulmerinca. 


Ratihabition im Givilrecht ift die nachträgliche Genehmigung eines Rechte: 
geichäftes, welches den Zwed hat, den Beitand defjelben zu fichern, reſp. erſt herbei- 
zuführen. Cine allgemeine Theorie der R. läßt fich nicht aufjtellen, da diefelbe je 
nach der Verſchiedenheit des Nechtögejchäftes, welches vorangegangen ift und ratihabirt 
wird, verichieden wirft. Es iſt vielmehr zu unterfcheiden 1) die R. einer fremden 
Geihäftsführung, jog. negotiorum gestio (j. diefen Art.), welche für die Regel 
auf den Zeitpunkt des vom gestor gejchloffenen Geſchäftes zurückwirkt; 2) die N. 
von Handlungen, welche ein Dritter vorgenommen hat, die aber wegen mangelnder 
Handlungsfähigkeit oder fehlender Dispofitionsbefugniß deflelben nicht vollfommen 
gültig find, ſeitens desjenigen, deſſen Konjens die Handlungsfähigfeit ergänzt, jo 
> B. die Genehmigung des Vormundes zu Rechtögeichäften des Miündels und des 
Eigenthümers zu einer feitens eines Dritten jtattgehabten Veräußerung oder Be: 
lajtung (3. B. Verpfändung) feiner Sache. Auch hier tritt für die Negel in Folge 
der von dem Berechtigten gegebenen R. Rückwirkung auf den Zeitpunkt des ab- 
geſchloſſenen Gefchäftes ein, jedoch vorbehaltlich der in der Zwiſchenzeit gültiger 
Weife für Dritte beftellten Rechte. Das ift auch nach Preuß. Recht (j. Allg. 
M. J. 5 88 11ff.; 2088 72 ff.; Förſter, Preuß. Privatrecht, $ 42) anzunehmen ; 
daflelbe gilt nach dem Sächſ. BGB. 88 472, 787, 1822, 1911; nicht klar Defterr. 
BGB. $ 456. 3) Verfteht man auch unter R. die nachträglich erflärte Zuftimmung 
der Partei zu einem von ihr eingegangenen Rechtägeichäft, das entweder nichtig oder 
antechtbar ift. Liegt hier ein abjolut nichtiges Geſchäft vor, jo kann daffelbe dadurch 
nicht zu einem gültigen werden, vielmehr wird bier durch die jog. R. erſt ein 
ſolches, jofern es allen rechtlichen Eriorderniffen genügt, neu geichaffen. Von einer 
Rückwirkung kann aljo nicht die Rede fein. Anders verhält es fich mit den Ge- 
Ihäften, welche relativ nichtig find, 3. B. mit einer wegen Irrthums des einen 
Theils ungültigen Ehe, oder mit denjenigen, welche nur der Anfechtbarkeit unter- 
liegen. Hier ftellt fich die fog. R. ala Bejeitigung des Rechts, das Geſchäft als 
nichtig aufzurufen oder anzufechten, dar, und dadurch ergiebt fich daflelbe Refultat, 
als ob «8 von Anfang an vollkommen rechtöbejtändig gewejen wäre. Die modernen 
Partikularrechte (f. Preuß. Allg. ER. I. 5 88 37, 38, 186 ff.; Code civil art. 1838; 
Sachſ. BEB. $$ 104, 109, 787, 847, 848, 1656, 1822, 1911) jtehen im Wejent- 
lichen auf demjelben Standpunkte, nur weiſt dag Preuß. LR., welches in Bezug auf 
einen wegen Unfähigkeit des einen Theil abjolut nichtigen Vertrag bei einer jpäteren 
gültigen jog. R. (Anerkenntniß genannt) die Rückwirkung auf Grund ftattgehabter 
Partetübereinkunft zuläßt, die Anomalie auf, daß die Genehmigung ſelbſt dann zurück— 


14.” 


260 Rau — Haub. 


bezogen wird, wenn der Bertrag wegen Mangels einer freien und ernftlichen 
Einwilligung (aljo wegen phyfiichen Zwanges, Simulation, Truntenheit) abſolut 
nichtig war. 

Quellen: Tit. D. ratam aberi 46, — Pr. I. de auct. tut. 1, 21. 
an de auct. tut. 26, — 16 iD Be pignor. 20, LE 29, 210 D. eR 


tit.: Busse, De ratihabitione, Lips. 1831. — Agricola, De ratihabitione, - 
Gothae 1848. — Bedhaus, Ueber die R. der Rechtägeichäfte, Bonn 1859. — 3. Grie 
Junger, Zur Lehre von der R. ber ar za ng — 1862. — A. F. L. Gregory, 
Spec. iur. civil. de ratihabitione, Hagae-Co — 8. Senitert Die Lehre von ber 
. der Rechtögeihäfte, Würzb. 1868. P. Hinſchius. 
NRau, Frédéric-Charles, & 8. VIII. 1803 zu Buchsweiler bei Straß— 
burg, wurde 1826 docteur, 1833 prof. suppléant provisoire, erhielt 1841 die 
chaire de droit civil, 1870 Rath am Kaſſationshofe, T 10. IV. 1877. 
Schriften: Mit Aubry: Cours de droit civil frangais, d’apr&s la methode, de 
Zachariae, 1838—43, 4. ed. 1869-1879. — Abhandlungen in der Revue du notariat ei de 
’enregistrement und Revue Foelix t. II. III 
Xıt.: Revue generale 1877, p. 300-304. — Nourv. Revue historique 1877, 
Gaz. des Tribunaux 1877, Nr. 15 644. — Le tribunal et la cour de una er, ee p- 308, 
Teihmann. 


Raub ijt die im rechtöwidriger Zueignungsabficht unternommene Anwendung 
von Gewalt oder Bedrohung mit gegemmwärtiger Gefahr für Leib und Leben gegen 
eine Perfon, um dadurch in den Befit einer fremden beweglichen Sache zu gelangen. 
Bei diefem Raubbegriffe liegt der Schwerpunkt in dem gegen die freiheit der Perfon 
gewaltthätig begangenen räuberifchen Angriffe, eine in Thüringen, Heſſen, Oeſterreich 
vertretene Anficht. Hingegen forderten die Strafgeſetze für Preußen, Bayern, Württem: 
berg u. a. zum Thatbeſtande des R. auch die Wegnahme der fremden Sache 
unter Anwendung von Drohung oder mit Gewalt, mit anderen Worten: den 
TIhatbeitand des Diebſtahls, erjchtwert durch Vergewaltigung gegen eine Perſon. 
Diefe Auffaffung führt in der Praris Leicht zu falichen SKonjequenzen, wie 
v. Schwarze in feinen Bemerkungen zu dem Defterr. Strafgefegentwurt 1875 
richtig bemerkt. Hiernach ift der R. feinem Zwede nach ein Eigenthumsverbrechen, 
jeinem Mittel nah ein Angriff auf die Freiheit der Perjon und wo die ohne 
Vergewaltigung einer Perfon begangene Wegnahme nicht als Diebitahl zuzu— 
rechnen wäre, fann die gewaltfame Bemächtigung der fremden beweglichen Sache 
nicht als R. beurtheilt werden. Wer feine ihm rechtswidrig entzogene Sache mit 
Gewalt gegen eine Perfon an fich bringt, der Gläubiger, der eine gewaltfame rechts- 
widrige Pfändung feines Schuldners unternimmt, wer nicht in rechtswidriger Zu— 
eignungsabficht oder, um fich unvechtmäßigen Gewinn zu verichaffen, die Ausfuhr 
von Gerealien in das Ausland mit Gewalt gegen Perjonen vereitelt, der Schuldner, 
welcher mit Gewalt gegen feinen Gläubiger fich des Schuldicheins bemächtigt oder 
wer eine fremde bewegliche Sache mit Gewalt oder Bedrohung gegen eine Perion 
wegnimmt, um fie zu vernichten, — macht fich nicht des R. ſchuldig. Ebenjowenig 
ift der Dieb, welcher gegen eine Perfon Gewalt anwendet, um fich in dem Befike 
der geitohlenen Sache zu behaupten, als Räuber zu beurtheilen, obgleich mehrere 
Straigejeße denjelben dem Räuber gleichitellen. Das RStrafGB. ftellt den R. dem 
Diebitahl in diefem Falle gleich ($ 252). Nach $ 244 begründet R. auch Rüdiall 
beim Diebitahl. Zum Thatbeſtande des R. genügt Anwendung förperlicher Gewalt. 
Ueberwältigung ift nicht nothwendig. Auch muß die Drohung mit einer gegen 
wärtigen Gefahr feine folche jein, welche den Bedrohten außer Stand fett, durch 
Gegenwehr den R. zu vereiteln. Schon das lleberfallen mehrerer Berfonen, namentlich 
zur Nachtzeit, an einfamer Stelle, fann als ein Anthun von Gewalt durch Drohung 
angejehen werden. Argliftige Sinnesbetäubung, etwa durch Narkotifirung ohne Ge 
waltanwendung, jchließt die Annahme eines R. aus. Ebenſowenig macht fich des 
R. jchuldig, wer das Zimmer, in welchem fich eine Perfon befindet, ohne Gewalt: 
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anwendung gegen diejelbe zujchließt, um im Nebenzimmer ungehindert ftehlen zu 
fönnen. Ginige Gejeße jordern zur Entwendung mittels Gewalt gegen die Perjon 
auh Nöthigung des Angegriffenen zur Weberlaffung der Sache. — Der Defterr. 
Entwurf erklärt, daß wegen R. auf Zuchthaus bis zu 10 Jahren oder auf Ge- 
fängniß nicht unter 1 Jahr zu erkennen jei, wenn mit Gewalt gegen eine Perſon 
oder unter Drohungen mit gegenwärtiger Geiahr für Leib oder Leben eine fremde 
bewegliche Sache einem Anderen in rechtäwidriger Zueignungsabficht weggenommen 
wird (J 254). Das RStrafGB. ($ 249) definirt den R. als gewaltfame Wegnahme 
in diebijcher Abficht und beftraft denfelben theils mit Zuchthaus von 5 bis 10 Jahren 
ihon dann, wenn der R. nicht ſchwerer qualifizirt ift, ala daß er auf einem öffent: 
lihen Wege oder Plate verübt wird, theils mit oder mehr ala 10 Jahren Zucht: 
haus, wenn dabei ein Menſch gemartert oder durch Mißhandlung getödtet worden 
it, theild mit Gefängniß bei mildernden Umftänden. Sind mildernde Umſtände 
vorhanden, jo tritt Gefängniß nicht unter Einem Jahre ein. Der R. zählt zu den 
Standgerichtöfällen und fann in dem außerordentlichen Strafverfahren mit Tode be- 
ftraft werden. Auf Zuchthaus von 5—20 Jahren läßt der neue Dejterr. Entwurf 
erfennen, wenn eine jchwere Körperverlegung oder der Tod des Verletzten durch den 
R. herbeigeführt wurde ($ 256), auf Zuchthaus nicht unter 10 Jahren oder lebens— 
länglich das Deutjche StrafGB. ($ 251). Einfacher Raub wird bei mildernden 
Umftänden mit Gefängniß nicht unter 6 Monaten im 5 249 des RStrafGB. be- 
droht. Nicht unter 5 Jahren Zuchthaus bei fchwerem Raub in fünf Fällen. 

Auf den Werth der geraubten Sache kommt es nicht an, wol aber darauf, 
ob die Gewaltanwendung mitteld Drohung oder gewaltthätiger Handanlegung, von 
einem Ginzelnen oder mit Raubgenofjen, mit Waffen, von einem Rücdjälligen ıc. 
unternommen worden ift. 

Das ältere Röm. Recht betrachtet den R. als furtum, bis derjelbe in der actio 
vi bonorum raptorum als jelbjtändiger Begriff der rapina bejtimmt wird; allmählich 
werden einzelne Fälle des R. ftrafbar, der R. in Waffen, der Straßen-R. latrones, 
grassatores mit frimineller Energie verfolgt. Im Germanijchen Altertfum machte 
nur ein Uebermaß von Gewalt oder an Wehrlojen verübte Gewalt, den R. unehrlich. 
Seinen in offenem Kampf erlegten Feind berauben galt für ehrenvoll; heimliche 
Entwendung erfcheint ftrafbarer und jchimpflicher ala R. Später ift das Verhältniß 
der Strafbarkeit von Diebjtahl und R. umgedreht und jchon die Älteren Reichsgeſetze 
und Nechtsbücher ftrafen die Räuber am Leben. Unter der Vorausfegung recht: 
mäßiger Fehde war auch der R. erlaubt, eine neuerlich beitrittene Thatſache des 
mittelalterlichen Fehderechte. Seit den Kapitularien hat das latrocinium eine über 
die mit Gewalt begangene Entwendung hinausgehende Bedeutung durch das Ueber— 
bandnehmen der Räuberbanden, die rauben, jengen, plündern, wodurch dafjelbe ala 
Friedensbruch den jchärfiten öffentlichen Strafen verfällt. Bon der Strenge der 
CCC, welche dem Räuber mit der Schwertitrafe droht, wich die ſpätere gemeinrecht- 
liche Doktrin durch Imdividualifirung der verfchiedenen ausgezeichneten Fälle des 
Verbrechens ab und bejchränkte die Todesſtrafe nur auf die jchwerften Fälle. Der 
traditionelle Zug zu Abſchreckungsſtrafen erhielt fich bis zum heutigen Strafrechte, 
welches den R. vorwiegend ala Verbrechen wider das Vermögen auffaßt. 


nu Deutiches Reich SS 249, 250, 251, 255, 258, 261. — Defterr. Entwurf 1874 


—— Beil, (1879). — Wilda, Strafrecht der Germanen, ©. 910 Dienbrüggen, 
Alaman. Strafrecht, &. 309-814. — d. — —— —7 en d. Deutjchen —— 1874, 
I. 716. — — Preuß. ——— — Glaſer, Abhandlungen aus 
dem Defterr. Strafrecht, 1858, ©. — —L matchn gei Entſcheidungen des 
Kaſſationshofes, Wien 1873. — Aue, Lehrb., 2. Aufl. 1874, 419, 448, 457. — Golt: 
dammer, Arch, XV. 345. — Dienbrüggen, —— aus dem Strafrecht 1857, 
E. 4-9, — Köftlin, Abh,, ©. 389 Wahlberg. 


t.: Rubo, Kommentar (1879), ©. 853. — Berner, Lehrb. Sion ©. "549. — dv. Buri, 
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Raufhandel. Wäre es möglich, in jedem Falle der Tödtung oder Körper- 
verlegung durch den ſtrafprozeſſualiſchen Beweis es feftzuftellen, wer der Thäter, 
Gehülfe 2c. geweien, jo würden die den R. betreffenden Beitimmungen überhaupt 
nicht eriftiren. Ihatjächlich Liegen aber die Verhältniffe Häufig jo, daß zwar feſt— 
geitellt werden kann, es ſei Jemand in verbrecherifcher Weife getödtet oder verleßt, 
daß auch feitgeitellt werden kann, es jeien bei diefer Tödtung oder Verlegung dieſe 
bejtimmten Perfonen in irgend einer Weiſe betheiligt geweien; aber was nun ber 
Einzelne diejer Mehreren gethan, darüber läßt fi) dann häufig entweder gar Nichts 
oder doch nur Ungenügendes feititellen. Derartige Verhältniffe treten ein bei 
Schlägereien, Raufhändeln, ſowie, wenn von Mehreren ein Angriff gegen einen 
Menſchen gemacht wurde. Die auf Fälle diefer Art bezüglichen Strafbeftimmungen 
finden fich jchon vor der CCC namentlich in Deutichen Stadtrechten; dann in der 
CCC jelbjt Art. 148, welche geießliche Beitimmung zu vielfachen Kontroverjen im 
Gem. Recht und jo mittelbar zu vielfachen Verjchiedenheiten in den dem Deutjchen 
StrafGB. voraufgehenden Strafgefeßbüchern geführt hat. Namentlich waren es zwei 
Punkte, in denen die Partifulargejege auseinandergingen: 1) Die Strafbeitimmungen 
über den R., welche in allen Gefeßgebungen den Tall betrafen, daß Jemand im R. 
getödtet wurde, unterſchieden fich in Betreff der im R. zugefügten Körperverlegungen 
dadurch von einander, daß einige Gejeggebungen alle im R. zugefügten Körper- 
verleßungen berüdfichtigten (Heffen, Art. 274), während andere nur die ſchweren 
(Sachſen, Art. 173), noch andere (Preußen, $ 195) die schweren und erheb— 
lichen Sörperverlegungen ins Auge faßten. Die mannigiachen Unterfcheidungen 
der Strafgefeßbücher bei der Eintheilung der Körperverlegungen wirkten hier natürlich 
nach. 2) Ein bejtimmter Erfolg, 3. ®. der eingetretene Tod, zeigt fich als das 
Ergebniß nicht einer einzelnen, jondern mehrerer von verjchiedenen Thätern begangenen 
Verlegungen, wobei e8 durch Beweis feftgeftellt ift, von wem jede einzelne der 
fraglichen Berlegungen herrühre. Die meiften Geſetze beftimmten in diefem Falle 
eine den Gejammterfolg mit umfaffende Strafe, jo auch Preußen ($ 195 Abi. 2), 
während andere (3. B. Braunfchweig, $ 153) nur für diejenige Verlegung die 
Strafe eintreten ließen, welche dem einzelnen Thäter nachgewiejen wurde, ohne daß 
das eingetretene Gefammetrefultat Berädfichtigung fand. Darin aber ftimmten die 
Partikularftraigejegbücher überein, daß fie in bald weiterem, bald geringerem Um— 
fange das einer gewiflen Strafe entiprechende Quantum von Schuld ala vorhanden 
präjumirten, wenn dasjenige, was der Angejchuldigte wirklich gethan, mit Voll» 
jtändigfeit nicht eriwiejen werden fonnte. Mindeſtens wurde zu dieſem Zwecke die 
Strafbeitimmung aufgeftellt, daß derjenige, welcher fich bei einer Schlägerei be= 
theiligte, welche den Tod oder die Hörperverlegung eines Anderen zur Folge hatte, 
beitraft werden ſolle (Gefängnißjtrafe von verjchiedener Dauer, Preußen, $ 195 
drei Monate bis fünf Jahre), auch wenn nichts weiter als jeine Betheiligung bei 
der Schlägerei erwiefen wäre. Nur der Nachweis, daß Jemand ohne jein Ver— 
ichulden in die Schlägerei verwidelt worden, fonnte von diefer Strafe befreien. Und 
auch darin jtimmten die Gefeßgebungen überein, daß die den R. betreffenden Be— 
ftimmungen nur aushülfsweife und zwar dann eintreten jollten, wenn die That des 
einzelnen bei dem R. Betheiligten nicht mit juriſtiſcher Beftimmtheit herausgeitellt 
werden fonnte. Das Deutſche StrafGB. ($$ 227, 228) Hat, wenn auch unter 
Vermeidung des Ausdrudes „R.“, die den Partikulargejeßgebungen gemeinfamen 
Grundjäge im Allgemeinen anerkannt. Im Einzelnen iſt zu bemerken: 1) allg 
die Strafbeftimmungen des $ 227 in Anwendung kommen jollen, muß als objef- 
tiver Befund der Tod eines Menjchen oder eine ſchwere Hörperverlegung (StrafGB. 
$ 224) vorliegen. Auf diefen Griolg, bleiben die jubfidiären Beitimmungen des 
z 227 beichräntt; bei Hörperverlegungen, welche unter $ 224 nicht fallen, kann eine 
Strafe „wegen Betheiligung an der Schlägerei oder an dem von Mehreren ge= 
machten Angriffe” nicht eintreten, ſondern nur eine folche wegen Thäterfchaft oder 
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Theilnahme an einer „Körperverlegung“ ($ 223). 2) Kann bei einer Schlägerei 
oder einem don Mehreren gemachten Angriffe es jeftgejtellt werden, was der einzelne 
Angeklagte gethan Hat, jo tritt diejenige Strafe ein, welche durch die dem An— 
geflagten nachgewiejene Handlung verwirkt ift, und nicht die lediglich auf Präfumtion » 
beruhende Strafe des $ 227. Hit jedoch die lebtere die jchwerere, jo ift fie in 
Anwendung zu bringen. Stünde e& 3. B. feit, daß diefer Angeklagte bei der 
Schlägerei fich nicht weiter betheiligt habe, ala daß er dem Getödteten einen leichten 
Schlag verfeßte, jo wird doch die Strafe wegen „Betheiligung an der Schlägerei” 
als die jchwerere in Anwendung zu bringen jein. 83) Die Strafe wegen „Bes 
theiligung an der Schlägerei” wird dadurch, daß der Getödtete oder der körperlich 
ichwer Berlete ſich an der Schlägerei betheiligte oder dieſelbe vielleicht gar pro= 
vozirte, nicht ausgeichloffen. Die Möglichkeit, daß auch der bei der Schlägerei Ver- 
(ette zur Strafe gezogen würde, bleibt nicht ausgeſchloſſen; 3. B. die Schlägerei hat 
das Refultat, daß ein Menjch todt auf dem Plate bleibt, der andere eine ſchwere 
Körperverlegung ($ 224) davon trägt. Bon lebterem aber wird es erwiejen, daß 
er dem Getödteten eine der Wunden beigebracht, welche durch ihr Zujammentreffen 
mit anderen VBerwundungen den Tod des Berlehten verurjachten. In diefem Falle 
würde derjenige, welcher die ſchwere KHörperverlegung davon getragen, in Gemäßheit 
des $ 227 Abf. 2 zu ftrafen fein, wie ihn denn auch die Strafe des $ 226 treffen 
müßte, falls erwiefen wäre, daß die todtbringende Verlegung von ihm herrühre. 
Bei der „Schlägerei“ ift eben Jeder daran Betheiligte ſowol Angreifer, wie auch 
Angegriffener, und hierdurch unterjcheidet fich die „Schlägerei” von dem „bon 
Mehreren gemachten Angriff“, bei welchem leßteren die „Mehreren” — zwei ges 
nügen — nur als Angreifer, und der Angegriffene nur als jolcher zu denken ift. 
4) Der Begriff der „Schlägerei” jchließt e8 nicht aus, daß nicht die Mbficht, „eine 
Schlägerei zu veranlaſſen“, gefaßt werden könnte; aber es ift nicht erforderlich, daß 
diejes Moment thatjächlich feftgeftellt werde; vielmehr genügt die Feftitellung, daß 
der Angeflagte fich bei einer, gleichviel wie entjtandenen, Schlägerei betheiligt 
habe. Bei dem „von Mehreren gemachten Angriff” ijt es nur erforderlich, daß die 
Thatjache de3 von Mehreren gemachten Angriffes fejtgejtellt werde. Daß die 
Mehreren den Angriff verabredet haben, braucht dagegen ebenjowenig feſtgeſtellt zu 
werden, wie daß der Angriff den Tod oder die jchwere KHörperverlegung des An— 
gegriffenen habe herbeiführen follen; wennſchon, falls diejes fejtgeftellt würde, hier— 
durch die Anwendbarkeit des $ 227 nicht auägejchloffen zu werden braucht. Denn 
weder das Komplott, noch auch die von jedem der Komplottanten gefaßte Abficht, 
den Anzugreifenden zu tödten, refp. demfelben eine jchwere Körperverlegung zuzufügen, 
garantiren die Möglichkeit des Nachweijes dafür, daß diefer Angeklagte diefes und 
jener Angeklagte jenes gethan Habe; vielmehr wird troß jener Feititellungen es 
zweifelhaft bleiben fünnen, was der Einzelne der Komplottanten zur Herbeiführung 
des eingetretenen Erfolges beigetragen habe. Und diejes genügt, um die Vorjchrift 
des $ 227 in Anwendung zu bringen. 5) Der Umitand, daß Jemand ohne jein 
Verſchulden in die Schlägerei — nad) den Worten des $ 227 müßte man auch 
von einem unverjchuldeten Hineinziehen in den von Mehreren begangenen Angriff 
fprechen können, vgl. jedoch die Wortfaffung von $ 367 Nr. 10 — Hineingezogen 
worden ift, bildet einen Strafausfchließungsgrund von der „Betheiligung an der 
Schlägerei“ ; aber auch nur von diefer. Denn würde es fejtgeftellt, daß Jemand 
zwar ohne fein Verjchulden in die Schlägerei hineingezogen worden, daß er aber, 
ohne daß dies durch die Zwede der Nothwehr geboten geweien, einem Anderen eine 
Körperverlegung im Sinne des $ 223 zugefügt hätte, jo würde zwar die Straf- 
vorjchrift der SS 227, 228, nicht aber die des $ 223 unanwendbar werden. Auch 
würde der ohne jein Verſchulden in die Schlägerei Hineingezogene nach $ 367 
Nr. 10 zu ftrafen jein, falls die dort angegebenen Vorausſetzungen zuträfen, jelbit 
wenn es fejtitände, daß er feine Verletzung herbeigeführt hätte. 6) Wenn außer der 
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Betheiligung an der Schlägerei, oder an dem von Mehreren gemachten Angriff gegen 
einen der Betheiligten auch noch feftgeftellt wird, daß derſelbe der Urheber einer 
derjenigen Berlegungen jei, welche nur durch ihr Zujammentreffen mit anderen Ber 
. legungen den Tod oder die jchwere Körperverlegung herbeigeführt haben, jo tritt 
die Strafe des $ 227 Abi. 2 ein — fünf Jahre Zuchthaus eventuell mildernde 
Umftände $ 228. 

Lit.: Abhandlungen von v. Wächter im Krim. Arch. XIV. Nr. V. und in der Sädi. 
Ger.Ztg. XIL ©. 65. — Abegg im Krim Ar. 1836 VL, 1837 XVL — Saufmann, 
ebendai., 1837 IV. — Kraus im Gerichtäfaal Sabre. IV. ®b. I. ©. 169. — Berner, 
ebendaj. XVII. ©. 304. — Hälſchnex, ebendal. II. ©. 155; Derfelbe in Goltdammer'? 
Arch. X. ©. 618. — Luden, Abhandlungen, II. ©. 282. — Geyer in vd. Holgenborfi's 
— Bd. III. ©. 551 ff.; Bd. IV. ©. 379. — Meyer, Lehrb., ©. 407 ff. — v. Schwarze, 

omment., 4. Aufl., ©. 558 ff. John. 
Rauter, 5 1784 zu Straßburg, Profefjor dajelbit, T 1854. 

Gr jhrieb: Cours de proc&dure civile, Paris-Strasbourg 1834. — Trait& theorique et 
—— u droit criminel ou cours de législ. criminelle, Paris 1836, Brux. 1837. 

it.: Nypels, Nr. 680. Zeihmann. 


Raevardus, Jacob (Reyvaert), & 1534 zu Liffeweghe, ftud. in Löwen 
und Orleans, wurde 1558 Doktor, reijte nach England, 1565 Prof. in Douay, 
ging dann nach Brügge, 7 1568. 

Schriften: Tribonianus. — Ad leg. Scribon. lib. sing. — Lib. sing. ad leges XI 
tabb., Jen. 1586 (prisci et antiquitatum explicatio, ed. Conradi, Lips. 1728). — Triga libell. 

uibus jura usucap. illustrantur. — Variorum s. de jur. ambiguitatibas libri V, Bruges 1564; 
ol. 1576. — Ad tit. D. R. J., Antv. 1568; Lugd. 1593. — Oper. — posth., Francof. 
1601; Helmst. 1660. — Opera omnia, ed. 2, Francof. 1622; Neap. 1179 

Xit.: Jugler, I. 254—261. — Rivier, p- 506. Teihmann. 

Raymundus de Peñaforte (Ramon), 5 zu Peltaforte bei Barcelona 
nach 1180, Pönitentiar und Dominifanermönd, 7 6. I. 1275 in feiner Heimath. 

Er ftellte auf Beranlafjung Gregor’3 IX. die Defretalenfammlung Gregor 3 IX. zuſammen 
und jchrieb: Summa sacramentorum, Rom. 16038; Avenione 1715; Veronae 1744. — In: 
ftruftion über dubia conscientiae. — Decretales in consiliis et confessionibus necessariae. 

git.: Vita auctore Fr. Peüa, Rom. 1601; von Perez, Salamant. 1601. — Phil» 
lip3, Kirchenrecht, IV. 237. — v. A Geſchichte der pop. Bit. des römiich-fanon. 
Rechts, Leipz. 1867, ©. 493 fi. — Stobbe, Redtäquellen, II. 18. — —— ber Ktirchen⸗ 
Poichte 3. Aufl. von Weingarten, 1874, ©. 68. — Schulte, Geſchichte, V. 6, 66, 
08—413, 523. — Rodinger, Berth. v. Regenäburg und Raimund v. P., gr ae (Atad.) 
1877. — Rec. de l’Acad. de Toulouse, IV. 174 ss. — Augsb. Allg. tg. ir‘ . 645. 

eıgmann. 

Nayneval, Gerard de, 5 1736 zu Mafjevaur, wurde 20 Jahre alt 
premier commis im auöwärtigen Minifterium und hatte ala Botjchafter in London 
großen Antheil an dem ———— von Eden 1787, T 1812 zu Paris. 

Schriften: Institutions du droit de la nature et des gens 1803, 1832, 2. &d. 1851. — 
De la libert6 des mers, 1812. 

git.: Cauchy, Droit maritime international, II. 355. — Mohl, I. 388; II. 562. 

Teichmann. 

Reallaſten ſind I. ihrem Begriffe nach Verpflichtungen eines Grundbeſitzers 
ala ſolchen, einer berechtigten Perſon gewiſſe wiederkehrende Natural-, Geld- oder 
Dienſtleiſtungen zu gewähren. In Ermangelung eines Kunſtausdrucks wird auch die 
entſprechende Berechtigung wol als R. bezeichnet. In ihrem geſchichtlichen Urſprung 
ſtellen ſich die R. hauptſächlich ala Ausflüſſe der Grundherrlichkeit oder der Vogtei 
dar; ſie fonnten aber auch unabhängig von ſolchen Verhältniſſen durch Auflaffung 
begründet werden. In allen Fällen hatte der Berechtigte an der belafteten Liegen: 
ihaft eine Gewere, in welcher jowol ein dingliches Herrichaftsrecht, ala ein Anſpruch 
auf die einzelne Leijtung ununterjchieden enthalten waren. Dieje Beichaffenheit der 
R. nun machte es jchwierig, ja unmöglich, fie in die vom Röm. Recht überlieferten 
Rechtsfategorien einzureihen. Deshalb ift ihre rechtliche Natur auch Heute noch 
überaus jtreitig. Die älteren Annahmen, daß die R. ala Forderungen mit einer 
acceſſoriſch Hinzutretenden Hypothek oder als Grumddienftbarkeiten auf eine Leitung 
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des belafteten Beſitzers (servitutes in faciendo) aufzufaffen jeien, find jet wol 
allgemein als umrichtig erkannt. Dagegen bejtehen nunmehr hauptjächlich zivei 
ertreme Theorien, von denen die eine (v. Gerber, Savigny, Stobbe u. V. m.) 
in den R. reine Forderungsrechte erblidt, die nach Art der Röm. actiones in rem 
seriptae fich gegen den Grundbeſitzer, ala Zuftandsverpflichteten, richten jollen, 
während die andere (Dunder, Meibom u. A. m.) umgekehrt aus der R. über- 
haupt nicht den Befier, fondern nur das Grundſtück ſelbſt verhaftet fein Täßt. 
Aber beide Theorien verfürzen das Weſen des Jnjtituts auf entgegengejegten Seiten. 
Als reines Forderungsrecht hat die R. in Deutjchland nie gegolten: das zeigt fich 
in ihrer Begründung durch Auflaffung, in ihrer Verfolgbarfeit mit dinglicher und 
mit Befigklage und in der Gewaltfamkeit, mit welcher die ältere Theorie den Röm. 
Hypothek⸗ und Servitutenbegriff auf fie anzuwenden jtrebte. Andererjeits bindet die 
R. ebenjorwenig lediglich das (perjonifizirte) Grundjtüd, fondern gewährt auch eine 
Grefution gegen die Perjon des Beſitzers. Neueſtens iſt auch gelehrt worden, die 
R. gewähre auf die Leiftungen überhaupt fein Recht, ſondern diefe ſeien nur in con- 
dieione, d. 5. der R.berechtigte habe an dem pflichtigen Grundftüd volles Eigen- 
tum unter einer Suspenſiv-, und der belaftete Grundbefiger fein dingliches Nutzungs— 
recht unter einer NRejolutivbedingung (2. Mann). Und dieje Lehre ift fogar ala 
des „Räthſels Löſung oder die Entdeckung der Nilquellen“ begrüßt worden (Pözl’s 
Krit. Vierteljahräfchr. XII. S. 124). Mllein es war doch ficherlich nicht die Auf- 
tafung des Deutichen Volkslebens, daß der Gutsherr auf die Frucht- und Dienit- 
leiftungen des Bauern eigentlich gar fein Recht habe, und ebenjowenig entipricht es 
dem Rechtsbewußtjein, daß faft das gefammte Deutjche Grundeigenthum viele Jahre 
bindurch theils jugpenfiv, theils refolutiv bedingt in der Schwebe gewejen jein jollte. 
Hiernach wird denn auch diefer Verfuch aufzugeben und vielmehr eine Mittelmeinung 
anzunehmen jein (v. Wächter, Bejeler, 9. Unger), welche die R. für ein ges 
mischtes Institut erflärt und innerhalb defjelben dingliche und obligatorijche Elemente 
fondert. Danach it das Recht in feiner Totalität dinglich, aljo nur auf die für 
jolche Rechte beſtimmte Weife (Eintragung) zu begründen, mit einer actio in rem 
auf Anerkennung verfolgbar, des Befiges fähig ꝛc. Aus diefem Rechte aber folgen 
zugleich die Ansprüche auf die einzelnen Leiftungen als perjönliche, die eben darum 
mit bejonderen Klagen ausgeſtattet, aber auch einer bejonderen Verjährung unter- 
worfen find ꝛc. Nach diefer Feitftellung gejtalten fich die einzelnen Punkte folgender: 
maßen: II. Als Entftehungsgründe galten früher Rechtsſatz, Privatrechtögeichäft und 
Erſitung. Bon diefen Gründen ift der erfte heutzutage nicht mehr in Wirkfamkeit, 
weil die Gejeggebung überall in umgefehrter Richtung auf die Abjchaffung der R. 
binarbeitet. gl. für Preußen Geſetze vom 2. März 1850 und vom 3. April 1869. 
Die Privatwilltür, insbeſondere der Vertrag, kann zwar nicht ohne jede Form, wol 
aber in der Weife noch Heute R., joweit fie herfömmlich find, neu erzeugen, daß 
die an Stelle der Auflaffung getretene Eintragung in öffentliche Bücher, reip. ges 
richtlihe Anmeldung und Beitätigung des Gejchäfts beobachtet wird. Endlich die 
Erſihzung wird zwar wenigſtens ala außerordentliche von 30 Jahren noch heutzutage 
vielfach für zuläffig gehalten (Seuffert, Arch., IX. 201; XVII. 83, 84), ijt aber 
doc weder gewohnheitsrechtlich, noch durch Analogie der Servituten zu rechtfertigen 
(Seuffert, Arch. XII. 290; XV. 40): wogegen aus unvordenklicher Dauer die 
gewohnte Vermuthung auch hier Plab greift (vgl. 8. Dunder, Die Lehre von 
den R., $ 29). Gine Uebertragung der R. auf ein anderes, als das urſprünglich 
berechtigte Subjeft, wird durch NRechtögeichäft ebenjo, wie die Neubegründung be= 
wirkt; nur über Kirchenzehnten bejtimmt bejonderes c. 1 in VIto de praescript. 
2, 13. Eine Umwandlung dagegen, jei es, daß die R. firirt, d. 5. aus quantitativ 
unbeitimmten in bejtimmte, fei es, daß fie adärirt, d. 5. aus Natural» oder Dienft- 
leiftungen in Geldzahlungen umgejegt werden, findet nicht blos durch Vertrag 
der Intereſſenten, jondern bejonders Häufig auch durch gejegliche Berfügung ftatt. 
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III. Das Rechtsverhältniß aus der R. richtet fich auf der paffiven Seite ſtets gegen 
den Beſitzer des belafteten Grundftüds als jolchen. Aktiv dagegen kann es ent- 
weder ebenfalle mit einem Grundſtück, oder auch mit einem Amte oder auch mit 
einer Korporation verknüpft fein; jeltener ſteht e8 einem einzelnen Menjchen zu. 
Die Rechtsmittel beziehen fich theils auf das Recht im Ganzen, theil® auf den ein- 
zelnen Leiſtungsanſpruch. Zu jenen gehört vor allem die Klage auf Anerkennung 
der R. (jog. actio confessoria utilis), eine petitoriiche actio in rem; dann aber 
auch die durch das Kanon. Recht hierher übertragenen Befigflagen auf Grund der 
iuris quasi possessio, die mit einmaliger Ausübung der R.berechtigung erworben 
und durch Verweigerung der Leiftung und Beftreitung des Nechts auf diejelbe ver- 
loren wird. Gegen bloße Störungen dieſes Beſitzes findet das interdietum uti 
possidetis, gegen Entziehungen defjelben die actio spolii ftatt, und zwar find beide 
nach den Grundjäßen des Kanon. Rechts nicht blos gegen den Schuldner, jondern 
auch gegen Dritte, welche in die Ausübung des Rechts eingreifen, anzuftellen 
(f. darüber Bruns, Recht des Beſitzes, ©. 201, 210, 214, 331). Neben diejen 
Klagen aber gilt auch die Forderungsflage auf die einzelne Leiftung, welche immer 
von demjenigen, der zur Berfallgeit juriftiicher Befiter des Grundftüds war, ein 
zutreiben ift. Hiernach ift insbefondere für Rückſtände niemals der Sondernad> 
folger, jondern höchſtens der Erbe des urfprünglichen Schuldners verhaftet; ebenfo 
verjährt die Klage auf jede Leiftung, gefondert von ihrer Fälligkeit ab, und iſt 
endlich die Erefution nicht, wie ältere Quellen wol annehmen, ausſchließlich auf 
das Grundſtück, fondern gegen die Perfon des zur Verfallzeit im Beſitz Geweſenen zu 
richten (j. Befeler, Syitem, $ 190 Anm. 13, 14; anders wieder Sächſ. BGB. $ 510). 
IV. GErlöfchungsgründe der R. find zunächſt diejelben, wie bei allen dinglichen 
Rechten: Untergang des belafteten Objekts, Konfufion, Aufhebungsvertrag in gleicher 
Form, wie die Beftellung ꝛc. Zweifelhaft aber iſt, inwieweit R. durch Zeitablauf 
getilgt werden. Abgejehen von der dreißigjährigen Klagverjährung, welche für jeden 
einzelnen Leiftungsanfpruch mit defjen Fälligkeit und für die Gefammtflage mit der 
verweigerten Anerkennung des Rechts zu laufen beginnt (Seuffert, Arch., XVII. 83), 
ift auch die Erlöfchung der R. durch Erfigung der freiheit oder gar durch bloßen 
Nichtgebrauch während zehn Jahren behauptet worden. Allein ohne Grund, da die 
Analogie der Servituten Hier nicht zutrifft (Seuffert, Arch., V. 6; IX. 323 u. a. m.). 
In neuefter Zeit find die R. faft überall der Ablöfung unterworfen und theils durch 
fofortige oder allmähliche Abzahlung des dem Werthe der R. entiprechenden Kapitals, 
theils durch Umwandlung in eine Hypothekenſchuld befeitigt worden (j. d. Art. Agrar: 
gejeßgebung). V. Einzelne Arten der R. find Zins (census), Zehnten (decimae), 
Frohnden, zuweilen auch Leibzucht, Witthum, Apanage, endlich ausnahmsweiſe 
Saudemium und Sterbefall. Auch die Staats- und Gemeindelaften, ſoweit fie auf 
Grundjtüden ruhen, werden wol hierher gezählt, 3. B. Deichlaft, Grunditeuer w. 
Ueber alles dies ſ. die einzelnen Art. 

git.: L. Dunder, Die Lehre von den R., Marburg 1837. — Renaub, iur Kam zur 
Theorie der R., Stuttg. 1846. — Heimbadh in Weiske's Nechtäler. IX. 
v. Gerber in ben Jahrb. für Dogm., II. ©. 35—66; VI. ©. 266-285. — Friedlieb, dal. 
III. ©. 299—356; Derielbe, Rechtöthenrie ber R., Fena 1860. — v. Meibom in Betler’3 
Jahrb. des Gem. Rechts, IV. ©. 442-510. — X. Mann, Unterfuchhungen über den Begriff 
der R., Deſſau 1869. — Stobbe, Handbuch, IL 53 100-105. Ed. 


Nebuffus, Jacobus, aus Montpellier, lehrte dajelbit 30 Jahre, bekleidete 


wichtige Aemter, T 1428. 

Schriften: "Comm. in tres libr. Codicis. 

git.: a VI. 495. — Göppert, Ueber die organiichen ae Hi! Halle 1869, 
S. 4N. 9 mann. 


Nebuffuß, Petrus, 5 1487 zu Baillargues (Montpellier?), Prof. des Kanon. 
Rechts in Montpellier, Cahors, Bourges, Poitiers, Paris, T 1557. 
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Er jhrieb: Consilia. — Praxis beneficiorum, Lugd. 1553, 1579, 1586, 1599; Colon. 
1610. — Ordonnances, 1573. — In tit. Dig. de Verborum Signif. commentaria, Lugd. 
1586. — Comm. ad ordinationes regias, Lugd. 1613. — De sußplicationibus s. errorum 
ropositionibus, Spir. 1587. — Explic. ad IV libros Pandect. priores, Lugd. 1589. — 
— — Lugd. 1619. — Tract.‘ concordatorum, Par. 1538, Lugd. 1576, 1599 sq.; 
olon. 2 

git.: Nouv. biographie générale univ., Par. 1862 Vol. 11. — Rivier, p. 492. — 
Schulte, Geidhichte, III.a ©. 554. Zeihmann. 


Receptum nautarum, cauponum, stabulariorum. Gajtwirthe und ähnliche 
Gewerbtreibende genoffen in Rom einen jehr üblen Leumund (Friedländer, 
Sittengejch. Roms, II. ©. 40 ff.). Der Prätor hielt daher die allgemeinen Rechts— 
regeln, wie fie aus einem Mieths-, Leih-, Verwahrungs- oder auch einem bejon= 
deren Garantieübernahmeverhältnig entipringen (daher noch heute die verfchiedene 
Behandlung des R. in den Lehrbüchern) nicht für ausreichend, ſondern ſchützte das 
Publifum durch Aufftellung jtrengerer Haftungsgrundjäge in feinem Edikt GGold— 
ihmidt in ſ. Zeitjcht. rechnet deshalb das R. zu den gefeßlichen Obligationen ; 
3. IH. ©. 64, 103). Nah Gem. Recht (partitularrechtlich giebt es gewerbe- 
polizeiliche Vorſchriften) find jene Gewerbetreibenden zur Aufnahme von Reifenden 
gejeglich nicht verpflichtet, wenn fie gleich in eigenem wohlverjtandenen Intereſſe 
nicht Leicht folche zurückweiſen werden. (So löſt die jcheinbare Autonomie 
jwijchen 1.1 $1 D. 4, 9 und 1. un. $ ult. D. 47, 5 mit Recht v. Vangerow, II. 
$ 648 Anm. 1, bei welchem die weitere Literatur über diefe Streitfrage nachzujehen 
it.) Haben aber Gaftwirthe zc. oder deren Stellvertreter bei fich Reiſende aufs 
genommen, wozu es eines außdrüdlichen Vertrages nicht bedarf (. 188 D.h.t.; 
l.3 pr. D. h. t.), jo jtehen fie auch für die völlige Unverjehrtheit (salvum fore 
recipere) der don dem Neifenden eingebrachten Sachen, jelbft wenn fie diefem nicht 
gehören, ein. Vorausgeſetzt ift nur, daß die Aufnahme innerhalb des gewerbs— 
mäßigen, aber jelbjt umentgeltlichen (. 8 $ 1; 1. 6 D. h. t.) Gejchäftäbetriebes 
des Wirthes erfolgt (1. 3 $ 2 D. h. t.), jo daß aljo das Edikt auf bloße 
Zimmervermiether, Reftaurateure, Kaftnogejellichaften, auf Perfonen, welche aus Ge- 
tälligkeit eine Unterkunft gewähren, jowie auch dann nicht Anwendung findet, wenn 
j. B. mit einem Gaftwirth ein monatlicher Miethsvertrag über ein beitimmtes 
Zimmer abgeichloffen wird (Seuffert, Arch. I. ©. 372, XVII. ©. 42; Gold- 
ihmidt, a.a. O. ©. 61; Harder, a. a. D. ©. 228). Daß die Sachen jelbit 
in das Gajthaus, Schiff oder Stall gebracht find, ift nicht erforderlich; es genügen 
für die Haftung überhaupt alle Thatjachen, aus denen die Aufnahme erfichtlich ift, 
wie 3. B. das Einfteigen in den am Gijenbahnhof befindlichen Omnibus; ebenjo 
bezieht fich das R. auch auf Sachen, welche der Reifende während feines Aufenthalts 
fpäter einbringt. Selbtverftändlich kann durch bejonderen Vertrag diefe ftrenge 
Haftung ausgejchloffen werden, nach Röm. Necht genügte auch eine einjeitige Er— 
klärung des Gewerbetreibenden, wenn fie vor der Aufnahme erfolgt (1. 7 pr. D. 
h. t.: si praedixerit) — eine Vorjchrift, welche von der gemeinrechtlichen Praris 
teils wörtlich aufgefaßt, theils aber auch auf allgemeine öffentliche Belanntmachungen 
und auf die bekannten Anschläge in den Zimmern ausgedehnt wird GGoldſchmidt, 
a.a. O. ©. 331—338; Seuffert, Arch. X. 162; DI. für Rechtsanmwendung, 
Bd. XVII ©. 198). — Die Pflicht des Schiffer, Gaft- und Stallwirthes bejteht ‘ 
in Anwendung der jorgfältigjten custodia (l. 5 D. h. t.); fie jtehen ein für jede 
Beſchädigung und Entwendung der Sachen, nicht blos durch fie jelbft, jondern auch 
durch ihre Dienftleute, andere Reifende (l. 188; Ll. 2, 3 D. h. t.) ja fogar durch 
dritte Perſonen (1. 5 $ 1 eit.), wenn nicht etwa auch eine ganz jpezielle Beauf- 
fchtigung ohne Erfolg gewejen wäre (l. 31 pr. D. 19, 1; 1. 41 D. 19, 2). Iſt 
das Vergehen durch den Wirth, feine Leute oder dauernde Bewohner jeines Haujes 
geichehen,, jo findet gegen ihn nach Röm. Recht eine paffiv unvererbliche actio in 
factum auf das doppelte ftatt (1. un. D. 47, 5), welche jedoch in der Gem. Praris 
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außer Anwendung bleibt. In allen übrigen Fällen und heutzutage ganz allgemein 
haftet der Prinzipal nit der actio de recepto, zu deren Beweis die bloße That- 
jache der Aufnahme ausreicht, auf vollen Erja des Werthes, wovon er ſich nur 
durch den Nachweis der eigenen culpa des Sllagenden oder vis major befreien kann 
(1.1 pr.$8; 1.1. 2,3 pr. $1 D.h. t.). Die lage geht auch gegen die Erben 
(I. 384D. h. 5 mehrere Wirthe haften pro rata, ſolidariſch nur dann, wenn 
fie einen gemeinſamen Geſchäftsführer haben (1. 7 $ 5 D. h. t.; L4pr.D. 14, 1). 
Auf zurüdgelaffene oder eigens dem Wirth zur Aufbewahrung übergebene Sachen 
bezieht fich das prätorifche Edikt nach richtiger Meinung wol nit. — Die 
berrichende Meinung, welche die Vorfchriften über das R. als finguläre anfieht, hält 
eine Ausdehnung derjelben auf den Landtransport für unzuläffig (Windjcheid, 
v. Bangeromw, bejonders Goldſchmidt, a.a. DO. S. 352 ff.); Baron (PBand,, 
©. 612) läßt dieje zu, da er die ganze Haftung der nautae, c., st. au& dem von 
ihm aufgeftellten bejonderen Begriff der custodia im engeren Sinne erflärt (vgl. a. a. O. 
©. 483). — Bon den Partikulargejeggebungen (der Cod. Max. Bav. enthält keine 
Borjchriften) jtellt das Defterr. BGB. das R. n. c. st. unter die Vorjchriften über 
das depositum, läßt aber die Wirthe, Schiffer und Fuhrleute für dem durch die 
eigenen oder zugewiejenen Dienftperfonen angerichteten Schaden haften. Das Sächſ. 
BGB. und das Preuß. Allg. ER. ftehen bis auf Einzelheiten faſt vollitändig auf 
dem Boden des Gem. Rechts, deſſen Grundſätze das Allg. LER. auch auf die öffent: 
lihen Landkutſchen, See- und Stromichiffer ausdehntee Der Code Nap. leitet 
die Haftung der Gaftwirthe und Frachtführer aus einem dépôt necessaire (mis6rable) 
ab; fie haften für jeden Diebitahl und jede Beichädigung der Sachen, außer wenn 
diefe verurjacht ift durch eigene Schuld des Reifenden, bewaffnete Hand oder fonftige 
höhere Gewalt. 

Alle diefe Borfchriften find, joweit fie fich auf Land» und MWaflertransport 
beziehen, durch das Deutiche HGB. und die ergänzenden Reichögejee über Eijen- 
bahnen und Poft außer Kraft gejeht. (Vgl. d. Art. Frachtgeſchäft.) 

Quellen: Titt. D. 4, 9; 47, 5. — Ullge Zar ar II. 8 88 444-455 (bie 8 1528 
bis 1531, 1734—1788, 252 240 find durch be3 EG. zum HGB. vom 24 e- 
1861 aufgehoben). — Defterr. B GB. 88 961, 964, 7 1816. — Edi. GB. 88 1280 
Code Nap. art. 1782—1786, 1952—1954. — Bunbeigeieh über das Poftwejen vom 2. Nov. 
1867 88 6 ff., reſp. Reichsgeſ. vom 28. Oftob. 1871 $ 6 

Lit.: Außer den Lehrbüchern des Gem. und Part. Kechts noch: Müller, Ueber die de 


recepto actio und deren analoge Ausdehnung auf die Poftanftalten, Zeipz., 2. Aufl. 1857. — 
Bu ar F —“ 3 Rechtslex. IV. ©. 440 fi. — a in — geriet 


d tſchr, N. %. XVI 
Be io hr *84. e J 9— ve 56 I — — 


im Archiv, praft, ee in — Woyß, ftung für fremde 
Culpa, Era 1867, ‚29. — xp auch J Lit. —— dem u 54 ft. 
Kayſer 


Rechnungslegung. Der Gläubiger hat die Schuld, der Schuldner die 
Tilgung zu beweifen; bei einer Reihe von Rechtöverhältniffen fann der Gläubiger 
zwar den Schuldgrund beweifen, nicht aber die Forderung ziffernmäßig begründen, 
weil e8 ihm hierzu an der nothiwendigen Kenntniß der einzelnen TIhatjachen mangelt, 
dieſe vielmehr zunächjt dem Schuldner beiwohnt. Mach in diejen Fällen hat der 
Schuldner die Tilgung feiner Schuld aus dem vom Gläubiger eriwiejenen Rechts: 
grund darzuthun; er hat den Beweis dafür zu erbringen, daß er mit den von ihm 
angegebenen Werthen jeine Schuld loſe. Die Rechenſchaftsgabe, R. ergiebt ſich ale 
eine VBertheidigung des Schuldners, durch welche allein er den Beweis zu führen 
im Stande ift, daß aus dem Forderungsgrunde jein Gläubiger nichts, als den be 
rechneten Betrag, oder jogar, eventuell der Schuldner, zu fordern habe. Die R. ift für 
beide Theile, den Rechnungsheren und den Nechnungsleger, das Mittel, das be 
jtehende Rechtsverhältniß auf eine bejtimmte Forderung zu ftellen; für den erjteren 
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von Bedeutung, um zu konkreten Forderungswerthen zu gelangen, für den lebteren, 
um fi aus der Schuld zu befreien. Dem Recht des Gläubiger auf R. fteht ein 
Recht des Schuldner auf Rechnungsabnahme gegenüber, welches fich nicht überall 
iharf entwidelt hat; aber zur Erfenntniß des Rechtöverhältnifies von Bedeutung: ift. 
Der Berwalter (Allg. Preuß. LR. TH. I. Tit. 14 $ 145), der Bormund (Preuß. 
Vormundſchaftsordn. vom 5. Juli 1875 $ 69) Haben ein anerkanntes Recht auf 
Rehnungsabnahme, Quittung und Entlaftung; zu erinnern ift an die Decharge- 
ertheilungen, wie fie in den Statuten der Aktiengejellichaften vorgejehen find. Daß 
der Anipruch des Gläubiger auf R. und damit eine Verpflichtung des Schuldners 
in Vordergrund getreten ift, hat jeinen thatfächlichen Grund darin, daß die Lage 
des Gläubigers, um mit Erfolg den Schuldner anzugreifen, eine fchwierigere ift, als 
die des letzteren, welchem in gleichen Streitfällen an der Rechnungsabnahme nichts 
gelegen ift. Das Zwifchenglied der R., um zur einftweiligen Feititellung der For— 
derung und daraufhin zur Löfung zu gelangen, ergiebt fich in einer großen Reihe 
von Rechtsverhältnifien als nothwendig und ift jolche in allen Rechten deshalb auch 
anerfannt (r. R. rationes reddere; 1. 46 $ 4 D. de proc. 3, 3; 1. 2 D. de neg. 
gest. 8, 5; 1. 1 $ 3 D. de tut. et rat. 27, 3; Allg. Preuß. ER. I 14 
$ 148, 144; I. 17 $ 219; auch Deutiches HGB. Art. 270, 361, 376 für ein- 
jelne Fälle); in der Rechtswifjenjchaft wird begonnen die R. als bejonderen In— 
halt einzelner Obligationen darzuftellen (jo Dernburg, Preuß. Priv. R., Bd. 2, 
2. Aufl, $ 44; Förfter-Eccius, Preuß. Priv.R., $ 48 ala vorbeugender 
Schub gegen Rechtöverlegung). Das Sächſ. BGB. behandelt unter „Forderungen 
aus Verträgen und vertragsähnlichen Verhältniffen“ XXI, „Verbindlichkeit zur 
R.“ und beftimmt: „$ 1393. Wer mit oder ohne Auftrag fremde Gejchäfte führt 
oder fremde Sachen veräußert, oder gemeinfchaftliche Sachen ala Theilhaber derjelben 
verwaltet, oder aus jonft einem Nechtögrunde eine Verwaltung hat, oder fremdes 
Vermögen mit den Früchten herauszugeben verpflichtet ift, hat die Berbindlichkeit, 
dem Gejchäftäheren, Mittheilhaber oder ſonſt Berechtigten Rechnung abzulegen. 
$ 1394. Die Ablegung der Rechnung beſteht in der Mittheilung einer geordneten 
Zufammenjtellung der Einnahmen und Ausgaben unter Beifügung der vorhandenen 
Beläge. $ 1395. Nechnungsiehler können zu jeder Zeit berichtigt werden, aus— 
genommen, wenn über fie ein Vergleich geichloffen worden iſt. $ 1396. Werden 
bei einer Rechnungsablegung einzelne Einnahme: oder Ausgabepoſten weggelafien, 
fo beftehen die darauf bezüglichen Anfprüche im Zweifel fort.“ 

Wenn die Bedeutung der R. in den einzelnen Rechtsverhältniffen die gleiche 
it, jo wird ihre Form eine jehr verichiedene fein können. Ein Beifpiel giebt hierfür 
das Gejellichaftäverhältniß. In 8 219 TH. J. Tit. 17 des Allg. ER. ift anerkannt, 
wie jeder Mitgenofje von jeinen für die Gejellichait übernommenen Gejchäften den übrigen 
Mitgliedern Rechnung zu legen verpflichtet ſei (vgl. dazu Plenarbeichluß des vorm. 
D.Trib. zu Berlin, Entſch. XXII. ©. 136 und die Jubdilatur in Koch's Kommentar 
zum Allg. Preuß. ER. ; ferner Entſch. des ROHG. XVII. 399); e& Hat dies weiteren 
Ausdruck gefunden bei der Gelegenheitägejellihaft im Art. 270 des HGB. (Entich. 
des ROHG. V. ©. 2038, XIU. ©. 40, XIV. ©. 87, XXI. ©. 177; Zeitſchr. 
r. d. gef. H.R. VII. ©. 458, 469), wobei hervorgehoben ift, „unter Mittheilung der 
Beläge”; letzteres begründet fich dadurch, daß dgl. Beläge, Rechnungen, Notizen 
ala gemeinfchaftliche Urkunden gelten, auf welche fich die Editionspflicht (f. diejen 
Art; Keyßner, Kommentar zum HGB. Art. 270 Nr. 3) bezieht. Keineswegs 
ft, damit ausgedrückt, daß überhaupt Beläge überall zur R. gehörten; es hängt 
dies vielmehr durchaus von der Beurtheilung des einzelnen Falles ab, ob ber 
Rechtungsherr ohne dies fich von der’thatfächlichen Richtigkeit zu überzeugen außer 
Stande ift (Zeitichr. F. d. geſ. H.R. XV. ©. 565; Erf. des Neichögerichts dom 
21. Febr. 1880 in Gruchot’3 Beitr., XXIV. 1004), wobei die jonft fejtitehende 
oder zweifelhafte Gewifienhaftigkeit des Rechnungslegers die Anfprüche verjchieden 
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geitalten kann. Für die offene Handelägefellichait hat das HGB. eine bejondere R. 
nicht verordnet; keineswegs darf daraus aber gefolgert werden, daß jeitens des ge 
ichäftsführenden Gejellichafters eine ſolche Verpflichtung nicht beftehe (Zeitichr. 7. d. gel. 

HR. XV. 226); die Buchführung und das Recht jedes Gejellichaiters, jederzeit die 
Sanbelabticher und Papiere einzufehen und auf ihrer Grundlage eine Bilanz zu 
jeiner Ueberſicht anzufertigen, kann allerdings eine weitere N. häufig erübrigen; wo 
dagegen hiermit Sicherheit und Bejtimmtheit noch nicht befteht, ift namentlich für 
einzelne Poſten eine R. nach Bewandtniß der Verhältniffe zu erfordern (Anj hük 
und v. VBölderndorff, Kommentar zum HGB. II. ©. 216; Zeitichr. 7. d. gel. 
H.R. VII. 575 ff., XV. 226, XXI 288; Gntich. des ROHG. V. 203, XIII. 40, 
XIV. 87, XXIL 177). 

Ueber weitere Bejonderheiten bei verichiedenen Nechnungsverhältuifjen jei hin- 
gewiefen auf die Regifter s. v. R. bei Windſcheid, Pand.; Förfter, Preuf, 
Priv.R.; Thöl, H.R.; Seuffert, Ach. Für das Vormundfchaftsrecht: Dern- 
burg, Vormundichafter. 2. Aufl. ©. 9, 983, 214 ff., 237; Hefſe, Preuß. Por: 
mundichaftsordn., 185 ff., 220 ff. 

Ueber die Zeit der R. und den Ort (Entich. ds ROHG. XV. 227) derfelben 
laffen ſich allgemeine Regeln nicht aufftellen; der einzelne Fall wird jtets hin- 
reichenden Anhalt bieten, um für den Zwed der R. das Mittel nach Zeit und Ort 
unter Wahrung der Rechte beider Theile genau zu beftimmen. 

Soll die R. erledigend jein, jo muß fie, wie $ 1394 des Sächſ. BGB. bejagt, ſowol 
die Einnahmes als die Nusgabepoften umfaſſen, denn nur dann kann zu einem Refultat 
gelangt werden; eine hiervon ganz getrennte Frage ift, ob nicht etwa bereits die 
Ginnahmepoften, oder die Kenntniß eines einzelnen dem Gläubiger von Nußen fein 
fann (Bähr, a.a. O. ©. 258); dies ift zuzugeben (Beifpiel: Entich. des ROHG. 
XI. 366); aber die Offenlegung der Einnahmen bei entitandenen Ausgaben ift feine 
NR. Der Gläubiger hat keineswegs ein rechtliches Intereſſe dabei, mehr zu erhalten 
als ihm zufteht, jondern er will gerade das Zuftändige haben, aljo unter Abrechnung 
der Gegenforderungen behufs Abwidelung der ganzen Angelegenheit (Dernburg, 
a. a. D, $ 44 Nr. 4). Soweit der Rechnungsherr die einzelnen Poiten bemängeln 
fann, was im Gingzelnen nach Art derjelben und der Gejchäftsangelegenheit über- 
haupt zu beurtheilen ift, Hat der NRechnungsleger Beläge beizubringen, bzw. den 
Beweis der Richtigkeit zu führen, was auch nn berühren kann, ſofern 
diefelben zu niedrig angejeßt fein follten (vgl. Bähr, ©. 263). Die einzelnen 
Nechnungspoften find für den Rechnungsleger verpflichtende Zugeftändniffe, das für 
den Rechnungsherrn berechnete Guthaben ift ein Schuldanerfenntniß, entiprechend 
dem Saldozug im Kontofurrentverhältniß. Betreffend die Rechnungsfehler und Aus 
laffungen fönnen die obigen Beitimmungen der $$ 1395, 1396 ala allgemeinen 
Rechtes bezeichnet werden (HGB. Art. 294). An die gelegte Nechnung können 
fi Streitigkeiten über deren Richtigkeit und Vollftändigkeit anknüpfen (Allg. Preuß. 
Gerichtsordn. Th. I. Tit. 45, 46 SS 34 ff.), für deren Erledigung, fofern fie eine 
erhebliche Zahl von ftreitigen Anfprüchen oder von ftreitigen Ernennungen betreffen, 
in 88 313—319 der CPO. für das Deutiche Neich ein vorbereitendes Verfahren 
geordnet ift (vgl. Fitting, Der REiv.Prz., 4. Aufl. $ 64; Schelling, Lehrb. 
des Deutjchen Giv.Prz., $ 171, jowie die Kommentare zur CPO.). 

Griolgt eine beanfpruchte R. nicht, jo hat der Rechnungsherr das Recht, einen 
ihm aus dem Rechnungsverhältniß zuftändigen Anspruch gegen den Rechnungsleger 
flagend zu verfolgen; die Verfolgung ift nicht von der vorgängigen R. abhängig, 
und fann ein bezüglicher Einwand des Beklagten nicht durchdringen; es bleibt dieſem 
überlafien , jeine Gegenforderungen anzubringen und zwar geeigneten Falles unter 
Vorlegung einer Rechnung, jo daß fich das Rechnungsverfahren anjchließt (Entic. 
des ROHG. XII. 367 und die zahlreichen Allegate dajelbit; Ext. des Reichsgerichts 
vom 4. Nov. 1879 in Gruchot's Beitr. XXIV. ©. 445; Zeitjchr. T. d. kei HN. 
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XXIL ©. 288). Sofern der Beklagte dieſe Umgeſtaltung zum Rechnungsprozeß 
nicht vornimmt, erjtreitet zwar Kläger den einzelnen Poften, es bleibt aber die 
Abwidelung des ganzen Geſchäfts unerledigt und kann jpäter der Beklagte mit feinen 
Gegenforderungen noch auftreten, 

Ferner kann der Rechnungsherr jelbjt die Rechnung aufmachen, fein Guthaben 
danach berechnen und Beklagten dadurch zur Geltendmachung feiner Gegenforderungen 
zwingen. Iſt der Rechnungäherr in dieſer Weije zur Abwidelung zu gelangen nicht im 
Stande, jo bleibt nur übrig, fich des Mittels der Klage auf R. zu bedienen, wobei 
dann präjudiziell zu erörtern ift, ob unter den Parteien ein jolches Verhältniß beiteht, 
bei dem der Beklagte angehalten werden fann im Wege der R. die Erfüllung jeiner 
Verpflichtung nachzuweiſen. Iſt ein vollitredfbares Urtheil auf R. ertritten, jo wird 
der Beklagte nach $ 774 der CPO. durch Gelditrafe oder Haft zur Erfüllung an— 
gehalten werden können, foweit die R. „ausjchließlich von feinem Willen abhängt“, 
worüber er nah $ 776 a. a. D. zu hören ift. Wieweit die Möglichkeit der Aus— 
funftsertheilung reiht (Bähr, a. a. O. ©. 270), ift Frage im Einzelnen; jelbjt 
wenn der Rechnungspflichtige fich jelbit außer Stande gejegt hat zur R., muß der 
Zwang wegfallen. Vorher iſt e8 jedoch zuläffig, den Rechnungspflichtigen durch 
Abzwingung des DOffenbarungseides (Einf.Gej. zur CPO. $ 16 Nr. 3) anzuhalten, 
daß er, joweit im Stande, offenlege (Dernburg, a. a.D. ©. 108). Schließlich 
muß die unterbliebene R. in einem Schadenserjaß feine Erledigung finden, wobei 
auch ein Schäßungseid nicht ausgeſchloſſen ift. 

Griolgt die R., jo ift im Einzelnen zu unterfuchen, ob diejelbe ala eine voll- 
ſtandige erachtet werden fan, wobei der Offenbarungseid für die Vervollftändigung 
der Aktivfeite verwendbar ift, jo daß der Rechnungjteller im gr Interefie ‚au 
Haritellung der Ausgabepojten angehalten wird (Bähr, a. a. D. ©. 273). Das 
bereits oben erwähnte Verfahren in Rechnungsjachen nach 88 8313 #. der CPO. 
findet feinen Abichluß dahin, daß der Rechnungsſteller zu bejtimmten erledigenden 
Leiftungen, der Regel nach Zahlung, verurtheilt wird, wogegen auf eine Widerklage 
auch der Rechnungsherr feinerfeitS zu Erfüllung feiner Berpflichtungen verurteilt 
werden kann. 

Eine im Voraus bejtimmte Befreiung von der Rechnungslegung (vertragsmäßig 
oder tejtamentarifch) iſt, ſofern nicht ausdrüdliche Geſetze entgegenstehen, zuläffig, 
ohne daß jedoch Betrug oder Unterichlagung damit gededt werden fünnte. Die er- 
wiefene Treulofigkeit bejeitigt den Erlaß der R., welche auf die Vorausjegung der 
Gewiſſenhaftigkeit beruhte. 

Die Preuß. VBormundichaftsordn. vom 5. Yuli 1875 $ 68 läßt eine Befreiung 
des Vormundes von Legung der Schlußrechnung nicht zu; es liegt hierin der Aus- 
drud, daß die Verwaltung des Bormundes und jeine Stellung nicht eine lediglich 
privatrechtliche ift (vgl. Dernburg, Vormundſchaftsrecht, ©. 239; Heſſe, Vor— 
mundſchaftsordnung, S. 191, 225). 

Aus dem Zeitablauf endlich bei Fortſetzung des Verhältniſſes kann auf Erlaß 
der R. eine thatjächliche Folgerung entſpringen (Allg. Preuß. LER. Th. I. Tit. 14 
$ 158; vgl. Pl.Beſchluß des Preuß. O.Trib. Bd. XL. ©. 1); ebenjowie aus dem : 
Stillſchweigen gegen die ganze R., ähnlich wie beim Kontokurrent eine Rechnungs- 
abnahme fich ergeben kann. 


Lit.: Bähr, Ueber die Verpflichtung zur R. “ für Dogmatit des — Röm. 
und Deutichen Privatrechts ir RE u. 9. XI. 250-297. — Dernbur Preuß. 
Privatrecht, Bd. IL, 2. Aufl., ee 


EINER TEN 1. Hiftorifches. Für den Römifchen Prozeß der 
älteren und klaſſiſchen Zeit find die Profuratur, die Berugniß für und ftatt einer 
Partei vor Gericht aufzutreten, und die Stellung als advocatus, patronus oder 
orator, welcher der Partei bei ihrem Gricheinen vor Gericht blos mit feinem 
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juriftifchen Rath und jeinem Anjehen (advocatus) diente oder gleichzeitig neben der- 
jelben Anträge jtellte und für diefelbe plaidirte, zu unterjcheiden.. Während die 
Zuläffigkeit der Stellvertretung fi nur langjam und allmählich erweiterte, war die 
Unterftüßung der Partei durch Rechtäbeiftandichaft Jedem freigegeben und galt al 
eine des höchſt gejtellten Mannes nicht unmwürdige Beichäftigung. Als fich aber 
R. und Prozeß immer künftlicher geftalteten und dem Volksbewußtſein mehr ent- 
fremdeten, war dadurch auch die Nothwendigkeit einer jpeziellen Fachbildung für die 
gedachten Funktionen bedingt und jo ward jeit dem 3. Jahrh. die Nechtäbeiftand- 
ichaft ein von technifch gebildeten Juriften ausgeübtes Gewerbe, welches zugleich ala 
eine Art des öffentlichen Dienftes angejehen und daher unter die Kontrole der 
Magiftrate geftellt wurde. Die Zahl der Advokaten war für jedes Gericht feitgeicht 
und die Eintragung in das DVerzeichniß defjelben (matricula) erfolgte nur auf Rad 
weifung der Qualifitation (mamentlich einer juriftiichen Vorbildung). Die Kollegin 
der Advokaten der einzelnen Gerichte beſaßen Korporationsrechte, und den Mitgliedern 
derjelben jtanden eine Reihe von Privilegien (insbefondere Befreiung von läftigen 
Stadt und Provinzialämtern) zu. Andererſeits blieben fie aber der Kontrole der 
Magiftrate und der Disziplinargerichtäbarfeit derjelben unterworfen, für ihre Leiftungen 
war eine beftimmte Taxe feitgejegt und ihnen die Pflicht auferlegt, den Ort ihre 
Gerichtes nicht ohne Urlaub zu verlaffen. Faktiſch befamen fie auch in diejer Zeit 
die Profuratur in ihre Hand, denn, wenngleich dieje niemals im Römiſchen Reid 
geſetzlich beichränft oder konzeſſionirt worden iſt, erichien es doch bei der damaligen 
Geftaltung des Verfahrens und der Entwidelung des materiellen Rechts für die 
Partei mißlich, fich durch einen nicht juriſtiſch gejchulten Profurator vertreten zu 
laſſen. 

Der Formalismus des älteren Deutichen Prozeſſes und die Tenden 
defjelben, den Rechtäftreit durch Herausgreifen einzelner, zum Beweis zu ftellender 
thatjächlicher oder rechtlicher Behauptungen zu erledigen, erforderte ebenjalld eine 
genaue Kenntniß des gerichtlichen Verfahrens und praftifche Gewandtheit. Daher 
finden fich auch hier neben den Parteien Fürſprecher, deren Zuziehung überdies 
noch den Vortheil hatte, daß die Partei die Verſehen derjelben verbeffern konnte, 
während ihr dies Hinfichtlich der von ihr jelbft gemachten Fehler nicht zuftand. 
Griorderlich war die Zuziehung eines Fürfprechers nicht, und ebenjowenig haben fie 
einen bejonderen Stand gebildet. 

Seit der Rezeption der fremden R. in Deutichland und der Beſetzung der Ge 
richte mit römifchrechtlich gebildeten Juriften war von jelbft wieder die Nothwendigkeit 
eines bejonderen rechtögelehrten Advofatenftandes und die Verbindung der eigent- 
lichen Stellvertretung nmtit der Advofatur gegeben. Bei einem dem Volksbewußtſein 
und Volksverſtändniß völlig fremden Nechte, einem fchriftlichen und künstlichen, vieliach 
die Verletzung der materiellen Barteirechte durch jeinen Formalismus herbeiführenden 
Verfahren, der fich immer mehr verflachenden juriftiichen Methode, welche einer den 
Verkehrsverhältniſſen entiprechenden Werarbeitung des fremden und einheimifchen 
Rechtsftoffes nicht gewachjen war, und in unfelbitändiger Weije fich an die frühere 
Literatur anlehnend, Kontroverfen auf Kontroverfen häufte, mußte dem Advolaten— 
ftand das erhebende Bewußtjein, der Verwirklichung des Rechtes zu dienen, immer 
mehr abhanden fommen, und er jelbit da, wo es fich um die Vertretung einer ge: 
rechten Sache handelte, auf die Anwendung juriftifcher KHunftgriffe gedrängt werden. 
War doch das geheime und formaliftiiche Verfahren geeignet, unehrenhafte Praftifen 
vor dem Publikum zu verdeden, ſowie jedes Streben nah Wahrhaftigkeit und jede 
Scham über unerlaubte Mittel zu unterdrüden. Der Ausdehnung der Advofaten- 
thätigfeit auf das Gebiet des öffentlichen Rechts war die politiiche Entwidelung 
entgegen, auf diefem Wege fonnte dem Advokatenſtand feine friſche und gefunde 
Lebensluft zugeführt werden, und jo ſank derjelbe in Deutjchland zu einem fon 
zeſſionirten und monopolifirten, der Disziplinargewalt der Gerichte unterworfenen 
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Gewerbe herab, deſſen Mitglieder namentlich auf den Gelderwerb angewieſen waren, 
und weil das Volk in ſeinen Rechtsſachen mit ihnen am meiſten in Berührung 
fam, für die Schäden des geſammten Rechtszuſtandes ungerechtfertigter Weiſe ver— 
antwortlich gemacht wurden. Berichte, wie der Leyſer's, von 1732 (Medit. ad 
pandect., spec. 547 n. 4): „Nullum fere nunc scriptum editur in quo si advocatorum 
forte mentio fit, convitiis non onerentur, Deinde dignitas eis nulla relinquitur. 
In convivis ad infimum subsellium reiiciuntur, in solemnibus infra scribas, 
argentarios, publicanos amandantur. Denique : magistratus in aliorum criminibus 
indulgentissimi advocatorum levissima errata severe puniunt ac frequentibus 
mulctis eos fere ad incitas redigunt... Ita fit ut si paucos excipias probos 
doctosque viros... non nisi viles et ad alia negotia inepti homunculi advo- 
cationem ambiunt“, in Berbindung mit den hbervorgehobenen Umständen laffen es 
erflärlich ericheinen, daß man die Verkommenheit der Advokatur, ein bloßes 
Symptom des jchlechten Rechtäzuftandes, als Grund des letzteren anjah, und in 
Preußen im Jahre 1780 den mehrfach jchon angeregten, freilich nur auf kurze Dauer 
haltbaren Berfuch machte, die Advokaten ganz abzuſchaffen, und fie durch die wunder- 
liche Mißgeburt der jtaatlich bejoldeten Aſſiſtenzräthe zu erießen, welche bei 
der Unterfuchung des Faktums vornehmlich Gehülfen und zugleich „Kontroleurs“ 
des Richters, bei der Erörterung des Rechtspunktes dagegen Beiftände der Parteien 
jein jollten. 

Wenn mehriach behauptet wird, daß der abjolute oder der Polizeiftaat Schuld 
an der Herabdrüdung des Advokatenſtandes in Deutichland geweſen ift, jo ijt das 
nicht unbedingt richtig. Noch in der jpäteren Kaiferzeit genoffen die Advokaten 
einer höheren Achtung, ebenjo unter Ludwig XIV. in Frankreich. Hier war ebenjo- 
wenig, wie bei den Römern, eine jo große Kluft zwiſchen dem Rechtsbewußtjein des 
Volles und dem für dafjelbe in den Gerichten angewendeten Recht vorhanden ; ferner 
war das mündliche Verfahren, welches in Frankreich auch in Givilfachen nie ganz 
verdrängt worden ift, im Gegenfat zum jchriftlichen Prozeß geeignet, die Bedeutung 
des Advokatenſtandes dem Publikum zum Bewußtſein zu bringen. Dazu kam endlich, 
daß der Deutſche Advofat, nicht wie der Franzöſiſche, durch die Gewohnheit des Auf— 
fteigenö in die Magiftratur dem Richter ala Kollegen gleichgejtellt war. Als ftaatlich 
fonzeffionirter Beamter, welcher einen ala nothwendiges Uebel geltenden Beruf aus— 
übte, konnte er in feiner Vereinzelung dem Beamtenthum gegenüber feine freie und 
würdige Stellung einnehmen, während umgekehrt in Frankreich, wo fich die Funk— 
tionen des Profuratord (procureur, avous) von der des Advofaten getrennt erhalten 
hatten, erfterer zwar alö officier ministeriel galt, der Advofat aber fein Staats— 
beamter, jondern der unabhängige Mann war, welcher fi) mit feinen Kollegen zu— 
lammenjchloß und der Magiftratur gegenüber als Macht auftreten konnte. 

In Folge der Veränderung des Rechtäzuftandes in Deutichland,, insbeſondere 
der Verbefferung des Civ. Prz. und der Einführung des mündlichen Verfahrens in 
Straffachen jeit dem Jahre 1848, jowie in Folge bes MWiedererwachens des politischen 
Lebens hat fich die Lage der Advofatur in Deutjchland wieder gehoben und die 
Partifulargejeggebung hat wenigftens in manchen Deutichen Staaten den früheren 
Standpunft des Mißtrauens gegen die Advofaten aufgegeben. 

Die Beichräntung der Zahl der Advokaten und ftaatliche Anftellung für 
einen bejtimmten Gerichtöbezirt wurde in Altpreußen, Kurhefjen, Najjau, 
Bayern und Anhalt beibehalten. In der Rheinprovinz, in Hannover 
und in Braunfchweig war dagegen nach dem Borbilde Frankreichs der Beruf 
des Anwaltes (Prokurators, avou6) von dem des Advofaten geſchieden. Während 
die Advokatur freigegeben war, wurden die auf eine beftimmte Zahl für jedes Gericht 
frirten Anwaltjchaften nur an Advokaten (daher der Name Advokat-Anwälte) ver 
lichen. Endlich beitand in Baden, Medlenburg- Schwerin, Medlenburg- 

v. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 18 
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Strelitz, Frankfurt a. M, Hamburg und Bremen Freiheit der Advolatur, 
und zwar in der Weiſe, daß jeder, welcher die vorgeſchriebenen Prüfungen abgelegt 
hatte, zu derſelben zugelaſſen werden mußte. 

Als Qualifikation für die Advokatur wurde meiſtens dieſelbe wie für die Be— 
kleidung einer Richterſtelle verlangt, während in den freien Städten die Ablegung 
einer befonderen Advofatenprüfung erforderlich war. 

Anwaltszwang beitand in Deutichland in den Ländern des Franzöſiſchen 
Rechtes, ferner in Hannover bei den höheren als den Amtägerichten. 

Immerhin war die Lage des Anwaltöftandes vielfach noch eine gedrüdte, 
namentlich in Folge der in manchen Ländern den Gerichten über die Advofaten in 
weiten Umfange eingeräumten Disziplinargewalt, in Folge unbefriedigender Gebühren- 
tarordnnungen, und der richterlichen Kontrole in Betreff der Gebührenforderungen. Dieier 
Umftand hat mehrfach die Bildung von freiwilligen Anmwaltövereinen zur Erringung 
einer beſſeren Stellung für den Anwaltsftand und zur Vertretung der gemeinjamen 
Intereſſen deflelben veranlaßt. So haben fich 1860 in Nafjau, 1861 in Bayern 
und in Preußen jolche gebildet, und endlich 1871 ein allgemeiner Deuticher Anwalts: 
verein, in welchen der Preußiiche aufgegangen ift. 

II. Geltendes Recht. In Folge der neuen Juftigorganijation find auch 
die Verhältniffe der Rechtsanwälte, jo heißen jet die Advokaten, wie jchon früher 
in Preußen, für ganz Deutichland durch die Deutjche Nechtsanwaltsordn. vom 1. Juli 
1878 einheitlich geregelt worden. Die neue Organijation ruht auf den Grund: 
jägen der Freiheit der R., der Lokaliſirung, des Anwaltszwanges um 
der Domizilirungs- und Reſidenzpflicht der Anwälte. 

Der Rechtsanwalt it fein Staatöbeamter, er übt aber einen öffentlichen Berui 
aus, kraft deffen er gewiſſe öffentliche Rechte und Pflichten hat. Er wird nicht an- 
gejtellt, wol aber zur R. augelaffen. Fähig dazu ift nur derjenige, welcher bie 
Dualifitation zum Richteramte in einem Bundesjtaate erlangt hat. Ein Recht auf 
Zulaffung eriftirt aber nur für den Staat, in welchem die Richterprüfung bejtanden 
worden tft, Die Zulaffung erfolgt auf Antrag durch die Landesjuftizverwaltung 
nach vorgängigem Gutachten der betreffenden Anwaltsfammer, beim Reichsgericht 
durch das Präfidium defjelben. Sie muß aus beitimmten Gründen (3. B. wegen 
Berluftes der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter) verjagt werden, und 
kann 'es auch aus anderen, gejeglich feitgefeßten Gründen. Die Zulaffung erfolgt 
nah Wahl des Antragjtellers bei einem bejtimmten Gericht (auch einer vom Land: 
gericht detachirten Kammer für Handelsſachen), ausnahmsweiſe auch bei mehreren 
Kollegialgerichten deſſelben Ortes; ferner kann die Zulaffung eines bei einem Amts 
gerichte zugelaffenen Anwalts auch gleichzeitig bei dem Landgerichte des Bezirks er 
folgen. Nach der Zulafiung bat der Rechtsanwalt in öffentlicher Gerichtäfigung 
einen Eid auf gewiſſenhafte Erfüllung feiner Pflichten zu leiften. Ueber die zu— 
gelafjenen Rechtsanwälte wird bei dem betreffenden Gericht eine Lifte geführt. Mit 
der Eintragung in die lebtere beginnt die Beiugniß zur Ausübung der R. Die 
Zulaffung gewährt dem Rechtsanwalt die Berugniß, vor jedem Gericht des Deutjchen 
Reichs in Straf, Civilprozeß- und Konkursſachen als Beiſtand aufzutreten, ferner, 
joweit fein Anwaltszwang bejteht, Vertretungen zu übernehmen und VBertheidigungen 
zu führen. Soweit Anwaltözwang (j. d. Art. Anwaltsprozef) eingeführt iſt, 
fann nur ein bei dem Prozehgericht zugelaffener Anwalt ala Prozebevollmächtigter 
für die Partei auftreten, jedoch ift es ftatthaft, dak in der mündlichen Verhandlung, 
einjchließlich einer zur Beweisaufnahme bejtimmten, ein anderer Anwalt die Aus— 
führung der Parteirechte (da8 Plaidoyer) und auf Grund einer Subjtitution des 
zum Prozeßbevollmächtigten bejtellten Rechtsanwaltes auch die volle Vertretung 
übernimmt. 

Die dienstlichen Pflichten des Rechtsanwaltes find folgende: 1) Er hat jeine 
Berufsthätigkeit gewiſſenhaft auszuüben und in und außerhalb feines Berufes ein 
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deſſelben würdiges Verhalten zu beobachten; 2) falls er ſich über eine Woche 
von ſeinem Wohnſitz entfernt, für ſeine Stellvertretung zu ſorgen und dem Vor— 
ſihenden des Gerichtes, bei welchem er zugelaſſen worden iſt, ſowie dem Amtsgerichte 
ſeines Wohnſitzes unter Benennung des Stellvertreters Anzeige zu machen. 8) Er 
iſt ferner verpflichtet, den ihm überwieſenen, im Vorbereitungsdienſte befindlichen 
Rechtafundigen Gelegenheit und Anleitung zu praftifchen Arbeiten zu geben. 4) Eine 
allgemeine Pflicht, Jedermann feine Dienfte zu gewähren und jeden Auftrag zu 
übernehmen, beiteht nicht, nur die Verpflichtung, im Fall der Ablehnung eines 
Auftrages, diefe ohne Verzug bei Vermeidung des Erſatzes des durch die Zögerung 
entitandenen Schaden® zu erflären. Wol aber muß der Anwalt ſich vom Gericht 
einer Partei zuordnen laffen in den Fällen, in denen die Deutſche CPO. ($ 101 
Ar. 3, 88 609, 620, 626) dies verfügt (j. d. Art. Armenreht und Ent- 
mündigungäveriahren), ferner dann, wenn die Partei für Sachen, für welche 
Anwaltszwang beiteht, feinen zur Vertretung geneigten Anwalt findet und die 
Prozekführung nicht muthwillig oder ausfichtölos erjcheint, oder auch dann, wenn 
& das Gericht zu Gunften einer mit dem Armenrechte verjehenen Partei in jolchen 
Fällen, wo eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ift, angemeſſen erachtet. 
Eine Pflicht zur Verſagung feiner Berufstätigkeit beiteht für den Anwalt, falls fie 
für eine pflichtwidrige Handlung in Anſpruch genommen wird, falls er bereits der 
anderen Partei in derjelben Rechtsſache bedient gewejen ift oder jeine Thätigkeit in 
einer ftreitigen Angelegenheit, an deren Entjcheidung er früher als Richter theil- 
genommen bat, verlangt wird. 

Das Nechtöverhältniß zwiichen dem Anwalt und jeinem Klienten iſt reichs— 
geieglich nur in einzelnen Punkten geordnet. Der Rechtsanwalt ift verpflichtet, für 
den Klienten geordnete Handakten zu führen, auch diefelben noch 5 Jahre nad) Be- 
endigung des Auftrages aufzubewahren, ſofern er nicht den Klienten zur Empjang- 
nahme derjelben aufgefordert hat, in welchem Falle die Verpflichtung jchon 6 Monate 
nach der Aufforderung erlischt. Bis zur Berichtigung jeiner Gebühren und Auslagen 
dat er aber an den Handakten ein Netentionsrecht. ferner ift der Anwalt befugt, 
in allen Sachen, wo er nicht in Gemäßheit der Deutichen CPO. vom Gerichte 
beigeordnet ift, einen angemeflenen Vorſchuß vor Uebernahme der Vertretung zu ver: 
langen. Sodann bat er für jeine Thätigfeit Gebühren und Erjaß feiner Auslagen, 
inäbefondere auch Schreibegebühren und Reiſekoſten (Tagegelder, Nachtquartiere, 
Fuhrkoften) zu beanspruchen. Für die Höhe der eriteren ift die Gebührenordnung 
maßgebend, welche die einzelnen Sätze auf der Bafis fefter Paufchquanta und be— 
ſtimmter progreffiver Werthklafjen feſtſetzt. Wenn aber der Rechtsanwalt einer Partei 
nicht richterlich beigeordbnet oder zum Bertheidiger beftellt worden ift, kann durch 
Vertrag eine höhere ala die tarmäßige Vergütung vereinbart werden. Der Auftrag: 
geber ift indeflen nur gebunden, wenn er jeine Zufage ichriftlich gemacht hat, auch 
fann er, wenn der Rechtsanwalt bei der Ausbedingung eine angemeffene Grenze über- 
ichritten bat, eine Herabminderung bis auf den gejeglichen Betrag, auf dem Wege 
des Prozeſſes, in welchem jtets ein Gutachten des Vorftandes der Anwaltsfammer 
einzuholen ift, erzielen. Soweit das frühere Recht durch die erwähnten jpeziellen Bes 
fimmungen nicht modifizirt wird, ift daffelbe für das Verhältniß zwijchen Anwalt 
und Slienten noch maßgebend geblieben. Im Gem. Recht hat man dafjelbe bald ala 
Mandat, bald als Dienftmiethe gefaßt, ja jogar (Wetzel h) jede Vertragäbeziehung 
wwiſchen beiden Theilen geleugnet. Die Motive zur Deutjchen Rechtsanwaltsordnung 
haben fich zwar der erfteren Auffaffung angeichlofien, und dieje tritt auch in der wieder: 
holten Bezeichnung des Stlienten ala Auftraggebers in dem Geſetze mehriach hervor, 
indefien ift dadurch die rechtliche Natur des Verhältniffes immer nicht gejeßlich feſt— 
geitellt und es hindert nichts daffelbe, als einen Vertrag auf entgeltliche Leiſtung 
freier Arbeit, in welcher zugleich die Vertretung des einen Kontrahenten inbegriffen 
it, zu charakterifiren. 

18* 
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Anwaltskammern. Die Anwälte eines jeden Oberlandesgerichtsbezirkes 
bilden eine Anwaltskammer. An ihrer Spitze ſteht ein Vorſtand von 9—15 Mit⸗ 
gliedern, welche von den betreffenden Anwälten auf vier Jahre gewählt werden und 
von denen die Hälfte aller zwei Jahre ausſcheidet. Die Kammer ſtellt ihre eigene 
Geſchäftsordnung, ſowie diejenige für den Vorſtand auf, bewilligt die durch Beiträge 
aufzubringenden Mittel für die Verwaltung ihrer Angelegenheiten und nimmt die 
Rechnung des Vorſtandes ab. Der Vorſtand Führt die disziplinariſche Aufficht über 
die zur Hammer gehörigen Anwälte und handhabt die ehrengerichtliche Strafgewalt 
über diefelben, er vermittelt ferner auf Antrag Streitigkeiten unter ihnen und ſolche 
aus dem Auftragsverhältniffe zwischen Anwalt und Auftraggeber, dieje jedoch mur 
auf Antrag des lehteren, er erjtattet weiter Gutachten, welche von der Landes— 
juftizverwaltung oder bei Streitigkeiten zwiichen Anwalt und Auftraggeber von 
den Gerichten erfordert werden, endlich verwaltet er das Vermögen der Kammer und 
legt derjelben die jährliche Rechnung. 

Die ehrengerichtliche Beitrafung eines Rechtsanwaltes tritt ein, wenn 
er die ihm obliegenden Pflichten verlegt hat. Die Strafen find: 1) Warnung, 
2) Verweis, 3) Gelditraie bis zu 3000 Mark und 4) Ausſchließung von der®R. 
Das Ehrengericht bildet der Vorftand der Anwaltskammer in der Beiegung von fünf 
Mitgliedern. Das Verlahren ift dem Strafprozeh nachgebildet. Der Staatsanwalt, 
welcher die öffentliche Klage erhebt und überhaupt bei dem Verfahren funktionitt, 
ift der Staatsanwalt beim Oberlandesgeriht. Die Berufung von den Urtheilen 
der Ehrengerichte geht an den Ehrengerichtshof. Diefer ift bei dem Reichsgericht in 
Leipzig gebildet und beiteht aus dem räfidenten, jowie drei Mitgliedern dieſes 
Gerichtes, endlich aus drei Mitgliedern der Anwaltskammer deſſelben. 

Für die Anwälte beim Reichägericht gilt die Bejonderheit, daß fie nicht gleich— 
zeitig bei einem anderen Gericht zugelaffen werden, auch bei einem folchen nicht 
auftreten dürfen, auch können fie die dem Prozehbevollmächtigten zuftehende Ver— 
tretung nur auf einen anderen, beim Reichsgericht zugelafienen Anwalt übertragen, 
während als Vertheidiger oder zur Ausführung der Parteirechte jeder bei einem 
Deutichen Gericht zugelafiene Anwalt auch vor dem Neichsgericht auftreten kann 
Für die Anwälte beim Reichögerichte ift aus diefen eine eigene Anwaltstammer 
gebildet, deren Borftand für fie ala Ehrengericht fungirt, jedoch ift die Mitgliedichaft 
in dem lebteren mit der im Ehrengerichtshof unvereinbar. 


Gigb.: Deutihe Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878. — Deutiche Gebühren: 
ang für Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879. — Defterr. Abvolatenordnung vom 6. Juli 


Lit: 9. Jacqued, Die freie Abvofatur und ihre Legislative Organifation, Wien 
1868. — Gneitt, Freie Advotatur, Berlin 1867. — U. Brir, Organifation ber Advolatur 
in Preußen, Oefterreich ıc., Wien 1868. — F. Meyer, Die (Deutiche) Recht sanwalts ordnung 
erläutert, Berlin 1879; Derielbe, Die (Deutiche) Gebührenordnung für Rechtäanmwälte, 
erläutert, Berlin 1879. — 6. Piafferoth, Handbuch für das Anmwaltögebührenmeien bei 
Deutichen Reichs, Berlin 1879. — Endbemann, Der zo. gung d. II. ©. 553 ff. 

1 f. — Wad, Vorträge über die RCPO., Bonn 1879, ©. 64 ff. — Beitichr. des Anwalt# 
Bin für Bayern, Erlangen jeit 1861. — Preuß. Anwaltszeitung, herausgeg. von F. und 

P. Hinſchius, Berlin 1862—1866. — Jurift. Wochenfchrift, herausgeg. von S. Hänle 
und J. Joha nnien, Organ bed Deutichen Anwaltsvereins, erlin feit 1 ai F 
inſchius. 


Rechtsbeſitz, ſ. Quaſibeſitz. 


—— (Litispendenz) ift eine aus verſchiedenen Wendungen der 
Ouellen (1. 2. C. de litig. 8, 36; rubr. C. 1, 21; rubr. X. 2, 16) abgeleitete 
Bezeichnung, welche von der früheren gemeinrechtfichen Theorie auf den Zuftand 
einer in gerichtlicher Verhandlung begriffenen Streitiache als die Grundlage gewiſſer 
NRechtöwirfungen angewendet wurde. Ueber den Zeitpunft der R. beitand Streit, 
weil jene Wirkungen nicht alle gleichzeitig eintraten; vgl. Renaud, Civilprozeß, 
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$ 72. Jetzt hat die GPO. $ 235 feſtgeſetzt, daß die R. durch die Erhebung der 
Rlage begründet wird, d. i. regelmäßig durch die Zuftellung des Schriftiahes, 
welcher die Klage enthält ($ 230, Abi. 1). Die Wirkungen der R. find theils 
progehrechtlicher,, theild materieller Natur. Der erjteren Art find folgende: 1) jede 
Partei kann während der Dauer des Prozeſſes einer anderweitigen Geltendmachung 
derjelben Streitjache durch den Gegner die progeßhindernde Einrede der R. (exceptio 
litis pendentis) entgegenjegen (KPO. $ 235, Nr. 1; $ 247, Nr. 3). Dieſe Ein- 
rede war dem klaſſiſchen Röm. Recht fremd; fie wurde erjeßt dadurch, daß die ein- 
mal bis zur litis contestatio geführte actio jogar fonjumirt und damit ihre Wieder: 
holung für alle Zeit (theils ipso iure, theils per exceptionem rei in iudiecium de- 
dactae) ausgejchloffen war. Nach dem Wegfall des Konſumtionsprinzips entwidelte 
fih jedoch jene Einrede, weil die Vertheidigungspflicht nicht gleichzeitig mehrmals 
demjelben Anſpruch gegenüber beiteft (Wach, in Krit. Vierteljahrsſchrift XIV. 
©. 589). Ihr objektiver Umfang ift derjelbe, wie bei der Einrede der rechtäfräftig 
entichiedenen Sache. Auf die Form, in welcher die neue Geltendmachung des recht3- 
hängigen Anspruchs erfolgt (ob durch Klage, Kompenfationseinrede, Widerflage oder 
Präjudizialinzidentklage), tommt nichts an. Bon Amtswegen ift die Berüdfichtigung 
der A. nicht geboten. — 2) Die fachliche, wie die Örtliche Zuftändigfeit des Gerichts 
beitimmt fich nach dem Zeitpunkt, in welchem die R. eintrat. Cine jpätere Ver: 
änderung der Umftände, welche fie begründet haben, ift unerheblich (jog. perpetuatio 
fori; PO. $ 235, Nr. 2). — 3) Der Kläger hat nach Eintritt der R. nicht 
mehr das Recht, ohne Einwilligung des Beklagten eine Klageänderung (j. diejen 
Art.) vorzunehmen (CPO. $ 235, Nr. 3). Daneben ift oft ala prozeßrechtliche 
Wirfung der R. die Befugniß des Beklagten zur Erhebung einer Widerflage hin— 
geitellt worden. Allein dieje jet zwar die R. voraus, aber außerdem auch den 
jpäteren Akt der Streiteinlaffung. Vgl. d. Art. Widerflage. Ueber die mit 
der R. verbundene Litigiojität f. diefen Art. Als materielle Wirkungen: der R. 
kommen noch in Betracht die Unterbrechung der Berjährung und, was freilich ftreitig 
it, der Erjigung (f. dieje beiden Art.), die Steigerung der Haftung des Beklagten 
bei der Vindikation (j. diefen Art.), der Eintritt der WVererblichkeit bei jonit 
unvererblichen Klagen u. a. m. Ueber diejelben im einzelnen vgl. Windſcheid, 
Lehrb. I. SS 124—126 und bezüglich des Preuß. Rechts Dernburg, Lehrb., I. 
$ 130—132. Die EPO. $ 239 enthält in Bezug auf Art und Umfang diejer 
Wirkungen nur eine Verweifung auf das bürgerliche Recht. Dagegen jeht fie ala 
Zeitpunkt des Gintritts für alle gleichmäßig den Moment der Erhebung der Klage 
tet, jo daß damit die nach bisherigem Recht jchon mit der Einleitung der Klage 
verbundenen hinausgeſchoben, die bisher erſt mit der Litisfonteftation eintretenden 
vorgerückt find. Jedoch darf diefe Neuerung nicht auf ſolche Wirkungen erſtreckt 
werden, welche nicht an die R. im Sinne des Prozeßbeginns, jondern an andere, 
zuweilen unter den Begriff der R. gezogene Momente geknüpft find. So 3. B. 
bleibt die Haftung desjenigen, der, ala Befier beklagt, fich für einen folchen aus— 
giebt, ohne es zu jein, immer durch den Inhalt feiner Streiteinlaffung bedingt und 
darum an den Zeitpunkt derjelben gebunden. Ob der Augenblid des Eintritts der 
R. auch für die im Urtheil zu enticheidende Trage nach dem Vorhandenſein des 
Mägerifchen Rechts maßgebend jei, it beftritten. Für die Bejahung 2. Seuifert, 
Komm. zur CPO., $ 239, Anm. 1; dawider Gaupp, Komm. zu $ 239, Anm. II. 
0. E. Das Richtige ift, daß injoweit als eine Ergänzung, Erweiterung oder Um— 
geitaltung der Klage zuläffig iſt (KBO. 8 240), auch eine nach der R. eingetretene 
Veränderung der Umftände bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung, auf welche 
das Urtheil ergeht, vom Kläger geltend gemacht werden fann. — Die Dauer der 
R. erſtreckt fich bis zur rechtsfräftigen Enticheidung des Prozeſſes oder der ander- 
weitigen Erledigung defjelben durch Zurücdnahme der Klage, Verzicht auf den An— 
ipruch u. ſ. w. Bei Rechtskraft des Endurtheils wird die Einrede der R. abgelöft 
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durch die Einrede der rechtäfräftig entichiedenen Sache. Lautet das Urtheil auf Ab: 
weifung nicht des Anſpruchs, jondern nur der Klage wegen Mangels einer Prozeh- 
vorausſetzung, jo hebt es alle an die R. geknüpften Wirkungen wieder auf. 

Ed. 


Mechtshülfe (subsidium juris) ift die auf Erfuchen eines Gerichts in einem 
fremden Sprengel ftattfindende Vornahme einer richterlichen Handlung jeitens de 
Örtlich zuftändigen Gerichte. Sie kann nicht mur erforderlich werden, wenn bie 
Gerichtsbarkeit des erfuchenden Gerichts für dasjenige, in deffen Sprengel die Hand: 
lung bewirkt werden muß, eine fremde ift, vielmehr find auch die Gerichte ein 
und deſſelben Staates, troßdem fie jämmtlich die gleiche, diejen zuftehende Gerichts 
barkeit ausüben, genöthigt, gegenjeitig die Leiftung der R. in Anfpruch zu nehmen, 
weil jedes derjelben eine bejtimmte, die jedes anderen ausſchließende Zuftändigfeit 
befigt. Hinfichtlich des heute in Deutichland geltenden Rechts ift zunächit zu unter 
icheiden die Gewährung der R. feiten® Deutfcher Gerichte gegen andere Deutiche und 
die gegen Nichtdeutfche, ferner aber auch, was das Verhältniß der Deutjchen Gerichte 
zu einander betrifft, die Leiftung der R. in den zur ordentlichen ftreitigen Gerichts— 
barkeit gehörigen, d. h. in den vor den ordentlichen, reichsgeſetzlich organifirten Ge— 
richten zu verhandelnden Givilprozeh-, Straf: und Konkursſachen, und in anderen 
Angelegenheiten, wie 5. B. in Prozefien, für welche die zugelaffenen Sondergerichte 
zuftändig find, und in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

I. Die Gewährung der R. jeitens eines Deutfchen Gerichte gegenüber dem 
andern ift a) durch das Deutjche Gerichtäverfaffungsgejeß nur geregelt in Sachen 
der ordentlichen ftreitigen Gerichtöbarkeit. In diefer haben fie fich gegenfeitig auf 
Erfuchen R. zu leiften, gleichviel ob fie demfelben Bundesjtaate angehören oder 
nicht. Das Erjuchen ift an das Amtögericht desjenigen Bezirks zu richten, in welchem 
die Amtshandlung vorgenommen werden fol. Es darf nur abgelehnt werden, wenn 
e8 nicht von einem im Inſtanzenzuge vorgejeßten Gerichte ausgegangen it und 
überdies entweder dem erfuchten Gericht die Örtliche Zuftändigkeit mangelt oder die 
vorzunehmende Handlung nach dem Rechte deffelben verboten it. Wird das Er 
juchen von dem Amtsgericht unſtatthafter Weife abgelehnt oder beichloffen, demſelben 
in jolchen Fällen, wo es nicht zuläffig ift, ftattzugeben, jo enticheidet das vorgeſetzte 
Dberlandesgeriht. Die Entjcheidung deffelben kann nur mittels Beſchwerde beim 
Reichsgericht angefochten werden, wenn diejelbe die R. für unzuläffig erklärt und 
das erfuchende und erfuchte Gericht verichiedenen Oberlandeögerichtäbezirten angehören. 
In beiden Inſtanzen ergehen die Enticheidungen ohne mündliche Verhandlung auf 
Antrag der Betheiligten oder des erfuchenden Gerichtes. Freiheitsſtrafen (micht aber 
die Haft, infoweit fie Zwangsmittel im Grefutionsverfahren ift) find, wenn fie die 
Dauer von ſechs Wochen nicht überfteigen, in demjenigen Bundesjtaate, in welchen 
fi) der Verurtheilte zur Zeit der Strafvollftrefung befindet, zu vollftreden, bei 
höheren Strafen fann die lettere, troß des darauf gehenden-Erfuchens, abgelehnt werden, 
nur ift der Verurtheilte auf Erfuchen an denjenigen Bundesſtaat, in welchen die 
Strafe erkannt worden ift, auszuliefern. Mit Rüdficht darauf, daß nach der Deutichen 
StrafPO. die Strafvollitrefung der Staatsanwaltichaft zufteht, ift das Erjuchen um 
Vollſtreckung einer Freiheitäftrafe in dem Bezirk eines anderen Gerichtes oder um 
Ablieferung eines in einem folchen befindlichen Berurtheilten behufs der Strafver 
büßung an die Staatsanwaltichaft bei dem betreffenden Landgericht zu erlaflen. 
Nur im Falle der R. unter den Behörden verjchiedener Bundesſtaaten find die 
baaren Auslagen, welche durch eine Ablieferung oder Strafvollſtreckung erwachjen, der 
erfuchten Behörde von der erfuchenden zu erftatten. Im Uebrigen greift feine Koiten 
eritattung unter ihnen Pla, wol aber find beim VBorhandenjein einer zahlung® 
pflichtigen Partei die Koſten von derjelben durch die erfuchte Behörde einzuziehen 
und die eingezogenen Beträge der erjuchenden zu übermitteln. — Zu bemerfen iſt 
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übrigens, daß ſich der Umſang derjenigen Handlungen, bei welcher die Leiſtung der 
R. nothwendig iſt, durch die Einführung des Prozeßbetriebes der Parteien bei Zu— 
ſtellungen, Ladungen und Zwangsvollſtreckungen, ſowie des Inſtitutes der Gerichts— 
vollzieher gegen früher weſentlich verengert hat. Bei der einheitlichen Regelung des 
Verfahrens in den betreffenden Beziehungen und dem die Reichsjuſtizgeſetzgebung 
beherrichenden Grundjag, daß die Gerichtägewalt jedes Deutjchen Gerichtes fich auf 
alle im Deutichen Reich befindlichen Perfonen ohne Rüdficht auf den Bundesitaat, 
dem fie angehören oder in welchem fie fich befinden, erſtreckt, bedarf e8 nur des 
Angehens des betreffenden Gerichtävollziehers bzw. Gerichtsjchreibers, und dieſer hat 
die erforderliche Handlung nach Maßgabe der Progekordnungen vorzunehmen, ohne 
Rüdficht darauf, ob das Prozehgericht einem anderen Bundesſtaat angehört. b) Für 
die nicht unter a erwähnten Angelegenheiten regelt fi die Gewährung der R. 
zwischen Deutjchen ordentlichen Gerichten, ferner zwiſchen Deutfchen Sondergerichten 
ſowie zwiſchen den Deutjchen Staatsanwaltichaften (mit den unter a erwähnten Aus— 
nahmen) und endlich zwijchen Deutjchen Staatsanwaltjchaften und Deutjchen Gerichten 
nach dem Gejet des Norddeutichen Bundes vom 21. Juni 1869, betr. die Gewäh- 
rung der R., welches auch in Baden und Südheffen durch den Art. 80 der RVerf. 
vom 15. Nov. 1870, in Württemberg nach Art. 2, Nr. 6 des Vertrages vom 
25. Nov. 1870, in Bayern durch $ 6 des Gef. vom 22. April 1871, und in 
Eljaß-Lothringen durch das Gef. vom 11. Dez. 1871 eingeführt worden iſt. Das- 
jelbe bezieht fich allerdings nur auf die R. in bürgerlichen Rechtajtreitigfeiten und 
Straffachen, dagegen nicht auf Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
der Juftizverwaltung. Es dat den Gedanken, daß die Deutjchen Gerichte fich gegen- 
jeitig N. zu gewähren verpflichtet find, wie wenn fie Gerichte ein und defjelben 
Staates wären, joweit dies jeiner Zeit bei der Verjchiedenheit der Juftizorganifation, 
des Progekverfahrens und des Strafrechtes möglich war, jchon damals praftifch ver- 
wirflicht. Neben demjelben find endlich die Vorfchriften der zwiſchen den einzelnen 
Bundesſtaaten in Betreff der R. geichlofjenen Verträge infoweit in Geltung geblieben 
und haben dieſelbe auch noch heute, abgejehen von dem unter a bezeichneten Gebiete, 
infoweit behalten, als dieſe Beitimmungen mit dem Bundesgejege nicht im Wider: 
ipruch ftehen. 

I. In Betreff der Gewährung der R. an ausländijche Juftizbehörden enthält 
nur die Deutſche CPO. Vorſchriften über die Zwangsvollitredung aus Urtheilen 
ausländifcher Gerichte. Eine folche kann nicht anders jtattfinden, als wenn ihre 
Zuläffigkeit durch ein Vollſtreckungsurtheil eines Deutjchen Gerichtes ausgeſprochen 
worden if. Zur Erwirkung defjelben hat der Erekutionsfucher Klage gegen den 
Verurtheilten beim Gericht des allgemeinen Gerichtsjtandes des letzteren, eventuell dem 
des belegenen Vermögens zu erheben. Eine Prüfung der Gejehmäßigfeit der Ent- 
iheidung ſteht dem inländiſchen Gericht nicht zu. Dagegen iſt der Erlaß des Voll- 
itreddungsurtheiles abzulehnen: 1) wenn die Gegenfeitigkeit ſeitens des Staates, 
welchem das ausländiſche Gericht angehört, nicht verbürgt ift, 2) wenn dag aus— 
ländiiche Urtheil nach dem fremden Recht noch nicht die Rechtskraft bejchritten hat, 
3) wenn auf Grumd des Urtheil® eine Handlung erzwungen werden joll, welche 
nach dem Recht des erfennenden Deutjchen Richters nicht erzwungen werden darf, 
4) wenn nach dem Rechte des letzteren die Zuftändigfeit feines der Gerichte des 
fremden Staates, welchem das ausländiſche Gericht angehört, (nach anderer Aus— 
legung: die des ausländiſchen Gerichtes, welches das in Frage ftehende Urtheil er— 
lafien hat, nicht) begründet war, 5) wenn das auäländifche Urtheil gegen einen 
Deutihen, ohne daß fich diejer auf den Prozeß eingelaffen Hat, ergangen und die 
den letzteren einleitende Ladung oder Verfügung ihm weder im Staate des aus— 
ländiichen Prozeßgerichts in Perfon noch durch Gewährung der R. im Deutjchen 
Reich zugeftellt ift. Im Uebrigen entjcheiden die mit den ausländiſchen Staaten ab» 
geichlofjenen Verträge. Soweit jolche nicht vorhanden find, bejteht eine verbreitete 
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völferrechtliche Praris, daß die Juftizbehörden unter VBorausjegung der Gegenfeitig- 
feit den Erfuchen fremder Gerichte genügen, ſofern die Handlung formell ftatthaft 
it, und in der Zuftändigfeit der erjuchenden Behörde liegt. ©. übrigens auch den 
Urt. Auslieferungsverträge. 

Gigb.: Deutichee GBG. SS 157 fi. — Deutiche EPO. SS 660, 661. — Norbdeutiches 
Bunbesgejeh vom 21. Juni 1869, 


Bar, Das internationale Privat: und Strafreht, ©. 456, 463. — Heffter, 
Lille, "is 35 ff. — (ndemann, Die Rechtshülfe im — —8 in der Zeit⸗ 


ichrift für Geſehgebung und  Rehtäpfige in Preußen, ®b. III. (1869) & 605 (aub im 
Separatabdrudf erichienen). Wach, Vorträge über die Rend. Bonn un, —9** 
infhius. 


Rechtskraft (civilrehtlich). Mit Rüdficht auf das Verfahren jpricht man 
von jog. formeller R., wenn fein Mittel mehr vorhanden ift, um ein vom 
Richter geiprochenes Urtheil (Decifivdekret) anzufechten. Wann dies der Fall ift, iſt 
nach den verjchiedenen Prozeßgeſetzen verjchieden (vgl. darüber Th. I. ©. 634), die 
EBD. beitimmt in $ 645, daß die R. vor Ablauf der für die Einlegung des zu— 
läffigen Rechtsmittels oder bei Verſäumnißurtheilen des zuläffigen Einfpruches be 
ſtimmten Friſt nicht eintreten ſolle. Die frühere Eintheilung, wonach nur diejenigen 
Endurtheile rechtskräftig find, welche mit einem ordentlichen, d. h. mit einem an eine 
Nothiriit gebundenen, Rechtsmittel nicht mehr angefochten werden fünnen (vgl. EG. 
zur CPO. $ 19), tft nach der EBD. aufgegeben, weil diefe außerordentliche Rechtsmittel 
nicht fennt und an Stelle derjelben die Wiederaufnahme des Verfahrens im Wege 
der Klage gejeßt hat ($ 541; vgl. jedoch Bolgiano, Civ. Prz., I. ©. 360, und im 
Arch. F. civ. Praris Bd. LIX. ©. 420, gegen ihn Hinſchius in der Ztjchr. für 
d. Civ.Prz. I. ©. 1 ff.). Selbitverftändlich kann auch ausdrüdlich oder ftillfchtweigend 
durch Verzicht auf das Rechtsmittel die R. herbeigeführt werden (CPO. SS 475, 
529). Die R. macht das Urtheil zu einer „sententia indubitata, quae nullo remedio 
attentari potest (l. 23 $ 1 D. 12, 6), fie bewirft eine Fiktion der Wahrheit, um: 
abänderliches jormelles Recht und äußert die erheblichiten Wirkungen auf das unter 
den Parteien bejtehende Kechtöverhältniß. Dieje Wirkungen bilden den Begriff der 
jog. materiellen R. — Der Umfang der R., ob ihr nur die eigentliche vichter- 
liche Entjcheidung oder auch das dieſer zu Grunde liegende Material (Tenor oder 
auch Urtheilagründe) unterworfen fei, iſt außerordentlich beftritten. Für die gem. 
Theorie nahm Savigny (Syitem VI. 350—370, 429—443, 451, 452) an, 
daß auch die in den Gründen enthaltenen Glemente des Urtheils (jog. objektive 
Entjcheidungsgründe), d. h. diejenigen Beitandtheile der Gründe, welche Entjcheidungen 
enthalten, in R. erwachjen; rechtskräftig würden demgemäß auch die Entjcheidungen 
werden, welche über die den Anſpruch des Klägers oder Beklagten bedingenden Rechte 
(Präjubigialpuntte) ergehen. Dieje Anficht vermeidet zwar, was jchon das Römiſche 
Recht in 1. 6 D. 44, 2 hat vermeiden wollen: den möglichen Widerjpruch zweier 
Urtheile über daffelbe Rechtöverhältniß, allein fie geht über den Willen der Parteien 
hinaus, welche in ihren Anträgen der richterlichen Entjcheidung eine Grenze gezogen 
haben und nur innerhalb diefer einen Spruch verlangen. Unger (Defterr. Privat- 
vecht, U. ©. 615 ft.) und Wepell (Civ.Py., ©. 518 ff.) jchränfen die Sa— 
vigny’iche Anficht ein, fie laffen die R. des Urtheils nur ſo weit reichen, als der 
Inhalt deſſelben reicht und beziehen dieſelbe nur auf den konkreten Klageanſpruch. 
Noch Andere Buchka, Die Lehre vom Einfluß des Prozeſſes, I. ©. 311; Föriter, 
Preuß. Privatrecht, I. 263) firiren die Rechte auf das, was der Richter entichieden 
bat, weil er es entjcheiden mußte. Einig ift man nur darüber, daß es nicht 
darauf ankommt, an welchem Ort der Ausipruch des Richters ftehe, jowie daß die 
hiſtoriſchen und deduftivifchen Beitandtheile des Urtheils von der R. ausgejchlofien 
find. Die gem. Praris ſchwankt (vgl. Gruchot, Beitr., ®d. VII. ©. 175 ff.) 
neigt fich jedoch zum großen Theil der Savigny' ſchen Anficht zu. (Ueber das 
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ROHGG. ſ. Seuffert, Ach. XXV. Nr. 278, Erf. v. 31. März 1871.) — Nach 
Preuß. Allg. Gerichtsordn. ift zwar beſtimmt (I. 13 $ 38), daß „bloße Ent- 
iheidungsgründe niemals die Kraft eines Urtheils haben jollen“, und dem ent— 
iprechend hat das Preuß. OTrib. bejonderd in dem Grfenntniß vom 16. Oft. 1848 
(Entih. Bd. XVII. ©. 462) in den Gründen nur ein Auslegungsmittel des allein 
rechtäfräftig werdenden Tenor gejehen, die Theorie des Preuß. Rechts dagegen hat 
die R. in dem weiteren Sinne des gem. Rechts aufgefaßt (Förſter a. a. D., bei. 
©. 264; Dernburg, Lehrbuch des Preuß. Rechts, I. ©. 267— 272). — Die 
Franzöſiſche Theorie und Praris hält zwar daran feſt, daß Alles, was rechts— 
kräftig werden folle, auch in dem Tenor, jog. dispositif, jtehen müſſe, dieje aber ift 
durch den Gegenjtand und den Umfang der „conclusions formelles prises par les 
parties“ bejtimmt, jo daß auch präjudizielle Punkte der R. fähig find (Aubry et 
Rau, Cours de droit civ., VI. p. 489 ss.). — Die Deutihe EPD. ſchließt fich, 
wie in den Motiven ©. 291 ausdrüdlich hervorgehoben ift, an die für das Gem. 
Reht von Unger und Wegell und für das Preuß. Recht von dem früheren 
Berliner OTrib. aufgeftellte Anfiht an. Nach) $ 293 find Urtheile der R. nur 
joweit fähig, als über den durch Klage oder Widerflage erhobenen Anſpruch ent- 
ihieden ift (vgl. auch $ 292). Es ift jedoch nach richtiger Meinung nicht 
ertorderlich, dab dies gerade im jog. Tenor geichieht, jondern es fönnen auch Ent- 
icheidungen über Einreden und Replifen in den Urtheildgründen vorfommen. Hin— 
fichtlih der Kompenfationseinrede ijt in $ 293 Abſ. 2 die Beitimmung getroffen, 
daß die Entjcheidung über die Griftenz der Gegenforderung nur bis zur Höhe des— 
jenigen Betrages, mit welchem aufgerechnet werden joll, der R. fähig if. In R. 
geht alfo nur dasjenige über, worüber entſchieden ilt, Gründe werden niemals 
vechtäfräftig (vol. auch $ 695). Dagegen nähert fich die CPO. injofern der Sa— 
vigny’ichen Theorie, als fie auch eine R. der jog. Elemente des Urtheils, der 
Präjudizialpunfte, eintreten läßt ($ 231), mit dem Unterjchied jedoch, daß dies nicht 
ihon aus dem Geſetze jelbit folgt, jondern von einem ausdrüdlich darauf gerichteten 
Antrag der Parteien abhängig gemacht wird (S 258). 

Wirkungen der R. Das ältere Römijche Recht legte nicht ſchon dem Ur— 
theil, ſondern jogar der Litisfonteftation fonfumirende Wirkung bei und verhinderte, 
daß eine bereitö erhobene Klage nochmals vor den Richter gebracht würde (vgl. den 
A. Konjumtion). Herbeigeführt wurde dieje Konſumtion durch die exceptio rei 
judicatae (jog. negative Yunktion). Später aber jah man ein, daß dieſe Einrede 
nur dem Beklagten zu Gute fomme und daß e8 Fälle gäbe, wo der Kläger zur 
Aufrechterhaltung des Urtheils gemöthigt werde, auf feinen früheren Anſpruch zurüd- 
zufommen. Hier gewährte man ihm gegen die exceptio rei judicatae des Beklagten eine 
replicatio rei secundum se judicatae (l. 9 $ 1 D. 44, 2; 1.16 $ 5 D. 20, 1). 
Endlich mußte der Kläger dagegen geſchützt werden, daß nicht der Bellagte gegen 
ihn einen Anfpruch geltend machte, der ihm bereits durch rechtsfräftige Verurtheilung 
zuerfannt war, 3. B. wenn der im Bindikationsprozefje unterlegene Bellagte nun— 
mehr die reftituirte Sache jelbit mit der Vindikation zurüdforderte. Auch Hier wird 
das erſte Urtheil durch die dem Kläger gegebene exc. rei jud. aufrecht erhalten — 
jog. pofitive Funktion — (1.40 $ 2 D. 3, 3; l.l. 15, 19, 30 $1 D.44, 2). So 
trat neben die Konjumtion bald eine neue Auffaffung der exc. rei jud. zur Auf: 
techterhaltung des Urtheild, und es bildete fich die Theorie der R. im engeren 
Einne weiter aus, welche man auch bei Präjudizialenticheidungen, die weder Ver— 
urtheilung noch Freifprechung enthielten, anerfannte. Hinſichtlich des Beklagten hatte 
aber die exc. rei jud. jet gemäß der in 1. 57 D. 50, 17 auggeiprochenen Regel 
die Bedeutung, daß er mit ihr den Kläger zurückwies, der ihn mit der nämlichen 
Klage belangte. Inſofern Hat auch Heute noch das Urtheil konjumirende Wirkung 
(Unger, I. ©. 682—685; Buchka, II. ©. 211 u. A.). Mit Unrecht wird dies 
von v. Savigny, v. Wächter, Keller, Windjcheid für das heutige Recht ge— 
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leugnet und behauptet, daß auch in dieſem Falle die exc. rei jud. zur Aufrecht- 
erhaltung der R. diene, alfo auch hier eine pofitive Funktion habe. Ebenjo une 
richtig iſt 8, daß Brinz, Bekker u. A. nur die negative Funktion der exc. rei jud. 
anerkennen wollen. Gin praftifches Intereffe gewährt jedoch diejer Streit nicht mehr. — 
Kann aber der Kläger den einmal abgeurtheilten Anfpruch nicht wieder auf's Neue 
gegen den Bellagten vorbringen und ift der Richter an die einmal in einer Givil- 
jache gefällte Entjcheidung gebunden (mie weit auch die thatjächliche Feititellung des 
Strafrichters für das Givilgericht maßgebend ift, gehört nicht hierher, über die ältere 
ihwantende Praris in Deutjchland vgl. Föriter a. a. DO. ©. 258 Anm. 11; 
Zahariä, Lehrbuch des StrafPrz., II. ©. 99 ff., nach dem EG. zur (PO. 8 14 
Nr. 1 ift die bindende Kraft der ftraigerichtlichen Urtheile für den Givilrichter auf 
gehoben, vgl. Kayjer, Das Strafgerichtäverfahren u. das Strafverfahren des Deutjchen 
Reiches, 1879, ©. 112 ff.), jo bedarf die Frage, warn in einem neuen Verfahren der 
alte Anfpruch als wiedergefehrt zu betrachten fei, einer eingehenden Erörterung. Diejelbe 
richtet fich nach den Vorfchriften des bürgerlichen Rechte, da die CPO. Beitimmungen 
darüber nicht enthält, nur müfjen die Wirkungen über die Rechtshängigfeit ($$ 235 ff.) 
mindejtens auch die der R. fein, jo namentlich in Bezug auf den Rechtänachfolger 
($$ 236, 238, 665, 671). Das Römiſche Recht beantwortet dieje Frage mit der vielfach 
(11. 83, 78 4D. 44, 2; Li. 19, 22, 30 $ 1 D. eod.) ausgedrückten Rechtöregel: 
exceptio rei judicatae obstat, quoties inter easdem personas eadem quaestio re- 
vocatur. Dana) bat man die Identität des Anfpruches in objektiver und ſub— 
jeftiver Beziehung zu prüfen. 1. Objektiv. a) Der eingeflagte Gegen— 
ftand. Identität des Gegenftandes ift vorhanden, wenn zuerit das Ganze und 
ipäter ein Theil eingeflagt wird, es fei denn, daß diefer ein jelbitändiges Dajein 
hat, wie 3. B. die Haußmaterialien (1. 7 $ 2 D. 44, 2). Streitig ift, ob auch 
das Umgefehrte ftattfinde (Kejaht von Windfjcheid, I. ©. 353), was mit Rüd- 
fiht auf 1. 13 D.44, 2; 1. 1 C.3, 1 zu verneinen ift (Wetzzell, Eiv.Prz., $ 47 
Note 23; Unger, II. S. 637). Identität liegt auch vor, wenn der frühere An— 
ipruch Vorausfegung des fpäteren ift und der frühere zurückgewieſen wurde (1.1. 8, 11 
S3D.44, 2; .1$1;1.25$8D. 10, 2; 1.18 D. 44, 1; 1.13 D. 20, 
6; 11.18, 26 $1D. 44, 1;1.11 $ 10; 1.16 eod.;1.3$1D. 20, 1; 1.7 
D. 25, 3; über . 783 D. 44, 1 Lit. bei Windſcheid a. a. DO. $ 130 Note 
16; GPO. SS 231, 253). Wird umgefehrt die Vorausſetzung eines zuerit ab» 
erkannten Anfpruches vorgebracht, jo herricht über die Frage der Identität Streit. 
Prinzipielle Enticheidungen (1. 1C.3, 8; 1. 3 C. 3, 1) und Anwendungen in fon= 
freten Fällen jprechen für die Verneinung. b) Das eingeflagte Recht. Es iſt 
feine Identität vorhanden, wenn im jpäteren Prozeß ein anderes Necht in Anjpruch 
genommen wird, ala in früheren (3. B. erſt Eigenthum, dann Beſitz); wohl aber 
dann, wenn nur der frühere rechtliche Gefichtspunft geändert und die Sache mit 
einer anderen Klage verfolgt wird (jo erft die mandati actio — dann die negotior. 
gest. [1.5 D. 44, 2]; a. quanti minorisredhibitoria [l.l. 2, 5$ 1 D. 44, 2] ıc.). 
ec) Der geltend gemadhte Erwerbögrund. Obligatorijche Rechte können 
auf verichiedene Erwerbögründe geftübt werden und die Abweifung aus dem einen 
ichließt die Verfolgung aus einem andern nicht aus (l. 14 $ 2 D. 44, 2). Bei 
dinglichen Rechten fommt «8 darauf an, ob man nach heutigem Recht die Angabe 
des Eriwerbögrundes für wejentlich hält oder nicht (nach Römiſchem Recht war über- 
haupt zur Beichränfung der R. auf den gegenwärtigen Erwerbsgrund eine praescriptio 
pro actore erforderlich). Hält man diefe Angabe für nothwendig (wofür auch 
IRA. SS 34, 37, 96; 41, 49 fprechen), jo kann ein anderer Erwerbögrund, ‚als 
der in der Klage genannte, jpäter nicht mehr geltend gemacht werden, weil das 
Recht an fich daffelbe bleibt, wenn es auch aus verjchiedenen Gründen entitanden 
ift. Hält man aber bei dinglichen Klagen die Anführungen eines beitimmten Er— 
werbögrundes (causa specialis, expressa) für fafultativ, jo liegt in der Klage mit 
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einem folchen eine Beſchränkung im Sinne der Römiſchen praescriptio, und es fann 
daher nach erfolgter Abweifung ftet? aufs Neue aus einer anderen causa geklagt 
werden. Dat man aber sine c. expr. geklagt, jo jteht der jpäteren Klage cum. c. e, 
die R. der erjteren entgegen und umgekehrt. Nah CPO. 8 230 muß der Klage: 
grund jtet3 angegeben werden, und es ift daher die dingliche Klage auch nur mit 
expressa causa zuläſſig. Selbitverftändlich ift endlich, daß einer Klage, deren Er— 
werbögrund jünger ift ala das gefällte Urtheil (causa superveniens), die R. des 
leßteren nicht entgegengehalten werden kann, denn diejes Hat das dingliche Necht 
nicht Für alle Ewigkeit, jondern nur in der gegebenen Zeit geleugnet. 2. Sub- 
jeftiv. Dritte Perfonen werden zunächſt von dem Urtheil und deſſen R. nicht 
berührt (1.2 C. 7, 56). Wol aber find mit den Parteien identijch: deren Univerjal- 
und Singularjuccefforen und die von einer Partei nach der Litisfontejtation ihr 
Recht herleiten (l. 9 $ 2 D. 44, 2; 1. 63 D. 42, 1, vgl. auch CPO. SS 286, 
238, 665, 671). Das Gleiche gilt im heutigen Recht von der Stellvertretung. 
Ausnahmsweije wirkt die R. des Urteils in folgenden Fällen: a) Bei einer Mit- 
berechtigung oder Mitverpflichtung Mehrerer wirkt das von dem Einen erjtrittene 
Urtheil auch zu Gunften der Anderen, das gegen einen Mitverpflichteten ergangene 
Urtheil wirkt nicht gegen die Uebrigen (anderer Meinung binfichtlich der Prädial- 
fervituten Savigny, VI. 481; Baron, Geſammtrechtsv., ©. 160 ff., Pand., 
©. 172), ebenjo wenn e& nur gegen einen Mitberechtigten ausgefallen ijt, außer wo 
diejer über das jtreitige Recht allein verfügen konnte. b) Die R. eines Urtheils 
zwiſchen teftamentarifchen und gejeßlichen Erben wirft auch gegen die Zegatarien und 
Gläubiger. c) Hat ein Unberechtigter durch Urtheil auf Grund eines Notherbrechts 
das Teſtament umgeftoßen, jo gilt der wirkliche Notherbe mit ihm identisch. d) Wer 
wiffentlich feinen Auftor einen Prozeß führen läßt, muß fich auch die Einrede der 
N. entgegenitellen laffen. e) Auf diefe kann fich aber auch Jedem gegenüber berufen, 
wer in einer (heut unpraftifchen) Popularflage unterlegen ift. f) Ein für oder gegen 
den Bafallen ergangene® Urtheil wirkt auch in Bezug auf den Lehnsherrn. 
g) Statusurtheile wirken in der Regel gegen Jedermann. 

Die Partikulargefeggebungen jtehen hinfichtlich der Bedeutung der materiellen 
R. im Wejentlichen auf dem Boden der ratio scripta des Röm. und Gem. Rechts, 
an welche fich die Part. Praris faſt volljtändig anlehnte, jo bei. in Preußen und in 
Sadjen, welches auch bier in feinem Gejeßbuch nur die Lehre der Pandekten mit 
geringen Modifikationen darftellt. Der Code civil knüpft an die l’autorit6 de la 
chose jugée die Wirkungen einer unwiderleglichen Rechtsvermuthung und läßt diefe 
wie im Gem. Recht nur inter easdem personas, bei eadem quaestio (eadem causa, 
idem corpus, idem jus) gelten. 

Die Bedeutung der R. liegt aber nicht blos in der Aufrechterhaltung des 
Urteils, jondern auch in deſſen zwangsweiſen Durchführung ſeitens des fiegreichen 
Klägers. Im Römischen Recht wird ihm bei einer Verurtheilung auf Geld die 
actio judicati, in anderen Fällen eine imploratio officii judicis (1.3 pr. $ 1 D.-48, 
4) gewährt. Mit Unrecht wollen Einige (citirt bei Buchka, UI. ©. 214) diejes 
doppelte Rechtsmittel aufrecht erhalten, während nach richtiger Meinung nur der 
formloſe Antrag übrig blieb, mit welchem Kläger bei dem Gericht um Erefution des 
von ihm gefällten Urtheils nachjucht. So auch nach den Part. Gſgb. (3. B. Baden 
S 837). Nach Yuftin. Recht konnte bei Geldurtheilen die act. jud. erft nach Ab- 
Lauf von vier Monaten, innerhalb deren der Zinjfenlauf ruhte, angeftellt werben; 
nach diefer Zeit trat eine Verzinfung mit 12%, ein — eine von der Praris im 
Allgemeinen nicht befolgte und durch EG. zur C(PO. 8 14 Nr. 4 aufgehobene Vor— 
Fchrift. Nach der CPO., welche die Zwangsvollſtreckung faſt ausjchließlich in die 
Hände des Gläubigers legt, ift nur ein Gejuch um Grtheilung einer mit der Voll— 
ftrefungsflaujel verjehenen Ausfertigung des Urtheils (vollitredbare Ausfertigung) 
übrig geblieben ($ 662). 
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Quellen: D. XLU. 1, XLIV. 2; C. VII. 45, 46, 5058. — X. 1.97. — oveı 
14. — Clem. II. 8 — Breuf, Allg. en 1 .10 8 2; L a. p 7. — Allgem. Ger.Ordn. Einl. 
55 * 66; I. 10 $ 60; sg 16 ’ 1, I. 24 88 2, 3, 5. — Verordnung 

1. Juni 1838 $ 1 Nr. 3. — Sädj. BR. s$ 176, 17), 388 ‚ 1006, 1857, 1866, 23%. — 
Code civ. art. 1350, 1351. — EPD. $$ 293, , 258. 


Lit.: Für älteres Römisches Recht: Keller, ‚Sitistont, u . Urtheil. — Better, Prozeſſ. 
Konfumtion. — Krüger, Konfumtion und ‚Rechlätraft b. Gil d. ür heutige Reh: Sa: 
vigny, Syftem, VI. 257— "482. — Außerdem: v ter, Grörterungen, Het IL —Budla, 
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d. — Rleinj 92: Die progeffuale Konſumtion und die Rechtskraft des 
teile 1875. — Un ger, Defterr. Privatrecht, II. 61576. — Förfter, Preuß. 
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175 - 206. — Bieifferi im Archiv für civ. Praris Bd. XXXVIL, XXXVI. — Die Lehrbücher 
des Gem. und Part. Rechts, ſowie die Kommentare zur CPO. — "Dazu: Scelling, Lehrbuch 
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Nechtskraft Hat im Strafprozeß eine richterliche Verfügung erlangt, wenn 
fie weder einer vom Belieben einer Partei abhängigen Anfechtung noch einer Ab- 
änderung durch freien Entſchluß des Richters mehr unterliegt, und zwar leßteres 
deshalb, weil entweder eine folche überhaupt unzuläffig ift oder. die Partei alle 
Mittel der Anfechtung ohne Erfolg verfucht oder auf diejelben ausdrüdlich oder 
jtillfchrweigend verzichtet Hat. Wenn auf dem Gebiete des Giv.Prz. das Bedürfniß 
nie verfannt wurde, daß eine Linie gezogen werden müſſe, bei welcher angelangt der 
Streit ala definitiv geichlichtet, die richterliche Entjcheidung als unumftößlich an- 
zuſehen ift, jo haben auf dem Gebiete des StrafPrz. zuerft die unmenjchliche Härte, 
die man dem Beichuldigten gegenüber in früheren Jahrhunderten fich erlaubte, und 
ſeit dem lebten Biertel des vorigen Jahrhunderts die maßloſen Webertreibungen, 
welche die Theorie an das jog. Inquifitionsprinzip knüpfte, dahin geführt, daß im 
Namen der „materiellen Wahrheit“, nach welcher der StrafPrz. mit allen Mitteln 
zu ftreben habe, dem Prinzip der R. im Sriminalprozeß jede Geltung abgeiprochen 
wurde. Don dieſer Mebertreibung ift man nunmehr längſt zurüdgelommen, und 
jet jteht die Frage nur jo, ob unter Umftänden eine Wiederaufhbebung der 
eingetretenen R. (j. unten) jtattfinden fünne. Dagegen ift allerdings auf dem 
Gebiete des Strafßrz. in noch weiteren Maße als auf dem des Civ.Prz. die Ten- 
denz vorherrichend, die Zahl derjenigen vor der Endenticheidung ergebenden Ber: 
fügungen zu vermehren, welche feiner R. fähig find. Es ift hierfür ein doppelter 
Gefichtspunft maßgebend. Die Enticheidung über Gegenftände, die ihrer Natur nad 
durch die Endentjcheidung ihre Bedeutung verlieren, in unbejchränkter Weiſe der 
Anfechtung durch Rechtsmittel zu unterjtellen, welche auch nur annähernd ähnliche 
Bürgichaften bieten, wie die gegen das Endurtheil, würde der Verjchleppung der 
Strafiachen Thür und Thor öffnen und allzugroße Anforderungen an die Zeit der 
oberen Behörden ftellen; zudem müßte man entweder jeder folchen Beichwerde auf 
ichiebende Wirkung beilegen, und dadurch die verfügte Maßregel, oder man müßte 
fie ihr verfagen und damit die Beſchwerde jelbit in vielen Fällen praftijch vereiteln. 
In zahlreichen Fällen iſt daher gegen richterliche Verfügungen feine jofortige 
Beichwerde gegeben, daraus aber abzuleiten, daß die Wirkſamkeit diejer Verfügung 
nicht weiter reicht, ala ihr unmittelbarer Zwed, daß fie aljo nicht dem Endurtheil 
einen Theil der Entjcheidung vorwegnehme Umgekehrt giebt es richterliche Ans 
ordnungen, die, auch wenn fie der Anfechtung durch Parteien nicht oder nicht mehr 
unterliegen, ſich vermöge ihrer von oft vorübergehenden Verhältniffen abhängigen 
Natur jeder R. entziehen, die nämlich der Richter ſelbſt wieder zurüdzunehmen ebenjo 
berechtigt als verpflichtet ift. Das hervorragendite Beijpiel für Erſteres bietet die 
beſchränkte R. der Entjcheidung über die Verjegung in Anklageftand (Eröffnung 
des Hauptverfahrens, j. diefen Art.), für leßteres die Verfügung der Unter 
juchungshaft, die Ablehnung von Beweiserhebungen. Manchmal wird in eriterer 
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Hinficht das Umgekehrte zweckmäßig gefunden; ſo z. B. wird nach der Deutſchen 
Straf PO., da wo eine gerichtliche Vorunterſuchung ſtattfindet, auf möglichſt raſche 
endgültige Austragung der Frage der örtlichen Zuſtändigkeit (SS 17 und 18) 
hingewirkt. Im Laufe des Strafveriahrens ergehen hinwieder Entfcheidungen, welche 
Zwiichenfälle des Strafverfahrens endgültig abthun, 3. B. Strafe wegen Ungebühr, 
Ausbleiben von Zeugen u. dgl. Solche Entjcheidungen find eigentlich Endurtheile 
über geringfügige Sachen. Bei diefer Mannigjaltigkeit der Beziehungen muß daher 
von einer eingehenden Beiprechung der R. der im Laufe des Strafverfahrens ergebenden 
Verfügungen bier abgefehen und das folgende auf die R. des Endurtheiles 
(welchem allerdings dem Weſen nach alle richterlichen Entjcheidungen gleichitehen, 
die das Strafverfahren beenden und zu welchen auch die im $ 172 der Deutichen 
StrafPD. erwähnte Zurüdweifung des Antrages eines Privaten auf Einleitung der 
Unterfuchung gehört) beichräntt werden. 

R., Unanfechtbarkeit und Vollſtreckbarkeit find Begriffe, die fich gegenfeitig auf 
das Nächite berühren aber doch auseinandergehalten werden müffen, namentlich muß 
nicht unbedingt das rechtäfräftige Urtheil auch vollſtreckbar oder das vollſtreckbare 
rechtskräftig fein. Es ift denkbar, daß z. B. ein Urtheil letter Inſtanz erſt nad 
der Verkündung oder Zuftellung rechtskräftig wird (wenngleich die Deutiche wie 
die Defterreichiiche StrafPO. die Frage nicht in diefem Sinne entjcheiden); aber 
ohne Weiteres ift anzunehmen, daß es erſt nach derielben vollitredbar wird (anderer 
Meinung: Löwe bei $ 481 der StrafPD.); jedenfalls können der Vollſtreckbarkeit 
andere Hinderniffe ala der Mangel der R. (3. B. Krankheit, Schwangerjchaft, Vor— 
behalt des Ausipruches über die Nachficht der Todesstrafe) entgegenftehen. Umgekehrt 
ift es denkbar, daß das Urtheil zwar noch nicht rechtäfräftig, aber vollftredbar ift. 
Zwar fpricht $ 481 der Deutichen StrafPO. das Gegentheil aus; dagegen kann 
nach der Deiterr. StrafPD. der Angeklagte, welcher nur Berufung, nicht auch Nich- 
tigkeitsbeſchwerde eingelegt hat und erjtere nicht gegen die Strafart, jondern nur gegen 
das Strafmaß richtet, erklären, daß er die Strafe einjtweilen antrete ($ 294). — 
Jedenfalls aber jtehen R. und Rechtsmittelſyſtem in engſter Wechjelwirkung: das 
Urtheil ift rechtskräftig, jobald fein Nechtämittel gegen daſſelbe mehr offen 
fteht. Ein Rechtämittel fteht nicht mehr offen, wenn alle zuläffigen Rechtsmittel 
erichöpft find, alſo in letter Inftanz erfannt ift, oder wenn alle zur Ergreifung von 
Rechtämitteln berufenen Perſonen auf diejelben verzichtet haben, oder wenn für alle 
die Frift, innerhalb welcher fie ein Rechtsmittel ergreifen konnten, unbenußt verjtrichen 
it. Da nun zur Ergreifung der Rechtsmittel faft immer mehrere Perjonen berechtigt 
find und jede wieder in der Lage jein fann, nur gewiffe Theile des Urtheils an- 
zufechten, jo ergeben fich die Begriffe der partiellen und der relativen R.; 
erſtere tritt für jene Theile des UrtHeils ein, welche durch die gegen andere Theile 
gerichteten Rechtsmittel nicht berührt werden; lehtere tritt zum Nachtheil derjenigen 
Partei ein, welche unterlaffen hat, die ihr ungünjtige Enticheidung durch Nechtämittel 
anzufechten. Gine logische Folgerung der relativen R. ift das Verbot der refor- 
matio in peius ({j. diefen Art.), der Aenderung zum Nachtheil desjenigen, der 
ein Rechtämittel eingelegt hat, joweit die aus dem Urtheil der Rechtsmittelinſtanz 
fich ergebende Verjchlimmerung feiner Lage lediglich durch das von ihm eingelegte 
Rechtämittel herbeigeführt wurde. Zu Gunften des Angeklagten wird indeß die 
Strenge des Grumdjages der relativen R. mehrfach gemildert. Jedes Rechtsmittel, 
welches die Aufhebung des Urtheils nur zum Zwed der Erneuerung des Verfahrens 
bewirkt, kann, auch wenn es lediglich zum Nachtheil des Angeklagten eingelegt 
wurde, die vom Angeklagten gar nicht angefochtenen, ihm ungünftigen Beitimmungen 
des früheren Urtheils bejeitigen. Aber jchon die Rechtömittelinftang kann den 
gleichen Vorgang zu Gunften des Angeklagten einzuhalten in die Lage fommen. Die 
Deutſche StrafPO. ftellt im $ 343 geradezu den Grundſatz auf, daß jedes von der 
Staatsanwaltichait eingelegte Rechtsmittel die Wirkung hat, daß die angefochtene 
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Entjcheidung auch zu Gunften des Beichuldigten abgeändert werden fann, — eine 
Beitimmung, deren Tragweite nichts weniger als Har ift; denn da die Rechtsmittel- 
inſtanz in ihrer Ihätigfeit auf die durch die Anfechtung bezeichneten Grenzen be— 
ſchränkt iſt (63 368, 392) und felten die Anfechtung zum Nachtheil des Angeklagten 
genau denjelben Punkt, insbejondere denjelben Mangel des Verfahrens, treffen wird, 
welcher zum Vortheil des Angeklagten zu berüdfichtigen ift, jo hängt die dem letzteren 
zugedachte Rechtswohlthat von Bedingungen ab, die nicht immer erfüllt fein werben, 
wo dies, wünjchenswerth jcheinen mag, und jedenfalls wird ihre Anwendbarkeit oft 
zweifelhaft jein. Die Defterreihifche StrafPD. (&& 290, 477) jucht den gleichen 
Zwed dadurch zu erreichen, daß fie zunächſt zwiſchen der unrichtigen Anwendung des 
Strafgefeßes (und der Beitimmungen über die erforderliche Anklage) und anderen 
Anfechtungsgründen unterjcheidet. Jene ift unter allen Umftänden zu berüdfichtigen, 
jobald diejelbe der Rechtsmittelinſtanz aus Anlaß .eines von wen immer ergriffenen 
Nechtämitteld bekannt wird. Analog damit iſt die Beitimmung des $ 397 der 
Deutſchen StrafPD., welche jedoch nur dann Anwendung findet, wenn das Ur— 
theil zu Gunften eines Angeklagten wegen Gefeßesverlegung bei Anwendung des 
Strafgejeges aufgehoben wird und fich das Urtheil auch auf andere Angeklagte 
eritredt, während die Defterreichijche Beitimmung auch auf Verleßungen des 
materiellen Rechtes, die nur einen Angeklagten betreffen und von feiner Seite 
gerügt find, Anwendung findet. Die im $ 397 der Deutjchen StrafPO. blos für 
den oben bezeichneten Fall ertheilte Anweifung, zu Gunften anderer Angeklagten jo 
zu erkennen, ala ob fie gleichjalld das Rechtsmittel eingelegt hätten, ertheilt das 
Deiterr. Gejeh a. a. O. für die Fälle, wo die Rechtsmittelinſtanz eine zum Nachtheil 
eines Mitangeflagten unterlaufene Formverlegung Eonftatirt. 

Was nun den Umfang der R. des feinem Rechtsmittelzuge mehr unter: 
worfenen Urtheils betrifft, jo ift für fie der Grundgedanke maßgebend, daß dasjenige, 
was durch dafjelbe entichieden ift, als endgültig entichieden zu gelten babe, nicht 
neuerlich richterlicher Prüfung und Entjcheidung unterworfen werden könne. Der 
Sat gilt zum Nachtheil wie zum Vortheil des Angeklagten: res judicata pro veri- 
tate habetur; joweit es dem Angeklagten zu ftatten kommt, tritt aber neben dieſe 
Forderung juriftiicher Logik auch die Billigfeitöregel: Ne bis in idem. So 
klar der Grundſatz und feine Berechtigung, jo groß find die Schwierigkeiten bei der 
Anwendung; dieſe find jo mannigfaltig und hängen mit jo vielen Details des 
materiellen und Prozekrechtes zufammen, daß hier mehr nicht geboten werden kann, 
als die Andeutung der allgemeinjten Geſichtspunkte. Nechtsfräftig wird auch auf 
dem Gebiete des Strafrechts nur die Entjcheidung, das heißt die Anwendung des 
Geſetzes auf einen konkreten Vorfall, und zwar nur in ihrem Schlußrefultat. Die 
Prämifjen diefer Enticheidung (die objektiven und ſubjektiven Enticheidungsgründe) 
find der R. nicht fähig, das heißt, daß fie in einer anderen Straffache neuerdings 
geprüft werden müſſen und die dabei angeregten Tragen, troß aller Gleichartigkeit, 
ja Gleichheit der Verhältniffe, anders entjchieden werden können. Wenn aljo eine 
Handlung für ftraflos erklärt wurde, weil das Gericht das Strafgeje darauf nicht 
anwendbar fand, und eine andere völlig gleichartige Handlung deſſelben Angeklagten 
neuerlich unter Anklage geftellt wird, jo kann das frühere Urtheil das Gericht 
nicht abhalten, die Frage der Anwendbarkeit des Strafgejeßes neuerdings unabhängig 
zu prüfen, ebenjo wie umgekehrt eine vorausgegangene DVerurtheilung wegen einer 
völlig gleichartigen Handlung den Richter nicht von der Pflicht entbindet, fich feine 
Meinung über die Anwendbarkeit des Strafgefeßes auf das neue Faktum zu bilden. — 
Ebenjowenig ift die vorausgegangene Entjcheidung über dem Gebiet des materiellen 
wie des formellen Rechts angehörige Erceptionen der neuerlichen Prüfung und Ent» 
icheidung in einer neuen Strafjache entrücdt, wermgleich die Frage genau in derjelben 
Geftalt wiederkehrt; 3. B. die nach der geiftigen Gejundheit des Angeklagten zur 
jelben Zeit, wo er zwei verichiedene Sandlungen beging, nach feinen ftaatsbürger- 
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lichen Berhältniffen, von welchen die Zuftändigfeit des Gerichtes oder die Anwend— 
barkeit des inländischen Strafgejeges abhängt. Noch viel weniger find Fyeititellungen 
derjelben Thatſache (3. B. eines Mlibi, die Herftellung des Beweiſes der Wahrheit 
in einem Beleidigungsprozeß) in einem anderen Strafprozeß maßgebend. Die frühere 
Enticheidung kommt alfo nur injoweit in Betracht, ala fie über eine beſtimmte An 
klage entichieden Hat und mit diejer diejenige, welche neuerdings vorgebracht wird, 
identisch ift. Die Entjcheidung der Frage, ob dieje Identität vorhanden jei, wird 
dadurch erichwert, daß daflelbe (einfache) materielle Faktum durch Heranziehung 
bisher umberührter und Ausjcheidung bisher berüdfichtigter Thatmomente eine neue 
Gejtalt annehmen kann, daß theilbare Fakta ifolirt und in neue Verbindungen 
gebracht werden fünnen, daß TIhatmomente, die bei der einen Anklage ald Neben- 
umftände anzujehen waren, zur Erhebung einer neuen Anklage Anlaß geben können 
(3. B. Entwendung der bei einem Mordanfall gebrauchten Waffe, Berlegung eines 
Bannverbotes u. dgl.). Die Hieraus entjtehenden Fragen find vom Standpunkte 
des materiellen Rechts und zunächjt der Konkurrenztheorie allein gar nicht zu ent— 
ſcheiden. Maßgebend ift vielmehr der progefjuale Gefichtspunft. Wenn bei der erjten 
Berhandlung eine Erweiterung oder Modifitation der Anklage möglich war in dem 
Sinne, daß die neu formulirte Anklage jchon damals hätte zur Geltung gebracht 
werden, d. 5. daß ihr nicht der Einwand hätte entgegengejet werden fünnen, das 
fei ein vollftändiges Abweichen von dem durch die Anklage bezeichneten Gegenjtand 
der Berhandlung, dann fteht der neuen Anklage der Einwand der R. entgegen, 
fofern nicht das Gejeh den Vorbehalt anderweitiger Verfolgung in gewiffen Fällen 
zuläßt und diefer Vorbehalt ausdrüdlich gemacht wurde. Je firenger ein Geſetz 
Modifikationen der Anklage verhindert, dejto Leichter wird daher eine neue Anklage 
mit verändertem Gefichtspunfte erhoben werden fönnen. — Die Forderung der 
Sdentität bejchränkt fich aber nicht auf den Gegenftand; e& muß fich auch um die» 
felben Perſonen handeln. Hier wird allerdings für die Mehrzahl der Fälle die 
Sache dadurch vereinfacht, daß der Träger der öffentlichen Anklage ſtets der Staat 
ift. Bezüglich der anderen Partei, de8 Angeflagten, wird daran nicht gezweifelt, 
daß fein Angeklagter das gegen einen Andern ergangene Urtheil gegen fich gelten zu 
laſſen brauche; wol aber wird mitunter (unjere® Grachtens mit Unrecht) behauptet, 
daß der wegen Theilnahme Angeklagte die R. des im Prozeß gegen einen der 
Zhäterichaft Angeklagten ergangenen, das Faktum ſelbſt negirenden Urtheils anrufen 
könne. — Bejonderer und jehr eingehender Grörterungen bedarf die Frage mach der 
R. der Endentjcheidungen über Gegenftände der Privatanklage.. Wenn durch eine 
folche Entjcheidung Lediglich auägejprochen wird, daß die Verfolgung oder Ber: 
urtheilung unzuläffig jei, weil die erforderliche Privatanflage fehle (weil der ala An— 
kläger aufgetretene Private zur Anklage nicht berechtigt jei, in Dejterreich könnte 
auch eine öffentliche Anklage zurüdgerwiefen werden, weil die Handlung nur 
Gegenitand der Privatanklage jei): jo liegt Hierin fein Hinderniß der Erhebung der 
Privatankflage durch eine andere Perfon wegen derjelben Handlung. Im Uebrigen 
aber ändert die Zuläffigkeit einer Privatanflage nicht? an dem Grundjah, daß das 
ergangene rechtäfräftige Urtheil deſſen Gegenjtand nach allen feinen Seiten erledigt. 
Es wird alſo auch hier die Frage der Identität des Gegenstandes entjcheidend 
fein, und wejentlich vom Standpunkt des materiellen Rechtes beurtheilt werden 
möüfjen, ob nämlich neben dem Gegenftande der durch Urtheil erledigten Anklage 
noch eine oder mehrere Handlungen übrig bleiben, welche Gegenjtand öffentlicher oder 
Privatanklage fein können. 

Was das gegenjeitige Verhältniß von Civil- und Kriminalurtheil betrifft, jo jtimmen 
die Deutiche ($ 267) und die Oeſterreichiſche ($ 5) StrafPO. darin überein, 
daß das Givilurtheil für den Strafrichter nicht bindend, letzterem aber gejtattet ift, 
dafjelbe zu berüdfichtigen; bezüglich der über die Gültigkeit der Ehe ergebenden Er: 
fenntniffe macht das Oeſterreichiſche Gejeg eine Ausnahme, die in das Deutjche 
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Geſetz nicht überging. Selbſtverſtändlich iſt das Civilurtheil maßgebend, wenn eine 
beſtimmte eivilrichterliche Entſcheidung Vorbedingung der ſtrafgerichtlichen Verfolgung 
und Beſtrafung iſt (8 170, 172 und 238 der StrafPD.; vol. Löwe, ©. 472). 
Was umgekehrt die Berücdfichtigung des Kriminalurtheils im Giv.Prz. betrifft, jo 
find im $ 14 3. 1 des EG. zur Deutichen GPO. die landesgefeglichen Beitimmungen 
über die bindende Kraft des ftrafgerichtlichen Urtheils für den Givilrichter (nach viel 
fachen Kämpfen und Grörterungen, ala mit dem Prinzip der freien Beweiswürdigung 
unvereinbar) außer Kraft gelegt worden; doch wird es wol als in der Natur der 
Sache liegend erkannt werden müflen, daß das Strafurtheil da maßgebend bleibt, 
wo es nicht blos auf den Beweis einer den Ihatbeftand eines Deliktes involvirenden 
Handlung ankommt, jondern geradezu darauf, daß ein Delitt begangen jei (vgl. 
S 543, 3. 2—5 der Deutichen (PO.). Nach $ 140 der Deutichen CPO. kann 
übrigens der Givilrichter die Verhandlung bis zur Erledigung des Strafverfahrens 
ausjegen, wenn fich im Verlaufe eines Nechtöftreites der Verdacht einer ftrafbaren 
Handlung ergiebt, deren Grmittelung auf die Entſcheidung Einfluß üben kann 
(vgl. auch $ 543 3. 6). — In Oeſterreich hat ein Hofdekret vom 6. März 1821 
ausgeiprochen, „daß Rechtsangelegenheiten, deren Entjcheidung von dem Beweife und 
der Zurechnung eines Verbrechens abhängt, vor erfolgtem Urtheil des Hriminalrichters 

. bei dem Givilgerichte nicht angebracht werden können“, und angeordnet, daß, 
wenn fih im Laufe des Givilprozeffes zeigt, daß der Erfolg einer Strafunterfuchung 
„auf die Enticheidung der Streitjache einen wefentlichen Einfluß haben könnte“, mit 
dem Civilprozeß innezuhalten und „das Erkenntniß des Straigerichtes abgewartet“ 
werden jolle. 

Die Regel über die R. des Strafurtheils ift jehr erheblichen Einſchränkungen 
unterworfen. Zunächjt unterliegt e8 wol nirgend Bedenken, einfache Schreibfehler 
troß eingetretener formeller R. zu berichtigen. Im Gegenjag zu diejen geringiten 
Verjehen laſſ en fich Fälle in die Augen jpringender gröblicher Mißgriffe denken, die 
wol faft immer auf abjolute Inkompetenz der Gerichte überhaupt, der Gerichte 
eines beitimmten Landes oder eines beftimmmten Gerichtes oder auf irgend einen gröb- 
lichen Mißbrauch der Formen des Verfahrens zurüdzuführen fein werden. (Man 
denke 3. B. ein Gericht unterfter Ordnung, das ein Todesurtheil fällt, ein Gericht, 
das ein Kind im engiten Sinne des Wortes, einen Wahnfinnigen, oder ein anderes, 
das einen Erterritorialen vor feine Schranken zieht.) Für jo außerordentliche Fälle 
forgt faum je ein Geſetz, und es ift auch ſonſt ſchwer, mehr darüber zu jagen, als 
daß im gegebenen Falle eine Abhülfe beichafft werden muß. — Eine andere tief 
eingreifende Alterirung der R. kann durch die Kollifion der Gejege, und zwar 
fowol durch die Örtliche wie durch die zeitliche, herbeigeführt werden. Kein Staat 
vollzieht auswärtige Strafurtheile, daraus muß aber noch nicht folgen, daß ihnen 
jede R. abzufprechen jei; namentlich zu Gunsten des Angeklagten jollte das fremde 
Urtheil anerkannt werden, joweit im gegebenen Falle hierin nicht eine Verzichtleiftung 
auf die Geltung der eigenen Geſetze auf dem ihnen gebührenden Gebiete läge. — 
Wenn das materielle Straigejeh eines Landes geändert wird, jo liegt darin an ſich 
fein Grund, alle ergangenen und noch nicht vollzogenen Strafurtheile zu revidiren; 
es fann dies aber aus Gründen der Billigkeit bei weſentlicher Milderung der Straf 
gejeßgebung angeordnet werden und es kann durch die Gerechtigkeit geboten jein, 
wenn die neue Gejeßgebung den Gedanken der Verwerflichkeit beitimmter Strafarten 
zum Ausdrud bringt. Gefchieht ſodann die Umwandlung der Strafe auch im 
Intereſſe des BVerurtheilten, jo wird immerhin doch der formelle Schuß, den die R. 
des Urtheild ihm gewährt, dabei theilweie entiallen. — Ebenjo kann die Noth— 
wendigfeit der VBerhängung einer Geſammtſtrafe die R. der ergangenen Einzel» 
urtheile beeinträchtigen. — Ein weiterer Grund der Beſeitigung der eingetretenen R. 
des Strafurtheils liegt in der Wiedereinjegung gegen die jchuldlos verfäumte 
Friſt zur Ergreifung eines Rechtsmittels (Deutiche StrafPO. $ 44; Defterreichiiche 
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StrafPO. $ 364). — Daß die relative N. eines Urtheils zu Gunften des An— 
geflagten durch nachtolgende Vorgänge wieder aufgehoben werden kann, ift jchon oben 
erörtert worden. — Nach der Defterreichiichen StrafPO. ($ 292) kann die Er- 
greifung der Nichtigkeitsbefchwerde der Staatsanwaltichaft „zur Wahrung des Ge- 
fees“ die Folge haben, daß ein rechtäfräftiges Urtheil zu Gunften des Verurtheilten 
vom Kaſſationshof aufgehoben wird. — Der wichtigſte Fall der Wieder: 
aufbebung der R. des GStrafurtheils Liegt jedoch in der Wiederaufnahme 
des Strafverfahren (f. diefen Art.), über welche bier nur bemerkt werden 
möge, daß diejelbe niemals zur Bejeitigung eines Rechtsirrthums, auf welchem das 
Urtheil beruht, jondern grundjäßlich nur zur Richtigftellung der thatjächlichen Grund- 
lagen des Urtheils jtatthat. 
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Rechtsmittel (civilproz.). I. Zwed des Civ.Prz. ift es, einer Privat- 
rechtäftreitigfeit durch ftaatliche Autorität ein dem Rechte und der Gerechtigkeit ent= 
jprechendes Ende zu machen. Es muß ein Ende gemacht und ein Zuftand gefchaffen 
werden, der weiteren Streit ausfchließt. Das verlangt die Rechtsficherheit. Diejen 
Zuftand nennen wir die Rechtskraft (j. diefen Art). Er müßte prinzipiell jofort 
mit dem Richterausſpruch, welcher die Streitigkeit enticheidet, eintreten. Und jo war 
eö urfprünglic. Res judicata, die abgeurtheilte Sache, war den Römern finis con- 
troversiarum (l. 1 D. de re judic. 42, 1) und für immer blieb ihnen daher der 
Mangel eines technifchen Ausdrudes für die rechtskräftig abgeurtheilte Sache. Aber 
es find Menjchen dem Irrthum und der Leidenjchait ausgejeßt, in deren Hand der 
Staat die Erledigung der Prozefje gelegt hat. Diefe Erwägung muß dazu führen, 
im Intereſſe der betheiligten Privaten und des Rechtes jelbit Garantien dafür aufs 
zuftellen, daß jener Zwed des Giv.Prz. durch die Gerichte jo vollkommen ala möglich 
erreicht werde. Zu bdiefen Garantien gehören die R., d. h. im Allgemeinen die 
Mittel, wodurch ein Richterausfpruch als dem Rechte oder der Gerechtigkeit nicht 
entiprechend angefochten und jein Uebergehen in Rechtstrait gehindert werden fann. 
Sofort aber dürfen wir diefen weiten Begriff durch den Zuſatz — daß die 

v. Dolgenborff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 
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Anfechtung vor einem ſtaatlich übergeordneten Richter geſchehen müſſe. Die ſtaat— 
liche Autorität, welche den erften Ausſpruch gethan, kann nur durch eine höhere 
ftaatliche Autorität forrigirt werden. Daher war die Germanifche Urtheilsichelte 
noch fein R. im eigentlichen Sinn (anderer Meinung: Wetzell, 8 54 zu R.5 
ef. $ 59 i. £.), denn fie zog die Sache nicht nothwendig an einen ftaatlicy über 
geordneten Richter (Pland, Deutiche Gerichtäverfafiung, I. ©. 284). Erft das 
Römische Necht brachte una R.; unfer Deutiches Hatte in der Urtheilsfchelte erſt den 
Anſatz zu jolchen (Wach, Vortr., S. 178). Aber auch im Römischen Recht konnten 
eigentliche R. erſt entſtehen, als mit dem Kaiſerthum die republikaniſche Gleichheit 
aufhörte und eine Stufenfolge von niederen und höheren Staatsbeamten mit dem 
Princeps an der Spitze vorhanden war (Savigny, Syſtem, VI. ©. 291 ff.). 
Yet erſt entwickelte fich die altrepublifanifche appellatio zum wirklichen R. gleichen 
Namens (Savigny, l. c. ©. 485 ff.: „Appellatio und provocatio“): quum non 
oporteat ad compares judices appellationes referri, sed a minore judicio in majus 
tribunal ascendere (nov. 23 c. 4). Bollftändig mit dieſen Rejultaten aus der 
Natur der Sache und aus der Geichichte harmonirt der Begriff der R., wie die 
Motive zur Deutichen CPO. im $ 11 der „Allgemeinen Begründung“ ihm aufftellen 
und das Geſetz ſelbſt ihn feſthält: „brogeffualifche Rechtöbehelfe, wodurch Entjcheidungen, 
welche die Rechtäfrait noch nicht beichritten haben, vor einem höheren Richter an- 
geiochten werden.“ Der Gemeine Progeß und andere Rechte faffen freilich den Bes 
griff der R. weiter. Sie ftreichen das Requifit des höheren Nichters; fie ziehen 
außerdem auch die Mittel, wodurch man rechtsfräftige Enticheidungen noch ans 
jechten kann, ſei e8 weil fie in Wahrheit feine zu Necht beftehenden Urtheile find — 
Nichtigkeitäbejchwerde (f. diefen Art.) —, fei e8 weil fie obwol dem jus 
strietum doch nicht der aequitas entiprehen — Wiedereinjegung (f. den At. 
Wiederaufnahme) — in den Begriff der R. herein, obwol diejelben eigentlich 
überhaupt feine prozeſſualiſchen Rechtsbehelfe find, fondern civilrechtliche „Klagen, 
welche in Folge ihrer Richtung gegen ein Urtheil nebenher die Qualität von R. 
angenommen haben“ (Wetzell, Spyitem, 3. Aufl. ©. 670). Wie aber danach der 
Begriff der R. pofitiv zu faffen jei, darüber konnte man fich nicht einigen. „Zu 
den vieldeutigften, vielgedeutetiten und daher jchillernditen Ausdrücken der progeffualen 
Nomenklatur gehören die termini technici „R.“ und „Nechtäfraft“, jagt mit Recht 
Bolgiano (Arch. LIX. ©. 420; vgl. Motive zur Deutichen CPO. 1. c.). Warum 
dann aber, wie er es der Deutjchen CPO. gegenüber verjucht, dem Geſetz mit feinem 
feſten Begriff den ſchwankenden der Theorie oetroyiren wollen? Das Heißt einen 
ichlechten Taufch zumuthen und kann nur zur Verwirrung führen. Man vgl. 3. 2. 
ss 248 Abi. 2, 276 Abi. 2, 503 Abi. 3, 562 Abi. 8, 554, 645 der REPO.: 
es iſt abjolut nöthig, weil von der größten praftifchen Bedeutung, Hier überall — 
auch dem $ 554 gegenüber, troß Bolgiano, Zeitjchr. für Deutjchen Civ. Prz., II. 
©. 201 sub 3 — daran jejtzuhalten, daß nur Berufung, Revifion und Beſchwerde 
R. im Sinne der REPD. find, nicht auch Einſpruch, Nullitäte- und Reftitutions- 
flage, wenn auch nicht geleugnet werden joll, daß diefe Nechtsbehelie Manches mit 
den R. gemein haben (ſ. unten). Lediglich um der Nechtögeichichte und der Nechte- 
vergleichung willen hat die Wiſſenſchaft zu betonen, daß der Begriff der R., da er 
fein biftorisch unmittelbar gegebener ift, auch weiter, ala die Deutiche CPO. es thut, 
gefaßt werden kann und bisher meift gefaßt worden ift. Der weitere Begriff des 
Gemeinen Prozeffes lautete nah Wepell, J. e. ©. 668: „Anjpruch einer Partei auf 
Abänderung einer fie in ihrer Stellung zur Gegenpartei benachtheiligenden richter- 
lichen Verfügung.“ 

II. Um nun die Vielheit der R. im pofitiven Recht im Allgemeinen fich zu 
veranfchaulichen, erwäge man Folgendes: Die R. dienen, wie jchon angedeutet, einem 
doppelten Intereffe: dem der Parteien, welche fie gegen Verlegungen durch richterliche 
Willehserflärungen ſchützen; zugleich aber auch dem öffentlichen Intereffe, indem fie 
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für die durch die Vielheit der Gerichte gefährdete gleichmäßige Auslegung und Ans 
wendung des Rechtes jorgen. Lebteres jet voraus, daß der Gerichtäorganismus in 
eine oberfte Einheit auslaufe, bis zu welcher die Sache gebracht werden kann. Kann 
nun jede Sache bis in diefe höchite Inſtanz gebracht werden, jo bedarf es feiner 
Bielheit von R. Das R., wie es für feinen erjten und Hauptzweck, den Schuß der 
Parteien, konſtruirt ift, erfüllt dann immer zugleich auch den andern Zwed, die 
Rechtseinheit zu wahren; denn eine wiederholte Prüfung der Rechtsanwendung muß 
das R. ſchon behufs jenes erjten Zwedes auf alle Fälle herbeiführen. Deswegen 
fannten das Römiſche und das Gemeine Recht nur ein eigentliche R., die 
Appellation; denn prinzipiell konnte jede Sache bis zum Kaiſer reſp. bis zu den 
Reichögerichten, als den „unmittelbaren Organen der kaiſerlichen Jurisdiktion“ 
gebracht werden. Das R. änderte in der höheren Inſtanz mur feinen Namen 
(Oberappellation), aber nicht fein Wejen. Und auch ala die Weberlajtung der 
böchften Gerichte Kaiſer und Reich veranlaßte, die Appellation an die Reichägerichte 
durch das Erforderniß einer im Lauf der Zeit mehr und mehr erhöhten Appellations= 
ſumme zu bejchränfen, waren die hieraus nach Römifchem Vorbild (retractationis 
auxilium: nov. 82 c. 12) entitandenen neuen Gebilde der Reviſion und der 
Supplifation (Wetzell, Syftem, $ 59) für das Gemeine Recht feine neuen 
R., jondern lediglich der Appellation nachgebildete Surrogate derfelben, wenn fie 
auch partifularrechtlich vielfach zu jelbftändigen R. neben der Appellation wurden 
(jo inöbef. die Leuteration des Sächſiſchen Rechtes). — Ganz anders, wenn die 
zum Schuß der Parteien aufgeftellten R. vor der höchſten Inftanz enden, dieje alſo 
nur zum Schuß der Rechtseinheit beiteht. Der Zug der neueren Zeit geht dahin, 
die Garantien für richtige und gerechte Entjcheidungen in die Zeit vor dem Richter: 
ſpruch zu verlegen, in die Beitimmungen über die Dualifitation zum NRichteramt, 
über die Stellung des Richters im Staate, über die Bejegung der Richterbant, über 
die ganze Konftruftion des Verfahrens; dementiprechend aber die Zahl der möglichen 
Anfechtungen des nämlichen Urtheils durch die Parteien zu bejchränfen. So auch 
die neue Deutjche Gefeßgebung. Sie hat den „Grundſatz der drei Inftanzen“, dem 
übrigen auch für dad Gemeine Recht eine gefeliche Grundlage fehlte (Zimmern, 
Geichichte des Römischen Privatrechtes, II. ©. 508; Wetzell, Syitem, $ 54 
Note 26, 8 57 Note 12), aufgegeben. „Den Anforderungen, welche die Prozeß— 
parteien an den Staat ftellen können, dürfte völlig genügt fein, wenn der Staat den 
Prozeßparteien die Möglichkeit gewährt, ihren Rechtsjtreit in einem wohlgeorbneten 
Verfahren zweimal zu verhandeln und die Entjcheidung zweier wohlbejegter Gerichte 
zu erwirfen“ (Motive zur Deutichen CPO. 1. c. $ 14, ©. 405). Lediglich im 
Intereffe der Nechtseinheit geftattet fie die Anrufung der höchſten Inſtanz im Reich, 
des Meichägerichtee. Dadurch aber gelangte fie von jelbit zu einer Doppelheit 
der R. Denn die Wahrung der Nechtseinheit erforderte blos eine revisio in jure, 
feine Nachprüfung in thatfächlicher Beziehung. Hierauf ift das R. der Reviſion 
(f. diefen Art.) beichräntt ($ 511 mit $ 524 der REPD.). Den Intereffen der 
Parteien dagegen ijt durch ein jo Eonftruirtes R. in ausreichender Weiſe nicht Genüge 
getan. Die Unnatur und oft faum lösbare Schwierigkeit der Trennung der Rechtö- 
frage von der Thatfrage, für das R. zur Wahrung der Rechtseinheit ein „noth— 
wendiges Uebel“, würde die Intereffen der Parteien jchiver gefährden. Vorzüglich 
mit Rückſicht auf dieje Erwägung ift die von den Entwürfen proponirte Aufnahme 
der Revifion auch ala R. zweiter Inſtanz vom Bundesrath reprobirt (j. die reiche 
Literatur über diefe Frage bei Strudmann, Komment. zu 88 472 ff. der CPO.) 
und in der Berufung (j. diefen Art.) der REPO. den Parteien ein Mittel ver- 
liehen worden, gegen jede mögliche Art der Verletzung durch das erftrichterliche Ur— 
theil, gegen Unrichtigeit der thatjächlichen Tyeititellungen jo gut, wie gegen Ver— 
letzungen des materiellen oder des Prozekrechtes (vgl. v. Kries, ©. 87, 145) fich 
zu fügen. Dabei hat fich die Deutiche CPO. — vor die zweifache Möglichkeit 
19* 
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geſtellt, entweder dem Gemeinen Rechte folgend die Berufung ſo anzulegen, daß der 
Oberrichter lediglich zu beurtheilen hätte, ob der Unterrichter das ihm von den 
Parteien vorgelegte Material richtig geprüft habe, daß alſo das Nachbringen neuen 
Materials in der Berufungsinitanz ausgejchloffen oder doch nur als beneficium (non- 
dum deducta deducendi et nondum probata probandi) unter dem Gefichtspuntt 
einer Reftitution erlaubt wäre (Wetzell, Syitem, 3 56 zu Note 72 ff.); oder dem 
Römischen Rechte folgend in der Berufung gewiflermaßen eine Wiederholung des 
ganzen Rechtsſtreites mit prinzipiell unbeſchränktem Novenrecht zuzulaſſen — im 
Hinblid auf die Mündlichkeit des Verfahrens (Motive 1. c. $ 12) und auf das 
materielle Recht (Dellweg, Arch. LXI ©. 132; cf. 1.6 $ 1 C. de appell. 7, 
62) für die letztere Konftruftion entjchieden. So verleiht die Berufung „wenn nicht 
actu jo doch potentia“ (v. Kries, ©. 150) ein „neues Judicium”, wie die Motive 
l. c. fi) ausdrüden. — Hatte nun endlich jchon das Gemeine Recht neben der 
Appellation und ihren Surrogaten noch die Aufftellung einer querela simplex, eines 
„Nur uneigentlich jogenannten R.“ (Wepell, Spyitem, $ 61 nad Note 2) für 
nöthig gehalten, jo Liegt der nämliche Gedanke auch der Bejchwerde (f. dieſen 
Art.) der REPD. zu Grunde Sie joll, da Berufung und Revifion nur gegen 
Endurtheile zuläffig find (SS 472, 507), Schuß gewähren nicht nur gegen Zwijchen- 
urtheile und infofern zum Erſatz der gemeinrechtlichen Zwiichenappellation dienen 
(Wach, Vortr., ©. 181); jondern auch gegen verlegende Beichlüffe und Verfügungen 
den Parteien und Dritten zuftehen. Sie foll in diejen Funktionen zugleich „durch 
Ausscheiden nebenjächlicher Streitpuntte den Stoff des Nechtaftreites für die übrigen 
R. vereiniachen“ (Motive zu SS 506 ff. Einl. ©. 526; GPO. SS 473, 510; vgl. 
auch die veranjchaulichende Tabelle bei v. Kries, ©. 379). Bon jelbjt ergiebt ſich 
hieraus, daß die Beſchwerde einerjeits, Berufung und Revifion andererjeits einander 
ausfchließen müſſen. 

III. Die bisherige Doktrin ftellte folgende Eintheilungen der R. (im Sinne des 
Gemeinen Prozeffes) auf: 1) In jolche mit oder ohne Sufpenfiveffeft, je nachdem die 
Einlegung des N. die Wirkſamkeit der angefochtenen Enticheidung aufhält oder nicht. 
Das Gemeine Recht attribuirte den Suſpenſiveffekt der Appellation und der Reftitution ; 
verjagte ihn dagegen der einfachen Beichwerde und der querela nullitatis (insana- 
bilis). Die REPD. anerkennt als ipso jure auffchiebend nur die Berufung und die 
Revifion (SS 644, 645), dagegen nicht die Beſchwerde ($ 585 Abi. 1). Jedoch it 
diefe Negel nach beiden Seiten durchbrochen; es ceifirt der Sujpenfiveifelt der Be 
rufung und der Revifion in den Fällen der vorläufigen Vollſtreckbarkeit des Urtheils 
(SS 648 ff.); die Verfagung des Sufpenfiveffeltes der Beichwerde gegenüber gemäß 
8 535 Abſ. 1 eit. in allen Fällen, wo aus der jofortigen Volljtrefung der Ent- 
jcheidung ein unmiderbringlicher Nachtheil erwachjen würde. Ueberdies ijt es dem 
disfretionären Ermefjen des Richters überlaffen, auch in anderen Fällen die Aus— 
jeßung der Vollziehung der mit Beichwerde anfechtbaren Enticheidung anzuordnen 
($ 535, Abi. 2). Von den uneigentlichen R. der CPO. (Hier nur der Kürze wegen 
jo genannt) hat den Suäpenfiveffeft lediglich der Einſpruch ($ 645). 2) In joldhe 
mit oder ohne Devolutiveffekt, je nachdem das R. die Sache an den höheren Richter 
bringt oder blos nochmalige Prüfung und Entſcheidung bei einem Nichter gleicher 
Inſtanz bewirkt. Bon den gemeinrechtlichen R. waren devolutiv die Appellation 
und die einfache Beſchwerde; nicht devolutiv die Nevifion und die Reftitution; 
während die Nichtigkeitsbejchwerde nach Wahl des Imploranten beim höheren oder 
niederen Richter durchgeführt werden fonnte. Iſt hiernach jchon für das Gemeine 
Recht diefe Eintheilung mit Recht als eine nicht durchgreifende bezeichnet worden 
(Renaud, Lehrb., $ 172 zu Note 4), jo mußte fie der RCPO. gegenüber für Die 
R. im technifchen Sinne von vornherein wegfallen, da dieſelben jchon begriffemäßig — 
die Beſchwerde wenigitens, injoweit fie wirklich R. ift und nicht blos die Funktion 
einer Gegenvoritellung verfieht (S 534) — die Devolution an eine höhere Inſtanz 
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erfordern. Inwieweit aber die einzelnen R. die Sache an den höheren Richter 
bringen, ob nur zur Enticheidung über Aufrechthaltung oder Aufhebung des an— 
gefochtenen Richterfpruches, oder auch zur Abgabe des an die Stelle des aufgehobenen zu 
jegenden neuen Ausipruches, darüber. vgl. die betr. Spezialartifel. Die uneigentlichen 
R. der REPO. ermangeln des Devolutiveffeftes ſämmtlich. 3) In ordentliche und 
außerordentliche R., meist (val. über den verfchiedenen Sinn, der mit diefer Ein- 
theilung verbunden wird, Renaud, Lehrb., 8172 zu N. 3; Bolgiano, Zeitichr. 
für Deutichen Giv.Prz., II. S. 114) je nachdem ein R. binnen der für die R. 
regelmäßig beftimmten Friſt gebraucht werden muß oder an dieſelbe nicht gebunden 
ift. Ordentliche R. waren nach Gemeinem Recht lediglich die Appellation (die 
querela nullitatis sanabilis ift in diejer jeit dem JRA. $ 121 aufgegangen) und die 
Revifion. Was aber unſer Reichörecht angeht, fo ift es „Ticherlich ein Verdienſt der 
neuen REPO., die zweitelhaften Ausdrüde ordentliche und außerordentliche R. ver- 
mieden zu haben“ (Hinſchius, ©. 1). Die alte Terminologie darf auch weder 
auf Grund des $ 19 noch des $ 20 des EG. zur CPO. im neuen Recht wieder- 
gefunden werden; beide find nur für das Uebergangsſtadium aufgeitellt, und auch 
8 20 (an welchen fih Bolgiano, nachdem er den $ 19 aufgegeben hat, noch an— 
£lammert) enthält lediglich eine zur Vermittlung des Ueberganges aufgejtellte Ver— 
gleichung der Nichtigkeits= und der Nejtitutionsflage mit den außerordentlichen R. 
des Gemeinen Prozeſſes. 

IV. Was ſchließlich das Verfahren anlangt, ſo normiren für daſſelbe bei der 
Nichtigkeits- und Reſtitutionsklage, eben weil ſie an ſich nichts als gewöhnliche 
Klagen ſind, zunächſt und im Ganzen die für die Erhebung und Durchführung von 
Klagen überhaupt geltenden Vorſchriften (vgl. RCPO. 8 548); weil fie aber doch 
zugleich gegen ein richterliches Urtheil gerichtete Angriffsmittel find, jo ftehen fie 
allerdings nicht nur unter befonderen, den Zufammenhang mit dem Vorprozeß 
mahrenden Kompetenzvorichriften (REPO.S 547; vgl. mit Wegell, Syſtem, $ 53 
zu N. 98 ff. und $ 60 zu N. 41 ff.), fondern find den R. auch darin angenähert, 
daß fie gleich diefen befonderen Vorjchriiten über Statthaftigkeit, Form und Frift, 
fowie der Offizialprüfung des Gerichts Hinfichtlich des Vorhandenſeins diefer Voraus— 
fegungen unterliegen (vgl. weiter unten und einftweilen SS 549, 552 der RCPO.). 
Hinfichtlich des Verfahrens beim Einipruch j. diefen Art. Bezüglich der eigent- 
lichen R. aber ift die alte Weitläufigfeit eines getrennten Verfahrens beim judex 
a quo und beim judex ad quem der interpositio, Erwirkung der apostoli, Di- 
million der Sache an den Oberrichter und Edition der Akten einerfeits; der 
supplicatio pro processibus, Juftififation der Formalien, Reproduktion der Ladung, 
Nebergabe der Akten, introductio und weiteres Verfahren andererfeits (vgl. Wetzzell, 
Syitem, $S 55, 56, 57) aufgegeben. Das Verfahren fpielt fi von Anfang an 
beim Oberrichter ab, bei welchem die R. einfach durch Zuftellung eines Schriftfaßes 
an den Imploraten eingelegt werden (58 479, 515 der REPO.) Nur bezüglich 
der Beſchwerde gilt, im Hinblid auf ihre Funktion als Gegenvorſtellung, Ab— 
wmweichendes: $ 532 der REPD. Die Beichwerde zeichnet fich auch jonft gegenüber 
den beiden anderen R. aus; fie ift, da fie gewöhnlich feine Suspenfivfraft hat, auch 
nicht an die für die Einlegung der Berufung und Revifion vorgejchriebene einmonat= 
liche Nothfriſt (68 477, 514; vgl. damit für die Wiederaufnahmellagen $ 549 der 
REPD.) gebunden — nur die jofortige Beichwerde muß nach $ 540 binnen einer 
Nothfrift von zwei Wochen eingelegt werden —; fie unterliegt wegen ihrer „mehr 
untergeordneten, nebenjächlichen Bedeutung” Hinfichtlich der Anfechtung ſelbſt und 
deren Erledigung „thunlichit einfachen Formen” (Mot.). Dagegen theilt fie mit den 
beiden anderen R. (übrigen auch mit dem Einfpruch und den Wiederaufnahmeklagen 
SS 306, 552) die Notwendigkeit einer richteramtlichen Vorprüfung der Zuläffigkeit 
des R. vor dem Eintritt in die Prüfung feiner Begründetheit (8 497, 529, 537). 
Das Verfahren über die Begründetheit jelbft wird von den großen Prinzipien des 
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neuen Prozeſſes beherrſcht: von der Mündlichkeit, der Einheitlichkeit der Verhandlung, 
vom Anwaltszwang, von der Verhandlungsmaxime. Die Ausnahmen hinſichtlich 
der Beichiwerde ergeben fich aus $ 532 Abſ. 2; 536. Die VBerhandlungsmarime 
insbejondere bringt es mit fich, daß das Gericht — zwar nicht an die Begründung 
des R. durch die Parteien, aber — an die von den Parteien gejtellten Anträge 
gebunden ift (SS 487, 499, 522). Daraus ergiebt fi) von ſelbſt, daß eine re- 
formatio in peius (ſ. diejen Art.), falls das R. nicht beiderjeits ergriffen war, 
nicht jtattfinden fann, e8 jet denn, daß der Implorat dem R. des Jmploranten 
fich angejchloffen hat, was ihm im Hinblick auf das Novenrecht des Imploranten 
und auf die Befugniß deffelben, feine Anträge während der mündlichen Verhandlung 
jederzeit zu ändern, durch SS 482, 518 im weitejten Umfang, insbejondere ohne 
Rückſicht auf die Konnerität der gegenfeitigen Beichwerden (Mot. zu SS 461, 462 E. 
©. 516), geftattet ift. Anders war es im Gemeinen Recht, welches eine reformatio 
in peius nicht nur im Fall der appellatio reciproca oder der unſerer Anjchließung 
entiprechenden „acceſſoriſchen Adhäfion“ des Appellaten, jondern auch bei einfeitiger 
Appellation von Amtswegen zuließ, weil vom Moment der Jntroduftion an der 
Appellat das Recht habe, vom Richter die Berüdfichtigung des Intereſſes, welches 
er an der Abänderung des angefochtenen Urtheils habe, ex officio zu verlangen: og. 
Semeinjchaftlichkeit der Appellation (Wetzell, $ 56 zu N. 51 ff., zu N. 68 ff.; 
j. jedoch dagegen Renaud, Lehrb., $ 180 zu N. 31 ff.). Ueber Verzicht auf R. 
und Zurüdnahme derjelben vgl.SS (311), 475, 476, 529, (548) und die Spezial— 
artikel über die einzelnen R. 
Lit.: Für das Gemeine de —— — $ 52 und dort bie ältere Lit. über die 
R. inägelammt. — kg Lehrbuch, — für ben — RCiv. Prz.: Wach, 
Vorträge, S. 178 ff. — Bolgiano, Kehle * die civ. Prar. Bd. LIX. ©. 420 ff.; Der: 
elbe, ‚u Brut, 634 II. &. 110 ff.; II. &. 199 ' — Hinſchius, Ztihr. 
im 
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Mechtsmittel (im Strafprozeß). Ebenfo wie im Givilprozeß eine end— 
gültige Enticheidung nothwendig ift, die jeden weiteren Streit ausichließt, erjordert 
auch der Strafprogeß ein definitive Urtheil über die Schuld oder Unſchuld eines 
Angeklagten. Hier wie dort muß zunächſt angenommen werden, daß der ergangene 
Richterfpruch ein gerechter ſei. Jedoch darf die Möglichkeit eines Irrthums in that: 
fächlicher oder rechtlicher —— nicht in Abrede geſtellt werden. Zur Verbeſſerung 
eines ſolchen dienen die R., d. h. diejenigen prozeſſualen Maßnahmen, welche die 
Parteien ergreifen können, um die Abänderung einer richterlichen Entjcheidung durch 
eine andere, jorwol während des Laufes als nach Beendigung eines Prozefjes herbei: 
zuführen. In diefem weitejten Sinne ift aber der Ausdrud R. nicht immer zu ver: 
ftehen, vielmehr iſt in den verjchiedenen Geſetzgebungen verschieden beftimmt, welche 
von. diefen Rechtsbehelfen technijch ala R. bezeichnet werden jollen. Abgeſehen von 
diefen Verjchiedenheiten unterjcheidet man: 1) R. gegen Endurtheile von jolchen gegen 
richterliche Verfügungen und Beichlüffe, die dem Urtheile vorausgehen; 2) ſuspenſive 
von nichtfuspenfiven, je nachdem die Wirfung der angegriffenen Entjcheidung durch 
das R. aufgehalten wird oder nicht; 3) devolutive von nichtdevolutiven, je nachdem 
über das ergriffene R. in einer höheren Inſtanz verhandelt wird oder nicht; 
4) ordentliche von außerordentlichen, welche legteren fich gegen ein formell rechts⸗ 
kräftiges Urtheil richten. Bei den R. gegen ein Endurtheil kommt es ferner darauf 
an, ob das letztere a) wegen eines faktiſchen oder rechtlichen Irrthums abgeändert 
oder b) aufgehoben werben joll, weil Verſtöße gegen formellrechtliche Vorſchriten 
das Urtheil nichtig erjcheii en Lafjen. 

Im inijchen Prozeß pe es eigentliche R. nicht, nur ein Anja dazu 
jelten Bu Dafjelbe (vgl. Grimm, Deutiche 
and, Das Deutjche Gerichtäverfahren im Mittel- 
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alter, I. ©. 268 ff.) beitand in der Behauptung, daß der Nichter, welcher das an— 
gegriffene Urtheil fand, pflichtwidrig gehandelt habe, verbunden mit dem Vorſchlage 
eines befjeren Urtheild. Das Urtheil jchelten Eonnten nicht nur die Parteien, jondern 
auch jeder Umftehende, jogar ein Mitglied des Gerichtes jelbft, jobald nur ein 
Schöffe jeine Meinung geäußert hatte. Das weitere Verfahren beſchränkte fich als- 
dann urfprünglich auf den Streit zwifchen dem Schelter und dem Gefcholtenen. Daß 
die Enticheidung durch einen höheren Richter erfolgen mußte und fich auf den ur- 
iprünglichen Pardeienftreit bezog, ift erft ein Ergebniß der jpäteren Entwidelung. — 
Don einem wirklichen R.iyfteme fonnte erjt nach Neception der fremden Rechte die 
Rede fein. Hier war vor Allem das Römische Recht maßgebend, dem urjprünglich 
ebenfalls R. fremd waren. Die provocatio ad populum, die als folches erjcheinen 
könnte, hatte einen durchaus politischen Charakter, fie jollte nicht eine gerechtere Ent— 
ſcheidung herbeiführen, fondern die Gewalt gewiffer Beamten befchränfen. Auch in 
der Kaiferzeit war die Berufung an das Staatsoberhaupt anfänglich wol nur den 
Magiftraten gegenüber zuläffig, die auf Grund einer kaiferlichen Delegation Recht 
Iprahen (vgl. Mommjen, Römifches Staatäreht, II. ©. 927 f.). Mit der 
immer weiteren Ausdehnung diefer Delegation wurde die appellatio ein wejentlicher 
Beitandtheil des Strafverfahrens, das fich in diefer Beziehung formell nur wenig 
vom Givilprozeß unterjchied (vgl. Geib, Geichichte des Römifchen Kriminalprozeſſes, 
©. 675 ff.). Uebrigens konnte das Urtheil auch ohne Appellation aus manchen 
Gründen als nichtig aufgehoben werden, vgl. titt. D. quae sententiae sine appel- 
latione rescindantur (49, 8), C. quando provocare necesse non est (7, 44). Das 
Kanonifche Recht entwidelte die römischerechtlichen Grundſätze weiter, und jo war es 
denn bezüglich des Akkuſationsprozeſſes zweifellos, daß ſowol Kläger wie Bellagter 
fih der Appellation bedienen konnten. Bezüglich des Inquifitionsprozeffes war das 
zweifelhaft und jedenfalls die Appellation an das Reichsfammergericht verboten. Dies 
war ein Zugejtändniß an die Territorialgewalt, ohne daß die betreffenden Reichs— 
geſetze (3. B. Abjchied des Neichdtages zu Augsburg 1630 $ 95; Kammer: 
gerichtäordnung von 1555 Th. II. Tit. 28 $ 5) über die Zuläffigfeit von R. inner- 
halb der Territorien jelbit etwas hätten feftjegen wollen. Man nahm jedoch das 
Gegentheil an, und dieje Anficht, der auch Carpzow beitrat, behielt in den Landes— 
gejeßgebungen das Uebergewicht. Da jedoch thatjächlich R. nicht zu entbehren waren, 
führte man ebenjalls auf Grund der Autorität Carpzow's ein Remedium ul- 
terioris defensionis ein. Auch der Rekurs an den Landesheren wurde jtellenweife 
zugelaffen, jedoch konnte derjelbe nur auf dem Wege der Gnade nachgefucht werden. 
Allmählich jedoch fam auch die Appellation wieder in Aufnahme, jo daß zuleht, ab» 
gejehen von der zuläffigen Beichwerde gegen vorläufige Feitiegungen und der In 
integrum restitutio contra rem iudicatam (Wiederaufnahme des Verfahrens) als 
R. des Gemeinen Straiprozefjes erfcheinen: 1) die Appellation, 2) die weitere Ver— 
theidigung, 3) die Nullitätsquerel. Die Appellation (Provokation, Berufung) jowie 
die weitere Vertheidigung (Läuterung, Supplifation, Revifion) waren auch gegen 
Zwifchenurtheile zuläffig und bezwedten eine Abänderung der eriten Sentenz, welche 
fie als iniqua bezeichnen, eventuell auf Grund neuer Thatjachen, jo daß eine Nac)- 
inftruftion nöthig werden konnte. Sie unterjchieden fich dadurch, daß die Appellation 
ſtets Devolutiv- und Suspenfiv-Effeft Hatte, dafür aber an beſtimmte Formen und 
Friften gebunden war, während die Supplifation eine Devolution niemals und eine 
Suspenfion nur dann herbeiführte, wenn fie innerhalb des Decendium (dev zehn: 
tägigen Appellationsfrift) eingelegt war. Sie konnte fo lange wiederholt werben, 
bis tres conformes sententiae ergangen waren. Die Nullitätsquerel (Nichtigfeits- 
beichwerde) ftüßte fich auf die Behauptung, daß das erfte Urtheil formell ungültig 
fei: Sie Hatte ſtets Devolutiv- und Suspenfiv-Effett und führte nie Abänderung, 
jondern Aufhebung oder Beitätigung des früheren Urteils herbei. Außerdem kommt 
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noch eine Revifion ex officio der Obergerichte vor, welche aus dem Oberauffichts- 
rechte des Staates abgeleitet wurde. 

Im Engliſchen Recht dienen ala R.: 1) writ of certiorari, durch welches 
die Entjcheidung entweder der ganzen Sache oder einer einzelnen Rechtöfrage vor dem 
höchiten Gerichtshofe Queen’s bench ermöglicht wird; 2) motion in arrest of judge- 
ment, durch welchen Antrag in Fällen einer mangelhaften Prozedur die richterliche 
Entjcheidung nad) ergangenem Spruch der Gejchworenen aufgehalten werden Tann. 
Wird der Antrag angenommen, jo muß in einer neuen Berhandlung auch ein neues 
Geichworenenverdift erfolgen; 3) writ of error (Nichtigkeitäbefchwerde), welches eine 
Aufhebung, mit der meist Freifprechung verbunden ift, und neuerdings auch eine Ab- 
änderung des früheren Urtheils herbeiführen kann; 4) motion for a new trial. 
Diefer Antrag auf Anberaumung eines neuen Termines kann zwar bei jeder Rechts— 
verlegung, aber nur in Vergehens- nicht auch Verbrechensfällen gejtellt werden und 
unterliegt auch fonft manchen Einjchränfungen. Außerdem kann neuerdings die Ent- 
icheidung einer ftreitigen Rechtsfrage ausgejeßt werden, der Art, daß das gleichwol 
in der Hauptjache gefällte Urtheil bezüglich feiner Rechtsbeftändigkeit von der Ent- 
jcheidung über die in suspenso gelaffene Rechtöfrage abhängt. Näheres bei Glaier, 
Anklage, Wahrſpruch und R. ıc., ©. 424 ff. 

Das Franzöſiſche Recht fteht auch im diefer Materie dem Inquiſitions— 
prozeife weit näher ala das Englifche. Es ericheinen ala R.: 1) Opposition, d. h. 
Ginfpruch gegen eine richterliche Verfügung einfchließlich des UrtHeils, welche ohne 
Anhörung des von der fraglichen Maßregel Betroffenen ergangen war. Derjelbe hat 
feinen Devolutiv-Effeft. 2) Appel, Berufung, welche dazu dient, eine Abänderung 
unrichtiger Verfügungen oder Entjcheidungen durch den höheren Richter herbei— 
zuführen. Sie kann von allen Betheiligten, jedoch nicht gegen Urtheile der tri- 
bunaux de simple police, welche eine Gelditrafe von höchitens 5 Franes verhängen, 
und niemala gegen Urtheile der Gejchtworenengerichte, innerhalb einer beftimmten 
Friſt ergriffen werden und hat Devolutiv- und Suspenfiv-Effeft. Das Appellations- 
gericht (Chambres correctionelles für die Polizeigerichte — Cours d’appel für bie 
Chambres correetionelles) entjcheidet nach vorgängiger mündlicher Verhandlung, in 
welcher beliebig nova vorgebracht werden fünnen. 8) Demande en cassation 
(Nichtigkeitsbeichtverde), die allen Prozeßbetheiligten jedoch nur dann zufteht, wenn 
Berufung entweder nicht möglich oder jchon verbraucht ift. Ueber fie entjcheidet 
ausjchließlich der höchite Gerichtshof (cour de cassation). 4) Demande en revision, 
der nur in jehr bejchränktem Maße zuläffige Antrag auf Wiederaufnahme des Ber- 
fahrens nach rechtäfräftigem Urtheil. — Außerdem kann der Generalprofurator 
dafür Sorge tragen, daß Urtheile, welche gegen das Geſetz verftoßen und nicht an- 
gefochten worden find, durch den Kaſſationshof für nichtig erflärt werben, sans pre- 
judice du droit des parties interessees. 

Die neuen Deutſchen Strafprogeßgefehe (jeit 1848) haben fich meift an das 
Franzöſiſche Recht angelehnt. Als Hauptjächlichte R. kommen Berufung und 
Nichtigkeitöbefchwerde in Betracht; über Näheres vol. Zahariä, IT. ©. 616 fi. 

Die Defterreihifhe StrafpPO. gewährt ald R.: 1) Beſchwerde gegen 
richterliche Verfügungen, welche in der Regel Devolutiv- aber feinen Suapenfiv- 
effeft hat (val. 3. B. 88 45, 49, 68, 64, 113, 114, 197, 352, 357, 392, 
395, 480, 481, 489, 491, 494). 2) Einjpruch gegen die Verjegung in den An— 
klageſtand (88 208 ff., vgl. S 421), für Zeugen und Sachverftändige gegen eine 
Verurtheilung wegen Ausbleibens ($ 243), gegen ein Kontumazialerfenntniß ($ 427, 
vgl. $ 478), gegen ein Strafmandat ($ 462), gegen eine richterliche Enticheidung 
im jogen. objektiven Strafverfahren in Preßſachen ($ 498). 83) Berufung, welche 
der Regel nach nur gegen den Ausfpruch über die Strafe ($ 283) und in ſchwur— 
gerichtlichen Verhandlungen auch wegen der Enticheidung über privatrechtliche Aus— 
iprüche ($ 345) ergriffen werden kann. Nur für die Urtheile der Bezirkögerichte 
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vertritt fie zugleich die Nichtigkeitsbeſchwerde (SS 468 ff.). 4) Nichtigkeitsbeſchwerde, 
welche bezüglich aller Endurtheile auf Grund beftimmter Nichtigkeitägründe (SS 281, 
344) zuläffig ift und an den Kaſſationshof gerichtet werden muß. 5) Wieder: 
aufnahme des Verfahrens (SS 352 ff.). 6) Wiedereinfegung gegen den Ablauf von 
Friſten ($ 364). 

Die Entwürfe einer StrafPD. für das Deutiche Reich Hatten als R. nur 
Beihwerde und Revifion aufgenommen, da fie von der Anficht audgingen, daß 
in einem wirklich auf Mündlichkeit beruhenden Verfahren ein Pla für die Be- 
rufung nicht mehr übrig jei. Die Reichsjuftizlommiffion nahm diejelbe jedoch für 
die Urtheile der Schöffengerichte wieder auf, jo daß jeht ala R. im Sinne der 
StrafPO. Beichwerde, Berufung und Revifion anzufehen find. Diejelben ftellen 
Rechtsbehelfe gegen noch nicht rechtäfräftig gewordene richterliche Verfügungen dar, 
durch deren Anwendung ein höheres Gericht mit der Enticheidung betraut wird. 
Suspenfiveffeft dagegen iſt fein charakteriftiiches Merkmal der R., da derjelbe nur 
der Berufung und Revifion beigelegt ift, für die Beichiwerde dagegen fein Gintritt 
vom richterlichen Ermefjen abhängt. Die Beichwerde richtet fich gegen Beichlüffe 
und Verfügungen, Berufung und Revifion gegen Gndurtheile. Die Revifion ift 
ftatthaft, 1) wenn wegen der Verlegung wichtiger Prozeßnormen ein gültiges Urtheil 
überhaupt nicht vorliegt, 2) wenn der Richter aus den von ihm feftgeftellten That— 
jachen rechtöirrthümliche Folgerungen abgeleitet hat. Auf eine Prüfung des that» 
fächlichen Materiales darf fich der NRevifionsrichter in feinem Falle einlaffen. Die 
Berufung dagegen dient recht eigentlich dazu, das ungenügende Material des erjten 
Richter zu ergänzen, wobei e8 nicht darauf anfommt, ob der gerügte Mangel bei 
Beurtheilung der Thatfrage dem Richter zur Laft fällt, von den Parteien verjchuldet 
wurde oder ein unvermeidlicher war. Nova können in der Berufungsinſtanz vor— 
gebracht werden, auch wenn fie jchon zur Zeit der eriten Verhandlung bekannt 
waren. — Diefer Unterfchied zwijchen Berufung und Revifion ift freilich zum Theil 
dadurch verwiicht, daß die Berufung, wo fie zuläfig ift, die Reviſion ausſchließt, 
deren Funktionen aljo mit übernehmen muß, jo daß der Berufungsrichter die An- 
griffe jowol auf die jormelle Rechtsbejtändigkeit des Verfahrens in erjter Inſtanz, 
wie auf die dort getroffenen Entjcheidungen über That- und Rechtsfragen zu 
prüfen bat. (Im Einzelnen vgl. die betreffenden Artikel.) — Keine R. im technifchen 
Sinne find die übrigen in der StrafPO. zugelafjenen Rechtäbehelie, ala: Geſuch um 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand, Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens, 
auf gerichtliche Entjcheidung gegenüber einer polizeilichen Strafverfügung, Ein- 
ipruch gegen den amtörichterlichen Strafbefehl u. j. w. (vgl. die betr. Artikel). 
Auch der Einwand kann als R. nicht betrachtet werden. Das verjteht fich be— 
züglich des Einwandes der Unzuftändigfeit (SS 16, 18; vgl. den Art. Gerichts— 
ftand, ©. 108) und der Einwendungen gegen die Eröffnung des Hauptverfahrens 
($ 199) von jelbit, da diejelben nicht Rechtöbehelfe gegen richterliche Verfügungen, 
jondern Einreden gegen die Zuläffigkeit des ganzen Verfahrens darftellen, über welche 
eine richterliche Enticheidung erſt noch zu erfolgen hat. Der Einwand gegen die 
Eröffnung der Vorunterfuchung ($ 179) fteht materiell der Beſchwerde inſoſern gleich, 
als er fich gegen eine Verfügung der Straffammer richtet, nur fommen die für jene 
vorgeichriebenen Formen und Friften nicht zur Anwendung und außerdem fehlt ihm 
der Devolutiveffelt. Der ferner noch zuläffige Einwand gegen die Ablehnung eines 
Antrages auf Aufichub der Strafvollftredung ($ 490) wendet fich gegen eine Ber- 
fügung nicht des Richters, jondern der Staatsanwaltichait und kann jchon deshalb 
als R. nicht bezeichnet werden. Das ift infofern auch praftifch von Bedeutung, ala 
die allgemeinen Beitimmungen, welche im erjten Abjchnitt des dritten Buches der 
StraPD. für die R. gegeben find, nicht auch für die übrigen Rechtsbehelfe gelten. 
Nur für die Wiederaufnahme des Verfahrens hat $ 405 ausdrüdlich eine Ausnahme 
gemacht (vgl. auch $ 401 A. 2). Daß eine ſolche auch für die Wiedereinfeßung 
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in den vorigen Stand, wenigſtens bezüglich der Berechtigung, ein derartiges Geſuch 
zu Gunften des Beichuldigten anbringen zu können, gemacht werben müfle, nimmt 
Löwe, ©. 236 N. 3b, an. Doch wird man gegenüber den von ihm geltend 
gemachten Gründen der Billigkeit und angeblichen Folgerichtigfeit daran feſthalten 
müffen, daß nach dem Wortlaut des S 44 der betreffende Antrag nur von dem 
gejtellt werden fann, der die Friſt jelbit verfäumt hat. 

Die den R. gemeinfamen Beitimmungen ($$ 338 — 345) betreffen: I. die 
Legitimation zur Einlegung; II. die formen, in welchen ein nicht auf freiem Fuß 
befindlicher Beichuldigter die auf R. bezüglichen Erklärungen abgeben kann; III. die 
Zurüdnahme eines R. und den Verzicht auf ein folches; IV. die Wirkung der von 
der Staatsanwaltichaft eingelegten R. 

I. Die Einlegung von R. fteht zu: A. Allen Prozeibetheiligten, alſo 1) dem 
Beichuldigten. Derjelbe kann auch durch Andere vertreten werden, welche a) in 
feinem Namen handeln. Dabin gehören: der Vertheidiger ($ 340), d. 5. der- 
jenige, welcher in dem vorausgehenden Verfahren als ſolcher fungirt hat, nicht auch, 
wer erit in der R.inftanz als PVertheidiger auftreten will, wie dad v. Kries, 
©. 21, anzunehmen jcheint. Gin folcher nachträglicher Vertheidiger bedarf einer 
Legitimation von Seiten des Angeklagten, um R. wirkſam für ihn einlegen zu 
fönnen; vgl. Erkenntniß des Neichägerichts vom 16. Januar 1880 (Entjcheidungen, 
I. ©. 71) und 14. Februar 1880 (Rechtiprechung, I. ©. 356). ferner: die An— 
gehörigen eines abwejenden Angeklagten; welche Perfonen darunter zu verftehen 
find, ift ungewiß, in der StrafPO. wird der Ausdruf nicht al® term. techn. be- 
handelt (vgl. $$ 22, 51, 54, 149, 401; ferner 982, 106, 328, 486, auch 483). 
68 wird der Richter alſo im einzelnen Falle zu enticheiden haben, ob die betreffende 
Perjon ein Angehöriger des Angeklagten ijt, ohne dat ihm dabei $ 52 Abſ. 2 des 
StrafGB. unbedingt bände, wie v. Schwarze (Kommentar ©. 485 N. 2) an— 
zunehmen fcheint; vgl. v. Kries, ©. 23. Die vermuthete Vollmacht diefer Perfonen 
hält natürlich) gegenüber einer ausdrüdlich) desavouirenden Erklärung de Be— 
jchuldigten nicht Stich. b) Kraft eigenen Rechtes können bei Ginlegung von R. für 
den Beichuldigten vorgehen, aljo auch gegen jeinen Willen handeln: jein gejelicher 
Vertreter fowie der Ehemann einer bejchuldigten Frau (S 340). Wer als gefeh- 
licher Vertreter anzufehen iſt, kann nur auf Grund der geltenden civilrechtlichen Be— 
jftimmungen entichieden werden. 2) Die ftrafverfolgenden Parteien, d. 5. die Staatö- 
anwaltichaft, eventuell auch die Verwaltungsbehörde (SS 464—469), der Privat- 
($ 430, vgl. 8 433) und der Nebenkläger (S 441, vgl. $ 443). B. Andere Per- 
jonen, welche durch die betreffende gerichtliche Enticheidung bejchtwert werden. Die 
Ergreiftung von R. gegen Endurtheile ift in der StrafPO. ($ 479) nur bei dem 
jog. objektiven Strafverfahren für diejenigen geftattet, welche einen rechtlichen An— 
ipruch auf den Gegenftand des Verfahrens haben, wol auch dann, wenn fie in erfter 
Inſtanz nicht auftreten (anderer Meinung: Voitus, 466; v. Schwarze, Kom— 
mentar, ©. 600). Bezüglich der Möglichkeit einer analogen Ausdehnung diejer Be- 
jtimmung vgl. dv. Kries, ©. 25 ff. Das R. der Beichwerde kann ſtets von Allen 
gebraucht werden, welche durch eine Verfügung oder einen Beichluß betroffen werden 
(vgl. $ 346 Abi. 2). Die Staatsanwaltichaft und der Beichuldigte find bezüglich 
des Gebrauches der R. prinzipiell gleichgeftellt. Auch die Friſten zur Einlegung 
find von gleicher Dauer. Daß fie einen verjchiedenen Anfangstermin haben können, 
3. B. wenn der Angeklagte bei der Berfündigung des Urtheils nicht anweſend war 
($ 355 Abſ. 2, $ 381 Abſ. 2), hängt damit zufammen, daß der Angeklagte erſt 
ipäter authentische Kenntniß von dem ergangenen Urtheile erhielt. Andere jcheinbare 
Derichiedenheiten erklären fi) wol daraus, daß nur der ein R. anwenden kann, 
welcher fich durch eine Enticheidung bejchwert fühlt. Das ift auf Seiten de An— 
geflagten nicht der Fall, wenn er für umfchuldig erklärt wird; bezieht dagegen die 
Freiſprechung fich nur auf die Strafe, jo wird er ein R. ergreifen können. Gleicher 
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Anficht: Löwe, ©. 601 N. 2b; v. Kries, ©. 49; anderer Meinung: v. Schwarze 
(in v. Holtzendorff's Handbuch, I. S. 251), weil das rechtliche Intereffe des 
Angeklagten fi auf Nichtverhängung einer Strafe beichränfe. Das ift einmal nicht 
ganz richtig, 3. B. wenn bezüglich eines jugendlichen Verbrechers die erziehende Maß— 
regel der Unterbringung in eine Befferungsanftalt angeordnet wird, dann aber läßt 
diefe Anficht doch zu jehr die Nüdficht auf das fittliche Empfinden außer Acht, 
deren der Staat fich in jeinem eigenften Intereffe nicht entjchlagen darf. Außerdem 
dipricht jedenfalls die Beitimmung des $ 266 Abi. 4 dafür, daß das Geſetz den 
Unterfchied zwifchen „nicht ſchuldig“ umd „nicht ftrafbar“ keineswegs für irrelevant 
hält. — Daß im Falle des $ 209 Ab. 2 dem Beichuldigten ein R. verjagt ift, 
welches dem Staatsanwalt zufteht, it nur eine jcheinbare Beeinträchtigung, denn 
der Beichluß, durch welchen das Berfahren eingeftellt wird, jteht in feiner direkten 
Wirkung dem freifprechenden Endurtheile gleich. Bezüglich der Zuläffigleit der 
Wiederaufnahme des Verfahrens ift allerdings ein Unterjchied vorhanden (vgl. $ 210 
mit $ 402), welcher ein Endurtheil erwünſchter fcheinen läßt, doch hat der Be- 
ichuldigte einen rechtlichen Anspruch nur darauf, daß über feine Schuld oder Un— 
ſchuld eine gerichtliche Entjcheidung erfolge, nicht aber darauf, daß dies durch ein 
EndurtHeil geichehe. Ebenjowenig wird der Angeklagte durch den Beichluß bejchwert, 
welcher über die fachliche Zuftändigfeit nach Maßgabe des $ 270 entjcheidet, da er 
das Urtheil des für zuftändig erklärten Gerichtes eventuell auf Grund des $ 377 
N. 4 anfechten kann. — Die Staatsanwaltichaft ijt keineswegs eine reine Prozeß— 
partei, jondern eine Vertreterin des ftaatlichen Intereſſes, das durch die Verurtheilung 
nicht des Angeklagten, jondern des Schuldigen gewahrt, durch ein ungerechtes Urtheil 
aber ftetö verlegt wird. Einer ſolchen Berlegung gegenüber hat der Staatsanwalt 
die Pflicht, fich der zuläffigen R. zu bedienen, und es ift nur eine nothiwendige 
Konjequenz, wenn $ 338, Abſ. 2 der Staatsanwaltichaft die Befugniß einräumt, die 
N. auch zu Gunften des Beichuldigten anzuwenden. Damit ift nicht ein dispoſitives 
Recht eingeräumt, jondern eine Pflicht auferlegt, die in allen Fällen ausgeübt werden 
muß, wo die gegen den Beichuldigten ausgefallene Enticheidung ungerecht erjcheint, 
ohne daß auf die im Laufe des Verfahrens von der Staatsanwaltichait geftellten 
Anträge oder den Willen des Beichuldigten ankäme. Ob im einzelnen "alle das 
R. zu Gunften oder Ungunften des Beichuldigten ergriffen ſei, wird das Gericht zu 
entjcheiden haben. Vgl. über diefe Frage Löwe, ©. 602 N. 8. — Dieſe Pflicht 
geht auf die anderen ftrafverfolgenden Parteien nicht über. Daran ändert auch 
$ 430 nichts. Derjelbe räumt allerdings dem Privatlläger (vgl. SS 437, 465 ff.) 
Diejenigen R. ein, welche in dem Berfahren auf erhobene öffentliche Klage der 
Staatsanwaltichait zujtehen, jagt aber nicht, daß er fich ihrer auch in derjelben 
Meile bedienen könne. Wenn die R. des Privatklägers ſchon an fich diefelbe Be— 
deutung hätten wie die der Staatdanwaltichaft, jo wäre es jedenfalls überflüifig 
geweien, die Anwendbarkeit des 8 343 noch bejonders hervorzuheben. Die Be- 
ratdungen der Neichajuftizlommiffion (Protol. ©. 664; Hahn, 1097) geben 
gar feinen Auffchluß. Der Antrag v. Schwarze’s, dieſe Befugniß für den Privat— 
kläger ausdrücklich auszuſchließen, wurde abgelehnt, ohne daß ſich erkennen ließe, ob 
man ihn für unrichtig oder für überflüſſig hielt. (Gleicher Anſicht: Dalcke, S. 261; 
Thilo, ©. 483 N. 1; Bomhard und Koller, ©. 314; v. Kries, ©. 47; 
anderer Meinung: Löwe, ©. 705 RN. 2, v. Schwarze, Komment., ©. 571, 
vgl. dagegen die Ausführung in v. Holtzendorff's Handb., II. 250; Keller, 
©. 471N. 2; Dochow, ©. 95; Pudelt, ©. 725 N. 2.) — Natürlich macht 
e3 bezüglich der Staatsanwaltichaft einen Unterjchied, ob fie für oder gegen den Be- 
Tchuldigten handelt. Während fie im leßteren Falle, 3. B. durch Verlegung von 
Rechtönormen, welche lediglich zu Gunften des Angeklagten gegeben find, nicht be- 
jchwert erfcheint (vgl. $ 378), kann fie im erften die Revifion auch auf diefen Grund 
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ſtützen. Eine wirkliche Beſchränkung ihrer Thätigkeit zu Gunſten des Freigeſprochenen 
enthält dagegen $ 379. 

I. Eine bejtimmte Form für die Einlegung der R. ift nicht vorgefchrieben, fie 
kann jchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsfchreibers bei dem zuftändigen Gerichte 
geichehen, und nur darauf fommt es an, daß die nothiwendigen Erklärungen inner- 
halb der gejeglichen Frift an das Gericht gelangen, gegen deſſen Enticheidung das 
R. ergriffen werden fol. Ein Irrthum in der Bezeichnung deffelben ift unfchädlich 
($ 342), ein Zweifel im einzelnen Falle auch faum möglich, da eine Wahl zwiichen » 
verichiedenen R. niemal® gegeben ift, jobald nur die Erklärung deutlich erkennen 
(äßt, daß ein R. ergriffen werden jolltee Dazu genügt allerdings nicht die Bitte 
um Grtheilung einer Abjchrift des Erfenntniffes (vgl. Erkenntniß des Reichsgerichts 
vom 2. Dezember 1879, Rechtipr. I. ©. 110), wol aber eine Erklärung, jofort nach 
Verfündung der Enticheidung, die eventuell in der Situng jelbjt zu Protokoll 
genommen werden muß. (Anderer Meinung: Löwe, ©. 617 N.5; vd. Kries, 
©. 62.) Ob die Einlegung durch ein Telegramm geichehen könne, iſt zweifelhaft; 
das Reichsgericht verneint es, vgl. z. B. Erf. v. 3. Febr. 1880 (Entich. I. ©. 262), 
auh Zimmermann im Gerichtäfaal Bd. XXXII. ©. 263 ff. — Für den nicht 
auf freiem Fuß befindlichen Beichuldigten ift die Einlegung noch dadurch erleichtert 
(S 341), daß 1) er die betreffenden Erklärungen zu Protokoll des Gerichtsfchreibers 
desjenigen Gerichtes geben kann, in defien Gefängniß er fich befindet und falls das 
Gefängniß fein gerichtliches ift, desjenigen Amtägerichtes, in deſſen Bezirke das 
Gefängniß liegt; 2) die Friſt Schon gewahrt ift, wenn innerhalb derjelben das 
Protokoll aufgenommen wurde, wenn auch die Weberreichung an das zuftändige 
Gericht erſt jpäter erfolgt. Schriftliche Erklärungen eines Berhafteten unterliegen 
dagegen der allgemeinen Regeln. 

III. Auf die Einlegung eines R. kann verzichtet werden, entweder ſtillſchweigend 
durch Verſäumung der Friſt oder ausdrüdlich durch eine Erklärung, welche zwar 
feiner bejtimmten Formen bedarf, aber in authentifcher und nicht mißzuverſtehender 
Weiſe zur Kenntniß des Gerichtes gebracht werden muß. Es genügt 3. B. die 
mündliche Erklärung unmittelbar nad) VBerfündigung des Urtheild, daß man fich bei 
demjelben berubige (vgl. Erkenntniß des Reichägerichtd vom 1. Juni 1880, Entſch. 
II. ©. 78), welche aladann durch das Sikungsprotofoll zu befunden ift. Zurüd- 
genommen kann derjelbe nicht werden, es fei denn, daß er vorzeitig, 3. B. vor Er— 
Öffnung der Urtheildgründe ausgejprochen war, oder die Erklärung, daß man ein 
R. einlegen wolle, früher an das Gericht gelangt ala die vorher, z. B. zu Protokoll 
eines Gefängnißbeamten, ausgefprochene Verzichtleiftung (vgl. Erkenntniß des Reiche» 
gericht vom 31. Januar 1880, Entſch. I. ©. 92). — Dem Verzichte gleich fteht 
im Allgemeinen die Zurüdnahme eines fchon eingelegten R. ($ 344). Jedoch kann: 
a) ein von der Staatsanwaltichait zu Gunften des Beichuldigten eingelegtes R. ohne 
deffen Zuftimmung nicht zurüdigenommen werden ($ 344); b) wenn die Entjcheidung 
über das R. auf Grumd mündlicher Verhandlung ftattzufinden hat, die Zurüdnahme 
nach Beginn der Hauptverhandlung nur mit Zuftimmung des Gegners erfolgen 
($ 345). Der Grund für diefe erft von der Reichsjuſtizkommiſſion aufgenommenen 
Beitimmung war die Erwägung, „daß es der Staatsanwaltichaft nicht zuftehen dürfe, 
das Gericht an der Erlaffung einer dem Beichuldigten günftigen Entſcheidung zu 
hindern“ (vgl. Löwe, ©. 607 N. 2, der mit Recht darauf aufmerfjam macht, daß 
dieſes Argument jedenfalls unzureichend jei, da es bei den vom Beſchuldigten 
gebrauchten R. feine Bedeutung habe; vgl. auch v. Krieg, ©. 114 N. 49). — 
Die Vorſchrift des 5 344 Ab. 1 findet auf die R., welche der gejegliche Vertreter 
oder der Ehemann für den Beichuldigten eingelegt haben, keine Anwendung, vielmehr 
fünnen diefelben auch ohne Zuftimmung des Letzteren zurüdgenommen werden. 
Anderer Meinung: Löwe, ©. 606 N. 8 (vgl. auch die dort pro und contra Gitirten), 
weil der Beichuldigte vielleicht gerade in Nüdficht auf die von anderer Seite 


Nehtsvermuthungen. 301 


geichehene Einlegung ſeinerſeits das R. nicht angewendet habe. Dieje zwar uns 
zweifelhaft berechtigte Erwägung dürfte dem Schweigen des Gejeßes gegenüber doc) 
nicht durchichlagend fein, umfowweniger, als die in $ 340 erwähnten Perjonen in dem 
Gebrauch der R. volllommen jelbjtändig find. — Gegen feinen Willen kann das 
von dem Beichuldigten eingelegte R. von einem Andern natürlich niemals zurüde 
genommen werden. Der Bertheidiger bedarf dazu einer ausdrüdlichen Bollmacht 
($ 344 Abi. 2). 

IV. Sp weit die angewendeten R. Suäpenfiveifeft haben, erſtreckt fich derjelbe 
nur auf die Theile der Gnticheidung (des Urtheilätenors), gegen welche fich ber 
Angriff richtete. Cine allgemeine Nachprüfung durch das Gericht der höheren Inſtanz 
findet nicht ftatt, daffelbe bleibt vielmehr bezüglich der Ausdehnung feiner Thätig— 
feit an die Parteienanträge, wenn auch nicht an deren Begründung, gebunden. 
Ein Unterjchied zwiſchen Revifion und Berufung befteht in diefer Beziehung darin, 
daß bei erjterer bejtimmte Anträge umerläßlich find ($ 348), bei letzterer eine folche 
Spezialifirung nicht erfordert, vielmehr angenommen wird, daß eine auf beftimmte 
Punkte nicht beichränfte und nicht näher begründete Berufung den ganzen Inhalt 
des Urtheils anfechte ($ 359). Das ift im heutigen Strafßrz. um jo eher zuläffig, 
als das Intereſſe des Staates durch die Staatdanwaltichaft wahrgenommen wird. 
An diefem Verhältniß will auch $ 343 nichts ändern, derjelbe macht vielmehr nur 
zu Gunften des Beichuldigten eine Ausnahme von dem Sab, daß ein eingelegtes 
R. nur eine Abänderung zu Gunften des Einlegenden herbeiführen kann (vgl. den 
Art. Reformatio in peius). Daß jedes von der Staatsanwaltichaft eingelegte 
R. die Wirkung bat, daß die Angefochtene Enticheidung auch zu Gunften des Be— 
jchuldigten abgeändert oder aufgehoben werden kann, heißt nur die Sache iſt in 
zweiter Inſtanz geradefo zu behandeln, ala wenn fich der Beichuldigte dem R. der 
Staatsanwaltichaft angeichloffen Hätte. ine jolche im früheren Recht zuläffige An— 
ſchlußerklärung kennt übrigens die StrafPD. nicht, doch wäre die Abgabe einer jolchen 
innerhalb der geſetzlichen FFrift wol als jelbjtändige Ergreifung des R. zu behandeln. 
(Bal. Erf. des Reichögerichtes vom 10. Februar 1880, Entich. I. ©. 196.) 

Lit.: Walther, Die R. im Strafverfahren ıc., 2. Abth. ‚ Münden 1853 und 1855; 
dort vgl. aud bie Aıtgaben der älteren Kit. — —A Die eh u. Rechtö« 
übung über Strafverfahren nad) i F ———— 1856, Pland, 
Syftematiiche Darftellung = Deut U Strafve ... f. — hot, Handbud) 
des Deutichen StrafP Kor Il. ©. 570 fi. — Ortloff im Gerichtäfaal 1871 ©. —* 
321 ff. — Zaun, RStraf Prz., ae, ©. 289 fi. — John, Das Deutſche Strafproze 


recht, ©. 70 fi. — chwarze in ge oltzendorff's Handbuch des Deutjchen Straf- 
Be 1. e. 241 F — Geyer, Lehrbuch des gemeinen —— Strafprozeßrechtes, 
— v. Kries, Die R. des Civ. Try. und bes StrafPrz., 1880. — Die Kommentare 


u Eh mo. von Rombhard u. Koller, ©. 247 fi.; Dalde, e 207 fi.; Keller, 
371 fi.; Löwe (2. Aufl), ©. 599 ff.; Pudelt, 59 f.;v. Schwarze, E. 489 f.; 


Shilo, e. 394 ff, Boitus, ©. 346. dv. Lilienthal. 
Nechtövermuthungen. „Etwas vermuthen“ heißt im Allgemeinen: es als 
Thatjache annehmen, vorausfegen — ohne vollflommenen Beweis. Ob 


die angenommene Thatjache eine äußere oder inmerliche (piychologiiche) ift, ob eine 
vergangene gegenwärtige oder zukünftige, ob Zuſtand, Werhältniß oder Er— 
eigniß, ift für den Begriff der Vermutdung an fich gleichgültig. Die Ausdrücke 
„praesumere“, „praesumtio“ find noch ungleich vieldeutiger; fie jchließen auch ziemlich 
abmwegige Begriffe, wie „anmaßen“, „Anmaßung“, „vorher thun“, „vorher ge= 
brauchen“ u. a. in ih. In dem Sinne jedoch, in welchem fie in den Deutfchen 
Sprachgebrauch übergegangen find, — und nur in diefem haben die beiden Worte 
für die heutige Jurisprudenz technische Bedeutung — bejagen fie durchaus dafielbe, 
wie nach dem Vorbemerkten „vermuthen“ und „Bermuthung“. 

Dies vorausgeſchickt erflärt fich zunächjt die befannte Eintheilung der Präſum— 
tionen in praes. hominis s. facti (einfache richterliche oder faktiſche Vermutungen) 
und praes. juris (R.) ohne Schwierigfeit. 
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Faktiſche Vermuthungen find alle Annahmen, Vorausſetzungen von 
TIhatfachen, zu denen ein denkender Menſch — tro Mangel vollfommenen Be- 
weiſes — durch die Erfahrung veranlaßt wird. Hieraus folgt unmittelbar 
ein Doppeltes für die Beantwortung der Trage, welche Rolle den jaktijchen Ver— 
muthungen im Prozeß zukommt. Erſtens kann eine praes. facti niemals Platz 
greifen, wo es an jeder Beweisführung fehlt, ſondern immer nur als Reſultat eines 
undolljtändig erbrachten Beweiſes. Zweitens kann ſie nur in Betracht kommen, 
wo und ſoweit dem Richter eine Beurtheilung der vorgebrachten Beweiſe vom 
Standpunkte der Erfahrung aus überhaupt freiſteht. Am umfaſſendſten iſt demnach 
ihre Bedeutung, wo das Prinzip der freien Beweiswürbigung volle 
Durchführung gefunden. Aber auch bier fehlte es bis jet an einer bejonderen 
juriftifchen Theorie der (faktiichen) Bermuthungen. Und infofern mit Recht, als 
bier die Lehre von den faktifchen Bermuthungen mit der Lehre vom Beweiſe über: 
haupt zufammenfällt, da auch der ftriktefte Zeugen- oder Urkundenbeweis im Sinne 
der Logik nur eine dringende Vermutung begründet. Mit Unrecht dagegen, jofern 
man meint, über faktiiche Vermuthungen fei überhaupt nichts Allgemeines zu jagen. 
Ginerjeitö bietet die angewandte Logik, die wiffenfchaftliche Lehre vom Beweiſe und 
von den Methoden zahlreiche allgemeinere Gefichtäpunfte, wie in vernünftiger Weile 
Vermuthungen aufzuftellen find. Andererjeits ſteckt ſchon in den rechtlich bindenden 
Beweisregeln des bisherigen Gemeinen Prozeßrechts zugleich eine umfangreiche 
Theorie der für den Prozeßbeweis wichtigen faktiichen Vermuthungen, die 
im Großen und Ganzen auch unter der Herrſchaft des Prinzips der freien Beweis— 
würdigung allgemeines Anjehen genießt und verdient; nur ift dabei nicht ſowol an 
die Beweisregeln jelbjt (3. B. den Sab, daß die übereinftimmende Ausſage zweier 
Hlaffischer Zeugen vollen Beweis begründe), ala vielmehr an die logischen Erwägungen 
zu denken, auf welche mehr oder weniger bewußt jene Regeln zurückweiſen. 

Berubt die Bedeutung der „taktischen Vermuthungen“ allein auf der Erfahrung, 
jo gründet fich die der R. als folcher, wie jchon der Name andeutet, ausfchließlich 
auf das Recht jelbit. Entiprechend der oben gegebenen Definition der faktiichen 
Vermuthung ift demnach die R. zuvörderft zu definiren als Annahme (Voraus— 
jegung) von Thatfachen, zu welcher Jemand troß Mangel vollfommener Ber 
weife durch das Recht veranlaßt, d. i. verpflichtet wird, gleichviel ob diejelbe 
ohnehin durch die Erfahrung angezeigt ift oder nicht. Durch diefe Faſſung iſt 
unmittelbar zweierlei ausgeſchloſſen. Einmal die Subjumirung der Filtionen unter 
den Begriff der Präſumtion; fie find zwar auch Annahmen von Thatfachen, zu denen 
das Recht nöthigt, aber nicht blos troß Mangel ausreichender Beweije, jondern 
troß dem Bewußtjein von dem Nichtvorhandenfein oder doch Nichtjovorhanden- 
jein der angenommenen Thatjachen. Sodann aber auch alle Annahmen von That— 
ſachen, die nur für den Geſetzgeber Anlaß, Motiv zur Aufftellung von Rechts- 
vorichriften geweien find, ohne zugleich diejenigen, an welche fich die betreffenden 
Rechtsvorjchriften richten, zu einer Erneuerung jener Annahme zu veranlaffen. Rechts— 
vorjchriften der letzteren Art find 3. B. die Sabungen des Römischen Kaiſerrechts, 
daß das Gelddarlehn des Soldaten, auch wenn er filiusfamilias ift, klagbar jein 
joll, — daß die mater binuba Schenkungen an ihre Kinder erjter Ehe nicht propter 
ingratitudinem joll revoziren fünnen; die Vermuthungen, von denen hier der Ge— 
jeggeber ausgegangen, daß der filiusfamilias miles die Schuld nur zu caftrenfifchen 
Zwecken fontrahiren werde, und daß ein Widerruf der mater binuba nicht jowol in 
der Undankbarkeit der Kinder erjter Ehe, als in der von ihr ſelbſt eingegangenen 
Ehe jeinen Grund habe, find für die praftifche Anwendung, wie für die ſyſtematiſche 
Daritellung des Nechts völlig irrelevant. 

Unter den leßterwähnten Gefichtäpunft fällt auch Vieles, was man bisher 
öfter8 unter den Begriff einer jog. praesumtio juris et de jure geftellt hat, und 
ift diefe Erfenntniß fowol, ala die von anderer Seite beliebte Vermifchung mit dem 
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Begriffe der Fiktion für Manche der Beweggrund geworden, die praesumtio juris et 
de jure ganz aus der juriftiichen Terminologie zu ftreihen. Auch verfahren hierin 
diejenigen ganz konſequent, die zugleich den Filtionen jeden Werth für die juriftifche 
Wiflenichaft abiprechen; denn der Werth der praesumtio juris et de jure ijt in der 
That fein anderer, ala der der Fiktionen, mit denen fie die Art der Wirkung 
völlig gemein hat. Für Jeden dagegen, der den Filtionen — unter gewiffen Boraus- 
jeßungen (f. d. Art. Fiktionen) — einen relativen wifjenfchaftlichen Werth zu— 
erkennt, muß auch der Begriff der praesumtio juris et de jure einen Werth gleich 
dem der Fiktionen behalten. Das will jagen: auch die praesumtio juris et de jure 
bildet, fofern fie in rechter Weile — zur Vereinfachung der Auffaflung oder Dar- 
jtellung des Rechts umd zumal für Fälle, wo ohnehin eine faktiſche Vermuthung 
nahe liegen würde — gebraucht wird, ein nicht zu unterfchäßendes Logifches und 
didaktiſches Hülfsmittel, jowol für die Syſtematik, als für die juriftiiche Praxis. 
Und genau wie bei den Fiktionen wiederholt fich auch bei der praesumtio juris et 
de jure die Gricheinung, daß ihre Befeitigung, wo die Präfumtion berechtigt ift, 
nur unter unbewußter Zuhülfenahme anderer Präjumtionen zu erfolgen pflegt. Man 
denke 3. B. an die bekannten Präfumtionen eines Verzichts in Fällen, wo eine 
Präflufivfrift nicht eingehalten wird. Wenn man eine jolche Präfumtion durch die 
Rechtöregel erjegen will: wer die betreffende Friſt nicht einhält, ſoll fein Recht 
verlieren, — jo läßt fich dies allerdings hören, wo der Verzicht — überhaupt auf das 
betreffende Recht — unzuläffig, reip. rechtlich unmwirkfam ift. Wenn dagegen der Ber- 
zicht zuläffig, und namentlich jchon vor Ablauf der Frift in wirkſamer Weiſe 
möglich ift, bedingt die Aufftellung jenes anderen Berluftmodus einerjeits eine un— 
nöthige Vermehrung des juriſtiſch-ſyſtematiſchen Apparats, andererjeits die Anwendung 
einer neuen Präjumtion: der Nichter wird genöthigt, Friftverfäummiß anzu— 
nehmen, wo nicht Verzicht augenfcheinlich zu Tage liegt oder um der weitergehenden 
Folgen willen vom Gegner bewiejen wird. 

Uebrigen® hat die praesumtio juris et de jure bisweilen noch eine eigenthünulich 
praftiiche oder ethiſche Bedeutung ; jo insbefondere die berühmte kanonijcherechtliche 
Präfumtion des consensus de praesenti im falle eines coitus zwiſchen bisher nur de 
futuro Deiponfirten, und die Präfumtion der Verzeihung eines vorausgegangenen Ehe— 
bruchs jeitens des unjchuldigen Ehegatten auf Grund der troß Kenntniß davon erneuten 
: ehelichen Beimohnung. Gewiß könnte man auch in diefen beiden Fällen von jeder 
Präfumtion abjehen und demgemäß dem consensus de praesenti als regelmäßigen Ent- 
jtehungsgrunde der Ehe den erceptionellen des coitus nach vorausgegangenem Ber: 
löbniß de futuro an die Seite ftellen, und ebenfo der Verzeihung ala einen be= 
fonderen anderen Ausfchließungsgrund der Eheſcheidung, reip. der separatio per- 
petua, die erneute eheliche Beimohnung, trog Kenntniß von dem borausgegangenen 
Ehebruche. Aber jowol für das natürliche fittliche Gefühl, als für die Syitematif 
empfiehlt fich zweifellos der Weg, den ftatt deſſen Gejeßgebung und Doktrin bisher 
eingefchlagen. Im Grunde geben dies die Gegner der praesumtio juris et de jure 
jelbit zu. Sie meinen freilich, die Sache liege vielmehr jo, daß „der Inhalt der 
angeblichen Präfumtionen, als etwas fich von ſelbſt verjtehendes, auch von der Maſſe 
des Volkes lebhaft gefühlt würde, und der bloße Gedanke, daß es hier einer bejon- 
deren gejelichen Vorſchrift bedürfte, jchon Indignation zu erregen im Stande wäre”, 
Allein jo richtig diefe Bemerkung an fich ift, jo faljch ift fie ald Motivirung der 
Meinung, der Begriff der praesumtio juris et de jure jei auf dieſes „ſich von jelbit 
veritehende“ umanwendbar. In Wahrheit verfteht fich dergleichen doch nur im 
ethiichen, d. h. in dem Sinne von jelbit, daß ein Anderöhandeln dem allgemeinen 
fittlichen Gefühle Hohn fpricht, aber ala etwas Ihatjächliches verfteht fich bekanntlich 
das Sittlihhandeln im Gegenjah zum Unfittlihhandeln nicht von ſelbſt. Wahr an 
jener Bemerkung ift alfo nur, daß unjere Rechtsanſchauung (die hier durchaus 
dem fittlichen Gefühle folgt) die fragliche Annahme als eine unbedingte, auch ohne 
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gejegliche Vorſchrift fordert, die letztere mithin nur beftätigt, was jchon fraft 
allgemein geübter Rehtsanihauung, oder mit anderen Worten frait Gewohn- 
beitärechtes für uns gelten würde: und eben darum kommt diefer Annahme gerade 
die Bedeutung einer Rechts vermuthung zu, und zwar, da fie eine unbedbingte (mit 
Ausschluß des Gegenbeweifes, auch wo derjelbe thatjächlich möglich wäre) fein joll, 
einer praesumtio juris et de jure. 

Der Begriff der gewöhnlichen R., der praesumtio juris tantum, iſt durch 
die vorhergehenden Bemerkungen in zwiefacher Richtung beftimmt: den faktifchen Ver: 
muthungen gegenüber als eine Annahme (Vorausjegung) von Thatjachen, zu ber 
Jemand — im Prozeß insbeſondere der Richter — durch das Recht jelbft ge 
nöthigt, alfo juriftiich verpflichtet wird, ohne Rüdficht darauf, ob in concreto zu 
folcher Annahme Erfahrungsgründe vorliegen oder nicht; der praesumtio juris et de 
jure, alö einer befonderen Abart der R. gegenüber durch die ſtets nur bedingte 
Wirkſamkeit, ſofern jolche durch den Beweis des Gegentheils auögejchlofien, 
reſp. aufgehoben wird. Der lebtere Unterichied reicht tiefer Hinab, ala es bei der 
oberflächlichen Betrachtung jcheint. Er weiſt hin auf eine Grundverichiedenheit des 
Zwedes: die praesumtio juris et de jure ſoll dem Rechte ſelbſt dienen, und 
zwar — wie ſchon bemerkt — in allgemeinfter Weije ala ein Hülfsmittel der Syftematif, 
zur Grleichterung der Auffaffung und Darftellung des Rechts; die einfache praesumtio 
juris joll in erfter Linie immer einem und demjelben praftijchen Zwecke dienen, der 
Erleichterung des Beweiſes im einzelnen Eonkreten Falle. Daß daneben noch 
gewiſſen Forderungen des Rechtögefühls, reip. gewiſſen herrichenden, fittlichen und 
äfthetijchen Anfchauungen, Rechnung getragen werden foll, fommt bei beiden Arten 
von R. dor, übrigens bier, wie dort, nur bei einzelnen, nicht bei allen. 

Man hat wiederholt Verfuche gemacht, den Begriff der gewöhnlichen R. noch enger 
zu umgrenzen, jedoch ohne rechten Erfolg, joviel Gutes dabei auch über die einzelnen 
Arten von R. gejagt ift. Die Doktrin hat allerdings nicht jelten mit dem Begriff der 
praesumtio juris argen Mißbrauch getrieben, und fie fonnte dies um fo eher, als die 
Römiſchen und Kanonifchen Rechtsquellen in der Verwendung der Ausdrücke „prae- 
sumere* und „praesumtio* im Allgemeinen feinen feſten Sprachgebrauch aufweisen, 
wie denn auch die älteſte Mlaffifizirung der Präfumtionen erſt der Glofjatorenzeit 
angehört. Zu jenem Mißbrauch des Präjumtionsbegriffes gehört insbeſondere die 
Aufftellung der ganz generellen Präfumtionen zu Gunften des Beklagten, des Bes 
ſitzers u. ſ. w., wie fie fich nur erflärt aus einer Verkehrung des richtigen Sahes, 
daß jede R. den Beweis einer gewiffen Thatſache unnöthig macht, in den ebenjo 
gewiß unrichtigen, daß überall, wo fein Beweis für eine Ihatjache gefordert wird, 
eine R. vorliege. Wenn der Kläger nicht beweilt, was er beweifen müßte, wenn 
ihm Staatöhülfe (zunächſt in Geftalt des Urtheild, dann in der Bollftrefung 
deffelben) zu Theil werden foll, jo iſt er freilich mit jeiner Klagforderung abzuweiſen, 
reſp. Bellagter von derjelben freizufprechen, aber nicht auf Grund irgend welcher 
Annahme von Thatjachen zu Gunften des Lebteren, ſondern einfach, weil die gejeh- 
lichen Bedingungen für die Gewährung der Staatshülfe oder mit anderen Worten 
für ein verurtheilendes Erkenntniß ſeitens des Klägers nicht erfüllt find. Auf der 
anderen Seite geht man aber ebenfalls zu weit, wenn man allen Regeln über 
die Beweislaft, jowie allen Rechtsſätzen, die ſich ala einfahe Schluf- 
folgerungen aus Dispoſitivnormen ergeben, ein für allemal die Bedeutung 
von (einfachen) R. abiprechen will. Nein an ſich, ihrem unmittelbaren Inhalte nach, 
find allerdings beide Arten von NRechtsregeln feine R. Und darin liegt allein jchon 
Grund genug, fie von anderen R., die ausfchließlich als jolche zu denken find, zu 
unterfcheiden. In einer beftimmten Weife verwandt, namentlich ala Grundlage des 
konkreten richterlichen Urtheils, erjcheinen fie dennoch; — wenn nicht alle, jo doch 
zum größten Theile — als R. 
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Offenbar kann es für ein dem Klagpetitum entſprechendes Urtheil nur zwei 
zureichende Gründe geben: entweder die Annahme, daß das Klagpetitum dem wirk— 
lichen materiellen Recht des Klägers entſpricht, oder ein Verſäumniß, alſo eine Art 
Unrechthandeln ſeitens des Beklagten, für welches ihn die Urtheilsfällung nach dem 
Klagpetitum, ohne Rückſicht darauf ob es begründet iſt oder nicht, ala Strafe 
trifft. Inwieweit der eine oder der andere der beiden Gründe Pla greift, iſt 
natürlich” nach jedem pofitiven Rechte beionders zu beantworten, und kann dieje 
Antwort auch nach einem bejtimmten Rechte mitunter recht zweitelhaft jein, wie 
dies insbejondere auch von dem älteren Gemeinen und unferem heutigen Deutjchen 
Prozeßrechte gilt. Unbeftritten jedoch behauptet in den letztgedachten Rechten der 
eritere der beiden Gründe, wenn nicht den ganzen, jo doch weitaus den vorderſten 
Mat. Bezeichnend hierfür ift namentlich die Thatjache, daß jelbit da, wo man die 
Unterlafjung der Beweisführung jeitens des Beklagten als Unrecht, ala „Ungehorfam“ 
auffaßt, die Strafe "durch eine Fiktion — als poena confessi et convieti — auf 
den eriten der beiden Gründe gleichjam reduzirt wird. Sicherlich ift es dann viel 
einfacher, an die Unterlaffung des Beweijes jeitens des Beklagten eine R. für das 
Begründetjein der das Klagpetitum rechtfertigenden Thatfachen zu knüpfen. Hält 
man indeilen diejen einfachen Weg für unverträglich mit den Intentionen der bier 
in Frage kommenden Prozeßgejege ſelbſt — wofür fich ja mancherlei jagen läßt —, 
jo ift doch unter allen Umjtänden unter den zweiten Grund der Fall nicht 
zu bringen, wo dem Bellagten der verjuchte Beweis mißglüdt ift; und eben darım 
nehmen für diejen Fall alle Regeln, durch welche dem Kläger ein Stüd Be— 
weislaft abgenommen wird, nothwendig die Geftalt von R. an. Denn jo gewiß 
das Mißglücken des Beweiles, daß der Kläger, der eine Erſitzung behauptet, 
mala fide bejeffen habe, oder daß ein vom Kläger eingefordertes Darlehn zurüd- 
gezahlt jei u. j. w., nimmermehr ala Beweis für die bona fides des Klägers oder 
für das Nichtzurüdgezahltjein gelten kann, jo gewiß wird der Richter durch die Be— 
weislajtregeln zugleich verpflichtet, in folchem Falle bona fides, reſp. Nichtzurüd- 
gezahltjein vorauszuſetzen, und diefe Vorausſetzung dem Urtheilsbefehle zu Grunde 
zu legen. Und wenn man auch hiergegen etwa behaupten jollte, der Beweis des 
Nichtgezahltjeing des Darlehns und reip. der bona fides bei der Erfitung jei jchon 
darum überflüffig, weil dad, „was einmal rechtlich eriftire“, ja „was nur 
äußerlich ohne Mangel eriftire“, „die Berechtigung feiner Eriftenz in fich trage, 
bis dieſe Exiſtenz vernichtet werde”, jo läge hierin — ganz abgejehen von der jehr 
fraglichen Richtigkeit diefer Behauptung an ſich — eine Berwechjelung der Erijtenz 
jelbit mit dem Beweise der Erijtenz. Daraus, daß etwas eriftirt, und zwar 
jo lange eriftirt, bis es in jeiner Exiſtenz vernichtet wird, folgt ficherlich nicht, 
dab es jo lange eriftirt, bis die Vernichtung der Eriftenz bewiejen wird; 
fordert aljo dad Recht, daß die Griftenz dennoch bis zum Beweis der Vernichtung, 
reip. des Mangeld angenommen wird, jo ift dies eben nichts anderes, ala eine R. 
und an dem Bejtreben, folchen „Beweislaftpräjumtionen“ den Titel „R.“ abzu— 
iprechen, iſt nur jo viel richtig, daß diefelben ala eine bejondere Gruppe begriffen 
und aus Gründen, die bier nicht näher erörtert werden können, auch jyitematifch, 
oder, beftimmter gejagt, im Syiteme eines Prozeß» oder Beweisrechts in jelbftändiger 
Weiſe behandelt werden müſſen. 

Aehnliches — menigftens im Nejultat Aehnliches — ift zu jagen von den 
oben gleichfalls jchon berührten „Rechtsinhaltspräfumtionen“, wie fie Burdhard 
genannt hat. Es ift ja gewiß richtig, daß Rechtsſätze, wie 3. B. die jog. prae- 
sumtio Muciana, die Regel, daß Pertinenzen präfumtiv ala mitverfauft gelten, u. ſ. w. 
gar nichts anderes find, als Schlußfolgerungen aus gewifjen allgemeinen Rechte- 
grundjäßen oder Nechtäbegriffen, und daß ihnen darım im Rechtsſyſteme eime 
Stelle ummittelbar bei den leßteren und nur da gebührt. Allein ebenjo gewiß 
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erhiheimen fe In Ihrer Verwendung im Prozeß und als Vorausſetzungen des 
IWineita im ber Geſtalt von Annahmen gewiffer Thatjachen ohne genügenden Beweis, 
mithin, da v8 das Mecht ſelbſt ift, das fie ala folche ericheinen läßt, und wie 
brigens auch Burckhhard im Grunde zugiebt, als R. 

lin #8 mit einem Worte zu jagen: das Weſen der R. liegt allein in der 
begelihmeten Funktion bderfelben. Der Unterjchied aber zwiſchen den „Beweislajt- 
pralumtionen“ und „Nechtsinhaltspräfumtionen“ einerjeits und R,, wie beijpielö- 
welle den Säben: pater est, quem nuptiae demonstrant — der Verjchollene ijt als 
tobt gu dermutben, ſofern jeit feiner Geburt 70 Jahre verflofjen find — wenn Tod⸗ 
ſelndſchaft zwiſchen Erblaſſer und Legatar ausgebrochen, ſoll das Vermächtniß als 
adimlet gelten — u. ſ. w. andererſeits, beſteht in der Hauptſache nur darin, daß 
die erſteren ſozuſagen blos gelegentliche, d. h. in gewiſſen Rechtsſätzen implicite 
enthaltene, aber nur unter einem beſtimmten Gefichtepunfte hervortretende R. find, bie 
lepteven dagegen ausschließliche, in durchaus jelbjtändigen Rechtsjägen formulirte. 
Hs dielem Dauptunterfchiede ergiebt fich von jelbjt eine Verjchiedenartigfeit der 
Wirkung. Da die in den allgemeinen Regeln über die Beweislaft des Beklagten 
implieite enthaltenen Präfumtionen zu Gunften des Klägers als ſolche erft wirkſam 
werden, wenn die dem Beklagten zugewieſene Beweisführung unterblieben oder miß— 
liste ill, ſo verſteht ſich von ſelbſt, daß, ſtreng genommen, niemals von einem pro= 
Fſſualiſchen Gegenbeweiſe“ wider dieſe Vermuthungen, ſondern nur von einem Be— 
weile des Gegentheils geſprochen werden kann; woraus weiter folgt, daß nad) dieſem 
Arewelle des Beklagten (der als ein Hauptbeweis anzujehen) dem Kläger noch der 
Gegenbeweis juitebt. Und daſſelbe muß nothwendig gelten, wo die Behauptung 
des Weflagten, daß ein Dispofitivgejeß, das in feinen Konjequenzen eventuell eine 
Vermuüthung fr den Kläger begründen würde, in concreto durch ausdrüdliche wider: 
ſprechende, Ur die Parteien rechtsverbindliche Feſtſetzungen ausgeichloffen jei, ala eine 
(Hinmede Im weiteren Sinne zu betrachten und der darüber zu führende Beweis bem- 
wach ebenfalls ein Gauptbeweis ift, — wie dies nach dem früheren Gemeinen Rechte 
wol unbeltritten der (all war. Auf der anderen Seite ift klar: ein Rechtsſatz, der 
ausfchlieflich eine R. darftellt, und zwar in Bezug auf einzelne beftimmte 
Nmftände, — denn andere ausichließliche R. giebt es in der That nicht — ein 
fotcher Nechtsfap fann immer nur feine Rolle jpielen in dem Zujammenhange einer 
Bewelsſührung, die zum mindeften die Bedingungen ala vorhanden zu fonjtatiren 
bat, von denen die Anwendung jenes Nechtsjahes abhängt. it es nun der Kläger, 
der die betreffende Vermuthung für fi anführt, jo ijt hierauf nur noch ein wahrer 
Gegenbeweis ſeitens bes Beklagten denkbar, der nach bisherigem Gemeinen Recht eine 
uochmalige Beweisführung des anderen Theile ausjchließt. Spricht umgekehrt die 
VYermuthüng fir den Bellagten, jo fommt es darauf an, ob fie fich jchon aus der 
Klage ſelbſt ergiebt oder erſt aus einer Einrede des Beklagten. In jenem Falle 
muß der Gegenbeweis ſeitens des Klägers antizipirt werden, in dieſem gehört der 
Gegenbeweis wider die Vermuthung zum Gegenbeweiſe wider den Einredebeweis. 
Uebrigens iſt leicht zu ſehen, daß auch der zuletzt beſprochene praktiſche Unterſchied 
wiſchen „ausſchließlichen“ und „gelegentlichen“ R. für unſer heutiges Deutſches 
echt hinwegfällt, nachdem daſſelbe in der Deutſchen CPO. das ſog. Prinzip der 
Neweisverbindung janktionirt hat, wonach von einer ſcharfen Scheidung 
zwiſchen Hauptbeweis umd Gegenbeweis nicht mehr die Rede ſein kann, wie denn 
auch die CPO. ſogar den letzteren Ausdruck gefliſſentlich vermieden hat. 

Ein Syſtem der ausſchließlichen R. giebt es jo wenig, wie ein Syſtem der 
„Rechtsinhaltspräfumtionen” ; jelbjt die jog. Willenspräfumtionen machen hiervon 
mm eine jcheinbare Ausnahme. Was einer gewiffen Willensäußerung in Worten 
oder Thaten als wirklicher Willensinhalt zu Grunde liegt, ijt natürlich zunächſt 
gerade jo gut eine Sade des Beweifes , wie irgend etwas Aeußerliches. Nur wird 

 heyliglich einer jolchen pſychologiſchen Thatſache ein voller Beweis noch viel jeltener 
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möglich fein, wie bezüglich äußerer Fakta; daher in Bezug auf fie ſchon das bis— 
berige Gemeine Prozeßrecht den faktiſchen Vermuthungen freien Raum gewährt. 
Alles, was die Doktrin an Regeln über die Interpretation von Verträgen aus ein- 
feitigen,, insbeſondere legtwilligen Verfügungen aufgejtellt hat, ift im Grunde nichts 
anderes, ala eine Theorie der faktifchen Vermuthungen hinfichtlich aller möglichen 
für das Recht relevanten piychologifchen Thatſachen; beiläufig ein weiterer Beleg zu 
der jchon im Eingang des Artikels motivirten Behauptung, daß eine Theorie der 
faktifchen DVermuthungen durchaus nicht zu den Unmöglichkeiten gehört. Soweit 
ferner das Recht ſelbſt jolche Regeln janktionirt, jo erhalten fie zugleich noch eine 
bejondere Bedeutung, die aber nicht durchweg die gleiche ift. Die allgemeineren 
geſetzlich firirten Interpretationsregeln jtehen auf genau derjelben Stufe, wie die jog. 
gejeglichen Beweisregeln. Als einfache ausfchließliche R. ftellen fich nur diejenigen 
Willenspräfumtionen dar, die unter ganz beftimmten thatjächlichen Umftänden die 
Annahme eines ebenjo beftimmten, d. 5, jogleich inhaltlich bejtimmten Willens vor- 
jchreiben. Und eben dieje Willenspräfumtionen haben unter fich nicht mehr Zu— 
ſammenhang, als die R. bezüglich einzelner beftimmter äußerer Greigniffe. 

Zum Schluß noch eine Bemerkung über den Charakter der ſog. gejeglichen 
Beweisregeln, mit denen vorftehend die allgemeinen gefjeglichen Jnterpretationsregeln 
zufammengeitellt worden find. Man hat diejelben bisweilen ebenfalld unter den 
Begriff der R. jubjumiren wollen. Und geht man aus von dem Begriffe, den die 
Logik mit dem Ausdrud „Beweis“ verbindet, jo müßte diefe Subfumtion als völlig 
gerechtfertigt ericheinen; fie wären danach nichts anderes, als eine Art ausfchließ- 
liher R. von generellem Charakter. Geht man Hingegen aus von dem Begriffe des 
Beweiſes im Sinne des einmüthigen juriftifchen Sprachgebrauche, fo bleibt der Begriff 
der Vermuthung nothwendig überall ausgeſchloſſen, wo jchlechtweg die Be— 
dingungen eines jolchen juriftiichen Beweiſes aufgeftellt reſp. erfüllt find. 

Lit: Burdhard, Die civiliftiichen Präfumtionen, 1866 (daj. auch ein Ueberblick über 
die ältere Lit). — Die Lit. über einzelne R. ſ. bei den betr. Rechtämaterien. 

€. Bierling. 


Recursus ab abusu (appellatio oder provocatio tanquam ab abusu, appel 
comme d’abus) ijt die gegen einen Mikbrauch der geiftlichen Gewalt feitens der 
firchlichen Beamten an die Staatäregierung eingelegte Berufung, um dadurch Abhülfe 
zu erlangen. Der Rekurs hat in Frankreich, two er feit mehr ala 300 Jahren in 
Uebung geweien ift, jeine genauefte Ausbildung erfahren, und ift heute auf Grund 
der Articles organiques vom 18. Germinal X (8. April 1802) dahin geregelt: 
Er kann erhoben werden wegen Anmaßung einer nicht zuftehenden, oder Ueber— 
fchreitung der gewährten Gewalt, Zuwiderhandeln gegen die Geſetze und Verordnungen 
des Staates, Verlegung der durch die in Frankreich rezipirten Kanones aufgeitellten 
Grundjäße, Verübung von NAttentaten auf die Freiheiten und Gewohnheiten der 
gallicanifchen Kirche, endlich wegen jeder Unternehmung oder Handlung, twelche bei 
Ausübung des Kultus die Ehre der Bürger beeinträchtigen, willkürlich ihr Gewiſſen 
beunrubigen oder gegen fie in Unterdrüdung, Beleidigung oder in öffentlichen Skandal 
ausarten kann. Berechtigt zur Geltendmachung ift jede intereffirte Perfon, eventuell 
Mangels eines Privatantrages der Präfeft. Die zur Entjcheidung kompetente Be- 
hörde ift — früher waren e8 die Parlamente — jebt der Staatsrath, welcher im 
Wege des Adminiftrativverfahrens, alſo in geheimer Sitzung und ohne ntervention 
von Anwälten, verhandelt. Bei gegründetem appel fann der Staatörath wol Ab— 
hülfe ichaffen, 3. B. durch Unterdrüdung des mißbräuchlichen Schriftftüdes, Ver— 
weifung der Angelegenheit an das Strafgericht, durch Befehl an den Geiftlichen, die 
verweigerte Handlung vorzunehmen, aber ein Recht, auf Strafen gegen die Geift- 
lichen zu erkennen, befigt er nicht. Andererſeits gewährt aber die Franzöſiſche Ge— 
jeßgebung auch umgekehrt der Kirche und den Geiftlichen den appel, wenn die 
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Staatöbeamten die öffentliche Ausübung des Kultus oder die den Geiftlichen durch 
die Gejehe und Reglements garantirten Freiheiten beeinträchtigen. — In Deutſch— 
land war zu Zeiten des Deutichen Reich ein jolcher Rekurs ebenfalls ala Deutjches 
Gem. Recht anerfannt, indem die Berugniß des Kaiſers, gegen den Mißbrauch der 
geiftlichen Amtsgewalt einzufchreiten, auf jeine Stellung als advocatus ecclesiae 
gegründet wurde. Die beiden höchſten Deutichen Reichägerichte haben über eine 
Reihe von jolchen Rekurſen entichieden, jedoch konnten die Beſchwerden auch an den 
Kaiſer direkt oder durch VBermittelung des NReichätages, des Kurfürſtenkollegiums und 
der Corpora Catholicorum und Evangelicorum gebracht werden. Zur Erhebung 
des Rekurſes war ſowol der Verletzte ala auch der Reichafisfal befugt. Uebrigens 
war die Anrufung des Kaiſers gleichmäßig gegen Uebergriffe der katholiſchen Kirchen- 
beamten wie der proteftantifchen, namentlich der proteftantifchen Landesherren als 
Träger der oberjten Kirchengewalt, geitattet. Das neuere Deutiche Partikular— 
Staatskirchenrecht, welches bis zu den Bewegungen des Jahres 1848 die 
Ausübung der aus der ftaatlichen Souveränetät herfließenden Kirchenhoheit von 
einem mehr polizeilichen Standpunkte aus geregelt und daher ein Syitem von 
gegen die Kirche anwendbaren Präventivmaßregeln ausgebildet hatte, ift in Bezug 
auf den bier in Rede ftehenden Punkt Lüdenhaft, weil man nach Aufgeben jenes 
Präventivſyſtems es vielfach verſäumt hat, ein genügendes Repreſſivſyſtem gegen den 
Mißbrauch der geiftlichen Gewalt zu entwideln. Das Bayer. Religionsedilt von 
1818, $$ 52 ff., geitattet den Genofjen einer Kirchengefellichait, welche durch Hand— 
lungen der geiftlichen Gewalt gegen die fejtgefegte Ordnung bejchwert werden, den 
Rekurs bei der einichlägigen Regierungsbehörde oder bei dem König unmittelbar 
anzubringen. Ueber die Rekurſe befindet das Minifterium des Innern für Kirchen— 
und Schulweien, und zwar in der Regel nur nach Vernehmung der betreffenden 
geiftlichen Behörden. Daß auch die Negierungsbehörden jelbft gegen einen Amts— 
mißbrauch einfchreiten können, ift mehr vorausgejeßt als ausgefprochen. Für die 
oberrheinijche Hirchenprovinz hat das gemeinfame Edikt vom 30. Jan. 1830 
z 36 „den Geijtlichen, jowie den MWeltlichen, wo immer ein Mißbrauch der geift- 
lichen Gewalt gegen fie ftattfindet, den Rekurs an die Landesbehörden geftattet“, 
und der gemeinfame Erlaß vom 1. März 1853 hat hierin nichts geändert. Im 
Württemberg gilt dieje Beftimmung heut noch unzweifelhaft, da bier das Geſetz 
von 1862, betr. die Regelung des Verhältniſſes der Staatögewalt zur katholifchen 
Kirche, nur die ihm widerfprechenden früheren Beitimmungen aufgehoben hat und 
daflelbe das ftaatliche Aufſichts- und Schußrecht feithält. Für Baden iſt dafjelbe 
troß der nicht geichickt geiahten fafjatoriichen Klauſel des Gejehes vom Jahre 1860 
über die rechtliche Stellung der Kirchen („alle Gejeße und Verordnungen, die mit 
obigen Beitimmungen nicht vereinbar find, werden aufgehoben“) anzunehmen. Ebenſo 
entjteht für die früher felbjtändigen Gebiete von Kurheſſen, Najjau und 
Frankfurt a. M., welche gleichfalls zur oberrheinifchen Kirchenprovinz gehören, 
jeit Einführung der Preußiſchen Verfaſſung, welche eines Rekurſes nicht ge— 
denkt, die Frage, ob jene Beitimmung des Edikts befeitigt if. Da indeflen die 
gedachte Verf. Urk. fein Aufgeben des jtaatlichen Hoheitsrechtes über die katholiſche 
Kirche und überdies feine Autorifation für diejelbe, die Geſetze zu verlegen, enthält, 
jo wird man die Frage verneinen müffen. Auch wird man für Altpreußen jelbjt 
Mangels einer befonderen Beitimmung die Beijchwerde wegen Mißbrauch der Amts— 
gewalt bei der Regierung Niemandem unterfagen können. Die VBerfaffung für das 
Königreih Sachſen enthält, ähnlich wie die älteren Verfaffungen einiger Eleineren 
Deutichen Staaten, nur die Vorfchrift: „Beichwerden über den Mißbrauch der kirch— 
lichen Gewalt können auch bis zu der oberften weltlichen Staatöbehörde gebracht werden“. 
Erſt in neuerer Zeit hat der Rekurs, jegt „Berufung“ genannt, eine beiondere Regelung 
in dem für die Preußiiche Monarchie geltenden Geſetze über die kirchliche Disziplinar— 
gewalt vom 12. Mai 1873 für diejenigen Fälle gefunden, wo dieje den Vorfchriften 
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defielben (SS. 10 ff.) zumider ausgeübt worden ift. Die Berufung, welche jowol 
von dem von einer Disziplinarenticheidung betroffenen kirchlichen Beamten ala auch 
dem Oberpräfidenten im öffentlichen Interefje eingelegt werden fann, wird in pro- 
zeflualifchen Formen und vor einem bejonderen jtändig bejeßten, in feiner Mehrheit 
aus richterlichen Beamten bejtehenden „Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten“ 
verhandelt, und kann zur Kaffirung des Disziplinarerfenntniffes führen. Der Ge— 
danke, daß auch umgekehrt den Geiftlichen eine Berufung wegen Mißbrauchs der 
Staatögewalt zufteht, hat in dem Preuß. Geſetze über die Vorbildung ꝛc. der Geift- 
lichen (vom 11. Mai 1873) infofern Verwirklichung gefunden, ala dafjelbe eine 
Berufung an den gedachten Gerichtshof gejtattet, wenn die Gejeßmäßigfeit der vom 
Kultusminifter verhängten Mafregeln gegen geiftlihe Bildungsanjtalten oder des 
vom Oberpräfidenten gegen die Anftellung von Geiftlichen erhobenen Einfpruchs in 
Zweifel gezogen wird. ferner in dem Reichägeieg vom 4. Mai 1874, betr. die 
Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kirchenämtern, welches dem aus— 
gewiejenen, internirten oder feiner Staatsangehörigkeit für verluftig erflärten Geiſt— 
lichen die Berufung an das höchſte Strafgericht des Landes, in Preußen an den 
gedachten Gerichtshof darüber geftattet, daß die thatjächlichen, die erwähnten Maß— 
regeln rechtfertigenden Vorausſetzungen nicht vorliegen. Außerdem hat die neuejte 
Geiehgebung einzelner Deutichen Staaten, nämlich Preußens (Gefeg vom 13. Mai 
1873), Badens (Gejeg vom 19. Febr. 1874) und Heſſens (Geſetz vom 23. April 
1875) einzelne fälle des Mißbrauchs der geiftlichen Amtsgewalt, jo namentlich 
der Straf» und Zuchtmittelgewalt, unter Ariminaljtrafe geitellt. 

Lit; Van Espen, Tractat. de recursu ad prineipem. — —— in Dove's 
u. ſeiner Zeitſchr. für Kirchenrecht III. 68; IV. 258; V1.184; VIII. 200; IX. 397; Derſelbe, 
Grenzen zwiſchen Staat und Kirche, Tübingen 1872 (j. Regifter unter appellatio ab abusu u. 
Rekurs) — Für Preußen: P. Hinichius, Die Dreh, Kirchengejee bed Jahres 1873, 
Berlin 1873, und von 1875, ebendaf. 1875; Nachtragsheft ebenda. 1881. — v. Sicherer, 
Staat und Kirche in Bayern, 1873. — P. Hinihius, Die ftrafrechtl. Berantwortlichkeit der 
Kicchendiener, in v. Holtzendorff, Handbuch des Deutichen RER ni 4 de fl. 

. ın ıu®. 


Medakteur. I. Die Herausgabe einer periodifchen Druckſchrift erfcheint nicht 
nur ala ein literarifches, jondern auch ala ein gewerbliches Unternehmen. 
Denn fie erfordert — man denke an ein modernes Zeitungsblatt im großen Stile — 
bedeutendes Anlagefapital, werthvolles Betriebsmaterial; eine Anzahl von Preß- 
gewerben jteht im Dienfte des Unternehmens oder tft unmittelbar mit demjelben 
vereinigt; die interne Verbindung mit den Mitgliedern der Redaktion, mit dem 
Perſonale der Druderei, der Expedition, der Adminiftration ift gejchäftlicher Natur; 
das Annoncenwejen beiorgt in großartiger Weiſe die Vermittelung zwiſchen Nach» 
frage und Angebot, und in den meijten Fällen wird gewerblicher Gewinn beab- 
fichtigt und erreicht. Bei einfachen Verhältniffen liegt die Gejammtleitung ſowol 
der gewerblichen wie der literarifchen Thätigkeit des Zeitungsunternehmens in der 
Hand derielben Perfon; größere Ausdehnung des Unternehmens, jei e8 nach der 
einen oder der anderen, fei e8 mach beiden Richtungen hin, zwingt zur Arbeits- 
theilung. So entjteht der Begriff des „R.“; er ift diejenige Perfon, welche die 
literarijche Thätigkeit der periodifchen Drudichriftt ganz oder zum Theile 
leitet. Ihm gegenüber fteht der gewerbliche Leiter des Blattes, der Herausgeber 
oder Verleger, der mit dem Eigenthümer des Blattes identifch oder eine von 
diefem verschiedene Perjon fein kann (f. d. Art. Herausgeber) Sobald nun die 
Preßgefeßgebung e8 unternimmt, die Berantwortlichkeit für die durch die periodijche 
Drudichrift begangenen Preßdelikte zu regeln, muß fie dieſen Berhältniffen Rechnung 
tragen. So lange man — ausgehend von dem nur theilweije richtigen Gedanken, dat 
Subjekt eines Deliktes nur eine phyſiſche Perjönlichkeit jein könne — Bedenken trägt, 
direft gegen das Unternehmen als jolches gerichtete Strafen (Geldftrafen, zeitweilige 
oder dauernde Einftellung) zuzulafien, wird der R. als der geeignete Träger der 
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Derantwortlichkeit fich darftellen. Konjequenter ala das Franzöftiche Recht, nad 
welchem der gerant responsable Miteigenthümer des Blattes (proprietaire au moins 
d’une part ou action dans l’entreprise) jein muß, hat die Deutjche Gejeßgebung 
die literarifche und die gewerbliche Seite des Unternehmens vollitändig getrennt 
ins Auge gefaßt. Ihr ift der R. nichts weiter als der literariſche Leiter des 
Blattes, 


Aber auch innerhalb der redaktionellen Thätigkeit ift die Arbeitötheilung noth- 
wendig geworden. Nicht der R., fondern die Redaktion leitet das Blatt. Ein 
vielföpfiges Individuum mit theilweije getrennten, theilweife ineinander übergreifenden, 
bald foordinirten, bald jubordinirten Funktionen; eine Gejammtperjönlichkeit, die 
wiederum nicht geeignet ift, die VBerantwortlichkeit zu tragen. Darum hebt die 
Gejehgebung aus den Mitgliedern der Redaktion Einen hervor, um ihn haftbar 
machen zu fönnen für das, was die Redaktion verjchuldet hat: den verantwort= 
lihen R.; und fie mildert die Widerfprüche, in welche diejer geſetzliche Begriff 
mit den thatfächlichen Verhältniffen zu gerathen droht, indem fie die Aufjtellung 
mehrerer verantwortlicher R. zuläßt. Den R. hat das Leben geichaffen; der 
verantwortliche R. ift ein Produkt der Geſetzgebung. 

Der gejeliche Begriff des verantwortlichen R. ſetzt fich aus zwei Elementen 
zufammen. 1) Niemand ift verantwortlicher R., der nicht ala jolcher auf der 
Drudichriitt genannt ift. Jede Nummer der Drudichriitt muß Name und Wohnort 
deö verantwortlichen R. angeben (ſ. d. Art. Preßpolizei); Nichtnennung oder 
faljche Angabe macht jeden Betheiligten, insbejondere aber den Berleger, jtrafbar 
(Preßgei. SS 7, 18, 19). Durch die Nennung übernimmt der Genannte die Ver— 
antwortlichkeit.. Wer nicht genannt ift, den trifft die vom Geſetze dem verantwort- 
lichen R. übertragene Haftung nicht, mag er auch thatfächlich diejenigen Funktionen 
ausüben, die das Gefeß bei dem verantwortlichen R. vorausfegt. 2) Die Nennung 
allein genügt aber nicht. Verantwortlicher R. wird man nicht einfach durch die 
Angabe auf der Drudjchrift; die Nennung muß vielmehr den thatjächlichen Ver— 
hältniffen entiprechen. Nicht jeder auf dem Blatte Genannte ift verantwortlicher 
R., jondern nur derjenige, der die vom Geſetze vorausgefegten Funk— 
tionen ausübt. In der Beitimmung diefer vom Geſetze ſelbſt nicht bejtimmten 
Funktionen liegt der Kernpunkt der Schwierigkeiten, mit welchen Theorie und Praris 
zu kämpfen haben. Die Funktion des verantwortlichen R. befteht in der Ober- 
auffiht über den Geſammtgang der Redaktionsgeſchäfte, joweit 
die etwaige friminelle Bedeutung des Inhaltes der Nummer in 
Frage fommt. Es genügt aljo einerjeits nicht, wenn er nur in irgend einer 
Weiſe an der Redaktion betheiligt ift; es ift andererfeits nicht erforderlich, daß er ala 
der geiftige Mittelpunkt des ganzen Unternehmens erjcheint. Nur wenn dieje 
Stellung zur Redaktion und die Nennung ald verantwortlicher R. auf dem 
Blatte zufammentreffen, ift der gejeßliche Begriff des verantwortlichen R. gegeben. — 
Theilweife abweichend ift die Auffaffung des Oeſterr. Rechte. Diejes verlangt 
(Preßgeſ. $ 8) die Nennung wenigſtens eimes verantwortlichen R., und deutet 
damit an, daß der Genannte nicht nothwendig mit der Oberaufficht betraut jein 
muß, daß es vielmehr genügt, wenn er Mitglied der Redaktion ift. — Die Nennung 
mehrerer verantwortlidher R. ift in dem RPreßgeſ. dann gejtattet, wenn 
aus Form und Inhalt der Benennung mit Beitimmtheit zu erjehen ift, für welchen 
Theil der Drudichrift jede der benannten Perjonen die Redaktion führt. — 

Der verantwortliche R. hat für die Aufnahme von amtlichen Bekanntmachungen 
und von Berichtigungen (f. d. Art. Preßpolizei) Sorge zu tragen; er haftet 
ferner für den Inhalt des Blattes. Dieſe Haftung bedarf näherer Betrachtung. 

II. Das RPreßgeſ. präjumirt zunächit ($ 20) die doloje Thäterjhait 
des verantwortlichen R. in Bezug auf die durch die Drudichrift begangenen Preß— 
delikte. Es betrachtet den R. als den BVerfafjer der ganzen Zeitung, weil er durch 
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Auswahl aus dem ihm von den Mitarbeitern und Korreipondenten zur Verfügung 
gejtellten Materiale die einzelne Nummer zufammenftellt, weil er jeden Artikel prüft 
und durch die Aufnahme zu dem jeinigen macht, weil er Haltung und Richtung 
des Blattes bejtimmt, und demjelben den Stempel feiner Individualität aufprägt ; 
weil es mithin feine Gedanken find, welche die Drudjchrift äußert. Es mag dahin 
geftellt bleiben, ob diefe Annahme eines R., der das ganze Blatt leitet, den that= 
jächlichen BVerhältnifjen entjpricht; gewiß paßt fie nicht gegenüber der Stellung des 
verantwortlichen R., der ja mur die juriftifche Kontrole zu führen, nur eventuell 
jeine warnende Stimme zu erheben bat, der aljo nur dadurch jchuldig werden kann, 
daß er den Einfpruch unterläßt, wo er ihn einzulegen Veranlaffung und Verpflichtung 
gehabt hätte. Wir Haben uns aber, diefe Bedenken bei Seite laffend, mit dem 
gegebenen Geſetze zu bejchäftigen. Das Geje betrachtet den verantwortlichen R. 
als dolofen Thäter der durch den Inhalt der Drudichriit begründeten Delikte, wenn 
nicht durch befondere Umftände die Annahme feiner Thäterjchaft ausgeſchloſſen ift. 
Durch diefe Präfumtion befreit die Gefehgebung den Ankläger von der 
Führung des Schuldbeweijes. Sie will die allgemein jtrafrechtlichen Grund 
füge durch diefe Annahme weder abändern noch ergänzen, fondern nur anwenden 
auf die konkreten Verhältniffe der Zeitungspreſſe. Die präfumirte Thäterſchaft des 
R. ift, don der Präfumtion abgejehen, feine andere nach dem Prefrechte ala nach 
dem Strafrechte; fie jet fich aus den gleichen Elementen zujammen hier und dort, 
fie wird bier und dort auögejchloffen durch das Fehlen eines diejer Elemente. Aber 
fie braucht nicht nachgewiejen zu werden; es genügt die Thatjache, daß der An- 
geflagte verantwortlicher R. ift, um feine Ihäterfchaft anzunehmen. Gegen dieje 
Präfumtion ift der Gegenbeweis zuläffie., Während aber gegenüber der Annahme 
der Tahrläffigkeit die Yührung des Gegenbeweijes dem Angeklagten obliegt, der 
Richter von Amtswegen feine Erhebungen vorzunehmen hat, fehlt hier eine analoge 
Beitimmung. Es bleibt aljo bei der ftrafprogeffualen Grundregel, daß die Feſt— 
ftellung des Sachverhaltes durch gemeinschaftliche Thätigkeit des Gerichtes und der 
Parteien, ohne BVertheilung der Beweislaft, ftattzufinden hat. Das ift nun aller 
dings eine wejentliche Abſchwächung der aufgeftellten Präſumtion. Dieje wirft aber 
infoweit, als der Richter ohne bejondere VBeranlafjung zur Erhebung der 
die Präfumtion entkräftenden Thatjachen nicht fchreiten darf. Die „bejonderen Um— 
jtände“, von welchen das Geſetz fpricht, find alſo nicht folche Umftände, welche die 
Thäterſchaft ausfchließen, jondern jolche, welche die Annahme der Thäterjchaft 
erfchütten. Mit anderen Worten: a) der Gegenbeweis gegen die Präfumtion fteht 
dem angellagten R. jelbjt uneingefchräntt offen; b) von Amtswegen. aber 
ift jo lange an der Präfumtion feftzuhalten, ala nicht befondere Umjtände eine Er— 
hebung der Bertheidigungsthatjachen nahelegen. — So entfällt die Beftrafung 3. B., 
wenn der verantwortliche R. ein wejentliches Thatbeſtandsmerkmal nicht gekannt hat. 
Daß dies der Fall gewejen, bedarf befonderer Feitftellung, in deren Ermangelung 
die DVerurtheilung des R. auszusprechen ift. Die Teitftellung des Irrthums kann 
nur erfolgen entweder auf Grund des von dem Angeklagten geführten Nachweijes 
oder von Amtswegen; letzteres aber nur dann, wenn bejondere Umftände die An— 
nahme eines Irrthums nahe legen. — 

Das RPreßgeſ. präfumirt ferner, wenn der R. nicht ala Thäter oder Theil- 
nehmer zu beitrafen iſt, jeine Yahrläffigfeit; diefer Präfumtion gegenüber kann 
er entweder den Gegenbeweis führen, daß er die pflichtgemäße Sorgfalt angewendet 
habe, bzw. daß ihm die Anwendung derjelben unmöglich geweſen jei, oder aber ſich 
auf jeinen Bormann (Verfaſſer oder Einjender) berufen (ſ. d. Art. Preß ſtrafrecht). — 

Das Deiterr. Recht kennt die Präfumtion der doloſen Thäterfchaft des ver- 
antwortlichen R. nicht, wol aber die Beitrafung deflelben wegen Vernachläſſigung 
der pflichtgemäßen Aufmerkſamkeit; doch hat in diefem Falle der Ankläger den 
Nachweis des Verſchuldens zu erbringen. 





312 Nedaktionsverjehen — Redefreiheit. 


II. Die erhöhte Verantwortlichkeit, welche das Geſetz an die Perfon des ver- 
antwortlichen R. knüpft, veranlaßt diejelbe, die Fähigkeit zur Uebernahme der ver 
antwortlichen Redaktion einer periodifchen Drudichritt von dem Vorliegen gewiſſer 
perjönlicher Eigenjchaiten abhängig zu machen, Gigenfchaften, welche einerjeits eine 
dem Gejehe entiprechende Haltung des Blattes verbürgen, andererjeitö dem jtrafs 
gerichtlichen infchreiten Erfolg fichern fjollen. Das RPreßgeſ. verlangt ($ 8): 
1) Verfügungsfähigkeit; 2) Befig der bürgerlichen Ehrenrechte; 3) Wohnfig oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Deutfchen Reiche. — Theilweife jtrenger das Deiterr. 
Recht, welches von dem verantwortlichen R. verlangt, daß er Oeſterr. Staatsbürger 
jei und an dem Orte feinen Wohnfig habe, an welchem die periodiiche Drudjchrift 
ericheint. — Die Beitellung eines gejeglich Unfähigen zum verantwortlichen R. und 
jeine Nennung auf der Druckſchrift ift (RPreßgeſ. $ 19) mit Gelditrafe bis zu 
150 Mark oder mit Haft bedroht. Die Strafe trifft alle diejenigen, welchen ein 
Berichulden nachgewiefen werden kann. Dagegen wird nach Dejterr. Recht (Prebgei. 
$ 11) die Namhaftmachung eines gejehlich Unfähigen als verantwortlichen R. in 
der dor Herausgabe der periodischen Drudjchrift an die Behörden zu machenden 
Anzeige (f. d. Art. Herausgeber) mit einer Geldftrafe von 50500 Gulden 
und — mit Arreſt von einer Woche bis zu einem Monat belegt. 

: ©. hinter dem Akt. Pırboeieharbung — Bol. auch die Art. Herausgeber, 
nen Preßpolizei, Prehftrafredt. v. Liszt. 

Nedaktionsverfehen. Unter R. eines Geſetzes verjteht man im Allgemeinen 
jede mangelhafte Ausdrucksweiſe eines gejeßgeberifchen Gedankens. Dafjelbe iſt zu 
trennen einerſeits von denjenigen Fällen, in welchen der Gedanke des Geſetzgebers 
zwar forreft ausgebrüdt, aber inhaltlich verfehlt ift (Denkfehler), ſowie andererjeits 
von denen, in welchen der korrefte Ausdrud, den der Gejeggeber wählte, bei 
der Publikation des Terted unrichtig wiedergegeben wird (Drudfehler). Während 
die Bejeitigung von Drudiehlern ebenjo unbedingt geftattet, wie die Berichtigung 
von Denkfehlern verjagt ift, muß bezüglich der Stellung des Richter gegenüber den - 
R. folgendermaßen unterjchieden werden. In der Regel wird der vom Geſetzgeber 
gebrauchte, mangelhafte Ausdrud zu eng oder zu weit fein, den Gedanken aljo nur 
unvollkommen wiedergeben. Hier ift auf dem Wege der extenfiven oder reftriftiven 
Auslegung Abhülfe zu jchaffen. Dagegen giebt e8 andere, freilich jelten vorfommende 
Fälle, in denen fich Gedanke und Ausdrud durchaus widerjprechen. Ihnen gegen: 
über ift die Auslegung offenbar machtlos, und es bleibt nur die Alternative, ent— 
weder den publizirten Wortlaut troß feines nachtweisbaren Widerfpruches mit dem 
gejeßgeberifchen Gedanken zur Anwendung zu bringen, oder den Gejehestert dem 
Gedanken des Gejehgebers entiprechend abzuändern. Nur wenige Schriftiteller ent» 
icheiden fich Für eine folche Texteskorrektur und auch unter diefen bejtehen noch 
w—* Meinungsverſchiedenheiten. 

Lit.: Schütze in Goltdammer’3 Archiv 1872 ©. 350-373. — — Die R. 
des — reib. 1874. — Merkel in v. Holtzendorff's Handbuch des Strafrechts 


IV. ©. 76—81. — v. Wächter, ae Öragen III. (Akadem. Programm), Leipz. 1577 
(auch im Gerichtsſaal 1877 ©. 321 Sont tag. 


Nedefreiheit. Die R. der Mitglieder gefehgebender Berfammlungen, d. h. die 
Nichtverfolgbarkeit derjelben vor den ordentlichen Gerichten des Landes wegen ihrer 
Abjtimmungen und wegen ihrer in den gejeßgebenden Berfammlungen gehaltenen 
Reden, jebt für das Deutjche Reich durch Art. 30 der Verfaffung für das Deutiche 
Reich und $ 11 des Deutichen StrafGB. unbedingt und ausnahmslos an 
erkannt, eriftirte zur Zeit des früheren Reichsſtaatsrechtes nicht; wurde auch von 
den älteren Publizijten gar nicht gefordert. Johann Jakob Mojer verlangt — 
gegenüber den gewaltthätigen Gingriffen, welche einzelne Landesherren, bejonders 
von Medlenburg und von Württemberg, gegen die Mitglieder der Stände: 
verjammlungen fich erlaubt hatten — nur den Schuß der ordentlichen Gerichte, wie 


Nedefreigeit. 313 


berjelbe jedem, auch dem geringjten Unterthan nicht entzogen werden dürfe. Die 
neueren Deutichen Verfaſſungsurkunden Haben aber den Grundfag anerfannt, daß die 
Mitglieder der gejeßgebenden Berfammlungen in diefer ihrer Eigenfchaft unverletzlich 
jeien — (vgl. 3. B. Preuß. Verf. Urk. Art. 84) — und als ein Theil diejer Un— 
verleglichkeit ftellt fich denn auch ihre Unverfolgbarkeit wegen der von ihnen in der 
geießgebenden Berfammlung gehaltenen Reden heraus. Doch waren hierbei folgende 
Berichiedenheiten bemerkenswerth: 1) Einige Berfaffungen ftüßten ſich auf Art. 9 
der bill of rights (That the freedom of speech and debates or proceedings in 
Parliament ought not to be impeached or questioned in any court or place out 
of Parliament) und jchloffen jegliche Verfolgbarkeit der von Mitgliedern gejeßgebender 
Verfammlungen gemachten NMeußerungen aus. Nur innerhalb des Haufes war auf 
Grund der Geſchäftsordnung deffelben gegen fie zu verfahren. Die Gejchäftsordnungen 
Deuticher Parlamente unterjcheiden fich aber darin von der des Englifchen, daß die 
legtere außer den Rügen auch Einkerlerungen und Ausſtoßungen der Mitglieder aus 
dem Parlamente geſtattet, während erſtere nur Rügen des Präſidenten gegen die 
erzedirenden Mitglieder kennen — nur die Bayerifche Geſchäftsordnung der zweiten 
Kammer vom 28. Febr. 1825 und das Meiningenjche Verfaffungsgeieg von 1829 
fennen auch die Ausſchließung erzedirender Mitglieder aus der Kammer. Dieje die 
volle Unverantwortlichkeit der Kammermitglieder anerfennenden Verfaffungen find: 
Die Bayerifche Berfaffung (26. Mai 1818, Art. 27); die Sachſen— 
Meiningenjche Berfaffung (1829, Art. 99); Preußiſche Verfaffung (31. Jan. 
1850, Art. 48: „Sie [die Mitglieder beider Kammern] können für ihre Abjtimmungen 
in der Kammer niemals > für ihre darin ausgeiprochenen Meinungen nur innerhalb 
der Kammer auf den Grund der Gefchäftsordmung [Art. 87] zur Rechenschaft gezogen 
werden“); die Berfaffung des Norddeutihen Bundes Art. 30: „Kein Mit— 
glied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Abſtimmung oder wegen 
der in Ausübung feines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder disziplinarifch 
verfolgt oder jonft außerhalb der Verſammlung zur Verantwortung gezogen werden“, 
Diefe Beitimmung reproduzirte den Art. 4 deö von der Frankfurter National: 
verſammlung bejchloffenen Gejeges vom 30. Sept. 1848, und ift unverändert in 
die Berfaflung für das Deutiche Reich übergegangen. 2) Eine zweite Kategorie von 
Beriaffungen ließ die Unverantwortlichkeit der Kammermitglieder zwar der Regel 
nach beitehen, machte jedoch von diefer Regel Ausnahmen, und zwar theils in der 
Weile, daß von der Nichtverfolgbarkeit nur ausgenommen werden folche Delikte, 
welche die Berlegung einer Privatperjon enthalten — Hefjen-Darmftadt (Verf. Urk. 
1820, $ 83), die frühere Kurheſſiſche (1831, $ 87), jowie die frühere Hohenzollern— 
Siegmaringenjche Verf. Urk. (1833, $ 183); theils in der Weife, daß außer Privat- 
deliften auch einzelne gegen den Staat gerichtete Deliftte — Aeußerungen hochver- 
rätherijchen Inhalts, Beleidigung der Majeftät und der Regierung, Beleidigungen 
und Berleumdungen der Ständeverfammlungen, des Bundestages, und ähnliche — 
ausgenommen wurden. Zu den VBerfaffungen der lekteren Art gehören: die frühere 
Hannbveriſche Verfaffung (1833, $ 110); die Württembergijche VBerf.Urf. 
(1819, $ 185); die Sachſen— Weimarifche Verf. Urk. (1816, $ 68); die Wal— 
deckſche ven ürt. (1852, $ 68) und die Königl. Sächſiſche Verf.Unt. (1831, 
$ 83). 3) Die Braunfchweigifche Verfaſſung (1832, $ 134) und die Ver— 
faffjung von Reuß jüngerer Linie (1849, 8 111) kennen für die Abgeordneten 
keinerlei Eremtion von den Landesgejegen. 4) Die Oldenburgijche Verfaffung 
(1849, Art. 148) gejtattete, daß der Landtag ein von einem Abgeordneten in Aus— 
übung jeines Berufes begangenes Delikt, abgejehen von der eigenen jürmlichen Miß— 
billigung, auch an die Gerichte verweifen dürfe, 

Diefe Verſchiedenheiten find nun durch $ 11 des Deutſchen StrafGB. in der 
Weiſe bejeitigt, daß der in Art. 30 der Verfaſſung für das Deutjche Reich aner- 
fannte Grundjag auch auf die Mitglieder der Landtage oder Kammern der zum 
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Deutſchen Reiche gehörenden Staaten übertragen worden ift. Es bezieht fich dieſe 
Vorſchrift auf die Mitglieder der Vertretung des Staats, nicht aber auf die Mit- 
glieder von Provinzial, Gemeinder, Kreisverwaltungen; auch bezieht fich dieje Vor— 
jchrift nur darauf, daß die betreffenden Perfonen nicht außerhalb der Verſammlung, 
welcher fie angehören, zu Berantwortung — ftrafrechtlich oder disziplinariſch — ge 
zogen werben dürfen. Die partifulären Verjchiedenheiten der Disziplin, welche in 
den parlamentarischen Berfammlungen gegen deren Mitglieder geltend zu machen ift, 
find jelbftverjtändlich beſtehen geblieben. 

Lit.: & Herrmann, Die ftrafrechtliche DVerantwortlichkeit der m. ber Stänbe: 
verfammlung ( rchiv des Krim. Rechts, 1853, ©. 341 ff.) — vd. Bar, Die Rechte der Mit: 
lieder geſetzgebender — — mit bejonderer Beziehung auf Preußen, Leipz. 1868. — 
A Sad ariä, Ueber Art ber Preuß. Verf. Urk. (Leipz. 1866). — Beſchluß bes fal. 

Trib, bom 29, Januar 1866, betr. ben Art. 84 der Preuß. wer ‚Urt. vom 31. Jan. 1850, 
mit einem frit. Aommentar veriehen ” —— ige firafrechtlicher Enticheidungen de 
OTrib. (Berl. 1866). — Buyn, La li arole (Ams 1867) und hierzu 
v. Holkenborff in gs — — Tr 24. — vd. Rönne, Staatöredht ber 
ei Monardie, Ib ©. 428, 79%. — Kecnans Schulze, Das Preuß Staatöredht, II. 

165. — v. Schwarze, Kommentar zum StrafGB. für bad Deutiche Reich (4. Aufl), 

. 177 ff. — Laband, Staatäredt, Bb. I. ©. 570 fi. John. 


Reduktion der Geihworenenlifte — im Gegenjabe zu der durch Wahl und 
Ausloofung bewerfftelligten Bildung der Jahres» und der Dienitlifte (Spruchlifte) — 
ift jener Vorgang, vermöge deffen ein Beamter, kraft des ihm durch das Geſetz ein- 
geräumten Rechtes, aus der ihm vorgelegten Lifte eine Anzahl von Namen jtreicht. 
So ward nach der Preuß. Verordnung von 1849 (SS 67,-68) dem Schwurgerichte- 
pröfidenten vom Negierungspräfidenten ein Verzeichniß von 60 aus der Jahresliſte 
berausgezogenen Perfonen überjendet, das er auf 36 Namen reduzirte. Desgleichen 
überjendete ihm nach der StrafPO. für die anneftirten Preußifchen Provinzen ($ 287) 
der erite Präfident des Appellationsgerichts ein Verzeichniß von 48 Namen, das 
er auf 30 reduzirte. Cine andere Form der R. trat in Baden ein, wo der Prä- 
fident des Streißgerichtes die Jahreslifte auf 100 Namen für jede Seſſion herabjekte, 
worauf dann erſt durch Ausloofung die Dienftlifte (30 Namen) gebildet ward. — 
Eine Ähnlihe R. um 4, nahm in Württemberg der Vorfigende des Kreisgerichts 
im Verein mit den zwei älteften Näthen vor, worauf erjt die Ausloofung der 30 
Geichworenen für die Seifion erfolgte. — Nach dem königl. Sächſ. Gejeß vom 14. 
September 1868 jehte der Präfident der lebten Schwurgerichtsfitung die Jahres- 
lifte auf die Hälfte herab. Auch das Deutſche GBG. jchreibt einen Vorgang vor, 
den man als einer Reduktion der Jahreslifte gleichlommend anfjehen kann. Die Jahres: 
Lifte entiteht nämlich dadurch, daß ein bei dem Amtsgerichte unter Vorſitz des Amtö- 
richters zufammentretender Ausihuß von Vertrauensmännern ($ 40) diejenigen Ber: 
jonen aus der Urliſte auswählt, welche er zu Gejchworenen für das nächite Ge- 
ihäftsjahr vorichlägt. Dieſe Vorſchläge find nach dem dreifachen Betrage der 
auf den Amtögerichtöbezirt verteilten Zahl der Geichworenen zu bemeſſen ($ 87). 
Diefe Vorichlagslifte gelangt an den Präfidenten des Landgerichtes und wird in einer 
Situng defielben, an welcher fünf Mitglieder mit Einjchluß des Präfidenten und 
der Direktoren theilnehmen, dadurch auf ein Drittel reduzirt, daß aus der (wie 
gejagt die dreifache Zahl umfaffenden) Lifte die für das Schwurgericht beftimmte Zahl 
von Hauptgeichworenen und Hülfsgeſchworenen „gewählt“ wird ($ 89). So entiteht 
die Jahreslifte, aus welcher die Dienftlifte lediglich durch Verloojung gewonnen wird. 
(Die Bildung der Jahreslifte in Defterreich beruht zwar auf einer ähnlichen Opera- 
tion, einer beim Kreiögerichte zufammengeießten, aus Richtern und Vertrauensmännern 
der Bevölkerung beitehenden Kommiffion [SS 11—65 des Ge}. vom 23. Mai 1873 — 
R.G.BL. Nr. 121]; allein da hier freie Auswahl aus der vollen Urlifte ftattfindet, 
fällt der Vorgang nicht unter den Gefichtspunft der R.) 

Glajer. 
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Reeves, Sohn, & 1752, wurde 1791 Chief Justice of Newfoundland, 
829, 


3 

Schriften: An inquiry into the nature of property and estates, Lond. 1779. — Chart 
ot Penal laws, 1779. — History of tbe English law from the Saxons to the end of the 
reign of Henry VII. 1784, 2. ed. — to the reign of Elizabeth, 1787—1829, new edit. by 
Finlason, Lond. 1869; new Amer. ed. Philadelphia, 1880. — Legal considerations on the 
regency as far as regards Ireland 1789. — Hist. of the government of the Island of New- 
foundland, 1793. — Hist. of the Law of Shipping and Navigation from Edward III. to 
1806, 2. ed. 1807. 

git.: Allibone, Dictionary, 1870. — Krit. B. J.Schr. XII. 228. Teihmann. 


Refaftie, Franz.: refaction. Bei zahlreichen Waaren, welche nach) Gewicht verkauft 
werden, ift eine Beimifchung fremder Beitandtheile unvermeidlich; mit Rückſicht be= 
rechnet der Käufer einen Gewichtsabzug für die etwa vorhandenen Unreinigkeiten und 
im Zujammenhang damit einen Abzug vom Kaufpreis, R. (Art. 352 des HGB.). 
Bielfach jet der Verkäufer bereit® den üblichen Betrag in der Rechnung ab. Der 
Betrag der R. kann auch vertragsmäßig feftgefegt oder geſetzlich tarifirt jein. Die 
R. führt ſich auf einen Qualitätsmangel zurüd, e8 wird damit das Recht des Käufers, 
vom Bertrage zurüdzutreten, auf eine Preisminderung eingejchräntt. Vgl. auch d. Art. 
Gutgewicht. — Im Eifenbahnfrachtverkehr wird unter R. eine Rüdvergütung an 
den Beirachter zur Berringerung des tarifmäßigen Trachtjahes verbunden. Der Bes 
günftigung einzelner Spediteure ꝛc. durch die Bewilligung von R. wird entgegen- 
gewirkt und verlangt die Defterr. R.-Verordnung vom 12. Mär; 1879 (Gold— 
ſchmidt ac., Zeitichrift F. d. gef. H.R. XXVI. 530) die Veröffentlichung. 

Lit: Thöl, HR., 6. Aufl, ©. 818. — Entid. d. ROHG. Bb. VIL. ©. 9 und bie ‘ 
bort angeführte Lit. — Mittermaier in Goldſchmidt ꝛc., Ziſcht. f. d. gei. H.R., Bd. XII. 
Beilagebeit ©. 79. — Lyon-Caen & Renault, Precis de droit commercial, I. 348. — 
Gareid, H.R. ©. 343. Keyßner. 


Reformatio in peius. Unter reformatio in peius, in durius verſteht man 
die Abänderung des ergangenen Urtheils zu Ungunften des Beichuldigten in einer 
höheren Inſtanz. Im Römifchen Recht kommt der Ausdrud in diefer Bedeutung 
nicht vor, vielmehr bezeichnet Ulpian in I. 1 pr. D. de appell. 49, 1 mit in 
peius reformare das fällen eines weniger guten Urtheils in der Appellinftanz. Jedoch 
fonnte eine Veränderung des Spruchs immer nur zu Gunften des Appellanten ge= 
ſchehen, das entſprach einzig der humanitatis ratio, auf welcher die Zulaffung des 
Rechtsmittels überhaupt geichehen (vgl. 1.6 D. 1. c.), und geht auch aus 1. 39 pr. 
C. de appell. 7, 62 deutlich hervor. Dieſe Auffaffung bildete auch in Deutſchland 
fowol für den Akkuſations- wie den Inquifitionsprozeß die Regel. Bei lehterem 
fonnte man ſogar von einem abjoluten Verbot der r. i. p. jprechen, indem Rechtsmittel, 
fomweit fie überhaupt zuläffig waren, ala ein beneficium des Verurtheilten erichienen. 
Gin Bertreter des jtaatlichen Interefjeg war neben dem WRichter nicht vorhanden, 
und daß diefer fein eigenes Urtheil angegriffen hätte, war natürlich ebenſo undenkbar 
wie unzuläffig. Der in zweiter Inftanz zuftändige Richter hatte daher das fragliche 
Urtheil nur aus dem Gefichtöpunfte der unzuläffigen Beichwerung des NRemedenten 
zu prüfen und mußte das Rechtsmittel ebenjo zurüdweifen, wenn er den Spruch 
des früheren Richters für zu milde, ala wenn er ihn nur für gerecht hielt. Von 
Diefem durch die communis opinio gebilligten Verbote der r. i. p. wich aber die 
gemeinrechtliche Praris jowol, wie die Gefeßgebung einzelner Staaten, 3. B. Bayern, 
Heſſen, Württemberg, ab, weil man einen Verſtoß gegen das Streben nach materieller 
Wahrheit darin erblidte, wenn der zweite Richter in irgend einer Weiſe be= 
ichränft würde. Doch kann diefe Rüdficht für die Rechtsmittelinjtang nicht maß— 
gebend jein. Wenn der Staat in öffentlichem Intereffe die Rechtmäßigkeit der erſten 
Urtheile prüfen will, jo fonnte das im Inquiſitionsprozeſſe nur durch eine von 
Amtöwegen vorzunehmende Reviſion ſeitens der Obergerichte geſchehen, wenigſtens 
wäre es faum rationell gewejen, den Eintritt einer jolchen Prüfung davon abhängig 
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zu machen, daß der Verurtheilte fich beichwert fühlt. — Im öffentlich mündlichen 
Berfahren kann von einem abjoluten Verbote der r. i. p. nicht mehr die Rede jein, 
jedoh wird man ihre Zuläffigfeit auf die von der Staatsanwaltichaft ergriffenen 
Rechtömittel beichränfen müfjen. Die Rechtsmittel find eben Nechtsbehelfe der ſtrei— 
tenden Parteien, von denen die eine das öffentliche, die andere nur ihr eigenes 
Intereſſe vertritt. Wenn nun auch die Prüfung des angegriffenen Urtheils jeitens 
des zweiten Richters noch jo weit gehen kann, wenn auch das neu eingeleitete Ver: 
fahren fih auch ganz wie ein iudicium novum anläßt, jo ijt es doch immer nur 
durch einen Parteiantrag hervorgerufen und kann ohne befondere geſetzliche Beftimmung 
feinen anderen Griolg haben als die erwünfchte Remedur herbeizuführen oder das 
alte Urtheil bejtehen zu laſſen. Durch diefe Erwägung erledigen fich wol auch die 
Bedenken, welche v. Kries, ©. 112 ff., gegen das Verbot der r. i. p. bei der 
Berufung de lege ferenda hegt. 

Die Defterreihiihe StrafPD. (vgl. bezüglich der Nichtigkeitsbejchwerde 
$ 290 4. 2, der Berufung $ 295 N. 2 und $472 N. 2, der Wiederaufnahme des 
Verfahrens $ 359 A. 4) und ebenjo die Deutſche ftehen auf diefem Standpunft. 
In der letzteren ift auch die r. i. p. verboten, ſowol bezüglich der Rechtsmittel 
(Berufung $ 372, Nevifion $ 398 A. 2) wie der Wiederaufnahme des Verfahrens 
($ 413), wenn das neue Urtheil herbeigeführt wurde von dem Angellagten (teip. 
Verurtheilten) oder zu Gunſten defjelben von der Staatsanwaltjchaft oder dem ge— 
jeglichen Vertreter eines Beichuldigten bzw. dem Ehemanne einer beichuldigten Frau. 
Daß auch die für den Angeklagten auf Grund einer vermutheten Vollmacht von den 
dazu berechtigten Perfonen (vol. 88 324, 339) eingelegten Rechtsmittel dieſelbe 
Wirkung haben, verfteht fich von ſelbſt. — Bezüglich des Inhalts diefes Verbotes 
ift die Ausdrucksweiſe des Geſetzes nicht vollkommen übereinftimmend, Während 
$ 372 (Berufung) vorjchreibt, daß das Urtheil nicht zum Nachtheile des Angeklagten 
abgeändert werden darf, foll bei der Revifion ($ 398 A. 2) und der Wiederauf- 
nahme ($ 413) das neue Urtheil eine härtere Strafe als die in dem erjteren früheren 
erfannte nicht verhängen. Nach der communis opinio (vgl. Löwe, $ 638 N. 2) 
foll diefer Unterfchied in dem Wortlaute der Gefeesitellen feine Bedeutung haben. 
Anderer Meinung ift Puchelt (8 583 N. 3) und wol mit Recht. Wenn man auch 
zugeben mag, daß ein Grund für diefe Verfchiedenheit kaum vorhanden fein dürfte, 
jo reicht doch die Erklärung, welche Löwe darin finden will, „daß $ 398 jchon in dem 
Entwurfe enthalten war, während $ 372 erſt von der Reichsjuſtizkommiſſion aufgenommen 
worden ijt“, jchwerlich aus. Webrigens geben die Protokolle gar feine Aufklärung 
über die Meinung der Kommiffion, welche in erfter Leſung (vgl. v. Hahn, ©. 1025) 
auf den Antrag Thilo's hin den Paragraphen in folgender Faffung annahm: „daß 
fein Urtheil eine härtere Strafe als die in dem erjten erfannte verhängen darf“, 
während in zweiter Lejung ein Antrag Strudmann’s (vgl.v. Hahn, ©. 1387 u. 
1397) durchging, welcher die Abänderung zum Nachtheil des Angeklagten verbot, 
ohne daß dieje Faſſung überhaupt disfutirt worden wäre. Daß die Redaktions— 
tommiffion jpäter die Verjchiedenheit überjehen hat, ift zwar denkbar, aber der Richter 
darf ihr nicht folgen, wenigſtens dann nicht, wenn mit den verjchiedenen Worten ſich 
ein verichiedener Sinn verbindet, wie das hier unzweifelhaft der Fall iſt. Das Ver— 
bot einer Abänderung zum Nachtheil des Beichuldigten hindert das zweite Gericht 
an einer nachtheiligen rechtlichen Qualifitation der That, während bei dem Berbote 
der härteren Beftrafung auf die zu Grunde gelegte Qualififation nichts ankommt. 
Es kann alfo der Berufungärichter 3. B. nicht ftatt Unterfchlagung, welche das erjte 
Gericht angenommen hatte, wegen Diebitahla beftrafen, was für den Angeklagten 
nachtheiliger wäre, weil diefe Verurtheilung fpäter eventuell die Zuläſſigkeit der 
Beitrafung wegen Rückfalls begründen könnte (vgl. dagegen Thilo, ©. 423 N. 4, 
weil fein gegenwärtiger, fondern erft ein zukünftig möglicher Nachtheil in Frage 
füme). Unrichtig wäre es aber jedenfalls, wenn man daraus die Nothwendigkeit 
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einer Freiſprechung folgern wollte, falls die geringere Qualifikation als rechtsirrthümlich 
ericheint (Löwe, l.c.;v. Kries, ©. 114). Es wird vielmehr das erjte Urtheil un— 
verändert bleiben müflen, denn ein darin begangenes DVerjehen fann die Aufhebung 
nur dann veranlafjen, wenn e8 den Remedenten bejchwert. Damit erledigt fich auch der 
von Löwe hervorgehobene Fall, daß der zweite Richter in die Lage fommen könnte, 
eine gejeglich unzuläffige Strafe zu verhängen, 3. B. wenn wegen Unterjchlagung 
zu einer Geldftrafe verurtheilt war umd er Diebitahl annähme. — Von Einfluß 
it der erwähnte Unterfchied auch dann, wenn in erfter Inſtanz eine Gefammtftrafe 
verhängt wurde, während in zweiter theilweife Freiſprechung erfolgte. Die Nicht- 
berüdfichtigung der letzten bei Ausmefjung der Geſammtſtrafe jtellt eine Aenderung 
zum Nachtheil des Angeklagten dar, denn dafjelbe Endreiultat hätte nicht erreicht 
werden können, wenn das zweite Urtheil die noch übrig bleibenden Einzelftrafen nicht 
anders behandelt hätte, als das in erfter Inftanz geichehen (vgl. Erf. des Reichäger. 
vom 30. Oktober 1879, Rechtipr. I, ©. 25; auch Oppenhoff, StrafGB., ©. 207 
N. 28, 212 N. 3; Dlshaujen, Kommentar zum StrafGB., ©. 328 N. 1). 
Natürlich kann der Verurtheilte nicht verlangen, daß der volle Betrag der nunmehr 
fortfallenden Einzelitrafe von der Gefammtitrafe in Abzug gebracht werde, eine r. i. p. 
liegt nicht dor, wenn die noch bejtehenbleibende Einzelftrafe in ihrem vollen Umfange 
verhängt wird, oder eine etwa noch nöthige Gejammtjtrafe den Betrag der ver- 
wirkten Ginzeljtrafen nicht erreicht und eine Reduktion mit Nüdficht auf die fort- 
gefallene Strafe jtattgefunden bat. — Gegenüber dem Verbote, eine härtere Strafe 
zu verhängen, muß dagegen die Geſammtſtrafe ala Einheit erfcheinen, ohne daß es 
auf die einzelnen Faktoren ankäme, aus welchen fie fich zufjammenjegte. So Löwe 
S. 639 N. 4b; Keller, ©. 408; Puchelt, ©. 584 N. 4; vgl. Erf. des Reichsgerichts 
vom 12. Juli und vom 22. September 1880; NRechtipr. II. ©. 186 und 239. — 
Ein weiterer als der durch die abweichende Faſſung von SS 372 und 398 bedingte 
Unterschied beteht in Bezug auf die r. i. p. zwiichen Berufung und Revifion nicht. 
So gilt das betreffende Verbot auch dann, wenn der Berufungsrichter die Sache zur 
Enticheidung an die erite Inſtanz zurüdverwies ($ 369 A. 2). Anderer Meinung: 
v. Kries, ©. 118, weil fich in dem 3. Abjchnitte fein Hinweis darauf fände, daß 
$ 398 4. 2 analog zur Anwendung kommen ſolle. Giner Analogie bedarf e8 aber 
gar nicht, weil das in $ 372 enthaltene Verbot ganz allgemein gegeben ift, ohne 
daß der Gejegeber auf die Möglichkeit der verjchiedenartigen Erledigung bejondere 
Nüdficht genommen hätte. 

Eine härtere Strafe kann aljo in feinem Falle verhängt werden. Dies Verbot 
bezieht fich auch auf die Verbindung mit einer Nebenftrafe, die Ertheilung der Be— 
fugniß zur Publikation des Urtheils ıc., auch darf die Anrechnung einer etiwa er— 
Littenen Unterfuchungshait in zweiter Inſtanz nicht abweichend von dem eriten 
Urtheile unterbleiben (vgl. Erf. des Reichsgerichts vom 4. Dezember 1880; Rechtipr. 
II. ©. 602). &benjowenig wäre eine Umwandlung der Strafe, abgejehen von der 
einer Geldjtrafe für den Unvermögenzfall, zuläffig und könnte der zweite Richter, 
wenn er ftatt einfachen Diebſtahls jchiweren annähme, ftatt auf 18 Monate Gefängnif 
auf 1 Jahr Zuchthaus erkennen. Trotz des $ 21 des StrafGB. ift, ganz abgejehen 
davon, daß Zuchthausftrafe wegen der nothwendigen und möglichen damit ver- 
bundenen Ehrenfolgen ($$ 31, 32, vgl. auch $ 20 des StrafGB.) jchiverer ala jede 
andere erfcheint, jchon wegen der Art der Bolljtredung, Zuchthaus härter ala Gefängniß 
und Gefängniß härter als Feſtungshaft. 

Etwa denktbare jchädliche Folgen des Verbotes der r. i. p. können deshalb nicht 
eintreten, weil der Staatsanwalt geeigneten Falles durch Ergreifung von Rechts- 
meitteln dafür forgen wird, daß der Richter das Urtheil auch zu Ungunften bes 
Angeklagten abzuändern vermag. Jedoch wird man eine jolche Wirkung des von 
der Staatsanwaltichaft ergriffenen Rechtsmittel nur dann annehmen dürfen, wenn 
dafielbe nicht ala unbegründet zurüdgewiejen wird. So Geyer, ©. 835; Bom- 
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hard und Koller, ©. 289 N. 2; Löwe, 668 N. 5. Ausdrücklich ift diejer 
Hall im Gejege nicht vorgefehen, doch wäre Hier eine ftrifte Buchjtabeninterpretation 
nicht angebracht, da eine folche dahin führen könnte, das Verbot der r. i. p. 
illuſoriſch A machen, 

Lit.: KAP ATEN in der Zeitſchr. für an rar N. - II. (1844) 
©. 297 #. — Goltdammer in feinem u 9ff.; 2 I. ©. 314 fi. — 
v. Schwarze im Gerichtsſaal 1857 I. ©. 450 ff.; eos 4 279 f-; 68 ©. 380 ff. — Ur: 
nold im Gerichtäjaal 1858 ©. we — GSeufiert, Veber bie r. ı. pi ı., Münd. 1861. — 
Yüb ” im Gerichtälaal 1865 ©. 47 As — Bahariä, Handbuch bes Deutichen a ” 
Bd. II. ©. 581, 606, 630, 659 u. ſonſt. — v. Kries, Die Rechtsmittel ꝛc., ©. 112 
286 fi. — vo. Schwarze in ii Ipenbauft E 8 des Stra togehrechtä 
Bd. ©. 264, 284. — u: RStra 3. Aufl.), ©. ff., 320, 328. — John, Das 
Deutiche Strafprogeheeit, © 71. — Babe, Lehrbuch des gemeinen Beuticgen trafprogefi: 
rechta, ©. 813 ff. 835, 852. — Die Kommentare zur Deutichen Straf PO. bei den een 
Baragraphen, ER Es arb und Koller, Dalde, Keller, Löwe ufl.), 
Puchelt, v. Schwarze, Thilo, Voitus. v. — 


Regalien. Der Ausdruck „regalia““ hat in den amtlichen Aktenſtücken der 
Reichskanzlei, in denen er fich zuerft findet — dem Konfordat von 1122 und der 
constitutio Frideriei I. de regalibus von 1158 — , nicht die technijche Bedeutung, 
die wir demjelben gegenwärtig beilegen; dort find die den geiftlichen Fürſten vom 
König geliehenen weltlichen Rechte, — hier die dem König überhaupt (und zwar 
in Oberitalien) zuftehenden Regierungsrechte und Berugniffe jo genannt. (Bal. auch 
die Rechtiprüche von 1234 und 1238 bei Franklin, Sententiae curiae regiae, 
Nr. XII, XIII und LVII) Die Goldene Bulle, welche c. IX. den Kurfürften den 
ruhigen Befi des Bergwerl-, Salz: und Salinenregals zufichert, gebraucht das 
Wort „R.“ dabei nicht, wol aber gejchieht dies in der Wahlfapitulation von 1519, 
wo der Ausdrud joviel wie Regierungsbefugniffe überhaupt bedeutet. Ebenjo auch 
in der damaligen Literatur und ähnlich im J. P. O.a. VIII $ 1. Seit der Mitte 
des 16. Jahrhunderts findet fich aber jchon bei den Schriftitellern die bekannte 
Untericheidung von regalia maiora und minora, wobei es freilich ftreitig blieb, was 
zu diefen und was zu jenen zu rechnen jei; auch der Gattungsbegriff: Regal erlangte 
feine bejtimmte juriftifche, allgemein anerfannte Bedeutung. Im 17. und 18. Jahr: 
hundert gewöhnte man fich den Ausdrud: R. auf nugbringende R. der Landes— 
berrfchaften zu befchränten, und nannte diefe: R. im eigentlichen Sinne, reg. minora, 
accidentalia, im Gegenjaß zu den unveräußerlichen, unübertragbaren Hoheitsrechten, 
reg. majora, essentialia; in dieſem Sinne etwa werden Hoheitsrechte und R. auch 
in den Wahlfapitulationen von 1790 und 1792 neben einander genannt. Ebenſo 
ging man bei der Redaction des Preuß. Allg. ER. im MWefentlichen von diejer Unter: 
icheidung aus. „Unter R. überhaupt“, lehrte Suarez, „werden alle Rechte des 
Staates und feines Oberhauptes über die bürgerliche Gejellichaft und deren einzelne 
Mitglieder verjtanden“ ; fie jeien aber zu theilen in Majeftäte- oder Hoheitsrechte 
und in nutzbare Rechte. Zu den nubbaren Rechten nun rechnet das Geſetzbuch alle 
Staatseinkünfte aus dem Befteuerungsrecht (welches zugleich ein Majeftätsrecht ift) 
und aus dem Staatseigenthum; das letztere ift entweder befonderes Staate- 
eigenthum (Domänen) oder gemeines (Land und Heerſtraßen, jchiffbare Ströme, 
das Ufer des Meeres und die Häfen: Tit. 15 Th. IL, — herrenlofe Sachen und 
Güter: Tit. 16, — Abfahrts- und Abzugägelder, Konfiskation, gewiſſe Gelditraien: 
Zit. 17). Die Nubungsrechte diefer eben genannten Arten de8 gemeinen 
Eigentums des Staates nennt dann das Gefeßbuch niedere R.: $ 24 Tit. 14 TB. 
II. Preuß. Allg. ER. 

In neuerer Zeit hat man fich vielfach mit dem ſtets ſtreitig geweſenen Begriff 
der R. beſchäftigt, iſt aber zu einem allgemein befriedigenden Refultat nicht gelangt. 
Die Kameraliften haben wenigitens den Vorzug, daß für fie der ſyſtematiſche Ge— 
fihtspunft, von welchem aus die Lehre zu behandeln, von vornherein gegeben ift, 
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weil man allgemein die R. als Einnahmequellen für den Staat auffahte. Davon 
aber abgejehen, findet man auch bei ihnen die verſchiedenſten Begrifföbeitimmungen. 
Rau 3. B. verfteht darımter „Vorrechte der Staatögewalt in Beziehung auf ein 
Gewerbe, welches ohne eine bejondere gejehliche Beitimmung zu den bürgerlichen 
Nahrungszweigen gehören würde”, und bezeichnet ala Gegenftände der R. Erdarbeiten 
(Bergbau, Förderung des Steinfalzes und der Salzjoole, Sammeln von Salpeter- 
erde, Goldwäjcherei, Jagd, Fiſcherei), Handwerksarbeiten (Salzfieden, Münz- 
prägung, Zabafäbereitung 2c.), Handelsgeichäfte (Salzhandel), Dienjtgeichäfte 
(Boft, Telegraph, Eijenbahn, Lotterie), jo daß alfo Berechtigungen der verſchiedenſten 
Art demjelben Begriffe unterftellt werden (Grundſätze der Finanzwiſſenſchaft, 1. Abth. 
SS 85 und 166, 5. Aufl), Mar Wirth definirt: „Das R.- oder Hoheitärecht 
it diejenige Befugniß des Landesheren, reſp. des Staates, welche er aus feiner 
Eigenichaft ala Obereigenthümer jchöpft“, und führt ala R., die noch heute eriftirten, 
folgende auf: Bergwerk-, Salz-, Salpeter-, Münz-, Papiergeld», Poft-, Eijenbahnz, 
Zelegraphen-, Tabak-, Kalender, Spielfarten-, Fähr-, Floß- und Schiffahrte-, jowie 
endlich das Lotterie-R. (Grundzüge der Nationalökonomie, II. ©. 350, 2. Aufl.). 
Schäffle bezeichnet die R. oder nutzbaren Hoheitärechte ala „Gewerbszweige, welche 
die Regierung vermöge eines die Konkurrenz der Bürger außjchließenden Vorrechts 
betreibt“ und Eonftatirt ein jolches Vorrecht Hinfichtlich des Betriebes von Bergbau, 
Salzerzeugung, Münze, Tabak, Lotterie, Poſt, Eifenbahn, ZTelegraphen (National- 
öfonomie, $ 277 ©. 533, 2. Aufl). Ad. Wagner (Finanzwiſſenſchaft, 2. Aufl. 
1877) unterjcheidet privatwirthichaftliche und ftaatswirthchaftliche Einnahmen des 
Staates und unter leßteren wieder Steuern und Gebühren: beide können in der 
Rechtsform der R. vorkommen; die Einnahmen aus regalifirter gebührenpflichtiger 
Staatsthätigkeit (Poft-, Münze, Telegraphenweien) jeien Gebühren; dagegen müßten 
die jog. FinanzR. (gewerbliche, grundherrichaftliche und folche, die fich auf gewiſſe 
Benutzung der öffentlichen Gewäſſer beziehen) entjchieden ala Steuern betrachtet 
werden. Andere wieder andere. 

In erheblich ungünftigerer Lage befinden fich die Juriften. Zunächit Liegt die 
Frage: find die R. ftaatärechtlicher oder privatrechtlicher Natur? Für jene jpricht 
der hiftorifche Urjpruug der R., der ftaatswirthichaftliche Zweck derjelben und der 
Umjtand, daß eben der Staat dad Subjekt der Berechtigung ift, — für den privat- 
rechtlichen Charakter dagegen der Inhalt und das Objekt der R.; fieht man letteren 
Gefichtspunft als den wichtigeren an, jo muß man nicht nur die durch Verleihung 
eines Regals für den Beliehenen begründete Gerechtigfeit, jondern das Regal 
ſelbſt in jeiner Zotalität als ein Privatrecht bezeichnen. (So neuerdings auch 
Stobbe, Handbuch, II. $ 83 Note 6.) 

Sodann: läßt fich der Begriff der R. überhaupt juriftifch Eonftruiren? Van 
Hat es geleugnet: das Regal jei fein juriſtiſcher Begriff, es ſei unverträglich mit 
der Herrichaft des Rechtsbewußtſeins. Nun kann man ja zugeben, daß die Ent- 
ftehung der R. nicht jowol auf die bewußte Anerkennung eines Rechtsprinzips, ala 
vielmehr auf zufällige politische und wirthichaftliche Verhältniffe zurückzuführen ift, — 
man fann auch zugeitehen, daß zwar nicht das Rechtsbewußtjein, aber, jo gu jagen, 
die wirthichaftliche Erfenntniß der Yortdauer der R. widerftrebt; — indeh kann man 
doc nicht leugnen, daß die R., jo lange fie überhaupt beftehen, als Rechts inftitute 
beitanden haben, als jolche vom Rechtsbewußtſein, wenn auch oft widerjtrebend, 
anerkannt waren und zur Zeit noch beitehen und noch anerkannt find. Sie werden 
früher oder jpäter ganz gewiß aus dem Privatrecht verichwinden, aber jo lange fie 
nicht verfhwunden find, müſſen fie auch als Rechtäinftitute behandelt und juriftiich 
tonftruirt werden. 

Für die Begriffsbeftimmung ift nun anerfannt von der entjchiedensten Bedeu- 
tung die Gegenüberftellung von Hoheitsrechten und R. Das Unterjcheidende aber 
ift nicht nur der publiziftiiche Charakter der jog. Hoheitsrechte — auch nicht nur der 
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Umjtand, daß letztere wejentlich, unveräußerlich, unübertragbar find, alfo nur vom 
Staate ausgeübt werden dürfen — jondern das iſt das eigentlich Charakteriftiiche, daß 
die Hoheitsrechte nach unferer Anficht vom Staate und der Staatögewalt dem 
Staate immer zuftehen müjjen; fie find nicht Beiugniffe, welche der Staat haben 
fann oder nicht haben kann, fie find überhaupt nicht jelbftändig zu denkende Rechte 
des Staates, jondern fie find Aeußerungen der Staatögewalt und in leßterer jo be— 
gründet, wie etiwa einzelne Rechte des Gigenthümers im Eigentum enthalten find. 
Dagegen iſt das Beitehen von R. befanntlich für den Begriff und die Wirkſamkeit 
der Staatögewalt unerheblich — jelbitverjtändlich aber nur in ftaatärechtlicher Be— 
ziehung — und die Aufgabe derjelben jeitend des Staates durchaus gleichgültig; 
eben deshalb kann auch die Ausübung eines Regals auf andere übertragen werden. 
Nicht minder wichtig ift e& aber, die R. von anderen VBermögensrechten des Staates 
— zufälligen, wie man jebt jagt, 3. B. an Domänen, Forſten ıc. — genau zu 
trennen; fie unterjcheiden fich von letzteren zumächit Hinfichtlich der Möglichkeit des 
GErwerbes, infofern die der Regalität unterworfenen Objekte der Regel nach überhaupt 
nicht ohne Verleihung der Staatögewalt erworben werden fünnen ; jodann binfichtlich 
des Grundes der Zuftändigfeit: der Staat erwirbt die R. nicht, wie etwa das 
Eigenthum an Domänen, nach den Grundjägen des Privatrechts, jondern fie ftehen 
nach dem Rechte des betreffenden Landes dem Staate ala jolchem zu; endlich in 
Beziehung auf den Inhalt des Rechts: denn das aus dem Regal fich ergebende R. 
ift nicht als eine einzelne Berechtigung, jondern als die ausſchließliche Möglichkeit, 
überhaupt Rechte Hinfichtlich der regalen Objekte zu erwerben, zu qualifiziren. Aber 
weder in der Gejehgebung, noch in der Xiteratur, noch bei der Rechtiprechung 
find dieſe Grenzlinien immer beobachtet worden, und jo ift e8 gekommen, daß vielfach 
Hoheitsrechte oder zufällige Vermögensrechte des Staates ala R. bezeichnet und 
behandelt wurden; Nubungen aus der Juftizverwaltung 3. B., das Recht ferner auf 
herrenlofe Güter, die Zollgerechtigkeit gar, find feine R. und werden im Allg. ER. 
doch als folche angejehen. In den Partikularrechten ift die Zahl der R. ſehr ver- 
ichieden angegeben ; dies erklärt fich zum Theil eben aus der erwähnten Verſchiebung 
der Begriffe, zum Theil aber auch daraus, daß nach den Landesrechten bald mehrere, 
bald wenigere Objekte der Regalität unterworfen find. Iſt doch jelbit die Zahl der 
gemeinrechtlichen R. ftreitig; nannte 3. B. v. Gerber früher mit anderen Schrüft- 
itellern deren vier: Mühlen» und Fiſchereiregal in öffentlichen Flüſſen, Jagd», Berg: 
und Salinen=, PBoftregal, jo kennen andere eine größere, andere eine geringere Zahl, 
wie 3. B. einer der neuejten Schrüftjteller über diefen Gegenjtand (Böhlau) die 
Grijtenz nur ziveier R. (des Bergwerks- und Salzregals) behauptete und alle jonft 
genannten als auf den Hoheitsrechten des Staates beruhende Befugniſſe bezeichnete. 
Neuerdings fpricht v. Gerber (13. Aufl. $ 67) auch den eben genannten R. den 
Charakter der Gemeinrechtlichkeit im eigentlichen Sinne überhaupt ab und nähert 
fich Hiermit der Anficht von Bejeler ($ 95 unter IV.), welcher die R. als ein 
Injtitut des von ihm jog. bedingt Gemeinen Nechts bezeichnet, jo daß eine Ver: 
muthung für die Geltung defjelben in den einzelnen Staaten nicht beitehe. 
Unmwerfennbar iſt es, daß die Richtung unferer Zeit der fortdauernden Anerken— 
nung der R. längjt widerftrebt. Es erjcheint mit der Forderung nach wirthichaft- 
licher und gewerblicher Freiheit auf der einen, nach vollkommener Rechtögleichheit 
auf der anderen Seite nicht vereinbar, daß der Staat fich die ausſchließliche Mtög- 
lichkeit des Erwerbes gewifjer Privatrechte vorbehält und die Unterthanen an deren 
Ausübung ganz verhindert oder letztere wenigjtens von der erlangten ftaatlichen 
Konzeilion abhängig macht. Und wenn auch der Staat ein wejentliches Interefle 
hat, die Einnahmequellen, welche ihm aus der Exiſtenz der R. erfloflen, nicht ver— 
fiegen zu laſſen, jo hat die DVolkswirthichaftspolitit nach Mitteln zu fuchen, dieje 
finanziellen Interefien zu wahren, ohne die grunmdherrichaftlichen oder Gewerbe. 
dauernd zu fonjerviren. (Ueber die hier in Betracht kommende Fragen vgl. Ad. 
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Wagner, Finanzwiſſenſchaft, 2. Aufl. 88 145, 146). Dieſem Zuge der Zeit iſt 
denn auch die Geſetzgebung gefolgt, indem die drückendſten grundherrlichen R. ſeit 
den letzten drei Jahrzehnten beſeitigt ſind. (Wegen des Jagdregals ſiehe die Zu— 
ſammenſtellung bei Stobbe, II. $ 151, — wegen des Bergregals aber Braſſert 
in der Zeitjchrift für Bergreht XVIII. ©. 17 ff.) Das jüngfte der R., das Poft- 
regal — der Inbegriff aller von der Staatspoftanftalt in Anfpruch genommenen 
Beförderungsrechte — ift auch das wichtigfte. Auch die Exiſtenz dieſer ftaatlichen 
Grelufivberechtigung — des Poſtregals im engeren Sinne und des Poſtzwanges 
(j. oben d. Art. Poſt) — ift aus volfswirthichaftlichen Gründen lebhaft bekämpft 
worden: man fordert, dat der Staat jedes ausfchließliche Poftrecht auigebe und eine 
unbedingt freie Konkurrenz geitatte. Allein abgejehen von den gerade hier jehr 
ſchwer wiegenden finanziellen Intereſſen, kommen doch auch noch andere Rüdfichten 
in Betracht, welche gegen die Aufgabe des Regals in feiner Zotalität jprechen. 
(Ueber das geltende Reicharecht vgl. den oben angeführten Artikel und Laband, 
Staatörecht, II. $71. — Zelegraphenregal? daf. IL 311 ff.) 

Für die Geichichte der R. und Hinfichtlich der Nechtäverhältniffe, welche fich 
aus der Verleihung eines Regals an Privatperfonen ergeben, ijt auf die betreffenden 
Abſchnitte in den Lehrbüchern der Deutichen Rechtsgeichichte, des Staats- und Pri- 
vatrecht3 zu verweilen. Im Allgemeinen vgl. die folgende Literatur. 

Lit.: Gemeiner, Beitrag zur Lehre von den R., München 1842. — H. A. Zadhariä, 
Ueber R. überhaupt und das Salzregal inäbejondere, in "der Zeitſchr. für Deutſches Recht, 1852) 
Bd. XII. ©. 319 ff. — Zöpfl, Art. Hoheitsrechte, in —— s Rechtslex. V. ©. 321 fi. — 
Boehlau, De regalium notione et de salinarum iure regali, 1855. — Straud, lleber 


Uriprung und Natur der R., Erl. 1865. — Arndt, Zur Geichichte und Theorie des Berg: 
regals, Halle 1879. — Rofher, an. ber Rationalöfonomit, München 1874, an ver- 


gen Stellen, — 58 ff. — v. Gerber, 867. — Beieler, SM. — ‚Stobbe, 
IL 88, — Ro th, $ 240. — 2 r dad Freuf, Recht insbeſ. vgl. Düsberg, NMeber das 
Syftem ber R. im Eh ER., er Zeitichr. für mwiflenjchaftliche Bearbeitung des —— 
Rechts, II. ©. 59 ff. Franklin 


Regentſchaftsgeſetze. (Th. I. ©. 856 fi) Die Minderjährigkeit des 
Monarhen maht nach allen Deutichen Berfaflungen die Einſetzung eines 
Reichsverweſers, Regenten, Regierungsvormundes nothwendig, welcher die Funk— 
tionen des minderjährigen Souveränd auszuüben hat. Außerdem muß, obgleich 
die Deutichen Berfaffungen darüber nichts beſagen, eine Regentſchaft dann 
eintreten, wenn der legte Throninhaber ohne jucceffionsfähige Defcendenz verftirbt, 
aber eine jchwangere Wittwe hinterläßt, bzw. wenn der nächjtberufene Agnat dor 
dem letzten Throninhaber mit Binterlaffung einer noch beim Tode des Lebteren 
ichwangeren Wittwe verftirbt. Endlich liegt die Nothwendigkeit einer Regentjchaft 
ftet3 dann dor, wenn der Monarch auf jo lange Zeit — nach der Bayerifchen und 
MWürttembergifchen Verfaffung Ein Jahr — an der Führung der Regierung gehindert 
ift, daß die Regierungsgeichäfte zu ftoden beginnen, weil die nur unter perjönlicher 
Mitwirkung oder Jnitiative des Souveränd möglichen Regierungshandlungen nicht 
vorgenommen werden können. Eine jchwere geiftige oder körperliche Krankheit, welche 
dem Souverän die Ausübung der ihm zugewiefenen Funktionen unmöglich macht, 
Führt daher wie in den älteren, jo auch in den neueren Deutjchen Berfafjungen zu 
der Einjeßung einer Regentichaft. 

Dagegen differiren die früheren Beftimmungen über die Wirkungen der geiftigen 
oder körperlichen Regierungsunfähigkeit des zur Thronfolge berufenen Agnaten von 
den einjchlagenden Süßen der gegenwärtigen Berfaffungen. Wie nämlich der Sachjen- 
ipiegel und das Longobardifche Lehnrecht den nächitberufenen, aber zum Lehndienft 
unfähigen, tauben, jtummen, blinden, lahmen oder mit fjonftwelchem körperlichen 
Mangel behafteten Agnaten des letzten Bafallen wenigjten® dann, wenn er mit 
dieſem Gebrechen geboren war, von der Lehnäfolge und damit auch von der Sue— 
ceffion in die Landeshoheit ausichloß, To beitimmte auch die Goldene Bulle, daß 
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Wahnſinn, Blödfinn oder ein fonjtiger Fehler, welcher die Führung der Herrichait 
unmöglid macht, an der Succeifion in den KHurfüritenthümern hindern jolle. 
Während aljo das frühere R. den bei dem Anfall des Succeffionärechts in Folge 
eines unbeilbaren geiftigen oder körperlichen Gebrechens regierungsunfähigen Agnaten 
zu Gunften des ihm zunächititehenden regierungsfäbigen Agnaten überging, laflen 
die Deutichen Verfaffungen der Gegenwart ſelbſt bei volljtändiger Unheilbarkeit des 
Gebrechens, welches den Thronfolger regierungsunfähig macht, doch nur eine Regent- 
ichait eintreten. Welche geiitigen oder körperlichen Fehler hierzu Beranlaffung 
geben können, ift regelmäßig in den Berfafjungen nicht gejagt; doch war ſchon zu 
Reichszeiten zweitellos, daß nicht mehr der Standpunkt des Feudalrechts, jondern 
derjenige der Goldenen Bulle, nach welcher die Fähigkeit zur Führung der Regie 
rung ausjchlaggebend jein joll, das Deutiche Staatsrecht beherriche 
Die Perfönlichkeit des Regenten ift in den verichiedenen Veriaffungen verichieden 
bejtimmt: in einzelnen Staaten, wie Bayern, Altenburg, Braunfchweig, Koburg⸗ 
Gotha, Hat der Monarch das Recht, einen Regierungsvormund für den Thronfolger 
aus der Zahl der volljährigen fürftlichen Agnaten frei zu wählen; in Oldenburg 
wählt der Monarch den Regenten jogar volltommen unbejchräntt, ift aber ebenſo 
wie in Koburg-Gotha an den Konſens der Landftände gebunden. In anderen 
Staaten, wie Preußen, Sachſen, Württemberg, muß die NRegentichaft jtets, aljo ohne 
jede Rüdficht auf den Willen des leten regierungsfähigen oder des jetzigen regie- 
rungsunfähigen Souveräns, auf den nächiten regierungstähigen Agnaten übergeben, 
welcher das für die Bolljährigkeit des Souveräns feftgeitellte Lebensalter erreicht hat, 
follte auch der VBolljährigkeitätermin der Prinzen des regierenden Haufe auf ein 
jpäteres Lebensalter fejtgejegt jein. Ginzelne Verjafjungen geben für den Fall, daß 
eine Beitimmung des legten Monarchen über die Perfon des Regenten nicht vor— 
liegt, zunächft, Wei. vor allen Agnaten, der Mutter oder väterlichen Großmutter 
des minderjährigen Thronfolgers, wenn fie fich nicht wieder verheirathet haben, ein 
Recht auf die Regentſchaft — Altenburg, Koburg-Gotha, Reuß j. 2%. Andere 
Staaten — Oldenburg, Bayern, Württemberg u. a. — geben der Mutter, bzw. 
väterlichen Großmutter die Regentichaft nur beim Mangel eines volljährigen regie- 
rungsfähigen Agnaten, während in anderen Staaten — Preußen und Sadjen — 
die rauen jchlechthin von der Regentſchaft ausgeſchloſſen find, beim Mangel eines 
regierungsfähigen Agnaten jomit durch ein bejonderes Geje ein Regent beitellt 
werden muß. it nun aber ein jolches unter der Herrſchaft des letzten Souveräns 
nicht zu Stande gelommen, jo fann bei der Minderjährigkeit oder Regierungs- 
unfähigfeit des derzeitigen Souveräns fein R. gegeben werden, weil die Sanktion 
defjelben von Seiten des Monarchen deſſen Regierungsfähigteit zur Vorausſetzung 
hat. In diefem Falle ift daher in der Braunſchweigiſchen und Preußijchen Ber: 
jaffung die Wahl eines Regenten dem Landtag zugewiejen und zwar hat diefelbe in 
Preußen in vereinigter Situng beider Käufer zu erfolgen. Zu dieſem Zwede muß 
das durch die Berfaffung unterdeffen mit der Regierung betraute Staatäminifterium 
jofort nad) der Throngelangung des minderjährigen Thronfolgers oder nach dem 
Eintritt der dauernden Verhinderung des regierenden Souveräns den Landtag be— 
rufen, welcher zuerft über die Nothwendigkeit der Negentichaft zu enticheiden und 
hierauf die Wahl vorzunehmen hat. Nach der Bayerifchen Berfaffung geht, wenn 
weder ein volljähriger regierungsfähiger Agnat vorhanden, noch die Wittwe des 
Vorgängers am Xeben ift, auch der letzte Monarch über die Perfon des Regenten 
feine Beitimmung getroffen bat, die Regentſchaft auf den erjten Kronbeamten über. 
Uebrigens verliert mach der richtigeren Anficht der gewählte oder durch jein Amt 
berufene Regent die Regentichaft, jobald ein Agnat des fürftlichen Hauſes die Boll- 
jährigfeit erreicht und damit fähig wird, jelbjt Regent zu jein. 
Die den Eintritt einer Regentichaft” einleitenden Handlungen find nach den ver— 
ihiedenen Verfaſſungen verjchieden: Regelmäßig ift Hierzu, ſofern es fich nicht um 
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die Negentichaft während der Minderjährigfeit des Souveräns Handelt, auch nicht 
eine verfaffungsmäßig gültige Anordnung des legten Monarchen vorliegt, ein von 
den Landitänden zu genehmigender Beichluß des aus den volljährigen Agnaten des 
regierenden Hauſes, wol auch mit Ausjchluß des zunächit zur Negentfchaft Berufenen 
(Württemberg, Sachen, Oldenburg, Koburg-Gotha), gebildeten Familienraths 
nothwendig. In Preußen und Bayern dagegen ift der verfaffungsmäßig berufene 
Agnat berechtigt, aus eigener Jmitiative die Negentichaft zu übernehmen, jelbit- 
verjtändlich unter Mitwirfung des verantwortlichen und überdies zur Legalifirung 
jedes Regierungsaftes nothwendigen Staatöminifteriums. Doch müſſen die Kammern 
unverzüglich vom Regenten zufammenberufen werden, um — nad der Preußifchen 
Berfaffung — in vereinigter Situng über die Nothwendigkeit der Negentichaft zu 
beichließen. Doch kann den Kammern das Recht, die Nothwendigkeit der Regent- 
fchaft zu verneinen, nicht bei der Succeffion eines minderjährigen Herrichers, jondern 
nur dann zuftehen, wenn es fich um die geiftige oder Förperliche Regierungsfähigfeit 
des Monarchen handelt; denn die VBerfaffung jelbit Enüpft die Regierungsfähigkeit 
jedes Souveränd an die Erreichung eines bejtimmten Alters, und nicht ein ein- 
facher Beichluß der Landftände, fondern nur eine von diejen beichlofjene und vom 
Regenten genehmigte VBerfaffungsänderung könnte den minderjährigen Monarchen 
fchon vor dem verfaffungsmäßigen Bolljährigkeitstermin für volljährig erklären. 
Nur die Altenburgifche Verfaſſung kennt eine an die Mitwirkung der Stände nicht 
gebundene Volljährigkeitserflärung des minorennen Herzogs durch den Senior des 
Sächſiſchen Gejammthaufes aller Linien. 

Der Regent übernimmt die Führung der Regierung erſt nach Ableiſtung des 
in einzelnen Staaten, wie Bayern, Heſſen-Darmſtadt, Preußen, befonders jormulirten 
Regentichaftseides, bzw. des regelmäßig vom Souverän zu leiftenden DVerfafjungseides 
oder Verſprechens. Bis zu diefer Eidesleiftung hat das Staatsminiftertum die Re— 
gierung zu führen. Eine Weigerung, den Eid oder das Verjprechen zu leiten, ijt 
als Verzicht auf die Negentichaft anzujehen. 

Die Machtiphäre des Regenten iſt verjchieden beftimmt: in einzelnen Ländern, 
3. 2. in Preußen, hat er alle Befugniſſe des wirklichen Souveräns; in anderen, 
3. B. in Bayern, iſt die definitive Bejegung erledigter, jowie die Begründung neuer 
Aemter, vor Allem aber die Vornahme von Berfaffungsänderungen auch auf ver- 
fafjungsmäßigem Wege dem Regenten entweder ganz unterjagt oder an den Konjens 
eines meijt aus dem Gefjammtminifterium bejtehenden Regentſchaftsraths (Bayern), 
bzw. des aus den volljährigen Prinzen gebildeten Familienraths (Sachſen) gebunden 
oder endlich nur für die Dauer der Regentſchaft gültig (Württemberg). In ein— 
zelnen Ländern ift dem Regenten die Berathung mit dem Regentjchaftsrathe in jeder 
wichtigen oder jchlechthin im jeder Regierungsangelegenheit zur Pflicht gemacht. Der 
Regent ift überall, obgleich dies in den meijten Verfaffungen, auch der Preußijchen, 
richt auögejprochen iſt, unverantwortlic” und zwar nicht blos für die Dauer der 
Regentichait. Auch iſt derjelbe durch einen bejonderen jtrafrechtlichen Schu aus— 
gezeichnet (RStrafGB. 88 96, 97, 100, 101). Die Gültigkeit feiner Regierungs— 
Handlungen wird nach den für die Gültigkeit der Handlungen des Souveräns auf- 
geitellten Beitimmungen beurtheilt, ſoweit diefelben nicht durch die vorgenannten 
Berfaffungsjäge modifizirt find. Die ökonomiſche Ausftattung des Regenten iſt regel- 
mäßig aus der Givillifte zu beitreiten. 

Die Erziehung des minderjährigen Monarchen ift der Mutter, bzw. der väter: 
lichen Großmutter (Bayern, Sadjen u. a.) oder dem privatrechtlichen Vormunde 
überlaffen, regelmäßig unter Aufficht des Regenten, wol auch des Regentichaftsraths 
(Sachſen, Württemberg). Im einzelnen Berfaffungen darf der Regent nicht zugleich 
Bormund ded minderjährigen Souveräng fein, außer wenn die Mutter oder Groß— 
mutter die Regentichait führt (Oldenburg). In anderen ift die Verbindung beider 
Aemter ausdrüdlich geftattet (Altenburg, Koburg-Gotha). Meiftens, 5. B. auch in 
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Preußen, kann der privatrechtliche Vormund für den minderjährigen Souverän durch 
teftamentariiche Verfügung des legten Monarchen ernannt werden. 

Die Regentichaft ift beendigt, jobald der Souverän volljährig, bzw. regierungs= 
fähig geworben. Ueber die Trage, ob die Regentichait wegen eingetretener Regie- 
rungsfäbigfeit des geiftig oder körperlich kranken Souveräns aufgehoben werden folle, 
muß in derjelben Weiſe wie über die Einjegung der Regentichaft bei überfommener 
Regierungsunfähigfeit entichieden werden: es haben aljo entweder die Landftände über 
einen vom Regentichaftsrathe gefaßten Beichluß fich zu enticheiden, oder der Regent 
hat ihnen die frage nach der Nothwendigkeit der Fortdauer, bzw. nad der Mög— 
lichkeit der Aufhebung der Regentichait zur De Peg —— 

Quellen: a el 1. F 4; II. Feud. lla Cap. 25 $ 3. — 
Bayern: Verf.Urk. 9— 2. — Sad len: "Yerf — N — Preußen; 
Verf. Urk. Art. —— — Württemberg: Verf. Urk. le — Altenburg: —— 
4 s$ 16—17. — Koburg-Gotha: Staatägrundgejek SS 12—18. — Braunſchwei — 

ger ze 1622. — Oldenburg: Rev. Stantögrundgefeß Art. 16, 

—* ben älteren ſyſtematiſchen Darſtellungen des eut chen Staatsrechts "el. 
©. Zune. Lehrbuch de Deutichen Staatsrechts, Leip en ss 92, 93. — Ferner: 
R. v. Mopl Staatöreht, Völferreht und Politif, Bb. Le —206. — Kraut, Die 
Bormunbigaft nad den Grunbiäßen des Deutichen Rechts, DB. m. '<. 111—216. — Preuf. 
Jahrbücher, heraudgeg. v. R. Haym, Bb. Be ©. 351, 488 fi. — Frider, Zeitichr. für die 
—— Staatswiſſenſchaft Bd. XXXI. 199 ff. — v. Rönne, Stantärecht ber Preuß 

onarchie, 4, Aufl., Bd. I. (1881) SS 3-8. — v. Hirhenheim, 2 —— 
Leipz. 1880. 58 rodhaus. 


Negierungsitellvertretung. Auch die Regentſchaft ift eine ftellvertvetende 
Regierung. In gewiſſen landesrechtlich feſtgeſtellten Fällen der Geſchäftsunfähigkeit 
erhält der Monarch für die Dauer derſelben in dem verfaſſungsmäßig berufenen 
Reichsverweſer einen Stellvertreter, welcher kraft eigenen Rechts, wenn auch im 
Namen des regierungsunfähigen Fürften, die Negierungägewalt zu üben hat. Im 
Gegenjaß zur Regentichaft bezeichnet man num aber mit dem Ausdrud R. den Wall, 
daß der Inhaber der Regierungägewalt, aljo Monarch oder Regent, bei einer vor— 
ausſichtlich vorübergehenden Behinderung, an eine von ihm bezeichnete Perſon, z. B. 
den Thronfolger, oder Behörde, z. B. das Staatsminiſterium, den jederzeit wider— 
ruflichen Auftrag ertheilt hat, ihm zuftehende NRegierungsatte an feiner Statt, in 
feinem Namen und nach Maßgabe gegebener oder einzuholender Inftruftionen zu 
bejorgen. Ein jolches Verhältniß findet feine Erklärung darin, daß dad Staat 
oberhaupt durch Erkrankung oder Aufenthalt im Auslande in die Lage gelebt werben 
kann, die regelmäßige Erledigung der Regierungsgeichäfte, insbeſondere Entgegen 
nahme von Vorträgen und Vollziehung der Unterfchriften, eine Zeit lang unterbrechen 
zu müſſen, ohne daß es eimerjeit® angeht die Sachen bis zur Hebung der Behin- 
derung aufzuichieben, ohne daß andererfeit® der Fall rechtlich dazu angethan iſt, 
oder ſeitens der kompetenten Stellen als rechtlicher Grund anerkannt wird, um eine 
Regentſchaft, alſo einen Regierungswechſel, eintreten zu laſſen. So ſehen denn auch 
mehrere Deutſche Verf. Urk. neben und in Sonderung von der Regentſchaft die Zu— 
läſſigleit einer R. ausdrücklich vor; von den jetzt geltenden namentlich das Dlden- 
burgiiche Staatsgrundgeſetz Art. 16 ef. 20; deögleichen die Bayerische Verf. Urk. II. S 9b 
11; vgl. Pözl, Bayer. Verf.Recht, Art. V. $ 145 N. 6; deögleichen die Säit. 
Veri. Urk. $ 9; vgl. dv. Friejen, Grinnerungen aus meinem Leben, II. (1880) 
p. 157, 178 und passim. Andere jchweigen allerdinge. Indeſſen wenn fie Durdh- 
gehende als Grund einer Regentichait, neben der Minderjährigkeit, die „dauernde“, 
die „auf längere Zeit eintretende“ Verhinderung des Souveräns zu regieren, aus« 
drücklich fordern oder doch vorausſetzen laſſen, jo weiſen fie damit darauf bin, wie 
es auch jolche Behinderungsfälle giebt, die eine Reichsverweſung nicht erforderlich 
machen, wie es demnach ala Recht und Pflicht des zu eigener Verrichtung eines 
unaufchiebbaren Regierungsaktes zeitweilig nicht befähigten Staatsoberhauptes er- 
icheint, Sorge dafür zu tragen, daß eine Stodung in den Gejchäften nicht eintrete, 
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daß jederzeit die Möglichkeit beitehe, Regierungsentichliegungen einzuholen. NRecht- 
liches Mittel Hierzu ift die Ertheilung eines zugleich eine Vollmacht in fich jchließenden 
Auftrags, vermöge deflen die in Stellvertretung bewirkte Entjchließung ala vom 
Staatsoberhaupt ausgegangen rechtlich anzuerkennen iſt. Vollkommen unbegründet 
ift demnach der Einwand, der gegen die Zuläffigkeit einer R. aus dem Grunde er- 
hoben wird, weil die dem Monarchen zu perjönlicher Ausübung übertragenen Rechte 
nur auf Grund verfafjungsmäßiger Beitimmung auf eine andere Perfon übergehen 
dürften. Es handelt fich bei der R. keineswegs um den UWebergang von fürftlichen 
Regierungsrechten, etwa des Gejehgebungärecht3, an eine andere Perjon, jondern 
lediglich um die Erfüllung eines fürftlichen, generellen oder jpeziellen Auftrags. Der 
Monarch bleibt Inhaber der Regierungsgewalt, auch wenn er folche Aufträge er— 
theilt. Durch jeine Bollmacht drüdt er der vertretungsweiſe gezeichneten Verfügung 
den Charakter einer Regentenhandlung auf, und das „in höchſtem Auftrage“ durch 
den Regierungsvertreter vollzogene Geſetz iſt als ein vom Geſetzgeber ausgehendes 
techtsbeitändig. Aus den Berfaffungsvorichriften, welche die Machtiphäre der Krone 
normiren umd abgrenzen, fann an fich mit Nichten gefolgert werden, daß die mon— 
archiichen Entichließungen actus legitimi find, deren der Monarch fich höchſt per- 
jönlich zu unterziehen hat. 

In ſolchem Sinne ift denn eine R. nirgends zu vermeiden und in einer Reihe 
Deuticher Staaten, auch jolcher, deren Geſetze fie nicht vorjehen, zu wiederholten 
Malen vorgelommen, ohne daß gegen die ftaatsrechtliche Gültigkeit der vertretungs- 
weije gezeichneten Urkunden, und waren e8 jelbjt Geſetzesurkunden, eine ernithafte 
Einwendung erhoben worden wäre. In Baden ertheilte Großherzog Leopold 
unter dem 21. Februar 1852 auf Grund „anhaltenden Unwohlſeins“ dem Prinzen 
Sriedrich, dem gegenwärtig regierenden Großherzog, die Vollmacht, die der groß: 
berzoglichen „Unterjchrift bedürfenden Geſetze, Verordnungen und Entſchließungen“ in 
des Großherzog Namen zu unterzeichnen.“ Grit mit dem Tode Leopold’, am 
24. April ej., fand die Uebernahme einer Regentichaft für den (regierungsunfähigen) 
Großherzog Ludwig jtatt. Zahlreiche Präzedenzfälle einer R. liegen jodann aus 
Württemberg vor, wo jowol unter der langjährigen Regierung des Königs Wilhelm, 
als auch feines Nachfolger, des jegigen Königs, oftmals Vertretungen des verreiften 
oder erkrankten Monarchen unter den verichiedenjten Modalitäten eingerichtet und 
anftandslos hingenommen worden find. In Preußen ift jeit Beitehen der Verfaſſung 
eine R. zu zwei verjchiedenen Malen eingetreten. In Folge der Erkrankung König 
Friedrich Wilhelm’s IV. wurde am 23. Dftober 1857 der Thronfolger, damalige 
Prinz von Preußen, auf drei Monate mit der „vollen Stellvertretung de Königs 
in den Regierungsgeichäften” betraut. Der Fall erregte Bedenken, die darum er— 
beblich waren, weil e& zweifelhaft erjchien und bei der dreimal immer auf ein wei— 
teres Vierteljahr erfolgten Prolongation immer zweifelhafter werden mußte, ob «8 
fih in Wahrheit um eine blos vorübergehende Behinderung des Monarchen und 
nicht vielmehr um eine Regierungsunfähigkeit deffelben von ganz unbeſtimmter Dauer 
handle, ob aljo nicht der Fall der Regentichaft gegeben jei, wie denn eine jolche 
auch mit dem 9. Oktober 1858 eintrat. Das zweite Mal wurde eine R. am 
4. Juni 1878 in Folge des Nobilingfchen Attentats für Preußen, und da die 
Preußifche Krone in Realunion mit der Deutſchen Kaiferfrone fteht, gleichzeitig auch 
für das Reich angeordnet, indem der König und Kaiſer dem Kronprinzen für die 
Dauer Seiner Behinderung Seine „Vertretung in der oberen Leitung der Regie: 
rungsgeſchäfte“ übertrug. 

Auch in der ftaatörechtlichen Doktrin kann der Zweifel über verfafjungsmäßige 
Zuläffigkeit einer R., wie ihn die Preußifchen Borgänge von 1857—1858 hervor: 
riefen, als überwunden gelten. Der damals jeitens der politifchen Pubkiziftit aus⸗ 
geſprochenen Behauptung, daß für Preußen die Reichsverweſung die einzige, über— 
haupt ſtatthafte Form ſtellvertretender Regierung ſei, hat ſich allerdings einer der 
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eriten Theoretiker des Preußiſchen Staatsrechts, nämlich v. Rönne, angeichlofen, 
der feine in der erften Auflage de „Staatörechts der Preußifchen Monarchie“, I. 
$ 85, ausgeführte entgegengefegte Anficht in den fpäteren Auflagen zurüdnahm. 
Indeſſen auch diefer Autor findet in der vierten Auflage feines Werkes, I. $ 51, 
N. 1, gegen die in Beranlaffung des Attentats von 1878 getroffene Einrichtung 
nichts zu erinnern. Ja, troß jeines prinzipiellen Bedenkens erklärt er, fich hierbei 
wörtlih an R. Mohl, Völkerr. Staater. Politik, 1.149, N. 1, anichließend, daß 
der König bei kürzeren Unterbrechungen feiner Regierungsthätigkeit die Befugniffe der 
Minifter erweitern, die Unterfchriften an den Thronfolger übertragen dürfe „oder 
dergleichen“ ; überhaupt, meint er, müſſe in jedem einzelnen Falle „die freie Wahl 
des Mitteld, und namentlich der Umfang des den vorläufigen Stellvertretern über- 
tragenen Recht?“ dem Könige überlaffen bleiben. Seine Argumentation jcheint ſich 
alfo darauf zu richten, daß eine R. nicht Mittel werden darf, um eine verfaffungs- 
mäßig nothiwendige Regentichaft zu umgehen. Und in der That, auch die weiteft- 
gehende R. wird durch eine fo tiefe luft von der Regentichaft unterichieden ; ericheint 
als ein in Vorausſetzung, Dauer und Wirkſamkeit jo beſchränktes Verhältniß, daß 
jeder Verfuch, fie über die ihr durch die Natur des monarchiichen Rechts geitedten 
Grenzen auszudehnen, eine Verwirrung des öffentlichen Rechtszuftandes herbeiführen muß. 

Denn während die Regentichaft kraft des Gefehes einzutreten hat in Fällen, in 
welchen eine thatjächliche Regierungsunfähigkeit des Monarchen von nicht abzufehender 
Dauer feftgejtellt wird, jet die R. allemal einen VBollmachtsauftrag des regierungs— 
fähigen Monarchen voraus, welcher für eine von ihm als vorübergehend in Ausficht 
zu nehmende Behinderung betreffs der erforderlich ericheinenden Erledigung der ihm 
obliegenden Geſchäfte Vorforge trifft. Während der Reichsverweſer ftellvertretender 
Inhaber der Regierungsgewalt ift, die Regierung unverantwortlich nach feinem eigenen 
und freien Ermeſſen führt, die Gejege feinen Namen tragen, während er weder durch 
perjönliche Eingriffe des Monarchen behindert wird noch deſſen Abberufung unter 
worfen ift, geht bei der R., möge ihr ein noch jo weiter Spielraum eröffnet fein, 
die Vollmacht immer nur auf einzelne Gejchäfte oder Gefchäftsfomplere oder eine 
Summe von folchen. Der Stellvertreter fühlt fich durch die „Intentionen“ feines 
Machtgebers überall gebunden. Er darf nur jolche Entichließungen faffen, für welche 
der Auftrag hinreichende Legitimation giebt und ift für die piünftliche Ausführung 
defjelben dem Fürſten verantwortlih. Wenn nach verbreiteter Anficht diefe Ver— 
antwortlichkeit auch von den Gerichten und von der Volfsvertretung geltend gemacht 
werben darf, jo kann das allerdings für den Bereich feiner Regierungsbhandlungen, 
von denen jelbitverftändlich eine jede minifterieller Kontrafignatur bedarf, nicht zu— 
geftanden werden. Tür diefe wird er durch die Landesherrliche Vollmacht gededt. 

Das legt denn aber die Frage nach den Mitteln nahe, über welche das Land 
gebietet, um eine mißbräuchliche Verwendung der R. abzuwenden oder zu befeitigen ? 
Der monarchiſchen Inftitution liegt in Deutſcher Auffaffung der Gedanke zu Grunde, 
daß der Monarch die Regierung jelber und nicht durch einen Andern zu führen hat. 
Eine gelegentliche Zeichnung landesherrlicher Erlaffe durch eine andere Perfon, „auf 
allerhöchiten Spezialbefehl“ wird heutzutage ohne rechtlichen Effeft; und eine will» 
fürliche und formloſe Webertragung der Unterfchriften an eine folche würde ver- 
faffungswidrig fein. Bielmehr ift jede Beftellung einer R. ein verantwortlicher, der 
Publikation in den landesgejeglichen Formen bebürftiger Negierungsalt, der ala 
folcher der Prüfung des Staatöminifteriums bedarf und der rechtlichen und politischen 
Kontrole der Landesvertretung unterliegt. 

Lit.: Eine ausführliche und gründliche Beſprechung des Gegenftandes hat zuerft Mitt: 
nacht, Meber Stellvertretung bed vorübergehend an der Regierung verhinderten Fürſten, in 
Gotta’3 Deuticher B.J.Schr. 1864 Heft IL. S. 222 geliefert; demnächſt rider, Thron: 
unfähigleit und Reichöverweiung, in Zeitichr. für Staatöwifjenichaft XXXI. ©. 266 fi. Neuer: 
dings —* im Lehrb. d. Teutſchen Staatsrechtes (1880), ©. 270 ff., u. A. v. Kirchen— 
heim, Die Regentſchaft (1880), S. 57 ff. F. v. Martitß. 
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Neglement der Eifenbahnen. Für die Beiörderung von Perfonen, Reiſe— 
gepäd, Leichen, Fahrzeugen und Thieren, jowie von Gütern gelten auf jämmtlichen 
Gifenbahnen Deutichlands einheitliche Beitimmungen, welche ala „Betriebs— 
reglement für die Eifenbahnen Deutichlande vom 1. Juni 1874“ im Gentral- 
blatt für das Deutiche Reich 1874, ©. 179 bzw. für Bayern kraft des Refervat- 
rechts (Geje- und Berordnungsblatt 1874) publizirt find. 

In Defterreich-Ungam gilt das gleiche Betriebsreglement ſeit 10. Juni 1874. 
Der Deutiche Eifenbahnverein, zu welchen außer Deutichland und Defterreich-Ingarn 
noch die nachgenannten Bahnen gehören, hat das Reglement ebenfalls jeit 1. Juni 
1876 für denjenigen Vereinsverfehr eingeführt, welcher die Grenzen des Deutſchen 
Reiches oder der Oeſterreichiſchen Monarchie überjchreitet, jo daß e& noch 
auf nachjtehenden Bahnen Geltung hat: Prinz-Heinrich-Eiſenbahn in Luremburg 
(103,11). Chimay-Eiſenbahn in Chimay (Belgien, 59,53). Gifenbahn grand 
central belge in Brüfjel (705,07). Wachen » Maftrichter- Eifenbahn. Holländiſche 
Eiſenbahn in Amfterdam (353,08). Lüttich-Maſtrichter-Eiſenbahn in Lüttich (29,08). 
Niederländiiche Gentral-Eijenbahn in Utrecht (101,41). Niederländische Rhein-Eijen- 
bahn in Utrecht (248,85). Niederländiiche Staatsbahnen in Utrecht (1024,55). 
Lüttich» Limburger und Almelo » Salzbergener Privatbahnen. Nordbrabant » Deutiche 
Eifenbahn in Gennep (100,37). Rumäniſche Eifenbahnen, Aktiengefellichait in 
Berlin (921,00). Warfchau- Wiener und Warſchau-Bromberger Eifenbahn in 
Warſchau (506,42). 

Das Bahnreglement reproduzirt, ſyſtematiſirt und erläutert zunächit die Pro— 
bibitivbeftimmungen des Allg. Deutichen HGB. über das Frachtgeſchäft überhaupt, 
jowie über das Frachtgeſchäft der Eifenbahnen, macht ferner von dem Rechte, 
fafultative Transportbedingungen aufftellen zu dürfen, innerhalb der Grenzen 
des HGB. (Art. 423) Gebrauch und firirt jomit den Umfang der Rechte und 
Pflichten der Eifenbahnen, bzw. des diejelben benußenden Publitums. 

Das Bahnreglement erichöpft damit jedoch feineswegs die überhaupt mög— 
fichen und zuläffigen Bedingungen, an welche die Eifenbahnen den Abjchluß eines 
Beförderungs- oder Trrachtvertrags knüpfen können. 

Durch den Haupttert des Bahnreglements haben die Staatsregierungen vielmehr nur 
die allgemeinen Normen über dad Beiörderungsgeichäft im Perfonen- und Sachen- 
verkehr aufgeftellt, und es ift den Bahnverwaltungen durch Abi. 2 der Einleitung 
zum Bahnreglement ausdrüdlich freigeitellt, Zufagbeitimmungen zu erlaflen, 
welche jedoch mit dem KHauptterte nicht im Widerſpruch jtehen dürfen. 

Bon diefem Rechte haben jämmtliche Deutfche und Defterreichifch-Ingarifche Eifen- 
bahnverwaltungen Gebrauch gemacht, und e8 find im Deutjchen Reiche dermalen (Mitte 
1881) Verhandlungen im Gange, nach welchen auch diefe Zufakbeftimmungen zum 
Bahnreglement einheitliche werden follen. Das Bahnreglement ift an fich eine 
im öffentlichen Jntereffe begründete Verwaltungsvorichrift und hat nicht gefegliche 
Kraft (Entich. d. ROHG. Bd. XIX. ©. 186). 

Die Bedeutung von privatrechtlichen Normen für den Paflagier- und Frachtvertrag 
erlangen die meisten Beitimmungen des Bahnreglements erft dadurch, daß der Paflagier, 
bzw. Verfrachter fich denjelben unterwirft. Stillſchweigende Unterwerfung ift beim 
Perjonentransport bei richtig erfolgter Publikation des Bahnreglements und der Zuſatz- 
beitimmungen nach Löfung eines Billets oder Benugung der Fahrt ohne Billet, 
ebenfo bei Aufgabe von Gepäck, Vieh und Equipagen gegen Transportichein an— 
zunehmen; denn die Bezugnahme auf das Bahnreglement in den Billeten oder Trans— 
porticheinen giebt fein Recht, ausdrüdliche Unterwerfung unter das Bahnreglement 
wie beim Frachtbrief anzunehmen, weil die Billete und Scheine ald Duittungen und 
Legitimationspapiere erft nach Bertragsabichluß einſeitig ertheilt werden (GoLld- 
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Ihmidt, Zeitichr. 7. d. gei. H.R., V. 597), und der Abjender vor dem Vertrags: 
abjchluß diefe Urkunden nicht prüfen kann, endlich der Aufdruck auf denfelben nicht 
publizirt ift. 

Beim Gütertransport unterwirft fich der Verſender dem Bahnreglement durch 
Unterzeichnung des vorgejchriebenen Frachtbriefformulard, welches die ausdrüdliche 
Bezugnahme auf die Betrieböreglements und Tarife der betreffenden Bahnen, welche 
das Gut bereijt, enthält (Entſch. d. ROHG. Bd. XIX. ©. 186). 

Das Betriebsreglement enthält endlich auch Beitimmungen, welche rein polizei 
licher Natur und im ntereffe der Ordnung und Sicherheit des Verkehrs getroffen 
find (3. B. $$ 17, 19). Auf Zuwiderhandlungen gegen diefe find nicht die Grund- 
ſätze über Erfüllung von BVertragsbedingungen, jondern die Grundjäße von den 
Delikten anzuwenden (Deutiche Verkehrö- Zeitung 1880, S. 609). 

Das Bahnreglement zerfällt in IV Abfchnitte: Abjchnitt I. Allgemeine 
Beitimmungen. SS 1—6 regeln das allgemeine Verhalten der Bahnbeamten gegen- 
über dem Publikum und das für die Ordnung des Eifenbahnbetriebs nothwendige 
Verhalten des lebteren gegenüber den Beamten. Diefelben regeln ferner die Ent- 
jcheidung von Streitigkeiten zwijchen Publitum und Dienftperfonal ($ 3), das Recht 
der Beichiwerdeführung und das Verbot des Betretens der Bahnhöfe und des Bahn- 
förpers (f. auch SS 54 und 55 des Deutjchen und Bayerifchen Bahnpolizeireglements). 
$ 6 jtellt die allgemeine Transportpflicht der Bahnen für Perſonen, Thiere und 
Sachen auf, ausgenommen in folgenden 3 Fällen, welche eine Konſequenz des Grund» 
ſatzes: „ultra posse nemo tenetur“ find: a) wenn außergewöhnliche Hindermiſſe, 
d. h. Betriebsftörungen, welche nicht jofort bejeitigt werden können, vorliegen; 
b) wenn höhere Gewalt vorliegt; c) bei Inſuffizienz der regelmäßigen ITransport- 
mittel, d. h. derjenigen, welche für den durchjchnittlichen, jährlichen jowie in regel- 
mäßigen Zeitabjchnitten wiederkehrenden geiteigerten Verkehr genügen. 

Abſchnitt Il. a) Beförderung von Perjonen. Ueber die Verpflichtung 
der Gifenbahnen zum Transport von Perfonen, über Rechte und Pflichten der 
Paflagiere gegenüber den eriteren und umgekehrt, ferner über die Modalitäten des 
Perjonentransportes eriftiren in Deutichland geſetzliche Beitimmungen nicht, mit 
Ausnahme des Reichögefehes vom 7. Juni 1871, „die Entichädigungspflicht der 
Gijenbahnen bei Tödtungen und Verlegungen der Reifenden betreffend“. Der Paflagier- 
vertrag wird daher in der Regel unter die Vertragägruppen des Givilrechts eingereiht 
und entiveder ala locatio conductio operis, oder ald Innominatkontrakt (Koch, Anl., 
©. 371) oder ala locatio conductio rei (vb. Hahn, Komment. 5. HGB. ©. 539) 
aufgefaßt. Endemann, ©. 706, nennt ihn „Arbeitsgejchäft“. 

Da es beim Perjonentranaport der Eifenbahnen, der nach Art. 272, Abi. 3 
des HGB. ein Handelsgeſchäft ift, nicht angeht, in jedem einzelnen all mit 
einem Paflagier die Bedingungen des Transports zu verabreden, jo haben die Eiſen— 
bahnauffichtsbehörden generelle Bedingungen publizirt, die für jeden Perjonen- 
transport gelten, d. i. Abjchnitt IIa des Betriebäreglements. Fahrplan und Tarif, 
deren Publikation nach SS 7 und 8 des Betrieböreglements obligatorijch ift, 
regeln die Fahrzeiten, die Kahrpreije und Transportweiſe, 3. DB. ob in 
Schnell, Vergnügungszügen, ob fie Ertrajahrten gewähren ꝛc. Für Ertra- 
fahrten bejtehen jeit 1. März 1878 einheitliche Zarifbejtimmungen im Gebiet 
des Deutichen Eijenbahnvereins, ebenjo über die Beiörderung von Salon, Perjonen-, 
Kranken- und bejonderen Gepädwagen, welche die direkte Abfertigung im ganzen 
Vereinsgebiet ermöglichen, 

Der Paflagiervertrag ift perfekt in dem Momente, in welchem der Billetpreis 
bezahlt ift. Die Aushändigung des Billets, welches den Charakter einer nachträglich 
und einfeitig ertheilten Quittung und eines Zegitimationspapiers hat, ift nicht Voraus- 
jeßung für die Perfektion, wenn auch der Nachweis des Vertragsabjchluffes dem nicht 
im Beſitz eines Billets befindlichen Pafjagier erfchwert fein wird. Der Billetverfauf 
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ift Hinfichtlich der Zeit im Betriebäreglement inſofern beſchränkt, ala die Zeit, in 
welcher vor Abgang eines Zugs Billete verfäuflich find, firtrt ift. 

Auf dem Fahrbillet muß die beiderjeitige Willensmeinung der Vertragskontra— 
benten bezüglich a) der Tranäportftrede, b) des Fahrpreiſes, c) der Wagenklafie, 
d) der Zeit oder e) des Zuges, wofür das Billet gültig ift, zum Ausdrud gebracht 
jein, und die Neifenden find berechtigt, in vorftehenden 4 Punkten auf Tour: und 
Retourbilleten kontroliren zu können, ob fie das richtige Billet erhalten haben. 

Die Entgegennahme eines anderen Billets als des verlangten it eigenes 
Berjhulden des Reiſenden, jelbit wenn ein Verſehen des Shhalterbeamten in 
Mitte läge ($ 10). 

Gelöfte Fahrbillets werden nur dann zuräüdgenommen, wenn wegen Mangels 
an Pla die Beförderung unmöglich ift. 

Jedes Billet berechtigt an fi nur zur ununterbrodhenen Fahrt. Mit 
Genehmigung einer Zwijchenitation ift einmalige Fahrtunterbrechung und eventuell 
Verlängerung der Gültigkeitsdauer eines Billets zuläfiig und iſt dies auch mit 
Abonnements, Militär und fonftigen Billeten zu ermäßigten Preijen zuläffig, aus- 
nahmlich von Schulbejuchäfarten. Bei Retour- und Rundreijebillets darf die Gültig- 
feitsdauer in Folge der Fahrtunterbrecjung nicht verlängert werden ($ 10, Al. 8). 

Ueber Beiörderung von Kindern unter 10 Jahren wurden auf der General: 
verjammlung des Deutjchen Eifenbahnvereind in Baden-Baden, vom 2. Auguft 1880 
einheitliche Beitimmungen im Vereinsgebiet beichlofjen. (Kinder bis zu 3 Jahren 
frei, von 3—10 Jahren 50 Prozent Ermäßigung.) 

Jeder Paflagier iſt verpflichtet, das Billet vom Beginn der Fahrt an bis zum 
Endpunkte derjelben bei ſich zu behalten und vorzuzeigen. Wird er ohne dafjelbe 
betroffen, jo hat er für die von ihm zurüdgelegte Strede, oder warın die Zugangs- 
ftation nicht jofort unzweifelhaft nachgewiefen werden kann, für die vom Zug zurüd- 
gelegte Strede das Doppelte des gewöhnlichen Fahrpreiſes, in minimo 6 Marf, als 
Konventionalftrafe für feine Unachtjamkeit zu zahlen, ohne Rüdficht ob er jchon ein 
Billet gelöft Hatte oder nicht; eine Rüdforderung des doppelt gezahlten Fahrgelds 
findet nicht ftatt, wenn der Neifende etwa das uriprünglich gelöſte Billet verloren 
Hatte und wiederauffindet (Koch, Deutjchlands Eifenbahnen, II. ©. 158). 

Bor der Abjahrt eines Zuges kann eine Konventionalftrafe nicht erhoben werden. 

Nach) dem Bahnpolizeireglement kann das Fahren ohne Billet mit Geld bis 
zu 30 Mark polizeilich beftraft werden und wenn der billetloje Paffagier bei dem 
Zugsperſonal den Irrthum hervorrufen wollte, ala habe er ein Billet gelöft, jo ift 
der Thatbeftand des Betrugs gegeben ($ 263 des RStrafGB.). 

Verſäumniß der Abjahrtszeit begründet von Seite der Eifenbahn feinen An— 
fpruch auf Nüderftattung des Fahrgeldes oder Entichädigung, nur wenn der Zug 
vor der jahrplanmäßigen Abjahrtäzeit die Station verläßt, ift ein Entſchädigungs— 
anfipruch begründet, weil das Publikum ein Recht auf Einhaltung der Abjahrtszeit 
Hat. Erſteren Falla kann der ſäumige Paflagier am nämlichen oder nachfolgenden 
Zage mit einem Zuge gleicher Gattung jein Billet benußen, wenn er jofort die 
Gültigkeitsdauer des Billets durch den Stationsvorftand verlängern läßt. 

Das Zugsperſonal ift verpflichtet, bei Ankunft auf jeder Station den Namen 
derielben auszurufen und die Thüren derjenigen Wagen, in welchen fich Reifende 
jener Station befinden, zu öffnen. Wenn daher ein Paflagier fein Reifeziel über- 
fährt, weil der Schaffner den Namen der Station gar nicht oder umrichtig aus— 
gerufen bat, oder weil die Wagenthüre nicht geöffnet wurde, jo ijt ein Ent— 
fchädigungsanjpruch gegen die Bahn begründet. 

Die Nichteinhaltung der durch den Fahrplan veröffentlichten Fahrzeit der Züge 
giebt fein Recht auf Schadenserjag zu Klagen, wenn auch die Beripätung eine 
von 2 Eijenbahn verjchuldete ift (3. B. veripätetes Eintreffen zu einem Gerichts- 
termin 
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Wird ein Anichluß durch Zugsverſpätung verfäumt, ohne daß höhere Gewalt 
die Urfache der letzteren war, und der Reiſende weift nach, daß er im Beſitze 
direkter Fahrkarte war und mit dem nächiten Zuge wieder zur Abgangsjtation 
zurüdgefehrt ift, jo wird ihm der Preis für Hin- und Rückreiſe erftattet, wenn er 
feinen Anſpruch ſofort nad) Ankunft des verfpäteten Zuges beim Stationsvorfteher 
anmeldet. 

b) Beförderung von Reijegepäd. Der Gepädtransport fällt rechtlich 
unter den Begriff des Trachtvertrags und das Deutiche HGB., infoweit nicht das 
Bedürfniß des Neifeverfehrs geboten hat, befondere Beitimmungen bezüglich der 
Gingehung des Trrachtvertrags beim Reiſegepäck im Betriebsreglement aufzuftellen. 
Neben diefen befonderen Beitimmungen gelten daher für den Gepädtransport aud) 
die Beitimmungen über den Güterverkehr (Abichnitt III.), jomweit beide vereinbart 
find. Der Umftand, daß nicht jelten der Preis für den Gepädtranäport in dem 
Preis für den Transport der Perfon inbegriffen ift, ändert nicht an der juriftifchen 
Qualifitation des Rechtsverhältniſſes. Der Gepädtransport ift Acceſſorium des 
Perfonentransports, weshalb im Betriebsreglement die Beftimmungen über die 
Gepädbeförderung unmittelbar Hinter den Beitimmungen über den Perjonentransport 
eingereiht find. 

Als Reifegepäd muß von den Eifenbahnen angenommen werden, was ein Reifender 
zu feinem und feiner Angehörigen Bebürfniß gebraucht, ausnahmsweiſe werden auch 
faufmännische Waarenballots, Kiſten zc. zugelaffen. 

Steuerbare Getränke, feuergefährliche und erplodirende Gegenftände, endlich 
lebende Thiere find von der Beförderung als Reifegepäd ausgefchlofjen, theils weil 
die Zeit zur fteneramtlichen Abfertigung fehlt, theils aus Sicherheitsgründen. 

Die Obforge für ordnungsgemäße Verpackung ift Sache des Aufgeberd. Wird 
jedoch Gepäd, deſſen Verpackung erfichtlich mangelhaft ift, unbeanftandet von der 
Eiſenbahn angenommen, jo wird jtillfchweigende Billigung der mangelhaften Ver— 
padung angenommen und iſt die Eiſenbahn eventuell jchadenserfahpflichtig. Der 
Gepäckaufgeber ift verpflichtet, ältere Poſt- oder Eifenbahnzeichen von dem Gepäd 
zu entfernen. Berichleppungen, welche aus der Belafiung jolcher Zeichen hervor- 
gehen, bat die Eifenbahn nicht zu vertreten. Das Gepäd ift 15 Minuten vor 
Zugsabgang aufzuliefern. Wird Später aufgegebenes Gepäd wegen Mangel an Zeit 
unerpedirt mitgenommen, jo wird es bis zum Zeitpunfte der Nacherpedition nicht 
als zum Transport aufgegeben betrachtet und die Gifenbahn haftet nur dann für 
Verluſt und Beichädigung (nicht Lieferfriftüberichreitung), wenn ein mit dem Schaden 
zufammenhängendes Verſchulden der Eifenbahn oder ihrer Leute nachgewieſen wird. 
Solchem unerpedirten Gepäd ($ 29) fteht das Handgepäd gleich, das unentgeltlich 
in den Perfonenwagen mitgenommen werden darf. In beiden Fällen wird an— 
genommen, daß die Beförderung folchen Gepädes Ausfluß des Paffagiervertrags ift, 
weshalb die Eifenbahn in Verluſt- und Beichädigungsfällen nur zu haften Hat, 
wenn Verſchulden ihrerfeits oder ihrer Leute vorliegt, was vom Gepädaufigeber nach- 
zuweilen iſt. Dieſe Haftung kann fie vertragsmäßig weder bejeitigen, noch be= 
ichränfen (v. Hahn, II. 541). 

Die custodia über das Handgepäd hat nach dem Betriebsreglement der 
Reifende jelbit; ift daher Verluſt oder Beichädiguug auf einen Mangel von custodia 
zurüdzuführen, jo ift dies niemals dem Eifenbahnperjonal zuzurechnen. 

Der Gepädaufgeber erhält einen Gepädichein ala Dokument über die von der 
Gifenbahn übernommene Verpflichtung. Deffen Inhaber ift ausschließlich zur Rüde 
nahme des Gepäds legitimirt; wenn erhebliche Verdachtögründe zur Verweigerung 
der Aushändigung an den Inhaber vorliegen, kann diejelbe verweigert werden. Die 
Rüdgabe des Scheins emtbindet die Bahn von jeder Verantwortlichkeit, es ſei denn, 
daß Berluft — partieller — oder Beichädigung bei der Ablieferung äußerlich nicht 
erfennbar waren, in welchem Fall nachträgliche Neflamation zuläffig it. 
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Das Recht, die Aushändigung des Gepäds zu verlangen, und die Verpflichtung, 
dad Gepäd auszuhändigen, beginnen mit der Ankunft desjenigen Zuges, zu welchem 
dad Gepäd aufgegeben wurde, auf der Beitimmungsftation, mit diefem Zeitpunkt 
beginnt die etwaige Verſäumniß der Lieferfrift, wenn auch diefer Zug verfpätet 
angefommen ift, weil bei verjpäteter Abfahrt oder Ankunft der Züge von 
Paflagieren weder für ihre Perfon, noch für Reiſegepäck Schadenserſatz geordert 
werden fan. 

Für den Berluft und Beichädigung von Reifegepäd, welches ordnungsmäßig zum 
Transport aufgegeben ift, haftet die Eifenbahn im Allgemeinen nach den Beitimmungen 
des Abjchnittes III. für Güter, foweit folche auf die Beförderung vom Reifegepäd 
anwendbar find und mit folgenden Mobdifitationen: a) In Ermangelung einer Werth- 
deflaration (Berficherung gegen ungenügende Entſchädigungsſumme durch Zahlung 
höherer Fracht, als Frrachtzufchlag, Prämie) ift der wirkliche Schaden (damnum 
emergens) jedoch in maximo mit 12 Mark pro Kilogramm nach Abzug des Gewichts 
des umverficherten Inhalts bei bloßer Beichädigung eines Gepäcksſtücks zu erſetzen. 
b) Im Fall einer Werthdeflaration, welche von der Aufgabejtation im Gepäckſchein 
eingefchrieben jein muß, ift der vom Gepädaufgeber nachzumeifende gemeine Handels— 
werth bis zur Höhe der deflarirten Summe zu erſetzen. c) Die Eiſenbahn ift von 
jeder BVerantwortlichkeit und Wechenichaftsablegung für den Berluft (nicht Be- 
ichädigung) von Weifegepäd frei, wenn es nicht binnen acht Tagen nach Ankunft 
des Zugs, zu welchem es aufgegeben ift, auf der Beitimmungaftation abgefordert 
wird. Diefe Beichränkung der Haftpflicht verpflichtet den Gepädintereffenten, eine 
Reklamation zeitig geltend zu machen, damit deroutirte Gepäckſtücke verfolgt werben 
fönnen. Die Abforderung des Gepädes binnen acht Tagen bildet die Vorausſetzung 
der Geltendmachung des Anſpruchs auf Entſchädigung, wenn das Gepäd verloren ift, 
nicht aber die Bedingung der Entjtehung dieſes Anſpruchs. Die Abjorderung unter- 
bricht den Lauf der achttägigen Frift. 

Iſt das Gut nach Ablauf diefer Friſt noch vorhanden, jo ift der Anspruch auf 
Herausgabe auch nach der achttägigen Friſt noch begründet. Die Berechnung der 
Lieferfrift beim Reiſegepäck erfolgt nicht wie beim Güterverkehr nach KHalendertagen 
von Mitternacht zu Mitternacht, jondern die Lieferfrift endet mit der faktichen, wenn 
auch verfpäteten Ankunft des Zuges, zu welchem das Gepäd aufgegeben wurde; von 
diefem Moment ab wird der Tag zu 24 Stunden berechnet. Bis zum Ablauf von 
drei Tagen nach Ankunft des Zuges haftet die Bahn wegen Weberjchreitung der 
Lieferfriſt. Nach Ablauf von dreimal 24 Stunden wird dad Gepäd ala verloren 
betrachtet, und die Eifenbahn ift nicht mehr rüdgabeberechtigt, jondern nur rückgabe— 
pflichtig. Für Verſäumniß der Lieferfrift wird Erſatz geleiftet in der Höhe von 
0,20 Mark für jedes Kilogramm des ausgebliebenen Gepäds und jeden angefangenen 
Tag der Verſäumniß (in maximo drei Tage, da von da an Berluft angenommen 
wird). 

Im Falle einer Lieferungsfriftintereffe-Deflaration, welche eine halbe Stunde 
vor Abgang des betreffenden Zugs erfolgen und im Gepädfchein von der Aufgabe- 
ftation vermerkt fein muß, wird derjenige Betrag erjeßt, welcher ala Schaden inner- 
halb des deflarirten Betrags nachgewiejen werden fann. 

Beweiſt die Eifenbahn, daß fie die Berfpätung durch Anwendung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Frachtführers nicht habe abwenden können, jo ift fie von der Saf- 
tung für den Schaden, welcher durch Berfäumniß der Ligferfrift entitanden ift, frei, 
weil man annahm, daß es jchwieriger jei, eine Verzögerung der Reife zu vermeiden, 
ala DVerluft oder Beichädigung. , 

Der zollamtlichen Revifion des Reifegepäds haben die Reifenden ſtets perfünlich 
anzumwohnen und alle Deroutirungen oder Veripätungen aus der Nichtbeachtung dieſer 
Beitimmung jelbit zu vertreten. 
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Der Transport von und nach dem Gepäderpeditionslofal ift Sache der 
Reijenden; bedient fich das Publikum zu diefem Zwede der an größeren Stationen 
aufgeitellten Gepädträger (Kofferträger), jo thut es dies auf eigene Haft und Gefahr. 
$ 63 findet feine Anwendung, auch wenn die letzteren Bahnbedienjtete find, weil 
derjelbe nur vom Transport mitteld der Eifenbahn Handelt. Doch muß ein Tarif 
von der Eijenbahn angeichlagen fein zum Schuß gegen Uebervortheilung des Publikums. 
Wird dem Eifenbahnperjonal — Portier ꝛc. — Reifegepäd zur Aufbewahrung über: 
geben, jo haftet hierfür die Eifenbahn gleichfalls nicht. Dieſe Einrichtung, welche auf 
größeren Stationen obligatorifch ift, ift lediglich zur Bequemlichkeit des Publikums 
geichaffen. Alle von Paflagieren in den Wagen oder im örtlichen Bezirk der Bahn 
verwaltung (d. i. Wartejäle, Reftaurationen, Perrons, Aborte, Geleijeanlagen ıc.) 
zurückgelaſſenen Gegenftände werden, wenn fie vom Eifenbahnperjonal gefunden und 
an die Eifenbahnverwaltung abgeliefert wurden, drei Monate aufbewahrt. Unter 
liegen fie dem jchnellen Berderben, jo werden fie veräußert, und der Erlös drei Monate 
lang zur Dispofition des Berechtigten gehalten. Dieſes Verfahren müfjen die ver- 
lierenden Eigenthümer (Paflagiere) anerkennen, weil fie fich dem Bahnreglement durch 
Löfung des Billets, bzw. Benutzung der Fahrt unterworfen haben. Finden dritte 
Perjonen im örtlichen Bezirke der Bahnverwaltung Gegenftände, jo unterliegen die— 
jelben der in den einfchlägigen Gejeßen des Fundortes vorgezeichneten Behandlung. 

c) Leichen. Die Beförderung von „Leichen“ hat man noch ala eine Art der 
Perjonenbeförderung betrachtet und Hat die Aufgabe, wie die Auslieferung bei den= 
jelben, gleichwie beim NReijegepäd zu erfolgen. Auch die Beförderung erfolgt mit den 
Perjonenzügen. Einzelne jpezielle Transportbedingungen find die vorgängige Ans 
meldung des Transports, luftdichter Verſchluß im Sarge mit hölzerner Kifte, Bei— 
gabe eines Begleiters, eines Leichenpafjes, Borauszahlung der Taren und Abholung 
der Leichen innerhalb jechs Stunden nach Ankunft am Beitimmungsorte. 

Zu Abſchnitt II. lit. c, d und e find bereits einheitliche Zuſatzbeſtimmungen über 
die Abfertigung und Tarifvorjchriften im Deutjchen Reich jeit 1. März 1880 publizirt. 

d) Equipagen und andere Fahrzeuge. In Folge der erwähnten ein- 
heitlichen Zuſatzbeſtimmungen befteht nun auch ein einheitlicher Abfertigungsmodus 
in ganz Deutichland für „Fahrzeuge“. Nach demfelben iſt zu unterjcheiden 
zwiſchen Gquipagen und anderen nicht auf eigenen Rädern laufenden unbeladenen 
Fahrzeugen einerfeits und den auf eigenen Rädern laufenden Fahrzeugen (Lokomotiven, 
Tendern und anderen Eiſenbahnfahrzeugen). Letztere find bei den Gütererpeditionen, 
eritere mittel Beförderungsſcheins bei der Gepäderpedition aufzugeben. Lolomotiven 
und Tender werden nach dem Gewicht tarifirt, bei den übrigen Eifenbahnfahrzeugen 
wird eine beitimmte Stredentare per Kilometer und verwendeten Eifenbahnwagen er— 
hoben. Reiſende dürfen während der Fahrt nicht in den „Fahrzeugen“ bleiben, um 
einer Umgehung der Beitimmungen über Perfonenbeförderung vorzubeugen und die 
Öffentliche Sicherheit nicht zu gefährden. Die Aufgabe muß eine Stunde vor Zugs— 
abgang ftattfinden. 

e) Beförderung von Thieren. Die 88 40—45 des Bahnreglements 
beitimmen, unter welchen Bedingungen lebende Thiere zur Beförderung auf den 
Gifenbahnen angenommen werden und in welchem Umfang die leteren Schaden zu 
präjtiren haben. Im Allgemeinen richtet fich die Haftpflicht nach den in Abjchnitt 
III. für den Güterverkehr enthaltenen Vertragsbedingungen, joweit diefe anwendbar 
find. Letzteren gegenüber treten jedoch beim Viehtransport nach drei Seiten hin 
Beichränkungen ein: 1) DA die Thiere durch den Verfender jelbjt aufe und durch den 
Empfänger abgeladen werden müfjen, jo fällt die Haftung für den Schaden hinweg, 
welcher aus der mit dem Auf- und Abladen oder mit mangelhafter Ber- 
ladung verbundenen Gejahr entjtanden ift. 2) Haftet die Bahn nicht für den 
Schaden, welcher aus der mit dem Transport für diefelben verbundenen be= 
fonderen Gefahr (Entipringen, Fallen, Stoßen, Erſticken) verbunden ift. 3) Haftet 
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die Bahn nicht für den Schaden, welcher aus der Gefahr entjtanden ift, deren Ab— 
wendung durch die vorgejchriebene Begleitung bezwedt wird, 3. B. Mangel an 
Wartung, Fütterung, Tränkung. 

Abjchnitt III. Beförderung von Gütern. Die Deutjchen und Defter- 
reich-Ungarifchen bzw. Bereinsbahnen transportiren „ Güter” von und nad) allen 
für den Güterverkehr eingerichteten Stationen fämmtlicher Vereinsbahnen auf Grund 
eines Frachtbriefs, jo daß jämmtliche Eifenbahnen dem Publikum gegenüber mur 
als unter einer Verwaltung ftehend erfcheinen und auf den Webergangäftationen 
das Eifenbahnperional die Mebergabe an die anjchließende Bahn beforgt. 

Bezüglich der Annahme der Güter zum Transport eriftiren von der den 
Eijenbahnen als öffentlichen Anstalten durch daa HGB. auferlegten Tranaportpflicht 
die gleichen Ausnahmen wie bei Zurüdweifung des Transports, nämlich: 
1) wenn außergewöhnliche Hinderniſſe (Betriebsjtörung), 2) wenn höhere Gewalt 
entgegenstehen, 3) bei Inſuffizienz der Transportmittel ($ 6). In diejen drei Fällen 
fönnen die Eifenbahnen, um Aufftauungen der Güter zu vermeiden, auch die Ein- 
magazinirung zum jpäteren Transport jo lange verweigern, bis der Hinderungsgrund 
wegfällt ($ 55), fie müſſen aber die Güter „zur vorläufigen Lagerung“ annehmen, 
wenn Räumlichkeiten disponibel find; jedoch haften die Eifenbahnen dann nur ala 
Verwahrer bis zu dem Zeitpunkt, in welchem die Verladung möglich iſt, indem von 
da an erſt die Annahme des Guts zum „Transporte“ als geſchehen und der 
Hrachtvertrag erſt durch Aufdrüden des Erbeditionsſtempels auf den Frachtbrief als 
abgeſchloſſen gilt. 

Die Eiſenbahnen können aber die Annahme von Gütern auch verweigern: 
4) wenn die Güter „am ſich“ ſich nicht eignen, z. B. kranke Thiere ($ 40), der 
Selbftentzündung unterworfene Gegenftände ($ 48); 5) wenn fie „vermöge ihrer 
Verpackung“ zum Transport nicht geeignet find ($ 47). Was die Verpadung 
anlangt, jo ift durch Art. 422 des HGB. den Reglements verbindliche Kraft bei— 
gelegt. Den dieje erlaffenden Adminiftrativbehörden ift aljo Freiheit gelaffen, Vor— 
Ichriften über die Beichaffenheit der Verpackung im Allgemeinen oder für einzelne 
Arten von Gütern zu erlaffen. Demgemäß ermächtigt $ 47 die Eifenbahnen, gar 
nicht oder nicht ordnungsmäßig verpadtes Gut, wern die Natur deffelben eine Ver— 
packung zum Schuß gegen Berluft der Beichädigung auf dem Transport erfordert, 
nur dann zu befördern, wenn der Abſender das Fehlen oder die Mängel der Ver— 
packung auf dem Frachtbrief anerkennt und außerdem hierüber noch ein Revers— 
formular ausfüllt. Unbeanftandete Annahme eines äußerlich mangelhaft verpadten 
Guts macht die Eifenbahnen erfagpflichtig. 

Perfektion des Frahtvertrags. Der Frachtvertrag ift abgeichloffen, jobald 
dag Gut mit dem Frachtbrief zur Beiörderung — nicht zur Einlagerung — an— 
genommen ift; denn die Eifenbahnen haften nach Art. 395 des HGB. von der 
„Empfangnahbme“ des Guts zur Beförderung an und können, da Art. 395 1. e. 
Prohibitivbeitimmung ift, die Dauer diefer Haftung durch Reglements nicht ein= 
ichränfen. Unter diefer „Empfangnahme“ ift derjenige Akt zu verftehen, durch welchen 
die Eifenbahn bekundet, daß fie die Offerte des Abjenders zur Eingehung des Fracht: 
vertrags nach FFrachtbrief und Frachtgut reglementmäßig erachte und den Transport 
übernehme, 

Während das HGB, weder die Ausſtellung eines Frachtbriefes noch die Auf- 
drüdung des Erpebitionäftempels (derjelbe enthält nur Name der Station, Monat 
und Tag der Uebernahme) für den rechtsverbindlichen Abichluß eines Frachtvertrags 
fordert, war es im Eifenbahnfrachtverfehr mit Rückſicht auf die zu gleicher Zeit und 
an verfchiedenen Pläßen ftattfindende Maflenauflieferung geboten, den Zeitpunkt, in 
welchem die Auflieferung, bzw. Verladung des in demjelben Frachtbrief deflarirten 
Guts vollftändig geichehen ift und von welchem an der frachtvertrag rechtliche 
Wirkſamkeit haben joll, in einer Jedermann leicht fichtbaren Weile zu firiren und, 
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abweichend von dem Abjchluß des gewöhnlichen Frachtvertrags, im Neglement jpeziell 
auszusprechen, wie die Uebergabe jtattfinden muß und wodurd die „Empfang: 
nahme“, d. i. die Erklärung der Annahme der Frachtvertragsofferte des Abjenders, 
fonftatirt wird. Die Aufdrüdung des Expeditionsſtempels joll übrigens das regel: 
mäßige, nicht das ausſchließliche Zeichen des eingetretenen Konſenſes bilden, 
und es hängt von den fonfreten Umjtänden ab, ob, falle die Aufdrüdung des 
Expeditionsſtempels unterblieben ift, die Ihatjache des eingetretenen Konſenſes, bzw, 
erfolgten Bertragsabichluffes auf andere Weife eriwiejen werden kann. 

Die Beidrüdung des Stempeld der Aufgabeitation hat die Vermuthung für 
fih, daß fie 1) von den dazu fompetenten Beamten, 2) erft nach vollitändiger 
Auslieferung des im Frachtbrief deflarirten Gutes erfolgte. Diefe Firirung des 
Moments des Beginnd der Berantwortlichkeit ift jowol in Bezug auf Berechnung 
der Lieferfrift (diefelbe beginnt mit der auf den Tag des Vertragsabichluffes folgenden 
Mitternacht) ala in Bezug auf den Beginn der Haftpflicht der Eifenbahn nach $ 64, 
Abi. 1 von wejentlicher Bedeutung. Läßt die Eifenbahn die Güter durch eigene 
Rollfuhrleute von den Abjendern abholen, jo ift jchon mit der Uebergabe an diele 
der Frachtvertrag abgeichlofien. 

Frachtbriefe. Das Betrieböreglement enthält als Beilage das Trrachtbrier 

muster, welches jeder Sendung beigegeben jein muß. In diefem erffärt der Ber 
fender, daß er ich den Beltimmungen des Betrieböreglements und der Tarife umter 
werje, welche für die betreffende Sendung zur Anwendung fommen. 
Hierdurch, jowie durch das Gebot, daß der Frachtbrief andere Erklärungen und 
Vereinbarungen als fie das HGB. oder das Betriebsreglement zuläßt, wicht enthalten 
darf, iſt im öffentlichen Intereffe ein jogenannter Normaliradhtvertrag ge 
ichaffen, den jeder Berjender eingehen muß. Ebenſo find über Form und Inhalt 
des Frachtbriefes bindende Vorſchriften durch das Betrieböreglement exlaffen; er 
muß die Unterichrift des Abſenders oder eine gedrudte, bzw. gejtempelte Zeichnung 
jeines Namens, jowie die deutliche und genaue Bezeichnung des Empfängers und 
des Beitimmungsortes, und, wenn nach legterem verjchiedene Wege führen, die An— 
gabe des Transportiveges enthalten. Auch die zur zolle und fteneramtlichen Be 
handlung beigefügten Begleitpapiere find darin zu verzeichnen. 

Der Frachtbrief ijt nicht das einzige und außfchließliche Beweismittel für den 
Frachtvertrag. Auch ift Gegenbeweis gegen den Inhalt deifelben zuläffig. Bei 
Gütern, deren Auf und Abladen nach Beitimmung des Neglements, des Zarite 
oder befonderer Vereinbarung mit dem Abjender, von diefem oder dem Empfänger 
bejorgt wird, macht die Angabe des Gewichts oder der Menge de8 Gutes in dem 
Frachtbriefe feinen Beweis gegen die Eiſenbahn, jofern nicht die Verwiegung der 
MWagenladung oder der Güter, welche diejelbe bilden, erfolgt, und die Stückzahl oder 
das Gewicht, Leßteres durch den Wägejtempel von der Abgangäftation auf dem 
Frachtbriefe beicheinigt ift. Die Eifenbahn hat bei der Annahme des Frachtbriefes 
die Einträge in demjelben zu prüfen und erfennt die Angaben — ausnahmlich des 
Gewichts und der Menge im Falle der Selbjtverladung — mit der Abftempelung 
des Trachtbriefes ala richtig und bindend an. Ginjeitige Abänderungen der 
Hrachtbriefangaben nach der Annahme und Abjtempelung find unzuläfſig und ohne 
Wirkung auf die Verpflichtungen des andern Theild. Der Beweiskraft des ab- 
— Frachtbriefs ſteht die Haftung des Abſenders für die Nichtigkeit deſſelben 
gegenüber. 

Der Abjender ift zur richtigen Bezeichnung des Inhalts und des Gewichts 
der Eiſenbahn verpflichtet und haftet für den daraus entjtehenden Schaden und für 
eine Konventionaljtrafe. Dieje verfällt bei faljcher Angabe ohne Rüdjicht auf 
eine Schuld des Abjenders, welchem eine pofitive Verpflichtung bezüglich der 
Richtigkeit der Angabe gemacht ift, und ift aljo lediglich an die Thatjache der 
Nichterfüllung der geftellten Vertragsbedingung geknüpft. 
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Auch bei Stüdgut ift Erhebung der Konventionalftrafe, obwol die Gewichts- 
fontrole obligatorijch ift, wegen unrichtiger Angabe des Gewichts zuläffig, da 
die Zuficherung der amtlichen Feititellung des Gewichts behufß der richtigen Fracht: 
berehnung und der eventuellen Firirung der Entichädigungsjumme die Bedingung, 
das Gewicht richtig anzugeben, und die Berechtigung, im alle der Nichterfüllung 
diefer Bedingung Konventionaljtrafe zu verlangen, nicht befeitigt. 

Der Abjender muß die Route vorjchreiben, über welche das Gut geleitet werden 
joll, wenn es verſchiedene Routen vom Abjendungs= bis zum Beitimmungsort 
giebt. Die Bahn ift alsdann an dieſe Vorſchrift gebunden. ft der Transportweg 
nicht vorgefchrieben, jo wird angenommen, daß er es der beſſer informirten Verſandt— 
erpedition überläßt und muß die Verfandterpedition denjenigen Weg wählen, der 
ihr im Interejie des Abſenders am zwedmäßigjten erjcheint. 

Die Wahl der Route erfolgt auf Gefahr des Abjenders, d. h. die Bahn über: 
nimmt nur für die unrichtige Wahl (Mehrfracht, nothiwendige Verzögerung gegenüber 
der fürzeren Route) feine Verantwortung; für den Transport auf der von ihr 
gewählten Route haftet fie jelbjtverjtändlich. Geht das Gut auf der gewählten Route 
dur vis major zu Grunde, jo haftet fie ebenfalls nicht. 

Die Bahn hat bei der Wahl der Injtradirungsroute nur gewöhnliche diligentia 
zu präftiren, joweit nicht ein direkter Tarifſatz der Aufgabeftation, welche fie jelbit- 
verftändlich alle kennen muß, anzuwenden iſt ($ 52, Abi. 1). Auf der vom Ab» 
jender vorgejchriebenen, wie auf der von der Abjendejtation gewählten Route iſt 
zunächit der publizirte direkte Tarif, eventuell, d. h. wenn ein direkter Tarif 
nicht publizirt ift, der zufammenzufegende gebrochene Tarif anzuwenden. Deshalb 
it Grundjaß, daß jede Sendung, wenn die Beitimmungsitation feine VBerbanditation 
it, auf Die nächft vorgelegene Verbandsſtation zu fartiren ift, joweit 
nicht fvezielle Ausnahmen — 3. B. Uebergangsftation — gemacht find. 

30ll- und Steuervorjchriiten. Dem Abſender allein liegt die Ver— 
bindlichkeit ob, die Bahn zur Erfüllung der zoll- und jteneramtlichen Obliegenheiten 
in den Stand zu jeßen („das Gut tranäportbereit zu machen”), da die Beichaffung 
der Papiere feine zum Transport gehörige Handlung, jondern ein ſelbſtändiges 
Nebengeichäft ift. Aus der Annahme des Guts zum Transport ohne Bollpapiere 
oder mit unzulänglichen Papieren und der Ausführung des Transports darf alſo 
fein Verzicht der Bahn auf Beichaffung der Papiere jeitens des Abſenders abgeleitet, 
jolde Annahme auch nicht als „Verſchulden“ der Bahn zugerechnet werben. 
Der Abjender ift trogdem für alle Strafen und Schäden haftbar, welche die Eijen- 
bahn wegen Unrichtigfeit oder Unzulänglichkeit der zur Zollabiertigung erforderlichen 
Vegleitpapiere treffen und ift der bei der Zollabfertigung ohne ihr Verjchulden ge— 
Ihädigten Bahn ftets haftbar, mag ihn ein Verfchulden treifen oder 
nit. — Fällt jedoch der Eiſenbahn jelbit ein Verjchulden zur Laft, jo Hat fie 
feinen Rüdgriff bezüglich der über fie verhängten Zollitrafe. 

Hat die Eijenbahn bei der Zollverwaltung eine unrichtige zoll- oder jteuer- 
amtliche Abfertigung auf Antrag des Verfenders oder ohne ſolchen veranlaßt, jo hat 
fie für alle Strafen und Schäden Regreß an den Abjender. Unkenntniß der Zoll: 
geiehe und Negulative, Irrthum eines Kontravenienten über Sinn und Tragweite 
einer zollfisfalifchen Strafbeftimmung, ebenſo der Mangel der Abficht, ihr zuwider 
zubandeln, jchließen die Strafbarkeit nicht aus (Entich. d. ROHG. Bd. XVII. 
©. 245). 

Berehnung und Zahlung der Fracht. Gritere erfolgt auf Grund 
der publizierten Tarife, in welchen die Preife für den Eiſenbahntransport von vorn= 
herein jejt normirt find. Mit Anwendung der betr. Tarife erflärt fich der Ver— 
iender bei Eingehung des Frachtvertrags durch Unterzeichnung des Normalfracht- 
briefeg einverftanden. In diejen Tarifen liegt der Frachtberechnung bei Stüdgut das 
Vruttogewicht, bei Wagenladungen die Tragfrait des Wagens, bei Vieh auch der 
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Saderaum defjelben zu Grunde. Bei Wagenladungen obliegt die Verladung dem 
Verſender. Die Ueberfchreitung der am Wagen vermerkten Tragjähigkeitäziffer iſt 
bis zur Höhe von 5 Prozent bei Wagen von 10000 kg Tragkraft zuläffig, andern 
falls wird Konventionaljtrafe im doppelten Betrag der für da® Uebergewicht zu er 
hebenden Tracht vom Verſender oder Empfänger erhoben. 

Die Aufgabe eines Guts erfolgt entweder „in Frankatur“ oder „in Leber: 
weifung“. Erſteren Falls hat der Abjender die Fracht jofort zu bezahlen, letzteren 
alles erhält die Eifenbahn vom Abjender den Auftrag, die Fracht vom Empfänger 
einzufaffiren. Es fteht jomit im Belieben des Abjenders, ob er das eine oder das 
andere thun will. Der Empfänger tritt durch Annahme des Frachtguts und Frradt: 
brief? in den Frachtvertrag ein und übernimmt die in dem letzteren ſtipulirte 
Zahlungspflicht der Eifenbahn gegenüber. Nimmt der Adreſſat das Gut nicht an, 
jo erwächit ihm auch feine Verpflichtung zu einer Frachtzahlung. Der Adrefiat kann 
fih aber jchon durch Annahme des Frachtbrieis allein zur Frachtzahlung obligiren. 
Auch eine Verfügung des Adreffaten, das Gut mit dem alten Fyrachtbrief weiter 
zu befördern, jchließt die Annahme des Guts und Frachtbrieis in fich und verpflichtet 
zur Zahlung der Fracht. 

Die Zahlung der Fracht hat zu erfolgen nach Maßgabe des im Frachtbrief in 
Bezug genommenen Bahnreglements, und nach dieſem jollen unrichtige Anwendungen 
des Tarifs oder fehler bei der Gebührenberechnung weder der Eifenbahn noch dem 
zur Zahlung Berpflichteten zum Nachtheil gereichen. 

Der auf dem Frachtbrief in der Nota ausgeworfene Betrag ift daher nicht 
maßgebend und find zu wenig erhobene Frachtbeträge von den Parteien nachzuzahlen, 
wie auch zu viel erhobene zurüdvergütet werden. 

Auh „Nachnahmen“ auf Güter find zuläffig und müſſen vom Empfänger 
bei Selbithaftung der Bahn im Unterlaffungsfalle eingezogen werden, jei es, daß es 
fih um Nachnahme bereits erwachjener Verſendungs- und Transportkoſten, oder um 
Nachnahme des Kaufpreifes handelt. Der Abjender kann vom Frachtvertrag zurüd- 
treten, wenn der Antritt oder die Fortſetzung der Reife durch Naturereignifie oder 
ſonſtige Zufälle zeitweilig verhindert wird. Die Eifenbahn hat fein Rücktrittsrecht, 
aber das Recht, das Gut beim Vorhandenſein einer Hülfsroute auf diefer feinem 
Beitimmungsort zuzuführen. 

Tritt der Abſender aus anderen als vorjtehend erwähnten Gründen zurüd, fo 
muß er der Eiſenbahn den bereits erwachjenen Aufwand erfehen; unterwegs kann 
der Rüdruf eines Guts außerdem nur mit Zuftimmung der Eifenbahn und gegen 
Zahlung eines Reugeldes erfolgen ($ 60). 

Ablieferung. Der „Transport“ eines Guts begreift nicht die Verpflichtung 
in fich, daſſelbe am Ablieferungsorte in die Wohnung des Empfängers zu jchaffen; 
die Eifenbahnen fönnen fich vielmehr im Reglement von der diesfallfigen, dem Fracht: 
führer im HGB. auferlegten Pflicht frei machen und das Gut dem Empfänger auf 
dem Bahnhof des Beitimmungsortes zur Verfügung jtellen. 

Der Abjender kann jedoch nachträglich einen anderen Empfänger, ald im 
Frachtbrief vereinbart, und auch einen anderen Beitimmungsort ſubſtituiren. 
Doch darf der Verſender nicht einjeitig die vereinbarte Transportjtrede verlängern, 
überhaupt den Umfang der Pflichten der GEifenbahn nicht ohne ihre Zujtimmung 
nachträglich erweitern. 

Im Berband der Deutichen Eifenbahnverwaltungen ift ala Regel die Annahme 
von Anweifungen, bei welchen die Beitimmungsftation verändert wird, unterjagt 
und nur bei Wagenladungsgütern ausnahmsweiſe gejtattet. 

Solche Anweiſungen müffen durch Vermittlung der Aufgabeitation erfolgen, da 
dieje > nur vergewiſſern fan, ob ein Brief, Telegramm zc. vom Abjender wirklich 
herrührt. 
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Die „Dispoſitionsbefugniß“ des Abjenders über das Gut erliſcht, ſo— 
bald das Gut am Beitimmungsort angelommen und der Frachtbrief übergeben ift, 
jerner wenn der Empfänger nach Ankunft des Guts am Ablieferungsorte Klage auf 
Ausantwortung von Frachtbrief oder Gut jtellt. In denjelben Momenten beginnt 
die ausfchließliche Dispoſitionsbefugniß de Empfängers. 

Die Eijenbahn ift verpflichtet, wenn fie das Gut am Beitimmungsort nicht 
telbit an die Behaufung führt, den Empfänger von der Ankunft deffelben durch 
Boten, Poſt ꝛc. zu benachrichtigen. 

Führt fie das Gut durch Rollfuhrunternegmer ſelbſt zu, jo iſt Apifirung nicht 
geboten. Es ijt Sache jedes Einzelnen, ob er Güter, die an ihn ankommen, jelbjt 
abholen oder fich der bahnſeitig aufgeftellten Rollfuhrunternehmer bedienen will. 
Nah dem Bahnreglement braucht die Eifenbahn nur gegen jofortige Bezahlung der 
Fracht und jonftigen auf dem Gut Haftenden Gebühren abzuliefern. 

Gleichwie Verzug in der Auflieferung der Güter die Verpflichtung des Abjenders 
nach fich zieht, Yagergeld oder Sonventionalftrafe für zu lange Inanjpruchnahme 
der Räumlichkeiten oder Wagen der Eifenbahn zu zahlen, ebenſo kann Verzug in 
der Abrührung, Abnahme oder Ausladung der Güter die Verpflichtung des Empfängers 
begründen, Lagergeld oder Konventionalftrafe zu zahlen. 

Für alle auf dem Frachtgut Haftenden Ansprüche, joweit fie durch den Fracht- 
vertrag begründet find, ferner für Zollgelder und andere Auslagen (excl. Nac)- 
nahmen nach Eingang) haftet das Frachtgut der Eifenbahn ala Pfand. 

Die Realifirung des Pfandrechts erfolgt, wenn die Eijenbahn noch im Befit 
des Piandobjektes ift, nach Art. 407 des HGB. dadurch, daß fie den Antrag auf 
Verkauf des Gutö bei dem kompetenten Gerichte (Art. 310 des HGB.) einreicht. 
Da die Eifenbahnen Vorauszahlung vor Ablieferung der Güter verlangen, kommen fie 
ielten in die Lage, von dem Piandrecht Gebrauch zu machen. 

Die Eifenbahnen haben als Kaufleute im Sinne des Art. 4 des HGB. unter 
den Borausfegungen der Art. 313 und 314 auch das kaufmänniſche Retentionsrecht 
und außerdem jelbftredend die ordentlichen Rechtsbehelie gegen ihren Schuldner. 

Ablieferungshindernijje. Wenn die Ab» oder Annahme des Guts 
vom Empfänger verweigert wird, wenn die Abgabe eines Guts überhaupt nicht 
thunlic; geworden und wenn Bahnhoflagernd aufgegebene Güter innerhalb der 
borgeichriebenen Frift nicht abgeholt werden, haben die Eijenbahnen die Wahl: 
a) entweder die Güter auf Gefahr und Koften der Verfender auf der betreffenden 
Station zu lagern — von da an haften fie mur ala Depofitare —, b) oder die 
Güter unter Nachnahme ihrer Koften und Auslagen in ein öffentliches Lagerhaus 
oder einem ihnen als bewährt befannten Spediteur zu übergeben — hiermit ift das 
Frachtgeſchäft für die Eifenbahn volljtändig erledigt —, oder c) das Gut außer- 
gerichtlich (muß nicht öffentlich fein) zu verkaufen. 

Letzteres jet jedoch noch weiter voraus, daß die Güter dem fchnellen Berderben 
ausgejegt find und zugleich mit dem Adreflaten der Abjender -die angebotene Zurüd- 
nahme verweigert, oder jalla der Empfänger die Annahme verweigert, oder nicht zu 
ermitteln ift, daß zugleich der Verſender nicht zu ermitteln: ift. 

Hat die Eijenbahn zwiſchen diefen ihr offenftehenden Wegen gewählt, jo darf 
fie nicht zum Nachtheil des Verſenders variiren (Entich. des ROHG. VIU. ©. 317). 

Haftpflicht der Eifenbahn. Hinfichtlic” der Ausführung des Transports 
auf der ganzen Strede ftehen mehrere Eifenbahnverwaltungen dem Ab- 
iender ala Korrealfchuldner gegenüber (Entich. des ROHG. XI. ©. 212). 

Die erite Eijenbahn -kontrahirt Namens ihrer Transportnachiolger und für 
Rechnung derjelben. Der Nüdgriff der Eifenbahnen untereinander ift in Ermange— 
lung gejeglicher Regelung nach den Beitimmungen des bürgerlichen Rechts über den 
Regreß der Korrealichuldner untereinander zu beurtheilen. 

v. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 22 
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Was die Haftpflicht der Eifenbahn für ihr Perfonal anlangt, To haftet fie 
qua Frachtführer (Art. 400 des HGB.): 

1) nur für jolches Perſonal, deſſen fie fich zur Ausführung des Transports 
bedient, das aljo mit der Expedition und Berörderung der Güter im wrjächlichen 
Zufammenhang ftehende Handlungen vorzunehmen hat; 

2) nur für jolche Handlungen und Unterlafjungen diejes Perſonals, welde 
dafjelbe in Ausübung feiner Dienftestunktionen begangen hat; und 

3) welche weder vor dem Abſchluß, noch nach Erfüllung des Frachtvertrages 
begangen wurden, ferner nicht für Mandatserzeffe diefes Perſonals. 

In allen diefen Ausnahmsfällen ift ihre Haftung nicht nach Art. 400 des HGB. 
jondern nach Art. 47 des HGB. zu bemeffen. Da die Eifenbahn einen Transport 
ald Ganzes (opus) übernimmt mit der Verpflichtung, rem salvam fore, jo haftet 
fie für den Schaden, welcher durch Verluſt oder Beichädigung des Guts vom Zeit: 
punkte des Abſchluſſes des Frachtvertrags bis zur Ablieferung entjtanden it, ohne 
Rückſicht, ob ihr ein Verfchulden zur Lat fällt (Art. 395 des HGB.) 

Nur in drei Fällen ift fie erfulpirt, wenn a) höhere Gewalt, b) natürliche 
Beichaffenheit des Guts, c) äußerlich nicht erfennbare Mängel der Berpadung die 
Urſache des Schadens find. Obwol Art. 395 1. c. eigenes Berichulden des Ab: 
ſenders, oder jeiner Leute als Errulpationtgrund nicht enthält, Hat die Eifenbahn 
jolches doch nicht zu vertreten. 

Zur Begründung der Einrede der „höheren Gewalt“ gehört ein Ereignik, 
„das unter den gegebenen Umftänden auch dur die äußerfte, 
diejen Umftänden angemejjene und vernünftiger Weiſe zu er: 
wartende Sorgfalt weder abzuwehren, noch in feinen ſchädlichen 
Folgen zu vermeiden war“ (Entſch. des ROHG. II ©. 259; VII. ©. 29, 
159). Wäre der durch „höhere Gewalt“ entitandene Schaden zwar zu vermeiden 
geweijen, aber nur durch außerordentliche ungewöhnlidhe Vorſichtsmaß— 
regeln, jo haftet die Gifenbahn nicht (Entich. des ROHG. XII. ©. 321). Die 
Gifenbahn Hat hiernach auch Für den bei der Abwejenheit jeglichen 
Verſchuldens vorliegenden einfahen Zufall einzuftehen, 3. B. jede 
mangelhafte Funktion der Betriebs- und Transportmittel; diefe müfjen bei jedem 
Transport jo beichaffen fein, daß fie das Gut nicht beichädigen. 

Berluft oder Beihädigung durch die natürliche Beichaffenheit des Guts muß 
nach Naturgefegen, 3. B. durch unvermeidliche rüttelnde Bewegung des Wagens, 
durch den Transport in offenen Wagen, bzw. die Ginflüfe der Witterung 
(Hitze, Kälte), alfo von innen heraus entitanden fein (innerer Verderb, Schwinden, 
gewöhnliche Leckage). 

Nachdem die ordentliche Verpadung Sache des Abjenders ift, gilt mangelhafte 
Verpackung ala eigenes Verſchulden defjelben oder feiner Leute. Iſt fie äußerlich 
fihtbar und die Eijenbahn nimmt das Gut doch an, jo wird darin ftillichweigende 
Billigung der Verpadung gefunden, welche ihre Haftung begründet. 

Abgabe des Frachtguts zur Zoll oder Steuerabfertigung auf der Beitimmungs- 
jtation gilt ala Ablieferung und macht die Eifenbahn Haftfrei. — Iſt dem Empfänger 
vier Wochen nach Ablauf der Lieferfrijt ein Gut nicht abgeliefert, jo kann er es als 
verloren betrachten und Erſatz für Verluft fordern. Die Eifenbahn iſt nach dieſer 
Friſt nicht mehr rüdgabeberechtigt, wol aber rüdgabepflichtig, wenn es wieder auf: 
gefunden und vom Empfänger verlangt wird. 

Unbeanjtandete Annahme eines Guts und Bezahlung der Fracht (jedoch nur 
fopulativ) gilt ala thatfächliche Billigung des Transports und macht die Eiſenbahn 
baftfrei; bei Frankoſendungen ift diefer Grundjag nicht anwendbar, weil die Fracht 
vorausbezahlt ift. Ebenſo dauert die Kontraktsklage gegen die Gifenbahn fort, wenn 
der Empfänger des Guts bei der Annahme deffelben und Zahlung der Fracht die 
Mängel defjelben äußerlich nicht wahrnehmen konnte, jo daß aljo auch eine ſtill— 
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ihweigende Genehmigung des Transportvertrags nicht zu präfumiren ift. In ſolchem 
Falle muß jedoch die Tyeititellung der Mängel ohne Verzug nach der Entdeckung 
nachgefucht, die Reklamation bei der Eijenbahn binnen vier Wochen fchriitlich 
angemeldet und nachgewielen werden, daß die Mängel in der Zeit, in welcher 
daa Gut im Gewahrfam der Eifenbahn war, entjtanden find. Grit dann ift 
actio nata. 

Für Anſprüche aus Verluft, Beihädigung und Verfpätung gegen 
die Gifenbahnen ift einjährige Verjährungsfriſt geichaffen, alle übrigen 
Forderungen verjähren nach landesgejeglichen Beitimmungen, 3. B. Nachzahlung zu 
wenig, Rückzahlung zu viel erhobener Fracht. 

Im Fall der Nihtablieferung beginnt die Verjährung mit dem Ablauf 
des Tages, an welchen das Gut hätte abgeliefert werden müffen, bei Beichädigung 
oder Verminderung, jowie verjpäteter Ablieferung mit dem Tag der Ablieferung. 

Ueber das Schidjal und den Verbleib eines nicht abgelieferten Guts haben die 
Eiſenbahnen die eingehenditen Recherchen anzuftellen und dem Publikum aftenmäßige 
Mittheilungen zu machen (Entich. des ROHG. XXI ©. 21). 

Die Haftpflicht der Eifenbahnen ift für folche Gefahren beſchränkt, welche 
nach den eigenthümlichen Einrichtungen derjelben in der Regel und vorausfichtlich 
ohne Schuld der Eijenbahnen eintreten ($ 67 des Bahnreglements), jo bei leichter 
Verlegbarfeit des Guts (außergewöhnlicher Ledage), beim Transport in offenen 
Wagen (Diebitahl, Witterungseinflüffe), bei Mängeln der Berpadung, in Anjehung 
derjenigen Güter, welche vom Abfender jelbft verladen und vom Empfänger jelbit 
entladen werden, endlich bei folchen Sachen (Fahrzeuge, lebende Thiere), in An— 
iehung deren verabredet ift, daß fie begleitet werden. In diejen fünf Fällen braucht 
die Gijenbahn Lediglich die Möglichkeit zu erweiſen, daß der Schaden in erfenn- 
barem Zufammenhang mit diefen Gefahren ſtehe; aladann tritt die Präfumtion ein, 
daß der Schaden wirklich aus diejen nicht zu vertretenden Gefahren entitanden tft, 
gegen welche Präfumtion dem Reklamanten der Gegenbeweis offen ſteht. 

Die Höhe der von den Eifenbahnen zu zahlenden Entichädigungsfumme bemißt 
ih in ihrem Geldwerthe (Erfaß in natura kann nicht gefordert werden): 

a) bei Verluft und Beichädigung nach dem gemeinen Handelswerth eines Guts 
gleicher Qualität am Ablieferungsorte, in Ermangelung eines jolchen nach dem 
Werth, um den man es am Ablieferungsorte gemeinhin kaufen kann. Es bleibt alſo 
dad individuelle Interefje, der Affektionswerth, fowie derentgangene 
Gewinn außer Anja und nur dad damnum emergens ijt die omnis causa, welche 
die Eifenbahn zu erjegen hat. In Ermangelung einer höheren Werthdeflaration be— 
trägt der gemeine Werth in maximo 60 Mark pro 50 kg Brutto (Normaljag), wenn 
auch der wirkliche Werth denjelben überfteigt. Im Fall einer gültigen Werth: 
deflaration auf dem Frachtbrief ift der deflarirte Betrag der Marimalgarantiebetrag. 

Die Höhe des Schadens innerhalb und bis zum Normaljah, beziehungs- 
weile zur deflarirten Summe hat der Entichädigungsberechtigte in jedem Falle 
zu erweifen. Im Fall einer Beichädigung von Gut wird von der entjtandenen Werth: 
minderung jene Quote vergütet, welche fich nach Verhältniß des von dem Bejchädigten 
nachjuweijenden Handels- bzw. gemeinen Werths des beichädigten Guts zu dem 
Normaljah von 1 Mark 20 Pi. pro kg (eventuell deflarirten Werths) herausitellt. 
Nur im Fall einer böslichen Handlungsweile der Eijenbahn oder ihrer Leute 
ceffiren alle Haftpflichtbeichränfungen und kann auch luerum cessans gefordert werden. 
Die Judilatur des ROHG. hat den Begriff „böslihe Handlungsweiſe“ 
dahin firirt, daß er den dolus im eminenten Sinne, außerdem auch den höchiten 
Grad der Nachläffigfeit, namentlich aber die luxuria umfaßt, jenen frevelhaften 
Muthwillen, der zwar die Beſchädigung nicht beabfichtigt, jich aber bei feinem 
Handeln der damit verbundenen Gefahr bewußt ift und dennod 
das Handeln nicht ändert. 

22* 
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b) Entihädigung bei Lieferfriftüberichreitung (38 69 und 70). Die publizirten 
Lieferfriften ($ 57 des Bahnreglements) find gewahrt, wenn innerhalb derielben das Gut 
dem Empfänger vor die Wohnung oder das Geichäftslofal zugeführt ift oder im Fall 
der bedungenen Selbitabholung, wenn Avifirung innerhalb der Lieferfrift erfolgt it. 

Für die Entjchädigung im Fall einer Lieferfriftüberichreitung gelten folgende 
Normen: 

1) Der Entichädigung Beanfpruchende hat den Nachweis des durch die Ber: 
ſpätung ihm erwachjenen Schadens zu liefern. 

2) Ohne Nachweis erhält er nur theilweiien Frachtnachlaß (*/, oder ",). 

3) Ohne Intereffedeflaration bildet die Hälfte, bzw. die ganze Fracht die 
Marimalentichädigung. 

4) Bei AIntereffedeflaration bildet die deflarirte Summe die Marimalgrenye 
der Entichädigung. 

Im Fall einer „böslihen Handlungsweije“ ceffiren wie bei a alle 
Haftpflichtbeichränfungen und bildet weder der Normaljag, noch die Werth- oder 
intereffedeflaration eine Grenze für die Höhe der Entjchädigung. 

Lit.: Eger, Deutiches Frachtrecht, 1879, Bd. J. I. — Ruckdeſchel, Kommentax zum 
BVetriebäreglement, 1880. — Wehrmann, Das Eifenbahntransportgeihäft, 1880. 
udbeidel. 

Negredienterbin. (Th. I. S. 853.) Das Deutjche Erbrecht hatte jchen 
im jpäteren Mittelalter die Töchter nicht mehr zu Gunften der Söhne von der 
Erbiolge in Stammgüter ausgefchloffen, und vom 16. Jahrh. an war in Deutid- 
land unter dem Einfluffe des Römijchen Rechts die Anficht zur allgemeinen Her: 
ichaft gelangt, daß das Erbrecht wenigſtens Hinfichtlich aller Allodialgüter über 
haupt einen Vorzug des Mannsftammes vor den Frauen nicht kenne. Da nun 
aber der Vorzug des Mannsftammes innerhalb der reichsftändischen Häufer zur Gr 
haltung des Familienglanzes nöthig jchien und deshalb überall da, wo er fich nicht 
herfömmlich behauptet hatte, wiederhergeitellt werden jollte, jo bediente man fi 
zum Zwecke der von dem Rechte nicht mehr geforderten Ausjchließung der Frauen 
eines beionderen Rechtsgeſchäftes: man veranlaßte nämlich die Töchter der 
Deutichen hochadligen und reichsritterichaftlichen Käufer, das ihnen zuftehende Erbrecht 
durch ausdrücdliche, meiſtens eidliche Erbverzichte entweder definitiv für fich und ihre 
ganze Deicendenz zu bejeitigen oder doch bis zum Grlöjchen des Mannsſtammes — 
bis auf den ledigen Anfall — zu fuspendiren. Starb hierauf die männliche Linie 
aus, jo war diejenige Frau, bzw. die Linie derjenigen Frau, welche bei der erit 
eingetretenen Konkurrenz mit einem männlichen Erben unter dem Vorbehalte des 
ledigen Anfalls auf ihr Erbrecht verzichtet hatte, jucceffionsberechtigt: die R. 

Nachdem aber aus dem im 14. Yahrh. zuerft Hervortretenden Bejtreben, die 
Stellung der hochadligen Käufer durch das Zufammenhalten der in ihrem Beſtihe 
befindlichen Güter zu fichern, eine bejondere durch Hausgeſetze und Obſervanzen fejt- 
gejtellte Succeffiongordnung hervorgegangen war, welche meiſtens die Primogenitur 
und jtet3 den Vorzug des Mannsſtammes anerkannte, konnte auch den Erbverzichten 
der Frauen umd den ihnen beigefügten Vorbehalten eine rechtliche Bedeutung regel- 
mäßig nicht mehr zugeiprochen werden, Hausgeſetze und Herkommen hatten bie 
Ausichließung der Frauen zum objektiven Rechtsjage erhoben: das Necht, auf welches 
fie Verzicht leifteten, ftand ihnen überhaupt nicht mehr zu; es war deshalb aud 
unmöglich, fich daflelbe für den Fall des Erlöſchens des Mannäftammes vor 
zubehalten. Vielmehr wurde der Verzicht der Hochadligen QTöchter, jeitdem dieſe 
rechtlich gezwungen waren, ihn zu leiiten, ein Scheingeichäft, welches den Inhalt 
eines an fich bereits vollfommen gültigen Rechtsſatzes in der Geftalt eines über 
lieferten, aber an fich vollkommen überflüffigen Rechtögeichäites wiederholte. Beim 
Ausgange der männlichen Xinie eines reichsitändischen Haufes fonnte daher nicht 
mehr die R. und ihre Deicendenz berufen werden; vielmehr gelangte, troß mehr: 
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fachen Widerſpruchs die richtige Meinung zu allgemeiner Herrſchaft, daß die Tochter, 
überhaupt die nächite Verwandte des letzten Agnaten, die jog. Erbtochter, vor allen 
Regredienterben juccediren müffe, weil der Eintritt der kognatiſchen Erbfolge jchlechthin 
nad der Nähe der Verwandtichaft mit dem Erblaffer zu beitimmen jei. 

So weit diefer — nur auf jehr alte Erbverzichte nicht immer anwendbare — 
Grundſatz die Succeffion in den Deutfchen regierenden Häufern betrifft, ift er 
überall da, wo überhaupt ein Swgceffionärecht der KHognaten nach dem Ausſterben 
des Mannäftammes anerkannt ift, in den Verfaſſungsurkunden ausdrüdlich janktionirt 
worden. 

Ouellen: Bayern: Berf.Urf. Zit. IL. $S 4, 5. — Sadien: Berf.irf. $ 7. — Württem- 
berg: Berf.Urt. $ 7. — „Sroih, Heflen: Verf.Urk. $ 5 Alin. 2. — Braunſchweig: Neue Land: 
ſchaftsordnun — Schwarzburg- Sondershauſen: Landesgrundgeſetz $ 13 
mn 2. — — Derf.ürt. $ 15. 

Bit.: Die zahlreichen älteren Schriften für umd wider die Erbfolge der Regredienterbin 
J. bei H. A. Zahariä, Deutjches —— u. Bundesrecht, 3. Aufl., Bd. J. ©. 375 Note 2. — 
Die jegt geltende — findet ſich ſowohl in den Lehrbüchern des Deutſchen Privatrechts — 

vgl.: v. Gerber, Syſtem des Deutſchen ag ie 11. Aufl. SS 82, 251 unb bei. $ 264. — 

ejeler, Syſt ie ir gemeinen Teutſchen Privatrechts, 2. Aufl. J he F — 

Hillebrand, Lehrbuch des heutigen gemeinen Deutſchen Privatr 2, „auf. . 774 

bie 776 u. U. — als aud) in denen des Deutichen Staatsrechts — u "ou Vadarid. 

a.a. DO, ©. 375— 377. — Zöpfl, Grundzüge bed gem. Deutichen Stantörechts, 5. Aufl., 

* S. Der — 6. Meyer, Lehrbuch des Deutjchen ae Sein. 1878, 
rockhaus. 


Regreß (Rüdgrisf) Heißt der Anſpruch auf Erſatz desjenigen Schadens, den 
Jemand ın der Verhandlung mit einem Dritten erlitten hat, jei es, daß diejer ala 
Gläubiger gegen ihn, ſei e&, daß er jelbit ala Gläubiger gegen den Dritten auf: 
getreten war. In den Quellen kommt der Ausdrud R. nur vereinzelt vor, 3. B. 
1. 34 pr. D. de eviet. 21, 2. Häufiger wird er Heutzutage gebraucht. Doch 
wendet man ihn weder auf alle Fälle an, auf welche er paßt, noch find die Gründe 
und Wirkungen des R. in allen Fällen diefelben, jo daß er fich ala einheitliches 
Rechtsinftitut darstellen Tieße. Vielmehr ift es nur möglich, die Hauptfälle, in denen 
man von R. zu fprechen pflegt, aufzuzählen. Dahin gehört: I. der R. des 
Bürgen, der vom Gläubiger in Anfpruch genommen worden ift. Da die Bürg- 
ihaft regelmäßig im Auftrage oder in Führung der Gejchäfte des Hauptichuldners 
übernommen wird, jo hat der Bürge daraus einen direkten R. gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner ($ 6 I. de fidej. 3, 20) (anders freilich bei Verbürgung in rem suam 
oder donandi animo, j. den Art. Bürgſchaft); und zwar erlangt er damit Erjah 
defien, was er zur Befriedigung des Gläubigers und Befreiung des Hauptichuldners 
geleiftet hat. Nur darf er dabei nicht durch Nachläffigkeit die Intereffen des Haupt- 
Ichuldners gejchädigt haben, 3. B. indem er die demjelben zuftehenden Einreden un— 
benußt ließ oder ihn durch Verſäumniß der Benachrichtigung zum zweiten Male zu 
leiften veranlaßte zc.: in welchen Fällen er vom Hauptſchuldner nur die Abtretung 
feiner Klage (condictio indebiti) gegen den Gläubiger fordern kann (1. 10 $$ 11, 
12; 1. 29 D. mand. 17, 1). Ausnahmsweiſe hat der Bürge gegen den Haupt— 
ſchuldner R.anfprüche, auch ohne ſelbſt geleiftet zu haben: nämlich wenn der Gläu— 
biger ihm die Schuld erlaffen hat, weil er ihm jchenfen wollte oder wenn ein 
Dritter für den Bürgen gezahlt hat ıc. (1. 10 $ 18; 1. 12 pr. $$ 1, 2 D. mand.). 
Abgeſehen von den bisher beiprochenen direkten Klagen hat aber der Bürge in allen 
Fällen auch noch indirefte Mittel des R. dadurch, daß er vom Gläubiger gegen 
Zahlung die Abtretung der diefem zuftehenden Rechte gegen den Hauptſchuldner er= 
zwingen kann (beneficium cedendarum actionum); 1. 36 D. de fidej. 46, 1; 
l. 95 $ 11 D. de solut. 46, 3; nov. 4 c. 1). Ja dieſe Rechtswohlthat it 
allmählich dahin erweitert worden, daß die Zahlung von Seiten des Bürgen im 
Zweitel ald Kauf der Hauptiorderung behandelt und dadurch auch ohne befondere 
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Geifton das KHlagerecht des befriedigten Gläubigers erworben wird. Arg. 1. 28 D. 
mand.; 1. 36 D. de fidejuss.; Arndts, Xehrb., $ 356 Anm. 2; Seuffert, 
Arch. VII. 313; Defterr. BGB. $ 1358; Preuß. Allg. ER. I 14 $$ 338 fi. 
Dawider freilich wegen 1. 76 D. de solut. Puchta, Pand., $ 405; Seufiert, 
Arh. XU. 117 u. a. m. MUebrigens verfteht fich, daß auch gegen die cedirte 
Klage der Hauptichuldner den Einwand behält, daß die Verbürgung in rem suam 
oder animo donandi eingegangen jei. Weber den R. des Bürgen, der den Gläubiger 
mit einer geringeren als der Schuldſumme abgefunden hat, vgl. neueſtens F. Keil, 
Zur Lehre von dem beneficium cedend. act., Jnaug. Diff., Halle 1880. Neben 
dem Hauptſchuldner ift dem Bürgen auch jein Mitbürge regreßpflichtig, zwar nicht 
regelmäßig als folcher ($ 4 I. de fidejuss.; 1. 39 D. de fidej.; 1. 11 C. eod. 
8, 40; Seuffert, Arch. XVII. 39), wol aber mittelbar, infofern der aus— 
geflagte Mitbürge von dem Gläubiger Abtretung jeiner Forderung erlangt hat (1. 17; 
1. 86; 1.41 $ 1 D. eod.; 1. 11 0. eit.), und zwar dann bis zu dem Betrage, 
den auch der Gläubiger von dem R.pflichtigen hätte einziehen können, abzüglich der 
auf den R.nehmer jelbft fallenden Quote (Seuffert, Arch. XVII. 144). Doch ift 
dabei bejtritten, ob der Bürge vom Gläubiger diefe Abtretung erzwingen kann oder 
nicht. Für die Verneinung ohne Grund Savigny, DOblig.Reht, I. ©. 273. 
Ueber alle dieje Fragen Girtanner, Bürgichaft, ©. 211 ff., 248 ff., 418 ff, 
533 ff. II. Der R. eine Geſammtſchuldners gegen die übrigen. Ein Korreal— 
ichuldner, der dem Gläubiger das Ganze geleiftet Hat, kann von den übrigen ver 
hältnigmäßigen Erſatz nur dann begehren, wenn das Rechtsverhältniß, welches ihrer 
Gejammtverpflichtung zu Grunde lag, einen jolchen Anſpruch gewährt, fonft nicht. 
Als Nechtsverhältniffe diejer Art laffen fich denken Sozietät, Auftrag, Geichäftd- 
führung und grundlofe Bereicherung, womit ſich denn von ſelbſt auch die R.Elagen 
beitimmen (l. 62 D. ad leg. Falc. 35, 2; 1. (2) $ 1 C. de duob. reis 8, 
39). Zugleich hat in jolchen Fällen der zahlende Korrealichuldner auch das bene- 
fiium cedendarum actionum dahin, daß der Gläubiger ihm jeine Klagen gegen die 
Mitichuldner abtrete (l. 47 D. loc. 19, 2; 1. 13 C. de loc. 4, 65; Seuffert, 
Arch. XX. 21; v. Vangerow, III. $ 573 Anm. 3 [S. 75)). Dagegen ift es um 
richtig, mit Savigny (Oblig.Redht, I. ©. 241—246) zu behaupten, daß das 
benef. ced. act. wie dem Bürgen, jo auch dem Korrealichuldner als jolchem zus 
fomme, und daß jogar eventuell auch ohne Geifion der zahlende correus gegen die 
übrigen eine actio utilis zum Ztwede des R. anftellen könne. Dies wird auch durch 
l. 65 D. de evict. 21, 2 nicht erwieſen und ijt gründlich widerlegt von 
v. Bangerow, a.a. D. Bei bloßen (nicht gemeinschaftlichen) Solidarfchulden findet 
umgekehrt ein R. regelmäßig ſtatt. Denn hier hebt der zahlende Schuldner mit 
feiner Obligation zufammen immer auch die jelbjtändige Verpflichtung der übrigen 
auf. Daher muß ihm entweder actio negotiorum gestorum contraria oder die Klage 
des Gläubiger frait ausdrüdlicher oder jtilljchweigender Geffion auf theilweiſen Eriaß 
gewährt werden. Nur wo die Solidarobligation durch Delift begründet war, fann 
vom Grwerbe eines R.anipruch® aus demjelben feine Rede jein (1. 1 SS 183, 14 D. 
de tut. et rat, distr. 27, 3; 1. 29 (30) D. de neg. gest. 3, 5; 1.2 C. de 
contr. jud. 5, 58; v. Bangerow, III. $ 573 Anm. 8 [S. 73]). Unter den neueren 
Gejebüchern, welche folidarifche und Korrealobligationen nicht untericheiden, hat das 
Preuß. den R. grundjäßlich anerfannt (Allg. IR. I. 5 $ 445), das Sächſ. dagegen 
($ 1036) außer im Falle emer Gemeinſchaft oder eines Auftragsverhältnifies ver 
worfen. II. Sonitige Fälle, in denen man von R. eines Schuldners redet, 
bilden der Anſpruch des Käufers wegen Entwährung (j. diejen Art.), jowie auch 
der des Mandatars und Geichäftsführers auf Schadenserfag (f. die Art. Mandat 
und negotiorum gestio). IV. Bon dem R. eines Gläubigers jpricht man 
im Wechjelrecht, indem bier der Wechjelinhaber aus drei Gründen gegen feine In— 
dofianten und den Auöfteller R. nehmen kann: und zwar weil der Bezogene bie 
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Annahme verweigert hat, weil derjelbe nach erflärter Annahme unficher geworden ift, 
und weil der Wechjel am Berfalltage nicht bezahlt wird. In allen drei Fällen ift 
die Richtigkeit des R.grundes durch einen Proteft feitzuitellen und darf dann ſowol 
in ala außer der Reihenfolge der Indofjamente regredirt werden. Das Ziel der 
R.klage ift in den erften beiden Fällen Sicherftellung, in dem dritten Falle Zahlung 
der Wechjelfumme nebſt Verzugszinſen, Proteftkoften und Provifion. Doch find 
behufs diejes letzteren R. (Mangels Zahlung) noch bejondere VBorfchriften zu erfüllen. 
Näheres enthält die Deutiche WO. Art. 25—29 und 41—55. Ed. 


« 

Reichsämter. Die Beriaffung des Deutichen Reichs weit im Art. 4 der 
Beauffichtigung und der Gejehgebung des Reichs eine Reihe von Angelegenheiten zu. 
Hierdurch wird die Nothwendigkeit einer Verwaltungsthätigkeit des Reichs in der 
Kontrole jener Angelegenheiten und in der Vorbereitung der Werke der Reichs— 
geiehgebung, jowie in der Aufficht über die Ausführung der erlaffenen Geſetze be= 
gründet. In gewiffen Gebieten hat aber die VBerfaffung und die weitere Gejeggebung 
des Reichs auch die ummittelbare Verwaltung beftimmter Angelegenheiten für das 
Reich jelbit in Anjpruch genommen. Der jo begrenzte, erhebliche und ſtets wachjende 
Kreis von Geichäften wird durch N. verwaltet, d. h. durch Faiferliche Behörden, 
welche ihre Amtäbefugniffe von der Reichögewalt herleiten. Zu den R. müſſen auch 
folche Landesbehörden gerechnet werden, welchen von Reichäwegen bejtimmte Gejchäfte 
übertragen find, wie 3. B. die Neichsfchuldenverwaltung der Preußifchen Verwaltung 
der Staatöfchulden übertragen ift. Dadurch, daß eine ſolche Behörde zugleich Reichs» 
behörde wird, Hört fie nicht auf Landesbehörde zu fein. Iſt die Verwaltung be= 
jtimmter Angelegenheiten nach reichögejeglicher Ordnung und im Interefje des Reichs 
den Bundesjtaaten unter Aufficht des Reichs überlafien, jo bleiben dieſe Angelegen- 
heiten Sache des Einzelftaats, und die Erledigung derjelben begründet für die damit 
betraute Landesbehörde nicht die Rechtsftellung eines R. 

Die Verwaltung der R. ift zu führen nach den Gejegen des Reichs und nach 
den vom Bundesrath auf Grund des Art. 7 Nr. 2 der RVerf. gegebenen allgemeinen 
Verwaltungsvorichriiten, regelmäßig unter der Leitung des Reichskanzlers, als des 
Trägers der Verantwortlichkeit für alle Anordnungen und Berfügungen des mit der 
Ueberwachung der Ausführung der RGeſ. im Art. 17 der RVerf. betrauten Kaiſers. 
In dieſer leitenden Thätigkeit war dem Kanzler durch den Präfidialerlaß vom 
12. Aug. 1867 (B. G. Bl. S. 29) das Bundeskanzleramt zugeordnet worden, aus welchem 
fich allmählich eine Reihe nebeneinander ftehender und in gleicher Weife dem Reichskanzler 
unterftellter höchſter R. entwidelt hat. Es find dies das Reichsamt des Innern, das 
Reichspoſtamt, das Reichgeifenbahnamt, das Reichsjuftizamt, das Reichsichagamt und 
das Reichdamt für die Verwaltung der Reichseifenbahnen. Zwei andere höchite R. von 
gleicher Rechtsjtellung haben fich direkt aus Preußiichen Minifterien herausgeftaltet : das 
Auswärtige Amt und die Admiralität. Die Mehrzahl diejer Aemter wird von Staats- 
jefretären oder Unterftaatäjefretären, die Admiralität von einem Chef der Adiniralität, 
die Verwaltung der Reichdeifenbahnen von dem Preußifchen Minifter der öffentlichen 
Arbeiten, als Vertretern des Reichskanzlers in den Grenzen ihres Amtes, geleitet. 
Die Vertretung im Gebiete der Verwaltung erjtredit fich nicht auf die Funktionen 
des Reichskanzlers, in welchen die Verantwortlichkeit defjelben für die Anordnungen 
und Verfügungen des Kaiſers hervortritt. Nach dieſer Richtung hat Fortentwickelung 
der RVerj. die Zuläſſigkeit einer widerruflichen generellen oder ſpeziellen Vertretung 
des Reichskanzlers eröffnet. Eine eigenthümliche Rechtsſtellung nehmen die zur 
Aufſicht und Leitung der Reichsbank beſtimmten Organe des Reichs, das Bank⸗ 
turatorium und das Bankdireftorium, ein, weil es ſich bei der Bank nicht um eine 
behördliche Verwaltung mit obrigfeitlichem Kurator, jondern um ein jelbjtändiges 
Inſtitut handelt, in welchem das Meich durch feine Betheiligung feine Intereffen zu 
wahren hat. — Das Reichägericht, die Reichöfonjulargerichte und die Reichsdisziplinar— 
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gerichte, ebenſo die Marinegerichte üben die ihnen zugewieſene richterliche Thätigkeit, 
dem Weſen des Richteramts entſprechend, unabhängig von der Leitung des Reichs— 
fanzlers. Nach verjchiedenen Richtungen hat fich auch eine Reichsverwaltungsjuris- 
diftion entwidelt: hierher gehört inäbejondere die Thätigkeit des Patentamts, des 
Bundesamts für das Heimathweien, der Behörde für die Umterfuchung von Eee 
unfällen und der nach dem Gejeße, betreffend die gemeingefährlichen Beitrebungen der 
Sozialdemokratie, beftehenden Kommiffion. Das verſtärkte NReichseifenbahnamt, dem 
eine analoge Thätigkeit zugedacht war, bejteht nur auf dem Papier. Eine kollegialifche 
Berfaffung und Unabhängigkeit vom Reichskanzlergiſt auch gewifjen Kontrolorganen, 
dem Rechnungshofe des Deutichen Reiche, der Reichsfchuldentommiffion und der Ver: 
waltung des Reicheinvalidenfonds, eingeräumt. Auch die Reichsichuldenverwaltung 
jteht nur in gewiffen Beziehungen unter der Leitung des Reichskanzlers, für eine Reihe 
von Gejchäften ift die Hauptverwaltung der Staatsjchulden unbedingt verantwortlich. 

Die nähere Gliederung der R. in den der Selbjtverwaltung des Reichs unter 
jtellten Angelegenheiten entzieht fich an diefem Orte der Darftellung. 

Auch die Aemter der Landesverwaltung von Eljah-Lothringen find als R. zu 
bezeichnen, da Eljaß-Lothringen Reichsland ift. Die durch die Geſetze dem Reichs— 
fanzler in Elaß-Lothringiſchen Angelegenheiten eingeräumte Stellung mit ihren Ob- 
liegenheiten ift jeit 1879 auf den kaiſerlichen Statthalter übertragen. Vgl. ind 
befondere Laband, Das Staatörecht des Deutjchen Reihe, Bd. I. ©. 291 ff.; 
j. auch d. Art. Reichsbeamte. Eccius. 

eichſsanwaltſchaft. (Val. d. Art. Staatsanwaltſchaft.) „Das Amt der 
Staatsanwaltichaft wird ausgeübt: 1) bei dem Reichägericht durch einen Oberreiche- 
anwalt und durch einen oder mehrere Reichsanwälte“ . . . (GBG. $ 143). Die 
jenigen Borjchriften, welche das Geſetz bezüglich der Staatsanwaltichaft getroffen bat, 
beziehen fich jomit im Allgemeinen auch auf die R. Doch find folgende, die R. 
ipeziell betreffenden Beitimmungen hervorzuheben: 

1) Der Oberreichdanwalt und die Reichdanwälte werden auf Vorichlag des 
Bundesrathd vom Kaiſer ernannt (GBG. $ 150 Abſ. 1). Wer in Gemäßheit des 
GVG. 5 149 Abf. 2 zum Staatsanwalt bei den Oberlandesgerichten und den Yand- 
gerichten ernannt werden kann, d. 5. wer die Qualififation zu einem Richteramte 
bat, ift auch befähigt zum Oberreichdanwalt oder Reichsanwalt ernannt zu werden. 

2) Während das GVBG. es der Landeögejeßgebung überlafjen hat, darüber zu 
befinden, ob die Staatsanwaltjchaft ein ftändiges Amt oder ob daffelbe ein von 
richterlichen Beamten auf Grund eines widerruflichen Auftrages ausgeübtes Amt fein 
jolle (3. B. Württemberg, Gef. über die Gerichtäverfaffung Art. 27; Braun- 
ihweig, Gel. vom 17. Jan. 1870; Oldenburg, Gef. über die Gerichtäverfafjung 
Art. 32), ift Für die R. beftimmt worden, daß diejelbe ein ftändiges Amt iſt. 

3) Da in denjenigen Staaten, in denen das Amt eines Staatdanwalts auf 
Grund eines widerruflichen Auftrages von richterlichen Beamten ausgeübt wird, der 
mit den Funktionen der Staatsanwaltichait Betraute nicht aufhört Nichter zu fein, 
fo verfteht es fich von jelbit, daß nur in denjenigen Staaten die Staatsanwälte 
mit Wartegeld zur Dispofition gejtellt werden fünnen, in denen (wie. in Preußen) 
das Amt des Staatsanwaltes ein ftändiges Amt if. Das GBG. hat fich für die 
R. dem Preußiichen Syſtem auch darin angejchloffen, daß es $ 150 in Bezug auf 
den Oberreichsanwalt und die Reichsanwälte beitimmt, daß diejelben durch kaiſerliche 
Verfügung jederzeit mit Gewährung des gejeßlichen Wartegeldes einftweilig in den 
Ruheſtand verjeßt werden können. 

4) Für die Mitglieder der R. ſteht das Recht der Aufficht und Leitung dem 
Reichäfanzler zu. Daß auch dem Oberreichdanwalt das Necht der Aufficht und 
Leitung in Bezug auf die Reichsanwälte zuftehe, jagt dad GVG. nicht. Es dürfte 
fich dies aber aus dem Zujammenhalt der SS 148 Nr. 3 und 145 und der analogen 
Anwendung derjelben auf die Verhältniffe der R. ergeben. Dem Reichägericht gegen- 
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über find die dem Oberreichsanwalt beigeordneten Reichsanwälte die kraft ihres 
Amtes Tegitimirten Vertreter des erjteren. In denjenigen Fällen jedoch, wo das 
Geſetz ausdrüdlich die Mitwirfung des Oberreichsanwaltes vorgejchrieben hat (GBG. 
z8 128, 129, 131; vgl. den Art. Plenum), wird die Vertretung des Oberreichs— 
anmwaltes durch einen Reichganwalt nur auf Grund eines jpeziellen Mandates für 
zuläffig zu erachten fein. Das Geſetz jagt auch diejes nicht. Aber eine Ergänzung 
des Geſetzes wird in der Praris nicht entbehrt werden können. Wo es dem Geſetz 
gleichgültig ift, ob der Oberreichdanwalt oder einer der ihm beigeordneten Reichs— 
anwälte vor dem Reichsgerichte auftritt, da bedient fich daflelbe des allgemeineren 
Ausdrudes: „die Staatsanwaltichait“ (vgl. StrafpO. 88 391, 394) oder auch 
„Staatsanwaltichaft bei dem Reichsgerichte“ (vgl. $ 92 der Rechtanwaltsordn. vom 
1. Juli 1878). 

5) Die Zuftändigfeit der R. beftimmt fich theils durch die Zuftändigfeit des 
Reichsgerichts, theild dadurch, ob die vom Neichägerichte zu treffende Enticheidung 
nur getroffen werden darf, wenn ein Mitglied der R. vorher gehört worden ift. 
In Betracht fommen: Straffachen in der Revifionsinftanz und in denjenigen Fällen, 
in denen das Neichögericht in erfter und letzter Inſtanz enticheidet (vgl. d. Art. 
Reihagericht). Im bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten wird eine Mitwirkung der 
Staatsanwaltjchait nur bei Eheſachen und Entmündigungsfachen gefordert; von 
diejen können aber die Entmündigungsjachen (vgl. (PO. 88 594, 507; GBG. 
$ 71) an das Neichögericht nicht gelangen, und jo wird fich die Mitwirkung der 
R. bei bürgerlichen Rechtäftreitigfeiten auf Chejachen beſchränken. Bezüglich der— 
jenigen Strafiachen, in denen das Neichögericht in eriter und letzter Inſtanz ent— 
icheidet, ift es vom Geſetz ausdrüdlich anerkannt, daß alle Beamte der Staats- 
anwaltichait den Anweifungen des Oberreichdanwaltes Folge zu leijten haben (GBG. 
$ 147 Abi. 2), und daflelbe ergiebt fich aus dem GBG. ($ 153) für alle Beamten 
des Polizei- und Sicherheitsdientes, inſoweit diejelben in Gemäßheit landesgeſetz— 
licher Beitimmungen als Hülfsbeamte der Staatsanwaltichaft anzufehen find. Bat. 
übrigens auch die Art. Zune und Ebhrengerichte. 

uellen find im Zerte angeg 

Lit.: ©. hinter dem Art. — John. 

Reichsſsbank. Zugleich als allgemeiner Artikel über Bankrecht, beſonders 
Recht der Zettelbankten und der Notenausgabe. 

I. Begriff und Wejen der Bank. 1) Banken im modernen Sinne des 
Wortes find freditvermittelnde Geichäftsanftalten, genauer Anftalten, welche von 
den einen Perſonen i in den jog. Paffivgeichäften Kredit aufnehmen, um denjelben an 
andere Perfonen in den ſog. Aktivgeichäften wieder zu gewähren: fie treten, im 
Unterfchied von anderen Mittelöperfonen (Maklern, Agenten), jelbit in das Rechte 
verhältni des Schuldners zum erjten Kreditgeber und des Gläubigers zum end- 
gültigen Kreditnehmer ein. Die wichtigiten PBajfivgeichäfte jolcher neueren Banken 
find das ſog. Depofitengejhäft, d. 5. im banktechniichen Sinne die An— 
nahme von Geld „zur Benußung“ (nit mur „zur Aufbewahrung“), deſſen 
Rüdzahlung jofort oder nach kurzen Kündigungsfriften verlangt werden kann (ſtets— 
und kurzfällige Depofiten); femer das Geſchäft der Banktnotenausgabe, 
d. 5. der Ausgabe von Anweifungen der Bank auf fich jelbit, welche zahlbar 
an den Meberbringer auf Sicht find, gewohnheitsmäßig über runde Geldbeträge 
lauten und im Verkehr an Gelbesftatt ala lmlaufsmittel dienen; endlich) das 
Geſchäft der Aufnahme von Geld auf längere Termine, wofür dann etiva 
beitimmte Tangterminliche Schuldicheine (in Form von Piandbriefen u. ſ. w.) 
auögeitellt werden. Außer diefen fpezifiih banfartigen Baifivgefchäften kommen 
bei den Banken noch die gewöhnlichen paffiven Kreditgeſchäfte des Verkehrs vor, 
3. DB. die Ausftellung von Anweifungen, von Wechjeln, die Aufnahme von Piand- 
fchulden, bejonders von hypothekariſchen, die Weiterbegebung von disfontirten Wechjeln 
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(jog. Rediskontgeichäft), auch das paifive Kontoforrentgeichäft mit Geichäftsfunden, 
in welchem eine Bank Schuldner ift. Die wichtigiten Aftivgeichäfte der Bank find 
die Wechjeldisfontirung (Ankauf von Wechieln), die Beleihung von Fauſt— 
piändern (das ſog. Lombardgeichäft), die Beleihung von Jmmobilien 
(Oypothefengeichäft), das aktive Kontoforrentgeichäit, in welchem die Ban 
Darlehen giebt, das Effektengeſchäft, d. h. der Anfauf von. börjengängigen 
MWerthpapieren zur zeitweiligen Anlage von Sapitalien. Dazu kommen auch einzelne 
andere der gewöhnlichen Aktivgeichäfte des Kreditverkehrs, Darlehnsgewährung in 
den üblichen Rechtsformen u. j. w. Dieſe Paffiv- und Aktivgeſchäfte betreibt eine 
Bank auf Grund eines eigenen Stammfapitals, das im Allgemeinen mehr 
Garantiefonds für die Verbindlichkeiten der Bank aus den Paifivgeichäften, ala 
eigentliches Geichäftsfapital if. Zum Stammkapital tritt der Reſervefonds, 
welcher drei Funktionen Haben kann: das Stammkapital allmählich zu erhöhen und 
dann wie diejes zu fungiren, Verlufte im Bankbetrieb unmittelbar zu deden, die ver- 
ichiedenen Jahresgewinne auszugleichen, bzw. zu ergänzen. Die ökonomiſch-techniſche 
Hauptaufgabe der Banken, als jelbftichuldende Kreditvermittler, ift die richtige Kom— 
bination von Paffiv- und Aktivgejchäften und der verfchiedenen Gejchäfte jeder dieſer 
beiden Kategorien untereinander. Hier ergiebt fi) dann als erjtes Geſetz des Bank: 
betriebes: die Bejchaffenheit der Aktivgefchäfte muß fich nach derjenigen der Paſſiv— 
geichäfte richten. Letztere find aljo das Maßgebende. Der Ruin von Banken ift regel: 
mäßig auf Verjtöße gegen diejes Geſetz zurücdzuführen. Die Nüdficht auf die Natur 
der Bankgeſchäfte muß auch den Rüdfichten auf die Kreditbedürfniſſe der Geſchäftswelt 
vorangehen. Dieje Bedürfniffe dürfen für die Grrichtung und den Betrieb der 
Banken nur joweit in Betracht fommen, als es die Technik des Bankweſens zuläßt. 

2) Dieſe modernen Banken find wejentlich etwas anderes als die mit demfelben 
Namen bezeichneten Einrichtungen der früheren Zeit: der Münzwechjel, der An= und 
Verkauf von edlen Metallen, die reine Depofitene oder Hinterlege- und Girobanf, 
bei welcher von Dritten Geldfummen, die im ganzen Betrage bei der Bank Liegen 
bleiben mußten (Depofiten „zur Aufbewahrung“), eingelegt und die Zahlungen 
jwijchen den Deponenten durch Ab- und Zufchreiben auf den Kontis bewerfftelligt 
wurden. Diefe Banken (ältere Italienifche, bei. Venetianische, Bank von Amſterdam 
1609, von Hamburg 1619, von Nürnberg 1621 u. a. m.) waren „Geld banten“ 
und dienten zur ficheren Aufbewahrung von Geld, zur Verhütung von Münz- 
verichlechterungen, zur gejchilderten Zahlungsvermittelung, alfo dem Geldverfehr, 
während die modernen Banken Kreditbanken zur Vermittelung des Kredit: 
verkehrs find. Jene älteren Geldbantgeichäfte fommen aber gegenwärtig in Ber: 
bindung mit jolchen neueren Banken vor, zum Theil modifizirt, 3. B. das Giro: 
geichäft auf Grund von „Depofiten zur Benutzung“, nicht wie ehedem von „Depofiten 
zur Aufbewahrung“. In einem mit dem älteren wie dem neueren Bankweſen ver: 
wandten Sinne wird übrigens der Ausdrud „Bank“ auch noch für Verſicherungs— 
und ähnliche Anftalten wol gebraucht. Im Folgenden haben wir e8 nur mit den 
erſt beiprochenen modernen Kreditbanken zu thun. 

I. Bankrecht im Allgemeinen. Gntwidelung und Normen des Bank 
rechts, ſowol desjenigen, welches in's Privatrecht, ala welches in’s öffentliche Recht 
gehört, Laffen fich nicht richtig verftehen und behandeln, ohne Anfnüpfung an Begriff 
und Weſen der modernen Banten. 

1) Für die Rechtsordnung famen und kommen die Banken zunächſt nach der 
Rechtsform in Betracht, in welcher fie jelbftändige Unternehmungen, 
bzw. Geſchäfte find. Hier können einzelne Aktiv- und Paſſivgeſchäfte ala Theil 
allgemeiner Handelsgeichäfte de Kaufmanns vorlommen, oder auch ala eigenes 
jelbjtändiges „Bankgeichäft“ zu einer befonderen Art von (Handels-)Unternehmungen 
führen. Dann jpriht man wol — und ganz paſſend — im engjten oder eigent- 
lihen Sinne von „Privatbantgeihäit“, „Privatbant*, „Bankier: 
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geſchäft“ und hat es, wie ſonſt, mit Unternehmungen zu thun, deren leitendes 
Rechts⸗ und Wirthſchaftsſubjekt eine einzelne phyſiſche Perſon iſt oder auch mit Ge— 
ſchäften in der Rechtsform der offenen Handelsgeſellſchaft und der gewöhnlichen 
ſtillen oder Kommanditgeſellſchaft. Für die Errichtung und den Betrieb ſolcher 
Bankgeſchäfte gelten in privatrechtlicher Hinſicht die gewöhnlichen Satzungen des 
Privatrechts, bzw. des Handelsrechts, in verwaltungsrechtlicher Hinficht die Bes 
ftimmungen des Gewerberechts (Gewerbeordnung). Doch finden fich wol auch für folche 
„Privatbanten“ einzelne Abweichungen vom Gemeinen Recht, bejonders gewiſſe Be- 
ichränfungen in Betreff einzelner Gejchäfte, 3. B. Verbot der Banknotenausgabe, als 
Folge der Monopole oder Privilegien anderer („öffentlicher”) Banken oder eines 
allgemeinen Notenregald. Uebrigens wird in der Terminologie des pofitiven Rechts 
einzelner Länder der Ausdrud „Privatbank“ mitunter in einem bejonderen technijchen 
Sinne genommen, jo in England für Bankgeichäfte mit höchſtens jech® Partnern, in 
Preußen hießen die neben der Preußiichen Bank fjeit dem Jahre 1848 konzeſſionirten 
fleinen Notenbanken (meijt Aktiengejellichaiten, auch Kommunalanftalten, j. u.) in 
den Provinzen „Privatbanten“. 

2) Wichtiger in verwaltungsrechtlicher Beziehung find diejenigen meiſtens er- 
beblich größeren Banken, welche theil in der Rechtäform der Aktiengejellichaft 
(oder einer verwandten Form), theils ala Koörporations- und dgl. Anitalten 
errichtet worden find. Bei ihnen jchien regelmäßig ein größeres Öffentliches In— 
terefje mitzuipielen, deffentwegen fie entweder in der Abficht einer gewiffen Be— 
ſchränkung unter eine unmittelbarere Kontrole der Gejegebung und der Verwaltung 
des Staates geitellt oder auch in der Abficht einer bejonderen Beförderung mit 
Privilegien u. dgl. m. ausgejtattet wurden. Man kann fie jenen Privatbanten 
gegenüber insgeſammt ala „Öffentliche“ Banken zufammenfaflen. 

a) Unter diefen Banken haben in der geichichtlichen Entwidelung diejenigen, welche 
Banknoten ausgeben („Zettelbanten“, Notenbanten, Emiffionsbanfen), 
in unferen modernen Sfaaten regelmäßig in bevorzugtem Maße eine bejondere In— 
tervention der Gejeßgebung und Verwaltung erfahren und find unter ein bejonderes 
Recht geitellt worden (f. u. unter III.). 

b) Andere Banken, welche fich mit der Notenausgabe nicht befaffen, find 
davon verhältnikmäßig freier geblieben. Für fie famen meift nur die allgemeinen 
Beitimmungen des Recht? der Erwerbung der juriftifchen Perfönlichkeit, des Aktien- 
geiellichaftsrechts, auch etwa die Vorfchriften über die Ausjtellung von Inhaber: 
papieren in Betracht, während der bejondere Zweck des Unternehmens, eben der 
Betrieb von Bankgeichäften, gar nicht oder nur ausnahmsweiſe und in einzelnen 
Punkten zu aparten Rechtänormen für dieſe Banken führte. Wo daher 3. B. die 
Errichtung einer Aktiengejellfchaft (wie bis 1870 in Deutichland) nach dem Rechts- 
prinzip des Konzeſſionszwangs an die Staatögenehmigung gebunden war, unterlagen 
der letzteren folgerichtig auch Bankaktiengejellichaften. Diejelben waren aber im 
Uebrigen rechtlich nicht beſonders geitellt, nur daß etwa wieder fpezielle Arten von 
Banken, 3. B. Grumdfreditbanten oder allgemeine Banken für einzelne Gejchäfts- 
zweige, 3. ®. für die Annahme verzinslicher Depofiten, für die Ausgabe von Pfand» 
briefen, einer ausdrüdlichen Konzeſſion jpeziell Hierfür bedurften. Gewifle Be- 
ichränfungen in Betreff einzelner Gejchäfte waren auch für ſolche Bankgeſellſchaften 
mitunter die Rechtsfolge des Privilega anderer, bejonders der Zettelbanfen. 

3) Die Richtung auf Gewerbefreiheit, auf Bejeitigung des Konzeſſionszwangs, 
auf Erleichterung der Errichtung von Aktiengejellichaften u. j. w. Hat in den meiſten 
neueren Kulturftaaten das Geſellſchafts- beionder® das Aktiengejellichaftsbankweien 
fich mächtig entwideln laffen. Die oben genannten Aktivgeichäfte unterliegen dabei, 
mit Ausnahme der Banken, welche gleichzeitig Banknoten ausgeben, gewöhnlich feiner 
beionderen gejeßlichen Regelung oder Beichräntung mehr, was ihre Wahl, ihre Kom— 
bination unter einander und mit Paffivgefchäiten (außer der Notenausgabe) und ihre 
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Ausführung im Einzelnen anlangt. Bon den erwähnten Paffivgeichäften, ebenfalls 
mit Ausnahme der Notenausgabe, gilt im Allgemeinen daflelbe, nur daß etwa auch die 
Pfandbriefausſtellung noch einer befonderen Genehmigung bedarf und einer Kontrole 
des Staats unterfteht (mitunter nach dem Wunsch der Bank jelbft, die dadurch den 
Kredit ihrer Piandbriefe erhöhen will). Da die meiften dieſer Banken neuerdings 
in der Form der Aitiengefellichait, bier und da auch der Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien, ferner bei uns öfters auch in der form der neueren (Erwerbs: und 
MWirthichaits-) Genoſſenſchaft errichtet werden, jo iſt jebt in Betreff des Deutichen 
Rechts auf die bezüglichen Abjchnitte des HGB. (Buch 2 Tit. 1 Art. 85 —149, 
Tit. 2 Art. 173—206), auf die Novelle dazu vom 11. Juni 1870 (Geje des 
Norddeutichen Bundes, jet als RGef. geltend) und auf das Nordbdeutiche, nunmehr 
Deutiche (in Bayern nicht eingeführte) Genoffenfchaftägejeg vom 4. Juli 1868, ferner 
auf die bezüglichen Spezialartifel dieſes Werkes über Aftiengejellichaiten, 
Genoſſenſchaften u. ſ. w. zu verweiſen. Nach der RVerf. Art. 4 Nr. 4 unter: 
liegen jet „der Beauffichtigung jeitens des Reiches und der Gejeggebung deflelben ... 
die allgemeinen Beftimmungen über das Bantwejen“ Demnach kann 
das Reich auch Für die Banken, welche nicht Noten ausgeben, bezügliche allgemeine 
Normen treffen. Für die Grundkreditbanken und deren Piandbriefemiffion, bzw. für 
die Fauftpfandbeitellung der erworbenen hypothekariſchen Forderungen zu Gunften 
der Pfandbriefe, ift eine reichägejegliche Regelung auch jchon in Angriff genommen. 

Auf einige Verhältniffe des älteren allgemeinen Bankrechts in Großbritannien 
und in Preußen wird unten (Nr. III.) im Zufammenbang mit dem Recht der Noten- 
ausgabe noch eingegangen werden. 

4) Ob, die Frage aus dem Gefichtäpunfte de lege ferenda betrachtet, die 
Entwidelung des allgemeinen Banfrechts zum Rechte der „Bankfreiheit“, wie 
man es wol bezeichnen kann, unbedingt gebilligt werden kann und muß, darüber 
werden die Auffaffungen auseinandergehen, je nachdem man überhaupt den Stand: 
punft der Liberal-individualiftichen wirthichaftlichen Rechtsordnung, ſpeziell der Ge- 
werbefreiheit und der „Aktiengefellichaftsfreiheit“ (FFortiall der Staatögenehmigung 
und der Staatäfontrole über den Betrieb, Syitem der Normativbedingungen), vertritt 
oder mehr oder weniger davon abweicht und je nachdem man dann noch bejonders 
die Wirkungen jolcher Bankfreiheit beurtheilt. 

a) Im Ganzen möchte zuzugeben fein, daß einer der Hauptgründe der älteren 
beichränfenden Bankpolitit, nämlich die Furcht vor einem öfonomifh=-tehniidh 
ichlechten und jchlecht betriebenen Bankweſen, in der Regel nicht mehr als zutreffend 
gelten kann. Theils liegen hier überhaupt feine befonderen fpezifiichen Gefahren im 
Bankweſen, wie denn 3. B. der Bankbetrieb fich für Aktiengefellichaften technifch ganz 
gut eignet (mit etwaiger Ausnahme des fpefulativen Bantgeichäfts), theila können 
bier die nächften Interefjenten, Aktionäre und Gläubiger, wol für fich jelbit forgen. 
Eine Ausnahme in leßterer Hinficht bedingt etwa das Pfandbriefgeſchäft der 
Hypothekenbanken, wo eben deshalb noch Staatäkontrole am Platze fcheint, 
zumal es fich Hier um jehr langfristige Kreditgefchäfte zu handeln pflegt; ferner das 
Spartafjenwejen — banttechniich eine Art des Depofitenbantwejeng — , das 
feines Kundenkreifes im Paffivgeichäft (Geldeinlagen) wegen mit Recht bejonderen 
Vorſchriften, in Betreff der Garantien, der Kapitalanlage u. j. w. zu unterliegen pflegt. 

b) Etwas Anderes it die allgemein=-wirthichaftliche und die jozial- 
politifche Seite der Frage, von denen die lektere gar nicht, die erftere kaum bei 
der früheren Bankpolitit beachtet wurde, 

a“) Das ſpekulative Gründungs-, Effekten-Emiſſionsgeſchäft 
und dad Börfſenſpiel gewiſſer Banken, der jog. Credits mobiliers („Kredit— 
anjtalten“ im engeren Sinne), übt einen verhängnißvollen Einfluß auf Gang, 
Ausdehnung und Webertreibung der wirthichaftlichen Spekulation und folgeweife auf 
die großen Kriſen aus, ſe daß hier eine Beichräntung, bejonders für den Betrieb 
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jolcher Geichäfte in Aktiengejellichaftsform, jehr wohl zu erwägen jein fann, kaum 
weniger ala es beim Zettelbanfweien gefchieht. 

P) Die an und für fich technifch Höchft großartige Entwidelung des Depoſiten— 
geſchäfts, in Verbindung mit Kontoforrentgeichäft, Chediweien, Ausgleichungshaus 
(Clearing-house), bejonder® in England, Schottland und einzelnen Nordamerikaniſchen 
Staaten (New-York, Mafjachufetts) führt zu einer immer größeren Erjparung 
an Baarrejerven in den Banken — eben Mittel und Zwed jener Entwidelung. — 
Daraus entjteht aber eine außerordentlihe Künftlichleit des ganzen 
Bank», Kredit» und Geldiyjtems eines Landes, die in kritiſchen Zeiten ihre 
allgemeinen Gefahren — Wanten, Zufammenbruch des Syſtems — mit fich führt. 
Das legt die Erwägung nahe, Hier doch im Wege der Gejeßgebung, 3. B. durch 
Beitimmungen über das Minimum der Baarrejerve für die jtetd- und kurzfälligen 
Berbindlichkeiten, Vorkehrungen zu treffen. 

y) Endlich find die modernen großen Banken die Haupthebel der Ent- 
widelung der Macht des Privatfapitals, der neuen Geld- und Börfen- 
arijtofratie und bieten im diefer Hinficht gerade auch in der Form der Aftiengejell- 
ichaften große fozialpolitifche Bedenken. Das würde zur Erwägung führen, ob man 
nicht auch bier, ähnlich wie bei Verfehräanftalten, im Verſicherungsweſen u. ſ. w., 
das große öffentliche Bankweſen mehr und mehr aus der privatwirthichaftlichen in 
die gemeinwirtbichaftliche und öffentlich-rechtliche Form von Anftalten 
des Staats und der Selbftverwaltungsförper, der Provinzen, Kreife, Ge— 
meinden, binüberführen könnte und ſollte. Techniſch und ökonomisch find dieſe Körper 
durchaus geeignet, im Allgemeinen ebenjo, wie die Aktiengejellichaiten, Bankgeſchäfte 
ordentlich zu führen. Das Sparkaſſenweſen ift jehr allgemein jchon Sache folcher 
Körper, einzelne andere Banken beftehen bei uns und anderwo auch jchon als 
Kommunal-, Bezirkö-, Staatsanftalten. Namentlich möchte ein umfafjendes Grund 
freditbanfwejen in Form von Staat, Provinziale und Kommunalanjtalten wol viel 
beſſer fungiren, als das bejtehende der Aktiengefellichaften. Ein prinzipieller Ausschluß 
der leßteren von dieſem Gebiete durch die Rechtsordnung wäre dann zu erwägen. 

III. BZettelbantreht und Banfnotenausgabe insbeſondere. 

1) Eharafter im Ganzen. Biel allgemeiner und tiefergreifend war von 
jeher faft überall die Intervention der Staatsgejeßgebung auf diefem befonderen Ge— 
biete. Und während diejelbe beim ſonſtigen Bankwejen fich allmählich verringert hat, 
ift gerade hier eine entgegengejeßte Tendenz ziemlich allgemein zur Entwidelung ge- 
langt. Mehriach ift ein fürmliches Notenregal konftituirt oder auch ohne ein 
folches die Banknotenausgabe allgemein an die Staatsgenehbmigung ge— 
fnüpft und dabei wenigjten® in Europa gewöhnlich mehr oder weniger (Groß- 
britannien, Deutichland, Italien u. a.), ſelbſt völlig bei einer einzigen Anjtalt 
centralifirt worden („Monopolbant“, Frankreich, Defterreich = Ungarn, Belgien, 
Holland u. a. m.). Auch wo aber das Recht zur Notenausgabe einer Reihe von 
Banken ertheilt wurde, alfo im Prinzip Dezentralifation blieb (Nordamerika), traten 
in Betreff der Grrichtung und des Betriebes dieſer Zettelbanten die eingreifendften 
Beichränfungen durch die Gejeßgebung ein. Gerade das Recht der Notenausgabe 
wurde ferner vielfach einer Bank zu dem Zweck verliehen (oder es wurde auch eine 
Staatdanftalt damit betraut), um mittels eines ſolchen Privilegs, dem fich dann 
auch wol noch andere VBorrechte für ſonſtige Bankgejchäfte anfchloffen, eine Bank zu 
einer mächtigen Anstalt für die Hebung des Kreditweſens und der ganzen Vollks— 
wirtbichaft eines Landes zu machen: das Syſtem der „privilegirten Zettel» 
banken“ nach Gefichtäpuntten der Wohlfahrtäpolizei oder Volkswirthſchaftspolitik, 
mit denen fich auch wol fisfalifche Intereffen verbanden. In neuerer Zeit find 
zwar diefe Geſichtspunkte zurücgetreten, aber andere tauchten auf und wirkten in 
derielben Richtung. Gerade die Notenausgabe jchien im Intereffe des gefammten 
Verkehrs wie der Noteninhaber einer bejonderen legislativen und adminijtrativen 
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Regelung ſeitens des Staates dringend zu bedürfen, um Mißbräuche mit ihr thun— 
lichſt zu verhüten (vermeintliche Gefahr der „Ueberemiſſion“ oder Zuvielausgabe von 
Noten, angenommener Einfluß davon auf Spekulation und Preiſe, gefährliche Zu— 
fammenziehung des Notenumlaufs in Kriſen, Einftellung der Baarzahlungen oder 
jelbft völliger Zufammenbruch von Zettelbanken, Ruin der Noteninhaber, Zerrüttung 
des Geldweſens u. ſ. w.). Beſonders werden folche Gefahren (kaum allgemein mit 
Recht) vom dezentralifirten Zettelbankweſen, jchon wegen der Konkurrenz der einzelnen 
Banken untereinander, gefürchtet. Daher bier, ſelbſt unter den Vertretern der liberal- 
individualiftiichen Wirthichaftäpolitif, dag Streben nach inhibirenden und 
reftringirenden Bankgeſetzen, womöglich zugleich nach größerer oder völliger 
Gentralifation der Notenausgabe bei einer einzigen großen Bank, welche dann 
ala Aktiengeſellſchaft unter unmittelbarer Staatsfontrole ftehen jollte oder 
ſelbſt als Staatsanjtalt einzurichten wäre. An fie dann aber einerjeit3 „im 
Verkehräintereffe" und „zur Regelung des Geldumlaufs im Lande“, aljo wieder aus 
volfswirthichaftsspolitiichen Gründen Gewährung eines umfaſſenden Notenprivilegs, 
andererjeitö aus Rückſichten auf die Sicherheit und Gejundheit des Geld- und 
Bankweſens wieder gewifle Beichräntungen auch folder Gentralbanfen, in Betreff der 
Höhe, öfter nach der Dedung des Banknotenumlaufs, der Größe der einzelnen No— 
tenjtücde, des Betriebes anderweiter Bantgeichäfte, der Größe des Stammkapitals umd 
Refervefonds u. ſ. w.; endlich Wahrnehmung der finanziellen Staatsinter: 
eſſen gegenüber diefen Banken durch Antheile am Gewinn, Steuern, beitändige 
Darlehen an den Staat ala Entichädigung für das Notenprivileg. Eine, wenn aud) 
nur die Hauptpunkte hervorhebende Darlegung der Entwidelung des Zettelbanfrechts 
in Großbritannien und Deutſchland möge etwas näher im Einzelnen zeigen, 
wie fich diefe Dinge geitaltet haben. 

2) Britifhes Recht. a) England. Die berühmte, 1694 gegründete 
Bank von England war fchon nach ihrer erſten Karte eine eigentliche Aktien: 
gejellichaft mit Korporationsrecht, mit begrenzter Haftbarkeit ihrer Theilhaber für 
den eingeichoffenen Betrag. Ein ausfchließliches Privileg erhielt fie erſt 1708 für 
die Notenausgabe und für den Betrieb gewiffer anderer Bankgeichäfte, aber nur ge 
genüber Bankgejellichaften von mehr ala ſechs Partnern. Kleinere (jog. Privat: 
banken, ſ. oben) durften jolche Geichäfte betreiben und auch Noten ausgeben, was 
auch im Laufe des vorigen Jahrhunderts in bedeutendem Make geihah. Grit 
im Jahre 1826 wurden in Gngland, aber zunächſt nur außerhalb Londons, 
größere Geſellſchaftsbanken, fog. joint-stock-companies, geitattet und zwar 
ohne bejondere Staatögenehmigung. Diejelben unterftanden in rechtlicher Hinficht 
dem allgemeinen Engliſchen Gompanies: Recht, d. h. insbejondere fie Hatten 
das Prinzip der unbegrenzten Haftbarkeit zur Baſis, waren aljo nicht Aktienbanten 
in unferem technifchen Sinne Sie durften alle Bantgeichäfte betreiben, ein— 
Ihließlih der Notenaudgabe, und bald, befonders in den dreißiger Jahren, 
entitanden zahlreiche jolche Zettelbanfen. Im Jahre 1833 wurden jolche Joint: 
Stod-Banken auch in London jelbit, hier jedoch ohne das Necht der Notenausgabe 
zugelafien. Die Noten der Bank von England wurden damals auch zum gejeß: 
lihen Zahlmittel (legal tender) für alle Zahlungen in England (nicht in 
Schottland und Irland), jo lange fie prompt eingelöft wurden, erflärt. Bis dahin 
hat im Uebrigen der Staat die Banfnotenausgabe der Hauptbank, wie der Privat: 
und Joint-Stod-Banken nicht weiter geregelt, als daß jchon Ende des vorigen Jahrh., 
dann don Neuem jeit 1826 verboten war, Noten unter 5 Pid. Sterling aus 
zugeben. Während der ranzöfiichen Kriegszeit von 1797 bis in die zwanziger 
Jahre, wo großentheild die Noten der Englifchen Bank uneinlösbar waren umd 
Zwangskurs hatten, galt dieſe Beichränfung nicht. Vorſchrifſten über die Höhe des 
Notenumlaufs und die Dedung deflelben fehlten allgemein. 
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In den dreißiger Jahren entwidelte fich dann der Notenumlauf, bejonders 
auch der Yoint-Stod-Banken ftark, weshalb man diefen Banken (übertreibend) einen 
ſchlimmen Einfluß auf die damaligen Spekulationen und Krifen zufchrieb. Zugleich 
operirte die Englifche Bank nicht geichidt. Das Alles, neben gewiffen, im Wejent- 
lichen unrichtigen Doktrinen über Geld, Banken und Noten (jog. Currency Theorie), 
führte im Jahre 1844 zu einer einfchneidenden neuen Gejeggebung über die 
Engliichen, im Jahre 1845 auch über die Schottifchen und Iriſchen Zettelbanten 
duch Sir Robert Peel („Peel'ſche Bankacte“). Die Bank von England 
wurde danach in zwei ganz getrennte Abtheilungen getheilt, dad department 
of issue für die Notenausgabe, und das banking department für die anderen Bankgeſchäfte. 
Dem erjteren wurden ala Aktiva die Schuld des Staats an die Bank (11015100 
Pr. St.) und ein weiterer Betrag von Fonds xc., zufammen 14 Mill. Pi. St. 
übertviejen, für welchen Betrag die Bank metallifch ungededte Banknoten ausgeben 
darf. Jede weitere Note muß voll mit Metall gededt jein. Im Bankdepartement 
fteht das Depofitengefchäft, das regelmäßig den größten Theil ſeines Baarfonds an 
das andere Departement übergiebt und dafür Noten empfängt, ferner figurirt hier auf 
der Paffivjeite das Aktienkapital (14553000 Pf. St.) und der Rejervefonds der 
Bank (über drei Mill. Pi. St.), auf der Aktivjeite ftehen die Ausleihungen und der, 
wie gejagt, jaft ganz in Noten (neben einer Eleinen Gejchäftäfaffe) gehaltene Baar- 
fonds diefer (Depofiten-) Abtheilung, Auf diefe — wenig zwedmäßige, in Kriſen 
verhängnißvolle — Weiſe ift der metallifch ungededte Notenumlauf der Englifchen 
Bank geſetzlich feſtbeſchränkt, jet jchon feit länger auf 15 Mill. Pi. St. 
(jog. „Direkte Kontingentirung“), der wirkliche Notenumlauf (abgejehen von 
den Noten in der Bankabtheilung) ijt neuerdings meift ca. 25—28 Mill. Pi. St. 
Weitere beichränfende Vorjchriften über den Notenumlauf, feine abjolute Höhe, Deckung 
u. j. w. bejtehen für die Englische Bank nicht, nur dürfen die Noten auch jet nicht 
auf weniger als 5 Pf. St. lauten. Den übrigen zahlreichen Privat- und Joint— 
Stod=-Zettelbanten Englands blieb zwar das Recht der Notenaudgabe, doch wurde 
daffelbe für eine jede Bank auf den Betrag der Notenemiffion von 1843—1844 
beichräntt, neue Zettelbanten durften nicht errichtet werden, die alten verloren in 
gewiffen Fällen ihr Notenrecht, das dann theilweife der Bank von England zuwächſt, 
ihre Gefammtzahl und die Summe des Notenumlaufs der Heinen Banken hat fich 
vermindert, indeffen gab e& 1873 noch immer 175 (wovon 119 Privat-, 56 Joint- 
Stock⸗) Banken mit 5 Mill. Pi. St. Notenumlauf. Weitere Vorjchriften über die 
Dedung der Noten u. j. mw. fehlen im Englischen Bankrecht auch für diefe Banken. 

b) In Schottland war die Entwidelung etwa ander als in England. 
Die dort im Jahre 1695 gegründete Bank von Schottland (mit Korporationärecht, 
beichräntter Haftbarkeit) erhielt glei Anfangs ein ausſchließliches Bankprivileg, 
das aber 1726 aus politifchen Gründen nicht erneuert wurde. So fonnte jchon 
1727 eine Konkurrenzbank, ebenfall® mit Korporationsrecht, die Royal- Bank von 
Schottland entjtehen, der jpäter noch eine dritte Bank mit Korporationärecht zur 
Seite trat. Neben diejen bildeten fich aber von der Mitte des 18. Jahrhunderts 
an allmählich eine größere Anzahl Joint-Stod-Banken, alle mit unbegrenzter Haft- 
barkeit. Beide Kategorien von Banken betrieben das umfaſſendſte Banfgejchäft, 
jpäter befonders Depofitengejchäft, aber alle gaben auch Noten, bis auf 1 Pi. St.- 
Noten herab, aus, die fich vollftändig einbürgerten. Eine gejegliche Beſchränkung 
beitand nicht weiter. So bietet Schottland ein Beiipiel großartigen, joliden, ganz 
decentralifirten, freien Bank- und Zettelbankweſens. Im Jahre 1845 wurde jedoch 
ebenjo wie in Irland die Peel’iche Bankacte, etwas modifizirt, auch in Schottland 
eingeführt, namentlich der Notenumlauf jeder Bank auf den Durchfchnitt der Gir- 
fulation im voraufgehenden Jahre beichräntt. Doch dürfen die Banken darüber 
hinaus Noten ausgeben, aber nur gegen volle Metalldeckung, von welcher Befugniß 
fie auch reichlich Gebrauch machen. Neue Zettelbanten würden auch hier eines Ge— 
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ſetzes bedürfen. Vorſchriften über die ſonſtige Notendeckung und die anderen Bank— 
geſchäfte fehlen. Freiwillig Haben die Schottiſchen Banken, welche mit einem Netz 
von Filialen das ganze Land eng umfpannen, ein Syitem des regelmäßigen Notenaus- 
taufches eingerichtet, welches als ein Kontrol- und Beichränkungsmittel des Noten- 
umlaufs wirft und den Noten die allgemeine Brauchbarfeit im Verkehr, gleich den 
Noten einer Gentralbanf, verbürgt. Die Zahl diejer Schottifchen Banken war 1873 
11 mit 5,6 Mill. Pi. St. Notenumlauf, über 700 Filialen und 60—70 Mill. 
Pr. St. Depofitenfchulden. Nehnlichkeit mit diefem Schottifchen Zettelbankweſen zeigt 
dasjenige einiger Nordamerifanifcher Staaten, beſonders von Mafjachujetts, auch das 
Schweizerifche. 

c) Während fo im Britifchen Zettelbankweſen ein reftringivendes bankpoli- 
tiiches Prinzip im Bankrecht zur Geltung fam, Hat ſich in einem entjcheidenden 
Punkte das Bankrecht für die übrigen, nicht Noten auögebenden Banfen freier 
geitaltet. Allmählich, bejonders jeit 1837, hat nämlich das Prinzip der begrenzten 
Haftbarfeit im Gejelljchaftsrecht für die jog. Joint-Stod-Gompanies Eingang gefunden, 
jo daß letztere dadurch zu Aktiengejellichaften im fontinentalen Sinne wurden. Für 
einzelne Arten von Gefellichaiten, darunter auch für Bankgejellichaften, blieb aber 
wegen des bejonderen Zweds der Unternehmung diefes Prinzip noch ausgejchlofien. 
Man hielt dafür, daß durch den Grundſatz der unbejchränkten Haftbarfeit ein Maß 
der geichäftlichen Solidität gefichert werde, wie auf faum eine andere Weife und 
glaubte namentlich bei Banken an diefem Grundſatz ſeſthalten zu follen. Indeſſen 
ging die Richtung der Zeit doch auch Hier auf die Umgeftaltung des Rechts und 
manche neuere Erfahrungen, bejonders in der Krifis von 1857, wo auch eine große 
Schottiiche Bank zuſammenbrach und eine andere ftodte, zeigte, daß jener Grundjat 
doch nicht ficher die gepriefenen Folgen habe, andererſeits aber für die Aktionäre 
verhängnißvoll wurde. So haben denn Gefehe von 1858 und 1862 auch für 
Banken die begrenzte Haftbarkeit zugelaffen. Zahlreiche Banken find jeitdem nad) 
diefem Rechtsprinzip errichtet, befonders auch jog. Finanzkompagnien (ſpekulative, 
Credits-mobiliersartige Banfen), von denen freilich manche feine erbauliche Entwide- 
(ung nahmen. Die Zettelbanten, mit Ausnahme der alten inkorporirten (Bank von 
England jelbjt, drei Schottiiche, Bank von Jrland), beruhen aber jänmtlich auf dem 
alten Prinzip und würden auch ohne Verluſt ihres Notenrechts nicht in der neuen 
Weiſe umgejtaltet werden fünnen. Auch die wichtigjten und ſolideſten Depofitenbanten, 
jo die großen Londoner Joint-Stod-Banfen, haben noch die unbegrenzte Haftbarkeit. 

3) In Deutichhland genügt e& für unferen Zwed nur bis zur Periode der 
zwanziger und dreißiger, bzw. vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts zurüdzugehen, 
von wo exit eine Gejchichte des eigentlichen Zettelbanktwejens und wirklicher Bank— 
notenausgabe datirt. Einzelne ältere öffentliche Banken waren meiftens mehr jtaate- 
finanzielle al3 freditwirthichaftliche Einrichtungen und die etwaigen Bankſcheine ſolcher 
Banken mehr eine Art Staatöpapiergeld. Cine unmittelbare Verbindung des neueren 
Zettelbankweiens und der Banknotenausgabe mit diejen älteren Banken bejteht nicht. 
Selbit die Preußiſche Bank, obwol aus der älteren Königlichen Bank hervor- 
gegangen, iſt doch erft durch die wichtige Reform von 1846 eine moderne Zettel- 
banf geworden. Natürlich war bi 1866/67, bzw. 1870 das Deutiche Zettelbant- 
recht fein einheitliches Deutiches, jondern ein ftreng partikuläres, verichieden in jedem 
Staate, wenn auch mehrfach auf gleichen oder Ähnlichen Rechtäprinzipien beruhend. 

a) In Preußen war die Errichtung von Aktiengejellichaiten, daher 
auch von Banken in diefer Form jeit Alters an Staatsgenchmigung ge 
fnüpft, jo auch im Gejeh vom 9. November 1843 über Aftiengejellichaiten. Das 
Recht, die Erlaubniß zur Ausgabe von Banknoten zu geben, vindizirte fich der Staat 
ebenfalls, ähnlich wie in anderen Ländern, ein folches Recht wol als Konſequenz des 
Münzregals betrachtend, — gewiß bei der Nothwendigfeit, ein jolches Regal ftrikte 
zu interpretiren, eine rechtlich nicht Haltbare Auffaffung. Seit dem Gejeg vom 
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17. Juni 1833 war aber für die Banfnotenausgabe der Rechtsboden unzweifelhaft, 
indem dieſes Geſetz in $ 1 bejtimmte, daß „Papiere, wodurch die Zahlung einer 
beitimmten Geldſumme an jeden Inhaber verſprochen wird, von Niemandem aus— 
geſtellt und in Umlauf geſetzt werden dürfen, der dazu nicht die königliche Ge— 
nehmigung erhalten hat“. Hierunter fallen vor Allem Banknoten (übrigens auch 
auf den Inhaber lautende Depoſitenſcheine, einerlei ob auf Sicht oder auf beſtimmte 
Termine zahlbar). Schon vordem hatte die Pommerſche ritterſchaftliche Privatbank 
im Jahre 1824 das Recht zur Ausgabe von Bankſcheinen für 1 Mill. Thaler, 
den Betrag ihres Stammkapitals, erhalten. 1833, bzw. 1836 wurde es ihr ent— 
zogen, ihr dafür aber ein Borichuß von Y, Mill. Thaler Staatskaffenanmweifungen ge- 
geben. Auch die in 100—1000 XThalerjtüden ausgegebenen Bankkaſſenſcheine der 
Königlichen Bank, damals einer reinen Staatsanftalt, wurden 1836—37 eingezogen 
und dafür der Bank 6 Mill. Thaler Staatskafjenanweifungen überwiejen. Grit 
im Jahre 1846 wurde diefe Bank in die Preußiiche Bank unter Betheiligung von 
Privatperionen mit einem Kapital von 10 Mill. Thaler verwandelt, woneben der 
Staat jelbit mit einem fleinen Aktivfapital bei der Bank betheiligt blieb. Dieje 
Bank wurde dann ala Zettelbant eingerichtet. (S. Kabinetsordres vom 11. April 
und vom 18. Juli 1846, und bejonders Bankordnung vom 5. Dftober 1846.) 
Sie war zwar nicht in allen rechtlichen Formalien eine eigentliche Aftiengejellichait, 
aber doch ein derjelben nahe verwandtes Inftitut. Die Hauptbank wie ihre Kon— 
tore und Kommanditen Hatten ausdrüdlich die Eigenjchaft juriſtiſcher Perſonen. 
Die Einſchüfſſe der Privaten lauteten über 1000 Thaler und auf den Namen, ſog. 
Banfantheilsicheine, deren Uebertragung durch Abs und Zufchreiben in den Büchern 
der Banf nach vorgefchriebener Form erfolgte. 

Diefe Preußiiche Bank befak nun lange Zeit, zum Theil bis zu ihrer Auflöfung, 
bzw. bis zu ihrem Uebergang in die Deutiche R. in Preußen jehr wichtige 
Privilegien, denen freilich auch wejentliche, namentlich finanzielle Laſten und 
Pflichten zu Gunften der Staatskaffe und gewifjer wirthichaftlicher Intereffen ent— 
iprachen. Man muß dabei berüdfichtigen, daß die Bank zwar ihrem Stammtapital 
nach überwiegend Privaten gehörte, doch ganz unter Staatsverwaltung ftand und in 
vieler Hinficht doch wie eine wirkliche Staatsbanf anzufehen war, indem namentlich 
ihr Ertrag in bedeutendem Maße dem Staate zufloß. Aus dem Reinertrag erhielt 
nämlich zunächft der Staat für fein Aktivfapital in der Bank (zuleßt ca. zwei Mil. 
Thaler) 31/,, die Privatbetheiligten für das ihre 41/, Prozent, der Neft fiel, nach 
erfolgter Dotation des Reſervefonds, beiden Intereffenten je zur Hälfte zu. Außer 
den aus dem Charakter eines QDuafi-Staatsinftituts fich erflärenden Rechten des 
Fisfus, welche die Bank im Allgemeinen genoß, der Stempel-, Sportel- und Porto- 
freiheit, gewiffen vom Gemeinen Recht abweichenden Vorrechten im Lombardgeichäft 
hatte die Preußische Bank ald Bank vier wichtige Privilegien: 1) Sie war und 
blieb lange Zeit neben der Pommerichen Bank in Stettin die einzige größere 
öffentliche Bank, indem andere Bantkaktiengejellichaften nicht Eonzeffionirt wurden, 
weswegen man in Preußen zeitweilig für folche Banken die Form der Kommandit- 
geſellſchaft auf Aktien wählte, bis auch diefe mit der Ginführung dee HGB. an 
Staatögenehmigung geknüpft wurde. — 2) Die Preußifche Bank hatte zwar rechtlich 
niemals, aber thatjählih nahezu immer in Preußen da Monopol als 
Zettelbant. Grit vom Jahre 1848 an wurde die Errichtung von fleinen Noten- 
banken auf Grund ziemlich ſchwerer Normativbeitimmungen zugelaffen, die aber ins— 
gejammt nur für 7 Mill. Thlr. Noten jollten ausgeben dürfen. 1848 entitand mur 
eine, 1850 eine zweite, dann 1856 einige weitere Eleine jolche Banken, regelmäßig 
mit je einer Mill. Thaler Notenausgabe. Die Preußiiche Bank durfte dagegen ſchon 
1846 15, bzw. 21 Mill. Thaler Noten ausgeben und 1856, — wo ihr privates 
Stammfapital auf 15 (1866 auf 20) Mill. Thaler erhöht und — Staat und 

v. Holtzendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 8. Aufl. 
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Bank ein Bertrag über die Einziehung von 15 Mill. Thaler Kaffenanweifungen 
mittels einer von der Bank zu verzinfenden und zu tilgenden Staatäanleihe ab: 
geichloffen wurde, — ward das Notenreht der Bank ein unbeſchränktes (dod 
durften blos 10 Mill. Thaler in Zehnthalernoten beitehen) gegen die Verpflichtung, 
mindeitens , baar und den Reft der Noten mit bankmäßigen Wechieln zu deden. 
Seitdem hat die Bank auch ihren Notenumlauf ſtark ausgedehnt und die bebem: 
ichende Bantftellung nicht nur in Preußen, jondern jchon vor 1866 in ganz Deutich- 
land errungen. — 3) Ferner mußten alle Depofiten der VBormundichafte- und 
Gerichtöbehörden, Kirchen, Schulen zc. bei der Banf angelegt und von dieſer mur 
mäßig verzinft werden. — 4) Endlich wınde die Annahme verzinälider 
Depofiten anderen öffentlichen Banken unterfagt. Sie ift den Privatnotenbanten 
erit im Jahre 1857 in beichränftem Maße erlaubt worden. Die Preußiiche Ban 
hat daher eine in feltenem Umfange privilegirte Stellung eingenommen. Die An: 
nahme ihrer Noten an den öffentlichen Kaſſen kam ihr ebenialla jehr zu statten. 
In den großen politiichen Kriſen von 1866 und 1870 bewährte die Preukiiche Bant 
voll und ganz die Leiftungsfähigkeit einer großen nationalen Gentralbant 
und erwarb fich berechtigter Maßen die Anwartichaft, zur Deutichen R. erhoben zu 
werden, wie es denn auch geichab. 

.b) Nicht unerheblich, aber keineswegs durchaus erfreulich war die Entwidelung 
des Zettelbanktwejens in den übrigen Deutihen Staaten. Der leitende 
Rechtsgrundſatz war auch hier überall das Erforderniß der Staatsgeneh— 
migung jpeziell für die Errichtung einer Zettelbanf oder für die Notenauägabe. 

a) Die Mittelftaaten waren im Allgemeinen mit der GErtheilung von 
Notenprivilegien jehr reſervirt. Den Anfang machte Bayern, welches jeiner 
wejentlich für andere Bank- und ſogar Berficherungsgejchäfte gegründeten Bayertichen 
Hypotheken⸗ und Wechjelbant durch Gejeh vom 1. Juli 1834 jogar ein aus: 
Ihließliches Privileg der Notenausgabe auf 99 Jahre (!) für 8 (jeit 1866 für 
12) Mill. Gulden (nicht unter 10 Gulden das Stüd) ertheilte: ein Privileg, das 
bei der Bankreform von Reichswegen in den fiebziger Jahren noch beiondere Be 
rüdfichtigung finden mußte. Im gewerbreichen Königreich Sachſen wurde die 
Leipziger Bank 1839 mit einem unbejhränften Notenrecht (micht unter 
Zwanzigthalerjtüden und mit %, Baardeckung jedoch), ſpäter noch drei Kleinere 
Banken mit einem Eleinen Notenrecht, 1865 dann die in größerem Maßſtab errich— 
tete Sächſiſche Bank in Dresden ebenjalla mit einem unbeſchränkten Noten: 
recht Eonzeffionirt. In Medlenburg- Schwerin erfolgte 1850, in Hannover 
1856, im Großherzogtum Heſſen 1855 die KHonzeffion einer eigenen Notenbant. 
Baden jchritt dazu, richtiger Weife auf Grund eines bejonderen Geſetzes (5. Juni 
1860), welches die Ausgabe von Banknoten an den Erlaß eines Geſetzes knüpfte, 
erit 1870, Württemberg 1871. Bon den jelbftändigen Stadtftaaten, wo ein reelles 
Bedürfniß nach Zettelbanten vorlag, haben Frankfurt a. M. 1854, Bremen 
1856, Lübed 1856, bzw. 1865 (zwei Inſtitute) Zettelbanten erhalten. Nur 
Hamburg hat fich nicht zu einer Konzeffion verftanden und war, ala eine dortige 
Bank Anjtalten zur Notenausgabe traf, was nach dem bejtehenden Recht kaum zu 
hindern gewejen wäre, daran, im adminijtrativen Wege dagegen einzufchreiten, 
worauf jene Bank auf ihre Abficht verzichtete (1864). 

P) An kaum zuläffiger Weife wurde dagegen in einer Reihe Deutiher Klein: 
ftaaten das Konzeſſionsſyſtem dazu benußt, um für Zettelbanfen in einem ſolchen 
Staate das Domizil zu erlangen und von da aus in den benachbarten größeren 
Staaten, bejonders in Preußen und Sachjen, durch Filialen und Agenturen Ge 
ichäfte treiben und die Noten hier verbreiten zu lafjen. Dieje Banken waren zudem 
mehrjach in zu großem Maßjtabe angelegt, hatten umfangreiche, zum Theil un: 
beichränfte Notenrechte, öfters einen für eine Zettelbank zu weit gegriffenen und jelbit 
unpaſſenden Gejchäftsfreis, nicht immer hinlänglich jolide Vorfchriften über die Noten: 
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deckung, und endlich ganz unverhältnigmäßig lange Konzeffionsdauer, bis Ende diejes, 
Anfang, ja Mitte des 20. Jahrhunderte. Auf Grund folcher Konzeffionen wurde 
ſchon 1847 eine Zettelbanf in Anhalt Deffau, dann, während der Spefulation®- 
periode Mitte der fünfziger Jahre, weitere zu Weimar 1853, zu Gera 1854, zu 
Gotha, Meiningen, Sondershaufen, Büdeburg (!), Homburg (!) 1856 errichtet. 
Man muß zwar zugeftehen, daß alle diefe Banken befjer waren ala ihr Ruf, daß 
ihre geſammte Notenausgabe fich nicht allzu jehr ausdehnen konnte, troß der Be- 
fugniffe dazu, daß eine Stodung der Baarzahlung bei feiner, nicht einmal im Mit— 
teldeutichen Kriege von 1866 vorgelommen iſt. Aber die Noten diefer Banten 
waren jehr mannigialtig, gingen auf Eleine Beträge herab, wurden oft fünftlich weit 
vom Domizil der Bank, wo fie allein eingelöft wurden, in Umlauf gelegt und er— 
halten, und bildeten jo eine läftige Art von Umlaufsmitteln, ganz ähnlich wie das 
tleinftaatliche Staatspapiergeld, das meiſtens diejelben Staaten ebenialls in einer 
zur Kleinheit diefer Staaten in Mißverhältniß ftehenden Menge ausgegeben hatten. 
Auch unterjtügten manche diefer Banken umfolide Geichäfte und jchadeten dadurch. 
Die Preußische und mittelftaatliche Bankpolitit, welche im Ganzen die Entwidelung 
fleiner Zettelbanken innerhalb des eigenen Staates zu hemmen juchte, wurde nicht 
ohne Erfolg von diejer Eleinftaatlichen Bankpolitit gefreuzt, fo daß in der That in 
den SKonzeffionsertheilungen diejer Kleinftaaten (3. B. vom Staate Schaumburg- 
Lippe für eine Bank mit unbegrenzter Notenausgabe, in den verichiedenften Wäh- 
rungen, jelbit in Hamburger Mark Banko, mit Hundertjähriger Konzejfionsdauer!) 
ein für die politischen und Öffentlicherechtlichen VBerhältniffe im alten Deutfchen Bunde 
nur zu charakteriftiicher Mißbrauch der Souveränetät gefunden werden muß. 

c) Die größeren Staaten, Preußen, Bayern, Sachſen, Baden u. a. m., glaubten 
dieſem Zuftand gegenüber zu Repreſſalien greifen zu müſſen, welche freilich dem 
Bundesverhältniß und vollends der Einheit des MWirthichaftsgebietes im Zoll— 
verein wenig entiprachen, auch nur theilweife Erfolg hatten, aber nur die Konjequenz 
des Zettelbankrechts diefer Staaten waren: fie fchritten zu theilweiien oder gänzlichen 
Berboten aller oder gewifler Sorten ausländijchen Staatöpapiergeldes und Bank— 
noten (1855, 1857) und ftellten die Zahlungäleiftung damit unter Strafe. Das 
Königreich Sachſen ließ fremde Noten über 10 Thaler nur zu, wenn die betreffenden 
Banken in Sachſen Einlöfungsitellen errichteten. Nechtlich entjtanden dadurch ganz 
unbaltbare Zuftände, millionenfache Straffälle, — thatjächlich änderte ſich wenig, 
nur etwa, daß die Notenftücde unter 10 Thaler, die befonders verpönt waren, durch 
größere vielfach erjeßt wurden. Bereinbarungen über eine gemeinfame Regelung 
Diefer Dinge wurden im Zollverein angeregt, e8 kam aber nicht einmal zu ernit- 
Lichen Berhandlungen darüber. 

d) So entwidelte fi) das Deutſche Zettelbantweien auf diefer ganz parti= 
fularrehtlihen Bafis weiter, noch über 1866 und 1870 hinaus, bis das 
Deutiche Reich eine neue einheitliche geieliche Regelung in die Hand nahm, die in 
Der That jehr nothwendig war. Die Preußiiche Bank dehnte nach 1866 ihre Ger 
fchäfte auf die neuen Provinzen, 1871 auf Eljaß-Lothringen aus. Die Kriegsereig— 
riffe, dann die Einftrömung der Franzöſiſchen Milliarden, der ungeheuere Spefula- 
tiond und Geichäftsauffhwung 1871—73 führte zu einer ftarfen Vermehrung des 
Notenumlaufs, was zu neuen, aber faum jpeziell begründeten Vorwürfen bejonders 
gegen die Hleinftaatlichen Banken Anlaß gab, da wenigjtens bei den anderen, be= 
fonders der Ton angebenden Preußiichen Bank, der Entwidelungsgang im Ganzen 
derjelbe und eben durch die Verhältniffe bedingt war. Der geſammte Deutiche 
Notenumlauf war Mitte 1870 258, März 1873 (ungefähr der Höhepunkt) 480 
Mill. Thaler, davon durch Kafſe (meift Metallgeld) nicht gededt bzw. 121 und 
183 Mill. Thaler. Der Notenumlauf der Preußiichen Bank allein betrug an diejen 
beiden den Anfang des Krieges und das Ende der großen Aufſchwungsperiode be= 

95 * 


356 Reichsbanl. 


zeichnenden Terminen 168 und 336 Mill. Thaler, wovon ungedeckt 78 und 120 
Mill. Thaler. Die Deutiche Zettelbankreform wurde nur verzögert durch die ihr 
mit Recht vorangehende Reform der Müngzgejeßgebung, und noch etwas erjchwert 
durch die Verhältniſſe des Deutichen Stantöpapiergeldes, welches lettere faſt noch 
mehr einer Reform bedurfte. Bevor aber zum Schluß diefe Bankreform ſelbſt hier 
behandelt wird, ericheint c& nothwendig, auf einige Punkte, welche bei der Ge 
ftaltung des Zettelbankrechts und des Rechts der Notenausgabe bejonders jchwierig 
und ftreitig find, und auch bei uns mitjpielten, in Kürze aus dem Gefichtäpuntte 
de lege ferenda einzugehen. 

IV. Streitiragen des Zettelbantrechts. 1) Iſt das Recht der Noten- 
ausgabe „jelbitverftändlich“ ein mur dem Staate zuſtehendes, mur von 
Seiten des Staats zu verleihendes Recht, injofern ein „Regal“? Rechtsphiloſo— 
phiſch entichieden nicht! Nach dem pofitiven öffentlichen Recht eines Landes jedenialli 
nur dann, wenn ein unvordenkliches Herlommen oder ein beitimmtes Geſetz dafür 
nachzumeijen ift. Erſteres wird jchwer zu begründen, mindeſtens leicht jtreitig jein, 
legteres ift daher regelmäßig für den Fall zu verlangen, daß der Staat ein jolce 
Recht beansprucht. Die beliebte Ableitung diefes Rechts aus dem Münzregal (in 
England, Defterreich, Preußen und anderen Ländern mehr in parlamentariichen Ber 
bandlungen vorgelommen, gewöhnlich, aber nicht immer, ohne Widerfpruch zu fin 
den) ift oben jchon als unhaltbar bezeichnet worden. Wol das Recht, Papiergeld 
mit Zwangsfurs auszugeben, aber nicht die Notenausgabe, kann ohne Weiteres 
als ausschließliche Recht des Staats gelten. Es ift daher der allein Lorrefte Wen, 
den man in Baden (f. oben) und neuerdings im Norddeutichen Bunde und Deutichen 
Reiche (f. unten) bejchritten hat, durch ein beſonderes Geſetz dem Staate du: 
Recht zu übertragen, allein die Befugniß zur Notenausgabe zu ertheilen, womit ein 
„Notenregal“ begründet ericheint. 

2) Iſt aber die Konftituirung eines joldhen Notenregal® — von 
der Trage, ob daflelbe und an wen eventuell es zur Ausnutzung überlaflen werden 
foll, noch abgejehen — richtig und notbwendig? Das läßt fich matürlic 
nicht abjolut beantworten, ſondern ift wie alle folche Fragen über den ausjchlieh- 
lichen Borbehalt won Rechten für den Staat nach den Umständen, alfo weientlih 
mit nah Zwedmäßigfeitsrädiichten zu enticheiden. Zu behaupten it nur, 
dab aus dem Weſen der Banknote, aus ihrer rehtlihen Natur wie au 
ihrer wirthſchaftlichen Funktion eine folche „Regaliftrung der Notenausgabe 
nicht nothwendig folgt, einerlei, welche Auffaffung man in den eben genannten 
beiden Beziehungen von der Banknote hat. Nach unferer, auch von Juriften, aber 
nicht allgemein, und von vielen, aber auch nicht allen Nationalöfonomen getheilten 
Auffaffung ift die gewöhnliche Banknote, welche nicht ausdrüdlich, wie die Note der 
Bank von England, die Eigenschaft des geießlichen Zahlungsmittel hat, rechtlid 
nicht Geld, jondern Anweifung auf Geld, wird mit ihr rechtlich nicht Zahlung 
geleiftet, jondern nur wenn der Empfänger einwilligt (satisfactio pro solutione est), 
ift die Banknote troß einiger abweichenden juritifchen Formalien nicht prinzipiell, 
jondern nur gradweiſe nach ihrer Funktion im Verkehr von anderen Zahlung« 
mitteln des Kreditverkehrs, Anweifungen, Wechieln, Checks u. ſ. w. verfchieden. 
Namentlich wirkt fie auch nicht anders auf den Münzumlauf, verdrängt die Müny 
an fich nicht mehr aus dem Verkehr ala andere Kreditumlaufsmittel und kredit 
wirtbichaftliche Einrichtungen (Girogeichäft, Checkweſen, Ausgleihungshaus), welde 
Münze „eriparen“. Auch diejenigen Oekonomiſten und Juriſten, welche die Bank 
note rechtlich und ökonomisch mehr dem Gelde, beſonders dem Bapiergelde (defien 
wejentliche Merkmale nach unjerer Auffaffung Zwangskurs und Uneinlösbarteit 
gegen ein anderes „Geld“ find) gleichiegen, können dieje wejentlich gleiche Verkehr— 
funktion der Note mit ſonſtigen Zahlmitteln und Ginrichtungen der Kreditwirtbichait, 
d. h. offenfundige Eriahrungsthatjachen, nicht überjehen. Soll ein Notenregal abjolut 
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nothiwendig fein, jo müßte es die Regalifirung aller folcher Zahlmittel und Ein— 
richtungen auch fein. 

3) Wie verhält e8 fich dann mit der Zwedmäßigfeit der Konftituirung 
eines Notenregals und des Erforderniffes der Staatsgenehmigung (die 
wieder im Wege des Geſetzes oder im adminiftrativen VBerordnungswege 
erfolgen kann) für die Banfnotenausgabe? ine Frage, welche mit der weiteren 
nach der Gentralifation oder Dezentralijation der Notenausgabe fich 
zwar nicht dedt, aber zufammenhängt. Kamm und darf etwa ftatt jolcher Regalifirung 
und der Staatögenehmigung für jeden einzelnen Fall (Syitem des Konzeſſions— 
3wange®) auch ein Syitem der Normativbedingungen für Bettelbanten 
Platz greifen, wo dann die Staatöverwaltung fich darauf beſchränkt, fich in jedem 
einzelnen Fall die Erfüllung folcher Bedingungen nachweifen zu laffen? Oder kann 
und darf etwa jelbft dag Gemeine Recht (dad H.R. für Handelägejellichaften, das 
Aktiengefellichaftsrecht) hier ohne Weiteres Anwendung finden, etwa mit einigen 
wenigen Spezialbeitimmungen gerade für Zettelbanten wegen des Zwedes der 
Unternehmung, mit anderen Worten kann, im vollen Gegenjag gegen das Noten- 
regal und gegen die Monopolifirung der Notenausgabe in einem einzigen Gentral- 
inftitut „Zettelbankireiheit* gewährt werden, woraus dann gewöhnlich eine 
mehr oder weniger ftarfe Dezentralifation des Zettelbankweſens hervorgehen wird ? 
Beiſpiele Liefert das pofitive Recht verichiedener Länder, Co kann man bis 1845 
in Schottland, von 1826 bzw. 1833 bis 1844 in England von Zettelbant- 
freiheit jprechen. Das jchon ältere Recht von New-York, das neuere von ganz 
Nordamerika (allgemeines Geje vom 30. Juni 1864) charakterifirt fich als ein 
Syitem (jehr ftrenger) Normativbedingungen. 

a) Eine prinzipielle allgemeine Berwerfung jelbit der Zettelbankfreiheit ift 
nicht mit dem öfonomijch-tehnifchen Moment zu begründen, daß daraus 
nothwendig ein unfolides Bank», Kredit: und Geldweien hervorgehe. Diefe Be— 
fürchtung läßt fich durch Beijpiele der Erfahrung (Schottland, Schweiz, einzelne 
nordamerikaniiche Staaten) und auch allgemein theoretiich aus den Funktionen der 
Zettelbant und ihrer Noten widerlegen. Soweit die Banffreiheit Hier mit De- 
zentralifation zufammenhängt, ergiebt eine unbeiangene Unterfuchung gewiffe Schwächen, 
aber auch gewifle Vorzüge der Dezentralifation vor der Gentralifation der Noten- 
ausgabe, jo daß das Urtheil wenigftens in großem Umfang ein nur relatives 
fein wird. Gewiſſe Nachtheile der dezentralifirten Notenausgabe, bejonders die 
Bielfältigfeit der Noten, die beichränktere Umlaufsfähigkeit, die Einlöfung an Neben- 
plägen, Laffen fich theils durch freiwillige Einrichtungen, zu denen das eigene Intereſſe 
die Banken führt (gegemjeitige Zahlungsannahme der Noten, Notenumtaufch, Schott= 
land, Maſſachuſetts, Syſtem der Schweizeriichen Konkordats-Banken), theil® durch 
einige gejetliche Borjchriften im Wefentlichen befeitigen, wodurch das Prinzip der 
Zettelbanffreiheit nur wenig modifizirt würde (Vorjchriften über die eben genannten, 
jelbit freiwillig eingeführten Einrichtungen, über gleichmäßige Notenformulare, über 
Noteneinlöfung an Gentralpuntten des Verkehrs für alle Banken — Nordameritan. 
Geſetz, Deutiches Bankgeſetz —, weitergehend: das Verbot, feine Noten unter einer 
gewiſſen Höhe auszugeben, um die Eleineren Leute eventuell zu ſchützen und die 
Münze nicht aus den kleineren Verkehrskanälen zu jehr verdrängen zu laſſen). Die 
Banknote wird hier nicht jo leicht dem Gelde im Verkehr gleichgeftellt werden, wie 
die Note einer mächtigen Gentral- oder Monopolbank, was in mancher Hinficht fein 
Gutes Hat. MUeberragt eine folche Bank auch die Kleineren Banken des dezentra— 
liſtiſchen und Bankfreiheitsſyſtems durch ihre größere Leiſtungsfähigkeit in Kriſen — 
ein ſehr wichtiger, und faſt der entſcheidende Punkt Für Centraliſation der Noten— 

ausgabe —, fann eine große Gentralbanf durch ein gutes Filialnetz die Kleinen Pläße 
auch mit berüdfichtigen und den Geld- und Kreditverfehr eines großen Landes gut 
zufammenfaffen, jo vermag fich andererſeits die Kleine Bank in kapitalarmen Ländern 
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(Nordamerika) durch Notenausgabe Kapital zu verichaffen, da fie am Meiften in der 
Lage ift, individuell richtig nach den Lofalbedürfnifien zu verleihen, mehr als die 
immer nothiwendig etwas jchematifch operirende Gentralbant mit ihren Filialen. Die 
fleine Zettelbank hat auch mehr Trieb und Fähigkeit, das Depofitengefchäft zu ent- 
wideln, ala die Gentralbant, der die Notenemiffion alles erforderliche Kapital leicht 
zuführt. 

b) Andererjeitö aber wird gerade die Zettelbankfreiheit thatſächlich am Meiſten, 
oft allein von reichen Privatfapitaliften für die Gründung von Banken ausgenupt 
werden können. Solche Banken und überhaupt diejenigen (auch im Syſtem der 
Normativbedingungen), welche nicht unter jpeziellerer Staatsfontrole ftehen, werden 
feichter dem bejonderen Klaffenintereffe einflußreicher privater Geſchäftskreiſe dienen. 
Die Kautelen gegen mißbräuchliche Kreditgewährung der kleinen Zettelbanfen bieten 
fich zwar in der Kontrole des Publikums, in der gegenfeitigen Kontrole der Banten 
jelbit, aber diefe Kautelen find jchwerer zu handhaben. In kritiſchen Zeiten jchwanft 
und wankt der Kredit jolcher Banken und ihrer Noten eher, woraus weitere allgemeine 
wirtbichaftliche Gefahren hervorgehen. Lauter Gründe, welche eine größere Staats- 
intervention auf diefem Gebiete, die Gentralifirung der Notenausgabe und das Prinzip 
der Staatögenehmigung wenigitens oftmals rechtfertigen. 

c) Im Uebrigen wird hier aber auch fonft der Hiftorifch gegebene all- 
gemeine politifche und volfswirthichaitliche Charakter eines Landes mit 
zu enticheiden haben. In den größeren Staaten Europa’s, zumal des Kontinents, 
hat ſich nicht nur hiſtoriſch die Staatögenehmigung, die Gentralifation im Zettel- 
bankweſen eingebürgert: fie entipricht auch dem modernen Zuge im Wirthichaftsleben 
und im Banfwejen fpeziell. Die abweichenden Berhältniffe anderer Länder (Schweiz, 
wo aber Gentralifation der Notenausgabe jchon öfters angeregt ift, Schweden, Nord: 
amerika, theilweife Schottland und England) zeigen nur, daß folche allgemeine 
Momente überall mitjpielen, auch in der Gejtaltung eines Spezialrechts wie des 
Zettelbankrechts. Daraus wird man maßgebende Fingerzeige für die Richtung einer 
Reform des Bankrecht? entnehmen dürfen. 

d) Und zwar umfjomehr, da jedenfalls neben manchen jpezifiichen banktechniſchen 
und banköfonomifchen Vortheilen der Regalifirung der Notenausgabe, des Prinzips 
der Staatögenefmigung für Zettelbanfen und der ftärferen oder jelbjt völligen Gene 
tralifation feine entjcheidenden Nachtheile dieſer Geitaltung des Rechts, 
mindeſtens unter unferen fontinentalen Berhältniffen, abgeleitet und durch die Er— 
fahrung belegt werden können. Man hat wol, im Hinblick auf manche Beifpiele, 
vor der Gefahr einer Verquickung der Banken mit den Staatöfinanzen gewarnt. 
Indeſſen laſſen fich Hiergegen in ruhigen Zeiten ausreichende ſtaatsrechtliche Kautelen 
ichaffen. In unruhigen Zeiten zeigt das neue amerikanische Beifpiel im Bürgerkrieg, 
daß auch die Dezentralifation des Zettelbankweiens die Banken nicht vor finanzieller 
Ausbeutung ſchützt, oder der Staat giebt dann von fich aus Papiergeld aus 
(Defterreich, Nordamerika). Andererjeitö aber haben die großen Gentralbanten in 
fritiichen Zeiten auch für die Staatsfinanzen eine finanziell und politifch wichtige 
Stübe geboten (Bank von England in den Revolutionäfkriegen, Oefterr. Nationalbant 
1848 ff., Preuß. Bank 1866, 1870, beionders Frranzöfiiche Bant 1870—71), ein 
Moment, da8 bei der Enticheidung wol mit zu beachten ift. 

e) Speziell in den Deutſchen Berhältniffen wird man fich demnach für 
Notenregal und Staatsgenehmigung und, wenn nicht für völlige, jo doch 
für überwiegende Gentralifation der Notenausgabe bei einer großen Gentral- 
bank erklären dürfen. In diefer Weile ift auch die Deutiche Banfreform durch— 
geführt worden. Die völlige Gentralifation (Monopolbant) ift fachlich micht 
geboten, hat auch einige Mißſtände. Im Deutichen Reich wie in Großbritannien 
war fie, wenigiten® zunächit, durch den beitehenden Rechtözuftand, wo es vorhandene 
Rechte zu fchonen galt, auägeichloffen. 
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4) Soll inöbefondere die Gentral= oder Monopolbanfalß reine Staatö- 
anjtalt oder, wenigitens nach dem Eigenthumsverhältniß, ald Privatunter- 
nehmen, daher als Aktiengejellichaft oder dgl. errichtet werden? Sollen eventuell 
auch die übrigen Eleineren Zettelbanten ala wirkliche öffentliche Anftalten den 
Selbitverwaltungstörpern (3. B. den Provinzen) übertragen werden, ausjchließlich 
oder neben privatiwirthichaftlichen Zettelbankunternehmungen, ala welche dann meiftens 
nur Aftiengejellichaiten zur Erwägung kommen werden ? 

Diefe Fragen find wiederum nicht abjolut, jondern nach den konkreten Verhält- 
niſſen zu entjcheiden. In banktechniſcher Hinficht kann weder von einem alls 
gemeinen Vorzug noch einem folchen Nachtheil des einen oder des anderen Syſtems 
die Rede jein. Nach feiner technifchen Natur, welche vollends hier alles fpefulative 
Moment ausjchließt, eignet fi) das Zettelbankgeichäft und die Notenausgabe ſowol 
für die Beforgung durch einen öffentlichen Körper (Staat u. ſ. w.), ala durch Aftien- 
gejellichaften. Die üblichen Gründe gegen folchen Geſellſchafts- und gegen Staats— 
betrieb treffen nicht zu. Gegen große eigentliche Staatsbanfen hat man politifche, 
namentlich kriegs politiſche Bedenken geltend gemacht, indem deren Fonds bei einem 
unglüdlichen Kriege gefährdet fein würden, umd zu erwägen bleibt dies Moment, 
das bei und mit für die Errichtung der R. ala Privatunternehmen den Ausichlag 
gab. Andererjeits hat man allgemein-volfswirthichaftliche, finanzielle und jozial- 
politiiche Gründe Für reine Staatsbanken vorgebracht, die wol entjcheiden dürften. 
Indeſſen ift zuzugeſtehen, daß man, wie bei uns, auch eine Centralbank ala Privat- 
unternehmen ganz unter Staatsverwaltung ftellen, die fachmänniſch- technijche 
Beihülfe von Vertretungsorganen der Privatintereffenten dann bejonders leicht und 
zwedmäßig einrichten kann, ohne doch den Einfluß diefer Kreife zu jehr zu jtärfen, 
und daß fich durch Gewinnb etheiligung des Staates deſſen finanzielle Intereſſen 
an der Ausnutzung eines Notenregala genügend wahrnehmen lafjen. So ift, wie bei 
der Preußifchen umd jet der R., der Umnterfchied nicht groß. Namentlich müßte der 
Staat ja doch die Bank mit einem eigenen Kapital ausjtatten, das ihm direkt oder 
indireft (bei Beichaffung durch Anleihen oder aus disponiblen Staatsfonds) wenigſtens 
großentheils die Zinfen foften würde, welche im anderen Falle die Aktionäre als 
Dividende für ihr Kapital beziehen. Die Fortentwidelung der Dinge möchte gleichwol 
bei uns zur reinen Staatsbank hinführen, d. 5. zur vollen gemeinwirthichaftlichen 
Drganijation des Zettelbankweſens. 

Weniger noch ala bei der Gentralbant ift bei Kleinen Banken eines ohnehin 
einmal auf dem Konzeffionsprinzip und der Staatäfontrole beruhenden Zettelbant- 
weſens für die Form der Aktiengejellichaft zu jagen. Körper, wie in Deutichland 
die Mittelitaaten und die Preußifchen Provinzen, wären ganz geeignet, jolche Kleinere 
Zettelbanten auf eigene Rechnung zu betreiben. Die Schwierigkeiten der materiellen 
Kontrole der Verwaltung würden folchen Banken gegenüber erheblich geringer als 
bei Aftienbanten jein. 

5) Welches ift, unter Vorausſetzung des Notenregala und des Konzeſſionsſyſtems 
als der Rechtäbafis des Zettelbankweſens, die paflendite Geftaltung des Rechts für 
die Einrihtung und den Betrieb der Banken? 

Einzelne wird auch hier nach den Landes- und Zeitverhältniffen zu bejtimmen 
fein. Die leitenden Grundzüge der Einrichtung und des Betriebes folgen aber 
aus dem Wejen und der Funktion der Zettelbanf. Im Ganzen werden die Vor— 
ſchriften für die Gentralbant und für die etwaigen Eleinen Banken übereinftimmen 
können, doch wird der erfteren ein größeres Notenrecht zu gewähren, aber auch 
ein ſtärkeres Stammkapital und die Haltung eine® größeren Baar- 
vorraths vorjuichreiben, vielleicht auch der Geichäftäfreis in den Aftiv- und den 
übrigen Paffivgefchäften etwas zu verengern fein. Die wichtigeren Beitimmungen 
betreffen folgende Puntte: 
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a) Vorſchriften über die Banknoten ſelbſt. Kein Zwangskurs (auch bei 
Einlösbarkeit) für die Banknoten der kleinen Banken, nicht unbedingt, aber doch 
eventuell ein ſolcher für die Noten der Centralbank. — Keine unbedingte Verpflichtung 
zur Annahme der Noten an den Staatskaſſen, indeſſen thatſächliche Zulaſſung, 
mindejtens für die Gentralbanfnoten. — Verbot Kleiner Noten, aber nur umter einer 
nicht zu großen Höhe (50 Mark bei uns pafjender ala 100 Mark ala Minimum); 
Entjcheidung mit nach den Währungs und Münzverhältniffen. — Zulaffung weiterer 
Noten nur in beitimmten runden Wbjchnitten. — Einlöfung der Gentralbanfnoten 
auch thunlichſt, doc) ohne unbedingte Verpflichtung, an den größeren Filialen, der Noten 
der fleinen Banken außer am Domizil auch an Gentralgeldplägen. — Gegenjeitige An— 
nahme der Noten bei den Banken jelbjt und Austaufch bzw. Einjendung zur Ginlöfung. 

b) Borichriften über die Notenausgabe und die fpezielle Notendedung, 
d. h. über diejenigen Aktiven, welche der Notenjchuld unmittelbar gegenüber ftehen 
und die jederzeitige Einlöfung der Noten ermöglichen jollen. Für die Gentralbant 
empfiehlt fich hier das Recht der unbeſchränkten Notenausgabe, unter der Bes 
dingung einer bejtimmten Notendedung. Letztere muß, nach der Natur der ſtets— 
fälligen Notenjchuld, die jog. „bantmäßige“ fein, d. 5. aus einem Baarborrath 
in Edelmetall (teils geprägtem inländifchen, mit voller Währungseigenjchaft ver- 
jehenen Gelde, theild Barren und fremden Münzen des Währungsmetalls) und aus 
ficheren, nicht zu lange laufenden (ungefähr drei Monate) Wechjeln beftehen. Als 
geiegliches Minimum des Baarvorraths ift am beften eine Quote, */,, bei der 
Gentralbant jelbjt */,, vorzufchreiben, aber Lieber feine weitere Norm über das 
Verhältniß zwijchen Notenumlauf und Baarfonds, namentlich nicht die „direkte 
Kontingentirung wie bei der Englifchen Bank (j. oben Nr. IL), aber beſſer auch 
nicht die „indirekte Kontingentirung“ wie jeht in Deutjchland (f. unten Nr. V.). — 
Den Heineren Banken muß dagegen nur ein beſchränktes Notenrecht gewährt 
werden, mit den gleichen Dedungsvorjchriiten wie bei der Gentralbant (doch mur 
Drittelbaarminimum). — Unfähigkeit, die Noten auf Verlangen einzulöfen, bedingt 
den Verluſt des Notenrechts bei den Heinen Banken, eventuell den Zwang zur 
Liquidation. Bei der Gentralbant würden in jolchem Falle Ausnahmevorjchriften 
faum zu vermeiden jein. 

c) Vorfchriften über daa Stammkapital und den Rejerveionds Die 
Gentralbanf ift mit einem abjolut und relativ großen, d. h. im richtigen Ver— 
hältniß zu ihrer Gejchäftsentwidelung, namentlich ihrem Noten- und Depofiten- 
geichäft jtehenden Kapital auszuftatten, wodurch ihre Leiſtungsfähigkeit gefteigert und 
für die Paffiven eine größere Garantie bejchafft wird. Die Heinen Banken find 
mit mäßigen, einzeln auch im Berhältniß zum Notenrecht ftehenden Stamm- 
fapitalien zu verjehen. Die Größe der einzelnen Aktien bei Aktienbanten, dann ob diefe 
Inhaber: oder Namenpapiere find, ift von untergeorbneter Wichtigkeit. Der Reſerve— 
fonds ift auf eine mäßige Quote des Stammkapital zu bringen, falls dies nicht 
erſt durch ihn bejonders verjtärkt werden joll. Er ift aus GErtraeinnahmen (Agio- 
gewinn bei Aftienemiffion) und aus dem laufenden Neinertrag auf die vorgejchriebene 
Höhe zu bringen und dadurch darauf zu erhalten. Er dient zur Dedung von Ver- 
luſten und zur Ergänzung der Aftiendividende auf eine beftimmte Höhe. Stamm- 
fapital und Rejervefonds find im Uebrigen im allgemeinen Bantgefchäft mit anzu— 
legen, aljo nur rechnungsweije, nicht in den Aktiven jelbjt apart zu halten. — Die 
Konzejjionsdauer für Zettelbanken ijt auf eine nicht zu große Zeit auszu— 
dehnen, etwa 10—15 Jahre: nicht weniger, um eine gewiſſe Stabilität in den 
Derhältniffen zu ermöglichen, nicht mehr, um wünjchenäwerthe Deränderungen des 
Rechts leicht durchführen zu können. 

d) Vorſchriften über die ſonſtigen Paſſiv- und Attivgeſchafte. Im 
Ganzen paſſend ein engerer Wirkungskreis ala bei allgemeinen Banken und wiederum 
ein etwas engerer bei der Gentralbanf als bei den kleinen Banken, denen jo Gelegenheit 
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zu geben ift, auch ohne Notenausgabe eine leidliche Rente zu erzielen. Bon Paſſiv— 
geichäften ift ftatthaft und wünſchenswerth das Depofitengeichäft (Depofiten ohne und 
mit Kündigungsfriſt, unverzinsliche und verzinsliche), an welches fich Kontoforrent- 
geichäft, Girogeſchäft, Checkweſen amjchließen; dabei womöglich Entwidelung des 
Gebrauchs, die von der Bank gemachten Darlehen zunähft ala Guthaben 
qutzufchreiben (England, Nordamerika), ftatt fie jofort baar oder in Noten 
(Kontinent) auszuzahlen. Die großen Gentralbanten werden bejonders unverzinsliche, 
ftetöfällige Depofiten führen und fich dadurch regelmäßig, namentlic) auch im 
Krifen, bedeutende Fonds neben der Notenausgabe zur Verfügung bringen (Englifche, 
Trranzöfiiche, Deutiche R.). Die Vorjchrift einer Minimalquote Baarvorrath Für 
jtetsfällige Depofiten ift aber dann zu erwägen, bei fleinen Banken wohl zu geben. 
Rückdiskontirung von Wechjeln ift nicht auszujchließen, aber nicht zu begünftigen. 
MWechielacceptirung und Zeitgefchäfte in Waaren und Werthpapieren werden paflend 
unterfagt (Deutjches Bankgeſetz). Die normalen Attivgejchäfte find die Wechſel— 
disfontirung und die Lombardirung (Beleihung von Fauftpfändern), mit näheren 
gejeglichen Borfchriften über die Marimaldauer der Hierbei gemachten Darlehen 
(90—100 Tage) und über gewiffe Sicherheitsmomente (Zahl der Unterjchriften bei 
Mechieln, Art der Pfänder, Werthverhältniß zwiſchen Piand und Darlehn). Im 
Lombardgeichäft kann den Banken, wenn das gemeinrechtlich ſonſt nicht geftattet ift, 
zugeitanden werden, fich bei umterbliebener Rüdzahlung des Darlehns oder Ergänzung 
des Piandes durch Nachichüffe im Fall fintenden Pfandwerths ſelbſt durch Verkauf 
des Pfandes ſofort bezahlt zu machen. Ferner ift den Banken der An- und Ber: 
fauf edler Metalle und fremder Münzen, nur in bejchränttem Make aber das 
Gffettengejchäft zu gejtatten, was die Art der Effeften und die Höhe der Anlage 
darin betrifft. Aktive Kontokorrentgeſchäfte ohne bankmäßige Wechjel- oder Lombarbd- 
defung, dann namentlich Oppothefengejchäfte find regelmäßig auszufchließen, dauernder 
Bejig von Immobilien ift nur für die eigenen Gejchäftszwede zu geftatten. 

e) Vorſchriften über Bejteuerung und finanzielle Entjhädigung 
des Staatd. Die Zettelbanken unterftehen pafjend dem allgemeinen Staat3- und 
Kommmmaljtenerreht. Ausnahmen (3. B. für eine R., wie bei uns, in Betreff der 
Beitenerung durch die Einzelftaaten) find bejonders zu begründen. In Betreff der 
Stempel u. dal. empfiehlt fich ein Abfindungsfyitem (England). Dem Noten- 
regal und Konzeſſionsſyſtem entjpricht es, daß der Gewinn aus der (ungededten) 
Motenausgabe dem Staate mil zufällt. Daher bei Aftienbanfen am Bejten eine 
Betheiligung des Staates an demjenigen Gewinn, welcher eine landesübliche 
Berzinfung des Kapitals überfteigt, eventuell ein progreffiv fteigender Antheil bei 
höherem Gewinn (Deutichland, Belgien). Dieje Einrichtung ift beffer ala die Ge- 
währung eines jeften Darlehns aus der Bank an den Staat (Bank von England, 
Trranzöftiche, Defterreichiiche Bank), weil dadurch ein Theil des Kapitald dem Ge- 
fchäft entzogen wird. Cine weitere Entichädigung für das Notenprivileg fann in der 
ımentgeltlihen Führung von Kaſſengeſchäften der Bank für den Staat liegen, eine 
Einrichtung, die beſonders bei großen Gentralbanfen pafjend ift. 

f) Vorſchriften über gefhäfitliche Verbindung zwifchen den Banken 
und dem Staat (eventuell einem anderen öffentlichen Körper). Zu begünftigen 
find Paffivgeichäfte der Bank, befonders der Gentralbant mit dem Staate, wobei 
dieſer, bzw. die Staatskaſſe Geld in die Bank (Steuereingänge) legt und mit ihr in 
Kontokorrent tritt („Öffentliche Depofiten“, England, Frankreich u. a. Länder 
mehr). Bis zum Betrage ſeines Guthabens Hat die Bank dann Zahlungen für 
den Staat zu leiften. Es empfiehlt fich, befonders nah Engliſchem Borgange, 
der Gentralbanf bier einen Theil der Kaflengeichätte des Staats zu übertragen, jo 
Diejenigen, welche die Staatäfchuld betreffen (Zinszahlung u. f. w). Für Aktiv— 
geihäfte der Bank, im welchen diefe dem Staat Darlehen gewährt, find aus kon— 
ftitutionellen und aus banktechnifchefinanziellen Gründen bejondere Vorfchriften in 
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allen denjenigen Fällen nothwendig, wo die Normen für das gewöhnliche Aktiv- 
geichäft der Bank nicht ftreng zur Anwendung gelangen. Daher 3. B. Erfordemif 
der Zuftimmung (nicht blos des Beiraths) von Comités der Privatintereffenten 
zu folchen Geichäften auch bei Gentralbanten, welche unter Staatöverwaltung jtehen 
(Preußiſche, Deutiche R.). 

g) Vorfchriften über Oeffentlichkeit, Verantwortlichkeit, Kontrolle. 

a) Der mit Recht im modernen Aktiengefellichaftsrecht und auf verwandten Ge— 
bieten zur Anerkennung gelangte Grundjaß der Oeffentlichkeit in Bezug auf 
alle die Errichtung und den Betrieb ſolcher Gejellichaften betreffenden Berhältnifie 
hat feine bejondere Bedeutung noch im Bankwejen und wiederum zumal im Zettel- 
banfweien. Hier muß aber jchon das Geſetz, mindeitend das von der Staatd- 
verwaltung zu beitätigende Statut („Bankordnung“), eventuell auch eine bejondere 
Verordnung der ftaatlichen Auffichtsbehörde nothwendig etwas fafuiitijch ver- 
iahren, d. h. es find die Punkte genauer zu spezialijiren, welche in Gemäßbeit 
jenes Grundſatzes öffentlich unzweideutig dargelegt werden müſſen. Beſonders her— 
vorzuheben iſt in dieſer Hinſicht der „Status“ oder die „Bilanz“ („Bankaus— 
weis“), d. 5. die ziffermäßige Aufftellung der Aktiva und Paffiva der Bank, Dafür 
ift ein hinreichend fpezialifirendee Schema vorzujchreiben, ferner muß eine regel- 
mäßige periodijche Veröffentlichung des Ausweiſes, wenigſtens nach Haupt- 
pojten, mit etwaiger Abrundung der Summen, bei Gentralbanten wöchentlich 
oder viertelmonatlich, bei kleineren Banken ebenjo oder wenigjtens monatlich 
ftattfinden. Am Jahresjchluß muß diefer Ausweis, in Verbindung mit dem Rechen» 
jchaftöbericht der Bank, noch genauer ins Einzelne gehen. Diefe Ausweije 
jollen einmal die Lage der Banken möglichit genau erkennen laſſen und ſodann der 
Geſchäftswelt ala eine Art Barometer der Beurtheilung der Lage des Geldmarftes 
dienen. Seit den dreißiger und vierziger Jahren iſt gerade bei Zettelbanten die 
regelmäßige Veröffentlichung des Status allgemein üblich geworden. Ebenjo ift die 
Deröffentlihung des Jahres», Geſchäfts- und Rechenſchaftsberichts vor- 
zuichreiben und werden auch dafür paflend genauere Beftimmungen gegeben. Die 
Veröffentlichungen haben am Bejten in einem allgemeinen Staatsanzeiger und 
in verbreiteten öffentlichen Blättern zu geichehen. 

P) Die Berantwortlichkeit der Organe der Bankverwaltung (Direktion, 
Vorſtand, Aufſichts-, DVerwaltungsrath) beitimmt fich ähnlich wie diejenige von 
Drganen jonftiger Aktien» oder dgl. Gefellichaften, muß aber bei Banken in jtraf- 
und civilrechtlicher Hinficht eher noch verjchärft werden (ähnlich wie bei Verſicherungs— 
anftalten), eben weil es fich Hier um möglichjte Garantien gegen den jo leichten 
Vertrauensmißbrauch handelt. Strafbeftimmungen find bejonders für die Verlegung 
der gejeglichen und ftatutarifchen Vorfchriften, u. a. auch für Unterlafjung oder gar 
für Fälſchung der öffentlichen Ausweife u. j. w. erforderlich. 

y) Die Kontrole durch ftaatliche Verwaltungsbehörden wird jogar bei dem 
Syſtem der Banffreiheit oder bei einem Syſtem einfacher Normativbedingungen zur 
Erwägung fommen können: bier in der Form einer „[ormellen“ (im Gegenſatz 
zur jachlich-eingreifenden, „materiellen“) Kontrole, etwa ausgeübt durch ein 
jtaatliches ftändiges, aus juriftifchen und banktechnifch-fachveritändigen Mitgliedern 
zuſammengeſetztes „Bankkontrolamt“. Daffelbe würde bier in&bejondere das 
Recht erhalten müſſen, Einficht in die Bankbücher u. ſ. w. zu nehmen und über 
den Befund, jo auch über die Mebereinftimmung der Öffentlichen Ausweife und Be— 
richte mit jenen Büchern öffentlich Bericht zu erftatten. — Bei dem ftrengeren 
Syitem des individuellen Konzeſſionszwangs und des Rechtsprinzips des Notenregala 
ift dieſe Kontrolbefugniß für ftaatliche Verwaltunggorgane noch zu verihärien, 
indem inäbejondere an die kompetente höhere Behörde Anträge zum Einfchreiten und 
Strafanträge gegen Bankverwaltungsorgane in allen Fällen geieß- oder ftatuten- 
widriger Handlungen oder Unterlaffungen zu richten find. Auch bier Handelt es 
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fih darum, Kontrolbefugnifie der Staatöverwaltung den Altiengefellichaften gegen- 
über — ein bei uns noch nicht endgültig befriedigend geregeltes Gebiet — nach den 
jpeziellen Berhältniffen der Zettelbanken zu geitalten. Im Deutichen Bankrecht, 
auch im Bantgejeg von 1875 finden fich bezügliche, doch noch nicht ficher ausreichende 
Beitimmungen. Manches Einzelne ijt in diejer Hinſicht zweckmäßig im Nord- 
ameritanifchen Zettelbanfrecht geordnet. — 

Die wichtigeren, bejonders die grundfäglichen Beitimmungen, welche im 
Vorausgehenden vorgeführt worden find, gehören im eigentliche Bankgeſetze, in 
allgemeine, wo es fih um die Rechtöbafis für ein Syſtem verjchiedener Zettel- 
banfen handelt (Nordamerika, Großbritannien, Deutiches Reich), in jpezielle, wo 
insbejondere die rechtliche Stellung einer Gentralbanf zu regeln iſt. Die weiteren 
Beitimmungen, welche mehr den Charakter von Ausführungsvorjchriften in Bezug 
auf die gejeglichen Normen haben, werden im Verordnungswege, in&bejondere 
auch in der Form von zu beftätigenden oder eigens zu gebenden Bankjtatuten, 
„Banfordnungen“ u. f. mw. zu erlaffen fein. Die Scheidung beider Reihen von 
Beitimmungen ift natürlich im Einzelnen etwas willfürlih. Die Rechtöprinzipien 
der Notenregalifirung und des Konzeſſionszwanges bringen eine größere Ausdehnung 
des eigentlich gejeglichen Rechts auf diefem Gebiete unvermeidlich mit fih. Das 
neue Deutiche Bankgeſetz von 1875 geht zum Theil jehr ins Einzelne ein, bier und 
da wol etwas zu weit. 

V. Die Zettelbant» und Papiergeldreform im Deutjchen Reiche. 
1) Wie oben jchon erwähnt, verzögerte fich die allgemein für nothwendig befundene, 
endgültige reichögejetliche Regelung des Deutichen Zettelbankrecht3 durch den 
Deutſch-Franzöſiſchen Krieg von 1870—1871 und durch den Wunſch, ihr die 
MWährungd- und Müngzreform vorangehen zu laffen. Die Norddeutiche wie die 
Deutsche RVerf. ließ glüclicher Weife feinen Zweifel über die volle und ausſchließ— 
liche Kompetenz der Reichsgeſetzgebung auf diefem Gebiete, da in Art. 4 Nr. 3 und 4 
nicht nur „die allgemeinen Beitimmungen über das Bankweſen“, jondern fpeziell auch 
„die Feſtſtellung der Grundjäße über die Emijjion von fundirtem 
und unfundirtem PBapiergelde“ ala Gegenftand der Beauffichtigung und Ge= 
feßgebung des Reichs bezeichnet werden. Unter den freilich juriftifch ftrittigen Be— 
griff „Papiergeld“ gehörten jedenfalls die Banknoten, aber auch das von den meijten 
Einzelitaaten auögegebene Staatspapiergeld. Letzteres war in Deutichland 
nirgends eigentliches, den Zwangsfurs führendes Papiergeld, jondern jeine Annahme 
war freigeitellt, gewöhnlich. war es auch auf Verlangen an gewiffen Kaſſen gegen 
Geld einlösbar und allgemein wurde es zu Zahlungen an öffentlichen Kaffen (für 
Steuern u. ſ. w.) angenommen, früher mußte auch mitunter eine bejtinmte Quote 
der Steuerzahlung in diejem Papiergeld erfolgen. Bei dem engen Zufammenhang 
des — meiftend nur in fleineren Abjchnitten, in Preußen in Ein» und Fünfthaler— 
fcheinen ausgegebenen — Staatöpapiergeldes mit den Banknoten und bei den Wirr- 
jalen, welche bejonders die Mannigjaltigkeit und relative (im Verhältniß zur Größe 
diejer Staaten) Menge des Heinftaatlichen Papiergeldes bewirkten, that eine reichs— 
geiegliche Regelung dieſes partifulären Papiergeldes ebenjo noth, wie diejenige der 
Banknoten und Zettelbanfen. Da aber bei diejem Papiergeld unmittelbare Finanz— 
intereffen der Einzeljtaaten mitipielten und die verichiedenen Staaten in ſehr ver- 
jchiedenem Maße den unverzinglichen Kredit in diefer Form benußt hatten, jo war 
Die Regelung dieſes Umlaufmittels in einer Hinficht noch fchwieriger. Sie ift denn 
auch nicht in ganz befriedigender Weiſe gelungen. 

2) Zunächit juchte man num im Norddeutfchen Bunde und im Deutfchen Reiche 
durch proviſoriſche Geſetze einigermaßen im Zettelbant-, Banknoten und Papier- 
geldweſen eine weitere Entwidelung und Ausdehnung auf der bisherigen partifular- 
rechtlichen Grundlage zu hemmen und den status quo im Ganzen erhaltend dem 
Reiche feine Mitwirkung bei jeder neuen Beränderung zu wahren. Dies geichah 


364 Reihsbant. 


in Betreff des Staatspapiergeldes durch das Norddeutiche Geſetz vom 16. Juni 
1870, welches ſpäter auch in den Süddeutichen Staaten zur Geltung gelangte; für 
die Banknoten u. ſ. w. durch das Geſetz vom 27. März 1870, das, weil es 
auf eine bejtimmte Dauer erlaffen war, bis zu der die Regelung des Bantweiens 
noch nicht gelang, mehrmals verlängert wurde (Geje vom 16. Juni 1872, 30. Juni 
1873, 21. Dez. 1874, letzteres mit einigen weiteren Beſtimmungen über die Bank— 
noten und Zettelbanten, durch welche die Bankreform eingeleitet wurde). Auch das 
Geſetz vom 27. März 1870 trat in den Süddeutſchen Staaten in Wirkjamteit 
(Anfang Januar 1872). 

3) Die Regelung des Staatspapiergelded. Durch das Gejeh dom 
16. Yımi 1870 wurde beitimmt, daß bis zur gejeglichen, in der Verfaflung vor« 
behaltenen Feititellung der Grundfäge über die Emiffion von Papiergeld von den 
einzelnen Staaten des Bundes neues Papiergeld nur auf Grund eines auf den Antrag 
der betheiligten Landesregierung erlaffenen Bundesgejehes ausgegeben oder 
deffen Ausgabe geftattet werden dürfe Das zur Zeit umlaufende Papier 
geld durfte nicht vermehrt, nur durch neue Scheine erſetzt werden, lettere aber nicht 
auf einen geringeren Nennwerth als die alten lauten. Cine bejtimmte Gültigkeits— 
frift hatte dies Gefeß nicht. Noch vor dem Bankgeſetz kam es aber dann zu einem 
definitiven Gefeh über das Staatöpapiergeld vom 30. April 1874. Der große 
Hortichritt darin lag in der Unifikation des eingelftaatlichen Papiergeldes, indem 
daffelbe gänzlich bejeitigt und großentheil® durch ein neues Neichspapiergeld, jog. 
Reichskaſſenſcheine, erſetzt wurde. Der damalige Gejammtbetrag des Papier: 
geldes, das im einzelnen Staaten erjt jeit 1866 neu eingeführt (Bayern, Medlenburg) 
oder ftarf vermehrt worden war (Königreich Sachjen), war damals 61 374000 Thaler 
(davon auf Preußen 30475000, Bayern und Sachſen je 12 Mill., Württemberg 
3428571, Baden 3714286, Heſſen 2457143, Medlenburg. Schwerin 1 Mill. 
Thlr., die anderen Kleinjtaaten zwifchen 1 Mill. und 0,138 Mill. Thlr., mur die 
drei Sanfeftädte, Oldenburg, Lippe-Detmold und Eljaß-Lothringen hatten feines). 
An Stelle dieſes Papiergeldes jollte endgültig die Summe von 40 Mill. Thlrn. 
oder 120 Mill. Mark Reichskaſſenſcheine in Abjchnitten von 5, 20 und 50 Marf 
treten umd nach der Kopfzahl auf die einzelnen Staaten vertheilt werden. Dafür 
hatten diefe das bisherige Papiergeld bis 1. Juli 1875 einzuziehen. Denjenigen 
Staaten, welche biöher mehr Landespapiergeld ala den nach diefem Vertheilungs— 
jchlüffel von der Summe von 120 Mill. Mark ihnen zufommenden Betrag emittirt 
hatten (d. 5. alle, mit Ausnahme Preußens), wurde indeſſen für ®/, der Differenz 
ihres bisherigen und ihres neuen Betrages ein Vorſchuß in Reichstafienicheinen 
(nach dem Gejeß eventuell baar, was aber ſogut wie gar nicht geſchah) vom Reich 
überwiejen. Diefer Vorichuß, 18247370 Thlr., ift vom 1. Yan. 1876 an in 15 
gleichen YJahresraten von den Einzelftaaten zu tilgen. Im Ganzen find bis März 
1880 auf Grund dieſes Geſetzes 174082100 Mark Reichkaffenicheine verausgabt, 
die fich bis dahin durch die Tilgungen auf 159,44 Mill. Mark vermindert hatten; 
davon beftanden 44,38 Mill. Markt in 5-Marf-, 42,79 in 20-Mark-, 71,28 Mill. 
Mark in 50-Markicheinen. Ausdrücklich wiederholt das Gejeß von 1874 die Ber 
ftimmung des Gefehes von 1870, daß ein Bundesitaat in Zukunft nur auf Grund 
eines Reichsgeſetzes Papiergeld ausgeben oder deffen Ausgabe gejtatten darf. 

So groß und erfreulich nun gegenüber dem bisherigen Zuftande diefe Reform 
war, jo ericheint fie doch nicht befriedigend. Das neue Neichspapiergeld muß bei 
allen Reichs- und Einzelftaatsfaffen nach feinem Nennwerth in Zahlung angenommen 
werden, wird von der Reichshauptkaſſe (die damit die R. betraut hat) für Rechnung 
des Reichs jederzeit auf Verlangen gegen baares Geld (d. h. nach den Münzgeſetzen 
gegen Deutiches Goldgeld und annoch gegen Silberthaler) eingelöft und ausdrücklich 
findet im Privatverfehr fein Zwang zur Annahme ftatt. Allein das Reich hat gar 
feine disponiblen NKHafjenbeftände für folche Einlöſung, eine andere unmittelbare 
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Dedung, wie bei den Banknoten in den furziriftigen Wechjeln, jehlt. Die Folge 
ift, daß einfach die R. mit ihren Mitteln eintreten muß, die dadurch verhältniß- 
mäßig geichwächt werden. Schon jeht liegen meiſtens einige 40 Mill. Marf 
in dieſer Bank, mehr als ein Biertel der Emiffion. In unruhigen Zeiten drohen 
bier bedenkliche Krifen. Gin folches reines Staatöpapiergeld kann überhaupt nicht 
genügend gededt werden, folide Banknoten find ihm ſehr vorzuziehen. In Eleinen 
Abjchnitten beläftigt es den Verkehr, in großen jtrömt e& noch leichter in gewifjen 
Zeiten zur Ginlöfungsftätte. Gerade die Unifikation hat hier die Lage er- 
jchwert, das klein- und mitteljtantliche Papiergeld Halte ehedem einen viel mehr 
lokal gebundenen Umlauf, jein Erjat, das Reichöpapiergeld, hat einen allgemeinen 
Umlauf, ftrömt aber deswegen auch leichter nach den Gentralpunften. Es wäre 
daher richtiger geweien, entweder mit dem Prinzip des Staats-, bzw. Reichöpapier- 
geldes ganz zu brechen, es völlig zu bejeitigen, was damals aus den Mitteln der 
Frranzöfiichen Kriegafontribution nicht jo ſchwer geweien, oder es (wie 1856 in 
Preußen, wo diejes fein Papiergeld von 30—31 auf 15—16 Mill. Thlr. durch 
jolhe Maßregeln verminderte) durch eine Anleihe einzuziehen und etwa der R. das 
Recht zu geben, unter DVerpflichtung der Berzinfung und Tilgung diefer Anleihe, 
fleinere Banknoten von 50-, eventuell von 50- und 20-Marfitücden gegen die 
übliche oder gegen eine etwas modifizirte Dedung auszugeben. Der jegige Zuftand 
ift nachtHeilig und bietet in Verbindung mit unferer fteden gebliebenen Münzreform 
erhebliche Bedenken, zumal in politiſchen Kriſen. Eine Reform der angedeuteten Art 
wäre noch jet am Plage. Auch die jpätere Summe von 120 Mill. Mark „un— 
fundirten“ Papiergeldes ift zu groß, als daß man dieſe Dinge einfach belaflen könnte. 

4) Die Banfreiorm. a) Provijorifhe Maßregeln Dur das 
erwähnte proviforiiche Bundesgeieg vom 27. März 1870 wurde der Erwerb einer 
neuen Befugniß zur Ausgabe von Banknoten ebenjalla an ein (auf Antrag der be- 
theiligten Landesregierung zu erlaffendes) Bundesgejet geknüpft, nicht minder 
die Aenderung einer bisherigen Beijhränfung, die Erhöhung eine 
geltenden Notenrechtes, die Verlängerung eines ſolchen. Doc konnte bei 
Ablauf von Notenprivilegien ohne Weiteres eine Verlängerung einftweilen eintreten, 
wenn die betreffende Bank fich einer einjährigen Kündigung von da an unterwarf, 
Nach diefer Bedingung wurde auch das Ende 1871 ablaufende Privileg der Preußiſchen 
Bank (und die Ähnlich geregelten Privilegien der Preußifchen Privatbanfen) vorläufig 
noch immer auf ein Jahr verlängert. So war aber einer weileren Ausdehnung 
des Notenbankweſens ein Riegel vorgejchoben und zum Theil jchon der Boden für 
eine reichägejeliche Bankreform geebnet. Bis zu lebterer war auf diefe Weiſe ein 
Rechtäverhältniß begründet, das man wol als ein Reichsnotenregal bezeichnen 
fann, und ein ähnliches Verhältniß, ein Reihspapiergeldregal beitand num 
auch für Papiergeld. Verglichen mit den ehemaligen Zuftänden, tritt auch bier in 
Folge der Erreigniffe von 1866 und 1870 ein großer Fortſchritt hervor, 

b) Die Vorbereitung der Bankgeſetzgebung des Reichs. Erft im 
Jahre 1874 begannen aber die unmittelbaren Arbeiten der Legislation für die Bank— 
reform jelbit. Diejelben und die dem Neichtage vorgelegten Gejeßentwürje haben 
mancherlei Phaien durchgemacht, auf die Hier nicht näher eingegangen werden kann. 
Es genüge die Bemerkumg in Betreff des wichtigjten Punkts, daß in dem dem Reichs— 
tage vorgelegten eriten Entwurf der Plan der Errichtung einer „R.“, bzw. der Um— 
wandlung der Preuß. Bank in eine jolche, fehlte, woran, neben anderen, politischen 
und jonjtigen Gründen, auch das jpezielle Finanzintereffe des Preuß. Staats an der 
Preuß. Bank feinen Antheil gehabt hat. Auf Wunfch des Reichstags wurde jedoch 
die Aenderung dahin zielend vorgenommen, die Preuß. Bank, unter finanzieller 
Entichädigung des Preuß. Staats, zur R. um und auszubilden. Die rechtlichen 
Schwierigkeiten, welche die einzelitaatlichen Bankprivilegien, bejonder® auch die klein— 
ftaatlichen (j. 0.) wegen der Größe der Notenrechte, der Länge der Konzeſſions— 
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dauer u. ſ. w. bildeten, erledigte man großentheils jchon dadurch, daß man dieie 
Notenrechte und die jonitigen Berugniffe der Zettelbanten eben, nach jtrifter Inter 
pretation, nur ftreng für das Staatögebiet des Konzeifionsftaats gelten ließ. Zur 
weiteren „freiwilligen“ Fügſamkeit der Banken unter die Beitimmungen des neuen 
Banfrechts des Reichs brauchte man einerjeit3 einige andere, fich bietende Preifions- 
mittel und andererjeits einige in Ausficht geftellte Erleichterungen und Begünitigungen 
(jo u. a. Bayern und jeiner eines ausſchließlichen Notenprivilegs bis 1933 
fi erfreuenden Bank gegenüber, ſ. o.). Im Uebrigen jei zur Gharafteriftif der 
Reichsgeſetzgebung bemerkt, daß die letztere bei vielem Richtigen und Guten, das fie 
eritrebte und erzielte, von etwas zu viel Antagonismus, ja Animofität gegen die 
Notenausgabe, zumal die metalliich ungededte, und fpeziell gegen die Heinitaatlichen 
Zettelbanten, aber theilweife auch gegen die Preuß. Bank und deren bisherige, be— 
fonders legtjährige Politit, vom eriten Gejeentwurt bis zur endgültigen Geftaltung 
des Geſetzes getragen war. Auch faliche oder doch einjeitige Theorien in Bezug auf 
die Funktion der Banknote jpielten dabei mit, offenbar ichon in denjenigen Kreijen, 
wo das Geje entworfen war. Einzelnes Unzwedmäßige, Kleinliche, mindeitens 
Unnöthige ift daher in das Geſetz gekommen. Ueber einige wichtigere Puntte, jo ob 
die R. reine Staatö- oder Aktienbank werden, ob vollends fie auch der jog. „in= 
direften Kontingentirung“ (f. u.) zu unterwerfen jei, gehen die Anfichten noch jet 
auseinander. Im Ganzen wird man aber doch dem gegen den eriten Entwurf 
weientlich verbeflerten Geſetz das Lob ertheilen dürfen, daß es eine an fich jchwierige, 
unter den eigenthümlichen Deutichen Berhältniffen noch bejonders verwidelte Materie 
befriedigend geordnet hat, — mindeftens für den zunächft ins Auge gefaßten Zeitraum. 
Diejer bildet eine Uebergangsperiode bis Ende 1890. Von da an jteht, danf 
den Beitimmungen des Gejees, einer noch tiefer greifenden Umgeftaltung des Bant- 
rechts, aladann auf rein reichögeießlicher Grundlage, kein Hinderniß entgegen, da bis 
dahin alle Notenprivilegien erlöjchen, bzw. die Banken fich ohne Weiteres allen 
Aenderungen der Gejehgebung fügen müfjen. Ein centraliftijcher Zug ift in 
der Bankreform ohne Zweifel vorhanden, derjelbe ift jeit der Wirkſamkeit des Geſetzes 
bereits jtärfer geworden. Ob man 1891 zur völligen Gentralijation der Noten- 
ausgabe übergehen will, kann noch dahin geitellt bleiben; unmöglich, ſelbſt unwahr- 
fcheinlich ift e& nicht, und ein rehtliches Hinderniß wird dann nicht beftehen. 

c) Die Banfgejetgebung des Reichs. Das nad) langen Verhandlungen 
zu Stande gefommene „Bankgeſetz“ datirt vom 14. März 1875, feine Wirkſamkeit 
trat für einige Beitimmungen erft am 1. Jan. 1876 ein. Zu diefem Gejeh kommt 
das Statut der R. vom 21. Mai 1875. In Verbindung mit dem Bankgeſetz 
fteht der Bertrag zwiichen Preußen und dem Deutichen Reich über die 
Abtretung der Preuß. Bank an das lehtere vom 17./18. Mai 1875, ein Bertrag, 
zu dem Preußen durch das Preuß. Geſetz vom 27. März 1875 (das fich gleichzeitig 
auf die jofortige Ermächtigung der Preuß. Bank zur Errichtung von Zweiganftalten 
im außerpreußifchen Reichögebiet bezog) ermächtigt worden ift. Die Umwandlung 
der Preuß. Bank in die Reichsbank und die Erhöhung des Stammkapitals derjelben 
ift durch zwei Belanntmachungen des Reichskanzlers vom 24. Mai 1875, betr. den 
Umtauſch der Antheilicheine der Preuß. Bank gegen jolche der R., und ebenfalls 
vom 24. Mai 1875, betr. die Begebung von 20000 Stüd R.antheilen eingeleitet 
worden. In Bayern wurde über die Aufhebung deö der dortigen Bayeriſchen 
Hppothefen- und Wechſelbank nach dem Gejeß vom 1. Juli 1834 zuftehenden aus 
ichließlichen Notenprivilegs und über die Errichtung einer jelbftändigen Bayeriichen 
Notenbant, die ganz dem R.gejeh unterjtehen follte, ein Vertrag zwiſchen dem 
Bayeriſchen Staate und jener älteren Bank am 20. März 1875 geichloffen, und 
durch ein Bayeriiches Gejeg vom 15. April 1875 wurden drei ältere Bayeriſche Geſetze, 
welche die Hypotheken- und Wechielbanf betrafen, darunter das genannte vom 1. Juli 
1834 aufgehoben. Dadurch ift in Bayern der Boden für die R.gefeßgebung geebnet 
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worden. Unter den zahlreichen Landes» und Reichöverordnungen, zu denen die neue 
Gejeggebung den Anlaß gegeben, verdient die Hamburgiiche Bekanntmachung 
vom 19. Nov. 1875 hervorgehoben zu werden, durch welche, zur Ausführung des 
Beichluffes des Senats und der Bürgerschaft zu Hamburg vom 13./20. Oft. 1875, 
die alte Hamburger Girobanf vom Jahre 1619 nach einer mehr als ein- 
vierteltaufendjährigen Wirkſamkeit am 31. Dez. 1875 aufgehoben, die Girokonten 
geichloffen und die nicht jaldirten Konten auf die neue R.hauptitelle übertragen | 
wurden. Auf diefen Quaftübergang der Hamburger Bank in die R. bezieht ſich auch 
ein Vertrag zwiichen dem Hamburger Senat und dem Preuß. Hauptbankdireftorium 
vom 7.11. Oft. 1875. Damit war wieder ein altes charakteriftiiche® Stüd par— 
titularrechtlichen Münz⸗ und Bankweſens, gewiß nicht das werthlojefte, vom Deutjchen 
Boden verichwunden. 

d) Der Inhalt des R.rehts. Es kann fich Hier nur um die Angabe 
der weientlichiten Beitimmungen handeln. Für das Einzelne ift auf das Geſetz jelbit, 
auf das Statut der R. und die verichiedenen Ausführungsverordnungen und Bes 
fanntmachungen zu verweifen. In vielen Punkten find die Anforderungen an ein 
rationelles Bankgejeg auf dem Boden des Syſtems des Notenregals und des Kon— 
zeſſionszwangs, welche in dem vorigen Abjchnitt IV. unter Nr. 5 dargelegt und 
begründet wurden, erfüllt. worden. Auch für die Kritik der getroffenen Beſtim— 
mungen ift vornehmlich auf das früher Gejagte Bezug zu nehmen. Nur über ein 
paar Punkte wird im Folgenden noch eine fritifche Bemerkung hinzugefügt. 

Das R.gejeh zerfällt in fünf Titel. Der erjte enthält die allgemeinen 
Beitimmungen (SS 1—11), zu denen auch die in Titel 4 befindlichen Straf— 
beitimmungen (58 55—59) zu rechnen find. — Der zweite Titel beichäftigt fich 
mit der R. (SS 12—41). Dazu gehört fpeziell das nach $ 40 des Bankgeſetzes vom 
Kaifer im Einvernehmen mit dem Bundesrath erlafjene Statut der R., ferner ein 
Theil der im Titel 5 enthaltenen Schluß beitimmungen, beſonders 88 61 und 62, 
wo die Grundlagen gejehlich feftgeitellt werden, auf denen der Reichskanzler mit 
der Preuß. Regierung den Vertrag über Abtretung der Preuß. Bank an das Reich 
abzufchließen hat. Auch $ 66 iſt Hier noch zu erwähnen, welcher — vielleicht ein 
hors d’oeuyre, aber abfichtlich eingefügt, um allen etwaigen juriftifchen Bedenken 
der Gerichte Rechnung zu tragen — vorjchreibt, daß „die Beitimmungen des HGB: 
über die Eintragung in dad Handeläregifter und die rechtlichen Folgen derjelben 
auf die R. feine Anwendung finden“, — Der dritte Titel des Bankgeſetzes endlich 
(SS 42—54) betrifft das neue R.recht für die „Privatnotenbanten“ (jeßiger 
technischer Name aller anderen Zettelbanten) und ift verwaltungsrechtlich in mancher 
Hinſicht der interefjantefte. 

a) Allgemeine Vorſchriften. In dem „allgemeinen“ Bankrecht des 
Zit. 1 find zum Theil die Beitimmungen über Notenrecht, Banknoten und Noten- 
ausgabe enthalten, welche oben unter IV. Nr. 1, dann Nr. 5 sub a und b als be- 
fonders wichtig hervorgehoben worden find. Doch finden fich die weiteren Vor— 
Schriften über die gegenfeitige Notenannahme unter den Banken und über 
die Notendedung für die R. und die Privatnotenbanten in den Titeln 2 und 3. 

Auch in dem Bankrecht des neuen Bankgeſetzes (gleich in $ 1) ift die Haupt» 
beftimmung des Gejeßes vom 27. März 1870 beibehalten worden: „Die Befugniß 
zur Ausgabe von Banknoten kann nur durch ein Reichsgeſetz erworben oder 
itber den bei Erlaß des gegenwärtigen Gejeßes zuläffigen Betrag hinaus erweitert 
werden.“ Nach der Sachlage ganz mit Recht. 

Nach den weiteren bejonderen VBorjchriften über die Banknoten — eine auch 
privatrectlich bejonders wichtige Materie — dürfen diefe nur auf Beträge von 
100 (ein, gegenüber unjerem ſchwer zu bdedenden Goldgeldbedarf wol zu hoch ge 
griffenes, wenigjten® für die R. beffer auf 50 Mark zu ftellendes Minimum), 200, 
500, 1000 Mark oder ein vieliaches von 1000 lauten. (Thatjächlich geben alle 
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beitehenden Deutichen Zettelbanten überwiegend 100-Marfnoten, etwa im Betrag 
von 60 Prozent des ganzen Notenumlauis, aus, 200-Marfnoten giebt es nur in 
einem Eleinen Betrage bei der Provinzalaktienbant in Poſen, 500-Marfnoten bei de 
R., in relativ ftarfem Betrage bei der Sächfiichen Bank in Dresden und bei di 
anderen Banken, 1000-Marfnoten nur bei der R., der Frankfurter und der Städtiihen 
Bank zu Breslau.) Die Banknoten haben ausdrüdlich feinen Zwangstus im | 
Privatverkehr und auch nicht für Zahlungen an Staatskaſſen, fie find ſojort auf 
Präfentation zum vollen Nennwerth einzulöjen, die R.noten bei den Zweiganftalten 
der R., joweit es deren Baarbejtände und Geldbebürfniffe geitatten ($ 18). Die 
Privatbanten, welche ſich unter das RGeſ. ftellen ($ 44), müſſen außer am Sih 
der Bank entweder in Berlin oder in Frankfurt a. M. eine Einlöfungsftelle für | 
ihre Noten Haben. Die R. muß die Noten diefer Banken in Berlin und an da 
Filialen in größeren Städten in Zahlung nehmen, darf diefelben aber nur zur Gin 
löſung präfentiren oder zur Zahlung an die Emiffionsbanf oder am Orte, wo legten 
ihren Sauptfi Hat, verwenden ($ 19). Andererjeit3 müſſen die Privatbanten die 
R.noten und ihre Noten untereinander am Hauptfig und an den Filialen in größeren 
Städten annehmen, dürfen aber die fremden Privatnoten ebenfalls nur jo verwenden, 
wie die R. ($ 44 Nr. 5). Durch diefe Vorfchriften wird die Umlaufsfähigkeit aller 
Noten al pari im ganzen Reiche ermöglicht, aber eö werden die Privatbantnoten 
auch ſtets wieder bald zur Emiffionzftelle zurüdgetrieben, fowie fie fich weiter davon 
entfernen. — Ausländijche Banknoten und ähnliche Wertbzeichen, welche ſich 
ausschließlich oder daneben auf Deutiche Reichs- oder auf eine Landeswährung br 
ziehen, dürfen im Reichsgebiet nicht zu Zahlungen verwendet werden. Ganj 
paffende Vorfchriften find auch für die Einziehung beichädigter Noten und für den 
Aufruf und die endgültige Einziehung von Noten gegeben, wodurch manchen früheren 
Mißbräuchen gefteuert it. Eine Verpflichtung, für vernichtete oder verlorene Noten 
Erſatz zu leijten, — eine die Banknoten am Meiſten rechtlich dem Gelde gleichitellende 
Beitimmung — ift ausgeſchloſſen. 

Weitere allgemeine Vorſchriften find über die Verdifentlihung viertel- 
monatlicher und jährlicher Bilanzen, nach bejtimmten Schema, gegeben. Ein 
ipezialifirteres Schema für die Jahresbilanzen hat der Bundesrath in einer 
Bekanntmachung vom 15. Januar 1877 aufgeitellt. 

Die Bankgeſchäfte anlangend, jo find allen Notenbanfen, auch der R., die 
Acceptirung von Wechjeln (nicht die Weiterbegebung disfontirter Wechſel mit dem 
Giro der Bank — eine Berugniß, welche eine Bank zwar vorfichtig anwenden joll, 
aber nicht immer leicht entbehrt) und der Kauf oder Verkauf von Waaren oder 
furshabenden Papieren auf Zeit, einerlei ob für eigene oder fremde Rechnung, 
jowie die Bürgichaftäleiftung für jolche Gejchäfte unterjagt. 

Für den fog. ungedbedten Notenumlauf aller Banken ift ferner ein Nor» 
malgefammtbetrag von 385 Mill. Mark, eine ziemlich willfürlich gewählte 
Ziffer, feftgeftellt und nach einem ebenfalls ziemlich willfürlichen Verhältniß auf die 
zur Zeit des Erlaſſes des Gefehes beitehenden 33 Zettelbanfen vertheilt. Als un: 
gededt gilt derjenige Theil des Notenumlaufs einer Bank, welcher den Baar: 
vorrath überfteigt. Unter leterem wird aber nicht blos der baare Geld- 
betrag, ſondern auch der Goldfonds in Barren und fremden Münzen, ferner der 
Betrag an Reichskafjenicheinen und an fremden Noten in der Bank veritanden. Auf 
die „R.“ fallen von jenem Normalbetrage 250, auf die anderen Banken 135 Mill. 
Mark, davon 32 auf die Bayerifche, 16 771000 auf die Sächfifche, je 10 Mill, 
auf die Frankfurter, Württembergifche, Badiſche, Heſſiſche (Bank für Süddeutichland), 
6 Mill. auf die Hannoverſche, 44, Mill. auf die Bremer Bank, der Reſt vertheilt 
ih in Beträgen von 5438000 (Leipziger Bank) bis herab auf 159000 Mark 
(HefiensHomburger Bank) auf die übrigen 24 kleineren Zettelbanten. Zugleich wurde 
(ähnlich wie in England) beitimmt, daß das betreffende ungedeckte Notenguantum 
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von folchen Banken, welche ihr Notenrecht verlören oder aufgäben, dem Quantum 
der R. hier zumachen ſolle. Auf Grund dieſes „Accrescenzrechts“ hat die R. jet 
das betreffende Quantum von 15 Zettelbanken, die jeitdem auf ihr Recht verzichteten 
(zum Theil gegen Entichädigung, zu deren vertragsmäßiger Gewährung die R. er: 
mächtigt ift), übertragen erhalten, jo daß das Normalquantum der R. jet 273 875 000 
Mark beträgt. 

Eine Notenausgabe über diejen Betrag hinaus ift nun der R., 
wie den anderen Banken, — übrigens immer nur inmerhalb der jonftigen reichs- 
landesgejeglichen oder ftatutarifchen Grenzen für die gefammte Notenausgabe, was 
deren Höhe und Dedung anlangt — zwar gejtattet, aber fie haben für die 
Ueberjchreitung eine Steuer von 5 Prozent jährlich für den Betrag des Plus 
an die Reichskaſſe zu entrichten, nach einem im Geſetz näher angegebenen Berech- 
nungsmodus ($ 10). Daher wird jenes eventuell ungebedte Notenquantum auch 
als die „steuerfreie“ Notenfumme und der Betrag, um welchen die jeweilig 
wirflih „ungededte“ Summe Noten hinter diefem fteuerfreien Betrag zu = 
rüdbleibt, als die „ſteuerfreie Notenrejerve“ bezeichnet. Das ganze, 
etwas Fünftlich ausgedachte und mechanische Syſtem aber follte ala eine „indi- 
refte Kontingentirung“ des „ungebedten Notenumlaufs“ wirken. Bei einer 
Spannung auf dem Geldmarkt, bei Hochgehender Spekulation, bei Abfluß von Metall 
ins Ausland wegen jchlechten Standes der Wechjelkurje jollte die Verminderung der 
Notenreierve eine Zettelbant nöthigen, das zu thun, was freilich in folchen 
Fällen gutgeleitete Banken ohnehin in der Erfenntniß richtiger Diskontopolitik von 
jelbft thun werden: eine Erhöhung des Diskonts mit dämpfender Wirkung 
für die Spekulation und hindernder Wirkung für den Metallabfluß rechtzeitig 
und genügend eintreten zu laſſen. Es ift dies ein ähnlicher Gedanke, wie der der 
Peel’schen Acte bei der Englifchen Bank zu Grunde liegende (j. oben II. 2). In 
der Ausführung wi man nur ab, weil fich die Englische Vorſchrift zu ftarr 
mechanifch erwieſen und in den drei großen Kriſen von 1847, 1857, 1866 jedesmal 
hatte vom Minifterium (gegen jpätere parlamentarifche Indemnität) fuspendirt werden 
müffen. Eine Verbeſſerung dieſes Mechanismus liegt auch ohne Zweifel vor 
und da die R. im Uebrigen, unter Innehaltung beftimmter Dedungsvorichriften, ein 
unbeſchränktes Notenrecht Hat, wird auch faum eine ähnlich nachtheilige, die 
Paniks fteigernde Wirkung der geſetzlichen Vorfchrift wie in England bei uns ein- 
treten können. Eine eigentliche Probe bat aber in dem verfloffenen Zeitraum noch 
nicht ftattgefunden, eine Weberjchreitung der gejtatteten fteuerfreien ungededten Noten= 
ausgabe nur bei wenigen Privatbanfen in Eleinem Maße (am meiften bei der Sächſ. 
Bank), weshalb denn auch bisher die Einnahme des Reich aus diefer „Steuer“ 
ganz unbedeutend war. Bei den Privatbanten wird es fich eventuell in kritiſchen 
Zeiten um rüdfichtslofe Einfchränfung der Diskontirung und des Notenumlaufg 
handeln, was unter Umftänden bedenklich werden kann, oder um jehr ſtarke, mehr 
als jachlich nothwendige Diskontoerhöhung, was ebenfalls nicht umbedingt gerecht- 
fertigt ift, oder endlich — und wol meiftene — um vorübergehende Belaftung des 
Bantgewinns mit der Steuer: dann wird aber der Zweck der Einrichtung nicht er— 
reicht. Bei der R. werden andere Rüdfichten doch wol mit Recht meift noch mehr 
maßgebend jein, als die, die Steuer auf den Verkehr abzuwälzen. Da das Reich 
ohnehin den halben Gewinn diefer Bank bezieht, fällt auch die Notenfteuer den 
Privateigenthümern der Bank nur eventuell zur Hälfte zur Laft. Gerade um die 
R. in politifchen und merkantilen Krifen ganz die jachlich richtige Stellung wählen 
und fie frei nach beitem Grmefjen ihre Aufgabe erfüllen zu lafjfen, wäre ed wol 
beffer, wenn fie diefer „indirekten Kontingentirung“ nicht unterjtellt worden wäre. 
Dafür jpricht auch die Gefchichte der Preußifchen und der Franzöſiſchen Bank. 

Bon diefen Vorſchriften find noch diejenigen zu unterfcheiden, welche das Geſetz 
für die ſpezielle Notendedung feititellt. Dieſe muß bei der R. und bei den— 
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jenigen Privatbanfen, welche allgemein im Reiche zugelaflen fein wollen (j. unten), 
die in Deutichland übliche und bewährte „banftmäßige“ fein: mindeitens /, 
des Notenumlaufs in kursfähigem Deutichen Geld, in Gold in Barren oder aus 
ländifchen Münzen, oder in Reichskaſſenſcheinen (leteres bedenklich, denn dieſe 
Scheine find eben fein Geld, aber, wie die Dinge liegen — ſ. oben —, eine kaum 
zu vermeidende Beitimmung), der Reſt des Notenumlaufs durch disfontirte Wechſel 
mit höchitens drei Monat Verfallzeit und mindeſtens zwei, in der Negel drei guten 
Unterjchriften (SS 17, 45 Nr. 3). 

Für die Strafbeitimmungen, joweit fie allgemeiner Art find, fei auf das 
Geſetz ſelbſt verwieſen ($$ 55 ff.) 

PB) Die „R.“ Sie ift aus der Preußifchen Bank hervorgegangen. Der Preußische 
Staat zog am 1. Januar 1876 jein Einſchußkapital (5 720400 Mark) und die 
Hälfte des Nejervefonds aus der Preußifchen Bank heraus und erhielt für die Ab— 
tretung feiner Rechte aus den Mitteln der R. 15 Mill. Mark. Zugleich blieb auf 
leterer die Rente haften, welche die Preußiſche Bank nach dem Vertrag vom 
28./31. Januar 1856 bis 1. Juli 1925 dem Preußiichen Staate im Betrage von 
1865 730 Mark zu leijten hatte. Für fpäter, wenn die Konzeffion der R. nicht 
verlängert werden oder feine andere Bank in dieje Verpflichtung eintreten follte, 
jteht eventuell das Reich dem Preußiſchen Staate für diefe Rente gut. Die N. 
wurde rein mit Privatlapital ausgeitattet, juriſtiſch aber nicht als eine förmliche 
Aktiengejellichait, jedoch ala ein verwandtes Inſtitut, mit den Eigenjchaften einer 
juriftiichen Perfon und mit dem Hauptfik in Berlin, errichtet. Das Kapital wurde 
gegenüber dem der Preußifchen Bank verdoppelt (120 Mill. Mark in auf Namen 
lautenden Antheilen zu 3000 Mark), worüber hinaus feine Haftung der Gigner 
ftattfindet. Die neuen Antheile wurden den alten Antheilseignern, die man jo zur 
Konverfion bereitwillig jand, für den Betrag ihrer bisherigen Preußiſchen Bant- 
antheile überlafien. 20000 neue Antheile wurden zu 130 Prozent begeben, ein 
„Agiogewinn“, welcher zur Abfindung Preußens und zur Dotirung des Reſerve— 
fonds die Mittel lieferte. Aus dem Neingewinn wird zunächjt eine Dividende von 
4!/, Prozent vertheilt, aus dem verbleibenden Reit eine Quote von 20 Prozent dem 
Rejerveionds gutgefchrieben, bis dieſer ein Biertel des Grundlapitals (30 Mill. 
Mark!), der dann noch reitirende Betrag des Gewinns fällt je zur Hälfte an die 
Eigner und an das Reich, doch nur bis zur Höhe von 8 Prozent Dividende an 
jene, von wo an das Reich °/, des Weberichuffes erhält. Die bisherigen Dividenden 
haben, troß der bedeutenden Entwidelung des Giro- und Depofitengejchäfts, den ganz 
übertriebenen Erwartungen zur Yeit des Erlaſſes des Geſetzes in feiner Weile ent» 
iprochen (Dividende von 1876—80 6,25; 6,29; 6,3; 5; 6 Prozent, eigentlich aber 
für einen Einſchuß von 130, nicht von 100 zu rechnen, aljo noch viel Kleiner). 
Auch die R. ift zunächſt nur auf 15 Jahre, bis 1. Januar 1891, konzeſſionirt. 
Alsdann kann eventuell das Reich die Bank aufheben, die Grundjtüde gegen den 
Buchwerth, die Antheile zum Nennmwerth erwerben, der dann vorhandene Reſerve— 
fonds geht zur Hälfte an die Antheilseigner, zur anderen an das Neich über (er war 
Ende 1880 16,42 Mill. Mark). Zu einer Verlängerung des Privilegs ift die Zu— 
jftimmung des Reichstags erforderlich. 

Die Verwaltungsorganifation der R. ijt im Mejentlichen derjenigen 
der Preußiſchen Bank nachgebildet. Die Leitung und Verwaltung ift in den 
Händen des Reich, das dafür die betreffenden Beamten ernennt (Reichs— 
kanzler, R.direktorium, Neichsaufficht durch ein R.furatorium). Die Rechnungen der 
Bank werden vom Rechnungshof des Deutſchen Reichs revidirt. Die Antheils- 
eigner nehmen an der Berwaltung nur durch die Generalverjammlung und durch 
den aus ihrer Mitte gewählten ftändigen Gentralausihuß Theil. Ueber 
jeine Stellung und Kompetenz 5. die SS 31—35 des Banfgejehes und auch das 
Bankftatut. Er hat zu zuſtimmen zu Geſchäften mit den Finanzverwaltungen des 
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Reichs oder Deutſcher Staaten, für die nicht die allgemeinen Bedingungen des 
Bankverkehrs anwendbar find ($ 35). — Auch an den provinzialen R.hauptſtellen 
bejtehen eventuell Bezirksausſchüſſe aus den dort wohnenden Antheilseignern. 

Die R. Hat — ähnlich, aber etwas abweichend von der betreffenden Faſſung 
der Preußischen Bankordnung von 1846 — „die Aufgabe, den Geldumlauf im ge— 
ſammten Neichögebiete zu regeln, die Zahlungsausgleichungen zu erleichtern und für 
die Nutzbarmachung verfügbaren Kapitals zu jorgen“ ($ 12), allgemeine, wenig faß— 
bare Süße ohne rechtliche Bedeutung, wie fie eigentlih in ein Geſetz nicht 
gehören, eine Reminiscenz älterer Auffaffungen. Der Gejchäftsfreis der R. iſt 
der übliche jolider Zettelbanfen, hier und da, jo im Lombardgeichäft, wol mit etwas 
zu weitgehender Entjcheidung von Details durch das Geſetz jelbit ($ 13). Wichtig 
iſt die (müngpolitifche, der Englifchen Bank nachgeahmte) DVBerpflichtung der Bank, 
Barrengold zum feften Sa von 1392 Mark für das Pfund fein Gold umzutaujchen 
($ 14); jodann die Verpflihtung, umentgeltlih für Rechnung des Reichs 
Zahlungen anzunehmen und bis auf die Höhe des Guthabens zu leiten (eine 
gleiche Berechtigung beiteht für die Bank in Betreff anderer Bundesftaaten). 
Unter Borausjegung der vorgefchriebenen Dedung darf die Bank beliebig viel 
(„nad Bedürfniß des Verkehrs") Noten ausgeben. Sehr bedeutjam war fchon 
bei der Preußischen Bank das Filialnetz. Die R. ift berechtigt, aller Orten 
im Reichsgebiete Zweiganftalten zu errichten, der Bundesrath kann die Errich— 
tung von jolchen auch an bejtimmten Pläßen anordnen. Anfang 1881 hatte die 
R. nicht weniger als 222 Anftalten (inkl. Berlin) verfchiedenen Ranges (R.haupt- 
ftellen, R.itellen, Nebenſtellen, Kommanditen, -Waarendepots), in diejer Hinficht 
alle großen Europäifchen Banken weit hinter ſich laſſend (Franzöſiſche, Oeſterreichiſche, 
Englische Bank). Mit Hülfe diefer Organifation vermochte die Bank in großartiger 
Weiſe ihr Girogefchäft zu Zahlungen auf Grund ſtets jälliger Depofitenguthaben 
an demjelben Orte und an anderen Orten, wo Bantitellen find, zu entwideln. Sie 
bewerfitelligt diefe Zahlungen unentgeltlich für ihre Kunden und Hat fich durch dieje 
Einrihtung die Verfügung über pr. pr. 125 Mill. Mark Geld verfchafft, das freilich 
einen jehr beweglichen nnd infofern vorfichtig zu behandelnden Pojten bildet und, 
nebenbei bemerkt, das ganze Syitem der „indireften Notenkontingentirung“ ziemlich 
illuſoriſch macht. — Bon ftaatlihen Ginfommen- und Gewerbejteuern iſt die 
R. nebjt ihren Filialen gejeßlich befreit. 

Auf die Entwidelung der Gejchäfte der R. ſeit 1876 ift hier nicht einzugehen. 
Die Bank hat unter der Flauheit in der Volkswirthſchaft mit gelitten. Bemerkens— 
werth iſt ihre (ob ganz richtige, fteht dahin) völlige Losjagung vom Geichäft 
mit verzinslichen Depofiten, auch der ehemals „öffentlichen“ u. j. w. der Preu— 
Biichen Bank, wogegen der Beitand der ftets fälligen unverzinslichen 
„Girofapitalien“, inkl. verwandter Poften und Reichsguthaben, zeitweilig 
ſchon an 250 Mill. Mark erreicht hat. In Zeiten geringeren Kreditanſpruchs der 
Privaten (im Diskonto- und Lombardgejchäft) hat die Bank neuerdings jtarfe An— 
lagen in Effekten bewerfitelligt, — im Intereſſe ihrer Rentabilität, was nicht 
immer unbedenklich ericheint. Im Ganzen hat fich aber ein Bedürfniß nach 
veränderter Gejeßgebung für die R. bisher auch in Nebenpunkten kaum fühlbar ge 
madt. Die Ausweije der Bank find immer mehr, gleich denen der Engliichen und 
Franzöſiſchen Bank, ein wichtiges Spiegelbild des Geldmarktes geworden. Zu wünjchen 
wäre nur, daß die Bank getrennt ihre Silber: und Goldbejtände veröffentlichte, was 
bisher nicht geichieht. 

y) Die Privatnotenbanften. Allen Banken, welche zur Zeit des Erlaſſes 
des Neichägejeges die Befugniß zur Notenausgabe befaßen und ausübten, damals 32 
(ohne die Preußiiche Bank), wurde dieſes Recht belaffen, doch durften fie außer: 
Halb des Konzejlionsftaates Bankgefchäfte durch Zmweiganjtalten nicht be— 
treiben, noch durch Agenten für ihre Rechnung betreiben laffen, noch als Gejell- 
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ſchafter an Bankhäuſern ſich betheiligen ($ 42). Ebenſowenig duriten ihre Noten 
außerhalb diejes Staates zu Zahlungen gebraucht werden ($ 43). Das erite Verbot 
wurde mit einer jchtweren, das zweite mit einer leichteren Geldftrafe bedroht (SS 58, 
56). Solche Verbote mußten vorausfichtlich bei der jegigen Neugeftaltung des 
Bankrechts viel cher wirffam werden, ala die Verbote der fünfziger Jahre (f. oben 
II. Nr. 8). Den Eleinftaatlichen Banken, welche meift den Schwerpunkt ihres Ge- 
ichäfts außerhalb des Domizilftaates hatten oder doch anderswo Gefchäfte betrieben 
oder Noten umlaufen hatten, war jo das Leben jehr erichwert: die Abficht des Ge- 
jeges. Deswegen konnte man erwarten, daß manche Banken fich gewiſſen Beichrän- 
kungen unterziehen, um auch außerhalb ihres engeren Baterlandes operiren zu können, 
oder auch von vornherein oder wenn ihnen diefe, ebenfalls noch läftigen Bejchrän- 
tungen nicht behagten, ganz auf ihr Notenrecht verzichten würden. Das ift denn 
auch eingetreten. 

Zunächft wurden diejenigen Banken, welche bis 1. Januar 1876 gewifje reiche- 
gejegliche Vorausfegungen erfüllten, von dem zweiten, ihren Notenumlauf 
außerhalb des Konzeſſionslandes betreffenden Verbot entbunden. Sie 
mußten namentlich ihre Geſchäfte auf das Wechiel-, Lombard- und (mit einer weis 
teren Beichränktung) das Effektengeſchäft beichränfen, den Reſervefonds aus dem 
Reingewinn ftark dotiren, ihre Noten wie die R. deden, fie auch noch in Berlin 
oder Frankfurt einlöfen, fie gegenfeitig in Zahlung annehmen und die fremden Noten 
nach den oben mitgetheilten näheren Borfchriften behandeln, auf gewiſſe Privilegien 
für ihre Noten verzichten und fich eine eventuelle Kündigung ihres Notenrechts big 
1. Januar 1891 ohne GEntichädigungsanfpruch gefallen laffen ($ 44, Nr. 1—7). 

Ein weiteres Zugeftändniß, nämlich eine Berreiung von dem erften Berbot, 
anderswo im Meichögebiet durch Zweiganftalten und Agenturen Bantgeichäfte zu be— 
treiben, wurde denjenigen Banken gemacht, die bis 1. Januar 1876 nachwiefen, 
daß der Betrag der ihnen durch Statut oder Privileg geftatteten Notenausgabe auf 
den am 1. Januar 1874 eingezahlten Betrag des Grundkapitals eingeſchränkt ſei. 
Dazu traten eventuell fernere Erleichterungen in Betreff des Geichäftsfreifes und der 
Dotation des Reſervefonds ($ 44). 

Die fih nicht fügenden Banken wurden außerdem mit der Nichterneuerung 
ihres Notenrechts, falls daffelbe nach den Bundesgefeßen oder Statuten abliefe, be— 
droht. Es Hat fich gezeigt, daß diefe, allerdings jehr einjchneidenden Beitimmungen 
genügten, um die Banken fajt jämmtlich zur Beugung unter das Reichsgeſetz oder 
zum Verzicht auf die Notenbefugniß zu bringen. Schon nach Bekanntmachungen des 
Reichskanzlers vom 29. Dezember 1875 und 7. Januar 1876 waren, weil fie die 
betreffenden Bedingungen erfüllt hatten, für 10 Banken die genannten beiden Ver— 
bote, für 6 andere wenigitens das zweite (wegen des Notenumlaufs außerhalb des 
Konzeſſionsſtaates) außer Kraft geſetzt. Wichtiger noch war, daß jchon Anfang 1876 
13 andere Banken (darunter die fpäter jchmählich bankbrüchige ritterfchaftliche Pri— 
vatbank in Pommern, der ein großes Giro- und Glearinginititut darftellende Berliner 
Kaffenverein, für den die Notenausgabe faft werthlo8 war, die Preußifche Privatbanf 
zu Görlig, die Oldenburger Bank, die Lübeder Privatbank, die fieben Kleinftaatlichen 
Banken zu Weimar, Gotha, Gera, Meiningen, Sonderöhaufen, Deffau, Büdeburg, 
endlich fogar die Leipziger Bank mit einem fteuerfreien Notenbetrag von 5 348 000 
Mark) auf ihre Notenbefugniß ganz verzichtet hatten, weil fie e& für 
vortheilhafter hielten, ohne diefelbe, von den Beichränfungen des Reichsgeſetzes befreit, 
Bantgeichäfte zu betreiben (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 1. April 1876). 
Bald darauf Hat auch die Keine Landesbank in Homburg, 1877 noch die Roftoder 
Bant, biäher alfo im Ganzen 15 Banken, auf das Notenrecht verzichtet. Die ein- 
zige Bank, welche fi nicht gefügt hat, für deren Noten und Gejchäfte daher 
die genannten beiden Verbote und die fich daran ſchließenden Strafbeftimmungen in 
Kraft find, ift die Braunfchweiger Bank (mit fteuerfreiem Notenbetrag von 
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2829000 Mark und im Durchichnitt von 1879 wirklichem Notenumlauf von 2,488, 
ungededtem von 1,61 Mill. Mark). Es giebt daher im Reiche jeht außer der R. 
noch 17 Notenbanten, von denen gerade die größten, die fünf mitteljtaatlichen 
(Baper., Württemb., Bad., Heff., Sächſ.) und die Frankfurter feine Bankgejchäfte 
außerhalb des Heimathäftaates betreiben dürfen. Diefe 17 Banken haben einen 
fteuerfreien ungedecften Notenbetrag von 111115 000 Mar, gegenüber den 273 875 000 
Mark der R. allein. Bayern wurde im Bankgeſetz ermächtigt, feiner Bank einen 
Notenumlauf big zu 70 Mill. Mark im Ganzen zu geftatten ($ 47). 

Für Abänderungen landesgejelicher oder ſtatutariſcher Vorfchriften, welche 
für das Notengejchäft relevant erjcheinen, ift die Genehmigung des Bundesraths er- 
forderlih. Das Reich hat auch ein Aufſichts- und Revifionsrecht gegenüber 
den Bettelbanken, unbejchadet des landesherrlichen. Endlich geht das Notenrecht 
außer durch Ablauf der Konzeffionsdauer, Verzicht, landesherrliche Verfügung nad) 
Maßgabe der Statuten und Privilegien auch durch Eröffnung des Konkurs— 
verfahrens und duch Entziehung kraft richterlichen Urtheils auf 
Klage des Reichskanzlers oder der Regierung des Sitzes der Bank im Fall gewiſſer 
Verletzungen des Geſetzes, Privilegs oder der Statuten, oder eines Berluftes des 
Grundlapitala um ein Drittel, oder bei fehlender Einlöfung der präfentirten Noten 
(mit Spezialbeftimmungen in $ 50 Nr. 3) verloren. Für das Verfahren dabei ıc. 
f. die $$ 50—53 des Geſetzes. Bisher find Konkurſe und gerichtliche Entziehungen 
des Notenrecht3 nicht vorgefommen. 

Auf diefer gejeßlichen Grundlage hat ich feit 1. Januar 1876 das Deutiche 
Zettelbankweſen entwidelt. Der Notenumlauf bat fich jehr vermindert, von März 
1873 mit 1440 und Ende 1874 mit 1325,4 Mill. Mark auf 1050,5—989,2— 
918,1—857,8— 990,1 Mill. Markt Ende 1875—79, September 1880 984 Mill. 
Mark. Bringt man aber die jeßt fait jämmtlich eingezogenen Noten unter dem 
Werthbetrage von 100 Mark, dem Minimum des jehigen Notenftüds, in Abzug, 
die für 1874 539,6 Mill. Mark betrugen, jo erjcheint die Verminderung nicht 
einmal jo jehr ſtark. Die wirthichaftliche Krifis hat dabei auch noch vermindernd 
auf den Notenumlauf gewirkt. Die in unjerem Geſetz einjeitig betonte Baardeckung 
ift relativ nicht gewachjen, auch wenn man, was Taljch iſt, diefe Deckung jetzt nicht 
auf das bei der R. jo groß gewordene Girodepofitengefchäit mit in Anrechnung 
bringt. Inſofern find die Erwartungen der eifrigften Befürworter der Noten- 
einſchränkung, in der Neichäregierung wie im Parlament, nicht ganz in Grfüllung 
gegangen. Implicite folgt daraus, daß die Verhältniffe vor dem Bankgeſetz nicht jo 
im Argen lagen, ala öfters behauptet worden if. Die centraliftifche Tendenz 
des Banfgejeges hat ſich mehr und mehr verwirklicht, indem die Quote der R.noten 
vom gejammten Notenumlauf eine größere geworden ift, fie ftieg jeit Anfang 1876 
von ca. 70 auf 80 Prozent. Wenn in 9—10 Jahren die bisherigen Notenrechte 
ablaufen, wird es auch thatfächlich nicht fchwer fein, ganz zum Notenmonopol über- 
zugehen oder, was auch fachlich Manches für ſich hat, nur einige der größeren 
Banken in den Mittelftaaten neben der R. beitehen zu laffen. 

Geſetze u. ſ. w.: Die wichtigeren, bei. für Deutichland, find im Artikel jelbft genannt. 

ür das Bankgeſetz vom 14. März 1875 ift beſonders auf ben forgfältigen und reichhaltigen 

mmentar (au auf die parlamentariihen Verhandlungen u. |. w. näher eingehend) von 
A. Sötbeer, Deutiche Bankverfafjung, Erlangen 1875, mit Nachtrag 1881 (au Bezold's 
Gejeggebung bed Deutichen Reiche, 2. Theil, Staatd: gran rg Bd. I. Heft 3 
und 6) zu verweiſen. Weber das Geſeh über Reichskaſſenſcheine ſ. ebenfalls Sötbeer in dem: 
jelben Werte, Die ne Deutichlands, ©. 181 ff, und U. Wagner in Hilde: 
branb’3 Jahrbüchern 1874, II. 54—61. 

Lit.: Das Bank, auch Zettelbanfreht wird in ben Werfen über Verwaltungsrecht, 
bann in den nationalöfonomifchen Werten über Bankweſen und Bankpolitit unb in denen 
über Bantgeichichte mehr oder weniger eingehend mit behandelt. Eine Neberficht über Deutjche 
Bantfliter. bis 1875 j. bei Sötbeer, Die Bantverfaffung, S. 401407. Die befonders 
zeihhhaltige Englifche und Frranzöfiiche Lit. kann hier nicht genannt werden. — Ueber bas 
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heutige öffentliche Zettelbankrecht u. Verwandtes Tr © sn, Sf. v.Rönne, 
Staatärecht des Deutichen Reiche, 2. Aufl., IL. 1. Abth. ©. 265 fi., 268 ff. — Laband, 
Staatöreht des Deutichen Reichs (Tüb. 1878), U . ©. 330 ig — leber das Preuß. Recht: 
. Rönne, Staatsrecht der Preuß. Monarchie, 3. Aufl., I. u} 

515 ff. (Ueber das Papiergeld, I. 1. Abth. ©. 448; II. 2. Abth. ©. 494 fi.). — Meber 
— Bayer. — ———— 3. Aufl. as, £ S. 387, 440, 472. — 2. v. Stein, 


andbuch ber ————— 2, Aufl es 1876), ©. 445 ff. 538 ff. — Ro. Mohl, 
—— 5 1866), UI. 184, 185. Rösler, —— Der: 
waltungsrecht, 2 ‚ah ( l. 1873), ©. 373 12. — Rau, 2 önistbichaftälehre, 8 gi 
3b. I. ©. > : Derfelbe, Boltswizthicaftspolitit, 5. Aufl., Bd. II. 190 5 
351 ff ji Finanzwiflenichait, 2 Aufl., L ©. 509-519. — un Font und 
ah u. Die Banken, Leipz. 1854. — M. Wirth, Bankweſen (Bd. II. 


feiner re 2. Aufl., Köln 1874. — Geyer, Bettelbantweien, 1875. — Knie, 
Der Kredit, 2. Abth., Berl. 1879 (bei. ©. 215 ff., 417-478 über Notenbanten, in beren 
und in ber Bantnote Auffaffung zum Theil abweichend ee Berfafler). Zur weiteren Begründung 
der Darlegung im obigen Artikel erlaubt fich Verf. auf feine — Arbeiten zu verweiſen, 
bef.: Beiträge zur Lehre von den Banten, Keipe: 2 Geld: und Kredittheorie der Peel'ſchen 
Ucte, Wien 1862; —— ber Zettelbankpolitik, Aufl. Freib. 1873 (mit umfaſſender 
Verarbeitung bed leg islat. und ftatut. Materiald * beſ. Be tigung des Bankrechts); 
Staatöpapiergeld, Reichötaffenicheine und Banknoten, Berl. 1874 (Kritik ber Reichätaflenichein: 
Vorlage); Die Zettelbanktreform im Deutichen Reich, Berl. 1875; bann die beiben größeren 
zum er ber Papiergeld und Zettelbankweſen in Bluntf li’8 StaatsWört. B. 
Bd. VI. — Für die Deutſche Bantgeichichte: j. rag ber Königl. Bant in Berlin 
(1765 — N Berl. 1854. — v. Poſchingex, Bankgeſchichte Bayerns und anderer Pe 
Staaten, Erlangen 1874 #.; Derfelbe, Bankwweien und Bankpolitit in Preuben, 3 Bbe., 
Berl. 1878—1879. — Naife, Preuß. Kant, 1866. — Hedt, rn. und Bankpotitif 
in ben fübdeutichen Staaten 1819—1875, Jena 1880. Ubolph Wagner. 


Reichsbeamte. Im Art. 18 der RVerf. ift beitimmt, daß der Kaiſer die 
N. ernennt. Damit Hat nicht die Nothiwendigfeit der direkten Ernennung eines 
jeden R. durch den Kaiſer jelbft ausgedrückt jein follen; es genügt, wenn die Er— 
nennung im Namen des Kaiſers und kraft eines auf denfelben zurüdtührenden Rechts 
ftattfindet. Der $ 1 des NGejehes vom 31. März 1873 (R.G. Bl. ©. 61), 
in Webereinftimmung mit dem Geſetz vom 2. Yuni 1869 über die Kaution der 
Bundesbeamten erweitert den Begriff. R. im Sinne diefes Geſetzes ift jeder Beamte, 
welcher entweder vom Kaiſer angejtellt oder nach Vorfchrift der RVerf. den An— 
ordnungen des Kaiſers Folge zu leiften verpflichtet ift. Der gefegliche Begriff des R. 
deckt fich hiernach nicht mit dem Begriff: Träger eines Neichsamts. In einem Reiche» 
amt kann Jemand ald Beamter regelmäßig nur durch den Kaiſer angeftellt werden. 
Gewiſſe Reichsämter find aber derartig mit Landesämtern verbunden, daß die Landes— 
behörde als folche zugleich Neichsbehörde ift, ohne daß die Mitglieder der Landes— 
behörde einer beſonderen Anftellung im Reichsamt bedürfen. Dies gilt 3. B. von 
den Beamten der Preußifchen Staatsichuldenverwaltung, die alfo, troß ihrer Befaſſung 
mit reichdamtlicher Thätigkeit, lediglich Landesbeamte find. Auch giebt es Fälle, in 
denen die Berufung in das Reichsamt gejeglich nicht vom Kaiſer, jondern vom 
Bundesrat) oder vom Reichstag ausgeht. Hier find die Träger des Reichsamts 
nicht R. im Sinne des RGeſetzes. Die von dem einzelnen Staate innerhalb jeiner 
Zuftändigfeit und für die von ihm zu erledigenden Angelegenheiten bejtellten Beamten 
find an und für ſich Landesbeamte, fie befleiden fein Reichsamt. Inſoweit fie aber 
nach der RVerf. den Anordnungen des Kaiſers Folge zu leiften verpflichtet find, 
werden fie troßdem als R. angefehen, ihr Dienftverhältniß unterliegt den Beſtim— 
mungen des RGeſetzes. Hiernach find die im Art. 50 Ab}. 5 bezeichneten Telegraphen= 
und Poftbeamten R., nach der Abficht des Geſetzes ebenjo die Militärbeamten (außer 
den Baperifchen), wenngleich dies im Geſetz genügenden Ausdrud nicht gefunden hat. 
Den Beamten der Reichsbank, die ein Reichsamt nicht befleiden, und den Reichs— 
tagsbeamten, die nicht unter $ 1 des R.gejees fallen, ift die Stellung als R. durch 
beſondere geießliche Beitimmungen beigelegt. 

Das Verhältnig als R. wird begründet durch die Anftellung, die nah $ 4 
des RGeſ. fich durch Aushändigung der Anftellungsurkunde manifeftirt. Das Geſetz 
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beitimmt nicht, daß Jemand ohne jeine Zuftimmung R. werden könne, & muß 
alſo die Zurüdweifung der Anftellungsurfunde möglich jein. Der Uebernahme des 
Amtes joll die Ableiftung des Dieniteides vorangehen ($ 3). Jeder R. hat die 
allgemeine Pflicht eines achtungswürdigen Betragens ($ 10); die Pflicht des 
Gehorfams gegen die Geſetze fteigert fich bei ihm zur Pflicht der Treue, welche die 
Amtsverjchwiegenheit in fich ſchließt ($ 11), und zum dienftlichen Gehoriam, 
ohne daß jedoch der Beamte deshalb aufhört, für die Gefeßmäßigkeit feiner 
Handlungen verantwortlich zu fein ($ 41); der Beamte Hat überhaupt fein Amt 
der BVerfaffung und den Gejegen entiprechend gewifjenhaft wahrzunehmen ($ 10). 
Wer als Beamter zu einer Kautionsbeitellung verpflichtet ijt, beitimmt das Geſetz 
($ 2) im Allgemeinen, die Einzelheiten find durch KHaiferliche Verordnung im Ein— 
vernehmen mit dem Bundesrath geregelt. Der R. hat das im Rechtswege geltend» 
zumachende Recht auf die ihm zugeficherte Bejoldung und einen Wohnungsgeldzuichuß 
in Gemäßheit des Gejehes vom 30. Juni 1873 (R.G. Bl. ©. 166), bei dauernder 
Berfegung in den Ruheſtand auf eine gejeglich bejtimmte Penfion, bei einftweiliger 
Verſetzung in den Ruheſtand auf Wartegeld. Auch der Wittwe und den ehelichen 
Nachkommen eine R. jtehen beftimmte Rechte zu. Die Art, wie dem Beamten 
Auslagen und Reiſekoſten zu erſetzen find, ift gefeßlich geregelt. Die Anftellung eines 
R. gilt als auf Lebenszeit erfolgt, wenn nicht der ausdrüdliche Vorbehalt einer 
Kündigung oder des Widerrufs gemacht iſt. 

Jeder R. — außer den richterlichen — muß fich die Verfegung in ein anderes 
Amt gefallen Lafjen, ſofern deſſen Rang und Dienfteinfommen nicht geringer find 
als das bisherige ($ 23). Sonst kann derjelbe jeines Amtes ohne feinen Antrag mur 
zur Strafe im Rechtswege oder im Disziplinarverfahren beraubt werden. Bei 
Drganifationsveränderungen und für die im $ 25 des RGeſ. bezeichneten Be— 
amten findet eine einjtweilige Berjegung in den Ruheſtand jtatt. Cine vorläufige 
Dienitenthebung kann ferner in Folge eines Strafverfahrens oder eines Disziplinar- 
veriahrens eintreten. 

Ein R., welcher die ihm obliegenden Pflichten verlegt, begeht ein Dienſt— 
vergehen und bat Disziplinarbeftrafung verwirkt ($ 72). Als Strafen fommen vor 
die unter der Bezeichnung „Ordnungsſtrafen“ zufammengefaßten: Warnung, Verweis 
und Gelditrafe ($ 74), und die Entfernung aus dem Amte ($ 75), die als Straf: 
verjegung oder Dienftentlaffung im gerichtlichen Disziplinarverfahren erkannt werden 
fann, während die Ordnungsftrafe im Verwaltungswege verhängt wird. Für die 
Mitglieder des NReichdgerichts und gewiſſe andere Beamte (RGeſ. $ 158) ift ein Die- 
ziplinarverfahren nicht vorgejehen. 

Lit: Freiherr v. Zedlitz-NReukirch, Die Rechtöverhältnifie der R., Berl. 1874. — 
zig a De Das Recht der Deutichen R., Berlin 1874. — Laband, Deutiches Staats: 
recht, 1. ©. 382. — Thudihum, Dad RReht (in Hirth’3 Annalen, Xeipz. 1876, 
©. 265 ff.). Eccius. 


Reichsfinanzweſen. I. Prinzipielle Erörterung. Die finanziellen 
Mittel zur Erfüllung der Staatszwede zu beichaffen, ift die Aufgabe der jtaatlichen 
Finanzgewalt; dieſelbe ift eines der Hoheitsrechte, welche in ihrer Einheit die 
Souveränetät fonjtituiren, umd theilt mit letzterer demnach auch die begrifflichen 
Merkmale. Im Bundesjtaat find die jtaatlichen Aufgaben getheilt zwiſchen Gentral- 
gewalt und Ginzeljtaaten: beide bedürfen demnach finanzieller Mittel. In welcher 
Weiſe die Finanzquellen, welche überhaupt für den Staat in Betracht fommen, im 
Bundesjtaat zwiſchen Gentralgewalt und Einzelftaaten zu vertheilen ſeien, ift Lediglich 
Sache der pofitiven Geſetzgebung: prinzipielle Richtpunfte für die letere find nicht 
vorhanden. Ebenſogut kann die Gentralgewalt auf die indirekte, die Einzeljtaaten 
auf die direkte Beiteuerung der Unterthanen angewieien jein als umgekehrt. Nur 
das ift prinzipiell nothwendig, daß die Gentralgewalt ihre eigenen jelbitändigen 
Trinanzquellen befite. Die Beichaffung der finanziellen Mittel für die Gentralgewalt 
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durch Beiträge der Bundesglieder, Matrikularbeiträge, iſt demnach als dem Begriffe 
des Bundesſtaates widerſprechend zu erachten; Matrikularbeiträge ſind vielmehr ein 
Charakteriſtikum des Staatenbundes. Wie der letztere nicht ein einheitliches ſtaat— 
liches Gemeinweſen, ſondern eine Verbindung von mehreren ſolcher Gemeinweſen iſt, 
ſo fehlt demſelben auch die eigene Finanzgewalt; was an finanziellen Mitteln für 
Zwecke der Verbindung erforderlich, iſt einfach auf die Bundesglieder zu matrikuliren, 
durch die Finanzgewalt derjelben zu beichaffen und aus den Kaſſen derjelben an die 
Bundesbehörde abzuliefern. Die Finanzwirthſchaft eines Staatenbundes, welche auf 
Matritularbeiträgen beruht, ift Soyietätswirthichaft, wie der Staatenbund jelbjt eine 
jtaatärechtliche Sozietät if. Dem Bundesftaat dagegen widerjpricht dieſes Finanz— 
ſyſtem durchaus. Für den Bundesitaat, der eine eigene Finanzgewalt beſitzt, müſſen 
in jedem Falle auch Finanzquellen eröffnet werden, welche ausreichen, um die Be— 
dürfniffe der Gentralgewalt vollftändig zu deden: der Bundesftaat ala ſelbſtändiges 
Rechtsfubjett muß unabhängig fein von den Beiträgen der Bundesglieder. Der 
Staatenbund kann begrifflich feine „eigenen“ Einnahmen haben, der Bundesitaat 
muß begrifflich „eigene“ Einnahmen haben, welche ausreichen, jeine Bedürfnifje zu 
deden. Die hiſtoriſche Geneſis eines Bundesftaates mag e& mit fich bringen, daß 
die finanziellen Bedürfniſſe der Gentralgewalt zuerſt durch Matrifularbeiträge be= 
ichafft werden. Es wird aber die Aufgabe der Gejeßgebung fein, die Hierin liegende 
Inkongruenz mit dem Bundesftaatäbegriff möglichit zu befeitigen. Bei Aufrichtung 
des Norddeutichen Bundes, ebenjo bei verjchiedenen anderen Anläffen wurde die 
Richtigkeit diefer prinzipiellen Gefichtspunfte auch für den Deutſchen Bundesitaat 
ſowol von Seiten der Regierungen, als auch der Volfsvertretung anerkannt und demnach 
die Jnjtitution der Matrikularbeiträge nur als provijorischer Nothbeheli betrachtet. 

I. Reihsfisfus und NReihseigenthbum Das Deutjche Reich ala 
ftaatsrechtliches Rechtsſubjekt ift nach allgemeinen Grundfäßen eigenthums=, erwerbs- 
und verpflichtungsfähig: das Reich ala Subjekt des Vermögensrechtes wird repräfentirt 
durch den Reichsfiskus, für welchen alle diejenigen Rechtsgrundſätze gelten, welche 
überhaupt für den Fiskus vorhanden find (Steuerfreiheit, Gerichtöftand ıc.). Das 
Reichövermögen beiteht aus allen zu Zweden der NReichöverwaltung dienenden Ver: 
mögensobjelten, Immobilien wie Mobilien, welche entweder für das Reich neu er- 
tworben oder von den Ginzelftaaten in das Gigenthum des Reiches übernommen 
wurden. SHauptbejtandtheile des Reichsvermögens find ferner die Reichseifenbahnen 
in GElfaß-Lothringen (Zuf. Art. 1 zum Frankfurter Frieden: der Kaufpreis von 
325 Mill. Franks wurde aus der Sriegäfoftenentichädigung entnommen, dazu 
Geſetz vom 18. Juni 1873), fowie folgende dauernd vorhandenen Baarfonds: der 
Reichskriegsſchatz und der Neichsinvalidenfond. (Dazu kommen als proviforiich vor: 
bandene Fonds der Reichsfeſtungsbaufond, ſowie der NReichstagsgebäubebaufond ; der 
allgemeine Betriebsfond für die Verwaltung ift in jedem Gtat neu zu bewilligen.) 
Der Reichskriegsſchatz beſteht in gemünztem Gelde und darf nur zu Kriegszwecken 
verwendet werden, die Zinfen des Invalidenfonds dienen in erſter Linie zur Be— 
zahlung der durch Kriege veranlaften Mtilitärpenfionen ; außerdem werden noch ver— 
jchiedene andere Ausgaben, insbejondere die Ehrenzulage der Inhaber des eiſernen 
Kreuzes auf die Zinfen des Invalidenfonds übernommen; der etwa vorhandene 
Zinfenreft fließt in die Reichskaſſe. 

Was zu Zwecken der Reichäverwaltung an Immobilien und Mobilien neu be= 
jichafft wurde, jteht unzweifelhaft im Eigenthum des Reiches, ebenfo was ausdrüdlich 
von den Ginzelftaaten dem Reich zu Eigenthum übertragen wurde. Außerdem find 
kraft pofitiver Vorſchrift der Neichagejeßgebung alle diejenigen Objekte, welche rüber 
im Landeseigenthum jtanden, nunmehr aber für Reichszwecke verwendet werden, im 
das Gigenthum des Reiches übergegangen, jedoch mit dem Vorbehalt, daß Rüdgabe 
an die Einzelftaaten erfolgen muß, jobald die betreffenden Objekte unbrauchbar oder 
entbehrlich für das Reich werden, ohne daß ein Erja zu beichaffen ift. 
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II. Die einzelnen Einnahmsquellen des Reiches. 1) Gebühren. 
a) Die jtaatlichen Funktionen werden vom Reiche theilweije ohne Entgelt, theilweije 
gegen Entrichtung von Gebühren bethätigt: jolche werden erhoben beim Reichögericht, 
bei einzelnen der oberjten VBerwaltungsbehörden, bei den Konfulaten und den Gejandt- 
ichaften. Dazu kommt noch die jog. ftatiftiiche Gebühr, welche für die vorgejchriebene 
Anmeldung von Waaren, die die Grenze zum Zwed der Ein-, Aus» oder Durch— 
fuhr paffiren, erhoben wird. 

Erhebliche Bedeutung für die Finanzen des Reiches haben dieje Kategorien von 
Gebühren nicht. (Statiftiiche Gebühr im Etat für 1881 netto 300000 Mark, die 
verichiedenen Verwaltungseinnahmen etwas über 6'/, Mill. Vtarf.) 

b) Bon großer Wichtigkeit für die Finanzwirthſchaft des Neiches dagegen find 
die Einkünfte aus dem Poſt- und Telegraphenwejen. Die Pot: und 
Zelegraphenanftalten fin im Gefammtgebiete des Reiches ala Staatäverkehrsanftalten 
organifirt und zwar unter Verwaltung der Gentralgewalt; nur Bayern und Württem— 
berg haben ihre jelbjtändige Verwaltung als Sonderrecht fich rejervirt. Die Ver— 
gütung, welche für Benutzung jener Staatsanftalten des Reiches zu entrichten ift, 
jällt jomit ftaatsrechtlich auch unter den Begriff der „Gebühr“; die Gebühren für 
Benubung der Reichspoſt- und Telegraphenanftalten fallen in die Reichskaſſe; 
die Höhe derjelben ift für die Poftanjtalten durch Geſetz, für die Telegraphenanftalten 
durch Verordnung des Bundesrathes normirt. 

c) Böllig unter den gleichen rechtlichen Gefichtöpunften find die Elfaß- 
Sothringischen Reichaeifenbahnen zu betrachten. Auch fie find gemäß den Be— 
ftimmungen des Frankfurter Friedens, bat. der hieran angelnüpften Reichsgeſetzgebung, 
Staatsanftalten des Reiches, die Vergütung für Benutzung derjelben jomit jtaatliche 
Gebühr, welche in die Reichskaſſe fällt. 

Die Beitimmung der RVerf. Art. 49, daß die Einnahmen aus den Poft- und 
Zelegraphenanftalten in erſter Linie zur Dedung der Ausgaben zu verwenden jeien 
und die „Ueberjchüffe” in die Reichskaſſe fließen, ift gegenftandslos: die Verrechnung 
der Einnahmen und Ausgaben erfolgt lediglich im Etat, ohne daß beide Poſten auf 
einander nothivendig influiren müßten; auch wenn jtatt „Ueberichüffen“ der Einnahmen 
Defizit vorhanden wären, müßte das Reich doch die Ausgaben für die „Staatsverkehrs— 
anftalten“ tragen (die Bruttoerträgniffe von Poſt und Telegraphen betragen ca. 135, 
die Nettoerträgniffe ca. 18%/, Mill. Mark, die der Eiienbahnen 36 u. 10 Mill. Marf). 

d) Unter die Kategorie der Gebühren jällt endlich noch derjenige Betrag, welcher 
an die Reichskaſſe von Privaten für Benutzung der jtaatlichen Prägeanftalten ent— 
richtet werden muß (Müngzgejeg Art. 12 Abi. 4). 

2) Reichsſteuern. Als ſolche bejtehen bis jet nur a) die Stempel- 
abgabe von Wechſeln (ca 6 Mill. Mark); b) die Stempelabgabe für 
Spielfarten (ca. 1 Mill. Marf). 

a) Alle Wechjel, welche im Deutjchen Reiche ausgeftellt werden oder cirkuliren 
oder irgendwelchen anderen rechtlichen Funktionen genügen jollen, bedürfen eines 
ftaatlichen Stempels, für deffen Ertheilung eine nach der Höhe des Wechſels ver- 
ichieden bemefjene Abgabe erhoben wird. Die Art der Erhebung diefer Abgabe ift 
die nämliche wie bei den Poſt- und Zelegraphengefällen, nämlich vermittelft zu 
löfender und auf den Wechjel aufzuflebender Marken. Doc kann hier der Begriff 
„Gebühr“ nicht verwendet werden, da feine „Anftalt“ des Staates benutzt wird. 
Die Verwaltung der Reichäftempelfteuer erfolgt durch die Poftanitalten. 

b) Ebenjo bedürfen alle Karten, welche im Deutjchen Reiche zum Zwecke des 
Spieles jabrizirt oder verwendet werden, eines jtaatlichen Stempels, für defien Er- 
theilung eine beitimmte Abgabe berechnet wird; der Stempel wird von den Steuer: 
behörden ertheilt. 

ec) Ferner ift hier zu nennen die allgemeine Steuer, welche von der Reichäbant, 
jowie von den übrigen, Noten emittirenden Banken unter gewiffen Vorausſetzungen 
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(Bantgejeg $ 9), ſowie die jpezielle Abgabe, welche von der Reichsbanf aus ihren 
Grträgnifjen (ibid. $ 24) an die Neichsfaffe zu bezahlen ift (ca. 1, Mill. Mark). 

3) Die fog. indirekten Steuern (Verbrauchsabgaben). In die Reichs— 
fafle fließen ferner prinzipiell die gejeglich firirten Steuerjäße für die Konfumtion 
folgender Artikel: a) Salz (f. d. Art. Salziteuer); b) Tabak (f. d. At. 
Tabaksſteuer); ce) Branntwein (f. d. Art. Branntweinjteuer); d) Bier 
(j. d. Art. Bierfteuer); e) Zuder und Syrup (f. d. Art. Rübenzuder- 
fteuer. Aus der Reichskaſſe find jedoch andererſeits diejenigen Steuervergütungen 
und Ermäßigungen in Bezug auf die bezeichneten Artikel zu bezahlen, welche auf 
Gejegen oder allgemeinen VBerwaltungsvorichriften beruhen, ferner die Rüderftattungen 
für umrichtige Erhebungen, endlich die Erhebungs- und Verwaltungskoſten (RBerf. 
Art. 38). Grimirt von der Reichsgeſetzgebung über die Bejtenerung von Bier und 
Branntwein find Bayern, Württemberg, Baden, bezüglich" des Bieres auch Elſaß— 
Lothringen, jowie die Großherzogl. Sächſiſche Gemeinde Oftheim und die Sachſen— 
Koburgische Ortichaft Königsberg. 

4) Die Zölle. (Etat von 1881/1882 für Zölle und Verbrauchsſteuern: 
3421, Mill. Mark.) Die Haupteinnahmsquelle der Reichskaſſe bilden die Zölle. 
Das Deutjche Neichsgebiet ift nach Außen eine abgeichloffene Zolleinheit. Im 
Innern des Meiches dürfen Zölle beim Uebergang von Waaren aus einem 
Staate in den anderen prinzipiell nicht erhoben werden. ine Ausnahme von diejem 
Grundjag bildet nur die Uebergangsabgabe, welche von Bier und Branntwein beim 
Uebergang aus den von der Neichägeiehgebung in diefem Punkt erimirten Staaten 
in das denjelben unterworfene Reichögebiet erhoben wird. Der Zolltarif für Jmport 
und Erport von Waaren in das oder aus dem Neichözollgebiet ift vor kurzer Zeit 
volljtändig neu geregelt worden. Vom Reichözollgebiete find verfaſſungsmäßig aus 
geichloffen die beiden Hanfeftädte Bremen und Hamburg (bis 1868 auch Lübech); 
das Freihafenrecht diefer Städte (micht aber die Eremtion der übrigen vom Reichs— 
zollgebiet ausgeichlofjenen Territorien) ift Rejervatrecht im Sinne von RVerf. Art. 78 ?. 
Zum Freihafenbezirt der beiden Hanfeftädte gehört nach der VBerfaffung auch „ein 
dem Zweck entiprechender Bezirk ihres oder des umliegenden Gebietes“ (RVerf. Art. 34). 
Die Abgrenzung diejes Bezirkes ift Lediglich Sache des Bundesrathes, verfafjungs- 
mäßig geichüßt und zwar nach Maßgabe von NBerf. Art. 78° ift nur das Frei— 
hafenrecht der Städte Hamburg und Bremen, aber auch diejes wurde feiner Yeit 
bei Beratung der Norddeutichen Bundesverfaffung nur als Proviforium betrachtet 
(Hänel, Studien, I. 200 R. 96). Ausgefchloffen vom Reichszollgebiet find 
außerdem noch Kleine Gebietätheile von Baden, Preußen, Oldenburg (die genauen 
Angaben ſ. bei Wagner, 593?, inzwifchen find allerdings noch weitere Modi- 
fifationen eingetreten); andererfeits gehört das Großherzogthum Luremburg (Staats- 
vertrag vom 20./25. Oktober 1865) umd die Defterreichifche Gemeinde Jungholz 
(Staatsvertrag vom 3. Mai 1868), obwol nicht zum Weiche, doch zum Reichs» 
zollgebiet. Die Gremtion der oben genannten Gebietstheile des Reiches vom 
Reichözollrecht ift nur eine negative; eine ſelbſtändige pofitive Zollgefeßgebung durch 
die betheiligten Einzelftaaten ift dagegen nicht ftatthait. Die Zölle fließen nach 
der Verfaffung prinzipiell zur Reichskaſſe: abzüglich jedoch der auf Gejeh beruhenden 
Vergütungen und Ermäßigungen, der Rüderjtattungen für unrichtige Erhebungen, 
ſowie der Erhebungsfoften (inkl, des Grenzichußes) an der Reichszollgrenze. Das 
verfaffungsmäßige Prinzip, daß die jämmtlichen Zolleinnahmen in die Neichskaffe 
fließen, hat eine Modififation erfahren durch 8 7 des Gefeßes vom 15. Juli 1879 
(„Antrag v. Frandenftein“); danach fließt nur der Betrag von 130 Mill. Mar 
Zollgefälle und Verbrauchsabgaben in die Neichsfaffe, der Mehrbetrag ift an die 
Einzelſtaaten herauszubezahlen. 

5) Eine weitere Gruppe der Reichseinnahmen bilden die Renten, welche das 
Reichsvermögen abwirft, in eriter Linie aljo die Zinfen aus belegten Reichsfonds, 


Reichsfinanzweſen. 379 


ferner die Erträgniſſe von Privatgeſchäften, welche das Reich auf eigene Rechnung 
betreibt; in leßterer Beziehung kommt bis jeßt nur die Reichsdruckerei in Betracht 
(Renten ca. 5, Neichsdruderei ca. 1 Mill. Mark im Etat für 1881). 

6) Matritularbeiträge (Etat von 1881/1882: 106 Mill. Mark). Soweit 
die eigenen Einnahmsquellen des Reiches zur Dedung der finanziellen Bebürfniffe 
defielben nicht zureichen, find Beiträge von den Einzelſtaaten zu erheben. Die 
prinzipiellen Bedenken gegen diefen Modus der Beichaffung finanzieller Mittel für 
Erfüllung der Staatszwecke im Bundesjtaat wurden oben bereits erörtert: die Durch- 
führung der in der VBerfaflung niedergelegten Grundjäge im Zufammenhang mit der 
neueren Zollgefeßgebung würde auch eine Beleitigung der Matrikularbeiträge zur 
Folge gehabt Haben: die in der VBerfaffung firirten eigenen Einnahmsquellen des 
Reiches werfen dermalen einen höheren Ertrag ab, als welchen das Reich zur Er- 
füllung feiner Zwede bedarf. Durch die oben bezeichnete Modifikation der Ver— 
faffung (daß der oben citirte $ 7 in der That eine Modifikation von Art. 38 Abſ. 1 
der RVerf. enthält, wird faum bezweifelt werden können), wonach nur 130 Mill. Mark 
in die Reichskaſſe, alle weiteren Einnahmen aber in die Kaſſen der Bundesglieder 
fließen, werden die Matrikularbeiträge künftlich konfervirt. 

Die Matrifularbeiträge find von den Bundesglieden nach Maßgabe ihrer 
ortsanweſenden ftaatsangehörigen Bevölkerung (Verordn. d. Bundesrathes v. 21. Dez. 
1868) zu erheben. Sie müſſen gejeglich im Gtat firirt werden und find aladann 
vom Neichsfanzler für die Reichskaſſe „bis zur Höhe des budgetmäßigen Betrages“ 
einzuziehen, und zwar erfolgt die Einziehung in monatlichen Raten (RBerf. Art. 70). 
Erweiſt fich die etatsmäßige Firirung der Matrifularbeiträge als unzureichend, jo 
muß die erforderliche Erhöhung durch Nachtragsgeſetz erfolgen, andererjeitö kann der 
Reichäfanzler auch die Matrikularbeiträge zum Theil unerhoben Laffen, falls die 
anderweitigen Einnahmen des Reiches zur Behriedigung der Bedürfniffe ausreichen. 

IV. Die Erhebung, Berehnung und Verwaltung der Reichs— 
einnahmen. Die Gentralbehörde für Verwaltung der Reichsfinanzen war ur— 
iprünglich die Finanzabtheilung des Reichskanzleramtes; die jelbjtändige Konftituirung 
des Reichsſchatzamtes erfolgte durch Kaiſerl. Verordn. vom 14. Juli 1879 
(R.G.BL. 196); der Reichsſchatzſekretär wurde gemäß dem Gejeg vom 18. März 
1878 zum verantwortlichen Stellvertreter des Reichskanzlers ernannt (Reichsanzeiger 
vom 18. Aug. 1879). Vom Schahamt reffortirt insbejondere die Reichshauptkaſſe, 
fowie die Reichsbeamten und Neichsbehörden für das Zoll- und Steuerweien. 

Mit der Finanzverwaltung des Reiches ftehen noch in Zuſammenhang die Ver— 
waltungsbehörden der jelbitändigen Reichsfonds, nämlich des Reichsinvalidenfonds, 
fowie des Reichskriegsſchatzes; diefelben find jedoch nicht dem Reichsſchatzamt, fon— 
dern unmittelbar dem Reichskanzler unterftellt; die gleiche jtaatsrechtliche Stellung 
hat das Reichabankdireftorium. — 

Die Erhebung der Gebühren, welche für die Benutung von Reichsanftalten zu 
entrichten find, geichieht durch die den betreffenden Behörden beigeordneten finanziellen 
Organe, von welchen die Abführung der eingenonmenen Beträge direkt an die Reichs— 
taſſe erfolgt. Hinfichtlich der Abrechnung der Poſt- und Telegraphengefälle bedurfte 
eö bei dem vor 1867 jo überaus komplizirten Zuſtande der Verwaltung diejer 
Anstalten eines längeren Uebergangsjtadiums, um die Prinzipien der Berfaffung zu 
voller Durchführung bringen zu können (RBerf. Art. 51). Der Abſchluß dieſes 
Mebergangäftadiums trat mit dem Jahre 1880 ein (Baden, Elſaß-Lothringen; vgl. 
hierüber Meyer, ©. 545). Die Gefälle der Poften, Telegraphen und Reichseiſen— 
bahnen werden nunmehr von den einzelnen Behörden und Beamten erhoben und 
durch die prodinziellen Gentralinftanzen an die Reichskaſſe abgeführt. — 

Was die Neichäfteuern betrifft, jo wird die Abgabe für den MWechjelitempel 

durch die Organe der Poftverwaltung erhoben und zugleich mit den Poſtgefällen 


380 Neihsfinanzweien. 


verrechnet, jedoch unter jelbftändiger Buchführung. Die Wechielitempeliteuer muß 
genau nad dem Grtrage in den Ginzelitaaten berechnet werden, da gejehlich jedem 
Einzelftaat 2 Prozent von den in feinem Gebiete Tällig gewordenen Beträgen diejer 
Steuer auäzubezahlen find; die übrigen 98 Prozent fließen direft in die Reichskaſſe. 
Für Bayern und Württemberg, wo die Poftgefälle in die Landeskaſſen fließen, wird 
doch die Wechſelſtempelſteuer ebenſo wie für das übrige Reichägebiet erhoben und 
berechnet. Der Ertrag der Steuer wird periodifch im Gentralblatt publizirt. 

Der Spieltartenftempel wird durch die Steuerbehörden (vgl. die Angabe der 
bier in Frage kommenden Steuerbehörden im Gentralbl. 1880, ©. 669) ertheilt und 
die Gebühr von diejen verrechnet und zur Reichskaſſe abgeführt. Auch Hinfichtlich 
diefer Steuer muß der Ertrag in jedem Einzelſtaat feftgeitellt werden, da geſetzlich 
jedem Einzelſtaat 5 Prozent für die Verwaltungskoſten hinauszubezahlen find. 

Die Banknotenfteuer wird direft von den betreffenden Banken zur Reichskaſſe 
abgeführt. 

Die Erhebung der Verbrauchsfteuern und der Zölle erfolgt durch eingelftaatliche 
Behörden im Namen des Neiches (nur in Hamburg und Bremen find Neichszoll- 
ämter). Die Zolleinheit der Deutichen Staaten ift viel älter als die ftaatsrecht- 
liche Einheit des Reiches. Die Genefis der heutigen Zollgejegebung beruht im 
legten Ende auf der berühmten Preußiichen Zollreorganifation vom Jahre 1818. 
Dem Preußiſchen Zollfyfteme ſchloſſen fich allmählich die meijten Nord- und Mittel- 
deutjchen Kleinftaaten an, weiterhin auch in Folge der Jnitiative König Ludwig J. 
Bayern, jo daß vom 1. Januar 1834 ab der größte Theil von Deutichland eine 
Zolleinheit gegenüber dem Auslande bildete. Die jo hergeitellte Zolleinheit kraft 
Staatövertraged blieb in der Hauptſache bis zur Aufrichtung des Norddeutichen 
Bundesftaates unverändert. Durch letztere wurde die bisherige völferrechtliche Ver— 
bindung in eine ftaatörechtliche Einheit umgewandelt (auch für die Süddeutſchen 
Staaten geichah dies jchon 1867). Die Zollgejeggebung richtet fich jeit diejer 
Umgeftaltung einfach nach den allgemeinen Normen für die Bundesgejeßgebung: die 
Bollverwaltung dagegen blieb im Wefentlichen jo erhalten, wie fie feiner Zeit 
unter der Herrichaft des völferrechtlichen Zollbündniffes eingerichtet worden war. 

Die Verwaltung des Zoll- und indirekten Steuerweſens durch die Behörden 
der Einzelitaaten bat jedoch nach gleichheitlichen Grundſätzen zu geichehen, demgemäß 
wurden durch den Zollvereinsvertrag von 1867 (Art. 3 $ 6, Art. 16 3. 4) ges 
meinfame Grundzüge für die Organijation diefer Behörden ftatuirt. Die materiellen 
Grundjäße ferner, nach welchen die Verwaltung zu geichehen hat, beruhen entweder 
auf der Reichögejeßgebung oder auf Verordnungen des Bundesrathes. Die Durch- 
führung diefer Normen wird endlich in Beziehung auf die Gleichmäßigkeit fontrolirt 
durch bejondere Neichabeamte. Seit den Zeiten des Zollvereins erfolgt jene Kontrole 
in der eigenthümlichen Weife: daß höhere Zollbeamte des einen Staates unter for— 
meller Aufrechterhaltung ihres einzeljtaatlichen Beamtenverhältnifjeg mit der Ueber— 
wachung eines bejtimmten Zollbezirkes eines anderen Einzelftaates beauftragt werden. 
Dieſe Kontrolbeamten führen jet den Zitel: Reichsbevollmächtigte für Zolle und 
Steuerweien und werden vom Kaiſer ernannt; unter den Bevollmächtigten jtehen 
noch Stationsfontroleure (RVerf. Art. 36 Abi. 2). 

Die Zolle und Steuererträgniffe werden dem Reiche zur Verfügung geitellt, 
„lobald dieſe Zölle und Abgaben nach den bejtehenden Gejeßen und den über die 
Friſten der Zoll- und Steuerfredite getroffenen Verabredungen für ihre Kaſſen fällig 
geworden find“. Ebenjo werden die Steuern behandelt (Etatsgeſ. vom 4. Dez. 18718 3). 
Die Abrechnung geichieht in Folgender Weiſe (RVerf. Art. 39): alle Nemter, welchen 
die direfte Erhebung der Zoll» und Steuergefälle obliegt, haben an die ihnen 
vorgejegten Hauptämter Monat und Duartalberechnungen einzujenden; von den 
Hauptämtern find diefe Rechnungen zu prüfen und alsdann den einzelftaatlichen 
Gentral-(Direktiv-)Behörden einzufenden; von Seiten der letzteren hat Mittheilung - 
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an die Reichöbevollmächtigten zu erfolgen. In gleicher Weife find nach Ablauf des 
ganzen Rechnungsjahres Finalabſchlüſſe herzuftellen. Nach Abſchluß der einzelftaat- 
lichen Rechnungsmanipulation erfolgt die definitive Feitftellung der Rechnung von 
Reichäwegen. Die hiermit betraute Behörde ift der Bundesrath durch feinen Aus- 
ſchuß für Rechnungsweien, das ehemalige Gentralbureau des Zollvereind. Diejem 
Ausihuß Haben die einzelftaatlichen Gentralbehörden ihre Rechnungsabichlüffe in 
Sauptüberfichten, nach den einzelnen Abgaben geordnet, einzureichen. Danach wird 
quartaliter diejenige Summe feftgeftellt, welche der betreffende Ginzelftaat an die 
Reichskaſſe abzuführen hat, indem von dem Bruttoertrag die Koften abgezogen werden, 
welche von Reichäwegen den Einzelitaaten vergütet werden müſſen. Endlich jet das 
Plenum des Bundesrathes den zu entrichtenden Baarbetrag definitiv feit, nachdem 
zuvor die Berechnung des Rechnungsausichuffes dem Einzelſtaate notifizirt und ihm 
dadurch Gelegenheit zur Rüdäußerung geboten war. Die Summen, welche den 
Einzelitaaten auf Grund der neuen Zollgefeßgebung Hinauszubezahlen find, werden 
als Ausgabepoften in den Gtat eingeftellt. 

Bon der zur Reichskaſſe einzuziehenden Summe der Zolle und Steuergefälle 
fommen in Abzug: 1) die Vergütungen und Ermäßigungen, welche auf Geſetzen oder 
allgemeinen Berwaltungsvorichriiten berufen. 2) Rücderftattungen für umrichtige 
Erhebungen. 3) Die Erhebungs- und Berwaltungskoften, und zwar a) bei der 
Salzfteuer die Bejoldung der mit Erhebung und Kontrolirung diefer Steuer auf 
den Salzwerken beauftragten Beamten. b) Bei der Zuder- und Tabakafteuer werden 
die zu vergütenden Verwaltungstoften vom Bundesstaat für jeden Ginzelftaat jpeziell 
jeftgeftellt. c) Bei den übrigen Steuern erhält jeder Einzelftaat für Berwaltungs- 
fojten 15 Prozent der gefammten, in feinem Gebiet erzielten Ginnahme. d) Bei den 
Zöllen werden die Koften fir den Grenzichug und für alle Exrhebungsbehörden an 
der Zollgrenze zwar vom Weiche vergütet, dagegen nicht die Koften für die 
übrigen Verwaltungsbehörden (RBerf. Art. 38). 

Der Betrag der zur Reichskaſſe gefloffenen Einnahmen wird in Quartalüber- 
fihten im Gentralblatt für das Deutiche Reich publizirt. 

V. Die finanziellen Sonderrehte. 1) Das Reichsgeſandtſchaftsweſen 
wird aus der Reichskaſſe beftritten, alle Bundesglieder tragen die Laften diefer In— 
jtitution in gleicher Weile. Gejandtichaften der Bundesglieder Hingegen find aus— 
jchließlich von diefen zu beftreiten; nur Bayern, Sachſen, Württemberg und Braun 
ſchweig erhalten eine Vergütung aus der Reichskaſſe für die durch das Beitehen von 
Landesgejandtichaften den Neichögefandtichaften erwachiende Geichäftserleichterung, 
fowie Bayern für die eventuelle Vertretung des Reiches durch feine Gefandten 
(Berjailler Schlußprotofoll VII. VII). 

2) Soweit einzelne Bundesglieder von der Kompetenz einzelner Reichsbehörden 
erimirt find, tragen fie zu den Koſten derjelben nicht bei, jo die drei Süddeutſchen 
Staaten nicht für die Kontrole der Bier- und Branntweinbefteuerung, Bayern nicht 
für das Bundesamt für Heimathweſen, die Reichönormaleichungstommiffion. 
Andererjeit3 zahlen einzelne Reichötheile einen Mehrbetrag für gewiſſe Anftitutionen, 
jo Preußen für das Auswärtige Amt. Die angeführten Beifpiele erichöpfen die in 
diejer Beziehung vorhandenen Sonderrechte nicht. Ihren rechnerischen Ausdrud finden 
dieje Sonderrechte bei Feſtſtellung der Matrikularbeiträge. 

3) Neben den 40 Direktionen, in welche das Reichöpoftgebiet getheilt ift und 
welche in direkter Verrechnung mit der Reichskaſſe ſtehen, haben Bayern und Württem— 
berg fich ihre jelbftändigen Poſtverwaltungen refervirt, deren Gefälle in die betreffenden 
Landeskaſſen fließen. Dafür bezahlen die beiden genannten Staaten je eine bejtimmte 
Summe als Nequivalent an das Reich an Stelle der für ihre Landeskaſſen ein- 
gezogenen Poftgefälle; dieſes Averfum wird in die Matrikularbeiträge eingerechnet. 

4) Don der Reichögefeggebung über die Beiteuerung des Bieres find frei Bayern, 
Württemberg, Baden, Eljaß-Lothringen. In diefen Theilen des Reichägebietes ift 
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die Bierbejteuerung durch die Landesgejeßgebung zu regeln, und die Steuer jelbit 
fließt in die Landesfaffen. Dafür bezahlen die betreffenden Staaten je ein Averjum 
an die Reichskaſſe, welches für die drei eritgenannten Staaten in die Matrifular- 
beiträge ein=, für Eljaß-Lothringen aber jelbjtändig berechnet wird. 

5) Die sub 3 angegebenen Sätze gelten für die angeführten Staaten, aus- 
genommen Eljaß-Lothringen, ebenjo Hinfichtlich der Beiteuerung des Branntweins. 

6) Die vom Reichszollgebiet ausgejchlofienen Gebietätheile des Reiches bezahlen 
anjtatt der Zölle ebenfalls ein bejtimmtes Averfum zur Neichsfaffe, welches nad 
der Bevölkerungsziffer (die Zollabrechnungsbevölkerung ijt alle drei Jahre feftzuitellen, 
Zollvereins- Vertrag Art. 11) zu berechnen ift, wozu für die Städte Bremen 
und Hamburg noch ein Mehrbetrag von 3 Markt pro Kopf der Bevölkerung ge 
ichlagen wird. 

VI. Die formelle Feititellung der Reichsſeinnahmen und Reichs— 
ausgaben. Die jämmtlichen Einnahmen und Ausgaben des Reiches find nach der 
Dertaffung alljährlich in einen genau geordneten VBoranjchlag zu bringen, der 
durch Geſetz feitgeftellt wird (Reihshaushalt, Etat, Budget, RVerf. Art. 69). 
Ueber die rechtliche Natur des Budgetgeſetzes beiteht in der Theorie ein mit großer 
Lebhaftigfeit geführter Streit: nach der Meinung von Gneijt und Laband, 
welcher fich faſt alle Theoretifer des Staatsrechtes angeichloffen haben (ausgenommen 
nur dvd. Rönne), it das Budgetgejeh fein Gejeß im materiellen Sinne des 
Wortes und fteht in Konſequenz Hiervon auch nicht unter den für „materielle“ 
Gejege geltenden Nechtögrundfägen, wobei e8 dann gleichgültig ift, ob man 
dem Budget den Charakter des Geſetzes überhaupt abjpricht (Gneiſt) oder ob 
man eine bejondere Kategorie von „formellen“ Gejeßen Eonjtruirt, denen alle 
rechtlichen Eigenſchaften der Gejeße fehlen, da fie nicht „Rechtsvorſchriften“, jon- 
dern „Rechnungspoſten“, „Wirthichaitspläne” u. dgl. enthalten (Zaband). Eine 
juriftiiche Bafis wird fich für diefe Lehre vom Budget nicht gewinnen lafjen, wie 
dies auch neuerdings dv. Martiß treffend ausgeführt hat. Mag man politiich mit 
Gneijt noch jo lebhaft von der Reformbedbürftigfeit des Deutichen Budgetrechtes 
überzeugt fein, juriftifch werden für das Budgetgeſetz keinerlei andere Grundjäße 
maßgebend jein können als für alle übrigen Gejeße. Der juriftiiche Sinn des Bud— 
getgejeßes wird aber hiernach dahin bezeichnet werden müfjen: die gefammte Finanz- 
wirthichaft des Reiches ift alljährlich auf gejegliche Grundlage zu ftellen, indem durch 
„Boranjchlag“ auf Grund der bisherigen Erfahrungen und Berechnungen 1) die Ein- 
nahmepojten approrimativ firirt werden; dadurch wird der Regierung einmal die 
juristische Möglichkeit gegeben, die betreffenden Einnahmen nach Maßgabe der vor: 
bandenen Geſetze für das Gtatsjahr überhaupt zu erheben (Zölle, Steuern, Gefälle ıc.); 
die dauernd für die einjchlägigen Materien vorhandenen Gejeße bedürfen jomit, um 
ausgeführt werden zu können, alljährlich eines neuen, befonderen Ausführungsgeſetzes, 
als welches das Budgetgejeß in feinen auf die Einnahmen bezüglichen Pofitionen 
fi) darftellt. Die Berechnung der einzelnen Poſten jelbjt kann freilich der Natur 
der Sache nach nur ein „Voranſchlag“, eine approrimative Feititellung jein und hat 
wejentlich nur vechnerische Bedeutung. Wird diejer Anſchlag nicht erreicht, jo iſt 
es die Aufgabe der Gejehgebung, auf dem Wege eines Nachtragsgejehes das Grior- 
liche anzuordnen, wird der Anjchlag überjchritten, jo wird über den erzielten Ueber— 
ſchuß gleichialls durch Nachtragsgejeß oder bei Gelegenheit des nächſtjährigen Etats 
zu beitimmen fein. Immer aber werden Ausfälle wie Ueberſchüſſe gegenüber dem 
Voranſchlag auf gefeßlichem Wege wie der Etat jelbjt zu reguliren fein. 2) Die 
zweite Gruppe des Etats bilden die Ausgabepofitionen. Auch fie können nur 
approrimativ, nur im „Voranſchlag“ in das Gejeh eingejtellt werden. Der juriftiiche 
Sinn dabei ift auch hier zunächit der, daß die Regierung die betreffenden Ausgaben 
für die im Geſetz bezeichneten Zwede überhaupt zu machen juriſtiſch berechtigt ift. 
Es bedürfen aljo die Gejege, welche jene Injtitutionen dauernd normiren, binfichtlich 
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der hierfür erforderlichen finanziellen Mittel eines alljährlich zu erneuernden Aus» 
führungsgeſetzes. Dabei ift die Regierung Hinfichtlich der Ausgaben an die im Etat 
vorgeichriebene Zwedbeitimmung gebunden. Griparniffe an den im Etat beitimmten 
Ausgabepofitionen, welche ohne Gefährdung des zu erreichenden Zwedes gemacht 
werden können, dürfen demnach nicht ohne Weiteres auf andere Pofitionen übertragen 
werden, es muß vielmehr über diejelben durch Nachtragsgeſetz oder im nächitjährigen 
Gtat verfügt werden. Ebenjo bedarf jede Mehrauägabe, die nicht im Etat vorgejehen 
iſt, geießlicher Unterlage; unzweifelhaft wird die Regierung in dringenden Fällen 
auch ohne vorherige Bewilligung jolche Mehrausgaben zu machen für befugt erachtet 
werden müſſen, vorbehaltlich jedoch immer der von der Volfävertretung zu erholenden 
„Indemnität“. Wird diejelbe verweigert oder wird die Bewilligung des gejammten 
Budgets von der Volfävertretung verweigert, jo fehlen für jolchen Fall Rechts ſätze 
gänzlich. Selbjtverftändlich wird in ſolchem Falle der Gang der Staatsverwaltung 
nicht eingejtellt werden dürfen, eine formell juriftifche Grundlage aber für diejen 
Zuftand wird vergeblich auf dem Wege künftlicher Konjtruftionen gejucht werden. 
Daß gerade bezüglich der ftaatlichen Finanzwirthſchaft mehr als in allen übrigen 
Funktionen des Staates ein Zufpigen der geltenden Rechtsjäbe bis zu ihren äußerjten 
Konfequenzen leicht verhängnißvoll für das Staatsleben werden fann, daß die ruhige 
Entwidelung eines Staates gerade auf diefem Gebiete mehr ala auf jedem anderen 
von einem verjtändnigvollen Zufammenwirfen der Regierung und der Volfsvertretung 
bedingt ift, muß gewiß zugegeben werden. Dies berechtigt aber nicht dazu, die be- 
ftehenden Rechtsfäge überhaupt ala nicht vorhanden zu betrachten oder durch fünit- 
liche Konitruftionen oder Gremplififationen auf fremde Rechtsſyſteme aus dem Wege 
zu fchaffen. Darin aber bat Gneiſt in jedem Falle Recht, daß unſer Deutiches 
Budgetrecht dringend der Vereinfachung bedarf; je mehr die Einnahme und Aus— 
gabepofitionen auf wenige große Kategorien reduzirt werden (wie dies in England 
der Fall), deito weniger Anhaltspunkte für muthwillige und frivole Konflitte werden 
fih bieten, und die Regierung würde dadurch die gerade auf dem Gebiete der 
Finanzwirthſchaft erforderliche Freiheit der Bewegung gewinnen, welche durch das 
geltende Recht und die dermalen geübte Praris allerdings ungebührlich beſchränkt ift 
(vgl. d. Art. Budget umd darin jpeziell die Angaben über das Engliiche Recht). 
Der weitaus bedeutendite Beitandtheil der Ausgabepofitionen des Reichshaus— 
baltsetats ift der Militäretat (im Voranjchlag für 1881/1882 372 Mill. Mark, 
einschließlich der Marine bei einem Gefammtbetrag der Ausgaben von 597 Mill. 
Mark). Bis zum Jahre 1875 hatte derjelbe Lediglich formelle Bedeutung, erjt jeit 
1875 ſteht auch der Militäretat unter den allgemeinen Rechtögrundjäßen über den 
Hauptetat. Durch die Verfaffung war dem Kaiſer bis zum 31. Dez. 1871 und 
dann weiterhin durch Spezialgejeg bis zum 831. Dez. 1874 eine Summe von 
225 Thalern jährlich pro Kopf der auf 1 Prozent der Geſammtbevölkerung feſtgeſetzten 
Friedenspräjenzitärfe des Heeres (401 659 Mann) zur Dispofition gejtellt worden. 
Ueber dieſe Summe jollte allerdings Gtat und Rechnung aufgeftellt, aber dem 
Bundesrath und Reichstag nur „zur Kenntnißnahme und Erinnerung“ vorgelegt werden 
(RBerf. Art. 71 Abſ. 2). Die geiehgebenden Faktoren des Reiches hatten danach 
bei Fixirung der finanziellen Bedürfniffe für das Reichsheer eine wirkliche jtaats- 
rechtliche Kompetenz nicht, fondern Lediglich eine mit keinerlei Rechtsfolgen verknüpfte 
Kontrole. Seit 1875 find diejelben jedoch auch für den Militäretat ganz in die 
Berugnifje eingetreten, welche ihnen bezüglich der übrigen Etatöpofitionen zufommen. 
Es fönnen demnac auch bezüglich des Militäretats alle diejenigen Rechtsfolgen ein- 
treten, welche überhaupt die parlamentarifche Mitwirkung bei Feſtſtellung des Etats 
nach Deutſchem Budgetrecht begleiten. Dies wird auch nicht ausgejchloffen durch 
die Vorſchrift der Verfaffung, daß bei Tyeititellung des Etats die „geſetzlich feſtſtehende 
Organifation des Neichsheeres zu Grunde gelegt“ werden müſſe (RVerf. Art. 62 
Abi. 4); dieſe Beitimmung kann nicht den Sinn haben, al ob hierdurch eine Ab— 
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änderung der Militärorganiſation im Rahmen des Etatsgeſetzes ausgeſchloſſen ſein 
ſolle; da der Etat verfaſſungsmäßig als Geſetz zu verabſchieden iſt, ſo folgt daraus 
nothwendig, daß negativ jedes Geſetz im Rahmen des Etats mit Rechtskraft ab— 
geändert werden könne, ebenſo, daß pofitiv im Rahmen des Etats „organiſirt“ werden 
könne (ſo wurde z. B. das Reichsjuſtizamt errichtet), obwol ſicher bei der eigen— 
thümlichen Stellung des jährlichen Budgetgeſetzes weder dieſes noch jenes wün— 
ſchenswerth erſcheint. Formell wird der Militäretat vierfach gegliedert gemäß den 
vier ſelbſtändigen Armeeverwaltungen, die im Reiche vorhanden ſind: der Preußiſchen, 
unter welcher alle einzelſtaatlichen Kontingente ſtehen, mit Ausnahme des Sächſiſchen, 
Württembergiſchen und Bayeriſchen, welche ſelbſtändig verwaltet werden. Dabei 
beſteht noch ein beſonderes Rechtsverhältniß hinſichtlich des Bayeriſchen Militäretats: 
für Bayern wird nämlich der Militäretat von Reichswegen nur als durchlaufender 
Poſten eingeſtellt, die betreffende Summe an die Bayeriſche Armeeverwaltung aus 
der Reichskaſſe hinausbezahlt und darüber dem Bundesrath und Reichstag nur Nach— 
weifung gegeben. Die Speyialifirung der Einnahmen und Ausgaben ift den Bayeriſchen 
gejeßgebenden Traktoren vorbehalten. In diefem Sinne trägt Bayern die Kojten und 
Lafteh feines Truppentheiles jelbft. Für die Spezialifirung des Bayerifchen Militär- 
etatö jollen jedoch die Sätze des Reichämilitäretats „zur Richtſchnur“ dienen. — 
Das Korrelat zum Voranſchlag bildet die Deharge nah Abſchluß des 
Rechnungsjahres. Auf dem Gtatägejeg und dem Dechargebeichluß beruht formell 
die ganze Finanzwirthichaft des Reiches. Ueber die Verwendung aller Einnahmen 
des Neiches muß der Reichskanzler alljährlih dem Bundesrath und dem Reichstag 
zur Entlaftung Rechnung legen (RBerf. Art. 72). Der Dechargebeichluß wird nicht 
wie der Etat in die Form eines Gejeges gebracht, jondern ganz jelbitändig vom 
Bundesrath wie vom Reichstag ertheilt. Die Decharge beiteht in folgender Prozedur: 
nach Abichluß des Nechnungsjahres hat der Reihsrehnungshof die geſammte 
Finanzwirthſchaft des abgelaufenen Jahres zu prüfen; für diefe Funktion des Reichs— 
rechnungshofes gelten materiell die Vorſchriften des Preußifchen Rechtes, wie auch 
der Reichsrechnungshof ſelbſt nichts anderes ift als eine Erweiterung der Preußiſchen 
Oberrechnungskammer. Eine definitive Ordnung der Kontrole des Etats ift für 
das Reich noch nicht getroffen, die geltenden Normen find als proviforifch zu be= 
trachten. Die Regierung muß zum Zwede diefer Prüfung den Nachweis führen, 
daß die gefammte Verwaltung den geieglichen Vorſchriften gemäß erfolgt ſei; ins— 
bejondere find Mehreinnahmen und Mehrausgaben unter Angabe der Gründe nach- 
zuweifen. Alle Rechnungen und Beläge find dem Rechnungshof in Vorlage zu 
bringen und von demjelben zu prüfen. Die Kontrole des Rechnungshofes reicht 
ſoweit als die jelbitändige Finanzwirthichait des Reiches. Unkontrolirt bleiben nur 
die ſog. Dispofitionsfonde. Der Rechnungshof hat ferner alljährlich die gefammten 
Aktiva des Reiches auf Grund der einzureichenden Inventarien zu prüfen. Ebenſo 
führt er die oberite Kontrole über das Reichsfchulden-, jowie über das Kautions— 
weſen. Die Thätigkeit des Nechnungshofes ift einmal eine kalkulatoriſche Super- 
revifion, ferner die Prüfung darüber, ob bei Erwerb oder Veräußerung von Reiche» 
eigenthum, bei Erhebung und Verwendung der Reichdeinnahmen den beftehenden 
Geſetzen und Vorſchriften, jpeziell dem Etatögefeh gemäß, ſowie unter Beachtung der 
maßgebenden Verwaltungsgrundfäge verfahren worden fei. Verordnungen und In— 
jtruftionen der Regierung und Gentralbehörden, welche das Finanzweſen betreffen, 
find dem Rechnungshof unverzüglich mitzutheilen, Verordnungen der Unterbehörden 
aber vor ihrem Erlaß demjelben zu Eritifcher Prüfung vorzulegen. Zum Zweck jeiner 
Kontrole kann der Rechnungshof von allen Behörden Mittheilungen, auch Einjendung 
der Alten verlangen, Kommifjäre und Kommiffionen an Ort und Stelle entjenden, 
die Unterbehörden jelbft mit Ordnungsſtrafen belegen. Den Unterbehörben ertheilt 
der Rechnungshof jelbit Decharge. Nach durchgeführter Kontrole geht das geſammte 
Material in Form einer Denkichrift an den Bundesrath wie an den Reichstag; 
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jeder Theil beſchließt ſelbſtändig über Ertheilung der Decharge. Monita des Rech— 
nungshofes abzuſtellen, wird in erſter Linie der Reichskanzler als berufen anzuſehen 
ſein. Ueber die durchgeführte Kontrole erſtattet der Rechnungshof ir. auch 
dem Kaijer einen Immediatbericht. 

Der Reichsrechnungshof ift demnach ala Kontrofbehörde über die ganze Anangielle 
Seite der Reichöverwaltung ala den Behörden der letzteren, auch dem Reichskanzler 
übergeordnet zu betrachten und ift in feiner Thätigkeit genau jo unabhängig wie 
die Gerichte. 

VI. Anlehen. In außerordentlichen Fällen fann das Reich behufs Dedung 
feiner Bedürfniſſe auch Anlehen fontrahiren. Verfaſſungsgemäß ift Hierfür jedoch 
immer die Form des Gefehes erforderlich (KVerf. Art. 73). Solche Anlehen wurden 
fontrahirt für die Zwecke des Heeres und der Marine, fowie für Poft- und Tele- 
graphenweſen; die für dem Deutich-Franzöfiichen Krieg fontrahirten Anlehen find 
zurückbezahlt. Die gegenwärtigen Schulden des Reiches belaufen fich auf die Summe 
von 344 Mill, Mark (1878). 

Die Berwaltung erfolgt durch die Preußiſche Staatsjchuldenverwaltung unter 
der „oberen Leitung des Reichsfanzlers". Die Kontrole über die Verwaltung führt 
die Reichsſchuldenkommiſſion, welche aus drei vom Reichötag gewählten Mitgliedern, 
dem Präfidenten des Rechnungshofes, zwei vom Bundesrath zu wählenden Mit- 
gliedern des Rechnungsausſchuſſes unter dem Präfidium des Borfigenden dieſes 
letzteren gebildet wird. 

Gigb.: I Der Etat: RVerf. Art. 69, 71; Geſetz vom 29. — 1876 (R.G.BL. ©. 121) 
über bas Gtatzjahr. Dazu die alljä tlichen Gtatägeieke, er. är rg ber Etat jelbft 
in Anlage beigefügt ift. Ueber ben a ſpezie rt. 58, 60, 62, 67, J 
Abi. 2; die Schlußbeſt. zu Abſchn. XI und X Per. Br Dertr. IIL 88 5, 
MWürttemb. Milit.Konv. 3 12—14. — IL Er Beöarse RBerf. Art. 72: Preuß. — 
vom 27. März 1872 über Einrichtung und Be ghife ber Oberrechnun slammer (Preuß. 
Gel. Samml. 1872, S. 278 #: Ref. v. 4. Juli 1868 (R.G. Bl. ©. 433); Ger 11. Februar 
1375 (R.G. Bl. 8 Bun bazu bie — Spezialgeſetze über die Kontrole des Reichshaus⸗ 
haltsetats. — II. Anlehen: RVerf. Art. 73; Geſetz vom 19. Juni 1868 (B. G. Bl. S. 889) 
über die Verwaltung der Reichajchulden ; dazıı bie Den Hy über Anleihen 
feit 1867. — IV. Das Reihöeigenthum: Gele vom 25 GBl. ©. 113) ü 
die Rechtöverhältniffe der zum bdienftlichen Gebrauch einer — beftiminten Gegen: 
ftände. — Reicht Friegsihap b: —* eb vom 11. Nov. 1871 G.. G. Bl. ©. 403). — Reichs— 
feftungsbaufonbd: Geſe * ai 1873 (R.G.BL. ©. —— —— 
Gele vom 28. Mai 1873 (R.G.BL ©. um Gele vom 23. * t. 1876 ( 


vom 11. Mai 1877 (R.6.Bl. ©. 495); Ge 
ri: — 1878 (R.G.Bl. ©. 127); .. vom 30. Dir * RSEL — 119) — Reichs: 


3: Rderf. U 

20. Juli 1879 (R.®. L 6. 261). Font large ren: $ v. 

— * vom 18. Juni 1878 (R. G. Bl. ©. 141 * 
49, 51, = — #3 ... 


); —* ein ne von — — Salzſteuer: —— 
Pe vom 12. Dt. berb 
5) Zabatafteuer: er t. 3540; Geſetz vom 16. Juli 1879 REBL. ©. 245). — 
6) Zuckerſteuer: RD Bu: Fa: Geie vom 26. Juni 1869 (B.G,BL ©. —* Gejieh 
vom 2. Mai 1870 (8.6 jL. ©. 311). — 7) Braufteuer: RBDerf. Art. 3540; Gejeh vom 
31. Mai 1872 (R.6.B1. ©. 173); elek, nom 2 26. Dez. 1875 (R.G.RL. ©. 377). — h8 Brannt:» 
mweinftener: RBerf. Art. 35—40; Geſetz v. 8. Juli 1868 (B.G. Bl. ©. 384, 404); Geſetz v. 
16. Mai 1873 (R.G. Bl. ©. 111); Eljah: Loͤthrin en, betr. Geſetz v. 19. Juli 1879 über fteuer- 
ar Branntwein (R.G.BL ©. 259). — 9) Le: —F rt. 3340; ee 
8. Juli 1867 (8.6.81. ©. 81). —— ur uli 1879 (RG. l. ©. 207); b 
Geh vom 6. Juni 1880 (R.G.BL. ©. 120). —88 eſetz vom 28. Mai 1868 (B.G 
4* 88 vom 8. Juli 1868 (BEL. ©. 8: Geſetz vom 1. Juli 1869 (B.G. Bl. ©. 570): 
uni 1879 (. G. Bl. ©. 159. Dazu eine jehr große Anzahl Vollzugsverordnungen 
—* Mn Zolltarif, jämmtlidy im Gentralblatt publizirt. 
v. Holtzendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl, 25 
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— Georg Meyer, Lehrbuch $8_204, 208, 200. — dv. Rönne, Staaisrecht, 
Ss 8 5 ff. —Laband in Dirth’ 3 Annalen 1873, 405566. — A. Wagner in d. Holpen: 
dorff’ 8 Jahrbuch I. 581 ff 60 ff. — Sehdei, Das Deutſche Yes ala Privatrechti: 
fubjeft, in Zeitſchr. für Seide Geſetzgebung VII. 226 ff. — Ueber das Bubgetre edt: rider, 
Steuerverwilligung u. Finanzg a: in Züb. Ztiſchr. Al das ge Staatöredht X 6ff. — 
Gneift, Budget und sieh, Derjelbe, Gejek und Yudget, 1880. — Laband, Tai 
Bubgetredht, 867. — a e, Das Finanzreiht, in Grünhut’3 Ztichr. für Privat: 
= öffentliches Recht, — v. rar — Derſelbe in 
iſchr. * F gei. —— XXXVI ff. — Dagegen eyer in Grün: 
* & Zeitſchr. VIII. I—53; ferner die betr. Abſchnitte in d. — ſtaatsrechtl. Werken von 
Rönne, —28 v. Gerber, adhariä, vd. Mohl, v. Zöpfl, v. er Pözl, 
Bluntihli — Meber den Rechnun⸗ 8 hof 8 die — — in Züb. f. das 
gel — XXXII. 479 ff.; XX eber das Zollweien ſ. bie — von 
dv. Aufſeß in Hirth's Annalen 18781676 omwie die einfchlägigen Artikel diefes Autors in 
diefem Werke. — Eine Hauptquelle für die Erkenntniß des Reichs — 5 bilden ferner die 
vielfachen, das Finanzweſen betreffenden Verhandlungen des Reichstags. Zorn. 
arg ger (Vgl. d. Art. Gerichtsverfajfung.) Die Gerichtöbarteit, 
welche das R. ausübt, erjtredt fich über das geſammte Gebiet des Deutichen Reiche. 
Dieſes Rejultat wäre zu erreichen gewejen auch ohne die Schaffung eines Gerichts, 
welches jtaatsrechtlich den Charakter eines R., d. h. eines Gerichtes des Deutichen 
Neiches, gehabt hätte. Denn es giebt Oberlandesgerichte und auch Landgerichte, 
deren Gerichtsbarkeit nicht durch die Grenzen eines einzelnen Bundesſtaates ein 
geichräntt ift, jondern die Gebiete mehrerer Bundesjtaaten umfaßt. Diejes Refultat 
‚ it aber ohne irgend welche Mitwirkung des Reiches durch Verträge unter den ein- 
zelnen Bundesſtaaten erreicht, und die von folchen Gerichten ausgeübte Gerichts: 
barkeit ift aus dieſem Grunde auch eine landesjtaatliche Gerichtsbarkeit. In ähn: 
licher Weife wäre es num an fich auch möglich geweſen, daß jämmtliche Deutiche 
Bundesftaaten vertragsmäßig dahin übereingefommen wären, einen gemeinfamen 
höchſten Gerichtshof zu errichten und dieſem eine vertragsmäfig bejtimmte jachliche 
Zuftändigkeit für das gejammte Gebiet des Deutjchen Reiches zu übertragen. In 
jolchem Falle wäre ein Gericht geichaffen, welches, troß jeines Charakters als Hödhit- 
inftanzlichen Gerichts und troß des Umfanges feiner Gerichtsbarkeit über das ganze 
Reich, doch nur landesjtaatliche Gerichtsbarkeit ausgeübt hätte und des ftaatöreht- 
lichen Gharakters eines R. entbehrt hätte. Der ftaatsrechtliche Unterjchied , welcher 
zwifchen dem R. und allen anderen ordentlichen Gerichten im Deutichen Reiche be 
jteht, ift aber gerade der, daß das R. die Gerichtöbarfeit des Deutjchen Reichs 
ausübt. Daß nun aber dem Deutjchen Reiche überhaupt richterliche Gewalt zuftehe, 
das iſt in der VBerfaffung des Deutichen Reichs vom 16. April 1871 nicht zum 
Ausdrude gefommen. Die Artikel 74 und 75 berüdfichtigten zwar den Fall, daß 
das Reich auch des richterlichen Schubes gegen twiderrechtliche Angriffe bedürfen 
fönnte. Aber jelbft wenn die Beitimmungen der Art. 74 und 75 zur Ausführung 
gekommen wären, jo würde doch das Dberappellationsgericht zu Lübed nicht ein 
R. geworden, jondern ein Landesgericht - geblieben jein, welches im Intereſſe des 
Reiches richterliche Funktionen ausgeibt hätte. Daß die richterliche Gewalt ein 
Attribut der Reichsgewalt fei, ift ext durch das Gerichtsverfafjungägefeß, ſowie durch 
die Givilprozeß- und Strafprozeßordnung zum Ausdrud gekommen; das R. übt die 
dem Reiche zuftehende richterliche Gewalt in dem Umfange und unter Beobachtung 
desjenigen Verfahrens aus, wie folches durch die Reichsgeſetze beſtimmt ift. 

Aus der Natur des R. als eines Gerichts, welches dazu bejtimmt iſt, die Ge 
richtöbarfeit des Deutjchen Reiches auszuüben, ergeben fich für die Organifation 
deflelben folgende GEinzelnheiten. 

Die Mitglieder des R. find Neichsbeamte; fein Landesherr kann ein Mitglied 
des NR. ernennen. Die Ernennung des Präfidenten, der Senatspräfidenten und der 
Räthe erfolgt durch den Kaiſer auf Vorjchlag des YBundesrathes (GBG. $ 127), 
d. h. die Ernennung bleibt auf diejenigen beichränft, welche der Bundesrath vor- 
jchlägt;; aber der Kaiſer iſt berechtigt, die Vorgeichlagenen abzulehnen und neue Vor: 
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ſchläge zu verlangen. Die Mitglieder des R. werden als Reichsbeamte in Gemäß— 
heit des Art. 18 der RVerf. für das Reich vereidigt. Zu einem Mitgliede des R. 
dürfen nur ſolche Perſonen vorgeſchlagen werden, welche in Gemäßheit der SS 2, 
4, 5 des GBG. überhaupt zum Nichteramte befähigt find, und welche überdem das 
fünfunddreißigite Lebensjahr erreicht haben. Daß der Ernannte vorher eine beftimmte 
Zeit hindurch, oder daß er bei Gerichten bejtimmter Art ala Richter oder Staatö- 
anwalt thätig gewelen fein müſſe, ift fein Erforderniß für die Ernennung. Noch 
weniger fann daran gedacht werden, daß bei Beſetzung des R. den einzelnen Staaten 
das Recht zuftände, das Vorſchlagsrecht für eine beitimmte Anzahl von Stellen bei 
dem R. zu beanfpruchen. Bei Neubejehung einer Stelle ftehen dem Reiche ſämmt— 
liche zum NRichteramte qualifizirten Perjonen innerhalb des Deutjchen Reiches — 
infofern fie das fünfunddreißigite Lebensjahr vollendet Haben — zur Dispofition; und 
es darf aus den bei der erjten Ernennung ftattgehabten Vorgängen nicht gefchloflen 
werden, daß, wenn ein Sitz im R. erledigt wird, den bis dahin beifpielaweije ein 
Sachſe eingenommen hätte, nunmehr wiederum ein Unterthan des Königreichs Sachjen 
an diefen Plab zu bringen fei; denn die Realifirung eines ſolchen Gedankens würde 
das R. zu einer ftaatenbundlichen Einrichtung degradiren. 

Die Bejoldung der Mitglieder des R. erfolgt aus der Reichskaſſe. Die hierzu, 
jowie zur Suftentation des R. überhaupt erforderlichen Mittel werden durch das 
Reichshaushaltsgeſetz feſtgeſtellt (Verfaſſung des Deutjchen Reichs Art. 69). Reichs: 
gejeglich find auch. die Penfionsverhältniffe der Mitglieder des R. geregelt (GVG. 
$$ 130, 131), und zwar jowol in Bezug auf die Vorausfegungen des Eintritts der 
VPenſionirung, wie auch in Bezug auf die Höhe des Ruhegehalte. Als Voraus: 
feßung für die „Verſetzung in den Ruheſtand“ bezeichnet das Gejeß „ein körperliches 
Gebrechen oder Schwäche der körperlichen oder geiftigen Kräfte”, durch welches ein 
Mitglied des R. zur Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig wird. Unter 
diefer Vorausjegung hat das unfähig gewordene Mitglied nicht nur ein Necht, fich 
in den Ruheſtand verſetzen zu laflen, fondern im Intereſſe der Leiftungstähigfeit des 
R. ift dafjelbe verpflichtet, feine Verjegung in den Ruheſtand zu beantragen, derartig, 
daß wenn diefer Antrag, obwol die Vorausfeßungen zur Stellung defjelben vor- 
liegen , nicht geftellt werden follte, die Verſetzung in den Ruheſtand nad) Anhörung 
des betreffenden Mitgliedes und des Oberreichdanwalts durch Plenarbeichluß des 
NR. auszusprechen ift. Den Wall, daß die Verjegung in den Ruheſtand beantragt 
werden könnte, ohne daß die gejeßlichen Vorausſetzungen zu demſelben vorlägen, er: 
wähnt das Geſetz nicht; es durfte eben ertwartet werden, daß ein Mitglied des R., 
welches jeinen Amtspflichten zwar nachlommen kann, aber nicht nachlommen will, 
jtatt der Verjegung in den Ruheſtand jeine Dienjtentlafjung beantragen werde. Die 
Höhe des zu gewährenden Ruhegehaltes beftimmt fich nach der Dauer der Dienitzeit. 
Die Verfaſſung des Deutichen Reichs bejtimmte jchon in Art. 18 Abſ. 2 hinfichtlich 
aller Reichsbeamten: „Den zu einem Neichsamte berufenen Beamten eines Bundes— 
Staates ftehen, jofern nicht vor ihrem Eintritt in den Reichsdienft im Wege der 
Reichsgeſetzgebung etwas Anderes beftimmt ift, dem Weiche gegenüber diejenigen 
Rechte zu, welche ihnen in ihrem Heimathslande aus ihrer dienftlichen Stellung 
zugeitanden hatten.“ Hätte demnach das GBG. über die Zahl der bei der Ver— 
ſetzung in den Ruheſtand in Berechnung zu ziehenden Dienftjahre nichts gejagt, jo 
würden doch jedem Mitgliede des R. diejenigen Jahre, während welcher daſſelbe in 
feiner früheren dienftlichen Stellung penfionsberechtigt war, bei feiner Verſetzung in 
Ruheſtand mit zu Gute zu rechnen geweſen fein. Das GBG. hat aber gegenüber 
den anderen Reichäbeamten die Mitglieder des R. in hervorragender Weiſe begünitigt, 
indem es amordnet, daß bei Berechnung der Dienstzeit diejenige Zeit mitgerechnet 
werden joll, während welcher das Mitglied ſich im Dienfte des Neichs oder im 
Staatö- oder Gemeindedienite eines Bundezftaates befunden oder in einem Bundes— 
ftaate als Anwalt, Advokat, Notar, Patrimonialrichter oder als öffentlicher Lehrer 
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des Rechts an einer Deutichen Univerfität fungirt hat. Unter Zugrundelegung diejer 
Berehnung der Dienjtjahre beträgt das jährliche Ruhegehalt bis zur Vollendung 
des zehnten Dienftjahres ein Drittel des Gehalts; d. h. ein Drittel des Gehaltes 
ift jedem Mitgliede des R. als Ruhegehalt gefichert, jelbit wenn dafjelbe jchon inner- 
halb des eriten Dienitjahres zur Erfüllung jeiner Amtspflichten dauernd unfähig 
werden follte. Nach Bollendung des zehnten Dienjtjahres erhöht fi das Ruhe— 
gehalt mit der Vollendung eines jeden folgenden Dienftjahres um !/go des Gehalts, 
jo daß mit Vollendung des fünfzigften Dienftiahres das Ruhegehalt dem Gehalte 
jelbit gleich wird. 

Für die Organifation des R. find außer denjenigen Garantien, welche das 
GVG. für die Unabhängigkeit der Gerichte überhaupt aufgeftellt Hat, noch einzelne, 
diefelben erhöhenden Garantien Hinzugetreten. Folgendes ift namentlich hervorzuheben. 
Während nah GBG. $ 69 die Vertretung eines Mitgliedes des Landgerichts auf 
den Antrag des Präfidiums durch die Landesjuftizverwaltung, und zwar auch aus 
der Zahl der nicht ftändig angeftellten zum Richteramte qualifizirten Perſonen er— 
folgen kann; während bei den Oberlandeögerichten auf Antrag des Präfidiums von 
der Landesjuftizverwaltung ebenfalls Hülfsrichter, wenn auch nur aus der Zahl der 
jtändig angeftellten Richter berufen werden dürfen (GBG. $ 122), it für das R. 
die Zuziehung von Hülfsrichtern überhaupt unzuläffig (GB. $ 134). Zwar 
fünnen (EG. zum GBG. SS 15, 16) zur Verhandlung und Enticheidung derjenigen 
Sachen, welche nach den bisherigen Prozeßgefehen von dem oberiten Landesgerichte 
zu erledigen geweien wären, bei dem R. mit Zuftimmung des Bundesrathes durch 
faiferliche Verordnung Hülfsſenate eingerichtet, und diefe außer durch Mitglieder des 
R. jelbft auch duch Mitglieder der früheren oberjten Gerichte oder durch Mitglieder 
der Oberlandeögerichte bejegt werben. Aber jelbjt diejenigen Richter, welche, ohne 
Mitglieder des R. zu fein, lediglich mit Wahrnehmung der richterlichen Gejchäfte 
in dieſen Hülfsfenaten beauftragt werden, dürfen als Hülfsrichter für die Arbeiten 
der. bei dem R. dauernd zu bildenden Givil- und Strafjenate nicht herangezogen 
werden. (Vgl. Verordn. des Reichsjuftizamts vom 28. Sept. 1879, abgedrudt in 
den Annalen des R. von Braun und Blum, 1880 ©. 6.) 

Wenn auch in Gemäßheit des GVG. IS 6, 8 die Ernennung der Richter auf 
Lebenszeit erfolgt und die Richter im Allgemeinen unabjegbar find und wider ihren 
Willen nicht verjeßbar find, jo unterjtehen doch die Richter dem Disziplinarverfahren, 
wie folches durch die Disziplinargefege der einzelnen Bundesitaaten geregelt it. 
Nach dem Vorgange des Gejeßes vom 12, Juni 1869, betr. die Errichtung eines 
oberjten Gerichtähoies für Handelsſachen, welches Gejeg für die Organifation des 
R in mehriacher Beziehung maßgebend geworden ift, find alle landesgeſetzlichen 
Disziplinarmaßregeln gegen die Mitglieder "des R. unanwendbar. Das GB. be— 
ſchränkt fich darauf (SS 128, 129) DVorichriften darüber zu treffen, unter welchen 
Vorausfegungen ein Mitglied des R. feines Amtes und Gehaltes für verluftig er— 
Härt, und wann eine vorläufige Enthebung deffelben von jeinem Amte eintreten 
folle. Daß der Verluft des Amtes und des Gehalte dann einzutreten hat, wenn 
ein Mitglied des R. von den ordentlichen Gerichten auf Grund der Strafgeſetze 
direft oder indirekt zum dauernden oder zeitigen Verluſt des Amtes verurtheilt wird 
(Straif®B. 88 35, 36, 128, 129, 358), jagt dad GBG. nicht; aber e& verftcht 
fich dies von jelbft, da die Mitglieder des R. von dem Gem. Recht in feiner Wetje 
erimirt find. Aber auch dann, wenn auf Grund der Straigefege von den ordent— 
lichen Gerichten der Verluſt des Amtes nicht ausgeiprochen ift, jo fann dies doch 
durch Plenarbeichluß des R. nad) Anhörung des betreffenden Mitgliedes und des 
Dberreichsanwaltes geichehen, wenn ein Mitglied zu einer Strafe wegen einer ent= 
ehrenden Handlung oder zu einer Freiheitsſtrafe von einer längeren als einjährigen 
Dauer rechtäfräftig verurtheilt ift. Die „vorläufige Enthebung eines Mitgliedes des 
R. von jeinem Amte“ kann ausgejprochen werden, wenn, gleichviel wegen welches 
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Verbrechens oder Vergehens, das Hauptverfahren gegen das Mitglied eröffnet iſt. 
Die Eröffnung der Vorunterſuchung bleibt mithin auf die Amtsführung des Mit— 
gliedes einflußlos, falls nicht ſchon im Laufe der Vorunterſuchung die Unterſuchungs— 
haft verhängt wird. Denn dieſe zieht in allen Fällen, ohne Plenarbeſchluß des R., 
die „vorläufige Enthebung von Rechtäwegen nach fih“. Iſt aber die Unterfuchungs- 
haft nicht verhängt worden, jo wird die Trage, ob wegen ftattgehabter Eröffnung 
des Hauptverfahrens die vorläufige Enthebung vom Amte auszufprechen fei, mit 
Nüdfiht darauf zu erörtern und zu enticheiden fein, ob das eröffnete Hauptverfahren 
zu einer rechtöfräftigen Verurtheilung führen dürfte, in deren Folge das Mitglied feines 
Amtes und Gehaltes für verluftig erflärt werden müßte. Die „vorläufige Enthebung 
vom Amte“ berührt nicht das Recht auf den Genuß des Gehalte. 

Die Zuftändigfeit des R. ift mit Rüdficht darauf geregelt, daß daſſelbe 
das höchite Gericht des Deutfchen Reiches ift, ſowie mit Nüdficht darauf, daß daffelbe 
berufen ift, die Nechtseinheit innerhalb des Deutjchen Neiches zu wahren. 

Da das R. das höchſte Gericht des Deutichen Neiches ift, jo find feine Ent- 
fcheidungen in allen Fällen Entjcheidungen der letzten Inſtanz, wennjchon dieſe 
legte Inſtanz bald die erfte, bald die zweite, bald die dritte Inſtanz fein kann. 

I. Zuftändigfeit des R. in erfter Inftanz. Diefe findet nur in Straf 
fachen ftatt, und zwar für die Fälle des Hochverraths und des Landesverraths, in- 
fofern dieſe Verbrechen gegen den Kaiſer oder das Reich gerichtet find (StrafGB. 
88 80—93). Das R. ift in diefen Fällen ſowol Unterfuchungsgericht wie auch 
erfennendes Gericht. Als Unterfuchungsgericht fungirt der erfte Straffenat, und als 
erfennended Gericht der vereinigte zweite und dritte Straffenat (GVG. $ 138). 
Diefe Zuftändigkeit des R. hängt zufammen mit Art. 75 der Berfaffung für das 
Deutiche Neih. Dort war beitimmt: „Für diejenigen im Art. 75 bezeichneten 
Unternehmungen gegen das Deutfche Reich, welche, wenn gegen einen der einzelnen 
Bundesftaaten gerichtet, als Hochverrath oder Landesverrath zu qualifiziren wären, 
ift das gemeinjchaftliche OApp.Ger. der drei freien und Hanſeſtädte in Lübeck die 
zuftändige Spruchbehörde in erfter und letzter Inſtanz. Die näheren Beſtimmungen 
über die Zuſtändigleit und das Verfahren des OApp. Ger. erfolgen im Wege der 
Reichsgeſetzgebung. Bis zum Grlaffe eines Reichsgeſetzes bewendet es bei der ſeit⸗ 
herigen Zuſtändigkeit der Gerichte und den auf das Verfahren dieſer Gerichte ſich 
beziehenden Beitimmungen.“ Diejenigen Reichagejeße, durch welche da OApp.Ger. 
zu Lübeck in Funktion gejet wäre, find nicht erlaffen worden. Durch $ 136 des 
GBG. ift Art. 75 der Verfafjung für das Deutjche Reich außer Kraft gefeht worden, 
ebenfo wie ſchon früher Art. 74 durch die Publikation des StrafGB. außer Kraft 

geießt wurde. In denjenigen Saden, in denen dad R. als Strafgericht eriter 
—5 — fungirt, tritt die Juſtizhoheit des Reiches auch darin zu Tage, daß alle 
Gerichte und ſonſtige bei Führung der Vorunterſuchung in Anſpruch zu nehmenden 
Behörden den von dem R. ausgehenden Weiſungen ala ſolchen nachzukommen ver— 
pflichtet find. Alle Beamte der Staatöanwaltichaft haben den Anweifungen bes 
Dberreichdanwalts Folge zu leiften (EPG. $ 147). Wird der Unterfuchungsrichter 
von dem Präfidenten des R. aus der Zahl der Mitglieder bejtellt, jo ift jeder Amts— 
richter verpflichtet, dem Erfuchen des Unterfuchungarichterd um Vornahme einzelner 
Unterfuhungshandlungen nachzufommen. Der Präfident des R. kann aber auch 
jedes Mitglied eines anderen Deutjchen Gerichts und jeden Amtörichter zum Unter: 
fuchungsrichter betellen ; jowie anordnen, daß jeder von ihm hierzu beftimmte Richter 
des Deutichen Reichs für einen Theil der Geichäfte des Unterfuchungsrichters ala 
Vertreter defjelben handele (StrafPO. $ 184). Diefen Anordnungen des Präfidenten 
des R. muß nachgefommen werden. Ob und welchen Einfluß eine ſolche An— 
ordnung des Präfidenten des R. auf den Geſchäftsgang der Landesgerichte ausüben 
möchte, in welcher Weile an diejen Stellen für etwaige Vertretungen u. f. w. Sorge 
zu tragen ift, das ift lediglich Sache der Landesjuftizverwaltung. Der von dem 
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Präſidenten des R. in Anſpruch genommene Richter hat ſeiner Landesjuſtizverwaltung 
hiervon Anzeige zu machen, und unweigerlich das zu thun, was der Präſident des 
R. von ihm verlangt. Die Beſtimmung der StrafPO. 5 494 läßt darüber feinen 
Zweifel, dab das R. bezüglich der von ihm in eriter Inſtanz ergangenen Ver— 
urtheilungen auch Strafvollitrefungsgericht ift. Die Strafvollitrefung jelbjt würde 
in Gemäßheit der StrafPO. $ 483 durch den Oberreichsanwalt zu erfolgen haben ; 
und die hieraus für das R. fich ergebenden praftiichen Schwierigkeiten würden durch 
die ganz allgemein gehaltene Vorjchriit des GBG. $ 147 Abi. 2, welche die Ueber— 
tragung auch der Strafvollitrefung auf jeden Beamten der Staatsanwaltichaft ges 
ftattet, zu bejeitigen jein. In denjenigen Straffachen, in denen das R. in erfter 
Inſtanz erkennt, fteht das Begnadigungsrecht ausichließlich dem Kaiſer zu, der 
daffelbe ala perfönliches Recht ohne Mitwirkung des Bundesrathes ausübt (StrafPD. 
$ 485). 

Il. Zuftändigfeit des R. in zweiter Inſtanz. Dieſe findet nur im 
Straffachen ſtatt. Das R. iſt Revifionägericht in Bezug auf alle Urtheile der 
Schwurgerichte, jowie in Bezug auf diejenigen Urtheile der Straflammern, welche 
von denjelben als Gerichtähöfen eriter Inſtanz erlaffen, und für welche nicht die 
Oberlandesgerichte die Nevifionsgerichte find (GBG. 8 136 Nr. 2, $ 123 Wr. 3; 
vgl. d. Art. Oberlandesgerichte). Sowol Unterjuchung wie auch Verhandlung 
der voritehend bezeichneten Straffachen können zu „Beichwerden“ Veranlaffung geben. 
Zur Erledigung derjelben ift aber nicht das R., jondern find die Oberlandesgerichte 
zuftändig (GVBG. $ 128 Nr. 5). Wenn jedoch eine Entſcheidung des Schwur- 
gerichtö oder der Straflammer zwar an fich das Rechtsmittel der Beſchwerde recht- 
fertigen würde, aber auch Hinfichtlich ihrer Wirkung als eine ſolche anzujehen ift, 
auf welcher das Urtheil beruht, jo wird das R. auch diefe Enticheidung, wegen 
ihres Zufammenhangens mit dem GEndurtheile, feiner Beurtheilung zu unterziehen 
haben (Stra OD. $ 375). 

II. Zuftändigfeit des R. in dritter Inſtanz. A) In bürger- 
lihen Rechtsftreitigfeiten. 1) Das R. ift zuftändig für die Ver— 
handlung und Entjheidung über das Rehtsmittel der Revijion 
gegen die Endurtheile der Oberlandesgerichte (GBG. $ 135 Nr. 1). 
Da nun nah CPO. $ 507 die Nevifion in bürgerlichen Rechtäjtreitigkeiten nur 
gegen die in der Berufungsinftang von den Oberlandeögerichten erlaffenen Endurtheile 
itattfinden, da ferner die Oberlandesgerichte in bürgerlichen Rechtajtreitigkeiten nie— 
mals Revifionsgerichte, jondern nur Berufungs- oder Beichwerdegerichte fein können, 
jo folgt hieraus, daß das R., abgeſehen von der weiter unten noch hervorzuhebenden 
Beitimmung des $ 8 des EG. zum GVG., in bürgerlichen Rechtäftreitigfeiten das 
einzige NRevifionägericht ift. Der Umfang der Zuftändigfeit des R. als Reviſions— 
gerichts ift aber bedingt durch die Vorausfegungen, von welchen die Zuläffigleit der 
Revifion abhängig ift. Es find dies die folgenden. Die NRevifion darf nur darauf 
geitüßt werden, daß eine Vorichrift des materiellen Rechts oder des Verfahrens ver- 
legt jei. Dies genügt aber nicht, jondern e8 muß auch dasjenige Geſetz oder Ge— 
wohnheitsrecht, deifen Verlegung behauptet wird, entweder ein Reichsgeſetz oder ein 
jolches Geſetz, reſp. Gewohnheitärecht fein, welches außer in dem Bezirke des Be— 
rufungsgerichtes noch in dem Bezirke eines anderen Berufungsgerichtes gilt (CPO. 
$ 511). Hiernach wird es nöthig, für dad in Deutjchland geltende bürgerliche 
Recht die Eintheilung zu machen: Necht, welches innerhalb eines Oberlandes- 
gerichtöbezirkes gilt; Recht, welches in mehr als einem Oberlandesgerichtäbezirte 
gilt, und Recht, welches in allen DOberlandesgerichtsbezirken gilt. Die Revifion 
ift zuläffig für die beiden legteren Arten von Recht, und bleibt ausgejchloffen für 
die erite Art von Recht. Auf die Schwierigkeiten, die hieraus für die Praris fich 
ergeben werden, näher einzugehen, ijt hier nicht der Ort; nur darauf ift hin— 
zuweiien, daß nah $ 6 des EG. zur CPO. mit Zuftimmung des Bundesrathes 
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durch kaiſerliche Verordnung — nachträgliche Genehmigung des Reichstages vor— 
behalten — beſtimmt werden kann, ſowol daß die Verletzung beſtimmter, in der 
Verordnung zu bezeichnender Geſetze, obwol fie nur in einem Oberlandesgerichts- 
bezirfe gelten, dennoch die Revifion begründen, wie auch, daß die Verlegung folcher 
Geſetze, welche in mehr ala einem Oberlandesgerichtsbezirke gelten, die Zuläffigkeit 
der Revifion nicht begründen folle. (Vgl. die Verordnung, betr. die Begründung 
der Revifion in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten, vom 28. Sept. 1879; R.G.B. 
©. 599.) Die Vorjchriiten der CPO. 8 511 und des EG. $ 6 zeigen die Noth- 
wendigfeit einer thunlichiten Förderung derjenigen Gejeßgebungsarbeiten, aus denen 
das bürgerliche Gejegbuch für das Deutjche Reich hervorzugehen bejtimmt ift. Sind 
bezüglich des Geltungsbereiches der verlegten Rechtönorm die Erforderniffe der CPO. 
s 511 erfüllt, jo ift in Nechtöftreitigfeiten über vermögensrechtliche Ansprüche die 
Zuläffigkeit der Revifiun der Regel nach durch einen den Betrag von 1500 Marf 
überjteigenden Werth des Bejchwerdegegenitandes bedingt (GV. $ 508). Dieſes 
Eriorderniß fällt aber fort im den Rechtsjtreitigfeiten über Anfprüche, für welche die 
Landgerichte ohne Rüdficht auf den Werth des Streitgegenftandes ausſchließlich zu— 
ftändig find (GBG. S 70 Abſ. 2, 3; vgl. d. Art. Landgerichte), jowie in allen 
denjenigen Fällen, in denen Unzuftändigkeit des Gerichts, Unzuläffigkeit des Rechts— 
weges oder Unzuläffigfeit der Berufung den Inhalt der Revifionsbeichwerde bildet. — 
Diefe Zuftändigfeit des R. ala Revifionsgerichts in bürgerlichen Rechtsſtreitig— 
feiten wird in Gemäßheit des $ 8 des EG. zum GBG. für Bayern nicht jtatt- 
finden. Bayern beitellt für fich ein oberites Landesgericht ala Reviſionsgericht 
für bürgerliche Rechtäftreitigkeiten. Es werden aber nicht von diefem Bayerifchen, 
jondern von dem R. entichieden werden diejenigen Revifionsjachen, welche vor dem 
1. Oft. 1879 von dem Neichsoberhandelsgerichte zu enticheiden getweien wären, jowie 
diejenigen Revifionsfachen, welche durch ſpätere Reichsgeſetze, mit Ausichluß des 
Baperifchen oberjten Gerichtshofes, dem R. werden zugewieſen werden. 

2) Das R. ift als Beſchwerdegericht zuftändig für die dem Rechtsmittel 
der Bejhwerde unterworfenen Enticheidungen der Oberlandeögerichte ( GBG. $ 135 
Nr. 2). Die Rechtäftreitigfeit kommt durch die Beichwerde gegen die Entjcheidung 
des DOberlandeögerichts allemal in die dritte Inſtanz. Eine Beichwerde über die in 
Folge einer Beichwerde an das Oberlandesgericht getroffene Entſcheidung, die fog. 
„weitere Beichwerde” kann nach der CPO. $ 531 nur dann ftattfinden, wenn in 
diejer Enticheidung ein neuer jelbjtändiger Beichwerdegrund enthalten if. Auch in 
jeiner Eigenſchaft ala Beſchwerdegericht wird die Zuftändigfeit des R. durch den vorhin 
erwähnten oberjten Bayerischen Gerichtshof in dem dort erwähnten Umfange beichräntt. 

B) In Strafſachen. Nach dem GBG. $ 123 ift in dem fchöffengerichtlichen 
Straffachen, in denen nad) dem GBG. $ 76 die Straffammern die Berufungägerichte 
find, das Rechtsmittel der Revifion den Oberlandesgerichten zugewiejen. Statt der 
Oberlandesgerichte joll nun aber (GBG. $ 136 Abf. 2) das R. Reviſionsgericht fein 
in Straffachen wegen Zuwiderhandlungen gegen die Vorichriiten über die Erhebung 
Öffentlicher in die Reichskaſſe fließender Abgaben und Gefälle. Dieje Borichrift 
wäre für diejenigen der eben bezeichneten Straffälle, welche ſchon in erfter Inſtanz 
zur Zuftändigfeit der Straflammern gehören, überflüffig geweſen; denn für dieje 
Sachen it die Zuftändigfeit des R. auch da, wo es fih um Straffachen wegen 
Zumwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher in die 
Reichäfafje Fliegender Abgaben und Gefälle handelt, jchon durch das GBG. $ 130 
Abi. 1 Nr. 2 beitimmt worden. Es hat demnach Abf. 2 nur eine Bedeutung Für 
diejenigen Straffachen der bezeichneten Art, welche in eriter Inſtanz zur Zuftändigfeit 
der Schöffengerichte gehören (GBG. 8 27 Nr. 1, 2; vgl. StrafPO. 8 459 ff., 
462). Aber auch unter diefer Vorausjegung bleibt das Oberlandesgericht das zu— 
ftändige Revifionsgericht, wenn nicht die Staatsanwaltichaft bei Einjendung der Akten 
an das Oberlandesgericht die Enticheidung des R. beantragt. (Bol. Hierzu StrafPO. 
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$ 388 Abi. 2; 3 346 Abi. 3.) Das R. enticheidet, falls das Oberlandesgericht 
die Sache an dafjelbe verweift, über die Revifion an Stelle des Oberlandesgerichts, 
d. 5. die NRevifion kann auch in Fällen diefer Art einen weiteren Umfang nicht 
haben, als derjelbe durch die StrafPO. $ 380 beftimmt ift. (Die in die Reiche- 
kaſſe fließenden Abgaben und Gefälle find: Die Zölle und gemeinjchaftlichen Ver— 
brauchsjteuern, nämlich Rübenzuderfteuer, Salziteuer, Tabakſteuer; Branntwein- und 
Braufteuer; Spieltartenftempel; Poft- und ZTelegraphengebühren; Steuer von den 
durch den entiprechenden Baarvorrath nicht gededten Banknoten.) 

C) Die Zuftändigkeit des R. ala Gerichtshof dritter Inſtanz tritt ſowol in 
bürgerlichen Rechtsftreitigkeiten wie auch in Straffachen ein, wenn es fich um Ge— 
währung der Rechtshülfe handelt. Wird diefe abgelehnt, und die Ablehnung von 
dem Oberlandesgerichte (zu deſſen Bezirk das erfuchte Gericht gehört) beftätigt, jo 
fann eine Anfechtung diejer, die Ablehnung der Rechtshülfe beftätigenden Enticheidung 
durh das R. auf dem VBeichwerdewege an das R. gebracht werden, Tall das 
erjuchende und das erjuchte Gericht den Bezirken verichiedener Oberlandeögerichte an- 
gehört (GBG. $ 160). 

IV. Das R. wird als das im Inftanzenzuge zunächit höhere Gericht (afjo bald 
ala Gericht zweiter, bald ala Gericht dritter Inſtanz) ſowol in bürgerlichen Rechts— 
ftreitigfeiten, wie auch in Straffachen zuftändig, wenn in Gemäßheit der Beitimmungen 
der CPO. $ 36 oder in Gemäßheit des $ 15 der StrafPD. die Beitimmung des 
mit der Entjcheidung der Sache zu betrauenden Gerichts durch das im Inſtanzenzuge 
zunächft höhere Gericht zu erfolgen hat. 

V. Ueber Zuftändigfeit des R. in ſolchen Fällen, welche zur Zuftändigfeit der 
Konfulargerichte gehören, vgl. Gejeg vom 10. Juli 1879 85 34—86. Eine Er- 
weiterung des im Worftehenden angeführten Umfanges der Zuftändigkeit des R. 
fann dauernd herbeigeführt werden im Hinblid: 1) auf $ 3 des EG. zum GBG. 
in Verbindung mit $ 14 dee GBG.; 2) auf $ 17 des EG. zum GBG. in Ber- 
bindung mit $ 17 des GBG.; 3) auf $ 11 des EG. zum GBG. Eine vor— 
übergehende Erweiterung der Zuftändigfeit des R. kann durch die Vorſchriften 
der 88 14 und 15 des EG. zum GVBG. herbeigeführt werden. 

Die Einheit der Rechtiprechung, welche durch das R. herbeigeführt werden joll, 
ift dadurch bedingt, daß Einheit in der Rechtiprechung beim R. jelbjt jtattfindet. 
Diefem Bedürfniß der Gleichmäßigkeit in der NRechtiprechung jteht aber gegenüber 
die Nothwendigkeit, daß die Nechtiprechung nicht in Präjudizien-Jurisprudenz erftarre. 
Lebteres wird dadurch erreicht, daß jeder Givilfenat umd jeder Strafjenat die ihm 
zur Entjcheidung vorliegende Sache jo entfcheide, wie dies durch die juriftiiche An— 
fiht der Majorität der Mitglieder diejes Senates geboten ift. Hierdurch iſt die 
Grundlage für die Rechtſprechung des R. feitgelegt. Frühere Enticheidungen des R. 
in der gleichen Rechtäfrage werden, wie für andere Gerichte, jo auch für die Senate 
des R. ſelbſt die beachtenswertheite Autorität bilden, aber eben au nur eine 
Autorität, die durch beſſere ala die bisherigen Gründe erfchüittert und bejeitigt werden 
fann, die aber auch nur dann erjchüttert und befeitigt werden joll, wenn die nene 
Würdigung der Rechtsfrage eine befjere als die frühere fein jollte. Soll demnach 
gegenüber der früheren eine andere Enticheidung einer Rechtäfrage feitend des NR. er- 
folgen, jo bedarf e8 eines Organes, welches darüber entjcheidet, ob die frühere oder 
die jeht beliebte Enticheidung der Rechtsfrage den Vorzug verdient. Dieſes Organ 
bilden für ftrafrechtliche Rechtöfragen die vereinigten Senate für Straffachen und für 
civilrechtliche Rechtsfragen die vereinigten Givilfenate; wobei denn natürlich unter 
ftrafrechtlichen Rechtsfragen auch die auf den Straſprozeß und unter civilrechtlichen 
Rechtsfragen auch die auf den Civilprozeß bezüglichen Rechtsfragen mit zu verſtehen 
find. Das Geſetz (GBG. 8 137) erwähnt nur die Fälle, daß ein Civilſenat im 
einer Rechtsfrage von einer früheren Enticheidung ein anderen Giviljenats oder 
der vereinigten Giviljfenate, oder daß ein Straffenat in einer Nechtöfrage von einer 
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früheren Entſcheidung eine anderen Straffenates oder der vereinigten Straffenate 
abweichen will. Für dieſe Fälle verlangt das Geſetz, daß der Giviljenat oder 
der Straffenat, der eine von der früheren abweichende Entjcheidung der Rechtäfrage 
treffen will, diejenige Eivilfache oder Straffache, die zu diefer veränderten Rechts— 
auffafjung Veranlaffung giebt, überhaupt gar nicht enticheide, jondern die Entjcheidung 
diejer Sache ſelbſt — und nicht blos die abjtraft formulirte Rechtsfrage — vor die 
vereinigten Civil- reſp. vor die vereinigten Straffenate verweife.. Das Geſetz erwähnt 
dagegen nicht den Fall, daß ein Givilfenat oder ein Strafjenat in einer Rechtöfrage 
von jeiner eigenen früheren Entjcheidung abweichen will. Es mag immerhin be- 
zweifelt werden können, ob die Intention des Gefehes dahin gegangen jei, in Fällen 
diefer Art eine Menderung der Nechtsauffaffung ohne weiteres ftatuiren zu wollen. 
Denn für die Rechtsficherheit fommt es darauf an, daß das R. als etwas Einheit: 
liches gedacht, die Rechtsfragen gleichmäßig entſcheide; ob Nenderungen dadurch ent= 
ftehen, daß der Senat A anders entjcheidet ala der Senat B entichieden hat, oder 
dadurh, daß der Senat A jetzt anders entjcheidet, als er früher entſchieden hat, 
das ift dem Refultate nach für die Nechtfuchenden ganz gleichgültig. Dieſe fuchen 
ihr Recht bei dem R. jelbit, nicht bei einem Senate deffelben. Aber obwol diejes 
fo ift, wird man doch Bedenken tragen müfjen, auch in dem Falle, wenn ein Senat 
von feiner eigenen Rechtsauffaffung abgehen will, denfelben für berechtigt zu erachten, 
die Sache an die vereinigten Givil- oder die vereinigten Straffenate zu verweilen. 
Dies würde vielleicht zuläffig jein, wenn die vereinigten Senate darauf bejchränft 
wären, nur präparatoriich die Rechtsfrage zu entjcheiden, während dann der einzelne 
Senat die Sache jelbjt auf Grundlage der präparatorifchen Entjcheidung der ver- 
einigten Senate entichiede. Da aber das GBG. die vereinigten Givil- und Straf: 
ſenate zur Entjcheidung in der Sache jelbjt berufen Hat, jo dürfen diejelben auch 
ihre durch das Geſetz beitimmte Zuftändigkeit nicht überjchreiten, d. 5. fie dürfen 
bie Entſcheidung einer Sache dann nicht übernehmen, wenn ein Senat nur von 
ſeiner eigenen früheren reg abweichen will. 

Das Geſetz, durch welches dem R. fein Sit in Leipzig angewiejen ift, datirt 
vom 11. April 1877. Wenn durch $ 1 dieſes Geſetzes beftimmt ift, daß auf den— 
jenigen Bundesjtaat, in deffen Gebiet das R. feinen Sik hat, $ 8 des EG. zum 
GVG. feine Anwendung finden jolle, jo würde dieſe Vorjchrift eine Bedeutung nur 
unter der Vorausjeßung haben, daß das Königreich Sachſen mehr ala ein Ober: 
landesgericht einzufeßen ſich veranlaßt gefehen hätte. Da nun aber für das König— 
reih Sachſen nur ein Oberlandeögericht eingejegt ift, jo hat das R. mit dem bür— 
gerlichen Rechte des Staates, in welchem dafjelbe jeinen Sik hat, um deöwillen 
nichts zu thun, weil nunmehr das Sächſiſche bürgerliche Geſetzbuch vom 2. Januar 
1863/1. März 1865 zu denjenigen Gefegen gehört, deren Verlegung die Revifion 
in Gemäßheit des $ 511 der CPO. ausſchließt. Collte durch das Gefe vom 
11. April 1877 es erreicht werden, daß Sachſen dem R. gegenüber eine andere 
Stellung einnehme ala Bayern, jo hätte noch beftimmt werden müſſen, daß der- 
jenige Bundesftaat, in defien Gebiet das R. feinen Sit hat, mindeftens zwei Ober: 
Iandeögerichte einſetzen müſſe. Dieſe VBorfchrift ift nun aber nicht getroffen, und jo 
bleibt $ 1 des Geſetzes vom 11. April 1877 fo lange eine abfolut nichtsfagende 
Borichrift, bis e8 dem Königreich Sachen genehm fein wird, noch ein zweites Ober 
- einzujeßen. 

Dal. den Artikel Gerichtsverfaſſun re über bie Vorſchrift des $ 511: 

Joy in inBehrend 8 5* *9 S. in —XR in den Preuß. ER 
— MWernz in eitfchr. r no. unb Sanbesredht III 380. — Neber 
die —— vom 28. September 1879 vgl. Eccius, Die Revifionainftanz und dad Landes: 
recht (Berlin 1880). — An Sammlun ber Enticeidungen bes Reichägerichts find bie 
etzt vier erihienen: Entſcheidungen bes Reichsgerichts — herausg. von ben Mitgliedern des 
— Civilſachen und Etraflachen je getrennt, jog. offiziöfe Ausgabe (Leipzig) —; 
Rechtſprechung des Deutſchen Reichsgerichts in Straflahen — herauäg. von Mitgliedern der 
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Reichsanwaltſchaft (Münden und Leipzig) —; ——— civilrechtlicher Entſcheidungen — herausg. 
von Mecke und Fenner (Berlin) —; und Annalen des Reichsgerichts, Sammlung aller 
wichtigen Enticheidungen des Reichsgerichts jowie aller auf die Reichsrechtſprechung 8 rt 
Erlafje und —— ungen. Unter — von Karl >. act von Dr. 


Blum (Zeipz n dem erſten Hefte diejer „Annalen“ fi — 
über die Geh da — des sie für das re 1 und ©. 18 ff. bie 8 * 
Verfügungen das Jahr 1 

Reichs juſtizamt. * Erweiterung des Reichskanzleramts wurde — 
1875 eine vierte Abtheilung dieſes oberſten Reichsamts für die Juſtizangelegenheiten 
des Reichs begründet. Eine als Anlage J. zum Reichshaushaltsetat für 1875 ab— 
gedruckte Denkſchrift bezeichnete die dienſtlichen Aufgaben, denen das Reichskanzleramt 
nach dieſer Erweiterung gerecht werden ſollte. Im Reichshaushaltsetat für das 
Vierteljahr vom 1. Januar bis 31. März 1877 (R.G. Bl. 1876, ©. 239) erſcheint 
das R. als jelbjtändiges oberites Neichsamt neben dem Reichsfanzleramt; als ſolches 
beiteht dafjelbe jeit Anfang 1877 unter Leitung eines Staatsſekretärs. Nach dem Etat 
des Jahres 1881—82 ift das R. unter dem Staatsjekretär und einem Direktor mit 
6 vortragenden Räthen und zwei etatsmäßigen Hülfsarbeitern beſetzt. Seitdem 1879 
die Betheiligung des R. an den Gefchäften der Landesverwaltung von Eljaß-Lothringen 
bejeitigt worden, beſchränkt fich der Kreis der Verwaltungsgeſchäfte des R. auf die 
Bearbeitung der Angelegenheiten, welche das Reichägericht und die Reichganwaltichaft 
jowie die Kommiſſion zur Musarbeitung des bürgerlichen Geſetzbuchs betreffen. Im 
Nebrigen übt das R. eine begutachtende Thätigfeit in allen ihm zu dieſem Zwecke 
jugewiefenen Angelegenheiten des Reiche, e8 hat die Aufgabe, die Geſetzgebung des 
Reich auf den Gebieten des bürgerlichen Rechts, des Strafrechts und des Ber 
fahrens vorzubereiten. An und für fich hat der Reichskanzler (ala oberiter Beamter 
der Reichsverwaltung) und aljo auch des R. verfaffungsmäßig nicht das Recht, Ge 
jegentwürfe dem Bundesrath zur Beichlußfaffung vorzulegen. Aber theils hat der 
Bundesrath jelbftändig oder auf Anregung des NReichdtages, der dem Reichskanzler 
eine gejegeberifche Aufgabe zur Erwägung überwies, die Ausarbeitung von Geſetz— 
entwürfen bei dem Neichsfanzler wiederholt angeregt, theils wird das N. für ver 
pflichtet erachtet werden müffen, die der Reichsgejeßgebung überwiejenen Angelegen- 
heiten dauernd auf das hervortretende Bedürfniß gefeßgeberiicher Neuerungen zu prüfen, 
und nach der Feititellung des Bedürfniſſes unter Zuftimmung des Reichskanzlers das 
gewonnene Grgebniß den einzelnen Staaten zu unterbreiten. In diefer Weife find 
eine große Reihe von Gefeßentwürfen, 3. B. die Rechtsanwaltsordnung, die ver- 
jchiedenen Koſtengeſetze des Reichs, das Gefeg über Anfechtung von Rechtshandlungen 
außerhalb des Konkurſes, im R. ausgearbeitet, ala Preußifche Vorlage von dem 
Bundesrat genehmigt, und im Auftrage des Kaiſers von dem Reichsfanzler an den 
Bundesrath gebracht und zu Gejegen geworden. Dafjelbe gilt von dem im Jahre 
1880 dem Reichstag vorgelegten Wuchergejeß, während zwei umfangreiche Entwürfe 
eines Gejees über das Fauftpfandrecht für Piandbriefe umd ähnliche Schuld 
verfchreibungen und eines Geſetzes betreffend das Pfandrecht an Gijenbahnen und die 
Zwangsvollſtreckung in diejelben, die auf Anregung des Reichstags ausgearbeitet 
waren, nach zweimaliger Vorlegung im Reichstage unerledigt geblieben und 1881 
nicht wieder vorgelegt find. — Eine erhebliche Thätigkeit hat das R. ferner bei der 
Ausführung der Reichsjuftizgefege in der Ueberwachung der Landesgeſetzgebung zu 
üben gehabt; die gleiche Aufgabe wird vorausfichtlich auch fernerhin die Thätigkeit 
mannigfach in Anipruch nehmen. Eccius. 

Reichskanzler. Durch Präſidialverordnung vom 14. Juli 1867 (B. GBl. 
23) war der Preußiſche Miniſter des Auswärtigen Graf von Bismarck-Schön— 
haufen zum Bundestanzler des Norddeutichen Bundes „in Ausführung der Bejtim- 
mungen der Verfaffung“ ernannt worden. Die Beitimmungen der Norbdeutichen 
Bundesverfaffung über das Amt des Bundesfanzlers find unverändert in die Deutiche 
Reichäverfaffung übergegangen. Der R. wird vom Kaifer ernannt (RVerf. Art. 15, 
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Abſ. 1), der Bundesrath iſt hierbei in keiner Weiſe betheiligt; die Entlaſſung des 
R. erfolgt gleichfalls durch den Kaiſer. Der R. kann jederzeit vom Kaiſer zur Dis— 
poſition geſtellt oder penſionirt werden; er kann ferner jederzeit ſeine Entlaſſung 
fordern und hat nach zweijähriger Dienſtzeit immer Penſionsanſpruch (Reichsbeamten— 
geſetz vom 31. März 1873, 88 25, 35). 

Für das Amt des R. find materiell zwei Reihen von Funktionen zu unter: 
jcheiden: die eine derfelben bezieht fich auf den Borji im Bundesrathe, die 
andere auf die oberjte Verwaltung im Reiche. 

1) Der R. ift nach der Verfaſſung VBorfigender des Bundesrathes. Als jolcher 
hat er die Leitung der Gefchäfte deffelben (RBerf. Art. 15, Ab. 1). Daraus ergiebt 
fih, daß der R. jedeniall® Bevollmächtigter zum Bundesrath fein muß; daß er 
Preußifcher Bevollmächtigter fein müffe, ift zwar nicht pofitiv in der Verfaffung vor— 
geichrieben, wol aber folgt das indireft aus dem zwijchen dem Kaiſer und dem R. 
beitehenden Rechtsverhältniß (ganz abgejehen von thatjächlichen Verhältniffen) mit 
Nothwendigkeit. Der R. kann fich Eraft jchriftlicher Subftitution im Vorſitz des 
Bundesrathes ducch jedes Mitglied vertreten laffen, ohne daß hierzu faiferliche Ge— 
nehmigung erforderlich wäre; ift fein Preußifcher Bevollmächtigter anwejend, jo führt 
Bayern den Vorfit. (Verſaill. Schlußprot. 3. IX. Die Interpretation diefer Bes 
ftimmung von Hänel [Studien, II. 25] ift jchwerlich zutreffend.) Als Vorſitzender 
des Bundesrathes eröffnet der R. alle Einläufe und enticheidet in minder wichtigen 
Saden jelbit, die übrigen find dem Bundesrathe vorzulegen. 

2) Der R. ift ferner Chef der Reichsverwaltung. Derjelbe Hat nach der Ver— 
faffung alle Anordnungen und Berfügungen des Kaiſers (ausgenommen nur die kraft 
des militärifchen Oberbefehles erlaflenen) zu kontrafigniren mit dem Rechtseffekt: 
1) daß durch dieſe Kontrafignatur die kaiferlichen Anordnungen gültig werden und 
2) daß die Eonftitutionelle Verantwortlichkeit des R. Hierdurch begründet wird (RVerf. 
Art. 17) Der R. ift nach der Verfafſung dereinzige verantwortliche 
Reihsminifter, Für Anordnungen des Bundesrathes beiteht feine VBeranttwortlich- 
feit des R. Die VBerantwortlichleit des R. det einerjeitö den Kaifer, welcher ala zwar 
nicht alleiniger, aber Mitträger der Neichsfouveränetät nach monarchiſchem Staats- 
recht unverantwortlich ift; die Verantwortlichkeit des R. indolvirt andererjeits die 
ftaaterechtliche Haftung für die Thätigkeit aller untergeordneten Behörden. Die 
Thätigkeit aller diejer Behörden ift in leßter Inſtanz Thätigfeit 
Des NR. Kraft diefer allgemeinen Grundjäße mußte dem R. auch das Recht zu= 
geiprochen werden, in die Ihätigkeit aller Reichsbehörden jederzeit einzugreifen, an— 
erfannt ift dies auch bezüglich der Verwaltungsbehörden, pofitiv ausgeſchloſſen da= 
gegen für die Gerichte (GVG. $ 1) und den Rechnungshof, nur in wejentlich mo- 
difizirter Weife anerkannt für die übrigen Finanzbehörden des Reiches. 

Die BVerantwortlichkeit des R. beruht Lediglich auf den unbejtimmten Vor— 
Schriften der RVerf. Art. 17. Daraus wird juriſtiſch nur gefolgert werden 
fönnen, daß der R. dem Neichätage Rechenschaft abzulegen nicht verweigern darf. 
Meitere Rechtsfolgen aber find an die Verantwortlichkeit des NR. nicht geknüpft. 

In der Reichöverwaltung kann der R. nach dem Gefeg vom 17. März 1878 
(R.G.Bl. 7) Stellvertreter erhalten. Und zwar kann nach dem Geſetz ein- 
mal ein allgemeiner Stellvertreter des R. (Vizekanzler), ſodann können Stell- 
vertreter für einzelne Reſſorts der Neichsverwaltung beftellt werden. Die Er- 
nennung jolcher Stellvertreter erfolgt durch den Kaifer auf Antrag des R.; dem 
Bundesrath fteht eine Mitwirkung nicht zu. Die Jnftitution diefer Stellvertretung 
ift nur ein fakultativer Beitandtheil des Reichsftaatsrechtes (dev Kaiſer — — „fann”). 
Die Stellvertretung darf gejeglich nur eintreten „in Fällen der Behinderung“ des 
R.; die Interpretation diefer Worte in der Praris erfolgte dahin, daß ala „Bes 
Hinderung” vor allem der ungeheuere Umfang, welchen die amtlichen Funktionen des 
R. mit der Zeit angenommen hatten, betrachtet wurde. Die vom Kaifer ernannten 
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Stellvertreter des R. tragen für ihren Geſchäftskreis die konſtitutionelle Verantwort— 
lichkeit nach der RVerf. Art. 17 wie der R. ſelbſt; fie dürfen ſomit kaiſerliche 
Anordnungen für den Umkreis der ihnen übertragenen Stellvertretung kontraſigniren 
und werden dadurch dem Reichstage zur Nechenfchaft verpflichtet. Auf Grund jenes 
Geſetzes wurden ein General und eine Anzahl von Spezialjtellvertretern beftellt. Auf 
den Borfig im Bundesrath bezieht fich die allgemeine Stellvertretung des R. nicht, 
ſondern nur auf die Leitung der Reichsverwaltung umd die Kontrafignatur der faifer: 
lichen Anordnungen. Im Uebrigen fteht die Vertheilung der Geichäfte völlig im 
Belieben des R. Im jedem Fall ift der NR. berechtigt, jederzeit „jede Amtshandlung 
auch während der Dauer jeiner Stellvertretung jelbft vorzunehmen“. Damit ift der 
Umfang der Stellvertretung völlig vom Belieben des R. abhängig gemacht. 

Eine beiondere Stellvertretung des R. ift nur ftatthaft „Für diejenigen 
einzelnen Amtazweige, welche fi in der eigenen und unmittel- 
baren Verwaltung des Reiches befinden“ Wo dem Reich nur Auf— 
fichtsfunftionen zukommen, foll eine Stellvertretung des R. nach Ausweis der 
Motive nicht ftattfinden,; wo die Verwaltung theils vom Reiche theils von den Ein- 
zelftaaten geführt wird, foll eine Stellvertretung nur dann zuläffig fein, wenn die 
Verwaltung „vorwiegend“ vom Reiche gehandhabt wird. Mit der Gtellvertretung 
des R. dürfen nur beauftragt werden „die VBorftände der dem RR. unter: 
geordneten oberften Reihäbehörden“; die Stellvertretung kann fich auf 
den ganzen Umfang des betreffenden Reſſorts oder nur auf einzelne Theile deffelben 
beziehen. Durch die letztere Beftimmung ift die Möglichkeit noch weiterer Spezialiftrung 
der verantwortlichen oberften Reichsbehörden vorgeiehen. In der Praris werden auch 
proviforiiche Chefs von vberften Reichsbehörden zu Stellvertretern des R. ernannt. 

Der Verſuch (des Abgeordneten Profeffjor Hänel), bei Berathung des Stell- 
vertretungägefeßes eine gejegliche Firirung derjenigen Reſſorts, für welche Etell- 
vertreter beftellt werden können, zu erreichen, blieb reſultatlos; e8 werden demgemäh 
nach dem Geje die Stellvertreter perjönlich ernannt. Man vermeinte naiver 
Weiſe, hierdurch die befürchtete Entwidelung diejer Stellvertretungsämter zu Reiche: 
minifterien abjchneiden zu können (vgl. Hänel, Studien, II. ©. 22). Thatſächlich 
bat fich jedoch das Verhältniß in rafcher Folge dahin fejtgeftellt: I. An der Spitze 
der jämmtlichen Reſſorts, welche in eigener und unmittelbarer Verwaltung des 
Reiches ſich befinden, ftehen Minifter mit dem Titel „Staatsſekretär“, nämlich 
1) für die auswärtigen Angelegenheiten (Auswärtiges Amt), 2) für die Kriege 
marine (Admiralität), 3) für die Finanzen (Neichsichagamt), 4) für das Poft- umd 
Telegraphenwejen (Generalpoftamt), 5) für die Juftiz (Meichsjuftizamt), 6) für die 
Verwaltung der Reichseifenbahnen (Reichsamt für die Verwaltung der Reiche 
eifenbahnen), 7) für das Innere (Reichdamt des Inneren). Die Vorſtände dieſer 
fieben Reichsminiſterien find ſämmtlich durch kaiſerliche Spezialordres zu Stell 
vertretern ded NR. ernannt (da8 Staatsfefretariat des Auswärtigen ift zur Seit 
valant; die Staatäjetretäre für das GEifenbahnwejen und das Innere find zugleich 
Preußische Minifter). II. Neben den fieben Spezialftellvertretern des R. befteht 
ein Generalftellvertreter (der gleichfalls Preußifcher Minifter ift). III. Der oberfte 
Chef aller vorgenannten Reſſorts ift der R. ſelbſt. Ein Eollegialiich or: 
ganijirtes Reihsminifterium, dejfen einzelne Rejjortvorftände 
jelbftändige oberfte Chefs ihrer Verwaltungen wären, bejteht ſo— 
mit allerdings nicht, wol aber beftehen fürjämmtliche Zweige der 
Reihsverwaltung verantwortlihe Stellvertreter des R.; die 
jämmtlihen Staat3jefretäre des Reiches find aber dem R. unter: 
geordnet, der demnach ſtaatsrechtlich auch jet noch alle Funk— 
tionen der Reichsverwaltung in fich fonzentrirt. 

Die thatjächliche Entwidelung bat jet bereits ziemlich weit über die beim 
Stellvertretungägefeß beabfichtigte Organifation hinausgerührt: ob nach dem Einne 
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des Stellvertretungägefeße® die Grmennung verantwortlicher Stellvertreter für die 
Juſtiz, das Eiſenbahnweſen und das Innere als zuläffig erachtet werden dürfte, 
fan bezweifelt werden (die Motive nennen diefe Refforts nicht), da für alle dieſe 
Refforts die „eigene und unmittelbare Verwaltung“ unzweifelhaft „vorwiegend“ in 


der Band der Einzeljtaaten liegt. 
Ueber die Stellvertretung des R. durch den Statthalter von Elfaß-Lothringen 


j.d. Art. Reichsland. 
Als unmittelbares Bureau des R. beiteht jeit 1879 eine befondere „Reichs— 


fanzlei”. 

Gigb. u. Lit.: RVerf. Art. 15—18; Gele vom 17. März 1878 (R.G.Bl. 7) über bie 
Stellvertretumg bed Reichatanzlerd (bie faiferl. Stellvertretungdordres find im Reichdanzeiger 
publizirt); u bie Stenogr. Berichte über die are des Stellvertretungägeleßes 1878, 
©. 321 ff., 373 fi., 401 fi, 381 fi. — Laband, Staatsrecht, I. SS 82, 33. — Meyer, 
Tu, 8 135. — Riedel, Kommentar, $ 9. — Seybel, Kommentar, ©. 126 fi. — 

önne, Staatsrecht, I. $ 42. — Born, Lehrbud, I. SS 9u. 12. — Hänel, Studien, II. 
. 24 ff. — Joel, Die Subftitutionsbefugniß des R., in Hirth's Annalen 1978 ©. 402 ff. 
(im Grundgebanten verfehlt), 761 ff. Zorn. 


Neichskriegsihat. I. Der Preußiiche Staatsſchatz. 1) Die Inſtitu— 
tion eines Staatsjchages befteht in Preußen jeit Friedrich Wilhelm I. Derjelbe 
hatte im vorigen Jahrhundert wejentlich die Aufgabe, reichliche Mittel für alle Fälle, 
namentlich aber für den Fall eines Krieges bereit zu halten, und den Staat der 
damals jehr Eoftipieligen und nur in beichränttem Maße möglichen Anleihen ganz 
zu überbeben; es fam darauf an, den Staatsichag auf folche Höhe zu bringen, daß 
er auch für längere Kriege die Mittel bot; es war das gleichjam eine Erweiterung 
der Generalſtaatskaſſe. 

2) Bei Gelegenheit der Neuordnung des gefammten Finanzweſens nach den 
reiheitsfriegen wurden num folgende Grundjäge maßgebend. Zunächjt wurden dem 
Staatsſchatz bejtimmte Einnahmen gejeßlich zugewieſen; es verfügte nämlich zunächit 
die Kab. Ordre vom 17. Januar 1820 im Allgemeinen, daß Eriparniffe, welche im 
Laufe der Adminiftration erzielt würden, und andere zufällige Ginnahmen zur Bil- 
dung eines Staatsjchages abgeliefert werden jollten, und es jehte die Hab. Ordre 
vom 17. Januar 1826 jpeziell jet, daß zu diejen zufälligen Ginnahmen gehören 
jollten zuvörderjt der Erlös aus der Veräußerung und Vererbpachtung jolcher Ber 
figungen und Anlagen des Staats, die nicht unter den Domänen begriffen und mit 
ihren Nutzungen dem Tilgungs- und Berzinjungsfonds der Staatsjchulden nicht über: 
wiejen find, 3. B. Hütten-, Hammer, Salzwerfe, gewerbliche Anlagen; ferner das 
Entgelt aus Ablöfungen und Präjtationen, die zu den genannten Staatögütern ge— 
hören; emblich die zurüdzuzahlenden Darlehen und Vorſchüſſe, welche aus dem Ertra- 
ordinarium der Generalitaatsfaffe an Kommunen oder Privatperfonen gegeben 
find. An feſten Grundjäßen über die aus dem Staatsjchag zu machenden Verwen- 
dungen fehlte es dagegen, und wenn auch allerdings nach feititehender Verwaltungs- 
marime die Beitände in erſter Linie für die Zwede der Kriegführung refervirt wurden, 
fo find doch in den folgenden Dezennien im Drange der Verhältniffe auch andere 
Ausgaben, nicht blos zu militärischen Zweden, 3. B. zur Dedung von Ausfällen, 
welche der Staatäfaffe in theuren Jahren durch den Einkauf von Proviant und 
Fourage erwachien waren, jondern aucd Ausgaben zu anderweiten Staatsbedürfnifien, 
3. B. zur Bildung eines Betriebsfonds, zu diplomatifchen Zweden, zur Dedung des 
Defizitö der Bank, zu Gnadenbewilligungen, daraus bejtritten tworden, ganz ab» 
gejehen von der Verwendung, welche während des Jahres 1848 eintrat. (Bl. 
darüber die Denkſchrift des Ministers Thile über die Verwaltung des Staatsjchates 
vom 6. April 1847, in „Der erjte Vereinigte Landtag“, Bd. I. S. 226 ff., ferner 
die Nachweifung bei Gelegenheit der erjten Budgetberathung in den Drudjchriften 
der II. Hammer 1849/50 Nr. 449 — Stenogr. Berichte der II. Kammer 1849/50 


B. IV. ©. 2217 ff., 2223 ff.) 
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3) Es mag dahingeſtellt bleiben, inwieweit die finanziellen Beſtimmungen der 
Verj. Urk. die bisherige Machtvollkommenheit der Regierung auf dieſem Gebiete ſtreng 
genommen vielleicht bejchränkt hätten. In der ftaatsrechtlichen Praris bildete ſich 
alsbald der bei einzelnen Veranlaffungen allerdings beftrittene Grundfaß aus, daß 
die in den KHab.Ordres von 1820 und 1826 dem Staatsſchatz zugewieſene Ein- 
nahme auch jener ohne eine Bewilligung des Landtages dein Staatsſchatz zuflöfle, 
aljo insbeſondere der Ueberſchuß der Einnahmen über die Ausgaben, Hinfichtlich 
deren Verwendung feine Vereinbarung erzielt war, außerdem aber die oben aufs 
geführten zufälligen Einnahmen, Hinfichtlich deren noch in Betracht fommt, daß die 
Regierung fi) damals in ziemlich weiten Maße die Befugniß, Staatsvermögen 
ohne Zuftimmung des Landtages zu veräußern, beilegte; eine Bewilligung deö Yand- 
tages war nur erforderlich, wenn dem Staatsſchatz eine unter die Kategorie jener 
Kab.Ordres nicht zu ſubſumirende Einnahmequelle, wie 3. B. der Reſt der Anleihe 
von 1859, zugeführt werden follte; an einer Marimalgrenze fehlte e8 ganz. — Eine 
Nachweiſung des Beitandes des Staatsſchatzes, jowie ein Etat der vorausfichtlichen 
Einnahmen und Ausgaben deſſelben ift zwar in den Jahren 1851—1853 den 
Kammern vorgelegt, dieje Kontrole des Landtags aber jeit dem Staatshaushalts— 
gejeg von 1854 darauf befchränft, daß eine derartige Veröffentlichung durch den Drud 
nicht mehr ftattiand, und mur die Abjchlüffe der Rechnungen der Budgetkommiſſion 
vertraulich zur Prüfung vorgelegt wurden, die dann ihrerjeits den Kammern all- 
gemein gehaltene Mittheilungen machte. 

4) Als nun in Folge der Kriege von 1864 und 1866 der Staatsſchatz geleert 
war, aus dem vorher jchon 51, Millionen ala Koften für die Grundftenerregulirung 
entnommen waren, die jedoch nach dem Geſetze von 1861 von den Belafteten erſetzt 
werden mußten, jo nahm die Regierung nach Beendigung des Krieges von 1866 
Anfangs ala jelbjtverjtändlich an, dat dem Staatefchag aus den Kriegskoſtenentſchä— 
digungsgeldern diejenigen Summen, welche demjelben im Gefammtbetrage von etwa 
22 Millionen für die beiden legten Kriege entnommen twaren, ohne bejondere Zu— 
ftimmung des Landtags wieder zugeführt werden müßten. Der noch aus Nilolaburg 
zwei Tage nach dem Mbjchluffe der Präliminarien (28. Juli 1866) datirte Gejeh- 
entwurf, betreffend den außerordentlichen Bedarf der Militär- und Marineverwaltung, 
enthält weder jelbft noch in feinen Motiven ein Wort vom Staatsſchatz, außer der 
Mittheilung, daß demjelben ein Theil der zur Sriegführung verwendeten Summen 
entnommen jei, und erſt bei der Einbringung diejes Gefeßentwurfs (jog. 60-Millionen- 
vorlage) in das Abgeordnetenhaus am 14. Auguft jprach fich der Finanzminiſter 
beiläufig dahin aus, daß die Regierung beabfichtige, aus den eingehenden Kriegs— 
fontributionen vor allen Dingen den Staatsjchat bis zum Betrage von 22 Millionen 
wieder zu füllen. Indeſſen hat die Regierung diefen Standpunkt jchon in der Kom— 
miffion aufgegeben und fich mit der Aufnahme einer desiallfigen Beſtimmung in den 
vorliegenden Geſetzentwurf einverftanden erklärt. Diefer jedoch, wie er aus den 
Beichlüffen der Kommiffion hervorgegangen war, enthält eine derartige Ermächtigung 
nicht nur nicht, jondern es war durch die in demfelben verfügte Verwendung über 
die Kriegskontribution der Regierung thatlächlich unmöglich gemacht, irgend etwas 
in den Staatöichaß zu legen. Bei der Plenarverhandlung über die 60-Millionen- 
vorlage drehte fich aber Alles gerade um diefe Frage. Es wurde damals die Noth— 
wendigfeit des ganzen Inſtituts ausführlich erörtert, indem man von der einen Seite 
auf die finanziellen und volfawirthichaftlichen Nachtheile eines jo bedeutenden zinslos 
daliegenden Beſtandes und auf die fonftitutionelle Getährlichkeit der Einrichtung, 
von der anderen -Seite aber darauf hinwies, daß ein jolches Opfer nothwendig jei, 
um über die finanziellen Schwierigkeiten im Augenblide einer Kriegserklärung hin— 
wegzuhelien, die um jo bedeutender jeien, je größer bei den Syſtem allgemeiner 
MWehrpflicht die Differenz zwiſchen der Friedens- und Kriegsformation ſich heraus— 
ſtelle. Das Reſultat waren die Al. 3 und 4 des $ 2 des Geſetzes, betr. den außer— 
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ordentlichen Bedarf der Militär- und Marineverwaltung und die Dotirung des 
Staatsichaßes vom 28. Sept. 1866, beruhend auf einem Amendement Michaelis- 
Roepell und (im lebten Satze) auf einem IUnteramendement Lasſsker. Danad) 
jollte der Staatsſchatz aus den Kriegsentichädigungsgeldern zunächſt auf 27%, Mill. 
(indem man davon Abjtand nahm, die Grundfteuerfoften von den Berpflichteten 
einzuziehen) wieder dotirt werden. Es wurden ferner die dem Staatöjchat durch die 
Kab.Ordres vom 17. Yan. 1820 und 17. Juni 1826 zufließenden Ginnahmen 
demjelben von Neuem zugefichert. Es wurde aber gleichzeitig feſtgeſetzt, daß dieſe 
Einnahmen, jobald die baaren Beſtände des Staatsjchates auf 30 Millionen erhöht 
werden toürden, dem allgemeinen Staatsfonds zufließen jollten, und daß dieſe, 
jomweit nicht über fie ala Dedungsmittel im Staatshaushalte oder anderweitig unter 
Zuftimmung des Landtages verfügt werde, zur Tilgung von Staatöjchulden zu ver- 
wenden jeien. Es war aljo der Staatsſchatz kontingentirt, und es durfte die Re- 
giering damit um jo mehr einverftanden fein, als die Aufgabe des Staatsſchatzes 
bei der Entwidelung des heutigen Kredits nicht mehr die fein fann, die Mittel zur 
Kriegführung anzujammeln, jondern nur die, die für die eigentliche Mobilmachung 
forort erforderlichen Mittel ztı gewähren. Ein Amendement Tweften, wonach der 
Staatsſchatz nur mit einer Rejolutivbedingung, mit einem terminus ad quem, 
nämlich bis Anfang 1870, bewilligt werden jollte, jo daß alfo der Regierung nur 
die Mittel zu einer augenblidlichen Sriegsbereitichaft geboten wären, gelangte nicht 
zur Annahme. 

5) Obgleich der Art. 48 der Beriaffung des Norddeutſchen Bundes lautet: 
„Die Kojten und Lajten des gefammten Kriegsweſens des Bundes find von allen 
Bundesftaaten und ihren Angehörigen gleichmäßig zu tragen, jo daß weder Bevor- 
zugungen noch Prägravationen einzelner Staaten oder Hafen grundſätzlich zuläffig 
find“, und obgleich der Preußiiche Finanzminiſter in der Sitzung des Abgeordneten- 
hauſes vom 25. Sept. 1866 ala die Abficht der Regierung bingeftellt hatte, daß 
von den übrigen Regierungen des Norddeutichen Bundes eine verhältnigmäßige 
Duote in den Staatöfchag gelegt werden follte, jo ift das nicht einmal Hinfichtlich 
derjenigen Staaten gejchehen, welche mit Preußen Militärfonventionen abgeichloffen 
haben. Deffenungeachtet kam der Preußiiche Staatsjchab bei der Mobilmachung im 
Jahre 1870 dem ganzen Norddeutichen Bunde zu Gute, und wenn allerdings 
Sachſen davon feinen Gebrauch gemacht hat, jo find dagegen nad) Siüddeutichland 
Beträge aus dem Staatsſchatz abgegeben worden. Webrigens hat fi) damals der 
Nutzen eines folchen JInftituts von Neuem in folchem Maße herausgeftellt, daß, nad) 
den Worten Bismard’s: „wenn wir den Staatsſchatz nicht gehabt Hätten, wir 
pofitiv nicht im Stande gewejen fein würden, die Paar Tage zu gewinnen, welche 
hinreichten, das gefammte linke Rheinufer vor der Franzöſiſchen Invafion zu ſchützen“ 
(Situng des Neichätages vom 4. November 1871). Es ergiebt fich das doch auch 
auf das Klarſte, wenn man bedenkt, wie viel Zeit die Legislative Behandlung der 
Kreditfrage unter allen Umftänden in Anfpruch nimmt, und daß, obgleich der 
Reichstag unmittelbar bei Eintritt der Kriegsgefahr und noch vor der offiziellen 
Kriegserklärung berufen wurde, und obgleich derjelbe mit größter Beichleunigung die 
Geldiorderungen der Bundesregierungen bewilligte, der Termin für die Subjfription 
auf die beichloffene Anleihe aber jo nahe gerüdt war, daß der Erfolg derjelben 
darumter gelitten bat, doch zwijchen der Mobilmachung und der Subjkription mehr 
als vierzehn Tage in der Mitte lagen. Dazu fommt, daß in der Zeit vom 15. Yuli 
bis zum 3. Auguſt die täglichen Mobilmachungsausgaben etwa 2 Millionen bes 
trugen, jo daß der Tag der Snbifription von der Regierung jehnfüchtig erwartet 
wurde. Und dabei darf endlich nicht vergefien werden, daß die damalige Kriegs— 
anleihe beim Kurſe von 88 zu 5 Prozent noch nicht einmal zu zwei Drittheilen 
zu Stande geflommen ift und daß die 5eprogentigen Preußiichen Papiere vom 5. bis 
19. Juli von 1023), auf 87 gewichen find. 
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1. Der R. 1) Die Einnahmequellen. Aber obgleich der Nutzen der In— 
ftitution fic) auf das Evidentefte erwiejen hatte, und obgleich für den größten Theil 
des Neichögebietes ein Staatsſchatz in unangreifbarer gefehlicher Gültigkeit beftand, 
obgleich man endlich nach einem fiegreichen Kriege über reiche Geldmittel gebot, jo 
ift doch die Uebertragung der Jnftitution auf das Reich nur nach jchweren Kämpfen 
erfolgt. Und zwar ift dabei viel weniger der Gefichtspunft des Nutzens oder der 
Nothwendigkeit eines Staatsichage® an umd für fich, als vielmehr der Umftand 
ichließlich entjcheidend gewejen, daß der Preußiiche Staatsjhag eine nicht leicht zu 
bejeitigende geſetzliche Eriftenz hatte. Insbeſondere Hatte fih die Kommiffion nur 
zu einer einmaligen Bewilligung, wenn auch nicht unter einem terminus ad quem, 
aber nur unter Vorausſetzung des Wegfalls des Preußifchen Staatsichages, nicht aber 
zu einer dauernden Jnftitution mit jelbjtändigen Ginnahmequellen verjtanden. Um 
diefe Frage drehte fich der parlamentarische Kampf, In demjelben Hat die Regie- 
rung infofern den Sieg davon getragen, als der $ 2 des Gejehes, betr. die Bildung 
des R., vom 11. November 1871 dahin gejaßt ift, daß, bei eingetretener Vermin— 
derung des Beitandes, bis zur MWiederheritellung deffelben der R. ergänzt werben 
jolle durch Zuführung der aus anderen als den im Reichshaushaltsetat aufgeführten 
Bezugsquellen fließenden Einnahmen des Reichs und im Uebrigen nach der darüber 
durch den Reichshaushaltsetat zu treffenden Beitimmung. Indeſſen war diejer Sieg 
der Regierung, wenn man fich diefe jelbftändigen Ginnahmequellen genauer anfieht, 
doch mehr ein fcheinbarer; das Prinzip, wonach die Füllung des Staatsfchaßes un— 
abhängig jein jolle von parlamentarischen Bewilligungen, ift zwar gerettet, dieſe 
Ginnahmequellen an fich aber find Höchjt problematifcher Art, und es iſt demnach 
der R. in diefer Hinſicht jehr viel ungünftiger geftellt als bisher der Preußiiche 
Staatsihag. So jehr man nämlich die Preußiichen Beitimmungen vor Augen 
gehabt Hat, jo fonnte doch von Verwaltungsüberichüffen von vornherein feine Rede 
jein, da über dieje der Art. 70 der Reichöverfaffung bereits verfügt hatte; was aber die 
zufälligen Einnahmen betrifft, die zwar in einem Staatöwejen mit großem Beſitz 
erheblich fein können, jo reduziren fich dieje für einen Staat wie dad Reich jojort 
auf einen geringen Betrag. Diefer aber wird noch dadurch erheblich eingeſchränkt, 
daß der Ausdrud zufällige Einnahmen als ein zu jchwankender ganz vermieden und 
nur don ſolchen Einnahmen die Rede ift, deren Bezugsquellen im Reichshaushaltsetat 
nicht aufgeführt find; denn es iſt nun bei der jeßigen Faſſung faum in Abrede zu 
itellen, daß nicht etwa das Plus der im Etat aufgeführten Ginnahmequellen, wie 
3. B. ſpäter eingehende, freditirt geweiene Steuern, in den R. fließen, da e8 fih in 
diefen und anderen zahlreichen Fällen nur um Einnahmen Handelt, die in der That 
den im Gtat aufgeführten Bezugsquellen ihre Entſtehung verdanken; es iſt ferner 
zuzugeitehen, daß auch die Einnahmen von veräußerten Vermögensobjekten nicht ohne 
Weiteres dem R. zufließen, da unter der Bezeichnung „Einnahmen von veräußerten 
Vermögensobjekten“ fich ein Titel im Budget findet. Es Laffen fich unter diejen 
Umftänden überhaupt jchwer Fälle konjtruiren, in denen eine Einnahme dem R. ohne 
Weiteres zufließt, man wird fich auf jolche Möglichkeiten bejchränten müſſen, daB 
Jemand das Reich zum Erben feines Vermögens einjebt, auf Fälle, die fein Menſch 
vorher jehen konnte, die als reine Glüdsfälle fich daritellen. Dahin gehört aller- 
dings auch eine Kontribution im alle eines glüdlichen Krieges, und es mag bier 
die TIhatjache feitgeftellt werden, daß in ſolchem Falle nach der übereinftimmenden 
Meinung der hervorragenditen Redner die Füllung des R. ohne befondere Zuſtim— 
mung des Reichstages jtattfinden würde. UWebrigens aber, und namentlich aljo im 
Falle eines unglüdlichen Krieges, ift man auf die periodifchen Jahresbewilligungen 
des Reichstages verwielen, und dieje gejegliche Zuficherung einer Wiederfüllung des 
R. hat wieder mur theoretischen Werth. Denn wenn auch aus diefer Beitimmung 
dem Reichstage allerdings die jtaatsrechtliche Verpflichtung zu derartigen Bewil— 
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ligungen erwächſt, jo iſt dieſe doch jo wenig ſubſtantiirt, daß in dieſer Hinſicht Alles 
auf den guten Willen des Reichstags ankommt, der dieſer Forderung an ſich ſchon 
durch jährliche Bewilligungen ganz geringer Summen entjprechen würde, und zwar 
deito wahrfcheinlicher, je fnapper die allgemeinen Staatsmittel nach einem unglüd- 
lichen Kriege fein würden. 

Die normale Höhe des R. ift auf 40 Millionen jeftgejeßt worden, während 
eine proportionelle Berechnung zu einer Höhe von 48 Millionen geführt haben 
würde. Es ift dabei übrigens unter Hinweis auf die Erfahrungen von 1870 aus— 
drüdlich feftgeftellt worden, daß die Summe von 40 Millionen noch nicht einmal 
ausreicht, um die einmaligen Mobilmachungskoſten zu deden. 

2) Was die Verwendung des R. betrifft, jo ift zumächft ausdrüdlich vor- 
geichrieben, daß derſelbe jeiner offiziellen Bezeichnung gemäß nur für Zwecke der 
Mobilmahung benußt werden joll. Diefe Benutzung ſoll ferner mittels Kaiferlicher 
Anordnung, aber nur unter vorgängig oder nachträglich einzuholender Zuftimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages verfügt werden. Die Zuftimmung des 
Bundesrathes rechtfertigt fich aus der ganzen Struktur der Reichsverf., wenn auch 
gerade in militärischen Dingen, und alfo auch in Mobilmachungsfragen, der Kaijer 
an ſich vom Bundesrathe unabhängig ift; nur zu einer Kriegserflärung ift im ge- 
wiſſen Fällen die Zujtimmung des Bundesrathes erforderlich. Die Zuftimmung des 
Reichstages enthält eine ftarfe Erweiterung der Eonftitutionellen Befugniffe, die aber 
doch Lediglich die Bedeutung einer ormamentalen Verzierung hat; denn da dieje 
Zuftimmung erft nachträglich eingeholt zu werden braucht, jo ift e8 ein völliges 
Räthſel, welche Wirkungen die nachträglich verweigerte Zuftimmung eigentlich haben 
fol; das Räthſel ift in der That unlösbar, und jo hat man fich damit begnügt, 
die ganze Frage für unpraktiſch zu erklären. Das ift fie auch in Wahrheit genau 
ebenjo jehr, wie das Recht der Verweigerung von Kriegsanleihen. 

3) Die Verwaltung des R. ift dem Reichskanzler übertragen, welcher dieielbe 
nach den darüber mit Zuftimmung des Bundesrathes ergebenden Anordnungen des 
Kaifers unter Kontrole der Reichsjchuldentommiffion zu Führen hat. Die Reiche- 
ichuldentommijfion erhält von dem Reichskanzler alljährlich eine Nachweifung über 
den Beftand des R. und außerdem in kürzefter Friſt Mittheilung von allen in An- 
jehung deflelben ergebenden Anordnungen und vorlommenden Veränderungen. Gie 
bat die Befugniß, fi) von dem Borhandenjein und der ficheren Verwahrung Weber: 
zeugung zu verichaffen. Dem Bundesrathe und dem Reichstage ift bei deren regel- 
mäßigen Zujammentritt von der Reichsſchuldenkommiſſion Bericht zu erſtatten. Auf 
Grund dieſer Beſtimmungen hat eine Kaiſerliche Verordnung, betreffend die Ver— 
waltung des R., vom 22. Januar 1874 das Nähere angeordnet, insbeſondere auch 
($ 1), daß ber zur Bildung des R. beftimmte Betrag von 40 Millionen Thalern 
in gemüngztem Gelde in dem Yuliusthurm der Gitadelle von Spandau verwahrlich 
niederzulegen ift. 

4) Die Bildung des R. war jedoch noch von ber Suspenfivbedingung abhängig, 
daß der Preußifche Staatsjcha aufgehoben würde. Diefe Aufhebung ift durch das 
Gejeg vom 18. Dezember 1871 erfolgt, und zwar vom 2. Januar 1872 an. Die 
dadurch Ddisponibel gewordenen 80 Millionen find dann in ihrem Hauptbeſtande in 
Höhe von 261, Millionen zur Tilgung der am höchſten verzinften Preußijchen 
Staatsjchuld, der fünfprozentigen Anleihe von 1859, außerdem aber im Betrage von 
etwa 3%/, Millionen zur Tilgung folder Paffivrenten verwandt worden, die zum 
jwanzigfachen Betrage ablösbar find, alfo gleichfalls eine fünfprogentige Staatsſchuld 
repräfentiren. Alle bisherigen Einnahmen des Staatsſchatzes endlich follen hinfort 
dem allgemeinen Staatsfonds zufließen und find nach einem Zuſatze des Abgeord- 
netenhaufes zur Schuldentilgung zu verwenden, ſoweit darüber nicht im Staats- 
haushalt oder ſonſt in gefelicher Weife verfügt wird. 

v. Holßendorff, Enc. II. Rechtslexiton III. 3. Aufl. 26 
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Neihsland iſt das in Art. I. des Verfailler Präliminar » Friedenävertrages 
vom 26. Februar 1871 und in Art. IL des definitiven Frankfurter Friedensver- 
trages vom 10. Mai 1871 von Frankreich dem Deutjchen Reiche abgetretene und 
durch das RGeſ. vom 9. Juni 1871 mit dem leßteren für immer vereinigte Gebiet, 
defjen Grenzen in den erwähnten Friedensverträgen und deren Nachtragskonventionen 
(vom 12. Oktober 1871 Art. 10 [R.G.Bl. ©. 367, 368], vom 24./27. 
August und 28./31. Auguft 1972 [G.BL. f. Eljaß-Lothringen ©. 283, 287]) 
näher jeftgejeßt find (Eljaß-Lothringen). Bereits in der Kab.Ordre vom 14. und 
21. Auguft 1870, durch welche ein Generalgouvernement für das Elſaß errichtet 
wurde und in der Proflamation des Generalgouverneurs vom 80. Auguft deflelben 
Jahres ift ausdrüdlich ausgefprochen, daß die Bejegung des Landes feine vorüber- 
gehende jein ſollte. Die Befiergreifung erfolgte von vornherein mit dem animus 
domini. Nach richtiger Meinung ift daher der völkerrechtliche Grwerbätitel des N. 
für das Reich in der debellatio zu jehen, welche durch die Friedensverträge ihre 
fürmliche Sanktion erhielt (Rayjer in v. Holtzendorff's Jahrb. IV. ©. 152 ff. ,; 
Zorn, Staatäredht, I. ©. 422), während andere (Löning, Verwaltung de Ge- 
neralgouvernements, ©. 8 ff., 27 ff.; Bluntſchli in v. Holtzendorff's Jahr- 
buch I. ©. 307; Laband, Staatärecht, II. ©. 121) den völferrechtlichen Titel 
in den Friedensverträgen und den ftaatsrechtlichen in dem Vereinigungsgeſetz jehen 
. wollen. Praktiſch ift die Frage bezüglich der Geltung verfchiedener von der Yran- 
zöfifchen Regierung de la defense nationale erlafjenen Geſetze für jolche Gebiete von 
Eljaß-Lothringen, welche wie 3. B. die Feſtung Bitjch zur Zeit des Erlaſſes ſich 
noch in Fyeindeshand befanden (Löning, a. a. D. ©. 181—196; v. Richt- 
hofen, Ueber die ftaatsrechtliche Gültigkeit der während des Krieges jeitens der 
Franzöſiſchen Regierung erlaffenen Gejege und Defrete für GEljaß-Lothringen 1874; 
Kayjer, a. a. O. ©. 137, 151—153). Gerichtlich ift die Frage dahin ent- 
ichieden, daß die Gültigkeit der Franzöfifchen Anordnungen für diejenigen Landes» 
theile angenommen wurde, welche am Tage des Ablaufs der Publifationsfrift nicht 
jchon von den Deutjchen Heeren bejeßt waren. Wenngleih von Anfang der Ein 
verleibung an fein Zweifel darüber obwaltete, daß Elfaß-Lothringen nicht den Bundes— 
gliedern des Neichs gleich jtand, jo war man fich doch „über die Natur feiner 
Stellung zum Reich nicht klar (Stenogr.Ber. 1871, I. Sefj. ©. 833). Der Aus— 
drud „unmittelbares R.“ findet fich bereits in den Motiven zu dem Vereinigungs— 
geſetz (Druckſ. des Reichötages 1871, I. Seſſ, Nr. 61, ©. 6) und ift fodann in 
das Gejeh vom 25. Juni 1873 (R.G.BL. ©. 61) übergegangen, welches bei Ein- 
führung der Verfaſſung in $ 2 beftimmt, daß dem in Art. 1 der Verfafſung be— 
zeichneten Bundesgebiet das Gebiet des R. Eljah-Lothringen Hinzutritt. Ueber 
daflelbe jteht die Landeshoheit, die Staatsgewalt dem Reiche ala ſolchem zu, nicht, 
wie mit Unrecht Seydel (Kommentar zur RVerf., ©. 93 ff.) will, den verbündeten 
Regierungen; die Ausübung der Staatögewalt ift aber dem Kaifer im Namen des 
Reichs übertragen (Gef. vom 9. Juni 1871, $ 3). Nach diefer Richtung iſt die 
- Stellung des R. zum Reich und zu den einzelnen Bundesjtanten immer eine un— 
veränderte geblieben. Die Fyolgerungen hieraus werden fich jedoch erft ziehen laſſen, 
wenn eine Darftellung der Verfaffung des R., wie fie jetzt befteht, gegeben ift. Vor— 
ber aber muß ein Blid auf die geichichtliche Entwidelung diefer Verfaſſung geworfen 
werden. 
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J. Geſchichtliche Entwickelung der Verfaſſung des R. 

1) Die Berwaltung des Generalgouvernements (vom 14. Auguſt 
1870 bis zum 28. Juni 1871, dem Tage der Rechtskraft des Gejeges vom 9. Juni 
1871) ift lediglich die einer militärifchen Diktatur; fo raftlos auch die Thätigkeit 
derjelben war (vgl. Amtliche Nachrichten für Eljaß-Lothringen, Bekanntmachungen 
des Generalgouvernems ıc., Straßburg 1879), um die einzelnen Zweige der Ver— 
waltung nach Deutichem Mufter zu geftalten, jo wenig war fie geeignet und Willens, 
die ftaatlichen Berhältniffe des Landes zu Eonfolidiren. 

2) Die faiferlihe Diktatur (vom 28. Juni 1871 bis zum 1. Januar 
1874). Inden das PVereinigungsgefeß dem Kaifer die Ausübung der Souveränetät 
delegirte, wurde gleichzeitig beftimmt, daß bis zur Einführung der RVerf. die Ge— 
feßgebung dem Kaiſer in Gemeinjchaft mit dem Bundesrath zuftehen follte. Dem 

eichdtage war nur die Genehmigung von Anlehen oder von Garantieübernahmen 

für das R. zu Laſten des Reichs vorbehalten, auch follte ihm ein jährlicher Rechen— 
Ichaftsbericht gegeben werden. In diejer Periode beginnt man, die Verwaltung des 
R. von der des Reiches jelbftändig zu geftalten, wenn fie auch durch Organe des 
Reiches ausgeübt wird. Im Bundesrath wird ein befonderer Ausschuß für Elſaß— 
Lothringen gebildet; verantwortlicher Minifter ift der Reichskanzler, der für die Ver— 
waltung des R. eine befondere Abtheilung im Reichskanzleramt einrichtet; ein be— 
ſonderes gejegliches Publikationgorgan (G.BL. für Elfaß-Lothringen) wird gegründet. 
Die Organijation der Gerichte erfolgte durch das Geſetz vom 14. Juli 1871, wobei das 
ROHG. an die Stelle des Franzöfiichen Kaffationshofes trat, und Kriegsgerichten 
(legte Organifation: Gef. vom 12. Juli 1878) die Aburtheilung der fchwereren po= 
litiſchen Verbrechen überwiejen wurde. Endlich wird die Ablöjung der verkäuflichen 
Stellen im Juftizdienft ins Werk gejeßt (Gef. vom 10. Juni 1872). Die Orga- 
nifation der Verwaltungsbehörden war der Inhalt des Geſ. vom 30. Dez. 1871, 
welches zu den Grundlagen der Franzöſiſchen Verwaltung, wie fie namentlich durch 
das Gef. vom 28 pluviose VIII. geichaffen waren, ala oberjte VBerwaltungsbehörde 
im Lande den Oberpräfidenten hinzufügte. Ihm ift befonders durch $ 10 des Gei. 
die Befugniß beigelegt, alle erforderlichen Maßregeln bei Gefahr für die Öffentliche 
Sicherheit zu treffen und namentlich die Rechte auszuüben, welche das Franz. Gef. 
vom 9. Auguft 1849 der Militärbehörde für den Fall des Belagerungszuftandes 
zuweift. Außerdem wurden dem Oberpräfidenten vielfache Ermächtigungen ertheilt, 
welche nach Franzöfiichen Gejegen den Miniftern zuftanden, wie andererjeit? auf den 
Reichskanzler Berugniffe übergingen, welche das Franzbſiſche Gejeß dem Staatöober- 
haupt zuwies (3. DB. die Ertheilung von Ehedispenjen durch Geſ. vom 25. Februar 
1872). Die Funktionen des Franzöfifchen Staatsraths wurden, ſoweit && ſich um 
recours comme d’abus handelte, dem Bundesrath, foweit die oberjte Verwaltungs⸗ 
jurisdiftion in Frage fommt, einem aus Räthen des Oberpräfidium gebildeten „Laijer 
lihen Rath in Eljah-Lothringen“ übertragen (Erlaffe vom 1. Sept. 1872 und 
22. Febr. 1873). Meberall machte fi ein Streben nach Dezentralifation geltend, 
und jo wurde auch den an die Stelle der sous-prefets getretenen Kreißdireftoren 
und den für die Präfekten jubjtituirten Bezirkspräſidenten eine weiterreichende Amts— 
thätigfeit beigelegt. Von demjelben Geifte ift das Gejeh vom 30. Dezember 1871 
über die Einrichtung der Horitverwaltung befeelt; das Geſetz vom 16. Dez. 1873 
regelte die Bergverwaltung im Sinne des Preußifchen Berggefeßes vom 24. Juni 
1865. Während jo die innere Organifation des Landes vollzogen wurde, gleich als 
ob e3 fich um einen felbftändigen Staat handelte, wurde dad R. andererſeits auch 
allmählich einzelnen Beitimmungen der RBerf. zugänglich) gemacht. Schon das 
Vereinigungsgeſetz hatte Art. 3 der RVerf. eingeführt und beftimmt, daß mit dem 
3 .. 1873 (durch Gel. vom 20. Juni 1872 [R.G.BL. ©. 208] auf 
Januar 1874 eritredt) die VBerfaffung in Eljaß » Lothringen Geltung haben 

— und ſchon vor dieſem Zeitraume von dem Kaiſer mit Zuſtimmung des Bundes— 
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raths einzelne Artikel derſelben eingeführt werden könnten. Letzteres geſchah auf 
dem Gebiete des Zollweſens (Art. 33 — Kaiſerl. Verordn. vom 17. Juli 1871 
[R.G.Bl. S. 325)) nebſt Verordn. vom 19. und 30. Aug. 1871 [R.G.Bl. ©. 
326, 329]), auf dem des Poſt- und Telegraphenwejens (Art. 48—52 — Kaiferl 
Berordn. vom 14. Oft. 1871 [R.G.Bl. ©. 443]), auf dem des Gijenbahnmejens 
(Art. 41—47 — Kaiſerl. Verordn. vom 11. Dez. 1871 [R.G.BL. ©. 444]), der 
geitalt jedoch, daß die Verwaltung der Gifenbahnen des R. der Landesverwaltung 
entzogen und auf die Verwaltung des Reiches jelbft übertragen wurde, auf dem 
Gebiet des Kriegsweſens (Art. 57, 59, 61, 63, 65, — Kaiſerl. Verordn. vom 
23. Januar 1872 [R.G.BL. ©. 31]) nebjt dem Geſ. vom 9. Nov. 1867 über bie 
Verpflichtung zum Kriegsdienſt. Schon zufolge diefer Verfaſſungsbeſtimmungen 
wurde das R. obwol fein jelbitändiges Bundesglied, jondern Provinz des Reichs 
in feinem VBerhältniß zu dieſem thatjächlich wie ein jelbitändiger Gliedjtaat de 
Reichs behandelt, und das Gleiche erfolgte durch Einführung einer Reihe von Reich 
gejegen, welche eine folche Eriftenz zur Vorausjegung haben, wie das Gefje über 
die Rechtshülfe vom 21. Juni 1869 (Gef. vom 11. Dezember 1871 [R.G.U. 
S. 445]), über die Rinderpeit vom 7. April 1869 (Gej. vom 11. Dezember 1871 
[a. a. O.P, das Teitungsrayongejeg vom 21. Dez. 1871 (Gef. vom 21. Februar 
1872 [R.6.B. ©. 55), $ 29 der Gew.O. vom 21. Juni 1869 (Gef. vom 15. 
und Verordn. vom 19. Juli 1872 [R.G.BL. ©. 350, 351]) u. j. w. 

3) Die unmittelbare Herrichafit der Reichsgejehgebung (vom 
1. Januar 1874 bis 2. Mai 1877). Durch Geſetz vom 25. Juni 1873 (R.G. RL 
S. 61) trat mit dem 1. Januar 1874 die RVerf. in Gljaß-Lothringen in Krafit, 
dergeitalt, daß das Land dem Bundesgebiet hinzutrat, 15 Abgeordnete zum Reich 
tage erhielt (Wahlgej. vom 31. Mai 1869 und Berordn. des Bundesraths von 
1. Dezember 1873 [R.6.BL. ©. 375] betreffend die Abgrenzung der Wahlkreiſe 
und daß die Reichsgeſetze über die Bierfteuer feine Anwendung finden, die Landes 
gejege über das Octroi aber beibehalten bleiben jollten. Fortan jtand Elia} 
Lothringen unter dem Schuße der RVerf.; freilich in anderer Weiſe als die Bun— 
desitaaten. Denn während in dieſen Wenderungen der RVerf. nur im Wege dei 
Art. 78 vor fich gehen können, fann das Reich im R., wo die Verfaffung nur durch 
ein Geſetz eingeführt ift, eine Veränderung und Aufhebung derjelben auch wieder im 
Wege eines einfachen Reichsgeſetzes erfolgen laſſen. Zur Landesgejeßgebung im R. bedurite 
es fortan eines Reichögejeges mit der Mobdifilation, daß der Kaiſer mit Zuftimumung 
des Bundesraths, während der Reichstag nicht verfammelt war, Verordnungen mit 
Geſetzeskraft erlaffen konnte, die jedoch dem Reichstage bei feinem Zuſammentritt 
vorgelegt werden mußten und ihre Wirkſamkeit verloren, wenn er jeine Genehmigung 
verjagte. Während in der vorigen Periode der Kaifer als delegirter Landesherr von 
Gljaß-Lothringen gleichberechtigt in Tragen der Gejeßgebung dem Bundesrath gegen 
überftand und feine Sanktion als ein bejonderer Faktor der Gejeßgebung galt, war 
fortan ein reichsländiſches Partikulargejeg materiell und formell Reichsgeſetz, ju 
welchen es nur der Zuftimmung von Bundesrath und Reichstag bedurfte und dei 
Kaifer als jelbjtändiger Faktor der Gejeßgebung außer Wirkjamkeit trat. (Val. 
Laband, Staatsrecht, II. ©. 144 ; anderer Meinung: Zorn, Staatöredht, I. ©. 433.) 
Nur Hinfichtlich der Nothitandsverordnungen war das bisherige ftaatsrechtliche Ber: 
hältniß ftehen geblieben, doch durften fie nicht eine Veränderung der Berfaffung oder 
eines in Eljaß-Lothringen geltenden Reichsgeieges oder Anleihen und Garantien zu 
Laſten des R. zum Gegenitand haben. 

4) Der Uebergang zur Selbjtändigfeit (vom 2. Mai 1877 bie 
1. Oftober 1879). Bereits durch Erlaß vom 29. Oktober 1874 (R.G. Bl. 1877, 
©. 492) war der Neichöfanzler ermächtigt worden, den Landeshaushalt und die 
innere Gejeßgebung des R. betreffende Entwürfe gutachtlich einem Landesausſchuß 
vorzulegen, welcher durch die drei Bezirfätage des Landes (Unter, Ober-Eljaß und 
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Lothringen) aus feinen Mitgliedern gewählt wurde und aus 30 Mitgliedern und 9 
Stellvertretern beitand. Durch Gejeh vom 2. Mai 1877 (R.G. Bl. ©. 491) wurde 
der Landesausichuß zu einem ftaatsrechtlichen Faktor der Gejeßgebung erhoben und 
ein zweiter jakultativer Weg für den Erlaß reichsländifcher Geſetze eingeführt. Da- 
nach konnte der Kaiſer mit Zuftimmung des Bundesraths und des Landesausſchuſſes 
Geſetze für Eljah-Lothringen erlaflen, dergeitalt, daß munmehr wieder wie vor dem 
Gejeg vom 25. Juni 1873 der Kaiſer Faktor der Gejehgebung wurde und neben 
ihm der Bundesrath die Stelle eine Oberhaujes, der Landesausſchuß die Stelle 
eines Unterhaufes vertrat. Lebterer jollte auch neben dem Bundesrath die Entlaftung 
für den Landeshaushalt ertheilen, diefe aber. bei einer Verweigerung jeitens des 
Landesausjchuffes durch den Reichstag erfolgen. Im Uebrigen ift das Geſetz vom 
25. Juni 1873 in Kraft geblieben, und namentlich hat diefer zweiten Form der Ge 
feßgebung nicht die Berugniß beigelegt werden follen, Gejee, welche durch die Reichs— 
geſetzgebung geichaffen waren, abzuändern oder aufzuheben (Kaband, II. ©. 147). 

5) Die Selbftändigfeit (vom 1. Oftober 1879). Im Anfchluß an die 
vom Reichstag am 27. März 1879 angenommene Rejolution, daß Eljah-Lothringen 
eine jelbjtändige im Lande befindliche Regierung erhalte, erging das Gejeg vom 
4. Juli 1879 (R.6.B. ©. 165), welches laut Verordn. vom 23. Juli 1879 
(R.6.BL. ©. 281) mit dem 1. Oktober 1879 in Kraft trat. An dem Verhältniß 
von Eljaß-Lothringen zum Reich wird Nichts geändert, jo daß für das R. auch 
noch ferner Landesgejehe im Wege der Neichögejehgebung erlaffen werden können 
(Gef. vom 2. Mai 1877) und der Kaiſer mit Zuftimmung des Bundesraths befugt 
bleibt, Nothftandsverordnungen zu erlafien (Gef. vom 25. Juni 1873, $ 8). Die 
Ausübung der Staatöhoheit fteht nach wie vor dem Kaiſer zu, dem jedoch das Necht 
beigelegt ift, fich in der Ausübung feiner Iandesherrlichen Machtbefugnifie durch 
einen Statthalter, welcher im Lande refidirt, vertreten zu laſſen. Dagegen jcheidet 
die Gentralbehörde des Reichs — der Reichskanzler — völlig aus der Verwaltung 
von Elfaß-Lothringen aus, und er fteht eigenthümlicher Weile zu dem R. in feinem 
anderen Verhältniß als zu einem Bundesftaate, dagegen würde jedoch auch der 
Statthalter Eljaß-Lothringische Landesgefehe, welche im Wege der Reichsgeſetzgebung 
zu Stande kommen, nicht an Stelle des Reichskanzlers zu fontrafigniven haben (Geſetz 
$ 3). Die Nenderung der Staatsverfaffung im R. ift alfo lediglich im Sinne der 
Reichstagsrefolution erfolgt; es ift nunmehr eine Regierung im Lande geichaffen. 
Diefelbe gipfelt in dem Statthalter, welcher an die Stelle des Neichsfanzlers und 
bisherigen Oberpräfidenten tritt und endlich in verjchiedenen Richtungen vermöge 
Kaiferlicher Delegation landesherrliche Rechte ausüben kann. 

II. Gegenwärtige Berfafjung des R. 

A. Der Statthalter. Die Ernennung und Abberufung deſſelben eriolgt 
durch den Kaiſer umter Gegenzeichnung des Reichskanzlers (Art. 17 der RVerf.). 
Die Refidenz des Statthalters ift Straßburg. 

1) Der Statthalter ala Inhaber landesherrlicher Befugniſſe. 
In Betracht gezogen find: die Vollziehung allgemeiner Verordnungen 
zur Ausführung von Gefegen, die Bollziehung beftimmter, aus- 
dDrüdlich bezeichneter Verordnungen (Abänderung der Kreis- und Bezirks— 
grenzen, Ermächtigung von Bezirfen und Gemeinden zur Aumahme von Anleihen 
und Steuerzufchlägen, Octroi, Brüden- und Fährgeld, Feſtſtellung des Haushalts der 
Bezirke, Anerkennung gemeinnüßiger Anftalten, Grmächtigung zur Annahme let: 
twilliger Zumendungen u. ſ. w.), die Befugniß zum Erlaß von Gelditraien 
und die Befugniß zur Gewährung der Rehabilitation jowie zum 
Grlaß von Steuern, Gebühren, Gerällen, die Ernennung und Ab— 
berufung verihiedener mittelbarer Staat3diener (Bürgermeifter, Bei- 
geordnete, Geiftliche aller Bekenntniſſe). In diefen Grenzen bat der Kaiſer feine 
Iandesherrlichen Rechte durch Verordn. vom 23. Juli 1879 (R.G.BL. ©. 232) dem 
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eriten Statthalter Freiheren v. Manteuffel perfönlich übertragen. Als Delegirter 
Kaijerlicher Rechte ift der Statthalter unverantwortlid. Auf diefem Gebiete bedürfen 
daher jeine Erlaſſe behufs Uebernahme der konititutionellen Verantwortlichkeit einer 
minifteriellen Gegenzeichnung durch den Staatäjefretär ($ 4 Abi. 1 des Geſetzes). 

2) Der Statthalter an Stelle des Reichskanzlers. De jure lag 
die oberfte Leitung der gefammten Landesverwaltung in den Händen des Reichs— 
fanzlerö, welcher auch die fonftitutionelle Verantwortung Hierfür dem Bunbdesrath 
und Reichstag gegenüber trug. Ein Theil davon war bereits durch die Verordn. 
vom 29. Januar 1872 auf den Oberpräfidenten übergegangen, während die dem 
Reichskanzler verbliebenen minijteriellen Befugniffe auswärtige und militärische An— 
gelegenheiten, Juftiz (Gef. vom 14. Juli 1871, $ 3), Verwaltung der indirekten 
Steuern, Forftverwaltung (Ge. vom 30. Dez. 1871, $ 1), Bergweſen (Gef. vom 
16. Dez. 1873, $$ 164, 165), Vorbereitung der Gejege und Berichterjtattung an 
den Kaifer (Gef. vom 9. Juni 1871, $ 4) jeit dem Stellvertretungsgejeß vom 
17. März 1878 (R.G. Bl. ©. 7) von den Vorftänden des Reichsjuftigamts und des 
Reichskanzleramts für Elfaß-Lothringen ausgeübt wurden. Lebteres Amt fowie das 
Oberpräfidium in Straßburg wurden aufgelöft und die Juftigverwaltung des R. 
dem Reichsjuftizamt entzogen und alle minifteriellen Pflichten — einjchließlich der 
fonjtitutionellen Berantwortlichleit — und Rechte dem Statthalter übertragen. 
Diejer hat jomit in Eljaß-Lothringiichen Angelegenheiten die Stelle eines verant— 
wortlichen Minifters und kann fich in diejer, wie der Reichskanzler es nach Maßgabe 
des Gejehes vom 17. März 1878 konnte, durch den Staatäfekretär vertreten laſſen. 
Dem Landesausfchuß gegenüber ift eine Verantwortlichkeit nicht begründet. 

3) Der Statthalter an Stelle des DOberpräjidenten hat die durch 
das Gef. vom 30. Dez. 1871, $ 10 geichaffenen außerordentlichen Vollmachten bei 
Gefahr Für die Öffentliche Sicherheit. (Die Anficht von Stengel in den Aunalen des 
Deutichen Reiche 1878, ©. 113 ff., daß $ 10 durch Einführung der RBerf. in Eljaß- 
Lothringen aufgehoben fei, beruht auf der falſchen Anficht, daß Art. 68 der RBerf. die 
landeögejeglichen Borfchriften über den Belagerungszuftand außer Wirkſamkeit gefett habe.) 

B. Die Gentralverwaltung wird unter dem Statthalter durch ein 
Sandesminifterium geführt, an deſſen Spike ein Staatsjekretär fteht und welches 
in Abteilungen unter der Leitung von Unterftaatsjefretären zerfällt ($ 6) und deſſen 
Beamte jümmtlich Landesbeamte find. Das Minifterium gilt im Sinne des Be— 
amtengejeßes ala oberſte Landesbehörde und ift infofern an die Stelle des Bundes— 
raths getreten (Gef. $ 8). Im Uebrigen ift die Organifation des Miniſteriums 
durch die Verordn. vom 23. Juli 1879 erfolgt; danach zerfällt letzteres in vier Ab⸗ 
theilungen: Inneres nebft Kultus und Unterricht, Yuftiz, Finanzen und Domänen, 
Gewerbe nebſt Landwirthichaft und öffentlichen Arbeiten. Die Refforts find jedoch 
nicht jelbftändig nebeneinander wirkende Behörden, vielmehr alle der oberen Leitung 
des Staatsfekretärd untergeordnet, welcher alle Entjcheidungen trifft und fich in den 
Abtheilungen oder im Plenum oder blos vom Referenten allein jede ihm beliebige 
Angelegenheit zum Vortrag vorlegen laffen kann. 

C. Der Staatdrath. Der Franzöſiſche conseil d’stat hatte in der bis— 
herigen Organifation von Gljaß-Lothringen feinen vollen Erſatz gefunden; der 
recours comme d’abus war auf den Bundesrath, die VBerwaltungsbefugnifie auf den 
Oberpräfidenten, die Verwaltungsgerichtöbarkeit auf den Kaiferlichen Rath in Elſaß— 
Lothringen übergegangen (Gef. vom 30. Dez. 1871, 88 8, 9; Stengel, in 
Hirth’s Annalen 1875, ©. 1321 ff.; 1876 ©. 808 ff., 897 ff.). Die weiteren 
Befugniſſe des Staatsraths wie die Enticheidung von Kompetenzkonflitten, die be= 
gutachtende Thätigkeit, die Defretur des rex in parlamento waren außer Wirkjam- 
feit getreten. Nach der neuen Berfaflung wird unter dem Vorſitz des Statthalters 
ein Staatsrath eingejeßt, welcher auß den Vorſtänden des Minifterium, dem Prä— 
fidenten und Oberſtaatsanwalt beim Oberlandesgericht, drei auf Vorſchlag des Landes- 
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ausſchuſſes ernannten und noch fünf bis ſieben aus Allerhöchſtem Vertrauen be— 
rufenen Mitgliedern beſteht, und welchem die Begutachtung von Geſetzentwürfen und 
allgemeinen Ausführungsverordnungen jowie von anderen ihm durch den Statthalter 
überwiejenen Angelegenheiten obliegt. Außerdem fünnen dem Staatärath durch die 
Zandesgejeßgebung noch andere, inäbefondere befchließende Funktionen übertragen 
werden, wobei namentlich in Ausficht genommen ift, daß aus demjelben ein oberjter Ver- 
waltungsgerichtshof gebildet werde, auf den die Befugniſſe des Kaiſerl. Rechts und die 
Entjcheidung von Kompetenztonflitten (GBG. $ 17) übertragen werden können (Geſ. 89). 

D. Der Landesausjhuß. Die Zahl der Mitglieder ift auf 58 erhöht, 
von denen 34 durch die Bezirkötage, 4 in den vier großen Städten des Landes 
(Straßburg, Mülhaufen, Met, Colmar) und 20 von den 20 Landkreifen gewählt 
werden. Die Abgeordneten der Städte werden von den Gemeinderäthen aus deren 
Mitte, die Abgeordneten der Kreife indireft durch Wahlmänner gewählt, die von 
den Gemeinderäthen aus ihrer Mitte ernannt werden. Die Wahl ift geheim, die 
Dauer der Wahlperiode beträgt drei Jahre ($$ 12—18), das Wahlreglement er- 
folgte durch Kaiferliche VBerordn. vom 1. Oktober 1879. Erweitert find die Rechte 
des Landesausſchuſſes durch das ihm verliehene Recht der Gejehesinitiative und ber 
Ueberweifung von Petitionen an das Minifterium. Die Mitglieder des lehteren 
haben das Recht, den Situngen des Landesausjchuffes und jeiner Kommiſſionen bei— 
zuwohnen, und müſſen jederzeit gehört werden ($$ 20, 21). Die Geichäftsiprache ift 
nach dem RGeſ. vom 23. Mai 1881, welches am 1. März 1882 in Kraft tritt, die 
Deutiche. Eine Indemnität für Aeußerungen im Landesausſchuß ift nicht gewährleiftet. 

E. Bundesrath. Eine Bertretung des R. im Bundesrath würde aus 
demjelben einen jelbftändigen Glieditaat des Reiches gemacht haben und eine Sou— 
veränetät bedingen, die nicht im Weiche jelbft ruhen kann. Materiell ift aber zur 
Vertretung der Borlagen aus dem Bereiche der Landesgejeßgebung, ſowie der Intereſſen 
des R. bei Gegenftänden der Reichögejeßgebung der Statthalter befugt, Kommiſſare 
in den Bundesrath zu jenden, welche an deſſen Berathungen Theil nehmen (Gejet 
8 7); fie haben das Recht, Anträge zu ftellen und Referate zu erftatten, auch find 
hnen die Vorlagen zuzuſtellen (Geſchäftsordn. d. Bundesraths vom 26. April 1880, 8 5). 

F. Die Geſetzgebung im R. kann hiernach in folgender Weiſe erfolgen: 

1) Formelle Landesgeſetze; ſie werden vom Kaiſer in Uebereinſtimmung von 
Bundesrath und Landesausſchuß erlaſſen. 

2) Landesherrliche Verordnungen; ſie werden vom Kaiſer oder kraft deſſen 
Delegation vom Statthalter oder endlich von demjenigen Organe erlaſſen, dem ein 
Landesgeſetz die Ausführung überträgt. 

3) Landesgeſetze in den Formen der Reichsgeſetzgebung; ſie werden vom Kaiſer 
nah Zuſtimmung des Bundesraths und Reichstags verkündet. 

4) Landesherrliche Nothitandsverordnungen; fie werden vom Kaiſer mit Zu— 
fimmung des Bundesraths erlafjen, wenn der Reichstag nicht verfammelt ift, nad 
Maßgabe des Gejehes vom 25. Juni 1873, $ 5. 

5) Ausführungsverordnungen zu den im Wege der Nehägefehgebung erlafjenen 
Landesgejegen ; fie ergehen vom Kaifer oder dem durch das Geſetz delegirten Organe. 

IM. Die befjondere Stellung des R. im Reich. Die Deutjche 
RBerf. jetzt die Selbftändigfeit der zu einem Bunde dereinigten ſouveränen Staaten 
voraus, in denen neben der Reichsgewalt noch eine eigene, von ihr völlig Losgelöfte 
und unabhängige Zandesgewalt in den diefer durch die RVerf. belafjenen Gebieten 
mit eigener Hoheit fortbeiteht. Dieſe jouveräne Selbjtändigfeit fehlte dem R.; letz— 
teres ijt eine Provinz des Reichs, hat feine eigene Selbitverwaltung, jondern wird 
von dem Reiche als folchem regiert, Reichsgewalt und Landesgewalt fallen in ihm 
zuiammen. Diefe Konjequenzen find jedoch von Anfang an nicht vollftändig 
gezogen, indem fofort feit der Ginverleibung in finanzieller Hinficht das R. den 
Bundesftaaten gleich behandelt wurde; der Landesfisfus wird von dem Reichsfiskus 
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unterſchieden, es giebt ſelbſtändige Landesſchulden und eigenes Landesvermögen, die 
Landesverwaltung wird auf Koſten der Landeskaſſe geführt, die Beamten des R. werden 
aus dieſer Kaſſe beſoldet. Wie die Bundesſtaaten hat Elſaß-Lothringen nach Ver— 
hältniß ſeiner Bevölkerung Matrikularbeiträge zu entrichten und vermöge ſeines 
Ausſchluſſes aus der Brauſteuergemeinſchaft ein Averſum für die Brauſteuer zu 
zahlen. (Vgl. befonders Laband in Hirth's Annalen 1873, ©. 562 ff. und jein 
Staatsrecht, I. ©. 605 ff.) Die Einführung der RVerf. in das R. hat dieje Son- 
derjtellung nicht bejeitigt, jondern nur gemildert. Allfeitig herrſcht in der Theorie 
Einverftändniß (Löning, a. a. D. ©. 178 fi.; Meyer, Staatärecht, ©. 347 ff. ; 
Laband, Staatäreht, I. ©. 578 ff.), daß die mopdififationslofe Einführung der 
RVerf. in Eljaß-Lothringen, wie fie in der That erfolgt ift, Widerjprüche im fich 
jelbjt enthält; Art. 3, 6, 19, 36, 42, 51, 54, 58, 62, 70 jprechen von Bundes— 
ftaaten, Art. 33, 35, 38, 39, 41, 56, 59, 66, 67, 76, 77, 78 Abſ. 2 Haben die 
Griftenz eines Bundesjtaats zur Vorausſetzung. Für die Bundesftaaten iſt die 
RVerf. ein Grundgejeß, deren Aenderung nur im Wege der Berfaffungsänderung 
zuläffig ift. Das R. hat fein verfafjungsmäßiges Recht auf das Beſtehen der Ber: 
faſſung, dag Reich kann feiner Provinz dieſes Benefizium ebenjo entziehen, wie es 
ihr ertheilt worden ift. Es ergeben fich Hieraus eine Reihe von Unterjchieden 
zwifchen dem R. und den Bundesftaaten (Laband, Staatäredht, I. ©. 578 ff.). 
Allmählich ift man jedoch thatjächlich immer weiter vorgejchritten, um dem R. eine 
von der Reichögewalt jelbjtändige Verwaltung zu geben, und dies ift in der möglichit 
vollkommenen Weiſe durch das Geſetz vom 4. Juli 1879 gejchehen. Hiernach ift Elſaß— 
Lothringen innerhalb des Reichs joweit ein jelbftändiger Staat, ala es nicht eine Ver- 
tretung im Bundesrath beanjprucht ; aber es ift davon auszugehen, daß dieje Selbitändig- 
feit nur eine jaktiiche ift — wenn fie gleich auf Gefegen beruht —, denn Souverän 
ift das Reich auch auf den Gebieten der Landesgejehgebung und Verwaltung geblieben. 


Quellen: Gejeßblatt für Elfah-Lothringen, welches jeit dem 1. Oft. 1879 von bem 
Landesminifterium in Straßburg herausgegeben wird; ſoweit vorftehend nicht bad R.G. Bl. 
eitirt ift, befinden fich die — * Geſehe in dem Geſ.Bl. für Elſaß-Lothringen. — Amt- 
liche Nachrichten für Elſaß-Lothringen, Verördn. u. Belanntm. d. Gen⸗Gouvern.Civ.Kommifſf. 
und Oberpräſidenten vom Aug. 1870 bis März 1879, Straßb. 1879. — Sammlung ber in 
Elfaß-Lothringen geltenden See e; auf Anregung des früheren Oberpräfidenten v. Möller 
berauägegeben von Althoff, Förtſch, Harfjeim, Keller, Leoni, Bd. I. Verfaſſungs- 
recht und Gejeßbücher, 1880. — Sammlung von Gejegen, Verordnungen, Erlaffen und Ber: 
fügungen, betr. bie Juſtizverwaltung in Eljaß-Lothringen, bearbeitet im Parfet bed General- 
Prokurators in Colmar, 1873 ff. — Belanntmachungen des Oberpräfidenten von Elſaß— 
Lothringen, betr. die Verwaltung ber direkten Steuern, Etats und Kaſſenweſen, 1875 fi. — 
Marimilian bu Prel, Deutiche Verwaltung in Eljaf-Lothringen, 1880. 

Lit.: Löning, Die Derwaltung d. Generalgouvernements im Elijah, 1874. — ee A 
Elſaß⸗Lothringen unter ee Derwaltung, in den Preuß. Jahrb. XXXIIL ©. 269 ff., 
338 ff.; XXKIV. E. 404 fi., 473 ff. (im Separatabdrud erichienen Berlin 1874). — 
Laband, Staatsrecht, I. SS 6, 54, 55; IL $ 62. — Meyer, Staatäredht, $$ 69, 138—141, 
166. — & eybel, Kommentar zur RBerf., ©. 31, 92 ff. (im föderaliftiichen Sinne gejchrieben, 
ber einzige Autor, welcher CiiafySotheingen für einen Staat erklärt). — v. Rönne, Staats: 
recht des Deutichen Reihe I. 89. — Zorn, Staatöredht, I. S. 420 —— Innere Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung: Förtſch, Code penal in Eljak-Lothringen, 1871. — Förtich u. 

eoni, Franzöſiſche —— in Elſaß-Lothringen, I. u. II. 1875. — Kahſer, Das 
——— in Eljaß-Lothringen (in v. Holtzendorff, Ergänzungen zum Handbuch des 
Strafrecht, IV. ©. 637— 744); Derjelbe, Die Franzöſiſche Aechaelehaebung in Elijah: 
Lothringen (in v. Holtzendoxff's Yahrb. IV. ©, 135—189, 34 4). — Solff und 
Miktſcher, Forft: und Jagdgeſetze in Elſaß-Lothringen, Straßb. 1876. — Elſaß-Lothringiſches 
Horfiftrafrecht und Forftftrafverfahren vom 28. April 1880, Straßburg 1880. — Berggeiek 
in Eljaß:Lothringen von Braffert, Bonn 1873. — Puchelt u. Maurer, Juriſt. hr 
für Eljaß-Lothringen, 1876 F — AG. zu ben Reichäjuftizgefeßen, Straßb. 1880. — Durip, 
Staatslirchenrecht in nik othringen, 2 Bde. 1876, 1879. — Leybheder, Zölle und in- 
direfte Steuern in Elſaß-Lothringen, 1877. — Jacob, Enregiftrement in Elſaß-Lothringen, 
1874. — — Broſchürenliteratur, u. AU. Elſaß-Lothringens Vergangenheit und Zukunft, 
2. Aufl., Straßb. 1877. — Elfaß-Lothringen ald Kailerl. Kronland, Berlin 1878. — Shramm, 
Kronprinzenland (Eljaß-Lothringen), Mailand 1878. Kanfer. 
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Neihätag. I. Das konftitutionelle Prinzip im Deutſchen Reiche. 
Der (abgejehen von Medlenburg) gemeindeutichen jtaatsrechtlichen Entwidelung ent= 
Iprechend erfolgte auch die ftaatliche Konftituirung des Deutjchen Reiches, wie zuvor jchon 
des Norbdeutichen Bundes in konftitutioneller Form. Das in Vertretung des Volkes 
der Neichsregierung, insbejondere für die Gejeßgebung zur Seite ftehende Organ ift 
der R. Nothwendige logiſche Vorausſetzung Für die Ausübung parlamentarifcher 
Funktionen ift die Exiſtenz eines Staates, deflen Bevölkerung eben im Parlantent 
ihre ftaatörechtliche Vertretung zu finden hat; daraus folgt, daß das im Februar 
1867 zur Berathung der Norddeutichen Bundesverfafjung berufene Parlament ſtaats— 
rechtlich nur ala Notablenverfammlung, nicht aber ala Eomftitutioneller Regierungs- 
fattor betrachtet werden fann, und zwar ganz ebenfo, wenn ihm eine „verfaflungs- 
vereinbarende“ ala wenn ihm eine „verfaſſungsberathende“ Funktion durch 
die Staatöverträge und Einzelſtaatsgeſetze zugewieſen wurde. 

Der jetzige Deutſche R. iſt die einheitliche (es giebt keine zwei Kammern 
im Reiche) Vertretung des Deutſchen Volkes, jedes einzelne Mitglied des R. iſt 
Vertreter des ganzen Volkes. Damit ſtand es in Widerſpruch, wenn die RVerf. 
urſprünglich (Art. 28 Abſ. 2) für Materien, welche nicht dem ganzen Reiche nach 
der Verfaſſung gemeinſam find, die Antheilnahme von Abgeordneten, welche in 
Staaten gewählt waren, auf welche die Reichsgeſetzgebung in der betreffenden Materie 
feine Anwendung fand, ausfchloß: diefe Prinzipwidrigkeit wurde durch Spezialgeſetz 
vom 24. Februar 1873 befeitigt. Dat die Wahlkreife zum R. nach den einzel- 
ftaatlichen Grenzen bejtimmt find, ift an fich auch prinzipwidrig, war aber durch 
praftijche Erwägungen geboten. Jeder Deutiche aber kann prinzipiell an jedem 
Drte des NReichögebietes wählen und gewählt werben. 

I. Die Bildung des R. Die Grumdlage für die Bildung des R. ift der 
Sat: dat auf je 100000 Seelen je ein Abgeordneter zu wählen ift, mit der Mo— 
difitation jedoch, daß mindeftens in jedem Einzelftaate ein Abgeordneter gewählt 
werden muß und dab ein Bruchtheil der Normalzahl, welcher die Hälfte über- 
jchreitet, für voll zu zählen ift. Die Feſtſtellung der Wahlfreife beruht auf Geſetz: 
die Zahl derjelben beträgt dermalen 397, was jedoch dem Stand der Bevölkerung 
nicht mehr entipricht (Preußen 236, Bayern 48, Sachſen 23, Württemberg 17, 
Eljaß-Lothringen 15, Baden 14, Heflen 9, Medlenburg- Schwerin 6, Sachjen-Wei- 
mar, Oldenburg, Braunfchweig, Hamburg je 3, Sachſen-Meiningen, Sachjen-Kloburg- 
Gotha, Anhalt je 2, Medlenburg-Strelig, Sachjen-Altenburg, Schwarzburg-Rudol- 
ftadt, Schwarzburg-Sondershauſen, Waldeck, Neuß ä. L., Neuß j. L., Schaumburg: 
Lippe, Lippe, Lübel, Bremen je 1 Abgeordneten). Die Abgeordneten find nicht an 
Aufträge oder Inftruftionen gebunden, fie find für die Ausübung ihres Abgeordneten- 
rechtes („Mandates“) Niemandem verantwortlich. 

Der R. geht hervor aus allgemeinen direkten Wahlen, welche in geheimer Ab- 
ftimmung vorzunehmen find. Das Wahlrecht ift auf breiter demofratiicher Baſis 
normirt, im Wejentlichen entiprechend den Beltimmungen des „Reichswahlgejehes“ 
vom 12. April 1849. Wahlberechtigt ift jeder Reichdangehörige männlichen Ge— 
Schlechtes nach vollendetem 25. Lebensjahre, falls er nicht unter Vormundſchaft jteht, 
fi in Konkurs befindet, während des laufenden oder lehtvergangenen Jahres Armen: 
unterftübung aus öffentlichen oder Gemeindemitteln empfangen hat oder durch 
gerichtliches Urtheil die bürgerlichen Ehrenrechte verloren Hat; das Wahlrecht „ruht“, 
d. h. darf nicht ausgeübt werden bei Militärperfonen des aktiven Dienftftandes, jo 
Lange fie bei den Fahnen ftehen, ausjchließlich der Militärbeamten, ferner bei den— 
jenigen Perjonen, die nicht in den Wahlliften verzeichnet find, endlich bei denjenigen, 
welche fich zur Zeit der Wahl nicht am Ort ihres Domizils befinden. — Wählbar 
find alle wahlberechtigten Perfonen, auch diejenigen, deren aktives Wahlrecht ruht; 
der zu Wählende muß jedoch mindejtens jeit einem Jahre die Deutiche Staats— 
angehörigkeit befigen. Nicht wählbar find: die Souveräne und deren Bertreter im 
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Regierungsfollegium des Reiches, dem Bundesrath. — Die Mitgliedichait zum R. 
erliicht durch Verluſt einer der Borausjegungen der Wählbarkeit, durch Verzicht, 
durch Annahme eines bejoldeten Staatsamtes und Beförderung im Staatödienft zu 
höherem Rang oder Gehalt, durch Auflöfung des R., endlich durch Ablauf der dreis 
jährigen Wahlperiode. 

Das Wahlverfahren erfolgt in der Art, daß die geſetzlichen Wahlkreife in Wahl- 
bezirfe mit einer Normalzahl von ca. 3500 Seelen zerlegt werden. Für jeden 
Wahlbezirk wird durch die Gemeindebehörde eine Wählerlifte angefertigt, welche die 
Namen aller Wahlberechtigten enthalten muß. Dieſe Lifte ift vier Wochen vor der 
Wahl auf mindeitens acht Tage Öffentlich auszulegen, damit etwaige Reklamationen, 
jei es behujs Aufnahme jei es behufs Streichung gewiffer Perjonen angebracht 
werden können. Nach Abichluß diefes Verfahrens ift die Lifte durch Unterſchrift des 
Gemeindevorftandes abzufchließen. Bei Neuwahlen find neue Liſten anzufertigen, 
wenn nicht die Neuwahl in das der erjten Wahl folgende Jahr fällt. Die Koften 
für Herftellung der Liften fallen den Gemeinden zur Laſt. Der Wahltag wird durch 
Verordnung des Kaiſers beitimmt, und zwar haben die allgemeinen Wahlen im 
ganzen Reiche am nämlichen Tage jtattzufinden. Der R. muß mindeftens altjährlich 
einmal einberufen werden; nach Ablauf der gejehlichen Wahlperiode müſſen demnach 
die Neuwahlen jo rechtzeitig angeordnet werden, daß jener Berfaffungsvorjchrift 
genügt werden kann; bei Auflöfung des R. während der Wahlperiode haben die 
Neuwahlen jedenfalls innerhalb der dem Auflöfungstermine nachfolgenden 60 Tage 
zu erfolgen. Nur bei Ablehnung, Verzicht und Ungültigkeitserflärung dürfen Spe- 
zialwahlen ftattfinden. Ueber die Wahlhandlung jelbft enthält das Wahlreglement 
(eine Berordnung des Bundesrathes, welche jedoch nur mit Zuftimmung des R. 
abgeändert werden darf) jehr jpezielle Vorfchriften, welche fich auf Wahllofal, Wahl- 
vorjtand und Stimmabgabe beziehen. Lebtere erfolgt durch Zettel, die verdedt in 
eine Urne zu legen find; das Geheimniß der Wahl it jtrengjtens zu wahren. Die 
Stimmabgabe kann nicht durch Stellvertreter erfolgen, die Stimmzettel müfjen von 
weißem Papier fein und dürfen fein äußeres Kennzeichen tragen, auch nicht im Wahl- 
lokal ſelbſt gejchrieben fein. Im Wahllofal dürfen feine Anſprachen gehalten oder 
Diskuffionen gepflogen werden. Das Wahlrefultat wird zunächit für den Wahl- 
bezirk, weiterhin durch den von Staatöwegen ernannten Wahltommifjar für den 
Wahlkreis feftgejtellt, und zwar jpäteftens am dritten Tage nach der Wahlhandlung; 
die Feſtſtellung und Publikation erfolgt unter Zuziehung einer Kommiffion von 
Wählern, das Wahlprotofoll ift dem R. einzufenden. Gewählt ift derjenige, welchem 
die abfjolute Mehrheit aller abgegebenen Stimmen zugefallen ift; hat fich eine folche 
Mehrheit nicht ergeben, jo findet engere Wahl ftatt, die juriftiich nur als Fort— 
jegung der erften Wahl zu betrachten ift. Die engere Wahl erfolgt zwiſchen den— 
jenigen beiden Kandidaten, welche die meijten Stimmen erhalten haben; tritt bei 
der engeren Wahl Stimmengleichheit ein, fo enticheidet das durch den Wahl- 
fommifjar zu ziehende Loos. Die engere Wahl hat binnen 14 Tagen nad) der 
eriten Wahl ftattzufinden. Die Notifitation des Wahlergebniffes an den Gewählten 
erfolgt durch den Wahllommiffar, dem binnen 8 Tagen eine Erklärung über An— 
nahme oder Ablehnung der Wahl jammt den nöthigen Nachweifungen Hinfichtlich 
der gejeßlichen Erfordernifje der Wählbarkeit einzufenden if. Die Wähler find be— 
rechtigt, Vereine zu bilden jowie Verfammlungen zu veranftalten, die die R.wahl 
zum Gegenjtand haben; jolche Berjammlungen müfjen jedoch öffentlich) und un= 
bewaffnet jtattfinden, im MWebrigen gelten die landesrechtlichen Vorſchriften über 
Vereind- und Verſammlungsweſen. Das Wahlrecht ift in befonderer Weiſe jtraf- 
rechtlich geichügt (RStrafGB. 88 107, 109, 339); foweit jtrafrechtliche Normen 
nicht exriftiren, ift jede Art von Wahlagitation juriftiih erlaubt; amtliche Wahl- 
beeinfluffungen hat der R. in der Regel ala ausreichenden Grund zur Ungültigkeits- 
erklärung von Wahlen betrachtet. Der R. enticheidet über die Gültigkeit der 
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Wahlen ſelbſt und allein, die Wahlprüfungen erfolgen primär durch die Abthei— 
lungen des R., eventuell durch die fpeziell zu beitellende Wahlprüfungstommiffion 
gemäß den Borjchriften der Geſchäftsordnung. 

III. Die Rechtsverhältniſſeder Mitglieder des R. Die Mitglieder des 
R. dürfen wegen ihrer Abitimmung oder der in Ausübung ihres parlamentarifchen Be— 
rufes gethanen Aeußerungen weder jtrafrechtlich noch disziplinarijch verfolgt werden. 
Eine Disziplin wird gegen Mitglieder des R. im Parlament nur nad) Mahgabe 
der Geichäftsordnung, welche feiner Zeit vom berathenden Parlament des Norddeutichen 
Bundes fejtgeftellt und jeitdem mit geringen Mobdifilationen von jedem jpäteren R. 
angenommen wurde, geübt. Dieje Disziplinargewalt wird durch den Präfidenten 
gehandhabt, Disziplinarmittel find Ordnungsruf und Entziehung des Wortes: die 
jehr viel jchärferen Disziplinarmittel des Englifchen und Franzöfifchen Parlaments» 
rechtes find dem Deutichen unbefannt. Beamte bedürfen zum Eintritt in den R. 
feines Urlaubes; ala Beamte find zu betrachten die Staat, Kommunal- und Kirchen- 
beamten der Landesfirchen, ferner die Offiziere; Gehaltsabzug und Stellvertretungs- 
foften gegen Beamte, welche in den R. eingetreten find, find als unzuläffig zu be= 
trachten. Während der Situngsperiode kann fein Mitglied des R. ohne deſſen 
Genehmigung wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unterfuchung gezogen 
oder verhaftet werden, außer wenn die Ergreiftung auf handhafter That oder im Laufe 
des nächitfolgenden Tages geſchah. Selbftverjtändlich bezieht fich diefe Jmmunität 
nicht auf rechtöfräftig erkannte Strafen (vgl. jedoch hierher Gef. vom 31. Mai 
1880, $ 2 [R.G.Bl. ©. 117], über die Verlängerung und authentifche Erklärung 
des Gef. vom 21. Dft. 1878 gegen die gemeingefährlichen Beftrebungen der Sozial- 
demofratie). Wegen Schulden oder zum Sicherungsarreit kann ein Mitglied des R. 
während der Situngsperiode nur verhaftet werden mit Genehmigung des R. Durch 
Beichluß des R., dem entiprochen werden muß, kann während der Sihungäperiode 
die Siftirung jedes Strafverfahrens gegen ein Mitglied, fowie jeder Unterfuchungs- 
und Givil- (nicht Straf) Haft eines jolchen verlangt werden. Die Mitglieder des 
R. dürfen als jolche feine Beſoldung oder Entichädigung beziehen, weder aus 
Öffentlichen noch aus privaten Mitteln; doch fehlt diefem Berbote der ftrafrechtliche 
Schub, und auch jonjtige Rechtsfolgen find an daflelbe nicht geknüpft. Wahrheits- 
getreue Berichte über Verhandlungen des R. (nicht aber Bruchitüde von jolchen) 
find von jeder Berantwortlichkeit frei. 

IV. Die Funktionen des R. Was die Kompetenz des R. betrifft, jo hat 
derjelbe zuvörderſt das Recht der Autonomie; darin Liegt die Befugniß, fein Prä— 
fidium zu wählen, die Gültigkeit der Wahlen jeiner Mitglieder zu prüfen und 
darüber allein zu enticheiden, feine Geichäftsordnung zu normiren. Das Präfidium 
beiteht aus einem Präfidenten, zwei VBizepräfidenten und acht Schriftführern,; der 
Präfident übt die Disziplinargewalt über die Mitglieder des R., ſowie die Sitzungs— 
polizei während der Berathungen, er ernennt ferner die Beamten des R. — Die 
Hauptfunktion des R. ift die Theilnahme an der Geſetzgebung. Die Mitwirkung, 
welche parlamentarischen Faktoren nach dem monarchifchen Staatörechte, ſowie fich 
dafjelbe in Deutichland entwidelt hat, zulommt, darf nicht dahin charakterifirt 
werden, daß die Volfävertretung mit dem Monarchen gemeinjam die Gejeßgebung 
ausübt; in diefem Sinne find die Parlamente nach Deutichem Staatärecht keines— 
wegs „geieggebende“ DVerfammlungen. Bielmehr ift das den beiden genannten 
Faktoren zulommende Recht an der Gefeßgebung ein prinzipiell höchſt verfchiedenes ; 
bei jedem Geſetze ift zu untericheiden zwiſchen Gejegesinhalt und Geſetzesbefehl; 
den leßteren, welcher in der Sanktion liegt, giebt im monarchiſchen Staat nur ber 
Monarch, er allein ift demnach der Gejeßgeber und ihm ſteht folglich auch das 
negative Recht zu, jedem Geſetzentwurſe die Sanktion zu verfagen (Veto). Das 
Parlament Hingegen ift nur betheiligt an der Feititellung des Geſetzesinhaltes, 
nicht an der Ertheilung des Geſetzesbefehles. So auch nach Reichaftaatsrecht, indem 
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fein Reichsgeſetz juriſtiſch exiſtent werden kann, ohne daß der R. den Inhalt 
deſſelben genehmigt hätte. Der R. kann auch die Initiative zum Erlaß von Ge— 
ſetzen ergreifen: in der Regel aber gelangen die Geſetzentwürfe erſt nach erfolgter 
Seftjtellung des Jnhaltes im Bundesrathe an den R. Der Verkehr zwischen Bun: 
desralh und R. ift durch das Präfidium des letzteren und den Reichskanzler zu 
vermitteln. Geſetzentwürfe, welche zuerſt vom R. beichloffen werden, müſſen jeden: 
falls vom Neichälanzler dem Bundesrath in Vorlage gebracht werden, letzterer iſt 
aber nicht verpflichtet, einen materiellen Beichluß über die Vorlage zu faflen, wäh 
rend der R. hinfichtlich der vom Bundesrath an ihn gebrachten Borlagen dies zu 
thun rechtlich verbunden ift. Die Vorlage der vom Bundesrath jeitgeftellten Gejeh- 
entwürfe an den R. geichieht durch den Reichskanzler „im Namen des Kaiſers“; 
von fich aus die Initiative zum Erlaß von Gejeßen zu ergreifen, ift der Kaiſer ala 
jolcher nicht kompetent (wol aber das Bundesglied Preußen). Gefegentwürfe, melde 
der Bundesrath feftgeftellt Hat, müfjen jedenfalls durch den Kaiſer dem R. in Vor: 
lage gebracht werden, und zwar in unveränderter Faſſung. Ergeben fich Differenzen 
zwifchen Bundesrath und R., jo ift jo lange zu verhandeln, bis entweder Ueberein— 
ftimmung beider oder Ablehnung in Folge verneinenden Beichluffes eines der beiden 
Faktoren erzielt ift. (Meber die Sanktion der Reichsgeſetze ſ. d. Art. Bundes: 
rath.) Bon der Theilnahme des R. an der Gejehgebung noch eine bejondere 
Gruppe von Materien zu jondern, in welchen der R. eine juriftiich bejonders zu 
faffende „Genehmigung“ zu ertheilen habe (Laband), ift unbegründet. Auch das 
Budgetgejeß kann ftaatsrechtlich nicht unter befondere, von der übrigen Geſetzgebung 
abweichende Grundſätze geftellt werden (dies nehmen Laband und Gneift an: 
dagegen bat fich inäbejondere v. Marti erflärt). — Dem R. fteht emdlich ein 
ganz generelles Kontrolrecht bezüglich aller Neichsangelegenheiten zu; daſſelbe wird 
geübt bei der Berathung des Neichshaushaltsetats, kann aber auch die Form der 
Interpellation annehmen und ebenjo durch Petitionen von außen angeregt werden. 
Die Kontrole des R. bezieht fich insbeſondere auf die Finanzwirthichait des Reiches: 
über die Verwendung aller Einnahmen und Ausgaben des Neiches hat der Reiche— 
fanzler alljährlich dem R. Bericht zu erftatten und deſſen Decharge einzuholen. 
Ueber alle bedeutenderen einzelnen Finanzverwaltungen des Neiches übt der A. femer 
noch eine jpezielle Kontrole aus, indem diefe Verwaltungen an die Reichsjchulden- 
fommiffion Bericht zu erjtatten haben, in welcher der R. durch drei gewählte Mit: 
glieder vertreten ift, die ihrerjeits wieder dem Plenum des R. referiren. 

V. DieVerhandlungendesR. Die Berufung DER. erfolgt durch kaiſerliche 
Verordnung. Die Verhandlungen werden vom Kaiſer oder in feinem Auftrag durd 
einen Stellvertreter eröffnet. Im der nämlichen Weife werden diefelben geichlofien. 
Nur der Kaifer kann den NR. während der Sitzungsperiode vertagen, wiederholte 
Vertagung aber jowie eine Wertagung von über 30 Tagen bedarf der Zuftimmung 
des R. ſelbſt. Mit Schluß des R. hören aud) alle Kommijfionsarbeiten auf (mur 
ausnahmsweiſe können die Arbeiten bejtimmter Kommiffionen auf Grund eines Reid“ 
gefeßes auch nach Schluß des N. fortgejeht werden), und alle Borlagen werden her: 
kömmlich neu behandelt (Prinzip der „Disfontinwität“). Die Verhandlungen find 
Öffentlich, geheime Situngen wären verfafjungswidrig; der Präfident kann jedoch 
bei Rubeftörungen die Tribünen räumen laffen. Die Mitglieder des NR. werden 
beim Zuſammentritt defjelben in Abtheilungen verlooft, welchen fpeziell die Prüfung 
der Wahlen obliegt. Außerdem werden nad) Griorderniß noch bejondere Kommij— 
fionen, fpeziell zur Worberathung don Gejehen beſtellt. Die Kommiffionsfigungen 
find geheim. Alle Gejeßentwürfe jowie alle vom Bundesrath an den N. geleiteten 
Vorlagen müfjen dreimal berathen werden, die erſte Berathung ift nach der Ge 
ihäftsordnung nur eine allgemeine, die artifelweife Diskuſſion erfolgt erſt bei der 
zweiten „Lejung“. Ueber die Zeitfriften, welche zwiſchen den verjchiedenen „Lefungen“ 
liegen müffen, fowie über die eventuelle Verbindung mehrerer Lefungen enthält die 
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Gejchäftsordnung genaue Vorſchriften. Wird die Vorlage bei der zweiten Lejung 
abgelehnt, jo wird in die dritte nicht mehr eingetreten. Andernfalls hat bei der 
dritten Lefung eine General- und eine Spezialberathung zu erfolgen und ebenjo bat 
die Abjtimmung ſowol über jeden einzelnen Artikel ala zum Schluß über die ganze 
Vorlage zu geichehen. Anträge von Mitgliedern des R., welche nicht den Charakter 
von Gejegentwürfen tragen, werden in einmaliger Berathung erledigt. Die Beichluf- 
iaffung erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit; eine ſolche darf überhaupt nur er- 
folgen, wenn mehr als die Hälfte der gefeglichen Mitgliederzahl des R. anweſend 
ift. Dies wird regelmäßig präfumirt, doch kann jedes Mitglied jeder Zeit Aus— 
zählung verlangen. Die Berhandlungen des R. find zu protofolliren: die Proto= 
folle enthalten jedoch nur die gefaßten Beichlüffe und geftellten Interpellationen bzw. 
deren Beantwortung im Wortlaut, ferner die offiziellen Anzeigen des Präfidenten ; 
diejelben find vom Präfidenten und zwei Schriftführern zu vollziehen, fie find die 
einzigen offiziellen Urkunden über die Thätigkeit des R. Die jtenographijchen Bes 
richte, welche einen twortgetreuen Bericht über die Situngen geben, find nicht offi= 
ziell, werden aber von den Schriftführern revidirt. Die Verhandlungen des R. find 
durch bejondere Straffanktionen gefhügt (RStrafGB. 88 105 u. 106). 

RVerf. Art. 5, 12, 13, 16, 20-32, 6973. — Wahlgeiek vom 31. Mai 1869 
B. G. Bl. ©. 145), dazu BEI. bed Bunbeörathes vom 28./31. Mai 1870 (Wahl: 
reglement), 27. Februar 1871, 1. Dez. 1873 GB. G. Bl. 1870 ©. 25, 289; R.G.BL 1871 ©. 35; 
RWG.Bl. 1873 ©. 373). — Gefeh vom 24. Febr. 1873 (R.G.BL. ©. 45) betr. Aufhebung bes 
Art. 28 Abſ. 2 der RVerf. — Geſetz vom 20. Juni 1873 (R.G.BL. ©. 144) Abänderung ziveier 
Wahlfreife betr. — RStrafGB. $$ 105—109, 339, 11, 12. — Militär-Gefek vom 2. A: 1874 
(R.G. BL. ©. 45) $ 49. — Geſchaͤfts-Ordnung des Reichdtages vom 10. Febr. 1876 (die neuefte 

aflung bei Dieih, Annalen 1879 ©. 490 ff). — EBD. SS 785, 347, 367, 786. — StrafPD. 
$ 49, 72. — GBG. 88 35, 85. 

Lit.: Laband, Staatärecht, I. 8 47—53. — Meyer, Lehrbuch, SS 128-133. — 
Thudihum, Berfaffungsrecht, 132, 219. — dv. Mohl, Reichäftaatärecht, 381 Fi. — Riedel, 
Komment., 31 fi. — Seybel, Komment., 138 ff. — Held, RBerf., 118 ff. — v. Rönne, 
L 88 28340. — Zorn, Lehrb., I. 88 6, 7, 11. — Weftertamp, RBerf., 35 ff., 22 ff. — 
Jolly, Der Reichdtag und bie Parteien, 1880. — v. Mohl, Kritiſche Bemerkungen über 
die Wahlen je Deutichen Reichatag, 1874. — Seydel, Der Reichätag, in Hirth’3 Annalen 
1880 ©. 352 ff. — v. Martib, Neber ben fonftitutionellen Begriff bed Geſetzes, in Tübinger 
Ba für Staatswiffenihaft 36. Jahrg. S. 208 ff. — Dagegen ©. Meyer in Grün: 

ut's Zeitjichr. für Privat: und öffentliches Recht VIIL 1 ff. Born. 


Reichs. und Stantsangehörigkeit. I. Geſchichte. 1) Die Frage, wie das 
Preußiſche Indigenat erworben werde, und welche Perjonen als Preußifche Unter: 
thanen anzujehen jeien, Hatte im Allg. ER. feine zureichende Antwort gefunden, und 
war auch noch beinahe ein halbes Jahrhundert jpäter nicht beftimmt entjchieden; 
im Allgemeinen wurde jedoch angenommen, daß jchon der Wohnſitz innerhalb der 
Preußifchen Staaten die Eigenſchaft ala Preuße begründe, bejondere Uebereinkünfte 
mit den meiften Deutjchen Regierungen ergänzten den ſchwankenden Begriff der 
Staatsangehörigfeit. 

Erit das Gejeh vom 31. Dez. 1842 über die Erwerbung und den Verluft der 
Eigenſchaft als Preußiicher Untertdan, welches mit den beiden anderen Geſetzen von 
demjelben Tage über die Aufnahme neu anziehender Perfonen und über die Armen- 
pflege ein zujammenhängendes Syitem bildet (vgl. d. Art. Freizügigkeit), hat 
einen feſten Rechtszuftand begründet. Die Eigenſchaft ala Preuße entitand danach 
durch Abftammung, reip. Legitimation, durch Verheirathung und durch Verleihung, 
rejp. Anftellung; dagegen hatte der Wohnfit innerhalb des Preußiichen Staates für 
fich allein diefe Wirkung nicht mehr. Die Begründung der Eigenjchaft als Preußifcher 
Unterthan durch Verleihung erfolgte mittels Ausfertigung einer Naturalijations- 
urfunde jeitens der Landespolizeibehörden (Provinzialregierungen reſp. Polizeipräfidium 
zu Berlin). » 
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Die Verfaſſungsurkunde enthält nur die Vorſchrift, daß die Verfſaſſung und 
dad Geſetz beitimmen, unter welchen Bedingungen die Eigenfchaft eines Preußen 
und die ftaatöbürgerlichen Rechte erworben, ausgeübt und verloren werden. Die 
Berfafiungstommiffion der Nationalverfjammlung, von der diefe Yaflung herrührt, 
hatte übrigens ein bejonderes Gejeg über das Staatsbürgerrecht ausgearbeitet, welches 
gleichzeitig mit der Berfaffungsurkunde erlaffen werden follte. 

Das Geſetz vom 31. Dez. 1842 ift auch für die Hohenzollern’schen Lande ala 
wejentlicher Beſtandtheil der dort eingeführten Berfaffungsurfunde ohne bejondere 
Publikation nach der damaligen Auffaffung der Staatöregierung maßgebend ge= 
worden. Dieſe Auffaffung ift indeſſen jpäter mit Recht aufgegeben und demgemäß 
das Gefe vom 31. Dez. 1842 zwar durch ausdrüdliche Beitimmung im ade: 
gebiete, fowie in der vormals Bayerifchen Enklave Kaulsdorf und in dem zur vor— 
maligen Landgrafichait Heſſen-Homburg gehörig gewejenen Oberamte Meijenheim 
(Berordn. vom 20. Aug. 1855, 22. Mai 1867, 20. Sept. 1867), nicht aber in 
den übrigen durch die Gejeße vom 20. Sept. und 24. Dez. 1866 mit der Monarchie 
vereinigten Ländern eingeführt. Es traten daher der Altpreußiichen noch acht andere 
Gejeßgebungen über den Erwerb und Berluft des Staatsbürgerrechts (Hannover, 
Schleswig-Holftein, Kurheſſen, Großherzogthum Heſſen, Heſſen-Homburg mit Aus— 
nahme von Meiſenheim, Naſſau, Frankfurt, Bayern mit Ausnahme von Kaulsdorf) 
Hinzu, die zum Theil bis in die Grundlagen von einander abweichen, indem 3. B. 
in Hannover die Staatsangehörigkeit ala Ausfluß und Zubehör der Gemeindeangehörig- 
feit betrachtet wurde, jo daß für den Erwerb derjelben lediglich die Gemeinde- und 
Heimathögejehgebung maßgebend war, mit der Einſchränkung, daß die Gemeinden Aus— 
länder nur mit Genehmigung der Regierung zu Mitgliedern aufnehmen konnten. Diele 
BVerichiedenheiten bezogen fich jedoch jeit der Vereinigung jener Länder mit dem 
Preußischen Staate nur auf den Erwerb, nicht auch auf die Wirkungen des Indigenats, 
da die Angehörigen diefer Länder durch die Einverleibungsgejeße, reſp. durch die 
vollzogene Befigergreifung in den Preußifchen Staatsverband aufgenommen, daher 
ala Ausländer nicht ferner zu behandeln waren, und ein jpeziell Hannoverſches, Kur— 
heſſiſches ꝛc. Indigenat jeitdem nicht mehr möglich war. 

Die ftaatörechtliche Einheit der Monarchie machte es aber unerläßlich, gleich- 
mäßige Vorfchriiten über den Erwerb und Berluft des Preußifchen Indigenats auf: 
äuftellen. Gine einfache Ausdehnung des Gejeßes vom 31. Dez. 1842 auf die neuen 
Provinzen Hatte jedoch injofern Bedenken, ala manche Vorichriften deffelben nach 
Inhalt und Faſſung der inzwifchen geänderten jonftigen Gejeßgebung nicht mehr 
entiprachen, auch während der 25jährigen Anwendung fich einige Unzuträglichkeiten 
beranägeftellt hatten. Die Staatöregierung legte daher in der Sejfion 1868/1869 
dem Yandtage einen neuen auf den Grundlagen des Geſetzes von 1842 ruhenden 
Gejegentwurf für den ganzen nunmehrigen Umfang des Staates vor. Diejer Geſetz— 
entwurf wurde dom Herrenhauſe ohne wejentliche Abänderungen angenommen; das 
Abgeordnetenhaus trat zwar in den meiften Punkten den Bejchlüffen des Herren— 
hauſes bei, beichloß jedoch in dem ganzen Geſetzentwurf das Wort Unterthan durch 
das Wort Preuße zu erjeßen. Dies wurde vom Herrenhaufe abgelehnt, und wegen 
diefer Differenz ift das Gejeg nicht zu Stande gekommen. 

2) Inzwiſchen war bereits durch Art. III. er Rorddeutſchen Bundesverfaflung 
ein gemeinjamer Bundesindigenat begründet, mit der Wirkung, daß der Angehörige 
eines jeden Bundesftaates in jedem anderen Bundesjtaate ala Inländer zu behan— 
deln, und demgemäß zum jeiten Wohnfige, zum Gewerbebetriebe, zu öffentlichen 
Aemtern, zur Erwerbung don Grundftüden, zur Erlangung des Staatsbürgerrechts 
und zum Genufje aller jonftigen bürgerlichen Rechte unter denjelben Vorausjegungen 
wie der Einheimische zuzulaſſen ſei. Dieſer Bundesindigenat des Art. III. hatte alſo 
feinen fpezifiichen Inhalt, jondern ließ die Landesindigenate ihrem Inhalte nach 
unberührt, und nahm nur die Schranten hinweg, welche innerhalb des Einzeljtaates 
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die eigenen Angehörigen von fonftigen Norddeutichen trennte. Bor allen Dingen 
blieben auch die Indigenatögejege der Ginzelftaaten maßgebend für die Voraus— 
fegungen, unter denen der Erwerb und Berluft des Landes und Bundesindigenats 
ftattfand. 

Je mehr nun aber durch die organische Geſetzgebung des Norddeutichen Bundes auf 
den verſchiedenſten wirthichaftlichen Gebieten der Bundesindigenat mit einheitlichem 
pofitiven Inhalte erfüllt wurde, das Norddeutiche Bürgerrecht zu einem Inbegriff 
materiell gleichartiger politifcher und bürgerlicher Rechte fich geftaltete, die der Nord- 
deutjche überall im Bundesgebiete geltend machen konnte, ohne zu fühlen, daß er fich 
auf dem Boden eines Ginzelftaates bewegt, um jo mehr entitand das Bebürfniß 
von Bundeöwegen in einheitlicher Weife auch diejenigen Normen zu geftalten, welche 
fi) auf den Erwerb und den Verluſt diefer Bundesangehörigkeit beziehen. Es twieder- 
holte fich gleichjam für den Norddeutjchen Bund derjenige Zuftand, der auch in 
Preußen der Abhülfe bedurfte. Da nun die Norddeutiche Bundesverfaffung Fürſorge 
zur Befeitigung diejes Zuftandes getroffen hatte, indem fie im Art. IV. auch die 
Beftimmungen über Staatöbürgerrecht umter denjenigen Gegenftänden aufzählt, auf 
welche fich die Kompetenz des Bundes beziehen joll, jo hat in Folge eines Reichs— 
tagabejchluffes vom 20. Mai 1869 das Bundespräfidium unterm 14. Yebr. 1870 
einen vom Bundesrathe bejchloffenen Geſetzentwurf dem Reichstage vorgelegt, um 
an Stelle der verjchiedenen Territorialgefeßgebungen ein einheitliches nationales Recht 
zu ſetzen. Das Refultat ift das Geſetz vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung 
und den Verluft der Bundes» und Staatsangehörigkeit, deſſen Wirkſamkeit am 1. Jan. 
1871 beginnen jollte. Auf Grund der Berjailler Verträge ift dafjelbe dann von dem— 
jelben Zeitpunfte ab auch für Baden, Südheflen und Württemberg, auf Grund des 
Gejeges, betr. die Einführung Norbdeutfcher Bundeögejege in Bayern, vom 22. April 
1871, vom Tage der Wirkſamkeit diejes Geſetzes an auch für Bayern, endlich auf 
Grund des RGeſ. vom 8. Jan. 1873 auch für Eljaß-Lothringen in Kraft getreten. 
In dem auf Bayern bezüglichen Gejeg vom 22. April 1871 find übrigens einige 
redaktionelle Aenderungen des Gejees vom 1. Juni 1870 erfolgt. 

U. Das geltende Recht. A. Der Erwerb der R.- md ©. Wie in 
jedem Bundesftaate, jo giebt es auch gegenwärtig in Deutjchland ein doppeltes 
Bürgerreht, das Reichs- und dad Staatsbürgerrecht, da ſowol das Reich wie die 
Einzelftaaten unmittelbare Unterthanen, je nach der Abgrenzung der Kompetenz 
zwiſchen Reich und Einzeljtaaten befigen. Es kann Jemand ebenfowenig nur Staats- 
bürger, ala nur Reichsbürger fein, jo daß jelbft diejenigen Ausländer, welche im 
Reichadienfte angejtellt werden, eine bejtimmte Staatsangehörigkeit erlangen. Und zwar 
ericheint hinfichtlich des Erwerbs die Staatsangehörigkeit ala das Prinzipale, die Reichs— 
angehörigfeit ala das NAccefforium. Es wird Niemand zunächſt Deutjcher, jondern zu— 
nächſt Preuße, Sache ꝛc. Das Reich als jolches tritt bei dem Erwerbe der Reichdangehörig- 
feit gar nicht in Aktion, die Reichsangehörigkeit ift aber die natürliche und nothiwendige 
Tolge der Staatsangehörigkeit. Der Erwerb der Staatdangehörigfeit erfolgt: 

1) Durch Abftammung von Deutjchen Eltern, der weitaus häufigfte Fall; und 
Zwar ift es dabei gleichgültig, ob die Abſtammung eine eheliche oder uneheliche 
war, nur daß im leßteren Falle die Staatsangehörigkeit der Mutter entjcheidet. In 
Webereinftimmung mit dem früheren Preußifchen Recht, mit der Gejeggebung der meijten 
Deutſchen Staaten, ſowie der von Frankreich, Italien und Belgien ijt übrigens der 
Grundſatz aufgeitellt, daß die Nationalität der Eltern auch dann entjcheidet, wenn das 
Kind etwa im Auslande geboren wurde (Code Nap. art. 10: Tout enfant ne d’un 
Frangais en pays 6tranger est Frangais), während das Angloamerifanifche Recht 
noch immer von dem mittelalterlichen Grundfage, wonach die Kinder als Erzeugniffe 
Des Bodens erjcheinen, fich nicht vollſtändig losgemacht Hat; denn man hat in Eng» 
Iand zwar neuerdings anerkannt, daß die von Englischen Eltern im Auslande ge 
borenen Sinder Engländer feien, man hält aber troßdem ganz infonjequenter Weije 
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daran feſt, daß die von Preußiichen oder Franzöſiſchen Eltern in England geborenen 
Kinder gleichfalls Engländer jeien. 

2) Durch Legitimation, indem die gejeglich erfolgte Yegitimation, für welche in 
formeller und materieller Hinficht die Zandesgefege maßgebend find, dem finde die 
Staatsangehörigkeit des Vaters giebt, infofern diefer ein Deuticher, die uneheliche 
Mutter aber eine Ausländerin ift. Die Adoption hat diefe Wirkung nicht. 

3) Durch Verheirathung, indem die Frau nicht blos dem Domizile des Mannes 
folgt, jondern auch durch die Eheichließung deſſen Staatsangehörigkeit erwirbt ; daffelbe 
Prinzip gilt auch in den meijten anderen Ländern, während man in England wiederum 
infonjequent ift, da zwar diejenige Ausländerin, die einen Engländer geheirathet hat, 
ald Engländerin, aber auch diejenige Engländerin, welche einen Ausländer geheirathet 
hat, noch immer ala Engländerin betrachtet wird. 

4) Durch Verleihung auf Antrag. Hierbei ift zu unterjcheiden, ob es fich um 
den Erwerb einer Staatsangehörigfeit jeitens eines Ausländers oder jeitens eines Deut- 
ichen handelt. Der Erwerb der Staatsangehörigkeit jeitens eines Ausländers erfolgt 
im Wege der Naturalijation. Auf jolche Hat zwar fein Ausländer ein Recht, es find 
aber die Einzeljtaaten gebunden, die Praris im Sinne der internationalen Freizügigkeit 
zu üben, wie jolche namentlich in Preußen bisher ſchon nach dem Prinzip der reis 
heit der Einwanderung gehandhabt wurde. Insbeſondere wird fein längerer vor— 
heriger Aufenthalt verlangt, wie jolches jelbit in den Vereinigten Staaten gejchieht, 
die doch auf die Begünftigung der Einwanderung hingewiejen find, indem gegen: 
wärtig ala Bedingung der Naturalifation ein fünfjähriger Aufenthalt verlangt wird, 
während die Engliichen Beitimmungen einem Verbote der Naturalifation gleichitehen. 
Die Naturalifationsurfunde darf jedoch nur denjenigen Ausländern ertheilt werben, 
die nach den Gejeßen ihrer bisherigen Heimath dispofitionsfähig find, ſofern nicht 
der Mangel der Dispofitionsfähigfeit durch die Zuftimmung des Vaters oder des 
Vormundes ergänzt wird; ferner nur Denen, die einen unbejcholtenen Lebenswandel 
geführt haben, die an dem Orte, wo fie fich niederlaffen wollen, ein Unterfommen 
finden, und nach den daſelbſt bejtehenden Berhältniffen fich und ihre Angehörigen 
zu ernähren im Stande find, worüber die Gemeinden mit ihrer Erklärung vor Er- 
theilung der Naturalijationsurkunde gehört werden müfjen. Die Naturalijation erfolgt 
nicht wie in England durch Geſetz, auch nicht wie bisher in manchen Kleinjtaaten 
durch das Staatsoberhaupt, jondern nach dem VBorgange Preußens durch die höheren 
Verwaltungsbehörden, die Bezirfsregierungen, reſp. die Regierungspräfidenten. Die 
Naturalifationsurfunde begründet mit dem Zeitpunfte der Aushändigung alle mit 
der Staatsangehörigfeit verbundenen Rechte und Pflichten, wenn nicht die Ausübung der 
politischen Rechte an eine längere Staatsangehörigkeit geknüpft ift, die aber in Deutich- 
land nur gering bemeffen ift, während in den Vereinigten Staaten die Wählbarfeit 
in den Kongreß und in die gejeßgebenden Berfammlungen der Einzelftaaten von einem 
fieben= reſp. neunjährigen Befi des Unionsbürgerrechts abhängig erfcheint, die Wähl- 
barkeit zum Präfidenten aber eingewanderten Bürgern ganz entzogen ift. Die 
Naturalifation erjtredt jich, foweit nicht eine Ausnahme gemacht ift, zugleich in 
Folge der Einheit der Familie auf die Ehefrau und die noch in väterlicher Gewalt 
jtehenden minderjährigen Kinder. Diejenigen Ausländer endlich, welche die Natura- 
lijation nicht eriwerben, find der Fremdenpolizei untertvorfen, deren Regulirung gleich 
ialls in die Kompetenz des Reiches Fällt. — Die Verleihung der Staatsangehörigkeit 
an einen Deutjchen erfolgt durch Aufnahme, die fich von der Naturalijation materiell 
durch eine größere Leichtigkeit unterjcheidet; eine folche ift um deswillen gerechtfertigt, 
weil es fich nicht um Ginwandernng, jondern blos um Ueberwanderung handelt, welche 
nur die Stellung des Staatsbürger verändert, die des Reichsbürgers aber ganz un— 
berührt läßt. Die Erlangung des Staatsbürgerrechts ift heutzutage auf Grund des 
Art. III. der RVerf. ein Recht jedes Deutichen, das auf Grund der erfolgten Nieder 
lafjung gewährt werden muß, wenigſtens nur auf Grund des Freizügigkeitsgeſetzes 


Reichs⸗ und Staatsangehörigfeit. 417 


verweigert werden kann. Die biöherige joziale Freizügigkeit ift alfo zu einer politischen 
erweitert. Dagegen bat der Eingelitaat jeinerfeits nicht da® Recht, den Eingewan— 
derten zur Grwerbung des Staatsbürgerredhts anzubalten, jo daß aljo die Staaten 
binfichtlich der Staatsangehörigkeit fchlechter geitellt find, als die Gemeinden Hinfichtlich 
der Gemeindeangehörigfeit — eine Beitimmung, die erft noch durch weitere Erfahrungen 
ſich zu erproben hat. Wiederum erfolgt der Erwerb des Staatsbürgerrechts durch eine 
von der höheren Verwaltungsbehörde auszuftellende Aufnahmeurkunde,, die koitenfrei 
ertheilt werden muß; nicht aber, wie vorgeichlagen war, durch eine bloße Wteldung ; 
wiederum begründet die Aufmahmeurfunde von dem Zeitpunfte der Aushändigung an 
alle mit der Staatsangehörigkeit verbundenen Rechte und Pflichten; wiederum endlich 
erſtreckt ich die Staatsangehörigfeit in der Regel auch auf die Familie des Auf- 
genommenen. 

5) Durch Anstellung im öffentlichen Dienfte des Reiches oder eines Bundes— 
ftaates vermöge einer von einer Gentrale oder höheren Verwaltungsbehörde voll- 
zogenen oder bejtätigten Beltallung, jo daß alfo ebenfowol die Anjtellungen im mittel- 
baren wie im unmittelbaren Staatsdienjt die Naturalifationg- oder Aufnahmeurkunde 
erjegen fönnen, während andererjeits nicht jede Anftellung diefe Wirkung nach fich 
zieht. Wenn übrigens die Anftellung eines Ausländers im Reichsdienſte erfolgt iſt, 
jo erwirbt der Angejtellte die Staatsangehörigkeit in demjenigen Bundesjtaate, in 
welchem er jeinen dienſtlichen Wohnfig hat, oder nach feiner Wahl, injofern der 
dienstliche Wohnfig im Auslande liegt (Gejeg vom 20. Dez. 1875). 

B. Der Berluft der R.- und ©. erfolgt, abgejehen von Legitimation und Ver: 
heirathung: 

1) Durch Ausſchluß wegen gewiſſer Handlungen, ſog. Erpatriation, in doppelter 
Weiſe, je nachdem es fich entweder um jolche handelt, die jchon im Auslande fich 
aufhalten, oder um jolche, die bisher im Inlande gelebt haben. Deutſche, welche 
fich im Auslande aufhalten, können durch Ausipruch der Gentralbehörde des Heimaths— 
jtaates ihrer Staatsangehörigkeit verluftig erklärt werden, wenn fie im Falle eines 
Krieges oder einer Kriegsgefahr einer durch den Kaiſer anzuordnenden ausdrüdlichen 
Aufforderung zur Rückkehr binnen der darin beitimmten Friſt feine Folge leiften. 
Daffelbe gilt auch ohne den Fall des Krieges oder der Hriegsgeiahr von Denjenigen, 
welche ohne Grlaubniß ihrer Regierung in fremde Staatsdienjte getreten find, und 
troß der erhaltenen Aufforderung zur Rückkehr in denjelben verbleiben. Außerdem 
fönnen Geiftliche und andere Religionsdiener in Gemäßheit des RGeſ. vom 4. Mai 
1874, betr. die Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kirchenämtern, durch 
Berfügung der Gentralbehörde des Heimatheftaates, reſp. durch die Landespolizei= 
behörde in den beiden Fällen ihrer Staatsangehörigkeit verluftig erklärt und aus dem 
Bundesgebiete ausgewiejen werden, wenn fie entweder durch gerichtliches Urtheil aus 
ihrem Amte entlafien find und hierauf eine Handlung vorgenommen haben, aus der 
hervorgeht, daß fie dennoch das Amt fich anmaßen, reſp. thatjächlich ausüben, oder 
wenn fie deshalb zu einer Strafe verurtheilt find, weil fie Amtshandlungen in einem 
Kirchenamte vorgenommen haben, das den Vorichriften der Staatsgeſetze zumider 
ihnen übertragen worden ift. Der Wiedererwerb der jo verlorenen R.- und ©. 
kann nur mit Genehmigung des Bundesraths erfolgen. 

2) Die Auswanderung führt nach Deutjchem Reichsrecht einen Verluſt der 
Staatsangehörigfeit nur dann herbei, wenn fie entweder auf Grund einer beantragten 
Entlaffungsurfunde erfolgt ijt, oder ein zehnjähriger Zeitraum verftrichen ift. Die Ent- 
laffungsurfunde muß unbedingt ertheilt werden, wenn es fich um eine bloße Ueber: 
wanderurg handelt, während die wirkliche Auswanderung mit Rüdficht auf die Militär: 
pflicht dahin beichränft ift, daß in gewiſſen Fällen die Zuftimmung der fompetenten 
Militärautoritäten zur Entlaffung erforderlich ift, welche Beſchränkung fich jedoch auf 
die noch nicht zum Dienft einberufenen Refervijten und Landwehrmänner nicht be= 
zieht. Die zehnjährige Friſt wird von dem Zeitpunkte des Austritts aus dem 

v. Holtzendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 27 
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Bundesgebiete oder, wenn der Austretende ich im Beſitz eines Reiſepapieres oder 
Heimathsjcheines befindet, von dem Zeitpuntte des Ablaufs dieſer Papiere an ge 
rechnet. Sie wird unterbrochen durch die Eintragung in die Matrifel eines Reich 
fonfulate. Ihr Yauf beginnt von Neuem mit dem auf die Lölchung in der Matrikel 
folgenden Tage. In der That dürfen Bürger, die in feiner Weiſe während eines 
längeren Zeitraums um ihr Vaterland fich kümmern, als fich ſelbſt ausſchließend 
angejehen werden. Indeſſen kann doch Solchen, die einerjeits ihr Deutiches Indigenat 
auf diefe Weiſe verloren, anmdererjeits ein fremdes noch nicht erworben haben, die 
aljo jtaatlos find, auch ohne fürmliche Rüdwanderung und neue Niederlaffung die 
frühere Staatsangehörigkeit im urfprünglichen Heimathsſtaate wieder verliehen werden; 
wie auch den förmlich zurüdtehrenden Deutſchen diefer Art ein förmliches Necht auf 
Wiederaufnahme zugeiprochen ift, jo daß derjenige Bundesstaat, in dem fie fich nieder: 
laffen, zur Ertheilung einer Aufnahmeurkunde verpflichtet erjcheint; der ehemalige 
Deutiche darf aljo in der Fremde überall fich jagen, daß er jederzeit in die ſtaats— 
bürgerlichen Beziehungen zu Deutichland zurüdtreten fann (Code Nap. II. 1, 18). 

3) Dagegen geht durch den bloßen Erwerb einer neuen Staatsangehörigfeit die 
alte an fich nicht verloren. Derjenige aljo, welcher etwa, um fich feiner Militärpflicht 
zu entziehen, unerlaubt ausgewandert ift und binnen 10 Jahren zurückkehrt, wird als 
Deuticher Staatsangehöriger beftraft und muß nachdienen. Da diejes freilich leicht zu 
Kollifionen mit anderen Staaten führt, welche annehmen, daß mit der bei ihnen 
erfolgten Naturalifation jedes Band zum früheren Staate gelöft jei, jo hat Deutid: 
land neuerdings mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika unterm 22. Febr. 
1868 einen Vertrag, betr. die Staatsangehörigfeit derjenigen Perjonen, welche aus dem 
Gebiete des einen Theils in das des anderen einwandern, abgeichloffen, durch welchen 
unter Feithaltung des Prinzips, daß die alte Staatsangehörigkeit mit dem Erwerbe einer 
neuen nicht verloren gehe, doch die Durchführung diefes Prinzips weientlich eingejchränft 
it. Der Staatsangehörigfeitsvertrag jet nämlich feft, daß diejenigen Deutichen, welche 
naturalifirte Staatsangehörige der Vereinigten Staaten geworden find und fünf Jahre 
lang ununterbrochen in den Vereinigten Staaten zugebracht haben, jeitens des Reicht 
ala Amerikanische Bürger behandelt werden jollen; und umgekehrt. Wenn alio ein 
Deutjcher nach fünfjährigem ununterbrochenen Aufenthalte in den Vereinigten Staaten 
förmlich naturalifirt worden ift, jo joll er bei feiner etwaigen Rüdfehr nach Deutic- 
land nur beftraft werben können wegen der Verbrechen, die er vor, nicht aber wegen 
derjenigen, die er durch die Auswanderung begangen hat, alfo namentlich nicht wegen 
Verlegung jeiner Militärpflicht. Wenn aber ein Solcher fich wieder dauernd in 
Deutichland niederläßt, jo befindet er fich nach zweijährigem Aufenthalt in der Lage 
eines freiwillig Eingewanderten; er muß aljo die Staatäpflichten überhaupt und in# 
bejondere auch die Militärpflicht infofern erfüllen, als er derjelben nach jeinen Alters 
verhältniffen noch unterworfen ift. — Das Prinzip diejes Vertrages iſt durch das 
vorliegende Gejeß generell dahin erweitert worden, daß für Deutiche, welche fich in 
einem Staate des Auslandes mindeftens fünf Jahre lang ununterbrochen aufhalten 
und in demfelben zugleich die Staatsangehörigfeit erwerben, durd; Staatävertrag die 
zehnjährige Frift, mit deren Ablauf die Staatsangehörigkeit im Allgemeinen erlifcht, 
bis auf eine fünfjährige vermindert werden kann. 

Lit.: v. Rönne, Das Staatörecht der Preufiihen Monarchie, = I. Abt. 2 ©. 1 fi, 
3. Aufl. 1869. — 9. Schulze, Preuß. En r I. (1872) & , 352 fl. — v. Rönne, 
Das —— des Deutichen Reiche, Bd. I. (1876) ©. 96 fi. — % aband, Das Staatäredht 
bes Deutjchen Reiche, Bd. I. (1876) ©. 130 ff ‚Mey er, Lehrbuch (1879), S. 163 fi. — 
Eu Die Deutjche Reiche: u. Staatsan Kir feit Birth 3 Annalen 1376 ©. 195 ff. 1881 
©. Archiv für civil. Praris Bb. LXI. (18 hr . 149. — Zeitichrift des fönigl. Preuf, 
Siatif, Bureaud 1880, ©. 145 ff Pözl, Art. Staatsangehörige, Staatöbürger, in 
Bluntſchli's StaatsWört. B. —4— IX. (1865) ©. 649 ff. Baus raff, Ueber ein Deutiches 
Bürgerrecht, Ver? 1867; Derjelbe, DasBundes— undStoatäbürgerreiit imRorbbeutfchen Bunde, 


Leipz. 1870; Derjelbe, —— zu dem Reichs⸗- und Staatsangehörigkeitö:Gefege(Hirth' & 
Annalen 1875, ©. 625 fi). — v. Chudnochowski, Zur Gefchichte und Kritik des Nordd 
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eimathsrechts (Beutiche — —— 1870); Derſelbe, Das RINDE Indigenat umd 
taatsbürgerrecht (Unfere Zeit, 1872, — Böhlau in Hildebramdb'3 Jahrbüchern 
Bb. XIX. (1872). — v. mariig; Das Recht der Staatsangehöri rn im internationalen 
Verkehr (Hirth'3 Annalen 1875 €. 798 1113 #.). — Rapp, en nen 
Vertrag dom 22. on: 1868 (Preuß. jahr. Bd. XXXV. (1875 09 fi., 660 ff. 
3b. XXXVL ©. 189 ff.) — Weiendond, Einiges 22 den Deutich: ——8 Vertra 
vom 22. ze 1868 (Hirth’3 Annalen 1877 ©. 204 ff). — Cogordan, La nationali 

— e vue des rapports internationaux, Paris 1879.— de Folleville, Traité theori ue 

et pratique de la naturalisation, Paris 1880. — Revue de droit intern. 1. 102; I. 1 
IL. 601, 685; VIIL 483; XL 469. — Bulletin de droit intern. 1870 p. 238; 1878 p. 334: 
1879 p. 279. — Rüttimann, I. 886; I. b 8 798. — Dubs, I. 98 ss. — Archivio 
giuridico XIII. 152. Ernft Meier. 

Heiffenftuel, Anaklet, 5 1641 zu Tegernjee, wurde Franzisfaner, lehrte 
jit 1683 in Freiſing, T 5. X. 1703. 

Schriften: Theol. moralis, Mon. 1692; Mut. 1747; Augsb. 1777. — Jus canonicum 
universum, Fris. 1700; Mon. 1702— 1714; Ingolst. 1740, 1798 ss.; Macer. 1755; Antr. 
1755; Rom. 1829; Paris. 1353. 

gil.: Scäulte, Geichichte, III. a ©. 154. chmann. 


Reiſekoſten der Zeugen und Sachverſtändigen. Die Ai. fich ala 
Zeuge oder Sachverſtändiger in gerichtlichen Angelegenheiten vernehmen zu laſſen, 
iſt feine freiwillige, deren Erfüllung in dem Belieben des Einzelnen jteht, ſondern 
fann erzivungen werden. Es braucht deshalb auch der Zeuge und Sachveritändige 
den materiellen Schaden, welcher ihm durch jeine Vernehmung erwächit, nicht zu 
tragen, und fteht der ihm obliegenden Pflicht das Recht gegenüber, den Erſatz diejes 
Schadens zu verlangen. Zu demjelben gehören auch die Aufwendungen, welche er= 
torderlih waren, ihn an den Ort jeiner Vernehmung zu bringen. Diejer Ort ift 
in der Regel die Gerichtsftelle, aljo diejenige Stelle, an welcher der Richter die 
Vernehmung vornehmen will, und die dem Zeugen, bzw. Sachveritändigen, in der 
Ladung bezeichnet werden muß. Das Prinzip, daß die zu vernehmende Perfon zum 
Richter, nicht umgekehrt der Richter zu ihr kommen foll, galt jchon im Gem. Recht 
und ift auch von denjenigen Prozeßgefeßgebungen aufrecht erhalten worden, welche 
noch den Grundſätzen eines jchriftlichen Verfahrens und einer formalen Beweistheorie 
huldigten. Nach Einführung des mündlichen und öffentlichen Verfahrens und An— 
nahme der freien Beweiswürdigung ift es jowol im Givil-, wie im Strafßrz. für 
die mündliche Verhandlung zu einer nicht zu befeitigenden Nothwendigfeit geworden. 
63 halten daher auch die Deutichen Juftizgefege an ihm feſt. Sowol die Civil— 
wie die StrafPD. fordern die Vernehmung des Zeugen und des Sachverjtändigen 
an der Gerichtäftelle, und zwar nicht blos in den mündlichen, bzw. Hauptverband 
lungen, jondern ganz allgemein. Beide Gejeße Lafjen nur zwei Ausnahmen zu, 
deren eine fich auf die Landesherren, die Mitglieder der landesherrlichen Familien 
und die Mitglieder der fürftlich Hohenzollern’schen Familie und die andere jich auf 
den Fall bezieht, daß die zu vernehmende Perion durch Krankheit oder körperliche 
Sebrechen an dem Erſcheinen auf der Gerichtäftelle verhindert wird. In diejen 
beiden Fällen joll ſich ausnahmsweiſe der Richter in die Wohnung der zu ver- 
nehmenden Perjon begeben. Gine Ausdehnung diefer Ausnahmen iſt unzuläffig. In 
feinem Falle ſteht es in der Willkür der zu vernehmenden Perſon, ihr Ericheinen 
vor Gericht abzulehnen und die Anmwejenheit des Richters in ihrer Wohnung zu 
verlangen. Zugleih mit der Annahme diejes Grundjaßes haben aber auch die 
Givil- und die Straf PO., eritere in den 3$ 366, 378, letere in den SS 70, 84, 
das Recht der zu vernehmenden Perſon auf Eritattung der ihr ertvachjenden Aus— 
lagen anerfannt, eine Eritattung, welche zunächit und vorbehaltlich des Rückgriffs 
auf den zur SKoftentragung Verpflichteten der Staatsfaffe obliegt. Sie bringt die 
gezahlten Beträge als baare Auslagen zur Liquidation. 

Bei der Normirung der zu eritattenden R. gingen die einzelnen Landesgejeße 
von verichiedenen Gefichtspuntten aus. Die einen verlangten den Nachweis der Aus— 
lagen und dedten nur deren Betrag. Andere, wie 3. B. die Preuß. Verordn. vom 
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29. März 1844 jtellten unter Angabe einer Marimal- und Minimalgrenze eine 
relative Höhe feſt und überließen e8 dem Grmefjen des Gerichtes, innerhalb der: 
jelben im Einzelfalle den Betrag je nach dem Stande und Gewerbe der zu ver: 
nehmenden Perfon zu beftimmen, wobei Sachverjtändige höher dotirt waren, ala 
Zeugen. Die wirkliche Auslage an R. blieb unberüdfichtigt: nur infofern wurde 
ihr Rechnung getragen, ala es der vernommenen Perjon freigeitellt war, einen etwa 
höheren Betrag nachzumweiien und jeine Eritattung zu fordern. In Preußen jand 
dieſes Prinzip eine Aenderung in dem Gejeg vom 1. Juli 1875, deſſen Grundiäge 
mit einer einzigen Aenderung in die Reichsgeſetzgebung übergegangen find. Diet 
hat nämlich die Materie durch die Verordn. vom 30. Juni 1878 (R. G. Bl. ©. 175) 
einheitlich geordnet. Sie macht feinen Unterichied zwijchen Zeugen und Sachveritän: 
digen, wol aber — und darin unterjcheidet fie fich von dem Preußifchen Geſetze — 
einen jolchen zwijchen öffentlichen Beamten und Privatperfonen. Da fie den Begrif 
der erjteren nicht näher definirt, find die verichiedeniten Auslegungen derjelben geltend 
gemacht worden, inäbejondere hat man zu ihnen die Rechtsanwälte und die mittel: 
baren Staatsbeamten gezählt. Daß die Eriteren, wenn ihnen auch die Gebühren: 
ordnung vom 7. Juli 1879 beiondere Gebührenjäge für Geſchäftsreiſen zubilligt, 
nicht zu den Beamten gehören, folgt nicht nur aus den Beitimmungen der Rechte 
anmwaltsordnung, jondern jchon aus dem Umijtande, daß das Geſetz ihre Reifen nidt 
Dienft-, jondern Gejchäftsreifen nennt. Dagegen find die mittelbaren Staatsbeamten 
Öffentliche Beamte. Allein daraus folgt noch nicht ihre Unterordnung unter die 
Vorichriit der Verordn. vom 30. Juni 1878. Vielmehr bietet diefe als Kriterium 
für den von- ihr gebrauchten Begriff den Sat, daß die öffentlichen Beamten nad 
Maßgabe der für ihre Dienftreifen geltenden Vorjchriften entichädigt werden jollan. 
Wo alſo und injoweit das Landesrecht Geſetze oder Verordnungen enthält, durd 
welche für Dienftreifen diefer mittelbaren Staatsbeamten bejtimmte Entjchädigung 
ſätze feftgefeßt und normirt werden, find ihre Anſprüche auf R. nach dieſen zu be 
handeln, andernfalld aber werden fie als Privatperfonen angejehen werden müflen. 

Diefe verfchiedene Behandlung der öffentlichen Beamten tritt jedoch nur danı 
in Wirkung, wenn fie als Zeugen über Umjtände vernommten werden jollen, von 
welchen fie in Ausübung ihres Amtes Kenntniß erhalten haben, wenn fie aljo in 
ihrer Eigenschaft als Beamte Zeugniß abzulegen haben, oder wenn fie ala Sadı 
veritändige aus DVeranlaffung ihres Amtes zu hören find, und die Ausübung der 
zur Abgabe des Gutachtens erforderlichen Wiſſenſchaft oder Kunſt zu den Pflichten 
ihres Amtes gehört. 

Privatperfonen dagegen erhalten eine Entichädigung für die Koften der Reiſe, 
wenn der von ihnen zurüczulegende Weg die Länge von zwei Kilometern überfteigt. 
Bei der Abmeffung der Entichädigung wird unterjchieden, ob nach ihren perjönlichen 
Verhältniffen oder in Folge bejonderer Umftände die Benußung eines Iransport- 
mittels für angemeffen zu erachten ijt oder nicht. Es iſt alfo bei der Prüfung zu 
berücfichtigen einestheils die durch Rang, Stand oder Reichtum bedingte Gepflogen: 
heit des Gebrauchs von Transportmitteln, anderntheils die thatjächliche Lage der 
Perſon nach ihren Körper- und Gejundheitsverhältniffen, im Vergleich zu der Länge 
des zurüczulegenden Meges. Gricheint der Gebrauch eines ZTransportmittels anz 
gemefjen, jo joll ohne peinliche Unterfuchung, ob der Entihädigungsberechtigte ſich 
zur Zurücklegung der Reiſe eines Transportmittels bedient habe, und welcher Aus— 
lagenbetrag ihm dadurch entſtanden ſei, eine nach billigem Ermeſſen die erjorderlich 
geweſenen Koſten deckende Entſchadigung gezahlt werden. Es ſoll der Zeuge oder 
Sachverſtändige durch den Empfang der R. feinen Gewinn erzielen und deshalb nur 
einen Betrag eritattet erhalten, der nach der Anficht des Gerichts feine Auslagen 
ungefähr det. Hieraus könnte folgen, daß derjenige Zeuge oder Sachverjtändige, 
der fich eines Fuhrwerks nicht bedient und jeinen Verhältnifjen nach zur Zurüdlegung 
des Weges nach der Gerichtsjtelle auch nicht zu bedienen pflegt, jomit Auslagen 
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nicht gehabt Hat, eine Reifeentichädigung zu beanjpruchen nicht berechtigt jei. Allein 
das Gejeß geht davon aus, daß auch die zu Fuß ausgeführte Neife nicht ohne 
gewifle Unkoften gedacht werden kann, wenn diejelben auch nicht in der augenblid- 
lichen Verauslagung baaren Geldes beitehen. Es bewilligt deshalb auch in diejem 
Falle eine Entichädigung und zwar in dem Sabe von 5 Piennig pro Silometer, 
ein Sat, der dem niedrigften Sabe der Verordnung vom 29. März 1844 ungefähr 
gleichfommt. 

Auf die nach diefen Grundjäßen feſtzuſetzende Entichädigung für NR. Haben 
nicht allein diejenigen Zeugen einen Anjpruch, welche vom Gericht geladen worden 
find, jondern auch folche, die im Strafverfahren der Angeklagte unmittelbar laden 
läßt. Er muß die ihnen gejelich zuftehenden R. gleich bei der Ladung ihnen ent- 
weder durch den Gerichtövollzieher baar auszahlen laſſen, oder deren Betrag bei dem 
Gerihtäfchreiber hinterlegen. Gejchieht keins von beiden, jo ift der Zeuge der Ladung 
zu folgen nicht verpflichtet, da er feine Sicherheit. dafür hat, daß er, da ihm die 
Entihädigung aus der Staatsfaffe nur dann gezahlt wird, wenn feine Vernehmung 
für erheblich erachtet und vom Gericht beichloffen wird, wegen der ihm durch das 


Unternehmen der Reife entitehenden Koſten entichädigt werden würde. ” 
eves, 


Neitemeier, Joh. Friedr., 5 1755, jeit 1805 Prof. in Kiel, ſpäter Etats: 
vath, dann nach (1818) Niederlegung der Profeffur in Kopenhagen und Hamburg 
privatifirend, T 1839. 

Schriften: De origine et ratione quaestionis per tormenta = gar Graecos et Rom., 
Gott. 1782. — Encytlopädie und Gedichte der Rechte in Deutichland, Gött. 1785. — Ge: 
ſchichte und Zuftand der Sklaverei und Leibeigenfchaft in Griechenland, Berl. 1789. — Grund: 
läge ber Regentichaft in jouveränen und abhängigen Staaten, Berl. 1789. — Das allgemeine 
ange Frankf. 1800—1802,. — Ueber bie Redaktion eines Deutichen Geſetzbuchs, Heaf 
1800. — Allgem. Deutiches Geſetzbuch, 1801. — Der Gehorjam gegen die obrigkeitliche Be: 
fragung in Zwangs- und in Strafiachen, 1801. — Juſtizverbeſſerung, 1802. — Die Wahrheit 
bor Gericht, 1802. — Ueber den Gebrauch fremder Hedhte, 1803. — Die Deutiche RBerf., 
1803. — Das Gemeine Recht in Deutichland, 1804. — Das Napoleond:Recht, 1808. — Ueber 
—— insbeſ. in den Deutſchen Reichsſtaaten. Mit Bene auf den Plan ber faiferl. 
Rufftichen Geſetzlommiſſion, 1806. — Der Bürgervertrag für die Gejehgebung mit der Stände: 
verfaffung in den germanifchen Staaten, Hamb. 1815. — Der Bürgerdvertrag für die Juſtiz— 
Stantähülfe und FFinanzpflege, Kiel 1816. — Das Bundesgericht für Staaten und Regenten, 
eine ftehenbe reg e, Kiel 1816. 

Lit.: Richter und Schletter, Krit. Jahrb. 1840 (Bd. VIL) ©. 276. 

Teihmann. 


Neis, Wilhelm Otto, 5 1702 zu Offenbach, war Prof. zu Middelburg, 
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T 1768. 
Schriften: Belga graecisans 1730 und Ausgabe von Theophili paraphrasis graeca 
Iostitutionum, Hag. Com. 1751, ſowie der Bücher 49—52 Tit. 1 (in Meermann. The- 
saurus V. und Supplement) der Baſiliken. 

git.: Haubold. — Rivier, Introd. hist., 1881 p. 610. TZeihmann. 


Nekognition bedeutet im StrafPrz. die Anerkennung der Echtheit einer Ur— 
kunde oder der Identität einer Perfon oder Sache. Sie fommt in den verſchiedenſten 
Stadien des Prozefjes vor, in der PVorunterfuchung, dem Hauptverfahren, der 
Erekutionsinſtanz, bei Berhaftungen und Beichlagnahmen, bei Leichenjchau und 
Augenschein, bei Konfrontationen ꝛc. Die R. kann von den Parteien oder von 
dritten Perfonen, von Zeugen, Komplizen zc. geichehen: je nachdem nimmt fie bald 
den Charakter eines Geftändniffes, bald den eines Zeugniffes an. In letzterer Be— 
zſiehung iſt fie zur Feſtſtellung der Identität des Beichuldigten jchon im Vorver— 
fahren zuläffig, da fie meiſtens nicht ohne Nachtheil für die Sache wird ausgeſetzt 
werden können; in eriterer Beziehung unterliegt fie den Grundjäßen über Revofation 
der Geftändniffe (ſ. d. Art. Geftändnif im Straiprogeh), weshalb ihre Herbei— 
führung durch Ueberraichung und ähnliche Mittel fie gänzlich nutzlos machen kann. 
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Dagegen entipricht e& der Richtung des Kriminalbeweiſes auf Gewinnung materieller 
Wahrheit, wenn der Rekognoszirende zur Angabe der Erkennungszeichen und 
namentlich Zeugen zu deren Angabe vor der Befichtigung angehalten werden. — 
Nach Franzöſ. Necht follen in der Hauptverhandlung jämmtliche Neberführumgsftüde 
dem Beichuldigten und den Zeugen zur R. vorgelegt werden, nach einer Meimung 
jogar bei Strafe der Nichtigkeit; nach der Deutichen StrafPD. wird es darauf an- 
fommen, ob in der Unterlaffung eine Beichränkung der Vertheidigung oder eine jonitige 
Verlegung des Gejeßes enthalten jei. 

Sit. u. Quellen: Bauer, Lehrb., 88 92 fi., 186, 152, — Pland, EStrafkkri, 
S. 240. — Zachariä, StrafPrz, $ 108. — v. Schwarze, Somment. zur TDeuticen 
StrafPD., $ 58 Anm. 5. — Bretihneider ind. Schwarze'3 Bortr., S. 43. — Carnot, 
De l’instr. crim. II. art. 329. — Höchſter, Straf®erf., $3 256—261. — Code d’instr. art. 
35, 39, 310, 319, 329. — Preuß. Krim. Ordn. v. 1805, $8 340, 382 ff. — Straf PO. v. 1867, 
8 98, 185, 141 ff., 152, 176, 188, 430. — re StrafPD. Art. 86, 125 f, 150, 
68, 186, 245. — Bad. StrafPO. 8 122, 142, 144, 189. — Deutide StuafBO. 5 58. 

" . tedıng. 

Nekognitionsfchein Heißt die vom Hypothekenamt ertheilte Bejcheinigung über 
eine im Öppothefenbuche erfolgte Ginfchreibung. Im weiteiten Sinne jallen darunter 
nicht nur Benachrichtigungen und Abſchriften, ſondern auch Hypothekenſcheine, 
Öppothefeninftrumente und andere zufammengejegte Urkunden. Ob und im welcer 
Art fie von Amtswegen oder erft auf Antrag zu ertheilen, pflegt nach dem Inhalt 
der Eintragungen verjchieden bejtimmt zu jein. Nicht überall aber hat der Ani 
druck R. jene umfafjende technische Bedeutung, wie etwa in Bayern und im Königreid 
Sadjen. In Altpreußen 3. B. hat derjelbe eine bejondere Beziehung auf das ſog 
Rekognitionsſyſtem. Für diefenigen Grunditüce, deren Hypothekenfolium noch 
nicht hat angelegt („regulirt“) werden können, ſei es wegen noch jchwebenden Aus 
einanderjegungsverfahreng, ſei es aus jonjtigen Gründen, werden Anlagetabellen nad 
Art der Hypothektabellen geführt und darin die Eintragungen bis zur Anlegung de 
Hypothekenfolii vermerkt. Abſchrift des Vermerks wird ala Rekognition auf die be 
gründende Urkunde gejeßt, und dadurch ein R. hergeitellt, welcher dem verbrieiten 
Forderungsrecht die Dinglichkeit und den Altersvorzug fichert, und jo dem Gläubiger 
die Möglichkeit gewährt, jofort ebenjo Beiriedigung aus dem Grundſtück zu fuchen, 
wie wenn eine Hypothek bereit# ordnungsmäßig eingetragen wäre. Die Schwierig: 
keiten, welche die vollitändige Durchführung der Anlegung von Grundbüchern mit 
fich bringt, hat dies Syftem auch für die neue Preuß. Grundbuchordn. als unent- 
behrlich ericheinen laſſen. Die bezüglichen Vorſchriften find bei der Webertragung 
auf die neuen Landestheile mannigiach geändert, um das Zurücbleiben von Lüden 
möglichit zu verhüten. 

Gigb.: Preußen: Geleh vom 24. Mai 1853 $$ 17 ff. — Verordnung vom 16. Juni 
1820; Dellaration dazu vom 28. Juli 1828. — Provinzialvorfchriften in den Ginführung® 
patenten 5. 3. ®. bei Bahlmann, Zur GrundbuhOrbn. vom 5. Mai 1872 $$ 133-140 
($ 136 Anmeldebogen), Jadegebiet Gei.Samml. 1873 $8 28, 29 S. 116 (Interimahypotkel); 
Neuvorpommern uͤnd Rügen 88 29 fi. ©. 234 (Rangordnungsplan); Schleswig-Holſtein 
88 12 ff. S. 243 (Meldeirift); Hannover $8 32 ff. ©. 259 dägl.; Heffensstafiel 33 32 f- 
E. 21 dagl.; Ebrenbreitfteiner Bezirt 88 32 f. ©. 293 dagl.; Hohenzollern SS 14 ff. 
©. 303 dagl. — Bayern: Hup.Gei. 88 170 ff. — Könige. Sach ſen: Juft.Min.Verordn. 
vom 9. Januar 1865 SS 185 ff. — Württemberg: Pid.Gel. Urt. 174, 191. 

Schaper. 

Rekuſation, ſ. Ablehnung der Richter. 

Rekuſationsrecht (TH. I. ©. 683; votum negativum) der Gemeinde it 
in der evangelijchen Kirche das Recht derielben, bei der Beſetzung der Piarritelle 
durch das Kirchenregiment, ſei es, daß letzteres dieſe allein ausübt oder dabei an 
den Vorichlag eines Patrons gebunden iſt, gegen den ihr bejtimmten Geiftlichen 
wegen jeine® Lebens, jeines Wandels und feiner Lehre Einspruch zu erheben, und 
dadurch die Uebertragung des Amtes an den Refufirten zu verhindern. Dieſes auf 
dem Gebiete der [utheriichen Kirche jchon von den Reiormatoren anerkannte und in 
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einer Reihe von Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts ebenfalls feitgeftellte Recht 
iit aber im Laufe der Zeit in einem Theile der Deutichen Landesfirchen verloren 
gegangen; jo iſt jede Mitwirkung der Gemeinde bei der Beiegung der Piarrämter 
ausgeichloffen in Bayern, KHurhejien, Najjau, Hejjen- Homburg, Bir- 
fenteld, Anhalt- Bernburg und theilweiie in Anhalt-Dejjau und 
Medlenburg-Strelig. In Württemberg joll zwar feit 1855 bei Wieder- 
beiegung des Amtes der Piarrgemeinderath über das Borhandenjein bejonderer, bei 
der Beiegung der Stelle zu berüdfichtigender Bedürfniſſe und Verhältniſſe vernommen 
werden, aber darin liegt ficherlich nicht eine Anerkennung des votum negativum. 
Dagegen bejteht daffelbe meistens in Altpreußen (j. Allg. ER. Th. U. Tit. 11 
ss 325 ff. und wegen provinzieller Ausnahmen Jacobjon, Preuß. evangelifches 
Kirchenreht, ©. 364); in Hannover (bier Vokationsrecht, wie auch jonjt 
wol genannt, ſ. Bekanntmachung vom 7. Juni 1865) und im KHönigreih Sachſen, 
wo jedoch der KHirchenvoritand Namens der Gemeinde und nicht dieje jelbit das Ein— 
imuchärecht auszuüben hat (Kirchenvorftandeordn. vom 30. März 1868 $ 25). 
derner fommt das votum negativum vor in Sachjien- Weimar, -Koburg, «Altenburg, 
Schwarzburg-Rudoljtadt und -Sondershauſen, Braunjchweig, in einem Theil von 
Medlenburg- Schwerin und den zu Medlenburg-Strelig gehörigen Gemeinden des 
Fürſtenthums Ratzeburg. Um die Gemeinde für die Abgabe ihres Votums näher 
ju informiren, hat der in Ausficht genommene Kandidat in den meilten der er- 
wähnten Länder, freilich nicht überall, vor derjelben eine (jog. Probe) Predigt zu 
halten. Das Beriahren für die Aufnahme der demnächjtigen Erklärung der Ge- 
meinde iſt verjchieden geftaltet; über die zur Sprache gebrachten Einwendungen hat 
demnächit die vorgejegte KHirchenbehörde, gewöhnlich das Konſiſtorium, zu entjcheiden. 
Während da, wo die Gemeinde oder der Gemeindevoritand das Recht der Piarrwahl 
(jo 3. B. in Deiterreich, in vielen, namentlich reformirten Gemeinden Preußens und 
Hannovers) hat, ein votam negativum jelbjtverftändlich undenkbar ift, kommt es 
dody neben einem anderen Modus der Beſetzung der Piarrämter, nämlich neben dem 
Dreier- oder Zweiervorichlag (der Präfentation von drei oder zwei Bewerbern an 
die Gemeinde jeitens des Patrons oder der Kirchenbehörde, üblich in Oldenburg, 
Schleswig-Holjtein und in einzelnen Gemeinden von Medlenburg-Schwerin und 
Streliß) in der Weile vor, daß die Gemeinde von den Vorgeichlagenen einen oder 
jwei refufiren darf und die KHirchenbehörde je nach Umſtänden mit oder ohne Be— 
rüdfichtigung der Einfprache die Emennung ausübt. 

Da in der fatholijchen Kirche allein die Geiftlichen und nicht die Laien das 
Recht an der Leitung der firchlichen Angelegenheiten haben, jo iſt hier ein folches 
Recht der Gemeinde, welche Lediglich Objekt der Miffion des Klerus ift, nicht an— 
erkannt. 

Lit.: Bal. die EEE RET in Mojer’s Allg. Kirchenblatt für das ER 
Deutfchland, ahrg. 1855, ©. 4 P. Hinſchiu 

Religions efellihnften. Der Begriff R. ift ein moderner. In der vor- 
reformatoriſchen * gab es nur eine einheitliche Kirche; alle von der Lehre dieſer 
Einen Kirche abweichenden Religionsmeinungen fielen unter den ſtrafrechtlichen Be— 
griff der Häreſie und die Bekenner von ſolchen demgemäß in kirchliche Strafen. 
Rahm eine Häreſie größere Dimenſionen an, ſo wurde auch wol das Kreuz gegen 
dieſelbe gepredigt und die Unterdrückung mit Feuer und Schwert durchgeführt 
(Albigenſer). Aber auch die ſchärfſte Strenge des Ketzerrechtes konnte nicht hindern, 
daß thatjächlich fich eine Reihe von religiöfen Gemeinichaften bildeten und erhielten, 
deren Lehre mehr oder weniger von der offiziellen Kirche abwich. Rechtlich aber 
eriftirte nur die Eine Kirche. 

Seit 1526 hatten die Proteftanten im Deutjchen Reiche neben den Katholiken 
taatsrechtliche Eriftenzberechtigung ; exit der Weiträlifche Friede (1648) ordnete aller- 
dings das Rechtsverhältniß definitiv. Danach waren im Deutjchen Reiche aner- 
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fannte Religionsparteien: 1) die Katholiken, 2) die Augustanae Confessioni Addieti, 
mworunter jowol die Yutheraner als die Neformirten verftanden wurden. Die Parität 
diejer beiden großen Religionsparteien galt aber nur für das Neich und deſſen In— 
ftitutionen (3. B. das Reichskammergericht); die Territorien blieben nach wie vor 
konfeſſionell abgeichloffen auf der Grundlage der Staatäreligion, deren Belenner allein 
vollberechtigte Staatsbürger waren; doch mußte den Belennern der anderen Son: 
feffton wenigſtens Duldung und einfache Hausandacht gewährt werden, und aus 
nahmsweiſe gab e8 auch organifirte Gemeinden der anderen Konfeffion mit „Triedens- 
mäßiger“ Berechtigung. Für andere R. war vorerft im Reiche fein Raum; al 
zwingendes Reichsrecht hatte der Weftiälifche Friede den Grundfaß firirt: nulla alia 
religio vel secta praeter religiones supra nominatas toleretur. ®Diejer Grundiat 
galt formell bis zur Auflöfung des Deutichen Reiches. 

Thatſächlich aber war derſelbe zu diefem Zeitpunfte bereits längſt durchbrochen, 
und zwar durch die Jnitiative Preußens. Seit Mitte des 18. Jahrh. waren & 
zwei religionspolitifche Grundfäte, welche jenen Staat leiteten: 1) volle PBarität 
zwiſchen Proteftanten und Katholiken im Staate, ein Grundfaß, der 
im Ordenäland Preußen, jowie in Jülich = Kleve- Mark bereits feit Anfang des 
17. Jahrh. zur Durchführung gelangt, und deifen prinzipielle Annahme jeit dem 
Erwerb des zur Hälfte katholischen Schleſiens zur politiichen Nothwendigfeit ge: 
worden war und welchem das Neichsrecht auch nicht im Wege ftand. 2) Duldunke 
auch anderer R., ein Grundſatz, den zwar das Reichsrecht verbot, den man aber 
in Preußen ohne Rüdficht auf das Reichsrecht adoptirte und formell damit recht: 
fertigte, daß ein Theil des Preußiſchen Staates nicht zum Neich gehörte. 

Demgemäß unterschied das Allg. ER. zwiſchen den „öffentlich aufgenommenen 
Kirchengejellichaften“ und den „geduldeten SKirchengejellichaften“. Unter eriteren 
wurden die chriftlichen Kirchen verftanden, zu leteren gehörten die Juden, Menno— 
niten, Serrenhuter und Böhmifchen Brüder. Außerdem wurde generell zugelafien, 
daß „mehrere Einwohner des Staates unter deffen Genehmigung fich zu Religions 
übungen verbinden können“; die erforderliche Genehmigung durfte aber erit nad 
erfolgter Prüfung der Statuten ertheilt werden. Dieſe Beitimmungen des ER. 
repräjentiren die älteſte Deutiche Gefehgebung über die Bildung von R. außerhalb 
der anerkannten Kirchen. 

Die territorialen Veränderungen in Folge der Napoleonifchen Kriege nöthigten - 
dann auch in anderen Deutichen Staaten zur Aufgabe der älteren religionsrechtlichen 
Prinzipien, jpeziell zur Durchführung voller Parität zwiſchen Katholiken und Pre 
teftanten. Schon im Reichsdeputationshauptichluß von 1803 und weiterhin in der 
Rheinbundsacte and dies auch rechtliche Anerkennung. Die Deutjche Bundesacte 
garantirte dann weiterhin in Art. XVI. den Angehörigen der verjchiedenen chriit: 
lichen Religionsparteien Gleichheit der bürgerlichen und ftaat&bürgerlichen Rechte; 
das jegige Ref. vom 3. Juli 1869 jchließt diefe Entwidelung ab, indem es jene 
Rechte völlig unabhängig von irgend welchem Religionsbekenntniß — 
Härt. Das Reichsrecht hat damit allerdings nur janktionirt, was in den meiften 
einzelftaatlichen Verfaſſungen bereits vorlängft garantirt war (3. B. Bayer. Verf. 
von 1818 Tit. IV. $ 9). 

Die Bildung von „R.“ ift nach der neueren Entwidelung in den meiften Deut 
ichen Einzelftaaten frei gegeben worden, wenn auch den jog. „anerkannten“ oder 
„Landes=" Kirchen befondere Vorzüge bis jet überall in Deutjchland verblieben und 
der Zujammenhang der ftaatlichen Rechtsordnung mit diefen Kirchen aufrecht er— 
halten wurde. Die Unterjcheidung zwiſchen öffentlichrechtlichen und privatrechtlichen 
Korporationen, durch welche man die DVerjchiedenheit des Nechtöverhältnifies der 
Landeskirchen und der übrigen R. im Staate juriftifch zu präzifiren verfuchte, ent- 
behrt jedoch in diefer allgemeinen Faffung der erforderlichen juriftifchen Beftimmtheit. 
„Deffentliche Korporation“ iſt am fich fein Nechtsbegriff; wol aber kann das pofitive 
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Recht gewiſſen R. beſondere Vorrechte einräumen und für die jo bevorrechteten 
Kirchen jene Terminologie adoptiren, wie dies 3. DB. die Bayer. Geſetzgebung thut. 

Ueber die Bildung von R. und die Korporationsqualität derfelben befteht in 
Deutichland jehr verfchiedenes Partikularreht. Mean fann nach dem geltenden Rechte 
die R. dreifach gruppiren: 

I. Landeskirchen: als folche find prinzipiell die evangelifche Kirche überall, 
in den meiften Staaten auch die katholische anerfannt; zur katholiſchen Kirche ge— 
hören in Preußen, Baden, Heffen auch die altfatholifchen Gemeinjchaften ; in Baden 
und Württemberg bilden auch die Juden eine „Landestirche”, in Bayern find die 
griechischen Katholiken „öffentliche“ Korporation mit beftimmt fixirten, nur den 
Sandesfirchen zulommenden Rechten. 

I. R. mit Korporationsqualität: neben den sub I. bezeichneten R. haben 
Korporationärechte noch: 1) in Preußen: die Mennoniten, Juden, Herrenhuter, 
Baptiften, Altlutheraner, Böhmischen Brüder; 2) in Bayern: die Juden; 3) in 
Sachſen: die Juden und Deutſchkatholiken; 4) in Württemberg: die Herrenhuter 
und Deutſchkatholiken; 5) in Baden: die Deutjchkatholiken. 

II. R. ohne Korporationsqualität. 

Zur Erlangung der Korporationsrechte bedarf e8 in Preußen und Sachjen eines 
Stantögejehes, in Bayern, Württemberg, Heflen befonderer Verleihung, aber nicht 
der Form des Geſetzes. Andere R. können fich in Heflen, Baden, Württemberg frei 
bilden, dürfen aber nicht gegen Staatögejege oder gegen die Sittlichkeit verftoßen, 
in Preußen ift die Bildung gleichialls frei, doch müſſen die Statuten der Ortö- 
polizeibehörde vorgelegt werden, in Bayern und Sachjen bedarf die Gründung von 
Religionsvereinen föniglicher Genehmigung nach vorheriger Vorlage der Statuten. 

Den ftrafrechtlichen Schuß gegen öffentliche Beſchimpfung ihrer jelbit, ſowol 
ala ihrer religiöjen Gebräuche und Einrichtungen gewährt das RStrafGB. allen R., 
die mit Korporationsrechten ausgeitattet find; den ftrafrechtlichen Schuß gegen Ber: 
übung befchimpfenden Unfugs in gottesdienftlichen Lofalitäten, ſowie gegen vorjäß- 
liche en oder Störung des Gottesdienstes aber überhaupt allen R. 

Preuß. Edikt vom 30. Juli 1789; ng, vom 11. März 1850; Gejeß vom 
12, — (Mennoniten); Geſetz vom 7. Juii 875 (Baptiften); Brei, Verf. Urk. 


Art. 12, 13, 30, 31. — Bayer. Rel. a von 1818 (2. Berf.Beil.) 8$ 3 N; Bayer. 
— 2: a 18334. — Sädi. Verf. Urk. $ 56; * vom Novdbr. 
ejeh dom Juni 1870 $ 21. — Bab. Geſetz vom ft. 1860 3 — 


Bel Geſetz vom 23. w— 1875 Art. 2, 3. — Ueber bie ältere —* "ng. Mojer, Allgem. 
irhenblatt 1852 ©. 434 ff.; 1853 ©. 162 ff. — RStrafGB. SS 166, 167. 


Lit.: Richter: Dove, Kirchenrecht, 88 72, 99, 229. — Mejer, Kirchenrecht, SS 90 
18. — Hermann, Ueber die Stellung der Religionägelellichajten im Staate. — Aeltere Lit. 
über bie Rechtsentwicelung ift bei Richter-Dove angeführt. Sehr eingehend handelt über 
Religionsvereine und deren Rechteverhältniffe nach den geltenden Deutſchen Partitularrechten 
Thüdichum, gig — — ferner Jacobſon in Ztſchr. ER 
recht von Dove und RE 
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Religionsverbrechen Die altın NR. waren Gottesläfterung, Abfall. dom 
chriſtlichen Glauben, Ketzerei, Verbreitung religiöfer Irrlehren und Sektenſtiftung, 
Zauberei, Hererei, Wahrjagerei u. dgl., der Falſch- und Meineid; Störung des 
Gottesdienstes und des Religionsfriedens, welche lehteren Berbrechen erjt in dem 
neueren Strafrecht nähere Beitimmtheit erhalten. Aus vorwiegend kirchlichem Stand 
dunfte wurden alle jene Verbrechen aufgefaßt, die mit einer Verlegung der Religions» 
dflicht verfnüpft ericheinen, wie Kirchendiebftahl, Entweihung von Gräbern und 
Leichen, Bigamie, Selbjtmord, Inzeſt, Sodomie. Seit der Aufflärungäzeit ver 
Ihwinden aus dem Strafrechte und Landesgeſetze des Staated die Verbrechen der 
Keberei, der Hexerei. Das Joſefiniſche Geſetzbuch von 1787 behandelte auch die 
Gottesläfterung ala polizeiliches Unrecht, don der Anficht geleitet, daß Gott fein 
Rechtsſubjekt ſei. Meineid wird nicht ala jelbjtändiges R. betrachtet, infofern das 
Eriordernig der Gerichtlichkeit ala weſentliches Verbrechensmerkmal beſtimmt ift. 
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Kirchendiebſtahl, Entwendungen an Grabſtätten oder an Leichen werden als Dieb— 
ſtähle, nicht ala Sakrileg behandelt. Selbſtmord iſt nicht mehr bürgerlich ſtrafbat 
und andere alte Berbrechen, welche in dem früheren Strafrechte noch eine aus: 
geprägte firchliche oder religiöje Beziehung hatten, find unter einen neuen Geſichts— 
punkt geitellt.e. Die Unmöglichkeit der Enticheidung, welche Religion den echten 
Glaubensring befige, legt dem Staate wie dem Ginzelnen die Pflicht auf, jedes mit 
dem Beitande eines fittlichen und rechtlichen Gemeinlebens verträgliche Glaubens: 
befenntniß als Ausfluß des Rechts der eigenen Weberzeugung gejeglich anzuerkennen, 
nicht weil jedes Glaubensbefenntniß gleich wahr ijt, vielmehr, weil jedes ein Be 
fenntniß gleichberechtigter Meenjchen und Staatsbürger ift. Der Staat, der alle 
Glaubensbefenntniffe jeiner Glieder ſchützt, bricht die Feſſeln hochmüthiger Sekten 
und garantirt die Gottesverehrung in jeder zuläffigen Korm. Darauf kommt es vom 
jtaatlichen Standpunkte aus vor Allem an. Die Religion wird zu einem Reichsgute 
erhoben, injofern fie beitimmten Reichsanftalten zur Grundlage dient. Das Gottei- 
bewußtjein muß geichüßt jein; unabhängig von jedem fonfejfionellen Gepräge ift es ein 
Glement in dem KHulturinhalte des Rechts und hat eine tiefe Bedeutung für die joziale 
Reform. Die Gottesläfterung erfcheint hiernach als ein Angriff auf die allgemeine religiöte 
Grundlage aller im Staate bejtehenden Religionsgejellichaiten und kann jtrafrechtlic jo 
wenig unberüdfichtigt bleiben, wie ein abfichtlicher Angriff auf die allgemeinen fitt- 
lichen Grundlagen des Staates. Cine Parteilichkeit des Staates gegen die nicht zu 
religiöfen Korporationen gehörenden Religionsverwandten liegt darin, daß mur die 
geſetzlich anerkannten, mit Korporationsrechten ausgejtatteten Religionsgejellichaiten 
bejonderen Strafichug genießen. Nicht auf die Korporationsrechte, nicht auf den 
Gegenjtand der religiöfen Ueberzeugung und Verehrung kann es bei gerechter Ans 
wendung der Belenntnißfreiheit anfommen. Auch Oeſterreich hat in dem inter: 
fonfeffionellen Gejege vom 25. Mai 1868 die alte Straibeitimmung über die ver- 
juchte BVerleitung zum Abfall vom Ghriftentgume, ſowie über die verjuchte Aus 
jtreuung einer der chriftlichen Religion wideritrebenden Irrlehre aufgehoben, was 
übrigens für kurze Zeit jchon durch das Patent vom 17. Jan. 1850 geichehen war. 

Unter chriftlichen Kirchen find die fatholiiche in den Formen des römischen, 
armenischen, griechiichen Ritus, die evangelische in den Formen der Lutheriichen, 
unirten und reformirten Konfeſſion, die griechtichenichtunirte Kirche zu verftehen. 

Ein Angriff gegen die chriftliche Religion oder Kirche trifft jede der verjchiedenen 
Sriftlichen Kirchen und Sekten, 5. B. ein Angriff auf das Ghriftenthum der Im 
tarier. Die Morphologie der R. nach dem jeweiligen Stande der Rechtskultur 
ſchildern Jarde, Handb., II. 3—107; Abegg, Beilageheit zum Archiv d. Krim. R. 
1852; Wahlberg in der Allg. Deutichen Strafrechtözeitung, 1861, S. 273, 289 
und in den gejammelten £leinen Schriften Bd. I. ©. 102—121; v. Maasburg, 
Zur GEntftehungsgeichichte der Thereſianiſchen Halsgerichtsordnung, mit bejonderer 
Rücficht auf das im Art. 58 derjelben behandelte crimen magiae vel sortilegi, 
— Hugo Meyer, Lehrb. (2. Aufl.) $ 180; Villnow, Gerichtsiaal, 
Bd. 

Die Gottesläſterung und Herabwürdigung der Gegenſtände 
religiöſer Verehrung. Schwerſter Fall der öffentlichen Religionsverachtung iſt die 
Läſterung Gottes durch Reden, Handlungen, in Druckwerken oder verbreiteten Schriften. 
Das Merkmal der Deffentlichteit palam et publice ijt wejentlich, nach Gem. Deutichen 
Recht auch ein gegebenes öffentliches Aergerniß. Objekt des Verbrechens ift der all- 
gemeine Gottesbegriff, fein kirchlich beſtimmter, nicht blos der dreieinige Gott der 
Chriſten, oder eine der göttlichen Perfonen, daher iſt eine Beichimpfung Jeſu Chriſti 
nicht als Gottesläfterung, fondern als Beichimpfung der chrijtlichen Lehre 
zu beurtheilen. Das Gegentheil wurde wiederholt in der Spruchpraris zu Berlin und 
Wien angenommen (Erf. d. Reichäger. vom 13. Dez. 1879, Rechtipr. I. 144). Die Abficht 
muß darauf gerichtet jein, die dem göttlichen Weſen jchuldige Ehrfurcht durch Schmähung, 
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Verſpottung, Herabwürdigung zu verletzen und dadurch gegen die Religion überhaupt Ver— 
achtung an den Tag zu legen. Dieſe Abſicht beſteht bei dem Verbrechen der Blasphemie 
nicht immer und nothwendig ſchon in der Aeußerung gottesläſterlicher Worte oder frevel- 
bafter Flüche an und für fich, weil nicht in jedem läfterlichen Ausrufe oder Fluche 
aus Roheit, Unüberlegtheit, nationaler Unart ſchon unverkennbar die Abficht, Gott 
zu läftern und defjen Heiligkeit herabzufegen, enthalten ift. Das Deutſche StrafGB. $ 166 
fordert öffentlich befchimpfende Aeußerungen, zur Unterfcheidung von Leichtfertigen 
arglojen Redensarten. Grregung eines Aergernifjes durch Öffentliche Läfterung 
ift wejentlich, auch wenn nur eine Perjon Aergerniß genommen hat (Erf. d. Reichäger. 
vom 12. Juli 1880, Entich. II. 196 ; Rechtipr. II. 183). FrüheresLandesſtraf— 
recht. Sachen fordert „zum öffentlichen Aergerniſſe“ über Gott und göttliche Dinge 
herabwürdigende, verhöhnende oder verächtliche Aeußerungen. Bayern verlangt einen 
Angriff durch Ausdrüde oder Zeichen der Verachtung oder Verſpottung vor einer 
Menichenmenge oder mittela eines Preßerzeugnifiee. Preußen, Sachen, Thüringen, 
Braunſchweig, Lübeck heben die Gottesläfterung ausdrüdlich hervor in Zufammenfaffung 
mit der Herabwürdigung der Gegenflände religiöfer Berehrung, der Lehren, Einrichtungen 
oder Gebräuche, ſowie mit der Verunehrung der dem Gotteödienfte gewidmeten Geräth- 
ichaften oder firchlich-iymboliichen Sachen, auch der blos geduldeten Konfeflionen. 
Unpaffend wird auch die Aufreizung zum Religionshaffe hierher gezogen, welche unter 
den Geſichtspunkt einer Störung des Religionsfriedens fällt, mag fie vermitteljt der 
Beihimpfung von Gegenjtänden religiöjer Verehrung der beitehenden Religionspar- 
teien oder auf andere Weife verübt werden. Wichtiger wird die Erwedung des Re— 
ligionshafles und die Aneiferung zur Verfolgung fremder Religionsparteien als eine 
eigene Art der Störung des Neligionsfriedens behandelt. Uebrigens muß es den 
Befennern und Lehrern der verichiedenen im Staate aufgenommenen Konfeifionen 
freiftehen, die Unterſcheidungsmerkmale ihres Belenntniffes darzuftellen und durch 
Anführung ihrer Gründe und Zeugnifje zu rechtfertigen. Auf theologijche Kontro— 
verjen innerhalb der Grenzen einer wiflenichaftlichen Polemik kann das Strafgeieh 
feine Ammwendung finden; nur verhöhnende oder verächtliche Aeußerungen, in der 
Abficht, ein gefeglich anerkanntes oder geduldetes Glaubensbekenntniß herabzuwür— 
digen, überjchreiten diefe Grenzen. Der Dejterr. Entmw. von 1868 ftellt den Fall 
mit der Gottesläfterung zujammen, wenn Jemand Andere öffentlich von dem Glauben 
an Gott abwendig zu machen ſucht. Mit diefer Redewendung wollte der un— 
beftimmte dunkle Ausdrud Unglaube genauer bezeichnet werden. Durch diefe miß- 
lungene Zertirung jollte für die Negation Gottes, für den Atheismus und Ma- 
terialiamus ein Pläbchen in dem entehrenden Zuchthauje refervirt werden. Nach 
diefem undefinirbaren Unrechte müßten auh Schiller und Goethe für ihre 
Götter Griechenlands und ihren Prometheus ins Zuchthaus wandern. Zwiſchen 
Gegenjtänden religiöjer Verehrung und Sachen, die dem Gottesdienfte gewidmet find, 
it zu untericheiden, und darüber, ob eine Sache dem Gottesdienfte gewidmet ift, 
fann nur das Gutachten der betreffenden Religionsdiener maßgebend jein. Erfordert 
wird, daß in Kirchen und anderen religiöfen Berfammlungsorten der bejchimpiende 
Unfug an den bezeichneten Gegenjtänden ftattfinde, mithin an Orten, welche an und 
für fich einen religiöfen Charakter haben, abgeiehen davon, ob dies während einer 
gottesdienjtlichen Berrichtung gejchieht oder nicht. 

2) VerbrechengegendenReligionsfrieden. Hierhergehören die Störung 
oder die Verhinderung gottesdienjtlicher Handlungen oder anderer öffentlicher oder häus— 
licher Religionsübungen, die Aufreizung zum Religionshafje gegen eine fremde Re— 
ligionspartei. Bei der Störung, Verhinderung, Erzwingung, Unterbrecjung der 
Religionsübung ift das Recht der Bekenntniß- und Hultusfreiheit der Mitglieder einer 
im Staate beitehenden Religionägejellichait das Objekt diefer Art von R. Diejer 
Verbrechen macht fich jchuldig, wer unbefugt den Gottesdienit oder gottesdienftliche 
Verrihtungen oder andere religiöfe Handlungen und Feierlichkeiten einer geſetzlich 
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anerkannten Religionsgeſellſchaft gewaltthätig ſtört oder hindert, oder einen Reli— 
gionsdiener derſelben während ſeiner geiſtlichen Amtsverrichtung beleidigt oder miß— 
handelt oder ohne Zwang und Gewalt eine Religionsübung durch Erregung von 
Unordnung oder ſonſtwie unterbricht oder dabei durch unanſtändiges Betragen 
Aergerniß giebt. Hierbei wird eine öffentliche Religionsübung, nicht die häusliche 
Religionsübung vorausgeſetzt. Die Oeffentlichkeit bedeutet hier ein Begriffsmoment, 
gleichviel ob die Religionsübung im Gottesdienſte oder unter freiem Himmel oder 
in einem Privathauſe vorgenommen wurde. Nur Württemberg und Altenburg for— 
derten im Falle der Verhinderung oder Störung des Gottesdienftes durch gewalt- 
thätigen Einfall, daß diefer an einem beftimmten religiöfen Verſammlungsorte ftatt- 
gefunden habe. Preußen, Oldenburg hatten nach Franzöſiſchem Mufter auch den 
Zwang der Ausübung gottesdienftlicher Handlungen in den Thatbeitand aufgenommen, 
wobei e8 nur auf einen öffentlichen Gottesdienit anfommt, nicht auch darauf, daß 
die benöthigte Neligionsgemeinichaft Korporationsrechte habe. Das Deutiche Straf: 
GB. $ 167 fpricht nur von Hinderung der Ausübung des Gottesdienftes durch 
Thätlichkeiten oder Drohungen und verhängt Gefängniß bis zu drei Jahren darauf. 
In Defterreich macht fich des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit jchuldig, 
wer gegen einen Geiftlichen durch gewaltiame Handanlegung oder gefährliche Drohung 
die Vornahme einer geiftlichen Amtäverrichtung zu erzwingen fucht. Der Defterreichifche 
Entwurf von 1874 8 179 bedroht mit Gefängniß bis zu drei Jahren auch die 
Verhinderung oder Störung einzelner gottesdienftlicher Verrichtungen oder Andachts- 
übungen einer gejeßlich anerfannten Religionsgeiellichaft. — Die Störung der gottes— 
dienftlichen Handlung muß fich nicht auf die ganze verfammelte Gemeinde oder den 
geiftlichen Funktionär eritreden; es genügt die Störung einzelner am Gottesdienjt 
theilnehmenden Perjonen, auch wenn diejelbe alabald wieder befeitigt wurde. ine 
blos fahrläffige Störung ift nicht genügend. Einige Gejege ftrafen jede Art von 
Verhinderung oder Störung gottesdienftlicher Verrichtungen oder Verhandlungen, 
gleichviel, ob fie in der Kirche oder außerhalb derjelben jtattgefunden hat, namentlich 
bei Prozeifionen, kirchlichen Begräbniffen ꝛc. Diefer Wall ift von jenen zu unter 
jcheiden, in welchen eine Beichimpfung einer Neligionagefellichait liegt, wobei eben 
nur gefordert ift, daß die Handlung in einer Kirche oder in einem anderen veligiöfen 
Verfammlungsorte, keineswegs während einer Ritualverrichtung verübt wurde. Das 
Deutiche StrafGB. bedroht die Verübung eines bejchimpfenden Unfugs, aljo nicht 
jeden Unfug in einer Kirche und jeht dabei eine Beihimpfung gegen den religiöien 
Verfammlungsort jowie gegen deſſen Beftimmung voraus, wobei nicht erforderlich ift, daß 
die Religionsgefellichaft, in deren Verfammlungslofal der beſchimpfende Unfug verübt 
wird, Korporationärechte habe, wie Rüdorff, StrafGB. 1877, zu $ 166 und 
v. Liszt, Deutjches Neichäftrafrecht 1881, S. 366 bemerken. Auch die Altkatholiten 
genießen diefen Strafſchutz nach Preußiichem Gef. vom 4. Juli 1875. Der Angriff 
des Gottesdienftes iſt nicht nothwendig durch die Vornahme einer religiöfen Amtes 
verrichtung von Seite eines Religionsdieners bedingt. 

Zu den Berleßungen der Gegenftände religiöfer Verehrung gehört auch die muth- 
willige oder boshafte Verlegung von Grabftätten und die Entweihung von Leichen. 
Zu einem Grabe wird ein Ort erit durch die Zweckbeſtimmung der Leichenbeerdigung. 
Die Möglichkeit der Verlegung religiöfer Pietät wird bei der Grabjchändung voraus- 
gejeßt. Der Todtenkultus ijt bei allen gebildeteren Völkern unter Straffchuß geftellt. 
Nachdem das Begraben in geweihter Erde Firchlich ala Necht des chriftlichen Todes 
aufgefaßt worden ift, konnten die Entwendung oder Beichädigung von Gegenftänden, 
welche Zodten mit ins Grab gegeben find, oder Mißhandlungen und Ausplün— 
derungen der Leichen, nicht mehr unter den Begriff gemeiner Diebftähle, Verun— 
glimpfungen oder Beichädigungen fallen, abgejehen davon, daß blos von einem 
Duafidiebftahl an Gegenftänden, die in Niemandes Inhabung find, die Rede fein 
fann. Wenn Entwendungen an Gegenftänden, welche an Grabdentmalen fich bes 
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finden und Eigentum der Familie der Verfchiedenen find, jtattgefunden haben, läßt 
fih von Diebereien fprechen. Der Defterr. Entwurf $ 181 beitraft auch unbefugtes 
Hinwegbringen einer Leiche oder Theile derjelben von zur Aufbewahrung oder Be— 
erdigung von Leichen beitimmten Orten. Wer von einem Grabdentmal, einer Leiche 
oder aus einem Grabe eine Sache in rechtäwidriger Zueignungsabficht wegnimmt, 
it gleich einem Diebe zu betrafen (RStrafGB. $ 168). Die Zerftörung oder Be- 
ichädigung von Gräbern und Grabdentmalen ohne Entwendung wird ala eine qua= 
lifizirte Sachbeichädigung behandelt. Unrichtig wird dieſes Delikt im Syſteme diejes 
Gejegbuches dem Diebitahle beigezählt. Baden beitrafte die unbefugte Gröffnung 
eines Grabes mit Gefängniß, wenn damit eine Entwendung aus dem Grabe ver- 
bunden war, mit Kreisgefängniß oder Arbeitshaus. Wer einen nicht beerdigten 
Leichnam oder Theile davon entwendet oder einen folchen Leichnam unbeiugt ver— 
ftümmelt, wird auf Antrag von Gefängnißitrafe getroffen. Sind diejenigen, welchen 
die Sorge für die Beerdigung obliegt, durch die Verftümmelung eines Leichnams zu 
wiffenichaftlichen Zweden jo tief verlegt, daß fie den Strafantrag ftellen, dann joll 
der Richter eine Strafe, wenngleich eine geringere ausiprechen. Erichwerend ijt, wenn 
die Beichädigung von einer zur Aufficht über die Gräber angeftellten Perjon be= 
gangen wurde. 

Es geht zu weit, wenn die Wegnahıne eines Theiles einer Leiche aus dem Ge— 
wahrjam der berechtigten Perfonen mit längerem Gefängniß bedroht wird. Bedenkt 
man, daß bei Sektionen von inneren Theilen der Leiche häufig aus wiffenfchaftlichen 
Gründen Einzelnes angeeignet wird, jo ericheint diefe Strafe bei dem Nichtvorhan— 
denfein einer gewinnfüchtigen Abficht zu Hart. Der beichimpfende Unfug gegen den 
Todtenfultus ift es vor Allem, welcher die Strafbarkeit dieſes Delikts begründet, 
und liegt der Handlung gewinnfüchtige oder nichtswürdige Abficht zu Grunde, jo 


ericheint die Entziehung bürgerlicher —— begründet. 

Lit. u. Gſgb.: Goltdammer, Arch. X. 793; XVI. 363, 442, 513. — Waſer, 
Defterr. Gerichtägeitung 1853, Nr. 50. — v. Jagemann, Kriminalleriton, 1854, ©. 405. — 
zusagt, Komment. zum Württemb, Strafgeieß, I. S. 497-500. — Motive zu dem 

ordd. Strafgejeg-Entwurf 1869. — Die Lehrbücher von Berner, Schüße, vd. Liszt. 
Woahlberg in v. Holkendorff’3 Handb. d. Strafrecht3 Bd. II. ©. % ff. — Haager, 
Sind bie N tatholi en * rechtlicher Hinſicht noch —* ieder der tatholiichen Kirche und ala 


oa berechtigt, den in $ 166 des StrafGB. gewährten Staatäihuß in nn. Pre 
erg 


Remiſſion des Pachtzinſes (remissio mercedis) ijt der auf Billigfeits- 
gründen beruhende Nachlaß des Pachtzinjes, welchen bei außerordentlichen Unglüds- 
fällen der Früchte der Pächter eines Landgutes von dem Verpächter gefeglich fordern 
farın. Nach allgemeinen Grundiäßen muß der Verpächter dem Pächter gewähren: 
ut re conducta frui liceat (l. 9 pr.; l. 15 pr. D. 19, 2). Wenn alſo der Pächter 
an fich in diefe Lage verjeßt worden ift, wenn er fich vertragsmäßig der verpachteten 
Sache bedienen konnte, durch zufälligen Untergang oder Verichlechterung der jtehenden 
Früchte aber um den erhofften Genuß beraubt worden ift, jo ſteht ihm ein juriſti— 
scher Anjpruch auf Erlaß oder Schimälerung des Zinſes gegen den Verpächter nicht 
zu. Aber die Billigkeit erfordert es, dab der Verpächter in Mitleidenjchait gezogen 
werde. Daß allein auf die aequitas der R.anfpruch von den Römifchen Yurijten 
begründet wurde, ergiebt fich daraus, daß dem Pächter feine Klage auf das Intereſſe, 
fondern nur eine exoneratio mercedis gewährt wurde (l. 15 $ 7 D. 19, 2), 
welche von dem Recht auf Gewährleijtung jtreng zu jcheiden ift (Wernher, 
Comment. ad Dig. XIX. 2, $ 13). Im Gem. Recht hat man jedoch diefe Unter: 
ſcheidung aufgegeben und die R. juristisch zu rechtfertigen verſucht. Man gelangte 
zu der Auffaflung, daß, da nach den Grundjägen der Acceffion die noch nicht ge= 
jammtelten Früchte in das Gigenthum des Verpächters fallen, diejer die Früchte jelbit 
dem Wächter zu gewähren habe und daß die jtillichweigende Vorausjeßung der 
Bachtzinspflicht die wirkliche Ziehung der Früchte jei (Glüd, Bd. 17 ©. 447). 





— — —— — — 


Mn — 


430 Remiſſion des Pachtzinſes. 


en — Anſicht wird auch Heutzutage noch vertreten (Sell, a. a. ©, 

01 ff.; v. Bangeromw, $ 641, 4.1) und ift auch in — er über: 
eh, (Ueber 1. 15 pr. $$ 1, 2 D. 19, 2 vgl. Jacobi, D., S. zur 
Sintenis, I. ©. 662, NW. 74: Föriter, Preußiſches Brivakrecht, IL. ©. 2% 
und bei. U. 329.) 

Vorausſetzungen der R. 1) Die Gewinnung (Perzeption) der Früchte muß 
vereitelt jein. Diefe Beichränfung erklärt fich nicht daraus, daß mit der Perzeption 
Eigenthum und Gefahr auf den Pächter übergeht (v. Bangerow, a.a. D.), jondern 
weil die Nömer den durch Billigfeit gewährten Vorteil auf das Engſte begrenzen. 
Gemeinrechtlich hielt man aber die Perzeption erſt dann für gefchehen, wenn bie 
Früchte eingejcheuert bzw. auf den Boden gebracht waren (Glüd, ©. 458 ff.), ja 
die Praris (Hymmen, Beiträge, VI. 90) ging fogar dahin, daß fie jelbit N. bei 
Unglüdsfällen vor der neuen Ernte und bei nicht gehöriger Berfilberung annahm 
(Jacobi, a.a. O. ©. 26 fi.; Glüd, ©. 459). 2) Der Schaden muß ein be 
trächtlicher jein (. 25 $ 6 D. 19, 2), wobei vieliach unzuläffiger Weiſe die 
Grundjäße von der laesio enormis angewandt wurden (j. d. Art. Laesio enor- 
mis, vgl. Glüd, ©. 465 ff.; Jacobi, ©. 40 ff.), während nach richtiger Mei- 
nung das Ermeſſen des Richter im Eonfreten Falle zu enticheiden hat. ritredt 
fich die Pacht auf mehrere Fruchtperioden, jo jollen die Erträge der befleren Jahre 
mit denen der jchlechteren aufgerechnet werden (l. 15 $ 4 D. 19, 2; 1.8C.4 
65; C. 3, X. III, 18), jo daß, wenn das Mikjahr vorhergeht, der bereits gewährte 
Erlaß fondizirt werden kann. (Ueber weitere Streitfragen vgl. Jacobi, ©. 52fi.) 
Die Höhe des Erlaffes beitimmt fich aus dem Verhältniß der durch Sachverftändige 
zu ermittelnden gewöhnlichen Ernte und der wirklich gemachten (v. Florencourt, 
Abhandlung aus der juriftiichen und politifchen Rechenkunft, ©. 250 ff.; Jacobi, 
©. 43 ff). 3) Aeußere und außergewöhnliche Unglüdsfälle müflen den Schaden 
veranlaßt haben, welchen der Pächter abzuwenden nicht im Stande war (l. 15 
$ 2;1.258$6D. 19, 2). Hierzu werden nicht blos ungewöhnliche Naturereig: 
niffe (Seuffert, Archiv XII. ©. 150; Glüd, ©. 355), jondern auch räuberiiche 
Ueberfälle und Beichädigungen im Kriege gerechnet. 4) Gemeinrechtlic” wird auch 
noch eine fofortige Anzeige von dem Unglüf an den Verpächter verlangt (Jacobi, 
©. 38, 91. 

Die R. kann ſowol im Wege der Klage ala der Einrede (Kompenjation) gel: 
tend gemacht werden, die vorbehaltlofe Bezahlung des Zinjes gilt aber als itill- 
jchweigender Verzicht auf R. Auch ausdrüdlich kann auf die N. verzichtet werden 
(1. 8 C. 4, 65); eine ſolche Entſagung unterliegt den allgemeinen Auslegungsregeln 
und ift im Zweifel nur auf die Unglüdsfälle, von welchen die Frucht, nicht auch 
Grund und Boden betroffen wird, zu beziehen. Wegen der in der colonia partiaria 
liegenden Gejellichaft erledigt fich der Grlaßanfpruch hier von jelbit (I. 25 $ 6 
D. 19, 2). 


Bei emphyteutiichen Grundſtücken findet eine R. des Kanon (trotz 1. 15 $ # 
D. 19, 2) nicht ftatt, weil diefer nur eine Anerfennungsgebühr für das beitehende 
Obereigen hum nicht ein Entgelt für die Fruchtziehung iſt. Doch haben Partiku— 
largeſetze bei Erbzinsgütern eine R. zugelaſſen, um die Bauerngüter im leiſtungs— 
fähigen Zuſtande zu erhalten (vgl. Bejeler, Deutſches Priv.R., ©. 762 Not. 20). 

Von den neueren Partikulargefegen fteht der Cod. Max. Bav. ganz auf den 
als richtig anerfannten Grundjäßen des Röm. Rechts, indem er einen Schaden ver: 
langt, welcher „nicht aus innerlichem Mangel des Bejtandgutes ſelbſt, jondern von 
äußerlich-unverjehen- und ungewöhnlichen Zufällen“ herrührt. Das Defterr. BEL. 
enthält ala bejondere Abweichung vom Gem. Recht die Anwendung der laesio 
enormis auf den Pachtvertrag und beichränft die Unglüdsjälle richtig auf die Zeit 
bis zur Separation; auch verlangt e8 Anzeige und Konjtatirung der jchadenden Be 
gebenheit. Das Preußiiche Allg. ER. ipiegelt in der Fülle feiner Vorjchriften über 





Nemotion des Vormundes, 431 


die R. faſt gänzlich die damalige Gem. Praris mit ihren jalfchen Auffaffungen 
wieder; es unterjcheidet zwiichen Total und Partialremifftion. Erftere ift vorhanden, 
wenn durch alle Wirthichaftsrubrifen zufammengenommen nicht jo viel übrig bleibt 
ala der Zins beträgt; lebtere tritt ein bei Mißwachs oder Verluſt von Getreide. 
Die R. ift auch begründet für Unglüdsfälle durch Brand, Waflernoth und feindliche 
Fonragierungen nach der Perzeption. Es beiteht für den Pächter bei Verluft jeines 
Anſpruches eine Anzeigepflicht und die Aufjtellung einer genauen Wdminijtrations- 
rechnung behufs Beitimmung der zu erlaflenden Summe; in dem Verzicht auf R 
ift der durch Kriegsichäden entjtandene Berluft micht inbegriffen. Der Code civil 
beichränft die R. wegen Untergangs oder Mißwachjes der noch nicht jeparirten Früchte 
nur auf den Fall, daß dieje die Hälfte oder weniger des gewöhnlichen Ertrages 
ausmachen. Bei einem mehrjährigen Pachtvertrag findet Aufrechnung der guten und 
ihlechten Jahre ftatt, weswegen die R. erit nach Ablauf der Pacht gefordert werden 
fonn; doch darf mit richterlicher Erlaubniß der Pächter jchon vorher einen ver- 
bältnigmäßigen Theil des Zinſes zurüdbehalten. Der Pächter kann jedoch die 
Tragung der Gefahr ausdrüdlich übernehmen, doch bezieht fich ein folcher Werzicht 
der R. nur auf die gewöhnlichen Unfälle. 

In neuejter Zeit hat die Entwidelung des Verficherungswejens dahin geführt, 
da der Verzicht der R. die Regel der Pachtverträge bildet. Wol aus diejem Umſtande 


it es zu — wenn das Sächſiſche —— eine R. — — — er 

Quellen: 15 $$ 2-7; 1.2586 D.19, 2 —|. 3 X. 3 
18 od — 6° $ 6. — Deflerr. BGB. $$ —— ruf Algem. 
ER. L 21 88 478—552. — Code civil art. 1769—1773. — Sidi. BGB. 

Lit. Außer den Lehrbüchern des Gem. u. Part. Rechts: Glüd, Erl, X L € 47 fi. — 
Shweppe in feinem jurift. Magazin, Heft 1 Nr. 4 — W. Selt, Ar. f. Eiv.Prar. 
Bd. XX. — Albert, Ueber Remiſſionsentſagung des Pächters. — Jacobi, Ueber R. d 
ad) Ar und Preuß. Recht (1856) — Dankwardt, Nation.Delon. u. Sure, —* 4, 

anjer. 


Nemotion des Bormundes (postulatio suspecti tutoris, recusatio suspecti) 
ift die fchon feit den zwölf Tafeln (Bruns, Fontes, p. 23) eintretende Entfernung 
des Wormundes aus jeinem Amt, deffen er fich ummwürdig oder unfähig gezeigt hat. 
Die Gründe der R. find mannigfaltig, nicht blos wirkliche Benachtheiligung des 
Mündeld durch fraus und dolus, jondern auch Fahrläffigkeit, Ungeſchicklichkeit, unedle 
Gefinnung, zweite Ehe der Mutter führen die R. herbei (die Quellen enthalten 
zahlreiche Beijpiele). Das Röm. Recht fannte uriprünglich nur eine förmliche An 
flage auf R., deren Erhebung im Intereſſe des Mündels möglichjt begünftigt wurde 
. 3 pr. D. 26, 10). Perpflichtet zur accusatio waren alle Mitvormünder, be= 
rechtigt Jedermann, jogar Frauen, ſofern fie aus Verwandtſchafts- oder Pietätsrüd- 
fichten einen Grund zum Eintreten für den Pupillen hatten. Auch dieſem jelbft 
wird nach erreichter Mündigfeit und Anhörung feiner nächiten Verwandten die ac- 
eusatio gejtattet. Später konnte dieje auch durch ein Einfchreiten der Obrigkeit von 
Amtswegen erjeßt werden. Die GEnticheidung über die R. gebührte den höheren 
Magiitraten, welche jelbitändig und ohne judex das Verfahren leiteten. Dem tutor 
suspectus wurde nicht nur Gehör gewährt, jondern auch — wenngleich nur unter 
gewiffen Garantien — ein defensor und procurator für ihn zugelaffen. Das Dekret, 
welches die R. ausſprach, war in den älteften Zeiten mit Infamie verknüpft, ſpäter 
ließ man dieſe nur eintreten, wenn der Rechtögrund in dem dolus des tutor lag 
und ausdrüdlich in dem Urtheil auögeiprochen wurde. Daneben famen allmählich 
auch mildere Arten der R. auf, wie Beiordnung eines curator, Unterſagung der 
gestio ıc., welche mit Ehrenfolgen nicht begleitet waren. Während jchwebenden Ver— 
tahrens über die R. wurde dem Mündel ein Anterimsvormund beitellt und die 
Vormundichaft des suspectus hörte nicht ſchon mit der wirklichen Abſetzung, ſondern 
erſt mit der Ernennung eines Nachfolgers auf. — Auch nach Altdeutſchem Recht 
gab es eine Klage auf Entfernung des ungetreuen Vormundes (balemunden). — 
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Durch die Reichsgeſetze werden die Obrigfeiten verpflichtet, von Amtswegen die 
Vormünder zu überwachen und ihre Pflichtvergeffenheit zu ahnden. Diele ftetige 
Aufficht, mit welcher eine alljährliche Rechnungslegung verknüpft ift, machen nicht 
nur die Fälle der R. jeltener, jondern jchließen auch die Popularflage aus. Te 
halb tritt im heutigen Gem. Recht, welches übrigens die Römijchen Grundiäße voll: 
jtändig aufgenommen hat, dad Verfahren ohne eigentliche Anklage, auf Denuntiation 
oder von Amtöwegen ein. — Diejen Standpunkt des Gem. Rechts nimmt vollitändig 
der Cod, Max. Bav. ein, der die auch im Gem. Recht übliche arbiträre Strafe gegen 
den Vormund wegen dolus und culpa lata verhängt. Auch nach Dejterr. BEL. 
tritt wegen Pflichtwidrigfeit oder Unfähigkeit des VBormundes oder wegen nachträg- 
‘ lichen Eintritt von Greigniffen, welche ihn von Anfang an von der Vormundicaft 
ausgeichloffen hätten, Entlaffung von Amtswegen ein; daneben kann aber auch auf 
Antrag des Vormundes oder der Mutter und Brüder, welche jelbit die tutela über 
nehmen wollen, eine Entiernung erfolgen. Das Sähjiihe BGB. läßt bei eintre 
tender Unfähigkeit jorortige Entlaffung eintreten und berechtigt zu derielben das Bor: 
mundjchaitägericht, wenn fich der Vormund pflichtwidrig, nachläffig, ungeſchickt erweiſt 
oder ſonſt des Vertrauens verluftig wird. Die Entlaffung joll in der Regel am Ende 
des Rechnungsjahres erfolgen. DiePreuß. Bormundichaitsordnung vom 5. Juli 
1875 fennt eine Entjegung und eine Entlaffjung des Vormundes. Erjtere tritt em, 
wenn jich der Vormund pflichtwidrig erweift. Die Entlaffung erfolgt: 1) weil der 
Vormund fich als geießlich unfähig erweiſt; beiteht diefe ın dem Verluſt der Hand: 
(ungsfähigfeit, jo bedarf es einer bejonderen Entlafjung nicht, jondern die Vormund— 
ichaft erlifcht ipso jure; 2) weil erhebliche Gründe zur Entlaffung vorliegen und 
der Vormund die Entlaffung beantragt; gegen jeinen Willen joll ein Vormund nicht 
ohne Grund entlaſſen werden, über die Wichtigkeit enticheidet vichterliches Ermeſſen; 
einige Fälle ($ 23 Nr. 4— 7) find vom Geje ausgezeichnet; 3) weil die zur Füh⸗ 
rung der Vormundjchaft erforderliche Genehmigung (Bormundichaftsordu. $ 22) nicht er- 
theilt oder wieder entzogen wird. Die Vorfchriften finden auch auf den Gegen 
vormund Anwendung. Der Entießungsakt erfolgt durch einfachen Beichluß des Vor: 
mundjchaftsrichters, welcher mit Gründen zu verjehen und dem Bormund zuzuftellen 
it. Diefem fteht binnen vier Wochen jeit der Zuftellung Beichwerde an das Land» 
gericht zu, von deffen Entjcheidung die weitere Beichwerde an das Kammergericht 
geht. Nach Code civil wird die R. aus denjelben Gründen, wie im Gem. Red, 
zunächit dem Familienrath vorgelegt, der auf Antrag eines Verwandten oder von 
Amtöwegen durch den Friedensrichter berufen wird. Auf Widerſpruch des Ver: 
dächtigen wird im gewöhnlichen BVBerfahren von dem Gericht erjter Inftanz ent 
ichieden. — Unabhängig von der R. ift das Strafverfahren gegen den Vormund 
wegen Untreue. 

Quellen: Tit. Inst. 1 26; Dig. 26, 10; Cod. 5, 43. — Sächſ. Sp. I. 41. — 
RPol.Ordn. Tit. 32 (31) $ 3. — Cod. Max. Bav. I. 7 ss 23, 24. — Deiterr. Eh, ss 254 
bis 259. — Süd. BGB. SS 1973, 1978— 1980. — Preuß, Aorm.Ordn. dom 5. Juli 1875 

8 63, — Preuß. AG. zum GBG. vom 2. April 1878 88 26, 40. (Bal. Kayier, Die 
—— und Preuß. AG. ⁊c., 2. Aufl. 1880, ©. 451, 457.) — Cod, civil art. 421, 

ss. — Code pen. art. 42. — RStraiß#. $ 266 Rr. 1. 

git.: Glüd, XXI. ©. 41 ff. — Rubdorff, Borm., III. S. 176 ff. — Kraut, Vorm. 
I. ©. 402-406. Guyet, Abhandl., Nr. 8. — Hertel, De suspectis tutoribus, Magdeb. 
1841. — Die Kommentare zur Preuß. Dorm.Ordn. von Dernburg, Lömenftein, 
Hefe u. 4. Kayſer. 


Remuneratoriſche Schenkung iſt die Schenkung, deren Beweggrund in der 
Dankbarkeit des Schenkers liegt. Während bei anderen Rechtsgeſchäften der von den 
Parteien verfolgte Zweck in der Regel ohne Einfluß iſt, prägt jeder Schenlung der 
in ihr liegende Zweck des Wohlwollens einen beſonderen Charakter auf, welcher die 
eigenthümlichen Regeln über Schenkung zur Folge hat. Daß neben dieſem allgemeinen 
Zweck noch der beſonders beabſichtigte, z. B. des Mitleidens, der Großmuth, Liebes— 
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pflicht, Freundſchaft ꝛc. auf die rechtliche Beurtheilung feinen Einfluß äußert, darüber 
bericht alljeitige Einftimmigfeit. Dagegen ftreitet man im Gem. Recht über den 
Fall, daß Dankbarkeit für empfangene Dienfte oder Leiftungen die Schenkung her— 
beiführte. Die Quellen des Röm. Rechts legen der bejonderen Art des Wohl- 
wollens (affectio) feine Bedeutung bei; fie ftellen honestae donationes erga bene 
merentes amicos und inhonestae (3. B. erga meretrices) ganz gleich (1. 5 D. 
39, 5). Wollte man überhaupt jchenten, jo fam es auf den Beweggrund nicht an 
und man konnte das Geleiftete auch nicht zurüdfordern, wenn fich diefer als falſch 
erwies (1. 65 $2D. 12, 6;1.387D. 12,4; 1.108 18 D. 17, 1; 1.12 
eod.). Gutgläubige Erbichaftsbefiter follen für r. Sch. nicht haften, „quamvis ad 
remunerandum aliquem sibi naturaliter obligaverunt (l. 25 $ 11 D. 5, 3), allein 
wie in vielen anderen Fällen (1. 268 12; 1.82 $2D.12,6; . 54 $1D. 
47, 2) ift hier die Naturalobligation nicht im technischen Sinne aufzufaffen, jondern 
auf Anftandsrücfichten zu deuten, welche Jemanden zu getwiffen Leiftungen bewegen 
innen. Nur in einer einzigen Stelle wird die r. Sch. an den Lebenäretter als 
merces bezeichnet und dieſer Fall von allen Schenfungsbeichränktungen des Gincischen 
Geſetzes, der Widerruflichkeit, der Infinuation, der Ungültigkeit unter Ehegatten aus— 
geihloffen. (1. 34 $ 1 D. 39, 5; Paull. SR. V. 1186; L.1981ıD. 
eod. deutet offenbar auf eine obligatorifche Verpflichtung wegen empfangener operae 
liberales, eine jolche liegt auch in dem thatfächlichen Verhältniß der 1. 27 in Ver— 
bindung mit 1. 32 D. 39, 5.) Auf Grund diefer Quellenbelege muß die Anficht, 
welche in der r. Sch. eine reine Schenkung ſieht — mit Ausnahme der Lebens» 
rettung —, als die richtige betrachtet werden (Keller, Pandekten, $71; Wind- 
iheid, $ 368). Ihr gegenüber wird von Einigen die r. Sch. ala Erfüllung einer 
Naturalobligation (vgl. Marezoll, ©. 31; Meyerfjeld, ©. 376 ff.), von An- 
deren als omerojer Vertrag mit allen feinen Wirkungen angejehen (Schweppe, 
Privatrecht, 5499), von Anderen endlih Pucdta, $ 71; Arndts, $ 83; Sa- 
vigny, IV. ©. 94; Sintenis, $ 23, Anm. 11; v. Yangerow, J. g 125; 
Mühlenbruc, Lehrbuch, N 448; Meyerjeld, I ©. 374 ff.; Marezoll, 
Zeitſchrift, I. ©. 30 ff.; Schilling, Inſtitut., ©. 921 ff.) find zahllofe Mittel- 
meinungen aufgeftellt worden, welche bald die eigenthümlichen Regeln der Schenkung 
anwenden, bald ganz oder theilmweife ausſchließen. Harburger, ©. 15, tritt wieder 
für die Savigny'ſche Meinung ein, wonach bei der r. Sch. der Begriff der 
Schenkung mit allen ihren Folgen ausgeſchloſſen fein ſoll. Die Praris jchwantt. 

Bon den Partifulargejegbüchern nimmt der Cod. Max. Bav. die Schenkungen 
in „Remumerationen fonderbar- und ermweislicher Verdienſte“ von der Imfinuation 
aus; das Defterr. BGB. folgt der richtigen Anficht, indem es die r. Sch. den 
übrigen gleich ftellt, vorausgejeßt, daß der Beichenkte auf die Leiftung fein Klage— 
recht hatte, jonjt liegt ein entgeltlicher Vertrag vor. Auch der Code civil ſtellt für 
t. Sch. feine abweichenden Grundjäße auf. Dagegen jteht das Preuß. Allg. EM. 
auf der unrichtigen, 3. 3. der Redaktion herrichenden Gem. Praxis; es ſetzt eine 
löbliche Handlung oder wichtigen Dienjt des Empfängers voraus, den diefer im Be— 
freitungäfalle zu bemweifen hat. Die Beweislaft geht auf den Anfechtenden über, 
wenn — was vorgejchrieben ift — das jchriftliche Verſprechen die zu belohnende 
Handlung enthält. Der Widerruf findet nur wegen Uebermaßes jtatt und ſteht den 
Kotherben nicht zu. Das Sächſ. BGB. jchließt Form und Widerruf nur dann aus, 
wenn durch die Schenkung Dienjtleiftungen vergolten werden, welche gewöhnlich be= 
zahlt zu werden pflegen, und der übliche Preis der Schenkung gleichfommt. 


Duellen: 1.5; 1.19 $ 1; LL 27; ;348& 1D. 39, 5. — Paull, Sent. Rec. V, 
166.125 1D.8, 3, — od. Max Bar, I 8 68. — Osem, "BGB. 88 90, 
er Code civ. art. 960. — Preuß. Allg. ER. L 11 868 1169-1177. — Sädi. BGB. 
j v. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon IIL. 3. Aufl. 28 
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Lit.: Außer den Lehrbüchern: v. Meyerfeld, Die Lehre von den Schenkungen nad) Röm. 
Recht, I. $ 19. — Savigny, Syitem, IV. $ 153. — Schilling, Imitit., ©. 21-1. — 
Marezoll, Zeitichr. für Eivilreht und Proz. I. S. 30—40. — Harburger, Die r. &h,, 
Nördlingen 1875. — Löwenfeld, Kit. — XXI. ©. 110 ff. — Gruchot, Beitr, 
vo. ©. 159 ff. Kayſer. 


Remus, Georg, 5 4. L. 1561, machte große Reiſen, trat 1589 in die Dienfte 
des Grafen von Wied, wurde 1600 Konfulent in Nürnberg, 1624 Profanzler in 
Altorf, 7 16. VIII. 1625. 

Schrift: Nemesis Carolina, Herborn. 1594, 1600; Francof. 1618 (Abegg, Gobleri 
u. CCC et G. Remi Nemesis Carolina, Heidelb. 1837). 

it.: Will, Nürnberger Gelehrtenleriton, III. 294—299; VII. 244 fi: — Nypels, 
No. 925, 1277. — v. Wächter, Gem. Recht, ©. 87. — v. Stinging, Geſch. der Deutſchen 
Rechtswiſſenſchaft (1880), I. 636. Teihmann. 


Nenazzi, Filippo Maria, 5 1742 zu Rom, 1768 Profefjor daj., 7 1808. 
Schriften: Index conclusionum in deeisionibus S. Rotae, Rom. 1760. — Elementa 
jur. crimin., 1773, 75, 81; Bon. 1826; Florent. 1842 (Synopsis 3. ed. Rom., 1835; ital. von 
uppetta, Nap. 1837, von Loretti, 1844). — Sageio sopra l’impunitä legitima o lasilo, 
Liv. 1774. — De ordine s. forma judie., 1776, 1828. — De sortilegio et magia, Venet 
1792; Rom. 1803, — Annali degli elementi di diritto crim., Siena 1794; Cat. Rom. 1828, — 
Ricerche sulle varie maniere di contrar le nozze m gli antichi Romani, Siena 1807. — 
Storia dell’ universitä degli studi, Roma 1803 —1806. 
git.: Cancellieri, Elogio di R., Rom. 1819. — Nouv. Biogr. gener. univ., Par. 
1862, Vol. 41. — Nypels, Bibliothäque, 32, 33. — Sclopis, II. 610. — Carmignani, 
Storia 1351, IV. 201. — Savigny, UI. 320. Zeihmann. 


Nenouard, Auguftin Charles, & 22. X. 1794 zu Paris ala Sohn 
eined Buchhändlerd, wurde 1830 im Juftizminifterium angeftellt, 1837 Rath am 
Kaflationshofe, Mitglied der Kammern und des Ynjtituts, 1861 —77 procureur 
general am KHaffationshofe, im Mai 1876 s6nateur inamovible, F auf Schloh 
Stors bei l'Isle Adam 17. VIII. 1878. 

Schriften: Projet de quelques ameliorations dans Péducation publique, 1815. — 
Elsments de morale 1520, (3) 1824. — Consid. sur les lacunes de l’enseignement secon- 
daire, 1824. — —— de morale, d'Seonomie et de politique, extraits des ouvrages de 
Benjamin Franklin, 1824, (3) 1853. — Traite des brevets d’invention 1825, (3) 1865. — 
Traite des droits d’auteur, 1838. — Traité des faillites et des banqueroutes, 1842, (3) 
1857. — Du droit industriel dans ses rapports avec les principes du droit civil, 1860. 


git.: Bibliographie de la France 1878 No. 52, p. 214—216. — Gazette des Tribunaux 
No. 15963, 16326. — Revue generale 1878, p. 524--528, 540. — L’Illustration 31 aoüt 
1878, No. 1853. — Charles Renouard. Discours prononces à la cour de Cassation 1871— 
1877, précédés d’une notice sur sa vie par Charles Richet, Paris 1879. — Le tribunal 
et la cour de Cassation, 1879 p. 403—406, 541, 542. — Revue de droit international X. 
(1878) p. 269. Teihmann. 


Rente, Rentenkauf. Soweit die R. nicht als ein perfönliches R. konſtituirt 
ward, ericheint das Rentenrecht ala ein R. an fremder Sache, vermöge deflen der 
Rentherr von jedem Befiter derjelben die Zahlung einer R. beanjpruchen kann, 
deren Ausbleiben ihn befugt, fih an die Sache zu halten. Das ältere Deutiche R. 
hat nur diefe als Grundlaft Eonftituirte R. gekannt und ihr als einem bochwichtigen 
Faktor des damaligen wirthichaftlichen Lebens eine eigenartige Ausbildung ge 
geben. — Das Rechtägeichäft, durch welches die R. in der Negel begründet wurde, 
war der Rentenfauf. Derjenige, welcher fich gegen Hingabe einer Geldfumme das 
Recht des Rentenbezugs verschaffte, hieß Rentenkäufer, Gültherr, Rentherr, Rentner; 
der andere Kontrahent: Rentenverfäufer, Gültmann, Rentenfchuldner. Die gekaufte 
Rente fonnte nicht nur in Geld, jondern auch in Naturalien bejtehen. Die Ent: 
ftehung wie die Webertragung des Rentenrechts war Häufig an den Öffentlichen 
formellen Akt der Auflaffung geknüpft. Es zählte rechtlich zu den unbeweglichen 
Gütern. Demnach bedurfte der Veräußerer einer R. der Zuftimmung der nächiten 
Erben. Die R. wurde aus dem Haufe, aus dem Grumdftüde gekauft; das Geld 
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wurde „in das Haus gethan“. „Das Haus zinste”, das heißt, nur die belajtete 
Sache war für die R. verhaftet. Der Beier konnte nicht auch mit feinem übrigen 
Vermögen im Grefutionswege in Anfpruch genommen werden; er war in der Lage, 
fih durch Derelittion des belafteten Objekts von der Haftung für die R. (ſowol 
die laufenden, als die verfeffenen Zinjen) zu befreien. Rückſtände blieben auf der 
Sache liegen, fie bildeten nicht etwa eine perfönliche Schuld desjenigen, unter deſſen 
Eigenthumsperiode fie entitanden waren, jondern es mußte der Beſitzer der Sache 
auch die Schulden des Vorbefigers bezahlen, wenn er es nicht darauf ankommen 
lafen wollte, daß der Rentenberechtigte fi) aus dem Kaufe bezahlt machte. Eine 
durchichlagende Belegitelle für diefen früher vielfach angezweifelten Rechtsſatz bildet 
die Gloſſe zu Art. 20 des Sächſ. Weichbilds (vgl. Thl. I. 190): Von Eigen wie 
man das vorgebin moge zu wichbilde rechte. Sie jagt nämlich: Wäre ver- 
ieffener Zins auf dem (aufgelaffenen) Gute und hätte der, welcher den Zins verjaß, 
das Gut verkauft mit allen Rechten, wie er es hatte und der andere es in dieſer 
Weiſe empfangen vor gehegter Bank, er müste den zins selber legen, dem is vor- 
reicht wart (aufgelaffen wurde). Der Rentenherr hatte eine Zinsgewere an der 
Sache, welche fich auch vom Standpunkte des heutigen Rechts als ein Recht an der 
Sache darftellt, und im Fall der Säumniß darin äußerte, daß er das Gut fich zu= 
eignen oder verganten laſſen konnte. Partikularrechtlich hatte der Rentner wegen 
verieffener Renten auch ein außergerichtliches Prändungsrecht an den auf dem Gute 
befindlichen Mobilien. Die R. war auf beiden Seiten unfündbar (Ewigzins, Ewig- 
geld); weder konnte der Rentherr das bezahlte Kapital zurüdverlangen, noch fonnte, 
wenigftens urfprünglich, der Nentenfchuldner durch Rückgabe des Hauptgeldes jein 
Grundſtück ohne Zuftimmung des erfteren frei machen. 

Die wirtbichaftliche Bedeutung des Rentenkaufs beruhte namentlich darin, daß 
er Jahrhunderte hindurch das von der Kirche verbotene zingbare Darlehn erjeßte 
und fchließlich der allgemeinen Zuläſſigkeit defjelben Bahn gebrochen hat. Darım 
darf man aber die Entjtehung des Rentenkaufes nicht aus dem Bedürfniß und der 
Abficht einer Umgehung des fanonifchen Zinsverbotes erklären wollen. Die Ent» 
tehungsurjachen find vielmehr in der ausfchließlichen Produktivität von Grund und 
Boden und in der beichränften Haftung des Erben für die Schulden des Erblafjers 
zu fuchen, welch’ leßtere einen Perfonalfredit, wenn auch ſonſt die Vorausfeßungen 
defielben vorhanden geweſen wären, füglich nicht auffommen laſſen konnte. 

Das Nechtäverhältnig aus den Rentenkaufe bietet in den verjchiedenen Stadien 
feiner Entwidelung Uebergänge zur GErbleihe einerfeits, zum zinsbaren Darlehn 
andererfeit3 dar. KLeiheverhältniffe wurden namentlich in den Städten häufig ein- 
gegangen, um Kapitalien fruchtbringend anzulegen und fich den Bezug einer fejten 
R. zu verichaffen. Der Kapitaläbefiter kaufte der Form nach für eine bejtimmte 
Geldſumme ein ftädtiiches Grundftüd und ließ fich dafjelbe auflaffen, um es dann 
dem Verkäufer gegen einen vereinbarten Leihezins zur Leihe zu geben. Formell 
lagen ein Kauf mit nachjolgender Gigenthumsübertragung und eine Grbleihe vor, 
jaltiſch lief das Geſchäft auf einen Rentenkauf hinaus. Im weiteren Verlauf der 
Entwidelung hat fich das urjprüngliche Verhältnig mitunter der Art verdunfelt, daß 
das R. des Gigenthümers auf ein bloßes R.recht reduzirt wurde, während der 
Yeihebefig in Eigenthum überging, welches mit einer jchließlich der Ablöfung anheim— 
tallenden R. belaftet war. Ob man deshalb annehmen könne, daß der R.fauf 
überhaupt aus dem Inſtitute der Erbleihe hervorgegangen jet, iſt eine noch nicht 
abgeichloffene Frage. Seit dem 13. Jahrhundert beginnt das R.verhältniß fich dem 
insbaren Darlehn allmählich zu nähern. Während früher die Ablösbarkeit der 
R. im R.vertrage Äpeziell bedungen werden mußte, wird nunmehr zuerjt partifular- 
rechtlich die allgemeine Ablösbarkeit der NR. ausgeſprochen (MWiederkaufsgülten). 
Dies geichah 3. B. in Lübeck wahricheinlich ſchon 1251, in München von 1391 
an, in Bajel jeit 1441. Später wurde dann reichägefehlich (RPO. von 1577 
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Tit. 17 8 9; Tit. 19 $ 3) beftimmt, daß alle jährlichen Gülten ohne Rüchficht 
auf die Vertragäbeftimmung des einzelnen Falles für den Schuldner einjeitig ab- 
(lösbar jein follten. Da andererjeits hier. und da die Auflaffung hinwegfiel und die 
dingliche Beziehung der R. zu einem bejtimmten Grunditüd durch die Ausdehnung 
der Haftung auf das gefammte Vermögen des Schuldners bejeitigt wurde, jo unter: 
ichied fich das zinsbare Darlehn von derartigen Renten nur noch dur das 
Kündigungsrecht des Darlehnägläubigers, welches dem R.gläubiger fehlte. Someit 
durch DBertrag oder durch Partifularrechte dieſe legte Scheidewand niedergerifien 
wurde, flofien R.= und Darlehnsvertrag völlig zuſammen. Im Anſchluß an den 
für die Ablöfung der R.kaufsgülten aufgejtellten Zinsfuß wurde nun auch das zine— 
bare Darlehn durch die Praris der Meichägerichte anerkannt. Trotz diejer Um— 
wandlung, die im Allgemeinen vor fich gegangen ift, haben fich die R. umd der 
R.kauf im heutigen Rechte ein beichränftes Geltungägebiet bewahrt. Das Süd). 
BGB. kennt fie unter dem Namen „eiferne Kapitalien“ ; in München find die Ende 
des 15. Jahrhunderts geſetzlich geregelten „Ewiggelder“ noch von tiefeingreitender 
praftifcher Bedeutung. Der Code Nap., die Gejeßgebung Hollands, Italiens und 
einzelner Schtweizerfantone nehmen auf den R.kauf Rüdficht. Für das heutige 
Deutiche Priv. R. bietet die juriftiiche Konftruftion des R.kaufs inſofern Schwierigkeiten, 
als die Grundſätze des älteren Deutichen R. nicht durchtveg mehr als gemeinrechtlid 
betrachtet werden fönnen und andererjeits ftreitig ift, welche von dem jüngeren 
Entwidelungsformen für die heutige R. ala typiich zu betrachten ſei. Was bie 
Konftituirung der R. betrifft, jo ift an Stelle der Auflafjung die Eintragung in 
die öffentlichen Bücher oder gerichtliche Konfirmation getreten. Demgemäß jebt 
die Tilgung der KHaufrente im Rechtsgebiete der Grundbücher, mindeſtens ſoweit he 
gegen Dritte wirkffam fein joll, die Löfchung im Grundbuch voraus. Die Haftung 
des belafteten Objekts für die unter einem früheren Beſitzer aufgelaufenen Rüdjtände 
ist faft allgemein außer Geltung gefommen. Iedoch hat in München das Ewiggeld 
auch noch in diejer Beziehung den Charakter einer dinglichen Laſt, wenn nicht die 
perjönliche Haftung des Schuldners durch bejondere Vereinbarung begründet worden 
ift. Der R.ichuldner hat das Mecht der Ablöſung. Die Höhe der R. if 
durch RPO. von 1577 auf 5 Prozent feſtgeſetzt worden, doch folgte daraus 
nicht die Anwendbarkeit der übrigen geieglichen Zinsbeichränktungen, 3. B. de 
Verbots des Anatocismus. Dem Gläubiger kann im Wall der Säumniß ein 
Kündigungsrecht vertragsmäßig eingeräumt werden (RDA. von 1600, $ 35); 
andernfalls Hat er das Kündigungsrecht nicht, wenn nicht ein Partifularrecht es 
im Fall der Mora gewährt. Im Uebrigen gelten für das Nechtäverhältnig aus 
dem R.kaufe die allgemeinen Grundjäße der Reallaft. 

Bit.: Albbrecht, Die Gewere, 157 ff. Auer, Das Stadbtreht von Münden, 1840. — 
Riedel, Das Ewiggeld:Inftitut in München, 1819. — Dunder, NReallaften, 69 Fi. — 
Göſchen, Die Goslar’ihen Statuten, 228 ff. — Stobbe in ber Zeitichr. für Deutiches 
Recht, XIX. 178. — Arnold, Geichichte des Eigenthums in den Deutichen Städten, 1861. — 
Pauli, Die Wieboldörenten, 1865. — Neumann, Geihichte des Wuchers, 212. — 
v. a ‚ Die Gült. u. der Schuldbrief, in d. geitice. f. Schweiz. rn. IX. — Höpten im 
Bremiichen Jahrb. VI. — Stobbe,$ 104. — v. Gerber, 88 188 ff. — Bluntihli, $$ 97 M.— 
Gengler, $78. — Insbeſondere Roth, Bayer. Civilrecht, II. 356, Heinrich Brunner. 


Nentenbriefe. Zur Erleichterung der Ablöfung bäuerlicher Grunddienftbar- 
feiten find in Deutichland (Sacjien 1832, Bayern 1848, Preußen 1850 ꝛc.) im den 
legten Jahrzehnten bejondere Kreditinftitute (Rentenbanfen zc.) errichtet, welche, 
zwijchen den Berechtigten und den Pflichtigen tretend, Kredit nehmend bzw. gebend, 
den Mangel.eigenen, zur Ablöfung Hinreichenden Kapitald bei dem Pflichtigen er- 
ſetzen. Faſt überall ift die Sache gejeglich in der Art geordnet, daß der Berechtigte 
an Stelle des Entichädigungsfapital® einen entiprechenden Betrag in „R.“ (jo in 
Preußen; „OGrundentlaftungsobligationen“ in Defterreich= Ungarn; „Land-R.“ in 
Sachſen, „Srundrentenablöfungsichuldbriefe“ in Bayern ꝛc.) erhält, welche von der 
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Rentenbant verzinit und allmählich durch Verloofung amortifirt werden. Die Ver— 
pflichteten dagegen zahlen an die Rentenbank eine, an Stelle der abgelöften Laft 
auf ihrem Grundftüde haftende Rente, deren Betrag außer den Zinjen eine Amorti« 
jationsquote enthält, und werden dadurch nach einer gejeglich bejtimmten Zahl von 
Jahren völlig befreit. — Der R. ift hiernach eine von der Rentenbank ıc. aus— 
gejtellte Schuldurfunde, worin diefelbe fich als Schuldnerin eines bejtimmten Kapital- 
betrages bekennt (gewöhnlich runde Summen) und fich zur terminlichen Verzinſung 
fowie im Falle der Kündigung (welche jedoch dem ‚Inhaber nicht zufteht) bzw. 
Ausloofung zur Zahlung verpflichtet. Der R. lautet regelmäßig auf den Inhaber. 
Demielben find Zinscoupons beigegeben, welche von Zeit zu Zeit erneuert 
werden. Die Erfüllung der gefeßlichen Verpflichtungen der Rentenbant garantirt 
der Staat (Preuß. Rentenbanfgejeg $ 3). R. gehören zu denjenigen Papieren, 
in welchen nach den Vormundfchaftsordnungen Mündelvermögen dauernd angelegt 
werden darf (Preuß. Vorm.O. vom 5. Juli 1875 $ 39 ꝛc.). Diejelben find an 
fh nicht Pertinenz des abgefundenen Guts. Sie haften aber (ala Kaufpreis 
der abgelöften Berechtigungen) denjenigen Gläubigern und jonftigen Interefjenten 
(3. B. Lehnsagnaten ıc.), welchen jene Berechtigungen hafteten. Unter Umjtänden 
fann daher die Hinterlegung verlangt werden (j. Preuß. Rentenbantgei. $ 49). — 
In Preußen wurden zufolge des Geſetzes vom 26. April 1858 die damals bejtehenden 
7 Rentenbanten mit Ende des Jahres 1859 geſchloſſen (d. 5. die Ablöfungen 
jollten nicht mehr durch Vermittelung der Rentenbank jtattfinden); gleichzeitig 
wurde das Verfahren hinfichtlich des Aufgebots und der Kraftloserflärung verlorener R. 
geordnet. Indeſſen ift nachträglich der Wirkungskreis der Nentenbanfen durch Zu— 
laſſung ihrer Mitwirkung bei Ablöfungen in den neu erworbenen Landestheilen 
bzw. bei den Ablöfungen der den geijtlichen und Schulinftituten fowie den frommen 
und milden Stiftungen zuftehenden NRealberechtigungen wiederum erweitert worden, 
und das Geſetz vom 17. Januar 1881 hat die Vermittelung der Rentenbanten, wie 
früher, für die bis zum 31. Dezember 1883 zu beantragenden Kapitalablöfungen 
wieder zugelafien. 

Nach dem Geſetz vom 13. Mai 1879 können zu verjchiedenen gemeinnüßgigen Zwecken 
Landestultur-Rentenbanfen errichtet werden, welche Darlehen in baarem 
Gelde oder in von ihnen auszuftellenden Schuldverjchreibungen (nach dem Nennwerthe), 
bog. „Landeskultur R.“, gewähren. Iſt das Darlehn in baarem Gelde gegeben, 
jo fann die Bank LandeskulturR. in Höhe des gewährten Darlehns auögeben. 
Die R. haben denjelben Zinsſatz wie die Darlehen (höchſtens 4'/, Prozent). Letztere 
fönnen jeder Zeit ganz oder theilweife baar oder in Landezkultur-R. nach dem Nenn 
werthe zurüdgezahlt werden. Den Inhabern der R. fteht fein KHündigungsrecht zu. 
Diefelben werden durch Ausloofung amortifirt. Sie können bei Abhandenkommen 
aufgeboten und für Fraftlos erklärt werden. Das Verhältniß Hat Hiernach immerhin 
einige Aehnlichkeit mit den oben beiprochenen R., nähert ih aber mehr dem der 
von den Hypothekenbanken ausgegebenen „Prandbriefe”, welche zuweilen auch den 


Namen „R.“ führen. 

6j 9° u. Lit.: Preuß. Gef. v. 2. März 1850, 26. April 1858, 28. Mai 1860, 10. April 
1865, 3. April 1869, 27. April 1872, 3. Januar 1873, 15. Febr. 1874; Vorm. Ordn. vom 
5. Juli 1875 $ 39; Geſ. v. 16. Juni 1876, 26. Juli 1876, 13. Mai 1879, v. 17. Januar 1881. 
Alerh, Priv. vom 13. Sept. 1872. — Defterr. Gef. vom 4. März 1849; Patente vom 25. Sept. 
1830 und 11. April 1851. — Entſch. des OTrib. zu Berlin XXX. ©. 266 (Präj. 2596 II); 
XXX. ©. 214; XXXIU. ©. 305; XXXVII. ©. 464; LXI. ©. 420. — FHörfler, Theorie und 
Praxis bes Be Privatrecht, 4. Aufl., I. ©. 125 Anm. 40; 3. Aufl,, II ©. 57; ID. 
©. 471. — Judeich, Die Grundentlaftung (Leipz. 1863). — Leite u. v. Rönne, Landes: 
fulturgefeßgebung, II. 1 ©. 519 ff. — Siegfried, Börfenpapiere, I. (1874) * Pr ff. 


. Kod). 
Nentenlegat (leg. redituum, annuum, menstruum etc.) iſt das Vermächtniß 
beitimmter terminweife wiederfehrender und an den VBermächtnißnehmer auszuzahlender 
Einkünfte. Das Röm. R. behandelt, wofern der Wille des Teftators nicht entgegen= 


®, 


438 Renufſon — NReportgeihäft. 


fteht, diefe Zuwendung nicht als Ein Vermächtniß, fondern ala ebenſo viele einzelne, 
jedes für fich anfallende, Vermächtniffe (leg. in singulos annos etc.), wie der Ber: 
mächtnignehmer Hebungstermine erleben (und an diejen fähig fein) wird; ſodaß die 
eonditio juris: si vivat, und ſomit der dies cedens legati, jeder einzelnen Termin— 
bebung innewohnt. Im Zweifel eritredt ſich das Legat auf die Lebensdauer des 
Bedachten (Leib oder Lebenörente), es wäre denn entweder eine beſchränkte Zahl 
von Terminen (3. B. auf zehn Jahre, bis zur Volljährigkeit) angeordnet oder die 
Rente auch den Erben des Legatars beitimmt (oder einer juriftichen PBerion), 
in welchem Falle im Zweifel auch Erbeserben ꝛ⁊c. bedacht find (immerwährende 
Rente). Stets kann der Betrag der Einzelhebung dadurch unbeitimmt gemacht jein, 
dat die Einkünfte von einer beftimmten Sache oder Kapitalforderung angewieien 
worden find. — Anders, wenn der Teftator eine Summe im Ganzen vermadyen 
und nur Zahlungstermine anordnen wollte; dies ift fein R., jondern Ein mit einem 
Mal anfallendes Vermächtniß. — Die neueren Gejeßbücher behandeln das R. in 
Kürze, nachdem mit der Falecidiſchen Quart die fchwierigite Frage, wie diefe zu be 
rechnen jei, ob nach Wahrfcheinlichkeit der Dauer oder durch Kapitalifirung der 
Rente, bejeitigt ift; fie jchließen fich jedoch der römifchrechtlichen Auffaſſung des R. 
als einer Vielheit von DVermächtniffen an. Das Defterr. BEB. läht jede Rente 
zwar mit Anfang des Termins fällig, dagegen erit mit Ablauf der Friſt Flagbar 
werden, was nur dann haltbar erfcheint, wenn der Erblaffer Poftnumeration an 
geordnet hat. 

= u. Quellen: Arnbts im Rectäler. VI. ©. nr — Roßhirt, Bermidtn, 


1. 98 ff. — Windbicdeib, Denk m.$ 660. — D. 3 1 (inäbel. 1. 4, 8 u 11. — 
IL 16 18. 20, 26 D. 36, 2. — Ben, Mg SR. 12 44 dr, 424. — Defterr. BER 


687. — Code civ. art. 1015. — Sächſ. B 88 2448 ff., 2476. — er Grbr.- 
tio., PR 419 ff. hüpe. 
Nenuflon, Philippe, & 1632 zu Mans, wurde Advofat am a 
rt 1699. 


. ten: Traites des —A de la communauté et du douaire, 1681—92. — 
Oeuvres, &d. Serieux 1760, 177 

Xit.: Rodiöre, _ nds jurisco ——— R- 344, 345. — Stein-Warn: 
fönig, Franz. —— und — — u — Michaud. — Gaudry, Barresu 
de Paris, 1864, II. Zeihmann. 

Reportgeidhäft. Report bedeutet die Differenz zwiichen den Preiſen, welde 
eine Waare (zumeiſt ein börfengängiges Werthpapier) an zwei verichiedenen Lieferung 
terminen hat, und zwar wird der Name „Report“ insbejondere dann gebraudt, 
wenn das Papier an dem fpäteren Termin höher im Kurſe fteht ala an dem 
früheren, während der Betrag, um welchen das Papier an dem jpäteren Termine 
niedriger fteht, al8 an dem vorangegangenen, „Deport” genannt wird. Diet 
Differenzen find der Gegenftand der Spekulation in den verjchiedenen Arten der R. 
Unter Xebteren verfteht man Kombinationen von Einkauf und Verkauf, zugleich von 
Kaſſa-⸗ und LKieferungsgeichäften, ſei es daß dabei nur die Differenz in Spekulation 
fommt (R. als reine Differenzgeichäfte f. diefen Art.), jei es daß die Real- 
lieferung beabfichtigt ijt (3. B. im „Koitgeichäft“). 

Das juriftiiche Weſen der R. liegt darin, daß durch einen einheitlichen Willens 
entichluß feitens des einen der Kontrahenten die fombinirten Geſchäfte ala Em 
Gejchäft abgejchloffen werden. Es ift ein einheitliches Geichäft, wenn der Reporteur 
(d. i. der Kontrahent, welcher per Kafla kauft „reportirt“) zugleich mit dem Kafla- 
fauf daffelbe auf Lieferung verkauft und fich dadurch ſelbſt für den Fall des finkenden 
Kurſes Nutzen fichert, und ebenſo ift es, von der andern Seite aus betrachtet, ein 
einheitliches Gejchäft, nämlich infofern der Gegenkontrahent per Kaſſa verkauft (1. 2. 
etwa deshalb, weil er Baargeld rafch braucht), fich aber gleichzeitig zu anderem 
Kurfe die Rüdlieferung ausbedingt (auf Lieferung kauft) und ſich damit die Chance 
rejerpirt an dem zuleßt etwa noch jteigenden Kurſe des vorher verkauften Papiers 
zu gewinnen. Der Reporteur benußt das R., um fein Kapital auf kurze Zeit und 
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zugleich ficher Fruchttragend anzulegen, nämlich Gewinn aus den Zinjen der Zwijchen- 
zeit und dem Kursunterſchiede zu ziehen. Der Gegenfontrahent kann das R. benußen, 
um fi) ohne dauerndes Aufgeben des Papiers Baargeld zu verjchaffen (in diejer 
Anwendung nähert fich das R. der wirthichaftlichen Funktion des Lombard) und 
fih doch zugleich die Möglichkeit offen zu erhalten, an der etwaigen Kurshebung zu 
profitiren,; oder er prolongirt damit ein Lieferungsgeichäft (er „giebt das Papier 
in Koft“ vom früheren zum jpäteren Termine, „KRojtgeichäft“, vgl. den Art. Prolon= 
gationsgejchäft) oder er Hilft dem Stüdmangel des Reporteurd durch Lieferung 
ver Kaſſa ab u. ſ. w. 

Aus der juriftiichen Natur des R., ala eines einheitlichen Geſchäfts, ergiebt fich, 
daß die Aftiengefellichaften troß des Art. 215 Abi. 3 des HGB. ihre eigenen Aktien 
reportiren dürfen, da im R. der Erwerb nur gleichzeitig mit der Wiederveräußerung 
aktirt iſt. 

i 2 Grünhut, Das Börſen- u. Maflerrecht, 1875, S. 72—79, auch in feiner Zeitichr. 
für das Privat: und Öffentliche Recht der Gegenwart, 1875. — James Moſer, Die Zeit: 
grüne, Berlin 1875, ©. 14. — Endemann, H.R., $ 121 II. — Thöl, H.R., $ 285. — 
tih. dv. ROHG. Bd. XXIL ©. 191 ff. — Keyßner, Allg Deutſches HGB. 2. Aufl., 
€. 200—201. — Rechtſprechung betr. D. R. |. in Goldſchmidt ꝛc., Zeitichr. für das gei. 
HR., Bd. XXVL (1881), ©. —257. Gareis. 

Reprüſentationsrecht (Thl. I. S. 458) iſt eine von der neueren romaniſtiſchen 
Doltrin, die mehr oder minder bewußt deutichrechtliche Grundjäße in das Röm. 
Recht Hineintrug, erfundene Bezeichnung für das geſetzliche (Nov. 118) Erbiolgerecht 
1) der entiernteren Defcendenten, 2) der Geichwifterfinder, deren zwiichen ihnen und 
dem Erblaſſer geitandene Parentes (nähere Dejcendenten, bzw. Gejchwijter) vor dem 
Erblaffer veritorben find, folglich nicht mehr im Wege jtehen; jo daß man gewiffer- 
maßen mit Juftinian’s Inſtitutionen und Novellen jagen kann: jene erben an Stelle 
ihrer vorverjtorbenen Eltern das, was anderenfalla dieje würden erhalten haben. 
Hieraus num folgerte man: jene repräfjentiren dieje; eine in falſcher Vorftellung 
wurzelnde Ausdrudsweiie, die am beiten ganz vermieden wird, und in der Ihat 
jernere Irrthümer erzeugt hat. So: jene Perjonen erbten nicht kraft eigenen Rechts, 
iondern aus dem echte des vorverftorbenen Parens, folglich nur, falls letzterer erb— 
fähig geweſen und von ihnen beerbt worden jei. Noch mehr verwirrte Glück dieſe 
grundloſe Theorie, indem er unterjcheiden wollte: R. im angegebenen Sinne „zum 
Behuf des Erbfolgerechts“ (mur bei Neffen) und R. „zum Behuf der Erbtheilung“ 
(Enteln und Neffen gemeinfam). Heute wird alljeitig erkannt, ein ſog. R., will 
man einmal diejen irreleitenden dem Röm. Recht fremden Namen beibehalten, könne 
nichts weiter bedeuten, ala den Inbegriff zweier für die Erbfolge der entiernteren 
Deicendenten (erite Klafje) und der Geichwijterfinder (zweite und dritte Klaſſe) 
geltenden Merkmale: 1) Gradesnähe jchließt nicht aus, 2) es wird in stirpes 
fuccedirt. Lebteres galt nach Möm. Recht auch da, wo Enkel, bzw. Gefichwiiter- 
finder von verjchiedenen Eltern, allein zur Erbfolge gelangen. Wenn dagegen der 
RA. zu Speier von 1529 für alleinerbende Gejchwijterfinder jchlechthin Kopftheilung 
anordnete, jo war das lediglich die Entjcheidung einer alten Streitfrage (Azo, 
Accurjius) im Sinne des Germanifchen Erbrechts gegen das Römiſche. — Der Aus- 
drud representation, aber ohne die obengenannten irrigen Folgerungen, bat im 
Code eivil fich eingebürgert, ift dagegen dem Preuß. Allgem. ER. wie auch dem Sächſ. 
BGB. allganz fremd geblieben. Alle drei Gejeßbücher erweitern die gemeinjchaftliche 
Erbfolge der Gejchwijterfinder auf Geichwifterablömmlinge überhaupt, und verwerfen 
die Lehrfäße jener jalfchen Doktrin. Das ſog. R., im Sachjenipiegel nur für des 
Eblaſſers Enkel anerkannt, hatten jpätere Sächſ. Gejege der Seitenlinie ausdrüdlich 
verfagt ; wogegen wieder das Erbi.Mand. von 1829 $ 43 die Kopftheilung des 
Speierichen Reichsabfchieds verwarf. Nunmehr hat das Sächſ. BGB. die richtigen, 
auch vom Preuß. Allgem. ER. beiolgten Grundjäße des Gem. Rechts durchgeführt: 
Ablömmlinge vorverftorbener, enterbter, durch Verzicht oder Ausſchlagung aus— 
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geichloffener Defcendenten bzw. Geſchwiſter erben kraft eigenen Rechts, aber bejchräntt 
auf die Stammesportion des Parens. Obendrein wird, bei Ausſcheiden eines näheren 
Verwandten nad) dem Erbanfall, unbeſchränkte successio graduum anerkannt. folge 
richtig und nachahmenswerth iſt das R., jowie die gefammte gefehliche Erbtolge, 
nur im Defterreih. BGB. geordnet. 

git. u. Quellen: Glüd, ——— e, 88 28 F rancke, Beitr., VIIL 
S. 44 — Tewes, en 51 Win peid, Lehrb. IIL 8 m. — ‘8 6, 15 
Inst. 3, 1. — Nor. 118 cc. 3. — Nor 127 c. 1. — RU. von an * 91. — Code ar. 
art. 739 7 — Preuß. dd, CR. IL. 2 N 348 f: x ZU Br Bid $ 393. — Oeſterrt. 
BEB. 38 733 fi. — Sädi. B 268. $$ 2027, 2030, 2035, 46, Sol 2561, 2599. — 
Mommfen, Exrbr.:Entw., 88 33 ff. Schüpe. 


Nepreflalien, auh Reprejalien (noch bei ©. F. v. Martens, Völler— 
recht), repraesalia und repraesaliae, auch repraesentalia (Ducange), dewohnlicher 
repressaliae, ſind nah Groot's Meinung durch die Dekretalen eingeführt, indeß 
führen dieje jchon den Ausdruck repressaliae für pignorationes als eine vulgaris 
elocutio an (cap. un. d. iniur. et damno dato in VI. [5, 8). Als Terminus der 
Auriften feiner Zeit bezeichnet Groot: repressaliarum ius und identifizirt dieſes 
jowol mit Zveyvormouös oder pignoratio inter populos diversos, ala auch mit 
withernamium (nah Barbeyrac R. 2 ad Groot von wither oder wider umd nam 
oder namp, bei Ettmüller, Lexic. Anglosax. s. v. Niman: näm-vidernäm, bei 
Ziemann und bei Müller, Mittelhochdeutfche® Wörterbuch: widername) der 
alten Sachfen und Angeln, und mit den literae marcae der Franzoſen (Groot, 
II. II. $ IV), auch droit de marque (marcha, auch ius marchium, Ducange) 
et de reprösailles. Repressaliae von reprehendere und reprendere, daher aud) 
Reprehenjalien und Reprenjalien. Nach heutigem Gebrauch: Franzöſiſch represailles, 
Englijch reprisal, Jtalienifch rappresaglia und ripresaglia. R. bedeuten zunächſt 
die eigenmächtige Wegnahme eines fremden Gegenftandes (auch einer Perfon) in 
Beranlaffung oder zur Wiedervergeltung einer dem Wegnehmer widerfahrenen Rechte 
verlegung (früher auch Beraubung, Burchardi, 500), nach dem Bölferrecht der 
Gegenwart aber: jede die Rechtswidrigkeit eines Staates vergeltende eigen: 
mächtige Handlungsweife des verleßten Staates (Berner, 597) oder in allgemei: 
nerer, indeß nicht genügend genauer, Bejtimmung: die Reaktion eines Staates gegen 
ein von einem anderen Staat zugefügtes Unreht (Burdhardi, 1. e.). — Ten 
R. mehr oder weniger verwandte Formen treten jchon im Altertfum (Wurm, 475 
und 476) auf: in Athen die auch bei Groot erwähnte, von Wolff $$ 592 fi. 
noch behandelte, drdooAmpia, bei den Römern die clarigatio, — welche indeß zu 
untericheiden iſt ſowol von der Androlepfie (Wurm, 475 not. 44) ald auch von der 
pignoratio, R. im eigentlichen Sinne (Bynkershoek, Qu. iur. publ., I. XXIV). 
— und die recuperatio (ſ. Sell über diefelbe ala völkerrechtliches Inſtitut in feiner 
1837 erichienenen Monographie: Die recup. der Römer); im Mittelalter (Mar- 
tens, Armat. 19., ss.; Hautefeuille, Dr. mar, intern., 126 ss.) treten R. bei 
den Fehden der Seigneurs und der Ausübung und Bekämpfung der Seeräuberri 
auf. Schon jeit dem 13. Jahrhundert, in wirklich obligatorischer Weiſe aber erft 
jeit dem 14., mußte dem Beginn der Thätlichkeiten in Form der R. eine Verband: 
lung bei den jog. conservatores pacis dorausgehen und die bei auäbleibender Ent 
fcheidung rechtmäßigerweife eintretende Selbfthülfe autorifirt werden durch die marcha 
(facultas a principe subdito data, qui injuria affectum se vel spoliatum ab alte- 
rius principis subdito queritur, de qua ius vel rectum ei denegatur, in ejusdem 
principis Marchas seu limites transeundi, sibique ius faciendi“, Ducange), 
woraus der in neuerer Zeit gebräuchliche Terminus: lettre de marque fich bildete. 
Der Markebrief beftimmte auch die durch R. beizutreibende Summe. Die eine 
Art der Marfebriefe: die eigentlichen R. ermächtigen zur Ergreifung der Güter des 
Gegners innerhalb des Gebietes der den Markebrief emanirenden Staatögewalt, die 
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andere Art, ſpeziell als marcha bezeichnet, geſtattete, aller dem anderen Theile 
gehörender Gegenftände auf offener See fich zu bemächtigen. Die lettres de contre- 
marque waren gegen bdiejenigen gerichtet, welche die lettres de marque ertheılt 
hatten. Zur Ertheilung diefer Briefe waren ermächtigt in frankreich die Gouver— 
neure, höhere Gerichte und Parlamente (Masse, Dr. comm., I. 136 ss.), jeit der 
Verordnung von 1485 nur der König, in den Lombardijchen Städten die Obrigkeit 
und Gemeinde (Burchardi, 501), in Belgien einzelne mit dem Kriegsrecht begabte 
Städte GBynkershoek, 1. c.); für England bezeichnete jchon die Parlamentsacte 
von 1353 die fönigl. Verleihung ala die ausfchließlich übliche, wogegen fie in den 
Niederlanden erit am Anfange des 15. Jahrhunderts gefordert wurde. Die Engl. 
Parlamentsacte von 1416 gewährte die Ausreichung der R.briefe nur nach gefor= 
derter und verweigerter Genugthuung. Bertragsmäßig wurden die R. beſchränkt auf 
den Fall der Juftizverweigerung (Franz.-Span. Vertrag von 1489 und Spaniſch— 
Schott. Vertrag von 1550) und von auslaufenden Schiffen für das Nichtüben von 
R. Sicherheitsftellung verlangt (Franz.-Engl. Vertrag von 1440 und 1468, Engl.- 
Span. Vertrag von 1489). Endlich wurde in einer großen Zahl von Verträgen 
f. Martens, 1.c. ©. 30) vereinbart, daß, außer im Falle der Juftizverweigerung, 
die Güter der gegenfeitigen Unterthanen nicht in dem Staate des anderen Theiles 
für die Schulden ihrer Landsleute mit Beichlag belegt werden dürften. Gejeßliche 
Regelung ward dem Inſtitut der R. durch die den bezüglichen Inhalt des guidon 
de la mer faft wörtlich wiedergebende ordonnance de la marine von 1681 und die 
Statuten der Lombardifchen Städte (f. über die Lombardifchen Statuten und die 
Geich. der R. überhaupt Burchardi, 500 ff.). — Die R. find noch in der Ge 
genwart ein völferrechtlich begründetes Injtitut. Mas Latrie drückt fich daher zu 
allgemein aus, wenn er ©. 46 ausführt, daß die R. gefallen, nur die von ihm ge— 
ihilderte frühere Art derfelben ijt gefallen. Die Nothiwendigkeit ihrer Fortdauer 
motivirt jchon Bynfershoef: „Repressaliarum usum in totum tollere, eorum, 
qui non uni Principi subsunt, improbitas non patitur“. Indeß jprach fich das 
Röm. Recht wiederholt entjchieden gegen die R. aus, weil die Einzelnen nicht ſchul— 
den, was eine universitas jchulde (1. 7 $ 1 D. 3, 4), weil man nicht Andere 
wegen fremder Angelegenheiten beläftigen (l. un. C. 11, 56) oder die Befitung eines 
Anderen wegen fremder, öffentlicher oder Privatfchulden in Anfpruch nehmen dürfe 
(l. 4 C. 12, 61), insbejondere aber nicht Gläubiger die Kinder ihrer Schuldner 
zurückhalten dürfen (nov. 134 cap. VII); auch wurden gegen die illiberales pigno- 
rationes und die durch fie geurfachten exactiones exosae, welche der Geſetzgebung 
Ihon vielfach Aergerniß gegeben, mannigiache Strafen verhängt, weil es für wider- 
finnig erachtet wurde, daß ein Anderer der Schuldner und ein Anderer der Bezahler 
jet oder daß Jemand anjtatt eines Anderen, der eine widerrechtliche Handlung verübt, 
blos weil er mit diefem einen und denjelben Ort bewohnt, bejchwert, beitraft werde 
und ein Uebel unſchuldig erleide (Nov. LII pr. und cap. I). Auch das Kanon. 
Recht ſprach fich (1. e.) gegen die pignorationes (vulgo: repressaliae) , in&bejondere 
an Geijtlichen, aus und bedrohte die Zumwiderhandelnden mit kirchlichen Strafen. 
Gegenüber diefen wohl begründeten Perhorreszirungen ſeitens der Geſetzgebung hat 
die völferrechtliche Doktrin die R. zu entichuldigen geſucht. Groot (II. II. SS II. 
und V.) leitet fie aus dem ius gent. voluntar. ab und jtellt den Sat als der Natur 
nicht widerftreitend auf, daß alle Güter eines Staates für feine Leitungen und 
Verpflichtungen, insbeſondere auch zu Gunften einer, einem fremden Anſpruch nicht 
gewährten, rechtlichen Genugthuung, haften. Diefer Satz jei durch Sitte und ſtill— 
Ihweigenden Konſens eingeführt, ſowie ja auch fideiussores sine ulla causa ex solo 
consensu verpflichtet würden. Wolle man folche R. nicht einräumen, jo würden 
häufig Rechtöwidrigfeiten unvergolten bleiben und den fremden nicht leicht Gerech- 
tigkeit zu Theil werden. Die Pignorationen Löften gewiffermaßen als Auflagen 
Öffentliche Verpflichtungen ab. Vattel (IL. XVII. $ 344) rechnet das Privat- 
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vermögen zum Staatövermögen und läßt daher auch eriteres für die Schulden des 
Staates haften. Martens (B.R. 253) leitet aus der Haftungspflicht der Un- 
tertganen mit Perjon und Vermögen für die Schulden und Verlegungen des Staates 
auch das an jenen zu übende R.recht ab, indeh joll jene Pflicht nur dann eintreten, 
warn eine Entjchädigung möglich ift. Gegen die Rechtfertigung der R., namentlic 
gegen Groot's Motivirung tritt in neuejter Zeit Maſſé (1. 43 ff.) auf, indem er 
eö für ganz unitatthaft erklärt, daß man R. an den Gütern oder Forderungen der 
einzelnen Unterthanen einer jchuldenden Nation übe, anſtatt an denen der Nation 
(de8 Staates) jelbit. Er hält überhaupt R. nur dann für rechtlich begründet, wenn 
fie zwifchen den betreffenden Staaten vertragsmäßig als zuläffig bezeichnet find 
oder wenn fie ala Retorfion (?) geübt werden, indem die Politik dann gejtatte, 
was das Recht verbiete. Wir jehen die R. als ein nicht zu emtbehrendes Glied in 
der Reihe der internationalen Rechtsmittel an, erachten aber für nothwendig, daß 
fie ftreng normirt und ihre Anwendung möglichit beichränkt werde. — Man unter 
icheidet pofitive R., welche der verlegte Staat durch die Wegnahme von Sachen 
oder Verhaftung von Perfonen des verlet habenden Staates ausübt, und nega— 
tive, welche in der Vorenthaltung oder Verweigerung von Rechten oder in Nicht: 
erfüllung vertragamäßiger Verpflichtungen bejtehen (Martens, B.R., S 251; 
Klüber, $ 234 not. c; Wheaton I. 275; Wurm, 479; Berner, 599) 
oder in Weigerung oder Erfüllung einer obligat. striet. jur. (im Gegenfaße zu 
comity) (Phillimore II. 14). MAüber (l. c.) untericheidet noch R. im wei— 
teren Sinne ala jede Gewaltthätigfeit zur Genugtduungserlangung wegen erlittenen 
Unrecht, mit Ausnahme des Krieges, im engeren Sinne als Gewalthandlungen, 
wodurch der beleidigte Staat dem Beleidiger an- oder zugehörige Perfonen, Rechte 
oder Sachen (R. im engjten Sinne) zurüdhält zum bezeichneten Zwed. Diele 
Diftinktionen find zu minutids. Ginige Autoren unterfcheiden allgemeine und 
bejondere R. in zwiefacher Weife. Zunächſt in der, wonach allgemeine feine 
Gewaltmaßregeln ausichließen oder die den Behörden und Unterthanen erteilte 
unbejchränfte Vollmacht enthalten, Perfonen und Eigentdum des fremden Staates 
zu ergreifen, wo es auch jei, während bejondere nur beftimmte Arten von Ge 
waltmaßregeln geftatten (Wheaton, 1. c.; Berner, 1. c.). Entweder wird in 
der Anwendung der erſteren ein Uebergang. in den Kriegaftand erblidt (Martens, 
V.R., $ 257) oder fie werden ala eine beim Anfange eines Krieges ergriffene 
Maßregel charakterifirt (Wheaton, 1. c.) oder nah de Witt und Kent (I. 70) 
mit dem Kriege jelbit für identisch gehalten (j. auch Jefferſon's Propofition zur 
Zeit des Kontinentaliyitems bei Manning, 115 ff.). General reprisals verfügte 
England im orientalischen Kriege gegenüber Rußlands (de8 Monarchen, der Unter: 
thanen und Bewohner) Schiffen, Fahrzeugen und Gütern, jo daß die Englijche Flotte 
und (Kriege) Schiffe fich rechtmäßig derfelben bemächtigen durften (ord. of counc. 
d. d. 29. März 1854, bei Phillimore, III. 13). Der Lord-Oberrichter Hale 
aber unterjcheidet in jeinen pleas of the crown (vol. I. 162 und 163) die gener. 
repris. von dem Kriege, denn wenn jene auch die Wirkung eines Krieges hätten, 
jo fünnte doch fraft derjelden feine Privatperjon die Schiffe des Gegentheils, ohne 
ein fönigliches oder obrigkeitliches Kommifjorium, nehmen und geriethen außerden 
durch die R. Staaten nicht in einen vollftändig feindlichen Zuftandhinein. Groot 
(III. II. $ I. 3) Eonftatirt, daß man fich der R. bediene nicht blos in den bellis 
plenis, jondern auch, wo man einer violenta quaedam iuris executio oder ein 
bellum imperfectum bedürfe; Wolff ($ 603) hält R. für eine Spezies des Krieges, 
ähnlich dem Privatfriege, Moier (Verf. IX. II. 521) ſtatuirt R. in Kriegszeiten 
und führt bejondere R. der Kriegsmanier auf. Dagegen jentirt Bynfershocl 
l. ec. bündig: „repressaliis locum non esse nisi in pace*, bezeichnet Hautefeuille 
(126) R. ala zum Frieden gehörende und Kent (I. 69) als mit dem Friedens⸗ 
itande verträgliche Acte und giebt Burchardi (497) zu, daß fie ihm micht auf 
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heben, wenn auch ftören. Unjeres Grachtens wird der Ausdruck R. auf kriegeriſche 
Mapregeln nicht richtig angewendet, da jene den Krieg behindern jollen, und würde 
für ſolche ſog. R. im Kriege das Kriegs- und nicht das R.recht gelten. Das er- 
wähnte Beiipiel der Anwendung der gen. repr. war entweder eine Selbitiolge des 
Krieges oder überichritt in feiner Allgemeinheit, joweit Privateigenthum auch im 
Kriege geichügt ift,. ſelbſt das Maß des im Kriege Erlaubten. Die zweite Weiſe 
der Unterfcheidung allgemeiner R. als folcher, welche der Staat übt, und be— 
jonderer, zu deren Uebung dem Beichädigeen jelbjt die Befugniß erteilt wird 
Wurm, lc; Berner, 1. e.), iſt, jeitdem die R. nur durch oder im Namen 
des Staates von dazu ermächtigten Behörden oder Unterthanen geübt und nicht den 
Einzelnen für erlittenes Unrecht zu eigenem Recht und zur jelbjteigenen Uebung 
verliehen werden, mit Ausnahme der Vereinigten Staaten (Kent, I. 69), weiter 
von feiner praktischen Bedeutung. Cine Privatperjon, welche ohne Erlaubniß der 
Staatögewalt R. in Bezug auf ein ihr widerfahrenes Unrecht unternahm, wurde 
ſchon jeit längerer Zeit des Raubes oder Seeraubes für fchuldig erachtet (Wild- 
mann, I. 191; Berner, 598). Selbſt der Gebrauch von R. in geringfügigen 
Sachen aus eigener Machtvolltommenheit der Unterthanen (Mofer, VIII. 499) 
kann nicht zugeitanden werden, denn unbejtritten unterjteht, jo wie das internationale 
Rechtämittel des Krieges, jo auch das der R. grundjäglich der Verfügung der 
Staatögewalt (Bartol., qu. 3; Bynkershoek, 1.c.; Wolff, 8589; Vattel, 
$ 346; Mojer, IX. II. 526; Martens, BR., $ 255; KHlüber, $ 232; 
Wurm, 459; Heffter, $ 110; Oppenheim, 228; Wildmann, I. 197; 
Kent, I. 69; Phillimore, II. 22). Groot ($ VII. 3) Eonjtatirt zwar noch, 
daß iure gentium den Ginzelnen das jus pignorandi zuitehe, daß daffelbe indeß iure 
eivili bald von der höchiten Gewalt, bald von dem Richter erbeten werde, aber 
ihon Bynkershoek, 1. c., führt aus: „repressalias concedere solius principis 
esse videtur, egreditur enim ea res legitimam Magistratus potestatem et sic nunc 
ubique servatur“. Als Perfonen, welche, in Bertretung ihres Souveräns, jeine 
Gewalt für ihn auszuüben und daher auch R. anzuordnen befugt find, nennt 
Burhardi (507): Gefandte und die Kommandanten der Land» und Seemacht in 
fernen Gegenden; indeß erachten wir auch hier eine bejondere Mebertragung des 
Rechts für jeden einzelnen Fall für erforderlih, da es fih um ein Souveränetäts- 
recht Handelt und verjchiedene Fälle verichiedene Beurtheilung und Verfügung ver- 
anlafien können. Gefahr im Verzuge wird aber bei den fat überallhin ausgejpannten 
Zelegraphendrähten kaum zu befürchten fein. Zur Ausübung der R. bedient fich 
der Staat jeiner Givil- und Militärmaht (Burhardi, 1. c.). Ebenſowenig fann 
daher zugegeben werden, daß NR. größtenteils bloße Berwaltungsmaßregeln 
(Oppenheim, 228) jeien, da fie ohne rechtliche Jnitiative der Staatögewalt nicht 
geübt werden dürfen. — Die Anwendung von R. tft jowol gerechtfertigt, wenn 
die Staatögewalt (publiziftiiches Unrecht im Gegenjag zum privatrechtlichen ; 
Burdhardi, 503), ala wenn die Staatsangehörigen und domizilirten Ausländer (jchon 
nach dem guidon de la mer: „naturels, sujets et r&gnicoles“; Battel, $ 347; 
Burhardi, 504 und 505; Kent, I. 69) im ihrem Rechte verlegt find und braucht 
das Unrecht nicht von Gewaltthätigfeiten begleitet zu jein Wildmann, I. 193; 
Phillimore, III. 14). Indeß kann ein von Behörden oder Staatöangehörigen 
verübtes Unrecht nur dann ihrer Staatögewalt zugerechnet werden, wenn dieje es ge= 
billigt und jelbjt Gerechtigkeit (Battel,L.c.; Wildmann, 1.191 ff.; Wurm, 459; 
Berner, 597) oder die Schuldigen zur Genugthuung anzuhalten (Twiß, II. 20) 
verweigert. Bei einer Rechtswidrigfeit der Staatsgewalt ift ein nächjter, bei einer 
der Behörden oder Staatsangehörigen nur ein entiernterer Anlaß zu R. vorhanden 
(Berner, 1. c.). R. zu Gunften anderer Staaten oder nicht domizilirter Fremder 
find zu verfagen (Bartol., qu. 1.; Battel, $ 348; Martens, B.R., $ 256; 
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Phillimore, II. 22; Burdhardi, 505 ff.; Berner, 601). Byntershoet 
gewährt fie jedoch (de foro legator. XXI. $ V.), weil, wenn die R. überhaupt 
rechtlich begründet find, man fie auch Fremden nicht verweigern könne, denn vor 
dem Recht gelte kein Unterfchied der Perfon und müſſe man es Allen gewähren 
(j. dagegen Bynkershoek jelbit in feinen qu. iur. publ. I, XXIV.). Klüber 
hat zwar ($ 233) allgemein völferrechtliche Selbjthülfe zum Vortheil und auf An- 
rufen eines dritten Staates geftattet, wenn man fich vollftändig davon überzeugt 
hat, dat die Rechte dieſes Staates verletzt jeien, erfennt aber eine vollkommene Ber: 
bindlichkeit zu diejer Hülfeleiftung nur auf Grund eines Vertrages an. Sein Heraus: 
geber Morſtadt bemerkt dazu: „Selbithülfe für einen Dritten iſt contradietio in 
adjecto!“ Gegen Bynkershoek und bedingt für Klüber ift Wurm (461 fi.), 
feinen eigenen Widerfpruch motivirt er aber dadurch, daß, weil einem Staat zu 
Gunsten fremder Untertanen fein Nepräfentationsrecht zuftehe, er auch nicht ihre 
Sache zu feiner eigenen machen fünne. Unter bejtimmten Verhältniſſen find indeh 
R. zu Gunften Fremder ala zuläfftg erkannt worden, namentlich von de Witt, 
dann wenn der gewährende Souverän mit dem deö Fremden ex pacto vel foedere 
zum Schub ihrer reip. Unterthanen verbunden war; von Mofer, IX. II. 521) 
gegen das dem Feinde allürte Land; von Martens (B.R., $ 256 not. a) für 
die Schweizerfantons auf Grund ihrer Vereinigung; von Heffter ($ 110), 
Wurm (463) und Burchardi (509) für den Deutichen Bund, unter Berufung 
auf Art. XXXVI. der Wiener Schlußacte, wenn der dur R. zu unterftühende 
Bundesitaat im Rechte war. Gleiche Berugniß wird auch von Burchardi rüdfichtlic 
der Nordamerifanischen Republit (505) behauptet, indeß hat nur der Kongrek, nicht 
der einzelne Staat, Erlaubniß zu R. zu ertheilen (Verf. der Vereinigten Staaten 
vom 17. Sept. 1787 art. I. sect. 8) und fann überhaupt den Gliedern eines 
Bundesstaates, welche ihrer äußeren Souveränetät zu Gunften der Gefammtvertretung 
entjagt haben, nicht ein Attribut der äußeren Souveränetät zugebilligt werden. Bei 
dem anderen von Burchardi (506) erwähnten Fall: den vorübergehenden Allianzen, 
müßte jedenfalls zunächſt nur der durch eine Rechtswidrigkeit direft betroffene Staat, 
der mit ihm vertragamäßig verbundene aber erit dann zur R.übung zu jchreiten be 
rechtigt fein, wenn dem erfteren die R.übung gegen den gegnerischen Staat faktiic 
unmöglich war, alfo nur eventuell und in subsidium. Nicht jede Allianzenſpezies 
wird aber eine jolche R.rechtövertretung involviren, jondern nur Verträge, welche die 
gegenfeitige Unterftügung zur Bewahrung der rechtlichen Stellung der verichiedenen 
Staaten feſtſetzen, bier im Friedensſtande alfo namentlich -Garantieverträge. Wenn 
aber jchon „wegen allgemeiner Verlegung des Völkerrechts, um einem unmenfchlichen, 
abjolut rechtswidrigen Verfahren ein Ziel zu jegen“ (Heffter, 1. c.), R. zu Gunften 
dritter Staaten berechtigt fein follen, oder wegen jeder Nechtäverlegung, ſei das ver: 
legte Recht ein vertragamäßig oder natürlich zuftändigs (Wurm, 459) oder all 
gemein wegen Völkerrechtsbruchs (Burchardi, 500), jo würde daraus ein bellum 
omnium contra omnes in form von R. entjtehen. Auch in Bezug auf Beleidigungen 
eines Staates find R. fein paffendes Sühnemittel, wenn Das auch nicht, wie 
Phillimore, III. 12 apodiktijch verkündet, ein anerfanntes Geſetz ausfpricht. — 
Die am meiften anerkannte Beranlaffung zu R. ift die Juftizverweigerung und 
Juſtizverzögerung (Bartol., qu. 1; Byntershoef, qu. iur. publ.1.c.; Wolff, 
S 589; Wildmann, I. 194; Wheaton, I. 276; Heffter, $ 110) oder auch, 
insbejondere nach Nordamerikanifcher Praris, die Nichtbezahlung einer Schuld durd) 
Fremde an Staatsangehörige (Kent, I. 69 not. b). Die Juftizverweigerung wird 
für begründet erachtet, wenn man gegen einen Verbrecher oder Schuldner innerhalb 
einer angemefjenen Frift fein Urtheil erlangen kann (Groot, $ V), die Weigerung 
muß offenbar (palam denegata iustitia) jein (Bynterähoet, 1. c.), die causa 
vera (Bartol., qu. 4: „alias iniuria“), die res minime dubia, denn im einer 
zweifelhaften ijt die Präfumtion für den Richter (Groot, 1. c.; Vattel, $ 350; 
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Wheaton, I. 276; Wildmann, I. 197 und 198; Kent, I. 69; Philli— 
more, III. 14) aber nicht minima (Phillimore, II. 15): „non debet represal. 
remedium dari pro modico“ — „per praedictam iniustitiam ius partis totaliter 
laedatur secus si laedatur aliqualiter“, Bartol., qu 2. Cine zu R. Anlaß 
gebende Schuldforderung muß Elar und liquid jein (Battel, $ 343; Wurm, 477). 
Bei einem erlangten, aber offenbar ungerechten, Urtheil eine Juftizverweigerung für 
fonjtatirt zu halten (Groot, l. c.; Battel, $ 350), vermögen wir nicht, weil, wenn 
Recht geiprochen iſt, die Ungerechtigkeit meift nicht eben jo offenbar zu erweiſen jein 
wird. — Vor der Anwendung der R. müſſen [open nach Beitimmung früherer Ber: 
träge (Martens, V.R., $ 96 und Armat., I. S 4) gütliche Verfuche angewandt 
worden jein (Mojer, vu. 501; IX. II, 524), > of, was wol jelten erforderlich 
jein wird, die Rechtäverlegung nicht jofort einer Reaktion bedarf (Heffter, 1. c.); 
insbefondere muß rechtliche Genugthuung verlangt werden (Battel, $ 343; 
Wildmann, I 19; Oppenheim, 226; Twiß, I. 20). Zur Genug- 
thuungserlangung ift eine diplomatische Borftellung durch den in dem verleßt 
babenden Staat refidirenden Gejandten des verlegten an den erjteren zu richten und 
wird dieje innerhalb einer bejtimmten Friſt, nach Verträgen des 17. und 18. Jahrh. 
bald 3, bald 4, bald 6 Monate (Bynfershoef, l.c.; Wildmann, I. 197; 
Manning, 108 f.; Phillimore, II. 16), nicht beantwortet, jo find R. 
anwendbar (Wildmann, I. 195; Wurm, 1. c.). Unterliegt der Bejchwerde- 
gegenitand einer gerichtlichen Unterfuchung, jo muß zunächit der Weg des ordent- 
lichen Prozeſſes bejchritten werden (was England in dem Pacificofall 1850 verfäumte, 
indem es ftatt den Beichädigten dazu zu veranlaflen, fofort an die Griechiiche 
Regierung eine willkürlich berechnete Schadenserjaßforderung richtete und als dieje 
nicht gewährt wurde, zu R. jchritt, welches abnorme Verfahren vom Oberhaufe 
mißbilligt, vom Unterhaufe nur in Verbindung mit der gefammten diplomatijchen 
Aktion des Minifteriums nicht getadelt wurde [|Phillimore, III. 29), und die 
nachgefuchte Justiz jowol durch alle Injtanzen, als auch endlich durch die Staats— 
gewalt verweigert jein (Wildmann, I. 197; Phillimore, III. 15; f. dagegen 
Bartol., qu. sec). Auch muß eine plena causae cognitio erfolgen (Bynters« 
hoet, 1. c.; Phillimore, III. 14) und der die R. fordernde Libellus dem Ge— 
Sandten des verletzt habenden Staates vorgelegt werden zur Prüfung und eventuell 
zur Beranlaffung der Genugthuung (Bynfershoef, Bartol., qu. 2: „debet 
actor offerre libellum, quando causa requirit libellum“). Dem gegnerifchen "Staat 
ift Vertheidigung gegen die R.forderung gewährt, damit die R. nicht indebite ver- 
hängt werden (Bartol., qu. 4). Daß vor der Anwendung der R. mit ihnen 
gedroht werde (Moſer, IX., II. 525), ift wol ein objoleter usus. — Der Haupt- 
grundjag, auf welchen die R. zurücdgeführt werden, ijt Vergeltung mit derjelben 
oder einer ähnlichen (Oppenheim [227] Hält zur Erwiederung im Allgemeinen 
jeindjelige Handlungen für jtatthaft), aber nicht beträchtlicheren als die veranlafjende 
Handlung (Moijer, XI., II. 526). Die vergeltende darf aber nicht an fich völfer- 
rechtlich unftatthaft jein, 3. B. der Mord oder die Mißhandlung eines Gejandten 
oder ein Zuwiderhandeln gegen gültige Verträge nicht in gleicher Weile erwiedert 
werden (Groot, II, XVII.S VII; Martens, B.R., $ 258 not.a); Oppen- 
beim (227 ff.) meint dagegen, da Unrecht mit Unrecht ertviedert werben dürfe, 
dad hieße aber das Unrecht janktioniren. Gegen repreffalienmäßige Mikhandlung 
von Gejandten iſt jowol Groot (1. ec.) ala Bynfershoef (D. foro legat., XXII. 
$ IL), der Letztere will aber mit Verſagung der gejandtichaftlichen Privilegien 
vergelten. Na Mojer (IX., II. 527) find auch Gegen-R. üblih. In Ausübung 
der R. fommt am häufigiten in Anwendung die Beichlagnahme von Sachen und 
Forderungen des verletzt habenden Theiles, welche fich im Machtbereich des verlegten 
befinden, jeltener, namentlich in neuerer Zeit, die Verhaftung von Perfonen (Wild- 
mann, I. 187; Wheaton, I. 275; Heffter, 1. c.; Burchardi, 507), nod) 
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Eng DER Lebens verlangt wird (Groot, Wolff, $ 595, PVattel, 
auch Schon pei gewaltthätigem Widerftande gegen die R.erefution wird aber Tödtung 
Her! ter), echtiertigt angeiehen ( Wolff, 596 und 597; WBattel, $ 352), bald 
— * N wenn fie ala der wahrjcheinliche Erfolg der Gewaltanwendung vor: 
bc — (Groot). Auch wird die Vollſtreckung von Leibesſtrafen ausgeſchloſſen 
BoLif, $ 595; Vattel) und überhaupt gute Behandlung verlangt (Phillt: 
more, II. 23). Die verhafteten Perfonen werden auch ala Geifeln betrachtet 
(Öeffter, 1. ©; Burdardi, 1. c.). Als Zwed der Verhaftung wird das 
Erlangen der Freilaffung eines unrechtmäßiger Weife Berhafteten bezeichnet (Battel, 
z 351), indeß wird jene fchon frühzeitig eingejchränft durch zahlreiche Gremtionen. 
Ausgenommen werden Geiftliche, Gelandte, Scholaren, Jahrmarktsfaufleute, Weiber 
und Kinder (Bartol. qu. 7; Groot $ VII; Bynkershoek, De foro legat., 
XXII. 8 IV.), auch das Gefolge der Gefandten (Wildmann, I. 188). 
Phillimore (III. 23) erklärt die von Groot befürmwortete Nichteremtion der zu 
unferem Feinde geſchickten Gefandten für unſtatthaft. Bartol., 1. e., führt nod 
außerdem auf als Grimirte: scriptores und bidelli, die nuncii und famuli der 
Scholaren und ihre fie bejuchenden Bäter, Bußpilger und ihre Hofpizwirthe an 
Walltahrtsorten, Zeugen und überhaupt vor Gericht Geforderte, Männer, welche zu 
ihrer Verehelichung oder zur Beitattung eines Blutsverwandten fich in ein fremdes 
Land begeben hatten und duch Wind und Wetter an einen fremden Ort Ber— 
ichlagene. Ueberhaupt dürfen R. nur an Unterthanen und bleibend, nicht zeitweilig, 
in einem Staate fich aufhaltenden Nichtunterthanen, nicht an Durchreifenden geübt 
werden (Groot, l.c.; Wildmann,l.c.; Wheaton, I. 306 ff.). Grimirt find 
auch die Sachen der Gejandten, Studirenden und Jahrmarktsfaufleute (Groot,1. c.). 
Gegen die Zuläffigkeit von R. an Perſonen remonftrirten in Anbetracht ihrer Un— 
gerechtigkeit und Härte Berner (509) und Wurm (480). Von Gütern find zu» 
nächit die des Staates zu beanspruchen; daß Das aber Schwierigkeiten verurfache, 
weil Staatövermögen gewöhnlich dem Verkehr entzogen und jelten innerhalb fremder 
Staatögrenze fich befinde, bemerkten jhon Groot (III. II. $S IL) und Grono». 
ad Groot. NR. an Staatsanleihen treffen, da jelten der Staat ein Darleiher ift, 
in der Regel Private (Berner, 600). Indeß find für Eremtion des von Aremben 
in Staatsfonds angelegten Geldes, ſowie der Öffentlichen Depofita, Vattel ($ 344); 
Wildmann (l. e.); Burchardi (507). Nach Vattel ift diefelbe gebräuchlich 
in England, Frankreich u. a. Ländern, nah Wildmann (I. 189) beobachten 
fie die beiden erfteren und Spanien fogar im Kriege. War ſolche Eremtion ſchon 
zur Zeit der von Friedrich dem Großen an der Schlefiichen Anleihe geübten M. 
(Martens, Caus. celebr., II. 97 ff.) anerfannt, jo haben die leßtere verurtheilmdDen 
Autoren (®attel, H., VII. $ 84 not. a; Wildmann, 1.189 ff; Wurm, 47 ©, 
Phillimore, IM. 25 ff.) Recht und die fie vertheidigenden (Heffter [1861], 
©. 200 not. 2; Berner, 600) Unrecht. Zur Entichädigung der Privatperiomert, 

welche durch R. unverjchuldeter Weije gelitten, find verpflichtet nach Groot ($ VIE.) 
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— und Wolff (598 und 599) allgemein diejenigen, welche zu den R. Veranlaffung 
gaben, nah Battel (II. XVIII. $ 349) in erfter Stelle die veranlaffenden Privat» 
perfonen und jelbit dann, wenn ihr Souverän die Juftiz verweigert und zum Theil 
noch dann, Falls fie jelbit zur Genugthuung fich bereit erflärten. Burchardi (508) 
will mit Recht die Entjchädigungsforderung nur gegen den eigenen Staat gerichtet 
wiffen, nimmt aber, was nicht anzuerkennen, deſſen Rechtöverpflichtung dazu in 
Abrede. — Zweck der R. ift nicht Beitrafung des Gegentheild (von Wurm, 459, 
gut nachgewiejen), jondern zu erlangende Genugthuung. Die zu gewährende Ent- 
ſchädigung erſtreckt fich bis zum Betrage von Schäden und Koften aus dem Weg- 
genommenen mit Rüdgabe eines etwaigen Reſtes oder Werthbetrages (root []. c.]; 
Wolif [$ 602]; Mojer [VII. 502]; Battel [$ 342]; Phillimore [III. 28)). 
Sowie aber an der weggenommenen Sache bi3 zum Betrage der Schäden und Kojten 
Gigenthum durch die bloße Thatjache der Wegnahme, wie Groot und Wolff, 1. c., 
meinen, nicht erworben wird, abgejehen davon, daß eine ſolche beichränkte Eigentums 
erwerbung begriffswidrig ift, jo ift auch micht, im NRüdficht auf den auch bei der 
Ausführung von R. zu fordernden Nechtögang, einzuräumen, daß ein Staat, wie 
Vattel ($ 342) behauptet, fich ohne Weiteres der weggenommenen Sache zu feinem 
Vortheil bis zum gedachten Betrage bedienen könne, — vielmehr findet hier eine 
Art Prändung ftatt (Heffter, 1. ce.) und muß durch richterlichen Spruch die geübte 
R. legalifirt, der Betrag der Anſprüche firirt und darf die Entichädigung nur dann 
aus dem weggenommenen Gute zuerkannt werden, wenn die veranlaffende Rechts— 
verlegung micht fiftirt oder etwaiger Schaden nicht anderweitig erſetzt wurde 
(Burdhardi, 508; Wildmann, I. 193; Heffter, $ 110). Nach gewährter 
Genugthuung oder Entichädigung ceffirt aber die R. vollftändig. — Nicht zu be- 
zweifeln ift es, daß R. als ein milderes, nur von in befchränftem Maß nachtheilig 
wirkenden Folgen begleitetes, internationales Rechtämittel dem Kriege vorzuziehen 
feien, indeß muß diejer eintreten, wenn der fragliche Nechtäanfpruch ftreitig ift und 
die geübten R. nicht den gegnerischen Staat zur Genugthuung veranlaßten (Battel, 
8 354; Berner, 596). Mißbraucht werden aber R., wenn unter dem Namen 
derielben Gewalt geübt wird, um einer Unterhandlung über ein dieſſeits in Anfpruch 
genommene und jenfeitig beftrittenes Recht eine enticheidende Wendung zu geben 
(Burm, 484). 

tit.: Bartolus a Saxoferrato, Tractatus represaliarum, 1354. — nkers- 
hoek, Quaestionum iuris publici libri duo, 1737. — Wurm, Art. Bölterrechtliche Selbfthül 
in Rotted'’3 Staatöler. 1843 Bd. XIV. — Berner in Bluntſchli's Staats MWört.B, 
1864 Bd. VII. Art. Binceitetien. — Burchardi in Rotted’3 Staatäler. 1865 
2b. XIL s. eod. v. — Mas Latrie, Du droit de marque ou droit de reprösailles au 
moyen äge, Paris 1866. — Die völferrechtlichen Gejammtmwerfe von Groot, Wolff (ius 
gentium), Battel (ed. 1839), 3. 3. Mojer (Berfuch des Europäiichen Völkerrechts, Th. VIII. 
u. IX, 8b. IL) Martens (Ausg. von 1796), Klüber (Ausg. dv. 1851), Wildmann, 
Deuning, Heffter ug v. 1861), Oppenheim (1866), Ypgeaton (diem. d. droit 
internat., 1848), ent, Bhillimore und Twiß. — ——— J. bei Moſer, VIII. 
508 ff. u. IX. IL 527 ff, Phillimore, XIII. 24 ff., u. Calvo, L 805 ff. 
j U. Bulmerinca. 

Requifition (völferrechtlih). Mit dem, in diefem Sinne angeblich durch 
Waſhington in Aufnahme gebrachten Ausdrud R., bezeichnet man die Auflage von 
Kriegsleiftungen in Feindesland, zu welcher nach Kriegsgebrauch die Militärautorität 
der vordringenden Ofkupationsarmee gegenüber den Bewohnern der bejeten Gebiete 
und Ortichaften als befugt erachtet wird. Sie umtericheidet fich von der Kriegs— 
fontribution (f. diefen Art.) dadurch, daß fie nicht eine Geldzahlung, ſondern 
Lieferungen und Dienftleiftungen zum Gegenftande hat; und daß fie nicht nach 
Willkür auferlegt und bemefjen wird, jondern in der Rüdficht auf ein vorhandenes, 
anderweitig nicht zu befriedigendes militärisches Bedürfniß Motiv und Schrante 
findet. Ihre Tandesrechtliche Analogie findet die Friegärechtliche R. in denjenigen 
Militärlaften, die bei eintretender Mobilmachung ein Staat feinen eigenen Ans 
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gehörigen ala jog. Kriegsleiftungen (i. diejen Art.) jubfidiarifch auferlegt. Da 
eine Offupationsarmee thatjächlich nicht immer in der Yage iſt ihren Unterhalt durch 
Magazinverpflegung zu beſtreiten, jo wird nach dem R.ſyſtem die Laſt dieſes Unter⸗ 
halts von dem eigenen Lande, inſoweit es überhaupt ausführbar ift, auf das beſetzte 
Gebiet abgewälzt, und die Koftenausgleichung dem künftigen Friedensſchluſſe über: 
laffen. In diefer modernen Geftalt ift die R. zuerjt durch die Franzöſiſchen Patrioten 
der Revolutionsfriege als Konjequenz ihrer neuen Taktik zu breiter Anwendung und 
von Napoleon in ein großartiges Syitem gebracht worden. 

Wenn jchon im eigenen Lande die mobilifirten Armeen nicht der Ermächtigung 
entbehren können, Dienfte „aller Urt“ und Leiſtung aller Gegenjtände als Kriegs 
lajten den Gemeinden und Einzelnen anzufinnen (Deutſches Kriegsleiftungsgeieg vom 
13. Juni 1873, $ 3), jo wird um jo weniger von einer gegenitändlichen Be 
ichränfung des Rechtes zur R. im Felde die Rede jein fünnen. Nur eine Ueber 
jchreitung des durch das fpezielle Bedürfniß marfchirender oder fantonnirender Truppen 
gegebenen Maßes, desgleichen eine ohne dienstliche Befugniß, insbejondere um der 
Bereicherung willen, gemachte R. würde, als unter den Gefichtspunft der Plünderung 
fallend, der Kriegsmanier widerjprechen. Beides wird demgemäß in den Landes 
militärgejegen unter Strafe gejtellt. Im Wege der R. wird jonach beichafft die 
Quartierleiftung nebjt Stallung, die Naturalverpflegung (daß Gigarren und Wein 
fein R.objeft jeien, behauptet wunderlicher Weile Calvo, Droit intern., 2 ed, 
$ 909); jodann Fourage, Ginräumung von militärisch nothwendigen Grundjtüden, 
Vorſpann und Fuhren, Arbeitäleiftungen und Dienfte (ſoweit die Forderung derjelben 
nicht eine unehrenhafte Handlung zumuthen würde) aller Art, Lieferung von Materialien 
für militärische Bedürfniffe, Flußfahrzeuge, und überhaupt Alles, was im Intereſſe 
der Kriegführung erforderlich werden kann, ſofern die nöthigen Objekte in dem 
offupirten Gebiete oder Orte nur aufzutreiben find; und jofern nicht vorgezogen 
wird gewifje Heeresbedürfniffe, insbejondere Arbeitsleiftungen gegen Vergütung, aljo 
durch Abichluß von Verträgen, zu beichaffen. In Uebereinftimmung hiermit formulirte 
das Brüffeler Projekt der Kriegsrechtödeflaration von 1874, Art. 40. La proprite 
privee devant être respectee l’ennemi ne demandera aux communes ou aux 
habitants que des prestations et des services en rapport avec les n6cessites de 
guerre generalement reconnues, en proportion avec les ressources du pays et qui 
n’impliquent pas pour la population l’obligation de prendre part aux op6rations 
de guerre contre leur patrie. — lm nun aber der R. den Charakter der Regel: 
Lofigkeit zu nehmen, wird die eine jolche ausjchreibende Militärbehörde fich nicht an 
die einzelnen Bewohner der offupirten Ortichaften und Bezirfe wenden können, 
jondern ähnlich, wie dies für die Kriegsleiftungen im eigenen Lande geichieht, die 
vorhandenen kommunalen und adminiftrativen Verbände verpflichten, denen dann die 
Repartition auf die Gemeinde- oder Bezirkainfaffen ſowie die Beitreibung der ge 
forderten Gegenftände überlaffen wird, wobei jogar die Abfindung aller oder gewiffer 
Naturalleiftungen durch ein Geldäquivalent, aljo durch Kontribution vereinbart werden 
mag. In diefem Falle nimmt alfo die im R.wege auferlegte Leiftung den juriftiichen 
Charakter einer durch die feindliche Militärgewalt einem örtlichen Verbande auferlegten 
obligatorischen Verpflichtung an. Im alle aber, daß die im Lande vorgefundenen 
Givilbehörden ihre Mitwirkung zur Beihaffung und zu gleichmäßiger Bertheilung der 
die Bevölkerung treffenden Kriegsopfer verfagen oder zu einer jolchen die Gelegenheit 
fich nicht bieten follte, wird allerdings die Militärauftorität diefe Maßregeln jelbit 
treffen müſſen, fich an die einzelnen Bewohner und deren Vermögensjtüde jelbit zu 
halten haben und ihre Forderungen ſei es durch Strafandrohungen jei e8 unmittel» 
bar im Zwangswege zur Ausführung bringen. Immerhin liegt in beiden Fallen 
eine gewiſſe Analogie zur Expropriation vor. Es handelt ſich um Eingriffe in die 
Privatrechtsſphäre der Individuen, welche im Intereſſe der an die Stelle heimiſcher 
Staatsgewalt ſich ſubrogirenden Militärgewalt dann verfügt werden, wenn ohne 
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jolhe Eingriffe jene Intereſſen nicht oder nicht ausreichend befriedigt werden können. 
Und diefem Gefichtspunfte entiprechend Liegt der requirirenden Behörde unter allen 
Umftänden die anerkannte Verpflichtung ob, über den Empfang der eingeforderten 
Yeiftung eine ordnungsmäßige Quittung (einen Bon) auszuſtelleu, durch welche die 
in Anipruch genommene Perſon oder Gemeinde in den Stand gejeßt wird, eine 
Eutichädigungsforderung für das von ihr Geleiftete zu belegen. Gine Berjagung 
der Ausftellung jolcher Anerfenntnifje würde die Grenze zwifchen rechtmäßiger Kriegs— 
leitung und Brandichagung verwijchen, ohne deren Aufrechterhaltung ein völferrecht- 
licher Kriegszuſtand nicht gedacht werden kann. Die weitergehende Forderung, daß 
die zur Maßregel der R. greitende Militärmacht völkerrechtlich auch verpflichtet jei 
auf Grund der eingereichten Liquidationen ein fürmliches Entjchädigungsverfahren 
noch während des Kriegszuſtandes oder gar nach Beendigung defjelben eintreten zu 
laſſen, entipricht nicht dem gegenwärtigen Kriegägebrauch, wie fie denn auch unaus— 
tührbar fein würde. Die frage, wer der an letter Stelle zuk Tragung der Kriegs— 
foften verpflichtete Staat jei, fommt jchließlich durch den Friedensvertrag mittelbar 
oder unmittelbar zur Entjcheidung. Die Entjchädigung, die von dem mit Sriegs- 
(eiftungen durch den Feind hHeimgefuchten Gebiete beanjprucht wird, zu bewilligen 
und zu bemeſſen, ift Sache des Staats, dem dafjelbe verbleibt oder zugeiprochen 
wird. Iſt er Sieger, jo entnimmt er die Mittel hierfür aus der ihm bewilligten 
ſtriegskoſtenentſchädigung. Iſt er nicht Sieger, jo hat er nebjt den übrigen Kriegs— 
ihäden auch dieje Beträge auf die Gefammtheit ausgleichend zu übernehmen. Bei 
den Brüffeler Konferenzen von 1874 bemerkte treffend der Deutiche militärifche Sach— 
verftändige: Celui qui sera vainqueur comme celui qui sera vaincu, aura le devoir 
diindemniser ceux de ses sujets qui auront en leur possession des quittances 
delivrees en temps de guerre. 


Lit.: Löning, Die Verwaltung bed Generalgoudernements im Elſaß, 1874, ©. 54 ff. — 
Rolin-Jaequemyns in der Revue de droit intern., III. p. 331 ss. — Actes de la con- 
frence r&unie ä Bruxelles, 1874, pour regler les lois et coutumes de la guerre, in 
Martens, Recueil des Traites, IIme serie, IV. (1879) p. 121—138, 161, 

F. d. Martip. 


Nefervationen, päpitliche, reservationes papales (Thl. I. S. 660), 
d. h. das von den Päpften jeit dem 13. Jahrhundert in Anjpruch genommene Recht, 
beitimmte Klaffen von kirchlichen Aemtern zu bejeßen, welches theoretiich auf das 
freilich bis dahin niemals ausgeübte angebliche oberjte Kollationsrecht des Papites 
auf jämmtliche Benefizien gegründet wurde, und dazu dienen jollte, die Herrichait 
über die abgefallene Obedienz zu befeitigen und der Kurie eine reichere Einnahme— 
ouelle zu verschaffen (j. den Art. Annaten). Reſervirt, alſo der päpftlichen 
Beſetzung vorbehalten, worden find namentlich im Laufe der Zeit 1) die beneficia 
in curia Romana vacantia, d. h. alle, welche durch den am Sitz der Kurie oder 
Innerhalb eines nur zwei Tagereifen davon entfernten Bezirkes erfolgten Tod ihres 
Inhabers erledigt wurden; 2) die der höheren und niederen Kurialbeamten, wenn 
diefe im aktiven Kurialdienſt jtarben; 3) die Benefizien, deren Bejegung in Folge 
der Kaſſation der Wahl, bzw. Nichtadmiffion der Pojtulation erfolglos geblieben, 
jowie diejenigen, welche durch eine vom Papſt vorgenommene Promotion, Depofition, 
Privation und Suäpenfion, oder eine vom Papſte acceptirte Refignation ihrer In— 
baber und durch Annahme eines beneficium incompatibile (j. Th. I. ©. 656) 
vafant wurden. 4) Mit Rückſicht auf eine von Martin V. auf dem Gonftanzer 
Konzil abgegebene Erklärung, außer den fchon rejervirten Aemtern nicht mehr als 
wei Drittheile der jonjtigen Benefizien vorbehalten zu wollen, wurden von den 
Täpften demnächit die in den Monaten Januar, Februar, April, Mai, Juli, Auguft, 
Oftober und November (jog. menses papales) zur Erledigung kommenden Aemter 
reſervirt. Den Biſchöfen, welche NRefidenz hielten, war aber noch die Verleihung in 
wei weiteren Monaten, Februar und Mai, geftattet; jpäter ift diefe Vergünftigung 

v. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon II. 3. Aufl. 29 
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jo modifizirt worden, daß dem Papſte alle im den ſechs ungeraden Monaten (Januar, 
März, Mai, Juli, September und November, ebenfalld menses papales genannt) 
vafant werdenden Benefizien reſervirt und die in den gleichen Monaten erledigten 
der ordentlichen Kollation durch die kirchlichen Oberen vorbehalten fein jollten (fog. 
alternativa mensium, Wechſel der Monate, womit fich aljo die häufig dafür auch 
gebrauchte Bezeichnung menses papales nicht volljtändig det). Den Klagen wegen 
diefer übermäßigen R. wurde theilweije auf den Konzilien zu Konftanz und zu Bajel 
abgeholfen, namentlich bob das letztere alle biß auf die im Corpus iuris canoniei 
feftgejegten, alfo alle durch fpätere, in den Grtravaganten enthaltene und fonftige 
Bullen eingeführten, auf, jedoch hat das Wiener oder Aichaffenburger Konlordat 
vom Jahre 1448 für Deutichland im Wejentlichen den früheren Zuftand wieder 
bergeftellt, und dabei ift es — abgejehen von bejonderen, ſeitens der Päpfte durch 
Indulte gewährten größeren Rechten für einzelne Kirchenfürſten — bis zur Yu: 
Löfung des Deutichen Reiches geblieben. Bei der Wiederaufrichtung der katholischen 
Kirchenverfaffung in dieſem Jahrhundert ift aber eine erhebliche Aenderung eingetreten. 
Ganz bejeitigt find die R. in der Oberrheinifchen Kirchenprovinz und in 
Hannover In Bayern ift dagegen dem Papft die Propftei in jedem Dom: 
fapitel vorbehalten, die Ernennung auf die Domherrnftellen in den päpftlichen 
Monaten aber dem König durch Indult übertragen worden; in Altpreußen 
befteht die R. für die in curia vakant werdenden Erzbisthümer und Bisthümer, 
ferner für die Propfteien der Metropolitan», Kathedraltirchen und der Kollegiatkirche 
zu Aachen, ſowie für die in den ungleichen Monaten erledigten Kanonilate, für 
welche Iehtere jedoch der Papft dem König die Nomination zugeftanden hat. In 
Defterreich, wo fchon die Jofefinifche Gefeßgebung alle Rejervate aufgehoben 
hatte, ift wieder durch das jet allerdings bejeitigte Konktordat dem Papft die erite 
Dignität an jämmtlichen erzbifchöflichen und bifchöflichen Kirchen vorbehalten worden. 

Bit.: Phillips, Kirchenrecht, V. 470 ff. — Jacobſon Tate ’3 Realenchflopäbdie 
B proteftant. Theologie, IX IX. 359 ff.; x XI. 748 ff. — P. Hinf ——— zen IL 
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Nefervatrehte (Sonderrechte). Die Deutiche Reichsverfaſſung handelt 
in Art. 79, Abſ. 1 von Abänderung der Verfaffung überhaupt, in Abi. 2 von Ab: 
änderung derjenigen „Vorſchriften der Reichsverfaſſung, durch welche beftimmte 
Rechte einzelner Bundesstaaten in deren Berhältniß zur Gefammt- 
beit feſtgeſtellt ſind.“ Diefer Abſ. 2 war in der Norddeutichen Bundes . 
verfaffung nicht enthalten. An denjelben hat fich die verwidelte und beftrittene 
Lehre von den „Rejervatrechten“ geknüpft, für deren Behandlung wir jeglichet 
Analogon in der Gejehgebung anderer Staaten, ipeziell der beiden anderen Bunde 
ſtaaten, entbehren. 

I. Begriff. Die „Vorſchriften“, von welchen Art. 79? handelt, werden in 
der Literatur jehr verjchieden umgrenzt. Nach der Meinung mehrerer Staatsmänner 
und Schriftteller (von Friejen, Riedel, Seydel) gehören zu jenen Vorſchriften 
einmal alle diejenigen Sätze, in welchen die RVerf. pofitiv einzelne Bundesſtaaten 
als mit bejtimmten Rechten ausgeftattet erwähnt, fodann aber negativ der gejammte 
Umkreis derjenigen Rechte, welche das Reich nicht in feine eigene Kompetenz gezogen, 
jondern den Bundeögliedern belafjen Hat. Es fallen nach diefer Meinung unter jene 
„BVorjchriften“ insbeſondere auch die Stimmrechte der einzelnen Bundesglieder im 
Bundesrath (RVerf. Art. 6), die Vorrechte der Krone Preußen (RVerf. Art. 11 fi. 
37, 68 u. a. m.), die organifatorifchen Beftimmungen über Vorrechte einzelner 
Bundesglieder in den Bundesrathsausichüffen (RVerf. Art. 8). Die negative Seite 
diejer Anficht würde aber zu dem Rejultate führen, daß Abi. 1 des Art. 78 voll- 
ftändig illuforifch wäre, indem jede Kompetenzerweiterung, da eine jolche immer 
in die den Bundesgliedern verbliebenen Rechte eingreifen muß, durch den nach 
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Abi. 2 zuläffigen Einfpruch des „berechtigten“, alſo eines jeden Bundesgliedes ver- 
hindert werden könnte. 

Diefe Meinung entbehrt in ihrem negativen Theile durchaus aller Begründung, 
wie fich aus den Reichstagsverhandlungen über die Materie und überhaupt aus der 
ganzen Struktur des Reiches ergiebt. Die um den Abi. 1 von Art. 79 5. 2. 
geführten prinzipiellen Kämpfe im konftituirenden Norddeutichen Reichstag beweiſen 
genügend, daB es unzuläffig tft, den Abi. 1 nunmehr vermittelit des erjt im Jahre 
1870 in die Verfaffung aufgenommenen Abſ. 2 gegenſtandslos zu machen. Nach 
ihrer pofitiven Seite aber entbehrt diefe Meinung gleichfall® der Begründung, da 
der zu interpretirende Sa nicht von „Vorſchriften — — der einzelnen“, jondern 
nur von „Vorschriften — — einzelner Bundesglieder“ ſpricht. — 

Eine zweite Meinung verzichtet auf einen prinzipiellen Geſichtspunkt für Feſt— 
ſtellung jener „Vorſchriften“, umgrenzt den Begriff vielmehr nur durch pofitive 
Spegialifirung. (Den Verſuch, dieſe Spezialiſirung in die Verfaſſung ſelbſt aufzu— 
nehmen, machte im Reichätag — leider vergeblich — der Abg. Prof. Hänel). Ein— 
verftanden find die zu dieſer Gruppe gehörigen Schriftiteller (Hänel, Löning, 
Meyer, v. Martit) darin, daß die den einzelnen Bundesgliedern nach Feſtſtellung 
der Reichskompetenz generell verbliebenen Rechte nicht zu den „Vorſchriften“ im 
Sinne von RVerf. Art. 79° gehören. Welche Rechte aber pofitiv unter jenen Bes 
griff fallen, wird verfchieden beftimmt: jo werden die Präfidialrechte von einigen 
darunter jubjumirt (Qöning), von anderen nicht, ebenjo die Vorrechte einzelner 
Bundesglieder im Bundesrat (Hänel, Löning), die Stimmrechte aller Bundes- 
glieder im Bundesrath (Löning). — 

Eine dritte Meinung (Meyer, Zorn) findet den prinzipiellen Gefichtöpunft für 
Feſtſtellung der „Vorſchriften“ darin, daß Abi. 2 des Art. 79 eine Ausnahme 
von der ordentlichen Reichsorganifation ftatuiren wolle, was fich aus jeinem Sinn 
an fich, feiner hiſtoriſchen Genefis, feinem Verhältniß zur RVerf. Art. 79, Abſ. 1 
jowie aus den Verhandlungen des Reichstages ergebe. Nach diejer Meinung ift 
demnach begrifflich Alles aus jener Beitimmung auszufcheiden, was zur ordent- 
lichen Organifation des Reiches gehört, auch wenn die den Charakter von Vor— 
rechten für einzelne Bundesglieder trägt, jo die Präfidialrechte Preußens, die Vor— 
rechte einzelner Bundesglieder im Bundesrath, ebenjo aber auch die Stimmrechte 
aller Bundesglieder im Bundesrath. Die „Vorſchriften“, welche die RBerf. 
Art. 792? im Sinne bat, tragen danach rein den Charakter von Ausnahms— 
rechten gegenüber derordentlihen Reihsorganijation, vonſtaats— 
rechtlichen Privilegien gegenüber dem Gemeinen Reichsrecht. 

Dieſe Ausnahmsrechte ſind, nach den berechtigten Staaten geordnet: 

1. Die Exemtion der Stadt Hamburg „mit einem dem Zweck entſprechen— 
den Bezirke ihres oder des umliegenden Gebietes” von der Zollgefeßgebung des 
Reiches (RVerf. Art. 34); foweit der Freihafenbezirt nicht „Stadt“=gebiet von 
Hamburg betrifft, ift derſelbe durch Verordnung des Bundesrathes abzugrenzen. 

2. Das sub 1 ſpezialiſirte Recht gilt ebenſo für Bremen (RVerf. Art. 34). 

3. Die Eremtion Oldenburgs vom Marimaljage der Chaufjeegelder (Zoll: 
vereind-Bertr. vom 8. Juli 1867, Art. 22 verb. mit RVerf. Art. 40). 

4. Die Eremtion Badens von den Reichägejegen über die Beftenerung des 
Bieres und Branntweins (RVerf. Art. 35°). 

5. Die gleiche Eremtion wie Baden hat auh Württemberg (RBerf. 
Art. 35%). Diejer Staat ift ferner nach näherer Maßgabe von RVerf. Art. 52 erimirt 
bon der Reichägejeßgebung über Poft- und Telegraphenweſen, joweit fie nach der RBerf. 
Art. 48—51 zu üben ift (vgl. dazu noch Württ. Schlußprot. 3. 2); Württemberg ift 
terner nach Maßgabe von RVerf. Art. 45? verb. mit Schlußprot. 3. 2 erimirt von der 
Reichäeifenbahngejeßgebung ; endlich von der Reichsmilitärgefeßgebung nach Maßgabe der 
Militärtonvention vom 21./25. November 1870 (RVerf. Schlußjag zu Abjchn. XT). 
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6. Noch zahlreichere Eremtionen gegenüber dem Gem. Reichsrecht beitehen 
für Bayern. Diejer Staat hat 1) die gleiche Eremtion wie Baden und Württen: 
berg Hinsichtlich der Beiteuerung von Bier und Branntwein; 2) die gleiche Eremtion 
wie Württemberg bezüglich der Poſt- und Telegraphengejeßgebung ; 3) die Eremtion von 
der Reichseiſenbahngeſetzgebung, joweit nicht die Ausführung von RBerf. Art. 41, 46° und 
47 in Frage fteht, 4) die theilweife Eremtion von der Militärgejeßgebung (Verſailler 
Vertr. II. $ 5 und XIV. Schlußſatz zu Abſch. XI der RBerf.); 5) die (aller 
dings nur formelle) Eremtion vom Reichsmilitäretat (RVerf. Art. 69, 71, 72 verb. 
mit Verſ. Vertr. III. $ 5 und XIV., dazu Schlußſatz zu Abichn. XI der Rer.): 
6) die Gremtion von der Heimaths- und Niederlaffungsgefeßgebung des Reiches 
(RVerf. Art. 4, 3. 1; Verf. Schlußprot. II. 7) Außerdem ift Bayern nod 
erimirt a) von der Weichägejeßgebung über Jmmobiliarverficherungsweien (Ver. 
Schlußprot. IV.), b) von der Thätigkeit der Reichsnormaleichungskommiſſion (Ge. 
vom 26. November 1871, $ 3), ec) von der Thätigfeit der Reichdgeiandtichaiten. 
joweit Bayerische Spezialgefandtichaften fungiren (Berj. Schlußprot. VII, VI). 
Die sub 7 a—c bezeichneten Exemtionen haben feine verfaffungmäßige Anerkennung 
empfangen, auf fie trifft demnach auch die RVerf. Art. 78° nicht zu; da aber bie 
Gremtionen sub 7 a und c lediglich auf Vertrag bis zur Stunde beruhen, können 
fie ebenfalls nur mit Zuftimmung Bayerns abgeändert werden. 

Dagegen gehören die Präfidialrechte der Krone Preußen, das Recht Bayerns 
auf ein Mehr von zwei Stimmen gegenüber den anderen beiden Königreichen, die 
Vorrechte von Bayern, Württemberg und Sachien binfichtlich der Zufammenjegung 
der Bundesrathsausſchüſſe, das eventuelle Recht Bayerns auf den Vorfig im Bunde 
rathe (R.Berf. Art. 6, 8, 11—19; Bayer. Schlußprot. IX.) nicht zu den Sonder 
rechten im Sinne von Art. 78? der Rerf. 

I. Die Abänderung der „R.“ Für die frage der Abänderung der R. 
fommt primär in Betracht der Rechtätitel, auf welchem diefelben beruhen. Nach dem 
allgemeinen ftaatärechtlichen Grundfaß, dat die Abänderung eines Rechtöjaßes nur auf 
demjelben Wege erfolgen darf, auf welchem der Rechtsſatz entjtanden iſt, müfſſen 
R., welche nur auf den völferrechtlichen Verträgen vom November 1870 beruben 
(vgl. Württ. Schlußprot. 3. 2; Bayer. Schlußprot. 3. IV., VII., VIIL), ohne in die 
Verfaffung aufgenommen worden zu jein — eine Anomalie, welche bedenklicher Werk 
nicht vermieden wurde, während im Uebrigen jene Verträge durch ihre Erfüllung mit 
Aufrichtung des Reiches und Erlaß der Verfaffung erlojchen — auch wieder au 
dem Bertragsweg abgeändert werden: wenigſtens fann dies gefordert werden; un: 
zweifelhaft aber würde ein unter Zuftimmung des berechtigten Bundesgliedes gegebenes 
Gejeß für Herftellung des Nechtöeffeftes der Abänderung ausreichen. it der Titel 
eines R. Verordnung (vgl. 3. B. Laband, Staatärecht, I, 114!), jo erfolgt 
die Abänderung durch Verordnung, ift er Geſetz durch Gejeh (vgl. RGeſ. vom 
26. November 1871, die Maß- und Gewichtsordnung betr., $ 3), ift er Ver 
faſſungsgeſetz durch Verfaſſungsgeſetz. Für die letztere Gruppe aber enthält die 
RVerf. Art. 79° noch eine bejondere Norm: R., welche „Vorfchriften der RBer.‘ 
find, „Lönnen nur mit Zuftimmung des berechtigten Bundesftaate: 
abgeändert werden.“ Ginverftändniß berricht hinfichtlich der Interpretation dieje 
Sates darüber, daß die Form der hiernach erforderlichen „Zuftimmung“ keine ander 
ift als die regelmäßige Form der Abjtimmung im Bundesrath: der „berechtigte 
Bundesſtaat“ muß fich unter der die Annahme votivenden Mehrheit im Bundesrat) 
befinden und kann, falls dies nicht der Fall, jede Mehrheit hinfällig machen. Leb— 
hafter Streit aber wird geführt um die Interpretation der Worte „Zuftimmung de 
berechtigten Bundesſtaates“. 

Die Mehrzahl der Schriftfteller ift der Anficht, daß dieje Zuftimmung lediglich 
in der bejahenden Erklärung im Bundesrath zu beſtehen brauche, welche der ſtimm— 
führende Bevollmächtigte kraft der ihm von ſeinem Landesherrn ertheilten Inſtruktion 
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abgebe; die Inſtruktion aber jei ausjchließlich Sache des Landesherrn, jomit könne 
von irgendwelcher Betheiligung parlamentarifcher Faktoren an jener Erklärung feine 
Rede fein. Dieje Anficht wird nach offizieller Erklärung im Reichstag (v. Lutz, 
v. Mittnacht) von der Bayerischen und Württembergifchen Regierung getheilt. Die 
Schriftiteller diefer Meinung differiren nur infofern, ala einige e8 allerdings für 
ftatthaft halten, durch Landeögejeß die „Zuftimmung“, welche Art. 79, Abi. 2 
fordert, von der Genehmigung der Einzellandtage abhängig zu machen. Anträge 
aut Erlaß derartiger Landeögejehe wurden jowol in Bayern ala in Württemberg aus 
der Initiative der Kammern geftellt, jcheiterten aber an dem entjchiedenen Wider: 
ivruch der Regierungen, welche Landesgeſetze des oben bezeichneten Inhaltes ala 
reichöverfaffungswidrig erflärten. Die Schrüftiteller find theilweie der nämlichen An— 
ficht (Hänel, Seydel, Thudihum), theilweife dagegen halten fie, wie bemerkt, 
Gejeße jenes Inhaltes für reichsverfaſſungsmäßig zuläffig, dermalen aber bei Nicht- 
vorhandenfein von jolchen Gejegen die unbejchräntte Inſtruktionsbefugniß des Landes— 
bern auch für Zuftimmungserflärungen zur Aufgabe von R. für pofitives Reichörecht. 

Geht man jedoch von dem Wortlaut des Art. 79, Abſ. 2 der RVerf.: „Zus 
ſtimmung des berechtigten Bundesftaates“ aus und erwägt hierzu, daß die Er- 
theilung der Inftruftion an die Bundesrathsbevollmächtigten vom Reichsrechte gar 
nicht berüdfichtigt, jomit vollftändig dem Landesrecht verblieben ift, jo wird man 
zu dem Refultate fommen müfjen: 1) Zandesgejeße, welche die Inſtruktionsertheilung 
an die Bundesrathsbevollmächtigten irgendwie, insbejondere aljo etwa für den Fall 
der Aufgabe von R., von einer Mitwirkung der Volfsvertretung abhängig machen 
würden, können jedenjalla nach Reichsrecht nicht Für unzuläffig erklärt werden; 
2) da folche Landesgejehe zur Zeit nirgends eriftiren, ift für die Interpretation des 
Art. 79, Abſ. 2 zu beachten, ob das im fonfreten Falle in Frage ftehende R. nach 
Landesrecht der Sphäre der Geſetzgebung angehört oder nicht (Zaband, Meyer, 
Mohl, Zorn); ift erfteres der Fall, wie beifpieläweije bei dem Bayer. R. der eigenen 
Heimaths⸗ ebenjo der eigenen Bierbejtenerungsgefeßgebung (RVerf. Art. 4, 3.1, 
Art. 35, Abi. 2), jo bedarf es, damit „der berechtigte Bundesitaat“ mit Rechtskraft 
im Bundesrath die „Zuftimmung“ zu einer Abänderung erklären könne, unbedingt 
der vorhergehenden Genehmigung der Volksvertretung; ohne dieje Genehmigung fann 
in ſolchem Falle eine vechtögültige Injtruftion gar nicht ertheilt werden. Daraus 
würde fich die weitere Konjequenz ergeben: die Erklärung der „Zuftimmung“ ohne 
erholte Genehmigung der Volfävertretung ijt nichtig. Um aber die Eventualität 
einer derartigen Nichtigkeit feines Beichlufies zu vermeiden, müßte dem Bundesrath 
die Pflicht obliegen, die Inſtruktion in diefem Falle auf ihre Nechtögültigkeit zu 
prüfen, was thatjächlich feine Schwierigkeiten bieten würde, aber eine Abweichung 
von der Regel enthält, daß der Bundesrath die Inſtruktion feiner Mitglieder nicht 
ju prüfen Habe. Soweit aber die Sphäre der Gejeßgebung nicht in Frage fteht, 
fann der Landesherr jeine Bevollmächtigten zum Bundesrath frei inftruiren, auch 
im Sinne von Art. 79, Abſ. 2, was beiipielsweife hinfichtlich eines Iheiles der 
militärifchen R. von praftiicher Bedeutung ift. Daß die Inſtruktion in den kon— 
fitutionell verfaßten Ginzelftaaten auch hier der Kontrafignatur eines Miniſters be— 
dat und daß hierdurch die damit nach Yandesjtaatsrecht begründeten Rechtsfolgen 
eintreten, ift nicht zu bezweifeln. 


Lit: Laband, Staatsrecht, I SS 11, 12; Derjelbe in Hirth'3 Annalen 1874 
1087 u €. Yoning, ebenda 1875, ©. 337 fi. — Hänel, Studien, I. $$ 12—14. — 
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Meyer, Lehrbuch, $ 164. — dv. Mertih in Beitichr. für Staatswiffenihaft XXXII. 
S. 569 ff. — Seybel, er 266 ff. — Riedel, Kommentar, 164. — v. Helb, Reiche- 
sefafung, 15 ff. — A. Müller in Hirth's Annalen 1876 ©. 846 ff. — v. Pözl, 
Baher. Verfaffun zrecht 227. — v. Rönne, Staatsrecht, 865. — Thudichum in 


d. Holgenborff’3 ahrbuch J. 48. — Hauſer, —— 9 Ss 15. — u 
und, — 81. — v. Mohl, Reiben. © . 64 ff. — Zorn, Staatäredht, I 
orn. 
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Nefervefonds ijt der Vermögensbeftand, welcher bei außergewöhnlichen Aus 
gaben und Ausfällen feine Verwendung finden ſoll; bei Aftiengejellichaften und 
Kommanditgefellichaiten, Genoſſenſchaften, WVerficherungsgejellichait auf Gegenfeitigfeit 
u. f. w. auf Aktien die Vermögensanfammlung aus den Jahresbetriebsüberichüfien 
zum vorgedachten Zwed. Das Franzöſiſche Gejellichaftägefeg vom 24. Juli 1867, 
Art. 36; Dekret, die BVerficherungsgefellichaften betr., vom 22. Jan. 1868, Art. 4; 
Belg. HGB. Art. 62 haben zwangsweiſe die Anjammlung eines R. beitimmt; das 
Engliſche Gejellichaftagefeg von 1862 (Statut $ 74) und das Allgemeine 
Deutihe HGB. haben e8 der autonomen Beſtimmung überlaffen. Der ſtatu— 
tariſche Vorbehalt eines R. kann ala Regel angenommen werden. Wenn die 
allmähliche Verſtärkung der Betriebsmittel für die fortichreitende Entwidelung der 
Mehrzahl von Aktiengejellichaften erforderlich erjcheint, jo ift e8 ein Verkennen der 
Beitimmung, einen R. zu diefem Zweck anzufammeln; ed mag das allerdings nament: 
lich bei Banken geichehen, e8 hat das aber die ausdrüdliche Folge, daß der R. als 
umlaufende Kapital Verwendung findet und ohne gejonderten Beſtand nur einen 
Bilanzpoiten bildet. Das Deutiche HGB. beitimmt in Art. 217, daß der ſtatutariſche 
Jahresbeitrag zum R. entnommen werden joll, bevor eine Dividende vertheilt werden 
dari; für die Bilanz ift im Art. 239a beftimmt, daß der Betrag des R. unter die 
Paſſiva aufzunehmen ift, was fich ala nothwendig ergiebt, weil anderweit der Betrag 
des R. ala vertheilter Jahresgewinn erfcheinen müßte Der R. iſt den Gläubigen 
gegenüber freies Gejellichaftsvermögen, auf deren Erhaltung oder bejtimmte Ber 
wendung fie fein Recht haben. Eine jtatutarijche Neueinfügung eines R. verleht 
das Ginzelrecht des Aktionäre auf Vertheilung des Gewinns ala Dividende; jelbit 
die Errichtung einer Schadensrejerve, damit die plößlichen Verluſte eines Jahre 
aus den GEriparniffen getragen und in ihrem Einfluß auf die Dividende gemildert 
werden, ift der einzelne Aktionär zu dulden nicht verpflichtet; das Gleiche gilt für 
einen jog. Dividenden., aus welchem in Geichäftsjahren mit ungünftigem Ergebnit 
die Dividende auf einen beftimmten Betrag erhöht werden joll. Grfahrungsmäßig 
ift jolcher Dividenden. bereits im Jahresgeichäft verbraucht, wenn er bei mangeln- 
dem Gewinn zur Verwendung fommen könnte. Gleich dem Erneuerungsionds 
(j. diefen Art.) ift der N. gejonderte Zweckvermögensmaſſe, gebildet und zu verwalten 
nach den Bejtimmungen des Statuts mit Ausfchließung anderweiter Verwendung. 
Der R. joll ausgleichend wirken zwiſchen den Ergebniſſen verjchiedener Gejchäftsjaht; 
die Erſparniß aus der Gegenwart joll das Gedeihen der Zukunft fichern und damit 
den Kredit befeftigen und Ginfluß auf die Dividende üben. Ungenau werden wel 
auch die Prämienreferven der Yebenverficherungsgeiellichaiten mit R. bezeichnet. Die 
jelben find nicht zu außergewöhnlichen Ausgaben beitimmt, jondern gerade zur Er— 
möglichung der Vertragserfüllung ; die Prämienrejerven find aus den Jahresbeiträgen 
aufzuiparen, damit aus denjelben die Verficherungsfumme gezahlt werden könne. 

Lit: Renaud, Attienrecht, 2. Aufl., ©. 509, 655 fi, 758 ff. — Auerbad, Bei 
Gejellichaftäweien, S. 357, 376; Derjelbe, Das neue Handelsgeſetz, S. 185. — Keyßner, 
Aktiengelellichaften, S. 512. — 2. v. Stein im Jahrb. des voltswirthichaftlichen Vereins in 
Wien, 1872, ©. 46 fi. — Löwenfeld, Attiengeiellichaften, S. 447. — Die Kommentar 
von vd. Hahn, Anihüß, v. Völderndorff, Keyßner zu Art. 217, 2390 des HGB. — 
Entich. des ROHG. XI. 125. — Mathieu et Bourguignot, Commentaire de la loi sur 
les societes des 24—29 juillet 1867, No. 224. — Vidari, Diritto commerciale, vol. IL 
591. — Reuling, Studium aus d. Gebiete des Lebenäverficherungsrechtes, in Ztſchr. für dat 
ei. H.R. XV. 326 ff. — Hinrichs, Die Lebenäverficherung, ihre wirthichaftliche und redt: 
su atur, ebendaf. XX. 389 ff. — Predöhl, Ueber Yebensverficherung, 
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Nefidenzpflicht, d. h. die Pflicht des Inhabers eines Kirchenamtes am Sihe 
dejlelben anweſend zu jein, da dadurch allein die Erfüllung feiner ihm obliegenden 
Pflichten möglich wird. Die vielfachen, die Beobachtung der R. einſchärfenden Vor: 
ichriften in der katholischen Kirche erflären fich aus der Verweltlichung derfelben im 
Mittelalter und der weitverbreiteten Sitte, wol die Einkünfte des Amtes zu ziehen, 
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aber die Obliegenheiten durch jchlecht befoldete Vikare oder Stellvertreter erfüllen zu 
(offen. Nach Gem. Recht verpflichten zur Nefidenz die höheren Benefizien, die mit 
Seelforge verbundenen Aemter und die Kanonikate. Die Biichöfe und die Kanoniker, 
welche eine jährliche vacatio (Ferien) von 2—3 Monaten haben, jollen außerhalb 
diefer Zeit nur bei einer dringenden und genügenden Urfache von ihrem Amtäfik 
abwejend jein. Die Berlegung diefer Vorſchrift zieht bei einer eine gewifle Zeit 
iortdauernden Abweſenheit den Verluft eines beitimmten Antheils der Amtseinkünfte 
nach fih, und jchließlich kann jogar die Abfegung verhängt werden. Die eben er- 
wähnten Nemter, ſowie diejenigen, mit denen dieje Pflicht ftatutenmäßig verbunden 
it, heißen beneficia residentialia, die anderen (es find dies gewöhnlich einfache 
Mebbenefizien) b. non residentialia. Bei leßteren kann der Benefiziat feine Ver— 
pflihtungen durch einen Stellvertreter erfüllen laſſen. — In der evangelijchen 
Kirche bejteht die R. gleichfalls; ja die firchlichen Beamten haben hier nicht einmal, 
wie in der fatholifchen Kirche, geſetzliche Ferien, jondern bedürfen ſtets des Urlaubs 
ihrer vorgefeßten Behörde. DVerlegungen der R. werden disziplinarifch geahndet. 
Lit.: PB. Hinſchius, Kirchenrecht, Bb. III. ©. 221—243, P. Hinſchius. 


Reſumö ift die dem Franzöſiſchen Recht entlehnte Bezeichnung des Vortrages 
des Vorfigenden im Schwurgericht, mit welchem dieſer am Schluß der Verhandlung 
die Sache den Gejchworenen zur Entjcheidung übergiebt. Im Engliſchen Recht 
heißt diefer Vortrag Anweifung (Charge). Da im Engl. Prozeß der Ausſpruch der 
Jury als einfache Annahme oder Ablehnung der Anklageichrift, an deren Abfaſſung 
der Richter feinen Antheil hat, unftreitig die ganze Schuldfrage (alſo Rechts- und 
Ihatfrage ungetrennt) entjcheidet: bietet die Charge die einzige Yorm, in welcher 
der Richter am diefer Entjcheidung theilnimmt. Die Belehrung über daß materielle 
und Beweisrecht, welche in ihr der Vorſitzende ertheilt, ift für die Geſchworenen 
bindend und jo wie vermuthet werden muß, daß letztere ſich an fie gehalten haben, 
jo müſſen Rechtsirrthümer des Vorfigenden (wo überhaupt ein Rechtsmittel offen 
fteht) die Vernichtung des Wahrfpruches begründen. Die Verpflichtung, den Ge- 
ihworenen auch das Beweisrecht an die Hand zu geben, bringt die Nothwendigkeit 
einer Grörterung der thatjächlichen Ergebniffe der Verhandlung mit fich, wobei vom 
Vorfienden erwartet wird, daß er dem Urtheil der Geichworenen nicht vorgreife, 
eine Erwartung, die nicht immer in Erfüllung geht. — Im Art. 336 des Code d’instr. 
erim. heißt es nach Erwähnung des Schluffes der Parteivorträge: Le president 
resumera l’affaire. Il fera rémarquer aux jurés les principales preuves pour ou 
contre laccuse. Il leur rappellera les fonctions qu’ils auront & remplir. Die 
Beitimmung läßt den Hauptinhalt der Englifchen Charge, die Rechtäbelehrung, 
ganz unerwähnt, was daher rührt, daß einerjeits die Anficht vorherricht, die Rechts- 
frage werde durch die dem Vorſitzenden oder richtiger der Anklagefammer zufommende 
Formulirung der an die Gejchworenen zu richtenden ragen bereits jo volljtändig 
entichieden, daß leßteren eine reine (überdies unabhängig von Beweisregeln) zu ent— 
icheidende Thatfrage übrig bleibe. Andererfeits* darf nicht überjehen werden, daß, 
während der Englische VBorfigende im Verlauf des ganzen vorausgehenden Verfahrens 
eine ftreng unparteiifche Haltung bewahrt, dem Franzöſiſchen diefelbe durch die 
ihm obliegende Vornahme der Verhöre des Angeklagten und der Zeugen nahezu 
unmöglich gemacht wird. Es ijt daher leicht erflärlich, daß dem R. vielfah Miß— 
trauen und Widerwille entgegengebracht wird. Daffelbe ward daher in Belgien 
(Sei. von 1831) und in Braunſchweig (hier folgte jedoch jpäter eine theil- 
weile MWiederzulaffung) abgeſchafft. Manche Deutiche Geſetze beſchränkten daſſelbe 
durch ausdrüdliche Anordnungen. Nach dem Bayerijchen Geieß 3. B. jollte der 
Vorſitzende nur die gejeglichen Merkmale des Thatbeſtandes auseinanderjegen und 
die Punkte bezeichnen, auf welche die Gejchworenen ihre Aufmerkſamkeit vorzüglich 
zu richten haben, ohne in die Beweife der Thatſachen einzugehen. Andere Gejeße 
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zeichneten den Inhalt des Schlußvortrages genauer vor und fügten theilweiſe das 
Verbot bei, dat der Vorfiende jeine eigene Anficht zu erkennen gebe. In aller: 
neuefter Zeit (1880) ift auch in Frankreich von der Regierung ein das R. ab: 
ichaffender Gefeßentwurf eingebracht worden. Nach dem durch das Geſetz vom 8. Juni 
1879 in dieſem Punkte nicht modifizirten Art. 498 der Italieniſchen StrafpO. 
lautet die dem Vorſitzenden ertheilte Vorſchrift: „Er Takt das Ergebniß der Ber 
handlung kurz zufammen (riassume brevemente la discussione), erklärt die Fragen, 
macht die Gejchiworenen auf die wichtigften für umd gegen den Angeklagten vorge 
brachten Gründe aufmerkſam.“ — 

Die neueſten legislativen Grörterungen über das R. drehen fi) hauptjächlic 
um folgende fragen: 

1) Kann auf den Schlußvortrag des Vorfihenden ganz verzichtet werden? Diele 
Frage fann man meines Erachtens mur ftellen, wenn man noch der Anficht it, dat 
die Gefchworenen im Wahripruch über „nadte* Thatſachen fich auszuſprechen haben, 
nicht aber, wenn man einmal anerkennt, daß der Gerichtöhof durch die Faſſung, 
die Jury durch die Beantwortung der Fragen die Unterordnung der Thatjachen 
des Falles unter die geießlichen ‚Begriffamerfmale gemeinfam vollziehen und daß 
darüber Gewißheit beftehen muß, daß den Gejchworenen das für fie, wie für alle 
bindende Geſetz und zugleich der Sinn der an fie gerichteten Fragen klar geworden 
fei. Zur Darlegung des leteren kann nur der Gerichtshof, deffen Organ der Vor: 
figende ift, berufen jein, da Kenntniß des Gefeßes nur ganz zufällig bei einem oder 
dem anderen der Geſchworenen vorhanden fein fann und ihnen noch weniger als 
diefe die Fähigkeit zugemuthet werden kann, über die einander widerjprechenden 
Nechtsbehauptungen des Staatsanwaltes und des Vertheidigers, die beide einjeitig 
und unvollftändig fein können, fich jelbftändig und ohne ‚Anleitung ein Urtheil zu 
bilden. Hält man dieſe Anleitung dann für entbehrlich, jo muß man es auch für 
zuläffig halten, daß das geltende Recht von der Meinung der jeweiligen Gejchworenen 
und nicht durch das Geſetz feftgeftellt werde. Es ift daher nothwendig, daß der 
Vorſitzende verpflichtet werde, den Geſchworenen die nach Lage des Fralles nothiwendige 
Rechtsbelehrung zu ertheilen. Umfang und Modalitäten der Erfüllung diefer 
Pflicht laſſen fich nicht ftreng vorfchreiben; ob im gegebenen Falle eine Belehrung 
nothiwendig ift, welche Fragen fie zu umfaffen hat, muß der Vorfigende nach pflicht- 
mäßiger Erwägung der Erforderniſſe des alles beurtheilen; ebenjo würde er zu be 
urtheilen haben, wie weit er fich auf das Gebiet der gemifchten Fragen hinaus: 
begeben jolle, jener Fragen, bei welchen es fich nicht um die Anwendung klar vor 
zuzeichnender Grundjäße, ſondern um die Beurtheilung und Abwägung der That: 
ſache von einem bejtimmten, juriftiichen Geſichtspunkte aus handelt. Er wird in 
der Regel fich auf die Bezeichnung des letzteren beſchränken und den Gejchworenen 
das Weitere anheimftellen. Iſt dies gefchehen, jo bringt es die Natur des Ber 
hältniffes zwiſchen Gerichts: und Gejchworenenbanf mit fich, daß die letztere bei — 
Beurtheilung der von ihr als erwieſen angenommenen Thatſachen, das Geſetz 
wie es ihr dom Vorſitzenden dargelegt ift, zur Anwendung bringe. Stein —* 
kann fie dazu zwingen, und es ſollte auch jeder Verſuch eines Zwanges unterlaſſen 
werden; es iſt gewiß genug, daß nöthigenialls den Gefchworenen mit den Worten 
Story’ 8 gejagt werde: „Die Gejchworenen haben die phyfiiche Macht, das Geſetz, wie 
es ihnen das Gericht darlegt, außer Acht zu laffen; allein ich ftelle entjchieden in 
Abrede, dat fie das moralijche Recht haben, über das Recht nach ihren perjönlichen 
Anfichten und mach ihrer Willkür zu enticheiden.“ Und jelbjt wenn umter den 
Geſchworenen ein Jurift ift, jo kann er fich dabei beruhigen, daß nur die Antwort 
verjtanden werden kann, welche in dem gleichen Sinne ertheilt wird, in dem bie 
Trage geitellt wird; ein jolcher Mann wird übrigens auch auf eine Faſſung der 
Frage hinwirken können, welche ihm ermöglicht, einen Ausſpruch zu thun, der feiner 
Rechtsüberzeugung entjpricht und ihn doch nicht der Gefahr ausjeßt, daß feine Ants 
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wort nicht zu der gejtellten Frage paßt und daher jaljch ausgelegt wird. — Hält 
man daran jet, daß die Rechtsbelehrung des Vorſitzenden bei der jet als richtig 
anerkannten Art der Trrageftellung die authentifche Begründung der Faſſung der 
Fragen, alfo deren authentijche Interpretation ift, jo wird man den Gedanken kaum 
abweifen können, daß zu vermuthen jei, es babe fich die Jury von jener Rechte- 
belehrung leiten laffen umd daß daher, wie ja überhaupt zur Vernichtung die VBermuthung 
beirrender Einflüffe genügt, der Ausſpruch der Gejchiworenen wegen irriger Rechte- 
belehrung ſollte vernichtet werden können. 

2) Kann nach Vorjtehendem ein Schlußvortrag nicht entbehrt werden, jo iſt 
es allerdings nicht unbedingt nothwendig, daß derſelbe ein „R.“ im engern Sinne, 
d. i. eine Zufammenfafjung der Grgebnifje des Beweisveriahrens ſei. So wie die 
Sachen auf Grund der Franzöſiſchen Anordnung der Hauptverhandlung (i. 
diefen Art.) auf dem Kontinente jtehen, wird das R. fich nicht ſowol unmittelbar 
auf die Ergebniffe des Beweisverfahrens beziehen, als auf deren Grörterung in den 
Parteivorträgen. Der Englische Richter ftellt dem Beweisergebniß das Beweisrecht 
gegenüber, das er darlegen joll, und findet im Rechte des Landes den allerdings 
elaftiichen Begriff des „der Jury anheimzuftellenden Beweiſes“ (evidence to be left 
to the jury), und an diejer Grenze erjt doll die Aeußerung feiner perjönlichen 
Meinung jtille ftehen. Der Eontinentale Schwurgerichtspräfident wird dagegen die 
Hauptaufgabe des R. im engeren Sinne darin erbliden, die Einjeitigkeiten in den 
Darftellungen der Parteien durch möglichit objektive Gruppirung der Betveis- 
ergebniffe zu berichtigen und jchon dadurch Leicht in einen polemifchen Ton verfallen ; 
da er ferner ohne Unterftüung durch ein pofitives Beweisrecht die naturgemäßen 
und wifjenjchaftlichen Anforderungen an die Beweije den Gefchworenen darzulegen haben 
wird, ift er noch mehr der Gefahr ausgejeht, jeine perfönliche Meinung durchbliden 
zu lafjen oder deſſen wenigſtens bejchuldigt zu werden. Allein dieſer Gefahr wird 
er, jo lange er nicht zum völligen Schweigen verpflichtet und darum auch berechtigt 
wird, nie entgehen. Auch wenn er nur die Rechtöbelehrung ertheilt, wird er einer 
Erwähnung der vorgekommenen thatfächlichen Behauptungen nicht aus dem Wege 
gehen fünnen, und, wenn voranägejeßt wird, daß er es auf ungebührliche Geltend- 
machung feiner Meinung abgejehen habe, diejelbe Leicht zum Ausdrud bringen. Daß 
endlich in verwidelteren Sachen, bei längerer Dauer der Hauptverhandlung und 
insbejondere der Parteivorträge, fich eine überfichtliche Wiedervorführung des Ver— 
bandlungsftoffes ala ſehr mühlich erweiſen kann, ift einleuchtend. Man fteht alio 
bier wieder vor der alten legislativen Streitfrage, ob eine an fich zweckmäßige Ein— 
richtung bejeitigt werden jolle, weil mit ihr Mißbrauch getrieben, oder fie Anlaß 
zur Verdächtigung geben könnte, eine frage, auf deren Löfung auch die beftehenden 
Zuftände und die gemachten Erfahrungen Einfluß üben. Man kann aber wohl 
fagen, daß es befjer wäre, nichts zu verabjäumen, was die Unbefangenheit des 
Cchwurgerichtsvorfigenden fichern kann und dann feinem Gewiffen und feinem Takt 
zu überlaffen, wie weit er im Schlußvortrage gehe. 

3) Wichtig ift auch die Frage des Zeitpunftes, in welchem der Schluß: 
vortrag abgehalten wird. Die Franzöfiiche Einrichtung, nach welcher das R. der 
Heitjtellung der Fragen vorangeht, ijt wol nur aus der Annahme erflärbar, dab 
zur richtigen Auffaffung der Fragen die Geſchworenen feiner Anleitung bedürfen und 
daß das R. jelbjt ſich nur mit der Thatfrage zu beichäftigen habe. Obgleich 
wenigjtens letztere Anjchauung in Italien noch vorherrſcht, Hat man doch, die Noth- 
wendigfeit einer Erklärung der Fragen durch den Vorſitzenden anerfennend, bei der 
Revifion des Schwurgerichtäverfahrens im Jahre 1874 das R. der Feſtſtellung der 
Fragen angereiht, wenngleich die letztere ihrerfeits erft nach den Parteivorträgen 
erfolgt. 

Der Entwurf der Dejterr. StrafPD. wich von den ganz an die Franzöſiſchen 
Einrichtungen ſich anjchließenden Beitimmungen der StrafPD. von 1850 über das 
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R. weſentlich ab. Der am meiften beftrittene Punkt (über die wechjelnden Anträge 
und Beichlüffe j. Mayer, Handbuch, I. ©. 163, 164, 846—849) war die Reihen- 
folge von Parteivorträgen, Trageftellung und R. Das Schlußergebniß war, 
daß die Feſtſtellung der Fragen fchon den Parteivorträgen und daher natürlich auch dem 
R. vorangeht. Was die jachlichen Beitimmungen betrifft, jo lautet $ 325: „Er faßt 
die wejentlichen Ergebniffe der Hauptverhandlung in einer gedrängten Darftellung 
zufammen, führt in möglichjter Kürze die für und wider den Angeklagten fprechenden 
Beweife auf, ohne jedoch jeine eigene Meinung darüber fundzugeben.“ (Die lebte 
Regierungsvorlage Hatte gelautet: „Er jeßt den Gefchworenen die gefammte Lage 
der Sache auseinander“) „Er erflärt den Geichworenen die gejeßlichen Merkmale 
der jtrafbaren Handlung und die Bedeutung der in den Fragen vorfommenden ge 
jeglichen Ausdrüde und macht fie auf ihre Pflichten im Allgemeinen und ins Bejondere 
auf die Vorfchriften über ihre Berathung und Abjtimmung aufmerffam. Der Bor: 
trag des BVorfigenden darf von Niemand unterbrochen oder einer Erörterung unter- 
zogen werden; dagegen fteht es jeder Partei frei, zu verlangen, daß die den Ge- 
ichworenen vom Borfigenden ertheilte Rechtsbelehrung im Protokoll erfichtlich gemacht 
werde.” — Nach $ 344 3. 8, der Defterr. StrafPO. ift es ein Nichtigkeitsgrund, 
wenn der DVorfiende eine unrichtige Rechtsbelehrung ertheilt hat. 

Neben der Berathung des Entwurfes der Deutſchen StrafPD. gingen lebhafte 
Verhandlungen des Deutichen Juriftentages über die Frage, ob die Nechtäbelehrung 
des Vorfienden die Gejchworenen binden jolle und über die Hieraus zu ziehenden 
Konjequenzen einher. Der vom Reichsſtag angenommene Sab, welcher das Recht 
der Parteien feftjtellte, die Protofollirung der Kechtsbelehrung zu begehren, ward 
von der Regierung für unannehmbar erklärt und in dritter Leſung geftrichen, woraus 
auch folgt, daß die Rechtsbelehrung unanfechtbar ift. „Die Gefchworenen find in 
feiner Weife an die Rechtöbelehrung des Borfigenden gebunden und enticheiden 
jelbjtändig die ihmen vorgelegten Tragen. Es wurde diejer Saß in der Juſtiz- 
fommiffion allgemein anerkannt“ (Keller). Der aus den verjchiedenen Verhand— 
lungen bervorgegangene $ 300 lautet: „Der Vorſitzende belehrt, ohne in eine 
Würdigung der Beweije einzugehen, die Gejchtworenen über die rechtlichen Gefichts- 
punkte, welche fie bei Löſung der ihnen geftellten Aufgabe in Betracht zu ziehen 
haben. Die Belehrung des Vorfigenden darf von feiner Seite einer Grörterung 
unterzogen werden.” Gin Rüdblid auf $ 299 zeigt, daß dieje Belehrung ebenfalls 
erſt ftattzufinden hat, nachdem die Fragen an die Geſchworenen feſtgeſtellt find und 
auf Grund derjelben die Parteien ihre Ausführungen und Anträge zur Schuldfrage 
vorgebracht Haben. Was den Inhalt des Vortrages betrifft, jo ftellt ihn Löwe 
jo dar, ala habe „die StrafPO. das im Franzöſiſchen Recht vorgejchriebene R. be— 
jeitigt und daffelbe durch ein Lediglich die rechtliche Belehrung der Gefchtvorenen 
bezwedendes Schlußtwort des Vorſitzenden erjeßt“, und joweit dabei das Gewicht auf 
„vorgeſchrieben“ gelegt ift, iſt dies umbeftreitbar richtig. Eine Verpflichtung 
zur Zufammenfaffung der Beweisergebniffe, zur Vorbereitung der Entjcheidung der 
Gejchworenen über die Thatfrage hat der Vorfitende gewiß nicht, unterjagt ift ihm 
aber nur die „Würdigung der Beweiſe“, ein Verbot, das eigentlich auch in 
Frankreich als beftehend anerkannt ift, und von anderen Schtwurgerichtögejeßen jogar 
neben der Anordnung des R. im engeren Sinne ausgeſprochen ift. Allerdings tft 
der Ausdrud nur joweit unzweideutig, als der Vorfigende jeine Meinung über das 
Beweisergebniß, ja auch ſelbſt über das Ergebniß der einzelnen Beweije nicht zum 
Ausdrud bringen darf. Dagegen bemerkt Löwe ſelbſt: „Auch die den Beweis 
betreffenden Bejtimmungen des Prozeßrechts fünnen den Gegenftand der Rechts— 
belehrung bilden.“ Keller jagt: „Damit ift nicht gemeint, daß der Vorfigende in 
feiner Weife auf die Beweife Bezug nehmen darf... Es müſſen 3. B., um den 
Geichworenen den Begriff und die Erforderniffe eines Beweiſes durch Anzeigen Har 
zu machen, die vorgebrachten Beweiſe auch ala jolche bezeichnet werden.” Gilt dies 
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ihon von den Beweifen, jo ijt noch viel weniger daran zu denken, daß die Berüd- 
fihtigung des Thatfächlichen an fich von dem Schlußvortrage ausgejchloffen jei. 
Die Motive jagen: Das Geſetz „zielt nicht auf eine theoretifche Erörterung der Ver— 
brechenämerfmale ab. Die Rechtöbelehrung joll vielmehr die individuelle Lage des 
Falles ins Auge faffen und den Gejchtvorenen die zur richtigen Würdigung deffelben 
erforderliche Anleitung geben. Dem Borfigenden ift es nicht verwehrt, zu dieſem 
Zwede die thatjächlichen Ergebniffe der Verhandlung, joweit diefelben zum Ver— 
ftändnifje der Rechtäweifung dienen, in den Schlußvortrag aufzunehmen.“ „Biel 
mehr“, jagt H. Meyer, „it es im Sinne feiner Aufgabe gelegen, die in Betracht 
fommenden rechtlichen Gefichtäpunfte mit Rüdficht auf die vorliegende Sachlage zu 
entwideln“, was v. Schwarze ald „Anpaflung der Rechtsbelehrung an das That- 
ſächliche, defien Beweis jedoch nur ala Hypotheſe behandelt wird“ bezeichnet. — 
Troß der Nichtaufnahme des R. im engeren Sinne wird aljo das Gebiet der That- 
jachen nicht gemieden werden fünnen. Wenn Keller indeß für unzuläffig erklärt, 
daß im Schlußvortrage die Berichtigung unrichtiger thatjächlicher Anführungen des 
Staatsanwaltes oder Vertheidigers erfolge, jo ift ihm darin beizupflichten. — Was 
die Nechtäbelehrung ſelbſt betrifft, jo ift oben ſchon angedeutet, daß fie nicht blos 
in der Aufftellung theoretifcher Säße, fondern in der Darlegung und Enticheidung 
aller Fragen, welche der vorliegende Rechtsfall jtellt, beftehen müſſe. Wie weit 
Belehrung nöthig jei, Hat der Vorſitzende zu beurtheilen, die für nöthig erachtete 
zu ertheilen, ift dagegen jeine Pflicht. Kontroverſe Fragen wird er ehrlicherweije 
als folche bezeichnen müfjen, auch die Gründe für und wider nicht verichtweigen 
dürfen; aber mit feiner Meinung darf er auch in folchem Falle wenigftens dann 
nicht zurüdhalten, wenn, was ja die Regel jein wird, es fich um die Erläuterung 
eines in der Trage gebrauchten Ausdrudes handelt. — An die Belehrung über das 
materielle Recht jchließt fich die in den Motiven für jelbjtverjtändlich erklärte An— 
leitung wegen des in formeller Hinficht von den Gejchworenen einzuhaltenden Ver— 
ur 
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NRetention des Pfandes. Auf der 1. un. Cod. etiam ob chirographariam 
pecuniam pignus retineri posse beruht der Satz, daß ein Gläubiger, der fich im 
Befig einer ihm verpfändeten Sache befindet, auch nachdem er volle Berriedigung 
wegen der Piandiorderung erhalten bat, dem Schuldner das Prand vorenthalten 
fann, jolange er noch irgend welche andere Anfprüche an den Schuldner hat. Der 
Einwand aus diefer durchaus fingulären Vorſchrift, deren Billigkeit wenigſtens zweifel⸗ 
haft ift, bejeitigt die perjönliche Klage des Piandichuldners auf Herausgabe des 
Piandes. Der Wortlaut des Gefees rechtfertigt die mehrfach verjuchte Einjchrän- 
fung der Vorſchrift auf Fauftpfänder oder vertraggmäßige Piandrechte nicht. Gegen 
die dingliche Klage Anderer, insbefondere anderer Piandgläubiger ift das Retentions- 
recht nicht wirfjam, und auch der jpätere Piandgläubiger kann dem Beſitzer des 
Pfandes diejen Befi vermöge des jus offerendi et succedendi durch Zahlung der 
bloßen Piandichuld entziehen. Streitig war, ob das Wetentionsrecht im Konkurſe 
von Beitand ſei. Die Frage ift ſchon nach Gemeinem Recht zu verneinen, Heute 
aber müßig, da das Reichskonkursrecht für eine ſolche Zurüdbehaltung keinenfalls 
Raum läßt. — Dem Preuß., Sächſ., Franz. R. ift die R. d. Pi. fremd. 

— LSit. u Gigb.: ©. bie Lit. hinter b. Art. Retentions recht. — C. tit. 8, 27. — Preuß. 
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Retentionsrecht, Zurückbehaltungsrecht iſt das Recht des Inhabers einer fremden 
Sache, diejelbe dem dinglich oder perjönlich zum Verlangen nach Herausgabe der: 
jelben Berechtigten bis zur Gritattung eines aus feinem Vermögen der Sache zum 
Beiten gelommenen oder durch fie verlorenen Vermögenswerthes vorzuenthalten. 
Nach diejer Begriffsbeftimmung (Großkopii, Sintenis) fällt nicht nur bie 
fingufäre Retention des Pfandes für chirographarische Forderungen außerhalb des 
Begriffes, derjelbe grenzt fich auch nach anderen Richtungen hin ſcharf ab. Die 
bis auf Großkopff Herrichende Lehre definirte mit mannigiacher Verſchiedenheit 
in der Formulirung das R. ala das dem rechtmäßigen Inhaber einer an ſich heraus- 
zugebenden Sache zuftehende Recht, diejelbe wegen einer fonneren Gegenforderung 
zurüdzubehalten. Die wenigitens ala Naturalobligation wirkſame Gegenforderung müſſe 
zur Sache in einer Beziehung ftehen. Als Hauptfälle folcher Konnerität wurden 
aufgezählt, wenn die Forderung auf Verwendungen in die Sache oder in Beziehung 
auf diejelbe beruhe, wenn fie durch die Sache jelbit, insbeſondere vermittelit einer 
durch dieſelbe bewirkten Beichädigung, ihren Urfprung gewonnen habe, und wenn 
die Forderung aus demjelben Rechtsverhältniß entftanden jei, auf welches das Necht 
zur Herausforderung der Sache fich gründe. Der letzte diejer Fälle wird durch die 
obige Begriffsbeitimmung abgeichloffen. Er fällt, joweit dabei überhaupt das Recht 
auf Herausgabe der Sache zu bekämpfen ift, unter den Gefichtäpunft der exceptio 
non adimpleti contractus, Dieje ift, wie das R., eine Anwendung der exceptio 
doli generalis (v. Savigny); fie unterfcheidet fih vom NR. dadurch, daß auf 
Grund ihrer alle möglichen Leiſtungen, nicht blos fremde Sachen zurüdgehalten 
werden, und daß durch fie das Klagerecht ſelbſt geleugnet, ala nicht verfolgbar hin- 
geftellt wird. Im Prozeß tritt der materielle Unterfchied der beiden Einreden da— 
durch hervor, daß mit der exc. n. ad. contr. zeitweije Abweifung der Klage, mit 
der Einrede des R. eine Bedingung der Verurtheilung zur Herausgabe eritritten 
wird. Der Ausdruck retinere wird freilich auch von dem Zurüdhalten einer Leiſtung 
überhaupt gebraucht; eine Vermiſchung der beiden Begriffe führt aber zu eimer 
Verflüchtigung des R., welches nur mit dem bier angenommenen bejchränktten Begriff 
ala ein eigenthümliches, gewiffen allgemeinen Regeln unterworjenes Inftitut aufrecht 
erhalten werden fann. 

Großkopff ging in der Beſchränkung des Begriffs noch weiter. Es erfannte 
auch den zweiten der obigen Komneritätsfälle nicht an. (Dagegen Sinteniä.) 
Gr leugnete ferner, daß durch das NR. überhaupt eine Forderung, eine Naturals 
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obligation, gejchüßt werde, das R. ſchütze ein faktiſches Verhältniß, in welchem der 
Beklagte das, was er in und mit der Sache von dem Seinigen detinire, ungeachtet 
es nach Givilrecht bereits für ihn verloren ſei, behalten ſolle. Das Recht auf den 
DVermögenswerth gegenüber dem Kläger, der denfelben erjtatten joll, bleibt aber 
immer eine Obligation. Der Zweifel Großkopff's ift auf eine unrichtige Begriffs— 
beitimmung von Naturalobligation zurüdzuführen, die nach ihm nothwendig außer 
durch soluti retentio auch anderweit, 3. B. dur Kompenjation, fich wirkſam 
zeigen müßte. 

Von den Streitfragen in Betreff des gemeinrechtlichen R. war die wichtigjte die, 
ob daſſelbe auch gegenüber der Gläubigerjchaft im Konkurſe geltend gemacht werden 
fann. Die Frage muß mit Großkopff und Sintenis gegen Schent, v. Bayer 
bejaht werden. 

Don den neueren Kodififationen ftellt das Sächſ. BGB. auch die exceptio 
n. ad. contr, unter den Begriff des Zurüdbehaltungsrechts, fich überhaupt an die 
ältere Lehre anjchließend. Es definirt dafjelbe ala das Recht des nicht durch uner- 
laubte Handlungen in den Befig einer jet herauszugebenden Sache Gelangten, 
diejelbe bis zur Beiriedigung wegen eines fälligen Gegenanjpruchs zurüdzubehalten, 
der in einem Verhältniß zu derjelben Sache feinen Grund hat, und ala das Recht 
des aus einem zweijeitigen Rechtsgeſchäft zu irgend einer Leiſtung Berpflichteten, 
diefe bis zum Empfang der fälligen Gegenleiftung zu verweigern. Nach Preuß. R. 
beiteht dad R. in der Berugniß des Inhabers einer fremden Sache, jelbige jo lange 
in feiner Gewahrjam zu behalten, bis er wegen jeiner Gegenforderungen befriedigt 
worden. Das Recht ift nur gegen den Schuldner der „Gegenforderung”, regelmäßig nicht 
auch gegen deffen Konkursmaſſe geltend zu machen. Das Defterr. BGB. verwirft das 
R. überhaupt; der Code eivil giebt feine Definition, den Anwendungsfällen liegt aber 
der Begriff des Preuß. R. zu Grunde. — Das Allgem. Deutſche HGB. giebt den Kauf: 
leuten wegen fälligr, — im falle der Unficherheit und des Konkurjes auch wegen 
nicht fälliger — Anfprüche aus dem faufmännifchen Verkehr ein R. an allen be= 
mweglichen Sachen und Werthpapieren, die mit dem Willen des Schuldners auf Grund 
von Handelögefchäften in ihren Belt gekommen find. Dies R. hat die Natur eines 
Fauſtpfandes. Die Deutiche KO. beitimmt in $ 41, imvieweit das Zurüdbehaltungsrecht 
abgejonderte Er im Konkurſe begründet. 

Lit. u. Gigb.: Schent, Die Lehre vom R., 1837. — Luden, Das R., 1839. — Lenz 
in Weiste 8 — Yasler IX. 377. — Großtopff, Zur * vom R, 1858. — Sintenis, 
Givilreht, $ 91 D. — Die erg u handeln vom an zerftreuten Stellen. — Sacſ 
BGB. 88 767—769. — Preuß. 536—567. — Defterr. BGB. $ 471. 


Code civil art. 867, 1673, 1749, Kr er 1548, =. 2 Deutiches HEB. Art. s18 fl. . 
cciu 


Netorfion (Franz. und Engl. gleichlautend), von retorquere, bedeutet im 
Staatenverfehr: die eine Unbilligkeit mit einer gleichen oder ähnlichen erwiedernde 
Handlungsweife. Die Anwendung gleicher Mittel gegen einen Staat, welcher er 
fich gegen den unferigen bedient (Mass&, Droit commerc., I. 130), oder die Ber- 
geltung des „Einem nicht anftändigen“ mit Gleichem (Moſer, Verſ., VIII. 485), 
charafterifirt noch nicht das bejondere Weien der R. In einem weiteren Sinne 
begreift man die R. unter die Repreffalien (Berner, 597; Burchardi, 497), in 
der Praxis wurden fie mit einander identifizirt oder verwechjelt (Mojer, Berf., 
Th. IX. Bd. I. 519 und 527; Wurm, 458). Maſſé (1. c.) läßt jogar 
Repreflalien auf dem Wege der R. vor fich gehen. — Die völkerrechtliche Be— 
rechtigung der R. wird aus der Selbjtändigfeit, Rechtögleichheit oder Gleich- 
berechtigung der Staaten geiolgert (Wolff, 5 584; Klüber, $ 234; Hefifter, 
S 27; Oppenheim, 152), halbjouveränen Staaten (Martens, V.R., 3249) 
fann fie daher nicht zuftehen. Die Bezeichnung: retorsio iuris (Wolf, $ 583), 
retorsion en droit (®attel, II., XVII. $ 341) und die Unterfcheidung von: 
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retorsio facti und iuris vel legis (Klüber, $ 234), wenn namentlich, nach der 
technischen Ausdrucksweiſe, die leßtere der R. im engeren Sinne, die erjtere den 
Repreflalien entiprechen jol (Wurm, 1. e.), iſt überflüffig und verwirrend, weil 
dann die Repreflalien wieder der R. jubordinirt werden und weil die R. nicht gegen 
eine Rechtswidrigkeit, jondern eine Unbilligkeit gerichtet ift, und auch nur dieſe 
enthält (Heffter, $ 111; Berner, l. ec; Burdardi, 498). Mojer 
(Berf., VIII. 485) fieht die Veranlaffung zur R. nicht in einem Zuwiderhandeln 
gegen die Gerechtigkeit oder natürliche Billigkeit, fondern gegen die Freundſchaft oder 
die Gleichheit der Gerechtiame.. Dem in der Nechtöfprache vielfach durchbildeten 
Terminus der Unbilligfeit ſubſtituirt Wurm (459 ff.) den vieldeutigen Ausdrud 
(Ungunft gegen) Intereffen, während Engliſche Schrütfteller (Phillimore, III. 8, 
I. 13; Twiß, I. 18) R. ftatuiren gegen Abweichungen von der comity, deren 
Begriff fich indeß nicht mit dem der Billigkeit dedt (vgl. d. Art. Comitas 
gentium) und außerdem fich nur einer partiellen, hauptſächlich Anglo-Amerifaniichen 
Anwendung erfreut. Twiß (l. ce.) nennt die oben angegriffene Unterjcheidung der 
R. eine unpraftifche, gleiches Prädikat gebührt aber der feinigen (II. 19): paffive 
Retaliation (R.) und aktive (lex talionis), indem er jelbit die letere für unan— 
wendbar im internationalen Rechtäverfahren erklärt, und außerdem jede R. eine 
Aktion enthält. Die Zurückführung des Unterfchiedes von Reprefialien und R. auf 
den Unterſchied vollftommener und unvolltommener Rechte (Martens, 1. c.; 
Klüber, $ 234 not. d) ift mit dieſem leßteren für antiquirt zu erachten, außerdem 
zwingt jelbft die R., wenn auch in milderer Form, zur Gewährung. R. im 
Kriege (Mojer, IX., U. 519) widerfprechen aber der Aufgabe der R., den Krieg 
zu verhindern, und unterliegen nicht dem R.recht, jondern dem Kriegsrecht. — Die 
zu retorquirende Unbilligfeit kann entftehen aus der Gejehgebung, dem Gewohn- 
heitärecht und den Reglements (Battel,1l.c.; Twiß, II. 18), bloße Verſchiedenheit 
derjelben genügt aber nicht (Martens, $ 250; Klüber, 88 54 und 234 d; 
Heifter, l.c.; Wurm, 474); entweder muß der Fremde (unfer Staatsangehöriger) 
nur hinter den Einheimijchen (des fremden Staates) zurüdgeftellt jin Martens, 1. c.; 
Klüber, 1. c.; Berner, 598) oder auch Hinter andere fremde (die An— 
gehörigen anderer Staaten — Wurm, 468 ff.; Heifter,1l. c.; Burchardi, 498; 
Twiß, II. 19). Der Billigkeit entipricht eg indeß ſchon, daß Fremde den Ein- 
heimischen gleichgeftellt werden. Die Bevorzugung der fremden vor den Ein— 
heimifchen zu verlangen, gebietet die Billigfeit ebenfowenig (Klüber, $ 58), eine 
jolche Forderung nannte der Neapolitanifche Gejandte (in der berüchtigten Schweiel« 
frage zwiichen Großbritannien und Neapel im Nahre 1838) ein großes Paradoron 
der Politit, wogegen Wurm (473 ff.) mit Unrecht im Falle der Nichtgewährung 
einer jolchen ausnahmaweijen Bevorzugung, nach fehlgejchlagenen Unterhandlungen, 
eine R. für gerechtfertigt hält. Ginem halbbarbariichen Staat gegenüber erjcheint 
freilih ein ſolcher Wunſch für zuläffiger, indeß dürfte auch bier, wie jchon 
Berner (l. ce.) richtig ausführt, umterhandelt und nicht die zu retoyquirende und 
perhorreäzirte barbarifche Maßregel in gleicher oder ähnlicher Weije erwiedert werden. — 
Als eine zu retorquirende Unbilligkeit wird angejehen entweder ganz allgemein die 
nichtbefiriedigende Behandlung der Unterthanen in einem anderen Staate oder eine un« 
günftige Stellung derjelben nach Gejeß und Gewohnheit (Battel,1l.c.; Twiß, II. 18; 
Wurm, 464), oder die Verweigerung eines Gewohnheitsrechts und ein unbilliger 
Unterjchied zwifchen Fremden und Einheimiichen (Martens, 1. c.), oder eine ums 
gleiche bejchwerende Behandlung, eine unbillige und bejchwerende Ungleichheit des 
pofitiven Rechts, eine Verweigerung unparteiifcher und unverzögerter Rechtspflege 
(Klüber, $$ 54, 234 d, 58), oder die Ausſchließung von eigenen Unterthanen 
gewährten Vortheilen, Zurüdftellung gegen diefe oder andere Nationen, ungewöhnliche 
Belaftung bei Einräumung von Vortheilen, Abweichung von durch andere Nationen 
aufgejtellten Grundjäßen, verbunden mit materiellen Nachtheilen (Heffter, 1. c.). 
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Unbillige Einzelbejtimmungen kommen entweder vor bei Ein- und Ausfuhrverord— 
nungen (Battel, 1. c.), oder Erbichaften, 3. B. das bejeitigte droit d’aubaine, 
oder Konkurjen durch Bevorzugung einheimifcher Gläubiger vor den auswärtigen 
(Klüber, $ 58; Wurm, 464). Nicht Alles, was dem Rechte gemäß zu fordern 
ift, darf nach Billigkeit gefordert werden, ſondern werden die begründeten Forderungen 
diefer durch die zu verwirklichende internationale Gemeinfchaft zu begrenzen fein, 
foweit jolche Forderungen nicht ſchon auf Grund des Rechts erhoben werden 
fönnen. — Der Zwed der R. ift nicht Strafe (wogegen Wurm [459] remonftrirt), 
ſondern nur Abftellung der verlehenden Unbilligkeit oder Herftellung einer Gleichheit 
(Martens, 1. c.; Heffter, 1. e.). it diefer Zwed erreicht, jo hat die R. auf- 
zuhören. Die erwiedernde Unbilligfeit kann eine der zu erwiedernden gleiche oder 
ähnliche oder möglichit ähnliche, und muß gleich jchwer fein (Mojer, VIII. 489; 
Hefiter, 1. e.; Burdhardi, 499), daß fie aber den gegneriichen Staat nicht 
gleich empfindlich trifft, berechtigt nicht zur Steigerung des Maßes oder gar der 
Art (Wurm, 460). Zu den zur Ausführung der R. gewählten Mitteln muß der 
Staat jelbit, ohne die ihm gebotene VBeranlaffung, vollkommen befugt fein, denn „R. 
ift die Erwiederung eines von feiner Seite beftreitbaren Rechts“ (Wurm, 1. c.). 
Die Ausführung der R. zu bejtimmen ift nicht, wie Phillimore (III. 8 ff.) 
meint, lediglich Sache des Staatärechts, fie ift gebunden an die vorftehend auf: 
geführten völferrechtlichen Säbe. Der Anwendung der R. muß aber eine gütliche 
Berhandlung (Mojer, VIII. 488 hält e& gerade nicht für nöthig, aber der Freund— 
ſchaft dienlich), insbeſondere ein Antrag an die jenfeitige Staatägetwalt vorausgehen; 
dieſer wird beſonders dann das zunächit allein zuläffige fein, wenn ein Staat einen 
unbilligen Grundjaß nur aufgeftellt, aber noch nicht durchgeführt hat, ſofortige R. gegen 
denjelben (Heffter, 1. c.) wäre völlig ungerechtfertigt. Erſt wenn troß des An— 
trages feine Billigfeit mehr zu hoffen (Berner, 597) oder die Gegenvorftellungen 
erichöpft find (Phillimore, I. 13), ift die Anwendung der R. berechtigt. — Ber: 
fügen kann eine R. nur die Staatögewalt, da nur ihr die Souveränetät und jomit 
auch das Recht der Selbfthülfe gegen andere Staaten zufteht. Eines legislativen 
Beichluffes dazu (Heffter,l.c.) bedarf es nur bei Gejegesänderungen Burdhardi,l.c), 
fonft aber umſoweniger, ala ein jolcher nicht einmal zur Verfügung des äußerſten 
Rechtsmittels, des Krieges, erforderlich ift. Das einer jeden Behörde innerhalb ihres 
Geſchäftskreiſes und der oberften Gerichtäftelle in Juſtizſachen zugeiprochene Recht der 
R.verfügung (erfteres von Burchardi, 1. c., letteres von Wurm, 474) wider: 
fpricht, abgejehen davon, daß Gericht und Behörden feine Souveränetätsrechte als 
ſolche haben und üben fünnen, der nothiwendigen Einheit der Willensbeftimmung, 
Vertretung und Aktion des Staates nach Außen. Dagegen, daß die unmittelbare 
(R.-)Hülfe durch die Obrigfeiten auch ohne höhere Autorifation in unjeren gegen- 
wärtigen Zuftänden nicht entbehrt werden könne GBurchardi, 500), fpricht die 
gerade in unjerer Zeit durchgeführte ftrenge Behördenhierarchie und die Abhängigkeit 
aller Organe von dem höchiten, der Staatögewalt, ala auch der heutzutage geförderte, 
weſentliche Verzögerungen ausjchließende Verkehr. Nicht je nach Beichaffenheit der 
Umftände, wie Mofer (IX., II. 521) meint, fondern unbedingt ift die Erlaubniß 
des Souveränd zur R.übung erforderlich, und zwar jowol für Behörden ala Ein- 
zelne (Heffter, L c.; Berner, 1. c.). Mofer (VIII. 487) hält den Befehl 
des Landesheren bei R.übungen durch Unterthanen in Sachen, die ihr Privat» 
interefie betreffen, für unnöthig. Die Behörden find bei R.übungen nur die die 
Staatäverfügung ausführenden Organe. Ob aber Einzelnen die R.ausübung zu 
gejtatten und ob fie diejelbe nach den gewöhnlichiten Erjcheinungsformen der Aus— 
übung überhaupt als Ginzelne zu üben vermögen und PVeranlaffung haben, erjcheint 
uns zweitelhait, da völferrechtlich jede Selbfthülfe des Einzelnen immer mehr ver: 
fagt ift, da die zu retorquirende Unbilligfeit jelten gegen einen Einzelnen, vielmehr 
in der Regel gegen eine ganze Klaffe der Bevölkerung, 3. B. Handeltreibende oder 
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Gewerbtreibende, oder gegen den gelammten Staat dur die Syſteme und Cr: 
nungen des Sandeläverfehrs und Gewerbebetriebes oder gegen die gejammte Ber 
völferung durch umbilliges allgemeines Recht oder Rechtäverfahren gerichtet ii. 
Schon Mofer (VIII. 486) jagt, daß meiſt Souveräne der R. fich gegeneinander 
bedienen. Indeß ordnet jedenialla der Staat eine R. jowol in Anla einer gegen 
ihn, als auch, kraft der Repräfentation feiner Staatsangehörigen, in Anlaß einer gegen 
diefe verichuldeten Unbilligfeit an (Wurm, 459), zu Gunften eines anderen Staates 
aber nur auf Grund eines Bundesverhältniffes, denn ein Staat kann nicht durch 
die einjeitige Aufforderung des einen Theils zur Grekution gegen den gegneriſchen 
Theil berechtigt werden und Hat in Bezug auf fremde Unterthanen fein Repräjen 
tationsreht (Wurm, 462). Noch unzuläffiger ericheint es, daß ein Staat gegen 
einen anderen deshalb auf dem Wege der R. eine Unbilligfeit begeht, weil dieier 
leßtere gegen einen dritten Staat früher einer gleichen oder ähnlichen fich jchuldig gemacht. 
Wenn auch jolches Verfahren nachweislich jtattgehabt (j. Mojer, IX., II. 519 5), 
io war es doch nur eine mißbräuchliche Anwendung der R. Eine R. kann jemer 
nur gegen den verichuldenden Staat, nicht gegen einen dritten, fie nicht verjchuldenden, 
—— gebt werden: „Retorsio non est nisi adversus eum, qui ipse damni quid dedit, 
ac deinde patitur, non vero adversus communem amicum. Qui iniuriam non 
fecit, non recte patitur* (Bynkershoek, Qu. iur. publ., I., IV.) — Die Unbillig: 
feit eines Staatsangehörigen oder einer der Behörden des Staates ift immer nur 
ein entiernter Anlaß zur R., der nächſte Anlaß muß in der Unbilligkeit der Staat“ 
gewalt jelbjt liegen, d. h. es muß der gegneriiche Staat das unbillige Verfahren 
feiner Unterthanen oder Behörden, joweit er dafjelbe nicht jelbjt angeordnet, ſchweigend 
oder ausdrüdlich gebilligt oder demjelben zugeitimmt und es dadurch zu dem jeinigen 
gemacht haben (Berner, 597; Wurm, 459). — Daß nicht immer gegenüber 
Unbilligfeiten R. ausreichen oder entiprechend fein werden, muß, namtentlich wenn 
durch eine Unbilligkeit die Erhaltung der Exiſtenz eines Staates bedroht ijt, zw 
gegeben werden und iſt praftiich bewährt durch die Kriege Hollands gegen England 
in Anlaß der Grommell’schen Navigationsacte und Ludwig's XIV. gegen Holland wegen 
Nichtaufhebung des Berbots der Franzöſiſchen Waaren (j. Burdhardi, 498 fl). 
Englische Schriftiteller erklären dagegen die R. für das einzig gefeliche Mittel gegen 
Verlegungen der comity, und daß jolche — einen casus belli nie abgeben 
fönnten (Bhillimore, I. 13; Twiß, I. 18). 
Lit.: Wurm, Art. Völterrechtliche ag pad in Rotted’3 Staatöler. 1843, Bd. XIV. 
= ff. — Berner, Art. Retorfion,, in Bluntſchli's StaatsWört. B. 1864, Bd. VIIL 
» ff. — VBurchardi in Rotteck's Staatslex. 1865, Bd. XII. 498 — Die völter: 
schien Werte von Wolff (ius gentium), Battel, Viofer (Berf., I. 485 ff. und 
518 fi), Martens (BR.) ae Hafiter, Oppenheim, Seit 
IT NT Moier, Derf., IX. II. 520 ff, Wurm, 471 ff, und Galvo, 1. 
802. Bulmerinca. 


Netorfion im Strafrecht ift die Erwiederung einer jtrafbaren Handlung 
durch eine gleiche oder ähnliche jtrafbare Handlung. Nicht zum Begriffe der X. 
gehören daher die Fälle der Nothwehr, auch wo Gleichheit oder Gleichartigfeit der 
Handlungen vorhanden ift, da der Notwehr Uebende fich feiner ftrajbaren 
Handlung jchuldig macht. Ebenſo jcheiden diejenigen Fälle aus, bei welchen (wie 
3. B. in $ 213 des RStrafGB.) verjchiedenartige ftrafbare Handlungen von beiden 
Seiten begangen werden. In dem obigen Umfange iſt jedoch die R. für das Gebiet 
des Strafrechts ohne praftijche Bedeutung. In den heute geltenden Straigejegbüchern 
wird vielmehr — daß die R. aufder Stelle erfolgt jei, und unter diefer Be 
dingung die R. nicht allgemein, jondern nur bei einigen ftrafbaren Handlungen 
(wechjeljeitigen Beleidigungen und leichten Körperverlegungen) als jakultativer Strar 
ausſchließungs⸗ oder Milderungsgrund berüdfichtigt. 
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Die gemeinrechtliche Praris nahm früher allgemein an, daß bei wechjeljeitigen 
Beleidigungen von gleicher Schwere Kompenfation ftattfinden müſſe. Man dachte 
dabei aber (unter Berufung auf 1. 10 $ 2 D. de compens. 16, 2) nur an Privat- 
ftrafen. Später wendete man dieſen Grundjaß, indem man nicht jcharf zwiſchen 
Kompenfation und R. unterfchted, auch auf Öffentliche Strafen an. Da man 
die R., welche vielfach ala ein Recht aufgefaßt wurde, nicht zu Gunften des erjten 
Beleidigers geltend machen konnte, jo jchloß man für diefen aus dem Grunde Klage 
und Strafe aus, weil der erwiedernde Beleidiger fich jelbit Recht verfchafft und 
dadurch auf die Klage verzichtet habe. Stillichweigende Vorausſetzung war hierbei 
jtets, daß die beiden Beleidigungen ungefähr gleiche Strafen nach fich gezogen hätten. 
Die Kompenfation öffentlicher Strafen, jelbit bei dem Antragsvergehen der Be— 
leidigung, zu deffen Gunften jo viele Ausnahmen von allgemeinen Regeln gemacht 
zu werben pflegen, ift jedoch unhaltbar, da nicht abzufehen ift, weshalb durch R. 
das öffentliche Intereffe an der Beftrafung befriedigt fein joll. Ebenjowenig fann 
ein Recht auf R. anerkannt werden. Es kann fich deshalb Heute nicht mehr um 
Strafaugjchließung, jondern nur noch um Strafmilderung bei der R. handeln. Man 
muß dann aber, mehr als dies früher geſchah, den Nachdrud darauf legen, daß die 
R. auf der Stelle eintrat. Und zwar fommt auf Seiten des erwiedernden Be— 
leidigers der Affelt in Frage. Da aber nicht jede R. im Affekt erfolgt, jo ift es 
dem richterlichen Ermefjen zu überlaffen, ob diejelbe im konkreten Falle bei der Feſt— 
jegung der Strafe zu berüdfichtigen ſei. Für den erften Beleidiger können mol 
nur Billigfeitsrüdfichten dahin führen, unter Umftänden auch gegen ihn eine mildere 
oder gar feine Strafe zu verhängen, 3. B. in dem Falle, wenn die erwiederte Be— 
leidigung die erite an Schwere bedeutend überftieg. Am richtigiten ift e8 wol, in 
dem StrafGB. Hinfichtlich der R. überhaupt feine Beitimmung zu treffen, bejonders 
da nicht, wo der Strafrahmen für die Beleidigungen jchon derartig ift, daR das 
angedrohte mit dem gejelichen Minimum der Strafarten übereinjtimmt, der Affekt 
alſo Hinreichend bei der Feſtſetzung der konkreten Strafe berüdfichtigt werden kann. 
Nicht zu billigen find die Beitimmungen des Deutjchen StrafGB., nicht blos des— 
halb, weil die R. als Strafaugjchliegungsgrund, jondern weil fie auch bei leichten 
Körperverlegungen aufgeftellt it. Dieſe letztere Vorſchrift ift aus dem Preuß. StrafGB. 
übernommen, welches Realinjurien und leichte Körperverlegungen nicht von einander 
* trennte, und hatte dort ihre Berechtigung. 

Nach 88 199 und 233 des Deutjchen StrafGB. hängt die Berüdfichtigung der 
R. bei der Strafzumeſſung von folgenden Bedingungen ab: 

1) Es müſſen zwei Beleidigungen oder eine Beleidigung und eine leichte Körper— 
verlegung vorliegen, gleichviel ob die erjtere durch die letere oder die letztere durch die 
erjtere erwiedert ift. Dieje jtrafbaren Handlungen müſſen in einem wrjachlichen Zus 
fammenhange ftehen. Hierhin zu zählen find, abgejehen von $ 189, alle nach dem vier- 
zehnten Abjchnitte, nicht aber die nach dem zweiten bis vierten Abjchnitte des StrafGB. 
zu beftrafenden Beleidigungen. In Betreff der Körperverlegungen ift zu bemerken, 
daß die im $ 223 a aufgeführten hier nicht zu berüdfichtigen find. Der Begriff der 
R. it nicht ausgefchloffen, wenn es fich um wiederholte Beleidigungen und Körper- 
verlegungen handelt. Die Erwiederung jet nicht nothwendig Gleichartigkeit der Be- 
feidigungen voraus; jchriftliche können mit mündlichen, Verleumdungen mit einfachen 
Beleidigungen u. dgl. erwiedert fein; nur muß die Erwiederung von Seiten des erſten 
Beleidigten erfolgen. 

2) Die Erwiederung muß auf der Stelle eingetreten fein. Für die Inter— 
pretation dieſer Worte laſſen fich keine allgemeine Regeln aufftellen. 

Bei Vorhandenjein diejer beiden Bedingungen kann der (erfennende) Richter 
die R. als Strafausichliegungd- oder Milderungsgrund berüdfichtigen; bei Be— 
Leidigungen können beide Theile oder auch nur der eine ftraffrei erklärt werden; bei 

v. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexilon III. 3. Aufl. 30 
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Beleidigung und leichter Körperverlegung kann nach $ 233 außerdem noch der Fall 
eintreten, daß der eine Theil eine der Art oder dem Maße nach mildere Strafe als 
der andere enthält, und zwar ift der Nichter weder an das angedrohte Minimum 
der Strafart, noch an dieje jelbit gebunden, er kann aljo auch auf Haft und Geld- 
jtrafe erfennen, wo dieſe nicht angedroht find. — Die Berüdfichtigung der R. erfolgt 
von Amtswegen; es fann wol darauf angetragen, aber nicht verzichtet werden. Auch 
ift nicht erforderlich, daß wegen der beiden jtrafbaren Handlungen Anträge auf 
Strafverfolgung geftellt find. Bei Vertheidigung gegen eine Anklage kann man ſich 
auf die R. berufen, jelbjt wenn die dreimonatliche Antragsfrift für die betreffende 
Beleidigung oder KHörperverlegung jchon abgelaufen ift oder die Strafjache fich in 
höherer Inſtanz befindet. Dem ftraffrei Erfannten darf die Zahlung einer Buße 
nicht auferlegt werden, dagegen ift die Verurtheilung eines oder beider Theile in die 
Koften dadurch nicht — daß einer derſelben oder beide für ſtraffrei er— 
flärt werden (StrafPO. S 500). 


en Weber, Ueber Injurien u. Schmählchriften, Bb. IL n. 15. — v. Wächter, Lehrb. 


Beffter, —— n. 311. — Mittermaier, a en $ 2962. — 
ae, hrb u. ar. ©. 457 ff. — Schüpe, Lehrb. (2 ufl.), ©. 37 — Meyer, 
Lehrb. (2. Aufl.), ©. „487. — v. Lißzt, Keichsfteafreiht abo, © 40 fi., 377. 


Dohom und Perl in dv. "Hol enborff' r Handbuch Bd. II E60 “ und 550 fl. — 
Carrara, Progr. del corso di ru — vol. III. 8$ 1758 ss. 1838 ss. — Köftlin, 
Abh., ©. 82 ff. — v. Buri, vı — Geyer im Berichtäfaal Bd. XXVL 
e 321. — —— Beh Chase d. III. ©. 282. — Goltdammer, Mater, 
Bd. IL 14 322 fi. — Krug, —— um Sächſ. StrafB ji Art. 243, — Budelt, 
Bad. Straf®B., S. 457 fi. — In Betreff des Deutichen StrafGB. bei. die Kommentare von 
DOppenhoff und v. Schwarze. Dochow. 


Retraktionsrecht, jo wurde vereinzelt das in der Praxis des Gem. Giv.Pr. 
den Anwälten und Advokaten an den Manualakten und den fonftigen ihnen über: 
gebenen Dokumenten bis zu Befriedigung wegen ihres Honorars und ihrer Auslagen 
beigelegte Retentionsrecht genannt. Dafjelbe ift übrigens auch in der Deutjchen 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 $ 32 ausdrüdlich anerkannt. 


P. Hinſchius. 
Reugeld, ſ. Arrha. 


Reunionsklage (TH. I. S. 489) wird die Vindikation genannt, mit welcher 
die gejehwidriger Weiſe veräußerten Theile eines untheilbaren Bauerguts aus der 
Hand des Erwerbers, wie jedes dritten Beſitzers zurücgefordert werden können. Seht 
häufig ift nämlich in Deutichland jeit dem 16. Jahrh. durch die Partikulargejeh- 
gebung die Parzellirung bei Bauergütern verboten. Findet nun dem Verbot zumibder 
dennoch eine Theilung und Veräußerung eines folchen Theiles ftatt, jo ift dieſe 
nichtig, und der veräußerte Theil ift der Vindikation unterworign. Berechtigt zur 
Anftellung der Klage ift der Befiter des Bauergut3, bei abhängigen Bauergütern 
auch die Gutsherrichaft; nach den meijten Schriftſtellern ſogar (jedoch mit Unrecht) 
der Veräußerer und deſſen Erben. Eine exceptio rei venditae et traditae wird 
dieſen gegenüber nicht für zuläffig gehalten, und nur zum Erſatz des Kaufpreiſes 
ſollen dieſelben verpflichtet fein. Dieſe Erfagpflicht Tiegt den übrigen Klageberech- 
tigten nach Gem. Recht nicht ob, obwol fie partifularrechtlich meift angeordnet ift. 
Die Einrede des Verzichtd und des Vergleichs kann der Klage nicht entgegengeiekt 
werden. Ob binfichtlich der Verjährung daffelbe gilt, ift ſtreiig. Mittermaier, 
Hillebrand, Walter verneinen die Zuläffigkeit der Einrede; Eichhorn um 
v. Gerber bejahen diefelbe. Wo durch die neuere Gejehgebung die Theilbarkeit der 
Dauergüter wiederhergeftellt ijt, da ift die N. fortgefallen. 

git.: Leyser, Medit. ad and. spec. 100 med. 1. — Strube, Rechtliche Bebdenten, 
Beb. 1. 2, 43, 75; 'Beb. III 1 ; Bed. IV. 127. — Seuffert’3 Arh. XV. N — 

ewis. 
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Reusſsner, Nicolaus, & 2. II. 1545 zu Löwenberg (Schlefien), wurde in 
Bajel 1583 Doktor, dann Kamm. Ger.Affefior in Speyer, Prof. in Straßburg, 
1589 Prof. der Rechte und Sächſ. Rath in Jena; als Poet gekrönt und zum comes 
palatinus ernannt, übernahm er 1595 eine Mifftion nach Polen, F 12. IV. 1602. 

Seine vielen Schriften zählt Jugler, V. 296—331, auf; er jelbft gab einen Catalogus 


s Elenchus Operum partim in lucem editorum, partim vero edendorum, Laning. 1588, 
eraus. 


git.: Günther, tg Siena 1858, ©. 55. — v. a du 2 Geichichte ber 
Deutichen Rechtäwifienichaft, (1880) I. 710—714 u. ö. eihmann. 


Nevalirung. Der Zahlungsauftrag begründet für den Mandanten dem 
Mandatar gegenüber die Pflicht zur Schadloshaltung. Die Schadloshaltung nennt 
man R. Sie wird geltend gemacht durch die R.Mage, welche nichts anderes ift, 
als die actio mandati contraria. Der Anjpruch auf R. jegt aber voraus, daß der 
Mandatar Zahlung geleiftet oder eine der Zahlung gleichitehende Handlung 
(Kompenjation, Acceptation eines Wechjels ꝛc.) vorgenommen hat. R. fordern kann 
auch der Bürge, welcher die Bürgschaft im Auftrag des Schuldners übernommen 
bat, von diefem, und jelbft ohne Auftrag auf Grund einer negotiorum gestio. Die 
N. geht auf Rüderftattung der gezahlten Summe und der ſonſt etwa bei Ausrichtung 
des Auftrags gehabten Koften nebft Zinjen vom Tage der Zahlung, reip. der Auf: 
wendung an. Unter Kaufleuten kann auch noch eine Provifion gefordert werden 
(HGB. Art. 290). 

git.: Thöl, Das SR I. $ 320. — Ströll, Die Wechlelrevalirungäflage und die 
Deutiche Rechtiprechung, Nördlingen 1873. — Seuffert’3 Archiv XXVII. Nr. 226; XXVIII 
Nr. 130. — Entidh. des ROHG. VII. Nr. 94; X. Nr. 20, 63. Lewis. 


Neverhon, Emile, 5 10. V. 1811 zu Laferrieresfous-Fougne (Doubs), 
wurde 1846 maitre des requötes, wegen jeiner Anſchauungen bezüglich der Dekrete 
vom 22. Jan. 1852 entjeßt, avocat au Conseil d’Etat et à la Cour de Cassation, 
jchied 1859 aus, 1871 avocat general am Kaſſationshof, 1876 Conseiller, 
7 20. VIII. 1877. 


Schriften: Du mariage (thöse), 1835. — Des autorisations de plaider nöcessaires aux 
communes et ötablissements publics, 1841, 2. ed. 1853. — Projet de code ecclösiastique, 
1842. — De la taxe des biens de mainmorte (1855), 1878. — Les decrets du 22 janv. 
1852, Paris 1871. — Notice sur M, Martin du Nord, 1849, sur M. Maillard, 1855. — 
Sehr viele Abhandlungen in Revue critique; Revue pratique; Le Droit; Block, Dict. 
de l’admin. frangaise (vgl. Richon, p. 67—89). 

2it.: G. Richon, Notice sur la vie et les travaux de M. Reverchon, Paris 1878. — 
Desjardins, Discours de rentr6e: Henri IV. et les parlements, Paris 1877, p. 76. — 
Aucoe in Bull. de la Sociöt& de legisl. comp., 1878 p. 9. — Gazette des Tribunaux 
21 aoüt 1877. — Accarias in Revue critique 1878, . 63. — Chanterac im Annuaire- 
Bulletin de la Societ€ de l’Hist. de France 1878, 2e fasc. — Rivier in Revue de droit 
international X. 275, 461 (IV. 171, 172); Derjelbe in Revue generale 1877, p. 656. — 
Schulte, Geſchichte, III. a 674. Teichmann. 


Reviſion im Civilprozeß war früher das gegen die reichskammergericht— 
lichen Erfenntnifje und die Urtheile der Territorialgerichte zugelaffene Rechtsmittel. 
Gegen eritere jollte e8 binnen viermonatlicher Frift bei dem Reichserzkanzler eingebracht 
und darüber von den PVifitatoren in Gemeinjchaft mit den bei der Abfaſſung der 
früheren Sentenz betheiligten Kammerrichtern abgeurtheilt werden. Die VBorausfegungen 
dieſes Rechtsmittels, zu deſſen Begründung feine Nova angeführt werden durften, 
waren: 1) das Vorhandenſein an fich zur Appellation geeigneter Beſchwerden; 2) eine 
summa revisibilis von 2000 Reichsthalern und 3) die Ableiftung des R.eides. 

Im heutigen Deutichen Giv.Prz. ift die R. das Rechtämittel gegen die in 
der Berufungsinitanz von den Oberlandesgerichten erlaffenen, noch nicht rechtäfräftigen 
Endurtheile und die den letzteren gleichitehenden Entjcheidungen, welches die Sache 
an das Neichägericht (ausnahmsweiſe in Bayern auch an das oberite Landesgericht) 
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bringt. Im Prozeffen über vermögensrechtliche Anfprüche, abgefehen von denjenigen, 
für welche die Landgerichte, ohne Rüdficht auf den Werth des Streitgegenftandes, 
ausſchließlich zuftändig find, und abgeiehen von denjenigen Fällen, in welchen es ſich 
um die Unzuftändigkeit des Gerichts, die Unzuläffigkeit des Rechtsweges oder die Un: 
zuläffigleit der Berufung handelt, ift fie durch einen Werth des Beichwerdegegenftandes 
von mehr ala 1500 Mark bedingt. Die R. joll eine nochmalige Prüfung der an- 
gefochtenen Entfcheidung vom Rechtsftandpunfte aus ermöglichen, fie joll eine revisio 
in iure, nicht in facto fein. Sie ift durch die Vorausſetzung bedingt, daß die Ent: 
icheidung auf der Verlegung einer materiellrechtlichen und progeßrechtlichen Rech ts- 
norm beruht, jedoch muß die verlegte Rechtönorm 1) eine reichägejegliche fein oder 
2) dem Gem. Recht oder den in anderen Deutjchen Ländern als Eljaß-Lothringen 
geltenden Franzöfiichen Gefeßen, oder endlich den in der Verordn. vom 28. Sept. 
1879 (bzw. 11. April 1880) SS 6 ff. und in dem Geſetz vom 15. März 1881 
näher bezeichneten Partikularrechten und Geſetzen angehören, oder 3) über den 
Bezirk des Berufungsgerichte® Hinaus für den Umfang mindejtens zweier Deuticher 
Bundesftaaten oder zweier Provinzen Preußens oder einer Preußifchen Provinz 
und eines anderen Bunbdesftaates Geltung erlangt haben und nicht ausdrüdlich durch 
die angeführte Verordn. $$ 2—6 für den Fall ihrer Verlegung der R.jähigleit 
entkleidet fein. Die Berlegung ausländifchen Rechtes kann daher niemals die R. 
begründen, wol aber der Umſtand, daß das Berufungsgericht dafjelbe irrigerweile 
jtatt des inländifchen oder umgekehrt inländifches Recht ftatt ausländifchen Rechtes 
angewandt, aljo gegen die Grundſätze von der örtlichen Kollifion der Geſetze ver- 
ftoßen hat. Weiter folgt, daß wie der R.richter an den vom Berufungsrichter jeft- 
gejtellten Thatbeſtand gebunden ift, er auch bei der Beurtheilung an fich zuläffiger 
R.beichwerden die Auffaffung des Berufungsrichterd in Betreff jolcher Rechtsnormen, 
deren Verlegung mit der R. nicht angefochten werden kann, ala für fich maßgebend 
anerkennen muß. Die Verlegung der Rechtänorm, wodurch die R. begründet 
wird, kann beftehen in der unrichtigen Subfumtion der jeftgeftellten Thatjachen unter 
die Rechtsnorm, in der Nichtanwendung einer Rechtenorm, welche hätte angewendet, 
und in der Anwendung einer Rechtenorm, welche nicht hätte angewendet werden 
jollen. Das anzufechtende Urtheil muß aber endlich auch auf der Verlegung einer 
Rechtänorm der gedachten Art beruhen, d. 5. ohne Verletzung derjelben nicht 
haben jo ergehen können, wie e& ausgefallen ift. Wenn daher eine Verletzung einer 
Rechtenorm begangen, aber das angefochtene Erkenntniß aus anderen Gründen rechtlich 
haltbar erjcheint, oder bei Anwendung der zutreffenden Rechtönorm eine andere Ent 
icheidung ala die angefochtene nicht herbeigeführt werden würde, kann der R.Eläger 
nicht mit der R. durchdringen. Die Fälle, in denen eine Entjcheidung ala auf 
einer Verlegung des Geſetzes beruhend unter allen Umftänden anzuiehen ift, zählt 
$ 513 der Deutichen EPD. auf. 

Für die Einlegung der R., die Friften dafür und das Verfahren in der R.inftanz 
gelten im Allgemeinen dieſelben Grundfäge, wie in Betreff der Berufung. Die 
R.jchrift, joweit fie zugleich den Charakter eines vorbereitenden Schriftfages hat, ſoll 
die R.anträge enthalten, d. h. die Erklärung, inwieweit das Urtheil angefochten 
und deffen Aufhebung beantragt wird, und ferner 1) injoweit die R. auf Nichte 
anmwendung oder nicht richtige Anwendung einer Rechtsnorm gejtügt wird, die Bes 
zeichnung der leßteren; 2) infoweit die R. auf Verlegung von das Verfahren be 
treffenden Rechtönormen bafirt wird, die Bezeichnung der Thatjachen, welche den Mangel 
ergeben; 3) inſoweit fie damit motivirt wird, daß unter Verlegung einer Rechts 
norm Thatjachen fejtgejtellt, übergangen oder als vorgebracht angenommen jeien, 
gleichfalls die Bezeichnung diejer Thatfachen. Endlich foll auch, ſoweit dies im 
einzelnen all erforderlich ift, der Werth des Beſchwerdegegenſtandes angegeben 
werden. Eſſentiell find die in der R.jchrift geftellten Anträge noch nicht, fie werden 
es erit in der mündlichen Verhandlung, und daher fünnen fie auch noch jelbft bis 
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zum Schluß derjelben vervollftändigt, geändert oder erweitert werden. Gine be= 
ftimmte Bezeichnung oder Yormulirung der angeblich verlegten Rechtsnormen ift 
nicht wejentlich, vielmehr genügt die Darftellung des Sachverhaltes mit einem Ab— 
änderungsantrage des angefochtenen Urtheils, es ift aljo die Aufhebung deſſelben 
nicht durch eine ausdrüdliche Rüge der Verlegung beftimmter Rechtsnormen bedingt. 
Aus dem bisher Bemerkten ergiebt fi, daß die Geltendmachung von neuen That- 
jachen und Beweismitteln in der R.inftanz ausgefchloffen ift, mit Ausnahme der- 
jenigen, welche den R.grund darzulegen bezweden. 

Der Prüfung des R.gerichtes unterliegt das angefochtene Urtheil nur nach Maß- 
gabe der von den Parteien gejtellten Anträge. Erſcheint das Rechtsmittel nicht be— 
gründet, jo ift es zurückzuweiſen. Anderenfall3 ift das angefochtene Urtheil, und 
falls dies wegen eines Mangels des Verfahrens gejchieht, auch das Verfahren, 
leßteres injoweit als e8 von dem Mangel betroffen wird, aufzuheben, jowie die 
Sache zur anderweitigen Verhandlung und Enticheidung an das Berufungsgericht 
zurückzuverweiſen, welches bei der leßteren an die vom R.gerichte feiner Enticheidung 
zu Grumde gelegte rechtliche Beurtheilung gebunden if. Das R.gericht hat aber 
ausnahmsweiſe jelbft an Stelle des angefochtenen Urtheils, ohne Zurückverweiſung 
in die frühere Inſtanz, zu erfermen, wenn die Aufhebung des Urtheild wegen Un— 
zuftändigfeit des Gerichts oder wegen Unzuläffigkeit des Nechtsweges erfolgt, ferner 
wenn das angefochtene Urtheil nur wegen Verlegung einer Rechtönorm bei An 
wendung derjelben auf das feftgeftellte Sachverhältniß ausgeſprochen und das Sach— 
verhältniß jo vollitändig feftgeftellt ift, daß die Sache zur Endentfcheidung reif ift. 
Falls indefien in den eben gedachten Ausnahmefällen für die in der Sache jelbit 
zu erlaffende Entjcheidung die Anwendbarkeit von Rechtönormen in Frage kommt, 
auf deren Verlegung die R. nicht gegründet werden kann, jo hat das R.gericht die 
Wahl, jelbft zu erkennen oder die Sache zur anderweiten Berhandlung und Ent- 
fcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 


un. reg :Orbn. von 1555, III. 51, 53, we . 88 124, 125. — 
I. P. 0. V. 2, 54. — RDU. von 1600 $ 16. — IRN. $ Ar _ 55 — $$ 507 
ie 529. — 66 zum Deutichen GBG. $ 8. — EG. zur Deuticen C 6-8. — Rail. 


Berorbi., betr. bie Begründung ber R. in bürgerlichen ———— vom 28. Sept. 
1879 RGBL. ©. 299) neb ee N vom 11. April 1880 (a. a. O. S. 102) und 
Reichsgeſetz vom 15. März 1881 (a. a. O 
Lit: Lang, Bon ber R. am Reichskammergericht, Tübing. 1780. — Jäger, Vom 

Rechtsmittel der R., Stuttg. 1788. — Gönner, Handbuch des Gemein. Prz., ®p. III 
Abh. LXIII. — Goisiämipt, Abhandlungen, S. 124 fi. — Linde, ee über F 
Rechtsmittel, II. 374 fi. — Mad, orträge über die R PO. Bonn 1 79, ©. 208 fi. — 
Gcciuß, Die Revifionsinftanz und die Lan rechte nad) der Verordn. vom 28. ir 1879, 
Berlin 1880, auh in Gruchot, Beiträge 3. Erläuterungen des Preuß. 1 Jahrg. 24 
©. 20. — Reuling g, Revifible und nicht revifible Rechtänormen, Berlin — in der 
aller Wochenſchrift von 1880. — v. Kries, Die Rechtsmittel, Breslau 1880, & . 295. — 

nen. in asia, Ztichr. für Deutfchen EivPrz. Bd. 2 ©. 401. — Gruthropel, 
ebendaſ. Bd. 3, S. 104 P. Hinſchius. 


Reviſion im Strafprozeß iſt das gegen noch nicht rechtskräftige End— 
urtheile erſter bzw. zweiter Inſtanz zuläſſige Rechtsmittel, durch welches ſie (im 
Gegenſatz zu dem Rechtsmittel der Berufung) nur in rechtlicher Hinſicht angefochten 
werden können. Die R. iſt an die Stelle der Nichtigkeitsbeſchwerde getreten (vgl. 
hierüber die Motive zur StrafPO. ©. 211), im Weſentlichen aber doch nichts 
anderes ald eine wenig verbefferte Nichtigkeitsbejchtwerde geworden (vgl. Löwe, 
©. 640 ff.). 

I. Die R. findet ftatt gegen die Urtheile der Straflammern der Landgerichte 
in erfter Inftanz und in der Berufungsinitanz und gegen die Urtheile der Schwur- 
gerichte (StrafPO. $ 374). Und zwar erftrect fich die Beurtheilung des R.gerichts 
nicht blos auf die Urtheile, jonden auch auf alle in dem betreffenden Ver— 
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fahren dem Urtheile vorangegangenen Enticheidungen, jofern daſſelbe auf ihnen 
beruht. 

Die R. jeht voraus: 1) daß eine Verlegung eines Geſetzes ftattgefunden 
hat, 2) dab das Urtheil auf der Verlegung des Geſetzes beruht, und 3) daß 
der Beichwerdeführer diefelbe vorjchriftsmäßig gerügt bat. Nur in einigen Fällen 
hat die StrafPO ($ 377) die Beobachtung der gejeßlichen Vorjchriften für jo wichtig 
gehalten, daß ihre Verlegung, jobald fie gerügt ift, ftets Aufhebung des Urteil 
zur Folge hat. Es find die folgenden fälle: 1) wenn das erlennende Gericht oder 
die Geichtworenenbant nicht vorjchriitsmäßig bejeßt war; 2) wenn bei dem Urtheile 
ein Richter, Geichworener oder Schöffe mitgewirkt hat, welcher von der Ausübung 
des NRichteramts kraft Geſetzes auögeichloffen war; 3) wenn bei dem Urtheile 
ein Richter oder Schöffe mitgewirkt hat, nachdem derjelbe wegen Bejorgniß der 
Beiangenheit abgelehnt war, und das Ablehnungsgefuch entweder für begründet 
erflärt war oder mit Unrecht verworfen worden ift; 4) wenn das Gericht feine Zu 
ftändigfeit mit Unrecht angenommen hat; 5) wenn die Hauptverhandlung in Abweſenheit 
der Staatsanwaltichaft oder einer Berfon, deren Anwejenheit das Geſetz vorfchreibt, ftatt- 
gefunden hat; 6) wenn das Urfheil auf Grund einer mündlichen Verhandlung er 
gangen ift, bei welcher die Vorſchriften über die Deffentlichkeit des Verfahrens ver 
(et find; 7) wenn das Urtheil bzw. der Theil deſſelben, welcher angefochten ift, 
feine Enticheidungsgründe Hat; 8) wenn die Vertheidigung in einem für die Ent 
jcheidung wejentlichen Punkte durch einen Beichluß des Gerichts unzuläffig beichräntt 
worden ift. 

Hinfichtlich der Einlegung der R. ftehen fich die Staatsanwaltichaft und der 
Angeklagte nicht gleih. Die Staatsanwaltichaft darf die Verlegung von Redtk 
normen, welche lediglich zu Gunſten des Angeklagten gegeben find, nict 
zu dem Zwede geltend machen, um eine Aufhebung des Urtheild zum Nachtheile 
des Angeklagten herbeizuführen. Außerdem ift die Staatsanwaltichaft dadurch be 
ichränft, daß ihr die R., wenn der Angeklagte von den Gefchtworenen für nicht: 
ſchuldig erklärt worden ift, nur in den Fällen zufteht, in welchen diefelbe durch 
die Beitimmungen des $ 377 Nr. 1,2,3,5 der StrafPO. (j. oben) oder durch die 
Stellung oder Nichtftellung von Fragen begründet wird. 

Bei den von den Straffammern der Yandgerichte in der Berufungsinftanz er 
(affenen Urtheilen find beide Parteien gleichmäßig beichränkt ; fie dürfen die N. wegen 
Verlegung einer Rechtenorm über das materielle Recht zwar allgemein, aber wegen 
Verlegung einer Rechtsnorm über das Berfahren nur bei Verlegung der Vorfchrit 
des $ 398 der StrafPO., d. h. dann einlegen, wenn dad Berufungsgericht, an 
welches eine Sache zur anderweiten Verhandlung zurückverwieſen ift, Hierbei nicht 
die rechtliche Beurtheilung, von welcher das Revifionsgericht bei der Aufhebung de 
Urtheild ausgegangen ift, zu Grunde gelegt hat. 

Die R. ift zu Protokoll des Gerichtäjchreiberd oder jchriftlich bei dem Gerichte, 
deffen Urtheil angefochten wird, binnen einer Woche einzulegen. Dieſe Ein 
legungsfrift beginnt mit der Verkündung des Urtheils und, wenn der Angeklagte 
dabei nicht anwejend war, für diefen mit der Zuftellung des Urtheils, auf melde 
der Angeklagte nicht wirkſam verzichten fann. 

Iſt das Urtheil auf Ausbleiben des Angeklagten ergangen und will dicer, 
ohne auf die R. zu verzichten, Wiedereinfegung in den vorigen Stand beanfpruchen, 
jo muß er die R. entweder zugleich mit dem Gefuche um Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand oder nach geitelltem Gefuche um MWiedereinjegung noch innerhalb der 
Reviſionsfriſt einlegen. 

Die rechtzeitige Einlegung der R. bewirkt, daß das Urtheil, ſoweit es an: 
geiochten ift, nicht rechtäfräftig wird. Auch muß dem Beichwerdeführer nad 
Ginlegung der R. fofort das Urtheil mit den Enticheidungsgründen zugejtellt wer 
den, wenn er daffelbe vor diefem Zeitpunkte noch nicht erhalten hatte. 
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Im Gegenſatze zu der Berufung nöthigt die Einlegung der R. für ſich allein 
nicht das Reviſionsgericht, fich mit der Sache zu befaſſen. Der Beſchwerdeführer 
muß vielmehr noch rechtzeitig den Streitgegenſtand für die Reviſionsinſtanz feſtſtellen 
und begründen. Es kann dies zugleich mit der Einlegung der R. erfolgen; iſt dies 
nicht geſchehen, ſo ſteht hierfür eine weitere Woche zur Verfügung. Dieſe Friſt be— 
ginnt nach Ablauf der Einlegungsfriſt oder, wenn zu dieſer Zeit das Urtheil mit 
den Entſcheidungsgründen noch nicht zugeſtellt war, mit der Zuſtellung deſſelben. 

Aus den ſog. Reviſionsanträgen und deren Begründung muß erſichtlich ſein, 
ob der Beſchwerdeführer die Urtheilsſormel in ihrem ganzen Umfange oder nur zum 
Theil als unrichtig angegriffen hat, und ob die behauptete Verlegung des Geſetzes 
in der Entjcheidung jelbft oder in dem ihr zu Grunde liegenden Verfahren oder in 
beiden zugleich befunden wird. Wenn die behauptete Verlegung des Geſetzes in der 
Enticheidung jelbit liegen foll, jo genügt zur Begründung die Angabe, daß die An— 
wendung des Straigejeßes auf das feitgeitellte Sachverhältniß fehlerhaft jei. Handelt 
es fich dagegen um die Verletzung einer Nechtsnorm über das Verfahren, jo müſſen 
auch die den Mangel enthaltenden Thatſachen angegeben fein, aus welchen die Ver— 
letzung gefolgert wird. 

Die Rechtfertigung der R. fann von Seiten des Angeklagten — und daſſelbe gilt 
auch für die Perfonen, welche für den Angeklagten die R. einlegen dürfen, StrafPO. 
SS 324, 340 — nur in einer von dem Vertheidiger oder einen Rechtsanwalt unter: 
zeichneten Schrift oder zu Protokoll des Gerichtsfchreibers erfolgen. 

U. Das Verfahren findet theils vor dem Gerichte, deſſen Urtheil angefochten 
ift, theil® vor dem Revifionsgerichte ftatt. Nevifionsgerichte find die Oberlandes- 
gerichte und das Neichögeriht. Die Oberlandesgerichte (f. diefen Art.) ent— 
jcheiden über die R. gegen die Urtheile der Straflammern erfter Inſtanz, wenn die 
NR. ausſchließlich auf die Verlegung einer in den Landesgeſetzen enthaltenen 
Rechtsnorm gejtügt wird, umd über die R. gegen die Urtheile der Straflammern in 
der Berufungsinſtanz (GBG. $ 123 Nr. 2 u. 3). Das Neichägericht enticheidet 
über die R. gegen die Urtheile der Straffammern in eriter Inſtanz, abgeiehen von den 
Fällen, in welchen die Oberlandesgerichte hierüber enticheiden, und über die R. 
gegen die Urtheile der Schwurgerichte (GBG. $ 136 Abi. 1 Nr. 2). 

1) Sind die formellen Vorfchriiten über die Einlegung der R. nicht beobachtet, 
fo wird die R. durch Beſchluß des Gerichts, deifen Urtheil angefochten ift, als 
unzuläffig verworfen. Hiergegen kann der Beichtverdeführer binnen einer Woche nach 
Zuftellung des Beichluffes auf die Entjcheidung des Revifionsgerichts antragen, an 
welches die Akten in diefem Falle, ohne daß die Vollitredung des Urtheils hierdurch 
gehemmt wird, einzufenden find. Sind die Vorſchriften über die Einlegung umd 
Begründung der R. dagegen beobachtet, jo ift die Rechtiertigungsfchrift dem Gegner 
des Beſchwerdeführers zuauftellen. Diejer kann binnen einer Woche eine Gegen— 
erklärung abgeben. Bon Seiten des Angeklagten fann dies zu Protokoll des Ge— 
richtäfchreibers oder in einer bejonderen Schrift erfolgen, die jedoch nicht von dem 
BVertheidiger oder einem Rechtsanwalt umterzeichnet zu fein braucht. Die Alten 
gehen dann durch Vermittelung der Staatsanwaltichaft an das Revifionsgericht. 

2) Auf die R. ergeht von dem Revifionägerichte entweder ein Beſchluß oder 
ein Urtheil. Sind die Akten an ein unzuftändiges Gericht gejendet, jo jpricht 
diefes duch Beſchluß jeine Unzuftändigfeit aus und verweift zugleich die R. an 
das zuftändige Revifionsgericht, für welches der Beichluß in Betreff der Zu— 
jtändigfeit bindend ift. In gleicher Weile fann die R. duch Beſchluß als 
unzuläffig verworfen werden, wenn die Vorjchriiten über die Einlegung der R. oder 
über die Anbringung und Begründung der Reviftonsanträge nicht beobachtet find. 
Weiſt das Revifionsgericht in dem letzten Falle die R. nicht durch Beihluß zu- 
rüd, jo muß diefelbe auch wegen Nichtbeobachtung der erwähnten Borichriften ebenjo 
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wie in allen übrigen Fällen durch Urtheil erledigt, d. h. e8 muß Hauptverhand- 
lung anberaumt werden. 

3) Das Verfahren in der Reviſionsinſtanz ift im Weſentlichen ein jchriftliches, 
die Anweſenheit des Angeklagten oder eines Vertheidigers deſſelben daher nicht er- 
forderlich, aber auch nicht ausgejchloffen. Der Angeklagte oder auf deſſen Wunſch 
der Vertheidiger ift deshalb von dem Termine der Hauptverhandlung zu benach— 
richtigen. Der nicht auf freiem Fuße befindliche Angeklagte hat jedoch keinen An- 
ſpruch auf Anmwejenheit. 

Auf die Hauptverhandlung vor dem Revifionsgericht finden die für die Haupt: 
verhandlung erjter Inſtanz geltenden Vorſchriften entiprechende Anwendung. Ein 
Berichterjtatter jeßt das Gericht in Kenntniß über das Sadjverhältniß, joweit es für 
die Entjcheidung nothwendig ift, und über die Beichwerdegründe. Es folgen hierauf 
die Ausführungen und Anträge der Staatsanwaltichaft und des etwa erjchienenen 
Angeklagten oder Vertheidigers. Der Beichwerdeführer ſpricht zuerft, dem Angeklagten 
gebührt das leite Wort. Cine bejondere Beweisaufnahme wird in der Reviſions— 
inſtanz nur jelten eintreten. In diejen Fällen ift es dem freien Ermeflen des Re 
vifionsgerichts überlaffen, wie es fich den Beweis für die feftzujtellenden Thatſachen 
verichaffen will. Das Revifionsgericht ift nur infofern eingejchräntt, ala die Beob- 
achtung der für die Hauptverhandlung vorgejchriebenen Förmlichkeiten nur durd 
das Protokoll bewiejen werden fann, wenn nicht eine Fälſchung des letzteren be 
hauptet wird. 

Bei der durch das NRevifionsgericht jtattfindenden Prüfung ift zu unterjcheiden, 
ob die R. fich darauf ſtützt, daß die Verlegung des Geſetzes in der Emtjcheidung 
jelbjt oder in dem ihr zu Grunde liegenden Verfahren befunden wird. Im erfteren 
Falle entjcheidet das Revifionsgericht, ohne an die Angriffe und Ausführungen des 
Beichtwerdeführerse gebunden zu jein. Das angefochtene Urtheil kann daher aus 
anderen als den von dem Beichwerbeführer angegebenen, auf das materielle Recht 
fich beziehenden Gründen aufgehoben werden, Im zweiten Falle iſt das Reviſions— 
gericht jehr beſchränkt; e8 darf nur diejenigen Thatjachen berüdfichtigen, welche bei 
Anbringung der Revifionsanträge bezeichnet worden find, und muß Verletzungen dei 
materiellen Rechts volljtändig unbeachtet laſſen. Es kann mithin leicht der all 
eintreten, daß das Revifionägericht die R. verwerfen muß, obwol fich herauägeitellt 
bat, daß eine Vorſchrift des materiellen Rechts nicht richtig angewendet worden 
ift — ein Refultat, welches gewiß nicht zu billigen iſt. 

4) Das Urtheil des Revifionsgerichts lautet entweder auf Verwerfung der 
eingelegten R. oder auf gänzliche oder theilweife Aufhebung des angefochtenen Ur— 
theils. Mit der Aufhebung des Urtheils hat das Nevifionsgericht die dem Urtheile 
zu Grunde liegenden Feſtſtellungen aufzuheben, jofern fie durch die Gejehesverlegung 
betroffen werden, wegen deren die Aufhebung des Urtheils erfolgt. Die Yolge 
hiervon a daß das Verfahren in einer dem Gejeße entiprechenden Weije zu er 
neuern ift. 

Das Revijionsgericht entjcheidet in der Sache jelbit: a) wenn 
die Aufhebung des Urtheils nur wegen eines Mangels des Berjahrens erfolgt iſt, 
die ſonſtigen Reviſionsgründe aber eine Erneuerung des Verfahrens als überflüſſig 
erſcheinen laſſen; b) wenn die Aufhebung des Urtheils nur wegen Geſetzesverletzung 
bei Anwendung des Geſetzes auf die dem Urtheile zu Grunde liegenden Feſtſtellungen 
erfolgt iſt und ohne weitere thatſächliche Erörterungen nur auf Frei— 
ſprechung oder Einſtellung des Verfahrens oder eine abſolut beſtimmte Strafe zu er⸗ 
kennen iſt oder das Reviſionsgericht, in Uebereinſtimmung mit dem Antrage der 
Staat3anwaltichaft, die gejeglich niedrigite Strafe für angemeffen erachtet, 

In allen übrigen Fällen erfolgt Zurüdverweifung der Sache, und zwar 
a) an das Gericht, deffen Urtheil aufgehoben ift, oder b) an ein demjelben Bundes 
ftaate angehöriges benachbartes Gericht gleicher Ordnung, oder c) an das zuftändige 
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Gericht, wenn das Gericht der vorigen Inſtanz fich mit Unrecht für zuftändig er- 
achtet hat, oder d) an ein Gericht nmiederer Ordnung, wenn die noch in frage 
kommende jtrafbare Handlung zu deſſen Zuftändigfeit gehört. 

Das Gericht, an welches die Sache verwiejen ift, hat die rechtliche Beurthei- 
lung, welche der Aufhebung des Urtheild zu Grunde gelegt ift, auch feiner Ent- 
fcheidung zu Grunde zu legen. Auch gilt für dafjelbe das Verbot der reformatio 
in pejus (j. diefen Art.). Hat von mehreren Angeklagten nur einer die R. ein- 
gelegt, und ift in folge deflen wegen Gefehesverlegung bei Anwendung des Strai- 
gejeßes das Urtheil aufgehoben, fo ift zu erkennen, ala ob alle von der Geſetzes— 
verlegung berührten Angeklagten die R. eingelegt hätten. 


Gigb. u. Lit.: —* StrafPD. S$ 374 - 398. Hie beſonders die Kommentare 
von Löwe (2. Aufl.) und v. Schwarze. — Dochow, R in, 8. No Ar 180) 58 82 92, 
93. — Meves, Strafverfahren nach der Deutjchen Straf 
141 A 169 — 172, 189—191. — v. El A in 4 —— 3 ee be ne 
ra or Strafprogeieits, 3b. II. (1879) S — Hohn, Dad Deutiche Straf: 
Er Tyan — Geyer, Lehrbuch un —— Deutichen Strafprozeßrechts 
S. — v. "pr ies, Die R tämittel des Bee zeſſes und des Steafprogefjes 
— — S. Bis — Lamm, echtämittel ber R. = Strafprogefie (1881). — 
Binding, Grundriß des Gem. Dentkhen StrafPrz. (1881), S . 176 —188. Dodhom. 


Mevokatorienklage ift das zur Entträftung einer verbotenen Lehnsveräußerung 
dienende Rechtsmittel. Nach Langobardiſchem Lehnrecht war dem Vaſallen anfäng- 
li die Veräußerung des Lehns bis zur Hälfte geftattet,; erſt wenn das Lehn 
beimfiel, konnte der Herr auch das veräußerte Stüd vindiziren (I. Feud. 13 pr. 
8 2). Später wurde durch Lothar II. und Friedrich I. (II. Feud. 52 I. u. 55 pr.) 
jede Veräußerung an eine dritte, nicht in demjelben Lehnverbande ftehende Perfon 
unterfagt, und für den all einer Uebertretung dem Herrn das Recht gegeben, das 
Lehn ſofort ala heimgefallen an fich zu ziehen, ohne daß jeine Vindifation an eine 
beftimmte Berjährungsfrift gebunden war (II. F. 55 pr.) Nur in wenigen Fällen 
behielt die Veräußerung auch jet noch jo lange Geltung, bis das Lehn ohnehin an 
den Herrn zurüdfiel, 3. B. ala Niterbelehnung, Beitellung einer Prädialfervitut ıc. 
Sede diefer Vindikationen nun, kraft deren nach dem Ausdrud der Quellen feudum 
ad dominum revertitur, revocatur ıc. (II. F. 40 $ 1; I. F. 13 $ 2) wird R. 
genannt (Pfeiffer, in Weiske's Nechtäleriton VI. ©. 580, 587; v. Gerber, 
Syitem, $ 126; Stobbe, Handbuch, II. $ 124 bei Anm. 18). Nur Einige bes 
jchränfen dieje Bezeichnung auf diejenigen Fälle, in welchen der Herr nicht ſofort, 
jondern erſt bei dem jpäteren Heimfall des Lehns die Veräußerung wieder auflöfen 
kann (Eihhorn, Einleitung in das Deutjche Privatr., $ 228; Bejeler, 
Spyitem, $ 112). — Noc häufiger indefien, ala auf die Klage des Herrn, wird der 
Ausdrud R. auf das den Lehnafolgern gegebene Rechtsmittel bezogen. Da nämlich 
die Agnaten, jowie die Mit- und Eventualbelehnten ein von der Willtür des Vor— 
gängers unabhängiges Recht auf das Lehn haben, jo find auch fie befugt, ohne 
Rüdficht auf die von jenem vorgenommene Veräußerung die Herausgabe des Lehns 
zu verlangen, jobald daffelbe nach dem regelmäßigen Fortgange der Succeflion an 
fie gefallen ift (II. F. 26 $ 14). Für diefes Recht macht es feinen Unterjchied, 
ob der Herr von feinem Ginziehungsrecht inzwifchen Gebrauch gemacht Hatte oder 
nicht; wenn er es gethan Hatte, jo wird die dadurch herbeigeführte Konjolidation 
von nun ab wieder aufgehoben. Die Quellen brauchen für die Klage bier diejelben 
Wendungen, wie oben (I. F. 8 $ 1; II. F. 89 pr.); daher ihre heutige Bezeich— 
nung als R., obwol fie ihrer Natur nach eine gewöhnliche vindicatio utilis ift und 
deshalb auch der Verjährung von 30 Jahren jeit dem Eintritt des Succeifionsfalles 
unterliegt ꝛc. Streitig ift nur, ob auch den Deficendenten des veräußernden Bajallen 
die R. zufomme oder nicht. Die Herrfchende Meinung verneint diefe Frage mit 
Recht wegen der pofitiven Beitimmung des Lehnrechts, daß Söhne die Lehns- und 
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die Allodialerbſchaft ihres Aſcendenten nicht trennen und alſo die Haftung aus deſſen 
Veräußerungen nicht von ſich abwenden können (II. F. 45). Demgemäß iſt denn 
auch in den Quellen die R. überall nur den Agnaten gegeben, und die Konſolidation 
des Lehns dem Herrn jo lange geſichert, als der veräußernde Vaſall und lehnsfähige 
Deſcendenten deſſelben vorhanden ſind. Die Literatur über dieſe Frage ſ. bei Eich— 
horn a. a. D., $ 228, Anm. n.; die Gründe für die entgegengeſetzte den Deſcen⸗ 
denten günftigere Meinung bei Weber, Handbuch des Lehnrechts, IV. $ 276. 
Dieje letztere ift übrigens in Partikularrechten angenommen oder doch jo weit von 
Einfluß geweien, daß man den Dejcendenten bei Anjtellung der R. nur die Ver 
pflichtung zum Erja des Erwerbspreiſes auferlegt hat (Preuß. Allg. ER. I 18 8 
266 ff.; genaueres bei Stobbe, $ 124). Ed. 


Neyicher, Auguft Ludwig, & 10. VII. 1802 zu Unterrieringen, ftubirte 
in Tübingen 1821—24, wurde Sekretär im Juftizminifterium, entwarf den Plan 
zu einer Gejegfammlung, 1829 Dozent in Tübingen, 1831 außerordentl. Profefior, 
1837 ordentl. Prof., im Borparlament zu Frankfurt, im ber MWürttembergiichen 
Ständefammer, am 29. III. 1851 jeiner Profeffur enthoben, Advolat in Gan- 
itatt, befämpfte in- und außerhalb der Hammer das Konkordat, thätig für die Sache 
Preußens, Gründer de8 Nationalvereind, der Deutjchen Partei, 1871—72 im 
Reichätag, T 1. IV. 1880. 

Er gab mit Wilda bie Zeitichr. für Deutjches Recht Heraus (1839—1861). 

Schriften: Neber die Bebürfniffe unferer Zeit in der Gefehgebung, Stuttg. 1828. — 
—— ber Württemb. Geſetze, Stuttg. 1828 —80. — Sammlung Altwürttemb. Statutar- 
rechte, Tüb. 1834. — Publiziſtiſche Verſuche, Stuttg. 1832. — Beitr. zur Hunde des Deutſchen 
Rechts (Ueber die Symbolif des Rechts), Tüb. 1833. — Die grundherrlichen Rechte 
MWürttemb. Adels, Tüb. 1836. — Das gefammte Württemb. Privatrecht, Tüb. 1 
2. Aufl. 1846—48. — Ueber die Einführung der Württemb. Gejeße in die neuen Lande, Tüb. 
1838. — Tübinger Gutachten, 1838. — Die Aufgabe der Deutichen Nationalverfammlung, 
Tüb. 1848, — Drei rl weg — — und mein Austritt aus dem 
Staatsdienſte, Tüb. 1851. — Das Oeſterr. u. Württemb. Konkordat, Tüb. 1858. — Württemb. 
Geichichte und Ueberficht feiner Berfaffung und Geſetzgebung, Leipz. 1861 (aus Weiste's 
Rechtslexikon). — Die Rechte des Staates an den Domänen und Kammergütern nad; dem 
Deutſchen Staatsrecht und ben Landesgeſetzen, Leipz. 1863. — Der Rechtöftreit über das Eigen: 
thum an den Domänen des Fa Sadjen: Meiningen, * 1865. — Die Urſachen dei 
Deutichen Kriegs und defien folgen, Stuttg. 1867. — Das Zollparlament und die Deutice 
Einheit, Ganft. 1868. 

Lit.: Schwäbiſche Chronik, des Schwäb. Merkur 2. Abth. N. 79 (1880). — Augsb. 
Allg. Ztg. 1880, ©. 1884. — Klüpfel, Die Univerfität Tübingen, Leipz. 1877, ©. 90, 105. 

Teihmann. 


Rhederei, die Bereinigung mehrerer Perfonen, welche ein in ihrem Mit 
eigentgum  ftehendes Schiff zu gemeinfchaftlichem Erwerb durch die Seefahrt ver- 
wenden. Die Theilnehmer der R. heißen Mitrheder oder Schiffäfreunde, die An— 
theile derjelben am gemeinjchaftlichen Schiff Schiffsparten. Die R. gehört ihrer 
rechtlichen Natur nach unter den Begriff der partifulären Erwerbsgemeinſchaft; fie 
hat aber nach der ihr in den neueren Seerechten zu Theil gewordenen Entwidelung 
zugleich Elemente in fich aufgenommen, welche über dieſe Grumdlage hinausreichen 
und die Neigung zu korporativer Gejchloffenheit erkennen Lafjen. Hervorzuheben it: 
a) die R. iſt gleich der Aktiengejellichait unabhängig von der Individualität der 
einzelnen Mitglieder. Jeder Mitrheder kann feine Schiffapart beliebig veräußem. 
Nur dann, wenn durch die Veräußerung die Nationalität des Schiffes verloren geben 
würde, iſt Einftimmigfeit erforderlih. Das nach anderen Seerechten beftehende Vor⸗ 
fauförecht der Mitrheder ijt durch daa HGB. befeitigt. b) In Angelegenheiten der 
N. enticheidet die Majorität, die nach Schiffaparten berechnet wird. Jeder Mit: 
rheder muß nah Maßgabe diejer Beichlüffe zu den Ausgaben der R. beitragen. 
Wer fich nicht fügen will, hat nur das Recht zu abandonniren, d. 5. jeinen An 
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foruch auf Entgelt aufzugeben. Das früher in Deutfchen Seerechten vielfach der 
‚ Ninorität gewährte Recht, das Schiff zu Gelde zu ſetzen (jog. Setz- und Kührrecht, 
vol. Beieler, Privatrecht, S. 1030, und Zeitichr. f. Deutjches Recht, Bd. XVII. 
Nr. 9), ift nicht in das HGB. übergegangen. c) Gewöhnlich hat die R. einen 
eigenen Bertreter, den Korreipondentrheder (Schiffsdireftor, Schiffadisponenten). 
Derielbe pflegt meift aus der Zahl der Mitrheder ernannt zu werden, kann aber 
auch eine dritte, nicht zur R. gehörige Perfon fein. Er hat im Allgemeinen die 
Stellung eines Handlungsbevollmächtigten und ift zur Vornahme aller Handlungen 
befugt, welche der Betrieb der R. gewöhnlich mit fich bringt. Soweit er innerhalb 
feiner Berugniffe gehandelt hat, werden die Mitrheder ebenjo berechtigt und ver- 
pflichtet, wie wenn fie perjönlich fontrahirt hätten. Seinen Machtgebern gegenüber 
ift er verpflichtet, fich an die ihm extheilten Inftruftionen zu binden und in außer- 
ordentlichen Fällen den Beichluß der R. einzuholen. Er muß über jeine Gefchäfte 
ordnungsmäßig Buch führen, den Mitrhedern auf Verlangen Mittheilung von den 
die Rh. betreffenden Thatjachen machen, ihnen Einficht in die Bücher, Briefe und 
Papiere gejtatten und jederzeit zur Rechnungslegung bereit fein. Bei Wahrnehmung 
feiner Obliegenheiten haftet er fiir die Sorgfalt eines ordentlichen Rheders. d) Ge- 
winn und Verluſt werden nach Verhältniß der Schiffsparten vertheilt. Auch die 
Haftung Dritten gegenüber richtet fich, fofern fie die Perfon der Mitrheder ergreift, 
nach der Größe der Schiffsparten. e) Die Auflöfung der Rh. wird durch Stimmen 
mehrheit bejchloffen. Dem Auflöfungsbeichluß fteht der Beichluß, das Schiff zu 
veräußern, gleich. f) Soweit die bier hervorgehobenen Beitimmungen das innere 
Berhältnig der Mitrheder unter einander betreffen, find fie lediglich dispofitiver 
Natur, jo daß in eriter Linie immer die Vereinbarungen des Rhedereivertrages zur 
Anwendung fommen. — Die Vereinigung mehrerer Perjonen zu gemeinjchaftlichem 
Betrieb des Rhedereigewerbes fann übrigens auch die Gejtalt einer Handelsgeſell— 
ſchaft annehmen, jei e8 einer offenen, einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, einer 
Aktiengejellichaft oder auch einer ftillen Geſellſchaft. Alsdann find die betreffenden 
Vorichriften aus dem zweiten und dritten Buch des HGB. mahgebend. 

Gigb. u. Lit.: HGB. Urt. 456—477 und bazu bie Kommentare von Koch und Ma» 
fower — Beieler, Deutiches —— Sr Heiſe, Br ss 154—159. — Die 
ax bes Seeredht3 von Jacobjen, 22 f.; Pohls, ©. 98 fi.; v. Kaltenborn, 

. 107 ff., und bie daf. Angef. — ar Seerecht, 1.6.39 fl. Behrent. 
ehren 


Ribbentrop, Georg Julius, 5 2. V. 1798 zu Bremerlehn (Hannover), 
jeitt 1820 Privatdozent, 1823 außerordentl. Profeffor, 1832 ordentl. Profeffor in 
Göttingen, T 13. IV. 1874. 


— ihrieb: Comm. ad J. 16 $ 5 D. de pign. er 2 8 1 D. de exc. rei jud., Gott. 
— Zur Lehre von ben Korrealobligationen, rg 
— Augsb. Allg. Ztg. 1874 Nr. 108, ©. 165 Teihmann. 


Nicard, Jean-Marie, 5 1622 zu Beauvais, wurde Advolat am Parifer 
Parlament, 7 1678. 

Schriften: Oeuvres, ed. Bergier, Rouen 1783. 

git.: Rodiere, Les grands jurisconsultes 1874, 0 — Stein-Warn: 
tönig, Geangöl, € Staats. und Rechtsgeſchichte, II. 123, — — — - Gaudry, Barreau 
de Paris, 1864 II Teihmann. 


Nicardus, Anglicus, Engländer, lehrte in Bologna, wurde 1205 Dekan 
von Saliebury, 1214 Biſchof von Chichefter, dann von Salisbury, 1228 von 
Durham, 7 1237. 


Er jhrieb: Ordo judiciarius (ed. Witte, fFeitprogramm zum 15. Oft. 1851 und Hal. 
1853). — Gloss. ad Decrett. — Casus. — Distinct. super Decretis. — Glossae zur Com- 
pilatio prima. — Casus decretalium. 
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git.: Savigny, III. 632—635. — de Wal, Beitr., 11. — Roziöre in R. Bibl de 
droit, I. 113—116. — Gersborf’8 Rep. 1858, 1.9 fi. — Schulte, Gedichte, I. 18%— 
185, 256. — Rivier, Introd. historique 1881, p. 571. — Bethbmann:Hollweg, VI.’ 
105—109. Zeıhmann. 


Richter, Aemilius Ludwig, & 15. II. 1808 zu Stolpen (Sachien), wurde 
Advokat und Dozent, erhielt 1835 von Göttingen die Doktorwürde verliehen, 1836 
außerordentl. Profeffor, 1838 ordentl. Profeffor in Marburg, 1846 in Berlin, Mit: 
glied des Oberkirchenraths, 1859 Geh. OReg. Rath, F 8. V. 1864. 

Schriften: Ausg. d. Corp. jur. can., —* 1838 39. — Beitr. 3. Kenntniß d. Quellen 
bed Kan. Rechts, Leipz. 1834. — De emend. Gratiani, Lips. 1835. — De inedita Decret. 
coll. Lips., Lips. 1836. — Canones et decreta concilii Tridentini, Lips. 1839; assumto socio 
Schulte, Lips. 1853. — Lehrb. d. lath. u. evang. Kirchenrechts, Leipj. 1842, 8. Aufl. 1877 fi. 
beforgt von Dove. — De tripl. damn. Formosi episc. Portuensis, 1843. — Antiqua canonum 
collectio ..... .. Marb. Catt. 1844. — Die evang. Hirchenordnungen des 16. Jahrh. Weimar 
1846. — Der Staat und die Deutfchkatholiten, —* 1846. — Vortr. über fung der 
evang. Landesſynode, Berl. 1848, — Gutachten, die Verf. der evang. Kirche im Preußen betr., 
— 1849. — Geſchichte der evang. Kirchenverfaſſung in Deutſchland, Leipz. 1851. — Beitr. 
zur Geſchichte des Eheſcheidun —* in der evang. Kirche, Berl. 1858. — Fr. Wilh. IV. 
und bie Verf. der evang. Ricche, erl. 1861. — Beitr. zum Preuß. Kirchenrecht, herausgeg. 
von Peer er Leipz. 1865. — Er begründete 1837 die „Kritiichen Jahrbücher“. 

it.: Hinihius, Zur Erinnerung an A. 8. R, Weimar 1865. — Dove, Zeitich,, 1. 
138; V. 259-280; VII. 273—404. — Reue eva g, Firdienztg. Nr. 5—7. — Preuß. Jahrb. 

XI. 339 ff. — Schulte, Geid., III.b ©. 210-225. Zeihmann. 


Richterlicher Eid. NR. E. oder Notheid (juramentum necessarium der 
Späteren, weil von der Jnitiative der Parteien unabhängig, während die Römer 
unter juramentum necessarium jeden im Prozeß vorkommenden Eid wegen der Noth- 
wendigfeit fich auf ihn einzulaffen verftanden) ift diejenige Anwendung des Eides 
(. diefen Art.) ala Beweismittel, wodurch der Richter ex officio die Heritellung 
der Wahrheit oder Unwahrheit einer zu beweifenden Thatjache von der Eidesleiftung 
der einen oder anderen Partei abhängig macht. Der r. €. ift Beweismittel, troß- 
dem ihn der Richter ex officio in den Prozeß einführt (anderer Meinung: Heus— 
ler, Archiv f. d. civ. Prx. LXII. ©. 299); nicht als ob er ihn nicht ala Beweis: 
mittel einführte (Wach, Vorträge, S. 176), fondern weil der Begriff des Beweis— 
mittels von der Verhandlungsmarime unabhängig ift (Wendt, Archiv f. d. civ. 
Prx. LXIII. ©. 261 ff., vol. ©. 277). Die Vorausſetzung des r. E. war im Gem. 
Prozeß ftet3 eine voraufgehende Beweisthätigkeit der Parteien, die zu einem vollen 
Beweisreſultate nicht geführt hatte (inopia probationum). Der unter diejer Bor: 
ausfegung zur Vermeidung eine non liquet vom Richter über die zu beweijende 
Thatjache ſelbſt aufzuerlegende Eid wurde dann von der gejehlichen Beweistheorie 
des Gem. Prozeffes erfaßt, jo Hinfichtlich der Trage, welcher Partei er aufzuerlegen 
jei, wie Hinfichtlich der Wirkung der Eidegleiftung und rejp. -Nichtleiftung. In 
eriterer Beziehung insbefondere war dem Richter (nach Wegfall der Unterfcheidung 
der Gloffe zwiſchen causae arduae und minores; vgl. über das Gejchichtliche Wegell) 
vorgeichrieben, die — wenigſtens theilweife ebenfalla nach Beweisregeln zu be 
meilende — Stärke des erbrachten Beweiſes jo enticheiden zu laſſen, daß er den Eid 
bei weniger denn halbem Beweis dem Probaten zur Herftellung der Ummahrheit, bei 
mehr denn halbem dem Probanten zur Herftellung der Wahrheit, jei e8 in Geftalt 
eines j. veritatis oder eines j. credulitatis (nicht auch eine® j. ignorantiae: Re— 
naud, Archiv f. d. civ. Prr. XLIII. ©. 178, 209) auferlegen mußte, während bei 
gerade halbem Beweis die größere jubjektive Glaubwürdigkeit und das befjere Willen 
der einen oder anderen Partei entjcheiden und nur ceteris paribus Probant näher 
zum Eid fein jollte. Da nun der dem Probanten gegebene Eid für diefen em 
Mittel zur Ergänzung des ihm im Interlokut auferlegten, von ihm unvollitändig 
geführten Beweijes, der dem Probaten gegebene Eid für diefen ein Mittel zur Hin 
wegräumung dieſes gegen ihn geführten Beweiſes war, jo unterjchied der Gem. Prozeh 
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den r, €. in ein j. sappletorium und purgatorium, Grfüllungs- und Reinigungseid, 
von welchen der lettere indeß, ala Angefichts der Möglichkeit einer eventuellen Eides- 
delation entbehrlich, partikularrechtlich vielfach abgejchafft wurde, jo daß, wenn der 
gelieferte Beweis nicht einmal zum suppletorium auäreicht, er ala nicht vorhanden 
zu betrachten ift (Code civil art. 1366, 1367; Bayer. Prz.D. von 1869 Art. 469; 
vgl. auch Hannov. Prot. VIII. ©. 2986 ff.). — Iſt nun im Dejterr. Entwurf von 
1876 der r. E. wie der Parteieneid überhaupt durch die eidliche Vernehmung der 
Parteien ald Zeugen erjegt, jo hat ihn dagegen die Deutiche EPD. zwar in ihr 
Beweisſyſtem aufgenommen, aber in Folge des Prinzips der freien richterlichen Ueber— 
zeugung dem Gem. Prozeß gegenüber gänzlich umgeftaltet. In Konſequenz diefes 
Prinzips, wie e8 in $ 259 der CPO. Ausdruck gefunden hat, mußte vor Allem die 
Vorausſetzung der inopia probationum fallen gelafjen, und dem Richter geftattet 
werden, auf Grund lediglich der vor ihm geführten Verhandlung, eventuell jelbjt 
unter Zurüchweifung angebotener anderer Bewweife — (Abweichung von dem Grundſatz 
der Subfidiarität des Eides: Endemann, Komm. zu $ 347 sub. II.; unrichtig 
Strudmann, ebenda (3. Aufl.) sub 1 i. f.) — den Notheid aufzuerlegen, woraus 
ſich von ſelbſt wieder ergiebt, daß derfelbe nicht blos über die zu beweiſende That» 
iache jelbft, fondern auch über ein Indiz verlangt werden kann (vgl. $ 4387 vv. 
„der zu erweifenden Thatſache“ — „über eine ftreitige Thatſache“, j. Hierher auch 
Hannov. Prot. VII. ©. 2997); mußte weiter aber auch dem Richter die freie Ent— 
icheidung nicht blos darüber, welcher Partei, ſondern auch ob er überhaupt den r. E. 
auferlegen wolle, unbejchränft überlaffen werden (daher das „kann“ des $ 347 
durchaus nicht in Bolgiano’3 Sinn — Archiv f. d. civ. Prx. LVIII. ©. 279, 
Nr. 2; Zeitjchr. j. Deutjchen Civ. Prz. II. S. 102 — ala „muß“ zu interpretiren ift; 
vgl. die eingehende Erörterung ob „kann“ oder „muß“ in den Hannov. Prot. VIII. 
S. 2993-2996). Gefallen iſt daher die Regel, daß der Richter je nach der 
Stärke des erbrachten Beweijes dem Probanten oder Probaten den Eid zu geben 
babe, der übrigens jchon durch die Bejeitigung der die Wirkung der Beweismittel 
normirenden Regeln ((PO. $ 259, Abi. 2; EG. zur EPO. $ 13, 3. 2; $ 14, 
3. 3) die Grundlage entzogen ift. Aber auch darauf, welcher Partei die Beweis— 
pflicht obliege, kann es nur noch ankommen für die Frage, ob ein r. E. aufzulegen 
jei, indem, wenn der Beweispflichtige nichts bewieſen Hat, die Vorausſetzung der 
Auflage: daß das Ergebniß der Verhandlung oder Beweisnahme zur Begründung 
der richterlichen Weberzeugung „nicht ausreichend“ jei, mangelt; "dagegen nicht mehr 
für die Frage, welcher Partei der Notheid zu geben ſei (Mot. zu $ 419 des 
Entw. von 1874, ©.509; zu $ 241 ff. des Entw. ©. 472 sub II). Damit ift zugleich 
der Unterjcheidung eines j. suppletorium und purgatorium der Boden weggenommen. 
Endlich it der r. €. jelbit von den Beweisregeln, welche die Deutiche CPO. gerade 
Hinfichtlich des Eides ſonſt noch beibehalten hat, wenigftens theilweije befreit: er 
fann zwar ald Beweismittel nur über Thatjachen, nicht über Rechte oder Urtheile 
auferlegt werden — wovon indeflen, wie jchon nach Gem. Recht (Wetzell, 8 26, 
©. 280) bezüglich der Abſchätzung eines Schadens oder Intereſſe nach $ 260 eine 
Ausnahme gemacht ift —; aber er ift nicht auf die Thatfachen des $ 410 bejchräntt, 
iondern kann auch über facta aliena jchlechthin, jedoch unter Beobachtung der Normen 
des $ 424 (arg. $ 439), abverlangt werden. Hinfichtlich der Wirkungen der Lei— 
jtung oder Nichtleiftung ift er dagegen wie nach Gem. Recht an Beweisregeln ge— 
bunden (SS 428 ff.); die gemeinrechtliche Reftitution gegen diefe Wirkungen wegen 
neuauigefundener Beweismittel (Renaud, $ 142 zu Nr. 30 ff.) it der REPO. 
unbefannt (vgl. aber $S 432, 433). Wie das Gemeine Recht ſchließt fie Zurück— 
ichiebung und Gewiffensvertretung beim r. E. aus. Der r. E. kann nach $ 437 
nicht eher, ala beim Abichluß der Verhandlung auferlegt, muß aber eben deswegen 
ftetö durch bedingtes Urtheil angeordnet werden ($ 439 cf. mit $ 426). Der r. €. 
ift Schließlich in allen Prozeffen, auch in Chejtreitigkeiten, zuläffig; mit Ausnahme 
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des Urkunden und Wechjelprozefies (arg. IS 560 Abi. 2, 555, 558) und der Ent: 
— — nach 88 611, 624, 626 der —— RO. 
l. 31 D. de jurej. 123,2. —183C. d. 4, 1. — c.36 $1 X. eod.2, 4. — 

c. 2 F de prob. 2, 2, 19. — Allg. Preuß. Ger. DOrn. I. 10 $ 251; 2. — Deutiche ERO. 
ss Lit.: Strippelmann, Gerichtäeib, 3. Er. S. 1— 260. u Syſtem, 3%. — 
Renaud, Lehrb., $ 142. — Bol tano, Arc * Prax. LVIII. ©. 276— 294; LL. 
— 212; Derielbe, Zeitichr. f. Deutſch. Eiv.Prz. en . 101-110. — Bad, Vorträge, 

174 4 ff. Birtmeper. 

Niegger, Paul Joſeph Ritter von, 5 29. VI. 1705 zu Freiburg im 
Breisgau, 1733 dajelbit Profeffor, 1753 nach Wien berufen, wo er auf die Geieh- 
gebung wejentlich einwirkte, 1764 in den Nitterftand erhoben, T 2. (6.°) XI 
1775 zu Wien. 

Bekannt namentlich dureh feine Institutionum jurispr. eccl. pars I. Wien 1765, 1768, 1771; 
I. 1770; IIL IV, 1772, 4. ed. 1774, Krbei. 1777, 1780, &d. le Plat, Lovan. 1780. — Prince. 
jur. — c. praef. J. V. 1773. — Elementa jur. eccl., 1774 ss. — 


Opuscula, 1 
S Seiser, Univ, Freiburg, II. 172. — Wurzbach, XXVI. 129 ff. — Schulte, 
Sei. ie . 208-210. 
Leber feinen Sohn Joſeph Anton Step — 1742 — 1795 vgl. Schulte, I. c 
S. 261—263 — Rieggeriana, Wien Freib. Prag 1790 TZeihmann. 
Ninderpeft, j. Viehſeuchen. 


Riſkontro (Ital.) = Gegenrechnung — im Gegenſatz von scontro — Red): 
nung. Man bezeichnet damit eine eigenthümliche Zahlungsart des kaufmän— 
niichen Verkehrs, nämlich die auf alljeitiger Einwilligung beruhende Aus: 
gleihung gegenfeitiger Schulden unter mehr als zwei Perjonen, welde 
zu diefem Zwede perfönlich oder durch Bevollmächtigte zujammentreten (Zahlung 
mit geichloffenem Beutel, jlontriren; Ital.: riscontrare, scontrare, incontrare; 
ranz.: riscontre, virement). Der Zwed ift die möglichite Eriparung der Baar 
zahlung. Eine ganze Zahl von Schuldverhältniffen verjchiedener Perfonen (aus 
MWechjelverkehr, Lieferungsgeichäften 2c.) joll fi in der Weiſe löſen, daß jchliehlic 
nur zwei Perfonen mit Forderung und Gegenforderung bzw. mit Forderung und 
Schuld einander gegenüberjtehen. Die juriftifchen Mittel find? Kompenjation 
und Geifion oder Anweifung bzw. Delegation oder gewöhnliches Mandat; daß zulegt 
auch eine Baarzahlung fonkurrirt, ift nicht ausgeichloffen. Die Stontration, 
d. h. das Gejchäft,” welches alle diefe thatjächlich in Einen Vorgang zufammen 
fallenden Rechtsafte umfaßt, geichieht in der Negel auf Meſſen und Märkten an be 
jonderen Tagen (Stontrirungstage), auf den Börjen zur Liquidationszeit, auch 
an beionderen Stontropläßen (3. B. der „Römerberg“ in Frankfurt a. M., 
„am Perlach“ in Augsburg zc.). In weitem Umfange erfolgt heutzutage die Ston- 
tration im Giroverkehr (f. diefen Art.) der Banken. Die Bank dient hier ald 
dritte Perfon, welche durch ihren Hinzutritt das Skontriren ermöglicht. In Eng 
land und Nordamerika beftehen zum Zwecke der Skontration unter einer Anzahl 
verbundener Banken jog. clearing-houses (Abrehnungshäufer). — Da 
Abrechnungsfyiten bedarf feiner vorgängigen Verabredung. Es genügt die inter 
praesentes auädrüdlich oder ftillichweigend gegebene Einwilligung. — Die Wir 
tung it der der Zahlung mit Baarfonds gleich. Das Ab» und BZufchreiben in 
den Handelsbüchern ijt für diefelbe nicht mwejentlich, jondern dient nur zur Be 
urfundung. Die einzelnen Stontrirungsatte werben häufig auch in bejondere Ston: 
trobücher eingetragen. Ob die Umschreibung in den Büchern einer Girobant 
die Skontration ſelbſt erjt juriftifch vollzieht oder nur ala Beweismittel zu be 
trachten ift, läßt fich nur nach den Einrichtungen jeder einzelnen Bank beurtheilen. 
Im Giroverkehr der Deutichen Reichsbank wird in der Regel erft die Buchung 
bei der Bankanftalt des Beftimmungsorts als der die Zahlung vollendende Akt 
zu betrachten fein, nicht jchon die Einlieferung des (rothen) Cheda. 
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Lit. Pöhle, else - —— Deutſchen — des mb. H. R., $S 127 
(S. 296). — eife, © R 6 

Privatrechta, II. S 567 — An 3 6. Aufl. sg 339 —— —— 
ge bes H.R., L 2 ©. 1188. — Endemann, bus Deutice HR., 3. Aufl. $ 1 


ei. 
riscontro ſ. in bem Aufl. vom a ebenda N. — Liquidationsverein Zeit⸗ 
* in Berlin ſ. ebenda XIV. ©. 468; XVII. m — ver das Londoner ER 
ouse j. Mittermaier in Goldihmidt' 3x. Seiler 1 k — H.R. X. S. 7 ff. — 
Seyd, Das Londoner a, Ghed: und Clearing-house-Spftem, 184. — Bes, € Shftem 
ber Zettelbantpolitif, © . 58, "450, 667, 730. 


Niftorno (tal. von ritornare, d. 5. reitituiren; Franz.: ristourne, Engl.: 
return), d. 5. Rüdgabe der Prämie bei Ungültigfeit oder anderweiter Aufhebung 
des Verficherungsvertraged. Die Verpflichtung dazu mag man, wie dies ausdrücklich 
von Franzöſiſchen und Italienischen Juriften gejchieht, auf die Grundſätze von der 
condictio sine causa zurüdführen. Im Seeverficherungsrecht haben fich indeſſen 
unter Mitwirktung von Billigkeitsrücfichten eigenthümliche Regeln ſowol über die 
Fälle, in welchen eine folche Rückgabe verlangt werden kann, als über einen aladann 
dem Berjicherer zur Entichädigung für Bemühungen und Aufwendungen (Gour- 
tage 2c.) verbleibenden Abzug („R.gebühr“) gebildet, welcher hiernach zu den 
Naturalien des Seeverficherungsvertrages gehört. Nach dem Allg. Deutichen HGB. 
fann die Prämie bis auf die R.gebühr (in der Regel 4, Prozent der Ver— 
jiherungsjumme, nach den Deutichen allgemeinen Bedingungen ’/,; Prozent, 
eventuell die Halbe Prämie) ganz oder verhältnigmäßig zurücdgefordert (oder ein- 
behalten) werden: 1) wenn und joweit der BVerficherer wegen Aufgabe der Unter: 
nehmung, oder weil die Sache ohne Zuthun des Berjicherten (3. B. bei 
Friedensſchluß) der Gefahr nicht ausgeſetzt wurde, feine Gefahr gelaufen ift — der- 
geitalt jedoch, da, wenn die Gefahr bereits zu laufen begonnen hat, nicht einmal ein 
theilweiſes R. jtattfindet; 2) wenn die BVerficherung wegen Mangels des 
verficherten Interejje oder wegen Ueber- oder Doppelverjicherung un— 
wirfiam ift — gleichviel, ob der Vertrag aus anderen Gründen für den Verficherer 
unverbindlich ift und diefer jonft auf die volle Prämie Anfpruch hätte. In dem 
zweiten Falle ift jedoch Vorausſetzung, daß der Verficherungsnehmer fich in gutem 
Glauben beiand. — Aehnliche Grundjähe gelten bei allen jeefahrenden Nationen. 
So injonderheit in Frankreich, Holland, Italien ꝛc. (In Frankreich verjteht man 
unter „ristourne* die Aufhebung des Vertrages jelbjt.) Etwas weiter geht das 
Englijche Recht: Es kommt (abgejehen von dolus — „fraud“*) nicht darauf an, 
ob der Gegenftand der Aſſekuranz ohne Zuthun des Verficherten der Gefahr nicht 
ausgejet wurde; auch wird jchon (theilweije) riftornirt, wenn das Interefje unzu— 
länglich (short interest), oder wenn nach dem Marktpreiſe am Beitimmungsorte 
fein Gewinn möglich war. Nach Preuß. Recht ift bei Verficherung auf imaginären 
Gewinn das R. nur zuläffig, wenn die Unternehmung ohne Schuld des Verficherers 
nicht jtattfindet. — Auch bei der Bodmerei fommt das R. vor in dem falle, 
wenn die verbodmeten Sachen der Seegefahr nicht ausgejeßt werden. Nach dem 
HGB. kann der Gläubiger die jofortige Zahlung der Bodmereifchuld unter ver- 
bältnigmäßiger Herabjegung der Prämie fordern, wenn die Unternehmung 
vor dem Antritt der Bodmereireife aufgegeben wird; ift die Reife bereits an— 
getreten, wird aber in,einem anderen ala dem Beſtimmungshafen beendet, jo iſt 
die Bodmereifchuld in jenem Hafen ohne Abzug zahlbar. Wenn nur ein Theil 
der Sachen der Seegefahr nicht ausgejegt worden, kann nach dem Prinzip des Ge- 
jeßes ein (theilweiſes) R. nicht ftattfinden. 


Quellen u. Rit.: ey” — GB. Art. 699, 899 -902. — huge Algen. 
ER. II. 8 SS 2333—2345 (cf. EG GB. Art. 60 Si 1). — Code de comm. art. 
349, 356—359, 361. — Hollänbd. H6B uch. II. Sett. 4 Zit. IX. Art. 635, 636. — Rev. 
allgem. Plan Hamb. Serverficherungabedingungen SS 78—84 (Voigt u. Heineten, Neues 


480 Nittergüter. 
Arc. }. HR. IV. S. 222 ff). — Allgem. — — v. Friend ı Pr 46, 47, 64, 154. — 
3, 


Gemwis, Dad Deutiche — I. (1878) ©. Seeafleturangredt, 
II. 88 —— (S. 4776516). — Benecke Bulle Syſtem va Seeaſſekuranz⸗ und 
Bobmereiweiens, I. S. 334-888. — v. Kaltenborn, —— U. $ 205 (S. 300-304). — 


Tedlenbor , Syftem des Seeberſicherungsweſens S. 200 d. — u DARK, * rg 


(Beide projets vermeiden die weg bes — Pardessus, ours de — com- 
mercial, Tome I. nr. 870—- 927932 J. W. Smith, Merc. law, 9th ed. 
(Dowdeswell) Kl A 300 — mer Leri, Intern, comm. law, 2th ed. 186, 
II. p. 889, 890 ent, Commentaries on American Law, 12th ed. 1873 Vol. UI. 
p. 341, 342 (Part. V. er XLVIIL 8 [3). Rod. 


Nittergüter (Th. I. S. 498) wurden urfprünglich jolche Güter genannt, von 
denen Ritterdienfte geleiftet wurden. Hierzu wurde vorausgeſetzt, daß die Güter in 
ritterbürtigen Familien vererbt waren. Dagegen konnten es ſowol Allodialgüter, 
als Lehngüter fein. Als Ritterbürtige waren die Gigenthümer diefer Güter mit 
mannigfaltigen Borrechten ausgeftattet und von den Xaften befreit, denen die nicht 
bevorrechteten Stände des Territoriums unterworfen waren. Im Laufe der Zeit, 
und zwar namentlich jeit dem 15. Jahrhundert, gingen diefe perfönlichen Vorrechte 
und Befreiungen zum Theil auf die Güter jelbjt über und erjchienen ala ein ding: 
licher Vorzug eben diefer Güter (alö nobilitas realis). Daraus, jowie aus dem 
Umſtande, daß auch die Laſten der Ländlichen Bevölkerung meift ala auf dem Grund— 
ſtück haftend angejehen wurden, erklärt fich die jpätere Begriffäbeftimmung eines R. 
als eines Gutes, welches von den regelmäßig auf ländlichen Grundftücden ruhenden 
Laſten befreit und mit gewiffen Vorrechten ausgejtattet ift, die der Beſitzer des Gute 
als jolcher ausüben darf. Seitdem kann darüber, ob einem Gut die Qualität eine 
R. zuzufprechen ift, nur die Berfaffung des betreffenden Landes, refp. der Provinz 
enticheiden (vgl. Preuß. Allg. ER. Th. U. Tit. 9 $ 38). In manchen Staaten 
ift dafür ein Normaljahr maßgebend, in manchen auch die Eintragung in bejondere 
Matriteln. Die Befreiungen der R. beitanden früher namentlich in der Befreiung 
von gewiflen Steuern (hauptjächlich der Grundfteuer), von Landfrohnden und der 
Einquartierungslaft. Die Vorrechte waren politische und privatrechtliche, und zwar 
beſonders Landitandichaft, Gerichtöbarleit, Polizeigewalt, Patronatärecht, Braugered- 
tigkeit, Mühlenzwang und andere Bannrechte, die Fort: und Jagdgerechtigfeit, 
leßtere gegenüber dem landesherrlichen Forſt- und Jagdregal. Außerdem gehörten 
in nicht wenigen Territorien die ein Rittergut betreffenden Rechtäftreitigfeiten ſchon 
in erfter Inſtanz dor die Obergerichte. Daher wurden dann dieje Güter als jchrift- 
jäffige bezeichnet, im Gegenfag zu den amtsfäffigen, hinſichtlich deren die Unter⸗ 
gerichte fompetent waren. Die genannten Vorrechte und Befreiungen waren indeh 
nicht mit jedem Rittergut an fich verbunden. Bielmehr beruhten diejelben auf be 
ſonderen Privilegien, auf Partikulargeſetzen oder unvordenklicher Verjährung. Manche 
Gerechtſame, wie die Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt, ſind hauptſächlich auch hervor⸗ 
gegangen aus der Vogtei, welche in der älteren Zeit den Beſitzern von R. über die 
zu dieſen gehörigen Hinterjaffen zuftand. Im Streitfall ift daher das Vorrecht von 
dem, der es in Anfpruch nimmt, zu beweijen; doch genügt bei gefeglichen Vorrechten 
der Beweis, daß das betreffende Gut zur Kategorie der R. gehört. Die Erwerbung 
von R. iſt durch die frühere Gejeggebung zuweilen auf Perjonen de Adelsſtandes 
beichränft (3. B. Preuß. Allg. ER. Th. II. Tit. 9 $ 37) oder wenigjtend dem 
Bauernftande verfagt worden (j. Haubold, $ 390a). Doc ijt das Eine wie 
das Andere jpäter aufgehoben (Preuß. Edikt vom 9. Oft. 1807, $ 1; königl. Sächſ. 
Gejeg vom 22. Februar 1834, $ 5). Länger hat fich die Einrichtung erhalten, 
daß einige der gedachten Vorrechte, nämlich die Landſtandſchaft und die obrigfeit- 
lichen Befugniffe, jo lange ruhen jollen, ala fich das Gut in den Händen eines nicht 
abeligen Beſitzers befindet (Reyicher, ©. 445 ff.). Der eigenthümliche Charakter 
der R. hat fich in Folge der neueren Geſetzgebung jaft überall verloren. Nur wenige 
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Vorrechte Haben fich noch in einigen Staaten erhalten, fo namentlich die guts— 
herrliche Polizeigewalt. 
Lıt.: Hagemann, won be3 Landwirthichaftsrecht3 (Hannover S. 133 ff. — 
gaubolb, Lehrbuch des önigl. Sädjl. Privatrechts, IL. (3. Aufl. Leipz. 1848) ©. 6 ff. — 
Base: Da3 Gemeine und — — I. (2. Aufl. Tübing. 1846) ©. 441 f. _ 
ächter, Württemb. — I. $ 37. — Roth, Bayer. Civilrecht, IL $ 117. — 
Stobbe, Deutiches | Privatrecht, IL 129. — Remis. 


NRittershufius, Konrad, 5 25. IX. 1560 zu Braunſchweig, reifte, wurde 

1591 in Bafel Doktor, fpäter in Altori, F 25. V. 1613. 

Shriften: Ausgabe d. Paulus, 1594. — ag —— juris, 1598. — Collatio legum 
Attic. et Rom., 1608. — Partitiones jur. feudalis, — Jus Justinianum h. e. Noy 

ositio, Argent. 1615, 1629, 1630. — re Ba s. in XII tab. leges comm., Argent. 
1616. — Different. jur. civ. et canonici libri 7, Argent. 1616, 1618, 1 1668. — Joannis 
antiqui gloss. zu. in Novellas Just., Fref. 1615. — Novellae const, Imperatt. Justiniano 
— Fef. 1615 

Lit.: . Stinping, Geſchichte der Deutichen Rechtswiſſenſchaft (1880), I. 414—419. — 
Schulte, Geisichte, II.b 32. — Rivier, Introd. hist. 1831, p. 602. Zeihmann. 


Rivallius, Aymarus, seigneur de la Rivaliere, 5 Mitte des 15. Jahrh., 
war Parlamentsrath in Grenoble, T nach 1535. 


Er ſchrieb: Civ. jur. s. in XII tab. —* — 1. V, Valent. 1515. Lugd. 1551. 
Sit.: Savigny, VI. 449—452. — Rivier, 1. c. p. 588. Zeihmann. 


Nobert, Jean, Profeſſor zu Orleans, bekannt wegen feiner Streitigfeiten 
mit Gujas, F 1590. 
* Gr ſchrieb: Lectionum receptarum 1. II, Aureliae 1567. — Animadversionum ]. III, 
519 

Sit.: Rivier, 1. c. p. 591. — Spangenberg, Cujas und feine yrrgenofien, Leipz. 
1822, S. 179, 180. eichmann. 


Robertus, Flamesburienſis, Kanonikus von St. Viktor in Paris und 
Pönitentiar. 

Er jhrieb um 1207 ein Poenitentiale, 

Sit.: Schulte, R. Fl. summa de matrimonio et de usuris, Gissae 1868; Derjelbe, 
Geich., I. 208—210; II. 523. TZeihmann. 


Rocco, Niccola, 5 7. X. 1811 zu Gaforia, wurde 1838 zum Richter und 
dann zum Profurator am Tribunal in Palermo emannt, 1848 Richter, jodann 
ftellvertretender Generalprofurator an der Gran Corte Civile in Neapel, 1861 Bize- 
präfident einer der Kammern derfelben, ſpäter Seftionspräfident des Appellhofes, 
daneben jeit 1858 Profeflor des —— + 7. VII. 1877 in Vomero. 


Schriften: Dell’ uso e autoritä delle lese del regno delle due Sicilie, ossia trattato 
di diritto civile e internazionale 1836, 2. Palermo 1848, 3. ed. Na — 1858, 1859 


(Trattato di diritto eivile internazionale ossia dell’ uso e autoritä delle i considerate 
nelle relazioni con le persone e col territorio degli stranieri, Livorno 1859). — Quistioni 
di diritto amministrativo, Napoli 1860. — La filosofia del dir. ammin. e delle leggi che 
lo conservano, Napoli 1870. — La capaeitä civile del religioso professo. — Come in- 


fiuisca il vero e falso indirizzo delle scienze filosofiche sugli studii del diritto. — Sul 
sommo principio del dir. priv. internaz. — Sul commercio delle — neutrali in tempo 
di guerra. — Un problema di dir. internaz. in o al navilio. 

2it.: Discorso necrologico pel Prof. Stefano Jannuzzi, Nap. 1877. — Fiore, Droit 
intern. prive, Paris 1875, p. 63 ss. — Calvo, Droit international, (3) 1880 I. 103. — 


Asser, Schets, Haarlem 1 . 14 (bdeutich von M. Cohn, Berl. 1880 ©. 10), — Pie: 
rantoni, Geſchichte der italieniichen Bölterrechtäliteratur, Wien 1872, ©. rre 
eihmann. 


Nöder, Karl David Auguft, 5 23. VI. 1806 zu Darmitadt, ftudirte in 
Göttingen und Heidelberg, 1830 Dozent in Gießen, ging wegen Verbotes weiterer 
philofophifcher Vorleſungen nach Heidelberg, wo er 1842 aufßerordentl. Prof. wurde, 
wirkte für Verbreitung der Kraufe’schen Lehren und Verbeſſerung des Gefängniß- 
weſens, 7 20. XII. 1879. 

d. Holgendorff, Enc. II, Rechtäleriton III. 3. Aufl. 31 
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Schriften: De usuris in futurum acceptis, Giss, 1830. — Abhandl. über praktiſche 
erg des Civilrechts, Gießen 1833. — Grundzüge der Politik bes t3, Darmit. 1837, — 
rit. Beitr. 3. Gejeggebung über bie —— be rc ug nen ‚ ‚Darmft. 1837. — 
Comm. de quaestione an poena malum esse debeat, Giss. 1839, ſpaniſch in Escuela del 
Derecho, 1864. — Grundzüge be? Naturrechtö oder ber „gehtaphilofongie, beide 1846, (2) 
Leipz. 18801863, fbanild von Giner, Madrid 1879. — Zur Rechtäbegründung ber 
ERNEUTEN, Heidelb. 1846. — Grundl. e Deutichen ——— a ger 1848. — 
Grun nten und Bedeutung des Röm. u. mag — Leipz. 1 e Verbeſſerung 
* Getängnißiwelens mitteld der Ein ag nor Mag — ee der — ————— 

iani fragmenta, Gött. 1856. — trafv aug im Geifte des Rechts, Leipz. 18 
hr erungäftrafe und Söl. 186. — De als Rechtäforberung, Leipz. 1864. — Die herrichenden 
— von Verbrechen und Strafe in ihren inneren iderfprüchen, Wiesb. et 
ipaniih von Giner, Madrid 1871 und 1877. — Ueber die Gebrechen der Deutichen 
ichulen und ihre Gelanp, 1867, ſpaniſch 1870. — Die eh 186 unferer Seit um bi 

ehrverfaffung ber e" unft (in GCotta'a Deuticher B —— 1868). — Die neue Zeit, 

Prag 1870, Heft 1 ©. 21—96, Heft 3 ©. 40-89, 116—1 EN Sortbilbum der Geiellichait 
ur wahren eb und gut Herrichaft des Rechtes, Prag 1870). — Bemerf. ug Entwurf 
es StrafGB. den Norddeutſchen Bund (Beilage zur Fit. V. JEchr d. XIL) — 
ſtrauſes Een . ——— Sn 1873. — Estudios sobre derecho penal y 
sistemas penitenciarios, Madrid 1 aup’® Grundriß zu einem Syſteme ber Natur, 
MWiesb. 1877. — Biele Abhandl. in —ãù — Riv. di discipline carcerarie X. ( 1880) 
281—303 (jpaniih in Revista General tomo LVII. 365—8388. — Rivista penale, Il 
273—286, VIL 113—128. 

git.: Giner in Revista General, Febrero 1880, p. 129—153. — Augsb. Allgem. ta. 
1879, ©. 5272. — Almanaque para 1879, Madrid 1878, p- 109-111. — B. Gabba, La 


scuola di Röder ed il sistema dell’ isolamento carcerario, Milano 1868. — Carrara in 
Riv. penale V. 148—163; Buccellati IX. 273—293. — v. ———— Handbuch, 1. 
S. —* eichmann. 


Rodioͤre, Aimé, 5 16. V. 1810 zu Alby, ſtudirte in — und Paris, 
wurde 1838 Profefjor in Touloufe, einer der Gründer der Academie de legislation. 
der Revue de legislation et de jurisprudence, 7 2. XI. 1874. 

Schriften: Traité sommaire des diverses parties du droit frangais, 1833. — Traite 
» —— et de procédure civile, 1840, (5) 1878. — El&ments de procédure criminelle, 

— Mit Pont: Traits du u. age, 1847, 2. ed. 1869. — De la solidaritd et de 
Pindivisibilit, 852. — Les vi —— 1873. — Recueil de l’Acad. de legisl. 
de Toulouse I, III, IV, IX, XL XI, XIV, XV, XVIL XIX, XX, XXIII. 

git.: rolle in Academie de —5 de Toulouse XXI. 47 56. — 
Ueber feinen Vater, avocat-avoue (1771—1847) vgl. Jean-Pierre-Paul Rodiere, Etude 
biographique par A. Combes, Castres 1867. Zeihmann. 


Roffredus Epiphanii, & zu DBenevent, Lehrte zu Bologna, von 1215 an 
in Arezzo, in kaiferlichen und päpftlichen Dienften, T bald nach 1243 zu Benevent. 
Er jhrieb: Glofjen. — De libellis et ordine judic. — Libelli de jure canon., Aven. 


1500, Argent. 1502. — > positionibus (Tract. univ. jur., Venet. IV. f. 2). — Quaestiones 
Sabbathinae. — De p 


Lit.: Sapigny, sa_aı7. — Schulte, en U. 75—78. — Bethmann— 
ollweg, Eiv.Proz., v1. 26, 35—48, 200. — v. Stinging, Geſchichte der pop. Lit. dei 


öm.:fan. Rechts, Leipz. 1867, S. 360404. Zeihmann. 
Mogeriuß, in der zweiten Hälfte bes 22. Jahrhunderts, aus Modena. 
Er ſchrieb: Gloſſen. — Summa zum Codex. — De praescript., Mog. 1530, Venet. 


1584 (Tract. univ. jur.). — De dissensionibus dominorum 1530 (ed. Hachaiz. Lips. 
1821). — Sigle R. 


git.: Savigny, IV. 194—224. — v. Stintzing, Geichichte b. pop. gr Pr 202, 2%. 
mann. 
Nogron, Jojeph-Adrien, 5 30. V. 1793 zu Fontaine-la⸗Guyon, con- 
serv. de la bibliothöque de la cour de Cassation, F 16. X. 1871. 


Bekannt durch —— der — 6 1863. — Tous les codes officiels frangais, 
1865. — Le plebiscite du 8 mai 187 euvres complötes de Pothier, 1825. 
git.: Gazette des Tribunaux du G nov. 1871. Zeihmann 


Maohmer, Friedrich, 5 21. II. 1814 zu Weiffenburg (Franken), ſtudirte 
in München, ging 1841 nad) der Schweiz, wo er mit Bluntichli eine Liberalskonfer: 
vative Partei gründete, 1842 wieder in München, F 11. VI. 1856. In jeinen 
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Arbeiten wejentlich unteritüßt durch feinen jüngeren Bruder Theodor (T 12. X. 
1856). 

Schriften: Anfang und Ende der Spekulation, München 1835. — Deutichlands Beruf 
in ber Gegenwart und Yukunft, Zürich 1844. — Lehre von den politiichen Parteien, Zürich 
MördL) 1844. — Meinungsäußerungen gegen ben Ultramontaniämus; Denkſchrift über den 
Einfluß der ultram. Parter in Bayern 1846, v. Widemann, Stuttg. 1847. — Deutichlands 
alte und neue Büreaufratie, 1848. — (Theodor R.) Kritik des Gotteäbegriffes in den gegen: 
wärtigen Weltanfichten, Nördl. 1856. 

Lit.: Bluntjhli im StaateWört.B. VIIL 643—651; Derjelbe, Charakter und Geift 
der polit. Parteien, Nördl. 1869, ©. 82-—99. — Secretan, Galerie, IL Zeic 

eihmann. 


Rolandinus Pajiagerii, 5 Anfang des 13. Jahrhunderts, wurde 1234 
Notar in Bologna, T 1300. 

Schriften: Summa artis notariae. — Tractatus de notulis. — Aurora. — De officio 
tabellionatus in villis et castris, Taur. 1478, Spir. 1590; Deutih Ingolſt. 1549. — Flos 
ultimarum voluntatum, Brix. 1475, Lugd. 1550, 

Lit.: v. re Geihichte d. pop. Lit. bes Röm.kan. Rechts in Deutichland, Beine 
1867, ©. 296, 300. — Savigny, V.539—548. — Bethmann:Hollmweg, Eiw.Prz., VI. 
175 ff., 199. — Endemann, Studien, I 84. — Kuntze, Inhaberpapiere, 137. — Ott, 
Beiträge, 94. Teichmann. 


Romagnofi, Giov. Dom., & 1761 zu Salſo (Parma), entzog ſich dem 
Getriebe der Parteien, ging nach Trient, wo er ala Advofat lebte, 1802 Profeſſor 
in Padua, entwarf ein Gejekbuch für das peinliche Verfahren, Rechtslehrer zu Pavia, 
Generalinipeftor der Rechtsichulen, Redakteur einer Zeitjchrift für Rechtswifjenichait, 
verlor feine Stelle, wurde nach Venedig abgeführt, doch bald entlaffen, Profeffor in 
Gorfu, + 8. VI. 1835. 


Schriften: Genesi del diritto penale, Pavia 1791, 7. ed. Mil. 1839, 1852; deutſch von 
Luden, Yena 1833. — Sull’ amor delle donne consid. come motore precipuo della legisl. 
Trent. 1792. — Che cosa & libertä? 1792. — Introd. allo studio del dir. pubbl. univ., 
Parm. 1805. — Giorn. di giurisp., Mil. 1811—14. — Della constit. di una monarchia naz, 
rappres., 1815. — Della condotta delle acque, Mil. 1822—24; beutich von Niebuhr, Halle 
1840. — Della ragione eiv. delle acque, Mil. 1829. — Dell’ indole e dei fattori dell’ in- 
civilimento, Mil. 1829—32. — Projetto del cod. di proc. penale, Fir. 1835; 4. ed. Prato 
1838. — Consult. forensi, Mil. 1836, 1837. — Istituzioni di filosof. civ., 1839, — Scienza 
delle costituzioni, 1848. — Op. complete racc. dal de Giorgi, Padova 1839; Mil. 
1841—1847; Nap. Pal. 1861. 

2it.: Cantu, Vita di R, Mil. 1835. — Rosso, R. difeso, Fir. 1898. — Biogr. 
nouv. gen., Par. 1863, Vol. 42. — Luden in der Genefiß. — R. de droit international 
1870, p. 94, 95. — —— Bibliothèque, 30, 31. — Mohl, I. 226, 167, 302; II. 248; 
III. 656. — Cantü, Italiani illustri, Milano 1873, I. 517—593. — Sclopis, III. 13, 163, 
284. — Brusa, Appunti, Torino 1880 p. 212. Zeihmann. 


Mömer, Robert, 5 1. V. 1823 zu Stuttgart, Sohn des Württembergifchen 
Staatsmannes Friedrich v. Römer (1794— 1864), ftudirte in Tübingen und Heidel: 
berg, wurde 1846 Advofat in Stuttgart, habilitirte fich 1852 in Tübingen, 1856 
außerordentl. Profefior, 1857 ordentl. Profeffor, politiich auf die Seite Preußens 
fich ftellend, die nationalliberale Partei Württemberg mitbegründend und leitend, 
1864—67 in der Ständeverfammlung, 1871—76 Mitglied des Reichdtages, im 
Jahre 1871 zum Rath am ROHG. zu Leipzig ernannt, T 28. X, 1879 zu 
Frankfurt. 

Schriften: Die Beweislaſt hinſichtlich des Itrthums nad) Gem. Civilrecht u. Prozeß, 
Stuttg. 1852. — Das Erldſchen des klägeriſchen Rechts nach der Einleitung des Prozeſſes in 
feinem Berhältnik zum Endurtheil, Stuttg. 1852. — Die bedingte Novation nad) dem Röm. 
und heutigen Gem. Recht, Tüb. 1863. — Fie Leiftung an Zahlüngsſtatt nad) dem Röm. und 
Gem. Recht mit Berüdfichtigung der neueren Geſetzbücher, Tüb. 1866. — Die a 
Norddeutichen Bundes und die Sübddeutfche, insbeſ. die Württemb. Freiheit, 1.3. Aufl. Tüb. 
1867. — Grundzüge de3 Württemb. Erbredhts, Tüb. 1872, — Dad Württemb. Unterpfands: 
recht, Leipz. 1876 (Deutiches Hypothetenrecht, Bd. VI). — Abhandl. aus dem Röm. Recht, 
dem Handels- und Wechſelrecht, Stuttg. 1877. — Mit Meibom, Feſtſchrift zur vierten 
Sätularfeier der Univ. Tübingen (S. 5—73), 1877. 


3l* 
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Lit: Im Neuen Reich, 1879, ©. 684. — Klüpfel, Geſchichte der Deutſchen Einbeiti 
beftrebungen, Bd. IL, Berl. 1873, S. 87; Derjelbe, Die Univ. Tübingen, Leipz. 1877, 
©. 105, 107, 139. Zeihmann. 


Rofenvinge, Janus Lavrits Andreas Kolderup, & 10. V. 1792 in 
Kopenhagen, 1809 Student, 1814 Notarius der juriftifchen Fakultät an der linie 
verfität zu Kopenhagen, 1818 PBrofeffor juris extraordinarius, 1822 ertraordinär 
Aſſeſſor des Höchiten Gerichts, 1824 Mitglied der Akademie der Wiffenjchaften in 
Kopenhagen, 1830 Profeffor juris ordinarius, 7 4. VIII. 1850 in Nantes. 

Schriften: De usu juramenti in litibus probandis et decidendis juxta leges Daniae 
antiquas, Sectio Im Havniae 1815 (überjegt ind Däniſche von dem Berfafjer mit Gmendationen 
und Berbeflerungen in Oersted’s Nyt jur. Archiv XIV. 1816); Sectio 2me, ibid. 1817 
(überjegt ind Dänifche von J. C. Kall, 1. c. XXI u. XXIL). — Bemzerkninger om de 
amle danske Leves Bestemmelser om Vindicationsretten, Kbh. 1819. — Grundrids af den 

ke Lovhistorie 1—2, Kbh. 1822—1823 (ind Deutiche überfegt von E. ©. v.. eyer, 
Berl. 1825). — Grundrids af den danske Retshistorie, 2. aldeles omarb. üdg. I—2, Kbh. 
1832, 3. Yo Kbh. 1860. — Samling af le danske Love, udg. med. Indledn. og 
Anm. og tildels and Oversaett. 1—5, Kbh. 1 1846 (unvollendet). — Grundrids af den 
danske Kirkeret 1—2, Kbh. 1838—1840; 2. udg. Kbh. 1851. — Udvalg of gamle danske 
Domme Tin pä gm Retterteng og pa Landsting 1—4, Kbh. 1842—48. — Von 
feinen Abhandlungen find zu nennen: In „Juridisk Tidsskrift“: Om den säkaldte Hals og 
Händsret efter den seldre Lovgivning, 17. B.; Bem inger om Blodhævnen hos de gamle 
Scandinaver 20. Bd., om Pant i sldre Tider 25. B. — In „Nye danske Magazin“: Om 
Rettergangsmaden ved de — Retter af Bishop Knud, meddelt efter Haandskrift, 6. B, 
bejonderer Abdrud. — In „Danske Magazin“ 3. Reek.: Danmarks Rigens Ret, en Samling 
af gamle Retsretninger, 1. Bd., beſond. Abdrud 1842. — In „Kirkehist. Samlinger“: Om 
den canoniske Rets Anvendelse i „Danmark“, 1. B. — In „Det kgl. danske Videnskab. 
Selsk. philos.-hist. Afhandl.“: Om det kenme ig® Skriftemäls Anvendelse Norden mermest. 
med Hensyn til Bestemmelse herom i den Skänske og Sjsllseendske Kirkeret, 7. B., bei. 
Abdrud Kbh. 1841. — In „Skriftes 5. Reek. hist.-philos. Afdel.“: Om Rigens Ret og Dele 
1. B., bef. Abdruck Kbh. 1847. DB. U. Seder. 


Roſſi, Bellegrino Graf, 5 13. VII. 1787 zu Garcara, wurde Advofat in 
Bologna, 1812 Prof. des Strafrechts, ging nach England, 1816 nach Genf, wo er 
1819 Profeffor an der Akademie wurde, 1820 Mitglied des Großen Raths, ſpäter 
der Tagjagung, von der er nach Paris gefandt wurde; 1833 nach Frankreich über- 
gejiedelt, erhielt er 1834 die Prof. d. polit. Oekon. am College de France, die 
Prof. des fonftit. Rechts an der Parifer Rechtsſchule; wurde 1839 Pair, legte feine 
Prof. nieder, trat 1840 in den Staatärath, ging 1845 ala Gejandter nach Rom, 
wurde Minifter Pius’ IX., wollte die Deputirtenfammer eröffnen, als er auf der 
Freitreppe des Palajtes der Gancellaria erdolcht wurde (15. XI. 1848). 

Schriften: Traitö de droit p6nal, Par. 1829; 4. &d. p. F. Helie, Par. 1872; Leiden 
1878; italienifch von Pessina, Nap. 1853 u. 1870. — Cours d’&con. polit., Par. 1839 
1841, 1865. — Pref. à l’essai sur le principe de —— de Malthus, 1845. — Notes 
aux O. de Ricardo, 1847. — Mel. d’econ. polit., d’hist. et de philos., 1857. — Cours de 
droit constitutionnel, Par. 1866, (2) 1877. — Annales de legislation, 1820—1823. , 

&it.: Rapport de M. Odilon-Barrot à l’Acaddmie sur le droit penal de M. Rossi, 
1856. — Nypels, Biblioth&que, p. 76. — Garnier, Not. sur la vie et les travaux de R., 
Par. 1849. — Mignet, Not, hist. lue à l’Acadömie 1849 (Portraits et Notices ii 1877 
II. 181—224). — Saladin, R. en Suisse de 1816—1833, Par. 1849. — Civiltä Cattolics 
1850. — Reuchlin, Gedichte Italiens, II. (1860) 16, 42, 43. — Pierantoni, Stona 
degli studi del diritto internazionale in Italia, Modena 1869, p. 70, 92; Derjelbe, 
P. Rossi, . accademico, Nap. 1872. — Baudrillart, Publicistes modernes, 1862. — 
Hebel, Die Todesſtrafe, Berl. 1870, ©. 242, 243. — Pessina, Opuscoli, Napoli 1874, 
B; 7. — Brusa, Appunti, Torino 1880, p. 212. — Rivista penale di Lucchini VI. 
61— 271. Zeihmann. 


Moßhirt, Konrad Eugen Franz, & 26. VII. 1793 zu Obericheinfeld 
bei Bamberg, ſtudirte in Landshut, Erlangen und Göttingen, eine Zeit lang im 
Gerichts: und Verwaltungsdienfte thätig, wurde 1817 Prof. in Erlangen, 1818 ın 
Heidelberg, wo er biß 1870 Lehrte, F 4. VI. 1873. Berdient um Straf-, Civil 
und Kirchenrecht. 
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Schriften: Ueber die Tendenz des prät. Rechts und über bie Verhältnifie befielden zum 
Givilrecht, Erl. 1812. — Ueber den Begriff und bie eigentliche —— der Staatspolizei, 
Bamb. 1817. — De legitima cond. indeb. ge er Erl. 1818. — Beitr. zum Römifchen 
Recht, Heidelberg 1320, 1824. — ragt Pig Beiminalteihte, Heibelb. 1822. — Entwurf 
der Grunbjähe W Sirafrechis Heidelb. 1828. — Einleitung in das Erbrecht und Darftellung 
des ganzen garen Landsh. 1831. — Lehre von den Vermächtniſſen, Geibelb. 
1835. — Zwei frim. Abhandlungen, Heidelb. 1836. — Geſchichte und Syftem des. Deutichen 
Strafrechts, Stutt 1: 1838, 1839. — Ueber da3 Syſtem der Verträge, 1839. — Das teftament. 
Erbrecht bei ben Römern, Heidelb. 1840. — Das — Deutſche ẽcwirecht, eidelb. 1840, 
1841. — Darſtellung des —— und Bad. —— Heidelb. 1842. — Ueber ben Ent« 
wurf ber — und ber Straf PO. a, Heidelb. 1844. — Geichichte des 
Rechts im Mittelalter, Mainz 1846. — Grunbri ‚dei Mean, und Bab. Givilrechts, — 
1851. — Dogmengeidiäte bes Er Heibelb — Sanon. Recht, Schaffh. 1 
Kirchenrecht, 3. Aufl, Schaffh. 1858, 4. Aufl. Geidelb. 1869. — Das ftaatörechtliche Ber: 
bältniß zur tatholiichen Kirche in Deutichland, Shafib. 1859. — Programm de studiis jur. 
civ. et can. in Germ. universit. medii aevi, "Heibelb, 1861. — Manuale latinitatis jur. can., 
Schaffh. 1862. — Ueußere Enchfl. bes Kicchenrechts, Heibelb. 1865—1867. — Beitr. zum 
Studium bed Rechts im 19. Job Heibelb. 1865. — Beitr. zum Gemeinen Deutichen 
Eiv.Prz., Heibelb. 1868. — Er war Mitarbeiter reip. — der Zeitſchrift für Civil: 
und Kriminalzecht 1833— 1848, des Archivs bed Ariminalrechts u. 

Lit.: v. Weech, Bab. Biogr., II. 196—198. — Schulte, Geidhichte, Eelda 350—353, 

Teihmann. 


Nöfler, Emil Franz, 5 1814 zu Brür in Böhmen, doftorirte 1842 in 
Prag, ging ald Privatdozent 1846 nach Wien, wegen feiner politiichen Anfchauungen 
zurückgeſetzt, überfiedelte nach Göttingen, dann, als alle Hoffnungen gefcheitert, 
zweiter Bibliothefar in Erlangen, 1862 Vorſtand der Hofbibliothef in Sigmaringen, 
am 6. XI. 1863 an einer einfamen Gtelle vor der Stadt mit mehreren Stich- 
wunden aufgefunden. 

Schriften: Ueber dad Ausgedinge en Bauerngütern, Prag 1842. — Deutiche Re - 
bentmäler au Böhmen und Mähren, 1845 und 1852. — Ueber die Bedeutung und 
kaurrergg Bere er bes Rechts in D terreich, Prag 1847. — Die Gründung ber Imie 
verfität Göttingen, 1855. 

Lit.: Wahlberg's rer (Gefammelte fleinere Schriften u. iii IV. 007 über Straf: 
recht u. i. w., Wien 1875, I. 216—219). — Beitjchrift für Rechtsgeichichte 


——— 


Notteck, Karl Wenzel Rodeder von, & 18. VII. Be zu Frei⸗ 
burg i./B., wurde 1798 Profeffor der Gefchichte, machte große Reifen, 1818 Pro- 
ieffor der Staatäwifjenichaften, wurde 1832 in den Ruheſtand verjeßt, nachdem er 
Jahre lang ala einer der gewandteften und freilinnigiten Redner für politische Re— 
* — hatte; 7, vielfach verfolgt, 26. XI. 1840. 

ent: Ueber ftehende Heere und er | Tee 1816. — Allgem. Geichichte 
en! ge ef. von Hermes und Steger, 25 866, 1867. (Auszug einer All: 
Erg —3 8. Aufl. von Zimmermann, 1869— 1871.) — Ideen über Landftände, 
franz. von Conſtant., 1820. — Lehrbuch bes — —— und ber Staatäwifjen: 
Ichaft, el 1829, 1830; 2. Aufl. 1840. — er | fleiner — Stuttgart 1829, 
1830, (2) 1847 fi. — Lehrbuch ber dfonomifchen Politit, Stuttg. — Die Kölnifche 
Sade, betrachtet vom Standpunkt bes .... Rechts, (2) Me 1880, — Er gab alt 
Welder das Staatäle ifon, Alt. 1834—1844 heraus (3. Aufl. 1856—1866). — Gejammelte 
und acıgelafiene Schriften (von Herm. v. Rotted), Piorzh. 1843, 
E. Mün K. v. R., 1831. — F. Leon, R.'3 Ehrentempel, 1841. — R. und 
Wellen Staatälerifon, B. 14. — Zeitgenofjen, dritte ke 2. vb. Leipz. en — 
erm. dv. R. Das Leben K. v. R.'s, — 1848. — v. Weed, "Bad. Bio % 
1 ff. — Schulte, Geidhichte, III. a ©. 32. — Orte, Seräntmißeee, Freib. 5 — 
Bibliothek politiſcher Reden, erl. 1845, L 978300 — Bluntihli, Geſchichte des Alle. 
—— und der Politik, München 1864, 523—534; Derielbe, StaatsWört. B. VII. 
73—744. — Mohl, II. 560- 577. 


Sein Sohn Hermann, & 25. VIII. 1815, * 12. VII. 1845 zu freiburg 
als Privatdozent der Philojophie. 
Er ſchrieb: Weber Konkurrenz ber Verbrechen, Freib. 1840. — Dad Recht ber Ein 


miſchung in die inneren Angelegenheiten eines fremden taats, Freib. 1845. 
Teichmann. 
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Rouſſeau, Jean Jacques, 5 28. VI. 1712 zu Genf, 1728—80 in Turin, 
dann in Annecy, 1731—33 in Yaufanne und Neufchätel Mufitlehrer, 1736 Katafter: 
jefretär, lebte auf Yes Charmettes der Frau von Warens, 1740 Hauslehrer in Lyon, 
erfand ein Spitem der Notenichrift, ging 1754 nach Genf, trat zur veformirten 
Kirche zurüd, Bürger von Genf, lebte auf dem Lande bei Paris, dann im Kanton 
Neufchätel, 1765 in Straßburg, dann in England, 1770 in Paris, 1778 in 
Grmenonville bei Marquis de Girardin, FT am 3. VII. 1778 (eines freiwilligen 
Todes?). Am 11. X. 1794 ins Pantheon aufgenommen. 

Schriften jur. Inhalt: Discours sur l’origine et les fondements de l’indgalit& parmi 
les hommes, Par. 1753. — Contrat social ou art du droit publique, Par. 1762. 
(Deutih in Rouſſeau's Tämmtlihen Werten von Ellifien, R. Große u. M., ar 
1854 ff. und von v. Raft, Berl. 1873.) — Lettres ecrites de la montagne, Ams 
1764. — Discours sur !’&conomie politique (Encyclopedie) (Oeuvres Vol. I. p. 245320) — 
Lettres sur la legislation des Corses und Consideration sur le gouvernement de Pologne, 
Par. 1772. — Oeuvres, &d. de Musset-Pathay, Par. 1823—1827. — Oeuvre et 
Correspondance inedites par Moulton, Par. 1861. 

Zit.: Musset-Pathay, Histoire de la vie et des ou de J. J. R., Par. 1821. - 
Kojegarten, Rouſſeau gegen Hobbe oder über dad Dogma der Souveränetät des Volles, 
zen 1832. — Broderhoff, 3. F R., fein Leben und feine Werte, Leipz. 1863—1874; 

erielbe im Neuen Plutarch Br. „ Leipz. 1877. — Schloſſer, Geichichte des 18. ımd 
19. Jahrh., 5. Aufl. Heibelb. 1864; Bb. II. 437—457. — Bluntidhli, be Ing bes A 
Staatörecytd umd ber Politit, Münch. 1864, ©. 292--3%. — Moreau, R et lesi 
ug mer 1870. — Saint Marc Girardin, R. sa vie et ses ouvrages, 1875. — Morley, 

„ London 1873. — Desnoiresterres Voltaire et la societ& francai e, t. II 1874. — 
R. von Prof. Dr. Th. Vogt und Dr. v. Sallwürt, Langenfalza 1876—78. — Rotten- 
burg, Vom Begri des Staates, Leipz. 1878. — Noel, Voltaire. ..., Paris 1878. — 
Ritter, La famille de R., Genöve 1878. — Meylan, R. sa vie et ses oeuvres, Berne 
1878 (auch beutih). — Vuy, De l’origine des idees politiques de R., Genetve 1878. — 
Dieterih, Kant und R., Züb. 1878. — Schwarz, Rs Entwidelung zum pädagogiſchen 
Schriftiteller, Bajel 1879. — Jean Jacques Rousseau juge par les Genevois d’aujourd’hui, 
Genève Paris 1879 [Revue de droit international X. 470]. — Janet, II. 569 ss. — Les 
Centenaires de Voltaire et R., apergu bibliogr. par Mohr in H. — Bibliographie 
der Schweiz, 1879 Nr. 1, 2, 5 u. 1880 Nr. 3. eihmann. 


Nübenzuderftener it eine, auf die Fabrikation des, aus der Runtelrübe 
(beta eicla) gewonnenen Zuders gelegte indirefte Steuer, welche nach jehr verichie- 
denen Maßſtäben und Methoden erhoben wird. 

Die einfachjte Methode ift die mit 1. September 1841 im Deutfchen Zoll: 
vereine eingeführte, wonach die zur Zuderfabrifation verwendeten Rüben, bevor 
fie auf die Zerfleinerungsapparate gelangen, amtlich verwogen und jodann ver: 
ftenert werden. Die Steuer beträgt zur Zeit, nach dem Vereinsgeſetze vom 26. Juni 
1869 80 Pf. für den Gentner frischer, roher und 4 Mark 40 Pf. für einen Gentner 
getrodneter Rüben. 

In Dejterreich wird nad) dem Gejehe vom 18. Oft. 1865 die Steuer mit 
73 kr. Oeſterr. W. vom Doppelcentner frifcher und 3 fl. 65 kr. Oefterr. W. vom Toppel- 
centner getrodneter Rüben erhoben, bei Bemeffung der Steuerjchuldigteit (Pauichale) 
find jedoch bejondere Maßſtäbe ins Auge zu faffen. Es find hierbei maßgebend die 
Leiſtungsfähigkeit der Werfsvorrichtungen und die Zeitdauer bei deren Verwendung, 
ferner die Methoden der Rübenjaitgewinnung, wobei eine genaue fyabriffontrole — 
nebenhergebt. 

In Rußland beitand im Jahre 1848 eine Steuer von 60 Kopefen auf den 
Pud Rübenzuder, welche ähnlich, wie in Defterreich nach der Leiſtungsfähigleit der 
Fabrifeinrichtungen bemeffen wurde, indem unter amtlicher Aufficht und nach drei 
tägigem Durchichnitt feftgeitellt werden mußte, wie viel Berkowetz getwajchener und 
geköpfter Rüben die Maichinen verarbeiten fünnen. Außerdem ift das Land nad) 
der Zuderausbeute der Rüben in 3 Zonen eingetheilt. Zur Zeit beträgt die Steuer 
nach dem Gejege vom 10. Juli 1867 70 Kopefen für das Pud Zuder. 
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In Frankreich beſteht keine beſondere Rübenzuckerſteuer, da dort aller Zucker 
einer Verbrauchsſteuer unterworfen iſt, die folgendermaßen nach dem Geſetze vom 
11. Auguſt 1875 und ſonſtigen Vorſchriften normirt iſt: Für 100 Kilogramm 
Rohzucker jeden Urſprungs unter Nr. 13 der Skala der Pariſer Muſter-Typen wer— 
den erhoben 65,52 Fres. Don Type 13—20, 68,24 Fres., für weißes Zuckermehl 
70,20 Fres., für den in den Rübenzuderfabrifen und in den Franzöſiſchen Kolonien 
roffinirten Zuder 73,32 Fres., für den aus erichöpfter Melaffe durch Baryt und 
andere Prozeduren gewonnenen Zuder 26 Fred. Für die zur Deftillation nicht 
beitimmte Melaffe mit 50 %, Zudergehalt 19,34 Fres. und für Traubenzucker 
11,44 Free. 

In Belgien wurde durch Geſetz vom 4. April 1843 eine Rübenzuderjteuer 
eingetührt, welche nach der, auf Grund von Rübenjaftproben ermittelten, Robzuder: 
ausbeute berechnet wurde. Zur Zeit gelten die Beftimmungen des Gejeßes dom 
26. Mai 1856, durch welche das Berfahren nach dem eriterwähnten Gejeße wenig 
geändert wurde. Die Belgiichen Fabriken werden hiernach im jogenannten Abonnement 
beiteuert. Es wird die nach dem Ergebniß der denfimetrifchen Meffung berechnete Quan— 
tität Zuder gebucht und dem Fabrikanten zur Laft geichrieben. Die Steuer beträgt jeit 
1. Juli 1857 für 100 Kilogramm 39 Fres., für Kandis 61,50 Fres., für Melis 
oder weiße Lumpen 55,50 Fres. und 12,50 Fres. für Syrupe von Raffinaden (für 
Grport zur See). 

In Holland, wo die Zuderbeiteuerung jeit 1819 eingeführt worden war, 
beitand bis 1863 eine Steuer für raffinirten Zuder von 35 Gulden und für un— 
taffinirten von 22 Gulden für 100 Kilogramm, ohne Unterjchied wo derjelbe pro= 
duzirt worden war und welcher Qualität er angehörte. Seit dem Jahre 1864 
wurde zufolge des Eintritts Hollands in die internationale Zuderfonvention ein 
doppelter Steuermodus eingeführt, deffen Wahl im Belieben des Fabrifanten Liegt. 
Die eine Beitenerungsart beiteht in der fortwährenden fteueramtlichen Betriebsaufficht 
der Fabriken und der Beiteuerung des während deflen gewonnenen Produktes. Die 
andere, in der Regel zur Anwendung kommende, Beitenerungsart ift ähnlich wie in 
Belgien das jogenannte Abonnement-Syitem. Hiernach wird die Steuerleiftung nach 
dem amtlichen Befunde einer auf 15% C. erwärmten Saftprobe in der Weile vor- 
geichrieben, daß für jeden Grad der Dichtigfeit und jeden Hektoliter eine Rohzucker— 
Ausbeute von 1635 Gramm angenommen wird. Diejes von der Steuerbehörde 
angenommene Quantum unterliegt jodann dem nämlichen Steuerfabe, welchem aus— 
ländiicher Rüben- und Rohzucker bei der Einfuhr unterworfen ift. Durch das Ge— 
ie vom 2. Juli 1865 wurden 100 Pfund trodener, weißer Brotzuder mit 27 Gul— 
den Steuer belegt. Anderer Zuder wird aber nach Gattung und Güte folgender- 
maßen beiteuert: Raffinirter und diefem gleichgeftellter a) Melis-, Lumpen-, Puder-, 
ſtörner⸗Zucker über Java Nr. 20 im Rendement-Verhältnig 1,00 mit 27 Gulden. 
b) Kandis im Verhältniß 1,07 mit 28,80 Gulden. Nach dem Geſetz vom 14. März 
1867 aber beträgt die Steuer von Rohzuder pro 100 Pfund I. Klaſſe 25,38 Gul- 
den, I. Klaſſe 23,76 Gulden, III. Klaſſe 21,60 Gulden, IV. Klaſſe 18,09 Gul— 
den. Mehr ala I. Klaſſe zahlt 25,92 Gulden Steuer. Bajtardzuder zahlt nach 
derielben Klaſſe wie Rohzucker; Melado- und Traubenzuder aber im Verhältniß von 
0,67 für 100 Pfund 18,09 Gulden. 

In Italien ift die Beiteuerung des Rübenzuckers durch ein Dekret vom 
2. Juni 1877 eingeführt, wonach für 100 Kilogramm rohen oder raffinirten Zuder 
21 Lire 15 Gentes Steuer erhoben werden, wenn bderjelbe in den einheimiſchen 
Zuderfabrifen oder inländifchen Raffinereien zum PVerbrauche in Italien erzeugt 
worden ift. Die Fabriken ftehen wegen Feititellung der Produktion unter fort— 
währender jteueramtlicher Neberwachung. 

In Dänemark wird für jedes Pfund Zuder, der im Inland fabrizirt wurde, 
nach zwei Abitufungen die Steuer erhoben, und zwar wenn derjelbe dunkler ift ala 
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Nr. 19 der Holländiichen Standard unter Abzug von 8 %, für 50 Silogramm 
9 Mark 80 Pi. und für Zuder, welcher dem Holl. Stand. Nr. 19 entipricht oder 
Bellen it, jowie für Kandis und Brotzuder 11 Mark 20 Pi. 

In Schweden iſt durch ein Gejek von 1869 die Bejteuerung des Rüben- 
zuders, bei der VBorausjegung, daß 1 Gentner roher Rüben 6,25 Pfund Robzuder 
ergeben, derartig normirt, daß die Steuer dem Theilbetrag des jeweiligen Eingangs 
zolles gleichfommt und zwar 1879/82 5 und da an *, des Zolles. 

Außer der Rübenzuderjteuer wird in allen diejen "Bändern ein Eingangs— 
zoll für Zuder erhoben. In allen übrigen Staaten Guropa’s und in den 
Nordamerikanischen Bereinigten Staaten bejteht feine Rübenzuckerſteuer, Tondern 
nur Gingangszölle. 

Diejenigen Staaten, welche eine Rübenzuderjteuer oder eine innere Abgabe vom 
Zuder, wie frankreich, erheben, zahlen bei der Ausfuhr oder Niederlegung in zoll» 
amtlichen Niederlagen eine nach der Höhe der Steuer bemeilene Steuerver- 
gütung, welche in der Regel nach der Art und Qualität des Zuders bemefjen ift. 

Welche Bedeutung der Rübenzuder als Gegenftand der Beſteuerung bat, iſt 
allgemein anerkannt, nicht weniger aber auch die Schwierigkeit, eine ganz zuverläffige 
Methode der Beiteuerung ausfindig zu machen. Das Beftreben durch internationale 
Verträge eine gleichmäßige Bejteuerungsart und eine Ausgleichung der durch die 
Ausfuhrvergütungen für die Staatäfafjen entitehenden Nachtheile herbeizuführen, bat 
noch zu feinem Rejultate geführt. Die zwiichen Frankreich, England, Belgien und 
Holland auf VBeranlaffung des zwiſchen den eritgenannten Staaten abgejchlofienen 
Dandelövertrages im Jahre 1865 vereinbarte und mit 1. Auguft 1865 auf 10 
Jahre ins Leben getretene internationale Zuderfonvention war der erite Verſuch, 
der jedoch deshalb miklang, weil die Methode zur Feititellung des Rende— 
ments der Zuderjorten, welche von Franzöſiſchen und Englischen Agenten in 
Köln in einer Mufterfabrif eingeführt worden war, nicht entiprach, weil außer 
dem durch die Einführung einer KHlaffifitation mit zu weit auseinandergehenden 
Unterjchieden nicht die richtige Qualität des Zuder® ermittelt werden fonnte 
und endlich, weil die Annahme der Farbennüance der Holländiichen Typen 
zu großen Zäufchungen Anlaß gab, indem die Fabrikanten jehr bald die bei- 
jeren Sorten dunkel zu färben unternahmen, um hierfür nur die niedere Steuerquote 
zahlen zu dürfen. Am 11. Auguft 1875 wurde zwiſchen den genannten Staaten 
eine neue Konvention auf 10 Jahre abgejchloffen, welche jedoch zur Zeit (Mitte 
1881) noch nicht ratifizirt und ins Leben getreten it. 

Bejonders durch zwei Grfindungen in der Rübenzuderfabrifation, von denen 
die eine das Dämoje- Verfahren, die andere dag von Scheibler erfumdene 
Elutions-Verfahren genannt wird, ift eine Reform der Zuckerbeſteuerung deshalb ver- 
anlaßt, weil die Fyabrifation, je nachdem fie ohne oder mit einer diefer Methoden 
arbeitet, jehr ungleich und ungerecht beſteuert erjcheint. 


Lit.: Hirth’3 Annalen 1873 und 1880. — dv. Auffeh, Die Zölle und Steuern des 
Deutichen Reiche, 1880. — v. Kaufmann, Die Zuder-Induftrie in ihrer wirthichaftlichen und 
jteuerfistaliichen Bebeutung für bie Staaten Europa's, Berlin 1878. v. Aufſeß. 


Rückbürge iſt derjenige, welcher dem Bürgen für ſein Rückforderungsrecht gegen 
den Hauptſchuldner Sicherheit leijtet (l. 4 pr. D. de fidej. 46, 1; $ 201 I. 14 
ALR.). Für einen R. ift daher Gläubiger und mit allen Rechten eines ſoichen verfehen 
der (erſte oder Haupt-) Bürge, Hauptſchuldner aber eben derſelbe, welcher es in der 
Prinzipalobligation iſt, nur nicht bezüglich ſeiner Prinzipal-, ſondern bezüglich ſeiner 
Regreßſchuld. Der R. hat wie die Pflichten, jo auch die Rechte eines Bürgen über- 
haupt (j. d. Art. Bürgjchaft und 88 380—384 I. 14 ALR.), insbeſondere 
auch die NRechtswohlthat der Vorausklage und der Klagenabtretung. ine inter— 
eflante Anwendung der leßteren in den Entich. des OApp.Ger. zu Noftod, heraus» 


a 
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gegeben von Budde u. Schmidt, Bd. VI. 1868 ©. 175— 177. Ueber den 
Wegfall diejes Rechts vgl. Striethorft, Arch. Bd. XCIV. ©. 160 ff. Ed. 


Rückfall. R. im weiteren Sinne ift Verübung eines Verbrechens von Seiten 
eines bereits einmal wegen eines Verbrechens rechtskräftig Verurtheilten. In diefem 
Sinn ſpricht man oft in der Verbrecherftatiftit von der Prozentzahl der Rücdfälligen ; 
ipegiell in der Gefängnißftatiftit unter der Vorausſetzung einer bereit3 verbüßten 
Freiheitsſtrafe, jo daß aljo ein rüdfälliger Sträfling derjenige ift, welcher bereits 
einmal in Strafhaft war, rüdjälliger Zuchthausfträfling, der fchon einmal Zucht: 
hausſtrafe verbüßte c. — Dem R. im weiteren Sinne will in neuefter Zeit in 
Deutichland (anders in Frankreich, Belgien, Italien) faum Jemand (Friedlän- 
der?) ftrafichärfende Wirkung beilegen. Häufiger verlangt man, daß der R. im eigent- 
lichen Sinne zum Straffchärfungsgrund gemacht werde (jo namentlich v. Wächter, 
Berner, Hälſchner und Olshauſen; ſ. dagegen John, Hellweg, v. Ste- 
mann, H. Meyer, Shüße, Merkel, v. Schwarze, und ſchon früher Bau— 
meijter, Köftlin, Mittermaier, Brauer, Geib u. N.). Dabei iſt man 
nicht einig darüber, ob R. in diefem eigentlichen Sinne vorliegen joll, wenn die bei- 
den fraglichen Verbrechen gleihartig find oder blos dann, wenn beide unter den— 
jelben Verbrechensbegriff fallen. Weiterhin herricht dann Streit darüber, welche 
Verbrechen gleichartig jeien. Man kann Hierbei die Rückſicht auf die Gleichartigkeit 
der Motive (‚‚Triebjedern‘‘) nicht außer Acht laſſen, verliert damit aber den feiten 
Boden unter den Füßen. Wie immer man aber den Begriff faßt, jo läßt fich doc 
nicht leugnen, daß Strafichärfung wegen R. im Allgemeinen weder gemeinrechtlich 
zu begründen, noch der Gerechtigkeit entiprechend it. Die Wiederholung ift vom 
R. nicht durch eine jolche Kluft geichieden, daß, während bei jener jog. juriſtiſche 
ſtumulation am Platz iſt (ſ. TH. I. ©. 739), beim R. dagegen noch über die ein- 
fache Addition hinauszugehen wäre. Selbſt die Verbüßung einer ſchweren Freiheits- 
ftrafe wirkt mur zu oft jogar wie ein Milderungsgrund beim R. Moralifches Sinten, 
Willensichwäche, Schwierigkeit ehrlichen Forttommens find ihre Folgen und führen 
zum R. — Das Dejterr. StrafGB. fieht im Allgemeinen im R. im eigentlichen 
Einne (‚wenn der Berbrecher jchon wegen eines gleichen Verbrechens gejtraft wor— 
den“) blos einen Straferhöhungsgrund, macht ihn dagegen beim Diebjtahl und bei 
ſehr vielen Webertretungen zum Straffchärfungsgrund. — Das Deutſche Straf®B. 
fennt den R. nur ala bejonderen Strafichärfungsgrund bei Diebftahl, Raub (und 
diefem gleich zu ftrafenden Verbrechen) und Hehlerei. Es nimmt dabei R. nur an, 
wenn die frühere Strafe verbüßt oder (was infonjequent it!) erlaffen wurde. Im 
Bejonderen ift zu untericheiden: I. Diebitahl im wiederholten 8. Werim . 
Inland ala Dieb, Räuber oder gleich einem Räuber (f. die $$ 252, 255) oder ala 
Hehler beſtraft worden ift, darauf abermals eine diefer Handlungen begangen hat 
und wegen derjelben bejtraft worden it, wird, wenn er einen einfachen Diebitahl 
begeht, mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren (bei mildernden Umftänden mit Gefäng: 
niß nicht unter 3 Monaten), wenn er einen jchweren Diebjtahl begeht, mit Zucht- 
haus nicht unter 2 Jahren (bei mildernden Umftänden nicht unter 1 Jahr) be- 
ſtraft. Wichtigite Streitfragen: 1) Was ift Hier unter Inland zu veritehen? 
Richtig die Herrjchende Anficht: Jedes Gebiet, welches jet zum Deutichen Reich 
gehört, wenn es auch zur Zeit der Vorbeftrafung für den Staat, in welchem 
jet der R. bejtrait werden Toll, Ausland war (anderer Meinung: Harburger). 
2) Muß die Vorbejtrafung eine gerichtliche fein? Nein; e8 genügt auch eine polizei— 
liche (jo namentlich der Württ. Kaflationshof, Oppenhoif, Merkel, Schüße, 
Dlshaujen, Halſchner). 3) Die Frage, wer im Sinne des Geſetzes „ala Dieb, 
Räuber ıc. beftraft‘' gilt, ift dahin zu beantworten, daß hierfür die Begriffsbejtimmung, 
welche das Deutiche StrafGB. giebt, allein maßgebend fein kann (fo gegen die herrichende 
Praris und Doktrin mit Recht v. Stemann und Merkel). 4) Auch Vorbeſtra— 
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fung wegen Verſuchs oder Theilnahme, und im wiederholten R. begangener blohe 
Derfuch eines Diebitahls ıc., nicht blos die Thäterichaft, begründet die Qualifikation 
(anderer Meinung: Schütze, dv. Stemann? vgl. Reichögerichtserf. v. 3. Mai und 
23. Sept. 1880 [Rechtipr. I. ©. 716 ff. I. ©. 243 ff.]). — Rüdfalläftrafe tritt nicht ein, 
wenn jeit der Verbüßung oder dem Erlaf der letzten Strafe (der zwiſchen der 
eriten und zweiten Strafe liegende Zeitraum ift gleichgültig) bis zur Begehung de 
neuen Diebitahls 10 Jahre verflojfen find (ſog. Rückfallsverjährung, val. 
Reichögerichtserf. v. 4. März und 29. Mai 1880 [Rechtipr. I. ©. 425 ff., 833 fi.]). — 
II. Der Raub ift duch R. qualifizirt (Strafe: Zuchthaus nicht unter 5 Jahren, 
bei mildernden Umſtänden Gefängniß nicht unter 1 Jahr), wenn der Räuber bereits 
einmal ala Räuber oder gleich einem Räuber im Inland beitraft worden ift. Der 
Erlaß ſteht natürlich auch Hier der Strafe gleih. Im Mebrigen gilt alles zul. 
Ausgeführte analog hier wie in den folgenden Fällen. — II. Diebſtahl fomie 
Erprejfung mit Gewalt oder gefährlicher Drohung gegen eine Perfon ($$ 252 
u. 255) find auch betreffs des R. dem Raube gleich zu behandeln. — IV. Heb: 
lerei im zweiten-R., ganz analog dem Diebjtahl im zweiten R. Strafe: Wenn 
die Hehlerei fich auf jchiweren Diebitahl, Raub oder ein dem Raub gleich zu be 
jtrafendes Verbrechen bezieht, Zuchthaus nicht unter 2 Jahren, bei mildernden Im: 
jtänden Gefängniß nicht unter 3 Monaten. — Ein Hauptfehler aller diefer Beſtim— 
mungen it, daß das Geſetz fich nicht mit einer bloßen Erhöhung des Marimums 
der ordentlichen Strafe — re des N. aut Stuaffärfung) begnügt hat. 

Gijab.: Preußen a 202 N ae 19, 240, 267, 269, 336. — Defter: 
reich SS 44 lit. c., 176 Arte — 33 321, 323, 324, 3%, 3%, 
331, 348, 350-353, 36 Au 388 '399, 401, 406, 414, 415, 418, 420-429, 428, 
430, 436, 438, 441, 445, a, 469, 472, 478, 482, "498, 514, 515, 517, 518, 521,54. — 
Deutiches Straf GB. RR 244, 245, 250 3.5, 252, 255, 261. — Code pönal art. 56 (ab: 
eänbert durch art. 34 des Gejepes vom 28, April 1832), 57, 58 (art. 57 u. > — 


ur das Geſetz vom 13. Mai 1868), 474, 478 (abgeändert durch art. 99 des Geſehes von 
832), 482, ß —— pénal belge art. 54-57, 554, 558, 562, 564, SE — Bat. noch 
die $$ 13, 37 40 Abi. 2 3. 2, 70, 114, 122 des Deutichen MilitärStrafß. — 


In den Deutſ =, St: — u. den nd Sr Hgg te 
finden fich eine geh e Zahl Be —— über den R. — Defterr. Entwurf I. 88 223 3.8 
und 4, 265, I. 5 ‚ 272, 278, 423 Abi. 2 

git.: sh, 101 1 ff. — Sheurlen, N. A. XL — Mittermaier, 
ebenda XIV. — Abe n — 1834. — Baumeifter, Bemerkungen 1847, S. 72. — 
Köftlin, Syitem, ©. 621 f.— Brauer, Gerichtäfaal 1859 ; Hellweg, ebenda 1870; v. Ste⸗ 
mann, ebenda 1871; Taube, ebenda 1872 (Sufammenftell, Lit. d. Deutichen Straf6B.); 
Ortloff, ebenda 1873 und in Stenglein’3 Zeitihr. I. — Meves, Allgem. Deutice 
— — er ©. 120 ff. — Brusa, Studi sulla recidiva, —— 1866. — Berner, 
Grundſ., zff; Derſelbe, Kritik des Nordd. Entwurfes, ©. 30 ff. — 2 
Beitr,, Au —* ff. — Friebländer, Der R. im —— Seiten Recht, I. 1872 
Ro). 7 ——— in v. Holpenborff' & Danbb. II. 559 ff.; ©. 686 ff., 749; 

if 9 fi. — K. Olivecrona, Des causes gr. la ide etc. (aus dem 

Schwebiichen —8— von J. K. Kramer), 1873. — Olshauſen, Der ra der Tor: 
beftrafungen auf jpäter m are fommenbe Strafthaten, 1876 ©. 14 f., 2. — 
Binding, Grumb — ilienthal, oe zur Lehre von den Kollektiv: 
delikten, 1879 ©. 9 11 — — Der ftrafrechtliche egriff Inland u. f. w., 1878, 
beſonders ©. 20 5 3 ff. Bye 


Rüdkaufshandel. Die den Piandleihen (ſ. diefen Art.) mach den 
Landesgejegen auferlegten Beichränfungen ließen in der Verabredung eines auf eine 
furze Zeit beichräntten Rückkaufsrechtes (ſ. diefen Art.) bei Feſtſetzung eines er⸗ 
höhten Rüdkaufszinfes den gewerbsmäßigen R. entitehen. Derjelbe befand fich gegen 
die Piandleihe im Vortheil, weil er überhaupt feiner Genehmigung bedurfte, oder 
einer Entziehung ausgejeßt war (Preuß. Gew.O. vom 17. Januar 1845; Deutiche 
Gew.D. vom 21. Juni 1869 $ 35), feinen Zinsbeichränfungen unterlag und von dem 
Piandverfauf befreit war. Für die meiſtens fleine Werthe betreffenden Geſchäfte 
fonnte in $ 321 TH. I. Tit. 11 Allg. ER., namentlich jeitdem die Zinsbejchräntungen 
gejeßlich aufgehoben waren, fein Schuß gefunden werden; ebenjowenig wie in Oeſter⸗ 
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reich in 5 916 des BGB., obwol dort nach $ 1070 der Vorbehalt des Wider— 
faufes nur bei unbeweglichen Sachen ftatthaft ift. Im Deutſchen Reich griff zuerſt 
$ 360 Nr. 12 des StrafGB. ein, indem der Rückkaufshändler mit Gelditrafe bis 
150 Mark oder mit Haft bedroht wurde, wenn er den über den R. erlafjenen An— 
ordnnungen zumwiderhandelt. Es fehlte aber an den gleichen Anordnungen. 

Die Novelle zur Gew.O. vom 23. Juli 1879 machte in $ 34 für 
dad Piandleihgewerbe eine vorgängige Erlaubniß erforderlich und beftimmt weiter: 
„As Piandleihgewerbe gilt auch der gewerbsmäßige Ankauf beweglicher Sachen 
mit Gewährung des Rückkaufsrechtes.“ Es ift dies ein Fall der gejeglichen Fiktion 
(f. Diefen Art.). In Fortführung defjen ift in $ 38 beftimmt: „Soweit e8 fi) um 
dieſen Geichäftsbetrieb (R.) handelt, gilt die Zahlung des Kaufpreifes ala Hingabe 
des Darlehns, der Unterjchied zwijchen dem Kaufpreife und dem verabredeten Rüde 
faufspreife alö bedungene Vergütung für das Darlehn, und die Uebergabe der Sache 
ala Verpfändung derjelben.” Die Folge hiervon ift, daß es im Gebiet der Deutichen 
Gew.D. einen R., d. h. gewerbsmäßigen Betrieb des Rückkaufes, nicht mehr giebt; das 
einzelne Geſchäft diejes Gewerbebetrieb ift ala Piandleihe zu behandeln, jodaß ein 
Piandverfauf der in Rücklauf gegebenen Sache nach den Beitimmungen des landes— 
geielichen Piandleih = Reglements erfolgen muß. Das Preußijche Gejeh vom 
17. März 1881, betreffend das Piandleihgewerbe, umfaßt Pjandleihe und R. Bes 
achtenswerth bleibt, daß die Fiktion des R. als Piandleihe nur im gewerbs— 
mäßigen Betrieb gilt; da die Feititellung der Gewerbsmäßigkeit im Thatſächlichen 
liegt, jo ift im Voraus nicht abzujehen ob ein Rückkaufsvertrag als Pfandgeſchäft 
gelten wird oder nicht. Betreffend die Verhältniſſe in Oeſterreich iſt in den Juriſti— 
ſchen Blättern von Burian und Johanny 1880 Nr. 52 eine gute — gegeben. 

eyßner. 

Rückkaufsrecht iſt die Berechtigung des Verkäufers, den Wiederverkauf der 
Sache von dem Käufer zu verlangen. Aber auch der Verkäufer kann verpflichtet 
werden, den Gegenſtand von dem Käufer wieder zurückzukaufen. Beide Verbind— 
lichkeiten, für deren erſtere die Vermuthung gilt, treten durch beſonderen Vertrag 
(pactum de retrovendendo und retroemendo) ein, welcher beſonders häufig als Neben— 
geding zu einem an ſich vollkommen gültigen Kauf hinzutritt. Aber auch durch 
Legat kann ein R. mit feſtgeſetztem Preis zu Gunſten einer beſtimmten Perſon be— 
ſtellt werden (1. 49 88 8, 9 D. de leg. 1, 30). Unrichtig iſt es, wenn Göp— 
pert (Krit. V. J. Schr. XIV. ©. 207) im Anſchluß an Degenkolb (Begriff 
des Vorvertrages, ©. 22 ff.) das pact. de retrovendendo als pact. displicentiae auf- 
jaßt. Der Urfprung der R. aus Röm. Rechtöquellen ift zweifelhaft und höchſtens 
für das p. d. retrovendendo anzunehmen. Größer ift feine Bedeutung im älteren 
Deutichen Rechte, wo es zur Umgehung der fanonifchen Zinäverbote ein Kredit— 
geichäft verbedte und ein MWiedereinlöfungsrecht‘ mit dinglicher Klage gab (ſ. den 
Art. Piandleihen). Seine Ausbildung verdankt das Inſtitut des R. der gemein- 
rechtlichen Praris. 

Heutzutage haben die gedachten Verträge nur obligatorische Wirkungen und 
unterfcheiden fich gerade dadurch von dem in 1. 7°C. 5, 54 erwähnten Vertrag. 

Das R. ift höchitperfönlich und geht auch nur bei ausdrüdlicher Beitimmung 
auf die Erben über (Seuffert, Arch. VII. 181); es tft in der Regel feiner Aus— 
übung nach an eine bejtimmte Friſt gebunden. Iſt eine folche nicht vereinbart, jo 
erflären Einige (bei Glüd, XVI. ©. 206 ff.) — und dies jtimmt auch mit der 
Auffaffung des Deutichen Rechte überein — das R. für unverjährbar. Andere lafjen 
dreißigjährige Berjährung vom Abjchluß an gerechnet zu (Windſcheid, $ 388, 
$ 107 Anm. 5, 9), während noch Andere den Anfangspunkt derjelben an die nicht 
befriedigte Ansübungserflärung des Berechtigten fnüpfen (Sintenis,$116 Anm. 233). 
Iſt der Preis, um welchen das R. geltend gemacht werden joll, nicht im Voraus 
jeſtgeſetzt, ſo gilt nach der Herrichenden Anficht der Preis des früheren Kaufes, wäh- 
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rend Andere (Sintenis) als jolhen den gegenwärtigen Tarwerth annehmen. Die 
Sache wird in dem Zuftande zur Zeit des Wiederkauſs mit allem Zubehör und den 
hängenden Früchten herausgegeben, doch herrſcht über die Anrechnung von Verbeſſe— 
rungen und über die Haftung für Berfchlechterungen Streit (Glüd, a. a. O. 
©. 221 ff). Die Beflimmung, daß das R. nicht zur Verdeckung wucherlicher Ge 
ichäfte gebraucht werben foll, ift durch das RGeſ. vom 14. Nov. 1867 außer An 
wendung gefommen; vgl. jedoch das RGeſ., betr. den Wucher, v. 24. Mai 1880 
(ſ. den Art. Wuchergeſetze), jowie die Beitimmungen der Novelle zur RGew.O. 
im Art. Pfandleihen. 

Unter den Partifulargefeßbüchern enticheivet der Cod. Max. Bav. die gemein 
rechtlichen Streitfragen in der Art, daß ala Preis der uriprüngliche gilt, dem Käufer 
die Verwendungen erjeßt werden müſſen und das R. unverjährbar iſt. Das Defterr. 
BGB. beichränkt das R. auf unbewegliche Güter und auf die Lebenszeit des Be 
rechtigten ; es ift umdererblich und unübertragbar. Von der einen Seite wird der 
uriprüngliche Preis ohne Zinjen, von der andern das Grundftüd in nicht verichlim- 
mertem Zuftande ohne die gezogenen Nubungen herausgegeben, und Berbefjerungen 
werden nach den Regeln des redlichen Befites erſetzt. Das Preuß. Allg. ER. lehnt 
fih bei dem R. mehr an die Deutjcherechtlichen Beitimmungen an. Als Preis gilt 
der urfprünglich erhaltene; gewöhnliche Abnutzungen der Sache werben nicht ver- 
treten, wegen Verſchlechterungen haftet der Wiederverkäufer für mäßiges Verſehen, 
wegen Verbeſſerungen im Allgemeinen als redlicher Beſitzer. Die Koſten des Rüd- 
faufs treffen den Berechtigten. Das R. ift höchſt perfönlich, doch können auf 
Wiederkauf verãußerte Pertinenzen auch von einem dritten Erwerber eingelöſt und 
überhaupt ein Vorbehalt zu Gunſten der Erben gemacht werden, ſonſt erliſcht es 
mit dem Tode. MWiederfäuflich veräußerte Zinjen und Renten tönnen von dem 
Verkäufer abgelöft werden. Nach dem Code civil ift die facult6 de rachat ein 
dem Verkäufer auf Widerruf des Bertrages gemwährtes Necht gegen Rückerſatz der 
eınpfangenen Leiftungen, welches nur innerhalb fünf Jahre von Abichluß des Ver 
trages an ausgeübt werden kann; e8 gelten alle Grundjäbe der Rejolutivbedingungen, 
und es Liegt jomit eine Verwechjelung des R. mit den Beitimmungen der 1.7 C. 
4, 54 vor. Das Sächſ. BGB. beichräntt das R. bei Immobilien auf 10, be 
Mobilien auf 1 Jahr. 

Mit dem R. ift das Näher- und Vorkaufsrecht nicht zu verwechſeln. 

Quellen: 1. 12 D. 19, 5. — 14.2 0. De — Codex Max. Bav. IV. 4 $ 15. — 
Oeſterr. BEB. 88 idos idi. — Allg. ER. I 11 $$ 296 -380. — Code civil art. 1659— 
1673. — Säd. BB. gs 1180 ff. 

Lit.: Don den Lehrbüchern bef. Sintenis, IL. ©. 537—639. — Glüd, 2b. XV 
©. 206 fi. — Plathner, Der Wiederkauf, eine deuticherechtägeichichtliche Abhandlung in der 
Zeitichr. für Nechtägeichichte, Bd. IV. ©. 123 ff. ſtayſer. 


Rücktritt vom Vertrage im weiteſten Sinne des Worts nennt man jede 
von einem Kontrahenten ausgehende Wiederaufhebung eines Vertrages oder ſeiner 
Wirkungen. Diejelbe fommt aus jehr verjchiedenen Gründen und in jehr verichie 
denen Geftalten vor. Sie kann ala Geltendmachung der Nichtigkeit oder ala An 
fechtung erjcheinen. Sie kann auch bei gültigen Verträgen eintreten kraft Weber: 
eintommens der Parteien (mutuus dissensus) oder fraft bejondern, einer Partei ein 
geräumten Rechts (Reuerechts), und diejes Recht kann wieder gejeglich oder vertrag* 
mäßig begründet, von thatjächlichen Vorausſetzungen oder vom bloßen Belieben der 
Partei abhängig gemacht, endlich mit der Kraft einer Reſolutivbedingung oder mit 
einer blos obligatoriſchen Wirkung ausgeſtattet ſein. Die Abgrenzung der einzelnen 
Gruppen insbejondere zwiichen den Fällen der Anfechtung und des Neuerechts iſt 
vielfach ftreitig (vgl. Wendt, Reuerecht und Gebundenheit, Heft 2 Erl. 1879, 
S. 1 ff.). Jedenfalls aber jpricht man vorzugsweife und im engeren Sinne von 
R. in den letzterwähnten Fällen, wo einer Partei ein bejonderes Recht darauf zu 
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fteht. Daher find die wichtigiten diefer Fälle Hier zufammenzuftellen, obwol die 
in jedem eintretenden Wirkungen durchaus nicht gleichartig und nicht auf gemein- 
ame Regeln zurüdzuführen find. 

Gejeglich hat das Recht zum R. wegen bloßer Willensänderung jede Partei 
bei Mandat und Societaß (f. diefe Art.), ferner der Verkäufer wegen laesio 
enormis (ſ. diefen Art.), der Käufer wegen beimlicher Mängel der Sache (ſ. die 
Art. Kauf und Wandlungsklage), ebenjo unter bejtimmten Vorausſetzungen 
der Vermiether und der Miether (f. den Art. Miethe), der Schenfer wegen Un— 
danks des Beichenkten (f. den Art. Schenkung), endlich jeder, der ohne Rechts— 
grund eine Leiftung gemacht und dadurch den Empfänger bereichert hat (ſ. darüber 
Wendt, Reuerecht und Gebundenheit, Heft 1 Erl. 1878). Nah Windjcheid’s 
Lehre ſoll der R. in den meiften diefer Fälle auf die „ermangelnde Borausjegung“ 
zurüdzuführen und diefe überhaupt ala Grund zum R. anzuerkennen fein. Jedoch 
ericheint dieje Lehre ald dem Röm. Recht nicht entiprechend. Abweichend von diejem 
hat jedoch das Preuß. Allg. ER. I. 5 SS 377— 384 ein Recht zum R. „wegen 
veränderter Umftände“ eingeführt (vgl. darüber Dernburg, I. $ 100). Nach Ge- 
meinem Recht ift auch Nichterfüllung des Vertrages von Seiten des Gegners fein 
allgemeiner Grund zum R.; das Preuß. Recht dagegen giebt bei Berträgen, deren 
Hauptgegenitand Handlungen find, dem auf dieje leteren Berechtigten die Befugniß 
zum R. aus dem Grunde, daß der Gegner jene nicht gehörig geleiftet habe oder 
leiften könne (Allg. ER. I. 5 88 480 ff. und dazu Dernburg, II. $ 26), außer: 
dem auch noch ähnliche, bejonders geregelie Rechte bei einzelnen Verträgen, wie 
Werfverdingung, Gefindemiethe u. j. w. Noch weiter gehend bejtimmt der code 
eivil art. 1194, daß bei allen zweijeitigen Verträgen wegen Nichterfüllung durch 
den einen Theil der andere die Wahl hat, Erfüllung zu beanfpruchen oder vom Ver— 
trage zurüdzutreten und Schadenserfag zu verlangen. Nach diefem Vorgang hat 
auch das HGB. beim Kauf jedem Theil wegen Verzugs des andern das Recht ein- 
geräumt, zwifchen drei Wegen zu wählen, insbejondere auch vom Bertrage abzugehen, 
gleich ala ob derſelbe nicht gefchloffen wäre (Art. 354 — 359). Ueber R. beim 
rachtvertrage ſ. Art. 394. Endlich ijt auch wegen Konkurjes, in den der Miether 
oder Pächter verfällt, wenn die Mebergabe der Sache noch nicht erfolgt war, dem 
andern Theil ein Recht zum R. gewährt (KO. $ 18). — BVertragsmäßig kann einer 
Partei der R. aus jedem beliebigen Grunde vorbehalten werden. Hauptbeiſpiele 
bilden das pactum displicentiae, die addictio in diem und die lex 
commissoria. Ueber die leßteren beiden vgl. die betreffenden Art. Durch das 
pactum displicentiae (befjer poenitentiae, Reuevertrag) wird einer Partei der R. 
aus reinem Belieben geftattet, und zwar im Zweifel derart, daß die Erklärung 
defielben auf das Geſchäft wie eine erfüllte Refolutivbedingung wirken joll (1. 8 D. 
d. ec. E. 18, 1; 1. 6 D. resc. vend. 18, 5). Danach erlijcht mit dem R. das 
aus dem DBertrage entiprungene Rechtöverhältniß von jelbit und mit ihm alle auf 
Grund defielben über die Sache getroffenen Berfügungen mit Ausnahme derjenigen, 
welche von dem Zurüdtretenden jelbft herrühren, weil für diejen feine Gebundenheit 
zum R. beitand (l. 3 D. quib. mod. pign. 20, 6; vgl. Windjcheid, Lehrb. II. 
$ 323, 9. 6; anders Karlowa, Rechtögeichäft, S. 99). Auch eine Rückwirkung 
tritt infofern ein, als die Nutungen der Zwifchenzeit dem Rüdfallaberechtigten heraus 
gegeben werden müflen (1. 4 $ 4; 1. 6 pr. D. de in diem add. 18, 2). Eine 
Frift zur Erklärung des R. ift geſetzlich nicht beftimmt, denn 1. 831 $ 22 D. de 
aed. ed. 21, 1 jet eine vertragamäßige Bezugnahme auf das Edikt voraus; fie 
fann vom Richter frei bemefjen werden (Seuffert, Archiv XXVIII. Nr. 131). Der 
Reuevertrag kommt zwar in den Quellen nur beim Kauf vor, wo er, wenn zu 
Gunſten des Käufers vereinbart, mit dem Probefauf (j. diefen Art.) zufammen- 
fällt (vgl. auch Fitting in Goldſchmidt's Zeitichr. F. d. gef. H.R. V.©.113). Er 
fann aber auch anderen Kontraften beigefügt werden. Desgleichen ift es möglich, 
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daß jein Inhalt nur auf Begründung einer Obligation zur Rüdleiftung des Empian- 
genen gerichtet werde. Das Preuß. Allg. ER. I. 11 88 331, 332 behandelt eben— 
falls den Vorbehalt des Rechts, binnen einer gewiffen Zeit vom Kaufe wieder ab- 
zugeben, ala eine auflöjende Bedingung, wendet aber, wenn die Sache übergeben 
und das Kaufgeld bezahlt ift, die Regeln vom MWiederfaufe an. (Bol. Föriter, 
Theorie und Praris, II. $ 126, Nr. 4.) Ed. 


Nüdverfiherung (reassurance, re-insurance) ift ein Verjicherungs- 
vertrag (j. diefen Art.), inhaltlich deffen Jemand, der ala Berficherer einen Aſſe 
furanzvertrag (im Verhältniß zur R. nun „VBorverficherung“ oder „Hauptverſiche⸗ 
rung“ genannt) abgefchloffen hat oder abjchließen will, das dadurch übernommene 
oder zu übernehmende Riſiko ganz oder theilweife auf einen anderen Berficherer 
(Reafjecuradeur) überwälzt, indem er fich gegen die Gefahr, auf Grumd des Bar 
ficherungävertrags eine WVerficherungsfumme zahlen zu müflen, jeinerjeits (ala R. 
Nehmer) bei einem Berficherer (Rücdverficherer, R.anftalt) verfichert. 

Die Gefahr, welche den Gegenjtand der R. bildet, beiteht in dem vertrags 
mäßig übernommenen oder zu übernehmenden Riſiko, eine Schadenserſatzſumme als 
BVerficherer zahlen zu müflen: für den Fall des Eintritt diefer Gefahr dedt fid 
der im PVorverficherungdvertrage ala Verſicherer fungirende R.nehmer durch den 
R.vertrag, welchen er entweder mit einer R.anftalt bejonderer Art oder mit einer 
oder mehreren der gewöhnlichen Berficherungsgejellichaiten derjenigen Branche, welcher 
der R.nehmer ald BVBorverficherer angehört, abzufchließen pflegt; jo verfichern fich 
See=, Teuer und Lebenäverficherungagejellichaften gegen die von ihnen übernommenen 
Gejahren theila bei bejonderen R.anftalten, theila (und zwar häufiger) bei den ge 
wöhnlichen Berficherungsgejellichaften ihres Gejchäftszweiges; es kann auch die durd 
R. übernommene Gefahr ſelbſt Gegenjtand einer neuen R. jein. (Ueber die Geſchichte 
diefer R. j. Mafius a a. D., ©. 7—8; Saski a. a. O. ©. 32.) Dielen 
R.vertrag (im echten und eigentlichen Sinne) fchließt demmach ein Verficherer 
als R.nehmer ab; im uneigentlidhen Sinne wird auch zum R.vertrag ein Ber 
ficherungävertrag, durch welchen fich ein Verficherter (der am Vorverficherungsvertrag: 
ala Berficherungänehmer oder ala Verficherter Beteiligte) ala (Rüd)-Berficherung® 
nehmer gegen die Gefahr ſchützt, es könne der Verficherer infolvent und demnach die 
(Vor⸗ ) Verſicherungsſumme nicht bezahlt werden (ſ. Preuß. LR. II. 8 $ 2011); in 
einem anderen Sinne wird das Wort R. mitunter gebraucht, infofen Unfall: 
dverjicherung damit gemeint wird, dann nämlich, wenn der für den Erfah eines durch 
Unfall eingetretenen Schadens gejelich Haftende fich durch eine Verficherung (Unfall- oder 
Haftpflichtverficherung) gegen den Schaden dedt, dem er durch die geſetzliche Uniall- 
haftung ausgeſetzt iſt; eine derartige Verficherung ift aber ebenfalls feine R., weil 
bier das Riſiko bzw. der Schaden nicht in Folge eines Verſicherungsvertrages, 
jondern auf Grund gejeßlicher Beitimmung auf dem Verficherungänehmer haftet. Zur 
(echten) R. wird vorauägejeßt, daß Durch eine Vorverjiherung eine Gefahr 
übernommen wurde oder beabfichtigtermaßen noch übernommen werden wird, letzteres — 
eine bedingte R. — injofern die Uebernahme einer R. auch dann zuläffig ift, wenn die 
Gefahr, welche der R.nehmer im BVBerficherungsvertrage übernehmen joll, noch nict 
vorhanden ift, demnach ein erſt beabfichtigtes Verficherungsrifito reaffefurirt werden 
ſoll (j. Erf. bei Busch, Arch. Bd. XI. a. a. O.); in Fällen der lehteren Art it 
die Anzeige, daß der Vorverficherungävertrag perfekt geworden jei, zur Wirkjamteit 
der R. im Zweifel nicht erforderlich, fondern e8 wird die bedingte R. zur unbedingten 
durch die Thatſache der Perfektion des VBorverficherungsvertrags (j. Erf. bei Build, 
Arh., a. a. O. und Goldſchmidt's Zeitichrift, Bd. XIII. ©. 512). Die 
juriftiihe Natur der R. ergiebt fich daraus, daß die R. ein jelbitändiger 
und gewöhnlicher Verficherungsvertrag ift, von den übrigen Verficherungäverträgen nur 
durch den Gegenftand, die eigenartige Gejahr verjchieden; das verficherte Intereſſe 
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itt das Intereſſe, welches der R.nehmer daran hat, dab er aus gewiſſen Verfiche- 
rungsverträgen nicht ala Berficherer (ungededt) zahlen müfle; die durch die R. er— 
möglichte Meberwälzung kann fich auf die ganze Gefahr oder auch nur auf einen 
Theil des bejtehenden Riſiko erjtreden; letzteres ift der Fall bei der ſog. „R. der 
Ercedenten“, d. 5. derjenigen Beträge der (Bor-)Verficherungsjumme, welche die 
Höhe der nach den Statuten der die R. nehmenden Verficherungsgefellichaft zuläffigen 
Verfiherungsbeträge überjchreiten (j. Entich. des ROHG. Bd. V. ©. 165—166). 
An der Gültigkeit der R. ift, inſofern nicht geſetzlich das Gegentheil ausgeiprochen 
it, wie früher in England (j. Goldſchmidt's Zeitichrift, Bd. IX. ©. 134, umd 
Zedlenborg a. a. D., ©. 51), nicht zu zweifeln. Der Inhalt der R.verträge 
ergiebt fich aus der Vereinbarung und, jofern diefe darüber jchweigt, aus dem In— 
halte der in Frage kommenden Borverficherungsverträge: im Zweifel ift Hinftchtlich 
Art und Umfang der Gefahr u. dgl. das Vertragsganze der (VBor-)Verficherung auch 
für die R. maßgebend; Hierbei muß zweierlei ins Auge gefaßt werden, einerjeits: 
die vom Vorverſicherungsvertrage abweichenden Feſtſetzungen der R., 3. B. Gefahr: 
oder Intereffeeinschränfungen in der R., find ohne Einfluß auf die Wirkung des 
Vorverficherungsvertrags; und ambdererjeitö ift eine willfürliche Art der Schadens 
regulirung, welche der VBorverficherte und der Rückverſicherte mit einander nach Eintritt 
des Borverficherungsfalles vereinbaren, ohne Belang für die Wirkſamkeit der R., inſofern 
fich die Pflicht des Rüdverficherers nach Demjenigen bemißt, was der Rüdverficherte dem 
Verficherten rechtlich zu zahlen Hat, und darüber hinausgehende Vergleiche jener Beiden, 
Liberalitäten u. dgl. den Rücdverficherer nicht binden (j. Malß a. a. O. ©. 514). 
Einfeitiger Rücktritt von der R. ift (auch nach dem Preuß. ER.) ausgeichloffen (ſ. Entich. 
des ROHG. Br. V. ©. 168). Das theilweife Erlöſchen des Vorverſicherungs— 
vertrags nach Abichluß der R. bewirkt ein verhältnigmäßiges Erlöfchen der R., 
wenn die letztere auf einen ideellen Antheil lautete; es bewirkt aber feine Endigung 
der R., wenn lebtere einen jejten Betrag der Schadenserjagfumme zum Intereſſe 
gemacht hatte und wenn durch die theilweife Endigung der Vorverficherung, d. i. 
durch die Reduktion des Vorverſicherungsintereſſe das Riſiko nicht unter die feſt— 
vereinbarte Rjumme Hinunter fintt; wäre Lebteres der Fall, jo würden mit der 
Minderung der Gefahr im Vorverficherungsvertrage auch die in der R. übernommenen 
Geiahren entiprechend reduzirt werden. 

Das Deutihe HGB., nach welchem die R. unter Umſtänden als „Handels- 
geſchäft“ aufzufaffen ift, erklärt die von dem Seeverficherer übernommene Gefahr als 
verficherbar und damit die Zuläffigkeit der R. im Seehandelöverfehr, in welchem 
die R. bereit? lange fich einbürgerte, und bejtimmt jener, daß bei der jeerechtlichen 
R. die Abandonfrift mit dem Ablaufe des Tages beginnt, an welchem dem Rück— 
verfiherten von dem PVerficherten der Abandon erflärt worden ift. 

Quellen: Allgem. Preuß. ER. IL. 8 $ 2016. — Allgem. Deutſches HGB. Art. 782, 
783, 868. — Code de comm. art. 342. 


Lit.: Mafius, Syftematiihe Darftellung des geſammten Verſicherungsweſens, Leip. 
18557, ©. 7 fi. — Saski, Die voltemirthichaftliche Bedeutung des ——— 
8. Sf. Leipz. 1869 ©. 32. — Mal in Goldſchmidt's Zeitliche. f. —— * 
Bd. X ©. 506 ff. und die bort : angeführte Lit. und Judikatur. — ale Spite 
- ‚Sweriherun, a 1862 ©. 51. — Arnould, On the law of marine ———— 
y David \ Tann Lond. 1877, Vol. I. p. 101 ss. — Malß, Zeitſchr f. Ber 
S vBb. 1.6, 139; II. 405, 287 u. a. — a HR. ® XL ©. 21 ff.; 
127. — Gotbiamine"e 5 Zeitichr. f. db. gei. H.R. Bd 134. — Lewis, Das 
—** Seerecht, II Endemann, H.R. 3. Aufl. (1876) ©. 856. — Beieler, 
— Privatrecht, 3. Aufl., ©. 464, 1064. — d. Gerber, Deutiches — 2 202 
am, areid 


Rückwechſel (TH. I. ©. 561). Der R. (auch Retour, Rikors-, Gegenz, 
Wider, Her-Wechjel, ricambio, ritratto, retraite, rechange, hertrekking genannt) 
it ein Wechiel, welchen ein Mechfelregreinehmer zum Zwede der Einziehung der 
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Regreßfumme auf den Regreßpflichtigen zieht (verichiedene andere Bedeutungen von 
R. ſ. Thöl aa. D., ©. 366, Note 3). Die Regreßſumme aus dem bezahlten 
Vor- oder Hauptwechſel wird zur Wechielfumme des R., deren Berechnung und 
Beitandtheile j. in dem Art. Kursberechnung ausführlid. Der Regredient 
(Retraffant) erhält fie als Valuta von dem Remittenten des R. und erfpart dadurd 
die weitläufigeren und Eoftipieligeren Umjtändlichkeiten der anderweiten Einziehung 
der Regreßſumme. Um aber diefe Erfparung zu bewirken, muß der R. unmittelbar 
auf den Regreßpflichtigen (Retraffaten) und zwar auf deifen Wohnort (a drittura) 
geftellt und auf Sicht (a vista) zahlbar fein, wie dieſes auch durch die Deutiche 
Wechjelordnung Art. 53 vorgeichrieben if. Der R. läuft entweder als gewöhnliche 
Tratte, jo, daß er gar nicht ala jolcher erkannt wird, oder jo, daß der Nehmer 
deffelben jeine Eigenſchaft ala R. durch eine Bemerkung auf diefem jelbft oder durch 
anderweite Anzeige (Avisbrief) jeitens des Regreßnehmers erfährt und ihm gleid> 
zeitig mitgetheilt wird, wo die zur Regreßklage nöthigen Papiere (nämlich der 
proteftirte Vorwechſel, die Protefturfunde und die Retourrechnung mit Belegen) zu 
erhalten find, oder endlich jo, daß ihn diefe Papiere fortwährend begleiten (R. mit 
Beilagen). In den beiden leßteren Fällen kann der Nehmer des R., wenn der 
Retraffat den R. nicht acceptirt und nicht honorirt, den Vorwechſel einklagen, ſofern 
er durch ein Giro auf diefem als Inhaber defjelben legitimirt ift, micht aber ſchon 
auf Grund des nicht acceptirten R. mit Beilagen (f. Borhardt a. a. D. Zul. 
454; für die entgegengejeßte Anficht j. Anm. in Seuffert, Arch., Bd. XV. 
S. 115—117 und die dort citirten Abhandlungen). Der Retrafjat wird den R 
regelmäßig acceptiren und bonoriren, weil ex jonft nicht blos die Regreßklage, jondern 
auch eine Klage auf das Intereffe zu gewärtigen hätte. Außer der Regreßfumme 
darf die Wechjelfumme des R. noch umfafjen: die Mäflergebühren für die Negozirung 
des R., jowie die etwaigen Stempelgebühren, nicht aber noch eine bejondere Provifton 
(außer der in der Regreßſumme nach der Deutichen Wechjelordnung Art. 51 ent- 
haltenen). Borhardt a. a. D., Zuſ. 621. 

Ueber die Zugrundelegung eines fingirten R. bei Berechnung der Regrei- 
jumme 5. den Art. Kursberehnung; über R. im Sinne von Interim: 
wecjel 5. Thöl a. a. D.,$ 58, ©. 212. 

„Bias; Dentiie WO. Art. 53. — Code de comm. art. 177, 179, 183 und Deeret du 


Lit: Einert, WR, ©. 297—320. — Zreitiäte, Alphab. Enchklop. ber BR, 
Bd. I. ©. 418-497. — Run e, WR, 8 42, — Da hn in Bluntihli’3 Deutichen 
— $ 180 ©. 546. — Thöl, HR, Bd. I.; WR. 4. Aufl. $ 100 ©. 365-371. — 

. Wächter, Gnchflop. d. W.R., 1880, ©. 877-881. — Borhardt, Allgem. 
Deutiche WO., 7. Aufl. 1879, Zuf. 454 ©. 211, 278. — Ercole Vidari, La lettera di 
cambio, Firenze 1369, p. 579 ss. — Ueber bie alten cambii con F ricorsa, welche zur Ilm: 
gehung des Verbots der cambia sieca dienten, j. Kuntze, W.R., I Erfurs, S. on 

areiä 


MRückwirkung der Geſetze. — Das Verhältniß eines neuen Geſetzes zu den 
bisher in Geltung befindlichen Rechtsfähen regelt im Allgemeinen der Grundiaß: 
lex posterior derogat priori. Das heißt, mit der Wirfjamfeit eines neuen Geſetzee 
treten diejenigen von den bisherigen Rechtsſätzen außer Krait, welche fich auf die 
gleichen Lebensverhältniffe oder Vorkommniſſe beziehen und eine mit der neuen Regel 
unvereinbare Norm aufftellen. Aus diefem Grundjag folgt indeß keineswegs, daß 
der ältere durch das neue Geſetz verdrängte Rechtsſatz in den Gerichten nicht mehr 
in Anwendung gebracht werden dürfe. Es ift Vorfrage: Auf welche Begebenheiten 
(Handlungen und Unterlaffungen) ſowie Zuftände erſtreckt das neue Geſetz ſeine Derr 
ſchaft? In dieſer Hinſicht iſt zu bemerken: Wenn ein Geſetz erſcheint (und in Kraft 
tritt), ſo ſind bereits Rechtsverhältniſſe der Art vorhanden und Handlungen der 
Art vorgefallen, für welche eine neue Regel eingeführt werden ſoll. Dieſe Rechts 
verhältnifje (und Handlungen) haben durch das bisher geltende Recht rechtliche Orb: 
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nung erhalten. Findet nun das neue Geſetz auch auf dieje bereit geregelten Verhält- 
niffe und auf die bereits in ihrer juriftifchen Bedeutung bejtimmterr Handlungen 
Anwendung oder nur auf Nechtsverhältnifie und Handlungen diefer Art, welche erſt 
nach dem Inslebentreten des neuen Gefeßes zum Dafein kamen? Mit anderen 
Worten, greift ein Gejeß auch in den bei feiner Ericheinung jchon begründeten 
jubjeftiven Rechtszuftand ein? Dies ift &, was man die zeitliche Kolli- 
fion der Geſetze nennt. Zur Löfung der Kollifion müflen die normalen 
Grenzen für die zeitliche Herrfchaft der Rechtsſätze aufgefucht und muß die Frage 
jo geftellt werden: wieweit erſtreckt fich zeitlich die Herrſchaft eines Rechtsſatzes? 
Vom Standpunkt des pofitiven Recht? — und nur diejer ſoll hier erörtert werden — 
it die Antwort: die Grenze beſtimmt der Geſetzgeber (allgemeiner die rechtichaffende 
Macht im Staate). Mithin find die praftifchen, d. h. für die Rechtsanmwendung 
maßgebenden Regeln über die zeitliche Herrichaft der Gejege (Rechtsſätze) Beitand- 
theile des pofitiven Rechts des Landes. Diefer Ausgangspunkt ergiebt die Folge: 
Sobald das pofitive Necht eines Landes ausdrüdliche Normen über die zeitliche 
Herrſchaft aufftellt, Hat der Richter die Kollifionen zwifchen dem älteren und dem 
neueren Rechtsfaß Lediglich hiernach zu entjcheiden, wie auch der Inhalt diefer Normen 
ih zu der aus allgemeinen Erwägungen folgenden Löſung der Frage verhalten mag. 
Der Geſetzgeber kann beftimmen, daß alle Handlungen und Berhältniffe der betreffen- 
den Art, welche von nun an zur richterlichen Würdigung kommen, ausjchließlich 
nach dem neuen Geſetz beurtheilt werden follen, auch diejenigen, welche aus der Zeit 
vor Erſcheinung dieſes Gejehes ftammen. Die Anwendung eines Gejeßes auf ver- 
gangene Thatjachen und Zuftände in dem angegebenen Sinn bezeichnet man ala 
R. der Geſetze. Nicht darin befteht aljo die R., daß elnem Geſetz Geltung für eine 
frühere Zeit beigelegt und ein vergangener Rechtazuftand umgeftaltet würde, denn 
die Einwirkung auf die Vergangenheit ift durch die Natur der Dinge auögeichloffen 
und an ihr bricht fich auch die Allgewalt des Geſetzgebers. Die R. legt nur ver- 
gangenen Thatjachen eine andere rechtliche Bedeutung bei als ihnen bisher zufam, 
oder, praftiich ausgedrückt, fie bindet die rechtliche Beurtheilung vergangener That- 
ahen an die Normen des neuen Geſetzes. Die Unzuläffigkeit der R. wird vielfach 
ald ein durchgreifender, jeder Ausnahme unfähiger Grundjat verfündigt, bald ala 
Rechtsariom , das auch für das praftifche Recht durch entgegenftehende Verfügung 
des Geſetzgebers nicht aus den Angeln gehoben werden fann (Struve, Lajjalle), 
bald ala unabweisbare Forderung an die Gejeßgebung. Die Aufftellung ift in beiderlei 
Geſtalt unhaltbar: in der erjten, weil im Widerſpruch mit der Stellung, welche 
der Gejeßgeber gegenüber dem pofitiven Recht einnimmt, aber auch in der zweiten, 
wovon jchon das Vorkommen der R. in den Gejeßgebungen aller Länder und Zeiten, 
die Gegenwart nicht ausgenommen, überzeugen kann. Der Sat von der Nicht-R. 
der Geſetze Hat allerdings gute Berechtigung und ijt im pofitiven Necht zur An— 
erfennung gelangt, aber ala Regel, nicht als Prinzip. 

Der vor die Aufgabe geitellte Richter, ob auf ein gewiſſes Verhältniß oder 
Vorkommniß da8 früher oder das gegenwärtig geltende Geje in Anwendung zu 
fommen habe, bat feine Unterfuchung vor Allem darauf zu richten: 

I. ob fi in dem pofitiven Recht des Landes eine dieje Kollifionäfrage ent- 
icheidende Norm findet. Solche Vorſchriften kommen mit verjchiedenem Geltungs- 
umfang vor, theild für alle in einem bejtimmten Rechtsgebiet erjcheinenden Geſetze 
(Preuß. ER. Einl. $$ 14—20; Defterr. BGB. $ 5; Sächſ. BEB. SS 2, 3; 
Code eivil art. 2; Code penal art. 4 u. a.), theils für ein einzelnes Geſetz oder 
Geſetzbuch, mögen fie hier in ein bejonderes Einführungsgeſetz (Publikationspatent) 
verwieſen oder dem Geſetz ſelbſt einverleibt jein (tranfitorifche Beitimmungen). Manche 
Landesrechte befien aber ausdrüdliche Normen über die zeitliche Herrichaft der Geſetze 
überhaupt nicht, andere wenigſtens nicht in ausreichendem Maße. Wo num ein der— 
artiger Mangel vorliegt, da ift 

dv. Holgendorff, Ene. II. Redtälerifon III. 3. Aufl. 32 
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II. der muthmaßliche Wille des Gejehgeber& zu ergründen, denn Recht ift der 
Wille der rechtichaffenden Macht. Hier gewinnt die wifjenfchaftliche Forſchung un— 
mittelbare praftifche Bedeutung. Freilich begegnet und gerade in dieſer Lehre eine 
große Verjchiedenheit der Anfichten; indeß glüclicherweife weniger in der Beant- 
wortung der einzelnen praktiſchen Fragen ala in der Yaflung der allgemeinen Regeln, 
ein Beweis, daß das unmittelbare Gefühl und der gejunde Takt des Urtheilers 
mächtiger ijt als die theoretiiche Formel. 

Als Anhalt für die Löjung der zweifellos jchwierigen Aufgabe bieten ſich im 
Allgemeinen folgende, dem Weſen des Geſetzes wie der Rechtsverhältniffe entnommene 
Punkte: 1) Zwed der Gefee überhaupt, 2) Bejchaffenheit des bejonderen in Frage 
befindlichen Gejeges, 3) Natur der Lebensverhältniffe, zu deren Ordnung diejes Geieh 
beitimmt ift. Was im Einzelnen noch Führer fein kann, entzieht fich einer zufammen: 
faffenden Befchreibung. Aus der angegebenen Grundlage wird ſofort klar, daß die 
Regeln über die zeitliche Herrichaft für die Rechtsſätze der einzelnen Rechtszweige 
verichieden find, anders für das Privat-, anders für das öffentliche Recht. 

A. Privatredt. Ein jedes Lebenäverhältniß und überhaupt jedes that: 
jächliche Vorkommniß wird fofort bei feiner Entjtehung durch die zu diejer Zeit 
geltende Rechtänorm (oder Nechtönormen) ergriffen und nach jeiner rechtlichen Be 
deutung beitimmt, ſei es zum rechtlich unerheblichen geſtempelt oder mit rechtlicher 
Geftalt und Wirkung audgeftattet. Der juriftiichen Anſchauung vollzieht fich die 
Unterwerfung der Thatfachen unter die Herrichaft der Rechtsſätze von jelbft (mict 
erſt durch das richterliche Urtheil), umd für die NRechtsanwendung giebt es feine 
Lücke im pofitiven Necht ( Thöl). ES ift num im Zweifel nicht anzunehmen, dab 
der Gefehgeber die von dem "bisherigen Rechte beftimmten IThatfachen und geregelten 
Verhältniffe durch das neue Geſetz umformen und in den begründeten fubjektiven 
Rechtszuftand ändernd eingreifen wolle. Den fünftig entftehenden Thatſachen (und 
Verhältniſſen) allein ſoll in der Regel ein neues Geſetz rechtliche Maß und Ziel 
geben (leges et constitutiones futuris certum est dare formam negotiis, non ad 
facta praeterita revocari, nisi nominatim de praeterito tempore adhuc pendentibus 
negotiis cautum sit. Const. 7 de legibus 1, 14). Daher findet fich in den Rechten 
aller der abendländifchen Kultur angehörigen Völker (über Chinefiches, Indifches und 
Jüdiſches Recht ſ. Lajjalle, I. ©. 62—68) als Regel der Satz: Gefehe haben feine 
rückwirkende Kraft, oder beffer: Neue Gejege finden auf vollendete juri— 
ftiiche Thatjachen feine Anwendung. 

Diejer Regel gehen aber überall Ausnahmen zur Seite. Bor Allem 1) will 
ein Geſetz, welches ſich als authentiſche Interpretation zu erkennen giebt, 
ſofort in allen Fällen normgebend ſein, wo fortan der ausgelegte Rechtsſatz zur An- 
wendung gelangt (auch in der Appellationd- und Revifionsinjtanz). Dies ift die 
weitgreifendfte Ausnahme 2) Es kommen noch andere Gejehe mit rückwirkender 
Kraft vor, fei es daß ihnen diefelbe ausdrüdlich oder, wie aus Inhalt und Zweck 
unzweideutig erkennbar, ſtillſchweigend beigelegt iſt. "In leßterer Beziehung Ttehen 
wir dor einer Aufgabe der Geſetzesauslegung. Es find jchon verjchiedene Verſuche 
gemacht worden, derfelben durch Aufftellung einer allgemeinen Formel zu Hülfe zu 
fommen (Savigny, Bornemann, Lafjalle, Rintelen u. a.) Keine 
befriedigt, wobei freilich nicht zu überjehen ift, daß an derartige Formeln feine zu 
hohen Anforderungen geitellt werden dürfen. Mit größerer Sicherheit kann im Al: 
gemeinen der Umfang der R. bei den Gejegen der zweiten Klaſſe beftimmt werden. 
Wenn durch ein Gejeh das Yagdrecht auf fremdem Grumd und Boden, der Klein— 
oder der Blutzehent aufgehoben, eine Neallaft für ablösbar erflärt, das Fiſchen in 
Öffentlichen Gewäflern freigegeben wird, jo hören im Zweifel auch die jchon be 
gründeten Jagd, Zehnt:, Neal», Fiichereirechte mit der Wirkſamkeit des Geſetzes auf 
zu bejtehen. Allein die aus deren bisherigem Beſtand bereit3 ertwachjenen Anſprüche 
und Berpflichtungen bleiben vom neuen Gejeß unberührt und können auch jet noch 
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auf Grund des ältern Rechts geltend gemacht werden. Noch viel weniger wird die 
Frage Über die vormalige Entjtehung, Aenderung oder Aufhebung jolcher Rechte 
durch das neue Gejeh betroffen. Allgemein gefaßt: die R. im zweiten Umfang 
unterjtellt in Anjehung der unter der Herrſchaft des bisherigen Rechts entitandenen 
Rechtsverhältniffe nur die künftige Erzeugung rechtlicher Wirkungen jowie die künftigen 
auf Aenderung oder Aufhebung zielenden Thatjachen dem Einfluß des neuen Gejehes 
und läßt abgeſchloſſene juriftiiche Thatſachen (facta praeterita) unberührt. Nicht 
ohne Grund wurde bezweifelt, ob hier überhaupt noch von R. geiprochen werden 
dürfe (Scheurl). Der herrichende Sprachgebrauch iſt dafür. Eine große Rolle 
hat in unferer Lehre von jeher der Begriff der erworbenen oder wohlerworbenen 
Rechte geipielt. Derjelbe entbehrt aber (tro Lafjalle) der erforderlichen Beitimmt- 
heit, um in praftifchen Regeln Verwertung zu finden. Freilich bedarf auch näherer 
Beichreibung, was unter einer abgefchloffenen juriftiichen Thatſache zu verjtehen jei. 
Ein genaueres Eingehen verbietet hier der Raum. Nur foviel jei bemerkt, daß unter 
diefen Begriff weder bloße rechtliche Möglichkeiten und Erwartungen fallen (3. 2. 
eine in Ausſicht jtehende Beerbung bei Lebzeiten des Erblaſſers, dad Konkursprivileg 
einer Forderung vor Ausbruch des Konkurjes), noch die rechtlichen Eigenjchaften der 
Perjonen (Rechts⸗, Handlungs», Verpflichtungs-, Wechjel-, Verbürgungsfähigkeit u. j. w.). 
Ein unfehlbarer Schlüffel ift übrigens auch damit nicht gewonnen. So widerjtrebt 
3. B. unferm Rechtögefühl, daß durch ein Geſetz, welches den Termin der Mündig- 
keit oder Großjährigfeit, der thatjächlichen Vorbedingung für einen höheren Grad 
der Handlungsfähigkeit, gegenüber dem bisherigen Recht hinausſchiebt, die nach diejem 
Recht bereits mündig oder großjährig Gewordenen wieder in den Zuftand der Un— 
mündigkeit oder Minderjährigfeit verjegt werden, wenn fie das vom neuen Gefſetz 
geforderte höhere Lebensalter noch nicht erreicht haben. Und doch würde dazu eine 
folgerichtige Anwendung der Regel führen. Daß fich aber der Gefeßgeber mit einer 
dringenden Forderung der Billigkeit in Widerjpruch fjegen wollte, ijt nicht anzu— 
nehmen. 

B. Deifentlihes Recht. 1) Auf dem Gebiete des Strafrechts wieder- 
bolt fi die Ericheinung, daß die mannigfachen Theorien troß Verſchiedenheit der 
grumdfäglichen Standpunkte in den praktiſchen Ergebnifjen nicht erheblich von ein- 
einander abweichen. Die Einen gehen von dem Sabe aus, daß eine Handlung nad) 
demjenigen Strafgefeß zu beurtheilen ift, welches zur Zeit jeiner Begehung das gegen- 
wärtige Necht bildete, lafjen aber eine Ausnahme für den Fall zu, daß in der Zeit 
wiſchen der Begehung und der Aburtheilung ein milderes Straigefeß in Kraft ge— 
treten ift. Nach den Anderen darf das neue Straigejeg vom Tage feiner Wirkſam— 
kit an allein die Richtichnur für die ftrafrichterliche Thätigkeit bilden; jedoch werden 
auch Hiervon Ausnahmen anerkannt, bald allgemein, wenn das ältere Gejeh dem 
Angeihuldigten günftiger ift, bald nur in dem Fall, wenn die Handlung nach dem 
Gejeg zur Zeit ihrer Begehung ftraflos war, nach dem neuen Gejeg aber ftrafbar 
it. Der zweite Standpunft wurde am beiten damit begründet, daß das Strafgeſetz 
die Strafpflicht des Staates nach Inhalt und Umfang bejtimme und eine Inftruftion 
für den Strafrichter bilde; die auf dem bisherigen Gejeß fußende Strafpflicht er- 
löiche mit dem Tage, wo diejes Gejeg von dem neuen entkräftet werde, eine neue 
trete an ihre Stelle (Binding). Hiermit wird jedoch die relative Natur der 
Strafpflicht und der Strafbeiehle verfannt. Das Straigejeß jteht — wenigſtens iſt 
davon auszugehen — im engen Zufammenhang und im genauen Verhältniß zu dem 
geſammten Kulturzuftand eines Volkes und zu den Bedürfniffen des jeweiligen 
Gemeinlebens. Eine Handlung wird für ftraflos, eine andere für ſtrafbar, und zwar 
in dem beftimmten Maße ſtrafbar erflärt mit Nüdficht auf die gegenwärtigen gejell- 
Ihaftlichen, fittlichen, politijchen, veligiöfen, wirtbichaftlichen Verhältniſſe. Nur weil 
die Handlung unter diefen Umftänden ins Leben getreten ift und in diefe Verhält- 
nifje eingreift, belegt fie das Gejeg mit Strafe und mit diefer Strafe. Indem der 
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Geſetzgeber zu einer Aenderung des Strafrechts ſchreitet, giebt er nicht ein abjälliges 
Urtheil über das Werk feines Vorgängers, maßt fich nicht ein Beflerveritehen an; 
er geht vielmehr davon aus, daß der gejellichaftliche Zuftand ein anderer geworben 
und daß dieje Wandlung auch eine Wandlung der Straigejeßgebung bedinge. Eine 
Handlung, die ehedem den rächenden Arm des Strafrichters erheifchte, kann jet 
vielleicht vor dem Strafgejeß ungeahndet vorübergehen und umgekehrt (unerlaubte 
Selbithülfe, Kanzelparagraph, Sozialdemokratie u. j. w.). Was aber für das Ob, 
gilt auch für das Wie, 

Aus diefer Erwägung folgt die grundjäßliche Richtigkeit des erften Standpuntts. 
Die beigefügte Ausnahme wurzelt in einer Humanitätsrüdficht, welche auch der An- 
wendung einer von der gegenwärtigen Gejeßgebung verworfenen Strafart entgegen: 
tritt, obwol hierfür noch andere Gründe ſprechen. Die hier vertretene Anficht hat 
dem Grgebniffe nach im Deutjchen StrafGB. Anerkennung gefunden. Daſſelbe jtellt 
als Regel auf: eine Handlung. wird mit derjenigen Strafe belegt, welche auf fie zur 
Zeit ihrer Begehung gedroht war. Hat jedoch in der Zeit zwijchen der Begehung 
und der Aburtheilung ein milderes Strafgefeß Geltung erlangt, jo fommt diejes zur 
Anwendung, follte e8 auch im Zeitpunkt der Urtheilsfällung wieder außer Kraft 
getreten jein (RS:StrafGB. $ 2, vgl. mit $ 4 letzter Abſatz). Ob ein Strajgeſeh 
milder ijt ala ein anderes, bemifst fich nach dem Gejammtergebniß, zu welchem die 
Anwendung eines jeden ðeſehes führt. Immer darf nur auf eine im RStrafGB. 
aufgenommene Strafart erfannt werden (EG. zum RStrafGB. $ 6). 

2) Neue Prozeßgeſetze beftimmen im Zweifel das Verfahren bei allen fortan 
der richterlichen Enticheidung unterftehenden Fällen, auch bei denjenigen, welche zur 
Zeit des Inslebentretens des neuen Geſetzes ſchon gerichtshängig waren. Indeß 
pflegen für die letzteren Sachen die Einführungsgeſetze eine minder ſchroffe Grenz 
ſcheidung zwiſchen dem alten und dem neuen Geſetz zu treffen, um Verwickelungen 
fern zu halten, welche ſich aus der Anwendung beider Geſetze auf die verſchiedenen 
Abſchnitte des Prozeſſes leicht ergeben. Val. EG. zur RStrafPO. SH 8—12 mit E6. 
zur RCPO. 88 18—23. Die Rechtsſätze über die Verjährung der Anfprüche (und 
Strafen) jowie über die Beweislaft gehören zum materiellen Recht (Entjch. dei 
ROHGG. XI ©. 339, XIV. ©. 258). 


u Savigny, — ſtem, Bd. VIN. ©. 368 ff. (1849), wo aud) gg über Be 


bie 148, 186—2 4 (1863). — Rintelen, Ueber ben — neuer ehe: + — 
anbelten ( 
3. — 


Ebd a * 10. — le ‚Defterr. Privatrecht, SS 20 = ahaziä, 
1802. su t, N 30. — Seeger, Ueber die rüctwirtende Kraft neuer Ey 


©. 39. — ‚ Die Normen, Bb. 1. F— on — apart Lehrb. $ 1 
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Wächter, Das el filche und das ——— Strafrecht, S 7} — Dohom in 
4 Solgenborttis 3 Handbuch —* rn en a, 1 136. — Motive 
zum En 


Nudhart, Ignaz, 5 11. IH. 1790 zu Weißenau (Oberfranken), jtud. in 
Bamberg und Landshut, 1811 Profeffor in Würzburg, trat 1817 wegen Gejund- 
heitöverhältnifjen in den Staatsdienft über, zunächft als Fiskalrath, 1819 Minifterial- 
rath im Finanzminiſterium, 1823 Regierungsdireftor. 1825 zum erften Mal in 
die zweite Kammer gewählt, nahm er an den Seffionen von 1825 und 1828, jowie 
an den ftürmifchen und verhängnißvollen von 1881 und 1834 einen auch ale 
Redner glänzend hervorragenden Antheil. Er vertrat die Intereffen der Freiheit 
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und des jtaatlichen Fortſchrittes mit ebenjo viel Muth und Ausdauer, ala Genialität, 
vermöge deren er der damaligen Zeit weit vorausgefchritten erjcheint. 1831 zum 
Regierungspräfidenten befördert, wurde er von König Ludwig I. nach Griechenland 
gefandt, wo er an die Spibe des dortigen Minifteriums trat. Nachdem er in 
Griechenland feine Gejundheit geopfert hatte, wurde er hier auf Drängen Englands 
im Dez. 1837 plößlich wieder entlaffen und 7 11. V. 1838 auf der Rückreiſe 
zu Trieſt. 

Schriften: Ueber das Stubium ber Nechtögeichichte, 1811. — eat, über organ 
Eintheilung der Verträge, 1811. — Enchkl. und Method. der Rechtäwiflenichaft, 1812. — 
Rontroverien im Code Nap., 1813. — Gefhichte der Landſtände in Bayern, 2 Bde., 1816 
(jweiter Abdrud 1829) — Heberficht ber vorzüglichften Beilimmungen verichiedener Staats: 
verfaffungen über Volksvertretung, 1818. — Das Recht bed Deutichen Bundes, 1822. — Rebe 
in der Bayer. Abgeordnetentammer vom 8. Juli 1825 über die Gejehentwürfe, Heimat, 
Anfäffigmadung und BVerehelihung betr. — Ueber den Zuftand bes Stönigreihs Bayern, 
1825. — Ueber bie Genjur von Zeitungen im Allgem. und bei. nach d. Bayer. Staatäredht, 
1826. — Referat über den Bayer. Entwurf eines Geſetzbuchs über dad Strafverfahren, 1831. 

Lit.: Pözl in Bluntſchli's Staats Wört.B. Bd. I. ©. 749—753. RER 

ezolbd. 


Rudorff, Adolph Friedrich, 5 21. III. 1803, F 14. II. 1873 zu Berlin, 
Schüler von Ribbentrop, Hugo und von Savigny, Habilitirte fich 1825 in Berlin, 
wo er als Dozent, ald außerordentlicher und als ordentlicher Profeffor bis an jein 
Ende wirkte. Seit 1860 war er auch Mitglied der königl. Preußifchen Akademie der 
Wiſſenſchaften. 

Hauptſchriften: De lege Cincia, 1825. — Das Recht ber Vormundſchaft, 1832 
bi3 1834. — Grundriß zu Vorlefungen über da3 Gemeine Eivilrecht, 1833, 1843. — Grundriß 
u ——— über den Gemeinen und Preußiſchen Giv.Prz., 1837. — Gromatiſche In: 
— 852. — Die Gromatiker, mit Lachmann, Blühme und Mommſen, 1848 
bis 1852, — Romiſche Rechtögeichichte, 1857—1859. — Außerdem verfahte R. zahlreiche 
Gelegenheit3:, akademiſche und Zeitichriften- Abhandlungen. Er war jeit 1828 Mitarbeiter, 
kit 1842 Mitherausgeber ber Zeitſchrift für geichichtliche Rechtswiſſenſchaft und ftiftete 1861 
die Zeitfchrift für Rechtsgeſchichte, an welcher er ſich noch furz vor jeinem Tode thätig be: 
tbeiligte. Er bejorgte von 1846 an mehrere Ausgaben ber — Inſtitutionen, 
Pandektenvorleſungen, und 1865 die 7. Ausgabe von Savigny’3 Beſitz. 

git.: Revue —J—— de droit ancien et moderne, frangais et kn ie 

ivier. 


Ruheſtörung. Eine Anzahl Rechtsnormen iſt darauf gerichtet, für die dem 
Menſchen nöthige Ruhe durch Fernhaltung jtörenden Lärmes zu forgen. Bor Allem 
it es verboten, ungebührlicher Weife ruheftörenden Lärm (bruit ou tapage, noise) 
ju erregen. MUebertretungen ftrait das Deutiche StrafGB. mit Geldbuße bis zu 
150 Darf oder mit Haft bis zu 6 Wochen ($ 360, 11). Unter diejeg Strafgeſetz 
fallen nur Störungen der öffentlichen Ruhe (aljo nicht Ungebührlichkeiten, welche 
auf den engeren Kreis der Familie oder einzelner Perfonen beſchränkt bleiben, Erf. 
des Preuß. OTrib. vom 8. Mai 1874, Rechtsſpr. Bd. 15 ©. 297), jolche aber 
ohne Unterjchied, ob fie an einem öffentlichen oder nicht öffentlichen Orte ftattfinden, 
aus einer gegen einen Ginzelnen oder eine Mehrheit von Perjonen gerichteten Sand» 
lung entipringen (v. Schwarze, Komment., ©. 804 der 4. Aufl), in einer 
bofitiven Handlung oder einem Gefchehenlaffen (3. B. Dulden eines fortgejeßten 
rubeftörenden Hundebellens jeitens des Beſitzers; v. Schwarze, a. a. D. ©. 804, 
N. 6, und N. 9; Leuthold, Sächſ. Verwaltungaredt, ©. 225, Anm. 11) 
beitehen, Tags oder Nachts verübt werden (Rechtsipr. Bd. 5 ©. 140). Einzelne 
Fälle: Aufftellen einer lärmenden Gerwerbsmafchine, um die Ruhe Anderer zu 
ftören (Rechtipr. Bd. 12 ©. 343), heftiges Näfonniren (Sächſ. Gerichtäzeitung, 
Bd. 20 ©. 72), heitiges Peitjchenknallen (Qeuthold, a. a. D.), grelles Pfeifen 
in einer Verſammlung zur Unterbrechung des Redner? (v. Schwarze, NR. 9), 
Veranlaffung eines ruheſtörenden Auflaufs (Stenglein, Zeitichr. Bd. 3 &. 307). 
Weitere Fälle bedrohen die Polizeiftraigejegbücher einzelner Staaten mit Strafe 
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(Bayern Art. 30, Baden $ 52). Außer der Beſtrafung iſt natürlich die fe 
nahme jolcher Perfonen, welche troß Verbots der öffentlichen Organe zu lärmen 
fortfahren, durch leßtere (auch die niederen: OTrib.-Erf. vom 21. Febr. 1879) zu 
läffig. Wer die zur Erhaltung der Ruhe auf den öffentlichen Wegen, Straßen, Plägen 
oder Waſſerſtraßen erlaffenen Polizeiverordnungen übertritt (wirkliche Erregung rube 
jtörenden Lärmes wird bier aljo nicht vorausgeſetzt), verfällt der Strafe des $ 366, 
10 des RStrafGB. (bis 60 Mark Gelditrafe oder bi8 14 Tage Haft). Endlich 
muß die Errichtung oder Verlegung folcher Anlagen, deren Betrieb mit ungewöhn— 
lichem Geräufch verbunden ift, jofern fie nicht jchon nach den Vorichriften der SS 16 
bis 25 der Reichögewerbeordnung der Genehmigung bedarf (dahin gehören insbe 
ſondere Hammerwerfe und Fabriken, in denen Dampffeffel oder andere Blechgrfühe 
durch Vernieten bergeftellt werben), der Ortöpolizeibehörde angezeigt werden; letztere 
bat, wenn in der Nähe der gewählten Betriebaftätte Kirchen, Schulen oder andere 
Öffentliche Gebäude, Krankenhäufer oder Heilanftalten vorhanden find, deren be 
ftimmungsmäßige Benußung durch den Gewerbebetrieb auf diefer Stelle eine erheb- 
lihe Störung erleiden würde, die GEntjcheidung der Höheren Verwaltungsbehörde 
darüber einzuholen ob die Ausübung des Gewerbes an der gewählten Betriebsftätte 
zu unterfagen oder nur unter Bedingungen zu geftatten jei (RGew.D. $ 27). — 
In Defterreich verfällt der polizeilichen Abftrafung, wer ſich an öffentlichen Ber 
jammlungsorten, namentlich in Hörfälen, Theatern, Balljälen, Wirths- und Kaffee 
bäufern u. ſ. w., dann auf Eifenbahnen, Dampfichiffen, Poftwagen u. dergl. der 
Art polizeiwidrig verhält, daß Hierdurch die Ordnung und der Anftand verlekt, 
das Vergnügen des Publikums geftört oder fonft ein Aergerniß gegeben wir 
(£. £. Verordnung vom 20. April 1854, Nr. 96 des R.G. Bl., $ 11). Doc min 
auch hier ein „Öffentliches“ Aergerniß vorausgeſetzt (Lienbacher, Polizeiftrafredt, 
©. 68 der 4. Aufl.). Für alle freien oder konzeffionirten Gewerbe, welche durd 
ungewöhnliches Geräufch die Nachbarichait zu beläftigen geeignet find, ift die Ge 
nehmigung der Betriebsanlage nothwendig (RGew.D. $ 31). — Nach Art. 479, 
Nr. 8 des Franzöſiſchen Code penal verfallen in eine Geldbuße von 11 bi# 
15 Franes les auteurs ou cumplices de bruits ou tapages injurieux ou nocturnes, 
troublant la tranquillit& des habitants. Die Praris des Kaffationshofes nimmt 
an, daß ein beleidigender oder nächtlicher Lärm die Vermuthung der erfolgten 
Öffentlichen Rubeftörung für fich hat, der Bezüchtigte aber den Gegenbeweis antreten 
fann. Zu den Fällen des bruit injurieux gehören namentlich die Katzenmuſilen 
(charivaris); nächtliche R. verüben auch diejenigen Gewerbtreibenben, welche be 
Ausübung ihres Gewerbes während der Nachtzeit unnöthigen Lärm verurſachen 
(3. B. Bäderburfchen, welche beim Brotfneten ruhejtörendes Gefchrei ertönen Laffen, 
ein Poftillon, welcher beim Durchfahren eine Ortes ohne Anlaß bläſt). Aud in 
England gilt das Blafen eines Hornes oder der Gebrauch eines anderen lärmenden 
Inſtrumentes ſeitens folcher Perjonen, welche irgend einen Artikel verkaufen oder 
vertheilen, als common nuisance. Leuthold. 


Aunde, Juſt. Friede, 5 27. V. 1741 zu Wernigerode, wurde 1775 Prrf. 
in Kaffel, 1784 Hofrath und Profeffor in Göttingen, 1805 erjter Profeffor und 
Ordinarius, T 1807. 

Schriften: Abhandl. dv. Urfprung der Reichäftandichaft der Biſchöfe u. Aebte, 1775. — 
Kurze Perth. ber Rechtmäßigkeit der Zobdesftrafen, Kafjel 1777. — Grundfähe bes ur 
Staatsrechtd, Kaſſel 1777. — Bon den Mitteln, den gefallenen Werth der Grumbitüde 
fteigend zu machen, 1777. — Grunbjäße bes allgem. teutfen Rechts, Gött. 1791, 8. Aufl. 
von feinem Sohne, 1829. — Beitr. z. Erläut. rechtlicher Gegenftände, 1799, 1802. 

git.: Pütter, Litt., IL 63. — Schulte, Geichichte, III.b S. 156. 

TZeihmann. 


Nunde, CHriftian Ludwig, 5 26. IV. 1773 zu Kaflel, wurde 1796 
Beifiter des Spruchkollegii in Göttingen, Oldenb. Landesarchivar, 1801 Aſſeſſor bei 
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der Regierungsfanzlei, 1806 Regierungsrath, 1814 Vizedireftor der Yuftizkanzlei 
und Juſtizrath, 1817 Direktor, 1829 Konferenzrath, 1837 Geh. Rath, 1844 Kapitular 
Großkreuz, T 25. V. 1849. 

Schriften: Comm. de hist, indole ac vi remediorum securitatis quibus jure Rom. 
prospectum est creditoribus debitoris obaerati, Gott. 1794. — Princ. doctrinae de interim. 
praed. rust. administratione, Gott. 1795 (Mbhanbl. der Rechtölehre von der Interime— 
wirthihaft auf Deutichen Bauergütern, Gött. 1796, 2. Aufl. 1832). — Die Rechtölehre von 
der Leibzucht oder dem Altentheil, Oldenb. 1805. — Rechtliche —— über die Vertheil. 
der Einquartierungslaft, Oldenb. 1808. — Sammlung der wichtigſten Altenſtücke zur neueſten 
Zeitgeſchichte, Oldenb. 1807. — Patriot. Phantafien eines Juriften, Oldenb. 1836. — Deutiches 
ebeliches Güterrecht, Oldenb. 1841. — Verſuch einer richtigen Beſtimmung bes Pflichttheils, 
Oldenb. 1842. — Gemeine Recht für Deutichland, Oldenb. 1845. — Er gab bie 5.—8. Aus: 
gabe des Gemeinen Deutichen Privatrechts feines Daterd (Gött. 1791) 1829 heran. 

git.: Neuer Netrolog der Deutichen, Bd. XXVII. S. 376—385. 


Zeihmann. 


Nupreht von Freyfing, ſchrieb in der erſten Hälfte des 14. Jahrh. 
ein Stadtrechtsbuch von Freyfing und ein Landrechtsbuch, nachdem er länger ala 


36 Jahre auf dem Lande und in den Städten Vorſpreche geweſen war. 

git.: Stobbe, Recdhtäquellen, I. 435437. — 2. v. Maurer, Das Stadt- und Lanb—⸗ 
rechtsbuch von Ruprecht von Freyſing, Stuttg. u. Tüb. 1839. — Franklin, Beiträge, 1863, 
©. 46 ff. Zeihmann. 


Ruſſardus, Ludwig (wohl Roufjard), von Chartres, Profeffor in Bourges, 


Zwei Bänbe. 
git.: Saxe, Onomasticon, III. (a. 1560. — Daubold. — Hugo. — Raynal, 
Histoire du Berry. Rivier. 


Rutſcherzins (Th. I. ©. 503 ff.) iſt eine der Strafen, welche den Zinsmann 
wegen nicht rechtzeitig erfolgter Leiftung des auf feinem Grundſtück Laftenden Zinjes 
treffen. Gr beſteht darin, daß der rüdjtändige Zins an jedem folgenden Zinstermin 
um den Betrag des eigentlichen Zinsquantums fich vermehrt. Dieje Strafe fand ſich 
ihon in der älteften Zeit, jedoch jo, daß fich derielben der Zinsmann ausdrücklich 
unterwarf, Nach den Rechtsbüchern ift diefelbe eine gejeßliche Strafe (Sächſ. ER. 
I. At. 54 $ 2; Schwäb. LR., ed. Wadernagel, €. 60). Seht iſt fie in 
diefer Bedeutung allgemein verfchtwunden, und kann alfo nur da eintreten, wo fie 
ausdrücklich übernommen ift; aladann bat fie den Charakter einer Konventionalftrafe, 

Lit.: Schott, Juriſtiſches Wochenblatt, IV. S. 633—640. — Sachſe, Handbuch bed 


oßh. Sächſ. Privatrechts (Weimar 1824), $ 632. — Haubold, Lehrbuch d. fönigl. Sädj. 
tivatrecht3, II. (3. Ausg. Leipz. 1848) $ 475 Zuſ. Lewis. 


Nüttimann, Johann Jakob, & 17. III. 1813 zu Negensberg (mo der 
Vater Landichreiber, dann auch Amtejchreiber, jpäter Notar war), wurde 1831 
Gerichtäfchreiber, 1834 nach Zürich überfiedelnd, um als Verhörrichter einzutreten, 
dann Subftitut des Staatsanwalts bis 1838 und daneben Advofat; nach England 
gejendet, um das Englifche Gerichtöverfahren kennen zu lernen, kehrte er jchon nach 4 
Monaten zurüd, 1837—39 Sekretär des Großen Raths, machte das Fürſprech— 
eramen, überall in den vorderſten Reihen der Liberalen (radikale Partei), trat nad 
1844 in den Großen Rath ein, dem er biß 1872 angehörte. 1845 wurde er zum 
Gefandten Zürichs an die eidgenöſſiſche Tagfagung gewählt, 1846 von der Tag- 
ſatzung zum eidgenöffifchen Juftizbeamten für 1847—50 ernannt. R. nahm als 
Vorfteher des Juſtizdepartements den lebhafteſten Antheil an der Gejeßgebung, ver 
trat 1848 die Mebertragung des Amerik. Zweikammerſyſtems auf die Schweiz, nahm 
auch befonderen Antheil am Ausbau der Bundesverfaffung, Mitglied des Stände: 
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raths bis zu Antritt feiner Profeffur 1854 und dann wieder 1862—63, zweimal 
deſſen Präfident, auch im Bundesgericht thätig, bearbeitete die beiden Bundesitrai- 
gejeße von 1851, regte die Organijation der Nechtöpflege und Geſetz betreffend das 
Strafverfahren von 1852 an, nahm Theil an der Kedaktion des Bluntjchli’ichen privat: 
rechtlichen GB., hatte Antheil an der Gründung der Gejellichaft für die Zürich: 
Bodenjeebahn und der Schweizeriichen Kreditanftalt zu Zürich, T 10. I. 1876. 
Schriften: Ueber die Engl. Strafrechtspflege Amtlicher Bericht, Züri 1837. — 
Ueber einige weder in Verträgen noch in Verbrechen ne Gründe von Obligationen, Zürich 
1838. — Der Engl. Givilprogeß mit bejonderer Berüdfichtigung des Verfahrens der Weit 
minfter Rechtähöfe, Leipz. 1851. — Die Zürcher Gejehe, betr. Organ. ber Rechtäpflege und 
Strafverfahren, Zürich 1853. — Zur Geihichte und Fortbildung der Zürcher Rechtäpflege, 
ürich 1855. — Ueber bie —— des Schweiz. Gemeindebürgerrechts, Zürich 1862. — 
eber die Freiherren von Regensberg, Zürich 1867. — Das Nordamerifan. Bundesſtaatsrecht 
verglichen mit den politilchen Einrichtungen der Schweiz, Zürich 1867—1876. — Rechts 
utacdhten über die frage: Inwieweit durch die Eilenbahnfonzeffionen der Kantone umd die 
eichlüffe der Bunbdesverfammlung, betr. Genehmigung derjelben, für die betheiligten Geiel: 
Ichaften Privatrechte begründet worden find, Zürich 1870. — Kirche und Staat im Nord 
ra Era 1871. — Kleine vermiſchte Schriften juriftiichen und biographiichen Inhalts, 
ri 3 
Lit: I. J. Nüttimann, Züri 1876 (aus der N. Zür. Ztg.) — dv. Drelli, 
Rechtsſchulen und Nechtäliteratur, Zürich 1879, ©. 93, 105. — Shlief, Die Berfaffung 
ber Nordameritan. Union, Leipz. 1880, Vorwort ©. V., VI. — v. Orelli, Die Jum in 
a und England, Zürid; 1852, ©. 95. — Schneider in ben Kleinen iften, 
.3—33. — Blumer, Handbuch des Schweiz. Bundesſtaatsrechts, (2) Sant ET . 127. 
eihmann. 


S. 


Saavedra y Faxardo, Diego, & 1584 zu Algezares in Murcia, war 
Gefandter in Rom, Neapel, München, wohnte dem Reichätage von Regensburg 
1641 bei, war 1643 in Münjter, kehrte 1646 nach Spanien zurüd, wurde Mitglied 
des hohen Raths für Indien, T 1648. 

Er jchrieb: Empresas politicas o Idee de un prineipe politico cristiano, Monaco 
1640; Valencia 1655, 1800; ital. Mon. 1640; lat. neunmal (von 1649—1748) gedrudt. — 
Obras de Diego 8. zuerft Antv. 1677, zulekt Madr. 1853. 

git.: Bluntihli, StantsWörtB., IX. 62—64. Teihmann. 


Sachbeſchädigung, die rechtswidrige und vorjägliche Zerjtörung oder Be 
jchädigung fremder Sachen, infofern nicht die Merkmale eines anderen Delilte 
vorliegen. Die ſich mehrfach findenden Abweichungen von diefem Begriff find im 
Folgenden angegeben. Nach demjelben ift vorauszujeßen : 

1) als Objekt a) ein körperlicher Gegenitand. Oeſterreich dehnt nad 
der herrichenden Auffaſſung den Begriff auf VBermögensobjekte jeder Art aus. Baden 
zog auch das Verhältniß des Eigenthümers zur Sache hierher. b) Eine in jremdem 
Eigenthum befindliche Sache. Daher der Eigenthümer das Delift an feinem 
Eigen nicht begehen kann. Ebenjo nicht der im Auftrag des Eigenthümers Handelnde 
an deſſen Sachen. Daher ferner die Beichädigung herrenlojer Sachen nicht hierher 
gehört. c) Daß die Sache einen jchägbaren Bermögenswerth repräfentire, wird 
von dem RStrafGB. nicht gefordert. Die Süddeutjchen Strafgejege jchienen es ihrer 
Faſſung nad) vorauszufegen. Die Zerftörung von Gegenftänden, welche für den 
Gigenthümer lediglich Affeftionswerth haben, jteht ihrem inneren Charakter nach den 
Injurien näher, als den Verbrechen gegen das Gigenthum. 

2) In Betreff der Handlung umd bzw. des Erfolgs: a) eine Zeritörung 
oder Beichädigung der Sache. Es muß aljo eine phyſiſche Veränderung an 
der Sache hervorgebracht fein, und zwar eine folche, welche eine Werthminderung 
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(Minderung des pefuniären oder ſonſtigen Werthes derjelben) in fich ſchließt. Daß 
dieje Minderung eine irreparable jei, ift nicht zu fordern. Dagegen geht es zu 
weit, wenn „jedes einfache Befleden oder Beſchmutzen“ ala ©. behandelt werden 
will (Lüder, Oppenhofi). Das „Beichädigen“ der Sache dahin zu interpretiren, 
daß darumter auch ſolche Einwirkungen auf diefelbe fallen, welche fie völlig unbe— 
ihädigt und unverändert laffen, wenn fie nur das Verhältniß des Eigenthümers 
zur Sache zu deſſen Nachtheil verändern (fie für ihn werthlos oder unerreichbar 
machen), iſt willfürlih. Gleichwohl geichieht es in der Regel (Oppenhoff, 
Hälſchner, Lüder x.). Baden jtellte den Fall dem Beichädigen zur Seite 
(j. oben). Lüder findet eine Beichädigung der Sache jogar in jedem Angriff 
auf diejelbe, wodurch „in die Ungejtörtheit eines fremden Vermögens im weiteften 
Sinne eingegriffen wird“. — Eine Verringerung des Werthes der Sache, welche 
ohne eine Einwirkung auf ihr phyſiſches Dafein zu Stande fommt (Veränderung 
des Kurswerthes von öffentlichen KHreditpapieren durch lügenhafte Publikationen), 
begründet das Verbrechen ebenfalla nicht. — Die Forderung einer „mechanifchen“ 
Einwirkung auf die Sache (Köftlin) ift weder in den Gejegen noch in der Natur 
der Sache begründet. Ebenfowenig die einer „unmittelbaren“ Einwirkung (Köftlin), 
bzw. einer „eigenen körperlichen Thätigkeit des Angeklagten” (Temme, Oppen= 
hoff). ES eriftirt fein Grumd, bezüglich der ©. hier andere Erforderniffe aufzu— 
ftellen, als bezüglich anderer Delikte. Es ijt daher auch der Fall nicht auszu— 
ihließen, wo der Delinquent fich des getäufchten Gigenthümers jelbft ala eines 
Werkjeugd zur Zerftörung der Sache bedient (ſ. indeß Häljchner). b) Rechts— 
widrigkeit der Handlung. Daher fchließt die Einwilligung des Eigenthümers das 
Delitt aus. Ebenſo ein Recht zu der betreffenden Handlungsweife, welches u. A. 
in den Borausfegungen der Nothwehr fich begründen kann; oder in denen des 
geietglich anerkannten Nothitandes (vgl. HGB. Art. 584, 65). c) Dolus. Der 
oben bezeichnete Erfolg muß alfo mit Willen herbeigeführt fein. In der Preuß. 
Prari® war als genügend betrachtet worden: das Bewußtjein, „daß nach dem ge- 
wöhnlichen Lauf der Dinge die Beichädigung eine Folge der vorjäglich vorgenommenen 
Handlung fein werde‘. — Die irrige Annahme eines Rechts zu der betreffenden 
Handlung jchließt den Dolus aus. Daher auch die irrige Annahme eines Rechts zur 
Selbithülfe. — Einige Strafgejegbücher (Sachen, Hannover) bedrohten nicht jede vor— 
lägliche ©., jondern nur die aus Bosheit oder Muthwillen begangene. Baden fügte die 
aus Rachſucht begangene Hinzu. Dieje Hereinziehung gewiſſer Triebfedern in die Defi— 
nition des Delikts ift, wiewol mehr aus technifchen wie aus jachlichen Gründen, zu 
migbilligen und gegenwärtig aufgegeben. — Einige andere Strafgejegbücher begnügen, 
bzw. begnügten fich im Gegenjaße hierzu nicht mit einer Bedrohung jämmtlicher vor- 
fägliher ©., jondern dehnen (dehnten) ihre Strafbeitimmungen in weiterem oder 
engerem Umfange auf fahrläffige S. aus (Defterreih, Bayern, Braunſchweig, 
Württemberg ?). Gerechtiertigt ift dies nur in Bezug auf diejenigen ©., welche eine 
gemeingefährliche Richtung haben (dagegen Lüder). 

Die Handlung darf nicht unter jpeziellere Strafbeftimmungen, 
bzw. nicht unter den Begriff einer jchweren Verbrechensart fallen. Insbeſondere 
find Hier die gemeingefährlichen Verbrechen (Branditiftung, VBerurfachung einer Ueber: 
ſchwemmung, Beihädigungen von Eifenbahnen ꝛc.) auszunehmen. 

Gegen die Begrenzung des Thatbejtandes, wie fie hier den Straf: 
geiehen entfprechend gegeben wurde, find von legislativem Standpunkte aus vielfach 
beachtenswerthe Einwendungen gemacht worden. Es jcheint fein fachlicher Grund 
dafür vorzuliegen, daß nur der Eigenthümer, nicht auch der Nutznießer, Piand- 
gläubiger 2c. eines ftrafrechtlichen Schutes gewürdigt wird (Hälfchner). Ebenſo 
wenig dafür, daß der leitere nur gegen Schädigungen der Sache jelbft, nicht gegen 
Verlegungen des Rechts an der Sache durch jonftige Einwirkungen auf diejelbe 
gewährt wird. Es ijt ferner nicht begründet, die Verlegung von Forderungsrechten 
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ichlechthin niedriger zu tariren, ala die von dinglichen Rechten (dagegen Häljchner). 
In welcher Weife jedoch die fraglichen Beitimmungen zu ergänzen jeien, ift im 
Unflaren und hier nicht zu unterfuchen. 

Das RStrafGB. unterjcheidet: a) die einfache ©., b) die qualifizirte ©. erften 
Grades, welche Gegenftände des öffentlichen Intereſſes betrifft, deren abfichtlicde 
Verlegung auf eine gemeine Gefinnung hinweiſt, c) die qualifizirte ©. zweiten 
Grades, welche dem Dienfte einer Vielheit von Perfonen gewidmete Gegenftände 
(wie Brüden, gebaute Straßen ꝛc.) betrifft, deren Verlegung vermögensrechtlice 
oder andere Interefjen in weitem und unbeftimmten Umfange gefährdet. Die 
mittlere Kategorie kann den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte nach fich ziehen. 
Bei ihr, wie bei der lebten, mit höherer Freiheitäftrafe bedrohten Kategorie tritt die 
Verfolgung von Amtswegen ein, während fie bei der einfachen S. von dem Ans 
trage des Verlegten abhängig gemacht wird. Die meiften Strafgejege ziehen io 
die S. innerhalb gewifjer Grenzen zu den Antragsdeliften. Cine Ausnahme madt 
Deiterreih (vgl. Belgien). — Andere Abftufungsgründe kennt das RStrafGB. nicht. 
Bei der Strafbemeffung find aber insbejondere in Betracht zu ziehen: die Gröhe 
des zugefügten Schadens (jpeziell berüdjichtigt von Defterreih, Bayern, Württemberg, 
Hefien, Baden), die Berjchiedenheit der dem Delikte zu Grunde liegenden Trieb 
jedern (vgl. hier Baden 575. 71, Heflen 425. 26, Oeſterreich 318) und die 
Modalitäten der Ausführung (Heſſen 425 al. 1. 4. 5, Bayern 343 al. 4, Belgien 
528 ff.). ferner eine erfolgte freiwillige Erſatzleiſtung. Mehrere Gefeße hatten fie 
ausdrädlich ale Milderungsgrund anerfannt (Bayern, Württemberg, Baden, vgl. 
Hefien). Baden hatte jogar für den Fall volltommener Zufriedenftellung der Be 
ichädigten Straflofigkeit zugefichert. 

Das RStrafGB. bedroht gleich den meijten übrigen Straigefeßen (eine Aus 
nahme machte Bayern) auch den Verſuch der ©. 

Im Ganzen wird die ©. etwas gelinder behandelt, ala der Diebjtahl und 
die übrigen gewinnfüchtigen Eigenthumsverbrechen (ſ. jedoch Oeſterreich). Der Grund 
liegt in der höheren Bedeutung der letzteren Verbrechensformen für die Sicherhat 
des Eigenthums. Das RStrafGB. droht alternativ Gelditrafe und Gefängniß 
Letzteres bis zu 3 Jahren. Hinfichtlich des Verluſtes der bürgerlichen Ehrenrechte 
j. oben. 


A : Ss. 
git.: Köftlin, Abhandl., S. 169 ff. — E. Yüder, Die Vermögensbeſchädigung, et 
1867. — Hälſchner, Syſtem, IL. ©. 538 fi. — v. Holtzendorff, Hanbbud, 
©. 848 ff. — Pezold, Strafrechtäpraris, I. ©. 451—456; IL. 531—539. 4. Mertel. 


Sahen find im Rechtsſinne diejenigen körperlichen Gegenjtände, welche 
nach der Auffaſſung des Nechtes Lediglich um der Perſonen willen erijtiven 
als Mittel zur Berriedigung ihrer Bedürfniſſe und darum als Objekte ihrer 
Rechte. Sache ift alfo derjenige Körper, welcher rechtliche Bedeutung bat 
nicht ala die körperliche Erfcheinung eines Rechtsſubjektes, ſondern ausſchließlich 
als mögliches Objekt fremden Rechtes. Auch die Perfon iſt mögliches Objelt 
fremden Rechtes; das Recht anderer Perjonen an ihr ift aber mie ein folches, 
welches ihre ganze Eriftenz abforbirt, jo daß ihre rechtliche Bedeutung in der eine 
Rechtsobjefts aufginge. Indem dagegen die Sachen Lediglich um der Perjonen willen 
eriftiren, zieht dem Nechte an einer bejtimmten Sache die Beichaffenheit feine 
Objektes feine anderen Grenzen feines Umfangs als die durch den förperlichen Um— 
iang der Sache gegebenen. Im Gegenfage zu allen anderen Rechtsverhältnifen it 
daher das Eigenthum ein Recht, deffen Grenzen zufammenfallen mit den Grenzen 
jeines bejtimmten körperlichen Gegenftandes; jeine und nur jeine Grenzen find durch 
die Grenzen einer beitimmten förperlichen Ericheinung unmittelbar gegeben; während 
die Grenzen aller anderen Rechtsverhältnifie durch Rechtsbeſtimmung erjt gezogen | 
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werden müſſen, find die des Eigenthums nur der Modifikation durch Rechtsbeſtim— 
mung ausgeſetzt. Indem jo die Grenzen des Gigenthums gegeben find durch bie 
der Sache, deren rechtliche Bedeutung in ihrer Angehörigkeit an den Eigenthümer 
aufgeht, identifizirt der Sprachgebrauch das Eigentum mit der Sache und jeßt 
dieſes als res corporalis entgegen allen anderen VBermögensbeftandtheilen, d. 5. ſowol 
denjenigen Bermögensrechten, welche überhaupt nicht beitimmte ©. zum unmittelbaren 
Gegenftande haben, ala auch denjenigen Rechten an ©., deren Umfang nicht dem— 
jenigen ihres Objektes gleichfommt, jondern ein engerer durch den bejonderen Inhalt 
des beitimmten Rechtes abgegrenzter ift. Iſt alfo die ©. oder res im eigentlichen 
Sinne ein VBermögensobjett, jo wird im übertragenen Sinne jeder VBermögensbeitand- 
theil ala res bezeichnet und wird in diefem Sinne unterfchieden die res corporalis 
oder der mit jeinem bejtimmten körperlichen Objekte fich dedende VBermögenäbeitand- 
theil von allen übrigen Vermögensbejtandtheilen ala res incorporales oder jolchen, 
deren Umfang nicht mit dem einer beftimmten körperlichen ©. fich dedt (1. 1 
$ 1 D. de div. rer. 1, 8). 

Die Einheit einer beitimmten S. oder ihre Abgrenzung gegenüber anderen 
S. ift in der Regel nicht durch Rechtänorm beftimmt. Aus dem Begriffe der ©. 
ala eines körperlichen Gegenjtandes ergiebt fich das Erforderniß körperlichen Zufammen- 
hanges ihrer Beitandtheile, jo daß feine Zerftörung die Einheit der ©. aufhebt. 
Dagegen ift nicht ebenfo umgekehrt die Eriftenz einer Mehrheit von ©. jchlechthin 
auögejchloffen durch die Eriftenz Eörperlichen Zuſammenhangs. Bielmehr beruht die 
Einheit gewiffer ©., der Grundftüde, auf willfürlicher, den körperlichen Zujammen- 
bang mit den angrenzenden Grundftüden überhaupt nicht berührender Abgrenzung. 
Während jo die Grundftüde nur räumlich abgegrenzte Stüde eines körperlichen 
Ganzen find, erjcheint jede andere Sache ala ein eigenes körperliches Ganzes. Fragen 
wir jedoch, wann ein folches Ganzes vorliege, durch welche Art und welches Maß 
des förperlichen Zufammenhanges mit anderen ©. eine ©. aufhöre ala eigene von 
jenen verjchiedene ©. zu eriftiren, fo entjcheidet hierüber nicht jchlechthin der phyfi- 
falische Zujammenhang, fondern die nicht ausfchließlich durch diejen beherrichte An— 
ichauung des Verkehres. Es ift danach zwar jchlechthin eine ©. jedes natürliche 
Ganze; ift dagegen zwiſchen verjchiedenen S. durch Verbindung ein körperlicher 
Zufammenhang bergeitellt, jo ift das jo entjtandene Ganze dann und nur dann 
eine S., wenn die körperliche Verbindung zugleich eine wirthichaftliche ift, ſodaß 
dem neu entitandenen Ganzen eine einheitliche wirthichaftliche Funktion zufommt. 
Es ift dies möglich in der doppelten Weiſe, daß die Bedeutung der einen ©. in 
der der anderen aufgeht, als deren Zuwachs oder accessio (ſ. d. Art. Acceſſion) fie 
vermöge der Verbindung mit ihr erfcheint, oder daß die wirthichaftliche Bedeutung des 
Ganzen eine eigene, durch die Bereinigung feiner verjchiedenen Stüde zu einem 
Ganzen hervorgebracdhte ift. Sind 3. B. mehrere S. aneinander geleimt oder ſonſt— 
wie aneinander befeftigt, jo find fie dadurch für die Dauer der Verbindung zu 
Stüden eines Ganzen geworden, wenn diejes entweder ala bloße Erweiterung der 
einen jener ©. erjcheint, welche die andere in fich aufgenommen hat, oder aber ala 
ein eigenes Produkt aus den verjchiedenen Faktoren, durch deren Bereinigung es 
entitanden ift; dient dagegen troß der Verbindung jedes Stüd jeinem eigenen von 
dem des anderen verjchiedenen Zwede, jo bleibt auch jedes eine eigene ©. 

Nach der Verichiedenheit des zwiſchen ihren Beitandtheilen beftehenden Zufammen- 
hanges find die ©. entweder einheitliche (corpora unita, Arwudva) oder zufanmen- 
geießte (corpora connexa, ovvrnueva) (al. 30 D. de usurp. et usucap. 41, 3). 
Bezüglich dieſer Unterjcheidung haben die Römiſchen Juriſten fich angeichloffen an 
eine von der ſtoiſchen Philofophie aufgeftellte Dreitheilung der Körper, welche jedoch 
nur zum Theile eine juriftiiche Verwerthung erfahren hat. Die Unterjcheidung des— 
jenigen Körpers, quod continetur uno spiritu, beöjenigen, quod ex 
contingentibus i.e. pluribus inter se cohaerentibus constat, und 
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desjenigen, quod ex distantibus constat, iſt, wie das dritte Glied der Ein— 
theilung zeigt, feine Eintheilung der S. Gemeinhin bezeichnet man das corpus quod 
ex distantibus constat ala Sachgefammtheit oder Geſammtſache, d. h. als eine 
Mehrheit von ©., welche in gewiſſen Beziehungen ala Ginheit behandelt werbe. 
Als dasjenige Moment, durch welches eine Mehrheit von ©. zur Geſammtheit wird, 
pflegt man dabei die räumliche Vereinigung im Dienfte eines gemeinjchaftlichen 
Zweckes zu betrachten. Als corpora der dritten Art bezeichnen aber die Quellen 
nur jolche Gefammtheiten, deren Glieder zufammengehören entweder ala Menjchen 
durch die Einheit einer fie miteinander verbindenden Organifation oder ala Thiere 
durch die Einheit de die einzelnen Stüde einer Herde oder eines Schwarmes ju- 
fammenhaltenden Naturtriebe. Das einzige von den Quellen genannte corpus 
der dritten Art, welches nicht aus Perjonen, jondern aus ©. befteht, ift daher der 
grex, und diejenige Vereinigung welche die inftinktiv zujammenhaltenden Glieder 
eines jolchen bilden, befteht keineswegs in gleicher Weije zwifchen den lediglich durch 
fremden Willen zufammengehaltenen Stüden einer beliebigen Kollektion von ©. 
Aber auch der grex iſt zwar ein corpus im Sinne jener Eintheilung, nicht aber 
eine ©.; vielmehr heben die Quellen ausdrüdlich hervor, daß die zwiſchen feinen 
Gliedern beftehende Vereinigung in feiner Weife ihre Eigenjchaft als eigene ©. be 
rühre, insbejondere giebt es fein vom Gigenthum der einzelnen Stüde verſchiedenes 
Eigenthum des grex als folchen (1. eit. $ 2) umd wenn allerdings die Cuellen den 
grex als Objekt der Vindilation bezeichnen, jo ift diefe gregis vindicatio lediglich 
eine Kumulation mehrerer Vindikationen. Bindizirt find hier alle thatjächlich zu 
jenem grex vereinigten Stüde mit der Wirkung, daß dem Kläger ausfchließlich zu: 
geiprochen werben die erweislich ihm gehörigen, daß er dagegen ganz durchrällt, 
wenn er fich nicht ala Eigenthümer dev Mehrheit ausweift (1. 2 D. de rei vind. 6, 1). 
Auch diefe Bejonderheiten des grex dürfen nicht auf andere S.gefammtheiten aus 
gedehnt werden, wie denn auch die Quellen als universitas zwar die zujammen: 
gejeßte ©., 3. B. das Gebäude (universitas aedium) und den grex, nie aber eine 
jonftige S.gefammtheit bezeichnen. Der Begriff der S.gefammtheit iſt ohne 
juriftiiche Bedeutung, insbejondere ohne Bedeutung für die Beantwortung der 
interpretationäfrage nach dem Umfange der Berfügung über die durch eine 
Kollektivbezeichnung zufammengefaßten ©. 

Rechtliche Verſchiedenheiten beitehen zwiichen verjchiedenen Arten von ©. theile 
bezüglich ihrer Eigenſchaft ala Rechtsobjekte, theils in anderen Beziehungen. 

I. Nicht alle S. find mögliche Objekte des Privateigentgums und privater 
Verfügung, gewifle ©. find ald res extra commercium dem privatrechtlichen 
Verkehre entzogen. 

A. Indem die Rechte an S. um der durch fie den Berechtigten garantirten 
faktiſchen Benutzung derjelben willen bejtehen, find der rechtlichen Beherrichung entzogen 
diejenigen ©., welche durch ihre Natur der faktiſchen Beherrſchung fich entziehen. 
Keine Rechtsobjekte find daher: 

1) Wilde Thiere im Zuftande ihrer natürlichen Freiheit, nicht nur jo lange er 
überhaupt nicht verloren, jondern auch wenn er wieder gewonnen iſt 1.3 $ 2 — 
1.5 $ 6 D. de acq. rer. dom. 41, 1). 

2) Ebenjo find feine Rechtsobjekte die atmojphärische Luft und die frei fliekende 
Waſſerwelle. Dadurch wird aber nicht berührt die Herrichaft des Grumbdeigen: 
thümers innerhalb des über feinem Grundftüde fich erhebenden Luftraumes, ſowie 
die Möglichkeit der Beherrichung des Fluſſes ala folchen und das Eigenthum an 
dem nicht mehr frei ab= und zufließenden Waſſer. Uebrigens gründet fich die 
Herrenlofigkeit der Luft und des Waflers keineswegs ausfchließlich auf ihre natürliche, 
die faktische Beherrſchung erſchwerende Beichaffenheit, jonft müßte fie von allen ın 
feinem Behältniß gefaßten Gajen und Flüffigkeiten gelten. Vielmehr find Luft und 
Waſſer naturali iure omnium communes und gründet fich ihre Herrenloſigkeit auch 
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darauf, daß fie einerfeitö allgemeine Lebensbedingungen und andererjeits relativ 
werthlos find. 

3) Während das offene Meer jeder ausichließenden Beherrichung fich entzieht, 
gilt daſſelbe bezüglich privater, nicht aber bezüglich jtaatlicher Beherrichung von der 
Meeresküfte, welche jomweit reicht ala die Fluth fteigt. Dagegen iſt möglicher Gegen- 
itand privater Berechtigung im Meere oder auf feiner Hüfte errichtete Anlage und 
dadurch auch für die Zeit ihrer Dauer der Boden, auf welchem fie errichtet iſt 
($$ 1—5 I. rer. div. 2, 1; 1. 14 D. de acq. rer. dom. 41, 1). 

B. Bermöge ihrer Naturbeichaffenheit von Rechtswegen zum Gemeingebrauche 
beftimmt und daher jeder mit ihrer beftimmungsgemäßen Benußung unverträglichen 
Privatberechtigung entzogen find die öffentlichen Tylüffe. (Ueber den Begriff des 
öffentlichen Fluſſes 5. d. Art. Flüſſe.) Während der öffentliche Fluß nur innerhalb 
der angegebenen Grenze Privatrechtäobjeft, aljo insbefondere nicht Eigenthumsobjekt 
it, it das Flußufer zwar Eigenthumsobjekt, jedoch mit den durch die Nothwendigkeit 
feiner Betretung behufs beitimmungsgemäßer Benugung des Fluſſes gegebenen Be— 
ſchränkungen. Bejtritten ift, ob nicht die öffentlichen Flüffe im Gigenthum des 
Staates fich befinden; doch umterfcheiden fich die Flüſſe von anderen res publicae 
publico usui destinatae dadurch, daß dieſe durch Erlöfchen jener Beitimmung zu 
gewöhnlichen Staatseigenthum werden, und der Ertrag, den fie etwa abwerfen, dem 
Staate gehört, während das bloßgelegte Flußbette nicht Eigenthum des Staates ijt 
und der im Bette eines Fluſſes entdedte Schat Eigenthum des Entdeders wird. 

C. Zu den privater Verfügung entzogenen res extra commercium zählte das 
Römische Recht außerdem: 

1) Die res divini iuris, welche als Eigenthum der Götter Aalten. Heutzutage 
find die zum Gottesdienft beftimmten S. und die nad) Röm. Rechte ala res religiosae 
den Manen gehörenden Begräbnißjtätten in der Regel firchliches oder Gemeinde- 
eigenthum, fünnen aber auch im Eigenthum Privater jtehen. 

2) Die dem allgemeinen Gebrauche dienenden Objekte des Staats- und Ge— 
meirdeeigenthums, die res publicae et civitatum publico usui destinatae, wie die 
öffentlichen Straßen und Pläße und die jedem zugänglichen öffentlichen Gebäude, 
galten ala res extra commercium, weil fie ohne vorherige rechtliche Aufhebung 
jener Beitimmung von jeder Veräußerung ausgefchloffen waren. Daß fie aber nicht 
blos unter dem Hoheitsrechte, jondern im wirklichen Eigenthum des Staates oder 
der Gemeinde ftanden, zeigt ſich daran, daß alle mit dem allgemeinen Gebrauche 
vereinbare Konjequenzen jenes Eigenthums zu Recht beitanden, jo 3. B. bezüglich 
der Früchte und des Schabes ($ 39 I. de rer. div. 2, 1). Heutzutage find ˖ſolche 
©. in derjelben Art veräußerlich wie anderes Staats- oder Gemeindeeigenthum, und 
ihre Beitimmung zum Gemeingebrauche kann durch bloßen Berwaltungsaft aufs 
gehoben werden. 

I, Solche Berfchiedenheiten der ©., welche in beitimmten einzelnen Be— 
ziehungen Berjchiedenheiten ihrer rechtlichen Behandlung begründen, find 

A. der Gegenſatz der beweglichen und der unbeweglichen S. Unbewegliche ©. 
find die Grunditüde. Bon den beweglichen ©. unterfcheiden fie fich hauptjächlich durch 
die Art ihrer Abgrenzung, indem fie einerjeit® mit den an fie anftoßenden Grund- 
ftüden körperlich zufammenhängen, während andererjeits in vertikaler Richtung das 
Grundeigentum ohne greifbare Grenze ift nicht nur nach unten, fondern auch nach 
oben wegen der in ihm enthaltenen und zur Benutzung des Grundftüdes unentbehr- 
lichen Beherrichung des über ihm fich erhebenden Raumes. Es bedarf daher das 
Grundeigenthum vielfach bejonderer rechtlicher Behandlung und insbejondere jein 
Umfang bejonderer rechtlicher Firirung. 

Seit dem Mittelalter hat man vielfach das Vermögen überhaupt in bewegliches 
und unbewegliches zerlegt, wobei man im Allgemeinen die Rechte an Mobilien und 
die Forderungen als beweglich und die Rechte an Immobilien als unbeweglich be— 
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handelt; keine Uebereinſtimmung beſteht jedoch bezüglich der auf Immobilien ſich 
beziehenden Forderungen, ſowie des Pfandrechtes an Immobilien. 

B. Theilbarkeit einer S. iſt im Rechtsſinne die Möglichkeit ihrer Zerlegung in 
mehrere S. derſelben Art. Theilbar ſind daher nur diejenigen S., für deren 
Gattungscharakter ihre beſtimmte Form, welche durch Zerlegung zerſtört wird, gleich— 
gültig ift, d. 5. Grundſtücke und folche bewegliche S., deren wirtbichaftliche Be— 
deutung lediglich auf ihrer Eigenjchait ala Quantum eines beitimmten Stoffes be 
ruht. Juriſtiſche Bedeutung hat die Theilbarkeit: 

1) bei Grundftüden dadurch, dab hier die Theilung durch eine den Förperlichen 
Zufammenhang nicht aufhebende räumliche Abgrenzung fich vollzieht. Es läßt fih 
daher dafjelbe Stüd des Erdbodens —— in beſtimmten Beziehungen als eine S. 
und in anderen als eine Mehrheit von S behandeln; wird z. B. ein räumlich ab- 
gegrenzter Theil eines Grundſtückes verpfändet oder in Befit genommen, jo hört das Grund» 
ftüct, welches dadurch in Anfehung des Piandrechtes oder des Beſitzes zu einer Mehrheit 
von Grundſtücken geworden ift, nicht auf, ala Gegenjtand des Eigenthums ein Grumd- 
ſtück zu fein; ift aljo fonft an einer ©. nur ein Eigentum möglich, fo ift die Einheit 
des Grundſtückes eine willkürlich angenommene und daher auch relative, indem jede 
Behandlung eines Grundftüdes ala einer Mehrheit von Grundftüden es in der frag— 
lichen Beziehung ala Mehrheit erfcheinen läßt. Dies bejagt der Satz, daß allein an 
Grundſtücken partes pro diviso möglich jeien (1. 8 D. de rei vind. 6, 1). Mit Unrecht 
halten manche auch die Theilung beweglicher S. ohne Aufhebung ihres körperlichen 
Zufammenhanges für möglich. Die Quellen kennen eine ſolche Getheiltheit einer be 
weglihen S. nur ald Nachwirkung ihrer früheren Eigenſchaft ala eines Stüdes 
zweier aneinander drenzender Grundſtücke (1. 88 D. pro soc. 17, 2), und ſelbſt bier 
nimmt vielmehr Nechtögemeinjchait an 1. 19 pr. D. comm. div. 10, 8. 

2) Im Uebrigen ift die Iheilbarkeit von rechtlicher Bedeutung für das eine 
Rechtsgemeinſchaft auflöfende Theilungsverfahren, welches durch Zerlegung zu voll» 
ziehen dem Richter bei theilbaren ©. zufteht und in erjter Linie obliegt ($ 5 I. de 
off. iud. 4, 17). Die Zerlegung muß aber hier möglich jein unbejchadet des Werthes 
der S. Während an fich jede überhaupt theilbare ©. in infinitum theilbar tft, be 
fteht die Theilbarkeit ala eine den Richter zur Realtheilung ermächtigende bei feiner 
©. in infinitum, da bei Grundftüden jowol als Stüden irgend eines Stoffes die 
Parzellivung nicht über eine gewiffe Grenze hinaus möglich ift, ohne den Werth der 
©. zu vermindern und jchließlich zu zeritören. 

Vermöge des die S. mit dem Eigenthum identifizirenden Sprachgebraudhes (ſ. 0.) 
ipricht man von Theilung einer ©. auch dann, wenn nicht aus einer ©. mehrer 
werden, jondern bezüglich derjelben S. an die Stelle eines Eigenthümers mehrere 
treten. Die Quoten, welche bier den einzelnen Berechtigten zugefchrieben werben, 
haben in Wirklichkeit nicht die Bedeutung von Theilen, ſei e& der ©. oder dei 
fie ergreifenden Nechtes, fondern nur die eines Maßſtabes für die Vertheilung dei 
Ertrages, den die S. abwirft, und des Aufwandes, den fie erfordert, jowie eventuell 
der ©. oder ihres Werthes. Ein Theil der ©. ſelbſt wird aljo Hier dem Be 
rechtigten zugejchrieben im Sinne der durch das Theilungsverfahren zu realifirenden 
Anwartjchaft auf einen jolchen Theil oder jeinen Werth (1. 5 D. de stip. serv. 45, 3). 

C. Auf wirthichaftlichen Eigenſchaften der ©. beruhen die Begriffe der Ber: 
brauchbarkeit und der VBertretbarteit. Ä 

1) Berbraudbare ©. nennt man wenig genau die res quae usu consumuntur; 
entjcheidend für dieſe Eigenſchaft ift nämlich nicht etwa die Möglichkeit der Subitany- 
minderung durch Gebrauch, welche bei feiner ©. fehlt, jondern vielmehr die Un: 
möglichkeit eines die wirthichaftliche Bedeutung der ©. realifirenden Gebraudhes, 
welcher nicht ein Verbrauch wäre. Berbrauchbare ©. find aljo nur diejenigen, bei 
welchen jeder Akt des beitimmungsgemäßen Gebrauches ein Akt der Verzehrung oder 
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Aufzehrung, der Subſtanzminderung iſt; anſtatt als Konſumtibilien bezeichnet man 
ſie richtiger als Gegenſtände der Konfumtion , indem ihr Gebrauch nicht etwa nur 
ihre Konjumtion zur Folge hat, jondern vielmehr in nichts anderem als diejer be- 
ſteht. Von rechtlicher Bedeutung ift der Begriff der res quae usu consumuntur 
namentlich dadurch, daß an ihnen fein bloßes die Verfügung über die Subftanz der 
S. ausſchließendes Nubungsrecht möglich ift. Dafielbe gilt vom Gelde als einer 
©., deren beftimmungsgemäßer Gebraud in ihrer Veräußerung, alſo in der recht- 
lichen Berfügung über ihre Subftanz befteht. In übertragenem Sinne wird «8 
daher gleichfalls zu den Gegenftänden der Konſumtion gezählt, wofür einen faljchen 
Grund angiebt $ 2 I. de usufr. 2,4. (Ueberhaupt faffen Juftinian’s Inftitutionen 
den Begriff der res quae usu consumuntur zu weit umd zählen demgemäß auch 
Kleider dazu im Widerfpruche mit 1. 15 $ 4 D. de usufr. 7, 1;1.983D. 
ususfr. quemadm. 7, 9.) 

2) Ein beitimmtes gegenjeitiges Verhältnif gleichartiger ©. bezeichnet der Begriff 
der Bertretbarkeit. Gegenfeitig vertretbar find alle diejenigen ©. einer beftimmten 
Art, zwiſchen welchen nach der Anjchauung des Verkehrs feine qualitative Ver— 
ihiedenheit beiteht. Die Römer nennen fie res quae numero pondere mensura 
constant, ala folche, welche von anderen S. derjelben Art fich nur quantitativ unter: 
icheiden (I. 1 $ 2 D. de obl. et act. 44, 7); indem ihre Bedeutung für den Ver— 
fehr nicht auf individuellen Bejonderheiten der einzelnen S., jondern lediglich auf 
ihrer Eigenichaft ala beftimmtes Quantum einer beitimmten Materie beruht, jagen 
fie von ihnen, daß fie (magis) in genere functionem recipiunt per 
solutionem quam specie (l. 2 $ 1 D. de reb. cred. 12, 1), woraus bie 
Bezeichnung der vertretbaren S. als fungibler entnommen ift. Die vertretbare 
©. xar’ Eoyiv iſt das Geld. Indem jeine Bedeutung für den Verkehr die eines 
beftimmten Werthquantums tft, find nicht nur alle Münzforten, welche an einem 
Orte die Bedeutung wirklichen Geldes haben, gegenfeitig vertretbar, fondern es ver- 
tritt auch das Geld alle anderen ©. in Anjehung ihres (Taujch-)Werthes. Indem 
bezüglich jeder ©. für den Verkehr neben ihrer ſpezifiſchen wirthichaftlichen Bedeutung 
die allgemeine ihres Werthes in Betracht fommt, ift in. gewiffem Sinne jede durch 
Geld vertretbar. 

Zum Begriffe der res quae usu consumuntur verhält fich der Begriff 
der vertretbaren ©. jo, daß diejer in jenem enthalten ift; denn im Begriffe einer 
©., deren bejtimmungsgemäßer Gebrauch in deren Aufzehrung bejteht, liegt es, daß 
ihre individuelle Geftalt dem Verkehre gleichgültig ift, jo daß fie vollftändig erießt 
wird durch andere aus denjelben Stoffen zufammengejeßte S. Dagegen ift im Be- 
griffe der Vertretbarkeit das Merkmal der Verbrauchbarkeit nicht enthalten und find 
auch thatfächlich keineswegs alle vertretbaren ©. zugleich verbrauchbare. 


Quellen: I. 2, 1 de rerum divisione; 2, 2 de rebus incorporalibus. — D. 1, 8 
de divisione rerum et qualitate. — D. 43, id Ye Gai. II. 1—14. — Preuß. ER. 1.2 ff. — 
Defterr. BOB. SS 285 085 fl. — Code civil art. 516 ss. — BGP. für den Ktanton Zürich art. 
aa. — Sig. BGB. SS 58—78. 


Lit.: Girtanner, Jahrb. f. Dogm. III. ©. 207 ff. — Göppert, Neber einheitliche, 
julammenge legte und Sefammtjachen na Röm. Recht, 1 MWappäuß, Zur Lehre von 
bem —— entzogenen Saden nad Romiſchem und heutigem Recht, 1867. — 
Eijele, Ueber das Rechtsverhältniß der res publicae in publico usu nad; Röm. Recht, 1873 
(al euch bad Verzeichniß der aus Anlah bes 4 a reg über or? * lm 
Programms — Schriften). — v. Wädter, Württemb. Privatrecht 
bie 44; Derjelbe, Pand., I. SS 59—64. — Böck aing, Pand. des Röm. „ii 8,86 
2. Aufl, 88 7. — Brinz, and., 2. Aufl., 88 125 fi. — Sintenis, Givilredht, I. 
ss ri — Windſcheid, Pand., IL SS 1 197—1 47. — Unger, Defterr. Privatrecht, 
— — Te ‚ Preuß. Privatreht, I. SS 60-67. — Stobbe, Deutiches 
— N Korn, Deutiches Privatrecht, I. SS 74—83; Derielbe, Bayer. 
ivilrecht, 2 L S$ 4 Hölder. 
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Sachverſtändige (civilproz) I. Die Lehre von den S. iſt eine der 
fontroverjenreichiten im Civ. Prz. Vorfrage für die meiften diefer Kontroverjen aber 
ift, welche Stellung überhaupt den S. im Giv.Prz. zuguerfennen fei: die von Richter 
gehülfen oder die von Beweismitteln? Die Gehülfentheorie ift zuerft von Gönner 
wifjenfchaftlich begründet worden. Nach ihm enthält der Wirkungskreis der ©. einen 
Theil des Richteramtes ſelbſt, find die ©. judices facti, ob nun ihre Thätigfeit 
darin beftehe, daß fie Wahrnehmungen rücdfichtlich beftrittener Thatſachen, welde 
eigentlich der Richter jelbjt durch Augenfchein zu machen hätte, aber in Ermangelung 
der zur Wahrnehmung erforderlichen bejonderen Kenntniffe nicht machen kann, für 
den Richter machen (wahrnehmende, darjtellende, beobachtende ©.); oder ob fie 
darin beitehe, daß fie aus feſtſtehenden Ihatjachen die Schlüffe ziehen, welche der 
Richter für feine Urtheilsfällung bedarf, aber wiederum wegen Mangels der hierzu 
nöthigen technifchen Ausbildung jelber nicht ziehen kann (urtheilende ©.). Diele 
ältere Gehülfentheorie, aus welcher man insbejondere die Konjequenz gezogen hatte, 
daß das S.qutachten eine der Rechtskraft fähige und mit Nechtämitteln anfechtbare 
Sentenz jei, wurde jpäter aufgegeben: quia ad causam instruendam adhibetur artis 
peritus, super causa vero statuere judicis est, wie jchon Mevius richtig erkannt 
hatte. Dagegen ift namentlich durch Wetzell die Anficht zur jet Herrichenden 
geworden, wonach die ©. zwar nicht ſelbſt Richter, aber allerdings Gehülien des 
Richters, und zwar ſtets unter Verwerfung des Unterjchiedes von wahrnehmenden 
und urtheilenden ©., bei der Urtheilsfällung find; „denn auch die ©., welche zum 
Augenschein zugezogen, dem Richter Worte oder Zeichen leihen, um das Wahr 
genommene kunftgemäß auszudrüden und darzuftellen, urtheilen ſchon“ (Wepell, 
5 44 N. 13). Die Hauptlonjequenzen diefer Auffaffung find, daß die Zuziehung 
von ©. jederzeit ex officio gejchehen kann; daß die Beſtimmung der Zahl und die 
Auswahl der ©. Lediglich Sache des Richters ift; daß die ©. nach Analogie der 
recusatio judicis abgelehnt werden können; daß endlich die Grundſätze des Beweiſes 
auf fie feine Anwendung finden: daß insbefondere von einer Beweisantretung und 
Beweisaufnahme ebenjowenig wie von Gegenbeweis und Ergänzung durch richter 
lichen Eid die Rede fein kann. — Waren diejen Anjchauungen gegenüber die ©. 
ihon von älteren Prozefjualiften und Geſetzen ala Zeugen behandelt und testes ge 
nannt worden, jo hatte doch jchon die Jtalienische Praris die Unterfchiede zwiſchen beiden 
far erkannt (Strippelmann, ©. 54); und fand die Beweißmitteltheorie, 
wie fie namentlid Schneider (Lehre vom rechtlichen Beweife, 88 176 ff.) ver 
theidigte, wonach der S. „ala Zeuge zu betrachten“, das Verfahren mit ©. ein 
reines Beweisverfahren und ftreng von der VBerhandlungsmarime beberricht tft, aud 
in der Deutjchen Theorie und Praris wenig Anklang. Vielmehr befolgte die Praris 
des Gemeinen Prozeſſes allgemein (vgl. Strippelmann, p. IV.) die gemiſchte 
Theorie, wie fie namentlih Mittermaier dargelegt hat. Nach ihr find die ©. 
bald Beweismittel, bald Richtergehülfen, je nachdem die Nothwendigkeit ihrer Zu 
ziehung fich im Beweisſtadium ergiebt, indem die Parteien den ihnen obliegenden 
Beweis nicht anders als durch jachverftändige Wahrnehmungen Dritter erbringen 
fönnen, oder erſt nach geführten Beweis bei der Urtheilsfällung, indem dem Richter 
die Beurtheilung des vorliegenden feſtſtehenden Ihatfachenmaterial® nur auf Grumd 
jachverftändigen Ermefjens möglich ift. Für den letzteren Fall acceptirt die gemiichte 
Theorie alle die von der Gehülfentheorie gezogenen Konfequenzen; für den erfteren 
Fall will fie die allgemeinen Normen des Beweißverfahrens überhaupt und bie 
Grundjähe des Zeugenbeweifes insbejondere angewendet wiſſen. — Neueſtens endlich 
hat Obermeyer eineverbejjerteBeweismitteltheorie aufgeftellt. Ausgehend 
davon, daß der Beweisbegriff (3. B. beim richterlichen Eid) von der Verhandlungs: 
marime unabhängig jei; anfnüpfend fodann an den Indizienbeweis, bei welchem die Be 
weisthätigfeit zwiichen den Parteien und dem Richter getheilt ei, indem die Parteien 
vermöge einer „Beweisnachlaffung“ Lediglich die Prämiffen einer Schlußfolgerung 
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darzuthun haben, der Richter aber dann ſelbſt den Beweisgrund durch Folgerung 
herjtelle; gelangt er zu dem Refultat, daß auch dann, wenn der Richter diefe Schluß: 
tolgerung nicht jelbit ziehen könne, jondern hierzu, jei es ex officio oder auf Antrag 
der Parteien ©. beiziehe, dieſe Beweismittel jeien, 

II. De lege ferenda wird man fi) (mit Renaud, $ 113) für eine gemifchte 
Theorie zu entjcheiden Haben. Der Unterjchied zwijchen wahrnehmenden und ur— 
theilenden ©. ift nicht wegzuleugnen. Wollte man den Begriff deö Urtheilens jo 
premiren, wie Webell es thut, jo würde man die ganze bisherige Beweislehre 
umftoßen müſſen. Denn fajt Alles, was man bisher thatjächliche Behauptung 
nannte und nur als jolche für geeignetes Beweisthema erklärte, wird fich bei näherem 
Zufehen ala Urtheil darftellen (vgl. die von Obermeyer, ©. 58 zu N. 50 Git.). 
Jeder finnliche Eindrud Hat, fobald er uns klar zum Bewußtſein gekommen ift, 
einen Reflexionsprozeß durchgemacht und fich zum Urtheil geftaltet. Der Zeuge, 
welcher ausjagt, daß das jtreitige Pferd eine Stute, urtheilt jo gut, wie der ©., 
welcher bekundet, daß es lungenritzig ſei; und doch fann ein Zeugenbeweis nur über 
„Zhatjachen“ geführt werden. Niemand wird die Eideszujchiebung darüber, daß 
Probat einen Gegenjtand vom Probanten gekauft habe, für unzuläffig Halten, und 
doh enthält diefe Ausſage zweifellos ein „Urtheil”, während der Schiedseid nur 
über „Thatſachen“ zuläffig iſt. Die Unterjcheidung von Wahrnehmung und Urtheil 
it mit anderen Worten allerdings eine „nur relativ gültige, aber umentbehrliche” 
(Obermeyer, ©. 57). Die Grenze zwijchen beiden aber kann nach Alledem nur 
eine ſubjektiv begründete jein: wo wir uns des Urtheilavorganges bewußt, wo wir 
unſerer Subjumirung einer konkreten Erſcheinung unter einen abjtrakten Begriff inne 
werden, da jagen wir, wir „urtheilen“ ; wo wir vermöge unferer Uebung und Ge- 
wöhnung die Urtheilsoperation unmerflich vollziehen, da behaupten wir „wahr: 
zunehmen“. Der Geübtere, Erjahrenere, Gebildetere fieht und hört und weiß da 
noch, wo der Ungeübtere, Unerfahrenere, Ungebildetere folgern und urtheilen und 
glauben muß. So ift Wetzell's oben citirte Behauptung nicht im Stande, den 
Unterichied zwijchen wahrnehmenden und urtheilenden ©. zu bejeitigen, wie denn 
auch Wetzzell ſelbſt inkonjequent genug die Scheidung der „jachverftändigen Zeugen“ 
von den S. und ihre Auffaffung als reine Beweismittel (Zeugen) adoptirt, obgleich 
fie ſich doch nach feiner eigenen Definition von den „wahrnehmenden S.“ nicht 
weiter unterjcheiden, ala daß fie die Wahrnehmung, die fie jet befunden, nicht 
im Prozefje jelbit und zum Zwecke der Bekundung, fondern ſchon früher und zufällig 
gemacht haben (Syft., $ 44 zu N. 14 und dazu Obermeyer, ©. 58 zu N. 52; 
©. 61 zu N. 66 ff.). — Auf der anderen Seite beruht aber auch Obermeyer’s 
Anficht, daß auch der urtheilende ©. Lediglich Beweismittel fei, auf unhaltbarer 
Prämiffe. Beim ©.=, wie beim Jndizienbeweis (vgl. wegen des lehteren Heußler, 
Archiv f. d. civ. Prx. LXIL ©. 230 ff.) ift die Beweisthätigfeit bereits zu Ende, 
wenn die Schlußfolgerung beginnt. Die letztere ift nicht mehr Beweisführung, 
jondern Würdigung des geführten Beweijes; fie gehört zur urtheilenden Thätig- 
teit des Richters, die fich aus Beweiswürdigung und Rechtsanmwendung zufammenjekt. 
Der urtheilende ©. alfo, welcher aus jeftitehenden Thatſachen nach den Regeln jeiner 
Kunſt eine Schlußfolgerung auf die entjcheidende Thatjache zieht, beweiſt nicht mehr, 
jondern Hilft dem Richter einen Theil feines officium erfüllen. — Und jo ergiebt 
ſich von jelbjt, daß die urtheilenden ©. Richtergehülfen, und als jolche durch: 
gängig vom Richter abhängig und nad) Analogie defjelben den Parteien gegenüber 
zu behandeln; daß dagegen die wahrnehmenden ©. Beweismittel und als jolche 
den allgemeinen Grundſätzen des Beweiſes unterworfen, im Einzelnen aber nad 
Analogie der Zeugen zu behandeln find. 

IH. Die Quellen des Gemeinen Prozeffes, von welchen das Röm. Recht die 
©. in Anwendung auf den Giv.Prz. nur in zwei, das Kanoniſche Recht nur in 
fünf Fällen, das ältere Deutiche Recht gar nicht erwähnt, bieten über unjere Trage 

v. Holgenborff, Ene. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 33 
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jo wenig ſichere Anhaltspunkte, daß es ſich nur hieraus erklärt, wie faſt alle subl. 
dargeftellten Anfichten fich auf fie berufen fönnen. Sicher ift nur dies, daß die 
Funktionen der urtheilenden ©. einft vom Gericht felbft veriehen wurden, was fi 
daraus erflärt, daß einerjeits entweder das Urtheil von den Volksgenoſſen felbit 
gefunden wurde, oder das Richteramt Für die durch bejondere Sachkunde zu ent: 
jcheidenden Sachen an ©. (arbitri: vgl. insbejondere Strippelmann, ©. 7 ff.) 
übertragen ; andererjeits aber auch beim Rechtsgelehrten nicht nur justi atque injusti 
scientia, fondern auch divinarum ac humanarum rerum notitia vorausgeſetzt wurde 
(Strippelmann, ©. 4). Dem entiprechend ift auch heute da, wo die Richter 
bank jelbft mit ©. befeßt ift (3. B. in Handeld-, See-, Gewerbegerichten), die Zu 
ziehung von ©. als Richtergehülten bezüglich der einichlägigen Fragen unmöthig 
(Hannov. Protof., VII. ©. 2318; Defterr. Entw. von 1876 $ 404; Deutiches 
GBG. 3 118); während im Uebrigen beim Richter heute nur Rechtskenntniſſe ver- 
muthet werden (arg. Deutiches GBG. SI 2 ff.) und ebendeöwegen anderweite Fach— 
fenntniffe auch da, wo fie zufällig beim Richter fich finden, der richtigen Anficht 
nach (vgl. Gönner, Abhandl. 44, 8 8; Abhandl. 45, SA; Wetzell, S 44 nad 
N. 10; Motive zum Deutichen Entw. von 1874 ©. 496 gegen Obermeper, 
©. 86 #.) zur Beurtheilung nicht verwerthet werden dürfen. — Bon den Partikular: 
geiegen hatten fich die meiften der gemifchten Theorie angeichloffen (vgl. 3. 2. 
Corp. jur. Friderie. I. t. 38 7; I. t. 6 $ 13; Allg. Preuß. Ger.Ord., II. t. 10 
SS 888 ff.; t. 42 SS 14, 35; Baden 1831, $$ 540, 541; Sannover 1850, 
SS 275 ff., 280, Lippe 1859, SS 49, 51; Meiningen 1862, Art. 95 fi., 100; 
Baden 1864, 88 491, 498, 494; Württemberg 1868, Art. 205, 500 f}.). Die 
neueiten Entwürfe und Geſetze dagegen find von Wetzell's Gehülfentheorie be 
einflußt. Dies gilt insbefondere von der Deutichen CPO. 88 135, 367—379, 
und von dem mit derielben wefentlich übereinftimmenden Defterr. Entw. von 1876, 
88 215 Abi. 3; 392—406. Dabei ift jedoch mit einer Halbheit verfahren, welde 
die ohnehin jo jchwierige Lehre nur gänzlich zu verwirren geeignet iſt. Während 
die Motive zum Deutjchen Entw. von 1874 ©. 496 zunächſt Wetzell's Lehre jammt 
jeiner Begründung berjelben vollftändig adoptiren, jahren fie unmittelbar daran 
fort: „Dies Prinzip ift in Verbindung mit dem Grundſatz der freien Beweis: 
würdigung für die Vorjchriiten des Entwurfs über den S.“Beweis maßgebend ge 
wejen“ ; nicht gewahrend, daß die Wetzell' ſche Gehülfentheorie die Anwendung de 
Beweisbegriffes auf die ©. total ausfchließen müßte, daher denn auch Wetzell 
jelbjt ausdrüdlich gegen die Bezeichnung und Behandlung der ©. ala Beweismittel 
proteftirt (Syft. $ 44 N. 14 und 16). Und dieſe Prinzipienlofigkeit (die übrigens 
auch jchon in den Hannov. Protof., XV. ©. 5718 ff., zu Tage tritt) jpiegelt Aid 
auch überall im Geſetz jelbit wieder. Während unter Ausfcheidung der jachverftän- 
digen Zeugen von den S. (Deutiche CPO. $ 379; vgl. Defterr. Entw. $ 406) 
die Gehülfentheorie in ihren Hauptkonſequenzen ausdrücklich fanktionirt ift (vgl. oben 
sub I. und gleich unten sub IV.), werden die ©. doch nicht nur ala Beweismittel 
bezeichnet (Deutiche (PO. $ 324 3. 2; Rubrik des 8. Tit. in Buch II. Abfchn. 1: 
„Beweiß durch S.“), jondern auch als folche behandelt, indem die Lehre von den 
S. mitten unter den Beweismitteln geregelt, auf die S. außdrüdlich die Vorjchriften 
über den Zeugenbeweis als analog anwendbar erflärt (SS 367, 371); von Beweik- 
antretung, Beweisbeichluß, Beweisaufnahme mit namentlicher Beziehung auf die ©. 
gehandelt iſt ($$ 368, 324, 370). Damit find die ©., ſoweit fie Beweismittel 
find, in dubio auch den übrigen Regeln des Gejehes über den Beweis unterworten, 
jo der des $ 258 oder der des $ 437 u. ſ. w., was in direftem Widerſpruch mit 
der Gehülfentheorie jteht (vgl. Mittermaier, $6 ©. 135 ff.; Wegell,S 4 
nach N. 37). Wieweit aber die ©. als Beweismittel zu betrachten find, darüber 
fehlt e8 nicht nur im Geſetz an jedem Anhalt, fondern nehmen auch die Motive den 
legten, indem fie den Unterjchied zwiſchen wahrnehmenden und urtheilenden S. mit 
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Wetzell verwerien. — Bei diejer Sachlage wird nichts übrig bleiben, als die 
Motive bei Seite zu jeßen und durch Wiederaufnahme des Unterjchiedes von wahr: 
nehmenden und urtheilenden S. der gefjeßlichen Doppelauffaffung der ©. als Be- 
wetsmittel und als Richtergehülfen Sinn und Berjtand zu geben. Zu beachten ift 
jedoch dabei, daß nad) der Faſſung des Geſetzes die aus der Gehülfentheorie aus— 
drüdlich aufgenommenen Konjequenzen auch auf die ala Berveismittel zu betrachtenden 
©. angewendet werden müſſen. 

IV. Das Detail der Lehre, für welches die Italienische Praris Hauptquelle im 
Gemeinen Prozeß war (Strippelmann, ©. 33 ff.), umfaßt inöbejondere die 
Fragen der Offizialbeiziehung, der Wahl und Beſtimmung, der Inftruftion, Be— 
eidigung und Vernehmung der ©., "der Bedeutung ihres Gutachtens für Parteien 
und Gericht. — Die erite frage würde an fich dahin zu beantworten jein, daß die 
wahrnehmenden ©., weil fie Beweismittel find, der Beweis im Giv.Prz. aber prin- 
zipiell der BVerhandlungsmarime unterftellt werden muß (Wendt, Archiv. f. d. 
civ. Prx. LXIII. ©. 261 ff.), ausfchließlich von den Parteien durch Beweisantretung, 
daß dagegen die urtheilenden ©. als Richtergehülfen ausſchließlich vom Richter in 
den Prozeß einzuführen wären. Neigte jedoch jchon die ältere Theorie und Praris 
dahin, Hier die VBerhandlungsmarime zu durchbrechen (Obermeyer, ©. 41), jo 
bat die Dentiche (PO. $ 135 (ebenſo Oeſterr. Entw. $ 215 i. f.) das Recht des 
Richters, ©. ex officio beizuziehen für jede Lage des Prozeſſes ohne Unterjcheidung 
von wahrnehmenden und urtheilenden ©. jchlechtiweg anerkannt, in Entmündigungs- 
jachen überdies eine richterliche Pflicht der Zuziehung ftatuirt (55 598, 599, 612). 
Bon einer Beweisantretung durch ©. (Deutiche (PO. $. 368; vgl. $ 392 Defterr. 
Entw.) kann daneben nur bei wahrnehmenden ©. die Rede jein; der Antrag der 
Parteien auf Zuziehung urtheilender ©. ift nur „Anregung einer von Amtswegen 
zu bethätigenden Maßregel" (Seuffert, Kommentar zu $ 8368). — Die Aus— 
wahl und Beitimmung der Zahl der ©. ift jodann von der Deutichen CPO. $ 369 
(Oeſterr. Entw. $ 393) unterjchiedalos in die Hände des Gerichts gelegt. Das Geſetz 
hat dadurch der gemifchten Theorie gegenüber, welche die wahrnehmenden ©. durd) 
Benennung einer gleichen Zahl jeitens der beiden Parteien aufitellen läßt (Mitter- 
maier, ©. 128), die Gehülfentheorie fonjequenter ald Wetzzell ſelbſt durchgerührt, 
welcher den jchon von Rivinus gemachten, von Doktrin, Praris und Gefeßgebung 
vielfach aboptirten Kompromißvorichlag fich zu eigen gemacht hat, „wonach beide 
Parteien gejondert in gleicher Zahl ihre ©. benennen, der Richter aber einen Ob- 
mann dazu thun ſoll“ (Wetzell, $44 N. 22; Dbermeyer, ©. 101 R. 38 ff.). 
Doch bindet es das freie richterliche Ermeffen nach zwei Seiten: das Gericht joll, 
wenn für gewifle Arten von Gutachten S. Öffentlich beftellt find (vgl. 3. B. RGeſ. 
bom 11. Juni 1870, betr. das Urheberreht an Schriftwerfen $ 31; RGeſ. vom 
11. Ian. 1876, betr. das Urhebereht an Muftern $ 14; RGeſ. vom 10. Jan. 
1876, betr. den Schuß der Photographien $ 10 u. j. w.), fich regelmäßig an dieſe 
halten. Hat nun dieje Beichräntung auch vom Standpunkte der Deutichen C(PO. 
aus nichts Auffallendes, jo fteht dagegen mit demjelben in jchroffftem Wideripruch 
die Vorſchrift des 5 369 Abi. 4 (die denn auch der Defterr. Entw. richtig ver: 
mieder hat), wonach das Gericht an die durch Vereinbarung der Parteien bejtimmten 
Perjonen gebunden ift. Dieje, gleich der vorigen durch die Reichstagstummiffion in's 
Gejeh aufgenommene Beitimmung wurde als eine Konfequenz der Berhandlungsmarime 
beantragt und gebilligt (Kommiffionsprotofolle, S. 141). Allein diefe hat eben mit 
dem ganzen Standpunkt der Deutichen CPO. nichts zu thun. — Die viel beftrittene 
Frage, ob und immieweit ein S.-Zwang zu ftatuiren jei (vgl. Hannov. Protof. VII. 
€. 2332 ff), — welche für das Gem. Recht, insbefondere mit Hinweis darauf, daß 
für einen jolchen fein Bedürfniß eriftire, und daß er undurchführbar fei, überwiegend 
verneint (vgl. die Gitate bei Renaud, $ 149 N. 32; Obermeyer, ©. 123 
N. 48 und 49); dagegen insbefondere von Wet ell (vgl. außerdem die bei Renaud, 
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l. ce. Gil.) mit Berufung auf da® munus publicum der ©. ala Richtergehülien be 
jaht wurde, — ift zwar von der Deutichen EPD. $ 372 (Defterr. Entw. $ 396) 
prinzipiell ebenfall® verneint, das Prinzip aber durch die ftatuirten Ausnahmen 
nahezu annullirt worden (Öbermeyer, ©. 126). — Bezüglich der Frage de 
Ablehnung der ©. durch die Parteien müßte die gemifchte Theorie unterjcheiden, 
ob die S. ala Beweismittel produzirt wurden, in welchem Fall Probat durch Be 
weiseinreden ihre Untüchtigfeit oder Verdächtigkeit, wie bei Zeugen, geltend zu machen 
hätte, oder ob die ©. ala Richtergehülfen beigezogen waren, wo die Parteien ein 
Ablehnungsrecht nach den Grundjäßen der Rekuſation der Gerichtäperfonen haben 
würden (vgl. Mittermaier, $ 4 ©. 131). Die Deutiche (PO. $ 371 (Deiten. 
Entw. $ 395) gedentt lediglich des lehteren Rechtes. — Der Erſtattung des Gut: 
achtens hat die Inſtruktion und — außer bei Verzicht beider Parteien — die Be 
eidigung des S. voranzugehen. Die Art der Inſtruktion muß dem richterlichen 
Ermefjen anheimgeftellt werden (vgl. indeffen Defterr. Entw. $ 399). Der S.-& 
aber war von jeher promifjorifch (juramento antea praestito: 1. 20 C. 4, 21; „vor 
Eritattung des Gutachtens“ : Deutiche CPO. $ 375) und muß jo formulirt fein, 
daß er jeden Grad der Ueberzeugung trifft („nach beitem Wiſſen und Gewiſſen': 
Deutſche (PO. $ 375; vgl. auch jchon KGO. von 1555, I. t. 85), während bie 
Helteren den S. bald de veritate, bald de credulitate jchwören ließen. — Die Be 
gutachtung jelbft kann, wie jchon nach Gem. Recht, jo auch nach den neueften Ge 
jeen, nach Ermeſſen des Gerichts mündlich oder jchriftlich (Deutiche CPO. $ 376; 
Defterr. Entw. $ 400); fie kann bei Uebereinſtimmung der ©. gemeinſam erfolgen 
(Defterr. Entw. $ 401; für die Deutiche CPO. beitritten; vgl. die Eit. bei Ober: 
meyer, ©. 155 N. 45). Das Gutachten foll nach der überwiegenden Anficht der 
Schriftfteller (Renaud, $149 N. 45) mit Gründen verfehen fein; nach dem Oeſter 
Entw. $ 401 kann der Richter dies verordnen; nach $ 376 Ab. 2 vgl. mit $ 361 
Deutiche CPO. kann er eine Erläuterung des shne Gründe abgegebenen Gutachtens 
vom S. verlangen. — Ob die Parteien ein Recht darauf haben, der mündlichen 
Vernehmung des ©. beizuwohnen, wird ebenjo wie die Frage, ob ihnen eine Be 
kämpfung des abgegebenen Gutachtens durch ein Beweisdiiputirverfahren zu geitatten 
jei, davon abhängen, ob umd inwieweit man die S.vernehmung ala Beweisaufnahme 
anfieht (vgl. 88 322, 258 Deutiche EPD.). — Was aber endlich die Stellung dei 
Richters zum Gutachten anlangt, jo ftritt man im Gemeinen Prozeß jowol darüber, 
ob der Richter an das übereinftimmende Gutachten der S. gebunden jei oder daffelbe 
feiner freien Würdigung unterliege? ala auch darüber, wie der Richter in Kollifione 
fällen fich zu verhalten Habe? War man inäbejondere jet Gönner (Abb. 4 
z8 13 ff.) geneigt, das übereinftimmende Gutachten für formal bindend zu erklären, 
in Kolliſionsfällen aber bei Schägungen eine Durchichnittäberechnung (nad) „Schürzen“) 
anzuftellen, bei anderen Begutachtungen die Majorität der S. entjcheiden zu laſſen, 
reip. im Fall der Stimmengleichheit dem Richter die Zuziehung weiterer ©. oder 
eines Obmanns zu gejtatten bzw. zu gebieten; hatte dann die Lehre von Walther 
(S. 286 ff.), daß in jedem Kollifionzfall, außer wo es ſich um Schäßungen handle, 
„Kunft- und ©. von bewährterer Gejchieflichkeit, oder, wo es zu haben ift, ein 
ganzes Kollegium derjelben“ Zwecks nochmaliger Prüfung der divergirenden Gut. 
achten und Abgabe eines „Obererachtens“ zuzuziehen feien, vielen Anklang gefunden 
und mehrfach zur ftaatlichen Errichtung oberfter jachmännischer Kollegien geführt, 
jo hat fich dagegen die neuefte Gejeßgebung wieder dem ſchon von der älteren Doktrin 
und Gejeßgebung befolgten (ſ. die Nachweife bei Obermeyer, ©. 170 ff.; ©. 181 
RN. 79 und 81) umd auch vom Code proc. civ. art. 328 und vom Code di proced. 
civ. del regno d’Italia art. 270 vertretenen Grundjaß der freien Würdigung der Gut: 
achten zugewandt. Dies ift auch der Standpunkt der Deutichen CPO. (und dei 
Oeſterr. Enttw.), wie derjelbe nicht nur von den Motiven bezeugt wird, welche aber 
von ihrem Standpunkt aus völlig inforreft von freier Beweis würdigung ſprechen, 
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jondern insbefondere Ausdrud gefunden Hat für Begutachtungen im en Sinne 
in $ 377 des Geſetzes ($ 402 Defterr. Entw.), für Schäßungen in $$ 3 und 260 
— (8 17, 298, 411 Oeſterr. Entw.). 

: Bol. bie umfaffenden Literatura —— * re er, Ard. f. d. civ. Prar. AXVL 


©. 10610 (bis 1841); bei Wepell, Sy 1; j bei —— Lehrb. $ 118 
N. *. ervorzuheben find: Gönner, —— ir und 45. — Mitters 
maier, ch. f. d. civ. Prar. IL ©. 119 —— Diss. de indole 
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Wendt, ebenda L LUX. E. 965 — Dbermepyer, Lehre von ben ©. im Civilprozeß, 
1880. Birkmeyer. 


Sachverſtändige (ſtrafpr.). I. Sachverſtändige (Kunſtverſtändige, ex- 
pertes) ſind Perſonen, welche durch ihre Ausbildung für einen beſtimmten Beruf und 
durch die bei Ausübung deſſelben geſammelten Erfahrungen die Befähigung erlangen, 
dem Gerichte die Auskunft zu ertheilen, ohne welche gewiſſe Thatſachen, weil zu 
deren Beobachtung und Beurtheilung die allgemeine Befähigung nicht ausreicht, mit 
Beruhigung nicht feitgeitellt werden können. Die Entwidelung des Beweisrechtes 
in der Richtung der freien Beweiswürdigung bat auch in Bezug auf die Stellung 
der S. namentlich im Strafprozeß eine wejentliche Aenderung und Klärung mit fich 
gebracht. Der Zug des älteren Beweisrechtes ging dahin, möglichit objektive Er— 
probungen der Thatjachen zu erzielen und dem Richter die Beftandtheile feines Ur— 
theiles, wie bereit? behauene Quaderfteine, jertig zu liefern, jo daß er fie nur ein- 
zufügen hatte. Daraus entwidelte fich zunächit die Tendenz, möglichjt viele Fragen 
S. zuzuweiſen, und nicht gerade genau zu wtterfuchen, ob es fich denn überhaupt 
um einen Gegenjtand handelt, zu deſſen Beobachtung und Beurtheilung eine bejon- 
dere Berufsbildung erforderlich ift und ob gerade in die Berufefphäre diejer be— 
ftimmten ©. die Fragen fallen, auf deren Löfung e&& ankommt. Pan ift 3. B. noch 
heute nicht abgeneigt, etwa den Büchjenmacher darüber zu befragen, ob ein be- 
ftimmter Zuftand einer durchlöcherten Glasfcheibe auf einen Schuß und ob er auf 
einen aus der Nähe oder aus der ferne abgefeuerten jchließen laffe. In einem vor 
einigen Jahren verhandelten Fall, der Europäijcheg Aufjehen erregte, hing die Ent- 
fcheidung wejentlich davon ab, ob und wie ein menfchlicher Körper über eine Fläche 
von einer beitimmten Neigung bhinabrollen könne, und man war jehr verjucht, 
dies Ärztlicher Beurtheilung anheimzuftellen. Es kommt vor, dad man es 
als Gegenftand ärztlicher Beurtheilung anfieft, ob Jemand einem bejtimmten 
Angriff oder Sturz gegenüber die Hände eher abwehrend vor fich Hinftreden oder 
jchütend über fich breiten werde. Vermeiden läßt es fich ohnehin nicht, dat ©. den 
ihnen mit Recht abgejorderten Ausspruch fchließlich auf ſolche Thatmerkmale ſtützen, 
die Jedermann beobachten und beurtheilen kann. Es wird es den Werzten Niemand 
derargen können, wenn fie 3. B. erklären, durch den Umſtand, daß nach Lage der 
Berhältniffe das Werkzeug, womit eine beftimmte Art der Tödtung allein zu bes 
werfftelligen ift, nicht vorhanden fein konnte, zur Ausſchließung dieſer Tödtungsart 
beſtimmt zu ſein. Allein es folgt daraus allein ſchon daß jene objektive Beweis— 
kraft, welche einſt dem Spruch der S. vindizirt wurde, demſelben nicht innewohnen 
fönne, daß er für ſich allein den Richter nicht beruhigen dürfe und daß diefer Die 
Verpflichtung habe, jehr genau zu prüfen, ob derjelbe auf Grumdlagen ruhe, über 
die er fich eine felbftändige Meinung nur auf die Gefahr Hin bilden kann, daß er 
als der jchlechter Umnterrichtete fich über den beffer Unterrichteten jtellt. Es iſt daher 
der Spruch der S. immer nur eine Auskunft, auf Grund welcher der Richter die 
Thatſache feftzuftellen hat, und eben darum der Herrſchaft ber freien richterlichen 
Würdigung nicht entrüdt. Damit ift auch eine zweite in früherer Zeit, namentlich 
auf dem Boden des Gemeinen Deutjchen Inquiſitionsprozeſſes, hervorgetretene Ten⸗ 
denz zurückgedrängt, die dahin ging, die S. nicht als Auskunftsperſonen, ſondern 
als einen Theil des Gerichtes („Gehülfen des Richters“, als welche fie übrigens 
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noch die Motive zur Deutichen StrafPO. [S. 59] bezeichnen, ohme damit fich der 
hierdurch gewöhnlich ausgedrüdten Auffaſſung anichließen zu wollen, da nur be 
gründet werden joll, daß der Richter die ©. zu wählen habe) ober, was richtiger 
und deutlicher ift, ihren Spruch nicht ala ein Beweismaterial, jondern ala einen 
technischen Richteripruch auizuiaflen, eine Tendenz, die in dem Vorkommen ftändig 
beitellter S., in der Uebertragung der Funktionen derjelben an ſachverſtändige 
Kollegien u. dgl. Unterftügung fand. Im Gegenfag hierzu wurde wieder anderes, 
zum Theil jelbft in frankreich, ganz beionders aber in England, der Gigenart der 
Stellung des S.beweifes unter den Beweismitteln nicht genügend Rechnung getragen, 
indem man die ©. lediglich ald Zeugen und dann gewöhnlich ala ausgeiprochene 
Belaftungs= oder Entlaftungszeugen behandelt. 

Die Eigenart der Stellung der S. umd damit ihre prozefiualiiche Stellung be 
ruht aber auf Folgendem: 

1) Der gewöhnliche Zeuge ift durch die Greigniffe und Vorfälle gegeben, welche 
er wahrzunehmen, meiit zufällig umd faft niemals durch gerichtliche Beranitaltung, 
in die Lage gefommen ift; er kann je nach dem Stande der Sache durch andere 
Perſonen, welche in derjelben Lage waren, fontrolirt, widerlegt, bejtätigt und felbit 
erjegt werden, aber auch diefe Perfonen find gegeben und können nicht ausgewählt 
werden. Dagegen wird der ©., jo weit er über Wahrnehmungen auszujagen hat, 
eigens berufen, damit er diefe Wahrnehmungen mache. Die ©. fünnen ausgewählt 
werden, und zwar unter ihre Unbefangenheit möglichft verbürgenden Umftänden, die 
Zeugen find gegeben. Auch auf einen bedenklichen Zeugen fänn man nicht verzichten, 
ohne umerjegliche Mittel der Aufflärımg zu verlieren; der ©. fann in der Regel 
leicht erießt werden. 

2) Der Zeuge ift fih im Augenblid, wo er den Gegenitand jeiner ſpäteren 
Ausjage wahrnimmt, in der Regel deifen nicht bewußt, daß er darüber ein Zeugnik 
abzulegen haben werde, während beim ©. jchon die Wahrnehmung unter den Ge 
fichtspunft einer berufsmäßigen und zielberwußten Ihätigfeit, der Beobachtung und 
Unterfuchung, Fällt. 

3) Der Zeuge joll über nadte Thatjachen ausjagen, die er wahrgenommen bat, 
und fich darauf beichränfen. Dies iſt zwar nicht unbedingt zu erreichen; unſere 
Grlebniffe haften in uns jelbit jchon in der Geftalt von Urtheilen. Allein wenn 
der Zeuge unter den vor Gericht an ihn gejtellten fragen diefe Urtheile wieder auf 
ihre Elemente zurüdgeführt und diefelben dem Gerichte dargelegt bat, iſt letzteres 
auch volltommen in der Lage, fich an feine Stelle zu jegen und unter Anwendung 
der allgemeinen Dentgefege und XLebenserfahrungen jene Urtheile zu überprüfen. 
Dies ift beim ©. jchon, joweit es fih um die Wiedergabe feiner Wahrnehmungen 
handelt, nicht der Tall; er hat eine bejondere Befähigung zur Beobachtung und 
Unterfuchung, feine Beichreibungen des ıummittelbar Wahrgenommenen enthalten be 
reits die Anwendung jachwifjenichaftlicher Kategorien, fie bilden Urtheile, die der 
Richter nicht ohne jachverftändige Beihülfe in ihre Glemente auflöfen und deren 
—— auch wenn ſie aufgelöſt vor ihm liegen, er nicht unmittelbar verwerthen 
ann. 

4) Kann der Richter manchmal in den Fall kommen, den Zeugen um die 
Folgerungen zu fragen, welche er aus ſeinen Wahrnehmungen zog, jo wird bie 
jeinen Grund nur darin haben, weil dies oft allein die Möglichkeit bietet, die 
Wahrnehmungen jelbit wieder aufleben zu machen und den Zeugen zu deren Wieder: 
gabe zu bringen. Dagegen foll der ©. in der Regel die Folgerungen aus jeinen 
Wahrnehmungen ziehen und dem Richter darlegen, und zwar durch Anwendung ber 
ihm allein, nicht aber dem Richter bekannten allgemein gültigen Gejege jeiner Wiſſen— 
ichaft oder Kunſt auf den konkreten Fall. In beiden Fällen muß der Richter in 
die Lage gebracht werden, die Richtigkeit der Folgerung zu prüfen; allein während er 
vom Zeugen nur in Bezug auf die Wiedergabe der Wahrnehmungen abhängig ift, muß 
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er vom S. auch die Darlegung der allgemeinen Geſetze entgegennehmen und kann 
daher nur die Anwendbarkeit derſelben auf die konkreten Thatjachen prüfen. 

Was der ©. dem Gericht bietet, ift aljo ein zweifache: 1) Die Darftellung 
der von ihm gemachten Wahrnehmungen (mit Ginjchluß der zu diefem Zwecke an— 
gejtellten Unterjuchungen und Berjuche), der Befund, Sachbefund, Sichtbeiund, 
visum repertum, rapport; 2) die Darlegung und Begründung der von ihm aus 
diefen Wahrnehmungen gezogenen, für den Strafiall erheblichen Folgerungen, das 
Gutadten, Kunjturtheil (parere, avis). Nun find aber diefe beiden Auf— 
gaben in fich ſehr verschieden und laſſen eine jehr verichiedene progefiualiiche Ge— 
ftaltung zu: Der Berund geftattet in der Regel feinen Aufſchub, ift auch oft von 
Örtlicden Verhältniſſen abhängig, fo daß die Auswahl der ©., welche ihn aufnehmen 
jollen, oft eine jehr beengte iſt. Dagegen geitattet er jofortige Firirung des Wahr: 
genommenen durch Niederſchrift, Zeichnung oder jonjtige Nachbildung und ift diefe 
ungeſäumte Firirung jo wejentlich, daß ihre Unterlaffung durch ganz bejondere Ver— 
hältnifje gerechtfertigt werden müßte, um ohne ſolche einen Befund noch entgegen- 
nehmen zu dürfen. Dazu kommt auch noch, daß der Vorgang der ©. bei Auf- 
nahme des Beiundes unter gerichtlicher Leitung und Beurkundung jteht, obgleich 
diefe nicht immer eine fonjtante fein kann (Deutiche StrafPD. $ 78; Defterr. 
$ 122). Alles dies bewirkt, daß der Befund von der allgemeinen Regel bezüglich 
des Vorzuges der Miündlichkeit eine Ausnahme macht, daß nämlich hier die Nieder- 
ichrift wertvoller ift, als der jpätere mündliche Bericht, und eben darum, wenn 
jene bedenklich geworden ift, eine Erneuerung des Befundes mehr Aufklärung vers 
ipricht, ala eine erneute Vernehmung der ©. iiber denjelben. — Dagegen jtütt fich 
das Gutachten auf den Befund; e8 kann aber in anderweitigen Materialien des 
Straiprozefies noch weitere Grundlagen finden, eben darım durch die jpäteren Ergeb» 
niffe des Prozeſſes modifizirt und ala endgültig erit nach völliger Aufklärung des 
Sachverhaltes, aljo am Schluß des Verfahrens, angejehen werden. Das Gutachten 
ift aber auch unabhängig von der Perfon, welche den Befund beurfundet hat, und 
meiſtens in höherem Grade ala diefer abhängig von der technijchen Züchtigfeit des— 
jenigen, der e8 abgegeben hat. Was die äußere Yorm der Gritattung derjelben be— 
trifft, jo wird hier im Allgemeinen die mündliche Darlegung durch die Natur der 
Sache nicht gehindert, und fie wird jehr häufig die richtige Auffaffung der Anficht 
der ©. umd ihrer Begründung, die Bejeitigung von Zweifeln und Mißverſtändniſſen 
wejentlich fördern. Nicht immer werden übrigens im Strafprozeß Befund und 
Gutachten figuriven; es kann vorfommen, daß der Befund genügt, zumal wenn es 
fich um die fachkundige Fixirung von Thatfachen handelt, deren Beurtheilung feine 
Fachkenntniffe fordert (Aufnahme von Plänen, Meffungen u. dgl.); ed fann aber 
auch die Möglichkeit der Aufnahme des Befundes fehlen und dann müſſen die 
Grundlagen des Gutachtens durch Zeugenausjagen (natürlich, womöglich, durch 
jachverjtändige Zeugen, d.i. Perfonen, welche zwar jachkundig find, aber ihre 
Wahrnehmungen zu einer Zeit und unter Umſtänden machten, wo fie nicht als ©. 
fungirten — vgl. $ 85 der Deutjchen StrafPO.) beichafft werden. Alle diefe Ver- 
hältniffe üben wejentlichen Einfluß auf die prozefjualiiche Geftaltung. 

I. Die Beftimmung der ©. hängt von ganz anderen Gefichtspunften ab, 
als die der Zeugen. Schon die Vorfragen, ob ©. beizuziehen jeien, welcher Art fie 
jein jollen und in welcher Zahl erforderlich, können in gleicher Weife bei Zeugen 
nicht auftauchen. Nach $ 73 der Deutſchen StrafPO. erfolgt „die Auswahl der 
©. und die Beitimmung ihrer Anzahl durch den Richter“. Der Sat ift aber eigent« 
(ih nur für die Vorunterfuchung richtig. Bezüglich des Vorbereitungsverfahreng 
läßt 8 160 der StrafPD. die Auslegung zu, die ihm Löwe (bei diefem Paragraph 
und bei $73N.3a) und Geyer (v.Holgendorij’s Handb., I. ©. 240) geben, 
dab nämlich der Staatdanwalt, der die Vornahme der „Unterfuchungshandlung“ 
beantragt, auch die S. namhaft macht und dat der Amtsrichter fich an dieſen An— 
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trag halten müfje, wenn er nicht gefeßwidrig ift. Andererſeits fteht die Vorbereitung 
der Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung weientlich in der Hand der Staat 
anmwaltichaft und des Angeklagten, nur fuppletoriich in der des Gerichtes (ſ. d. Art. 
Beweisverfahren). Nach dem in diefer Hinficht zur Geltung gebrachten Grund 
ſatze ift eine pofitive Vorſorge für die Unbeiangenheit der S. dem Gericht nicht 
möglich; es werden die ©. daher je nach der Parteiftellung, welche auf ihre Be 
rufung Einfluß gewinnt, den Belaftungs» und Entlaftungszeugen zur Seite geftellt 
fein, und dies wirkt vermöge des $ 193 der StrafPD. über die Mitwirkung der vom 
Angeichuldigten benannten ©. bei dem Augenfcheine auf die Vorunterſuchung zuräd. 
Die Regel de 8 73, daß für eim beitimmtes Fach Öffentlich beftellte ©. 
nicht ohne befonderen Grund umgangen werden follen, bindet wol auch nur den 
Richter und den Staatsanwalt. — Nah $ 119 der Defterr. Stra PD. fteht die 
Wahl der S. (mit der gleichen Beſchränkung bezüglich der „bei dem Gerichte blei- 
bend angeftellten“) dem Unterfuchungsrichter zu. Bezüglich der Zuziehung zu 
Hauptverhandlung ergiebt fich aus den für die Vorbereitung de Berweismateriali 
geltenden Grundfäßen (f. d. Art. Beweisverfahren), dat beide Parteien An: 
träge zu ftellen berufen find, die Enticheidung aber ſtets dem Gerichte zukommt. 

III. Die Zuläjfigkeit der vom Richter in Ausficht genommenen oder von 
den Parteien angebotenen S. richtet fich nach folgenden Grundjäßen: Die Frage der 
tehnifchen Belähigung wird im Allgemeinen durch die diejelbe bedingende Be 
rufsftellung und durch die Erwägung, welche Art von ©. der Fall verlangt, ihr 
Erledigung finden (j. II.) Es ift aber auch nothiwendig, für die Unbeiangenheit und 
Berläßlichkeit der S. im gegebenen Falle Bürgjchaften zu gewinnen; und bier 
tritt allerdings hervor, .. dab während die Ausfage des ©. der eines Zeugen näher 
fommt, als dem Spruch eines Richters, feine perfönliche Stellung mehr der des Id 
teren ähnlich ift. Es liegt daher nahe, in ähnlicher Weife, wie bei Richtern, eine 
Ablehnung (f. diefen Art.) eintreten zu laffen. Nach $ 74 der Deutjchen Stra* 
PO. ift diefelbe im ganzen Umfange, wie bei Richtern, alfo auch wegen vorhandener 
Ausichließungsgründe (mit Ausnahme des Falles der Vernehmung ala Zeuge in 
derielben Straffache) zuläffig. Eine eigentliche Ausſchließung findet nicht ftatt, aus 
genommen nach $ 87 bei der Leichenöffnung bezüglich desjenigen Arztes, welder 
den Berftorbenen „in der dem Tode unmittelbar vorhergegangenen Krankheit br 
handelt hat“. Die Ablehnung kann nad) $ 83 der StrafPO. auch nach Erftattung 
des Gutachtens mit Erfolg ftattfinden; der Erfolg beiteht aber nur darin, daß Anlah 
fein fann, das Gutachten eines anderen ©. einzuziehen; injoweit der Ausdrud aus 
den Sachbefund mit umjchließt, wird leßterer nicht unwirkfjam, zumal auch die dar 
nehmung des Abgelehnten als jachverftändigen Zeugen nicht unzuläffig ift. Der ©. 
hat „vor Erftattung des Gutachtens“ einen Eid zu leiften ($ 79 D. StrafPD.). Perfonen, 
welche ala Zeugen nicht beeidet werden dürfen, können daher auch nicht als ©. fungiren; 
wenn Löwe dies auf die Hauptverhandlung beichräntt, jo hängt dies mit der unten 
zu erörternden Frage nach dem Zeitpunkt der Beeidigung zuſammen. Auch die 
Defterr. StrafPD. ($ 120) geht bei Sicherung der zwedmäßigen Auswahl der 
©. von diefem doppelten Ausgangspunfte aus: einerjeits, daß „Perfonen, welde ın 
einem Unterfuchungsialle ala Zeugen nicht vernommen oder nicht beeidet werden 
dürften“ , fowie nahe Verwandte des Beichuldigten oder Verletzten, bei jonftiger 
Nichtigkeit, nicht als ©. beizuziehen find, andererfeits daß ftatt derjenigen ©., wider 
welche der Ankläger oder der Beſchuldigte „erhebliche Einwendungen“ (melde fd 
allerdings nicht auf den Mangel der Unbefangenheit beichränten müſſen, auch die 
technifche Eignung betreffen können) vorbringt, durch andere zu erſetzen jeien, folem 
nicht Geiahr am Verzuge haftet. Bezüglich des Arztes, welcher den der Autopfie zu 
unterziehenden Verftorbenen „in der jeinem Tode allenfalls dvorhergegangenen Krant- 
heit behandelt hat“, ift im $ 128 der Defterr. StrafPO. nur vorgefchrieben, dab 
er in der Negel „zur Gegenwart bei der Leichenbeichau aufzufordern ſei“. Allein in 
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8 7 der noch gültigen Vorſchrift über die Vornahme der gerichtlichen Todtenbeſchau 
(vom 28. Januar 1855) heißt e&, er jei, „det Unparteilichkeit des Urtheils wegen, 
wo es nur immer möglich ift, ala beichauender Arzt nicht zu verwenden“. 

IV. Die Verpflichtung, fi ala ©. verwenden zu laſſen, ift ſowol in der 
Deutichen ala Dejterreichifchen StrafPO. ausdrüdlich ftatuirt ($ 75 der Deutjchen 
StrafPD., $ 119 der Defterr. StrafPO.). Erſtere jchränft die Pflicht auf die 
Fälle ein, wenn der Ernannte „zu Grftattung von Gutachten der erforderten Art 
öffentlich beftellt ift oder die Wiſſenſchaft u. ſ. mw. Öffentlich zum Erwerbe ausübt, 
oder zur Ausübung derjelben öffentlich beftellt oder ermächtigt ift, oder fich zur 
Gritattung des Gutachtens“ „vor Gericht bereit erklärt“ Hat. Nach $ 76 der 
Deutſchen StrafPO. berechtigen diejelben Gründe zur Verweigerung des Gutachtens, 
wie zur Verweigerung des Zeugniſſes. (Nach der Defterr. StrafPO. wird in allen 
Fällen, wo dies praftifch werden kann, der ©. außgeichloflen fein.) Auch „aus 
anderen Gründen kann ein ©. von der Verpflichtung zur Erftattung des Gutachtens 
entbunden werden“. Das ift von befonderer Wichtigkeit angeficht® der in der 
Deutichen StrafPO. ($$ 213 umd 218) begründeten unbejchräntten Befugniß des 
Staatsanwaltes und des Angeflagten, S. — auch nach Ablehnung des Antrages durch 
das Geriht — zur Hauptverhandlunng unmittelbar zu laden, — Für den Fall des 
Nichterfcheinend oder der Weigerung des ©. droht $ 77 der Deutichen StrafPO. 
nebit Anhaltung zum Koftenerfag Geldftrafe bis zu 300 Mark, und im falle 
wiederholten Ungehorfams „noch einmal“ bis zu 600 Mark an. Die Defterr. 
StrafPD. unterjcheidet zwifchen der Verweigerung der Mitwirkung bei der Vor— 
nahme des Augenjcheins im Vorverfahren, wofür eine Gelditrafe von fünf bis hun— 
dert Gulden verhängt werden kann ($ 119 Abj. 2), und dem Ausbleiben der (auf 
Anordnung oder mit Genehmigung des Gerichtes) zur Hauptverhandlung geladenen 
©. ($$ 242 243), welche auch vorgeführt werden können und in die Koften der 
Bertagung der Hauptverhandlung und zu einer Geldftrafe von fünf bis fünfzig Gulden 
zu verurtheilen find. (Ueber die Gründe der Verſchiedenheit ſ. Mayer, Handbuch 
des Oeſterr. Strafprozeſſes, I. ©. 519, 520.) 

V. Die prozeſfualiſche Verwendung der ©. iſt eine, nach Verjchieden- 
Heit der ihnen geftellten Aufgabe verjchiedene. Die umfaffendfte Verwendung tritt 
dann ein, wenn dieſelben S., welche den Sachbefund aufnehmen und abgeben (mas 
in der Regel ſchon im Vorverfahren geſchieht) auch zur Abgabe des Gutachtens in 
der Hauptverhandlung berufen werden; eine weitere Modifikation tritt dann ein, 
wenn die Aufnahme des Sachbefundes "nicht, wie die Regel ijt, unter unmittelbarer 
Zeitung des Gerichtes, ald eine Form der Einnahme richterlichen Augenfcheines, jondern 
wie bei längeren, 3. B. chemijchen Unterfuchungen zc., bei der Körperbefichtigung von 
Frauenzimmern u. dgl., in Abwejenheit des Richter erfolgt. In jedem Falle müſſen 
die ©. die Gewähr für die Beweiskraft ihrer Angaben durch den Eid bieten. Die 
regelmäßig wiederkehrende Verwendung derjelben ©. bringt es mit ſich, daß eine 
Beeidigung ein für allemal in der Weiſe für ausreichend erflärt wird, daß die An 
gaben im einzelnen Falle auf den bereits abgelegten Eid genommen werden (Deutjche 
StrafPO. $ 79, Abi. 2; Defterr. StrafPO. $ 121, Abf. 1). Nach der Defterr. 
StrafPO. (daſ. Abf. 2) Haben in anderen Fällen die ©. „vor der Vornahme des 
Augenſcheines“ fich eidlich zu verpflichten, „daß fie den Gegenftand defjelben jorg- 
fältig unterfuchen, die gemachten Wahrnehmungen treu und vollftändig angeben und 
den Beiund ſowie ihr Gutachten nach beitem Willen und Gewiffen und nach den 
Regeln ihrer Wiffenjchaft oder Kunft abgeben wollen“. In der Hauptverhandlung 
werden fie (fofern fie den Eid nicht bereits abgelegt haben) vor ihrer Vernehmung 
in Eid genommen ($ 247, Abf. 2), eine Ausnahme tritt nur bei den frait der dis— 
fretionären Befugniß des Vorfibenden berufenen ©. ein, über deren Beeidigung das 
Gericht nach der Vernehmung Beichluß faßt ($ 254). — Nach $ 79 der Deutichen 
StrafPO. hat der ©. „vor Erftattung des Gutachtens einen Eid dahin zu leiten, 
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daß er das von ihm erforderte Gutachten unparteiifch und nach beitem Wiflen und 
Gewiflen eritatten werde“. Es muß wol angenommen werben, daß dad Wort 
„Sutachten“ bier, wie an anderen Stellen, im weiteren, auch den Sachbefund um— 
iaffenden Sinne genommen wurde. Der Eid umſaßt daher auch jchon die der Ab- 
gabe des Berundes zu Grunde liegende Unterfuchung und jollte diejer vorangehen. 
Allein dem Wortlaut des 3 79 der StrafPO. ſteht die Beitimmung des $ 65 ge 
genüber, nach welchem die Beeidigung der Zeugen in der Regel erjt in der Daupt- 
verhandlung erfolgt, und nur unter genau bezeichneten Bedingungen in der Vor— 
unterfuchung (niemals aber im Borbereitungsveriahren) jtattzufinden hat. Ob dieje 
Beitimmung vermöge $ 72 auch auf S. Anwendung finde, darüber ließen jich unter 
Hinweis auf die „abweichende Beitimmung“ des $ 79 Zweifel erregen. Da indeß 
aus den anderweitigen Beitimmungen der StrafPD. hervorgeht, daß in der Haupt- 
verhandlung der Befund, ebenfowenig ald das Gutachten abgelejen werden darf 
(5 249 der Deutichen StrafPD.; nad) der Oeſterr. StrafPD. $ 252 ift die 
„Berundaufnahme” im Gegenſatz zum mündlich zu erjtattenden Gutachten vorzulejen), 
dat die S. auch über eriteren daſelbſt mündlich zu berichten haben (eine Ausnahme 
macht $ 255 der StrafPO. für „ärztliche Attefte über Hörperverlegungen“) und in 
der Hauptverhandlung jelbjt dann zu beeiden find, wenn fie in der VBorunterfuchung 
beeidet wurden: jo verliert der in der Vorunterfuchung abgegebene Befund jene ent- 
icheidende Bedeutung, welche es wünfjchenswerth machen müßte, daß er nur umter 
Eid abgelegt wird. Daß in der Hauptverhandlung der Eid der VBernehmung jtets 
voranzugehen habe, jcheint nad) Wortlaut und Entitehungsgejchichte der maßgebenden 
Texte unbejtreitbar (VBoitus, Kontroverjen, I. 118 ff.). 

Mas nun die jachliche Thätigkeit der ©. betrifft, jo jteht fie, jo weit nöthig, 
unter der Leitung des Richters (Deutiche StrafPO. 78; Defterr. Straf DO. $ 123); 
dies bewirkt die Natur der Ausjage des ©. als eines Beweismittels und die Regel: 
Judici fit probatio; eben darin aber findet die Leitung auch ihre Grenze. Der 
Richter muß den ©. klar machen, worauf es ihm anfomme, was er erfahren wolle, 
und er hat dafür zu forgen, daß bei dem Vorgang, den die ©. einfchlagen, um ihm 
die gewünschte Auskunft zu verichaffen, Alles beobachtet werde, was die Beweiskraft 
der zu gewärtigenden Ausſage fichert (3. B. Feititellung der Identität der zu unter 
juchenden Gegenjtände); allein er ift nicht berufen, auf die technischen Methoden, 
deren fich die ©. bedienen, einen Einfluß zu üben, ausgenommen, joweit es fich um 
die Geltendmachung ausdrüdlicher Vorjchriiten handelt, wie fie für einzelne Unter 
juchungsiälle, theild in den StrafPO., theild in Spezialnormen gegeben find. 
Andererfeits muß er dafür jorgen, daß den ©. dasjenige zugänglich gemacht wird, 
deſſen fie bedürfen, um ihr Gutachten darauf zu ſtützen; dazu gehört die Mittheilung 
der Akten im DVorverfahren, die Anweſenheit bei der Vernehmung von Zeugen 
und Beichuldigten, namentlich auch in der Kauptverhandlung (Deutjche Straf PO. 
$ 80; Defterr. StrafPO. SS 123, 241 Abi. 2). Nach der Dejterr. StrafBO. 
($ 248) joll in der Kauptverhandlung „ein noch nicht vernommener ©. bei der 
Vernehmung anderer ©. über denjelben Gegenjtand“ micht zugegen fein; die 
Deutiche StrafPO. macht zwar von der bezüglich der Zeugen im $ 58 der Straf 
PO. erteilten gleichen Vorſchrift bezüglich der ©. feine Ausnahme; allein die 
Materialien des Gejeßes lafjen den Auslegern (v. Schwarze, Geyer, Löwe) 
feinen Zweifel darüber, es jei jelbitverjtändlich, dab für die Vernehmung der ©. die 
entgegengejeßte Regel gelte. Der dafür geltend gemachte jachliche Grund reicht aber 
nur aus, um es als zuläflig zu erklären, daß nach der abgejonderten Vernehmung 
der ©. (die bei Ungleichheit der Lebensſtellung u. j. w. doch nicht ohne Nuben tft) 
auch möthigenjalle eine gleichzeitige Vernehmung, ein Austauſch von Erklä— 
rungen vor Gericht ftattfinde. — Von großer Wichtigkeit it die Macht und Auf 
gabe des Richters angefichts von Ausfagen der ©., die ihm Bedenken erregen. Die 
Deiterr. StraPD. (&8 124 und 125) umterjcheidet zwiichen Bedenken gegen den 
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Befund umd folchen gegen das Gutachten. Weichen in eriterer Hinficht die Angaben 
der ©. von einander erheblich ab, ericheinen fie im Widerfpruch mit fich ſelbſt, 
dunkel oder unbeitimmt, und können diefe Bedenten nicht durch bloße nochmalige 
Bernehmung bejeitigt werden, jo it die Aufnahme des Befundes unter Zuziehung 
derjelben oder anderer S. zu wiederholen. Unter der gleichen Borausfegung ift das 
Gutachten anderer ©., und wenn diefe Yerzte oder Chemiker find, geeignetenfalls das 
einer medizinischen Fakultät einzuholen. In allgemeineren Ausdrüden erteilt $ 83 
der D.StrafPD. dem Richter die Beiugniß „eine neue Begutachtung“ (einfchließlich 
Beiundaufnahme) „durch diejelben oder durch andere ©. anzuordnen, wenn er das 
Gutachten für ungenügend erachtet“. „In wichtigeren Fällen kann das Gutachten 
einer Fachbehörde eingeholt werden.“ In letzterem Falle iſt nach $ 255 der Deutichen 
StrafPO. die das Gutachten enthaltende Erklärung in der Hauptverhandlung vor— 
zuleien; doch kann das Gericht die kollegiale Fachbehörde erfuchen, eines ihrer Mit— 
glieder mit der Vertretung ihres Gutachtens in der Hauptverhandlung zu beauftragen. 

Auf die einzelnen Arten der Aufgaben der ©. kann hier nicht eingegangen werben ; 
im Uebrigen find die Artilel Augenschein und Beweisverjahren zu vergleichen. 

Gigb. u. Lit.: Hente, Darftellung bed gerichtlichen Verfahrens in Strafſachen * 
1817), ©. 159 ff. — Bauer, Lehrbuch des Strafprozeſſes (Gött. 1835), ©. 218 ff. — 
Klenze, Lehrbuch des Strafverfahrens (Berl. 1836), S. 103—105. — Zachariä, Grund: 
linien des gemeinen Deutſchen StrafPrz. (Götting. 1837), ©. 14—198. — W. Müller, 
Lehrbuch des teutſchen gemeinen Kriminalprozeſſes (Braunſchw. 1837), ©. 285 - 247. — 
Mittermaier, Dad Deutſche — Geidelb. 1846), I S. 324—332. 

ahariä, Handb. db. Deutichen Strafprozeifes, II. (Götting. 1868), ©. 216—225, 425— 430, — 
land, Syitem. Darftellung des Deutihen Strafverfahrense (Gött. 1857), ©. 229—231, 
376. — Kitta, Beitrag zur Lehre über die Erhebung des Thatbeftandes (Wien 1831), 
©. 28 ff. — Mittermaier, Die Lehre vom Beweiſe im Beutichen Strafverfahren 
(Darmit. 1884), S. 181 ff. Zahlreiche Nachträge in ber tal. —— Par Ambrofoli 
(Mailand 1858), ©. 225 ff. — v. Jagemann, Handbuch der gerichtlichen Unterfuchungstunde 
(Franff. a. M. 1838), I. ©. 27-47. — Bonnier, Traite des preuves en droit civil et en 
it criminel (Paris 1862, 3e &d.), I. P: 128—131, 144—150. — Helie, Trait6 de l’Instr. 
erim. (le &d.), Vol. V. B: 648 ss,; V ge: 317, 328 ss.; VIII p. 578 s8.; Derielbe, 
Pratique (Par. 1877), p. 95 ss., 155 ss., 228, 229, 414, 415. — Morin, Repertoire verbo: 
Expertise. — Duverger, Manuel des juges d’Instruction (Paris 1844, 2e &d.), Vol. II. 
; 9 ss., 256 ss. — Pietro Ellero, Della critica eriminale (Venezia 1860), p. 194 ss. — 
8 Bentham, Theorie des gerichtlichen Beweiſes (Berlin 1838), S. 263 ff. — Best, Prin- 
eiples of the Law of Evidence (6. Edit.), 88 5693-516. — Würth, Oeſterr. StrafPO. 
von 1850, ©. 219 I — v. Hye:Ölunel, Leitende Grundjäge der Defterr. StrafPD. 
von 1853, ©. 182 ff. — Rulf, Kommentar zur StrafPO. von 1853 (Wien 1857), 
1. ©. 153 ff.; I. ©. 68-70. — Walther, Lehrbuch des Bayeriſchen Strafprozehrecht3, 
©. 196—207. — v. Stemann, Darftellung des Preuß. Strafverfahrens (Berl, 1858), 
S. 65—76, 150. — Löwe,” Der Preußiſche Strafprogeh GBresl. 1861), S. 178-183. — 
v. Schwarze, Komment. 3; (Sächſ.) StrafPD. von 1855, IL S. 357 ff. — Deutide 
Straf PO. hauptjählich SI 72—93.; Defterreid. StrafPd. hauptſächlich SS 116—138, 
ſammt ben nadı Paragraphen gereihten Kommentaren zu beiden Geſetzen (angef. bei d. Art. 
eg | von Geihworenen). — Geyer in u u A andbuch, II. 
©. 231 ff.; Derjelbe im ſ. Lehrbuch des Gem. Deutichen Strafprz. 88 207, .— Sohn, 
Strafprogehredt, $ 34.— dv. Bar, Shſtematik des Deutichen Strafprozehrechtes (Berlin 1878), 
©. 48. — Dohomw, Der RStrafPrz. (3. Aufl. 1880), S. 173 ff. — Ullmann, Das 
Oefterr. Strafprozekrecht (Innsbruct 1879), S. 382 ff. 530 ff., 535. — Binding, Grumbrif 
de3 Gemeinen Deutichen Strafprozeßrechts (1881), $ 80 und die daſ. angef. ar = 
ajer. 
Saint-Simon, Claude Henri, & 17. X. 1760 zu Paris, focht unter 
Wafhington in Nordamerika, ſpekulirte 1790—1797 mit Graf Nedern im National« 
güterverfaufe, wobei er 144000 Franes erwarb, arbeitete dann an einer Radikal— 
reform der Gejellichait, F in dürftigen Berhältniffen 19. V. 1825. Seine Oeuvres 
completes 1865 —69. 

Sit.: Doctrine de St.-Simon, 1823—1830, 1854. — Sciebler, Der St.:Simonidmus, 
Leipz. 1831. — Garove, Ser St.:Simonismus, Leipz. 1831. — Veit, St.-Simon und der 
St.-Simoniämus, Leipz. 1834. — Stein, Der Sozialiämus und Hommuniämus, 1842, — 
Villenave, Hist. du St.S., Par. 1847. — Hubbard, S., sa vie et ses travaux, Par. 
1857. — Bluntſchli, StaatsWört.B., IX. 510 fi.; Derjelbe im Krit. Meberfchau III. 
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— Dühring, Kritilche Geichichte der Nationalöton. und des Sozialismus, 1871, 


in - Walter, Naturrecht, SS 124, 202. — Ahrens, Naturreht, 6. Aufl. 1870, L 
€. 238. Zeihmann. 


Säkularifation heißt im Allgemeinen die vom Staate einfeitig vorgenommen: 
Aufhebung kirchlicher Imftitute und die Einziehung des Vermögens bderjelben, um 
das lehtere nach feinem Gutbefinden zu verwenden. Schon im frühen Mittelalter 
bietet die von Karl Martell oder von jeinen Söhnen vorgenommene Einziehung 
eines großen Theiles der Kirchengüter, um diefelben an feine Vaſallen auszuleiben, 
das Beijpiel einer S. Im Reformationszeitalter trat im Jahre 1525 in Deutic- 
land ein allgemeiner S.entwurf hervor. Indem diefer davon ausging, daß bie 
geiftlichen Güter weder für die Religion noch das Reich etwas nüß ſeien, fchlug er 
dor, den geiftlichen Fürſten die Verwaltung ihrer Territorien von Kaifer und Reiche 
wegen abzunehmen und aus den eingezogenen Gütern den für die kirchlichen Beamten 
nöthigen Unterhalt anzuweiſen, dann aber auch in jedem Kreiſe eine hohe Schule 
zu errichten. Zur Ausführung diejes Planes fam es nicht. Dagegen wurde in den 
proteftantifchen Territorien da8 Vermögen der Kapitel und Klöfter theila zu Unter— 
richtszwecken (zur Ausftattung von Schulen und Univerfitäten), theils zu Ber 
forgungsanftalten für gewiſſe berechtigte Hlaffen (3. B. zu adligen Fräuleinitiftern) 
verivendet, theila auch ala bonum vacans vom Staate eingezogen. Das Vermögen 
der Bisthümer ſchmolz dagegen allmählich mit den landesherrlichen Domänen zu: 
fammen, indem Mitglieder der betreffenden Tandesherrlichen Familien zu Admini— 
ftratoren gewählt wurden, bis eine Reihe diejer früheren geiftlichen Fürftenthüme 
im MWeitfälifchen Frieden jäkularifirt, d. h. entweder in weltliche Herzogthümer 
vertvandelt oder an proteftantifche Landesherren zur Entjchädigung gegeben wurde 
In Frankreich hat im Jahre 1789 die Nationalverfammlung alle geiftlichen Güter 
für Nationaleigentgum erklärt. Nachdem Deutichland im Jahre 1801 durch den 
Frieden von Luneville das linke Rheinufer an Frankreich hatte abtreten müſſen und 
gleichzeitig die dadurch beeinträchtigten weltlichen Fürften auf eine Entjchädigung aus 
den Mitteln des Reiches verwiefen worden waren, bob der Reichsdeputationshaupt⸗ 
ihluß von 1808 mit jehr geringen Ausnahmen alle reichgunmittelbaren geiftlichen 
Hürftenthümer und Herrichaften auf und vertheilte ihre Territorien und Beſitzungen 
unter die weltlichen, meiftentheil® proteftantichen Reichsſtände. Wenn die fatholtice 
Kirche ſchon damals, und nachher, ala auf dem Wiener Kongreß die von dem 
päpitlichen Gejandten beantragte völlige Hertellung des früheren Zuftandes von der 
Hand gewiejen war, proteftirt hat, jo lag dazu, joweit es fich um die Landeshoheit 
und landesherrlichen Güter der früheren geiftlichen Fürſtenthümer handelte, micht die 
mindefte innere Berechtigung vor, da dieje ald Staaten fich abfolut unfähig gezeigt 
hatten, die Staatözwede zu erfüllen. Hinfichtlich des eingezogenen eigentlichen Kirchen: 
gutes war allerdings an der Kirche ein Unrecht verübt worden, aber diejes wurde theils 
durch die Verbindung landesherrlicher und kirchlicher Rechte hervorgerufen, theils war 
es der Nüdfchlag gegen die übermäßige Vermehrung des Vermögens in der todten 
Hand. Da jedenfalls formell der Staat das Recht hat, die Güter feiner Unterthanen 
durch Geſetz einzuziehen und der Neichödeputationshauptichluß durch faiferliche Ge 
nehmigung Reichögejeg geworden ift, jo fann der Eigenthumsübergang an jenen 
Vermögensſtücken nicht angefochten werden und von einem fortdanernden Gigenthum 
der katholifchen Kirche nicht die Nede jein. Selbftverftändlich gilt das nur von 
folchen Rechten, welche eine vermögensrechtliche Natur haben oder Ncceffionen der 
jelben find, nicht von den rein kirchlichen Rechten, welche die früheren Bijchöfe als 
Landesherren ausgeübt hatten. Herner ift es eine, zwar nicht klagbare, aber doch 
auf der Gerechtigkeit beruhende Verbindlichkeit, daß ein Staat, in deffen Hand em 
großer Theil von KHirchengut dur S. gelangt, der durch die letztere betroffenen 
Kirche ausreichende Mittel für ihre religiöfen und Kultuszwecke gewährt. Der 
Reichödeputationshauptichluß hatte zwar eine jo weitgehende Verpflichtung für die Staaten, 
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denen die ©. zugute gefommen ift, nicht ausgeiprochen, indefjen haben diefelben bei der 
MWiederaufrichtung der katholischen Kirchenverfaffung (j. die Art. Konkordat und 
Cirkumſtriptionsbullen) jener Forderung der Billigfeit Genüge geleiftet. 
Die neueſten Beijpiele von S. bieten die 1860 erfolgte Annerion eines Theiles des 
Kirchenftantes und die im Herbſte 1870 vorgenommene Bejegung des übrigen Theiles 
defjelben durch bie Italienische Regierung, womit der weltlichen Herrichaft des 
Papftes ein Ende gemacht worden ift, ferner die in den 1860 von Stalien annef- 
tirten Ländern jtattgehabte Aufhebung des größten Theiles ber Klöfter und die Ein- 
ziehung ihrer Güter. — Da jede ©. nur ein durch beftimmte politiiche und kirch— 
fiche Verhältniſſe bedingter Nothakt des Staates gewejen iſt und fein wird, jo kann 
natürlich von der Aufftellung ein für allemal gültiger Borausiegungen, unter denen 
diejelbe jtatthaft ift, nicht die Rede fein. Für die Regel muß vielmehr umgefehrt 
der auch im vielen neueren Verfaſſungen (f. d. Art. Kirchengut) ausgeiprochene 
Sat gelten, daß dad Gut der Kirche ebenjo wie jedes andere Privateigenthum un— 
0 ift. 
it.: Dove, Art. Säfularijation, in Series 3 Real⸗Encytlopädie 14, 177; f. auch bie 

Schriften über Lanbesherrliches Patronatrech zu dem Art. Batronatredt. (hin. 
in ıu 


T. 9 
Sala, Erio, & 1821 zu Soliera (Modena), doftorirte 1848 Profeffor zu 


T 8. XI. 1879. 
Er ihrieb —— Illustrazione leggi docemvirali. — Illustr. degli articoli 


1, 229, 244, 2 268, 1962, 1969, 2003, ‚2089 del codice civile uni e degli 
articoli 1—15 delle, 'stesso codice. — Del — heinunrn dei buoni stu ici in Italia, 
Tor. 1869. — Delle successioni secondo il nuovo codice, Mod. 1867. — Sullo istituto 


della giuria nei giudizi penali e sulla legge relativa 8 giugno 1874, Mod. 1875. — Bei: 
träge in ber Rivista von Lucchini. 

8it.: Gubernatis, Dizion, biografico, 1880 p. 906. — La Mantia, Storia di Si- 
eilia, Palermo 1874, II. p. 410. Zeihmann. 

Salmafiuß, Claudius (Saumaife), 5 1588 zu Semur, ftudirte in Hei- 
delberg, war Advokat in Dijon, ging 1632 nach Leyden, T 1653, 

Schriften: De suburbicariis regionibus, 1619. — De usuris, Lugd. Bat. 1638, — 
De modo usurarum, Lugd. Bat. 1639. — De foenore trapezitico, Lugd. Bat. 1640. — De 
primatu papae, Lugd. Bat. 1645. — De mutuo, ibidem 1645. — Tract. de subscrib, et 
sign. testamentis, ibidem 1648. — Defensio regia pro Carolo I, 1649. — Resp. ad Mil- 
tonem, 1660, 

&it.: Biographie nouv. generale, Par. 1864, Vol. 43 p. 359-364. — Enbemann, 


Stubien, I. 67. — Roider, Nationalötonomit, S. 191. — Haag — 8. Müller, 
Geichichte ber klaſſ. Philol. in den Niederlanden, 1869. — Stern, Milton, Leipz. 1879, 
3. Buch ©. 51-883. — Laspeyres, Gejchichte ber voltswirthicaftl. Anſch. d. Niederlande, 
Leipz. 1863 ©. 257. Zeihmann. 


Salpius, Botho Ludw. Wilh. v., 5 31. VII. 1823 zu Berlin, ftudirte 
dafelbit und in Bonn, 1848 Aſſeſſor am Kammergericht, 1849 Rreisrichter in 
Oppeln, 1852 Juſtitiar bei der Regierung in Frankfurt a, O., ging 1858 nad 
Straljund, wurde 1867 ONpp.Ger.Rath in Gelle, T 2. VI. 1874. 

Schriften: ag und Delegation, Berl. 1864. — Abhanbl. in a 


XL. 3a für HR. XIX. — Verhandlungen bed 12. Juriftentages, Bb. I. — Zeitſchr. f. H.R 
Lit.: Kühne in Verhandlungen bed 12. Juriftentages, Bd. I. S. 334—8337. 
Teihmann. 


Salzftener ift eine auf die Verzehrung des Salzes in manchen Ländern gelegte 
Steuer. * Deutſchland iſt dieſe Steuer, unter Aufhebung des bis dahin beſtanden haben⸗ 
den Salzmonopols, durch die am 8. Mai 1867 unter den Sollvereinsregierungen abge⸗ 
ſchlofſene Uebereinkunft mit 1. Januar 1868 eingeführt, zugleich aber ein Eingangs— 
zwangszoll auf das vom Auslande eingeführte Salz aufgelegt worden. Der Gentner Salz 
wurde hierdurch mit 6 Mark ©. bzw. Eingangszoll belegt, welch letzterer durch den 
Zolltarif von 1879 für das auf Landiwegen und nicht zur See eingehende Salz auf 
6 Markt 40 Pi. erhöht wurde. Unter Salz werden nach Art. 2.. Ubi. 3 Ddiejer 
Uebereinkunft außer Siede-, Stein und Seeſalz alle Stoffe verftanden, aus denen 
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Salz ausgeſchieden zu werden pflegt. Nach Art. 5 der Uebereinkunft kann Salz 
unter gewiſſen Vorausfegungen und Kontrolen abgabenfrei belaffen werden, und zivar 
auf allgemeine Rechnung bei nachgewiefener Ausfuhr über die Zollgrenze und nach vor- 
beriger Denaturirung (d. 5. nach Vermifchung unter zollamtlicher Kontrole mit 
Mitteln, welche es zum menjchlichen Genufle unbrauchbar machen). Dieſe De 
naturirung ift verfchieden, je nachdem das Salz zu landwirthichaftlichen oder gewerb- 
lichen Zweden bejtimmt it. Ausgeſchloſſen ift dieſe abgabenfreie Denaturirung für 
alle Gewerbe, welche Nahrungs» oder Genußmittel für Menjchen bereiten, ſowie für 
Zabafsfabrifate, Mineralwäfler und Bäder. Nur Mutterlauge und Soole kann 
zu Bädern und denaturirtes Salz für Eisfeller abgegeben werden. 

Auch Für Gegenftände, welche unter zollamtlicher Kontrole eingelalzgen und ein- 
gepöfelt, jodann aber ausgeführt worden find, kann Salz abgabenfrei verabfolgt 
werden. Auf privative Rechnung eines Staates kann Salz abgabenfrei abgelafien 
werden in den Fällen, wenn der Nachweis der Ausfuhr bei den zur Ausfuhr be 
jtimmten eingejalgenen und eingepöfelten Gegenftänden nicht erbracht werden kann, 
bei Nothitänden zur Unterftühung, für Berechtigte von Salznaturalabgaben , zur 
Nachpöfelung von Heringen. Zur Hälfte auf gemeinfchaftliche und Privatrechrung 
eines Staates kann Salz abgabenfrei abgelafjen werden zur Einpöfelung von Heringen. 

Für die Denaturirung des Salzes, welches abgabenfrei belafjen werden Fann, 
find beitimmte Mittel vorgeichrieben, deren Mifchung mit dem Salze unter zollamt- 
licher Kontrole erfolgen muß. Dieſe Mittel find, je nach den Ziwede der Verwendung 
des denaturirten Salzes, verichieden. 

Zur Kontrole der inländijchen Staats: und Privatfalinen und zur Erhebung 
der Abgabe des dafelbit erzeugten Salzes find auf den Salinen S.ämter errichtet. 

Quellen u. Lit.: Uebereinkunft unter den Deutichen Zollvereinäftaaten über bie Er- 
hebung einer Abgabe vom Salz; vom 8. Mai 1867; Sclußprototoll hierzu. — Gejeh vom 
12. Oftober 1867. — Jnftruftion für die Staatsſalzwerke. — Inſtruktion für die Salz— 
abgabenerhebung auf den Privatialinen. — Anleitung zur Erhebung der Salzabgabe für bie 
—— welche ſich nicht auf Salzwerken befinden von 1867. — Beſtimmungen über die 

efreiung des zu landwirthſchaftlichen und ee Zweden beftimmten Salzes von ber 
Salzabgabe von 1872. — B.G.Bl. 1867 ©. 49. — Appelt, Die Gefehgebung über die Erhebung 
unb Den, der im Deutichen Zollvereine beftehenden Salzabgaben, Berlin 1870. — 
— — Annalen 1873—1876 u. 1880. — v. Aufſeß, Die Zölle und Steuern bei 

entichen Reiches, 2, Aufl., 1880. v. Aufie$. 


Sambaber, Franz, & 1828, wurde Privatdozent in München, 1863 or. 

Prof. in Würzburg, F 10. XII. 1871. 
Er ſchrieb: Ueber Staatöverbredhen Bayeriſcher Unterthanen gegen auswärtige Staaten, 
ade 1858. — Zur Lehre von ber Korrealobligation im Röm. und heut. Recht, Erl. 1861. 
it.: Augsburger Allg. Big. 1871. — Prantl, Geſchichte der Ludwig-Maximilian— 


Univ., 1872. Zeihmann. 
Sanchez, Thomas, & 1551 zu Gordova, Jeſuit, F 19. V. 1610 zu 
Granada. 


Belannt durch De sancto matrim. sacr. disputt. ]. III. Antw. 1607, 1614, 1617, 1626, 
1652; Brix. 1624; Genuae 1602, 1619, 1625, 1672; Lugd. 1621, 1637, 1654, 1667, 1669, 
1690, 1759; Matriti 1605; Norimb. 1706; Venet. 1606, 1614, 1693; Viterb. 1737. 


it.: Schulte, Gedichte, IIL.a ©. 737. Teihmann. 


Sande, Job. van den, & gegen 1578 zu Arnheim, ftudirte in Wittenberg, 
lehrte zu Franeker, wurde 1604 Mitglied der Staaten von Friesland, F 1638. 
Schriften: Tract. de actionum cessione et de prohibit. rerum alienatione, Leor. 
633. — Rerum in suprema Frisionum curia judicatarum libri 5, ed. Burger 1663. — 
Comm. de diversis regulis juris. 
git : Opera Joan. et Fred. Sande (1577—1617), Antv. 1674, cum add. L. Goris. stud. 
et lab. Christyn, Brux. 1721. — Mohl, I. 326. — Rivier, Introd. 53*— p. 607. 
eihmann. 


Sandeuß, Fellinus Maria, 51444 zu Felina (Reggio), Prof. zu Reggio, 
Ferrara, Pila, Auditor rotae, Biichof zu Penna, zu Lucca, 7 1503. 


u) 
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Schriften: Commentaria in V libros Decretalium, Venet. 1497; Basil. 1567; Lugd. 

— — ‚Consilia, Lugd. 1553. — De regibus Siciliae et pe Mil. 5 Hanov. 1601. 

Sapigny, VI. 486. — Biogr. nouy. gener. 1364 vol. 43 p. 279. — Schulte, 
Shit II. 350. —ãai 


Sandhaas, Georg, & zu —— ſtudirte in Gießen, wurde 1849 
Privatdozent, ging 1856 nach Gratz, F 2. IV. 1865. 
Schriften: Bemerf. über dad Recht * —* Erben bei Verfüg. über das a 
eigenthum nach älterem Deutichen Recht, 1849. — Germ. Abhandl., Giehen 1852. — frränt. 
eheliches Güterrecht, Gieh. 1866, — Zur Geſchichte des lien Weichbildrechts, Mien 1863 
( ur XL1. 368). 
de Wal in Nieuwe Bijdragen XV. 1865, 679. TZeihmann. 


Sanitätspolizei iſt derjenige Zweig der Staatöthätigkeit, welcher den Schuß 
der Bürger gegen die Erzeugungsquellen von Krankheit, Siechthum und borzeitigem 
Abſterben zum Ziele hat. Gleichwie alle ftaatspolizeiliche Wirkſamkeit findet auch 
dieje ihre Berechtigung und ihre Erfolge nur gegenüber jolchen gemeinfchädlichen 
Einflüffen, deren genügende Abwehr dem einzelnen Bürger entweder überhaupt nicht 
möglich oder doc nicht ohme ftörende Beeinträchtigung der Mitbürger austührbar 
it. Zur Erfüllung ihrer Aufgabe bedarf die S. außer den für alle jtaatlichen 
Wirkſamkeitsgebiete umentbehrlichen Rechts» und Verwaltungsorganen,, nothmwendig 
auch einer techniſch-wiſſenſchaftlichen Beihülfe, welche überall jowol das 
Bedürfniß eines Eingreifen der Öffentlichen Gewalt zu erfennen und zu bemefien, 
wie auch die Mittel zu richtigem Eingreifen an die Hand zu geben vermag. 

Jene Aufgabe eritredte fich im Allgemeinen auf folgende Punkte: 

1) Erforſchung der gemeinschädlichen Krankheitsuriachen, befonders derjenigen, 
welche einer direkten Bekämpfung zugänglich find. Als Hülismittel jolcher Er- 
forichung dient einestheils die jtaatliche Förderung der hygieiniſchen Wiflenichaft, 
durch welche die allgemeine Kenntniß der Natur jener Schädlichkeiten gefördert wird, 
und anderntheil® eine geregelte ftatiftiiche Berichterftattung über die jeweiligen ſani— 
tären Zuftände und Vorgänge innerhalb der Bevölkerung. Nur vermitteljt einer 
folchen fortgejegten methodijchen Berichterjtattung und vermittelt Sammlung und 
vergleichender Bearbeitung des gewonnenen Materials können über die Quellen des 
phyſiſchen und piychiichen Krankſeins in der Bevölkerung diejenigen Aufſchlüſſe ge— 
wonnen werden, twelche zu jeder tieferen und nachhaltigeren Wirkſamkeit der Sani- 
tätsbehörden eine nothmwendige, bis jet noch in vielen Richtungen fehlende Vor— 
bedingung bilden. Ye vorgeichrittener denn auch in den verſchiedenen Kulturländern die 
ſtaatliche Geſundheitspflege iſt, um ſo jorgfältiger it in denjelben die Geſund— 
heitsſtatiſtik ausgebildet, wie beifpielaweife in England, Schweden, Dänemark, 
Holland, der Schweiz. In Deutichland fehlen zur Ausbildung einer Gejundheits- 
ftatiftit vor Allem die gejeßlichen Grundlagen, durch welche eine regelmäßige Anzeige 
aller anjtedenden Erkrankungsfälle gemeingefährlicher Art, jowie die Eintragung 
der Todesurſachen bei allen Zodesfällen gefichert werden muß. Das Zuftande» 
fommen hierauf bezüglicher geießlicher Beitimmungen gilt daher ala erſte Forderung 
für eine gebeihliche Entwidelung der ©. im Deutichen Reiche. 

2) Bekämpfung der gemeinjchädlichen Krankheitsurſachen. Da letztere auf 
den allerverichiedenartigiten materiellen und moraliichen Gebieten wuchern, jo mu 
fich auch die vorbeugende Thätigkeit der ©. auf die mannigfaltigjten Beziehungen 
des gewerblichen, gejellichaftlichen, erziehlichen und häuslichen Lebens eritreden, und 
geräth dabei unvermeidlich ſehr oft in Konflikte mit anderen Intereffen öffentlicher 
oder privatrechtlicher Art. Ueber die Grenzen, bis zu welchen bier der Staat bei 
feinem Gingreifen im Intereſſe der allgemeinen Gefundheit gehen dürfe, haben die 
Anschauungen nad Zeit und Land, jowie nach den allgemeinen politifchen Partei— 
grundſätzen jehr gewechjelt, — vom laisser aller des janitären Mancheſterthums bis 
zum abjoluten Bevormundungsiyften. Doch darf man mit Mohl als anerkannte 
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Regel annehmen, daß feine Zwangsmaßregeln ftattfinden jollen, wo auch ohne jolche der 
beabfichtigte Zwed erreicht werden kann; daß es nicht ftatthaft ift, zur Theilnahme an 
einer Staatsanftalt zu zwingen, wenn der durch fie eritrebte Nuben für die freiwillig 
fich Betheiligenden vollftändig erreicht wird auch ohne Ausdehnung auf die fich ferne 
Haltenden, und wenn die Nichtbenügung lediglich zum eigenen Schaden zurechnungs- 
und willensfähiger Perjonen gereicht. Es darf jerner fein Vortheil auch janitärer Art 
auf Koſten allgemeiner, rechtlicher oder fittlicher Grundfäße erfauft werden, und 
ebenjowenig dürfen um folcher VBortheile willen unverhältnifmäßig belajtende Ans 
iprüche an die Finanzkraft des Staates oder der Gemeinden erhoben werden. 

Unter den Aufgaben des Gejundheitäichußes, welche fich der Thätigkeit des 
Einzelnen und auch der Vereine gänzlich entziehen, jteht voran die Abwehr aller 
vom Auslande her drohenden gemeinihädlihen Kranfheitsur- 
jachen, jpeziell der epidemifchen und kontagiöſen Krankheiten. Solange gegenüber 
diefer Klaſſe von Gejundheitägefahren noch feine internationale Regelung des gemein- 
jamen Verhaltens zu Stande gefommen, bleibt es Pflicht für jede Staatöverwaltung, 
die eigene Bevölferung durch Abwehrmaßregeln zu jchüßen, auch wenn leßtere nur 
mit erheblichen Benachtheiligungen der Interefien des Nachbarjtaates ausführbar 
find. Ueberwachung des Waaren- und Werfonenverfehr3 an den Landesgrenzen, 
eventuell Hemmung diejes Verkehrs bezüglich verdächtiger Artikel oder ſelbſt voll- 
jtändige Unterbrechung alles Perfonen- und Sachenverfehre an beſonders bedrohten 
Punften in Fällen dringender Seuchengefahr find Maßregeln, welche bei der heutigen 
Ausdehnung und Bedeutung des zwiſchenſtaatlichen Verkehrs äußerſt ſcharf in Die 
nationalen Wohlitandsinterefien auch des eigenen Yandes einjchneiden, welche aber 
darum nicht minder unabweislich ericheinen, jobald es fich um Abwehr einer jchweren 
Volksſeuche Handelt, deren Verbreitungsweife durch den perjönlichen oder fachlichen 
Verkehr erwiejen ift. 

Die im Inlande entſtehenden janitären Gemeinjhäden beruhen 
theils auf verderblichen jtofflichen Agentien, — ala da find: schlechte Athemluft 
auf Straßen oder Pläßen oder in öffentlichen Gebäuden, Schulen u. j. w., ver- 
fälfchte oder verdorbene Nahrungs» und Genußmittel, qualitativ oder quantitativ 
mangelhaftes Trink- und Nutzwaſſer, giftige Gebrauchägegenjtände, Sinderipielmaaren, 
Kleidungsftoffe, Tapeten, feuchter oder verunreinigter Wohnboden,; — theild auf 
verfehrten Lebensgewohnheiten, welche mit öffentlichen Einrichtungen zufammenhängen, 
3. B. geſundheitsſchädliche Anordnungen im Schulunterrichte oder im Meilitärdienfte, 
— theils auf gewerblichen Arbeitseinflüffen, denen fich der einzelne Arbeiter nicht 
zu entziehen vermag, ohne feinen Lebensunterhalt aufs Spiel zu ſetzen, — theils 
endlich auf vorhandenen Anſteckungsſtoffen, welche entweder nur an den erkrankten 
Perſonen jelbit oder auch an deren fachlicher Umgebung haften. 

Das Nähere über die wichtigeren präventiven Einzelaufgaben der ©. vergl. in den 
Artikeln über Impfweſen, Nahrungsmittel (polizeilich), Proftitution, 
Städtereinigung, Volksſeuchen u. ſ. w. 

3) Nicht blos auf die gefunden, vor Krankheit zu ſchützenden, jondern auch auf 
die Pilege und Behandlung der bereits erfranften Bürger hat die jtaat- 
liche Fürforge fich zu erftreden, umd zwar in zwei Richtungen. Gritens fällt dem 
Staate die Pflicht anheim, für die Ausbildung eines guten und genügend zahlreichen 
Heil: und PBilegeperjonals zu jorgen, da dieſe Sorge unmöglich von den einzelnen 
Bürgern übernommen werden kann. Diefe Obliegenheit des Staates bleibt unbe— 
rührt von der Trage des Gewerbeprivilegs für Aerzte und für Apotheker; denn 
wenn auch dem Bürger freie Wahl belafjen wird, ob er Gejundheit und Leben 
jtaatlich approbirten Aerzten und Apothefern oder Quadjalbern anvertrauen will, jo 
muß doch der Staat dafür jorgen, daß die eriteren überall erreichbar find und dat 
ihre Ausbildung und Ausrüftung die möglichite Gewähr bieten für die Zuverläffig- 
feit ihrer XKeiltungen. Das Bejtehen guter medizinischer und pharmazeutiicher 


Sanitätspolizei. 529 


Bildungsanftalten und ausreichender Hebammen- und Kranfenpflegerichulen, jowie 
die Beobachtung jachgemäßer Borichriften bei Prüfung und Approbation der Aerzte, 
Apotheker, Hebammen und Krankenpfleger bildet daher einen weientlichen Gegenitand 
der janitätspolizeilichen Fürſorge. 

Zweitens aber liegt dem Staat auch die Sorge dafür ob, daß denjenigen 
Kranken und Siechen, welchen die materiellen Mittel zur privaten Beichaffung und 
Benutzung der nöthigen Pflege oder Behandlung fehlen, diefe durch geeignete all» 
gemeine Beranjtaltungen gewährt werden: Anjtellung öffentlider Armen— 
ärzte und Armenkranfenpfleger, Errichtung, Unterhaltung und Beaufſichtigung 
guter Öffentliher Aranftenhäufer, Gebäranftalten, Jrrenanitalten. 

Die Erreichung der verjchiedenen vorgenannten Ziele jeßt ein Ineinander— 
greifen rechtäfundiger, dverwaltender und medizinifch-technifcher 
Kräfte voraus, deren ebenmäßiges und ftändiges Zuſammenwirken zu fichern feine 
der leichteften Aufgaben in der ftaatlichen Organijation darftellt. Bei den Gejchäften 
der Sanitätsbehörden handelt es fich fachlich vorherrichend um jolche Fragen, welche 
die Anwendung medizinischer oder doch naturwifjenichaftlicher Grundſätze auf konkrete 
Berhältniffe erfordern, und eine folche Anwendung kann jelbjtveritändlich mur 
technischen Sachverftändigen aufgetragen werden. Andererſeits haben die genannten 
Behörden bei ihren VBerwaltungshandlungen zugleich die Beachtung aller in Mit- 
betracht fommenden Geſetze, die Beichränfung der technifchen Ziele und Wünſche 
durch die nothwendigen rechtlichen und wirtbichaftlichen Rückſichten, ſowie endlich 
auch die Fyeithaltung der allgemeinen Gefchäfte- und Verwaltungsformen zu be= 
obachten, und diejen Griorderniffen vermögen erfahrungsgemäß Techniker nur in 
jeltenen Ausnahmställen zu genügen; in der Regel gehört dazu vielmehr ein Or— 
ganismus von Beamten, welche mit den allgemeinen Grundſätzen des Nechts und 
der Verwaltung durch Theorie und Erfahrung vertraut find. Im Prinzip anzu— 
ftreben ift daher überall eine folche Organifation, welche den ärztlichen Gejundheits- 
beamten einen größtmöglichen berathenden Einfluß auf alle fachliche Entichei- 
dumgen technischer Art, jowie auch die Ausführung technifcher Unterfuchungen, 
Auffichte- und VBerichtsarbeiten zuweiit, dagegen die Verfügungen jelbit und die 
verwaltungsmäßige Ausführung derjelben den allgemeinen Polizeiorganen beläßt. 
Ausnahmen von diefer Regel werden allerdings nicht zu umgehen jein, namentlich 
zur Zeit berrichender Epidemien, da alsdann eine raſche und wirkſame Thätigkeit 
der Sanitätöbehörden oft nur unter Befleidung des örtlichen technifchen Beamten 
mit jelbitändigen erefutiven Berugniffen möglich it. Die ala Norm feſtzuhaltende 
dienftliche Anlehnung des ärztlichen Gefundheitsbeamten an die allgemeinen 
Polizetorgane darf indeß nicht hindern, dem eriteren eine technisch jelbitändige und 
felbitverantiwortliche Stellung einzuräumen, und zu diefem Zwecke ift es erforderlich, 
daß zwifchen den jachverftändigen Inſtanzen von Phyſikus oder Kreisarzt bis zur 
technifchen Gentralftelle beim Minifterium eine direfte Beziehung beitehe. Ohne 
einen jolchen Rüdhalt, defien Verträglichkeit mit den allgemeinen Formen des Ber- 
mwaltungädienftes troß der von dv. Mohl geäußerten Bedenken das Beijpiel Englands 
beweift, unterliegt die Berüdfichtigung und Berwerthung des örtlichen techniichen Bei- 
raths gänzlich der Willkür des örtlichen VBerwaltungsbeamten, und e8 ergeben fich daraus 
die Uebelſtände, an denen namentlich in Preußen die örtliche Sanitätäpolizei unter der 
disfretionären Autorität der Yandräthe gegenüber den Kreisphyſikern zu leiden hat. 

Die ftaatliche Kontrole der örtlichen S. centralijirt fi am jachgemäßeiten 
in der Minijterialftelle für die allgemeine Polizeiverwaltung, aljo dem Minifterium 
bzw. NReichdamt des Innern. Hier begegnen fich die meiften und wichtigiten der— 
jenigen Spezialtefjorts, mit welchen die Sanitätsverwaltung fich in Einklang zu 
erhalten bat. In den meiften Staaten unterfteht denn auch das gejammte öffent- 
liche Gejundheitäweien dem Minifter des Innern, welchem ein oder mehrere technijche 
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Räthe als Referenten zugeordnet find. Wenn in Preußen die Vtedizinalangelegen: 
beiten einichließlich der ©. feit 1817 theilweife und jeit 1849 vollitändig dem 
Miniftertum der geiftlichen und Unterrichtsangelegenheiten zugetheilt find, jo bildet 
diefe in Europa einzig daftehende Einrichtung eine Anomalie, welcher von jachver- 
jtändigen Stimmen einige Mitfchuld an der mangelhaften Geftaltung der jtaatlichen 
Gejundheitspflege in Preußen zugefchrieben wird. 

Dem verantwortlichen politifchen Leiter der ftaatlichen Sanitätöpflege muß außer 
den medizinischen Referenten, welche die laufenden Auffichtsgeichäfte beiorgen, auch 
eine berathende wifſenſchaftliche Gentralinitanz zur Seite und zur 
Verfügung stehen, welche über alle prinzipielle, zu Zweifel Anlaß gebende Fragen 
ein mahgebendes Votum abzugeben und dadurch jowol den leitenden Verfügungen 
des Miniſters, wie den ausführenden Maßregeln der Provinzial» und Ortöbehörden 
die erforderliche Gleichmäßigfeit und die öffentliche Gewähr einer zuverläffigen wiflen- 
fchaftlichen Begründung zu verleihen geeignet ift. ine jolche Gewähr kann nie 
ein einzelner Sachverftändiger allein bieten, theila wegen der großen Mannigfaltigkeit 
der wiflenjchaftlichen Spezialtenntniffe, welche bei prinzipiellen Entjcheidungen über 
janitäre Einzelfragen in Konkurrenz zu treten haben, theila auch wegen der Gefahr 
perjönlicher Boreingenommenheiten, von denen jelbjt die tüchtigjten Gelehrten und 
Techniker fich nicht immer frei zu erhalten vermögen. Man hat daher, wie in den meiften 
ausländijchen, jo auch in allen größeren Deutichen Staaten Kollegien aus den hervor: 
ragenditen Vertretern der hygieinischen Wiſſenſchaft und Praris gebildet — in den füd- 
deutichen Staaten unter Hinzuziehung gewählter Vertreter des ärztlichen Standes —, 
welchen der Minifter die ihm vorkommenden zweifelhaften Fälle zur Begutachtung 
vorlegt; in Preußen fungirt als jolches Kollegium die wiſſenſchaftliche Depu— 
tation für dag Medizinalmwejen, in Bayern der Obermedizinalans: 
ſchuß, in Sachſen das Yandesmedizinalfollegium u. j. w. Das jeit 1876 errichtete 
„Kaiferliche Gejundheitsamt“ follte feiner uriprünglichen Beitimmung gemäß 
eine analoge, die Deutiche Reichsregierung berathende Körperichaft bilden, ift aber jchon 
vermöge der ihm vom Reichskanzler ertheilten büreaufratiichen Organifation, welche 
das alleinige Gutachten des Direktors auch in technifchen und wifjenjchaftlichen Fragen 
maßgebend macht, außer Stande feiner Beitimmung gerecht zu werden. 

Ein Hinderndes Moment für die Entwidelung namentlich der örtlichen ©. 
in den meiſten Deutichen Staaten, und insbejondere in Preußen, liegt in der ſehr 
unzureichenden Beſoldung der ärztlichen Beamten, welche für ihren Lebensunter— 
halt faſt ausschließlich auf die Ausübung ärztlicher Praris angewiefen find, jo dab 
ihnen wenig Zeit und Kraft bleibt, die ihnen anvertrauten öffentlichen Intereſſen 
mit Fleiß und Nachdrud wahrzunehmen, viel weniger noch fich zu diefem Zwecke 
auf der Höhe der fortichreitenden Wiffenjchaft zu erhalten. Als praftizirende Aerzte 
gerathen diejelben auch in eine gewiſſe Abhängigkeit von Klientenrüdfichten, welche 
die im öffentlichen Dienste erforderliche Unparteilichkeit und Energie leicht in Frage 
jtellen. Endlich fommt dazu, daß die Medizinalbeamten in faſt allen Deutichen 
Staaten den Schwerpunkt ihrer Amtswirkſamkeit in den VBerrichtungen der gericht: 
lichen Medizin angewiejen erhalten und daher auch ihre Aufmerkſamkeit vielmehr 
diefem Zweige der öffentlichen Wtedizin zuwenden, ala der S. So lange biele 
Uebelftände beftehen, fann von ärztlichen Gejundheitsbeamten in dem Sinne, wie 
folche 3. B. in England beftehen, in Deutichland nicht die Rede fein, und erjt nad) 
einer zeitgemäßen, auch auf dieſe wichtige Frage fich erftredenden allgemeinen 
Medizinalreform, wie fie in jachveritändigen Kreiſen einjtimmig als Bedürjniß 
empfunden wird, fann eine gedeihliche Entwidelung des Sanitätäwejens in Deutich- 
land erwartet werden. 


Lit.: Nicolai, Grundrih der S., Berlin 1835. — NR. v. Mohl, Die Polizeiwiſſenſchaft 
nad den Grundfäßen bed Rechtsſtaats, Tübingen 1866. — re Handbuch ber 
mediziniichen Polizei, Erlangen 1848. — Pappenheim, Handbuch der ©., Berlin 1868. — 
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J. Hobrecht, Ueber öffentliche Geiundheitäpflege und die Bildung eines Gentralamts für 
Öffentliche Gejundheitäpflege im Staate, Stettin 1868. — Sachs, Verſuch eines Gejekentwurfs 
zur Reorganijation de Medizinalweſens in Preußen, in der Deutihen B.J.Schrift f. öffentl. 
Geſundheitspflege, Bd. XI. Heft 4. Finkelnburg. 


Sarpi, Paolo, & 14. VII. 1552 zu Venedig, trat mit 14 Jahren in den 
Servitenorden, mit 26 Jahren Provinzial= Generalprofurator, entichiedener Feind 
päpitlicher Omnipotenz, Gegner der Jeluiten, wiederholt Mordverfuchen ausgefeßt, 
f 15. I. 1628. 

Schriften: Hist. del Consilio Tridentino di Pietro Soave Polano, London 1619, 
ſehr oft, zuletzt Florenz 1858 und Prato 1871, auch lat., franz, deutſch und engl- — Hist. 

ell’origine, forma, leggi ed uso dell’ufficio dell’inquisizione nella citta e dominio di 
Venezia 1638, Venet. 1687. — Tratt. delle materie beneficiarie, Mirand. 1683; lat. Jen. 
1681; beutfch Nürnb. 1688, Frankf. Leipz. 1786, Bamb. Würzb. 1804. — De jure asylorum, 
Lugd. Bat. 1622, Venet. 1677, 1683; franz. von Amelot de la Houssaye, Amst. 
1685. — Les droits des souverains defendus contre les excommunications et les interdits 
des papes, La Haye 1721, Amst. Lips, 1744. — Opinione del Padre Paolo Servita come 
debba governarsi la ublica Veneziana per havere il perpetuo dominio (1615), Venet. 
1681; franz. von Abbe de Marsy (Le Prince de Fra-Paolo), Berl. 1751. — Lettere, 


Firenze 1863. — Opere, Nap. 1790. 

git.: Griselini, Memorie, Losana 1760. — Bianchi-Giovini, Biogr. Basil. 
1847; franz. Brüfjel 1863. — Münd, Fra P. S., Harlär. 1838. — Schulte, Geichichte, 
II. a 465. — Janet, II. 87—95. — Campbell, La vita di Fra P. S., Torino 1875. 


Zeihmann, 


Sarti, Maurus, 5 1709, Gamaldulenjerabt, Kanzler des Ordens, 1755 
Abt in Rom. 

Er jhrieb auf Beranlaffung Benedikt’3 XIV. das nad) feinem Tode (1766) von Fattorini 
vollendete Wert: De claris Archigymn. Bononiensis Profess. a saec. XI. usque ad saec. 
XIV., Bonon. 1769, 1772. 
git.: Savigny, II. 62—71. Teihmann. 

Saunders, Sir Edmund, aus niedrigftem Stande, wurde 1683 Chief 
Justice wegen Gelinnungstüchtigfeit, T noch in demjelben Jahre. Werthvoll jeine 
Reports 1686. Der „Zerenz der Reporters“ (nach Lord Mansfield's Ausdrud). 

Lit.: Cates, Dictionary 1867, p. 995. — Foss, Biographia juridica, 1870 p. 585. 

Zeihmann. 

Saurin, Right Hon. William, hervorragender Iriſcher Rechtögelehrter, 

& 1767, zur Bar 1790 berufen, 1807—1822 Attorney-General for Ireland, f 1840. 
Lit.: Cates, Dictionary 1867, p. 995. Teihmann. 


Sauter, Joſeph Anton, 51742 zu Riedlingen a. d. Donau, wurde 1801 
Profeſſor des Kirchenrechts in Freiburg, 1807 Hofrath, T 6. IV. 1817. Verdient 
durch jeine Fundamenta jur. ecel. cathol. 1805—1816. 

it.: Schreiber, Univ, Freiburg, II. 186. — Schulte, Geichichte, III. a S. 264. 

Zeihmann. 

Savarefe, Roberto, 5 1805 zu Neapel, Lehrte daſelbſt ſeit 1838, wurde 
1849 verbannt, 1861 zurüdgefehrt Advofat, T 24. V. 1875. Giner der größten 
Italienischen NRechtögelehrten der Neuzeit. Seine Scritti forensi raccolti e pubbl. 
per cura del Prof. F. Persico e preceduti da uno studio per l’avv. E. Cenni, 
Nap. 1876, Teihmann. 


Savary, Jacques, & 1622 zu Douai, nahm Lebendigiten Antheil an den 
Reformen im Handelsweſen und der Ordonnance von 1678 (von Puſſort bezeichnet 
als Code Savary), t 1690 zu Paris. Sein Sohn Jacques ©. des Brüslons 
ift Verfaſſer eines dietionnaire universel de commerce. 

Schriften: Le parfait negociant, Par. 1675, 1676, 1713, 1800. — Pareres ou avis et 
conseils sur les plus importantes matiöres du commerce, Par. 1688 (fpäter im Parfait 
negociant). 

” Lit.: Goldſchmidt, Handbuch dei HR., 2. > 1874, ®b. J. 31, 34, 42. — 

Roditre, Les — jurisconsultes, 1874, p. 353. — Behrend, Lehrb. des H.R., Berlin 

Leipz. 1880, ©. 24, 25. Zeihmann. 
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Saviguy, Friedrih Gar! von, & 21. II. 1779 zu Frantfurt a. M., 
Sohn des Geh. Regierungsrathes Chr. E. X. v. ©., ftubirte in Marburg ala 
Schüler von Weis, dann in Göttingen und Marburg, befuchte Yeipzig, Halle, Jena, 
prom. 1800 in Marburg, habil. fich dai., wurde 1802 außerordentl. Prof., ging auf 
wiflenichaftliche Reifen, 1808 Prof. in Landshut, 1810 — 42 in Berlin, Minifter 
der Geiegrevifion bis März 1848, F 25. X. 1861. Der hauptſächlichſte Vertreter 
der er Schule. 

ee mit Eihhorn und ale bie Zeitichr. für geichichtl. Rechtswiſſenſchaft, 
Berlin 1815 ff. Die Berliner Jur Geſellſchaft begründete eine von dem Alad. in Berlin, 
Wien und M eg zu dvergebende Savi —— zur —— rechtshiſt. Studien. 
—— ur de concursu delictorum formali, Marb. 1800 (Berm. Schriften 4 
Nr. e. —* — Recht des es, 1808, 7. Aufl. von Ruborff, nn 1865 
(Trait& de a eg par Staedtler, 1866, ital. von Conticini, Fir. 1 L 
von Perry, Lond. 1848). — Bom Beruf unferer Zeit für yo —— und —e— 
{b. 1814, 3. Aufl. . und neue Aufl. 1878. — Geſchichte be echts im Mittelalter, 
eibelb, 1815— 1881, 2. Aufl. 1884—1851 (franz. von — * Par. 1839— 1852; ital. 
von Bollati, Torino 1854—1857). — Enftem heutigen Römiichen Rechts, Berl. 1840 
biß 1849 (Traite de droit rom. par Guenoux, 1851—1855); ipan. von Mesia y Poley, 
Madrid 1879; engl. (8. Band) von Guttrie Edinb. 1869. —- Obligationenrecht ald Theil 
des Meute Röm. Rechts, Berl. 1851, 1858 (Dr. des obl. par Girardin et Jozon, 
1863 u. 1873). — Berm. Schriften Leipz. 1850. 
an. Ihering in Jahrb d. für D m. V. Rr. 7. — Arndts in kit. — IV. 

u ——— in ber Deutſchen Gerichtägtg. 1861 Nr. 90. — Schmid in ber 
Beute rs Nr. 97 (Yan. 1862). — v. Sting sing, 5 F. €. * * ne zu feiner 
Würdigung, Berl. 1862 (in den Preuß. Jahrb. IX.) — uborff F. se 
an fein Leben und Wirten, 1862 (Zeitichr. 8 Rechtsgeſchichte, S — — - Buren, 
- G. dv. &., Amfterd. 1862. — Pernice, 6. F. v. S. Stahl, Berlin 1868. ©. 43-66. — 

Bene: ollmweg, Erinn. an F. €. v. ©. als tölehrer, Stantömann u. Chriſt, 
—* 1867 (Zeitſchr. für Rechtägeichichte VI.) — Scheurl, Einige Worte über F. €. v. ©, 
860. — Laboulayd, Essai sur la vie et les doctrines de . de S., Par. 1842. — 
—— - en von Bruns (Berlin 1879), v. Stinging Wendun en und 
Wandlungen der Deutſchen ri aft, Bonn 1879 und Georg Tanners Briefe an 
Bonif. und Bafıl. Amerbach 1554—1567, Bonn 1879), Brinz (München 1879), Ezuhlarz 
(Prag 1879), Maahen (Wien 1879), Enneccerus (Marb. 1879, Puntſchart (Innebr. 
1379), Manbry, Fitting, Bremer, Runge, Schmidt (Das Hausfind in mancipio, Leipz. 
1879), Modderman (Groningen 1879), Cohn und a = Nieuwe Bijdragen voor 
en en Wet gein HERD 1879 BL. 129 2 —69, Hölbdber (Jm Neuen 
Reich 1879 ©. 358 1,8 nf eid; 1 Gefgedicht von merg (Berl. 1879). — Schulte, 


Geſchichte, III.b ©. 514-528. — Mignet, Nouveaux —— 
historiques, Par. in p. —— — gr . Kit. B.JI.Cchhr. xxl. 473—4%; 
161—180. — Stobbe, ng uellen, IL — Bluntihli, Die neueren R tichulen 
ber — Yuriften, . 1862. — Säulin, Drei afad. Borträge, Baſel 1881, 
©. 2558, Zeihmann. 


„Seaccis, Sigismund, war Advofat zu Rom um 1618. 

Gr ihrieb: Tract. de judiciis (1603), Francof. 1618, 1669; Colon. 1738. — De 
—— Francof. 1604; Colon. 1717. — De sententia et re judicata, Genev. 
* en de commerciis et cambio, Rom. 1618; Colon. 1619, ed. 3; Genev. 1664. — 

era 

Lit.: Golbihmidt, Hanbbud des H.R., 2. Aufl. 1874, 1. 37. — be Wal, Beitr., 
8. — Rodiere, 1 - grands jurisconsultes, "1874, p. 351. — Endbemann, Studien, L 
54, 56, 75, 171, Teihmann. 


Schadenserſatz iſt Vergütung der Einbuße, welche Jemand durch ein be 
ftimmtes Greigniß in feinem Vermögen erlitten bat. ©. hat mithin Vermögens— 
ichaden zur Vorausſetzung. Zwar wird von Entichädigung auch im Sinne des Ent- 
gelts Für piychiichen Schaden geiprochen (z. B. Schmerzenägeld). Allein Niemand ift 
der Meinung, daß auf diefe Entichädigung jchlechthin die Grundjäße vom Erſatz für 
wirthichaftlichen Schaden Anwendung leiden (3. B. bezüglich der Vererblichkeit 
RStrafPO. 8 444 Abi. 4). Deshalb empfiehlt fich, Hier die Ausdrüde S. und 
Entichädigung zu vermeiden und dafür „Genugthuung“ („veluti solatium‘‘ 1.3 D. de 
litig. 44, 6; „Ergetzung“ PGO. Karl’s V. Art. 20) zu fegen, um jchon durch die 
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Bezeichnung hervorzuheben, da dieje Ansprüche auf dem Grenzgebiet zwifchen Strafe 
und ©. liegen und eigenthümlichen Regeln folgen (j. den Art. Buße). 

1. Der vermögensrechtliche Schaden ift immer Minderung des Vermögens. 
Eine Minderung liegt nicht nur dann vor, wenn durch das fchädigende Greignik 
dem Bermögen des Gejchädigten ein Werth entzogen wird, welcher ihm jchon an— 
gehörte (damnum emergens, pojitiver Schaden, wirklicher Schaden, HGB. 
Art. 283), jondern auch wenn dadurch eine Mehrung entgeht, welche ohne daflelbe 
dem Bermögen zugefommen wäre (lucrum cessans, entgangener Gewinn). 
Zum pofitiven Schaden zählt auch die Belaftung des Vermögens mit Berpflich- 
tungen (amisisse dicemur, quod ... erogare cogimur, 1. 383 pr. D. ad leg. Aq. 9, 2). 

Bei dem Anjchlag des Schadens wird entweder der Werth zu Grunde gelegt, 
welchen ein Gegenjtand für Jedermann, oder derjenige, welchen er für den zu Ent- 
jchädigenden hat oder hatte. Jenes ift der gemeine Werth (gemeine Handels— 
werth, SGB. Art. 396), der wirkliche Taujchwerth, vera rei aestimatio, dieſes das 
Intereije (j. diefen Art.). Hiermit dert fich nicht völlig die Unterfcheidung von 
unmittelbarem und mittelbarem Schaden. Unter jenem verfteht man die 
nachtheiligen Folgen, welche das jchädigende Greigniß nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge unter allgemeinen Verhältniffen verurfacht, im Gegenſatz zu dem durch 
befondere, regelmäßig nicht vorhandene Umjtände vermittelten (Preuß. ER. I. 6 
88 2, 3, Zürdh. privatr. GB. $ 997). 

2. Das regelmäßige Erjagmittel ift Geld, aber ein anderer Gegenjtand 
grundjäglich nicht ausgeſchloſſen (3. B. 1. 9 pr. locati 19, 2; Preuß. ER. II. 15 
SS 17— 22; Preuß. Erpropr.» Ge. $ 7). Die Geldentichädigung beiteht meiſtens 
in einer Kapitalfumme, zuweilen in einer Rente (3. B. Haftpflichtgeieg $ 7). 

3. Die S.pfliht kann ihren Rechtsgrund haben a) in der abfichtlichen oder 
fahrläffigen VBerichuldung des Schadens, ſei es durch Delikt oder durch Berlegung 
einer beitehenden obligatorischen Verbindlichkeit, b) im Verzug, €) in der lleber- 
bindung durch Nechtägeichäft, Vertrag (3. B. cautio damni infecti, Berficherungs- 
vertrag) oder durch letztwillige Verfügung, d) in befonderer Rechtsvorjchrift ohne Ver— 
ſchulden des Erſatzpflichtigen (3. B. Schiffer und Gaftwirthe, j. den Art. Receptum, 
die Beirachter eines Schiffes in Folge Schiffewurfs, der Erwerber aus Zwangs— 
enteignung, der Betriebsunternehmer in Folge des Haftpflichtgeiehes). 

Der ©. bildet zuweilen den urfprünglichen Gegenstand der obligatio (bei De— 
litt, Erpropriation, Haftpflichtgeieß u. j. w.). Anderwärts tritt er in eine beitehende 
obligatio ein (namentlich bei Verlegung obligatorischer Verbindlichkeiten), und zwar 
entiveder an Stelle der biöher gejchuldeten Leitung oder neben diejelbe (wegen nicht 
rechtzeitiger oder jonft unvolltommener Erfüllung, aber auch aus anderen Gründen, 
3. B. Schiffswurf). 

4. Jeder S.anfpruch iſt bedingt durch den Nachweis des urſächlichen Zu— 
ſammenhangs zwijchen dem Greigniß, für welches der Belangte einzuftehen hat, 
und dem Nachtheil, deflen Vergütung gefordert wird. Der eingetretene Schaden 
muß die Folge der von dem Belangten zu vertretenden Kandlung, Unterlafjung oder 
fonjtigen Begebenheit fein. Diefer Beweis kann Schwierigkeiten unterliegen, injonder- 
beit wenn mittelbarer Schaden und ganz beſonders wenn mittelbarer Gewinnentgang 
in Frage fteht. Hieran jcheitert nicht jelten der Erſatzanſpruch. Diejes thatjäch- 
liche Ergebniß darf aber nicht zur Aufftellung des Sabes verleiten, daß mittelbarer 
Gewinnentgang überhaupt nicht oder nur in befchränfter Beziehung (Ortsintereffe) 
Grjaßgegenftand ſei. Im Gemeinen Recht hat diefer Sab feinen Boden. Das 
Preuß. ER. (I. 6 $ 6) läht die Berückſichtigung desjenigen nicht im „gewöhnlichen 
Lauf der Dinge und der Geſchäfte des bürgerlichen Lebens“ begründeten Gewinns 
zu, welcher „vermöge jchon getroffener Veranftaltungen und Vorkehrungen ver- 
nünftigerweife erwartet werden konnte‘. Zur Annahme des urfächlichen Zufammen- 
hangs wird nicht abjolute Gewißheit gefordert. Es genügt der Nachweis, daß ohne 
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das jchädigende Greigniß nach regelmäßigen Verlauf unter den obwaltenden Um— 
ftänden der Schaden nicht zugegangen wäre, und in Betreff eines Gewinns, daß der 
Griaganiprechende die nachgewiejene Gelegenheit zum Gewinn nicht ungenüßt lafjen 
fonnte, ohne die Sorgfalt eine umfichtigen Mannes zu verlegen (Mommijen). 
Die Möglichkeit der Vereitelung durch außerordentliche Greigniffe bleibt außer Be— 
rüdfichtigung. Auseinandergehende GEnticheidungen in den Quellen (3. B. $ 10 
Inst. ad leg. Aq. 4, 3 und l. 63 pr. D. ad leg. Falc. 35, 2) bezeugen nicht einen 
MWideripruch innerhalb der Römijchen Jurisprudenz, jondern weiſen darauf hin, daß 
bei der Prüfung des urfächlichen Zufammenhangs der Zwed des Anjchlags ſowie 
der Grund der Griakpflicht maßgebende Momente bilden und daß da, wo die Erſatz- 
pflicht auf Verſchuldung beruht, auch der Grad der Verichuldung einen Einfluß übt. 
Der Beweis des urjächlichen Zujammenhangs wird weniger jtreng beurtheilt, wenn 
dem Belangten ein rechtswidrige Verhalten zur Laft fällt, und wird leichter als 
erbracht angejehen gegenüber demjenigen, welcher abfichtlich oder in grober Fahr— 
läffigfeit zum Nachtheil eines Andern gehandelt hat, als wenn der Belangte mur 
wegen geringer Fahrläffigfeit verantwortlich if. Das Gleichgewicht zwiſchen Schuld 
und Strafe, ein zunächit das Strafrecht beherrichendes Gejeß, macht fich auch in Der 
eivilrechtlichen Verpflichtung zum ©. geltend (Jhering). Auf denjelben Grund- 
gedanfen führt Dernburg die freilich zu weit getriebene und zu formeliftifche 
Untericheidung des Preuß. ER. (I. 6 88 10 — 15) zurüd, wonach bei Vorſatz und 
grobem Berjehen der „geſammte Schaden und der entgangene Gewinn‘, bei mäßigem 
Verſehen der pofitive Schaden und der nach allgemeinen Verhältniſſen erzielbare 
Gewinn, bei geringem Verſehen jogar nur der unmittelbare Schaden und fein Ge— 
winnentgang zu vergüten ift. (Vgl. auch Deiterr. BGB. $ 1324; Zürder GB. 
ss 997, 1000, 1004.) Der ‚Nothitand in Schädenprozeffen‘ ift gehoben, jeit die 
Würdigung aller Umstände bezüglich der Frage, ob und in welchem Umfang ein 
Schaden verurfacht wurde, der freien richterlichen Weberzeugung überantwortet ift 
(für ganz Deutichland zunächit durch einzelne Reichsgeſetze wie Urheberrechts, Haft- 
pflicht-, Markenſchutz⸗, Mufterfchuß-, Patentgefeß und dann allgemein durh REPO. 
$ 260). Für den Beweis der Höhe des zugefügten Schadens fam das Römische 
Recht dem Beweispflichtigen durch das jog. juramentum in litem, Schäßungs= oder 
MWiürderungseid zu Hülfe; ähnlich die Preuß. Allg. Ger.D. I. 2289 ff. Die 
RCPO. $ 260 hat den Eid ala Recht des Beweispflichtigen bejeitigt, dagegen in 
das Ermeſſen des Gerichts geftellt, dem Beweisführer die eidliche Schäßung des 
Schadens aufzuerlegen, jedoch unter Feitiegung einer umüberjchreitbaren Grenze. Eine 
vertragsmäßige Beitimmung, daß der Richter bei der Schadensermittelung auf gewifje 
Beweismittel, 3. B. Zeugen und Sachverftändige mit Ausichluß des Eides beichräntt 
jein joll (wie zuweilen in VBerficherungsverträgen vorfommt), entbehrt, weil gegen 
die Vorichriften des öffentlichen Rechts über die freie Würdigung der Thatfrage ver— 
jtoßend, der verbindlichen Kraft. 

5. Neben dem Grforderniß des urjächlichen Zufammenhangs den S.anipruch 
noch davon abhängig zu machen, daß der Schaden die nothwendige und un= 
mittelbare Folge des zu vertretenden Greigniffes jei, hat weder die Natur der 
Sache noch das pofitive Recht für ſich. Ebenjowenig, daß der Erfolg vom Han— 
deinden vorausgeſehen werden konnte (vgl. jedoch Code civil art. 1149—1151). 
Die Eriagpflicht umfaßt auch denjenigen Nachtheil, welchen die verpflichtende That— 
jache nur durch das Mitwirken ungewöhnlicher Umſtände verurſacht hat (3. B. wegen 
nichterfichtlicher Zerbrechlichkeit der Sache, wegen anderweitigen Veriprechens der 
geichuldeten Sache unter KHonventionalitrafe). Indeſſen bemerfe man: a) Die Haf— 
tung aus Deliften ift auch durch die Beziehung des Erfolges auf den Willen des 
Handelnden (Zurechnung zur Schuld) bedingt. Deshalb kann trotz Vorhandenjeing 
des urfächlichen Zufammenhangs zwiichen Handlung und Griolg die Eriagpflicht 
wegen Mangels des jubjektiven Eriorderniffes wegfallen. Inſofern wird zuweilen 
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die Vorausjehbarkeit des Erfolgs von rechtlichem Belang (1. 31 D. ad leg. Aq. 9, 2; 
Preuß. ER. I. 6 $ 4). b) Eine Erfagiorderung findet nicht jtatt, wenn der ein— 
getretene Erfolg zugleich in einer Schuld des Beichädigten feinen Grund bat (ſog. 
Kulpafompenfation); doch hebt fich nicht rechtswidrige Abficht gegen Fahrläffigkeit 
(1.98 4 D. ad leg. Aq. 9, 2). Zur Schuld kann auch werden die Unterlaffung der 
Thätigfeit behuſs Abwendung der nachtheiligen Wirkung einer fremden Handlung 
oder Unterlafjung, nicht blos in BVertragsverhältniffen (1. 2183 A.E.V. 19,1; 
Sächſ. BGB. $ 688), jondern auch bei außerfontraftlichen Verletzungen, nur ift Hier 
das Maß der zum Zweck der Abwendung zuzumuthenden Thätigfeit weniger be- 
jtimmt und den Umftänden des einzelnen alla zu entnehmen (beitritten, dafür 
ROHG., Entih. XXIU. ©.373). Der Grundjaß findet fich auch im Preuß. Allg. 
LR., jedoch mit „unerträglicher“ Kafuiftif (I. 6 88 18— 21). Gigenthümlich Oeſterr. 
BGB. S 1304. 

6. In Bertragäverhältnifien kann unter Umftänden der Erjaß fremden 
Schadens gefordert werden, dann nämlich, wenn der Fordernde den Vertrag mit 
dem Schädiger im Intereffe des beichädigten Dritten geichloffen Hat und wegen der 
veriprochenen Leiſtung dem Letztern, gleichviel in welchem Umfang, wenn auch nur 
auf Anipruchsabtretung haftbar ift (beitritten, dafür ROHG., Entſch. XVII. ©. 78). 

7. Innerhalb der jet gezeichneten allgemeinen Grenzen jtellt fich der Um— 
fang der S.pflicht, ob pofitiuer Schaden oder auch entgangener Gewinn, ob 
unmittelbarer oder auch mittelbarer Schaden, verjchieden nach dem Grund der Griah- 
pflicht. Hierbei macht fich der Gegenjat geltend zwiſchen Verlegungen in und außer 
Vertragsverhältniſſen, zwiichen der Haftung in Folge Verihuldung und ohne Ver— 
ichuldung, und bei der erjteren ift auch das Maß der Verichuldung, dolus und 
culpa lata gegenüber der culpa levis zuweilen von Bedeutung. 

Regel bildet nach Gemeinem Recht und dem HGB. (Art. 283) die Vergütung 
jedes erweislichen Schadens, des jog. vollen Intereſſes. (Sächſ. BGB. SS 124, 
125, 685 ff.; Code civil art. 1149, 1382, 1383.) Anders das Preuß. UR. I. 2 
SS 116, 117: „der gemeine Werth‘, jedoch mit vielen Ausnahmen (. B. I. 5 
$$ 285— 291), Oeſterr. BGB. 88 1323, 1324. 

Wo indeß auch das volle Intereſſe zu erſetzen ift, da wird doch a) nur Ver- 
mögensjchaden berüdjichtigt, fein Affeftionswertd (womit nicht zu verwechjeln 
das NAffektionsinterefje ala obligatorifches Bindemittel, j. den Art. Intereiie); 
b) nicht unehrenhafter Gewinn, nicht Gewinn vom Gewinn, jofern jener 
nicht vom Grjagpflichtigen gezogen ift (1. 8, 1.15 D. de usur. 22, 1; Sächſ. BGB. 
$ 125 a. €.) und wenigitens nad) Römifchem Recht (beftritten) nicht übermäßiger 
Luxus (aber auch im Fall von dolus und culpa lata? 1.45 $ 1 A.E.V. 19, 1). 
e) Entiprang aus demjelben Ereigniffe für den Betroffenen Nachtheil und Ge- 
winn, jo mindert fich der ©. um den Betrag des lehteren, jofern nicht das Greig- 
niß für den Gewinn nur Anftoß, nicht Grund war oder jofern nicht auf den Ge- 
winn der Empfänger ohnehin rechtlichen Anſpruch befaß (nicht unbeitritten, dafür 
ROHGG., Entih. XXI. ©. 184; anders das Preuß. Erpropr.-Gei. $ 10). d) Um 
Ueberforderungen vorzubeugen, hat das Röm. Recht für den Erſatz wegen Verlegung 
einer obligatorischen Verbindlichkeit eine Grenze aufgeftellt: die zuzubilligende Summe 
foll das Doppelte des allgemeinen Verkehrswerths des Schuldgegen- 
ftandes nicht überjteigen. Dagegen HGB. Art. 283 (Entich. dee ROHG. XIX. 
©. 304). Auch dem Preuß. Recht ift der Sat ala allgemeine Norm fremd, aber 
Anklänge daran jehlen nicht (I. 5 $ 301; 1. 6 $ 95; I. 11 $ 545). 

8. Bei der Grmittelung des ©. tommt auch in Betracht, welcher Ort und 
welche Zeit zu Grunde zu legen it, und zwar jowol für die frage, ob und in 
welchem Umfang Schaden vorliegt, als für die Schäßung des Gegenitande. Doc) 
find die hierüber geltenden Rechtsſätze nicht einfach genug, um in wenige Worte ge- 
faßt zu werden. Nur fo viel fann Erwähnung finden. In der Behandlung treten 
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auch bier aus einander die Geichäfts- und die Deliktsobligationen. Hier tritt die 
Begehung, dort mehr die Erfüllung ala maßgebendes Moment in den Vordergrund, 
jedoch nicht ohne mannigfache Abweichung. 

9. Die S.anfprüche, welche nicht aus Vertragäverhältniffen fich entwideln, 
unterliegen zum Theil einer kurzen Verjährung (3. B. actio doli, Urheberrechtä= 
geſetz $ 33; Neichshaftpflichtgejeg $ 8 u. a.; Preuß. IR. I. 6 $ 54). 

git.: Mommfen, Beiträge zum Oblig. Recht, er gr Der Lehre vom Intereſſe, 
1855. — Gohnfeldt, Die Lehre vom Intereſſe ‚ Dad Schuldmoment 
im Römijchen Privatrecht (1867); Derielbe in En Jah = xvıh ©. 59 ff. (1879). — 
Die Panbdektenlehrb. von Brinz, 2. Aufl. Bd. U. 88 265270, 281, 2831 ab,c, d; 
v.Bangerom, $ 571; Windſcheid, SS 257, 258. — Füx Preuß. Recht: AHA, s$ 89, 
90, 106; Dernburg, I. z8 74-79. — Für Framſ. echt: Zacha riä, SS 308 

F. —— 


Schãfereigerechtigkeit (Thl. J. ©. 501) bedeutet im weiteren Sinne des 
Wortes die Befugniß, eine Schafheerde mit einem Schäfer (jog. Schäferei) zu halten. 
Dieje Berugniß wird von einigen Schriftitellern auch ala Schäfereirecht bezeichnet. 
Die ©. im engeren Sinne enthält noch das weitere Recht, die Schafe auf der 
ganzen Feldmark oder auf einzelnen fremden Grundſtücken weiden zu laſſen. 

Die eritere Befugniß verfteht fich an und für fich für den Grundbefiter von 
ſelbſt. Doc kann diejelbe ſowol durch Gejeh ala Servitut bejeitigt oder beichränft 
werden. Durch Partifularrechte ift die S. nicht jelten der Gutäherrichaft als aus— 
Ichließliches Recht eingeräumt, anderwärts dafür Grundbefig von bejtimmter Größe 
gefordert worden, emdlich findet fich auch die Beitimmung, daß zwar jämmtliche 
Gemeindeglieder Schafe halten dürfen, aber feinen Hirten, vielmehr ihre Schafe 
dem gutöherrlichen Hirten anvertrauen müſſen. Im lebteren Falle jchreibt man 
dem Schäfereiberechtigten ein Schäferei-Stabrecht zu. Durch eine Servitut wird 
der Gigenthümer des dienenden Grunditüds in dem Fall am Halten einer Schafheerde 
verhindert, wenn derjelbe bei einer jeinem Grunditüd auferlegten Weidejervitut aus- 
drüdlich von der Mithude ausgeſchloſſen ift. 

Die ©. im engeren Sinne jeht einen befonderen Erwerbsgrund voraus. Dieſer 
fann namentlich Vertrag, unvordenkliche Verjährung, Geſetz fein. Nach dem Titel, 
auf dem das Recht überhaupt beruht, richtet fich auch der Umfang deflelben. Das 
gilt binfichtlich der Grunditüde, welche der Hütung feitens des Berechtigten unter- 
liegen, binfichtlich der Zahl der Schafe, welche diejer unterhalten darf, und Hinficht- 
lich des Umftandes, ob die ©. eine ausjchließliche ift oder nicht. Iſt die ©. eine 
ausschließliche, jo darf außer dem Berechtigten Niemand auf dem Weiderevier Schafe 
hüten laffen. it diefelbe dagegen feine ausfchließliche, jo können auch die übrigen 
Dorfbewohner Schafe auf die Weide bringen. Ye nachdem der Berechtigte nur eine 
bejtimmte Zahl Schafe auf die Weide treiben darf, oder darin unbejchräntt tft, 
unterjcheidet man gemeſſene und ungemefjene S. Bei der eriteren werden die Läm— 
mer, jo lange fie jaugen, nicht mitgezählt (j. Preuß. Allg. ER. Thl. I. Tit. 22 
$ 98; Oeſterr. BGB. $ 500), auf Grund partifularrechtlicher Beitimmungen oder 
von Ortögebräuchen mitunter jogar ein ganzes Jahr lang und ſelbſt bis zur eriten 
Schur (Bayer. ER. Thl. II. C. 8 $ 13 N. 2). Bei der ungemefienen ©. ift, wie 
bei der Weidegerechtigkeit überhaupt, der Berechtigte befugt, jo viele Schafe auf die 
Weide zu treiben, als er mit dem auf jeinem Gute gewonnenen Futter während des 
Winters erhalten fann (Defterr. BGB. $ 500). Allein diefes jog. Durchiwinterungs= 
prinzip ift partifularrechtlich bei ausichließlicher Schäfereiberechtigung Einer Perſon 
nicht immer feitgehalten, jondern nur da für maßgebend erklärt worden, wo die 
Schäfereiberechtigung mehreren in derjelben Feldmark gebührt (Preuß. Allg. ER. 
a.a. D. 88 150 ff., val. SS 152 ff). Im Uebrigen find für die ©. die für die 
Weidegerechtigkeit überhaupt geltenden Grundjäße maßgebend. 
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Gigb. u. Bit.: Preuß. Allg. ER. Th. I. va > 8 146—169. — Te — 
buch bee Kunbwithidafereie - 1807), $ 15. — Scholz II, Das S 

recht, SEE. Das ————8 Caſſel 1863. — Steinader, Braun F 
Privatrecht, — a ——— Gem. und Württemb. Privatrecht, II. $ 299. Fat) , 
Privatrecht, . 201 fi. — Seuffert’ 8 Archiv XVI. Nr. 196, 197. Lewis. 


Schändung. Doltrin und Geſetzgebung verſtehen darunter den außerehelichen 
Beiſchlaf mit einer unmündigen oder geiſteskranken Frauensperſon oder mit einer 
ſolchen, die ſich ohne Zuthun des Thäters im Zuſtande der Wehr- oder Bewußt— 
loſigkeit befindet, die unfreiwillige Schwächung, stuprum non voluntarium nec 
violentum. Die Gefjegbücher für Braunfchweig, Hannover, Defterreich nennen 
dieſes Verbrechen, im Unterichiede von der Nothzucht und Unzucht, S. Es kommt 
darauf an, ob der Zuftand der Bewußtlofigkeit oder Willenlofigkeit vorgefunden 
oder von dem Thäter herbeigeführt wurde, um den Beiichlaf begehen zu fönnen. 
Zwei Fälle (RStrafGB. $ 176): gewaltiame Vornahme unzüchtiger Handlungen 
an einer Frauensperſon und Mißbrauch einer willenlojen, bewußtlojen, geiites- 
franfen Frauensperſon zum außerehelichen Beifchlafe. Erſter Fall, in Abficht auf 
Beiichlaf geießt, geht in verfuchte Nothzucht über. Die Strafgejeßnovelle von 1876 
hat das Erforderniß eines Antrages geitrichen in Webereinftimmung mit $ 191 des 
Oeſterr. Strafgeſetzentwurfs von 1874, diefes Verbrechen heißt, im Unterfchiede von 
der Nothzucht und Unzucht, S. Von einer Strafverfolgung der S. iſt micht die Rede, 
wenn der Thäter Grund zur Annahme hatte, daß der an einer Schlafenden, Trun— 
fenen unternommene außereheliche Beiichlaf nicht ihrem Willen entgegen fei und die 
Zuftimmung nachher wirklich erfolgt ift. Anders verhält e8 fich mit den Unmün— 
digen und Geiſteskranken, die rechtlich feine gültige Einwilligung geben können und 
deren noch nicht zur Reife gediehene oder krankhaft gehemmte Widerſtandskraft gegen 
BVerfuchungen zu unzüchtigen Handlungen jelbft gegen ihr Verlangen im Intereſſe 
der geichlechtlichen Sittlichkeit durch das Geſetz geichüßt wird. Nicht blos der Ge— 
Schlechtsehre wegen, auch um der Abjtumpfung des Schamgefühles und der phyfiichen 
Nachtheile willen wirft das Strafgejeg dem Gejchlechtsverfehre mit den genannten 
Perfonen entgegen, von der Erwägung geleitet und durch moralftatiftiiche Daten 
darin beitärft, daß durch ©. die Moralität wie die freiheit verlet und die Geſund— 
beit nicht jelten untergraben werde. 

Mit Zuchthaus bis zu zwanzig Jahren bedrohte daher Preußen denjenigen, der 
eine in einem willenlojen Zuftande befindliche Perfon zu einer auf Befriedigung des 
Gejchlechtötriebes gerichteten unzüchtigen Handlung mißbraucht, mit Perjonen unter 
vierzehn Jahren unzüchtige Handlungen vornimmt oder diefelben zur Verübung oder 
Duldung unzüchtiger Handlungen verleitet. Weniger dag bezeichneten die Straf: 
geieße für Sachſen, Defterreih, Braunschweig, Bayern u. a. den Thatbeitand diejes 
Verbrechens, zumal der Mikbrauch zum auferehelichen Beiichlaf und nicht blos 
willenlojer oder bewußtlojer, jondern auch wehrlojer Frauensperſonen ala Gegen— 
ftände des Verbrechens bezeichnet werden. Bei dem Mißbrauche ummündiger Per— 
fonen zu geichlechtlichen Zwecken begründet die Qualität der Gejchändeten nicht 
weniger wie bei erwachienen Fyrauensperfonen einen wejentlichen Strafänderungs— 
grund. Iſt das der Geichlechtäreife naheitehende Mädchen bereits jo unglüdlich, der 
Proftitution verfallen zu fein, dann darf es zwar der Gefchlechtägier nicht ftraflos 
preisgegeben werden, allein die Strafbarkeit des Thäters ift eine ungleich geringere, 
als die des Verführers eines unjchuldigen Mädchens und läßt fich daher die an- 
gedrohte Zuchthausftrafe nicht in allen Fällen rechtfertigen. Gegenitand des Ver— 
brechens fann auch eine Perfon üblen Leumundes und männlichen Gejchlechtes fein. 
Es fommt weder auf die Beiſchlafsfähigkeit noch auf die geichlechtliche Reinheit an, 
immer aber auf das Willen des Thäters von dem im Geſetze vorausgejehten Zu— 
ftande der Wehr- oder Bewußtlofigkeit, der Unmündigfeit, oder der Geiſteskrankheit. 
Unrichtig ift e8, den Umstand als gleichgültig anzuſehen, ob der Thäter den wehr- 
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lojen Zuſtand vorfäßlich herbeigeführt Habe. Die geichändete Perjon muß fich ohne 
Zuthun des Thäters im Zuftande der Willenlofigfeit oder der Wehrlofigfeit befunden 
haben. Hatte derjelbe Gründe zur Annahme, daß die geichlechtlich mißbrauchte 
Perion die Mündigkeit Schon überichritten oder nicht nur das Alter des erlaubten 
Geichlechtäumganges, jondern auch das reife Verſtändniß für die Bedeutung des 
Beilchlais habe, jo befand er fich in einem die Zurechnung des Verbrechens aus— 
jchließenden Jrrthume. Bis zu 10 Jahren beitrait das RStrafGB.S 176, wer eine 
in einem willenlofen oder bewußtlofen Zuftande befindliche oder geiſteskranke Frauens— 
perſon außerehelich jchwächt. 

Sachſen ſtrafte den außerehelichen Beiſchlaf mit Perſonen in wehr- oder be— 
wußtloſem Zuſtande mit Arbeitshaus oder Zuchthaus bis zu vier Jahren. Hat 
aber der Verbrecher die Gemißbrauchte zuvor in dieſer Abſicht auf argliſtige Weiſe 
in einen Zuſtand verſetzt, in welchem ſie ſeinen Lüſten nicht zu widerſtehen ver— 
mochte, jo fand zwei» bis achtjährige Zuchthausſtrafe ſtatt. Letzteren Fall behandelt 
Oeſterreich als Nothzucht. Der Oeſterr. Entwurf von 1867 bedrohte das Verbrechen 
der S., wenn es an einem noch nicht zwölf Jahre alten Mädchen oder an einem 
noch nicht vierzehn Jahre alten Knaben begangen wird, wie Nothzucht, wenn es 
an einer ohne Zuthun des Thäters im Zuſtande der Willens- oder Wehrloſigkeit 
befindlichen Perſon verübt wird, mit Zuchthaus bis zu vier Jahren und letzteres in 
der Regel nur auf Verlangen der verlegten Perſon; wenn aber dadurch ſchwere 
——— verurſacht worden, von Amtswegen. 

ar Deutjches StruiGL. $ 176 3. 2, 178. — Sachſen Art. 182, 353. — Bayern 
Art. — Defterr. Straf®B, 8 los. — Biaunſchweig $ 174. — Hamb. $ 148. — Oeſterr. 
Entwurf * 1867 8 192, von 1870 81 

git.: G. J. Fr. Meister, Prindipis. juris erim., edit. III, $ 295. — Klein, BPeinl. 
Recht, $ 407. — v. Grolmann, Grundiähe ber Kiminaleechtamifenkchaft 8 289; Der» 
ee Begriff der Schänbung, Gerichtähalle (Wien 1860) Nr. — v. Wächter, Abhandi 

1835 ©. 300-310. — Hälichner, Syftem, III — Sühe, 335. — Sammlun ſtraf⸗ 
—2 Entſcheidungen von Adler, Krall, v. Walther, Wien 1874. Hapibe orff, 
Wa rg. 


CShard, Simon, 5 1535 zu Neu-Haldensleben, ging nad) Italien zur 
Durchforſchung von Bibliotheken, eine Zeit lang in Baſel, 1566 Beiſitzer des Kammer— 
dr in Speier, Pralz agraf, T 28. VI. 1573. 

Schriften: Ausg. d. Eustathios, Basil. 1561. — De imperiali —— auctoritate 
et praeeminentia imperii atque juribus regni synt. tractt., Basil. 1566. — German. rerum 
quatuor celebriores vetustioresque Chronographi, Fef. 1566. — Historicum opus, Basil. 
1578 (Schardius redivivus, Gissae 1673). — Lexicon juridicum, Basil. 1582, ed. Kamp- 
hausen, Colon. 1593. 

git.: Schirmer, Schardii non 7, Regim. 1864. — v. Stinking, Gedichte der 
Deutichen Rechtswiſſenſchaft (1880), I. 238, "296, 504, 505, 508—512, 518, 662, 683. — 
Schulte, Geichichte, III.b ©. 28. Teihmann. 


Schatullgut (von Scatull, Schachtel) bezeichnet dasjenige Vermögen, vor- 
nehmlich Grumdbefigvermögen,, deifen Einkünfte unmittelbar zur fürftlichen Ber- 
fügung jtehen und defjen Subſtanz unabhängig von den für Domänen geltenden 
Regeln entweder nach den Grundſätzen der hausgeſetzlich fideikommiſſariſchen Erb» 
folge oder durch freie Verfügung des fürftlichen Gigenthümers vererbt wird. Die 
Rechtöverhältniffe der Schatullgüter ergeben fich jomit aus der begriffsmäßigen 
Trennung von Staatsgut und fürftlichem Familiengut; ihre Ordnung gehört theils 
ins Staatsrecht, ſoweit nämlich in Trage fommt: was zu den Domänen zu rechnen 
ift, theild in das Privatfürftenrecht und in die Hausgeſetze, joweit nämlich, als die 
Erbfolge und die Verwaltung der Schatullgüter in Betracht fommen. In Preußen 
ward durch Verordnung vom 13. Auguft 1713 der Unterfchied zwiichen Domänen 
und liegenden Schatullgütern aufgehoben und beide für unveräußerlich erklärt, jo 
daß hier die fronfideifommiffariiche Qualität der lebteren zu präfumiren iſt. Da— 
neben können aber immer noch Güter zu völlig freier Verfügung des erjten Erwer— 
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ber& vorbehalten bleiben. Nach dem Preuß. ER. (II. 14 $ 14) ift beitimmt: „Sat 
derjenige Landesherr, welcher ein folcher erfter Erwerber war, über unbeivegliche, 
von ihm erworbene Sachen weder unter Zebendigen, noch von Todeswegen verfügt, 
jo find diefelben für einverleibt in die Domänen des Staates anzufehen.” Ver— 
ichieden davon: die Sächſ. Verfaffungsurfunde von 1831 8 21, und die hausgeſetz- 
lichen Beitimmungen anderer regierender Häufer, in denen der politiich = ftaatärecht- 


liche Gedanfe nicht jo ſcharf formulirt ift, wie in Preußen. 

8it.: Hofmann, De patrimonio principis privato, quod die Chatouille vocant, 
1727. — Rivinus, De bonis principis — 1737. — Fiſcher, Sehebegeifl be3 
Gameral: und Poligeirechts, II. 479 9m Rönne, Staatsrecht (3. Aufl), I ‚I. 6, 584 
(RN. 7) — Heffter, Sonberrechte der — und ber med. Häuſer Deutfchlands, 1871, 
S. 177 fi. v. Holtzendorff. 


Schauftellungen, öffentliche. Die ©. bilden eine Gattung der Luſtbar— 
feiten (j. diefen Art.) im weiteren Sinne. Bon den eigentlichen Luftbarteiten 
untericheiden fie fich aber dadurch, daß, während bei leßteren eine gleichmäßige Mit- 
wirkung jämmtlicher Theilnehmer jtattfindet, die S. von beftimmten Daritellern 
einem Publitum von Zuschauern oder Zuhörern dargeboten werden. Auf den Be— 
griff der ©. ift e& an fich ohne Einfluß, ob der Dariteller mit der Darbietung fich 
berufsmäßig oder außerhalb feines eigentlichen Lebensberufs (als Dilettant) be— 
ichäftigt, ob die Darjtellung öffentlich oder vor einem geſchloſſenen Kreiſe, entgelt- 
lich oder ohne Entgelt und erjternfalls für Erwerbs- oder jonjtige (Wohlthätigkeits-, 
Koſtendeckungs⸗ u. ſ. w.) Zwecke erfolgt, jowie ob dieſelbe ein höheres Intereſſe der 
Kunft oder Wiſſenſchaft zu befriedigen geeignet it oder nicht. Vom Standpuntte 
der Sitten- und Yuruspolizei, jowie der Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe er- 
heiſchen aber diejenigen ©. eine befondere rechtliche Regelung, welche öffentlich dar- 
geboten werden und vorwiegend auf die Befriedigung des bloßen Unterhaltungs- 
bedürfnifies berechnet find. Hier namentlich gilt es, ſowol die Zahl der ©. in 
angemeflenen Schranfen zu halten, ala Berjtöße gegen die öffentliche Sittlichkeit 
thunlichit zu verhüten. Dies ift auch der Standpunkt des geltenden Rechts. 

A. In Deutichland bedarf: I. nah Reichſsrecht: a)wer auf Straßen 
oder jonit im Umherziehen oder an einem Orte vorübergehend und ohne Be— 
gründung eines ftehenden Gewerbes öffentlich Muſik aufführen, ©., theatralifche Vor— 
jtellungen oder fonjtige Zuftbarfeiten (ſ. diefen Art.) öffentlich darbieten 
will, ohne daß ein höheres Intereſſe der Kunst oder Wiffenichaft dabei obmwaltet, 
außer den übrigen Grforderniffen, der vorhergehenden Erlaubniß durch die Behörde 
des Orts, an welchem die Yeiftung beabfichtigt wird (RGew.D. $ 59 Abi. 1). Eine 
gleiche Erlaubniß it aber auch für diejenigen erforderlich, welche derartige Leiſtungen 
an dem Orte ihrer (ftehenden) gewerblichen Niederlafiung auf den Straßen 
darbieten wollen (RGew.D. 842; Preuß. Anweifung vom 4. Sept. 1869 $ 15; Sächſ. 
Austührungsverordnung vom 16. Sept. 1869 8 27). Ueber die Ertheilung diejer 
Erlaubniß enticheidet die Behörde nach freiem Ermeſſen; thatfächlich findet für ein- 
zelne Klafjfen von ©. (3. B. Jahrmarktsmufif) in größeren Städten prinzipiell Ver— 
jagung ftatt. Beitrafung des Betriebs ohne Grlaubniß geichieht nach Landesrecht 
(Jacobi, Gemwerbegeießgebung, S. 95). Ferner ift b) für Schaufpielunter- 
nehmer zum Betriebe ihres Gewerbes (auch wenn daffelbe ein ftehendes iſt und 
fünftlerifche Yeiftungen dargeboten werden), eine allgemeine perfönliche Erlaubniß der 
nach den landesrechtlichen Borfchriften zuftändigen Behörde (Preußen: Regierungs- 
präfident; Bayern: Diftriktsverwaltungsbehörde) erforderlich. Diejelbe iſt zu ver- 
jagen, wenn die Behörde auf Grund von Thatjachen die Ueberzeugung gewinnt, daß 
der Nachjuchende die zu dem beabfichtigten Gewerbebetriebe erforderliche Zuverläffig- 
feit, in&beiondere in fittlicher, artiftiicher und finanzieller Hinſicht nicht befit (Reichs— 
geieß vom 15. Juli 1880). Die Erlaubniß ift eine perjönliche, hat aber Kraft für 
den ganzen Geltungsbereich der RGew.D. (Preuß. Verfügung vom 24. Nov. 1871, 
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Min.=Bl. f. d. inner. Verw. ©. 345; Badiiche Verordnung vom 26. De. 1871 
$ 13; abweichend die Auffaffung der Bayer. und Sächſ. Praris). Für den Beginn 
des Unternehmens kann die genehmigende Behörde eine Präflufivfrift jegen ; auch erlifcht 
die Erlaubniß nach dreijähriger Einftellung des Unternehmens ohne erhaltene Friſtung 
($ 49). Schaufpielunternehmer, welche die Erlaubniß nicht befigen, find nach $ 147, 1 
jtrafbar. Werner benöthigen c) diejenigen, welche außerhalb ihres Wohnortes ohne 
Begründung einer gewerblichen Niederlafjung, gewerbliche oder fünft- 
lerifche Leiftungen oder ©., bei welchen ein höheres wiflenichaftliches oder Kunſt⸗ 
intereffe nicht obwaltet, feilbieten wollen, eines Legitimationsfcheines, 
welcher, wenn der Gewerbebetrieb auf öffentliche Muſikaufführungen, theatraliiche 
Vorftellungen, ©. oder jonftige Yuftbarfeiten (j. diefen Art.) gerichtet ift, ver- 
jagt wird, jobald der, den Verhältniffen des Verwaltungsbezirtes der höheren Ber: 
waltungsbehörde entiprechenden Anzahl von Perſonen Yegitimationsjcheine ertheilt 
find. Umberziehenden Schaufpielergejellichaiten wird der Legitimationsſchein nur 
dann ertheilt, wenn der Unternehmer die zu b) gedachte allgemeine Erlaubniß be 
fit. (Ueber die Frage, wenn bei Leitungen umberziehender TIheatertruppen ein 
höheres Kunſtintereſſe anzunehmen ift, j. Erk. des Preuß. Obertribunala vom 
15. Oft. 1878, Juſtizmin.Bl. 1879 ©. 195.) Der Yegitimationsjchein für den 
Betrieb der vorbezeichneten Gewerbe gewährt die Berugniß zum Gewerbebetriebe in 
einem anderen ala dem Bezirke derjenigen höheren Verwaltungsbehörde, welche ihn 
ausgeftellt hat, nur dann, wenn er auf den anderen Bezirt von der höheren Ver: 
waltungsbehörde des lehteren ausgedehnt ift; dieſe Ausdehnung wird verfagt, jobald 
für die, den Verhältniffen des Bezirks entiprechende Anzahl von Perjonen Legitima- 
tionsjcheine bereits auögeftellt oder ausgedehnt find ( RGew. O. 88 59 und 60). — 
Ausländer unterliegen in allen vorbezeichneten Richtungen denjelben Anforderungen, 
wie Deutiche (Bekanntmachung des NReichsfanzlers vom 7. März 1877, Gentralbl. 
©. 142), haben aber überdies fein Recht auf Zulaffung zum Gewerbebetriebe im 
Umberziehen (RGew. O. $ 58). — I. Der landesrechtlichen Regelung verbleibt: 
a) Die Ertheilung von Vorſchriften für die nicht gewerbsmäßige Dar: 
bietung von ©., insbeiondere die Theateraufführungen durch Liebhaber. Val. 
fönigl. Sächſ. Minifterial-VBerordnung vom 8. Nov. 1872 (Fiſcher's Zeitic. !. 
Praris und Gejeßgebung Bd. I. ©. 124: Privatgeiellichaften, welche zu ihrem Ver 
gnügen oder zu einem wobhlthätigen Zwede, aber nicht des Erwerbs wegen, thea— 
traliiche Vorjtellungen aufführen wollen, dürfen Gintrittsgeld nur mit Grlaubnit 
der Ortsobrigfeit erheben). b) Die Normirung von Öffentlichen ©. in Gaſt— 
und Schantwirthichaiten „Die Gaſt- und Schankwirthſchaftskonzeſſion 
Ichließt die Erlaubniß zur Veranſtaltung muſikaliſcher und deflamatorischer Vorträge 
nicht in fih. Die Polizeibehörde iſt berechtigt und verpflichtet, Wirthichaften, m 
denen jolche Luftbarkeiten dem Publitum geboten werden, einer ftrengen polizeilichen 
Aufficht zu unterwerfen und umnfittliche Borftellungen und Vorträge zu inhibiren, 
behufs defien auch die zur Aufführung oder zum Vortrage bejtimmten Gegenitände 
fich vorher anzeigen bzw. vorlegen zu lafjen.“ (Preuß. Minifterialvert. vom 30. Mär 
1879 gegen die jog. Tingeltangel, Minifterialblatt }. d. inn. Verw. S. 149.) Ent 
fprechende Polizeiverordnungen der einzelnen Oberpräfidien bzw. der Regierungen und 
Landdrofteien haben in diefer Beziehung in Preußen neuerdings die Veranstaltung 
oder Duldung von ©. (theatraliichen, deflamatorischen, mufitaliichen Aufführungen 
und Vorträgen, pantomimischen, plaſtiſchen und afrobatischen VBorftellungen) in Gait- 
und Schanklofalen (einfchließlih der Zelte und Buden bei Bolfäfejten) an ort* 
polizeiliche Erlaubniß gebunden, zu deren Einholung der Wirth (auch wenn er die 
perfönliche Erlaubniß als Schaufpielunternehmer jchon befift) verbunden iſt; Terte 
bzw. Bejchreibungen find dem Gefuche beizufügen. Die Grlaubniß kann be 
dingungsweiſe ertheilt jowie aus fitten- und ortöpolizeilichen Rüdfichten zurüd- 
genommen oder verweigert werden. Typus: Düſſeldorfer Poligeiverordnung vom 
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25. Januar 1879, dergl. für Brandenburg vom 11. Dez. 1879; Bayern: Polizei= 
StrafGB. Art. 32; Baden: Polizeiſtraf6B. $ 63. c) Die Ausübung der allge- 
meinen polizeilichen Aufſicht über alle ©., insbejondere vom fittenpolizei=- 
lihen Geſichtspunkte, ſowol gegenüber den einer Erlaubniß bedürfenden und 
mit Grlaubniß verjehenen Unternehmern (vgl. beſonders Medlenburg » Schwerin’iches 
Publifandum vom 27. Sept. 1869 $ 9) und Wirthen (f. vorftehend unter b), als 
gegenüber den Ausübenden (gegen unjchidliche, irreligiöfe u. ſ. w. Darftellung, desgl. 
Grtemporiren u. ſ. w.), 3. B. durch Unterfagung einzelner Borftellungen (Hirth’s 
Annalen 1876 ©. 79), Verbot der Theilnahme von Schullindern, der S. während 
der geichloffenen Zeiten u. ſ. w. 

B. In Deiterreich wird das Gew.R. auf die Unternehmungen öffentlicher 
Beluftigungen und ©. aller Art mit Recht von vornherein nicht eritredt (Kund— 
machungspatent zur Gew.D. vom 20. Dez. 1859, Art. V), da hier im Wejentlichen 
fittenpolizeiliche Rüdfichten maßgeben. Für das Bühnenweſen gilt die jog. Theater- 
ordnung (Min.-Verordnung vom 25. Nov. 1850), welche eine perjönliche behörd— 
liche Erlaubniß zum Betriebe des Schaufpielunternehmer-Gewerbes, eine Konzeſſio— 
nirung der Theaterlofalität und eine Genehmigung der politiichen Lanbdesitelle zur 
eriten Daritellung eines jeden Bühnenſtückes (letere Genehmigung ift, jobald fie für 
Eine Bühne eines Kronlandes ertheilt ward, innerhalb des leßteren für Aufführungen 
anderer Bühnen nicht weiter nöthig; $ 4) fordert, aber auch ſoweit letztere ertheilt 
ift, der Sicherheitäbehörde das Recht vorbehält, aus dringenden Rüdfichten die Auf- 
führung ganz oder theilweife zu unterfagen. Auch für herumziehende Schaufpieler, 
Seiltänger, Gymnaftifer und Befiger von Schaugegenjtänden aller Art, jowie für 
wandernde Mufitanten, Drehorgelipieler, Harfeniften und Sänger ift behördliche 
Genehmigung zur Ausübung des Gewerbes erforderlich, bzw. außerdem Borlegung 
der betreffenden Schauftüde an die Behörde geordnet (Defrete vom 6. Januar 1836 
und 25. Nov. 1820; Minift.-Erlaß vom 25. Nov. 1856). Singfpielhallen unter- 
liegen im Weſentlichen den Vorſchriften der Theaterordnung (Lienbacher, Deiterr. 
PolizeiStrafft., ©. 73). 

C. In Frankreich ift nach dem faiferlichen Defrete vom: 6. Januar 1864 
bei Begründung eines neuen Theaters Anzeige an das Miniftertum und an den 
Präfekten zu machen. Beſonders würdige Bühnen follen aus Staats- oder Ge— 
meindemitteln Unterftügung empfangen. Den Theaterunternehmern iſt die Verpflichtung 
aufgelegt, allen Vorichriften hinfichtlich der öffentlichen Sicherheit, Gefundheit und 
Ordnung nachzufommen. Auch joll eine beiondere Prüfung der aufzuführenden 
Theaterjtüde ftattfinden und die Aufführungserlaubniß aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung wieder zurücigezogen werden dürfen. Das Dekret vom 30. Sept 1870 hat die 
Prüfungstommiffion für dramatiiche Werke beſeitigt. Marionetten, cafes chantants, 
ſowie andere Produktionen ähnlicher Art find von behördlicher Genehmigung abhängig. 

Auch in Italien gilt das Ligenzprinzip für ©. (Gejeß vom 20. März; 1865, 
A. Art. 32 fi.) unter Wahrung der Repreffivbefugnifie der Polizei (vgl. über die 
einschlägigen Normen Garelli, Diritto amministrativo, ©. 173 Nr. 1). England: 
Theateracte 6 u. 7 Viet. cap. 68 (Lizenzprinzip, Genfur). 

Leuthold. 

Scheel, Anton Wilhelm, & 28. XII. 1799 in Stavanger in Norwegen, 
wurde 1816 Lieutenant und war 1818—19 mit den Dänifchen Truppen in Frank— 
reich. 1821 Student, 1826 Garnifonsauditeur in Kopenhagen, 1831 wirft. Aſſeſſor, 
1836 Profeſſor der Rechte an der Univerfität zu Kopenhagen und Aſſeſſor Conſiſtorii, 
1846 Generalauditeur des Landmilitäretats und Deputirter des Generallommiflariats- 
follegium, 1851—54 Juftizminifter der Minifterien Bluhme und Örfted, 1854—71 
wieder Generalauditenr, 1855 mit den anderen Mitgliedern des Minifteriums Or- 
ited vor dem Reichögericht belangt, 1856 jedoch freigeiprochen, T als Geheimkonferenz- 
tath 30. IV. 1879. 
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Schriften: Om Tilbageholdelsesretten efter de danske Love med nogle forudskikkede 
rg Ten Ti om tinglige Sikkerhedsrettigheder i Almindelighed, Kbh. 1839. — Person- 
og Familie-Ret efter den danske Lovgivning 1—2, 1859—1860 (1. Theil, 2, Auäg. 1876) — 
Privatrettens almindelige Deel fremstillet efter den danske Lovgivning, Kbh. 1865—1866. — 
Verfaßte verichiedene Gelehenttwürfe auf dem Gebiete des Strafrechts, des Militärrechts umd 
des Seerechts. B. A. Seder. 


Schenck, Friedrich, Freiherr dv. Toutenborch (Tautenburg), 5 1503 (1504), 
mit 22 Jahren Geheimrath Karl’s V., dann Senatäpräfident beim Reichskammer— 
gericht, trat 1536 in den geiftlichen Stand, erſter Erzbiſchof von Utrecht, T 25. 
VII. 1580, 


Seine Schriften bei Jugler, III. 219-236. — Schulte, Gedichte, II.a ©. 681. 
Zeihmann. 


Schenkung (donatio) jällt unter den weiteren Begriff der Freigebigkeitshand: 
lungen, d. h. der freiwilligen vermögensrechtlichen Gunjterweifungen, für welche zu 
weilen auch der Ausdrud ©. gebraucht wird. Als eine beionderer rechtlicher Be 
handlung unterliegende Art der unentgeltlichen Zuwendungen fennzeichnet fich die 
©. durch objektive und jubjektive Merkmale. Objektiv ift erforderlich, dab durch 
die Zuwendung das Vermögen des Gebers ärmer und das Vermögen des Empfäns 
ger vermehrt wird. Subjeftiv, daß die Zuwendung auf der einen Seite in der 
Abdficht, gegen den Empfänger eine frreigebigfeit zu bethätigen (animus donandi, 
S.abficht) gemacht umd auf der andern Geite als Gunfterweifung angenommen 
wird. Im Bergleih, im Verkauf einer Sache unter dem Werth aus Noth oder 
Ueberdruß oder wegen Geringichägung liegt jo wenig eine ©. ala in der Doäbeitel- 
lung gegenüber dem Mann. Dagegen fann die ©. jehr wohl eine Ziwedgabe jein, 
3. B. ©. zur Ausführung einer Reife. Wo die Abficht zu ſchenken nur zum Theil 
bejtimmend war, wird das Gefchäft zum gemifchten (negotium mixtum cum dona- 
tione) und nur theilweife von den S.regeln beherriht. Im Gegenjag zur S.ab- 
jicht ift dag S.motiv, d. h. der Grund, welcher den Entichluß zur S. hewor- 
gerufen bat, in der Regel rechtlich von feiner Erheblichkeit (vgl. jedoch unten B. 2). 

Daß die Entitehung der ©. durch die wenn auch nur ftillichiweigende Zuftim: 
mung des Begünjtigten bedingt, alſo ein Vertrag ift, wird zuweilen für diejenigen 
Fälle in Abrede geftellt, wo das rechtliche Mittel der Zuwendung ſich ohne Mit: 
wirkung des zu Beichenfenden verwirklicht, 3. B. Zahlung einer Schuld für den- 
ſelben. Mit Unrecht. Die Vermögenszuwendung vollzieht fich hier allerdings ohne 
Zuthun des zu Beichentenden, aber fie erhält die Eigenſchaft einer ©. erſt durch die 
Gutheißung deflelben. Bis dahin begründet fie einen Vermögenserwerb, der feine 
materielle Beitimmung erit erwartet (datum ob causam futuram) wie die Dosbeſtel⸗ 
lung vor der Ehe. Der Empfänger kann die Entitehung der S. vereiteln, indem 
er dem Zumendenden feine Auslagen vergütet und bei Annahmeweigerung denſelben 
Erfolg durch Hinterlegung der entiprechenden Summe erzielt. So nach Gemeinen 
Recht (1. 18 pr. D. reb. cred. 12, 1) und Preuß. ER. (1.11 $ 1058). Code civil 
art. 932 verlangt jogar für die Regel ausdrüdliche Annahme. Dagegen ift die be: 
fämpfte Theorie in das Sächſ. BGB. $ 1054 übergegangen. 

Die ©. ift ein Rechtsgeſchäft, fie beruht auf einer Willenseinigung von be 
ſtimmtem rechtlichen Inhalt. Aber fie hat gleich der Zahlung, Dosbeſtellung, 
Snterceffion, dem Vergleich die Gigenthümlichkeit, daß fie durch verichiedenartige 
vermögensrechtliche Vorgänge verwirklicht werden kann: durch Eigenthumsübertragung, 
Horderungsabtretung, durch die Begründung von beſchränkten dinglichen Rechten und 
von Forderungen (S.veriprechen) durch Befreiung von dinglichen Laſten oder von 
Schulden, Erjparung von Ausgaben, Verbefferung einer Sache oder Schuß gegen 
MWerthminderung. Für dieſe verjchiedenartigen vermögensrechtlichen Vorgänge bildet 
die ©. den Beitimmungsgrund (causa). Sie unterwirft aber zugleich diejelben, 
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gleichviel welche rechtliche Individualität ihnen ſonſt zukommt, eigenthümlichen 
Rechtsvorſchriften. Daher die Meinungsverjchiedenheit über die ſyſtematiſche Stel- 
lung der Xehre von der ©. 

A. Die Bejonderheiten, welchen ©. unterliegen, find folgende: 

1. Das Berbot der ©. unter Ehegatten, bejchräntt auf ©. unter Lebenden 
und mit Grfräftigung für den Fall, daß der Schenker in ftehender Ehe jtirbt, ohne 
die ©. widerrufen zu haben. So Gemeines Recht und Sächſ. BGB. 88 1647—49. 
Aehnlich Code civil art. 1096. Das Verbot verworfen im Preuß. ER. II. 1 $ 310 
und im Deiterr. BGB. $ 1246. 

2. Berwalter fremden Vermögens find ungeachtet freien Verfügungsrechts zu 
©. aus dem anvertrauten Vermögen nicht befugt, joweit dieje nicht durch die Sitte 
hergebracht find. Die Beitimmung des Reichabeamtengejeges $ 15 Hinfichtlich der 
Annahme von ©. ift disziplinärer Natur. 

3. Bon Altersher war die Gejeßgebung beitrebt, der Gefahr vorzubeugen, 
welche die unbeichränfte Möglichkeit von S. mit fich bringt. In Rom jchon eine 
Lex Cincia a. 548 u. ec. Spätere Kaiſergeſetze jtellten für ©. das Erforderniß der 
gerichtlichen VBerlautbarung auf, nach neuejtem Röm. Recht mit Beichräntung auf 
©. über 500 Solidi, worunter heutzutage Dukaten gleich 4666?, AM. veritanden 
werden (Frande). Nichtbeobachtung diefer Form hat Nichtigkeit der S. zur Folge, 
aber nur joweit fie den geieglichen Betrag überjteigt. Eigenthümliche Anwendung 
auf ©. von Renten und Ausichluß bei gewifien S. — Dem Röm. Recht folgt das 
Sächſ. BEB. 88 1056—58, die enticheidende Summe bilden aber 3000 RN. Das 
Preuß. ER. (I. 11 88 1063—69), das Defterr. BGB. I 943 und das Zürcher GB. 
8 1091 fordern eine Form nur für die Hlagbarfeit der ©., alſo der S.verjprechen, 
jedoch ohne Rüdficht auf den Betrag, und zwar das Preuß. ER. gerichtliche, die an- 
deren Gejeßbücher einfache jchriftliche Errichtung. Code civ. art. 931 jchreibt für die 
©. ohne Rüdficht auf den Betrag bei Vermeidung der Nichtigkeit einen notariellen 
Alt vor. 

4. ©. unterliegen dem einjeitigen Widerruf des Schenfers: nach Röm. Recht 
wegen Undanks des Beſchenkten mit genauer Beitimmung der einzelnen Fälle, der 
Anficht Mancher zufolge auch wegen nachgeborener Kinder, was im Juftiniantichen 
Recht nur für die ©. des Patronus an jeinen Frreigelaflenen anerfannt ift; nach 
Preuß. ER. gleichfalle wegen Undanks, dann aber auch wegen nachgeborener Kinder, 
jedoch nur für die noch nicht durch Webergabe vollzogenen ©., ferner wegen Ueber— 
maßes, wenn die ©. dad Vermögen des Schenkers über die Hälfte erichöpft. Das 
gemeinrechtliche beneficium competentiae gegen die Forderung aus der ©. ift im 
Preuß. Recht zu einem beichränften Alimentationsanfpruch des Schenker im Ver— 
armungsfall erweitert. Aehnlich das Oeſterr. BGB. 88 946 — 949, 954. Dem 
Sächſ. BGB. ift nur der Widerruf wegen Undanfs befannt. Der Code civ. art. 944 
verwirft jelbjt den bedungenen einjeitigen Widerruf. 

5. ©. find auch einer bejonderen Anfechtung durch Dritte ausgejeßt: durch 
die Pflichttheilsberechtigten und durch die Gläubiger des Schenker (RAD. S 25, 
Ref. vom 21. Juli 1879 iiber die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners 
außerhalb des Konfursverfahrens $ 3). 

6. Die Verpflichtung aus dem S.veriprechen zeichnet fich durch mehrfache Mil- 
derungen aus. Gemeinrechtlich haftet der Schenker nur für Arglift und grobe Nach— 
Läffigfeit, hat den aus dem Schuldgegenftand gezogenen Gewinn nicht herauszugeben 
und feine Verzugszinſen zu entrichten, ift im Fall der Entwehrung, don Arglift 
abgejehen, nicht erfaßpflichtig und erfreut fich der Rechtswohlthat der Kompetenz in 
erieitertem Maße. Nehnlich nach Preuß. M. (I. 11 SS 1076 ff.) Die Forde— 
rung aus einer ©. fann im Konkurſe des Schenters nicht geltend gemacht werden 
(RKO. $ 56 Nr. 4). 

B. Als bejondere Arten der S. verdienen Erwähnung: 
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1. Die ©. unter einer Auflage (donatio sub modo). Sie unterliegt nad) 
Gemeinem Recht den S.grundfägen, joweit nicht der Vermögenswerth der Zuwen— 
dung durch den Aufwand, welchen die Ausführung der auferlegten Xeiftung ver— 
urfacht, aufgezehrt wird. Nach Preuß. ER. (I. 11 88 1053 ff.) ift die ©. unter 
einer Auflage „im zweifelhaften Falle“ den läſtigen Verträgen gleich zu achten. 
Das Sächſ. BGB. $ 1065 folgt dem Röm. Recht. 

2. Die remuneratorijche ©., durch welche der Schenker Vergeltung für 
eine Wohlthat oder Gefälligkeit bezwedt, macht nach einigen Rechten eine Ausnahme 
von der Regel, daß das Motiv der ©. ein juriftiich gleichgültiges Moment bildet. 
Der Wortlaut des Röm. Rechts (1. 34 $ 1 D. donat. 39, 5) beichränft die Aus— 
nahme dem Gegenftande nach auf die ©. an den Xebenäretter und der Wirkung nach 
auf die Befreiung von der Widerruflichkeit, was jedoch nicht ohne Bedenken und 
MWiderfpruch auf andere Vergeltungs-S. und auf den Erlaß des Infinuationserforder- 
niffes ausgedehnt wird. Das Preuß. ER. (I. 11 88 1169 ff.) ftellt für alle ©. 
zur Vergeltung einer löblichen Handlung oder eines geleiteten wichtigen Dienftes 
gewiffe Begünitigungen auf. Das Sächſ. BGB. $ 1064 nimmt die ©. für eine 
Lebenärettung von der Vorſchrift über die gerichtliche Form und über den Wider: 
ruf wegen Undanfs aus, während das Dejterr. BGB. 940 für belohnende ©. jede 
Beionderheit verwirft. 

3. Die ©. von Todeswegen werden gemacht entweder für den Fall, daß 
der Schenker den Beſchenkten nicht überlebt oder daß der Schenker in einer be— 
jtimmten Lebenägefahr umkommt und der Beichenkte ihn überlebt, und zwar ent- 
weder fo, daß der geichenfte Gegenſtand jofort in das Vermögen des Beichenften 
übergeht mit Rüdfall, wenn die Vorausfegung fich nicht erfüllt, oder jo, daß der 
Beichentte den Erwerb erjt mit der Erfüllung der Bedingung madt. Die ©. von 
Todeswegen erfüllen den wirthichaftlichen Zwed der Vermächtniffe und find daher 
in mehrfacher Hinficht den VBermächtnißrechtsfägen unterworfen. So jchon im Röm. 
Recht, welches überdies die ©. von Todeäwegen von dem Verbot der ©. unter Ehe— 
gatten ausnimmt, im Zweifel für unbeſchränkt widerruflich erklärt und nah Wahl 
gerichtliche Verlautbarung oder außergerichtlich vor fünf Zeugen errichten läßt. Das 
Sächſ. BGB. 88 2500— 2502 unterjcheidet zwiſchen einjeitigen und angenommenen 
©. auf den Todesfall und jtellt jene den Bermächtnifien, diefe den Erbverträgen 
gleich. Nach Preuß. ER. (I. 11 83 1134 ff.) find ©. von Todeswegen im eigent- 
lichen Sinn nur vorhanden, wenn entweder unter dem ausdrüdlichen Vorbehalt des 
Widerrufs bis zum Tode oder mit Rüdficht auf eine bevoritehende Lebensgefahr ge— 
jchenft wird. Der auf jolche Weije Beſchenkte hat nur die Rechte eines Vermächtniß— 
nehmerd. Wieder anders das Defterr. BGB. $ 956. 


Ouellen: Tit. de donat. Inst. 2, 7; Dig. 39, 5, 6; Cod. 8, 54 (53). —— ER.L 11 
1087—1177 — Defterr. BGB. 88 938956, 1246, 1247. — Sächſ. BEP. 88 1049 bis 
066, 1647—1649, 25002502, 2608—2612. — Zürd. GB. $$ 1077-109, 2127. — 
Code civ. art. 893—1100. 

git.: v. Meyerfeld, Die Lehre von den Schenkungen nad) Römiſchem Recht, Bd. I. 
(1835), 3b. II. Abth. 1 (1887) unvollendet. — Francke im Arhiv für civil. Praris Bd. 47 
Abh. 18 (1869). — 3. Bremer in Ihering's Jahrb. für Dogmat. Bd. 13 Abb. 8 
(1874). — v. Bothmer im en für civil. Prar. Bd. 61 ©. 335—370 (1878). — Sa: 
vigny, Syſtem, IV. $$ 142—176. — Winbidheid, $$ 365-369. — Förfter, Theorie, 
$ 122. — Dernburg, er Privatrecht, II. S8 161—165. — Unger, Defterr. Privat- 
xecht, 11. $$ 95—99. — Zahariä, Franzi. Givilredht, Bb. IV. 88 643-646, 648-651 
655—660, 675— 709. FJ. Regeläberger. 


Scheurl, Chriſtoph, 5 11. XI. 1481 zu Nürnberg, ftubirte in Bologna, 
promodirte 1506, eine Zeit lang in Wittenberg, die Statuten dortiger Univerfität 
1508 verfaffend, 1512 nach Nürnberg zurüdtehrend, 1540 geadelt, T 14. VI. 1542. 
Wichtig jein Briefbuch, Potsdam 1867 und 1871. 
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Lit.: dv. Stintzing, Geſchichte der Deutſchen Rechtswiſſenſchaft (1880), I. 27, 184, 262, 
541. — v. Soden, Beitr. zur Geſchichte der Reformation, mit bei. Hinblick auf Eh. Scheurl, 
Nürnb. 1855. Teichmann. 


Schiedseid, zugeſchobener Eid, freiwilliger Eid, juramentum litis decisorium, 
serment deeisoire, iſt heutzutage — nachdem die Eideszuſchiebung behufs außer— 
gerichtlicher Erledigung von Rechtsſtreitigkeiten als nicht mehr zuläſſig zu erachten 
oder ſogar ausdrüdlich verboten ift (Savigny, Syſt., VII. ©. 85 zu N. a; 
Preuß. Allg. Ger.O. I. 10 $ 248), das jusjurandum in jure delatum der Römer 
aber, durch welches Kläger behufs Vermeidung des judieium die Entjcheidung über 
den Anſpruch ſelbſt ins Gewiflen des Bellagten verjtellen konnte, in Deutichland 
feine Aufnahme gefunden hat (Wetzell, $ 27 zu N. 26) — diejenige Anwendung 
des Eides (f. diefen Art.) im Givilprozeß, wodurch eine Partei die Feſtſtellung 
einer von ihr zu beweilenden Thatjache vom Eid des Gegners abhängig macht, indem 
fie ihn zur eidlichen Betheuerung des Gegentheils diefer Thatjache auffordert (Eides- 
antrag, =»Delation). Der Delat wird dadurch verpflichtet (Bülow, ©. 37: 
berechtigt), den Eid anzunehmen und auszufchwören, oder an den Deferenten über 
die Aifirmative der zu beweifenden Thatſache zurüczugeben (Eideszurüdichiebung, 
Relation) (l. 38 D. 12, 2; 1. 9 C. 4, 1; Deutiche ECPO. $ 417). Thut er 
feines von beiden, jo gilt die beftrittene Thatfache ala wahr, wie wenn er fie ein- 
geitanden hätte (jog. poena recusati ala Anwendung der poena confessi) (1. 38 
eit.; $ 417 Abi. 2 mit $ 429 Abſ. 2 der Deutichen CPO.). Diefelbe Wirkung 
vollen Beweijes der bejtrittenen Thatjache tritt ein, wenn Delat den angenommenen 
Eid nicht jchwört; wenn er ihn ohne gleichzeitige bedingte Annahme zurückſchiebt, 
wo Relation unzuläſſig ift; endlich wenn Deferent den rite zurüdgejchobenen Eid 
feinerjeitö leiftet (Deutiche C(PO. $ 429 Abi. 2, $ 430, $ 417 Abj. 2, 8 428). 
Dagegen gilt das Gegentheil der zu beweifenden Thatjache als wahr, wenn Delat 
den zugeichobenen Eid jchwört; wenn Deferent den dom Gegner angenommenen 
Eid ihm erläßt; endlich wenn er den vom Delaten rite zurüdgejchobenen Eid nicht 
leiſtet (Deutſche EPO. $ 428 Abi. 1, $ 429 Abſ. 1 und 2, $ 421, $ 430). — 
Der ©., in der gejchilderten Anwendung jchon dem Römijchen Recht als jusjurandum 
in judicio delatum befannt, ijt Beweismittel. Er entnimmt feine Beweisfraft der 
natürlichen und allein würdigen Annahme, daß die Partei, indem fie eine Ber- 
ficherung unter Anrufung der Gottheit vor Gericht abgiebt, die Wahrheit jagen 
werde (vgl. den Art. Eid und Strippelmann, ©. 186, 402); eine Annahme, 
die überdies verſtärkt wird durch das Vertrauen, mit welchem Deferent die Ent- 
fcheidung über die Wahrheit der Thatiache und damit indireft über das jtreitige 
Recht in das Gewiſſen feines Gegners verftellt hat (jog. Vergleichs- oder Vertrags— 
natur des ©.); eine Annahme endlich, die für Jeden, der den Eid ſelbſt für heilig 
und umverlelich hält, bis zum Beweis des Gegentheils im einzelnen Fall eine 
zwingende jein muß, und ebendarum den einmal geleiiteten Eid auch der freien 
Beweiswürdigung des Richters (cf. Deutiche EPD. $ 442) entzieht. Auch nach 
der Deutichen CPO. $ 428 ift daher, in Abweichung von dem Prinzip des $ 259, 
die volle Beweiswirkung des ©. geſetzlich ftatuirt, und Gegenbeweis reip. Anfechtung 
Des auf den Eid gegründeten Urtheild wegen Unrichtigkeit des Beichworenen nur 
unter der Vorausfegung eines nachweisbaren Meineides geftattet ($ 428 Abi. 2 
mit $ 543 3. 1, $ 544). Die gegentheilige Anficht (f. von den Neueren bei. 
Wach, ©. 163 fi.; Wendt, ©. 270 ff.; aber auh Wetzell, $ 27 NR. 29), 
welche dem ©. die innerliche Ueberzeugungsfraft abfprechen und ihn daher nicht ala 
Peweismittel, jondern nur als ein daffelbe Ziel, wie der Beweis, verfolgendes jormales 
Feſtſtellungsmittel will gelten laffen, das feine fejtitellende Kraft lediglich aus dem 
in der Delation liegenden Dispofitionsaft des Deferenten ziehe, fommt mit fich 
ferbit in Wideripruch, indem fie dem Richter einerjeits zumuthet, den Schwur- 
pflichtigen über die Heiligkeit und Unverleglichkeit des Eides zu belehren und ihm 

». Holgendorff, Enc. II. Reditöleriton II. 8. Aufl. 35 
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doc; andererieits dielelbe verdächtigt; läßt überdies umerflärt, warum von 
Etandpunft aus der deferirte und angenommene oder reterirte Eid doch unter 
Umftänden (vom Erlaß abgeiehen) muß ausgeichworen werden; und überfieht endlich, 
wenn fie fih für die Leugnung der Beweismittelgualität darauf bemuit, daß dem 
Richter die Prüfung der Glaubwürdigkeit des Eides entjogen fei, daß dies auch bei 
dem von ihr als Beweismittel anerfannten richterlichen Eid (j. diefen Art.) der 
Fall ift, obgleich doch dem Richter etwa in Folge der mündlichen Schlußverhand- 


die freie richterliche Ueberzeugung theilweiie durch Beweisregeln vinfulirt ift (SS 380 ff. 
88 150, 285, 405 Abi. 2 u.a. m.). In der That ift der S. ſchon vom Röm. Recht 
als Beweismittel anerfannt (vgl. beionders 1.5 $ 2,1.35 D. 12, 2), als jolches auch 
von der Theorie überwiegend betrachtet (vgl. die bei Strippelmann, ©. 48, 
N. 51—53 Git.; dazu noch Wepell, ©. 286; Renaud, $ 132); und nunmehr 
„ber heutigen Rechtsanichauung entiprechend‘ (Mot. zum Deutichen Entw.v. 1874, 
©. 504), auch von der Deutichen C(PO. bezeichnet und behandelt (II. 1 Tit. 10 
„Beweis durch Eid‘; $ 416 „Antretung des Beweiſes“; SS 418, 419 Eid umd 
"andere Beweismittel”: 88 426, 324, 558 „Beweisbeichluß"; $8 428, 429 
Wirkung „vollen Beweifes“ u. f. w.). Lediglich contra rationem juris („aus 
Zwedmäßigfeitsgründen“ : Mot. 1. ec.) wurde von der Deutichen CPO. in einzelnen 
Punkten, wie hinfichtlich der gemeinrechtlich höchit fontroverfen Frage der Delation 
an Meineidige (vgl. Renaud, $ 133 zu N. 21 fi.; Mot. zu $ 398 des Deutichen 
Gntwuris v. 1874, ©. 505; Deutiche EPO. 88 422, 432 und gegen den Standpumft 
der Deutichen GPO. Strippelmann, ©. 192), jowie hinfichtlich des prinzipiellen 
Ausichluffes eines Widerrufs der Zufchiebung reip. der Annahme und der Zurüd- 
ichiebung (Mot. eit. zu $$ 403—406, ©. 507), dem Gefichtspunft der jog. Wer: 
gleichanatur des Eides Einfluß geitattet. — Die Subfidiarität des Eides (vgl. den 
Art. Eid) verlangt, daß die Eidesdelation zwar nicht blos beim Mangel anderer 
Beweismittel benügt (Savigny, VII. ©. 89; Strippelmann, ©. 351), aber 
neben anderen Beweismitteln jedenfalls nur für den Fall der Refultatlofigfeit der- 
jelben gebraucht werde. "Die „eventuelle GEidesdelation“, deren Zulaffung, wenn 
der ©. ein Beweismittel nicht ift, ein Verftoß gegen den Sat actore non probante 
reus absolvitur wäre, ift, häufig angefochten (Strippelmann, ©. 348), par- 
tifularrechtlich namentlich in Sachſen (Wetzell, $ 27 N. 45; Renaud, $ 132 
N. 8) und in Braunichweig (Mot. cit. ©. 506) unitatthaft, und auch im Nord» 
deutichen Entw. $ 613 Abſ. 1 ausdrüdlich ausgeichloffen, von der Deutichen EPO. 
$ 418 für zuläffig reſp. nothivendig erklärt, zugleich aber die Subfidiarität des 
Gides dahin ausgedehnt, daß der S., wenn immer andere Beweismittel, jei es 
vom Deierenten oder Delaten, geltend gemacht werden, dieſen nachzuftehen 
habe. Hierdurch ift nicht nur dem Deferenten geftattet, unter der VBorausjegung 
der Geltendmachung anderer Beweismittel jederzeit bis zum bedingten Endurtheil 
($ 425), reſp. bis zur Eidesleiſtung ($ 426), auch nach erfolgter Annahme oder 
Relation jeitens des Delaten jeine Delation wieder zurüdzunehmen; jondern auch 
dem Delaten die Möglichkeit gegeben, von feiner Annahme oder Relation wieder 
abzugeben und zu anderen Beweismitteln zu greifen (vgl. dazu auch $ 419 Abi. 2). 
Die in der Gewiffensvertretung durch Beweis (probatio pro exoneranda conscientia, 
vgl. die Literatur über diejelbe bei Renaud, $ 136 N.*) im Gem. Recht dem 
Delaten eingeräumte beichränktere Beiugniß, der Erklärung über Annahme oder 
Zurüdichiebung des ©. wenigjtens vorläufig durch Antretung anderweiten Bereijes 
über die von ihm zu beſchwörende Thatſache auszuweichen, iſt durch die Erweiterung 
ihres Grundgedankens, „daß eine Partei hinſichtlich des von ihr vollſtändig Be— 
wieſenen . weiter mit einem Eid beläftigt werden dürfe“ (Renaud, $ 136 zu 
N. 4), $ 418 eit. abfjorbirt; die Bezeichnung „Gewiſſensvertretung“ für dies 
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neue Inſtitut aber vermieden, um nicht mit dem Ausdrud die zahllojen gemein- 
rechtlichen Kontroverjen in diefer Materie (insbeſondere: ob die Gewiflensvertretung 
Gegenbeweis jei? ob Gegenbeweis gegen fie zuläffig? ob bei mißlungener Gewiffens- 
vertretung Delat noch Annahme und Relation oder nur die eritere zur Verfügung 
habe? wie e& bei unvolljtändig gelungener Gewiflensvertretung zu halten jei? u. ſ. w.) 
ing Reichsrecht herüberzunehmen (Mot. ©. 506). — Als Beweismittel kann der 
©. nur über Thatjachen, im Gegenjat zu Urtheilen, NRechtsbegriffen, Rechten, zus 
gejchoben werden, mögen es im Uebrigen jog. innere oder äußere Thatjachen jein; 
aber auch nur jolche Thatjachen können durch Eid beiviefen werden, bezüglich deren 
man annehmen fann, daß der Schwurpflichtige über fie in überzeugender- Weile 
zu Ddeponiren im Stande jet: daher die Beſchränkung der Delation und Relation 
auf facta propria des Gegner? und auf facta aliena lediglich feiner Rechtsvorgänger 
und Bertreter in der Deutichen EPDO. SS 410, 413; und die PVerwerfung der, 
innerer Beweisfraft ermangelnden, Kredulitäts- und Ignoranzeide (Deutiche EPO. 
8 424; vgl. den Art. Eid). Partifularrechtlich war das Eidesthema auch jonft 
noch vielfach bejchränft (vgl. insbejondere Strippelmann, ©. 103 ff.), während 
die Deutiche CPO. von diefen Beſchränkungen, abgejehen von der jelbitverjtänd- 
lichen Beitimmung des $ 411, nur den Ausschluß der Eideszufchiebung in Ehe: 
und Entmündigungsjachen ($S 577, 611, 620, 624, 626) adoptirt hat. — Deferiren 
können nur die Parteien, refp. die gejeglichen Vertreter nicht progeßfähiger Parteien, 
welche übrigens nach der Deutichen CPO. ſelbſt ala Partei gelten. Deferirt werden 
fonnte nach einer weit verbreiteten gemeinrechtlichen Praris, die fich fälſchlich auf 
1.182 D.44, 5;1.282C. 2, 59 und 1.5 C.4, 1 ftüßte, unter Umftänden 
auch dritten Perfonen, welche mit dem Gegner in einem „juriftiichen Einheitsver- 
hältniß“ ftünden, insbejondere Gedenten, Mandataren und VBormündern (Strippel- 
mann, ©. 204 ff.), während die Deutiche CPO. in $ 414 die Regel aufitellt, 
daß der Eid nur an die (vprozeßfähige) Partei jelbit, nicht an Dritte, zugejchoben 
werden könne, wovon die Möglichkeit bzw. Nothwendigfeit der Delation an die 
gejeßlichen Vertreter ($ 435 Abi. 1; Modifikation im Abi. 2) nach dem vorhin 
Bemerkten feine Ausnahme bildet. — Die Stellung des Richters zur Eidesdelation, 
welche bei Auffaffung der leßteren als Dispofitionsaftes nothiwendig eine mehr oder 
weniger vom Parteiwillen abhängige fein muß, ift, je mehr der ©. fich zum reinen 
Beweismittel entwidelte, eine immer jelbjtändigere und unabhängigere geworden. 
Unterjcheidet fich Hierdurch jchon das Gem. R. dem Römischen gegenüber (Savigny, 
©. 85), jo ilt, was die Deutiche CPO. anlangt, die Art, wie in ihr „die richter- 
liche Prozeßleitung bei der Anordnung des Eides zur Geltung fommt“, mit „das 
wichtigite Stüd der Reform unferer Eidesdelation” (Wach, ©. 172). Im officium 
judicis liegt e& über die Zuläffigfeit der Delation wie der Relation nach Maßgabe 
der 88 410, 411, 413, 414, 417 Abſ. 2, 435 zu wachen; dem Nichter gebührt 
die Beitimmung der Faſſung des Eides (val. hierher übrigens jchon 1. 38388 D. 
12, 2 verbis: offieio judieis conceptio jurisjurandi terminetur) einjchließlich der Nor: 
mirung als Wahrheits- oder Meberzeugungseid (SS 427, 324 3. 4); vom arbitrium 
judieis hängt es innerhalb gewiſſer Grenzen ab, ob er die Keiftung des Eides durch 
bedingtes Urtheil oder durch Beweisbeichluß anordnen will (SS 425, 426, aber 
auch 558 Abſ. 4). Der Dispofition der Parteien ift zwar, foweit fie nur die 
Beweismittelnatur des ©. nicht ganz negirt ($ 415 i. f.), in allen diejen Punkten 
Raum, aber keine den Richter bindende Kraft gewährt ($$ 415, 426 Abſ. 1, 431). — 
Endlich ift die von der Italienischen Doktrin aufgejtellte, von der gemeinrechtlichen 
Praris anerkannte (Wepell, $ 25 zu N. 3la; Strippelmann, ©. 389 zu 
Mr. 19) und in vielen Partitularrechten janktionirte (Renaud, ©. 371 N. 25 ff.) 
Regel, daß der Eid als geleistet zu betrachten jei, wenn der Schwurpflichtige vor der 
Ableiftung ftirbt, ohne die Annahme widerrufen zu haben („mortem loco jurisjurandi 
esse“, motivirt durch den Sat „Nemo moriens immemor censetur aeternae salutis“ 
35* 
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und durch Berufung auf 1. 6 C. 9, 27), von ber Dentichen EPD. $ 433 als un 
begründet („non omnis moriens est Evangelista Joannes*: Baldus; 1. 12 C. 4, 
1; nov. 18 c. 6; Bayer, S. 908) verworfen und den Parteien vielmehr beim 
Wegfall des Schwurpflichtigen vor der Eidesleiftung die Ausübung aller Rechte hin- 
fichtlich des zu führenden Beweifes vorbehalten, welche ihnen vor der Eidesdelation 
zuftanden. 


Quellen u. Lit.: Bgl. bie zum Art. Eid angegebenen; außerdem und imäbejonber:: 
Pauli Rec. Sent. II. 1. 4 Preuß. Ger. Ordn. 1. 10 $$ 352 iR — Code civil art 
art. 1357—1365. — Code eiv. art. 120, 121. — Zimmern, Röm. Fa Sa 
IIL 88-127, 185, 150. — Savigny, —— VI. S. 47—%. — Hinſchius, Be 

ehre von ber Eibeöbelation mit bei Rüdfiht auf dad lanoniſche Recht, 1860. — 

arth, Beiträge zur Lehre vom Haupteid, 1832. — Rizy, Beweis durch dem Haupieid, 
1837. — Strippelmann, Gerichtäeid, II.: Die Eideszuichiebung, 1856. — Glajer in da 
Allgem. Defterr. Ger.Ztg. Jahrg. IL. (1863) Nr. 78 umd IIL (1866) Rr. 19 ff. — v. Harrce: 
fomwäty, Parteienvernehmung und Parteieneib, 1876. — Bayer, Vorträge, $$ 261— 271. — 
Wepell, Syſtem, $ 27 und bie bort in R.* cit. Aufl. aus dem Archiv für civil, Prar — 
Renaubd, Lehrb., $$ 132—137, 213, 217. — Wach, Borträge über die REPD,, S. 1% 
bis 178. — Bülow, Ard. für civ. Prar., LXII. ©. 36—40. — Heuäler, ebenda, ©. W, 
299 fi. — Wenbt, ebenda, LXIII. ©. 270-279. Birtmeper. 


Chiedömänner find die von der Obrigkeit vorzugaweiie nach Wahl der Ein 
geſeſſenen ernannten Männer, welche dazu beitimmt find, im Ehrenamt ftreitige Ar- 
gelegenheiten gütlich zu ſchlichten. — Der erite Uriprung eines ſtaatlichen Sühne 
inftituts findet fich im Franzöſiſchen Recht, wonach, bei Vermeidung einer Gel: 
buße, fein Streit vor den Givilgerichten begonnen werden fonnte, dem nicht ein 
Sühneverſuch vor dem ala bureau de conciliation beftimmten fyriedenägericht vor | 
aufgegangen war. Diejelbe Einrichtung wurde auch nach Einführung des Preuß 
Allg. ER. in der Provinz Polen beibehalten (Verordnung vom 9. Febr. 1817 9), 
ohne daß fie fich dafelbft bewährte. Den eriten Anftoß zu einer weiteren Au— 
bildung des Inſtituts der S. gaben die Stände der Provinz Preußen, auf dere 
Antrag im Jahre 1806, bejonders in Folge der Unterftügung des Oberpräfidenten 
von Schön, dafjelbe durch Verordnung vom 7. Sept. 1827 eingeführt wurde. R 
der Preuß. Verwaltung wurde das Inftitut, obwol an fich eines lokalen Charafter 
entbehrend, ſtets ala eine provinzielle Einrichtung betrachtet, und nur auf Anfuchen 
der Provinzialftände in die einzelnen Provinzen eingeführt, jo in Schleften und 
Brandenburg durch die Kab.D. vom 14. Auguft 1832, in Sachien und Pommern 
durch die Kab.O. vom 15. Febr. und 7. Juni 1834, in Poſen — wo die Frie 
denärichter durch Kab.D. vom 8. Mai 1825 bejeitigt waren — durch Verordnung 
vom 7. Juni 1841; in MWeftialen, wo jeit dem Jahre 1854 einzelnen Kreiſen 
©. bewilligt wurden, erfolgte die Einführung für die ganze Provinz in Gemäßheit 
des Gef. vom 4. März 1855 (Gej.Samml. ©. 181) zulegt erſt im Jahre 1872. 
Die Verordnung vom 26. Juni 1867 (Gei.Samml. S. 1085) ermächtigte die 
Staatsregierung auch die neuen Provinzen diefem Institut zugänglich zu machen, 
ohne daß dies geichehen ift. Auch in anderen Deutichen Bundesſtaaten fand det 
Preuß. Vorgang Nachfolge, jo in Schwarzburg- Sondershaufen (Gef. vom 17. Juli 
1857), in Sachſen-Weimar (Gef. vom 9. März 1875). Urjprünglich blieb es ledig 
(ich den Parteien überlaffen, ob fie, um die vielfachen Weitläufigfeiten und Koften 
zu eriparen, den ©. angehen wollten, deifen Verhandlungen jportel- und ftenpeliw! 
waren, deffen Enticheidung aber die Kraft eine richterlichen Urtheils hatte. Dei 
EG. zum Preuß. StrafGB. vom 14. April 1851 Art. 18 erhob jedoch das Jnftitut 
in den Provinzen, wo es beitand, zu einem nothwendigen Gliede der Juftizorgant: 
fation, indem bejtimmt wurde, daß Klagen über Ehrverlegungen und leichte Mit 
handlungen, welche im Wege des Strafprozeffes verfolgt werden, nicht eher zugelaflen 
werden jollten, als bis durch ein von dem ©. des Beklagten auögeftelltes Attel 
nachgewiefen wurde, daß der Kläger die Vermittelung des S. ohne Erfolg nad? 
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gefucht hat. Die günftigen Erfahrungen, welche mit diejer Vorſchrift in Preußen 
gemacht worden waren, fanden ihre Verwerthung für das Reich, indem durch $ 420 
der Straf PO. beftimmt wurde, daß wegen Beleidigungen (abgejehen von dem Falle 
des $ 196 des RStraiGB.) die Erhebung einer Klage erft zuläffig jein joll, wenn die 
Sühne erfolglos verfucht worden ift. Die Behörden, welche berufen find, eine folche 
Sühne herbeizuführen, werden von der Yandesjuftizverwaltung bejtimmt. In Preußen 
wurde das Vergleichgamt den S. übertragen, indem dieſes Inftitut durch Gef. vom 
29. März 1879 unter Beibehaltung der früher bewährten Grundjäße auf die ganze 
Monarchie nach erfolgter Neuregelung übertragen wurde. Diejelbe S.ordnung gilt 
in Walde (Gef. vom 29. März 1879). Dem gleichen Borbild jchloß fich eine 
Reihe anderer Staaten an (Weimar, Meiningen, Altenburg, Koburg- Gotha, 
Lippe-Detmold, Schwarzburg-Sonderöhaufen, Reuß j. L.), während in noch anderen 
dem Amtsrichter das Sühneamt auch auf diefem Gebiet übertragen wurde (beide 
Medlenburg, Lübeck, Hamburg - Stadt). Meiftentheils ift der Gemeindevorfteher 
als Bergleichsbehörde berufen (Bayern, Württemberg, Baden, Oldenburg, Heſſen, 
Schwarzburg-Rudolitadt, Hamburg-Land, Eljaß-Lothringen), anderwärts ferner find 
bejondere Sühnebeamte eingeführt worden (der Rektor oder Univerfitätärichter für 
die Studirenden in Preußen [Berf. vom 22. Auguft 1879 — Aufl. Min. Dt. 
©. 251 —], und allgemein oft mit der Bezeichnung als Friedensrichter in Sachien, 
Weimar, Anhalt, Reuß j. L., Bremen), endlich bald die Polizeibeamten, bald die 
Magiſtrate dazu auserjehen (Braunjchweig). 

Im Givilverfahren hatte fich die Vorjchrift des Kanon. Prozeffes, vor der 
Litiskonteftation (f. diefen Art.) einen Vergleich unter den Parteien anzubahnen, 
mit der Einführung des jchriftlichen Prozefjes und dem Anwaltszwang allmählich 
verloren. Stehen geblieben war nur partifularrechtlich die Vorjchrift, daß in Ehe— 
jachen die Anftellung der Klage von einem Sühneverfuch bedingt war, der häufig 
unter Zuziehung von Geiftlichen ftattfinden mußte (Preuß. Verordn. vom 28. Juni 
1844 $$ 10—15; Hannov. Gef. vom 1. März 1869 88 10—13; Code civ. art. 
238, 239). Der gleiche Grundjaß ift von der CPO. beibehalten, die Zuziehung 
von Geistlichen aber nur noch fafultativ (vgl. Preuß. Verf. vom 27. Auguft 1879 
— Juft.Min.Bl. ©. 260 —). Danach muß der Kläger vor Anjtellung der Klage 
bei dem für den Bellagten nach deſſen Wohnfig zuftändigen Amtsgericht die An- 
beraumung eines Sühnetermins beantragen und zu bdiefem den Bellagten laden. 
Die Parteien müſſen perjönlich erfcheinen, und der Richter kann Beiltände zurüd- 
weiſen. Der Sühneverfuch fann nad; Ermefjen des Vorſitzenden des Landgerichts 
auf einjeitiges Gehör des Klägers unterbleiben, wenn der Aufenthalt des Beklagten 
unbefannt oder im Auslande ift, oder fich ein fonftiges jchwer zu bejeitigendes 
Hinderniß entgegenftellt, oder die Erfolglofigfeit des Sühneverfuchs mit Beitimmt- 
Heit vorherzujehen ift. Gricheint dagegen Bellagter in dem Sühnetermin nicht, fo 
gilt der Sühmeverfuch als mißlungen, erfcheint der Kläger oder beide Theile nicht, 
fo verliert die Ladung ihre Wirkung. — In jedem Prozeß Hat ſodann das Ge— 
richt die Befugniß, beide Parteien zur Sühne zu veranlaffen; es fann fie zu diejem 
Behufe perjönlich vorladen oder an einen beauftragten oder erjuchten Richter ver- 
weifen. Endlich ift im Anſchluß an die oben erwähnte allgemeine Beitimmung des 
Franzöſ. Rechts jeder Partei gejtattet, vor Erhebung einer Klage den Gegner zum 
Zwede des Sühneverfuchs vor das Amtsgericht, wo er feinen allgemeinen Gerichts— 
ftand hat, zu laden. Selbft wenn hier ein Vergleich nicht zu Stande fommt, jo fann 
doch auf übereinjtimmenden Antrag beider Theile der Rechtsſtreit ſofort verhandelt 
werden, ein Vergleich ift protofollarisch feitzuitellen. Gin Zwang zum Gricheinen 
ift nicht vorhanden, doch werden die Koften des fruchtlojen Sühneverfuhs — und 
daffelbe gilt, wenn der Gegner ausbleibt — ala Theil der Koſten des zukünftigen 
Rechtsſtreits behandelt. 
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War jomit reichögefeglich dem Sühneverfahren ein weiter Spielraum geöfnt 
fo ließ fich doch der Preuß. Geießgeber von einer Beibehaltung und Ausdehmm 
der ©. auf die ganze Monarchie nicht zurüdhalten, einerjeits um den Amterihte 
zu entlaften, andererjeits weil man glaubte, daß immerhin noch ein ſegensreice 
Wirkungskreis für die S. übrig bleiben würde. Die Grundiäge der Preuf. CE.» 
nung, welche auch für die der anderen Staaten maßgebend geworden find, ftellen hd 
folgendermaßen dar: 

l. Die Thätigfeit der ©. erftredt fich auf bürgerliche Rechts ſtreitigleiten 
Beleidigungen und leichte KHörperverlegungen. 

1. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten umfaſſen auch Konkurs⸗, Yiquidation« 
Wechſel⸗, Arreft- und Subhaftationsfachen ; ausgeichlofien find Status» und Er 
jachen, doch ift e& nicht verboten, daß fich Eheleute behufs Herbeiführung em 
Sühne der Hülfe eines ©. bedienen können, welcher dann freilich nicht im ſeines 
Amt handelt, alfo ablehnen kann ($ 17). Die Zuftändigkeit des ©. richtet ſi 
jofern feine Vereinbarung (auch ftillichweigend) vorliegt, nach dem Wohnſit de 
Gegners des Antragitellers. Nach Analogie des 8 41 Nr. 1—4 der CPL. 
auch der ©. in den dajelbjt angegebenen Fällen ($ 15) von der Ausübung fan: 
Amts kraft Geſetzes ausgeſchloſſen dergeitalt, daß der von ihm vorgenommene U 
als jolcher nichtig ift und nur höchitens als Privatabtommen der Parteien beſtehe 
fann, Auch joll der ©. in Fällen fein Amt verweigern, wenn zur Gültigkeit de 
Willenserklärung der Parteien eine gerichtliche oder notarielle Form erforderlich ñ 
oder wenn fonjt von feinem Gingreiten ein eriprießliches Reſultat nicht erwar 
werden kann, jo 3. B. wenn er der Sprache der Parteien nicht mächtig it ok 
diefe ihm unbetannt find, oder wenn ihm Bedenken über die Geichäftsfähigfeit ar 
ftehen. Die Parteien müffen perjönlich erjcheinen, Vertreter find unzuläffig, Se 
ftände können zurücgerwiejen werden. Die Verhandlung ift eine mündliche, E* 
kann der S. nicht abfordern, auch nur jolche Zeugen uneidlich vernehmen, die 14 
ihm freiwillig ftellen. Der ©. enticheidet auch nicht (dadurch unterjcheidet er 19 
dom Schiedärichter), fondern jchlichtet nur. Kommt ein Vergleich zu Stande, * 
ift derfelbe in ein Protofollbuch aufzunehmen, von den Parteien und dem ©. # 
unterichreiben; Ausfertigung ift den Parteien oder ihren Rechtsnachfolgern jedent! 
zu ertheilen. Aus einem jolchen Vergleiche findet, wie aus einer notariellen Urlund 
die Zwangsvollſtreckung ſtatt ($ 32, vgl. EPO. 88 706, 662 — 701, 703— 10, 
in den Fällen der $$ 664, 665 wird die vollftredbare Ausfertigung nur auf Ir 
ordnung des Amtsgerichts ertheilt) — eine Beftimmung, die nicht ohne Gefahr K 
weil häufig zum Schein jchiedsmännifche Vergleiche aufgenommen werden, durd dit 
fich ein Gläubiger die Vortheile des”$ 709 der CPO. durch Pfändung fichern far 
— Die Anrufung des ©. ift freitwillige Sache der Parteien. 2 

2. Bei Beleidigungen und leichten Körperverlegungen ift die Ablehnungsbeiur 
niß des ©. eine beichränktere, damit dem Privatkläger die Beſchaffung des Arte 
ohne Schwierigkeit möglich werde. Die Parteien müflen zu dem Sühnetermin ge 
(aden werden, doch bleibt die Art der Ladung dem Antragiteller, bzw. ©. üb 
laffen, die Hülfe des Gerichtövollziehers ift nicht ausgeſchloſſen, aber nicht not? 
wendig. Eine Beicheinigung über die Eriolglofigfeit des Sühneverſuchs fann nur 
ertheilt werden, wenn der Antragfteller im Termine anweſend war. — Die I" 
rufung des ©. ift hier nothwendig. 

3. Die Verfügungen und Verhandlungen vor dem ©. find, ſoweit nicht tat 
Umgebungen der Stempelgefege beabfichtigt find, koſten- und ftempelfrei, mut de 
baaren Auslagen und Schreibegebühren find dem S. zu entrichten, während de 
ſächlichen Koſten den Gemeinden zur Laſt fallen, welche ihrerſeits wiederum etwäigt 
Gelditrafen erhalten. 

II. Bejtellung der S. Mindeftens muß für jede Gemeinde oder jeden 
jelbftändigen Gutäbezirt ein ©. beitellt werden, die Abgrenzung der Begirte ĩ 
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Gemeindeangelegenheit. Auch die Wahl erfolgt durch die Gemeinde- bzw. Kreis- 
vertretung auf drei Jahre, unterliegt aber der Beitätigung durch das Präfidium des 
Landgerichts. Letzteres vereidigt den S. und führt auch über ihn die Aufficht, wäh- 
rend eine Enthebung vom Amt durch den eriten Giviljenat des Oberlandesgerichts 
erfolgt. Jeder ©. erhält einen Stellvertreter. 

Die Borausfegungen für die Fähigkeit eines ©. find geringfügige: dreißigites 
Lebensjahr, Wohnfig in dem S.bezirk, Unbefcholtenheit. Eine Ablehnung kann nur 
aus Gründen erfolgen, welche im Allgemeinen diejelben wie für die Ablehnung des 
vormundichaftlichen Amts find. Beamte bedürfen zur Annahme die Genehmigung 
ihrer vorgejegten Behörde. Ungerechtfertigte Ablehnung zieht für den Zeitraum von 
3 bis 6 Jahren eine um bis 1/, erhöhte Heranziehung zu den Gemeindeabgaben 
nach fih. Eine Enthebung erfolgt bei Wegfall der für die Berufung erforderlichen 
Vorausjegungen oder aus ſonſt erheblichen Gründen. 

II. Das Amt des ©. ift ein Ehrenamt, es wird umentgeltlich verwaltet. 
Während der Verwaltung haben die ©. alle Rechte eines Beamten (z. B. RStraf- 
GB. $ 196). 

Quellen: Code civ. art. 48—58. — RStrafPD. $ 420. — u 570—573, 268, 
471. — Allgemeine erg n find ergan reußen, . bom 29. März 
1879 (Gej.Samml. ©. 321); Walded, Set. vom ang: 79 (Reg.Al. ©. 87); Weimar, 
Geſ. vom 27. März 1879 und vom 9. Big 1875 (in ber bie Auslihrung der Reichsjuſtiz⸗ 
geſetze umfafjenden beſonderen re 52); Meiningen ei. vom 17. Juni 1879 
(Samml. der landesherrl. Berordn 05) und Schiedsmannsordnung vom 24. Juni 1879 
(a. a. D. ©. 158); Altenburg, Schiedömanndordnung vom 19. April 1879; Koburg— 
Gotha, Sciedömanndordnung vom 27. April 1879 — Geſ. Samml. Nr. 971); Unhalt, 
Friedensrichterorbnung vom 10. Mai 1879 (Gei.Samml. ©. 541); Lippe-Detmold, Schieds 
mannsordnung vom 26. gr 1879 (Geil. Samml. ©. 696); Schwarzburg-Sonders- 
unten, Gef. vom 17. Juli 1857 und — vom 17. Mai 1879 (Geſ. Samml. ©. 107); 

Bj. 2., Friedensrichterorduung vom 12. September 1879 (Gei.Samml. S. 123). — 
Ausführungsv 30 ee en Straf. $ 420: Bayern, Belanntmachu  Pagsy 5. Auguft 
c 


.. Ku in. Bl. S rei! en, Berorbn. vom 16. Mai 1879 (Gef.: u. Verorbn. Bl. 
TH Wirktembeia U gut Ausführung der StrafPO. vom 4. März * $6 
leg, Bl. ); Baden, heit n. vom 11. Sept. 1879 (Gef. u. Verorbn.Bl. ©. 639); 


erlenbarg- chwerin, Berordn. vom 28. Mai 1879 SS 2—4 (RegBl. ©. 333); 
Medlenburg-Strelig, Berorbn. vom 28. Mai 1879 SS 2—4 (Offiz.Am. ©. 307); 
eiien, Gel. vom 9. uni we Urt. 4 (Reg. Bl. ©. 331); Oldenburg, Berorbn. vom 
0. April 1879 Urt. 8 air Bl. ©. 352); Braunihmweig, Belanntm. vom 30. Aug. 1879 
(Gef. u. en ©. 509); Schwarzburg: Rubol abt, Gel. vom 17. März 1879 
(Gei.Samml. ©. 83); Bamburg, Geſ. vom 13. Yuni 1879 (Hiri bh, Sammlung der Aus: 
—— zu, zu den Ryuft.Gef.); Lübeck, Verordn. vom 12. Febr. 1879 (Samml. der Ber- 
ordnungen 10); Bremen, Geſ. vom 25. Juni 1879 Geſ.Bl. S. 195); Elſaß— 
Lothringen, Verordn. vom 13. Juni 1879 88 18—20 (Gef.Bl. für Eljah-Lothr. ©. 61). 


Lit. der Preuß. Schiedim.Orbn.: Bemerfenäwerth die Kommentare von — 
Buben; Eberty, TZurnau. — ferner Sydow, Preuß. Ausführgel. 1879, 268— 286 
XIV. — Strudmann u. Rod, Die Preuß. Ausführ ej. mit furzen Grläut., ©. 379 
bi3 406 N. XIX. — Kayſer, Die RJIuſt.Geſ. und die für das Rei und in Breufen 


rar Ausführungs- a Ergänzungsgeſetze. Mit Anmerkungen 2. Aufl. 1880, X. 
bis E —— 


Schiedsrichter (recepti arbitri) ſind die von den Parteien laut Uebereinkunft 
ernannten Privatperſonen, welche unter jenen an Stelle der ftaatlichen Richter einen 
Rechtäftreit enticheiden jollen. Zur Serbeiführung eines Schiedsjpruches ift zunächit 
ein Bertrag unter den Parteien (compromissum) und jodann eine Vereinbarung 
diefer mit dem erwählten S. (receptum arbitrium) erforderlih. Im Röm. Recht 
hatte der Schiedsipruch (laudum) nicht die Kraft eines öffentlichen Urtheils, jondern 
erzeugte nur eine Klage auf die etwa ftipulirte Strafe. In einigen Fällen erklärte 
zwar Juſtinian jchon den Schiedsvertrag durch Klage erzwingbar (1.4,5 C. 2, 56; 
Nov. 82 ce. 11), aber erit das Gemeine Recht ftellte den Schiedsjpruch dem Urtheile 
des öffentlichen Richters gleich. (Val. RAbſch. v. 1594 88 65, 66.) Bon hier war 
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das Jnftitut in die Partifularrechte übergegangen (Preuß. Allg. Ger.D. I. 2 88 167 ff.; 
I. 30 SS 48 ff.; Code de proc. art. 1003 ss.), aber zu feiner rechten Entwidelung 
gelangt, wegen der vielen Schranken, welche die Geſetze der freien Bewegung der 
Parteien und der ©. zogen. Die Beleitigung diefer Hemmniffe ift die Tendenz 
der Beitimmungen, welche die CPO. SS 851—872 über die ©. getroffen hat. Fol⸗ 
gende Punkte find hervorzuheben: 

1) Fähig zum Abichluß eines Schiedävertrages find nur Perfonen, welche über 
den Gegenitand des Streits einen Vergleich eingehen können ($ 851). Es kann 
aber auch ein Schiedsgericht durch Teftament u. ſ. w. eingefeßt werden ($ 872). 
Der Gegenstand, über welchen der ©. enticheiden joll, muß daher der Verfügung 
der Parteien unterliegen, weswegen jchon nad) Röm. Recht Kompromifie über cri- 
mina publ., del. famosa, actiones populares, causae liberales, nach Aanon. Recht 
über res judicatae auägeichloffen waren. Die CPO. ftellt in jub- und objeftiver 
Beziehung die Vergleichsfähigkeit auf, hinfichtlich deren Vorausfegung die Reichs» 
(HGB. Art. 137) oder Landesgefege (3. B. Preuß. Allg. ER. I. 16 $406; Sädhi. 
BGB. $ 1977) enticheiden. Ueber die Form enticheidet das bürgerliche Recht (vgl. jedoch 
$ 853). Daß auch ©. im Voraus für zukünftige Rechtäftreitigfeiten emannt wer— 
den fünnen, war jchon für das Gemeine Recht nicht zu bezweifeln und it in der 
CPO. $ 852 anerkannt, doch wird in Webereinjtimmung mit der Vorſchrift über 
die prorogatio fori ($ 40) verlangt, dab wenigftens das Rechtsverhältniß jchon be— 
ftimmt ſei. Aus dem Kompromiß entjteht für die Parteien die Verpflichtung, Alles 
zu thun, um die Fällung des Schiedsipruches hHerbeizuführen und fein ftaatliches 
Gericht zur Enticheidung der Sache anzurufen. Der Vertrag über die ©. erzeugt 
die actio und exe. pacti (Andre, ©. 19—24). 

2) Unfähig zum ©. waren nach Gemeinem Recht Perfonen unter 21 Jahren, 
Zaube, Stumme, Wahnfinnige, Frauen (es jei denn, daß fie, wie 3. B. früher 
Vebtiffinnen, Gerichtsbarkeit haben). Die (PO. $ 858 Hat davon abgejehen, Vorſchriften 
über die paffive Wahlfähigfeit zum ©. zu geben; fie gewährt den Parteien das 
Recht der Ablehnung aus denjelben Gründen, welche zur Ablehnung eines Richters 
berechtigen ($$ 42. 43), jowie dann, wenn der ©. die Erfüllung jeiner Pflichten 
ungebührlich verzögert. Die vorgenannten unfähigen Perfonen des Gemeinen Rechts 
fönnen ebenfalls abgelehnt werden und ebenjo jolche Perfonen, denen die bürgerlichen 
Ghrenrechte aberfannt find. Streitig war, ob der Kompromiß die individuelle Be 
zeichnung der ©. enthalten muß. Nah CPO. $ 854 it nicht nur die namentliche 
Bezeichnung der S. nicht erforderlich, jondern der Vertrag jogar gültig, auch wenn 
er feine Beitimmung über die Ernennung enthält. In diefem Fall ernennt jede 
Partei einen S. Ueber das weitere Verfahren bis zur Ernennung vgl. $S 855, 
856. Berpflichtet zur Uebernahme eines receptum ijt Niemand; wer fich aber be- 
reit erklärt hat, wurde jchon im Röm. Rechte durch richterliche Strafe zur Erfül- 
lung gezwungen, wenn ihn nicht gewifle gejeßliche Entichuldigungsgründe zur Nieder: 
legung feines Amtes berechtigen (Krankheit, Alter, Beleidigung durch eine Partei ıc.). 
Auch dem heutigen Recht ift der Zwang durch Klage und Zwangsvollitredung nicht 
fremd. Ueber die Friſt, binnen welcher der Schiedsfpruch gefällt werden muß, val. 
1.13 88 8, 4; 1.14;1.21$5 D.h.t. Nach der CPO. bleibt den Parteien 
fein anderes Mittel, ala an Stelle eines jäumigen ©. einen andern zu wählen. 

3) Das Verfahren war dem ©. nach früheren Geſetzen (Preuß. Allg. Ger.D. 
I. 2 $ 171; Code de proc. art. 1009, 1019) durch die Parteien vorgejchrieben, 
ſonſt gilt der gewöhnliche Progeßgang. Sind Mehrere ernannt, jo jollen fie den 
Ausspruch zufammen thun, es jei denn, daß nach der Abſicht der Parteien auch der 
Einzelne zur Füllung berechtigt ift („jammt und jonders“, „jammt oder jonders*). 
In der Negel enticheidet Stimmenmehrheit; welcher Ausweg aber bei Stimmen» 
gleichheit genommen werden joll, darüber herrichte Streit. Nach richtiger Meinung 
galt, wenn es fich um verichiedene Summen handelt, die geringjte, jtand aber der 
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Inhalt des Urtheils jelbft in Frage, jo entichied ein Obmann, welcher entweder 
von den Parteien im Voraus beitimmt oder von den ©. erwählt wird. Das Ur 
theil mußte in Gegenwart der Parteien verkündet werden, den Streit vollitändig 
enticheiden, feinen unerlaubten Inhalt haben und nicht parteiifch fein. Die EPD. 
$ 860 ff. überläßt Mangels Abrede der Parteien das Verfahren dem freien Er- 
meſſen der ©., welche jedoch die Parteien zu hören haben, fofern dieje nicht darauf 
verzichten ($ 867). Die ©. können freiwillig erjcheinende Zeugen und Sachverſtän— 
dige abhören, aber weder fie beeidigen noch von den Parteien einen Eid erfordern, 
vielmehr bedarf es hierzu einer Handlung des Richters, welche auf Antrag der Partei 
vorzunehmen ift. Der S. enticheidet über jeine eigene Zuftändigfeit ($ 863). Bei 
mehreren ©. enticheidet die abjolute Mehrheit ($ 864), bei Stimmengleichheit fällt 
der Schiedövertrag außer Kraft, ſofern die Parteien für diefen Fall feine Vorſorge 
getroffen haben ($ 859 Nr. 2). Der Spruch ift von den ©. zu unterfchreiben, den 
Parteien in Ausfertigung zuzuſtellen und unter Beurkundung derjelben auf der 
Gerichtsjchreiberei zu hinterlegen ($ 865). 

4) Der- Schiedsvertrag wird vor Beendigung der Sache durch Vergleich, aus— 
drückliches oder ftillfchtweigendes Aufgeben des Kompromiffes und durch gewifle Er- 
eignifje, welche die Perfon des S. oder der Parteien treffen, ungültig. Bon dieſen 
muß der Tod einer Partei hervorgehoben werden; er macht den Kompromiß hin— 
fällig, wenn er nicht ausdrüdlich auf die Erben bezogen it. Dem Tod gleich ift 
Wahnfinn, Konkurs, Uebernahme einer Gejandtichaft zu erachten. (Val. Wind- 
ſcheid, $ 416, Anm. 12, 13; die EPD. enticheidet diefe Frage nicht.) Fällt 
die beitimmte in dem Bertrage zum ©. beitellte Perſon weg, jo verliert die Ber- 
einbarung ihre Wirkung ($ 859 Nr. 1); tritt diefer Wegfall dagegen bei einem 
nicht jchon im Vertrag benannten, jondern bei einem nach Abſchluß deflelben be- 
ftellten ©. ein, jo ift ein anderes Schiedsgericht zu fonftituiren ($ 857). Hier- 
durch enticheidet die CPO. eine befondere Streitfrage durch gefegliche Interpretation 
des Parteimwillens. 

5) Berufung an den ordentlichen Richter findet gegen einen Schiedsjpruch im 
Gemeinen Recht nicht ftatt. Auch gab es nach richtiger Meinung nur eine Klage 
auf Erfüllung. Nah CPO. 8 866 fteht der Schiedsfpruch einem rechtäfräftigen ge— 
richtlichen Urtheil gleih. Daraus folgt, daß gegen denjelben ein Rechtsmittel nicht 
ftattfindet; es ift vielmehr nur eine Aufhebungsklage gegeben, welche in der Regel 
an feine Frift gebunden it (Ausnahme SS 869, 870) und im Mefentlichen die 
Natur der Nichtigkeits: und Reftitutionsflage (58 541 ff.) hat ($ 867). Es folgt 
ferner daraus, daß aus dem Schiedsſpruch Zwangsvollitredung ftattfindet, jo jedoch, 
daß der Verurtheilte wie bei einem ausländifchen Urtheil ($ 660) gehört werden 
und das Gericht ein Vollſtreckungsurtheil erlaffen muß ($ 868). Für Klage auf 
Aufhebung, Zwangsvollitrefung und die jonftigen, aus dem Schiedsvertrag entitehen- 
den Streitigkeiten ift Mangels einer Schriftlichen Bezeichnung im Vertrag das 
an fich für den Nechtäftreit zuftändige Gericht fompetent ($ 871). — Berfchieden 
von den ©. find die Schäßungsmänner (arbitratores), welche von dem Richter als 
Sadverftändige Hinzugezogen werden (l. 76 D. 17,2; 1. 25 pr.D. 19,2; Preuß. 
Allg. ER. I. 5 88 72, 73; 1.11 8 48; Entich. des NOHG. IV. ©. 428 ff., II. 
S. 75 fi, VI. ©. 31 ff, VIII. ©. 110, XVII. ©. 345), und die Schieds— 
männer (f. diefen Art.). Endlich giebt es auch S. im Gebiete des öffentlichen 
(vgl. Reichöverfaffung Art. 76; CPO. SS 851— 872) und Völferrechts (Alabama-, 
San Juan-Frage xc.), ohne daß fich jedoch hier fichere Normen ausgebildet haben. 


— fiehe nachſtehenden Art. 
Quellen: Tit. D. 4, 8: Cod. 2, 56; X. 1, 43; in VIto I. 22, — Preuß. AU yon 
Ger.D. I. 2 88 167—176; L 30 88 48-56. — Code de proc. art. 1003—1028. — Ba 
1061—1087. — Bayern Art. 1319-1344. — Württemb. Art. 175—208. sntie. 
tiwurf von 1874 88 792-813. — EPO. 8$ 851872. — Sädi. BEB. $$ 14171427. — 
Defterr. BEB. SS 1008, 1391. 
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Lit.: Glüd, Komment., VI. ©. 65—105. — W. 9. Puchta, Das Jnftitut ber S, 
1823 (erörtert nur ben legiälatorifchen u befielben). — Pfeiffer in ber Zeiticht. für 
Eivilreht und Prz. N. 5. III. 2. — W. Andre, Gemeinrehtliche Grundzüge der Scied 
gerihte, 1860. — 6. meigjäter, Das Röm. Schiedörichteramt unter Bergleichung mit dem 
offieium judicis, 1879. — lement für en Schiedägerichte, Entwurf von Gold: 
ihmibt (1874), in Grändnt' 8 Zeitichr. I. ©. 714 ff. — Die Kommentare zur ri 

Kayſer 

Schiedsſpruch — arbitrium, definitio bei den Römern, laudum bei den 
Neueren, arbitrage, arbitration — iſt eine auch in Staatenverhältnifjen angewandt: 
Enticheidungsart von Streitigkeiten vermittelt umbetheiligter, von den ftreitenden 
Parteien gewählter Perfönlichkeiten. Die civilrechtliche Unterfcheidung zweier Arten 
des arbitrium (l. 76 D. pro socio 17, 2) (vgl. über das arbitrium Heimbad 
in Weiske's Rechtäler. I. 427 ff.) ceffirt im Völkerrecht, weil der völkerrechtlich 
S. immer von beſtimmt namhaft gemachten Perfonen und in Gemäßheit ein 
Kompromifles gethan wird und er nicht wegen Unbilligfeit, jondern nur aus be 
jtimmten, feftgeitellten Gründen angeftritten werden fan, wenn auch die Billigfet 
als Enticheidungsnorm nicht ausgeichloffen ift. Die angeblich progeffualtftifche Unter 
icheidung ( Heffter, $ 109) von arbitratio und eigentlichem arbitrium hat für dei 
Dölkerrecht feine praktiſchen Konjequenzen, die einzig von Heffter angeführte: der 
Nachweis einer thatfächlichen Unrichtigfeit, ift bei jedem völferrechtlichen ©. ftatt- 
haft. Nothwendig ift dagegen die Unterjcheidung des ©. und der VBermittelung und 
kann daher der arbiter nicht entweder conciliator (bei Groot) — mediateur (bi 
Barbeyrac) — arbitrator (bei Ducange), oder arbiter, deſſen Ausfpruch man 
fih unbedingt zu fügen habe (Groot, III. XX. $ 46), jein, jondern nur arbiter. 
Den Unterjchied zwiſchen Vermittler und Schiedsrichter deutet überdies ſchon dei 
Givilrecht an (1.13 $ 2 D. 4, 8), j. über denfelben auch den Art. Bermittlung — 
Die Griechifchen — liche (einige waren Staatenbünde, andere Bunder 
jtaaten) beriethen oder entjchieden ihre Streitigkeiten, jeltener auch die ihrer rer. 
Bürger, bald in ihren allgemeinen VBerfammlungen (Tittmann, Griechijche Staat 
verfaffung [1822], 668, 672, 677), in welchen fie auch mit Herrſchern und Ge 
fandten dritter Staaten verhandelten (TZittmann, 684, 699, 702, 714, 720,725, 
729), bald in einem gemeinfchaftlichen Gericht oder durch eingejete Richter (Titt: 
mann, 677, 687, 724, 729, 785, 788, 748). Die Provokation auf jchiedärichter 
liche Enticheidung gegen ein in Sachen eines Fremden und Einheimiſchen (dem 
Staaten durch Rechtöverträge, adupßora, mit einander verbunden waren) ergangen 
Urtheil an das Gericht des Staates des Fremden oder eines dritten unbetheiligten 
Staates (dixaorigior Exxinror) war in Athen geitattet (Heffter, Athen. Gerict® 
verf., 1822, 339 ff.; Sell, NRekuperatio der Römer, 1837, 307 ff.). Die Redt* 
unficherheit und Berehdungen der Angehörigen verjchiedener Staaten veranlakten die 
Römer zu jog. Rekuperationsbündnifien mit anderen Staaten, wonach durch bejonden, 
für jeden einzelnen Fall von den Parteien gewählte oder, jalla dieje dazu nicht 
bereit waren oder fich nicht einigten, durch den Magijtrat bejtellte recuperatores 
Streitigkeiten (causae privatae) zwiſchen Römern und Peregrinen verbündeter Staaten 
inappellabel entjchieden werden jollten; kompetent war aber da& iudicium recuper. 
auch für causae publicae der Privaten gegen einander, namentlich Verbrechen. Die 
Gnticheidungsnormen waren gemifcht aus dem Röm. Recht und dem des verbündeten 
Staates, ſpäter das ius gentium, dabei hatte in privatrechtlicher Beziehung dei 
arbitrium der Refuperatoren freien Spielraum. Die Rekuperatoren jorgten aud 
für Urtheilsbefolgung. Für öffentliche Diffidien zweier Staaten waren fie inde 
nicht fompetent, wohl aber ließen die verbündeten lateinischen Städte ihre Streitig: 
feiten von einem Bundesgericht jchlichten und erhoben rechtöverbündete, Roms 
Superiorität anerfennende, Staaten den Römifchen Senat zum Richter (Sell, 58, 
182, 97, 112, 312, 338, '327, 302, 72, 75, 80). Bis zu Bonifagius VIIL übten 
die Päpfte das Schiedsrichteramt wiſchen Fürften, jeitdem waren fie nur noch Ber: 
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mittler; im 14. und 15. Jahrhundert find Schiedsiprüche weltlicher Fürſten häufig 
(Pütter, Beitr. zur Völferrechtägeich., 1843; 111, 112, 159 und 160, 179 ff.). 
Die aus der Mitte des 13. Jahrhundert jtammenden „Austräge“ der Genoflen des 
Deutichen Herrenjtandes vereinbarten jchiedsrichterliche Entjcheidung ihrer Streitig- 
feiten durch unparteiiiche Standesgenofien. Ihrem Beijpiele folgten Kurfürften, 
Fürften und Fürſtenmäßige. Neichsftädte wurden zu Austrägen privilegirt. Die 
Rheinbundsacte (Art. XXVIII.) bezeichnet irrthümlich ala „Austräge” das Recht der 
fürftlichen und gräflichen Landesherren und ihrer Erben, in Kriminalfachen von 
Standesgenofjen gerichtet zu werden, Streitigkeiten der Bundeäglieder unter einander 
einer (nie verwirklichten) Bundesverfammlung vorbehaltend. Nach Art. 11 der 
Deutichen Bundesacte vom 8. Juni 1815 haben die Bundeöglieder ihre Streitig- 
feiten bei der Bundesverfammlung anzubringen, nach fehlgeichlagener Bermittelung 
unterliegen fie einer allendlich enticheidenden Aufträgalinftanz. Der Bundesbeſchluß 
vom 30. Dftober 1834 jegte ein Schied&gericht auch für Streitigkeiten der 
Bundesglieder unter einander feft (Jordan in Weiske's Rechtslex. 1839 I. 474 ff. 
s. v. Austräge; v. Leonhardi, Das Aufträgalveri. des Deutichen Bundes, 1888). 
Die Verf. des Norddeutichen Bundes vom 16. April 1867 beitimmt in Art. 76: 
„Streitigkeiten nicht privatrechtlicher Natur zwiſchen verjchiedenen Bundesftaaten 
werden auf Anrufen des einen Theil vom Bundesrath erledigt.“ Faſt gleichlautend 
ift die Beitimmung in der Verfaffung des Deutichen Reichs vom 16. April 1871, 
Art. 76. Nach der Revifion der Schweizeriichen Bundesverfaflung vom 31. Jan. 
1874 urteilt da8 Bundesgericht über civilrechtliche Streitigkeiten zwiſchen 
dem Bunde und den Staaten, den Kantonen unter fi) und zwiſchen beiden und 
Privaten jowie Korporationen andererjeit? (Art. 110); über ſtaatsrechtliche 
zwiſchen Kantonen und über Beichwerden von Privaten wegen Verlegung von Kon— 
fordaten und Staatöverträgen (Art. 113) und mit Zuziehung von Gejchworenen, 
welche über die Thatfrage abjprechen, über Verbrechen und Vergehen gegen 
das Völkerrecht, während der Bundesrath die jchiedärichterlichen Sprüche über 
Streitigkeiten zwifchen Kantonen zu vollziehen hat. Streitigkeiten der Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa unter einander enticheidet der Kongreß (Berfafjung vom 
4. Oft. 1776 Art. XIV. und Verfaffung vom 9. Juli 1788 Art. IX.$ 2). Der ©. 
vereinigter Staaten, insbejondere von Bundesftaaten, wird mehr einen „ſtaatsrichter— 
lichen“ (Heffter, 109) Charakter haben; wo bejtimmte, nicht für den einzelnen 
Fall gewählte Schiedsinftangen fungiren, werden dieje den Charakter von jchieds- 
richterlichen verlieren (Welder, 110). — Eine Pflicht der Staaten zur friedlichen 
GEnticheidung, jomit auch zur jchiedsrichterlichen, ihrer Streitigkeiten ift im Allgemeineu 
anzuerkennen, wenn auch unter Umftänden fein dritter Staat fich willig finden lafien 
fann zur Uebernahme des S. oder dazu qualifizirt ericheint, oder im einzelnen Fall 
ein ftreitender Staat das fragliche Recht für zu wichtig Hält oder fich nicht für 
berechtigt, dafjelbe einem ©. zu unterwerfen (Phillimore, II. 3). Die wejent- 
lichſte Vorbedingung eines Schiedsgerichts iſt das Kompromiß (I. 11 88 1u. 3 
D. 4, 8), ein Vertrag zwiſchen den Parteien, ſich einem S. zu unterwerfen. 
Anhalt des Kompromifjes wird der zu enticheidende Gegenitand (1.218 6D. 4, 8) 
und kann der Schiedärichter nur über diefen und, injoweit es im Kompromiß feit- 
gejeßt ift, enticheiden (1. 32 $ 15 D. ibid.). Hat der Schiedärichter aus Verſehen 
über einen fompromittirten — nicht entſchieden, ſo kann die Entſcheidung 
über denſelben nachgefordert werden (l. 43 D. ibid.). Außer dem Streitgegenſtande 
müſſen auch die Prätenfionen und Forderungen der Parteien in Bezug auf denjelben 
in das Kompromiß aufgenommen werden (Battel, UI. XVIIL $ 329) und die 
Art der Enticheidungsnormen, namentlich ob nach Recht oder Billigkeit zu entjcheiden 
fei. Wenn das Recht im Zweifel (Groot, III. XX. 47; Pufendorf, V. XII 
$& 5) oder überhaupt ftet? (Berner, 102) die Enticheidunganorm abgeben ſoll, jo 
werden bei der Lüdenhaftigkeit oder mangelnden Gewißheit der geltenden völferrecht- 
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lichen Beitimmungen viele Streitigkeiten unentichieden bleiben müflen,; und wenn 
auch im völferrechtlichen ©. über die wahren Rechte der ftreitenden Theile entichieden 
wird und diejelben nicht wie im Vergleichswege theilweie aufgegeben werden (Welder, 
l. c.), jo bedingt doch diejer Gegenjtand noch nicht, daß Billigkeit ausgeichlofien 
bleibt, wie denn auch von anderer Seite (Bufendorf, l.c. $ 4; Hefiter, 1. c.) 
Recht und Billigkeit ala Enticheidungsnormen ftatuirt find. Ungültig ift aber ein 
Kompromiß, in welchen dem Richter, was er enticheiden joll, vorgeichrieben ift 
(1. 19 pr. D. ibid.). Das Givilrecht unterjcheidet von dem compromissum das 
receptum al& den Vertrag der Parteien mit dem Schiedörichter, vermöge deflen der 
letere die Verpflichtung übernimmt, den Streit nach Inhalt des Kompromifies zu 
enticheiden (1. 3 $ 2 D. ibid. und die Ueberſchrift dieſes Titel). Im Völkerrecht 
wird die Aufforderung und Annahme diplomatijch vermittelt (f. Martens, Guid. 
dipl., I. 19, 3 not. 2). Iſt die Annahme erfolgt, jo wird nicht blos der Beginn, 
jondern auch die Fortführung der jchiedärichterlichen Funktion, ald aus der Annahme 
folgend, erfcheinen und ift daher die Bemerkung Phillimore’s (II. 4), daß 
fein Zwang zur Fortführung beftehe, nicht zutreffend. Daß Niemand Schiedärichter 
in eigener Sache fein könne (1. 51 D. ibid.), ericheint jelbftverftändlih. Gewählt 
werden können zu Schiedärichtern entweder Staaten, und zwar ſowol monardhiiche 
als republifanifche (England und Portugal forderten noch in neuejter Zeit den Ham— 
burger Senat zur Entjcheidung über Anſprüche Britifcher Kaufleute an die Portugieftiche 
Regierung auf, Twiß, II. 10), oder Souveräne (injoweit Frauen zur Thronfolge 
zugelaffen find, auch dieje, weshalb im Völkerrecht 1. 6 C. 2, 55 nicht Anwendung 
erleidet), oder Gerichtähöie (Klüber, $ 318 not. a; Twiß, 1. c.), Rechts⸗ 
Fakultäten (die zu Bologna entjchied wiederholt Streitigkeiten Jtalienifcher Staaten, 
Twiß, 1. c.), oder einzelne Privatperfonen, wie angejehene Staatömänner, rechts— 
gelehrte Kommiffarien (Klüber, 1. c.), Rechtölehrer, namentlich Staatd- und 
DVölkerrechtälehrer. Souveräne können fich vertreten lafien (j. Martens, Guid. 
dipl., 1. e.), ob fie den allendlichen Ausfpruch jelbjt thun (Heffter, 1. c.) oder 
ihn nur verfünden (Berner, 1. c.), ift gleichgültig, da fie ihn meift nicht felbit 
abiafjen werden. Privatperfonen können fich nicht vertreten laffen, da fie nur ihrer 
perjönlichen Eigenfchaften wegen gewählt find (1. 45 D. ibid.). Von den civilrecht- 
lichen Enticheidungsgründen rücdfjichtlich der Mebernahme eines Schiedsamtes kommt 
die Anrüchigkeit nicht in Betracht, da Parteien einen Anrüchigen nicht wählen werden, 
während Feindſchaft zwiſchen dem Schiedsrichter und einer Partei für die andere ein 
Rekufationsgrund jein wird, vorgerüdtes Alter aber, Krankheit, Beichäftigung im 
Staatsamt oder in eigenen Angelegenheiten und eine dringende Reife, ſoweit dieſe 
Gründe die Uebernahme des jchiedärichterlichen Amtes abjolut unmöglich machen, 
eine Privatperjon entichuldigen werden (vgl. 1. 7,1.98 31.15 D.). Staaten 
oder Souveränen, welche vorzugsweiſe ala Glieder oder Vertreter der internationalen 
Gemeinschaft zur Uebernahme eines folchen Amtes verpflichtet erjcheinen und ſich 
vertreten laflen können, werden diefe Gründe nicht zur Seite ftehen. Sind mehrere 
Schiedärichter gewählt, jo müfjen alle mit einander nach Stimmenmehrheit (1. 17 
$ 7 und 1. 27 $3 D. ibid.) enticheiden (1.17 $ 2 D. ibid.). Bei Stimmengleich— 
heit wählen oder genehmigen die Parteien den etwa don dem Schiedärichter vor- 
geichlagenen Obmann (Phillimore, III. 4); richterliche Nöthigung der Schiede- 
richter zu diefer Wahl kann im Völkerrecht nicht ftattfinden (1. 17 $ 6 D. ibid.). 
Geurtheilt wird nur über zur Zeit des Kompromißabſchluſſes vorhandene Streitig: 
feiten (1. 46 D. ibid.) und nad) Groot (III. XX. $ 48) de principali negotio 
nicht de possessione, damit die dem ©. unterliegende Sache in statu quo bleibe, 
indeß muß der Richter behufs der Beweisauflage feitftellen, wer der rechtmäßige 
Befiher it (Pufendorf, 1. c. $ 6); das Givilrecht (1. 32 $ 20 D. ibid.) ver- 
pflichtet den Schiedsrichter, auch darliber zu enticheiden, auf welche Weije eine vacua 
possessio Jemand gegeben werden fol. Die Parteien haben fich an dem im Kom— 
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promiß zur Verhandlung und Entſcheidung der Sache vereinbarten Orte einzuſtellen, 
ihre Gegenwart bei der Entſcheidung iſt nur, wenn fie verabredet iſt, erforderlich. 
Nach dem Givilrecht (1. 21 $ 10 D. ibid.) gilt, wenn fein Ort verabredet ift, was 
im Staatenverfahren rüdfichtlich der Verhandlung wol kaum jtatthaben wird, der 
des Kompromiffes und ift die in Abweſenheit der Parteien gefällte Entjcheidung 
ungültig (l. 27 $ 4 D. ibid.). Der Schiedsrichter bejtimmt den Parteien einen 
Termin zur Vorlage der Beweismaterialien und Berlautbarung etwaiger Anträge 
(Hefiter, 1. e.); ein Termin zur Entjcheidung ward im Staatenverfahren in der 
Regel nicht angefett, geichah e& aber, jo ift eine nach Ablauf deffelben gefällte Ent» 
icheidung nichtig (1. 1 C. 2, 55), ein Beiſpiel protrahirter Entfcheidung ſ. bei 
Martens, Guid. dipl., 1. c. Der Zwang zur Erfüllung eines jonjt nicht an— 
fechtbaren völferrechtlichen ©. liegt in der im Kompromiß vertragsmäßig über- 
nommenen Verpflichtung, fich dem Entjcheid zu fügen (Battel, 1. c.; Welder, 
l. e.; Phillimore, IH. 5). Alle ſonſt angeführten moralifchen und unmoralifchen 
Gründe (Welder, 1. e.; Berner, 103) find diefem Vertragszwange nicht gleich- 
werthig und haben außerdem feine Rechtsbafis. Das von Phillimore (III. 6) 
zur Erwägung geftellte Recht des Obmanns, für den all der Nichterfüllung Krieg 
zu beginnen, ift bisher vom Völkerrecht ala ein rechtmäßiger Kriegsgrund nicht an— 
erfannt, Heffter (I. c.) jpricht dem Schiedärichter überhaupt mit Recht jegliches 
Zwangsrecht gegen die Parteien ab, und jelbit Phillimore will den Obmann im 
Fall der Nichterfüllung nicht zur Eröffnung eines Krieges für verpflichtet halten, 
Die Unterzeichnung des S. durch die Parteien in der Bedeutung, daß fie nicht 
blos nicht widerfprechen, jondern auch erfüllen wollen (1.4 $ 6 C. 2, 55), würde 
bei völferrechtlichen Schiedeiprüchen nur eine Wiederholung einer kompromiſſariſch 
bereit? übernommenen Verpflichtung involviren. Die Vereinbarung einer Strafe 
durch die Kompromittirenden für den Fall der Nichterfüllung (Berner, 1. c.) wäre 
unter Staaten an fich unangemeffen und fein genügendes Nequivalent, außerdem 
würde der Maßſtab für die Abjchägung des einer Partei durch die Nichterfüllung 
des ©. geurfachten Schadens beim Abſchluß des Kompromifies fehlen, da dann der 
©. noch nicht gefällt ift. Ebenjo unanwendbar iſt auch die Gewährung des Rück— 
tritts nach geleifteter Strafe (1. 4 $ 5 C. 2, 55; Nov. 82 cap. 11) und die Feſt— 
jegung einer Strafe für den fall, daß ſich eine Partei zum S. nicht ftellt (1. 2 
C. 2, 55). Der ©. iſt inappellabel (die 1. 1 C. 2, 555 .9 D. 2, 8 er⸗ 
wähnte Ausnahme betrifft einen einzelnen Fall und findet außerdem im Völkerrecht 
feine Anwendung); indeß weigern troßdem fich der Annahme die Parteien, befonders 
diejenige, welche fich verlegt glaubt (Martens, Guid. dipl., I. 193 und not. 2; 
Zwiß, II. 8 fi). Mit Recht kann dem ©. Folgeleiftung verfagt werden, wenn 
1. das Kompromiß ungültig war (Heffter, 1. e) oder 2. verleßt wurde (1. 32 
$ 21 D. 4, 8), 3. bei abjoluter Rechtswidrigfeit (Vattel, 1. ee; Martens, 
Guid. dipl., I. 198; Twiß, II. 8), denn daß man fich einem ungerechten ©. 
unterwerfen müſſe, weil es im Völkerrecht feinen höheren Richter gebe (Wild m., 
I. 186), iſt feine genügende Beweisführung; 4. bei thatjächlicher Unrichtigkeit oder 
wegen eined von den Parteien oder dem Schiebärichter verichuldeten Irrthums; 
5. wenn die Parteien nicht oder nicht ausreichend gehört find; 6. wenn der Schiedä= 
richter parteiifch entjchieden (Battel, 1. c.; Pufendorf, 1. c.; Heffter, 1. c.), 
oder wenn er 7. eine Partei argliftig behandelte (1. 32 $ 14 D. ibid.) oder unreb- 
lich (Heifter, 1. ce.) oder derjelben 8. etwas Unziemliches (1. 21 $ 7 D. ibid.) 
auferlegte, 3. B. etwas der Ehre oder Unabhängigkeit eines Staates Widerjprechen- 
des (Martens, Guid. 1. c.), oder wenn 9. eine Partei den Schiedsrichter beftochen 
(Puiendorf, 1. c.), oder wenn fie 10. gegen den Gegner argliftig geweſen (1. 31 
D. ibid, Bgl. Battel,1.c.). Heffter (1. ec.) führt noch außerdem Unfähigkeit 
des Schiedemannes an, indeß muß dieje wol jpäter, nach Abſchluß des Kompromiffeg, 
eingetreten fein. Daß der Schiedsrichter, jelbit wenn er fich geirrt, feinen S. nicht 
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ändern darf (1. 19 $ 2; 1. 20 D. ibid.), fpricht gegen die allgemeinen Rechtägrund- 
füge. Bei nicht fonneren, der Enticheidung unterliegenden Sachen iſt die Aenderung 
dem Schiedsrichter geitattet, wenn er laut Kompromiß alle gleichzeitig zu enticheiden 
und nur eine einzelme emtichieden Hatte (1. 21 pr. D. ibid.). — Ein Kompromiß 
hört auf durch die Füllung des ©., durch Zeitablauf, durch Todesfall oder all- 
gemeine Unfähigkeit der Schiedsrichter, durch einen entgegenitehenden Vertrag der 
Parteien oder durch Vergleich unter denjelben, durch Leiſtung des Streitigen (vgl. 
1. 32 $$ 3 u. 5 D. ibid.). — Die Ngitation für den ©. beginnt mit der Ent- 
ftehung der Triedenägefellichaften, welche 1816 in London, 1826 in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerita, 1830 in Genf, 1841 in Paris ala ein Gomite der 
societ& de la morale chretienne fich fonftituirten. Die internationalen Friedens— 
fongreffe beginnen mit 1842 in London und fanden 1848—51 jtatt in Brüffel, 
Paris, Frankfurt a. M. und London. Alle diefe Kongreffe verlangten, daß das 
Prinzip des ©. von einem Völkerkongreß (congres des nations) proflamirt werde 
(Zaveleye, 182 fi.). Die alliance universelle de l’ordre et de la civilisation 
in Paris behandelte am 4. Juni 1872 den ©. und beichloß aus kompetenten 
Perjonen eine Kommiffion zu bilden, welche alle auf die internationale Jurisprudenz 
bezüglichen Dokumente ſammeln und die auf die ©. bezüglichen hiſtoriſchen Fakta 
populär darjtellen follte (j. die Verhandlungen der alliance, Paris 1872, T. I. 84). 
Die vom 7. bis 9. Sept. 1873 in Genf abgehaltene assemblde generale der ligue 
internationale de la paix et de la liberts hatte auf die Tagesordnung geſetzt, daß 
die geeignetjten praftiichen Maßnahmen zur unmittelbaren Einführung des ©. er- 
griffen und bejonders die Negeln für das Verfahren feftgeftellt würden. Die Ber: 
jammlung erkannte aber zur Zeit, ala das wirkſamſte Mittel zur Einführung des 
Gebrauchs der ©., den Abichluß von Verträgen zur Vermittlung zwiſchen zwei oder 
mehreren Staaten (Rev. d. dr. intern. V. 632 ss.). Die im Oftober 1873 in 
Brüffel abgehaltene conference internationale erklärte die Völker zur Anwendung 
des ©. für verpflichtet (obligatoir) bei Streitigkeiten, welche durch Berhandlungen 
nicht beizulegen wären und daß, wenn auch das Mittel nicht in allen Fällen an— 
gewandt werden könne, die Ausnahmen doch wenig zahlreiche fein würden. Mehrere 
Mitglieder der Konferenz anerkannten nur eine Pflicht, nicht eine juridiiche Ver— 
pflichtung (1. c. 696), indeß hat eine freie Konfereng, welche für den ©. fich erflärt, 
fich für eine ftrifte Verpflichtung auszufprechen, denn font kann fie wol faum er- 
warten, daß Völker und Staatöregierungen ihre Beichlüffe für mehr als pia desideria 
halten werden. Reifen zur Ngitation für den ©. unternahmen Elihu Burrit 
(icon 1848) von Amerifa nach England, in den lehten Jahren Miles, Sekretär 
der Boſtoner Triedensgejellichaft, nach Frankreich, Italien, Deutichland und Belgien, 
und 1873 Henry Richard nach verichiedenen größeren Städten Belgiens, Hollands, 
Oeſterreichs, Italiens und Berlin. Das Institut de droit international berieth in 
zwei Jahresfigungen in Gent (1874) und im Haag (1875) ein vom rejp. Bericht: 
erftatter Prof. Dr. Goldſchmidt ausgearbeitetes „Reglement für das internationale 
jchtedsrichterliche Verfahren“. Das an letzterem Ort endlich redigirte und be— 
ichloffene Reglement wurde den Minifterien des Auswärtigen mitgetheilt, und ift 
damit die häufig großen, Zeitaufwand verurfachende Vereinbarung des Verfahrens für 
jeden einzelnen S.fall, infoweit die Staaten jenes Reglement für ihre S.jachen 
acceptiren wollen, unnöthig geworden. — Den Verhandlungen in freien Konferenzen 
find Anträge, Diskuffionen und Beichlüffe in Legislativen gefolgt, jene haben dieje 
entweder vorbereitet oder fie unterſtützt, falls fie diejen erit folgten. 

Soweit bekannt wurde der erite Antrag zu Gunften der internationalen ©. in 
Legislativen geftellt im Jahre 1835 im Nepräfentantenhaufe von Maffachufetts, jo- 
dann 1837 und 1838 in dem des Kongreſſes der Vereinigten Staaten und 1851 
und 1858 in dem Senat diejes Kongreſſes. Lebterer nahm 1853 eine Rejolution, 
an, welche den Präfidenten aufforderte, in den Vertrag einen Artikel aufzunehmen, 
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welcher die fontrahirenden Staaten für unter ihnen entjtehende Differenzen zum ©. 
verpflichtete. Auch andere Legislativen der Vereinigten Staaten traten für den ©. 
ein. Am 1. Dezember 1873 legte der Senator Summer dem Senat der Ver- 
einigten Staaten Rejolutionen zur Einführung des ©. für internationale Differenzen 
als „a substitute for war in reality as in name“ vor. Der jchon am 1. Juni 
1849 von Cobden im Unterhaufe geftellte Antrag, ein Geſuch an die Königin zu 
richten, die anderen Staaten aufizufordern, Verträge zu jchließen, welche die kon— 
trahirenden Theile verpflichten, durch gütlichen Vergleich nicht beizulegende Diffe- 
renzen jchiedsrichterlich enticheiden zu laffen, wurde mit 176 gegen 79 Stimmen 
verworfen (Qaveleye, 182 ff.), dagegen beichloß das Unterhaus am 9. Juli 1873 
mit 98 gegen 88 Stimmen auf Antrag Henry Richard’, daß die Königin 
erjucht werde, mit anderen Staaten in Verbindung zu treten to further improve- 
ment of international law and the establishment of a general and permanent 
system of international arbitration. Die Königin erfannte die philan- 
thropiſchen Motive der Adrefje an und erklärte, daß fie auch in Zukunft durch Rath 
und Beiſpiel für den ©. wirken werde (Rev. d. dr. international V. 471 u. 629 ss.). 
Am Dezember befjelben Jahres bejchloß die Italienische Deputirtenfammer ein= 
ftimmig auf Antrag Mancini's, „daß die Hammer den Wunfch ausdrüde, 
daß die f. Regierung in ihren auswärtigen Beziehungen dahin ftrebe, daß der ©. 
ein übliches und häufiges Mittel werde, in den Materien, welche demjelben 
unterworfen werden könnten, in Gemäßheit des Rechts die inter 
nationalen Kontroverjen zu enticheiden, und daß, jobald fich die Gelegenheit dazu ° 
biete, in die Verträge eine Klauſel eingefügt werde, wonach Schwierigfeiten bei ihrer 
Interpretation und Ausführung» Schiedsrichtern anheimgegeben würden“ u. A. Der 
Minifter des Auswärtigen trat dem Antrage bei, acceptirte aber die Klaufel nur 
mit einer gewiſſen Rejerve (Communicat. d. l’inst. d. dr. intern. II. fasc. p. 6). 
Endlich ift noch anzuführen, daß nad Louis Barbault (Du Tribunal inter- 
national, Geneve 1872, p. 53) jchon der Kaiſer von Rußland Alexander I. die 
Möglichkeit eine Uebereinkommens aller Staatsoberhäupter erkannt hat, um alle 
Differenzen dem ©. zu unterwerfen, anftatt fie durch Waffen zu entjcheiden (Rev. d. 
dr. internat. V. 477 not.). 

Klagen über das jeltene Vorkommen von völferrechtlichen ©. ſ. bei Groot, 
l. c. not. k: Compromissum,, Martens, B.R., $ 172 not. b, Hlüber, $ 318 
not. a, Welder u. Berner, 1. c. Indeß führen Groot und KHlüber jelbft 
mehrere Fälle jchiedärichterlicher Enticheidungen an. Aus neuerer Zeit machen wir 
nambaft: 


1) 1794. Grrichtung von drei jchiedsrichterlichen Kommiffionen in Folge des Jay— 
Vertrages zwifchen den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 
und England vom 19. November 1794 (art. 4—7). Bon jedem 
Staate wurde ein Kommiſſär gewählt und beide follten eine dritte 
Perſon wählen. Die erfte Kommiffion entichied am 24. Nov. 1817 
(ſ. d. Sentenz b. Martens, N. R. Suppl. an V. Tome 397 ss.). 
Die zweite Kommiffion fam zu feiner Enticheidung und urfachte den 
©. sub Nr. 4. Die dritte Kommiffion löfte ihre Aufgabe nur zum Theil 
(j. Rev. d. dr. internat, VI. 121 not.). 

2) 1814. Reklamation der Vereinigten Staaten von Nordamerika wider 
Portugal: Case of privateer General Armstrong, jchiedsrichterlich 
entjchieden durch den WPräfidenten der Franzöſiſchen Republit Louis 
Napoleon am 80. Nov. 1852 (j. Kent, Comment. of the internat. 
law, Cambridge 1866, p. 179). 

3) 18183. In Folge eines Vertrages vom 20. Oktober 1818 zwiichen England 
und den Vereinigten Staaten von Nordamerifa erfolgte eine 


560 


Schiedsiprud. 
jchiedsrichterliche Entjcheidung des Kaifers von Rußland, zu deren Aus 


12. Juli 


führung der Vertrag vom — 1822 zwiſchen England, den Ver— 
einigten Staaten von Nordamerika und Rußland abgeſchloſſen wurde, 
in welchem auch die Sentenz enthalten ift (Martens, N. R. VI. 67 ss.). 
Die Kommiffäre waren verjchiedener Meinung bei der Interpretation 
der Sentenz und wurde deshalb ein neuer Bertrag zwifchen den Ber: 
einigten Staaten und England am 13. Nov. 1826 abgejchloffen, der 
die Differenz erledigte. 


4) 1827. Differenz zwifchen den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 


5) 1834 u. 


6) 1839. 


7) 1839. 


8) 1841. 


9) 1852. 


10) 1858. 


und England. Der König von Holland wurde in Gemäßheit eines 
Vertrages vom 29. Sept. 1827 im Jahre 1828 zum Schiedsrichter 
gewählt, zur Enticheidung einer Grenzitreitigkeit. Seine Enticheidung 
wurde aber von beiden Theilen zurüdgemwiejen, weil er die ihm vorgelegte 
Frage nicht entjchieden, ſondern eine willfürliche Grenze bejtimmt hatte. 


1835. Portendic claims von England gegen Frankreich. ©. de 
Könige von Preußen vom 30. Nov. 1843. Giehe denfelben und den 
des Präfidenten der franz. Republif (sub Nr. 2) in den British and 
Foreign States-Papers, 1852—53, p. 1377—1380. 


Reklamationen von Bürgern der Bereinigten Staaten gegen 
Merito. Nah dem Vertrag vom 11. April 1839 follten diejelben 
entichieden werden durch eine gemifchte Kommiffion von vier Gliedern. 
Bei getheilter Meinung follte der König von Preußen, eventuell die 
Britiiche Majeftät oder der König von Holland aufgefordert werden, 
einen dritten Schiedsrichter zu ernennen. Der König von Preußen 
jällte die Entjcheidung, vertreten durch feinen Gejandten in Wafhington. 
Grit durch den Vertrag von Guadelupe-Hidalgo vom 2. Februar 1848 
(art. 13—15) wurde die Entjcheidung ausgeführt (ſ. den Vertrag bei 
Martens, N. R. G. XIV. 7 ss). Die Kommiffionen waren u. 4. 
darüber uneinig, ob fie ein Gerichtshof oder ein diplomatijches Korps 
jeien (j. Rev. d. dr, internat. VI. 123 not. 1). 
Schadenserfakforderungen Mexiko's und von Merifanern an Frank: 
reich. ©. der Königin von England vom 1. Aug. 1844 in Gemäß: 
heit des zwiſchen Frankreich und Mexiko abgefchloffenen Friedens 
vertrages vom 9. März 1839 art. 2 (Martens, N. R. XV]. 607, 
Calvo I. 792). 


Reklamationen der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
zu Gunften ihrer Bürger gegen Chile, rüdfichtli der Brigg „Ma- 
cedonian“. Durch Vertrag vom 10. Nov. 1858 wird dem König der 
Belgier die Entjcheidung übertragen und ift der ©. vom 15. Mat 
1863 (Lawrence in der Rev. d. dr. internat. VI. 121., Calvo, 
I. 795). 

Schadenserfaganiprüche wegen der Prien: Veloz-Mariana, Victoria et 
Vigie auß den Jahren 1823—24. ©. des Königs der Niederlande 
vom 13. April 1852 zwijchen Frankreich und Spanien. De 
Spruch wurde erjt ausgeführt durch Vertrag zwifchen beiden Parteien 
vom 15. Febr. 1862 (Calvo, I. 793). 

Reklamationen der Bürger reip. Unterthanen der Vereinigten Staaten 
von Nordamerifa und Englands gegen den einen oder anderen 
Staat, entichieden durch je einen Kommiſſär von jedem Staat und den 
durch beide gewählten Joſuah Bates aus London (f. Bellaire umd 
Lawrence). 


11) 1857. 


12) 1860. 


13) 1862. 


14) 1862. 


15) 1868. 


16) 1864. 


17) 1869. 


18) 1870. 
19) 1871. 


20) 1871. 
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Differenz zwifchen den Bereinigten Staaten von Nordamerifa 
und Neu-Granada, entichieden in Gemäßheit des Vertrages dom 
10. Sept. 1857 (ratifizirt 1860), (Lawrence, 1. c. 126). 

Differenz zwiichen den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 
und Coſta-Rica in Gemäßheit des Vertrages vom 2. Juli 1860 
(ratifizirt 1861), entichieden durch eine fchiedsrichterlihe Kommiffion 
(Bellaire, Lawrence). 

Differenz zwifchen den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 
und Peru in Bezug auf die Schiffe „Lizzie- Thomson“ und ‚„‚Georgiana“. 
Durch Vertrag dom 20. Dezember 1862 jollte der König der Belgier 
zum Schiedörichter aufgefordert werden, derjelbe übernahm aber den ©. 
nicht. Verträge vom: 12. Jan. 1863 und 4. Dezember 1868 Eonjtitu= 
irten fchiedsrichterliche Kommiffionen zwijchen beiden Staaten (Bellaire, 
Lawrence). 

Differenz der Offiziere des Engliihen Schiffes „La Forte‘* mit den 
Brajilianijchen Autoritäten. S. des Königs der Belgier 1863 
(Calvo, I. 794). 

Differenz zwifchen den Vereinigten Staaten von Rordamerifa 
und England. Reklamationen der Aderbau-fompagnien der Hudſon— 
Bai und der Puget-Meerenge. Bertrag vom 1. Yuli 1863 (ratifizirt 
den 3. März 1864). Der ©. (?) wurde am 10. September 1869 
abgegeben durch die Amerikanische und Englifche Kommiſſion, welche fich 
geeinigt, ohne auf einen dritten Schiedärichter (?) zu Pproboziren 
(Bellaire, Lawrence). 

Differenz zwiichen England und Peru wegen des gefangen gehaltenen 
und jpäter vertriebenen Engliſchen Untertfanen Ih. White. Der 
Hamburger Senat fällte am 12. April 1864 den ©. (Galvo, 
1. 796). 

Differenz zwiichen England und Portugal rüdfichtlich des Eigen- 
thumsrechtes an der Inſel Bulama. Schiederichterliche Entſcheidung 
des Präfidenten der Vereinigten Staaten von Nordamerika im Jahre 
1870 (Lawrence). 

Differenz zwifchen Spanien und Aegypten, entichieden durch einen 
©. Englands (Laveleye, 190). 

Alabama claims (Vertrag von Wafhington zwijchen England und 
den Bereinigten Staaten von Nordamerifa vom 8. Mai 
1871). Gnticheidung durch fünf Schiedärichter, von welchen je einer 
durch Italien, Brafilien, die Schweiz, England und die Bereinig- 
ten Staaten von Nordamerila emannt wurde, vom 14. Sept. 
1872 (j. Aegidi's Gtaatdarhiv XXV. 145 fi. und Martens, 
N. R. G., XX. 775 ff.). 

San = Juan= Differenz zwischen den Bereinigten Staaten von 
Nordamerifa und England (Bertrag von Wafhington vom 
6. Mai 1871). Schiederichterliche Enticheidung des Königs von 
Preußen vom 21. Oktober 1872 (j. Aegidi's Staatsarchiv XXV, 
217 fi.). 


21) Differenz zwijchen Portugal und England hinfichtlich der Grenzen ihrer 


afrikanischen Befigungen. Schiedsrichter der Präfident der Franzöſiſchen 
Republit Thiers. 


22) Definitive Feititellung der Jtalieniih-Schweizerifchen Grenze bei Alpe 


de Cravairola (Konvention vom 31. Dezember 1873; Martens, N.R.G,, 
XX. 214), Schiedöfpruch des Amerikanifchen Gefandten in Rom Marfh 
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als Obmann zu Mailand am 23. September 1874 (Martens, 
N.R.G., II. Ser. I. 378). 

23) Reklamation des Don Rafael Aquirre wider die Vereinigten Staaten 
(Konvention vom 4. Juli 1868 zur Regulirung der Amerifan.-Meritan. 
Neflamationen). Schiedefpruch des Obmannes Edward Thornton vom 
16. April 1874 (Martens, N.R.G., I. Ser. T. I. ©. 5 ff.). 

24) Differenz in Bezug auf das Shiff „Maria Luz“ zwiichen Japan und Pen. 
Schiedörichterliche Enticheidung des Kaiſers von Rußland Alerander IL 
vom 17.—29. Mai 1875 (f. Annuaire de l’Institut de droit inter- 
national 1878, II, 853). 

Auch die Reklamationen Amerikanischer Bürger gegen Spanien in Folge der 
Greigniffe in Kuba jollten, nach einer am 12. Februar 1871 in Madrid abge 
ichlofjenen Uebereinkunft, gütlich beigelegt werden durch je einen Schiedsrichter 
beider Parteien und einen von diefen erwählten Obmann für den Fall ihrer Nicht: 
übereinftimmung. Dieſer gütlichen Webereintunft war ein Reglement für das Ver: 
fahren beigefügt, feitgeftellt durch die gemifchte Kommiſſion am 1. Juli 1872 
(Martens, N.R.G., II. Ser. T. I. 17 ff.). Die Konvention zwijchen England und 
Spanien vom 4. März 1868 in Anlaß der das Engliiche Schiff „Mermaid“ be 
treffenden Differenz beftimmte, daß zu der diefe Angelegenheit entjcheidenden Kommiſſion 
je zwei Glieder von jeder Regierung ernannt werden und für den Fall, daß fie fid 
nicht einigen, eine fünfte Perſon, welche allendlich und inappellabel enticheiden jollte 
(Martens, N.R. G., XX. 491 ff.). Der Modus der Ausgleichung von Differenzen 
wegen Reklamationen ihrer reſp. Staatsangehörigen an den gegnerijchen Staat ift von 
England und den PVereinigten Staaten von Nordamerika in ihrem VBertrage von 
MWafhington vom 8. Mai 1871 Art. 12 in der Art vereinbart worden, daß je ein 
Kommiflär von jedem Staat und der dritte durch beide zufammen ernannt wir, 
daß aber, falls die Ernennung diejes letzteren nicht innerhalb des dafür feſtgeſetzten 
Termins erfolgt ift, derjelbe dann durch den Spanifchen Gefandten in Wafhingten 
ernannt werden jolle. 

Schiedsipruchäfälle f. bei Galvo, 792 ff.; Bellaire, 51 ff.; Lucas, Acad., 
.415 ss.; Pierantoni, 62—85; Zaveleye, 188; Yawrence, 117 fi. 

Wenn von einigen Schriftjtellern der Art. 8 des Parijer Vertrags vom 30. Mäy 
1856 und das Protokoll der 23. Situng des Parifer Kongrefjes, d. d. 14. April, 
in welchem auf den vorgehenden Artikel Bezug genommen wird, jowie die Erledigung 
der Neuenburger und Luremburger Affaire als Schiedsfprüche oder Beweiſe für 
weitere Verbreitung defjelben angeführt worden, jo iſt jchon von anderer Seite, ın 
der Rev. d. dr. internat. V. 473 not. 2 und von Lawrence, 1. c,, zur Genüge 
darauf hingewieſen, daß jene Beitimmungen und Grledigungen der WVermittelung 
oder den bons offices zu jubjumiren find. Ueber den wejentlichen Unterfchied dieſer 
u. a. und vom ©. j. aber d. Art. Vermittlung. — Aus den angeführten 
Fällen find aber die jog. jchiedsrichterlichen Kommiffionen auszufcheiden, falls fe 
die Sache jelbjt entjchieden und nicht ein Obmann jchließlich die Entjcheidung gerät. 
Kommifläre betheiligter Staaten können nie ala Schiedsrichter erjcheinen, und e 
war auch ein fehler in der Organifation des Mabama-Schiedögerichts, daß aud) 
die ftreitenden Theile je einen Schiedsrichter ernannten und um jo überflüffiger, 
als außerdem jedem derjelben ein Englifcher und Amerikanischer Agent zur Seite 
jtand. Eine PVeranftaltung einer Sammlung der Schiedägerichtäfälle wird vielleicht 
einerſeits eine größere Zahl derjelben ergeben, andererjeitö aber vielleicht auch manchen 
bisher auch dafür gehaltenen Fall noch ausſcheiden. Nicht hierher gehörige Beſtimmungen 
und Fülle anzuführen, führt nur zu einer Täufchung über das bisher erreichte 
Stadium der Anwendung der Schiedsſprüche. Die jog. jchtedsrichterlichen Kommt) 
fionen, bejtehend aus Vertretern der Betheiligten, erjcheinen mehr ala Inftanzen zur 
Ausgleihung als zur Entjcheidung von Differenzen, denn für einen ©. iſt weſent⸗ 
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lich, daß ein wirklicher Richterſpruch, und zwar dritter Umbetheiligter, jtattfindet. 
Die Kommiffionen erjcheinen verwandt der von Dudley Field art. 534 propo— 
nirten High Commission. — Aus den angeführten Fällen ergiebt fich: 1) daß 
mehrere Schiedajprüche erjt eine lange Zeit nach dem Entjtehen der Differenz oder 
nach der vertraggmäßigen Uebereinkunft zur Provozirung auf diejelben gefällt und 
manche nicht oder erjt jpäter durch neue Verträge realifirt find, jo daß das Inſtitut 
des S. noch vielfach langjam, unficher und nicht inappellabel funktionirt; 2) daß 
die Schiedärichter meist Souveräne waren oder Staatshäupter, wie die Präfidenten 
von NRepublifen, wenn auch die Ausarbeitung Richtern und Beamten übertragen 
wurde und bei dem Alabamajtreit dieje jelbjt die Schiedsrichter waren; 3) daß die 
Schiedsſprüche entweder jtreitige Territorien oder Grenzen derjelben, oder Reflama- 
tionen wegen Berlehung von Privaten oder Schadengerjaß zu Gunjten derjelben be= 
treffen; die allerwichtigiten Differenzen von Staat zu Staat find aber noch immer 
durch Kriege erledigt worden; 4) am häufigiten haben auf Schiedsjprüche fompro= 
mittirt außereuropäiſche Staaten, insbejondere die Vereinigten Staaten von Nord» 
amerifa, und häufiger von europäifchen nur England, aber meijt auch mit außer- 
europäifchen. — Der Nuben der Schiedsfprüche ift daher bisher noch ein bejchränkter 
und relativer und find jehr wichtige Fragen für die weitere Verbreitung die: 
1) „Welche Arten von Streitigkeiten fünnen einem Sch. unterworfen werden?“ Wir 
find nicht der Anficht Corimer’s (Rev. d. dr. internat. VI. 171), daß feine genaue 
Feſtſetzung derjelben möglich wäre, wir Halten fie vielmehr zur regelmäßigen Wirk— 
ſamkeit des Inſtituts für unerläßlich und wollen nicht die Fälle, in welchen dafjelbe 
angewandt wird, in das freie Ermeſſen blos der jtreitenden Staaten jtellen. Eben— 
jowenig jtimmen wir mit Galvo überein, welcher (I. 790) die Fälle, bei welchen 
die Ehre oder nationale Würde direft betheiligt find, ausſchließen will, während 
Lord Stafford Northceote gerade ſolche Tür enticheidbar durh ©. hält 
(Zaveleye, 191). Wir glauben vielmehr, daß möglichjt wenige Arten von Streitig- 
feiten dem ©. zu entziehen find und daß für diefe dann nicht jofort die gewalt- 
fame Enticheidung durch Krieg einzutreten hat, jondern demfelben entgegenzuwirfen 
ift, entweder durch Vermittlung oder bons offices eines dritten oder mehrerer 
unbetheiligter Staaten. Wir find deshalb nicht gegen jeden Krieg, aber dafür, daß er 
möglichjt jelten eintrete und daß die Staaten durch das Völkerrecht dazu verpflichtet 
werben, ehe fie zu demſelben übergehen, fich der Rechtsmittel des gütlichen Ver— 
fahrens zu bedienen und daß fie fich durch allgemeine Verträge, zunächit, joweit 
jolche nicht zu erreichen find, durch bejondere dazu verpflichten, nicht blos, wie 
auf dem Pariſer Kongreß in dem viel allegirten Protokoll geichehen, e8 für wünſchens— 
werth halten. — 2) „Wem ijt die Entjcheidung oder vielmehr die Ausarbeitung 
derfelben zu übertragen?” Gmtjchieden nur guten Kennern des Völkerrechts und 
nicht ſolchen Perfonen, welche ſich ad hoc erſt im Völkerrecht umjehen oder inftruiren. 
Die Staatshäupter find nur ihrer Machtftellung wegen berufen, der ©. ſelbſt aber 
erfordert Rechtskenntniß, welche keineswegs allen Diplomaten eigen ift, aber in, 
Bezug auf das Völkerrecht ebenfowenig jedem Richter oder jedem Juriften. 3) „Nach 
welchen Prinzipien ift zu entſcheiden?“ Dieje Trage haben wir ſchon oben ent: 
jchieden: nach Recht und Billigfeit. Nie aber nach politischen Prinzipien, die oft 
jo viel ala politifche Rücdkfichten jein werden, denn der ©. ift ein Rechtsſpruch. 
Sehr richtig jagt Lucas (Bullet. de la societe d. amis d. l. paix, Paris 1873, 
2 ser. No. 2): „Il faut que l’arbitrage soit soumis à son tour A la loi du 
juste et qu'il ne puisse en transgresser les principes fondamentaux.“ Daß für 
jämmttliche Gntjcheidungen das materielle Völkerrecht jowol als das formelle 
(Brozeßrecht oder Recht für das Berfahren) vorliege, ift zwar vielfeitig gewünjcht, 
indeß ilt deshalb nicht die Anwendung der Schiedsiprüche bis zur vollendeten 
Kodififation im ganzen Umfange und der Anerkennung derjelben durch die Staaten 
hinaus zu jchieben. Jedenfalls werden aber die Reglements für das Verfahren eher 
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zum Abichluß zu bringen fein und find fie auch unerläßlicher, wenn auch bei deren 
Abfaffung die Erfahrung nur auf Grund weniger Fälle wird zu Rathe gezogen 
werden können, da mehr als der Anlaß und die Enticheidung eines Schiedätalle 
in der Regel nicht veröffentlicht ift. 

Eine völferrechtliche Enticheidungsinitang im größeren Maßſtabe und ala 
ftändiges Forum erftrebten jchon Groot (II. XXIII. 8. 8) und Caſtel de &t. 
Pierre (Droyien, Hiftor. Beitr. zur Lehre von den Kongrefien, in Monatäber. 
d. Preuß. Alad., Juli 1869, 651 ff.; vgl. auch Heffter, V. R., 4. Ausg, 
Beilage X. d. Kongreßpraris, 467 ff.) Ueber Napoleon’s mißglüdten Verſuch 
(1863) zu einem die wichtigften Staatenfragen entjcheidenden Kongreß ſ. die Akten: 
ftüde in Aegidi's Staatsarchiv V. Nr. 918 und 964 ff., und überhaupt über 
allgemeine Kongreffe, ſowie insbefondere auch über den von Lorimer propon. 
„Congres international, base sur le principe de facto“ (Revue d. dr. internat. 
III. 1 ss.), fiehe Witold Zalesfi, Die völferrechtliche Bedeutung der Kongreſſe 
Dorpat 1874, ©. 30 ff. Ueber die obligatorifche Einführung der Schiedägerichts- 
barkeit j. auch Löwenthal, Grundzüge zur Reform der Völker, Berlin 1874. 
Er proponirt (S. 7) Bildung des internat. Schiedägerichts aus den Präfidenten der 
oberjten Gerichtähöfe der einzelnen Nationen. — Die angeführten und andere ähm: 
liche Vorschläge entfprechen aber meift nicht den Anforderungen einer Rechts-Schiede 
Inſtanz, jondern find meift politijcher Natur, folche Inſtanzen können aber zur 
Stabilifirung des internationalen Rechtszuſtandes der Staaten nichts beitragen. 
Dagegen hat in neuefter Zeit Laveleye eine haute cour arbitrale zur Gut 
ſcheidung der Differenzen, freilich jolcher Staaten vorgejchlagen, welche zuvor einen 
code de droit international angenommen. Der Gerichtshof joll aus diplomatiichen 
Repräjentanten der beitretenden Staaten beitehen, welche in ihren Arbeiten durd 
jurisconsultes en droit international unterjtüßt würden. Zum Sit joll die Haupt: 
ftadt eines fleinen neutralen Staates gewählt werden. Der Hof joll in Bezug au 
jeine Zufammenfeßung permanent jein, feine Situngen aber nur zu Entſcheidung 
eines ſpeziellen Konflikts halten. Dabei genüge der einzige Vorbehalt, daß die 
ntervention in innere Angelegenheiten ausgeſchloſſen ſei. Die Initiative zu dieſer 
Inftitution weist der Proponent England oder den Vereinigten Staaten von Nord 
amerika zu. Außerdem proponirt Laveleye: 1) eine Konferenz von Delegirten — 
Yuriften und Diplomaten — verjchiedener Staaten zur Feititellung der heutzutage 
noch bejtrittenen Grundſätze des Völkerrechts; 2) daß feitgejeßt werden folle, dab 
man, ehe man zu den Waffen greife, die fchiedsrichterliche Enticheidung der Mit: 
fontrahenten anrufe und daß 3) eine darauf bezügliche Klauſel den Verträgen ein: 
gefügt werde. Wir erachten, daß die proponirte Schiedsinftanz jchon jett eingeführt 
werden fünne und dab die Initiative dazu England, ala demjenigen Staat, welcher 
unter den europäifchen am häufigiten bisher auf den ©. provozirt, vorzugsweiſe 
zuftehe, daß daher nicht abzuwarten fei, bis die unter 1) erwähnte Konferenz ihr 
umfaffende Arbeit beendet und diejelbe wenigſtens von einer Mehrzahl von Staaten 
und jedenjall® von allen größeren janktionirt ift; daß die Feſtſetzung unter 2) in 
einer allgemeineren, alle Rechtsmittel des gütlichen Verfahrens umfafjenden Weil 
erfolge und daß eine folche den Verträgen eingefügt werde, wenngleich wir nicht 
überjehen, daß eine jchiedärichterliche Enticheidung der bejte Modus ift und die Ver: 
pflichtung dazu eine ziwingendere, als zu einer bloßen Intervention oder gar mut 
zu bons offices, die beiden lehteren aber doch dann werden angewandt werden 
müffen, wenn ein &. mit Rückſicht auf die Art des Falles unanwendbar jcheit. 
Uebrigens find Klauſeln in der einen oder anderen Weiſe jchon wiederholt Verträgen 
eingefügt worden, jo 3. B. dem Vertrag zwiſchen den Vereinigten Staaten von 
Nordamerifa und Mexiko vom 2. Febr. 1848 Art. XXI. bei Martens, |]. c., 
[arbitration] und dem Pariſer Vertrag von 1856 Art. 8 rüdfichtlich der Differenzen 
zwijchen der Türfei und Mitfontrahenten des Vertrags [action mediatrice]. Andere 
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Verträge ſ. bei Bellaire, 62 ff. Auch Hat Berner ſchon früher den Vorſchlag 
gemacht, jedesmal fogleich beim Abjchluß des Staatävertrages Beitimmungen zu treffen, 
wie etwaige Streitigkeiten gejchlichtet werden jollen. 

Im Gegenjage zu der immer günftigeren Aufnahme des ©. hat Frederic 
Seebohm (S. 104 ff. u. 123) angeführt, daß der ©. no proper substitute 
jowol of international law, als auch for the judicial interpretation of international 
law jei und in letzterer Hinficht die Entjcheidung eines Richters (judge) verlangt, 
indeß fann jelbitverftändlich der ©. das Völkerrecht nicht erjeßen und iſt der 
Schiedärichter, der nach Rechtöprinzipien und dem Recht entjcheidet, auch ein Richter. 
Wenn aber Seebohbm dem ©. die Fähigkeit abjpricht, Streitigkeiten zu ver- 
hindern, jo hat diefe der Richter nie und überhaupt nur die im Völkerrecht bisher 
wenig anerkannte und geübte Präventivjuftiz, und wenn er ferner den Gerichtshof 
(supreme court) der Vereinigten Staaten von Nordamerifa a real International 
Tribunal nennt, jo möchten wir, zur richtigen Würdigung dieſes Bundesgerichts 
und nicht allgemein=völferrechtlichen Inftanz, verweifen auf die oben allegirten, ihn 
betreffenden Beitimmungen der amerikanischen Verfaffung und auf G. Matile, 
Organisation et juridiction des cours f6derales des 6tats-unis, in der Rev. d. dr. 
internat. VI. 89 ss. Seebohm jchlägt endlich, anjtatt eine® court of 
arbitration, something tantamount in principle to an international judicial 
tribunal vor, indeß it leteres wol noch weit jchtwieriger zu erlangen ala erjteres, 
da die Souveränetät der Staaten fich dem letzteren wol noch weit weniger unter- 
werten wird. Lorimer (l. c.) machte daher den acceptabler erjcheinenden Vorſchlag 
eines cour judiciaire in Verbindung mit einem internationalen Kongreß. Auch 
Barbault (l. c.) nennt die arbitrage — ressource precaire. Wir jchließen aber 
mit den Worten Robert v. Mohl's (Bölkerrechtl. Lehre vom Aiyle, 1860, in 
j. Monographien a. d. Staatäreht, Völkerrecht und Politif, ©. 764): „daß eine 
Ausdehnung des fchiedsrichterlichen Verfahrens zur Ordnung einzelner bejtimmter 
Fragen ein großer Gewinn und feine thatfächliche Unmöglichkeit wäre“, womit den 
internationalen Schiedsinftanzen jogar eine legislative Wirkſamkeit als möglich zu— 
geiprochen wird. Iſt das minus in dem plus enthalten, jo bedarf es wol feiner 
weiteren Befürwortung des ©. für einzelne Streitfälle und zweifeln wir nicht, daß 
der S. in nicht zu ferner Zeit ein nicht zu häufig angewandtes Rechtsmittel jein 
wird, wozu denn vor Allem nöthig ift, daß die Praris dafjelbe als ein fie ver- 
pflichtendes anerkennt und daß zuvor die Theorie ein ausreichendes Reglement für 
dad Verfahren entwirft und e8 den beftimmenden Subjetten des Völkerrechts, den 
Staaten, zur Annahme vorlegt. i 

Lit.: Welder in feinem Staatsler. Art. S@iehägesiät, 1865 XII 110‘ ff. — 
Berner in Bluntihli’3 StaatsWört.B., 1861 VI. 102 ff. — Martens, Guide dipl., 
1851 I. 198. — E. de Laveleye, Des causes actuelles de guerre en Europe et de 
Varbitrage, Brux. 1873. — Ch. Lucas, De la substitution de Varbitrage à la voie des 
armes pour le reglement des conflits internationaux, Paris 1873, in Seances et travaux d. 
Pacad. d. sc. mor. et politig. XXX. 415 ss. und im Bullet. de Ja societ& des amis de la 

aix, Paris 1873, 2. Serie No. 2 p. 38 ss. — Henry Bellaire, Rapport sur les ar- 
itrages dans les conflits internationaux nebft anderen Gutachten über in frage in 
Co de l’alliance universelle de l’ordre et de la civilisation, Paris 1872, T. I. 51 ss. — 
W.B. Lawrence, Note pour servir à l’histoire des arbitrages internationaux, in ber 
Revue de droit internat. VI. 117 ss. — Pierantoni, Gli arbitrati internazionali, Napoli 
1872. — Lieber, Lettre sur l’arbitrage international in ber Revue de droit internat. 
T. II. 480 ss. — A. Garelli, La pace nell’ Europa moderna, Torino 1870. — F. See- 
bohm, On international reform, Lond. 1871. — Pierantoni, La questione Anglo- 
Americana dell’ Alabama, Firenze 1870. — Pradier-Fodere, La question de l’Ala- 
bama et le droit des gens, Paris 1872. — 9. Geffden, Die Alabamafrage, Stuttg. 
1372. — L’affaire de l’Alabama et le tribunal arbitral de Geneve, p. Rivier, Bibl. univ. 
et rev. Suisse, Laus. 1872, p. 577—605. — G. Rolin-Jaequemyns, Quelques mots 
sur la phase nouvelle du differend anglo-americain in der Revue de droit intern. IV. 
127 ss. und in anderen Abhandlungen, Bibliographien und Notizen der Revue. — Report 
of the agent of the united States before the tribunal of arbitration at Geneva, together 
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with the protocols of the conferences, the award of the tribunal, Washingt. 1872 — 
©. Rhamon, Bölterreht und Völkerfriede, Beipaig 1881. — leber ben ©. fiehe ferner bie 
Bölterrechtö-Rompendien von Groot, Pufenborf,Battel, Martens, Klüber, Heffter, 
Wildmann, Kent, Bhillimore, Twiß, Fiore, Calvo, die Kobdifilationsentwärke 
von Bluntſchli und Dudley Field. A. Bulmerinca. 


Schieferdecker, Kaipar (Schifordegherus), mit dem Beinamen v. Wilkaw, 
5 1583 zu Breslau, fuchte Anton Faber in Annecy auf, befuchte Italien, wurde 
Advotat in Schweidnit, flüchtete 1629 nach Breslau, F 17. III. 1631. 


Schriften: Ad Ant. Fabrum lib. I. I, Oppenh. 1610. — Disputatt. ad A. Fabrum 

lib. IIL, Francof. 1613. 
Lit: dv. Stinking, Geichichte ber Deutichen Rechtswifienichaft (1880), I. 733. 
Teihmann. 


Schiffahrtspolizei ift die Thätigkeit der Öffentlichen Gewalt zur Verhütung 
von Gefahren für Leben und Gut beim Schiffahrtsbetrieb, insbeſondere bei ber 
Seeſchiffahrt (über die S. auf Flüffen ſ. d. Art. Flößerei, Flußſchifi— 
fahrt, Flüſſe). Die auf diefelbe bezüglichen Nechtänormen bafiren auf einer 
allgemeinen Regiſterkontrole (I) und zerfallen in präventive (II. Prüfung der 
Tiüchtigkeit von Fahrzeug und Führung; Regelung des Mannſchaftsweſens; Hafen 
ordnung; Verbot aggreifiver Handlungen) und in repreffive Normen (III. insbeſon— 
dere Nettungsgeboten). Die Grundlage bildet allenthalben das Reichsrecht zuzüg- 
lich der Staatöverträge des Reichs. Der Beauffichtigung und Gefeßgebung des Reid: 
unterliegt die Organijation eines gemeinfamen Schußes der Deutichen Schiffahrt und 
ihrer Flagge zur See, ſowie die Regelung der Seeſchiffahrtszeichen (Leuchtieuer, Tonnen, 
Baken und jonftigen Tagesmarten [Berf. Urt, Art. 4 mit RGeſ. vom 3. März 1873]). 
Die Kauffahrteiichiffe aller Bundesftaaten bilden eine einheitliche Handelsmarine. 
Das Reich hat das Verfahren zur Ermittelung der Ladungsfähigkeit der Schiffe zu 
bejtimmen, die Ausstellung der Meßbriefe, jowie der Schiffscertififate zu regeln und die 
Bedingungen feftzuftellen, von welchen die Erlaubniß zur Führung eines Seeſchiffes 
abhängig ift. In den Seehäfen (und auf allen natürlichen und fünftlichen Waſſerſtraßen) 
werden die KHauffahrteifchiffe jämmtlicher Bundesftaaten gleichmäßig zugelaffen und 
behandelt. Die Abgaben, welche in den Seehäfen von den Seejchiffen oder deren 
Ladungen für die Benutzung der Schiffahrtsanjtalten erhoben werden, dürfen die zur 
Unterhaltung und gewöhnlichen Herſtellung dieſer Anftalten erforderlichen Koſten 
nicht überfteigen. Die einheitliche Flagge ift jchwarz-weiß-roth (Art. 54, 55). 

I. Die Kauffahrteifchiffe der Bundesftaaten haben die Reichsflagge yu 
führen; die Berechtigung dazu ift jedoch mur gegeben, wenn das Schiff im au* 
Schließlichen Gigenthum von Deutfchen (bzw. einer Deutjchen, mit juriftifcher Perlön- 
lichkeit befleideten, Gejellichaft) und in das Schiffäregifter des Heimathshafens 
(von welchem aus mit dem Schiffe die Seefahrt betrieben werden joll) eingetragen, 
hierüber auch don der Regifterbehörde ein Gertififat ertheilt ift. Der Regiftereintrag 
und das Gertifitat bezeichnen Namen, Gattung, Größe, Tragfähigkeit, Zeit und Or 
der Erbauung, Heimathshafen, Rheder oder Mitrheder (nebjt Erwerbstitel für Schif 
oder Schiffspart und Nationalität, Tag der Eintragung des Schiffes (Bundesgeich 
vom 25. Oft. 1867, betr. die Nationalität der Kauffahrteifchiffe ¶ B.G.Bl. ©. 35]; 
vorher HGB. Art. 432 ff.; Präfidialverordn., betr. die Bundesflagge, vom 25. Oft. 
1867 [B.G.Bl. ©. 39)). Schiffe von nicht mehr ala 50 Kubikmeter Brutto Raum: 
gehalt dürfen die Neichöflagge auch ohne Eintragung in's Schiffsregiſter und Cr 
theilung eines Gertifitats führen. Der Name des Schiffes muß auf jeder Lugſeite 
und außerdem nebit dem Heimathshafen am Heck in gut fichtbaren, fejt angebrachten 
Schriftzeichen an den feſten TIheilen angegeben jein (RGeſ., betr. die Negiftrirung 
und die Bezeichnung der Kauffahrteischiffe, vom 28. Juni 1873, R. G.Bl. ©. 18$; 
Ausführungsvorichriiten vom 13. Nov. 1873, R.G.Bl. ©. 367). Die Ermittelung 
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der Ladungsfähigkeit der Schiffe wird durch Vermeſſung ihres Raumgehaltes nach 
metriſchem Maße bewirkt, wobei ſowol der Brutto⸗ als der nach Abzug der Mann— 
ſchaftslogis und etwaigen Maſchinen-, Dampfkeſſel- und Kohlenräume verbleibende 
Nettogehalt, und zwar regelmäßig im vollſtändigen Verfahren (abgekürztes Ver— 
fahren namentlich, wenn das Schiff ganz oder theilweiſe beladen iſt) gemeſſen und 
berechnet wird (Schiffvermeflungsordn. vom 5. Juli 1872, R.G.Bl. ©. 270; 
Grgänzungäbef. zu $ 23 vom 24. Oft. 1875, Gentralbl. f. d. Deutiche Reich 
S. 718; Anweifung vom 13. Febr. 1874, Gentralbl. ©. 223). Näheres enthält 
der Art. Meßbrief. — Der führer eines Deutichen Kauffahrteijchiffes iſt regel- 
mäßig verpflichtet, die Ankunft des Schiffes in einem zum Amtsbezirke eines Deutſchen 
Konjulates gehörigen Hafen und den Abgang des Schiffes aus einem folghen Hafen 
dem Konful zu melden (RGej., betr. die Schiffsmeldungen, vom 25. März 
1880, $ 1, R.G. Bl. ©. 181, nebit faiferl. Verordn. vom 28. Juli 1880, ©. 183 
und Girkular vom 15. Nov. 1880, Gentralblatt S. 804). 

II. a) Der Schiffer ift (eivilrechtlich und ftrafrechtlich) verbunden, vor Antritt der 
Reife dafür zu jorgen, dab dag Schiff in jeetühtigem Stande, gehörig ein- 
gerichtet und ausgerüftet, gehörig bemannt und verproviantirt ift, daß die zum 
Ausweiſe für Schiff, Beſatzung und Ladung erforderlichen Papiere an Bord, die 
Geräthichäften zum Laden und Löfchen tüchtig find (HGB. Art. 480 ff.). Eine 
allgemeine Schiffsbeſichtigung nach Englifcher Art findet regelmäßig nicht jtatt 
(vgl. jedoch Seemannsordn. $ 47 und Gentralbl. 1875 ©. 520). Ueber die Bes 
mannungsanforderungen Hinfichtlich der Steuerleute und Majchiniften enthalten die 
Prüfungsnormen für leßtere (!) nähere Beitimmung. Seeſchiffer, Seeſteuer— 
leute und Lootjen müfjen fich über den Beſitz der erforderlichen Kenntniſſe durch 
ein Bejähigungszeugniß der zuftändigen VBerwaltungsbehörde ausweiſen. Die 
Grlafjung der Vorſchriften über den Nachweis der Befähigung fteht dem Bundes— 
rathe zu (RGew.D. $ 31; Bel. des Bundesfanzler® vom 25. Sept. 1869, betr. 
die Prüfung der Seeichiffer und Seefteuerleute [B.G.BL. ©. 660]; deögl. vom 30. Mai 
1870, das Prüfungsverfahren betr. IB.G.Bl. ©. 314]; für Lootjen gelten zur Zeit 
noch die landesrechtlichen Normen, j. d. Art. Lootſen; die Landesgejehe können 
das Lootjengewerbe an Genehmigung fnüpfen [RGew.D. $ 34]). Ergiebt ich, daß 
ein Deutjcher Schiffer oder Steuermann einen Seeunfall oder deſſen Folgen in Folge 
des Mangels derjenigen Eigenjchaften, welche zur Ausübung jeines Gewerbes erfor 
derlich find, verfchuldet hat, jo kann demjelben durch Seeamtsſpruch zugleich die 
Befugniß zur Ausübung ſeines Gewerbes, dem Schiffer auch die Ausübung des 
Steuermannägewerbes, unterjagt werden (RGej. vom 27. Juli 1877 $ 26). Den 
Seejteuerleuten ftehen hierbei die Majchinijten der Seedampffchiffe gleich (RGeſ., betr. 
deren Gewerbebetrieb, vom 11. Juli 1878, R.G.BL. ©. 109; wegen der Prüfung 
Bel. des Neichatanzlers vom 30. Juni 1879, Gentralbl. ©. 427). — b) Die 
Rechtsverhältniſſe der Schiffsmannſchaft (die RGew. O. leidet feine An— 
wendung, $ 6) find in einer, den Bedürfniſſen des Seeverkehrs Rechnung tragenden 
Weije geregelt, in polizeilicher Beziehung dahin, daß jeder im Bundesgebiete in 
Dienjt tretende Schiffemann fi) vor einem Seemannsamte über Namen, Heimath 
und Alter auszuweiſen und ein Geefahrtsbuch in Empfang zu nehmen hat, und daß 
der Schiffer verbumden ift, jeine Schiffsmannſchaft unter deren perjönlicher Gejtellung 
beim Seemannsamte an= und abzumuftern (Seemannsordn. vom 27. Dez. 1872, 
R.G.Bl. ©. 409; Näheres ſ. in d. Art. Anmufterung, Abmufterung, 
Heuervertrag, Seemannsamt, Schiffsmannſchaft; über Defertion 
Preuß. Handelsarhiv 1880, ©. 73). — ec) Die Hafenordnung ift im 
Wejentlihen nach den lokalen Bebürfniffen örtlich verfchieden geregelt (Preuß. 
Kompetenzgej. $ 115; Hamburger Reglement 5. d. Benußung der Cuaianlagen vom 
20. Juni 1872; Bremifche Bel. vom 20. Nov. 1879; ſ. auch den Art. Quaran- 
täneanjtalten). Das Recht, Güter in einem Deutichen Seehafen zu laden und 
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nach einem anderen Deutſchen Seehafen zu befördern, um ſie daſelbſt auszuladen 
(Küſtenfrachtfahrt), ſteht ausſchließlich Deutſchen Schiffen zu (RGeſ. vom 22. Mai 
1881, R.G.Bl. ©. 97). Ausländiſchen Schiffen kann dieſes Recht durch Staat 
vertrag oder durch faiferl. Verordn. mit Zuftimmung des Bundesrathes eingeräumt 
werden. — d) Eine Anzahl, den Sciffahrtäbetrieb direkt oder indirekt gefähr- 
dende Handlungen find durch das Strafgefeß von vornherein verboten: Jnbrand: 
ftedung (RStrafGB. 5 306— 311) oder vorjägliche Zerftörung ($ 305) eines Schiffes, 
Zeritörung von Zeichen, welche zur Sicherung der Schiffahrt aufgejtellt find und 
Herbeiführung des Strandens oder Sinkens eines Schiffes mit gemeiner Geſahr 
($$ 322 ff., 325 ff., 265), Entlaufen oder Berbergen des Schiffamannes ($ 298), Ein 
ſchiffung von Gegenftänden, welche die Beichlagnahme oder Einziehung des Schiffes oder 
der Ladung veranlaffen können, ohne Vorwiſſen des Rheders jeitend des Schiffers oder 
ohne Vorwiſſen des Lebteren jeitens des Reiſenden oder Schiffsmannes ($ 297). 
III. a) SKaiferlihe Verordnung trifft Vorkehrung zur Verhütung des 
Zuſammenſtoßes der Schiffe auf See (die Schiffe haben Nachts Lichter, bei 
Nebel Schallfignale zu führen, bei Nebel u. ſ. w. die Gejchwindigfeit zu mäßigen, 
beim Ausweichen bejtimmte Regeln einzuhalten: Verordn. vom 7. Yan. 1880, 
R.G. Bl. ©. 1) und über die Signale, durch welche in Noth oder Gefahr be 
findliche Schiffe ihre Lage zu erkennen geben oder Lootſen zu verlangen haben 
(Kaiſerl. Verordn. vom 14. Aug. 1876, R.G.Bl. ©. 18 ff.). — b) Dat ſich em 
Zuſammenſtoß wirklich ereignet, jo hat der Führer jedes der kollidirenden 
Schiffe dem anderen, joweit ohne erhebliche eigene Gefahr möglich, Beiſtand zu leiſten 
und vor der Fortfegung der Fahrt Namen, Unterfcheidungsfignal (die Unterfcheidungs: 
fignale werden in der jährlichen amtlichen Schiffslifte mit angegeben), Heimathe— 
Abgangs- und Beitimmungshafen feines Schiffes anzugeben (Kaiſerl. Verordu. vom 
15. Aug. 1876, R.G.Bl. ©. 189). Gemeinjame Strafbeitimmung für Verlegung 
dvorgedachter Verordnungen (Gelditrafe bis 1500 Mark): RStrafſB. $ 145. Zur 
Unterfuhung der Seeunfälle, von welchen Hauffahrteiichiffe betroffen werben, 
find an den Deutichen Küften Seeämter nach näherer Vorjchriit des RGeſ. vom 
27. Juli 1877 (. G. Bl. ©. 549) errichtet (vgl. d. Art. Seeamt, Oberjeeamt).— 
c) Zur Leitung der Bergung und Hülfeleijtung in Seenoth beitehen an der 
Seeküſte Strandämter und ihnen untergeordnete Strandvögte. Letztere haben bie 
direfte Zeitung der Bergungs- und Rettungsarbeiten zu bewirken, dürfen zur Rettung 
von Menfchenleben die erforderlichen Fahrzeuge und Gerätbichaiten, ſowie jeden 
außerhalb der öffentlichen Wege zum Strande führenden Zugang in Anjpruch nehmen, 
und gelten binfichtlich der Befugniß, Hülfeleiftung zu Rettungszwecken zu verlangen, 
als Polizeibehörde im Sinne von $ 360, 10 des RStraf6GB.: NStrandungsordn. 
vom 17. Mai 1874 (R.G.Bl. ©. 73, nebit Inftruftion vom 24. Nov. 1875, 
Gentralbl. S. 751, für das Reich und Ausf. Verordn. der einzelnen Seeuferitaaten). 
Dal. d. Art. Strandreht und Strandungsordnung, ſowie Seemuri. 
Jedes Deutiche Kauffahrteiichiff, welches von einem außerdeutichen Hafen nach einem 
Deutjchen Hafen oder nach einem Hafen des Kanals, Großbritanniens, des Sundes 
oder KHattegats oder nach einem aufßerdeutichen Hafen der Nord= oder Oſtſee be 
jtimmt ift, ift verpflichtet, Deutjche Seeleute, welche im Auslande fid in 
bülfsbedürftigem Zuſtande befinden, behuis ihrer Zurüdbeförderung 
nach Deutjchland auf jchriftliche Anweifung des Seemannsamtes gegen Entjchädigung 
nach jeinem Beltimmungshafen mitzunehmen, Gleiches gilt in Anſehung auslän— 
difcher, auf Deutjchen Schiffen gedienter Seeleute für die nach deren Heimathlande 
bejtimmten Deutichen Schiffe. Zur Erfüllung diejer Verpflichtungen kann der Schiffer 
vom Seemanmsamte zwangsweife angehalten werden (RGeſ., betr. die Verpflichtung 
Deutjcher Kauffahrteifchiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute, vom 27. Dep 
1872, R.G.Bl. ©. 432). — Schließlich vgl. noch den Art. Seewarte. 
Leuthold. 
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Schiffer (Schiiisfapitän, Th. J. ©. 544) im juriftiichen Sinne ift der Führer 
eines Seejchiffes. Derjelbe kann Gigenthümer eines folchen, oder Angeftellter der 
Rheder jein; und im letzteren Falle fann er, wenn das Schiff einer Rhederei gehört, 
jelbjt Mitrheder oder ein Fremder fein. Iſt der ©. Angeftellter des Rheders, jo 
kann er jederzeit von demfelben entlafjen werden, unbejchadet der aus dem Dienft- 
verhältniffe ihm zuftehenden Entjchädigungsaniprüche. 

Die Stellung des S. hat eine privatrechtliche Bedeutung einmal im Verhältniß 
zu den Rhedern und dann den Ladungseigenthümern und jonjtigen dritten Perjonen 
gegenüber. In letzterer Hinficht begründet es feinen Unterjchied, ob der ©. alleiniger 
Eigenthümer des Schiffes ift oder nicht, während das erftere Verhältnig nur im 
zweiten alle in Frage kommen kann. Hierbei ift e8 indeß irrelevant, ob der 
Kapitän zugleich Mitrheder ift. Auch eine zwiefache Qualität des S. haben die 
auf ihn bezüglichen jeerechtlichen Regeln im Auge, nämlich feine Qualität ala Führer 
des Schiffes und feine Qualität ala Vertreter der Rheder und der Ladungäintereffenten. 

Der Kapitän hat bei allen Dienjtverrichtungen „die Sorgfalt eines ordentlichen 
©. anzuwenden”, jo daß jede Verlehung der nach den Gejegen oder den Anjchauungen 
der Berufögenofjen einem jolchen obliegenden Pflichten ala ein Verſchulden angejehen 
wird, für welches er, wenn es einen Nachtheil zur Folge gehabt, zu haften hat, 
und zwar nicht nur dem Rheder gegenüber, fondern auch den Ladungsinterefjenten, 
den Reijenden, der Schiffsbejagung, den Schiffegläubigern, deren Forderungen aus 
Kreditgejchäften entitanden find. Das Gejeg macht dem S. ausdrüdlich zur Pflicht, 
alle im Seeverfehr üblichen Maßregeln für die Erhaltung von Schiff und Ladung 
und für die glüdliche Vollendung der Reife zu treffen. Zu feinen befonderen Ob— 
liegenheiten gehört die Aufficht über die (regelmäßig dem Steuermann obliegende) 
Führung des Journals, in welches für jede Neife alle erheblichen Begebenheiten der- 
jelben eingetragen werden, und die Ablegung einer Berflarung (Seeprotejtes, 
j. diefen Art.) bei jedem während der Reife eingetretenen Unfall. Journal, wie Ver- 
Harung gelten ala Beweismittel, wennjchon die gejeglich normirte Beweiskraft, welche 
ihnen das Deutiche HGB. beilegt, durch die REPO. (EG. $ 13) in Folge des 
Abgehens von der alten Beweistheorie bejeitigt ift. 

Die Stellvertreterqualität des S. ift die naturgemäße Folge des Umijtandes, 
daß es in der großen Mehrzahl der Fälle dem Intereſſe des Rheders nicht ent- 
Iprechen dürfte, wenn durch ihn die beim Rhedereigewerbe vortommenden Gejchäfte 
von jeinem Aufenthaltsorte aus, auch während das Schiff auf der Reife ift, würden 
vorgenommen werden; daß auch das Intereſſe der Ladung häufig die Bornahme von 
Rechtshandlungen erheifcht, welche die Ladungäbetheiligten, die jegt nicht mehr, wie wol 
im Mittelalter, die Ladung begleiten, fich auch regelmäßig nicht mehr durch einen an 
Bord befindlichen Hargadeur vertreten lafjen, nicht mit dem gewünſchten Erfolge vor= 
nehmen könnten. Während num nach Röm. Recht der Umfang der Vertretungsberugnifie 
des magister navis im Verhältniß zum Rheder fich nach der fpeziellen lex prae- 
positionis richtete (l. 1 $ 7 D. de exerc. act. [14, 1]), jo bat das neuere See- 
recht den S. mit einer gejelichen Vollmacht, jowol des Rheders wie der Ladungs— 
betheiligten, ausgeſtattet, und zwar macht fich Hierbei das Prinzip der direkten Stell- 
vertretung geltend. Soweit es möglich ift, joll der ©. nad) den Anweifungen der 
Rheder und der Ladungsbetheiligten handeln, jonjt hat er fich durch das wohlver- 
ftandene Interefje der einen und der anderen leiten zu laſſen. Selbitverjtändlich it 
derjelbe in Betreff der zu ergreifenden Maßregeln innerhalb der durch die Pflicht, nad) 
Seemannsgebrauch zu handeln, ihm gezogenen Grenzen auch gegenüber den Ladungs— 
betheiligten jehr frei geitellt. So räumt ihm das Deutjche Geſetz ſogar ausdrüdlic) 
die Befugniß ein, die Reife, deren Fortjegung in der urjprünglichen Richtung der 
Zufall unmöglich macht, zu ändern, zeitweije einzuftellen oder auch ganz aufzugeben. 

Am eingehenditen hat diejes Stellvertretungsverhältniß das Deutiche HGB. geregelt, 
wennschon die Hier zur Geltung gelangten Grundprinzipien fich ebenjo in den fremden 
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Rechten, namentlich im Englischen und Franzöſiſchen, finden. Danach ericheint der ©. 
als Vertreter der Rheder nicht, jo lange das Schiff fich im Heimathshafen befindet. 
Eine Ausnahme bejteht in diefer Hinficht nur in Betreff der Annahme der Schiffe 
mannjchaft. Außerhalb des Heimathshafens jedoch ift der ©. der gejehliche Ber- 
treter des Rheders nicht nur für die Eingehung von Frachtverträgen, ſondern für 
die Vornahme aller Gejchäfte und Nechtähandlungen, welche die Erhaltung de 
Schiffes und die Ausführung der Reife mit fich bringen. Die gültige Eingehung 
gewifjer Geſchäfte, nämlich von Darlehnägejchäiten, Käufen auf Borg und ähnlichen 
Kreditgeichäften,, ift freilich an die (von dem ein folches geltend machenden Dritten 
zu beweijende) Bedingung geknüpft, daß die Eingehung des Geſchäfts überhaupt und 
in dem Umfange, in welchem es abgeichlofien, 1) zur Erhaltung des Schiffes oder 
2) zur Ausführung der Reife nothwendig gewejen ift; die von Bodmereigejchäften 
an die zweite Bedingung. Wogegen es irrelevant ift, ob die Verwendung wirklich 
erfolgt, oder unter mehreren Kreditgeichäften eine zwechmäßige Wahl getroffen, oder 
etwa gar dem ©. das erforderliche Geld zur Verfügung geitanden; es müßte denn 
der Dritte nachweislich in böjem Glauben gewejen jein. Die Befugniß zur Ab- 
ichließung von Gejchäften auf den perfönlichen Kredit des Nheders, insbejondere zur 
Eingehung von Wechjelverbindlichkeiten für denjelben, ift in der gejelichen Vollmacht 
des ©. nie enthalten, hierzu bedarf er einer Spezialvollmadht. Innerhalb jeine 
Wirkungskreiſes ift der ©. auch zur Anftellung von Klagen befugt, paſſiv legitimirt 
aber nur bei Klagen aus der Bodmerei auf den Verkauf der verbobmeten Gegen- 
ſtände (Deutiche® HGB. Art. 697) und bei der Klage des Schiffägläubigers aus 
jeinem gejeglichen Pfandrecht (Art..764). Im Falle dringender Nothwendigkeit dar 
der ©. auch zum Verkauf des Schiffes jchreiten. Doch muß diefe Nothwendigkeit 
fejtgeitellt werden, wenn möglich durch das Ortögericht nach Anhörung von Sach— 
verftändigen und unter Zuziehung des Konſuls. Auch muß der Verkauf öffentlich 
geichehen. Im Verhältniß zwiichen ©. und Rheder richtet fich der Umfang der 
Vertretungsbefugniſſe nad) der Grmächtigung, die der eritere vom letzteren erhalten 
bat, und nur, wenn nichts in diefer Sinficht feftgeftellt, ift auch hier das Geſetz mah- 
gebend. Der ©. hat aljo die vom Rheder beliebten Beichränkungen feiner gefehlichen 
Vollmacht zu rejpektiren, umd macht fich dem letzteren gegenüber jchadenserjagpflichtig, 
wenn er es nicht thut. Allein dem Dritten gegenüber hat eine jolche Beſchränkung 
nur dann Wirkung, wenn der Rheder beweift, daß fie demjelben befannt war. 
Don ähnlichem Umfange find die Befugniſſe, mit denen der ©. als gefehlicher 
Vertreter der Yadungsbetheiligten auf der Reiſe ausgeftattet if. Er ift micht nur 
legitimirt, zur Wiedererlangung der durch Anhaltung, Aufbringung oder auf andere 
Weiſe entzogenen Ladung alle gerichtlichen und außergerichtlichen Schritte zu thun, 
jondern darf auch die Yadung ganz oder zum Theil Löfchen, um einen Berluft von 
derjelben abzuwenden oder zu verringern; fie verbodbmen, jowie einen Theil berjelben 
verfaufen oder verwenden, um die Mittel zur Fortſetzung der Reife zu gewinnen; 
gleichialls zur Verbodmung der Ladung jchreiten, um die Mittel zu ihrer Erhaltung 
und Weiterbeförderung zu beichaffen, aber auch zum Verkauf, vorausgejeht, daß io 
allein ein erheblicher Verluft abgewendet werden fann. Doch ijt ein jolches vom 
©. abgejchlofjenes Geſchäft nur dann für die Ladbungäbetheiligten verbindlich, wenn 
und joweit die Nothwendigkeit dargethan wird. Auf den perjönlichen Kredit der 
letzteren darf derjelbe nur auf Grund einer Spezialvollmacht Gejchäfte abjchließen. 
rer u. Lit.: Deutihes HGB. Art. 478—527. — franz. Code de comm. art. 
221—249. — Belg. Code de comm. II. (Gejeg vom 21. Auguft 1879) art. 12—39. — 
Pohls, Seeredt, 1. ©. 141 ff. — KHaltenborn, Seeredt, I ©. 138 ff. — Lewis, 
Deutiches Seeredht, I. ©. 78 ff. — Maclachlan, On the law of merchant shipping (2. ed. 
Lond. 1876), p. 187 ss. — Cresp-Laurin, Droit maritime, I. (Paris 1876) p. 563 ss. — 
Desjardins, Droit commercial maritime, II. (Paris 1880) p. 215 ss. Lewis. 
Schiffsgläubiger (Th. I. ©. 546) find ſolche Gläubiger, denen ein privilegirtes 
Plandreht am Schiffsvermögen des Rheders zufteht, und zwar, mit Ausnahme des 
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Bodmereigläubigers, ein gejeßliches. Es find dies Gläubiger, welche ihre Anfprüche 
aus der bejtimmungsmäßigen Verwendung des Schiffes zur Seefahrt herleiten, und 
zwar 1) jolche, deren Forderungen entjtanden find durch Aufwendungen zur Erhaltung 
und Rettung des Schiffs aus einer Gefahr, gleichviel ob der Aheder beichräntt oder 
unbeſchränkt dafür haftet; und 2) jolche, die derartige Aufwendungen nicht gemacht 
haben, fich aber für ihre Anfprüche nur an Schiff und Fracht halten können (Protof. 
der Handelsr. Komm. VI. ©. 2844). Die Seegejege haben es für nöthig befunden, 
die einzelnen Forderungen aufzuzählen, welche die Rechte eines ©. gewähren. Nach 
Deutichem Seerecht find es folgende: 

1) die Koften des Zwangsverkaufs des Schiffs, einichließlich der etwaigen 
Bewachungd-, VBerwahrungs- und Erhaltungsfoften ; 

2) die öffentlichen Schiffs-, Schiffahrts- und Hafenabgaben ; 

3) die Forderungen der Befagung aus den Dienft- und Heuerverträgen ; 

4) die Lootjengelder, Bergungs-, Hülfs-, Loskaufs- und NReklamekojten ; 

5) die Beiträge des Schiffs zur großen Havarie; 

6) die Forderungen der Bodmereigläubiger, denen das Schiff verbodmet iſt, 
ſowie die Forderungen aus Nechtögeichäften, die der Schiffer kraft feiner gejeglichen 
Vollmacht außerhalb des Heimathshafens abgejchloffen hat; 

7) die Forderungen wegen Nichtablieferung oder Beichädigung der Ladungs— 
güter und der Meifeeffeften der Paflagiere und alle jonftigen Forderungen wegen 
Nichterfüllung oder nicht vertragamäßiger Erfüllung eines vom Rheder eingegangenen 
Vertrages, deffen Ausführung zu den Dienftobliegenheiten des Schiffers gehört; 

8) die Forderungen aus dem Berjchulden einer Perjon der Schiffabefagung 
(Deutiche® HGB. Art. 757). 

Das dem ©. zuitehende Piandrecht ergreift nach Deutichem Recht das Schiff 
nebit Zubehör und die Bruttofracht der Reife, auf welcher die Forderung entitanden 
ift; das deu Perfonen der Schiffsbefagung gebührende auch noch die Fracht der 
früheren Reifen, die unter denjelben Dienſt- und Heuervertrag fallen. Dagegen 
ergreifen die den Deutichen Forderungen der ©. entjprechenden eréances privilegides 
des Franzöſiſchen und die maritime liens des Englischen Rechts nur das Schiff und 
den Zubehör defjelben. 

Das Piandrecht des ©. ift ein privilegirtes, indem es — freilich nicht nach 
allen Rechten, wohl aber nach dem Deutschen — im Falle der Konkurrenz mit 
einem auf Grund des bürgerlichen Rechts am Schiffe Haftenden fonftigen Pfandrecht 
den Vorrang hat. Es fichert nicht mur die Hapitalsforderung, jondern auch den 
Anspruch wegen der Bodmereiprämie, der Zinſen und der Koften. Daſſelbe ift ala 
ein dingliches Recht gegen jeden dritten Befiter des Schiffs verfolgbar. Es kann 
vom S. geltend gemacht werden ſowol gegen den Rheder, alö gegen den Schiffer, 
und zwar gegen den lehteren auch, wenn das Schiff im Heimathshafen liegt, und 
es iſt das gegen den Schiffer erftrittene Grkenntniß auch gegen den Rheder wirkſam. 

Was die Rangordnung der ©. jelbit anlangt, jo gehen gewiffe Forderungen 
allen übrigen vor, nämlich die Kojten des Zwangsverkaufs nebit den Bewachungs— 
und Verwahrungskoſten. Bon den übrigen gehen immer die eine fpätere Reiſe be- 
treffenden denen vor, welche die früheren Reifen betreffen. Nur find die aus einer 
früheren Reife entjtandenen Forderungen aus den Dienſt- und Heuerverträgen mit 
demjelben Vorrecht ausgeftattet, wie die eine jpätere Reife betreffenden, vorausgejeßt, 
daß die verfchiedenen Reifen unter denjelben Dienſt- oder Heuervertrag fallen. Für 
die in diefem Sinne gleichzeitigen Forderungen gilt folgende Rangordnnung : 

1) die öffentlichen Schiffe-, Schiffahrte- und Hafenabgaben ; 

2) die bezeichneten Forderungen der Bejahung ; 

3) die Lootfengelder, die Bergungs-, Hülfe-, Losfaufs- und Reklamekoſten, 
die Beiträge des Schiffs zur großen Havarie, die Forderungen aus den vom Schiffer 
in Nothiällen abgeichloffenen Bodmerei- und anderen Kreditgeſchäften, jowie aus 
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Lieferungen überhaupt, die zur Erhaltung des Schiffs oder zur Ausführung der 
Reife erforderlich waren und zu diefem Zwede gemacht find; 

4) die Forderungen wegen Nichtablieferung oder Beichädigung von Gütern 
oder Reiſeeffekten; 

5) die ſonſt noch oben unter Nr. 7 und 8 aufgeführten Forderungen. 

Die unter einer Nummer ftehenden Forderungen find gleichberechtigt. Nur bei 
denen unter Nr. 3 hat die jpäter entitandene vor der früher entitandenen den Vor: 
rang, jedoch mit der Maßgabe, daß, wenn ein Kreditgeſchäft zur Berichtigung einer 
früheren, unter die Nr. 3 fallenden Forderung eingegangen it, ſowie wenn ein Ge 
ſchäft lediglich auf Anerkennung oder Erneuerung einer derartigen früheren Forderung 
abzielt, der daraus entjtandenen Forderung jtets nur das Vorzugsrecht der früheren 
Forderung zufteht, ſelbſt wenn das Geſchäft zur Fortſetzung der Reife nothwendig war. 

Das Piandreht der S. am Schiffe erliicht 1) durch den im Deutjchen Reich 
(„Inland“) im Wege der Zwangävollitrefung eriolgten Verkauf des Schiffes, wobei 
jedoch die ©. öffentlich zur Wahrnehmung ihrer Rechte aufzuforbern find; 2) durd 
den vom Schiffer im Falle zwingender Nothwendigfeit auf Grund feiner gefeglichen 
Befugniſſe bewirkten Verkauf des Schiffe. Es tritt alsdann das Kaufgeld am die 
Stelle des Schiffs, im zweiten Falle jedoch nur, jo lange es beim Käufer ausfteht 
oder fich noch in den Händen des Kapitäns befindet. An der Fracht ift das Pfand— 
recht nur wirlſam, wenn diejelbe noch ausfteht oder fich in den Händen des Schiffer 
befindet. Unter diefer Vorausſetzung kann es aber auch im Falle der Geifton dem 
Gejfionar gegenüber geltend gemacht werden. Die für Aufopferung oder Beichädigung 
in Fällen der großen Havarie gewährte Entichädigung tritt für die ©. an die Stelle 
defien, wofür die Entjchädigung gewährt wird. Ebenſo die Entjchädigung, welche 
für den Verluſt oder die Beichädigung des Schiffs oder für die in Folge von Verluit 
oder Beichädigung von Gütern entgehende Fracht dem Rheder von dem zu leiten 
ift, durch deffen Schuld der Schaden verurjacht ift. Hat der Rheder das Kaufgeld 
für das veräußerte Schiff oder die Fracht oder die gewährte Entjchädigung ein 
gezogen, jo haftet er jedem ©., dem dadurch fein Piandrecht ganz oder zum Theil 
entgeht, perjönlich für den diefem dadurch entftehenden Schaden. Auch wenn der: 
jelbe das Schiff zu einer neuen Reife in See jendet, obwol er von der Forderung 
eine® S., dem er nur mit Schiff und Fracht Haftet, Kenntniß erhalten, haftet er 
zugleich bis auf Höhe des Betragd, der den ©. durch Bertheilung des Werths, den 
dad Schiff vor Antritt der Reife hatte, zu Theil geworden wäre. 

Gi b. u. Lit.: Deutihes HGB. Art. 757—780. — Franz. Code de comm. art. 
191—1 ; vol. Gefetz vom 10. Dez. 1874 (loi qui rend les navires susceptibles d'hypothèque 

art. 27, Belg. Code de comm. L. II. (Beleg vom 21. Auguft 1879) art. 3—6. — 


Masiachlan, On the law - dr Wr ee ipping ( ed. Lond. 1876), p. 61 ss., 651 ss. — 
gewiss, Deutiches Seerecht, I "Remis, 


Schiffskolliſion (Zuſammenſtoß von Schiffen, Th. I. S. 546) iſt dam 
von juriftifchem Intereffe, wenn dadurch ein Schaden herbeigeführt ift, indem es 
fih nun darum handelt, wer diejen Schaden zu tragen hat. Das Röm. Recht 
wendet hierauf die Grundjäße der lex Aquilia an. Es unterjcheidet deimgemäß, ob 
der Zujammenjtoß durch Zufall veranlaßt, oder durch die Schuld des Schiffarührers, 
Steuermannd oder der Mannjchaft verurjacht ift. Im eriteren Falle hat der Eigen- 
thümer des bejchädigten Schiffs jelbit den Schaden zu tragen, im zweiten der, welcher 
ihn verjchuldet hat (1. 29 SS 2—5 D. ad leg. Aquil. [9, 2). Seit dem Mittelalter 
hat man jedoch das römischrechtliche Prinzip nur für den Fall beibehalten, daß der 
Schaden durch nachweisbares Verſchulden von der einen Seite herbeigeführt war, 
wobei noch einige Rechte das Verſchulden auf Vorſatz und grobe Fahrläffigfeit be 
ichränften. War dagegen der Zujammenftoß durch Zufall verurjacht, oder war nicht 
auszumitteln, wen die Schuld beizumeffen, oder traf die Schuld beide Theile, io 
wurde der Schaden über beide Schiffe vertheilt. Es beitand und bejteht indeß noch 
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jet in Betreff der Geftaltung diejes Repartitionsprinzips feine Uebereinſtimmung 
unter den verjchiedenen Seerechten, weder in Betreff des zu repartirenden Schadens, 
noch in Betreff der Art und Weije der Vertheilung deffelben. Nach einer Anzahl 
älterer und neuerer Seerechte (dem Portugieſiſchen und Holländiichen HGB., dem 
Englischen und Nordamerifaniichen Recht) ift Gegenstand der Repartition der Schaden, 
welchen Schiff und Ladung erlitten haben, und zwar wurde urfprünglich der Schaden 
am Schiff auf die beiden Echiffe vertheilt, der an der Ladung auf die beiderfeitigen 
Ladungen, in der jpäteren Zeit aber und jo auch jet werden Schiff und Ladung 
ala eine Mafje betrachtet, und es wird daher der dem Schiff oder der Ladung zu— 
gerfügte Schaden von beiden Schiffen und — ſoweit fie beladen find — den Ladungen 
getragen. Die meiſten älteren, wie jet geltenden Seerechte Laffen jedoch eine Repar- 
tittion nur Hinfichtlich der den Schiffen zugefügten Beichädigungen eintreten. Die 
Repartition jelbit wird aber entweder — und zwar nach der Mehrzahl der älteren 
und neueren Geerechte (fo 3. B. dem Franzöfiichen und Italieniſchen) — in der 
Weife vorgenommen, daß jedem Schiff die Hälfte des Schadens auferlegt wird, oder 
aber jo, daß dieſer nach dem Verhältniß des Werth der beiden Schiffe vertheilt 
wird (jo von dem neueren Seerechten das Ruſſiſche, Portugiefiiche, Holländifche). 
Diefes Repartitionsprinzip befteht indeß in den jämmtlichen angegebenen Fällen heut— 
jutage faſt nirgends mehr. Bei dem durch beiderjeitige Schuld herbeigeführten 
Zufammenftoß findet noch jet in einer Reihe von Geerechten Repartition jtatt, 
wogegen nach den anderen in diefen Falle ein Anfpruch auf Erſatz des zugefügten 
Schadens überhaupt nicht Plat greift, der Schaden vielmehr von dem Bejchädigten 
jelbit zu tragen ift. Auf eriterem Standpunft jteht das Englische und Nordameritanijche 
Recht, die Franzöfiiche Jurisprudenz , die jedoch in neuerer Zeit überwiegend, ganz 
wie das Schwediſche, Normwegiiche und das neuere Belgijche Seerecht, ala Maßſtab 
für die Nepartition, die Größe der Schuld auf der einen und anderen Seite an— 
nimmt, auf letterem das Portugiefiiche, dag Holländiſche, das NRuffiiche und das 
Deutiche Recht. Bei der durch Zufall veranlaßten Kollifion erkennen nur das 
Dänische und Ruſſiſche Seerecht, und letzteres auch nur für den zur Nachtzeit er— 
tolgten Zufammenftoß das Nepartitionsprinzip an. Alle übrigen lafjen jedes Schiff 
feinen Schaden tragen. In dem Falle endlich, wo der Zufammenftoß zwar nicht 
in Folge eines Zufall® erfolgte, die Schuld aber nicht nachgewiejen werden kann, 
laffen die meiſten Rechte die Repartition eintreten. Indeß ijt diefes Prinzip auch 
hier bejeitigt im Norwegifchen und Schwediichen Seerecht, ſowie im Deutjchen HGB. 

Das Deutihe HGB. hat die Prinzipien des Röm. Rechts wieder hergeitellt, 
allerdings mit der durch den Grundjaß, daß der Rheder für die bei Ausführung 
der Dienjtverrichtungen vorgefommenen Verſehen der Beſatzung haftet, bedingten 
Modifilation. Die vom HGB. aufgeftellten Grundjäße find demgemäß folgende: 
Sind in Folge eines Zufammenftoßes von Schiffen Schiff oder Ladung oder Schiff 
und Yadung auf einer oder beiden Seiten bejchädigt oder ganz zu Grunde gegangen, 
jo ift, wenn die Kollifion durch das PVerichulden einer Perfon der Beſatzung des 
einen Schiffe (d. h. des Schiffer, der Schiffemannfchaft oder einer der ſonſt noch 
‚auf dem Schiffe angejtellten Perſonen) herbeigeführt ift, der Rheder diefes verpflichtet, 
den dem anderen Schiff und deſſen Ladung zugefügten Schaden zu erjeßen, ohne daß 
dadurch die perjönliche Erjagpflicht der Perſonen der Beſatzung jelbjt berührt wird. 
Der Rheder, deſſen Haftung natürlich, den darüber bejtehenden allgemeinen Grund— 
lägen gemäß, auf Schiff und Fracht beſchränkt ift, haftet übrigens nicht nur für den 
Schaden, der an oder auf dem Schiffe verurfacht ift, mit welchem das einige 
follidirte, jondern auch für den, welcher dadurch entjtanden ift, daß der zwiſchen 
dieſem und jeinem Schiffe ftattgehabte Zujammenftoß einen Zufammenftoß des eriteren 
mit einem dritten verurfacht hat. Trägt dagegen die Schuld an dem Zufammenftoß 
die Bejagung beider Schiffe, oder ift derjelbe durch Zufall verurfacht, oder läßt ſich 
nicht ermitteln, ob Zufall oder Verichulden die Urjache der Kollifion geweſen, jo 
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findet ein Anſpruch auf Erſatz des den Schiffen zugefügten Schadens nicht ftatt. 
Das Verſchulden des einen oder des anderen oder beider Theile ijt in jedem Falle 
zu erweijen, mögen beide Schiffe, oder das eine oder das andere fich auf der Fahrt 
oder — wenn fie bejeftigt waren, fich aber loägeriffen haben — im Treiben be 
finden, oder vor Anker oder am Lande befejtigt liegen. Cine Präfumtion für die 
Schuld des in Fahrt befindlichen Schiffs, wie fie andere Rechte (3. B. das Ruſſiſche) 
aufitellen, fennt das Deutiche HGB. nicht. Für den Schaden, welcher durch den 
vom Lootjen, der das Schiff führte, verjchuldeten Zufammenjtoß herbeigeführt ift, hat 
der Rheder nicht einzuftehen, vorausgeſetzt, daß der Lootſe ein Zwangslootſe war, 
und die Schiffsbefagung die ihr obliegenden Pflichten erfüllt Hat. War der Xootie 
dagegen fein Zwangslootje, jo haftet der Rheder für die Folgen des unter dem 
Kommando jeines Schiffers erfolgten Zujammenftoßes, wenn dabei ein Verjehen von 
deflen Seite vorgefommen. Abgejehen nämlich von dem Fall der rechtlichen Noth- 
wendigfeit, einen Lootſen zu nehmen, bleibt der Schiffer der verantwortliche Führer 
des Schiffe. Ein volljtändiges Abgeben des Kommandos an einen anderen involvirt 
aljo jtet3 eine culpa.. Wenn das Geſetz den Rheder jedes Schiffs den demſelben 
zugefügten Schaden tragen läßt, falle der Zuſammenſtoß durch beiderjeitiges Ver: 
ſchulden herbeigeführt ift, jo hindert dies bei Beichädigung der Ladung deren Eigen: 
thümer nicht, Entichädigung von den Rhedern, auch dem des Schiffe, auf welchem 
fich die Ladung befand, zu fordern. Dagegen haftet der Rheder auch den Ladung: 
eigenthümern nicht, wenn die den Schaden herbeiführende KHollifion durch einen 
Zwangslootjen verjchuldet iſt. Eine Haftpflicht der Ladungseigenthümer findet in 
feinem Falle jtatt. 

Gigb. u. Lit.: Deutſches HGB. Art. 736—74. — — Code de comm. art 
407. — Belg. Code de comm. L. II. Geſetz vom 21. ng. 1879) art. 2283—231. — 
Maclachlan, On the law of merchant shipping (2. ed. Lond. 1876), p. 385 ss. — 
Höchster et Sacré, Droit maritime (Paris 1876), I. p. 184 s.; I. p. 74 s.-— 
Goujet et Merger, Dietionnaire de droit commercial (3. ed. von Ruben de Couder), 
I. p. 8 ss. — Lampredt in en Dr. für das gel. HR. XXL ©. 
bis 99. — Lewis, Deutiches Seerecht, II. ©. 82 fi. Lewis. 


Schiffsmannſchaft (Th. J. ©. 544) iſt das zur Bedienung eines Kauffahrte- 
ichiffs beftimmte Perjonal. Die Rechtöverhältniffe derjelben haben nach allen Kid: 
tungen Hin in Deutichland eine reichsgeſetzliche Regelung erfahren in der Seemann 
ordnung vom 27. Dezember 1872. Wennichon das Geje von der ©. nicht nur 
den Kapitän ausjchließt, jondern auh — auf Dampfichiffen — das gefammte 
Mafchinenperjonal, fo legt es doch nicht nur diefem, ſondern auch den ala Au 
wärtern oder in einer anderen GEigenjchaft auf dem Schiffe angejtellten Perſonen 
diejelben Rechte und Pflichten bei, wie der S. Eine feerechtliche Bezeichnung, melde 
den Schiffer, die Mannſchaft und die ſonſt noch auf dem Schiffe angejtellten Perjonen 
umfaßt, iſt Schiffsbeſatzung (Deutiches HGB. Art. 445). 

Die ©. zerfällt in die Offiziere und die gewöhnlichen Seeleute. Als Offizier 
find nur die zu bezeichnen, die ein Kommando auf dem Schiffe führen. Das find 
die Steuerleute und der Bootömann, unter der Vorausfeßung, daß er Steuermann: 
dienste verfieht. Auf Dampfichiffen rechnet man auch den Ingenieur und die Ma: 
ichiniften dahin. Die gewöhnlichen Schiffeleute zerfallen, je nach den bejonderen 
Funktionen, die ihnen auf dem Schiffe zugewieſen find, rejp. dem ihnen zukommenden 
Range und der ihnen gebührenden Heuer, in verjchiedene Kategorien. Man unter 
jcheidet Bootsmann, Zimmermann, Koch, Segelmacher, Bollmatrofen, Leichtmatrofen, 
Schiffsjungen. 

Für den Eintritt in den Schiffsdienſt wird im Deutſchen Reichsgebiet gefordert, 
daß der betreffende mit einem Seefahrtsbuch verſehen iſt, welches ihm von einem 
Seemannsamte ausgefertigt wird. Iſt derjelbe ein Deutjcher, jo wird hierzu voraus 
gejeßt, daß er das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat, fich über jeine Meilitärver- 
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hältniſſe auszuweiſen vermag und, wenn er noch unter väterlicher Gewalt ſteht oder 
minderjährig ift, die Gimwilligung des Vaters oder Vormundes beibringt. Das 
Dienjtverhältnig des Schiffämannes wird begründet und geregelt durch den Heuer— 
vertrag (j. diefen Art.); doch enthalten auch die Gejehe darüber eingehende Be- 
ftimmungen. Der Schiffer erjcheint aber nicht nur ala Dienftherr des Schiffamanns, 
jondern es jteht ihm auch eine Disziplinargewalt über diefen zu, welche fich jogar einer 
obrigfeitlichen Gewalt nähert. Derjelbe darf nach der Deutſchen Seemannsordnung 
alle zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zur Sicherung der Regelmäßigkeit des 
Dienjtes erforderlichen Maßregeln ergreifen; Hierbei auch namentlich herkömmliche 
Grichwerungen des Dienftes und mäßige Schmälerung der Koft (letztere bis auf die 
Dauer von drei Tagen) eintreten laffen. Dagegen iſt demjelben die Verhängung 
von Gelditrafen, körperlicher Züchtigung und Einfperrung der Regel nach unterjagt. 
Allein um Widerfeglichkeit und Ungehorfam zu brechen, fann er alle erforderlichen 
Mapregeln ergreifen umd ſelbſt zur Feſſelung der Wideripenftigen darf er jchreiten, 
wenn dies durch die Sicherheit des Schiffs und der darauf befindlichen Perſonen 
und Waaren gefordert wird. Die Schiffäleute haben bei Vermeidung von Kriminal- 
jtrafen dem Schiffer hierbei auf Erfordern Beiftand zu leiften. Verlegung der 
Dienftpflichten und Widerjeglichkeit haben für die Schiffsleute auch Kriminalitrafen 
zur Folge. Im Intereffe der Aufrechterhaltung der Disziplin und mit Rückſicht 
auf die Intereſſen der Rheder und Ladungsbetheiligten verbietet das Geſetz (ab- 
gejehen von einem Falle) dem Schiffsmann, den Kapitän vor einem fremden Gericht 
zu belangen. Doch geitattet e8 demjelben in dringenden Fällen die vorläufige Ent- 
jcheidung des Seemannsamtes nachzufuchen, welche auch für den Schiffer einftweilen 
bindend ift. Auch ift zur Verhütung von Mißbrauch der Disziplinargewalt die 
Gintragung aller jeitens des Schifferd angeordneten Maßregeln in dad Journal 
vorgefchrieben, und dem Schiffer, der fich eines folchen Mißbrauchs jchuldig macht, 
find Kriminalſtrafen angedroht. Wegen Seeuntüchtigkeit de8 Schiff oder Un— 
zulänglichkeit des Proviants können ein Offizier oder wenigſtens drei Schiffsleute 
Beichiverde bei einem Seemannsamt erheben. Diejes hat aladann eine Unterfuchung 
der gedachten Thatjachen zu veranlafjen, deren Ergebniß in das Journal einzutragen 
und, falls die Beichwerden begründet find, für geeignete Abhülfe Sorge zu tragen. 
Dagegen find grundloje Beichwerden, wenn fie wider beſſeres Wiſſen oder Leicht- 
a = Weiſe erhoben werden, mit Strafe bedroht. 

Gigb. u. Lit.: Deutſche Seemanndordnung vom 27. Der. 1872. — Lewis, Deutiches 
Geerchte Il. ©. 134—179. — zn: ‚ Gandlezifon für Rheber, Verficherer u. a 
fapitäne (2. Aufl. Bremen 1863), S gen Code de comm. art. 250-272. 
®elg. Code de comm. L. Il. @eih vom 21. uguft 1879), art. 47—65. — Engl. Mer- 
chant shipping act von 1854 (17. 18. Victoria c. 104), sect. 141 ss.; von 1862 "155. 26. 
Victoria c. 63), sect. 13 ss.; von 1867 (30. 31. Victoria c. 124), sect. 7 ss.,; von 1871 
(34. 35. Victoria c. 110), sect. 7; von 1873 (36. 37. Victoria c. 85), sect. 7 ss. — 
Maclachlan, On the law of merchant shipping (2. ed. — 1876) 200 — 259. — 
Oliver’s shipping law manual (6. ed. .. 1. 18 Jam p. ss. — Öres Laurin, 
Cours de droit maritime, I. (Paris 1876), p. 456 Remis. 


Schiffspapiere (papiers de bord, lettres de mer), Urkunden, die zum Aus— 
weis über Nationalität oder Eigenthum eines Schiffes, über deſſen Mannſchaft, La— 
dung oder Reife dienen. Die Gejeßgebungen der Küſtenſtaaten jchreiben vor, welche 
Urkunden zu diefem Zweck am Bord eines Schiffes geführt werden müſſen. Zahl 
und Art der in den einzelnen Ländern erforderten Papiere ftimmen feineswegs mit 
einander überein. Dieje Nichtübereinftimmung ift ein großer Uebelitand, da es in 
Folge derjelben zweifelhaft bleibt, ob eine nach den Gefehen des Inlandes aus- 
reichende Legitimation auch von den Gerichten und Behörden des Auslandes ala ge— 
nügend angejehen werden wird. Namentlich im Falle eines Seelrieges kann eine 
derartige Ungewißheit gefahrbringend werden, wenn es fich darum Handelt, auf 
Grund der ©. die Neutralität von Schiff oder Ladung nachzuweiſen. Es wäre 
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deshalb wünjchenswerth, daß ein Kongreß der jeeiahrenden Staaten gemeinjame 
Grundfäße in diefer Hinficht nach Art der Parifer Deklaration aufftellen möchte; 
ob und wann es dazu kommen wird, iſt allerdings bei der gegenwärtigen Lage der 
internationalen Beziehungen nur problematiih. Bis zu einer ſolchen Einigung wird 
davon auszugehen fein, daß die frage, welche Papiere zum Erweiſe der Nationalität 
eines Schiffes erforderlich find, nach den Gejeßen des Landes zu enticheiden ift, dem 
das Schiff angehört (Preuß. Prifen-Regl. vom 20. Juni 1864 $ 6). 

Im Allgemeinen ift hervorzuheben: dem Schiffer liegt die Sorge dafür ob, 
daß fich die erforderlichen S. an Bord befinden, er joll die Reife nicht antreten, 
bevor er mit denjelben verjehen ift. Der Befrachter iſt verpflichtet, dem Schiffer 
diejenigen Papiere auszubändigen, die zur Verichiffung der Ladung gehören, und 
zwar binnen der Friſt, innerhalb deren nach dem Frachtvertrage die Einlieferung der 
Ladung jelbit zu geichehen hat. Schiffe, die feine Papiere führen, eben folche, bei 
denen doppelte oder faljche Papiere gefunden werden, find von vornherein ver 
dächtig. Die Wirkung tritt wiederum vorzugsweiſe im Fall eines Seefrieges hervor. 
Werden ſolche Schiffe aufgebracht, jo gelten fie, wenn fie nicht im Stande find, den 
auf ihnen laftenden Verdacht zu twiderlegen, ala qute Prife. Auch die Berantwort- 
lichkeit für den hieraus dem Rheder und den Ladungsinterefjenten erwachjenden Ber: 
mögenönachtheil trifft zunächit den Schiffer. 

Im Ginzelnen laffen fich die hauptjächlichiten S. wie folgt Haffifiziren: 
a) Urkunden, betreffend Eigenthum und Nationalität des Schiffes. Im Geltung: 
gebiet des HGB. dient hierzu das Schiffscertififat, eine Beicheinigung über die Ein- 
tragung des Schiffes in das Schifföregifter, welche von der Regijterbehörde aus— 
gefertigt und durch die fowol das Eigenthum am Schiff wie das Recht deffelben zur 
Führung der Reichäflagge dargethan wird. Nur Schiffe von nicht mehr ala 50 
Kubikmeter Brutto-Raumgehalt fünnen, auch ohne ein Schiffäcertifitat zu befiten, zur 
Führung der Reichaflagge befugt jein. Die Einrichtung des Schiffäregifters und der 
Schiffscertifilate iſt vornehmlich Englifchem Mufter nachgebildet; früher galt in 
Deutichland ala Hauptjächlichites Dokument über die in Rede jtehenden Berhältwifie 
der Beil- oder Bielbrief; nach dem Code de comm. und den auf der Grundlage 
deilelben beruhenden Handelögejeßbüchern werden bejondere Urkunden in Betreff des 
Eigentums und in Betreff der Nationalität erfordert (acte de propriete und acte 
de fraueisation). b) Urkunden, betreffend das Berhalten gegenüber den Polizei» und 
jonjtigen Hafenbehörden. Dahin gehören der Seepaß, Quittungen über Bezahlung 
von Zöllen und Hafenabgaben und der Meßbrief.. Lebterer ift ein Zeugniß über 
Größe und Tragfähigkeit des Schiffes. Auf Grund einer bereits in der Norddent- 
ichen Bundesverfaffung enthaltenen, demnächſt auch in die Reichöverfafjung über- 
gegangenen Beitimmung find für das Deutiche Reich durch den Bundesrath all- 
gemeine Anordnungen über die Vermeffung der Seefchiffe und die Ausſtellung von 
Meßbriefen getroffen worden. Seit diefer Zeit werden die Deutjchen Meßbriefe auch 
im Auslande allgemein anerfannt. c) Urkunden, betreffend die Equipage. Die vor: 
züglichite derjelben ift die Mufterrolle, ein von der Mufterungsbehörde urkundlich 
ausgefertigtes WVerzeichnif, welches Namen und Nationalität des Schiffes, ferner 
Namen und Wohnort (Heimath) des Schiffers, jowie jeder einzelnen Perſon der 
Schiffsbeſatzung angiebt. Der Eintragung in die Mufterrolle muß die Anmufterung 
voraufgehen, d. i. die perjönliche Vorſtellung des Schiffsvolkes und eine Berlaut- 
barung der von demjelben mit dem Schiffer abgeichlofjenen Heuerverträge vor der 
Mufterbehörde. Hierbei müfjen die Schiffsoffiziere durch Qualifitationgzeugnifie, die 
Matrojen durch die den Gefindebüchern analogen Seefahrtäbücher darthun, daß ihrer 
Verheuerung feine Hinderniffe entgegenftehen. Auf Grumd des bei der Anmufterung 
aufgenommenen Protofolla wird der Inhalt der Seuerverträge mit in die Mujter- 
rolle aufgenommen. Lebtere vertritt in Preußen zugleich die Stelle eines Seepaſſes. 
d) Urkunden, die Ladung betreffend: Gertepartien, Konnoflemente; das vom Schiffer 


Sciffspart. 577 


zu führende Ladebuch oder Ladungsmanifeit, welches eine tabellarifche Meberficht über 
die einzelnen, auf dag Schiff abgeladenen Güter enthält. Unter Umjtänden können 
auch Zollquittungen, Urjprungszeugniffe über die verichifften Waaren und andere 
Attefte erforderlich werden. e) Urkunden Hinfichtlich der Reife. Obligatoriſch ift 
bier nach dem HGB. das Schiffsjournal, über deffen Inhalt und Beweiskraft Art. 
486—489 zu vergleichen ijt. 

Die genannten ©. find, wie jchon hervorgehoben worden, nur die Hauptjäch- 
lichſten, eine erjchöpfende Aufzählung der Urkunden, die möglicherweijfe unter diefen 
Begriff fallen, wird fich faum geben lafjen. 

6j —9* u. Sit.: Außer dem HGB. Art. 432 ff. bei.: Nordd. Bundesgeſ. v. 25. Ott. 1867, 
betr. die Nationalität der — a und ihre Befugnik zur en ber se Bunbeiflag. — 


Sci betr. die Regiftrirung und Bezeichnung der Kauffahrteifchiffe vom Juni 1 

Schiffsvermeſſungsordnun ng 5. Juli 1872 nebfl Ergänzung vom 24. Dit. 1875. — See: 

—— vom 27. Dezbr. —— — v. Kaltenborn, Seerecht, J. S. 90 ff. und die 
Angef. — Lewis, Seerecht, J. S. 10, 14. Behrend. 


Schiffspart (Th. I. S. 544) nennt man den quoten Theil eines Kauffahrtei— 
ichiffes, das einer Rhederei gehört. Wenn nämlich ein ſolches Verhältniß vor- 
liegt, jo wird das Schiff in eine Anzahl ideeller Theile zerlegt, welche die Mitglieder 
der Rhederei, die Mitrheder, haben. Die Zahl der Parten ift nach dem Belieben 
der Mitrheder eine größere oder Fleinere, ohne daß die Größe des Schiffs Hierauf 
einen Einfluß Hat. Die ©. find nicht nothwendiger Weife gleich groß. Sie find 
theilbar. Auch können einem Mitrheder mehrere Parten gehören. Die ©. haben, 
ganz wie die Aktien einen zwiefachen Charakter. Sie begründen einerjeits die Mit- 
gliedjchaft in der Nhederei, andererjeits find fie veräußerliche und vererbliche Ver— 
mögensobjekte. Nach der Größe der ©. richtet fich, wenn nicht durch den Rhederei— 
vertrag etwas Anderes beliebt ift, einzig und allein dad Stimmrecht der Mitrheder 
in den Rhedereiangelegenheiten, jo daß auch die Willenserklärung eines einzigen 
Mitrhederg, dem mehr ala die Hälfte des Schiffs gehört, die Bedeutung eines 
Majoritätsbeichluffes Hat. Die Größe der ©. iſt maßgebend für die Vertheilung 
von Gewinn und DVerluft, wie für die Verpflichtung der Mitrheder, zu den Ausgaben 
der Rhederei beizutragen, und für den Umfang der Haftung derjelben dritten Per— 
jonen gegenüber da, wo deren perjönliche Haftung begründet if. Die ©. kann — 
wenn nicht der Mhedereivertrag etwas anderes verordnet — jederzeit von ihrem 
Gigenthümer beliebig ganz oder zum Theil veräußert werden. Den übrigen Mit» 
rhedern jteht gejeglich fein Vorfaufsrecht daran zu. Auch ihre Einwilligung ift 
nicht erforderlich, mit Ausnahme des Falles, wo dad Schiff in Folge der Ver— 
äußerung das Recht, die Reichaflagge zu führen, verlieren würde. Die jtattgehabte 
Veräußerung muß indeß vom Weräußerer und Erwerber den übrigen Mitrhedern 
oder dem Korrefpondentrheder angezeigt werden. So lange dies nicht gefchehen, 
wird der Veräußerer in jeinem Verhältniß zu den Mitrhedern als Mitrheder an- 
gejehen und bleibt ala jolcher- jenen wegen aller vorher begründeten Berbindlichkeiten 
verhaftet. Auf der anderen Seite ift der Erwerber in feinem Berhältniß zu den 
Mitrhedern jchon vom Zeitpunkt der Erwerbung an als Mitrheder verpflichtet, wie 
er nicht nur die Beitimmungen des Nhedereivertrages, jondern auch die Rhederei— 
beichlüffe und die eingegangenen Gefchäfte gegen fich gelten laſſen; fich auch gefallen 
laffen muß, daß die übrigen Mitrheder bei dem fich für ihn jpäter herausjtellenden 
Gewinnantheil wegen ihrer Anfprüche gegen den Veräußerer Abzüge machen. Ebenfo 
haften für die in der Zeit zwifchen der Veräußerung und der Anzeige entjtandenen 
perjönlichen Verbindlichkeiten zu dem der ©. entjprechenden Theile ſowol der Ver— 
äußerer ala der Erwerber. Die bereits begründeten perfönlichen Verpflichtungen des 
Mitrhederd gegen Dritte werden durch die Veräußerung ebenjowenig, wie bei Ber: 
äußerung des ganzen Schiffs berührt. Das Verhältniß des Veräußerers zum Er— 
werber mit Rücdficht auf Gewinn oder Verluſt der Reife, während welcher das Schiff 

v. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexikon II. 3. Aufl. 37 


580 Schlägerei — Schlözer. 


gegenwärtigen Faffung find fichere Handhaben gegeben, diejen doppelten Zwed voll: 
jtändig zu erreichen. 

Bezüglich der baulichen Einrichtung eines ©. verdient Grwähnung, daß zu 
einer vollftommenen Einrichtung folgende befondere Abtheilungen erforderlich find: 
1) Biehftälle zur Aufnahme des zu fchlachtenden Viehes, 2) das eigentliche ©. mit 
befonderen Abtheilungen zum Schlachten von Groß» und Kleinvieh und zum 
Schlachten von Schweinen, 3) ein Lofal zur Bereitung der Eingeweide und Abrälle, 
4) ein folches zum Talgausfchmelzen. Hierzu kommen noch Er für An 
getellte, Brunnen, Waflerleitungen, Eiskeller, Dampfmaſchinen u. j. w. 

Sit.: Brandes, Meber Schlachthäuſer mit "beionderer Rüdfiht auf die Verhältnifie in 
der tönigl. Refidenzftabt annover, 1865; Derjelbe, Die Nothwendigleit eines Schlacht⸗ 
haufes für Hannover, 1874. — C. Ch. v. "Bülow, —* entliche Schlachthäuſer, ihre Roth: 
tie Organifation und Rentabilität für alle n und mittleren Städte, 1870. — 

üller, Die Bedeutung eined öffentlichen Sch achth aufed für Bert e 1873. — 
—— Ueber Anlage und a von a rg in Wochenichrift für T bieten 
und Viehzucht, 1875 Nr. at fi) dad Gele vom 18. Mä 
betreffend bie Einrichtung enter LI vr in der Deutichen B. J.ẽ . 8* 
irre Geſund —3 erlach Fleiſchloſt bes Menjchen, 1875, 
©. 134. — Gobbin, Ueber öffentliche erg und bie — des — Salat 
zwan nn in ber B.I.Cchr. x Öffentl. Gejumbbeitäpflege, 1876 VIIL — Ulrid, U 
öffentliche Schladhthäufer, in der Breäl, ärztl. Zeitichrift, 1879 . 189. J. —— 

Schlägerei, ſ. Raufhandel. 

Schletter, Hermann Theodor, & 23. IV. 1816 in Dresden, habilititte 
fih 1839 in Leipzig, wurde 1848 auferordentl. Profeffor, 1854 aufßerordentl. Bei— 
figer des App.-Gerichte, 1865 ordentl. Honorarprofeſſor, T 19. VIIL. 1873. 

ortieker von Hitzi 18, 8 Annalen, Kg eber d. Jahrb. d. Deutichen R - ſchaft 
und — gt ie Erl. 1855 ff., Red. d. ageblatts 1846—1852, ber Deut nat» 
Nerift (mit Lang) 1848—1854, bes Sidi: dochenblattes jeit 1861. 

Schriften: range der wichtigſten Sächſ. Geſetze allgemeinen Inhalts, Zeipz. 1837. — 
Handbuch der juriftilchen und ſtaatswi er ftl. Literatur, Grimma 1840—1843. — Beitt. 
zur Deutichen, insbeſ. Sächſ. — 1869. — - Ju Sachen der Mainzer Abvolaten: 
verjammlung gegen — * v übler, 1844. —— der ng Preßgeieh: 
ebung, Xeipz. — Der it der 6 StrafPrz., 184 t 

traf —* 1853. — Zur Textkritik ber er (und —— de 1854. — Lehrb. 
des Eid. Strafprozekrechtä, 1856, 2 1862. — Stonftit. Kurf. Aug. von Sachſen vom 
gabe mh — 1857. — Allgem. vanlkus ber fyreimaurerei, 1861— "Tas, — Maureriide 

bensanfichten, 1 

git.: Uniere Seit 1874, 5. Heft ©. 358, 359. Teichmann. 


Schliemann, Adolf Karl Wilhelm, ð 21. VI. 1817 zu Mölln (Lauen- 
burg), wurde 1848 Dozent und Advofat in Roftod, 1855 Rath in der Juftizkanzlei 


Schwerin, 1870 get am Bundes-Oberhandelägericht, 7 19. I. 1872. 
a Die ——e— 1260 und ber Ebionitiämus, Roft. 1843. — Die Haftung bei 


— Ueber ben wurf einer 


Gedenten, Roft. 1 — Krit. Bemerkungen zum GEntwurfe eines HOB. 
Schwerin 1858. — — F Roſt. — — —2— f. d. gel. 9 HR. XVI. Il. 
V. (1872) ©. 444, 445. — Pierer’3 — III. (1873) 


Lit.: Entſch. des ROHG. 
. 476. 


Zeihmann. 


Schlözer, Auguſt Ludwig von, & 5. VII. 1735 zu Jagſtadt im Hohen: 
lohe⸗Kirchbergſchen, beſuchte Wittenberg, "Göttingen, ‚war Hauslehrer in Stodholm 
und Upfala, nahm eine Stellung bei dem Ruſſiſchen Reichshiftoriographen Müller 
ein, wurde 1762 Adjunkt der Akademie in Peterdburg und Lehrer an der Raſu— 
mowefi’schen Anftalt, 1769 Profeſſor der Politik in Göttingen, 1802 geadelt, 7 9. 
IX. 1809 ala Geh. Hofrath. 

Schriften: Allgem. Staatsrecht und ———— — 1798, 1804 (Staat 
geioichte nach ihren Haupttheilen. — — politices, Gott. 1 iftor. Unterfud. 
Über ug ‚Nreichögeunbgeiehe, Gotha 1777. — Staatdanzeigen, Got. 7 — 1793. — Bor: 
— er Univerſalhiſtorie, Gött. 1772, 3. Aufl. 1786. — Briefwechſel, Gött. 1775—1782. 

Lit.: Schlözer's Öffentl. und Privalleben, von ihm ſelbſt geichrieben, Gött. 1802 (von 
feinem Sohn [Berfafler der Anfangdgründe der aaa 3 a ru . und —— es 
1804—1806] Leipz. 1828). — Pütter, £itt., II. 38. Mohl, 1. 75, 148; II. 489 
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Bluntichli, — —— 241—246. — Roſcher, Geſchichte der Nationalölonomit, 

1874 ©. 582-589. — Bod, —3 — Hann. 1844. — Zermelo, Schlözer ein Publi ift 
im alten — Berl. 1875. fendond, Die Begründung ber neueren Deutichen 
Geihichtfchreibung durch Gatterer und Schlözer, Leipz. 1876. Zeihmann, 


Schlußnote, j. Note. ‘ 


Schlußtermin im Konkurſe it nach der Deutſchen KO. ein zur Abnahme 
der Schlußrechnung des Verwalter, zur Beichlußfafjung über nicht verwerthbare 
Maffegegenjtände und zur Erhebung von Einwendungen gegen das Schlußverzeichniß, 
aljo ein zur Regulirung der Schlußvertheilung vom Konkursgericht angejegter und 
öffentlich bekannt gemachter Termin. Seine Anberaumung kann gelegentlich der 
Genehmigung der Schlußvertheilung erfolgen und muß jo geichehen, daß bis zu 
jenem Eintritt mindejtens drei Wochen Frift laufen und wiederum ein Monat nicht 
überfchritten wird. Was ferner erjtlich die Schlußrechnung anlangt, welche mit 
ihren Belegen und den etwaigen Anmerkungen des Gläubigerausfchuffes drei Tage 
vorher in der Gerichtäfchreiberei zur Einficht auszulegen ift, jo können außer einem 
etwaigen neuen Verwalter der Gemeinfchuldner und jeder Gläubiger Einwendungen 
gegen fie erheben, aber bei DVermeidung der Entlaftung des PVerwalters nur im ©. 
Können die Einwendungen im ©. nicht durch Vereinbarung, Aufklärung ꝛc. erledigt 
werden, jo find fie im gewöhnlichen Prozeßwege entweder im allgemeinen Gerichts- 
jtande des Verwalters oder in dem der geführten Verwaltung auszutragen. Die 
Beichlußfaffung zweitens über unverwerthbare Gegenstände jteht Lediglich den Gläu- 
bigern zu; ergiebt fich dabei ein Verwerthungsmodus nicht, jo find fie der Ber- 
fügung des Schuldner wieder anheimzugeben. Einwendungen endlich gegen das 
Schlußverzeihniß find im S. anzubringen, ohne daß fie hier entjchieden werden 
müßten. Im ©., mit welchem auch etwaige, dem Verwalter bis dahin nicht an= 
gezeigte Maſſeanſprüche präfludirt find, kann, wenn die Verhandlungen nicht Hin- 
derniffe ergeben, möglicherweije die ſofortige Auszahlung der Reftmaffe eintreten, das 
Gericht auch die Aufhebung des Konkurjes beichließen. — Die Oeſterr. KD. kennt 
den ©. nicht. Die Einwendungen gegen den Entwurf der Schlußvertheilung find wie 
bei den Abjchlagsvertheilungen innerhalb Friſt anzubringen und nicht in einem Ter— 
mine; und wenn die Beichlußfaffung über unverwerthbare Gegenftände und die Ab» 
nahme der Schlußrechnung fich auch zu einem ©. kombiniren ließen, jo jteht die 
legtere doch nur dem Gläubigerausichuß und dem neuen Berwalter zu, denen die 
zum Zermine freilich durch Anfchlag am Gerichtshaufe geladenen Gläubiger nur 
Material zu Einwendungen liefern können, jo daß die Verhältniſſe auch hierin nicht 
übereinjtimmen. 

Quellen: Deutihe KO. 88 78, 150, 151, 159; Motive S. 380. — Defterreid. 
RO. 88 146, 149 ff., 177 ff., 187 ff. 


Lit.: Fuchs, Deuticer Konk. F „820. — — zur Deutſchen KO. LI. von 
v. Wilmowsati, v. Sarwey, dv. Bölderndborff u. A K. Wieding. 


Schlußvertheilung im Konkurſe (v. — Th. I. Suppl. S. 90) iſt 
nach der Deutſchen KO. die nach voraufgegangener Abſchlagsvertheilung erfol⸗ 
gende Vertheilung der Reſtmaſſe des Schuldnervermögens. Iſt dieſelbe durch nach— 
träglich feſtgeſtellte Konkursforderungen oder nachträglich dem Verwalter angezeigte 
Maſſeanſprüche erſchöpft, ſo iſt eine S., abgeſehen davon, daß für die Zahlung 
nachträglich feſtgeſtellter Kontursforderungen die Form einer &. benußt werden kann, 
an fich zwar gegenftandalos, joll jedoch mit Rückſicht auf die Möglichkeit von Nach— 
tragavertheilungen, für welche das Schlußverzeichniß gleichfalls die Grundlage tft, 
nicht wegjallen. — Die ©., die vom Konfursverwalter veranlaßt wird, bedarf nicht 
blos der Zuftimmung des Gläubigerausfchuffes, ſondern wegen der mit ihr ver- 
bundenen Aufhebung des Konkurjes und Präflufion der nicht angemeldeten bzw. ohne 
die erforderlichen Nachweije gebliebenen Forderungen und Ansprüche auch der Ge— 
nehmigung des Gerichts. Im Uebrigen joll fie eintreten, wenn die Verwerthung 
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der Maſſe beendigt ift; wo diefer Moment durch ſchwebende Prozeffe über Maſſe— 
gegenftände oder andere Hinderniffe hinausgefchoben ift, fann das Gericht nach Er- 
wägung der Verhältniffe und der fich gegenüberftehenden Interefien die Vornahme 
der S. anordnen oder ausſetzen. Ihre Ausführung erfordert Klarftellung der noch 
übrigen Theilungsmaffe, darum namentlich auch Abnahme der Schlußrechnung de 
Verwalter, welche im Schlußtermin erfolgt, und Klarſtellung der Beträge aller 
noch nicht befriedigten Konkursforderungen, weshalb der Verwalter nach gleichen 
Grundjäßen, wie bei den Abtragsvertheilungen, ein Verzeichniß derjelben anzufertigen 
und zur Ginficht der Betheiligten in der Gerichtöfchreiberei auszulegen hat. Gleich 
zeitig ift vom Verwalter die Summe der Forderungen und der Betrag der Reftmafle 
öffentlich befannt zu machen. Bon der Bekanntmachung an läuft auch bier eine 
Ausſchlußfriſt von zwei Wochen, innerhalb welcher nicht jeitgeftellte Forderungen durch 
die dem Verwalter zu führende Nachweifung der Erhebung der Feititellungsflage bzw. 
der Aufnahme des Prozeſſes, Forderungen Abjonderungsberechtigter durch Nachweis 
des Verzicht oder Ausfalls, juspenfiv bedingte Forderungen, für welche ein An 
ipruch gegen den Gemeinjchuldner auf Sicherheitsleiftung nicht beſtand, durch Nad- 
weis des Eintritts der Bedingung noch zur Berüdfichtigung gefördert werden können, 
mit deren Ablauf fie aber auch von der Konkursbefriedigung, und zwar in der Weile 
ausgeichloffen find, daß die bei den Abjchlagävertheilungen für fie einbehaltenen 
bzw. einbezahlten und mit Rückſicht auf mögliche Kompenſationsbefugniſſe für fie 
hinterlegten Beträge in die Theilungsmaffe zurüdiallen. In Folge der Nachwei- 
jungen bat der Verwalter das Verzeichniß binnen drei Tagen vom Ende der Auf 
ichlußfrift zu berichtigen und danach wiederum zur Einficht in der Gerichtäjchreiberei 
auäzulegen. Einwendungen gegen dafjelbe find im Schlußtermin, nicht binnen Frift, 
anzubringen und zu verhandeln; die Entjcheidung kann im Termine oder fpäter er 
folgen und ift von Amtswegen zuauftellen und, wenn die Berichtigung des Ber 
zeichniffes verfügt wird, in der Gerichtsfchreiberei zur Einſicht niederzulegen, von 
welcher Zuftellung bzw. Niederlegung die Friſt zur forortigen Beſchwerde beginnt. 
Nach eingetretener Rechtskraft der Enticheidungen verfügt das Gericht die Auszah— 
lung der Reitmaffe an die Gläubiger des Schlußverzeichnifjes, bei welcher die An 
theile, welche nicht erhoben werden, und die Antheile, welche auf wideriprochene und 
im Spezialprozeß befangene, ferner auf juspenfiv bedingte, aber mit Kautionsanſpruch 
verjehene, endlich auf refolutiv bedingte Forderungen, wegen welcher der Gläubiger 
die ihm obliegende Sicherheitäleiftung nicht bejchafft hat, entfallen, zurückbehalten 
und nach Anordnung des Gerichts hinterlegt werden. — Nah der Dejterr. KO. 
erfolgt die ©., für welche im MWefentlichen die Vorſchriften über die Abſchlage— 
vertheilungen gelten, fobald das bekannte Maſſevermögen volljtändig realifirt und 
über jämmtliche ftreitige Forderungen einfchließlich etwaiger Kautionaverhältnifie 
endgültig entjchieden ift. Doc foll die Unbeftimmtheit des Nüdfallens von 
Dedungsbeträgen für bedingte Forderungen und wiederkehrende Bezüge an die Mafle 
die ©. nicht aufjchieben, da die Gläubiger auf die aus ihnen fich ergebenden Divi- 
denden bedingt angewiejen werden fünnen. 


Quellen: Deutſche KO. $$ 149 fi.;,Mot. ©. 308, 380 ff. — Defterreich. KO. 88 187 fl. 


Lit.: Fuchs, Deuticher Kont.Prz, 8 29. — — zur Deutſchen KO. LI. von 
v. Völberndorff, dv. Sarwey, v v. Wilmomsti u. K. Wieding. 


Schlußvortrag, ſ. Sauptverhandlung (®d.II. ©. 288 ff.) u. Reſumé 


Schmalz, Theodor Anton Heinrich, & 17. II. 1760 zu Sannover, 
itudirte in Göttingen ſeit 1783 die Rechtswiſſ —*8 wurde 1787 zu Rinteln 
Prof., ging 1788 nach Königsberg, wurde 1798 Konſiſtorialrath, 1801 Kanzler, 
1803 Geh. Juftizrath und Direktor der Univ, Halle, jeit 1809 am Kammergeridt, 
1810 eriter Rektor der Univ. Berlin, T 20. V. 1831. 
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Schriften: Denfwürbigfeiten de Grafen Wilh. zu erg ea ann. 1783. — 
Berichtig. einer Stelle in der Venturiniſchen Chronit für 1808, Berl. 1815 (verbädhtigte 
den Zugendbund und gab mu zu einer heftigen Polemit), — Enchtlopädie de Gemeinen 
Rechts, Königsb. 1790. — Handbuch des Römiſchen Privatrechts, Königsb. 1798, 2. Aufl. 
1794. — Das Recht ber Natur, Königsb. 1795 (Die Wiſſenſchaft bed natürlichen Rechts, 
audgeg. von Jarde, Leipz. 1831). — Enchklop. der Gameralwifienichaften, Königsb. 1797, 
: Auf. 1819. — Staatäverfaffung Großbritannieng, Halle 1806. — Hanbb. db. fanon. Rechts, 
Berl. 1815, 3. Aufl. 1834. — Bad Europäiſche WVö ee Berl. 1817. — Lehrbuch bes 
Deutihen Privatrecht, Berl. 1818. — Staatäwirthichaftslehre in Briefen, Berl. 1817. — 
Anficht der ſtändiſchen Berfafiung in der Preuß. Monardie, (2) Berl. 1823. — Tas Deutſche 
Staatsrecht, Berl. 1825. — —— des Teutſchen Bundes, Berl. 1825. 
Lit.: Schmidt, Neuer Netrolog der Deutſchen, IX. S. 438—443, — Roſcher, Geſch. 
der Nationalökonomik, 1874, ©. 498. — Schulte, Geſchichte, II.b ©. 173—175. — Mohl, 
I. 47, 248, 264. Teihmann. 


Schmalzgrueber, Franz, & 1663 zu Grieabah, 1705 Prof. d. Kan. 
Rechts zu Dillingen, 1709 in Ingolftadt, 1716 wieder in Dillingen, 7 7. I. 
1735. Befannt durch fein Jus ecel. univ., Dillingen und Ingolſtadt 1717—1727; 
Ingolftadt 1728; Neap. 1738; Rom 1843—1845. — Consilia seu responsa juris, 
Ingolſtadt 1722; Dillingen 1740. 

Lit.: Schulte, Geſchichte, II. a ©. 160. Zeihmann. 


Schmauß, 305. Jat., ð 10. III. 1690 zu Landau im Elfaß; wurde, nachdem 
er in Halle einige Zeit gelehrt, 1721 vom Markgrafen von Baden-Durlach zum Hof- 
rath, 1728 zum Kammerrath emannt, ging 1734 nach Göttingen, 1743 nach Halle, 
1744 zurüd nach Göttingen, F 8. IV. 1757. 

Schriften: Reichahiftorie 1720, (5) 1751. — Corp. jur. publ. sacri Rom. imp. acad., 
Leipz. 1722, (6) 1774, von Hommel 1794. — Corp. jur. gentium acad., Lips. 1730—1732, — 
Einleitung zur reis in Leipz. 1741—1747. — Neues Syſtem des Rechtes der Natur, 
Gött. 1754. — Aladem. Reden, Lemgo 1766. 

git.: Schulze, Einl., S. 85. — Pütter, Litt., II. 3, 443. Zeihmann. 


Schmerzensgeld ift der einem Verletzten gebührende Erſatz für die von ihm 
in Folge einer Körperverlegung erlittenen phyſiſchen Schmerzen. 

I. Dem Röm. Recht war das ©. unbefannt (quia liberum corpus nullam 
reeipit aestimationem — 1. 7i. f.D. de his, qui effud. 9, 3), anerfannt war es 
dagegen jchon in dem älteren Deutihen Recht (vgl. die Nachweifungen bei 
Stobbe, Deutjches Privatrecht, Bd. III. $ 203, Anm. 26) und wurde in der 
Praris als der natürlichen Billigkeit und den Deutjchen Rechtsanfchauungen ent- 
iprechend ganz allgemein gewährt, jeit es in Art. 20 der CCC erwähnt war. Wie 
v. Wächter (Die Buße, ©. 81 ff.) ausführt, fing man jeit dem 17. Jahrhundert an 
„die Erſatzklage bei KHörperverlegungen nach ihrem bedeutendften Gegenitande, den 
erlittenen Schmerzen, ala Klage auf das ©. zu bezeichnen“. Dieje lage iſt dem— 
nach eine actio legis Aquiliae utilis, nicht eine actio iniuriarum ex lege Cornelia 
utilis, fie iſt eine Erſatz-, nicht eine Strafklage. Nach diejer übrigens noch in der 
neueren Literatur (vgl. 3. B. Bruns im Th. I. ©. 439) und in der neueren 
Yubdifatur (vgl. 3. B. das Urtheil des OApp.Ger. Lübel vom Jahre 1873 bei 
Seuffert, XXXI. 239) nicht unbeftrittenen juriftifchen Konftruftion beant- 
worten fich die beiden viel behandelten Kontroverjen über die Ausmeffung des ©. 
und über feine Zulaffung bei fulpofen Delikten dahin, dab die Bemeſſung fich zu 
richten hat nach Art und Größe der auögeftandenen Schmerzen, nicht nach dem 
Make des Verfchuldens des Verletzers, und daß auf ein ©. in allen Fällen der 
Körperverlegung, auch den nur auf Fahrläſſigkeit zurüdführbaren, erfannt werden 
fann. Die Vererblichkeit des S.anfpruches auf die Erben des Berlegten ift nad) 
beiden Anfichten ausgejchloffen, weil der in dem ©. gewährte Erfah immerhin eine 
Art von Genugthuung für den von dem Berlegten erduldeten Schmerz ift, welche 
von feinen Erben nicht beaniprucht werden fann (ſ. den Art. Schadenserjaß). 
Durch das Rechtsinftitut der Buße (Straf®B. $$ 188 u. 231) wird demnach das 
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©. keineswegs bejeitigt, wie das erwähnte Lübeder Urtheil behauptet, es wird nur 
durch die Zuerfennung einer Buße, die ja lediglich den Gharatter einer Entjhädigung 
hat (f. den Art. Buße), im einzelnen Falle die weitere Geltendmachung eine 
S.anfpruches ausgeſchloſſen (StrafGB. $ 231). Aus diejer Natur des ©. beftimmt 
fih auch die Haftung mehrerer Mitthäter; ein Erfah braucht nur einmal geleiftet 
zu werden, nicht — wie eine Strafe (Privatftrafe) — von jedem ganz, die Mit- 
thäter haften aljo nur in solidum, nicht jeder auf das Gange. 

II. Unter den Partikularrechten billigt dad Preuß. Allg. ER. (L 6 
$$ 112—114) ein ©. nur Perfonen vom Bauer- oder gemeinen Bürgerftande zu, 
denen förperliche Verlegungen aus Vorſatz oder grobem Verſehen zugefügt worden 
find. Der Betrag ſoll zwijchen der Hälfte und dem Doppelten der erforderlichen 
Kurkoften bemefjen werden. Dem vomehmen Mann wird ein höheres Ehrgefühl 
zugemuthet, jeine Schmerzen find unfchäßbar und kommen nur ala Strafzumeffungs- 
grund in Betracht. Da es fich nicht um ein Standesvorrecht Handelt, jondern um 
„einen thatjächlich beftehenden Unterjchied der Stände“ , jo find dieje Beftimmungen 
dur Art. 4 der Preuß. VBerfaffung nicht aufgehoben (Entich. des OTrib. in 
Striethorft’3 Archiv, Bd. XXXI. ©. 190); das Unpaffende derjelben wird 
indefjen allgemein anerkannt. 

Das Defterreihijche Allg. BGB. gewährt in $ 1325 dem Berlekten 
„ein den erhobenen Umftänden angemefjenes ©.“, deifen Höhe demnach lediglich dem 
richterlichen Ermeffen überlaffen if. Der Anſpruch darauf ift umvererblich (arg. 
$ 1317), fofern nicht die Klage von dem Verletzten bereit angejtellt oder vorbereitet 
it. In gleicher Weife verpflichten daa Sächſiſche BGB. und dad Zürder 
GB. (Bluntjchli) denjenigen, welcher durch feine Verſchuldung (aljo dolus und 
culpa) Jemand an defjen Körper verlegt, zur Bezahlung eines angemefjenen ©. an 
den Beichädigten. In Baden und Württemberg ift der Anfpruch auf ©. au 
drüdlich aufgehoben. Ebenfo ift er dem Code civil unbefannt. 

II. Bon Reichsgeſetzen wird das ©. außer in den erwähnten SS dei 
RStrafGB. indireft berührt durch das Geſetz, betr. die Verbindlichkeit zum Schadenz- 
erjah für die bei dem Betriebe von Eifenbahnen, Bergwerken ꝛc. herbeigeführten 
Tödtungen und Körperverlegungen, vom 7. Juni 1871 (R.G.BL., S. 207), welches 
in $ 3 für den Fall einer Körperverlegung nur den Erfah der Heilungskoften und 
des erlittenen Bermögensnachtheild gewährt, im $ 9 indeffen die weitergehenden 
Zandesgejege aufrecht erhält (vgl. Entſch. d. NReichäger. I. ©. 277), und durch das 
Geſetz über das Poſtweſen des Deutichen Reich vom 28. Oftober 1871 (R.G.BL, 
©. 347), welches in $ 11 im Falle der körperlichen Beichädigung eines Reifenden 
lediglich die erforderlichen Kur⸗ und Verpflegungskoften zufpricht. 

Für die Bemeſſung de ©. ift jet ganz allgemein der $ 260 der GPO. 
maßgebend („Schaden oder ein zu erjegendes Intereſſe“). 


Quellen: CCC art. 20. — Allgem. —9* F 8 ai — Defterr. Allg. 362. 
$ 1325. — Sächſ. BEB. 8 1489. — Bab, 8 2 f. — Württemb. Geſetz vom 
5. Sept. 1839 Art. 14. — Code civil art. 1982..1886. — a. die angeführten Reichsgeſetze. 


Lit: Glüd, Bd. X. ©. 388 ff. — Gensler im Archiv für bie civil. Prar. Bd. 1. 
©. 151 . — Sei , Unterfugun en über bie ee * Schmerzensgeldklage, 1860 und dazu 
v. Stingin nn al 8 Krit. B.I.Schr. Bb ff. — Die erg von 
Sinteni3, $ 125 und Windſcheid, Bb. IL ls (5. Aufl. ©. 715 u. 716. — 

v. Wächier, Die Babe bei ums — u. Korperverletzun en, 1874, ©. 72—87. — Stobbe, 
Deutjches Privatre t, ®b. I (S. 416—419). — euf ert’8 Ardhiv I. 220; IV. 
227; VII. 138; XI. 316; Ne. 31; XV. 131; XVII 42, 1388; XXIII. 31; XXV. 26 
XXVI 80: — 230, 232; XXXU. 289. — Förfter, Theorie und Praris des Pr 
Privatrechts, Bd. $ 151. — Dernburg, AT bes Preuß. Privatrechts, Bd. 
Keen — od, Be um Allgem. L 6 Ss 112— 114). — Unger, Spftem bei 
efterr. Privatrechts, Bd. II. N 114 Anm. 16 e. "365 65). gt 
eil. 
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Schmid, Johann Kaspar v., Freiherr auf Haslach xc., 5 1622 zu 
München, T 1693. Studirte zu Ingoljtadt, ward geheimer Kanzler in Bayern, 
ald welcher er der Bahnbrecher für die jpäter durch den nachfolgenden Kanzler 
v. Kreittmayr durchgeführte Gejehgebungsreform geworden ift. Auf ihn find 
auc die Bayerifchen Amortijationsgejege zurücdzuführen. Injoweit feine Kommentare 
den Civilprozeß betreffen, find dieſelben in der Bayer. Gerichtäpraris noch bis in 
die neueite Zeit in Anjehen gejtanden. 

Schriften: Systema Praetensionum Bavaricarım seu Jura Domus Bavaricae. — 
Kommentar über die erklärte Landesfreiheit (verloren gegangen). — Commentaria amplissima 
ad Jus Municipale Bavaricum in tres Tomos divisa. — Commentarii ad Processum Summa- 
rium = Edictalem, Pontificum et Pandectorum leges, feudorum usus, atque Joeorm cum con- 
suetudines. 

Lit.: Oberbayrifches Archiv Bd. I. ©. 379. Bezold. 

& ‚Karl Ernſt, & 24. X. 1774 zu Weimar, wurde 1804 Stadt- 
gerichtsrath, 1809 Prof. in Jena, dann 1811 in Hildburghaufen Wizepräfident, 
1813 Geheimrath, 1816 in Jena bei den Konferenzen zur Abfaſſung einer Gerichts— 
ordnung und Errichtung eine® Oberappellationsgericht zugezogen, lehrte dajelbit, 

28. VI. 1852. 

—— Ueber die Vertheilung der Kri reger N 1808. — Kit. Einleit. 
in d. gei. Recht des franz. Reich (in d. bür et), H 1808, 1809. — Deutichlands 
Wiedergeburt, Jena 1814. — Der Deutiche Be, eine I Best Jena 1815. — I % —* 
Bürgerrecht der Juden, 1816. — Beitr. zum TE ( exth. für Dr. — 

1818. — Ueber reßfrei it und ihre Grenzen, Jena 1818. — Quadruplik in Sa 

fünf Brüder Freih. dv. Eberäberg gegen Gra u. Yo — betr., Hersfeld, Mein. 1820. — 
Sehrbuch des Gem. Deutichen Staatsrechts, Sena 1 21 er Büchernaddrud, Jena 1823. — 
Ueber bie ————— — in Großbritannien und Hannover, Jena 1835. — on 
am erme 

a Günther, Lebensſtizzen, Jena 1858, © 83. — Si — Mohl, 

: 328. Teihmann. 
Schmid, Reinhold, 5 29. XI. 1800 zu Jena, trat in burſchenſchaftliche 
Verbindungen ein, was nach langwieriger Unterfuchung ihm eine mehrjährige, durch 
Begnadigung auf 1 Jahr bejchränkte Feitungaftrafe einbrachte, wurde 1832 außer: 
ordentl. Prof. in Jena, ging 1836 nach Bern, jpäter nach Jena zurüd, T 21. 
IV. — 

chriften: Geſetze der —— Leipz. 1832, neue Bearb. 1858. — Theorie und 
Tethobit des bürgerl. echt, —— 1848. — Die Herrichaft ber Geſetze nad) ihren räumlichen 
und — Grenzen, Jena 1863 
Günther, Lebenäftizzen, 1858, S. 94, 95. — Unſere Zeit 1873, er 
Zeihmann. 

Schmidt, Johann Ludwig, 5 22. IV. 1726 zu Quedlinburg, wurde 
1749 in Jena Advofat, 1766 ord. Def. 1771 Sofrath, 7 2. VIII. 1792. 

Bekannt durch fein Prattifches Lehrbuch v. gericht. Klagen und Einreden, 1774, 9. Aufl. 
9 — — — Abhandlungen verſchiedener praktiſcher Rechtsmaterien von 

aie 

Lit.: Me x Xu. 285—287. Teichmann. 

Schmidi· Phiſe ldec Juſtus v., 5 8. X. 1769 zu Wolfenbüttel, wurde 
1799 Konfiftorial-, Grenz⸗ und Lehnraih 1806 Hofrath und Geh. Sekretär im 
Miniſterium des Herzogs von Braunſchweig, nahm an dem Wiener Kongreß Theil, 
trat wegen arger Beleidigungen und Verfolgungen von Seiten des Herzogs Karl in 
bannöverijche Dienfte, wurde Chef des Juftizdepartements, 1832 Landdroft in Hildes- 
heim, tehrte nach Braunschweig zurüd, F 23. IX. 1851 zu Wolfenbüttel. 

Hriften: Beitr. zur Lehre von den Prozekkoften, Helmft. 1798. — Jurift. Miscel: 
laneen, Chem 1795. — Ueber den Eid, Helmft. 1798. — Anleitung für Anfänger in der 
Deutichen en ———— 1804. — Ueber meinen Austritt, Hann. 1827. 

Lit.: Brod Teihmann. 

Schmidt-Bhilelded, Konrad Friedrich v., Bruder des Vorigen, & 3. VII. 
1770 zu Braunfchweig, erhielt 1794 das Dänifche Indigenat, wurde Sekretär des 
Staatsminiſters Grafen v. Schimmelmann, 1821 Etatsrath, 1822 Mitdirektor der 
tönigl. Reichsbank, 1829 Konferenzrath, $ 15. XI. 1832. 
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Schriften: Berfuch einer Darftellung des Dänifhen Neutralitätsſyſtems Kopenh. 
1802—1804. — lleber dad jehige Verbältnih der jübdiichen Nation zu dem dhri iftt. Bürger 
vereine (1809), Kopenh. 1817. — Europa und Amerita, Kopenh. 1820 u. 1832. — Der Europ, 
Bund, Kopenh. 1821. — Proben polit. Redekunſt, Kopenh. 1824. — Ueber die neuerlichen 
Aufesgungen in den Herzogth. Schleswig und Holftein, Kopenh. 1830. 

git.: Brodhaus. TZeihmann. 

Schmier, Franz, & 8. XII. 1680 zu Grönenbach, wurde Profi. in Ealy 
burg 1713, 7 22. XI. 1728 als Rektor. 

—* Schriften verzeichnet Schulte, Geſchichte, II.a ©. 165. — Wurzbach, 


Sein Bruder Benedict, & 1682 zu Grönenbach, 1714 Prof. in Salzburg, 
T 28. VI 1744. 
Seine Schriften bei Schulte, Geichichte, IIL.a ©. 166. — Wurzbad, XXX. 325. 
Teichmann. 
Schmitthenner, Friedr. Jakob, & 17. III. 1796 zu Oberdreis im 
Fürſtenthum Wied, ſeit 1830 Prof. der Staatswiſſenſchaften in Gießen, 1832—1835 
in Darmftadt, wieder in Gießen, T 19. VI. 1850. Bedeutend als Schrüftiteller 
auch auf ſprachwiſſenſchaftl. Gebiete. 
Er ſchrieb: Grundrik ber Di unb er MWiflenichaften, Giehen 1830-1832. — 
Zwölf Bücher vom Staate, Giehen 1839, 1 
it.: Mohl, I. 62, 76, 187, 281. — —Btuntjali, Geichichte, 605— 610. een 
in Bluntiglt' 3 StaatsWört.B. IX. 4935 Zeihmann. 


Schnaubert, Andreas Joſeph, 5 30. XI. 1750 zu Bingen a. Rh, 
trat zur evang. Kirche über, wurde 1783 außerord. Prof. in Gießen , 1784 in 
Helmftädt, 1786 in Jena, 1809 Ordinarius, Geh. Juſtizrath, T 10. VII. 1825. 

Schriften: Erört. ber Lehre bon ben heilbaren und unbeilbaren Nichtigkeiten, Marb. 
1780, — Beitr. zum Dentichen Staat: und Kirchenrecht, Marb. 1781—1783. — Lehnredit, 
Braunſchw. 1784, 1786, 3. Aufl. 1799. — Ueber Kirche und Sirchengewalt, Jena (1789 
179. — Grundi. des irchenrechis der Proteſtanten und Katholiten in Deutſchland, Siena 
1794— 1806. — Auch ber Regent ift an die von ihm und jeinen rn gegebenen Geiche 
gebunden, Roft. 1795. — Lehrbuch des — taatsrechts, Jena 1 

Lit.: Neuer Nefrolog der Deutichen 1825 ©. 1491. — ee Sebenfgen 1858, 
©. 76, 77. — Schulte, Geidh., ILb ©. 164. Teihmann. 

Schnaubert, Jul. Friedr. Theod., & 6. VII. 1786 zu Helmftädt, wurde 
1812 aufßerord. Prof. in Jena, dann außerord. Beifiter des Schöppenjtuhle, 7 5. 
I. 1854. 

Schriften: Diss. ad legem Dig. de publiciana in rem act. select. observ., Jen. 
1810. — Das Familienverhältniß nach feiner Bedeutung für Dafein, Bildung und geiellic. 
Er ber Menichen, Jena 1816, 1817. — Lehrbuch ber Wiffenichaftslehre bes Rechts, Jena 
un — —— für die juriſtiſche Praris, a. 1853 

.. Günther, Lebensſtizzen, 1858, ©. 86. TZeihmann. 

a (Thl. I. ©. 501). Hiermit bezeichnet man das durch Schnee 
wetter in Waldungen umgebrochene Holz. Von juriftiichem Intereffe find die ©. 
nur dann, wenn einer anderen Perfon, als dem Eigenthümer des betr. Waldes, da? 
Recht zufteht, fich derartiges Holz anzueignen. Gin folches Recht wird gewöhnlich 
nur den Mitgliedern einer Gemeinde an den Gemeindewaldungen zuitehen. Das 
Recht der Gemeindeglieder hat entweder die Natur einer Ruftilalfervitut, iſt alſo 
mit dem Befi eines Grundftüds verbunden und fett jolchen voraus, oder es if 
dafjelbe durch einen Gemeindebejchluß den Gemeindegliedern eingeräumt worden. 
Ob im Ießteren Fall das eingeräumte Recht ein unwiderrufliches oder widerrufliches 
ift, hängt von dem Inhalt des Berleihungsbeichlufies ab. Denkbar ift das Hecht 
auf S. auch an den Waldungen einer Privatperjon, aladann aber natürlich allein 
in der Geitalt einer Prädialfervitut. Lewis. 


Schneidewin (Oenitomus), Johann, & 4. XII. 1519 zu Stollberg, im 
Haufe Luthers erzogen, 1548 Prof, in Wittenberg, 1550 zum Doktor promodirt; 
Konfulent und kurfürſtl. Rath, F 1568 zu Zerbit. 
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Sein Imftitutionentommentar heraudg. von Wejenbed, 1573, von Brederobe unb 
Gothofredus, 1596. 


git.: v. Stinging, Geſchichte ber Deutſchen Rechtswiſſenſchaft (1880), J. 309, 310 u. Bd. 
Te ihmann. 


Schnell, Samuel, & 1775 zu Burgdorf, jtudirte in Tübingen, wurde in 
der Helvetiichen Periode Senator und Präfident des Kriminalhofes in Bern, nach 
der Mediation Advokat, 1806 Prof. des Bernifchen Rechtes und vaterl. Gejchichte 
an der Akademie, in welcher Stellung er, als Gründer einer wifjenjchaftlichen Rechts— 
ihule im Kanton Bern und Redaktor der wichtigiten Geſetze (Givilprozeßordnung 
1821, Givilgejeßbuch 1825) bis zum Jahre 1842 verblieb, T im Januar 1849. 

Schriften: — des Berniſchen Civilrechts, Bern 1809 u. 1811; des Berniſchen 
Civilprozeſſes, Bern 181 CGB. der Stadt und Republit Bern mit Anım., Bern 1826 bis 


1834. — Geſetzbu Ai das erichtl. Verfahren in Civilrechtsſachen für Bern mit Anm., 
Bern 1822 und 1 — — ⸗ 


git.: en Gallerie berühmter u eizer ber Neuzeit, Baben 1871, Bd. II. 
N. 68. — Munzinger, Reltoratörede vom 15. Nov. 1865, Bern 1866, ©. 33 (Zeitichr. d. 
Bern. Juriftendereind II. 394, 895, 401—406). — d. Drelli, Rechtäfchulen und Rechts⸗ 
literatur, Zürich 1879, ©. 76, 93, 102. Zeihmann. 


Schöffen. Die Schöffen des Altdeutfchen Rechts waren Zeugen und Weifer 
des im Volke lebenden Rechtöbewußtjeing, aus der Gefammtzahl der Gerichtägenofjen 
bervorgezogen, um auf die Frage des Richters (d. h. des Trägers der Gerichtägewalt) 
dad Urtheil zu finden. Das hereindringende Juriftenrecht und das Selbjtändig- 
werden der im Altdeutichen Recht in eine reine Rechtäfrage umgejegten Thatfrage 
mußte die Schöffen aus ihrer Stellung verdrängen; fie wurden jeit der Garolina, 
Solennitätszeugen, Figuranten zur jcheinbaren Kompletirung der Gerichtsbant, Bei— 
figer bei Verkündung des von einem entfernten Jurijtenkollegium auf Grund der 
Alten geiprochenen Urtheild. Natürlich jank der Name immer mehr theils in Miß— 
achtung, theila in Vergeſſenheit. Die Verſuche, der Jury einen ſpezifiſch Deutichen 
Charakter dadurch beizumefien, daß man für fie den Namen Schöffengericht vindizirte 
(i. 3. B. Leue, Das Deutiche Schöffengericht, Leipzig 1847), blieben ohne praftifche 
Bedeutung. — Indeſſen hatten fich Hier und da (zumal in Württemberg) Spuren 
der ©. bei den Strafbehörden unterjter Ordnung, wo e3 fi) um die Handhabung 
der Ortöpolizei handelt, erhalten. Hieran fnüpften nach Einführung des mündlichen 
Strafverfahrens einzelne Deutjche Gejeße zu dem Zwede an, um auch bei Strai- 
fällen unterfter Ordnung nicht auf die Entjcheidung eines Einzelrichters fompromittiren 
zu müffen. Dies gejchah (durch Beiziehung von zwei Bürgern ala ©.) in Hannover, 
Kurhefjen, Oldenburg, Bremen, Baden und in der StrafPO. für die 1866 er- 
worbenen Provinzen Preußens. 

Inzwiſchen waren in dem Kampfe gegen die Weiterverbreitung der Jury Einzelne 
(mit dem größten Aufwand von Scharffinn und Beharrlichkeit v. Schwarze) auf den 
Gedanken gekommen, die erwähnte Einrichtung zu benüßen, um jo die auch von 
ihnen anerkannten VBortheile des Schwurgerichts mit Vermeidung der Nachtheile zu 
erlangen. Da die fomplizirte Fragenitellung nur dadurch nöthig gemacht werde, 
daß die Geſchworenenbank jelbitändig der NRichterbank zur Seite fteht, meinte man 
aller Noth ein Ende zu machen, indem man das Juriſten- und Laienelement zu 
einem Kollegium vereinte. Die Vertheidiger der Jury erhoben gegen diefen Vor— 
ſchlag ſcharfen Widerjpruch, indem fie nachzuweiſen fuchten, daß durch jolche Berufung 
ungleich ausgerüfteter Perfonen zu gemeinjchaftlicher Thätigkeit gerade die Schatten- 
jeiten des Juryſyſtems geſtärkt, die Vortheile faft ganz aufgehoben würden, während 
die Schwierigkeiten der Frageitellung gar wol durch Reform des Schwurgerichts= 
verfahrens ohne Alterirung der Grundform gehoben werden fünnen. 

In der That gelang es nicht, durch die Empfehlung des S.gerichts das Fort— 
ichreiten der Jury aufzuhalten. Doch fam eine andere Bewegung auf dem Gebiete des 
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StrafPrz. auch der Ausdehnung der Schöffengerichte in dem eben erörterten Sinne 
zu Statten: die immer deutlicher werdende Einficht, daß eine Berufung gegen das 
Grfenntniß über die Ihatfrage im mündlichen Verfahren nicht am Plaße jei. In 
diefem Sinne hat der Oeſterr. StrafPO.-Entw. von 1863 bei den Straffällen unteriter 
Drdnung dem Richter drei Schöffen an die Seite gejebt, jo daß bei Stimmengleich— 
beit Freiſprechung erfolgen, dagegen aber die Berufung ausgefchloffen jein jollte. 
Eine Weiterführung diejes (in Oefterreich wieder aufgegebenen) Gedankens ift es, 
daf die Württ. StrafPD. von 1868 nicht blos für die Verhandlungen der Ober: 
amtögerichte neben zwei Juriften drei Schöffen zu einen Kollegium vereint, ſondern 
die der Kompetenz der Franzöſiſchen Zuchtpolizeigerichte entiprechende Mittelklaffe 
der Straffälle (d. 5. die nicht vor das Schwurgericht gewiejenen Verbrechen und 
Vergehen) einem Kollegium zuweiit, welches (ala Straflammer des Kreisgerichtes 
aus drei rechtägelehrten Richtern und zwei ©., eventuell aus vier Richtern und 
drei ©. beiteht, und welches dem Angeflagten ungünftige Urtheile nur mit einer 
Mehrheit von mindeftens vier Stimmen gegen drei, eventuell von fünf Stimmen 
gegen zwei fällen kann, während zur Strafbemeffung einfache Stimmenmehrheit 
genügt. Dagegen ijt andererfeits gegen GEndurtheile auf dem ganzen Gebiet des 
Strafprozeſſes nur mehr die Nichtigkeitsbejchwerde eingeräumt. — Im Königreich 
Sachſen endlich wurde am 1. Oft. 1868 ein Gejeß erlaffen, welches die Straffälle 
unterfter Ordnung zwar den Gingelrichtern beläßt, jedoch die anderen nicht den 
(gleichzeitig eingeführten) Schwurgerichten zugewiejenen Strafjachen einem Kollegium 
überantwortet, das aus drei Richtern und vier ©. befteht, über die Schuldfrage mit 
einer Mehrheit von mindeftens fünf Stimmen inappellabel entjcheidet, während die 
Strafbemeffung von den drei Richtern allein mit Offenhaltung der Berufung vorgenommen 
wird. — Daß die Einrichtung ungemein komplizirt jei und die ganz willfürlich 
aufgeftellten VBerjchiedenheiten des Strafverfahrens noch fteigere, läßt fich nicht ver- 
fennen; der Löbliche Zweck, Abichaffung der Berufung unter Serbeiführung neuer 
Garantien des richterlichen Verfahrens, wäre beffer durch Aufftellung eines Kollegiums 
von vier Richtern oder noch beffer durch Ueberweifung der forreftionellen Fälle an 
eine kleine Jury (etwa von ſechs) erreicht worden. 

Eine neue, ganz unerwartete Wendung war dem Streit dadurch gegeben worden, 
daß das Preußische Juſtizminiſterium fich dafür entichied, in dem Entwurf dei 
Geſetzes über die Deutjche Gerichtsorganijation und dem der Deutichen StrafPO. 
den ©. in den Gerichten jeder Ordnung Raum zu gewähren (Denkſchrift über ©,, 
auägearbeitet im Preuß. Juftigminifterium, Berlin 1873). Schon das Belannt- 
werden dieſer Abficht rief eine große Literarifche Bewegung hervor, die noch eine 
Zeit lang fortwährte, obgleich die im Herbſt 1874 dem Deutichen Reichdtage vor 
gelegten Entwürfe die S.gerichte nur mehr ala Gerichte für Uebertretungen und leichtere 
Vergehen (SS 14 bis 45, 55 des Geſ.) hinftellten und aus dem Amtärichter und 
zwei Schöffen zufammenjegten. Berfolgt man bdiefe Bewegung aufmerkſam umd 
betrachtet man den Stand der Sache, wie er fich etwa Ende 1873 in dem zwei 
neuejten und bedeutenditen Streitichriften gegen die Jury (denen von Binding 
und Schüße) darftellte, jo kann wol fein Unbefangener mehr darüber im Zweifel 
fein, daß die jog. S.frage nur eine neue Phaje in dem alten Streite zwijchen Ge 
ichworenengerichten und reinen Juriftengerichten war. Die ©. refrutirten ihre An— 
bänger aus dem Lager konſequenter oder rückfälliger Gegner der Jury; ihre erſte 
Aufftellung war ein geſchickter Schachzug, darauf berechnet, entweder das Fouſchreiten 
des Jurygedankens aufzuhalten, oder, falls dies nicht gelingen ſollte, den Uebergang 
unter feine Fahnen zu maskiren. Gelingt es daher, jei e& durch Literariichen amp, 
ſei es durch eine Legislative That, die Jury zu überwinden, dann wird das S.gericht 
von jelbjt verichwinden, da es für die meiften und bedeutenditen jeiner Anhänger 
dann jeinen Zwed erfüllt hätte und jelbft zum Gegenftande ihrer Angriffe geworben, 
auch von den befiegten Verfechtern der Jury nicht vertheidigt würde, demen es für 
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das Verlorene, insbeſondere für die Summe geiſtiger Arbeit, die in Deutſchland auf 
die Erfaſſung, Aneignung und Fortbildung des Jurygedankens ſeit 1848 verwendet 
ward, keinen Erſatz bieten könnte. Vielmehr dürften auch unter ihnen Diejenigen 
überwiegen, welche vor die Wahl: „reines Juriſtengericht“ oder „S.gericht“ geſtellt, 
fich feinen Augenblid bedenken, für erjteres zu ftimmen. 


Lit: Für Schöffengerichte, oder vielmehr eher noch für Schöffengerichte ala für das 
Geihworenengericht: Hye, Schwurgericht (Wien 1864), S. 676-680. — v. Schwarze, Ge 
ihmorenengericht und ©. (1864); Derjelbe, Das Deutihe Schwurgericht und beſſen gr 
Erl. 1865), ©. 165 ff. Derjelbe, ———— im Königreich Sachſen, Bd. IL. Heft 3; 
Derjelbe, Dad Schöffengericht, Xeipz. 1873; Derjelbe in v. Holtzendorff's — 
I. ©. 567—578. — BZahariä, Dad moderne Schöffengericht, Berlin 1873. — 8 1 
Die Droge ber Schöffengerichte, geprüft an ber Aufgabe der Geſchworenen, Exl. 1873; Derjelbe, 
Die un des —— (an der Spitze eine Auf — —————— in Bolldammer’s 
Archiv XXI. ©. 369 fi. — Spinola, Schwur erichte und Schöffengerichte, bajelbit XX. 
©. 225 ff. — Binding, Der Kampf um bie 3* ber Deutſchen Strafgerichtsbank, im 
XXXII. Bande ber Preußiſchen Jahrbücher; Derſelbe, Die drei Grundfragen der Organiſation 
des Strafgerichts, Leipzig 1876. — Schühtze, Laien in ben Hg Fl Leipz. 1873. — 
ſturtz, wurgerichte oder Schöffengerichte, —— Deutſche Stra —— XII. S. 
177 ff. — Direktor dv. Schott in der Augsb. Allgem. Ztg. 1872 u. 1873. — Vollert, 
Schwurgericht oder Schöffengericht, Jena 1873. — Gegen das moberne Schöffengeridht: 
Mittermaier, Das m. in Geftalt der Schwur: und Schöffengerichte, Berlin 1866. — 
Glajer, Zur Juryfrage (Wien 1864), S. 60-70, 2. Aufl. unter dem Titel: Schwurgerictl. 
Grörterungen (Wien 1875), ©. 138 ff. — dv. Bar, Recht und Beweis im Gejchiworenengericht 
(1865), ©. 53 fj.; Derjelbe, Zur Frage ber Geſchworenen- u. Schöffengerichte, Berlin 1873. — 
John, Ueber Geichworenengerichte u. engere Berlin 1872. — Mayer, Geſchworenen— 
—— u. Schöffengerichte, Berlin 1872. — Gotkhelf, ie und Schöffengerichte, 

nchen 1873. — Seuffert, Geſchworene oder S.? München 1873. — Wellmann, Ge 
ſchworene oder ©.? Berlin 1873. — Wahlberg, Kritik bes Entwurfes einer Deutichen StrafPO. 
(Wien 1873), S. 10 ff. und Allgem. Defterr. Gerichtsgeitung 1872, ©. 1 ff.; Derjelbe in der 
Allgem. Deutichen Strafrechtäztg. XII. ©. 40 ff. — Gneift, Bier Ipragen (Berlin 1874), 
S.142 ff. — Petſch in ber A — Deutſchen Strafrechtsztg. XII. ©. 321 ff. — Fr. Zimmer: 
mann, Ueber das projeltirte u Fi ericht, Gerichtäiaal 1873, ©. 228 ff. — v. Rönne, Die 
Aufgaben bed Bürgerelementes im —— Leipz. 1876. — Lauhn, Von der Einführung 
ber Schöffengerichte iſt für die Kriminalrechtspflege fein Gewinn zu offen, Köln 1873. — 
Walther in der Augsb. Allgem. Zer 1872 und 1873, insbeſ. Nr. u. 335, Jahrg. 
1872. — Darftellungen gegebener S a a gr in Gerichtsfaal 1865, S. 53 ' 
(Haager); Goltdammer’ö Archiv XVI. 612, 678 fi. (Being; XVII. 719, 793 
(Zimmermann); XVI. 257; XVII 585 (v. Schwarze). — Ueber ben — Streit: 
erhandlungen des 9., 10. und 11. Deutſchen Juriftentages. — ©. übrigens die Lit. * d. 
Art. Schöffengericht. Glafer. 


Schöffengericht als Strafgericht unterfter Ordnung. — Nach den neuen 
Deutſchen Reichsgeſetzen ift dag ©. lediglich Strafgericht unterfter Ordnung, 
dem Gericht unterjter Ordnung überhaupt (dem Amtsgericht ſ. diefen Art.) ein- 
gefügt,, bei welchem ein Amtsanwalt die Funktion der Staatsanwaltichaft verfieht 
(GBG. 88 25 und 143, 3. 3). 

I. Der organijatorijhe Gedanke, welcher bier zu Grunde Liegt, Hat 
allerdings infofern eine Modifikation erlitten, als urjprünglich Werth darauf gelegt 
war, auch bezüglich, der Rechtsmittel das Verfahren vor den Gerichten aller Orb» 
nungen gleich zu gejtalten und die Heranziehung des Laienelementes alſo auch hier 
eine Art von Surrogat für die ausgejchlofjene Beitrafung gegen den Ausfpruch über 
die Thatfrage hätte bilden follen. Jetzt, wo die Berufung gegen die Urtheile der 
©. zugelaffen ift, Handelt e& fich aljo nur darum, daß auch in den Straffällen 
niederfter Ordnung eine follegiale Enticheidung erfolgen jol. Das ©. bildet 
dem Prinzip nach ein Kollegium, vor welchem die Hauptverhandlung ftattzufinden 
bat, und das zum Amtsrichter in demjelben Verhältniß fteht, wie die Straftammer 
zum Vorfienden in der Hauptverhandlung; es findet feine Theilung der richterlichen 
Aufgaben ftatt, die Schöffen nehmen mit dem Amtsrichter an der Enticheidung über 
Inzidentalfragen und an der Schöpfung des gefammten Erkenntniſſes Theil. Aller: 
dings find Ausnahmen nach zwei Richtungen hin gemacht: 
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1) Die Schöffen haben an gewiſſen Sachen feinen Theil: an Forſt- umd 
Nügejachen, joweit dies Landesgejeße anordnen (EG. zur Stra PD. $ 3), an Sachen, 
welche durch amtärichterliche oder polizeiliche Strafverfügung (wegen unterbliebenen 
Einſpruchs oder Antrages auf gerichtliche Enticheidung) ihre Erledigung finden, endlich an 
Uebertretungsfällen, wenn der Beichuldigte bei der Vorführung vor dem Amtsrichter 
die ihm zur Lat gelegte That eingejteht (StrafPO. $ 211, Abf. 2). 

2) Die Schöffen haben feinen Theil an denjenigen einzelnen Enticheidungen, 
welche nicht während der Hauptverhandlung ergehen; dieje werden vom Amte- 
richter allein gefällt (GBG. $ 30). Don befonderer Wichtigkeit find hier diejenigen 
Gnticheidungen, welche die Gröffnung des Hauptverfahrens, die Volljtredung de 
Urtheild und der Wiederaufnahme des Verfahrens zum Gegenftande haben. Die 
Abgrenzung wird Hier wenig Schwierigkeiten machen, ausgenommen in jolchen Fällen, 
wo bei Beginn der Verhandlung jo lange noch zweifelhaft ift, ob diejer bereits ein- 
getreten, eine Entſcheidung nöthig ift. Inſoweit nach allgemeinen Grundjäßen vor 
der Hauptverhandlung gefällte Enticheidungen in derjelben geändert werden können, 
gilt dies auch im S. — Aber auch umgekehrt wird dem Amtärichter das Recht 
vindizirt (Löwe, GVG. $ 31, Nr. 9), Beichlüffe des Gerichtes, welche nad der 
Hauptverhandlung zurüdgenommen oder geändert werden können, allein abzuändern, 
3. B. über Strafen gegen ausgebliebene Zeugen. Der Amtärichter entjcheidet allen 
über Ausfchliegung und Ablehnung der Schöffen (StrafPO. $ 31), alfo auch, wenn 
die Nothwendigkeit hierfür fich in der Hauptverhandlung ergiebt; in dieſem Falle 
wird er wol auch allein über die Ausſetzung des Verfahrens entjcheiden müſſen. — 
ferner wird wol anzunehmen fein, daß er diejenigen Funktionen, die bet Haupt 
verhandlungen vor der Straflammer dem Vorſitzenden allein zufommen, ohne Mit: 
wirkung der Schöffen zu üben bat. Dagegen liegt es im Wortlaut des Gelee 
(v. Schwarze, GBG. $ 28, Nr. 3 jcheint anderer Meinung), daß die vom Geſetze 
dem „Gerichte“ übertragenen GEnticheidungen (3. B. über Handhabung der Situng® 
polizei) oder dem Vorfienden nicht vorbehaltene (3. B. GBG. $ 176, Abi. 1), 
wenn fie in der Hauptverhandlung erfolgen jollen, auch den Schöffen zukommen. — 
Innerhalb diejer Grenzen find die Schöffen durchaus ala Richter, als Mitglieder 
eines Richterfollegiums anzufehen. 

I. Die Formation des ©. beruht auf der Zufammenfegung aus einem 
Amtörichter und zwei Schöffen. Das Schöffenamt ift ein Ehrenamt und hiebt 
nur Anspruch auf Vergütung der Reifekoften (GVG. 88 31, 55). Das Geſetz for 
dert, daß der Schöffe ein Deuticher ſei, erflärt gewwiffe Perjonen für unfähig hierzu 
wegen Schmälerung ihrer Rechtsfähigkeit (GBG. 8 32), Ichließt Andere in minder 
Icharfer Weile aus, indem es erklärt, daß fie nicht zum Schöffenamt berufen werden 
jollen (GBG. $ 33 — wegen Mangels des erforderlichen Alters, eines firen Wohn: 
fies, der körperlichen oder geiftigen Eigenjchaften, der nöthigen Unabhängigkeit, $ 34 
dajelbjt wegen ihrer anderweitigen Verwendung im öffentlichen Dienft) und giebt 
gewwiffen Perfonen das Recht, das Schöffenamt abzulehnen (GBG. I 35, befonders 
bemerfenswerth: „Perſonen, welche glaubhaft machen können, daß fie den mit der 
Ausübung des Amtes verbundenen Aufwand zu tragen nicht vermögen“). Die Ur: 
Liften werben alljährlich in der Gemeinde angefertigt (EPG. 88 36 — 38), vom 
Amtsrichter geprüft und richtig geſtellt (GBG. $ 39) und von einem alljährlich 
unter jeinem Vorfitz zuſammentretenden Ausſchuß gewählter Vertrauensmänner auf 
die Jahreslifte in der Art reduzirt, daß in diefe 1) die erforderliche Zahl von 
Schöffen, 2) die erforderliche Zahl von dem Sit des Amtägerichtes oder in deſſen 
nächjter Nähe wohnhaite Hülfsſchöffen (f. diefen Art.) aufgenommen wird (GBG. 
SS 40—44). Ueber die Heranziehung der einzelnen Schöffen zu den ordentlichen und 
außerordentlichen Gerichtötagen enticheidet das Loos; doch kann auf Antrag der bethei- 
ligten Schöffen eine Aenderung der Reihefolge vor Beitimmung der zu verhandelnden 
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Saden eintreten (GBG. 88 45—50). Die ©. werden „bei ihrer erſten Dienft- 
leitung“ in öffentlicher Situng „für die Dauer des Gejchäftsjahres“ in Eid ge— 
nommen (GBG. $ 51). 

II. Die Zuftändigfeit des ©., welche durch das GVBG. 88 27 — 29 umd 
75 geregelt ijt, beruht theils ummittelbar auf dem Gejeß, theils auf der der Straf- 
fammer ertheilten Ermächtigung, gewifjfe Strafjachen dem ©. zuzumeifen. In beiden 
Beziehungen beitand unverkennbar die Abficht, die relativ minder wichtigen Delikte 
den ©. zuzuweiſen, und ift man von dem Gedanken ausgegangen, daß das ©. nicht 
auf mehr als dreimonatliches Gefängniß, Gelditrafe und Geldbuße von 600 Mark 
erfennen jollte. Allein man jcheint jpäter, ala einmal die Einführung der Be— 
rufung gegen die Erfenntniffe der S. beichloffen war, das Verfahren vor den ©. 
nicht mehr ala ein jolches angejehen zu haben, welches geringere Garantien biete 
als das vor der Straffammer. Man hat daher der Strafbefugniß des ©. feine 
andere Grenze geießt, ala welche vom Strafgeſetz jelbit vorgezeichnet ift. Demnach 
find dem ©. durch das Gejeh zugewiefen: a) alle Uebertretungen; b) die im Geſetz 
mit dem obenbezeichneten Höchſtausmaß der Strafe bedrohten Vergehen (mit nicht 
unwichtigen Ausnahmen, den im GBG. $ 74 und StrafGB. $ 320 erwähnten Ber: 
gehen); c) alle Fälle der Privatanflage; d) nicht qualifizirte Diebjtähle, Unter: 
Iihlagung, Betrug und Sachbeijchädigung, wenn es fi) um weniger ala 25 Marf 
handelt; e) Begünftigung und Hehlerei, wenn das in erfter Linie in Betracht kom— 
mende Delikt zur Zuftändigkeit der ©. gehört. Es fommen aljfo Fälle ans ©., bei 
welchen von Anfang an eine bedeutend höhere Strafe ala zuläffig ericheint; über- 
dies gilt die Abgrenzung nach der Höhe des Schadens nur prima facie, nur für die 
Einleitung des Verfahrens; jelbjt wenn fich im Laufe der Hauptverhandlung heraus- 
ftellt, daß der Werth oder Schaden mehr als 25 Mark beträgt, ift darum allein 
die Zuftändigkeit des S. nicht befeitigt und wird dieſes natürlich eine entiprechend 
höhere Strafe zu verhängen haben. Zritt dagegen in einem jolchen Falle aus an— 
deren Gründen die Nothwendigkeit ein, die Verhandlung auszujeßen, dann hat das 
Gericht wegen der hervorgetretenen Höhe des Schadens jeine Unzuftändigfeit 
auszujprechen, und diefer Ausſpruch ift, wie aus den Verhandlungen der Juftiz- 
fommiffion des Reichstages fich ergiebt, für die Straffammer bindend, wie e8 jcheint 
nicht blos Hinfichtlich der Kompetenzfrage, fondern auch Hinfichtlich der jchon aus— 
geiprochenen Eröffnung des Hauptverfahrene. (Val. inabef. v. Schwarze, GVBG. 
z 28 Nr. 2 und 3.) 

Die der Straffammer überlaffene Zuweifung der Verhandlung und Entſchei— 
dung gewiſſer Straffachen an das ©. tritt in einer beträchtlichen Anzahl von Fällen 
(GBG. 8 75 Ziff. 1—15) ein und ift von folgenden Bedingungen abhängig: a) Nur 
Verhandlung und Enticheidung kann überwiejen werden; die Eröffnung des Haupt- 
berfahrens muß noch von der Straffammer beichloffen fein; andererjeits fann die 
Ueberweifung nur bei der Eröffnung des Hauptverfahrens beichloffen werden; alſo 
3. B. nicht, wenn nachher fich die Geringfügigfeit der Sache herausjtellt und ohne— 
hin eine Ausjegung des Verfahrens eintreten muß. b) Der Antrag der Staatö- 
anwaltichaft muß vorliegen; da die Ueberweifung nur bei Gröffnung des Haupt-— 
verfahrens, diefe aber auch gegen den Antrag des Staatsanwalts beichloffen werden 
fan, jo wird unter Umftänden ein Eventualantrag der Staatsanwaltichait gejtellt 
werden müſſen. c) Antrag und Beichluß find in das Ermeſſen des Staatsanwaltes 
und der Strafkammer geitellt und nur davon abhängig, daß „nach den Umftänden 
des alles anzunehmen ift, daß twegen des Vergehens feine andere ala die oben 
bezeichnete Strafe zu erkennen jein werde“. Dabei handelt e8 fich aber blos um 
eine vorläufige Annahme, welche das freie Ermeſſen des S. weder bei unveränderter, 
noch bei fich ändernder Sachlage beirrt. — Gegen den Beichluß auf Zuweiſung der 
Sache an das ©. ijt feine Beſchwerde offen, wol aber gegen den mit ihm zuſammen— 
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hängenden Beichluß auf Eröffnung des Hauptverfahrens, wenn und ſoweit ſolcher 
auch ſonſt der Beſchwerde unterliegt (StrafPD. $ 209. Einige Kontroverjen in der 
unten angeführten Schrift von VBoitus). 

IV. Auf das Verfahren übt die gemiſchte Yormation des ©. viel weniger 
Einfluß, als die des Schwurgerichtes. Abgeſehen von dem jchon erwähnten Fall 
einer fummarifchen Aburtheilung des vorgeführten, der That geftändigen, nur einer 
Uebertretung Beichuldigten durch den Amtsrichter allein fommt hier nur die durd 
die Vorzeichnung ordentlicher Gerichtötage getroffene Vorkehrung gegen willfürlice 
Auswahl der Schöffen in Betradht. Die Abweichungen vom normalen Berfahren, 
die immerhin ftattfinden, obgleich man auf Vermeidung jolcher bei Vorbereitung 
der StrafPD. den höchſten Werth legte, find nicht durch die Formation des Ge 
richtes, jondern durch die relative Geringfügigfeit der Straffachen und die Notl- 
wendigfeit eines einfacheren Berfahrens herbeigeführt worden: 

1) Die Borunterfuhung tft in den „zur Zuftändigfeit der S. gehörigen 
Sachen“ (mit diefem Ausdrude werden die kraft des Geſetzes dahin gehörigen be 
zeichnet, jollen die durch Beichluß dahin verwiejenen mit veritanden werden, jo ge 
braucht das Gejeh den Ausdrud: „vor die S. gehörigen Sachen“) unzuläffig (Strat 
PO. 8 176 Abi. 3), doch ift nicht ausgeſchloſſen, daß der Amtörichter „einzelne 
Erhebungen“ anordne (StrafPD. $ 200). 

2) Die Eröffnung des Hauptverfahrens (f. diefen Art.) richtet ſich 
zwar nach den allgemeinen Grundfäßen, d. 5. fie erfolgt auf Grund einer Anklage 
jchriitt der Staatsanwaltichait durch Beichluß des Amtsrichters, allein es treten doch 
erhebliche Abweichungen ein. Es fann „ohne jchriftlich erhobene Anflage und ohne 
eine Entjcheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens zur Hauptverhandlung 
geichritten werden, wenn der Beichuldigte entweder fich freiwillig jtellt oder in 
Folge einer vorläufigen Feitnahme dem Gerichte vorgeführt oder nur wegen Weber: 
tretung verfolgt wird“ (StrafBO. $ 211). In anderen Fällen ift zwar die An 
klageſchrift unerläßlich (StrafPO. $ 197), es genügt aber eine ganz einfache far 
jung, ohne Anführung der Ergebniffe der vorausgegangenen Erhebungen (StrafPO. 
$ 198 Ab. 1) und es bedarf (den Fall der Privatflage ausgenommen) wicht der 
vorläufigen Vernehmung des Beichuldigten. Ueberdies zieht die Natur der Sade 
der vorläufigen Prüfung der Anklage engere Schranken. Einerſeits nämlich fann 
von einer Eröffnung des Hauptverfahrens gegen den Antrag der Staatsanmwaltichaft 
(gerade Hier, wo dieje durch minder hervorragende Organe vertreten ift) nicht die 
Rede fein, weil dazu das Subjtrat fehlt. Nach der anderen Seite hin jei bier die 
bezügliche Stelle der Motive angeführt, weil fie auf die ganze Anordnung des Ber 
fahren vor dem ©. ein, wegen Serjtreutheit der für dafjelbe geltenden Beitim- 
mungen, jehr danfenswerthes Licht wirft: „Es ift nicht zu verfennen, daß bei ge: 
ringfügigen GStraflachen, namentlich bei Polizetübertretungen, zur Eröffnung dei 
Hauptverfahrens ein geringeres Maß von Beweifen ala in anderen Sachen genügen 
wird und muß, und man wird eine genauere Aufklärung der Sache im Wege von 
Vorerörterungen jchon deshalb ausschließen müfjen, weil die Vornahme jolcher nicht 
jelten einen größeren Uebelſtand daritellen wirde als eine etwa voreilige Eröffnung 
des Hauptverfahrens. Unbedenklich wird beifpielaweije die Anzeige eines öffentlichen 
Beamten bei einer Polizeiübertretung zur Erhebung der Anklage genügen. Die 
liegt aber auch jo jehr in der Natur der Sache, daß das Geſetz geglaubt hat, von 
bejonderen Vorſchriften für die Behandlung geringfügigerer Straffachen abjehen und 
das Weitere dem Gerichtögebrauch überlaffen zu fönnen, und zwar um jo mehr als 
das Verfahren vor den ©. ohnehin durch die Beitimmung der $$ 211, 447 ff. und 
453 ff. eigenthümliche Formen erhalten hat, dergeitalt, daß die Gröffnung des 
Hauptverfahrens durch jörmliche Verfügung des Amtsrichters fi über 
haupt nicht als die regelmäßige Verfahrensart daritellen wird.“ 
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3. Den Umfang der Beweisaufnahme „beitimmt das Gericht, ohne Hierbei 
durch Anträge, Verzicht oder frühere Beichlüffe gebunden zu fein“ (StrafPO. 
$ 244 Abi. 2). 

4. Im Falle der Klageänderung unterliegt die jonjt obligatoriiche Aus— 
jegung des Verfahrens dem Ermeſſen des Gerichtes (StrafPO. $ 264 Abi. 5). 

5. Grklärt fi das ©. unzuftändig, jo bedarf der Grundjaß, daß diefer 
Beſchluß „die Wirkung eines das Hauptverfahren eröffnenden Beichluffes hat“, hier 
einer Korrektur wegen ber fummarijchen Natur der Hauptverhandlung vor dem ©.: 
63 kann der Angeklagte innerhalb einer ihm zu beftimmenden Friſt die Vornahme 
einzelner Beweigerhebungen vor der Hauptverhandlung beantragen, über welchen An— 
trag der Vorſitzende des Gerichtes, an welches die Sache verwieſen wird, entjcheidet 
(StrafPO. $ 270). 

6. Das Situngsprotofoll muß hier ‚mehr als jonft enthalten, nämlich 
„die wejentlichen Ergebnifje der Vernehmungen in der Hauptverhandlung“ (Straf- 
BO. $ 273 Abi. 2). 

7. Zu erwähnen ift ferner die Unzuläffigkeit der Beijhlagnahme de Ver— 
mögens des abweſenden Beichuldigten (StrafPO. $ 332 Abi. 2). 

8. Die wichtigjte Gigenthümlichkeit des S.verfahrens ift die Zulaffung der 
Berufung gegen die Urtheile der ©., welche gegen den urjprünglichen Vorſchlag 
der Regierungen erfolgte und in dieſer Gattung von Strafſachen allein eine 
ine des ganzen Urtheils durch eine höhere Inſtanz ermöglicht (StrafPO. 

354 ff 

9. In gewiſſen Fallen treten nicht unerhebliche Abweichungen vom nor— 
malen Verfahren ein. Dies iſt der Fall: bei den beſonders ſummariſch zu be— 
handelnden Sachen, die der mehrfach erwähnte $ 211 der StrafPO. bezeichnet, bei 
der auf Grund amtsrichterlicher oder polizeilicher Strafverfügungen ein= 
zuleitenden Procedur (StrafPD. SS 447 ff., 453 ff.). Andererjeits aber übt auch 
die bejondere Natur der Sachen, welche durch — Ueberweiſung an das S. 
gelangen, Einfluß auf das ihrethalb einzuhaltende Verfahren. So werden z. B. 
diefe Vergehen bezüglich der nothwendigen Vertheidigung den „zur Zuftändigfeit der 
©. gehörigen“ Sachen gleichgejtellt (StrafPO. $ 140 „zu verhandeln find“). Es 
entfällt alfo durch die Zuweifung an das ©. die Nothwendigfeit der Beitel- 
lung eine Bertheidigers für Angejchuldigte, welche taub oder ſtumm find oder das 
16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. (Sehr beitritten; ſ. die u. angef. Schrift 
von Voitus.) Der Umftand, daß der Fall erft durch die Weberweifung ein jchöffen= 
gerichtlicher wird, übt auch auf die Zuläffigkeit der VBorunterfuchung und auf die 
Faffung der Antlageſchrift Einfluß; letztere kann allerdings in Erwartung des Ueber— 
weiſungsbeſchluſſes ſchon die einfachere Form erhalten, muß dann aber eventuell, 
wenn dieſer Beichluß nicht erfolgt, umgearbeitet werden. Auch auf die Zuläffigfeit 
der Unzuftändigkeitserflärung des ©. übt dieſes Verhältniß Einfluß (vgl. insbeſ. 
Löwe, StrafPO. $ 270 Nr. 5). 


Gigb. u. Lit.: Die im Texte angeführten Gejepeäftellen und die nach a te 
eorbneten Kommentare zu ben bezüglichen sr von v. Schwarze, Löwe, ilo 
Boitus, Dalde, Keller, v. En 4 (ler, a Dreyer. u 
Der —— (8. Aufl. 1880), ©. 19 ff., 42 ff., 273 ff., 29 Ar — — Syflematii 


des Deutſchen Strafprozeßrechts Ay 1878), S. 109 ff. - Schw Grözterungen 

mei wichtiger Materien a. EINER ——— "Heft (ei. 1 ‚160, ©. 1-19; 
Derjelbe in v. Holtenbdorff' 5 ©. 545 ff., 557 ff., 561 ff., 579 ff. — er, 

Lehrbuch des Gem. Deutichen Fan ahnt "(1880 ss 57-81, 74, 236 

Binding, Grundriß (1881), $ — Voitus, e doverſen betr. bie of NO, und 

das & (Einbau u. Leipzig I, L & ©. 53 ff., 102 125 180; Derjelbe, Handbuch) 

für ©. (Ber 879). — 


1879. — Kochs, Der S öffe im Beil Reiche, 2. Aufl. (Berl. 
8 Seuffert, Erörterungen über Die Ra er Schöffengerichte und Schwurgeri te aus dem 
or GD., Breslau 1879 (f. d. Anz. dieler drei Schriften im Gerichtsſaal XXXI, 
455 fi.) — Gengmer, Das Verfahren bed Amtsanwaltes, 1879. — C. v. Wolf, Der 


dv. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexikon III. 8. Aufl. 38 
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Shöffen- unb v ————⸗ (Zeipzig 1880), — H. Ortloff, Lehrbuch F Kriminal 
polizei (1881), $ 1 Glajer. 


Chömanln), Franz Jojeph Gonftantin, 5 23. V. 1782 zu Wehlar, 
wurde 1808 ordentl. Prof. in Jena, 1813 an der Spibe einer Deputation nad 
Weimar zu Napoleon entjandt, den er zu milderen Anfichten zu beftimmen verftand, 
7 2. XII. 1813. 

Schriften: —— des Civilrechts, Gießen 1805, 1806. — Lehre vom Schadens- 
erſatze, Gießen 180 Prüfung der Theorie der Culpa des Heren dv. Löhr, Gießen 1807. — 
Dad — Civilrecht mit dem Preuß. und Franz. verglichen, Gießen 1808. — Fragmente, 


* 
* Bit: ® Günther, Lebensſtizzen, 1858, ©. 81, 82. Teichmann. 


Schön, Johann, & 26. XI. 1802 zu Langendorf (Mähren), ſtudirte in 
Wien, 1831 außerordentl. Prof., 1836 ordentl. Prof. d. Staatswiſſenſch. in Breslau, 
T > Fr 1839. 


rieb: Die Staatswiſſenſchaft geichichtlich-philofophiich begründet, Bresl. 1831, 2) 
—* — Allgemeine Geſchichte und — ber Europ. Civiliſation, Leipz. 1833 (franz. don 
Du Mont, Paris 1834, —— in BRETTEN, — De rerum cameralium et polit. studio, 
Vratisl. 1883. — De Iiterat. medii olitica, Vratisl. 1 


1834. 
Lit.: Nowad, Schleſ. Scri ——— F 2 (1838), ©. 128—130 und Nefrolog 
Defjelben, Breslau 1839. — P obl, I. 62, 15 Zeihmann. 


Schooßfallrecht it das Recht der Eltern, ihre ohne Defcendenten (Buſen 
verjtorbenen Kinder mit Ausfchluß aller übrigen Verwandten, namentlich der Ge 
jchwifter, zu beerben. Dafjelbe war in den Deutjchen Rechtsquellen des Mittelalter: 
überwiegend anerkannt, es bildete einen wefentlichen Bejtandtheil der Parentelen 
ordnung, wurde aber vielfach durch das Gejammteigentbum und das daraus ab- 
geleitete Accreſcenzrecht der Gejchwilter bei Verfangenſchaftsrecht und fortgejegter 
Giütergemeinjchaft und durch das Fallrecht (paterna paternis, materna maternis) 
durchbrochen. Unter dem Einfluß des Römijchen Rechts hat das ausichliekliche ©. 
vielfach dem konkurrirenden Erbrechte der Gejchwiiter und ihrer Kinder Raum geben 
müffen. Reines ©. gilt noch heute nach dem Preuß. Allg. LR., Sächſ. BEP. 
dem Fränkischen ER., den Stadtredhten von Bremen, Schleswig, Nördlingen und 
Lindau, ferner in Lübel und den Ländern des Gemeinen Sachjenrechts (Anhalt, 
Thüringiſche Staaten, größter Theil von Holftein).. Der Vorzug des Vaters vor 
der Mutter hat aufgehört. Beide Eltern erben zu gleichen Theilen; ift nur nod 
einer von ihnen am Xeben, jo erhält diefer da8 Ganze. — In Dejterreich umd dem 
Kanton Zürich gilt vollfommenes ©. mur, jo lange beide Eltern am Leben; an die 
Stelle eines vorverjtorbenen Elterntheils treten jeine Dejcendenten. Nach dem Yü- 
tijchen Low (Schleswig) bejchränkt fich das ©. auf den Bater, die Mutter theilt 
mit den Geſchwiſtern. Aehnlich in den Kantonen Bern umd Luzern, welche die 
Mutter überhaupt erſt nach dem Tode des Vaters zulaffen, und zwar in Kontur 
renz mit den Gejchwiftern (Luzern) oder erſt nach den Gejchwiftern (Bern). — Bei 
fortgefegter Gütergemeinschaft gilt regelmäßig Accreſcenzrecht unter den in der Ge 
meinschaft verbliebenen Kindern („Was in der Were erftirbt, bleibt in der Were‘), 
der überlebende Ehegatte kann alfo bei der Abſchichtung fein S. in Betreff der vor 
verjtorbenen Kinder beanjpruchen. Dagegen tritt, wenn das lebte in der Gemein: 
ſchaft mit ihm verbliebene Kind ohne Defcendenten ftirbt, Accreſcenzrecht zu feinen 
Gunjten ein und die abgetheilten Gejchwijter des verftorbenen Kindes gelangen nicht 
zur Succeffion, auch wo das ©. geſetzlich nicht beiteht. Als Gegengewicht gegen 
dieje Einwirkung des Gefammteigenthums oder der Were auf das Erbrecht der ab- 
gefundenen Kinder bildete fich vielfach jchon im Mittelalter ein ausjchließliches gegen 
jeitiges Erbrecht der leßteren aus, welches ſowol die Konkurrenz der in der Bere 
verbliebenen Gejchwiiter ala auch das ©. ausſchloß. Von diefem Standpunkte aus 
erklärt fich das (in Lübeck ſelbſt aufgehobene) Lübifche und nicht minder das Ham: 
burger Erbrecht: jenes giebt vollbürtigen Geichwiftern überhaupt, dieſes, wenigitens 
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joweit fie von dem elterlichen un abgetheilt find, ein das ©. unbedingt 


Grintlde Sand —— von 1618, Ti 
Kart, — — — 10. Febr. 1862, ar. 1.2 Schleswiger Stabtredit, .- 
A Bor „Döerappelationge 1 Jena und Zerbſt vereinten Zänber, ©. 501, 508 ff., 517 ff., 

— > err. 735. —A privatr. GB. 88 1917 ff. — Bern. 
ER A\ 621, — GB. 406. — Juũt. N 
Stadtrecht von 1603, IIL. 3 88 12 fi. — Küb. eich von 1586, IL 2 | sh, .— 
Pauli, Abhandlungen aus dem Lübijchen Rechte, III. 56 ff., 108 ff. R. Schr 

Shtt, Auguft Friedrich, 5 11. IV. 1744 zu Dresden, wurde 1779 in 
Leipzig Beifiger der jurift. Fakultät, Affeffor des Oberhoigerichts, 1782 ordentl. Prof. 
der Rechte, T 10. X. 1792. 

Schriften: Ausg. v. Doujat, Praenot. can., — 1776⸗ 789. — Anparteiiſche Fritil 
über die neueſten jur. riften, ——— — 'Bibl. ber neueften jur. Bit, 1768—1768, 
1783 fi. — zu — Hin Bibl. jur, 1775. — Jur. Wochenblatt, mA — 
Syst. hist. legu ee nupt. clausis, 1774. 

git.: — Salate Teihmann. 

Schrader, Heinrich Eduard Siegfried von, & 31. IM. 1779 zu 
Hildesheim, ala Sohn des Advokaten und Sekretär am iutheriſchen Konſiſtorium 
S., ſtudirte in Helmſtädt mit Vorliebe Mathematik, dann Jura in Halle und Göt— 
tingen, promovirte 1803 und habilitirte fich ala Dozent, wurde 1804 außerordentl. 
Prof. in Helmjtädt, 1808 ordentl. Prof., ging nad) Marburg, nachdem er vom 
Dekan der philof. Fakultät PB. J. Bruns zum Dr. phil. freirt worden, 1810 
nad Tübingen ala Oberappellationsgerichtsrath, 1853 Komthur des Ordens der 
Württemb. Krone und Obertribunalärath, 1858 in Ruheſtand tretend, T 16. VII. 
1860. Im Jahre 1848 war er gegen die maßlose Agitation aufgetreten. 

Schriften: Abhandl. aus dem Givilrecht, Ey 1808. — Civil. Abhanbl. (2. Abth.), 
age 1816. — De summatione seriei (mathema —— —— —————— ber Akademie 

De hoch 1818. — Prodromus corp. jur. civilis, — w — die 

aße * Helen, * Gai Inſtitutionen? Seldelb —* 1823 N. 6064, aud) 

beſonders gedruckt 1823). — Justiniani Institutiones, Berol. 1832 Fr Theil einer 
mit Zafel umb S ofjius beabfichtigten großartigen ng ern ai des Corp. jur. civ.), 
mr 1836. — De regulis juris, 1837 (zu R: o's Yubiläum). — Er gab mit Mohl, 
Rog er u. die ſtrit. Zeitſchr. ür —— vn, „au, (Stuttg.) 1826—1829. 

Hugo's Magazin. — Savi I. —— in 
der Shi, —634 des Schwäb. Werturs, 2 2. er WM vom 28. fyebr. = 
Rlüp el, Die Fir —— Leipz. 1877, S. 89, 105, 186. ee 

lichk ienectuͤruug ärungen. Bei einer Willenserklärung 
(einem —— — Vertrag) kann von dem Recht Abgabe (Abſchließung) 
in ſchriftlicher Form erfordert werden, und zwar: 

1) entweder zur Gültigkeit der Erklärung, des Rechtsgeſchäfts. In dieſem 
Falle iſt die S. ein essentiale negotii, ohne dieſelbe treten rechtliche Wirkungen 
überhaupt nicht ein, 

2) oder zur Klagbarkeit derſelben. Eine anderweite Erklärung, ein ander— 
weit zu Stande gekommener Konſens kann rechtlich relevant ſein, aber es können 
daraus keine Anſprüche im Wege der Klage durchgeſetzt werden, 

3) oder nur zur Beweisbarkeit derſelben. Hier kann ſogar auch ohne 
Beobachtung der S. geklagt werden und eine Verurtheilung erfolgen, falls der Be— 
Hagte geiteht. Im Lengnungsfalle kann der Kläger feinen Klageanfpruch aber nur 
durch Borlegung des darüber ausgeftellten Schriftitüds beweiſen. 

Der Grund, warım bei einem Rechtsgeſchäft S. erfordert wird, kann liegen in 
einer gejeglichen Vorſchrift, welche deshalb erlaffen ift, damit „bei dem Handelnden 
eine gefammelte Bejonnenheit hervorgerufen wird, wie fie für alle emften Gejchäfte 
wünjchenswerth ift*, bzw. damit der wirkliche Abſchluß des Geſchäfts jcharf von 
allen Borverhandlungen abgeichnitten wird, oder damit der Beweis für die Zukunft 
gefichert ift. Die ©. kann auch veranlaßt jein durch eine diesbezügliche Verab— 

38 * 
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redung der Parteien, welche vor oder nach der Perfektion des Geichäfts getroffen if 
und regelmäßig im erfteren alle die Gültigkeit, u jweiten nur die Beweisbarkeit 
bezweden Toll. 

Verträge, welche vor der Vollziehung der ©. geſchlofſen find (Vorverträge), 
haben in den Fällen sub 1 und 2 gar feine Bedeutung und können — was allerdings 
ſehr betritten ift — in dem Falle sub 1 nicht einmal durch Verabredung einer 
Kondentionalftrafe indirekt gefichert werden; dieje ift vielmehr bei Nr. 2 angebradtt, 
während bei Nr. 3 aus dem pactum de contrahendo auf Nachholung der ©. ge 
lagt werden kann. Hierüber herrichen indeffen viele Meinungsverjchiedenheiten. 
Dal. den Art. Bunftation und die unten citirte Abhandlung von Regels— 
berger. 

Die einfeitige Erfüllung vermag den Mangel der ©. niemals zu heilen; fie 
gewährt nur eine condictio ob causam datorum, bzw, eine condictio indebiti auf 
Zurüdgabe des Geleiftelen. Der Empfänger kann diefe Kondiktionen nicht einmal 
dadurch abwenden, daß er fich zur Gegenleiftung erbietet. Die zweifeitige Erfüllung 
genügt nur bei Nr. 2 und 3. Geſchah bei Nr. 2 die Erfüllung mangelhaft, jo wird 
meines Grachtens aber auch feine direfte Klage auf genügende Leiftung gegeben (bzw. 
auf die Anfprüche aus dolus und culpa des Gegners), jondern es ift auch in 
diefem Falle eine condictio zuläffig, wodurch die von Stobbe gerügte Un— 
billigteit (Deutjches Priv.R., Bd. III. $ 178 Anm, 24) ausgeglichen werben 
dürfte. 

Die Art und Weise, in welcher die ©. zum Ausdrud fommt, ift eine ehr 
verichiedene: e8 genügt entweder jede jchriftliche Firirung des Parteiwillens, oder 
e8 wird eine förmliche Urkunde, eine Reinfchrift (mundum) erfordert, welche von 
beiden Theilen vollzogen jein muß (jehr bejtritten ift im Gemeinen Recht die Be 
deutung der 1. 17 C. de fide instr. 4, 21), oder e& tritt gerichtliche, notarielle 
Mitwirkung oder Zuziehung von Zeugen ein; in fisfalifchem Intereſſe ift oft bie 
Benußung von Stempelpapier vorgefchrieben, wobei zu unterfcheiden, ob die Nicht 
benugung Ungültigkeit der Erklärung oder nur Strafe nach fich zieht; endlich find 
manchmal gewiffe Worte (Wortiormeln) unumgänglich, 3. B. „Wechiel“. Im bie 
Schriftform ſoll die Willenserklärung ihrem ganzen Inhalt nach aufgenommen wer 
den. Mündliche Nebenabreden haben, wenn die ©. geſetzlich vorgeichrieben 
ift, feine Bedeutung, fie find ungültig, bzw. unflagbar, bzw. unberweisbar. Bei 
verabredeter ©. entjcheidet hierüber Lediglich der Vertragswille der Kontrahenten. 

In der allerweiteiten Bedeutung endlich fommt die ©. einer Willenserflärung 
im modernen Recht da zur Anwendung, wo fie nicht nur für die Entitehung, ſon— 
dern auch für die Fortdauer des Rechteverhältniffes' wejentlich it. Bei dieſen ſog. 
Sfriptur- Obligationen it das Recht in der Schriftform gleichiam ver 
förpert, unlöglich mit ihr verbunden, jo bei dem Wechſel und anderen Inhaber 
papieren im weiteren Sinne. (Vgl. den Art. Inhaberpapiere) Mit der ©. 
erliicht prinzipiell das Recht ſelbſt, indeffen find vor diefem Grundiag erhebliche 
Ausnahmen gemacht worden durch das AInftitut der Amortijation (f. diejen Art.). 

Unter den einzelnen pofitiven Rechten fam in dem alten Röm. Recht die ©. 
zur Anwendung in der literarum obligatio, und zwar war fie bei dieſer weſentlich 
zur Entjtehung des Vertragsverhältnifies. In den erften Jahrhunderten der Kaiſer— 
zeit fam die ftreng formale literarum obligatio außer Gebrauch und wurde ganz 
durch die Stipulation erſetzt, bei welcher man dann bald ein ſchriftliches Empfange— 
befenntniß (cautio, syngrapha, chirographa — die letzten Namen deuten den grie 
chiſchen Uriprung an) mit Angabe des Schuldgrumdes zu erfordern pflegte. Endlich 
trat die Schrift vollitändig an die Stelle des geiprochenen Wortes, welches bei ihrem 
Vorhandenfein präfumirt wurde. (Bgl. Gneiſt, Formelle Verträge, 1845 und 
Padelletti, Röm. Rechtögeichichte, überf. von dv. Holtzendorff, Kap. 47.) 
Das Gemeine Recht — jedenfalls beeinflußt durch neuere Deuticherechtliche An- 
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Ichauungen — hat wie alle Yormen, jo auch die ©. fajt ganz befeitigt. Dieſe wird 
gemeinrechtlich nur in fehr wenigen Fällen erfordert, jo befonders bei ber großen 
Schenkung, dem contractus emphyteuticarius über Kirchengrundſtücke oder unter Ab- 
änderung der naturalia negotii, Interceifion der Frauen und letztwilligen Ber- 
fügungen. Bon den modernen Gemeinen Rechten hat das Handelsrecht das 
Prinzip der Formlofigkeit in weitem Umfang (HGB. Art. 317). Nur wenige Aus— 
nahmen find im HGB. ſelbſt enthalten; jo wird S. erfordert bei dem Bodmerei- 
vertrag (Art. 683), der Aktienzeichnung (Art. 174, 208), in dem Falle des Art. 
314 und bei Entitehung der Aktiengejellichaften durch Eintragung in das Handels— 
vegifter (Art. 178, 211). Bol. Thöl, H.R., $ 240; f. auch die 88 2 u. 6 des 
Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 4. Juli 1868 (B.G. Bl. ©. 415). Daß das moderne 
Rechtsbewußtſein überhaupt der ©. nicht geneigt ift, ergiebt fich aus dem Votum 
des 10. Deutfchen YJuriftentages: „Die Gültigkeit von Verträgen ſoll auch, ab— 
geiehen von Handelsſachen, von der Beobachtung der fchriftlichen Form in der Regel 
unabhängig fein.“ 

Unter den Bartitularrehten hatdas Preuß. Allg. ER. die ©. bei Willens» 
erflärungen in einem jehr weiten Umfang erfordert, und zwar generell bei allen 
Verträgen, deren Gegenftand über 150 Mark beträgt (I. 5 $ 131). Bon diejer 
Regel giebt es Ausnahmen nach beiden Seiten hin, bei deren Aufitellung eine leitende 
Idee jo wenig maßgebend gewefen ift, daß dadurch das ganze Syitem des Allg. ER. 
nur noch verwerflicher erjcheint. Bei einer Reihe von Rechtsgeſchäften ift immer 
S. nothiwendig ohne Rüdficht auf die Höhe des Objekts, während bei vielen an— 
deren von dem Griorderniß der ©. ſtets abgejehen wird (vgl. I. 5 $$ 133 ff.). 
Die einzelnen Geſchäfte find zufammengeftellt bei Bornemann, Grörterungen im 
Gebiete des Preuß. Rechts, S. 149 ff. (1855); Förfter, Theorie und Praris, $ 79 
Anm. 65 u. 66, und Dernburg, Lehrbuch $ 96 N. 2 u. 3. Die ©. wird er— 
fordert zur Klagbarkeit, ohne ©. befteht nur eine natürliche Verbindlichkeit. Hierbei 
ift wichtig die Beſtimmung des Eigenthumserwerbögejeßes vom 5. Mai 1872 ($ 10), 
wonach durch die Auflaffung die Formmängel des der Auflaffung zu Grunde liegen- 
den Gejchäftes geheilt werden. Die einfeitige Erfüllung ohne die ©. gewährt nur 
einen Anſpruch auf Rüdgabe, bzw. Vergütung des Geleifteten (I. 5 $$ 155 ff.). 
Die beiderjeitige Erfüllung erjegt den Mangel der ©. vollfommen, außer bei Ber: 
teägen über Immobilien, welche anfechtbar bleiben, wenn nicht bereits die Auf: 
laſſung erfolgt ift (vgl. Striethorit, Archiv, Bd. 74 ©. 122, Bd. 75 ©. 26). 
Ueber Leiftung von Handlungen auf Grund eines mündlichen Vertrages ſ. 88 165 ff. 
l.c. Im Allgemeinen muß bier, was in der Natur der Sache liegt, die Gegen- 
feiftung gemacht werden. Dem Erforderniß der S. genügen außer förmlichen Ur- 
kunden auch Punktationen, Briefe, Telegramme, unterfchriebene Rechnungen, Pfand— 
ſcheine und Aehnliches. Die Unterfchrift eines Bevollmächtigten ift ausreichend, 
wenn die Vollmacht jchriftlich ausgeſtellt war. Stempelunterdrüde aber können 
meines Erachtens die „Unterfchrift“ nicht erfehen. Iſt die ©. nur verabredet, 
jo wird vermuthet, daß nicht blos der Beweis, jondern die verbindliche Kraft des 
Bertrages von der ©. abhängen folle ($ 117 1. c.). Gegenbeweis iſt zuläflig. 
Mündliche Nebenabreden jollen in feinem Falle berüdfichtigt werden ($ 128 1. c.). 
Dieſe Beſtimmung trifft nach einer fonftanten Praris nicht zu für ſolche Neben- 
abreden, welche die essentialia negotii berühren und eine Anfechtung des Vertrages 
ala rechtsungültig begründen. 

Nah Deiterr. Recht wird ©. erfordert zur Gültigkeit von Verträgen über 
Grundeigenthum (Allg. BGB. $ 434), bei nicht durch Uebergabe vollzogenen Schen- 
fungen ($$ 943 und 956), Grwerbägejellichaften ($ 1178) und bei Erbverträgen 
(unter Ehegatten, $ 1249). Das Geſetz vom 21. Juli 1871 jchreibt notarielle Ur- 
funden vor für eine Reihe von Verträgen unter Ehegatten und mit blinden, tauben 
oder jtummen Perjonen. 
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Das Franzöſiſche Recht Hat die S. zum Zwede der Beweisbarfeit bei 
allen Verträgen über Gegenftände, welche die Summe von 150 Franken überiteigen, 
vorgejchrieben und damit den Zeugenbeweis hierfür ausgejchlofien (Code civil art. 
1341—18348). Ebenjo im Badiichen ER. (Art. 1341), wo die Summe auf 75 Gul⸗ 
den normirt iſt. Dieſe Vorſchrift ift publici iuris, jo daß nicht einmal die Gegen- 
partei andere Beweismittel zulaſſen kann. Der Zeugenbeweis ift jogar über Neben 
abreden nicht zugelaffen. Die ganze Beitimmung ift vom fünften Deutichen Juriftentage 
mit Recht für ungwedmäßig erklärt worden. 

Nah dem Sächſ. BGB. erfordern Willenserflärungen und Berträge in ber 
Regel feine befondere Yorm. Bei Nichtbeobachtung einer vorgejchriebenen Form it 
das Rechtsgeſchäft nichtig, auch wenn dies nicht befonders ausgeiprochen iſt (BEP. 
ss 100 und 821). ©. ift nöthig bei Verträgen über Grundeigenthum ($ 822), 
bei Schenfungen eines Betrages über 1000 Thaler oder wiederfehrender Leiftungen 
auf unbeftimmte Zeit von jährlich) mehr ala 50 Thalern (Erflärung zu gerichtlichen 
Protokoll oder gerichtliche Beftätigung) und mannigfach bei legtwilligen Verfügungen 
($$ 2070, 2071, 2098, 2104). — Vgl. auch $ 44 des RMil.Gef. vom 2. Mai 1874 
(R.G. Bl. ©. 45). 

Lit.: Die Panbdeltenlehrbüder von Keller, N 57, Fr’ und $ A 312. — 
Regeläberger, Grörterungen, et 134—161. —— tobbe, 
— Privatrecht, Bd. 8 173 Nr. I. 8 A J heorie — Praris, vei 
8 9 ff. — Dernbur —— z8 95 Fi -- ae Erörterungen im Gebiete 

es Preuß. Rechts, ©. 144 ff. Meyer, Die Schrift im ihrer — nah 


Recht. — Franz, Ueber das Suftem r ©. = ——— nach —— 


um Beiträ IL nn XI. 75 ff. — Unger Ze Bag —** 


un hari * Gill, Bd. IV. &. 758. — "Berbenblunge des hnten 
Sun —— (I (187 Do. 1 6 [% und 112 ff., Bd. IL ©. 26 ff. — Seuf est 
u. X. 242 ‚248; XII. 259; XIIL 152, 2 


XV. 1 Barry xvi 29, 108: XV: 1 x VII. 222; XIX. 28; XX. 116, m 
144, 216, %1, 277%; XXXL 80, 109, gie * 262; ERK. 906; XXXIV. 144. Reil 


Schriftvergleihung (comparatio literarum), d. 5. die Bergleichung de 
Handfchrift einer ihrer Echtheit nach zweifelhaften oder beftrittenen Urkunde mit 
‚anderen Schriftjtüden des muthmaßlichen Verfaſſers, um dadurch den Beweis der 
Echtheit oder Unechtheit zu liefern. Die ©. kann jowol im Givil-, wie auch im 
StrafPrz. vorfommen, und fie erfolgt unter Zuziehung von Schriftverftändigen, 
wobei nach den Regeln des Sachverftändigenbeweijes verfahren wird. Die aus Miß— 
trauen gegen Fülſchungen erlafjenen Betimmungen der Nov. 49. c. 2 und Nov. 73 
führten in der fanoniftifch-romanischen Theorie des Mittelalters zu einem künſtlichen 
Syſtem von Regeln über dieje Art des Beweiſes. Als Hauptgrundja wurde der 
aufgeftellt, daß die ©. allein nicht voll beweijen, vielmehr nur halben Beweis 
(probatio semiplena) jchaffen ſollte. Dieje Regel hat man im Gem. Prz. ebenfalls 
noch feſtgehalten, wenngleich man ſonſt die mittelalterliche Theorie vereinfacht hat. 
Auf demjelben Standpunkt ftanden die Preuß. Allgem. Ger.D. von 1793 Th. J. Tit. 
13 88 10 ff. und die Hannov. PrzO. $ 335, welche letztere ausdrüdlich Felbit 
für den günftigiten Ausfall des Gutachtens der Sachverftändigen noch die Auferlegung 
eines Ergänzungseides vorſchrieb. So genaue Vorſchriften dagegen auch der Code de 
proc. art. 195—210 über die zur verification des 6&critures par experts geeigneten 
Schriftftüde und der dabei zu beobachtenden Prozedur giebt, jo wenig jchränft er 
doc das Ermeflen des Richter bei der Prüfung des Reſultates des Verfahrens ein. 
Denjelben Standpunft haben die Deutſche CPO. und StrafPOD. gemäß des in 
ihnen adoptirten Prinzips der freien Beweiswürdigung angenommen. 


Quellen: Deutfhe CPO. SS 406, 407; StrafPO. $ 98. 


Lit.: a alas en in S. 101 fi. — Gensler u. Klüpfel im Archiv 
für civil. Praxis Bd. II ff. — Ortloff, Jurift. Abhandlungen, Bd. L 
S. 82 ff. P. Hin hius. 
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chulauffſicht. Die große Aufgabe der Erziehung und Bildung der Jugend 
in öffentlichen Anftalten (scholae, Schulen im weitejten Sinne) ift ala eine gemein= 
jame für Familie und Gemeinde, für Kirche und Staat anerfannt. Unbejtritten 
voran mit ihrem Antheil jteht die Yamilie, jo weit fie den Willen und die Fähig— 
feit hat, ihren Erziehungsberuf zu erfüllen. Muß aber in Ermangelung defjen die 
Mitwirkung einer höheren Gemeinjchaft eintreten, jo entjteht alsbald die Frage, ob 
die firchliche oder die politifche Gemeinde, und damit die weitere Frage, ob 
Kirche oder Staat die Schule beherrichen und leiten joll. 

Dem Mittelalter war durch die Einheit der Kirche auch eine einheitliche Grund: 
lage für Erziehung und Unterricht gegeben. Die Kirche war durch ihre Fundationen 
bis zur Ortöpfarre herab jo tief verwachien mit dem Gemeindeleben in Land und 
Stadt, daß ihr die Leitung des Unterrichts in allen Stufen zufallen mußte Die 
Schule galt ala „Annerum der Kirche“, jchon aus dem Grunde, weil die Entjtehung 
wie die Fortbildung aller gemeinjamen Anftalten der Art auf dem Perſonal des 
Klerus und auf Firchlichen Mitteln beruhte. Da num aber der firchliche Beruf 
durch Menjchen erfüllt werden mußte, welche durch die Hierarchie der Aemter und 
durch den kirchlichen Befit mit der ftändifchen Ordnung der Gejellichaft in allen 
Stufen verwachſen waren, jo jand fich die Kirche auf dem Höhepunkt ihrer Wacht 
überall verflochten mit den Herrichaftäintereffen der höheren Stände. Ihr Beruf 
zur Lehre und Seeljorge ordnete fi) dem Machtintereffe der Firchlichen Regierung 
unter. Waren am Schluß des Mittelalters die großen Vermögensmaſſen der Kirche 
zu fürftlichen und abligen Dotationen geworden, zum Theil auch den KHlöftern und 
Orden approprürt, auf Koften der lehrenden und jeeljorgenden Geiftlichkeit, jo blieb 
nur ein fürglicher Reſt für die Zwede eines allgemeineren Unterrichts übrig. Auch 
in den KHlöftern und Orden trat der Lehrzweck immer weiter zurüd von den hierar- 
chiſchen Beitrebungen der Erhöhung kirchlicher Macht. Der Lehrberuf der Kirche wurde 
daher umgleichmäßiger und dürftiger erfüllt als in früheren Jahrhunderten, während 
das Bedürfniß des bürgerlichen Lebens mit der Entwidelung des Handels und der 
Gewerbe wuchs, und das Laienthum nöthigte fich jelbft zu helfen. In den Städten 
entitehen zuerſt gelehrte Schulen aus nichtefirchlichen Mitteln, und damit auch ein 
beicheidener Antheil des Stadtregiments und des Kirchenpatronats an der Einrichtuug 
eines Öffentlichen Schulwejens. 

Mit der Reformation tritt der geiftliche Beruf der Lehre und Seeljorge 
wieder in den Vordergrund und damit eine nachdrüdliche Anerkennung des kirchlichen 
Berufs zur Organijation und Leitung der Schule unter Schußherrichaft der welt- 
lichen Obrigkeit. Diefe Richtung hat eine Rückwirkung auch auf die Länder geübt, 
die der alten Kirche treu blieben, wie denn auch der Volksunterricht im Tridentiner 
Konzil ala eine allgemeine Aufgabe der Kirche nochmals anerkannt wurde. Man 
nannte die Schule noch immer eine „Tochter der Kirche“, ohne freilich Hinzuzufügen, 
daß fie, in Ermangelung eigener Mittel, meiſtens „bei fremden Leuten in Koft ge— 
geben war“. 

I. Borläufig abgejehen von Deutſchland ift daraus ein Kommuniond« 
verhältniß zwijchen Kirche, Gemeinde und Staat an den Anjtalten des öffentlichen 
Unterricht in der europäifchen Welt hervorgegangen. Ueberall galten die Grund» 
geſetze der herrichenden Staatäfirche als Theile des gemeinen Landrechte. Die 
herrſchende Kirchengemeinſchaft allein beſitzt die obrigfeitlichen Rechte einer Kirche“ 
und die Leitung der Schulen, unter Mitwirkung ſtädtiſcher und anderer Korporationen 
und unter allgemeinen Oberaufſichtsrechten des Staats. Eine ſolche 
wird aus dem ius advocatiae et inspectionis saecularis abgeleitet, mit der aner— 
fannten Aufgabe, durch ein ius cognoscendi, interdicendi, confirmandi dafür Sorge 
zu tragen, daß die vorhandenen Institutionen, Stiftungen und Einkünfte ihren be- 
ftimmungsmäßigen Zweden erhalten bleiben. In der jog. Aufflärungsperiode werden 
dieje Gewalten meijtens im Sinne einer Milderung der firchlichen Ausfchließlichkeit 
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gehandhabt. Der Geiſt der Toleranz geht indeſſen doch nicht weiter als bis zur Duldung 
einer Religionsübung über die Grenzen eines exercitium religionis privatum hinaus, 
zur Zulafjung der einzelnen Belenner zu den bürgerlichen und politischen Rechten 
und allenfalls auch zur Admiſſion einzelner Diffidenten zu den öffentlichen Unterrichts: 
anftalten. Der jtreng fonfeffionelle Charakter der Unterrichtsanftalten wie der 
Staaten bildet bis zum Schluß des XVII. Jahrhunderts die emtjchiedene Negel der 
europäifchen Welt. 

Grit jeit der Franzöfiihen Revolution Hat die neu geftaltete ſtaats— 
bürgerliche Gejellichait die völlige Gleichheit ihrer Mitglieder ohne Rüdficht auf ein 
Glaubensbefenntniß zu ihrem Lebensprinzip und „Grundrecht“ erhoben, deſſen Aus: 
führung aber alabald auf Hinderniffe jtieß. Die erjtrebte Gleichheit konnte nicht 
darin beftehen, daß allen diſſidentiſchen Bekenntniſſen und Sekten die Privilegien 
und obrigfeitlichen Rechte der Hiftoriichen, mit dem Staatsweſen verwachjenen 
Kirche beigelegt wurden. Der umgekehrte Verfuch, diefe „Kirche“ zu ignoriven und 
mit Bejeitigung aller ihrer Rechte, Privilegien und Beftgungen die Kirchengemein- 
ſchaft nur ala eine Privatgejellichaft zu behandeln, ließ fich nur in einem Schredens- 
vegiment auf kurze Zeit verwirklichen. Der endliche Erfolg beſchränkte fich daher 
auf eine äußerliche Auseinanderjegung, bei welcher die Staatäfirche ala ſolche 
jtehen blieb, neben ihr aber den einzelnen Belennern anderer Denominationen 
die bürgerliche Rechtögleichheit, den einzelnen Gemeinden die öffentliche Religions— 
übung, ihren größeren Verbänden ein gewifjes Maß der Selbitverwaltung gewährt 
wurde. Es war damit den biffidentischen Belenntniffen auch die Errichtung eigener 
Schulen überlaffen. In ungleihem Maße wurde ihnen auch eine Zulaffung zu den - 
höheren, altprivilegirten Unterrichtsanftalten gewährt. Dagegen blieb im Vermögens», 
Familienrecht und im Verwaltungsrecht des Staats die Kirche“ doch weſentlich in 
ihrem Beſitzſtand, die kirchlichen Behörden ausſchließlich mit einer obrigfeitlichen 
Würde bekleidet, ihre Geiftlichkeit in Befig der alten Immunitäten. Das alte 
Staatäfirchenrecht, joweit es nicht ausdrücklich durch Geſetze modifizirt war, galt noch 
als ergänzendes gemeines Landesrecht. Im Staatsceremonial, in den öffentlichen 
Einrichtungen und in der Volksſitte blieb der konfeſſionelle Charakter des Staats- 
verbandes ſtehen. Im Unterrichtäwejen entjtand daraus eine thatjächlich koordi— 
nirte Stellung der jtaatöfirchlichen und der Staatdorgane unter vielen Schwankungen 
und Reibungen. Während in Frankreich dem Namen nach das geſammte Unterrichts 
wejen unter die centralifirte Leitung des Staats trat, blieb doch der wiederher- 
geitellten Hierarchie ein jehr breiter, von Zeit zu Zeit vorherrfchender Einfluß. In 
der Mehrzahl der romanischen Staaten blieb das alte Verhältniß der Römifchen 
Kirche beitehen, und nur von Zeit zu Zeit drängte das jtaatliche Auffichtärecht im 
Intereſſe der bürgerlichen freiheit und Gleichheit den kirchlichen Einfluß zurüd. 
Die tolerirten Minoritäten evangelifchen Bekenntniſſes haben in Europa der römiſch⸗ 
und der griechifch-fatholischen Kirche gegenüber nur die rechtliche Gleichheit der 
Einzelnen, die öffentliche Religionsübung, die Selbftverwaltung ihrer Angelegenheiten, 
nicht aber eine Gleichberechligung ihres Kirchenregiments erlangt. 

II. Die EigentHümlichkeit der Deutſchen Entwidelung im Gegen: 
ja aller anderen Staaten Europa's bejteht num darin, daß jeit der Reformation 
eine Mehrheit von „Kirchen“ mit der Deutjchen Landeshoheit verwachſen iſt auf 
Koſten unſerer politiſchen und nationalen Einheit. Seit dem Weſtfäliſchen Frieden 
zertheilt ſfich Deutſchland in geſchloſſene, ziemlich abgerundete Gebiete, welche einer⸗ 
ſeits der Römiſchen Kirche, andererſeits dem Bekenntniß der Auguftana zugehören. 
Die katholiſchen, Iutheriichen und reformirten Einzelftaaten nehmen nun zunädt 
denjelben Entwidelungägang wie die fonfeffionellen Staaten Europa’s. Cs kommt 
zuerſt zur Geltung ein Syſtem der „Toleranz“, welches durch Ausdehnung des 
Aufſichtsrechts, durch die allgemeine Einführung des placet regium, durch eine er— 
weiterte Einwirkung auf die obrigkeitliche und Vermögenäverwaltung der „Kirche 
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den Belennern der nur geduldeten Konfefftonen bürgerliche Gleichheit, eine freiere 
Religionsübung und Selbftverwaltung zu verichaffen ſucht. Es war fchon ein 
dynaſtiſches Intereſſe, welches die größeren Neicheftände zu einer Behandlung ihrer 
Unterthanen auf gleichem Fuß bewog. Allmählich aber macht fich auch ein mehr 
oder weniger klar empfundenes Gefühl geltend, daß die Deutjche Nation nicht fort- 
beftehen könne, wenn zwiſchen ihren Religionstheilen keine Ehe, feine Verwandtſchaft, 
feine fittliche Gemeinfchaft von der Taufe bis zum Grabe, feine Gemeinjchaft der Er- 
ziehung, der Bildung der Humanitätsanftalten mehr bejtehen fünne. Das natur- 
gemäße Verwachſen der politifchen und der kirchlichen Gemeinen, des einheitlichen Staats 
mit der Hijtorifchen ‚Kirche‘, welches allen anderen Völkern Europa’ zum Ein— 
Heitsband für Staat und Gefellichaft geworden ift, wirkte in Deutichland als 
ein jtetiges, mächtiges, mit der Macht der Kirche twachjendes Element des Zwie- 
jpalt3 der Nation. Es erflärt fich daraus, fowie aus der Kleinheit der terri« 
torialen Staatöförper, daß eine ftaatliche Bevormundung über die Kirchen fich fo 
übermäßig entwidelt hat. Ausführbar auf die Dauer war daß Syitem des Weſtf. 
Friedens überhaupt nur, wo die fatholifche, Iutherifche, reformirte Bevölkerung in 
größeren Gebicten ziemlich undermijcht zufammenlebten, nicht aber da, wo fie ört- 
li im engjten Berbande neben und durcheinander wohnten. Dies Verhältniß kam 
am früheften zur Erfcheinung in Schlefien, jeitdem es zur Preußifchen Provinz 
umd die volle Gleichheit der beiden Kirchen zu einer Lebensbedingung des Preußi- 
chen Befites geworden war. Auf diefem Boden entwidelte fich zuerſt die Frideri- 
zianiſche dee, daß der Staat nicht blos abwehrend gegen die Ausſchließlichkeit 
ber Kirchenfyiteme, jondern pojitiv ordnend die getrennten Glieder der Nation 
wieder zujammenzufaffen habe, durch die Einheit des Familienrecht? und der 
geiftigen Bildung. Diefen Gedanken fnüpft das Preuß. ER. von unten herauf 
an eine volle Gleichftellung der kirchlichen Einzelgemeinden, von oben herab 
an die einheitliche Oberleitung der Staatögewalt: während es dazwiſchen die Stel- 
lung der „kirchlichen Oberen‘ (d. h. die bejtehenden kirchlichen Verfaſſungen) im 
MWejentlichen unverändert läßt. Innerhalb dieſes Syſtems erfcheint nunmehr die 
Schule als „Veranſtaltung des Staats’ der oberften Direktion der Staatsbehörden 
unterworfen. Die Bezirfd- und örtliche Aufficht bleibt unter fchonender Beibehaltung 
des Herkommens verbunden mit dem Perfonal der kirchlichen Oberen. Daraus folgte 
nun aber doch eine Unterordnung der „‚geiftlichen Oberen‘ unter Staatögebote, welche 
unvermeidlich zu einem Widerfpruch mit firchlichen Grundfägen treten mußten, 
je mehr die Schulen ala „Beranftaltungen des Staates‘ in wachjendem Maß den 
Charakter der Gemeinjamteit annehmen. An Hunderten von Orten war 
es jchon unter Friedrich d. Gr. unmöglich den Kleinen armen Gemeinden und den 
Gutsbezirken gejonderte Schulen für den fatholifchen und evangelifchen Theil zu 
geben. Dieje Schwierigkeit wuchs und dehnte fich mit der Freizügigkeit jpäter auf 
das ganze Yand aus, und auch für die Höheren Unterrichtsanftalten wurde eine Benußung 
durch verjchiedene Konfeffionen noch unvermeidlicher ala für die neueren. Die dee, 
einen „allgemeinen Religionsunterricht‘, der beiden Religionstheilen gemeinfam fein 
follte, in jolchen Anſtalten zu ertheilen, ijt nur vorübergehend und kaum im Ernſt 
aufgetaucht. Ebenjowenig hat man fich mit dem anderswo beliebten Gedanken be= 
gnügt, den Religionsunterricht von der „konfeſſionsloſen“ Schule zu trennen. Die 
Deutiche Gewiflenhaftigkeit Hat fich die Sache weniger leicht gemacht, vielmehr dem 
eigenthümlichen Verhältniß des Landes entiprechend in dem Preußiichen Schulregle— 
ment von 1801 die fchwere Aufgabe unternommen, mit dem gejonderten Unter: 
riht in den firchlichen Belenntniffen den gemeinfamen Unterricht in den 
Elementen der Wiſſenſchaft zu verbinden, — eine dem Deutichen Leben eigenthümliche 
Kombination, die fi) von Schlefien auf die übrigen Landestheile und von den 
unteren auf die höheren Unterrichtsanftalten ausdehnte. Die konfefftonelle Mifchung 
der Bevölferung und das Bewußtjein der vollen, grundfäßlichen Gleichberechtigung 
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der „Kirchen“ ließ feinen anderen Ausweg übrig. Der allgemeine Schulzwang, 
jobald er emitlich zur Durchführung fam, machte e8 unvermeidlich, Kinder einer 
£onfeflionellen Minorität in Anftalten einzufchulen, die zumächit für die jchulpflichtige 
Jugend einer anderen Kirche entitanden und beitimmt waren. Die ftetig weiter 
ichreitende Bertheilung der Schulerhaltungslaft auf die politiichen Gemeinde: 
verbände machte es unvermeidlich, die öffentlichen Schulen durch die Beiträge ver- 
ichiedener Konfeifionen erhalten zu laflen, die nicht für Anftalten beanjprucht werden 
fonnten, welche im Sinne firchlicher Ausjchließlichkeit geleitet wurden. In dem 
ganzen Gebiet des öffentlichen Schulwejens mußte daher (unbeichadet des ſtreng 
fonfeffionellen Charakters alles Religionsunterrichts) eine ftetige Nüdficht auf Kinder 
anderer Belenntniffe genommen werden, welche an dem Schulunterricht thatlächlid 
Theil nehmen oder in Folge der Freizügigkeit und des Schulgwangs jederzeit einen 
lag in der Schulanjtalt finden müſſen. Demgemäß gejtaltete fi nun auch die 
©. Die Schulreglements Friedrich’ d. Gr. und das Preuß. ER., indem fie eine 
Zofal- und Kreisaufficht der Schulen durch den Ortögeiftlichen und feine „geiſtlichen 
Oberen‘ vorbehalten, verpflichten die Geiftlichkeit, fich ‚‚nach den vom Staate ertheilten 
Schulordnungen zu achten‘, und behalten die GEnticheidung über „Meinungäver- 
ſchiedenheiten“ zwifchen den kirchlichen und weltlichen Leitern der Schule der 
höheren Staatsbehörde vor (Allg. ER. II. 12 88 15—17). In Vorahnung 
möglicher Konflikte ift in den Schulreglements von 1763, 1765 und 1801 auch ſchon 
die Beitellung bejonderer Staatsjchulinfpeftoren neben den Erzprieſtern vorbehalten. 
63 waren bier eben andere Schwierigkeiten zu überwinden, als in den Staaten, denen 
der Gedanke kirchlicher Gleichberechtigungen bis heute fremd geblieben ift und 
die fich deshalb zu einer BVergleichung nicht eignen. Der Preußiiche Staat wußte 
dieje Schwierigkeiten feiner Zeit nur zu überwinden durch die Macht des abjoluten 
Staats, dem die fatholifche Geiftlichkeit ebenfo Obedienz leijtete, wie die mit der 
Staatöverwaltung eng verflochtenen evangeliichen Kirchenſyſteme. In den Deutichen 
Mittel- und Kleinjtaaten famen in Folge des Vorherrſchens einer Kirche und in 
Folge der geringeren Zerfplitterung der Gemeindeverbände diefe Schwierigkeiten erft 
jpäter und in geringerer Spannung hervor. 

Mefentlihe Aenderungen in diefen VBerhältniffen mußten nun aber jeit 1815 
eintreten mit der Wiederherjtellung des päpftlichen Kirchenregiments und der biſchöf⸗ 
lichen Diöcefalregierungen, deren Macht und Bedeutung lange Zeit unterichäßt 
wurde. Mit dem Kurialſyſtem Lebte naturgemäß der Anspruch der Römifchen Kirche 
auf die Herrichaft über die Familie und Schule im Geift des Kanoniſchen Rechts 
wieder auf und damit ein MWiderftreben, bald auch ein ſyſtematiſcher Wibderitand 
gegen die bis dahin befolgten Anordnungen des Staats, zujammentreffend mit dem 
allgemeinen Widerjtreben der Nation gegen die „Omnipotenz‘ des Abjolutismus. 
Wie alle gejellichaftlichen Poftulate, jo glaubte auch dies, durch allgemeine Süße 
(Grundrechte) die Verhältniffe zwiſchen Staat und Kirche zu regeln. „Jede Kirche 
und jede Religionsgejellichaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten jelbit- 
ftändig”, — eine jurijtifch unfaßbare Allgemeinheit, die alsbald eine Auslegung 
erhielt, durch welche alle Streitfragen zwijchen Kirche und Staat uno actu zu 
Gunjten der kirchlichen Regierungsgewalt entjchieden fein follten. Und da nun aud 
die evangelifche Kirche ein entiprechendes Maß der „Selbjtändigkeit‘ beanjpruchte, 
jo ergab fich eine centrifugale Bewegung, welche von der Volfajchule herauf bit 
zur Univerfität die Elemente der Gemeinjchaft aufzulöfen und mit dem Schlagwort 
der ‚„Konfeffionalität‘ in der Schule wie in der Ehe zu den Grundiägen des Weit: 
fälischen Friedens zurückzukehren verfuchte. Die jeit 2 Jahrhunderten mühſam 
errungene Einheit jollte lediglich eine Verirrung der Aufklärungsperiode, als ein 
Erzeugniß der Franzöſiſchen Revolution fein. Mit gleichem Eifer (aber mit jeht 
ungleichem Erfolg für die firchliche Herrichaft) wurde die ausfchließliche Beſtimmung 
der Unterrichtsanjtalten für den einen oder anderen Religionätheil, namentlid in 
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Preußen zum Prinzip der Verwaltung erhoben. Die vorherrſchende Richtung auch 
der pädagogiſchen Literatur erſchöpfte ſich in der Darlegung der von Niemandem 
beſtrittenen Wahrheit von dem nothwendigen Zuſammenhang der religiöſen und 
geiſtigen Bildung der Jugend, aus der die grundſätzliche Scheidung nach Religions— 
theilen fich durch einfache Schlußfolgerung ergab. Daß mit der jtreng kirchlichen 
Organifation der Schule, ſowie der Schulaufficht der Minorität der Kinder anderer 
Belenntniffe Gewalt an ihrem Recht und ihrem Gewiſſen geichehe, erregte bei der 
Mehrzahl der Kirchen» wie der Schulmänner wenig Bedenken. Dies Berhältniß 
wurde entweder ignorirt oder ala ein nebenjächlicher Umſtand bemerkt, der zur 
Zeit „und in einigen Zaufend‘ Volksſchulen und einigen Hundert höheren Unter- 
richtsanſtalten eintrete und oft mur „eine recht geringe Zahl” von Kindern betreffe, 
Derielbe Hriftliche Standpunkt, der jede Berührung der Kinder jeines Belennt- 
niſſes mit Lehrern oder Schülern einer anderen Konfeffion als ein sacrilegium und 
ala gleichbedeutend mit dem Syſtem der religionslofen Schule darjtellt, trägt fein 
Bedenken, die Kinder der Minorität in Unterrichtsanftalten Hineinzuzwingen, die 
ausschließlich im Geift einer anderen Kirche lehren jollen. Wie yach der Geftaltung 
unferer Gemeinden für die Kinder der Minorität zu forgen jei, glaubt die Mehrheit 
der Fachmänner überhaupt der „Fürſorge des Staats‘ überlaffen zu können. Bei 
ganz unlösbaren Mifchverhältniffen der Konfeffionen will der theologijche Standpunft 
allenfalla eine „Simultanfchule als fingulären Nothbehelf beftehen laſſen, analog 
einer „Notheivilehe““, wo die widerfprechenden Ansprüche der Kirche mit dem Landes— 
recht abjolut unvereinbar find. Dieſe Standpunkte verfennen gänzlich, daß jolche Miß— 
achtung des jchwächeren Theil nur in Staaten mit einem einheitlichen Staats— 
firchenfyitem beſtehen fann, daß fie Dagegen unter 2 gleichberechtigten, gleichmächtigen, 
einander widerftreitenden Kirchenſyſtemen zu Widerfprüchen führen, die ihre Löſung 
durch die Gejehgebung und das Aufſichtsrecht des Staats finden 
müjjen. Der individualiftiiche Grundzug unſeres Volks, der alle Widerjprüche der 
modernen Gejellichafit in feinem Staatsweſen aufeinanderhäuft, verfolgt gleichzeitig 
mit dem Ginheitögedanten die Idee einer abjoluten Abſchließung der Religionstheile 
in fouveräner Selbftändigfeit bis in ihre äußerjten Konjequenzen. Grit durch die 
praftifchen Konfequenzen kommt es der Bevölkerung langjam zum Bewußtfein, daß 
man unfere Familienväter nicht zwingen kann, ihre Kinder in Schulen zu jchiden 
und Schulen zu erhalten, welche lediglich Annera einer anderen Kirche find, die den 
Glauben dieſer Eltern und Kinder als Irrglauben zu befämpfen für ihre heilige 
Pflicht hält. Dies Verhältniß, welches der Partikularismus in jeiner theologischen 
und pädagogifchen Geſtalt ala einen ‚blos juriftiichen Standpunkt‘ bei Seite jchiebt, 
ift e8, welches Deutichland zu der mühjam errungenen Gemeinschaft der Schule und 
der Schulaufficht nothwendig zurüdführt. Freilich ift es der rechtliche Geſichtspunkt, 
der im gejellichaftlichen Streit zuleßt zur Geltung kommt. 

In Preußen, wo das Spyitem der Eonfeffionellen Schulen jeit 1848 noch 
einmal die afuteite Geftalt gewonnen hatte, ift die Rüdfehr zu dem hiſtoriſch ge— 
wordenen Recht durch Ge. v. 11. März 1872 erfolgt: „Unter Aufhebung aller 
entgegenftehenden Bejtimmungen jteht die Aufficht über alle Unterrichts- und Er— 
ziehungsanftalten dem Staate zu. Demgemäß handeln alle mit diejer Aufficht 
betrauten Behörden und Beamten im Auftrag des Staats. Die Ernennung der 
Lokal- und Kreisfchulinipeftoren gebührt dem Staat allein. Sachlich entiprechen- 
der wäre der Ausdrud: „Staatliche Oberaufjicht‘, infofern ala das nähere 
Recht der familie und der jchulunterhaltenden Gemeinde vorbehalten bleibt. Aus 
dem firchlichen Streit der Gegenwart wird ſich ala dauerndes Rejultat auch wol 
das Anerfenntnik erhalten, daß den Kirchen ala organifirten Körperſchaften ein 
maßgebender Antheil am Religionsunterricht und eine Stimme in der Regelung 
des Schulplans gewahrt werden muß. Nur in der zufammengejegten Gejtalt, welche 
die Schulfuratorien durch Mitglieder der Ortsobrigfeit, der Gemeindeverwaltung, 
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der Geiftlichkeit und des Schulperionala erhalten, laſſen ſich die Schwierigkeiten 
löſen, welche jede Gemeinjchaft eines Unterrichts für verichiedene Konfeffionen in 
Auswahl der Lehrer, der Lehrbücher, im Geichichtäumterricht ꝛc. darbietet. Immer 
wird das Gedeihen folcher Anftalten am meilten von der Fürlorge der zunädit 
daran Betheiligten abhängig bleiben, und in dem engeren Sreife der Kuratorien 
findet die individuelle Nüdficht auf die fonfeffionelle Miſchung der Bevölkerung die 
geeignete Beachtung, welche in einer ftaatlichen Uniformirung des Unterrichtswejens 
nach Franzöſiſchem Mufter nicht zu finden ift. Während aber der kirchliche Antheil 
die nothiwendigen Seiten der Sonderung daritellt, jo hat der Staatsantheil die 
nothwendigen Glemente der Gemeinſamkeit aufrechtzuerhalten. Unentziehbar bleibt 
daher dem Staat die Oberleitung und ein superarbitrium, um gegen die Ausſchließ— 
lichkeit der firchlichen Beftrebungen die nationale Gemeinjamfeit des 
öffentlichen Unterrichts durch feine Auffichtsrechte zu erhalten und mit ftaat- 
lichen Mitteln zu erzwingen. 

Lit.: Bol. Gneiſt, Die konfeffionelle Schule, Berlin 1869. — In ber überreichen fird: 
lichen und päbda ogilhen Lit. Deutſchlands kommt die nothiwendige Rüdficht, weldye die Fach 
männer auf bie Ha rechtlichen Verhältniſſe ihres Landes (Parität der anerfannten Kirchen, 
Schulzwang, Schulunterhaltung, Gemeindeverfaffung) zu nehmen haben, bis jet nur langjam 
zur Geltung. Gneift. 


Schulbauten, Schulbeiträge, Schulgeld. Die Aufbringung der Koiten 
für die Öffentlichen Schulen konnte nicht wol ein Gegenftand bejonderer Rechts: 
bildung werden, ſolange das öffentliche Schulwejen Lediglich als Annerum der Kirche 
galt (j. den Art. Schulaufjicht). Nur in den Städten waren gegen Ende dei 
Mittelalters gelehrte Schulen auch aus ftädtifchen Mitteln begründet worden. Erſt 
feit der Reformation famen auch dürftige Anfänge eines Elementarunterridts 
zur Gricheinung, deren. Ausdehnung auf das platte Land ſeit dem XVII. Jahrh. 
Gegenftand äußerſt verwidelter Anordnungen wird, welche bier vorzugsweiſe zu 
erörtern find. 

In den katholischen, wie in den proteftantifchen Ländern Deutichlands hatten 
fich die Anfänge eines Volksunterrichts an die alte kirchliche Vorſchrift angeſchloſſen, 
ut presbyter clericum habeat, qui possit scholas tenere. Die Küſterei war zugleich 
die Schule. Die Wohnung, das KHüfterland, die Gebühren und Wccidentien des 
Küfters bilden die urfprüngliche Ausstattung der Volksjchule und gehören dazu 
meiftens noch heute. In den Nicht-Pfarrdörfern umd an den Stellen, wo fic das 
Küftereintommen unzureichend erwies, begann man ſeit dem XVII. Jahrh, all: 
mählich auf die Schaffung eines beionderen Schuleintommens Bedacht zu nehmen. 
In der Weife der Zeit geſchah dies meiſtens durch landesherrliche Verordnungen, 
durch welche alle „Bajallen, Amtleute“ xc., d. 5. alle ländlichen und ftädtiichen 
Obrigkeiten angewiejen werden dafür zu jorgen, daß die Kinder des Volks in Leſen 
und Schreiben und den nothwendigiten Anfängen der Wiſſenſchaften unterrichtet 
werden. Die Ausführung blieb nah Maßgabe der Gemeindeverfaffungen den Be 
theiligten umter Aufficht der landesherrlichen Behörden überlafien, woraus im Wege 
der Autonomie jehr ungleiche Berhältniffe hervorgingen, von denen die Entwidelung 
des Preuß. Staat? das volljte Bild giebt, weil hier alle Schwierigkeiten der Frage 
fich auf einander bäuften, von denen die Mittel- und Kleinſtaaten nur die eine oder 
andere Seite zu überwinden hatten. 

1) Die erſte Grundlegung erfolgt namentlich in den fleinen Landgemeinden 
nad primitiven Grundfägen der Naturalwirthſchaft. Gutsherrfchaft und 
Gemeinde verichaffen dem Lehrer eine nothdürftige Schul und Wohnftube, gewähren 
ihm die nothwendige Feuerung, deren Anfuhr und Zubereitung zu einem Reihedienit 
der Gemeinde wird. Zumeilen wird dem Lehrer auch die tägliche Koft jo gewährt, 
daß er bei den Wirthen reiheum zu Tiſche geht. Die Gewerbeverfaffung der Zeit 
wurde häufig dazu bemußt, einem Schneider oder anderen Handwerker das Privi- 
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legium des Gewerbebetriebs auf dem Dorf zu gewähren gegen die Verpflichtung, die 
Dorftinder zu unterrichten. Zuweilen wurden die Lehreritellen mit Militärinvaliden 
beſetzt. Da bis zum Schluß des XVII. Jahrhunderts das Glementarlehrerthum 
noch nicht ala Berufäftand galt, jo konnten hier die mannigfaltigjten Kombinationen 
nüßlicher Hantierungen zum Borjchein kommen. 

2) Den zweiten Schritt bildet das Gebührenprinzip durch Einführung des 
Schulgrojhens oder S eldes. In Anerkennung des Grundiahes, daß 
die Gemeinde für beitimmte geldwerthe Leiftungen ein Aequivalent von den Be— 
theiligten erheben könne, wurde von den Eltern der Schulkinder eine nach Köpfen 
berechnete kleine Zahlung erhoben, die nicht jelten das einzige Baareinfommen des 
Lehrerd bildete. Für unterthänige Leute gewährte oft der Gutsherr die Zahlung 
des Schulgeldes aushülflich, was im Preuß. LER. ala gejehliche Regel ausgeiprochen 
wurde. Dies Gebühreniyitem hat fich über ganz Deutichland verbreitet und kommt 
noch heute in den meiften Gebieten zur Anwendung. 

3) Den dritten Schritt bildet eine Ergänzung der Sculdotationen aus 
den allgemeinen Mitteln der Gemeinde, welde jchon im XVIII. 
Jahrhundert Häufig eintritt, im XIX. Jahrhundert eine immer breitere Grundlage 
erhält. Da nach dem Syſtem des Weſtfäliſchen Friedens die Belenner der katho— 
lichen, lutheriſchen und reformirten Kirche meiitens in geichlofjenen Gruppen bei— 
jammen wohnen, jo erjcheint in den meiften Landestheilen die firchliche und die 
politifche Gemeinde als identiih. Schloß fich daher auch die Schule an das 
firchliche Syftem an, jo erſchien es doch ala natürliche Pflicht der politischen Ge— 
meinde, die anerkannt gemeinnügige Anitalt aus ihren Mitteln zu unterftügen. 
Eine jtrenge Abgrenzung der Gemeindezivede hat in Deutichland überhaupt nirgends 
ftattgefunden. Es bildete fi) daher in großen Gebieten ftillichweigend die Ob— 
jervanz, nach der der politiiche Gemeindeverband für die Erhaltung der Volks— 
ſchule eintritt, jofern die jonjt vorhandenen Mittel nicht ausreichen. Die Mehrzahl 
der Mittel- und Kleinjtaaten, darunter auch Bayern, konnten mit diefem Grundjat 
bis Heute ausfommen. Die Schulunterhaltungspflicht trat damit auf den breiten 
Boden der Gemeindeautonomie, welche die Gemeindebedürfniffe in den mannigfaltigiten 
Geitalten von Reale, Perfonal- und Verbrauchsſteuern aufbringt und nur für neue 
Stenerweifen die Genehmigung der Auffichtöbehörden vorbehält. Mit der Durch» 
führung gleichmäßiger, direfter Staatöfteuern ericheint im XIX. Jahrhundert auch 
das Syſtem der „Steuerzuichläge” zu den Gemeindebedürfnifien, welches im Xauf 
des letzten Menjchenalters fich joweit ausgedehnt hat, daß es in Preußen den Ge— 
jammtbetrag der direkten Staatöfteuern bereits überjteigt. Die Erhebung bejonderer 
„Schuliteuern‘ ift wie das Syſtem der Zwedjteuern Überhaupt in den Deutichen 
Gemeinden nicht zur Regel geworden; kommt jedoch in den wejtlichen Provinzen 
Preußens, namentlich in den Städten, mehrfach zur Anwendung, 

4) Ein vierter Schritt war die Bildung befonderer Gemeindeverbände 
für den Zwed der Erhaltung gemeinfchaftlicher Boltsjchulen. Die Veranlaffung 
dazu war in jolchen ZYandestheilen gegeben wo ausnahmaweije eine gemiichte katho— 
liche und protejtantiiche Bevölkerung in Kleinen Ortsverbänden fo beifammen lebte, 
daß die Bildung gefonderter Ortsfchulen im Anjchluß an die Kirchenſyſteme zur Un 
möglichkeit wurde. Cine viel häufigere Veranlafjung lag in der Kleinheit vieler Ge— 
meinden, welche für fich allein eine Schule zu erhalten außer Stande waren, Noch 
eine Beranlaffung trat jpäter Hinzu, jeitdem die Agrargefeßgebung des XIX. Jahr: 
hunderts die „Gutsbezirte‘‘ von den Dorigemeinden trennte, und nun die Gut&bezirfe 
in der Regel außer Stande waren, für die fleine Zahl ihrer jchulpflichtigen Kinder 
eigene Schulen einzurichten. Alle diefe Umftände trafen zujammen in der Preuß, 
Monarchie, und zwar am jtärfiten in der Provinz Schlefien. Auf diefem Boden 
entitand das Syitem der „Schulfozietäten”, d. 5. eine Neubildung von 
Gemeindeverbänden zu einem Einzelzweck, eine Bildung von ‚„VBerwaltungsgemeinden‘ 
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nach dem Syſtem des Englijchen selfgovernment. Das Preuß. ER. unter dem per- 
fönlichen Einfluß des Großfanzlers von Garmer erhebt dies Syitem fogar zur 
normalen Bildung mit einem neugebildeten Steuerſyſtem. ‚Die Unterhaltung der 
Schulen liegt den fämmtlichen Hauspätern jedes Orts ob, ohne Unterjchied des Glaubens- 
bekenntniſſes.“ Andererjeits ‚soll Niemandem wegen Berichiedenheit des Glaubens- 
befenntniffes der Zutritt in öffentliche Schulen verfagt werden. Die Aufbringung 
der Mittel erfolgt in der Regel nad dem Maßſtab der direkten Staatäfteuern. 
„Sind jedoch für die Einwohner verichiedenen Glaubensbekenntniſſes von einem 
Orte mehrere gemeine Schulen errichtet: jo iſt jeder Einwohner nur zur Unterhaltung 
des Schullehrers von feiner Neligionspartei beizutragen verbunden‘ (Allg. ER. 
U. 12 $ 30). Die Nechtiprechung der Gerichtshöte hat dieje landrechtlichen Schul- 
fozietäten ala öffentlicherechtliche Korporationen (Verwaltungsgemeinden) folgerichtig 
anerkannt und weiter gebildet. Das Syſtem bderjelben wurde auch auf die neuen 
Zandestheile ausgedehnt, weil es ein umentbehrliches Glied des Preuß. Verwaltungs 
rechts geworden war. Noch heute find in Preußen 55 000 Eleine Kommunaleinheiten 
vorhanden, von welchen die Mehrheit feine Kommunalfchule für fich allein erhalten kann. 
Die noch vorhandenen 15 000 Gutsbezirke find dazu in der Regel außer Stande ebenſo 
wie die noch vorhandenen 15 000 SHleingemeinden unter 200 Seelen. Daflelbe gilt von 
vielen Tauſend Gemeindeverbänden, in welchen eine fonfejfionelle Minorität wohnt, 
für die fich feine befondere Schule einrichten läßt. Das Syftem der Schuljozietäten 
befteht daher in Preußen in bunter VBermengung mit dem unter 3 bezeichneten 
Gemeindeprinzip. In großen Landestheilen umd zahlreichen Orten bat fih an 
Stelle der Schulfozietäten die Verbindung der Schullaft mit der politiichen 
Gemeinde als Herfommen gebildet und erhalten. Die großen Gemeindeverbände, 
welche die dazu erforderlichen Mittel beiten, find auf dem Wege der Autonomie 
demjelben natürlichen Zuge gefolgt, jo daß im Jahre 1876 von 170 Ortichaften 
über 10 000 Seelen etwa 150 die Schullajt ala gemeine Laſt der politischen Ge- 
— behandeln, nur etwa 20 noch als Sozietätslaſt. Eben daraus ergiebt ſich 
nun aber 

5) als fünfter Schritt insbeſondere für Preußen die Nothwendigkeit einer 
Regelung der Schulunterhaltungspflicht durch einheitliche Normen des Ver— 
waltungsrechts, alfo nach einem dem Engliſchen selfgovernment analogen Syſtem. 
Der Preußische Staat ift damit nur zu Stande gefommen für die Provinz Preußen 
durch ein Provinzialgefeb von 1845. Als man im Begriff war, für die übrigen 
Provinzen gleichartige Gejege zu erlaffen, ftieß man auf eine Reihe von Gtreit- 
punften, welche den Erlaß eines allgemeinen Schulgefeßes bis heute verhindert 
haben, während in den Mittel- und Kleinſtaaten die Aufgabe viel Leichter zu löfen 
war. Das Ziel diefer Gejehgebung ift unzweifelhaft die Behandlung der Schul: 
unterhaltung ald gemeine Kommunallaſt, und zwar in der Weife, daß die laufende 
Unterhaltung den Ginzelgemeinden, die Schulbaulaft nur den größeren 
Verbänden, eine Reihe von Generalkoften der Staatskaſſe zur Laft zu legen 
find. Der Grreichung diejes Ziels fteht bis jet entgegen (1) der Anſpruch der 
Kirchen auf die ausfchließliche Geftaltung der Schulen für die Kinder eines kirchlichen 
Befenntniffes, welche in der beanipruchten Weife mit dem Schulswang, mit der 
gemeinen Laft der Schulunterhaltung und mit der Eonfeffionellen Mifchung der 
Deutichen Bevölkerung in Folge der Freizügigkeit unvereinbar ift, (2) das Fort— 
bejtehen der Gutsbezirke und der Hleingemeinden in Preußen, welches für die größere 
Hälfte der vorhandenen Kommunaleinheiten eine durchgreifende gejegliche Negel und 
eine angemefjene Vertheilung der Laften auf größere Verbände unausführbar made, 
(3) die noch beitehende Steuerautonomie der Gemeinden, welche ein jo buntes 
Syitem der Vertheilung der Gemeindelaften erzeugt hat, daß es ſchwer wird, wei 
benachbarte Land» oder Stadtgemeinden zu finden, welche ein und daſſelbe Syſtern 
der Laftenvertheilung für ihre Gemeinde» und Schulbedürfniffe befolgen. Durd die 
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neueren Theorien don der „Konfeffionalität‘ der Schulen und durch die neuen 
Pläne einer grundftürzenden Steuerreform find diefe Hinderniffe noch vermehrt, jo daß 
vorausfichtlich erft aus einem unerträglich gewordenen Nothitand die Reform in der 
oben bezeichneten Richtung hervorgehen wird. Cine akute Geftalt wird diefer Noth- 
ftand namentlich in den 170 Gemeinden über 10 000 Einwohner annehmen, welche 
ſchon im Jahre 1876 32 000 000 Mark für Unterrichtszwecke aufzubringen hatten, 
fo daß bereits in einzelnen Städten 100, 200 und mehr Prozent an Zufchlägen zu 
direkten Staatäfteuern allein für Unterrichtszwede aufzubringen waren. 

Einen beionderen Streitpunft innerhalb diejes Gebiets bildet das Schulgeld, 
deffen Beibehaltung oder Abſchaffung. Die Gründe für das Gebührenprinzip 
in der Gemeindeverwaltung, welche es ala recht erjcheinen laſſen, geldiwerthe 
Leitungen, welche die Gemeinde nur bejtimmten Perjonen gewährt, durch Beiträge 
der Betheiligten (jedenfalls zum größeren Theile) deden zu laffen, fprechen auch für 
die Schulgelder. Diejelben Gründe, aus welchen es unbejtritten für die höheren 
Unterrichtsanftalten gilt, treffen zunächit auch für die Volkafchulen zu. Die Korre- 
fpondenz von Rechten und Laften bleibt eine normale Grundlage alles Gemeinde- 
lebens, und es iſt wünfchenswerth, auch in den arbeitenden Klaſſen ein lebendiges 
Bewußtſein ihrer Gemeinſchaft im Gemeinde- und Schuldverband zu erhalten. Dies 
Bewußtjein beruht aber erfahrungsmäßig noch mehr auf der Theilnahme an den Laften 
ala auf der Theilnahme an den Rechten einer Körperichaft. Auch ift e8 eine befannte 
Erfahrung, daß der gemeine Mann die Einrichtungen befier würdigt, zu denen er 
irgend Etwas beizutragen hat, ala diejenigen, deren Wohlthaten ihm einfach geichentt 
werden. — Diefen Gründen, deren Berechtigung von den Gegnern nicht bejtritten 
wird, ftehen indefjen gewichtige Gegengründe gegenüber. Es find analoge Gründe, 
wie diejenigen, die auch im Syſtem der perfönlichen Steuern zwar für eine Gleich- 
heit des Maßſtabs fprechen, aber doch eine herabgleitende Skala für die nicht be- 
fienden Klaffen und unter Umftänden eine völlige Befreiung der unterjten Stufe 
rechtiertigen können. Zunächit trifft die Schulgebühr, wie das Kopfgeld gerade die 
Hausſtände mit zahlreichen Kindern mit bejonderer Härte, während es im perfön- 
lichen Verband der Gemeinde wol angemeffen erjcheint, die Familien mit geringerer 
Kinderzahl, die Kinderlojen und die Unverheiratheten mit heranzuziehen. In vielen 
Gemeindebeichlüffen und Verwaltungsgejegen hat man mit Rückſicht darauf wenigfteng 
Abitufungen der Schulgelder für die Familien nach den Stufen ihrer Einfommen- 
beitenerung eintreten lafjen, die einen Mebergang zu dem Syſtem der reinen Steuern- 
aufbringung darjtellen. Weit ſchwerer in das Gewicht Fällt aber der Umftand, daß 
breite Schichten der Bevölkerung auch mit der ftrengften Verwaltungserefution nicht 
zu den Schulgeldern herangezogen werden fünnen und deshalb „Freiſchule“ erhalten. 
Es entjteht dadurch ein KHlaffengegenjah von „armen Schülern und ‚zahlenden‘ 
Schülern, der in pädagogifcher und fittlicher Hinſicht den Geift der Schuljugend in 
der bedenklichiten Weife durchdringt und den Klaffenneid und Klaſſenhochmuth ſchon 
auf den Schulbänten nährt. Um dieſen Uebelſtand zu befeitigen, haben die größeren 
Stadtverbände e8 mit der Einrichtung bejonderer „Armenſchulen“ verfucht, damit 
aber noch jchlimmere Erfahrungen gemacht. Der Armenjchule ift vorweg ein Stempel 
der Inferiorität aufgedrüdt, der ihr Leben und Wirken lähmt und herabzieht, und 
den Hlaffengegenjag durch äußere Scheidung der Jugend nur noch fichtbarer und 
fühlbarer macht. In einer Zeit, in welcher die Entfremdung der jozialen Klafjen 
fich in jo krankhaften Symptomen erfennbar macht, haben daher die größeren Städte 
auch das Syſtem der Armenfchulen meiſtens freiwillig aufgegeben und anfehnliche 
Geldopfer nicht geicheut, allen Kindern einen gleich guten Unterricht, frei von Schul- 
geld, anzubieten, wobei e8 dann den jog. Öonoratioren umbenommen bleibt, den 
Elementarunterricht durch Privatlehrer, Privatichulen oder durch die jog. Elementar- 
flafien der gelehrten Schulen zu gewähren. Die gleichmäßige Richtung der ftädtifchen 
Gemeindebeichlüffe im letzten Menjchenalter kann ala Beweis dafür gelten, daß dies 
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Syitem überwiegende joziale Gründe für fich hat. In den Großftädten ift die 
Aufhebung der Schulgelder bereits die vorwiegende Regel. In ganzen Provinzen 
und Regierungsbezirken Preußens, jowie in kleineren Deutichen Staaten ift dieſelbe 
Regel ſchon durchgeführt. Der Gejammtbeitrag der Schulgelder zu den Geſammt⸗ 
fojten des Unterrichts in Preußen (rund 72 Millionen Mark) betrug im Jahre 
1876 nur noch 11420691 Mark. Der Gedanke der abjtratten „Gleichheit'““ hatte 
in der Franzöſiſchen Revolution die Unentgeltlichkeit des Primärunterrichts jogar zu 
einem gejellichaftlichen Poftulat erhoben, und Nachklänge davon find auch im ber 
Deutichen Gejeßgebung jeit 1848 fühlbar geworden. Die Preuß. Verfaſſungsurkunde 
fpricht im Art. 25 den Grundjaß der „„Unentgeltlichkeit‘‘ aus, jujpendirt indeffen die 
zwangsweife Durchführung bis zum Erlaß des noch nicht zu Stande gekommenen 
allgemeinen Schulgefeßes. Unabhängig von fozialiftifchen Theorien haben ſich indeſſen 
in der Praris unjeres Gemeindeleben und unſerer Bolksjchulverwaltung die Gründe 
für die Unentgeltlichkeit im Ganzen ala die überwiegenden geltend gemacht. 

Einen jchwierigen Ineidentpunkt der Unterhaltungspflicht bildet endlich die 
Schulbaulaftl. Während die bauliche Unterhaltung der Schulgebäude ala Theil 
der gewöhnlichen Schullaft auch von den Fleineren Gemeinden getragen werden fann, 
veranlaßt ein Neubau nach den heute anerkannten Anfprüchen an ein gefundes 
Schulhaus jo anjehnliche Koften, daß der Sleingemeinde nur die Wahl bleibt 
zwijchen der jchwierigen Aufnahme eines Darlehns, oder einer Ueberbürdung der 
Steuerzahler auf eine Reihe von Jahren. Die Preußifche Verwaltung hat dem bier 
vorhandenen Bedürfniß öfter nicht ohme große Härten Genüge leiften können. Gs 
tritt dazu eine weitere VBerwidelung dadurch, daß die Gejeßgebung des XVII. Jahr: 
Hunderts (öfter auch das Herfommen) den Gutsherrn zu erhöhten Beiträgen nad 
Analogie der Baulaften des KHirchenpatrons herangezogen hat, und aus dieſem Ber 
hältnig mannigfaltige Zweifel und Streitpunfte entftehen. Insbeſondere tritt dies 
ein, wo Gemeinden und Gutsbezirke oder eine Mehrheit von Kleingemeinden zu einem 
„Schulverband‘ zujammengefügt find, im welchem dann wieder Streit über die 
Beitragspflicht im Ganzen und im Einzelnen entjteht. Die Vornahme eines Neu: 
baus geftaltet ficd daher gewöhnlich zu einem weitläuftigen Unternehmen, welches 
durch immer neue Streitpunfte fich unabjehbar Hinzuziehen droht. Die Berwaltungs 
praris und Gejehgebung hat deshalb für diefen Fall ein ſog. Interimifticum 
geichaffen, im welchem die höhere Verwaltungsbehörde die Streitpunfte vorläufig 
ertticheidet, und die nothwendigen Anordnungen für die Ausführung des Baus trifft, 
vorbehaltlich weiterer Rechtsmittel für die Betheiligten, jedoch ohne aufjchiebende 
Wirkung. In der gemeinrechtlichen Praris wird dafür meiſtens der ordentliche 
Rechtäweg gejtattet nach Analogie ftreitiger Gemeindelaften, Patronatslaften u. dal. 
Die neuefte Gejeßgebung über die Verwaltungsrechtspflege befaßt mit diefen ragen 
die Berwaltungsgerichte, die dafür bejonders geeignet erjcheinen, da es ſich 
in der That um oft jehr verwidelte öffentlich-rechtliche Verhältniffe Handelt, 
welche nicht auß dem alten Syitem der fommunalen Nußungen und Laſten, ſondern 
aus modernen Berwaltungsrechtänormen entipringen. Werden die Streitigkeiten 
über den Beitrag zu Gemeinde- und Schulabgaben überhaupt vor die Verwaltungs 
gerichte verwieſen, jo ift es nur konſequent, auch die nur quantitativ verjchiedene 
Schulbaulaft auf diefelben Wege zu verweilen. In Preußen war in einem Ueber 
gangsjtadium der Gejehgebung für den Schulbauftreit der „ordentliche Rechtsweg” 
vorbehalten worden, unverkennbar nur aus dem Grunde, um für diefen ſchwerſten 
Theil der Schulunterhaltungspflicht ein rechtliches Gehör zu gewähren. Nach Ein: 
führung der neuen Verwaltungsgerichtsbarkeit war feine Veranlaſſung mehr, die 
ordentlichen Givilgerichte mit diefen Fragen zu befaffen, außer in dem all, wo 
eine Schulbaulaft oder eine Befreiung davon aus einem ius speciali titulo acqui- 
situm entipringt. Die neueften Bejchlüffe der gejeßgebenden Körper in Preußen 
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haben daher den ordentlichen Rechtäweg über die Schulbauftreitigfeiten wol mit 
Recht befeitigt. 

Nur furz und beiläufig zu berühren ift in dem Umfang diejes Artikels die— 
Erhaltung der Höheren Unterrihtsanftalten. Sie beruht auch in Deutjch- 
land roch zu einem anjehnlichen Theil auf älteren Stiftungen. Im Uebrigen theilen 
fih Staat: und Stadtgemeinden in ziemlich zufälligem Verhältniß in die Unter- 
baltungapflit. Die Städte haben im lebten Menfchenalter jehr große Opfer für 
die Errichtung und Erhaltung von Gymnafien, Real- und Spezialichulen gebracht, 
von welchen jedenfalls ein jehr bedeutender Theil (mindeftens die Hälfte) angemefjen 
nach dem Gebührenprinzip durch Schulgelder aufzubringen iſt. Im Verlauf der 
Fortbildung unferer Unterrichtögejege werden auch für dies Gebiet gleichmäßigere 
Normativbeitimmungen über die Vertheilung der Laſt und der Verwaltung zwijchen 
— und Gemeinde nothwendig werden. 

KU a ri - ne. und Unterrichtsweſens Sag bie 
Gänge inäbef. 3b. VIT. ©. 31 * Rönne, Das Preuß. Unterrichtsweſen, Th. J. 
— Gneift, Die ——— er Boltsichule, 1869. Gneift. 


Schuldhaft (Perſonalhaft, Leibeshaft, contrainte par corps) ift zunächit und 
im gewöhnlichen Sinne des Wortes ein Erefutionsmittel, d. i. ein auf die Erfüllung 
einer durch richterliches Urtheil feſtgeſtellten Verbindlichkeit abzielendes Zwangsmittel, 
welches darin beiteht, daß der Schuldner durch obrigfeitlichen Zwang feiner Freiheit 
für eine bejtimmte Zeit beraubt wird, damit er der aus der Verurtheilung ent— 
jpringenden Berpflichtung möglichjt raſch nachkomme. Außerdem wird aber unter 
S. auch der ala jchleunige Vorfichtsmaßregel verfügte Sicherheitsarreft (proviforifche 
Haftnahme u. dergl.) verjtanden. Als Bollftrekungsmittel, ſowie ala Vorſichts— 
maßregel bat das Inſtitut der ©. feine Wurzeln im Röm. und im älteren Deutichen 
R.; insbeſondere im leßteren findet fich die Perfonalhaft als jubfidiäres, bei Frucht: 
lofigfeit der Grefution in das Vermögen des Schuldners häufig vorfommendes 
Vollftredimgsmittel, dem fich der injolvente Schuldner nicht jelten freiwillig unter- 
warf; jo bereits in den Volksrechten: 1. Sal. c. 58; 1. Visigoth. V. 6 8 5; 
l. Burgund. XIX. 7; 1. Baiuv. II. 1 $$ 4, 5; jpäter ausführlicher in den Rechts— 
büchern, jo Sſp. III. 39. $ 1; Sp.d. 8. a. 271; Schwip. 304 a, b. Als jpäter 
die Schuldfnechtichaft wegfiel, blieb die ©. ein Mittel, den Schuldner und wol 
auch jeine Verwandten und Freunde zu nöthigen, alles ihnen Mögliche zur Ber 
friedigung des die Haft veranlaffenden Gläubiger aufzubieten. Dieſen letzteren 
Zwed fuchte namentlich die im Mittelalter entitandene eigenthümliche Art einer 
freiwilligen ©., das Ginlager (obstagium, das Einreiten, Yeiften, die Geißelichaft) 
zu erreichen, d. i. die gewöhnlich vertraggmäßig übernommene Berpflichtung eines 
Hauptjchuldner® oder eines Bürgen, fih für den Fall, daß die ihnen obliegende 
Berbindlichfeit nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt wird, allein oder mit einer be= 
jtimmten Anzahl von Begleitern oder vertreten durch eine Art don Bürgen, an 
einen beftimmten Ort zu begeben und dort bis zur Beiriedigung des Gläubiger: 
aufzuhalten. Nach der Rezeption des Röm. R. blieb die ©. zwar fortbeftehend, 
aber doch mehr mit dem Charakter eines nur ausnahmsweiſe in Anwendung zu 
bringenden außerordentlichen, indireft wirffamen Zwangsmittels. Nur zur Erefution 
von Wechjelichulden und von Schulden, welche Studirende Eontrahirten, jofern ſolche 
nach den afademifchen Geſetzen flagbar waren, erhielt fich die ©. in allgemeiner 
und nicht blos fubfidiärer Geltung bis in die neuefte Zeit; ja für das WR. wurde 
der Perjonalarreit von nicht wenigen Yuriften der zweiten Hälfte des vorigen Jahr: 
hunderts geradezu als weſentlich und charakteriſtiſch erachtet und die Wechſelſtrenge, 
der „rigor cambialis“, einzig in der Zuläſſigkeit der S. erblickt. So fehlte denn 
die letztere in feinem der zahlreichen Wechjelrechte des vorigen und unſeres Jahr: 
hundert, und auch die Allg. Deutiche WO. (1847) ftatuirte — ausdrücklich. 

v. Holtzendorff, Enc. II. Kechtslexikon UI. 8. Aufl. 
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Endlich langte die Rechtsanjchauung in»theoretifcher Beziehung auf dem Stand- 
punfte an, geradezu leugnen zu müſſen, daß „aus dem Wejen des Rechts die 
Verpflichtung des Schuldners folge, mit jeiner Perſon für die Erfüllung der ver- 
mögensrechtlichen Verpflichtungen in der Art einzuftehen, daß der Gläubiger befugt 
ſei, ihn feiner perjönlichen Freiheit zu berauben‘‘ ; in praftifcher Hinficht aber hat 
fich gezeigt, daß die ©. dem freditfuchenden Publitum, dem Schuldner und deſſen 
Angehörigen regelmäßig nur Nachtheil und Leiden, ja ſelbſt völligen Ruin, häufig 
herbeigeführt durch niedrige Yeidenjchaftlichkeit des Gläubiger, diefem aber nicht 
den gewünfchten VBortheil bringe. Geleitet durch diefe und ähnliche Erwägungen 
und an der Hand einer genauen Statiftit über die bisherigen Griahrungen hob 
man nach dem Borgang der Engl. und franz. Gejeßgebung die S. ala Erefutiond- 
mittel auch in Dejterreih, dann im Norddeutichen Bunde, in Bayern und im 
übrigen Deutichland auf. $ 1 des bezüglichen Norddeutichen Geſetzes, nun Deutichen 
Reichsgeſetzes, bezeichnet den Perfonalarreft infoweit als nicht mehr ſtatthaft, als 
dadurch die Zahlung einer Geldjumme oder die Leitung einer Quantität vertretbarer 
Sachen oder Werthpapiere erzwungen werden foll; ähnlich das Defterreichiiche und 
die übrigen Geſetze. (Das franz. Gejeß von 1867 ließ die ©. zur Beitreibung 
von Gelditrafen und jtrafrechtlichen Schadenserſatzſchulden beftehen, zur Gintreibung 
der jchuldigen Koſten des Strafverfahrens wurde die ©. in Frankreich wieder ein- 
geführt im Jahre 1871.) Damit ift die ©. in ihrer gewöhnlichen und wichtigiten 
Bedeutung, nämlich) der eines Mittels zur Grzwingung einer civilrechtlichen 
Leiſtung, aus der Reihe der civilprogeffualen Zwangsmittel entfernt worden. 

Dagegen bejtimmt $ 2 des erwähnten NGejehes, daß die gefeglichen Vorſchriften, 
welche den Perjonalarreit geftatten, um die Einleitung oder Fortſetzung des Proyeh- 
verfahrens, oder die gefährdete Erefution in das Vermögen des Schuldners zu fichern 
(Sicherungsarreit), unberührt bleiben, und verlegt jomit den Fyortbeitand und die 
Ausbildung der Sicherungshaft, feine Borausjegungen und jeine Ausführung in 
das partifulare Prozeßrecht. 

Dieſer Rechtözuftand währte im Deutjchen Reiche nicht viel über 10 Jahre; 
ihn beendigte die Einführung der Juftizgefeße, welche am 1. Oftbr. 1879 in Wirt: 
jamfeit traten und zunächſt den $ 2 des Neichägeiehes vom 29. Mai 1868 zwar 
aufhoben, dagegen ihrerjeits die Sicherungshaft zum Zwed der Sicherftellung einer 
gegen das Vermögen der Schuldner gerichteten Grefution geftatteten und die ©. 
auch in Bezug auf andere Fälle neu, eigenartig und für ganz Deutjchland einheit- 
lich normirten. 

Demnach ift als geltendes Recht im Deutichen Reiche nun zu bezeichnen: 

1) Die ©. eriftirt als perfönlicher Sicherheitdarreft, zwar nicht mehr 
zum Zweck der Sicherung, der „Einleitung oder Fortſetzung des Prozeßveriahrens” 
überhaupt, wohl aber — forpeit erforderlich — „um die gefährdete Zwangsvoll- 
ftrefung in das Vermögen des Schuldners zu ſichern“ (Deutihe C(PO. SS 798), 
d. h. mit anderen Worten: „wenn zu beforgen ift, daß ohne die Verhängung 
diejes Perfonalarreits die Vollſtreckung des Urtheila vereitelt oder wefentlich erichwert 
werden würde‘ (Deutiche (PO. $ 797), wozu auch der Fall zu ziehen ift, dab 
das Urtheil im Auslande volljtrekt werden müßte (j. v. Wilmowski und Levy, 
a. a. O. S. 918); diefe Art der S. wird nur auf Antrag, aber möglicherweife ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung von dem zuftändigen Amtsgerichte (dem des 
Aufenthaltsortes des Schuldners) verhängt und entweder durch Haft oder durch 
jonftige Beichränfungen der perfönlichen Freiheit (3. B. durch Beichlagnahme von 
Legitimationspapieren oder von Reifemitteln, durch Stadt» oder Hausarreſt ır. f. m. — 
Deutihe EPD. $ 812 und die Kommentare hierzu) nach gejegmäßiger Anordnung 
des Arreitgerichts vollzogen. 

2) Die S. ala GSicherheitshait des Gemeinfchuldners im SKontursverfahren ; 
wenn Gefahr beiteht, daß der Gemeinfchuldner feine perfönliche Freiheit zu Ver— 
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mögensverſchleppung, Kolluſionen u. dgl. gebrauchen werde, kann das Gericht zum 
Zwecke der Sicherung der Maſſe, wo es nothwendig erſcheint, ebenſo wie dann, 
wenn der Schuldner die ihm vom Geſetz auferlegten Pflichten nicht erfüllt, die 
Haft deſſelben anordnen (KO. $ 93). 

3) Die Haft zur Erzwingung des Offenbarungseides; hierüber ſ. z5 782—795 
der Deutichen CPO. 

4) Die Haft zur Erzwingung des Zeugniffes, welches ein Zeuge abzulegen 
ohne Grund fich weigert; über Vorausfegungen, Dauer u. ſ. w. diefer Haft ſ. 
88 345, 355 der Deutichen CPO 

5) Die Haft zur Erzwingung nichtvertretbarer Handlungen des verurtheilten 
Schuldners; wenn ein Schuldner zur Vornahme einer Handlung, welche nicht von 
einem Dritten vorgenommen worden, verurtheilt iſt, diefe Handlung aber, obwol 
fie ganz von jeinem Willen abhängt, nicht vornimmt, jo kann das Prozeßgericht 
auf Antrag erkennen, daß der Schuldner zur Vornahme diefer Handlung durch 
Geldftrafen bis zum Grundbetrage von 1500 Mark oder durch Haft (bis zu 6 
Monaten) anzuhalten jei; Eingehung der Ehe und Serftellung des ehelichen Lebens 
find jedoch ala nicht erzwingbar hiervon ausgenommen (Deutihe CRD. $ 774). 

6) Die Civilhaft als Strafhaft; wenn der Schuldner einer Omiffiv- oder 
Duldungshandlung zumwiderhandelt, jo ift er wegen einer jeden Zuwiderhandlung 
auf Antrag des Gläubiger von dem Prozeßgerichte zu einer Gelditraie bis zu 500 
Mark oder zur Strafe der Haft bis zu 6 Monaten (im Ganzen aber nur bis zu 
2 Jahren) zu verurtheilen (Deutiche CPO. $ 775). 

Dieie 6 verichiedenen Arten der „Civilhaft'“ des heutigen Deutjchen Rechts find 
ihrer Natur nach jehr verichieden: kann die unter Ziff. 2 erwähnte Haft des Kon— 
tursſchuldners noch unter den Begriff der Sicherheitshait (S. in diefem Sinne) 
geitellt werden, jo nähert fich die umter Ziff. 5 erwähnte „Zwangshaft“ jehr be— 
deutend der eigentlichen ©. ala Grefutionsmittel, während die unter Ziff. 3 und 4 
mehr den Charakter von lediglich im Intereſſe der- progefjualifchen Ordnung zu— 
gelaffenen und anzuwendenden Zwangsmaßregeln und die unter Ziff. 6 den Charakter 
der Strafe tragen. 

Quellen: Franz. Geſetz vom 1 uli 1867. — Defterr. Gejeh vom 4. Mai 
1868. ren aaa ie 3 Mai 188. oben el. Fahr vom —* 1868. — 
Württemb. Gele vom 8. Jan. 1869. — Bayer. ur vom 6. April 1869. — Bab. 
——— 12, Fehr. 1870, ſämmtlich die Au Fr ber ©. betr. — Dad Nordd. Bundesgeſ. 
vom 29./31. Mai 1868 ift nunmehr Deutſches 5 0: —— Geſetz sur la contrainte 

ar corps, 27 juillet 1871. — Preuß. Allgem. Gerd. 1. 29. — Preuß. RD.$ 188. - 
Horb, Geieh vom 21. Juni 1869. — Deutiche PO. is 7S0. 808, 774, 775, 345, 355. — 


u Be ell, Syftem bes orbentl. Eiv.Prz., $ 30 Ziff. 2, 8 50 Ziff. 2 und die dort 


eit. Sit. — Ueber Einlager: Stobbe, Zur Geichichte des Deutihen Vextragsrechts, 
S. 178 — Ueber Aufhebung ber ©. 1. Ullmann, an die förperliche g ein zus 
Läffiges retutivmittel in Givilpro Teyehlacen (in der, Deutfchen erichtägtg. 1866); Derfelbe, 
Die Zukunft der S., Berlin 18 rn um Nordd. Gejek vom 29. Mai 1868. — 
Annalen des Nordd. "Bundes, Bd. I. (1868) S ff. — Ferner: eeile, Die Verhandlungen 
des Nordd. Reichstags über — der ©. Tag 1868. — Ueber das Franzöſ. Geſetz 
J. Deutjche Gerichtägtg. Bb. III. (1867) S fi. — ferner: Ueber bie neuen G See e über: 
haupt Samuely in Goldſchmidt's — 583* für 1 ur Bd. XV. 110—147 
(1870). — v. Wilmowsti u. Levy, E ff. u. a. a. O. ee 


Seuffert, Komment. zur EBD. zu $ 798, ©. 5 u.a. a. D. die übrigen Komment. 
ber —— . RD. — Ercole Vidari, Di alcuni progetti di icons sulle cambiali, Bologna 
1871, Pr ss. — Thöl, H.R., Bd. II Wechſelrecht, SS 17, 198, 203, 204 (4. Aufl.). — 
Waibrock, De la contrainte par corps, 1870. areis. 


Schuldſchein iſt die urkundliche Bezeugung eines Schuldverhältniſſes durch 
den Schuldner bzw. deſſen Vertreter. Das Röm. Recht hat den S. (chirographum) 
erſt in der Kaiſerzeit von den Griechen entlehnt und neben die altrömiſche cautio 
gejtellt, welche leßtere nur ein Referat über den mündlichen Vertragsſchluß zum 
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Anhalt für die Zeugen enthielt und eben darum meiſt nicht vom Schuldner, ſondern 
vom Deſtinatär der Urkunde geſchrieben wurde. Zu Juſtinian's Zeit iſt dieſe 
Zeugenurkunde faſt gänzlich verſchwunden, und der ©. in jubjektiver Faſſung weiter 
ausgebildet. (Vgl. Brunner, Zur Rechtögefchichte der Urkunde, Bd. I. ©. 44ff) 
Eine beitimmte Form des ©. ift nicht vorgefchrieben. Er wird durch Unterichritt 
vollzogen. Nur das Preuß. Allg. ER. I. 11 $ 730 jet noch weiter feſt, was zu 
einem „vollitändigen“ (Darlehns-)S. erfordert werde, jo daß der Darlehnägeber nur 
gegen Augftellung eines folchen zu zahlen braucht. Die rechtliche Abficht der Par- 
teien, nach welcher fich die Bedeutung und Wirkung des ©. beftimmt, kann zunächſt 
darauf beichränft fein, dem Gläubiger ein Beweismittel zu verjchaffen. In dieſem 
"alle enthält der ©. ein außergerichtliches Geftändniß und Liefert daher, jobald der 
Aussteller ihn dem Gläubiger übergeben hat, vollen Beweis der Thatjachen, die er 
bezeugt; durch Gegenbeweis wird er widerlegt. Es fragt fich aber, ob auch eine 
weitergehende Abficht und Wirkung möglich ift. Dieje Frage wird beſonders wichtig 
bei generellen oder gar abjtraften ©., welche die Faſſung Haben: „Sch befenne dem 
X. 1000 Mark aus einem Kaufe jchuldig zu jein“, veip. „Ich befenne dem X. 
1000 Mark jchuldig zu jein“. Denn dieje find zum unmittelbaren Beweiſe von 
Thatjachen nicht geeignet. Das jpätere Röm. Recht hat jolcher cautio, quae indiscrete 
loquitur, d. 5. worin der Ausſteller nicht ipse specialiter causas explanavit, pro 
quibus eandem conscripsit, die Beweisfraft abgeiprocdhen (1. 25 $ 4 D. de prob. 
22, 3 und 1. 13 C. de non num. pec. 4, 30) und demgemäß erklärt die her- 
gebrachte Lehre einen der thatjächlichen Spezialifirung entbehrenden ©. (fog- 
cautio indiscreta) für fraftlos. Allein gegen dieje Lehre ift eine Reaktion eingeleitet 
worden durch da® unten bezeichnete Buch von Bähr Manche glauben num ſchon 
durch Annahme einer Präfumtion helfen zu können, des Inhalts, daß es fich mit 
dem Entjtehungsgrunde der Schuld jo verhalte, wie der Inhaber des ©. angebe 
(Buhl, ©. 44). Das ift jedoch theils willkürlich, theils unzureichend. Eine zweite 
Gruppe von Schriftitellern erblidt in der Auaftellung eines S. wenigjtens injotem 
einen Vertrag (ſog. Beweisvertrag), ala der Schuldner damit erkläre, für das 
von ihm Zugeftandene feinen weiteren Beweis vom Gläubiger verlangen zu wollen; 
danach werde auch durch ein generelles oder abjtraftes Schuldbefenntniß das Vor 
bandenjein einer Schuld erwiejen; da es aber zur Klage einer thatjächlichen Sub 
ftantitrung der Schuld bebürfe, jo jei bei derartigen ©. die Klage nicht auf die 
anerkannte Schuld zu gründen, jondern vielmehr auf das mit der Anerkennung meilt 
verbundene oder doch aus ihr zu entnehmende Konſtitut (Zahlungsveripreden). 
So Bruns, ©. 127—130; ähnlih Schlejinger u. a. m. Die Schwäche diejer 
Theorie liegt theil® in der Unterftellung eines Konftituts, theils in der infonjequenten 
Annahme, daß der ©. zwar nicht von der Subftantiirung der einzuflagenden For 
derung, aber doch von derjenigen der E£onftituirten Hauptſchuld dispenfiren Fönne. 
Eine dritte Anficht geht davon aus, daß dem ©. eine über das Gebiet des Beweiſe⸗ 
hinausreichende, verpflichtende Abficht, ein materieller „Anerfennungsvertrag” zu 
Grunde liegen könne, des Inhalts, daß der Ausiteller das Anerfannte nicht be 
itreiten wolle. In diefem Sinne gemeint werde der ©. aus einer Berweid- zur 
Diepofitivurfunde. Er könne diefe Bedeutung bei jpezieller, wie bei gemerella 
Faffung haben; ob er fie habe, hänge von der Abficht der Parteien ab. Die Kon 
jequenz diefer Bedeutung ift es, daß der ©. nicht durch Gegenbeweis widerlegt, fon 
dern nur durch Anfechtung nach den Regeln der Kondiktionen entkräftet werden, und 
daß der Gläubiger aus dem Anerkennungsvertrage als ſolchem, ohne auf die aner- 
fannte Schuld zurüdgehen zu müſſen, Hagen kann. Hierfür Windicheid, Lebrh., 
$ 4123; Unger in den Jahrb. f. Dogm. VIII. Nr. 7 u. a. m. Noch weiter 
geht die von Bähr aufgeitellte Lehre, nach welcher der ©. in allen Fällen Ver— 
pflichtungsgrund jein und eine neue von der urjprünglichen causa losgelöſte Schuld 
erzeugen joll. Dieje letzte Lehre geht entichieden zu weit und thut dem Parteiwillen 
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Gewalt an. Zwifchen der zweiten und dritten ift die praftiiche Differenz nicht jehr 
bedeutend. Sie beiteht hauptjächlich darin, daß die erftere auch bei unentjchuldbarem 
Irrthum Gegenbeweis, die letere nur bei entichuldbarem Anfechtung zuläßt. Den 
Vorzug verdient aus praktijchen, wie aus theoretiichen Gründen die letztere. Auch 
jene beiden Römifchen leges jtehen nicht im Wege, da fie mit der Theorie der Sti— 
pulation, wie fich diejelbe in der Kaiferzeit entwicelt hatte, eng zufammenhängen 
und mannigjacher Deutung fähig find (vgl. Windſcheid, $ 412b Anmerf. 2). 
Fraglich kann nur fein, woran man erkennt, ob bie Abficht der Parteien auf Bes 
weismittel oder Verſprechen, auf Konftatirung oder Konftituirung einer Schuld ge- 
richtet war. Man wird für dad erftere präfumiren müflen, wenn der Inhalt des 
©. mehr Thatjachen, für das zweite, wenn er mehr Rechtsverhältniffe bezeugt. Die 
legtere Auffaffung muß auch dann Pla greifen, wenn ein ©. über ein gegebenes 
Darlehn ausgejtellt wird, während ein ſolches weder gegeben war, noch gegeben 
werden ſollte. Anders freilich $$ 866, 867 des Allg. LER. I. 23. Bol. jedoch 
Dernburg, Lehrb. IL. $ 15 Anm. 13. Der S. muß vom Gläubiger gegen Em— 
piang der Zahlung zurüdgegeben werden ($ 125 des Allg. LR.I. 16). Aus jeder 
Rüdgabe des ©. durch den Gläubiger, jowie aus der von letzterem bewirkten Kafla- 
tion des ©. entfpringt die Präfumtion, daß die Schuld getilgt fei (1. 24 D. de 
prob. 22, 3; $ 97 des Allg. ER. I. 16). Näheres bei Windſcheid $ 344 Anm. 
5 und Dernburg, II. $ 97. Bejondere Beitimmungen gelten über den ©. beim 
Darlehnavertrag (f. diefen Art.). 

Lit.: Die Lit. ift im Allgemeinen wie in Ra auf ben Anerkennungs— 
vertra — Art.). — Hervorzuheben iſt: Bähr, Die Anerkennung als Berpflichtungs: 


rn ya „Kaſſel u. —— 1867. — Bruns, eitichr. für Rechtägeichichte, I. S. 118 
u. 421—422. — Buhl, — = "Lehre vom Anertennungdvertrag, Hrielb. 


a — ——— Das Rechtägeihäft, S 
Schulen, tonjeffionelle und Simultanjchulen, ſ. Shulaufficht. 


Schullehrer. Ein beionderer Berufsftand der Lehrer, insbeſondere der 
Bolksfchullehrer, konnte in der Europäifchen Welt fich nicht bilden, jo lange die 
Schule Lediglich ala Annexum der Kirche galt. Der Lehrer ift nach diefer Auffaffung 
ein Glied der kirchlichen Hierarchie, der Ortölehrer ein dem Presbyter untergeordneter 
„Klerikus“ zur Katechifation. Univerfitäten, Akademien und eine Anzahl gelehrter 
Schulen können fich ala privilegirte Körperichaften unter dem Proteftorat des Staates 
der Kirche in einer gewiffen Selbftändigfeit nebenordnen, bleiben aber doch ein Glied 
des fonfeffionell fundirten Staates (f. d. Art. Schulaufficht). Dies Verhältniß 
bat fich in den wejtlichen KHulturjtaaten als Regel erhalten mit der Einheit der 
Staatsfirche. Auch in Deutſchland entitand in dem Zwiejpalt der Kirchen zu— 
nächit noch fein befonderer pädagogischer Beruf, in welchem fich Lehre und Erziehung 
unabhängig von einem firchlichen Syſtem als Berufsftand geftaltet hätten. Univer- 
fitäten und gelehrte Schulen bilden nur privilegirte Körperichaften in einer gewiſſen 
Selbjtändigkeit neben dem Landesfirchenregiment. Auch ala im 18. Jahrhundert 
die Volksſchule ala „BVBeranftaltung des Staats” fich gewiſſermaßen zwiſchen die 
Kirchen ftellte, hörte die Abhängigkeit der Ortsſchule von den „Eirchlichen Oberen“ 
nit auf, und für das zahlreiche Perfonal der Elementarlehrer jehlten zunächit alle 
Vorbedingungen zur Anerkennung eines bejonderen Berufsftandes. Soweit der 
Lehrer mit dem Küſter identiſch war, haftete ihm die wenig geachtete Stellung der 
niederen Kirchendiener an. Soweit Lehrer und Küfter nicht identifch waren, ergänzte 
fi das Lehrerperfonal aus den niederen Handwerfen und anderen wenig geachteten 
Schichten, und e8 war nur das Bewußtſein eines wichtigen, für die bürgerliche Ge⸗ 
ſellſchaft unentbehrlichen Berufes, welches ein gewiſſes Selbſtgefühl in dem dürftig 
ausgeſtatteten Lehrerſtand erhielt. Die durchgehende Unterordnung des Ortslehrers 
unter die Gutsherrſchaft, die landesherrlichen Aemter und die Stadtmagiſtrate im 
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Patrimonialſtaat gab auch dem Lehrerſtand einen Anflug von der Stellung der 
unterthänigen Klaſſen gegenüber der herrſchenden Klaſſe. Als gegen Ende des 18, 
Jahrhunderts die Lehrerſeminarien einige Bedeutung erhielten, ſo war es doch immer 
nur der kleinere Theil der beſſer ausgeſtatteten Stellen, welcher mit einem berufsmäßig 
ausgebildeten Perjonal beießt werden konnte. Auch in Preußen wurde erit jeit der 
Verjüngung des Staats nach den Niederlagen von 1806 die Seminarbildung als 
organijches Glied dem allgemeinen Unterrichtsiyftem eingefügt. Es blieb damit auch 
in der Preußifchen Gejeggebung eine weite luft zwifchen dem ftubirten Lehrer und 
dem unjtudirten unausgerüllt. Während jener jchon gegen Ende des 18. Jahr 
hunderts die wichtigften Privilegien und Immunitäten der Staatsbeamten erhalten 
hatte, jo wußte man dem unjtudirten Lehrer noch immer feine Stellung in der 
Hierarchie des Staats und der Gejellichaft anzuweiſen. Auf die große Zahl der 
Glementarlehrer das Privilegium eines erimirten Gerichtöftandes und manche andere 
Beamtenprivilegien auszudehnen, trug man aus guten Gründen Bedenken. Aber 
auch in Bezug auf Gehalt und Penfionsberechtigung fehlten durchweg die Geld: 
mittel, um den Lehrerftand mit feinem ganzen Perfonal unter die „unmittelbaren 
oder mittelbaren Diener des Staates“ einzureihen. Grit jeit der Zeit ber Freiheits⸗ 
friege beginnt mit dem Aufwachen der jtaatöbürgerlichen Gejellichaft auch die Ein- 
reihung des ganzen Lehrerjtandes in die höhere Stellung des Staatödienetthums, die 
um jo leichter ausführbar wurde, ſeitdem der privilegirte Gerichtäftand und einige 
andere Jmmunitäten der Beamten weggefallen oder ermäßigt waren. Mag in den 
Verf. Urk. oder Berwaltungsgejegen ihre Stellung als „Staatädiener“ ausgeſprochen ſein, 
oder nicht, ſo haben ſich doch überall diejenigen Momente entwickelt, auf die es in 
der Sache ankommt. 

1) Die Lehrerbildung wird auf ein verwaltungsrechtlich beſtimmtes Maß 
einer berufsmäßigen Vorbildung geſtellt, und eine durch geordnete Prüfungen zu er 
werbende Qualifitation bildet die Vorbedingung zum Lehramt, neben welcher eine 
unvolljtändige Vorbildung in privaten Präparandenanftalten nur noch aushülflich in 
Nebenftellen oder jehr gering dotirten Landichulen zugelaflen wird. 

2) Rüdfichtlich der Anftellung kommen die normalen Grundjähe des Amt 
‚rechts zur Geltung : fie erfolgt entweder unmittelbar durch die Staatsbehörden oder 
auf Nomination eines Patron oder einer Gemeindebehörde nach den Grundſätzen 
vom „mittelbaren“ Staatsbeamtenthum unter Bejtätigung der Auffichtöbehörde. Die 
Anftellung ift eine grundjäßlic lebenslängliche, die Dienstentlajjung und 
die Disziplinarijche Beltrafung nach den Grundjähen des Deutichen Beamten 
rechts geregelt. 

3) Gehalt und Penjionsberehtigung werden auf dem Fuß des nor 
malen Amtärechts geitellt. In manchen Kleinjtaaten find Minimalgehalte, Alters 
zulagen und Penſionsſätze ſogar gefeglich firirt, wie dies in einem Kleinſtaat in der 
That ausführbar ift. In Preußen und in den größeren Staaten ift auf dem Wege 
der Regulative eine gewiffe Gleichmäßigfeit durchgeführt, wie dies bei der großen 
Verichiedenheit der Bedürfniffe und Gewohnheiten der einzelnen Landestheile aus 
führbar war, und auch eine Penfionsberechtigung nach einem bejcheidenen Maßſtab 
ift jet wol überall anerkannt. 

So reift von diefer Seite aus das Unterrichtsweſen einer allgemeinen ge 
jeglichen Organijation auch von unten herauf entgegen. Den Beichwerden bet 
Lehrerſtandes ift in den wejentlichiten Punkten abgeholfen, und troß mancher Schwan— 
kungen in den Verwaltungsiyftemen des lebten Menſchenalters ift wol nirgends ein 
Rücfchritt erfolgt. Die zuweilen übertriebenen und unausführbaren Forderungen dei 
Lehrerftandes beruhen auf der Einfeitigfeit, die in jedem geichlofjenen Berufskreis zur 
Ericheinung fommt, und welche fich nicht genügend klar macht, welche Semmniffe in 
den Reicht: und Finanzverhältniffen des Staats und der Kommunen einem rafcheren 
Fortſchreiten entgegenstehen. 
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Sit.: Bol. vorzugsweiſe 2. dv. Stein, Die inmere Verwaltung 4 Theil der Ber: 
waltungslehre: Das Bildungsweſen) und K. A Schmid, Encyklopädie bed gefammten Er» 
ziehungs- und Unterrichtsweſens (ſeit 1859) in den betr. Artikeln. Gneift. 


Schulting, Anton, 5 1659 zu Nymmegen, jtudirte in Leyden, wurde 1694 
Profeffor in Harderwyk, 1718 in Leyden, F 1734. 

Schriften: Diss. de recusatione judicis, Fran. 1708; Lugd. Bat. 1714. — Enarratio 
Pr Iae Dig., Lugd. Bat. 1720. — Jurisprudentia antejustinianea, Lugd. Bat. 1717; Lips. 
837. — Thesium controv. decades C., 1738. — Commentationes academicae, ed. Uhlius, 
Hal. 1770—1774. — Notae ad Digesta, ed. Smallenburg, Lugd. Bat. 1804—1835. 

git.: Rivier. — Haubold. — Hugo. Beihmann. 


Schulzwang. Der ©. oder die allgemeine Schulpflicht ift im Laufe 
der letzten Jahrzehnte in allen Kulturftaaten Europa’ ala ein Streitpunft der 
politischen und firchlichen Parteien in den Vordergrund getreten. Seine Entſchei— 
dung hängt von der Borfrage ab, ob der Staat fich auf dem jog. Rechtszweck zu 
beichränfen, oder ob der Kulturzweck zu feinen wejentlichen Aufgaben gehört. 
Schon das Mittelalter Hat diefe Frage bejaht, indem es für die geiftige und fittliche 
Hebung des Volkes einen eigenen Berufsftand und ein eigenes Staatsweſen bildete 
in der monarchiichen DVBerfaffung der Römiſch-katholiſchen Kirche. Der kirchliche 
Staat unterfcheidet auch bereits eine Elementar- umd eine Berufsbildung. Die 
legtere bietet er in reichem, aber ungleichem Maße in feinen gelehrten Schulen der 
freien Benußung des Laienthums an. Für den erfteren behauptet er eine er— 
zwingbare Berpflichtung aller Laien, die Heildwahrheiten und Sittengebote fich 
von der Kirche Lehren zu lafjen, und betrachtet dieje Lehre ala ausreichenden „Volks— 
unterricht“ überhaupt. Der Lehrzwang wird damit zum Glaubenszwang und theilt 
das Schidjal der Veräußerlichung und ftändifchen Zerfegung der Kirche am Schluß 
des Mittelalters. 

Mit der Reformation beginnt der Zwieipalt des kirchlichen und weltlichen 
Staates ſich zu löfen: e& bleibt aber noch die mittelalterliche Grundidee der jtaat- 
lichen Ginheit des Glaubens und damit das jus reformandi der Staatsobrigfeit 
ftehen. Erſt aus dem Kampfe der verjchiedenen Befenntniffe unter einander (in 
Deutichland insbejondere aus der Bereinigung katholifcher, Lutherifcher und refor— 
mirter Landesgebiete unter einem Landesheren) entwidelt fich langjam fortjchreitend 
der Grundſatz der Glaubensfreiheit, der Belenntnißfreiheit, der freien Religiongübung 
und Gleichheit der Belenntniffe, der Unterrichtäfreiheit und der Aufhebung der Genjur. 
Es iſt die Ehre des Germanifchen Geijtes, an der Spitze diefer geiftigen Berreiung 
zu ftehen, ebenjo in der alten wie in der neufolonifirten Welt. Gerade in diefem 
tiefer erfaßten Grundjah der Lehrfreiheit entfteht in den Nordamerikaniſchen Frei— 
jtaaten und in Deutichland, Hand in Hand damit, der Grundja des „S.“, und zwar 
aus Folgender Betrachtung. 

Die abjtrafte Unterrichtsfreiheit ebenfo wie die abjtrafte Erwerbäfreiheit beſtehen 
praftifch nur für die, befißenden Klaſſen; für die große Mehrheit der Bevölkerung 
haben fie nur eine negative Bedeutung. Die unteren Schichten der Geſellſchaft haben 
nicht die Mittel, oft nicht die Einficht und den Willen, jolche fakultative Freiheiten 
jachgemäß und gleichmäßig zu verwirklichen. Erſt von dem Höheren Standpunft der 
Gemeinfchait aus laſſen fich diefe Mängel und Ungleichheiten überwinden. Wie der 
Staat als fittliche Gemeinschaft den Beruf hat, die Lebensexiſtenz des Erwerbs— 
unfähigen durch eine Zwangsarmenpflege zu beichaffen, jo hat er den Beruf, die 
geiftige und moraliiche Eriftenz der unmündigen Jugend zu fichern, weil ſie jelbit 
dafür micht zu jorgen vermag. In Achtung vor dem Kreis der Familie überläßt 
er diefe Fürjorge zumächjt dem Haufe. Aber die Gewalten des Hauſes find nicht 
mehr abjolute wie im Römijchen Altertum. Wo das Gebot der Liebe und ber 
Pflicht im häuslichen Kreife verjagt, ift im Germaniſchen Leben von früher Zeit an 
ein Schußberuf des Staates für die paffiven Glieder des Hausverbandes zur Gel- 
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tung gekommen. Er kann ſich dieſer Verpflichtung nicht entziehen, weil es ſeine 
eigenſte Sache iſt, für die Lebensbedingungen der Gemeinſchaft zu ſorgen. Es giebt 
aber in der That ein nothwendiges Minimalmaß geiſtiger Entwickelung, welches 
der in der Gemeinjchait aufwachjenden Jugend erjt die Möglichkeit eines menjchen- 
würdigen Daſeins eröffnet, welches zur Aufrechterhaltung des Nahrungs- und Kultur: 
ftandes der Geſammtheit, ja jelbjt für die Heeresverfaffung und die innere Sicher 
heit des Staatölebens unentbehrlich erjcheint. Wie dieſe Elementarbildung unerläßlid 
für alle Staatsangehörige, jo ift fie die Vorausſetzung und Einleitung für alle 
Weiterbildung in den Höheren Stufen. Sie wird eben dadurch die Vorausjegung dei 
geiltigen Verkehrs, der ineinandergreifenden Bewegung, des geiftigen Fortſchritts der 
ganzen Nation. Die in ihr gegebene Möglichkeit der Weiterbildung des Ein- 
zelnen wird zur Vorbedingung für die geiftige Bewegung des Ganzen. Sie kann 
daher weder von der zufälligen Auffaffung der einzelnen Yamilie, noch von den Be 
figverhältniffen der einzelnen Familie jchrantenlos abhängig bleiben, wird vielmehr zum 
ftaatlichen Zwangsrechte in folgenden Grenzen: 

1) Der ©. beſchränkt jich auf die Stufe des Elementarunterrichts, 
d. h. auf das Maß intelleftueller wie religiöfer Bildung, welches nach der Kultur 
ftufe des Volks „nicht ala Gabe einzelner Yamilien, noch ala ein bejonderes Gut 
einzelner Klaſſen der Bevölkerung, fondern als das gemeinfame Bedürfnig Aller für 
Alle gewährt werden muß“. Es war zuerſt das ftädtifche Leben, welches nach der 
Reformation die Nothwendigkeit erfannte, außer dem Religionsunterricht die Anz 
fangsgründe der Wiſſenſchaft in diefen Kanon des allgemein Nothiwendigen aui- 
zunehmen. Die Städte wurden damit die Wiegen der heutigen Volksſchule und 
eines eigenen Standes, der Volksſchullehrer. Der Wohlfahrtäjtaat des 18. Jahr⸗ 
hunderts bat fich von da aus des großen Gedankens bemächtigt, weil auch für ihn 
Bildung zur „Macht“ wird. Aus manchen Uebertreibungen und Berirrungen diejer 
Richtung kommt die Heutige Zeit zu der Einficht, daß nur das gleihmäßig 
Durchführbare Gegenjtand des Zwanges fein kann, daß der Elementarunterricht eine 
organische Stufe des gefammten Bildungswejens bis zur höchiten Berufsbildung hinauf 
werden, daß ebendeshalb feine Grenze mit dem Stand des gejammten Bildungs 
wejens nothwendig wechjeln muß. Schon aus diefem Grunde kann das Unterrichts- 
wejen nur durch die organifirende Gewalt des Staats ala Ganzes gejtaltet werden, 
und fann deshalb an der Selbitändigfeit der Kirchen, Gemeinden und Tyamilien keine 
abjolute Grenze finden. 

2) Die obligatorifche Elementarjchule umfaßt auch den Religionsunter- 
richt — ihren urfprünglich ausfchließlichen Gegenjtand. Es iſt dies das hiſtoriſche 
Recht der anerkannten Kirchen. Es läßt fich nicht ignoriren, daß immer noch ein 
erheblicher Theil der Ausftattung der Vollsſchule ein Erbtheil der kirchlichen Ge 
meinden und Jnftitute ift, und daß 98—99 Prozent der Bevölkerung in Deutich- 
land mit ihrem firchlichen Bekenntniß auch dies Erbgut überfommen haben. No 
allgemeiner jpricht dafür das fachliche Bebürfniß, welches den Keligionsunterricht als 
Grundlage aller Lehre der unmündigen Jugend fefthalten muß. Gine Trennung 
von Volks- und Religionsfchule würde zu einem Dualiamus firchlicher und welt: 
licher Schule führen. Beide würden fich befämpjen, anjtatt zufammenzutirken. Beide 
würden verfümmern, wo die vorhandene Ausftattung faum für eine Schule aus 
reiht. In Deutjchland insbejondere würde der Zwiejpalt aller Lebensanjchauungen 
und Gewohnheiten durch die ausjchließlich kirchliche Volksſchule von Unten herauf 
der Nation wiederum amerzogen werden. — Es entjteht durch dies jchwierige Ver: 
hältniß eine neue Staatsaufgabe, welche in Deutjchland ihre Grundlage in der Pa— 
rität der anerkannten Kirchen findet, vermöge deren eine gleiche Fürforge und Ver- 
wendung des überfommenen Schulvermögeas ftattfinden muß, nicht mehr nad) einem 
Normaljahr, jondern nach dem heutigen Stand der Bevölkerung und dei Be 
dürfniſſes. Dieſe Parität und das gleiche Recht der diffentirenden Belenntnifie auf 
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die Wohlthat der Volksſchule bedingen die Staatsleitung in erhöhten Maße, und 
daneben ein Recht der Kirchengewalten, nicht zur unmittelbaren „Mitleitung“ der 
Schule, wol aber zur Kenntnißnahme, Fürforge und Abwehr, daß das wirkliche 
Bekenntniß der Kirche in der Schule gelehrt und nichts diefem Bekenntniß Feind— 
jeliges in der Schulordnung Platz finde. 

3) Der ©. gilt nur ergänzend. Er refervirt der Familie das Recht, ihn 
jeder Zeit zu erjeßen durch einen gleich guten, in der Regel freilich theureren, 
Privatunterricht. Der ©. wahrt auch das abjolute Recht der Gewiſſensfreiheit, 
indem er fein Kind zum Religionsunterricht einer ihm fremden Konfeffion nöthigt. 
Es genügt in diefem Punkt auch der Nachweis eines Privatunterrichts in einem 
diffentirenden Religionsbefenntniß, deſſen „religiöfe Subftanz“ zu prüfen übrigens 
niemal® Sache des Staates jein kann. 

Mit diefer Begrenzung ift das Hartklingende Syſtem des ©. vom religiöfen, 
fittlichen, rechtlichen, nationalen, wirthichaftlichen Standpunkt aufrecht zu erhalten. 
Sein mächtigfter Gegner freilich bleibt die römiſch-katholiſche Kirche. . Sie 
hält umabänderlich das Recht auf die Lehre der Unmündigen als eine Pflicht ihrer 
Glaubensgenoſſenſchaft feſt. Sie betrachtet das Recht, „ihre Herde zu meiden”, ala 
unmittelbar göttlicher Einſetzung. Diefem Anspruch gegenüber hat der Staat das 
Recht feiner allgemeineren und damit Höheren Gemeinschaft geltend zu machen, 
welches auch andere Belenntniffe zu einer nationalen und fittlichen Gemeinschaft 
zufammenfaffen und zufammenhalten fol. Er vermag der beanfpruchten „Freiheit“ 
der Kirche nur die Garantie zu gewähren, daß in der Schule das Firchliche Be— 
fenntniß gelehrt und feine der Kirche feindfelige Einrichtung geduldet wird. Zur 
Behauptung ihrer Herrſchaft ftellt fich die heutige Elerifale Richtung freilich auf den 
Standpunkt, daß die Elementarjchule „Erziehungsanftalt“ ſei, der ©. alſo ein Ein- 
griff in das abfolute Erziehungsrecht des Vaters. Die Schule ift aber in erfter Stelle 
Unterridtsanftalt für Wiſſen, verbunden mit der Lehre der Religion. Dem 
Erziehungswerk des Haufes tritt fie nur ergänzend, aushelfend, fürdernd Hinzu. Sie 
gewährt das, was die ifolirte Familie dem Kinde als Regel nicht zu geben vermag. 
Sie beſchränkt ſich grundfäßlich jo weit, um die wirklich erziehende Thätigfeit der 
Familie nicht zu durchfreuzen und zu hindern. Als ein, immerhin mangelhafter, 
Erſatz der Erziehung tritt fie nur ein für die verwahrlojte, unfittliche Familie. 
Vermag aber die Kirche eine jolche Entartung einzelner Glieder nicht zu überwinden, 
jo jollte fie dem Staat nicht Oppofition machen vom Standpunft einer behaupteten 
Souveränetät der Familie gerade für unmürdige Familienhäupter. Ein Recht, 
durch das Familienhaupt auf die Erziehung zu wirken, fowie die völlige Freiheit 
der Einwirkung auf ihre mündig gewordenen Glieder, wird der Kirche vom Staate 
nirgends beftritten. — Auch in England hat der Standpunkt der Staatskirche, 
vereint mit den Lebensanjchauungen der regierenden Klaſſen, fi) bis in das lebte 
Menjchenalter gegen den ©. gefträubt und erſt in der Gejeßgebung ſeit 1870 ſich 
dem Deutjchen Syftem immer weiter genähert. — In Frankreich Hat die Re- 
volution mit ungeftümer Gewalt den Yugendunterricht ala ein Gejammtrecht der 
Gefellichaft reflamirt, ift damit aber nur zu einer allbevormundenden Staatöverwal- 
tung des Unterrichtöwefens gelangt, die zur Behauptung ihres Abjolutismus wieder 
zu einer Theilung ihrer Herrfchaft mit der römiſch-katholiſchen Kirche genöthigt war. 
Die geistige Unfreiheit behauptet fich hier unter dem abjtraften Titel einer „Freiheit 
der Lehre und des Unterrichts“. In Belgien Hat diefe Richtung jogar ein grund» 
gefeliches Verbot des ©. durchgeſetzt. In den größeren Fonjtitutionellen Ländern 
ift außer der Herrichait der Staatöfirche auch der überwiegende Einfluß der befigenden 
Klaffen auf die Staatögewalt, welche die joziale Bedeutung des ©. für die Erhebung der 
arbeitenden Klaſſen zur „Iheilnahme am Staat“ bisher nicht genügend gewürdigt hat. 

So eriheint denn Deutſchland das Normalland des ©. Es iſt vorzugsweiſe 
der Deutjche Geift, der die Schule als ein Öffentliches Inſtitut entwidelt hat. 
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Dieſe Schule kennt keinen Unterſchied der Geſellſchaft, ſie bietet, was ſie zu geben 
hat, für Alle. Sie ſetzt ſich die große Aufgabe, der Menſchheit die Bedingungen 
der perſönlichen geiſtigen Entwickelung Aller zu geben. Sie iſt die erſte Grundlage 
der ſozialen Freiheit, indem ſie allein das Aufſteigen aus allen in alle Klaſſen durch 
die Vermittelung der geiſtigen und ſittlichen Bildung ermöglicht. Mit dem Syſteme 
des S. in den Edikten von 1717 und 1736 wurde insbeſondere das neuere Preu— 
ßiſche Staatsweſen inaugurirt. Nach der Erwerbung Schleſiens hat Friedrich der 
Große zuerſt ein würdiges Muſter der paritätiſchen Volksſchule für Evangeliſche und 
Katholiken gegeben. Unter allem Wechſel der Verwaltungsſyſteme iſt der S. noch 
einmal im Geſetz vom 23. Juli 1847 auch für die jüdiſchen Gemeinden in voller 
Korrektheit durchgeführt. Was die Entwidelung des Deutichen Volkes zur macht- 
vollen Einheit, was insbeſondere die Deutiche Heereiverfaflung zur Europäiſchen 
Hegemonie geführt hat, ift an eriter Stelle die geiftige Entwidelung der Gejammt- 
heit durch den ©., der feine Anerkennung und Geltung in der Europäiſchen Welt 
durch jeine Erfolge fichert, und bis zum Schluß umferes Jahrhunderts ein Gemeinqut 
der ciwilifirten Welt fein wird, 

Lit.: Für England: The Education of the People by Canon Norris, 1869. — 
€. Wagner, Das Volksſchulweſen Englands und feine neuefte Entwidelung, 1865. — für 
ee F Eugöne Rendu, De la loi de l’Enseignement und De Education popu- 

e dans l’Allemagne du Nord. — Für Deutihland: 2. v. Stein, Die Verwaltungs 
lehre, V. Theil: Das Elementar- und das Berufäbildungsmelen, Stuttg. 1868, ©. 71—189. — 
Gejammtnahweifungen über die einzelnen Staaten in Schmid's Encyklopäbdie des Erziehung? 
und Unterrichtäwelens, 1859 ff. — Für die Hauptftreitfragen in Deutichland: Gneift, Kom 
feifionelle Schule, Berl. 1869. Gneift. 

arg ehe Hieronymus, & 12. IV. 1481 zu St. Gallen, jtudirte unter 
Kraft in Bafel, wurde zu Tübingen magister artium, fpäter nach der joeben ge 
jtifteten Univerfität Wittenberg berufen, 1505 legens des liber Sextus und der 
Glemtentinen, 1507 ord. jur. eiv. in Codice, dann Beifiter des Sächſ. Oberhor 
gerichts zu Altenburg und Leipzig und KHurfürjtl. Rath, 1536 legens in Digestis, 
darauf in Frankfurt a. O. 7 6. VI. 1554. 

Schriften: Consiliorum s. responsorum juris centuria Ia Francof. 1545; cent 
IIa Francof. 1551; cent. Illa Francof. 1553 — ed. tert. 1594 — ed. nov. Francof. 
1617. — Oratio de reverentia legum und de legum justitia et disciplinae praestantia ac 
necessitate in Melanchthon, Selectae Declamationes, III. 101, 142, 

Lit. Muther, Aus dem Univerfität- und Gelehrtenleben im Zeitalter der Reformation, 
Erl. 1866, ©. 178—229, 415454. (Muther, Der Reformationsjurift Dr. Hieronymus 
Schürpf, Erl. 1858). — vd. Stinking, Geſchichte der Deutichen Rechtswifienicaft (1880), L 
266 u. d. TZeihmann. 

Schurfſchein. Das nach dem älteren Bergrechte an eine Erlaubniß wicht ge 
bundene Schürien ward im Verlaufe der letzten Jahrhunderte, zunächſt hauptjächlic 
im Intereffe des an Werth geitiegenen Grundbefies, durch die wichtigeren Bartikular- 
rechte (vgl. Achenbach, Deutiches Bergrecht, I. ©. 332 ff., ſowie ferner wegen 
der Sächſiſchen Objewanz, Köhler, Anleitung, ©. 135) von einer bergamtlichen 
Schurflizenz abhängig gemacht, welche fih im Sächſ. und Oeſterr. Bergrechte bie 
heute erhalten hat, woſelbſt fie in eine engere Verbindung mit den Normen über 
die Bevorrechtung zum Muthen (j. d. Art. Finderrecht) getreten ift. Für den 
uriprünglichen Zweck (Schu des Grundeigenthümers) bietet der ©. nur infofern ein 
geeignetes Mittel, als „durch die Nothwendigkeit der Nachjuchung des ©. eine Be 
auffichtigung der Schürfenden ermöglicht wird“ (Achenbach, a. a. D. ©. 333). 

A. Im Königreich Sachſen wird das Necht, innerhalb gewifler Grenzen 
(Schurffeld) unter Ausichließung jedes Dritten und mit dem Vorrechte zum Muthen 
metalliiche Mineralien (j. d. Art. Bergreht) von der Erdoberfläche aus auf 
zufuchen und zu diefem Zwede in fremden Grund und Boden einzuichlagen, vom 
Bergamte durch Ausjtellung eines ©. ertheilt. Unter mehreren Bewerbern bat der 
frühere ein Vorrecht auf Austellung des S. Der Grundeigenthümer bedarf jelbigen 
zum Schürfen auf eigenem Grunde zwar an fich nicht, wol aber, um ein Vorrecht 
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zum Muthen geltend zu machen. Das Schurffeld iſt nach ſeinen Grenzen genau zu 
beitimmen, darf aber 400 000 Quadratmeter Ausdehnung nicht überichreiten. Inner— 
halb diejer Grenzen darf dafjelbe Recht nicht gleichzeitig am verjchiedene Perjonen er= 
theilt werden. Einem Schürfer dürfen gleichzeitig mehrere Schurffelder nur dann 
jugetheilt werden, wenn dieſelben mindeſtens 2000 Meter in fürzeiter Linie von 
einander entfernt liegen. Die Ausftellung eines ©. erfolgt nur für die Dauer eines 
Jahres; jechömonatige Verlängerung iſt zuläffig, wenn der Schürfer an dem Be— 
ginne oder der Beendigung der Schurfarbeit ohne jein Verſchulden behindert 
worden ift. Nach Ablauf der Frift darf demjelben Schürfer auf dafjelbe Schurffeld 
binnen 3 Jahren fein S. wieder ertheilt werden (darüber, daß dieje zeitlichen und 
örtlichen Schranken illuforiich find, j. Ahenbad, a. a. D. ©. 384; doch wird 
eine Schurfitener von jährlich 40 Piennig für 4000 Quadratmeter Schurffeld erhoben: 
Geieg vom 10. Dft. 1864 $ 9). In verliehenem Felde darf Schurferlaubniß nur 
wegen der nicht in der Verleihung begriffenen verleihbaren Mineralien gewährt 
werden. Auf unterirdiiche Schurfarbeiten leiden dieje Borjchriften analoge Anwendung, 
doc Hat bejondere Feſtſetzung der Schurffriit und bzw. einer Minimalbelegung des 
Schurffeldes zu erfolgen (Allgem. Berggeje vom 16. Juni 1868 88 18 ff.). 

B. In Defterreich bedarf, wer jchürfen will (auch der Grundeigenthümer), 
hierzu der Bewilligung der Bergbehörden. Schurfbewilligungen werden nur auf die 
Dauer Eines Jahres ertheilt, können aber auf Nachweifung gejchehener Schurfarbeiten 
von Jahr zu Jahr verlängert werden. Durch die Schurfbewilligung erlangt der 
Schürfer die Befugniß, innerhalb feines Schurigebietes, inſoweit ältere Bergbau— 
rechte nicht im Wege ftehen, Schurfbaue ohne Bejchränfung ihrer Zahl zu eröffnen 
und zu betreiben, aber noch fein ausjchließendes Recht zum Schürfen im Schurf- 
gebiete. Gin ausfchließliches Recht auf ein beftimmies Schurfied (Freijchurf) 
wird erjt erworben, wenn der Schürfer der Bergbehörde den Punkt anzeigt, an 
welchen er einen Schurfbau zu beginnen und das Schurfzeichen zu ſetzen beabfichtigt. 
Binnen drei Tagen nach Betätigung der Präfentirung der Freifchurfanzeige muß 
das Schurfzeichen gejeßt und davon der politifchen Bezirtsbehörde Mitteilung ge- 
macht werden. Das durch den Freiſchurf gegebene Schußfeld ift ein Kreis, deſſen 
Gentrum das Schurizeichen bildet, mit einem Halbmeſſer von 425 Meter (Allgem. 
Berggejeß vom 23. Mai 1854 88 13 PM). Der Freiichurf muß bauhaft gehalten 
werden ($ 170), weshalb eine zeitliche Beichränfung des Freifchurfrechts nicht ftatt- 
findet. Die (einfache) Schurfbewilligung kann für ein beliebig großes Feld erlangt 
werden (Bollzugsvorichr. $ 10, 2), aber auch der Freiſchürfer kann beliebig viele 
Freifchurffreife nebeneinander lagern (ebenda $ 26 Abi. 2). 4 Gulden jährliche 
Freiſchurfgebühr (Kaiferl. Verordn. vom 29. März 1866, R.G. Bl. Nr. 42). 

In Sachjen wie in Defterreih muß der S. vom Schürfer dem Grundeigen- 
thümer vor Beginn von Schurfarbeiten auf deſſen Grundſtücke vorgelegt werden. 
Ueber die zwijchen beiden entjtehenden Differenzen ſ. d. Art. Bergredt. 

C. In Preußen ward durch die revidirten Bergordnungen und dad LER. 
(I. 16 SS 141 ff.) der ©. für alle Schürfer vorgejchrieben und zur Bedingung 
für Berufung auf das Tinderrecht gemacht. Dauer des ©.: 1 Jahr 6 Wochen. 
Nah Anficht des OTrib. (Plenarbeihluß vom 12. Juni 1843, Entjcheid. Bd. 9 
©. 90) dedte derjelbe für die Dauer feiner Gültigkeit das Feld dergeitalt, daß da- 
durch die Muthung eines zufällig Findenden ausgeichloffen ward. Das Allgem. 
Berggejeh vom 24. Juni 1865 hat unter Rüdkehr zu dem, der neuen Feldes— 
verleihungsweife entiprechend modifizirten, Finderrechte, in welchem es eine zweck— 
mäßige Aufmunterung zu Schürfverfuchen und einen feiten, dem hergebrachten 
Rechtszuſtande entiprechenden Anhaltspunkt für die Enticheidung über Eollidirende 
Bewerbungen erblidt (Motive zu $ 24), den S. wieder fallen laſſen. 

D. In Frankreich ift, da dort prinzipiell der Grundeigenthümer ala jchurf- 
berechtigt angejehen wird, ein Dritter nur mit Genehmigung der Regierung und 
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unter Entjchädigung des Grumdeigenthümers (oder ala Geffionar des leßteren) zum 
Schürfen beiugt (Art. 10 des Bergwerkädefrets vom 21. April 1810). Dagegen 
fordert das Sardinifche Berggefeg vom 20. Nov. 1859 (Zeitichr. Für Bergrecht 
I. ©. 520) Art. 20 ff. den ©. jelbjt vom Grundeigenthümer. Dauer regelmäßig 
böchitens 2 Jahre. Leuthold. 


Schwängerungsklage. Das Rom. Recht leitet aus dem bloßen unehelichen 
Beiichlaf (stuprum) weder für die Gejchwängerte , noch für die umehelichen Kinder 
(spurii) bejondere Rechte ab: nur den im Konkubinat erzeugten Kindern (liberi 
naturales) jteht ein Recht auf Alimentation gegen ihren Erzeuger zu, wie fie ein 
geſetzliches Erbrecht Haben. Aus dem Kan. Recht jchreibt fich ein Anipruch der Ge 
ichwängerten auf Ehelihung und Dotation. Die Praris hat diefen umgeftaltet und 
den umnehelichen Kindern den Alimentationsanipruch der Konkubinenkfinder gegeben. 
Dieſe verfchiedenen Ansprüche, die theila der Mutter für fich, theils dem Finde zu— 
jtehen, pflegen durch eine gemeinfame Klage, die ©., verfolgt zu werden. Im der 
Regel wird diefe von der Mutter und einem Vertreter des Kindes gemeinjam ans 
geitellt ; in einzelnen Landestheilen kann die Mutter den Anfpruch zum Vortheil des 
Kindes allein erheben. 

1) Der auf dem Kan. Necht beruhende Anfpruh auf Ehbelihung um 
Dotation ift in der Praris zu einem Anfpruch auf Ehelichung oder Dotation 
geworden. Nach dem Weſen alternativer Verbindlichkeiten ſteht das Wahlrecht 
regelmäßig dem Berpflichteten zu; die Dotationsforderung kann aber ohne Weiteres 
geltend gemacht werden, wenn die Vollziehung der Ehe ohne Schuld der Ge 
Ihwängerten unmöglich geworden ift. Nach der Praris einzelner Landestheile hat 
überhaupt die Gejchwängerte die Wahl. Streitig ift, ob der Anfpruch durch das 
bloße stuprum ohne erfolgte Schwängerung begründet wird. Die Klage jteht der 
ehrbaren Jungfrau (oder Wittwe) zu. Sie wird auögejchloffen durch den Nachweis 
der Beicholtenheit, insbejondere eines Gejchlechtäverfehrd mit anderen Männern, 
durch die Einrede vertragsmäßiger Abfindung, durch den Eintritt von Umftänden, 
die zur Aufhebung eines Verlöbniſſes —— Der Umfang der Dos (Ent— 
ichädigung, Kranzgeld) wird durch richtegliches Ermeffen bejtimmt. Iſt auf Ehe 
lichung geklagt und erfannt, jo fam in Ahern Zeiten ala Grefutionsmittel neben 
der executio ad faciendum wol auch eine wirkliche Zwangstrauung vor, die in 
deſſen jchon vor der Reichsgeſetzgebung überall antiquirt, jedenfalls durch dieſe be- 
feitigt ift. Als Entſchädigungs- oder Dotationsflage geht der Anſpruch aktiv oder 
pafiiv auf die Erben über — Das Sädi. BGB. entipricht in feinen Vor— 
ichriften wejentlich dem Gem. Recht. Die Klage ift auch ohne den Erfolg der 
Schwängerung auf aufßerehelichen Beifchlaf zu gründen, fie geht aktiv nur dann 
auf die Erben über, wenn fie jchon von der Geſchwächten jelbit bei Gericht 
angebracht war. — Das Preuß. Recht fennt nur einen Entichädigungsanipruc 
der Gefchwängerten, keinen Anſpruch auf Ehelichung auf Grund des außerehelichen 
Gejchlechtäverkehrd ; auch jener findet nur ftatt im Wall der Nothzucht oder 
eines derjelben gleichjtehenden Verbrechens und bei Schwängerung einer zwar nicht 
förmlich, aber doch in beitimmter Weiſe öffentlich verlobten Braut. — Das Franz. 
Recht kennt einen Dotationsanſpruch der Gefchwängerten nicht, im alle der Notb- 
zucht und Entführung wird jedoch von der Praris eine Entjchädigungsflage zus 
gelaffen. — Bgl. übrigens auch den Art. Dotationspflicht. 

2) Der Gejchwängerten jteht nach allgemeinem Gewohnheitärecht ferner ein 
Anſpruch auf die Koften der Entbindung, Taufe und jehswöchent- 
lichen Berpflegung zu. Durch diefen Anfpruch wird der Alimentationsanfprud 
des Kindes für die erften Wochen feines Lebens nicht ausgeichloffen. Der Anſpruch 
wird überall (auch in Sachſen und Preußen) unter denjelben Vorausſetzungen zu= 
gelaffen, unter denen die Alimentationsflage des Kindes ftattfindet. 
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3) Der Alimentationsanfpruch ift ein Anipruch des Kindes, wenn er 
auch in einzelnen Landestheilen unter dem Gefichtöpunft eines Anſpruchs auf einen 
Beitrag zu der während ihrer Lebenszeit zunächit ihr jelbft obliegenden Alimentation 
von der Mutter allein geltend gemacht werden kann. Der Anſpruch beruht auf 
der Thatjache der Zeugung. Diejelbe kann dem Kinde gegenüber nicht ala ein 
Delikt angefehen werden; ebenjowenig aber wird auf Grund derjelben gemeinrechtlich 
ein Status der Vaterſchaft anerkannt. Die rechtliche Grundlage ift lediglich die 
gejegliche oder vielmehr gewohnheitsrechtliche Vorſchrift, die den außerehelichen 
Erzeuger für die Alimentation des Kindes haften läßt, e& ift eine Klage ex lege. 
Zu Grunde liegt dabei die nach dem gejchriebenen Recht nur für die Konkubinen— 
finder ausgeſprochene Berbindlichfeit. — In analoger Anwendung der Vorſchriften 
über die Zeit, für welche der Sat gilt: pater est quem nuptiae demonstrant, wird 
derjenige als alimentationspflichtig angejehen, der mit der Mutter des Kindes vom 
182ten bis 300ten Tag vor der Geburt Gefchlechtäverfehr gehabt Hat. Streitig 
it, ob die Hieraus erwachjende Vermuthung der Zeugung fortfällt, wenn der Ge— 
ſchlechtsverlehr mit mehreren Perfonen in der SKonzeptionszeit feftzuftellen iſt. 
Soviel fich Hierfür jagen läßt, jo hat doch das Gewohnheitsrecht, das übrigens den 
Anſpruch in verjchiedenen Gegenden verjchieden entwidelt hat, meijt die exceptio 
plurium concumbentium verworfen. Bald wird der Mutter dabei das Recht der 
Auswahl mit jus variandi zugeftanden, bald eine folidariiche Verbindlichkeit der 
mehreren Zuhalter angenommen. Der Alimentationsanspruch jteht auch den im 
Ehebruch und in Blutjichande erzeugten Kindern zu; bei den erjteren muß die Er— 
färung für illegitim vorangegangen jein. Die Alimentationspflicht dauert bis zum 
vierzehnten Lebensjahr des Kindes, in einigen Gegenden bei Mädchen nur bis zum 
zwölften. Streitig ift, ob der BVBerpflichtete, jtatt Alimente zu zahlen, das Kind in 
eigene Pflege nehmen kann und ob eine jubfidiäre Alimentationspflicht des Vaters 
des Schwängerers ftattfindet. Bol. hierüber und über andere Streitpunfte den Art. 
Alimentationspfliht. — Das Preuß. Recht betrachtet das Verhältniß des 
außerehelichen Erzeugers ala ein Statusverhältniß, auf deffen Anerkennung zu klagen 
iſt und das, wenn anerkannt, auch ein Erbrecht begründet. Die Konzeptiongzeit ijt 
auf die Periode vom 210ten bis 285ten Tag vor der Geburt beſchränkt. Im Ehe— 
bruch erzeugte Kinder und folche, deren Mutter in der Konzeptionszeit anderen 
Männern den Beiichlaf gejtattet Hat oder zur Zeit des Gefchlechtäverfehrs in ge- 
ichlechtlicher Beziehung beicholten war, Haben feinen Anfpruch. Ueber die Höhe 
der Alimente entjcheidet der Bedarf von Kindern des geringften Standes. — Im 
Sächſ. Recht gilt als verpflichtet zu einem Beitrag zur Alimentation, der unter 
Berüdfichtigung des Standes der Mutter, der Bedürfniffe des Kindes und des 
Vermögens des Vaters innerhalb gefeglicher Marimal- und Minimaljäge feſtzuſtellen, 
wer mit der Mutter vom 182ten bis 302ten Tag vor der Geburt, den Tag der 
letzteren ungerechnet, den Beifchlaf vollzogen hat. Mehrere Konftupratoren haften 
ala Geſammtſchuldner. — Das Franz. Recht verbietet die Erforfchung der Vater: 
Ihaft, außer im Fall der Nothzucht und Entführung, formell anerkannte Kinder 
können Alimentation fordern, 

Durch das GBG. $ 23 find die Ansprüche aus einem außerehelichen Beifchlafe 
der amtägerichtlichen Zuftändigfeit zugewieſen. 

Lit. u. Gigb.: ©. die Gitate im Art. Alimentationspflicht. — Glüd, Panbekten, 
2b. XXVII ©. 183. — Build, ei re Darftellung ber Rechte geſchwächter 
pe rinnhr hei 1828. — Gett, Ueber bie Rechtäverhältniffe aus ber außerehelichen Ge: 
uberehelihen Ca 1836. — ——8 urg, Die Lehre don den rechtlichen % gen ber 
außerehelichen Schwängerung, 1854. — Arnold, Ueber Alimentationd: und Derlorationd- 
lagen, 1851. — Nov. 89 c. 12, 13. — Cap. 1 X. de adult. 5, 16. — Sächſ. BGB. SS 1551 ff., 
1858 fi. — Preuß. Gefeb vom 24. April 1854 (Geſ.Samml. ©. 193). — Code civil art. 
336 ss., 340, 762. Ecciuß. 
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Schwarzenberg, Johann Freiherr zu ©. und Hohenlandsberg, 512. XII. 
1463, widmete fich dem Kriegsleben und wohnte den Heereszügen Marimilian's 1. 
bei, wurde jedoch ſpäter Hofmeiſter der Biſchöſe von Bamberg, verfaßte 1507 
die "Bambergifche Halsgerichtsordnung , die für die nachfolgenden das Mufter war, 
7 21. X. 1528. 

a. Zöpfl in dv. Jagemann's Zeitichr. für Deutiches Strafverfahren, I. (1840) 133 


bis 144. — Herrmann, Joh. Freih. zu Schwarzenberg, Leipz. 1841. — Weißel, Hanni 
Gert. v. Schwarzenberg, Grünberg 1878. — Güterbod, Die Entjtehungägeichichte der 
arolina, Würzb. 1876. — Brunnenmeifter, Die Ouellen der zum enfis, Seipz- 
1879. — v. Stin tzing, Geſchichte ber Deutichen Rechtswifienichaft (1880), I 12-617. 
en in ber Al — Oeſterr. Gerichts ig. 1857, Nr. 89-91. — Ber er in der 
Defterr. Revue, IV. Jahrg. 1866, Heft 11 ©. 32 fi. — Rante, Deutiche —— im Zeit⸗ 
alter der Reformation, 1 54 ff. — Geib, Le * des deutſchen Strafrechts, Leipz. (1861), 
1. 254—259. — Stobbe, Re btönuellen, „a — Handbuch des Deutichen Straf: 
recht3 von v. Holpendorff, L (1871), 68 Zeihmann. 


Schweder, Gabriel, 5 1648 zu Göslin, Prof. in Tübin ngen, 7 1735. 
Schriften: Introductio in jus publ. im Rom. novissimum, Tub. 1681, nona ed. 
— — „Disput. tomi II. c. Burgermeisteri, Esling. 1731. 
: Yugler, V. 108. — anne —— in das Deutſche Staatsrecht, Leipp. 
1867. 8 — Pütter, Litt., bo e6 268. Teichmann. 


Schweigaard, Anton Martin, & 11. IV. 1808 zu Kragerd, ſtud. in 
Ghriftiania, bereifte jeit 1833 Schweden, Deutichland, Schweiz, Frankreich, Däne 
mark, um fich namentlich mit dem Bank» und Geldwejen vertraut zu machen, 1835 
Prof, der Rechte in Chriftiania, 1840 Prof. der Statiftif und der Staatämifien: 
ſchaften. Als Vertreter der Hauptſtadt jeit 1841 wußte er fich die Achtung aller 
— zu erwerben und wurde 1845 Bankdirektor, T 2. II. 1870. 

4 Habs Den norske Proces, Christ. 1846—1849, (4) 1879. — Om Konkurs og 
om Ski Arvebehandling, 1871. — Den norske Handelsret, 1841. — Kommentar over 
den norske Kriminallov, Christ. is, 160 (2) 1860-1862. 

git.: Brodhbaus. — Nypels, SL Meyer, Konv.Ler. (3. Aufl.), Bd. XVL 
©. 661. — Goldid — SR au . 268. — Aagefen, Fortegnelfe, 1876. — Goos, 
Den danite Strafferet, I . (1875) 45 Derielbe in Revue de droit int. XII. 485. 

Teihmann. 

Schweiser, Chriſt. Wilh., 5 1. XI. 1781 zu Naumburg, Privatdozent 
in Wittenberg, Afleffor der Yuriftenfafultät, nach längeren Reifen 1806 Advolat, 
Rechtsanwalt in Ronneburg, 1810 Prof. in Jena, 1813 Hofrath, 1817 beim 
DOApp.Ger. vierter akademiſcher Rath, 1818 im MWeimarifchen Staatminifterium, 
1828 — Geh. Rath, trat 1848 zurück, T 21. X. 1856 auf Clodra bei Weida. 


Lit.: var Ueber bie en und ftaatdmännijche ai ug von = Jena 1857. — 
Günther, Lebensſtizzen, 1858, ©. 84, 85. — Mohl, II. 388. Teihmann. 


Schweppe, Albrecht, & 21. V. 1788 zu Nienburg, ftud. in Göttingen, 
wurde 1803 Doktor dajelbit = Dozent, 1805 außerordentl., 1814 ordentl. Prof. 
in Kiel, 1818 in Göttingen, 1822 am OApp.Ger. in Lübeck, * 23. V. 1829. 

Schriften: Diss. de querela inoffic. testam., Gott. 1803. — Entwurf eines —— 
ber Pandelten, Kiel 1806, 3. Ausg. 1812, — Das Syftem bed Konkurſes ber Gläubiger 
1812, (3) 1829, — Das "Römische rivatrecht in feiner Anwendung auf Deutiche Geri 
alt. 1814, 4. — (Mejer) Gött. 1828-1834. — Römiſche an eihichte und Rechts, 
alterthümer, Gött. 1822, 3. . 1832. — Jurift. erg Alt. 

Lit.: Neuer Netrolog ber Deutjchen, 8b. VII. Zeihmann. 


Schwurgericht (geihichtlich). Nach der Aufnahme der fremden Rechte 
bat fich in Deutichland das Strafverfahren auf Römtifch » kanoniftiicher Grundlage 
immer mehr nach einer Richtung Hin entwicelt, welche zu den Germanifchen Grund: 
ſätzen über das Beweisrecht, die Stellung des Richters, die Deffentlichkeit und 
Mündlichkeit des Verfahrens und über die Theilnahme des Volkes an der Rechte 
pflege in grellen Wideripruch trat. Der Zuftand der Strafrechtäpflege wurde in 
Folge defjen ein unhaltbarer. Partielle Reformverſuche erwieſen fich ala ungenügende 
Halbheiten und Tieferten den Beweis, daß nur ein volljtändiger Bruch mit den 
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überlieferten Traditionen des inquiſitoriſchen Verfahrens dauernde Abhülfe gewähren 
könne. Für die Neugeftaltung des Prozeßrechts wurde das Beiſpiel Frankreichs maß- 
gebend, wo eine ähnliche Entwidelung jchon 1791 zur Aufnahme der Gejchtworenen- 
gerichte geführt Hatte. Die Bewegung, welche fich in Deutjchland dafjelbe Ziel 
jegte, hielt fich zumächit an die von dem Engliichen Typus vielfach abweichende 
Form der Franzöfiichen Jury und war von derjelben hochpolitiichen Auffafjung 
durchträntt, welche jchon 1790 in den vorbereitenden Debatten der rranzöftfchen 
Nationalverfammlung zur Geltung gefommen war und feitdem ſehr zu Ungunjten 
der ©. auf lange Zeit hinaus die herrichende geblieben iſt. Trotz diefen und anderen 
Irthümern, troß umgerechtfertigter Ueberſchätzung und Furzfichtiger Anjeindung haben 
die ©. fich zumächit in den einzelnen Staaten Deutichlands eingebürgert umd find 
fie dann durch das GBG. umd durch die RStrafPO. zu eimer Inititution des 
Deutichen Reichsrechtes erhoben worden. 

Der thatjächlichen Entjcheidung des Kampfes über die Reform des Deutichen 
Strafverfahreng ging eine lebhaft geführte Literarijche Fehde voraus, die zum Theil 
auf rechtögefchichtlichem Boden ausgefochten wurde, da man fich nicht verhehlen 
fonnte, daß die richtige Würdigung und NAuffaffung des Inſtituts einen Einblid 
in die Hiftorifche Entwidelung defjelben zur Vorausjegung habe. Zudem mußte das 
Dunkel, in welchem die Anfänge der vielbeiprochenen Einrichtung verborgen lagen, 
zu gejchichtlichen Unterfuchungen anreizen. Die Zahl derjelben ift darum Legion. 
Deutichland, England und Frankreich haben fich fo ziemlich zu gleichen Theilen in 
die einschlägige Literatur getheilt. Die zur Löjung des Problems aufgeftellten Ans 
fichten gingen ſoweit auseinander, daß fie die Zahl der überhaupt möglichen 
Hypotheſen jo ziemlich erichöpften. Ihrer nationalen Herkunft nach wurde die Jury 
als Angeljächfiich, als Anglonormannifch, ale Wäliſch, als Urgermanifch, ala Stan- 
dinaviſch, als Fränkiſch, ala Normannijch oder gar ala Slaviſch bezeichnet, ja aus 
dem Römiſchen, dem Kanonifchen und aus dem Orientaliſch-Franzöſiſchen Recht 
wurde fie Hergeleitet. Ebenſo beitritten war der juriftiiche Urſprung des Inſtituts, 
das heißt die Frage, aus welcher prozefjualen Einrichtung es fich entwidelt habe. 
Sehr verbreitet war früher die Hypotheſe, daß die Gejchiworenen aus den Germaniichen 
UÜrtheilfindern herzuleiten jeien. Mit Fug ift man hiervon abgegangen, um den 
uriprünglichen Sit der Jury im Beweisverfahren zu juchen, indem man fie aus der 
Eideshülfe, aus dem „Voreide des Klägers bei handhaiter That“, aus dem Zeugen- 
veriahren, aus einer Verbindung von Eidhelfern und Schöffen, oder von Eidhelfer- 
beweiß® und Zeugenbeweis oder aus dem nordiichen NRechtsinftitut der Ernannten 
beritammen ließ. 

Das Engliſche Recht kennt eine Jury in Givilfachen, welche nur ala Urtheiljury 
fungirte und auf dem Kontinente nicht rezipirt wurde, und eine Jury in Kriminal— 
jachen. Letztere kommt als Anklagejury und ala Urtheiljurg in Anwendung, von 
welchen jene nur in Frankreich zu einer blos vorübergehenden Rezeption gelangt 
it. Die Giviljury ift älter ala die Urtheiljury im Strafverfahren und mindejtens 
ebenſo alt wie die Anfänge der Anklagejury. Cie möge hier zunächſt zur Er— 
Örterung gelangen, da ihre Entwidelung zugleich den Schlüfjel für das Verſtändniß 
der Kriminaljury darbietet. j 

A. Die Civiljury. In ihrer Gejchichte find drei Entwidelungsftadien zu 
unterfcheiden: das Stadium des Inquiſitionsbeweiſes, das der Beweisjury und das 
der Urtheiljury, von welchen das erjte der Fränkischen, das zweite der Normannifchen 
und Anglonormannijchen, das dritte der fpezifiich Englifchen Rechtsbildung angehört. 

a) Der Inquiſitionsbeweis. Das Weſen dieſes Beweismittels, welches 
ung zuerft in Kapitularien und Urkunden des Fränkiſchen Reiches Karolingifcher Zeit 
in deutlich beftimmten Umriffen entgegentritt, liegt in dem Gegenja zum formalen 
Beweisveriahren des Altdeutſchen Prozekrechts, insbejondere zum Zeugenverfahren, 
über welches Th. I. ©. 169, 181 zu vergleichen ift. Das Frageverfahren (Inquisitio) 
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liefert in feiner Anwendung auf das Beweisthema des Prozefjes ein zweiſeitiges 
Beweismittel, indem der Spruch der Gejchworenen ebenjo gut zu Gunften des 
Klägers als des Beklagten ausfallen kann. Die Geichworenen werden vom Richter 
aus den angejeheniten Umſaſſen ausgewählt und geben, nachdem fie entweder durch 
einen ad hoc geleifteten Schwur oder bei ihrem ZTreueide die Wahrheit auszujagen 
gelobt Haben, auf die Frage des Richters Hin ihren Ausfpruch ab, welchen die 
Partei nicht wie den Zeugeneid durch Berufung auf das Ordal des Zweikampfes 
in Frage zu jtellen vermag. Der Vorladung zur Inquifitio Yolge zu geben, war 
allgemeine Pflicht. Ebenjo durften das Wahrheitäverjprechen und die Ausſage nicht 
verweigert werden. Für die zur Inquifitio eingeichworenen Umſaſſen findet fich ver- 
einzelt die Bezeichnung Juratores; jo nennt fie nämlich um 906 Regino von Prüm 
(Th. I. ©. 140) in feiner Darftellung des Verfahrens der geiftlichen Sendgerichte, 
welche die Fränkiſche Inquifitio ala Rügeverfahren rezipirt hatten. Die Zahl der 
Gejchtworenen war in Fränkiſcher Zeit noch feine gefchloffene, Häufig wurden mehr 
als zwölf verwendet. Deögleichen hatte fich in Bezug auf die zur Gültigkeit eine 
Ausipruches erforderliche Stimmenzahl noch feine feſte Praris ausgebildet. Wenn 
zahlreiche oder bejonders angejehene Gemeindegenoffen widerfprachen, mochte die 
Inquiſitio wol in der Regel als rejultatlos betrachtet worden fein. Ein Schwanfen 
der Praris macht fich auch infofern geltend, ald manchmal jeder Einzelne feine Aus 
jage gejondert abgab, häufiger aber der Spruch mit gefammtem Munde erfolgte, jo 
daß die Gefchworenen dem Gerichte gegenüber ala geichlofjene Gefammtheit auf 
traten. Der Wahrjpruch erichöpfte in der Negel das volle Beweisthema, indem er 
die zum Beweis geitellte Frage unmittelbar entjchied und die eingelmen Weber 
zeugungsmomente, welche dem Spruch zu Grunde lagen, latent blieben. Manchmal 
gingen aber diefe Ausjagen mehr ins Detail und gaben die Gejchworenen nur ihre 
objektiven Wahrnehmungen an, e8 dem Gerichte überlaffend, fich hieraus den relevanten 
Schluß zu ziehen. 

Der Inquifitionsbeweis war ein außerordentliches Beweismittel. Das Fränkiſche 
Königthum machte ihn als fisfalifches Vorrecht in Prozeffen um Königsgut geltend, 
eine Einrichtung, welche vielleicht in den FFisfalprivilegien des Röm. Rechts einen 
Anknüpfungspunkt fand. Im Wege des Privilegiums ift das Jnquifitionsrecht, d. b. 
die Befugniß, ala Prozeßpartei in jedem Gerichte, auch im Volksgerichte die Ans 
wendung des Inquifitionsbeweifes herbeizuführen, von den Fränkiſchen Königen auf 
zahlreiche Kirchen und Klöfter ausgedehnt worden. Wie nur der König und bie 
von ihm privilegirte Partei das Inquifitionsrecht beſaß, jo Hatte auch nur ber 
König in feiner Eigenſchaft als oberjter Richter die Befugniß, in einem an ihn 
gebrachten Prozeffe von den Beweisformen des ftrengen Nechts zu entbinden und 
eine Inquifitio anzuordnen. In der Regel erfolgte diefe Anordnung durch ein 
tönigl. Inquifttionsmandat, welches einen Miffus mit der Vornahme der Inquifitio 
im ſpeziellen Falle beauftragte und der Partei, die es erwirfte, urkundlich ausgeſtellt 
wurde („Indiculus, Brevis inquisitionis“), damit fie 8 am Tage des Prozefjes vor: 
weiien könne. Als Karl der Große das Inſtitut der ordentlichen Miſſi geichaffen 
hatte, erhielten die reifenden Richter allgemeine Vollmacht bei Rechtäftreitigfeiten, 
die auf ihren Rundreifen vor fie gelangen würden, im Namen des Königs nad) 
eigenem Grmeffen die Inquifitio anzuwenden. In erfter Linie follten fie von ihrer 
Inquifitionsgewalt zu Gunften von Wittwen, Waifen, homines minus potentes und 
Kirchen Gebrauch machen, da dieje einer progefjualen Vergewaltigung durch die 
formalen Beweismittel zunächit auögefegt waren. In der Jurisdiktion der ordent- 
lichen Gerichtsbeamten, der Grafen, PVizegrafen und der Gentenarii war die In— 
quifitionsgewalt nicht enthalten. Gegenjtändlic; war die Inquifitio auf Streitig- 
feiten um Grundbefig und die ihm gleichftehenden Gerechtiame um die freiheit und 
um Gigenleute beichräntt. Außerhalb des Prozeſſes wurde fie zu fiskaliſchen Zwecken 
in reinen Verwaltungsangelegenheiten verwendet. 
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b) Die Beweisjury. Das Merkmal, durch welches die Beweisjury ſich 
von dem eben behandelten Inquiſfitionsbeweiſe abhebt, Liegt in ihrer feſteren formalen 
Ausgeitaltung, insbeſondere darin, daß die Gejchworenen, von beftimmten Ausnahma= 
fällen abgejehen, dem Gerichte ala eine gejchlofjene Einheit gegenüberftehen, indem fie 
ihren Wahrjpruch auf Grund vorausgegangener Eollegialifcher Beratung durch eines 
ihrer Mitglieder im Namen aller jozujagen als Zeugengenofjenfchait abgeben. Das 
Gericht hat es nicht mehr mit einer Summe von einzelnen Geſchworenen, jondern 
mit einer ad hoc gebildeten Körperichaft zu thun, jo daß eine von vornherein zum 
Zwed des Verhörs ftattfindende Iſolirung der Einzelnen durch den Richter aus— 
geichloffen ift. Aeußerlich tritt diefer Fortfchritt in der Ausbildung des Wortes 
Jurata, Jurea, Jurde hervor, welches die Gejammtheit der einzelnen Juratores be— 
zeichnen ſoll. 

Nach der Auflöfung der Fränkischen Monarchie Hat fich die Ingquifitio zunächit 
als ein auferordentliches Beweismittel in Weftfrancien erhalten. Das Franzöſiſche 
Königthum brachte fie, wie das Fränkiſche, in Fisfalprozeffen zur Anwendung. 
Insbeſondere haben die Normannifchen Herzoge, welche fich die Einrichtungen des 
Weitfräntifchen Königshofes zum Mufter nahmen, die Inquifitio in fiskaliſchem 
Intereſſe verwerthet. Wie in Karolingifcher Zeit wurde durch Privilegien der Nor- 
mannijchen Herzoge das fiskaliſche Vorrecht einzelnen Kirchen und Klöſtern verliehen. 
Deögleichen finden fich die Anquifitiongmandate, nunmehr technijch brevia inqui- 
sitionis genannt, durch welche der Herzog im einzelnen Falle auf jpezielle Intervention 
einer Partei Hin eine Inquiſitio anordnete, jedoch nicht ohne fich gewöhnlich dieſe 
außerordentliche Vergünftigung von der Partei bezahlen zu laſſen. Bolljtändig die— 
felben Einrichtungen jehen wir die Normannen in dem von ihnen eroberten Eng— 
land mit rüdfichtslofer Konjequenz zur Durchführung bringen. Der nationale und 
der ſoziale Gegenſatz der Eroberer zu den Angelfachien machte die Anwendung der 
Inquifitio hier doppelt nothwendig, ein Moment, das in ähnlicher Weife jchon bei 
der Entwidelung des Fränkiſchen Frageverfahrens eine Rolle geipielt hatte. Namentlich 
wurde ſie oft zu fiskaliſchen Verwaltungszweden benußt. Als univerjelle Maßregel 
zur Geltendmachung der königlichen Rechte, als ficherites Auskunftsmittel der Nor- 
mannifchen Regierung, fich in dem eroberten Lande zurechtzufinden, erlangte fie 
geradezu politifche Bedeutung. So verdankt unter anderen das Domesdaybook, 
eine eingehende Kataftrirung des Landes, feine Entjtehung einer umfafjenden In— 
quifitio, welche gegen Ende der Regierung Wilhelm’3 des Erobererd über die Grunde 
befigverhältniffe Englands vorgenommen wurde. Eine wichtige Umwandlung der 
Injtitution beginnt mit der Regierung Heinrich’® UI. Sie ftreift ihren Charakter 
eines blos außerordentlihen Beweismittel ab und wird durch organiſche Einfügung 
in das Gerichtäverfahren ein ordentliches Rechtsmittel. Seit diefer Zeit find drei 
Hauptformen der Normannijchen Inquifitio in Givilfachen zu unterjcheiden, bie 
inquisitio ex brevi, die inquisitio ex officio, die inquisitio ex iure. 

1) Die inquisitio ex brevi. Sie verdankt ihre Entjtehung den Satzungen 
(assisae) Heinrich's II, welche diejer zuerjt ala Herzog der Normandie in den 
Jahren 1150-1152, dann ala König von England nach 1154 erließ, indem er 
jeftitellte, daß in beftimmten Fällen jede Progeßpartei von der herzoglichen, reip. 
föniglichen Kanzlei ein Breve erwirken könne, durch welches für den betreffenden 
Prozeß eine Inquifitio angeordnet und ſomit das alte formale Beweisverfahren 
mit der ultima ratio des Zweilampfes ausgeichloffen wurde. Das Breve war an 
den Vicecomes (Bailli) jtilifirt und forderte diefen auf, zwölf Gejchworene auszu— 
wählen und vor das Königägericht oder das Gericht eines königlichen Miffus oder 
die herzoglichen Afifen der Normannifchen Barone zu laden, um dajelbit“über die 
Wahrheit der in dem Breve angegebenen Behauptung der Partei ihren Spruch ab» 
zugeben. Für die einzelnen Rechtstfälle haben fich bejtimmte Formulare der Brevia 
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ausgebildet, indem jede Klage, die entweder unmittelbar zur Anwendung der In— 
quifitio Führen follte oder jonft aus irgend einem Grunde ein fönigliches Mandat 
erheifchte, ihr eigens jtilifirtes Breve erhielt (val. Th. I. ©. 254). Den Rechte: 
ftreitigfeiten,, welche jonft durch das ftrenge Beweisrecht des formalen Rechtöganges 
hätten entjchieden werden müſſen, wurde durch die Brevia die Vergünftigung er- 
leichterter Beweisführung zu Theil. In Befitftreitigkeiten geben die Brevia (B. de 
possessione) nicht nur eine Beweisvergünftigung, ſondern überhaupt erit ein Klage— 
recht, da der alte formale Rechtsgang einen jelbftändigen Beſitzprozeß nicht kannte 
und nach der Natur feines Beweisrechtes füglich nicht kennen konnte. Die Affiie 
Heinrich’3 II. wurde die Lex Aebutia des Englifchen Givilprozekrechtes, dem fie auf 
Jahrhunderte hinaus die Grundrichtung feiner Entwidelung gab. Sie hat den alten 
formalen Prozeß, welcher von vornherein dem allmählichen Untergange geweiht 
war, in die Bahn der Reform bimübergeleitet und dadurch dem Englifchen Recht die 
Aufnahme des Römifch = fanoniftiichen Prozekrechtes erjpart, fie hat zugleich die welt 
liche Yuftiz in Stand geſetzt, die Konkurrenz mit der firchlichen Gerichtsbarkeit 
fiegreich zu bejtehen, welche damals nicht blos in Folge der allgemeinen Präpon- 
deranz der Kirche, jondern auch durch die Weberlegenheit des Kanonifchen Prozeh: 
rechtes die weltliche Jurisdiltion mit ihrem ungefügen formalen Rechtsgang zu 
überwuchern drohte. 

Weil und joweit die Inguifitio ein ordentliches Beweismittel geworden war, 
mußten die bis dahin ſchwankenden Formen rechtlich bejtimmt werden, wenn man 
fi) nicht auf das Grmeffen der Beamten verlaffen wollte, denen die Einleitung 
oder auch die Durchführung der Inquifitio überwiejen. war. So wınde die Zahl 
der Geſchworenen firirt, welche der Englifche Vizekomes, der Normanniſche Bailli zu 
einer Refognitio einzuberufen hatte. Als Regel ftellte fich die Zwölfzahl feit, wenn: 
gleich die Gefchworenenzahlen bei einzelnen Inquiſitionen noch lange Zeit differiren, 
jo daß es unrichtig wäre, die Zwölizahl als urjprüngliches Kriterium der Jury zu 
betrachten. Ebenjo wurde es nothwendig, über die zur Gültigkeit eines Wahr: 
ſpruches erforderliche Stimmenzahl bejtimmte Normen aufzuftellen. Bei petitoriichen 
Klagen verlangte man, da ja bier eventuell das formale Beweisverfahren im Öinter- 
grunde ftand, in England zwölf, in der Normandie nach einigem Schwanken eli 
einflängige Stimmen. In pofjefforiichen Sachen begnügte man fich mit der ftriften 
Majorität, jo daß man e8 wol auch ausreichend fand, von vornherein nur fieben 
Gejhworene vorzuladen, die aber dann natürlich übereinftimmen mußten. Der 
Wahrjpruch wird zwar in erjter Linie ſtets durch die Jury ala Geſammtheit ab- 
gegeben; jedoch Hat der inquirivende Richter im Falle eines unklaren, verdächtigen 
oder nicht einjtimmigen Spruches die Beiugniß, die Gejchworenen von einander zu 
trennen und einzeln um die Gründe ihres Wiſſens zu befragen, während fonft der 
Wahrſpruch das Beweisthema, wie es von vornherein durch den Wortlaut des 
Breve feitgeftellt wurde, unmittelbar erfaßt. Der Inquisitio ex brevi mußte ſtets 
eine Befichtigung des Streitgegenftandes, der Visus terrae, vorausgehen, ein Er— 
forderniß, welches fich daraus erklärt, daß der formale Prozeß mit peinlicher Strenge 
die genaue Beitimmung des Streitobjeftes verlangte. Jenem Visus entfprechend 
lautete der Eid der Englifchen Gejchworenen: Hoc auditis Justiciarii quod veritatem 
dicam de assisa ista et de tenemento, de quo visum feci per praeceptum domini 
Regis et pro nihilo omittam quin veritatem dicam. Die Gefchiworenen müflen, 
wie in Fränkiſcher Zeit, aus den Angejehenjten gewählt werden. Es jollen nur 
Milites oder doch legales homines als Juratores fungiren, welche zufolge ihrer 
jozialen Stellung unter den Umſaſſen ala das Organ betrachtet werden können, 
durch das fich die Gemeindeüberzeugung bezüglich der ftreitigen Thatjache ausipricht. 
Als technische Bezeichnung der Inquisitio ex brevi wird in der Normandie das 
Wort Recognitio, in England der Ausdruf Assisa gebraucht, welcher andeuten 
will, daß die Einrichtung durch königliche Satung (Aſſiſe) entjtanden jei. 
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2) Die Inquisitio ex officio. Neben den Rekognitionen und Aſſiſen 
im engeren Sinne des Wortes erhielt fich für den Fiskus die Inquifitio mit ihren 
alten minder ausgebildeten Formen, welche ala Inquisitio jchlechtiweg oder als In- 
quisitio ex officio der Inquisitio ex brevi gegenübergeitellt wird. Noch nach neuerem 
Engl. Recht galt es als eine Eigenthümlichfeit des Inquest of office, daß er ver- 
mittelft einer Jury of no determinate number, nämlich von zwölf oder mehr oder 
weniger Gejchtvorenen durchgeführt wird (Blackstone, Co. III. 258). 

3) Die Inquisitio ex iure. In den Engliichen und Normannifchen 
Rechtsbüchern des 13. Jahrh. tritt uns eine befondere Art der Beweisjury in Givil- 
jachen des Gemeinen Prozefies entgegen, für welche die Benennung Jurata, bie 
früher al& gleichbedeutend mit Inquifitio gebraucht wurde, in ausſchließliche An— 
wendung kommt. Die Jurata ericheint ala ein gewohnbeitsrechtlich zum ordentlichen 
Beweismittel erhobener Inquifitionsbeweis. Die Art und Weiſe, wie ſie allmählich 
in das ordentliche Verfahren eingefügt wurde, läßt fich nicht mit voller Sicherheit 
flaritellen. Wahrfcheinlich ift Folgendes. Nach Normanniichem und Englischem Recht 
ftand es den Parteien frei, ſich auf die Ausjchließung des formalen Verfahrens 
und die Enticheidung einer Jury zu vereinigen. In der Normandie konnte unter 
diefer Vorausſetzung jelbjt in dem Gerichte eines Seigneurd eine Jurata berufen 
werden, wogegen fie in England ausjchließlich auf die a regis beichränft blieb. 
Wie es jcheint hat ſich im Anfchluß an dieſe Einrichtung das Verfahren per 
juratam zunächſt für jene Fälle gewohnheitsrechtlich firirt, in welchen nach dem 
alten formalen Verfahren das Gemeindezeugnig am Plate gewejen wäre und ein 
Rekognitionsverfahren noch nicht ausgebildet war. Der Konſens der Parteien wurde 
im Laufe der Zeit eine juriftische Fiktion, da er mit Nüdficht auf die Nachtheile, 
welche die Ablehnung der vom Gegner beantragten Jurata nach fich 309g, Gebot 
einer prozefjualen Zwangslage geworden war. Nichtsdejtoweniger blieb die Auf: 
fafjung der Jurata als eines Schiedöfpruches, auf welchen ſich die Parteien reis 
willig beriefen, in England noch lange Zeit für die juriftiiche Beurtheilung der- 
jelben maßgebend. Das Verfahren mit der YJurata mochte fi) uriprünglich von 
der Form oder vielmehr Formloſigkeit des Inquest of office faum unterjcheiden. 
Doch Hat die feitere Ausbildung der NRekognitionen auf die Jurata einen wejentlichen 
Einfluß ausgeübt. In der Normandie hat fie, von dem Mangel des Breve ab- 
geſehen, vollftändig die Art des Rekognitionsverfahrens angenommen. In England 
hat fie eine nach Analogie der Aſſiſen ausgeprägte Form erhalten, wenngleich fie 
einzelne wejentliche Unterjchiede aufweift, die fich am beiten daraus erklären, daß 
die Aſſiſe ein durch Satzung umgebildeter Inquifitionsbeweis ift, während die 
Jurata fich aus dieſem gemwohnbeitsrechtlich entwidelt hat. Die formalen Unter— 
fchiede zwiſchen Assisa und Jurata gruppiren fich um die der leßteren eigenthümliche 
Eidesformel: Hoc auditis Justiciarii quod veritatem dicam de hoc quod a me 
requiretis ex parte domini regis. Bei der Aifife iſt die Beweisfrage bereits durch 
da8 Breve formulirt. Die Gefchworenen werden von vornherein zur Beantwortung 
diefer bejtimmten Frage vorgeladen und nehmen mit Rüdjicht auf fie den Visus 
terrae vor. Der Jurata dagegen wird die Beweisfrage dom inquirirenden Richter 
formulirt und nach Ablegung des Wahrbeitsveriprechens vorgelegt, jo daß dieſes 
feine Beziehung auf den konkreten Streitfall und noch weniger auf einen voraus— 
gegangenen Visus terrae enthalten fann. Dabei macht es feinen Unterjchied, ob die 
Jurata unmittelbar von dem inquirirenden Richter einberufen ift oder ob — was 
in England, nicht in der Normandie vorfam — die Einberufung durch ein könig— 
liches Breve erfolgt; denn im leßteren Falle wird die Jurata zwar ex brevi be- 
rufen, aber nicht ex brevi inquirirt. Die Jurata mußte ihrer minder formellen 
Natur nach ganz beionders geeignet jcheinen zur Beantwortung von Thatfragen, die 
fich erſt während des Prozeffes, zumal in Folge erhobener Einwendungen ala rele— 
vant herausſtellten. Da die petitoriichen Aſſiſen eingeführt worden waren, um einen 
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Erſatz für den gerichtlichen Zweitampf zu bieten, blieben fie ausgeichloffen in Fällen, 
in welchen von Alters her das Duell nicht zuläffig war. Für Rechtäftreitigfeiten 
diejer Art, jowie für zahlreiche neu ausgebildete Klagen trat die Jurata ein. Weil 
dieje vor der Aſſiſa den Vorzug hatte, daß die Beweisfrage vom Richter abgefaht 
und jomit der Beichaffenheit des einzelnen Falles befjer angepaßt werden fonnte, 
fand im Laufe der Zeit eine Verſchmelzung der Assisa und Jurata in der Weile 
itatt, daß auch bei jener die Geichworenen ihr Verdikt in modum juratae abgaben, 

Im Gegenjaß zu der folgenden Entwidelungsphaje charakterifirt fich die Jury 
diefer Periode durch die ausschließliche Zeugenqualität der Geſchworenen. Diefe fällen 
ihren Spruch auf Grund eigener Wiflenfchaft von der Sache, ohne dab etwa in 
ihrer Gegenwart vor Gericht ein Beweisverfahren abgewidelt worden wäre. Der 
Richter darf fie unter den oben angeführten Vorausfeßungen um die Gründe ihres 
Willens befragen und ebenfo fommt es vor, daß fie unaufgefordert die einzelnen 
TIhatumftände darlegen, auf die fie ihren Ausfpruch ſtützen. Ihr Verdikt muß 
übrigens nicht auf eigener unmittelbarer Wahrnehmung fußen, jondern kann aud) 
Mittheilungen und Meinungen glaubwürdiger Vorfahren oder Nachbarn zur Grund— 
lage haben. Gebricht e& an der zur Gültigkeit eines Spruches erforderlichen Stimmen- 
zahl, jo findet Affortiatio ftatt, d. h. es werden, um jene zu erreichen, andere Ge— 
ſchworene der Majorität beigefellt. Seit dem Ende des 13. Jahrh. trat an Stelle 
diefes Verfahrens das Erzwingen der Einftimmigfeit. Die Gejchworenen waren nicht 
underantwortlich, jondern unterlagen den Meineidsſtrafen, wenn die Untwahrbeit 
ihres Spruches per attinctam (Attainte), d.i. durch eine Jury von vierundzwanzig 
Geichworenen oder jonjtwie, eriwiejen worden war. 

4) Die Urtheilsjury. Ihre Ausbildung iſt das Ergebniß einer jehr all- 
mählichen gewohnheitsrechtlichen Umgeftaltung der Beweisjury. Der Uebergang wird 
vermittelt durch eine Jury mit gemifchter Funktion, d. 5. durch eine Jury, welche 
theils als Beweis» theils als Urtheilsjury fungirte. Indem dann die Gejchworenen 
allmählich den Charakter von Zeugen vollitändig abjtreifen, tritt die Jury aus jener 
Doppeljtellung, welche einen Zeitraum von mehr als 300 Jahren ausfüllt, ala reine 
Urtheilajury heraus. 

Bei der Beweisjury erjcheinen die Gefchtvorenen ald Gemeindezeugen. Dieſer 
Begriff ift aber dabei ein jo ausgedehnter, daß daneben faft jedes andere Zeugniß 
verschwindet. Die Weiterentwidelung kennzeichnet fich num dadurch, daß man ans 
fängt, zwifchen der Kenntniß gemeindetundiger Thatjachen und dem Wiſſen auf 
Grund bejonderer perjönlicher Wahrnehmung zu unterjcheiden. Neben das Noto: 
rietätözeugniß jtellt fich jo ala ein prinzipiell Verſchiedenes das Spezialzeugniß. 
Das gegenfeitige Verhältniß beider, Arten des Zeugniffes Hat fich in der Normanbdıe 
und in England verjchieden geftaltet. Das Normannifche Recht brachte das Spezial- 
zeugniß durch geheimes richterliches Verhör zur Verwertung. Die Folge davon 
war, dab das Syſtem ifolirter Zeugenausfagen die Beweisjury völlig verdrängte. 
In England wurde das Spezialzeugniß den Geſchworenen ala „Evidence“ vorgelegt 
und jomit formell dem Notorietätözeugniß untergeordnet. Da aber neben der Evi: 
dence das Gemeindezeugniß immer mehr und mehr verblaßte, find die Gejchworenen 
ichließlich nur noch Urtheiler über das ihnen vorgelegte Beweismaterial. 

Um von Anflängen abzufehen, welche in die Fränkische Zeit zurüdreichen, 
fommt e8 in England während des 13. Jahrh. öfter vor, daR vor den Geſchworenen 
Urkunden produzirt wurden, welche auf den Rechtäftreit Bezug hatten. Wurde die 
Urkunde angefochten, jo wurden die Urkundszeugen, testes in charta nominati, ein- 
berufen und dem Kollegium der Gefchtvorenen zugeſellt. Bermuthlich unabhängig 
von diefer Einrichtung, welche noch im 15. und 16. Jahrh. auf derfelben Ent- 
widelungsftufe fteht, hat fich — es ift nicht völlig Elargejtellt, wann umd in welcher 
Weife — die Rechtsſitte ausgebildet, die von den Parteien produzirten Spejial- 
zeugen den Gejchtvorenen nicht zuzugejellen, fondern in Gegenwart derjelben vor Ge 
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richt ausſagen zu laſſen. Bolljtändig ausgebildet erfcheint dieſes Deponiren der 
von den Parteien produzirten Zeugen in dem von Fortescue 1460 verfaßten 
Werf: De laudibus legum Angliae. Daneben wird aber von Fortescue auf die 
eigene Kenntniß der Gejchworenen und deren Nachbarnqualität noch bejonderer Werth 
gelegt; ala Gemeindegenoffen könnten ihnen die fraglichen Thatſachen nicht völlig 
unbekannt fein, außerdem aber müßten fie — ein fyingerzeig für die Gründe der 
Unterordnung des Spezialzeugniſſes unter das Notorietätsgeugnig — Befcheid 
twiffen über Ruf und Glaubwürdigkeit der produzirten Privatzeugen. Und den 
Mangel der Jury außerhalb Englands erflärt Yortescue daraus, daß im Aus— 
lande der gleichmäßige Wohljtand der Englischen Gejellfchaft fehle und daß man 
daher die Jury nur aus armen, alfo unzuverläffigen Leuten zufammenjegen könnte 
oder aus jolchen, welche vom Orte des Streitpunttes jehr entfernt wohnen und da- 
ber nicht? davon willen. 

Demnach fungirten in der Zeit Fortescue's die Gefchworenen in Fällen, wo 
ihnen Evidence vorgelegt worden, theila ala Urtheiler über die vor ihnen verhörten 
Spezialzeugen, theils ala Gemeindezeugen. Weil fie das Iehtere find, können fie ihr 
Verdikt auch gegen die vorgelegte Evidence abgeben, indem fie ihr eigenes Willen 
über Diejelbe ftellen. Sie find ferner in der Lage, ohne Vorlegung von Beweis- 
material blos auf ihr eigenes Wiſſen Hin ein Verdikt abzugeben. Demgemäß find 
fie auch noch wegen unwahren Spruches dem Attainteverfahren ausgeſetzt. 

MWejentliche Fortſchritte nach der Richtung der Urtheilajuryg hin befundet eine 
Darftellung des Verfahrens, welche ein Jahrhundert nach der Abfaffung von For— 
tescue’8 Schrift entjtanden it. Thomas Smith führt in feinem 1565 ge- 
Ichriebenen Traftate: De republica Anglorum unter den Borzügen Englands, 
namentlich die Jury an und giebt bei diefem Anlaffe eine eingehende Bejchreibung 
diefer Inſtitution. Die Zeugen werden vor den Gejchworenen dem Kreuzverhör 
unterworfen. Der Richter giebt der Jury, ehe fie fich zur Abgabe des Wahrſpruchs 
zurüdzieht, ein Refume der Verhandlung. Die Gejchworenen werden bei der Be- 
eidigung verpflichtet ad facti veritatem dicendam secundum probationes in 
iudicium deductas et conscientiam suam, 

In richtiger Werthichägung des durch das Öffentliche Kreuzverhör geläuterten 
Beweismateriald wurde das Gebiet, auf welchem das vor der Deffentlichkeit latent 
bleibende Zeugniß der Gejchtvorenen fich geltend machen konnte, von Rechtöwegen 
eingefchräntt. Die Gigenfchaften eines Spezialgeugen und eines Gejchworenen 
wurden für unvereinbar erklärt und zugleich wurde der Begriff des Spezialzeugniffes 
allmählich jo weit ausgedehnt, daß das bei den Gejchworenen vorausgejeßte und zu— 
läffige Wiſſen jchließlic) auf das Maß der allgemeinjten Notorietät beſchränkt wurde. 
Es geichah 1650, aljo in den Tagen Dliver Cromwell's, daß die damals 
Bancus superior genannte Kingsbench die Entjcheidung fällte, ein Gejchworener dürfe 
feine bejondere perjönliche Kenntniß von der Streitfache feinen Mitgefchworenen nicht 
heimlich mittheilen, jondern er müſſe jeine Ausjage im Gerichtöhofe öffentlich wie 
ein Zeuge abgeben. Hand in Hand mit diejer Entwidelung geht das allmähliche 
Verſchwinden der Attainte. Da die Gejchworenen auf vorgelegte Beweismittel Hin 
iprechen, fönnen fie nicht mehr wegen unwahren Zeugnifjes zur Verantwortung ge- 
zogen werden. Schon Smith erwähnt die Attainte ala eine veraltete Einrichtung. 
An Stelle der Ueberführung der Geichworenen tritt die Nechtäfitte, ein neues Ver— 
fahren, new trial, zu gewähren, wofür fich jeit Mitte des 17. Jahrh. fichere Bei- 
jpiele nachweiſen laſſen. 

Trotz Alledem wird der Satz: vieinus facta vicini praesumitur scire, welcher 
der Beweisjury zu Grunde lag, aber für die Urtheilajury feine Berechtigung mehr 
hatte, in der Theorie und in einzelnen praftiichen Anwendungen noch durch längere 
Zeit feftgehalten. Mit der ihm eigenthümlichen Zähigkeit blieb das Englische 
Common Law auf der Forderung beitehen, daß die Jury aus dem Vicinetum zu 
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berufen ſei. Noch Coke führt jenen Satz ala das Motiv dieſes Erfordernifies an 
und Rechtsiälle aus den Zeiten Eliſabeth's und Karl's II. iprechen denjelben Ge 
danken aus. Seit die Geichworenen thatjächlich feine Zeugen mehr waren, ericheint 
das Griorderniß des Vicinetum (venue) nicht nur ala überflüffig, es war in 
beiondere auch läftig, da die Erfüllung deffelben, welche mit peinlicher Genauigkeit 
verlangt wurde, große Schwierigkeiten verurfachte.e Gerade die Betonung des 
Vicinetum war eine der Hauptchikanen geworden, welche man zur Anfechtung des 
Verfahrens in Anwendung brachte. Da half denn in Givilfachen die Gejegebung 
ab. Nachdem jchon das Statut 21 Jakob I. ch. 13 theilweife Abhilfe getroffen 
hatte, bejtimmte 16 und 17 Karl II. ch. 8, daß ein Urtheil wegen Mangels des 
Vieinetum nicht inhibirt werden folle, vorausgejegt, daß die Jury überhaupt aus 
der Grafichaft des Streitortes einberufen jei. Ebenſo wurde die durch Common 
Law, theilweife auch durch Statute Law (35 Henry VII. c. 6; 27 Eliz. ec. 5 
$ 5) verlangte Anweſenheit von Hundredors durch 4 u. 5 Anna c. 16 für über 
flüffig erflärt, indem an Stelle der Hundertichaft gleichialla das corpus comitatus 
gelegt ward, 

So find die Geichworenen aus Zeugen zu Beweisrichtern geworden. Wie die 
Ausdehnung des Notorietätsbegriffs es möglich gemacht hatte, durch das Verdilt 
von Nachbarn das alte formelle Zeugenverfahren zu erjeßen, hat die rückläufige Be 
wegung, nämlich die Beichränfung des Notorietätsbegriffes dazu dienen müſſen, das 
perjönliche Wiffen von der Streitfache aus der Jury wieder herauszuziehen und 
zum Gegenſtand eines freien materiellen Beweisverfahrens zu machen, während zu: 
gleich der Spruch der Gefchworenen zu einem die Beweisergebniffe zufammenfaflenden 
Urtheil umgeftaltet wurde. 

Die weitere Darftellung der Giviljury gehört nicht mehr in den Rahmen diefer 
——— Betrachtung. 

B. Die Jury in Strafſachen. 

1) Die Antlagejury. 

Der Germanifche Prozeß war ein Anklageprozeß im ftrifteften Sinne des Wortes. 
Wenn nicht die verlegte Partei mit einer vechtsförmlichen Klage auftrat, konnte ein 
begangenes Verbrechen nicht beftraft werden. Als in der Fraͤnkiſchen Periode ſich 
die Idee don der allgemeinen Strafgewalt des Staates ausgebildet hatte, erlitt 
diefer Grundjah eine Abänderung. Man bejtrafte das erwieſene Berbrechen von 
Amtswegen. Man jtrafte alfo in Fällen der handhaften That. In anderen 
Fällen wurde zur Einleitung eines Beweisverfahrens die Jnquifitio in Anwendung 
gebracht. Der Richter verfammelte die angejehenften Gemeindegenoffen, nahm ihnen 
in der Regel ein eidliches Wahrheitsveriprechen ab und forderte fie dann auf ihren 
Eid hin auf, auszufagen über beitimmte Verbrechen, die in dem Gerichtäiprengel 
begangen worden waren. Der Ausipruch der Gejchworenen, die Rüge, vertrat die 
Stelle einer rechtötörmlichen Privatklage. Sowie einer jolchen gegenüber der Be 
flagte, jo mußte der Rüge gegenüber der Bezichtigte fich reinigen don der ihm zur 
Laft gelegten Schuld, ſei e8 durch Eideähelfer, jei es durch ein Ordal. Da une die 
Griftenz des Nügeverfahrens in Karolingiſcher Zeit nur durch vereinzelte Kapitularıen- 
ftellen beglaubigt ift, jo find wir über die Detaild des Verfahrens nicht unter 
richtet. Doch liegt fein Grund vor, daran zu zweifeln, daß es mit jemer urkund— 
(ich geficherten Form der Inquifitio im Wejentlichen identiſch war, welche beim 
Anquifitionsbeweije in Anwendung fam. Das Rügeverfahren des weltlichen Rechts 
wurde von der Fränkiſchen Kirche rezipirt und auf Grund defjelben die Einrichtung 
der Sendgerichte ausgebildet. Die Darstellung derfelben bei Regino von Prüm 
geitattet uns Rückſchlüſſe auf ihr weltliches Vorbild. 

In den Ländern der Fränkiſchen Monarchie hat fich das Rügeverfahren dei 
weltlichen Prozeſſes auch nach Auflöfung derjelben erhalten. Wir finden es in 
Deutichland als Rüge, in Flandern ala Veritas, Coye Verité, Franche Verite, in 
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Franzöſiſchen Coutumes ſpurenhaft als Enquöte oder auch Juree. In England wurde 
es durch die Normannen in ausgedehntejtem Maße in Uebung gebracht und mit den 
jog. Fridborgs in Verbindung gejeßt, einer jpezifiich Englischen Einrichtung, die eine 
Haftung der Gemeinden für beftimmte in ihrem Bezirk begangene Verbrechen zur 
Grundlage hatte. Die Affife von Glarendon (1166) jtatuirt ein Rügeverfahren vor 
den Vizefommittees und vor den Aufticiarien, welches die Inquifitio über Räuber, 
Mörder, Diebe und deren Helferähelier zum Gegenjtande hat. Die Inquifitionen 
der Reijerichter und Bizefommittees werden im 12. und 13. Jahrh. nach bejtimmten 
Frageartifeln vorgenommen. Die Unterfuchung über Verbrechen wird dabei vor— 
wiegend vom fisfalifchen Gefichtspunfte aus und zugleich mit der Inquiſitio über 
königliche Gerechtfame geführt. Erit jeit Eduard III. erfcheint die letztere getrennt 
von der Inquifitio über größere und kleinere Kriminaljachen. Bejondere Funktionen 
hat die Jury, welche der Goroner aus der Nachbarfchaft beruft, um bei unnatür— 
lichen Todesfällen die Unterjuchung über Todesurfache zu führen. 

Die Rüge wird durch mindeſtens zwölf legales homines mit gejammten 
Munde auögeiprochen. Sie heißt presentment oder indietment. . Der Gerügte, 
Rectatus, Indictatus vertheidigte fich uriprünglich durch ein Ordal, jpäter durch die 
Beweisjury. 

Bis ins 14. Jahrh. findet fi nur eine aus den einzelnen Hundertſchaften 
ausgewählte Rügejury. Seit diefer Zeit taucht eine neue Einrichtung, der Grand 
Enquest, auf, welcher von den königlichen Jufticiarien gehandhabt wird. Es it 
das eine Jury von vierundzwanzig Gejchworenen (wenn möglich Rittern) aus der 
ganzen Graffchaft, welche in der Grand Jury, die zur Attainte in Givilfachen be— 
nüßt wurde, ihr Vorbild haben dürfte. Als fich das Amt der FFriedensrichter aus— 
gebildet hatte, übten diefe die ihnen zufallende Kriminaljurisdiktion in ihren viertel- 
jährigen Graffchaftsfigungen gleichfalls unter Mitwirkung einer. Jury und zwar einer 
großen Jury aus. 

Während die der Herrichaft entnommene Rügejury der Vizefommittees und Juſti— 
ciarit außer Gebrauch fam, ift die urfprünglich aus der Grafichaft gewählte große 
Jury die Grundlage der heutigen Anklagejury geworden. Doch wurde fie nicht 
mehr aus vierundzwanzig, jondern höchſtens aus dreiundzwanzig Gejchworenen ge= 
bildet, um die zur Gültigkeit eines Spruches erforderliche Majorität von zwölf 
Stimmen erlangen zu fünnen. ferner hat fie im Laufe der Zeit ihren Charakter 
als Rügejury verloren. Der charakteriftiiche Unterfchied Liegt in Folgenden. 

Die Rügejury gab auf amtliche Ingquifitio hin Anzeige von Verbrechen, um 
die fie wußte. Nun fam es aber jchon im Mittelalter vor, daß eine Elagberechtigte 
Partei bei der NRügejury eine Denunciation einbrachte, um auf dieſe Weije ein 
Indictment herbeizuführen und die Erhebung einer rechtsförmlichen Klage, eines 
Appeals, zu umgehen, die wegen der folgen, die mit der Sachfälligkeit verbunden 
waren, für den Kläger jehr gefährlich werden konnte. Die große Jury nahm nicht 
blos Denunciationen, jondern auch Informationen entgegen. Man wirkte von 
Amtömwegen darauf Hin, ihr jolche zu verichaffen. So entwidelte fich ein Zeugen⸗ 
verfahren vor der Jury, welche demgemäß in der Regel nicht mehr aus eigenem 
Wiſſen, ſondern auf die erhaltenen Informationen hin den Anklageſpruch fällte. 
Auf diefen Grundlagen hat fich das moderne Verfahren entwidelt, welches darin 
beiteht, daß der Denunziant als Kläger im Namen der Krone (prosecutor) eine 
ichriftliche Klage, eine Bill of Indietment einreicht, über deren Zuläffigfeit die An— 
Elagejury nad) Vernehmung des Anklägers und jeiner Zeugen entjcheidet, indem 
fie durch den Ausspruch „true bill“ den Bezichtigten formell in den Anklagezuſtand 
verſetzt oder durch ein „not found“ die Anklage ala grundlos bezeichnet. Die freie 
Rüge (zum Unterfchied vom eben gejchilderten Indictment nunmehr Presentment 
genannt) iſt daneben außerordentlich jelten geworden, ohne ausdrüdlich aufgehoben 
zu werden. 
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2) Die Urtheilajury in Strafjaden. 

Die Anwendung eines Inquifitionsbeweijes in Sriminaljachen war dem Frän— 
fischen Recht unbekannt. Ihr ſtand namentlich der Grundja entgegen, daß in 
Straffachen Niemand eine Ueberführung durch Zeugen zu dulden brauchte. Diele 
Anjichauung haben das Altfranzöfiiche, Normannifche und Anglonormannifche Recht 
gewahrt. Ein Beweisverfahren (und zwar ein formale) wurde nur durch Rüge 
oder Klage vermittelt. Die Klage in Kapitalfachen hatte fich zu einer kampf: 
bedürftigen ausgejtaltet, indem der Kläger der Erhebung des Klagvorwurfs die Worte 
beifügen mußte: et hoc paratus sum probare per corpus meum, jo daß der 
negirenden Antwort des Beklagten ein Kampfvertrag der Parteien folgte. Bei 
Kampfunfähigen vertrat ein Ordal die Stelle des gerichtlichen Zweilampfs. Diejem 
Berfahren ftellt fich zuerjt ausnahmaweife, dann fakultativ die Enticheidung durch 
eine Beweisjury zur Seite. In England und in der Normandie finden fich jchon 
im 12. Jahrh. Beifpiele dafür, daß der König dem durch Appell Beklagten ein in 
der Regel um Geld erwirktes Breve giebt, wodurd er ihm geftattet, fich auf den 
Spruch einer Jurata zu berufen. Zunächjt blieb die Anwendung der Jurata auf 
Einreden bejchräntt, jo daß die Schuldfrage nur mittelbar erfaßt wurde. Allein in 
den Jahren Johann’s häufen fich die Beifpiele, daß der Angejchuldigte fich jchlecht- 
weg „de bono et malo* über die Schuldfrage ſelbſt auf eine Inquifitio beruft, auf 
daß entjchieden werde „utrum culpabilis sit vel non“. Gbenjo fing man an, in 
Fällen der Rüge oder einer wegen vorliegender Verdachtsgründe ex officio erfolgten 
Anjchuldigung die freiwillige Unterwerfung unter den Spruch einer Jury (se ponere 
super patriam, se mettre en enquöte loiale) zu geftatten, der dann das eimjeitige 
Drdal, das font zur Anwendung gelommen wäre, erjekte. 

Seit der Magna Charta (Art. 36) hängt die Berufung auf die Jury vom 
freien Belieben des Beklagten ab. Das Breve, welches die Jurata anoränete, ſollte 
nicht mehr gegen Geld als DVergünftigung, jondern es ſollte fortan umfonft gegeben 
werden und darf nicht verweigert werden. Bald darauf aber ließ man das Er— 
forderniß eines einleitenden Breve volljtändig fallen, denn es traten Berhältnifie 
ein, die es nothwendig machten, die Jurata ala ordentliches und unbejchränftes 
Beweismittel in das Kriminalverfahren aufzunehmen. Gntjcheidend hierfür wurde 
das Verbot der Ordalien durch die Kirche, welches 1219 in England reichögejehlid 
anerkannt wurde. Da die DOrdalien das regelmäßige Reinigungsmittel gegen die 
Rüge gewejen, trat nun die Jurata, die loial Enquöte, an deren Stelle. Doch hielt 
man in England und in der Normandie (von kaum bemerfenswerthen Schwankungen 
abgejehen) an dem Grundjahe jet, daß Jemand durch eine Jury nur dann in 
gültiger Weife jchuldig gefprochen werden könne, wenn er fi auf den Spruch der 
Patria als jein DVertheidigungsmittel berufen hatte. Weigerte fich der Verdächtigte 
deſſen, jo fuchte man in echt Englifchem Geifte die Unterwerfung unter die Jury zu 
erzwingen, indem man gegen ihn die peine forte et dure anwendete, eine Marte— 
rung, die im Laufe der Zeit jo ſehr verichärft wurde, daß fie Häufig den Tod des 
Inkulpaten zur Folge hatte. In Fällen des Appella wurde es dem Beflagten 
freigeftellt, fich auf den angebotenen Kampfvertrag einzulaffen oder fich einer Jur 
zu unteriverfen. Doch kam der gerichtliche Zweifampf allmählich außer Gebraud) 
und fand jo jelten ftatt, daß man fich erft im J. 1819 durch den Casus Thorton 
veranlaßt jah, ihn durch Parlamentsacte aufzuheben. 

Die Beweisjury, welche fich auf die angegebene Weile in Straffadhen aus 
gebildet, entlehnte ihre Formen der Jurata des Civilprozeſſes. Noch länger wie 
dieſe hat fie den Charakter der Beweisjury gewahrt. Der Ausbildung der Urtheils 
jury geht auch Hier ein Uebergangsſtadium voraus, in welchem die Jury zugleich 
Beweis und Urtheilsjury ift. Leider find die Nachrichten über die mahgebenden 
Uebergangsformen bezüglich der Kriminaljury noch unvollftändiger und dürftiger wie 
bezüglich der Civiljury. Die Schrift, welche zuerft die Jury, ala einen Vorzug 
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Englands, den prozeſſualen Einrichtungen des Kontinents gegenüberſtellt, Fortescue's 
Lob des Engliſchen Rechts läßt ſich des Ausführlicheren nur auf die Civiljury ein. 
Ein Zeugenverhör vor der KHriminaljury wird nicht erwähnt, doch ift der ganze Zu— 
fammenhang der Art, daß fich ein fefter Schluß Hieraus nicht ziehen läßt. Da- 
gegen bietet eine Reihe von Statuten des 16. Jahrh. unzweitelhafte Beweiſe für 
die Rechtäfitte auch in Straffachen Evidence zu geben (21 Henr. VIII c. 11; 
26 Henr. VIII. c. 4; 1 Edw. VI, c. 12;1 & 2 Phil. & Ma. c. 11, 0.13; 2 & 
3 Phil. & Ma. c. 10; 31 Eliz. c. 4). Unter anderem findet fich auch die An- 
weifung an die FFriedensrichter und an die Goroners, daß fie alle Perjonen, die 
über den Unterfuchungsjall etwas wiffen, zum Erſcheinen vor der Jury verpflichten 
ſollen, um daſelbſt gegen die Partei Evidence zu geben (2 & 3 Phil. & Ma. c. 10). 
Ein ziemlich anfchauliches Bild des Berfahrens liefert Smith, De republica 
Anglorum, II. c. 26. Nachdem die Jury gebildet worden ift, ergeht eine öffentliche 
Aufforderung, es möge jeder dvortreten, der Indicien liefern oder etwas gegen den 
Angeklagten jagen wolle. Dann wird das Protokoll der friedensrichterlichen Unter- 
juchung vorgelejen, jodann werden der Beichädigte, der SKonftabler und jene, die 
bei der Berhaftung zugegen waren, und jonftige Zeugen vernommen. Der An— 
geflagte beſchränkt fi bei Smith auf Hartnädiges Leugnen. Zeugen des An— 
geflagten werden nicht erwähnt. Bei der Ausbildung des Zeugenverfahrens vor der 
Kriminaljury Tieß der Anjchuldigungsbeweis den Bertheidigungsbeweis in feiner 
Entwidelung lange Zeit weit hinter fih. Man mochte fich in den letzteren um jo 
fchwerer hineinfinden, als ja formell jchon die Jury jelbit das vom Angeklagten 
angerufene Bertheidigungsmittel war. Auch ala man demfelben bereits gejtattet 
hatte, Entlaftungszeugen zu bringen, war es im Allgemeinen Rechtens, nur die An 
flagezeugen, nicht aber die Zeugen des Angellagten zu beeidigen. Grit die Statute 
7 will. IH. c. 3 (1695) und 1 Anna c. 9 (1702) haben jenes bei Gochverrath, 
diefes überhaupt eine zwingende Borladung der angegebenen Entlaftungszeugen und 
deren DVereidigung angeordnet. 

Die oben angeführten Statute, welche das Vieinetum und das GErfordernik 
bon Hundredors betreffen, waren nicht auf die Kriminaliachen ausgedehnt worden. 
Nur für Klagen aus penal statutes wurde geſetzlich (24 Ge. II. c. 18) Abhülfe 
geichaffen. Im Uebrigen blieb das alte Recht, welches die Nachbarnqualität der 
Geichworenen erheifchte, für die Kriminaljury nominell in Kraft. Allein die Praris 
bat es ignorirt. Schon Lord Hale (Hist. of the Pleas of the Crown, vgl. 
Thl. I. 261) vermag zu jagen, er erinnere fich nicht, daß der Mangel an Hun— 
dredors je geltend gemacht worden ſei; die Sheriffs nähmen bei der Auswahl 
der Geichworenen nicht auf das jpezielle Vieinetum, fondern nur auf die Graffchait 
im Allgemeinen Rüdfiht. Die Parlamentsacte von 1825, 6 Georg IV. c. 50 an 
act for consolidating and amending the laws relative to Jurors and Juries, hat 
nur das bejtehende Recht firirt, ala fie ohne Unterjcheidung von Givil- und Straf: 
fachen beitimmte, daß die Gejchworenen aus der Grafichaft zu wählen feien ohne 
Rücdficht auf irgend eine Hundertſchaft, oder auf ein fpezielles Vicinetum innerhalb 
der Grafichaft. 

Werfen wir einen Rüdblik auf die taufendjährige Gejchichte der Jury, jo fällt 
zunächit in die Augen, daß fie auf dem Boden, der ihre Keime ausgebildet hatte, 
verfümmert und verjchwunden ift, während fie in dem Lande, wo fie erft in Folge 
der Normannifchen Eroberung feiten Fuß Takte, eine lange und reiche Entwidelung 
durchmachte. Im Laufe diefer Entwidelung erfuhr fie eine vollftändige Aenderung 
ihres Weſens, jo daß fie jchließlich ein ganz anderes Gebilde zu jein fcheint, ala 
fie uriprünglich gewejen. Aber nicht auf Grund gefeßgeberifcher Reformen, jondern 
auf dem Wege einer völlig fich ſelbſt überlaffenen gewohnheitsrechtlichen Umbildung 
hat fich in England die alte Zeugengenoffenichait zur Urtheilsjury umgeſetzt. Nicht 
ein Erzeugniß urwüchfiger Verhältnifie, das allenthalben entfteht, wo dem Bolte 
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Antheil an der Rechtspflege geſtattet wird, verdankt ſie vielmehr ihre Receptior in 
England dem ſcharf durchgreifenden Auftreten des Normanniſchen Königthums, ihre 
ältefte Entwidelung aber der jorgjamen Pflege der Anglonormanniichen Jurispruden;, 
welche an diejer Einrichtung bereits ihren Scharffinn übte, ala anderwärts nod) 
feine Germanifche Jurisprudenz bejtand. Grit ala die Ausartungen des fontinen- 
talen Inquifitionsprozefies zur Bergleichung herausforderten, trat fie in die Helle 
Beleuchtung einer freiheitlichen und menfchenwürdigen Inititution. An der Wende 
des Mittelalters, als ihre Entwidelung zur reinen Urtheilsjury eben in vollem Zuge 
ist, zeichnet Fortescue, der ältejte Herold ihrer Vorzüge, ala Gegenjtüd zu jeiner 
Darftellung der ©., in düſteren Farben das jammervolle Bild des fontinentalen 
Zorturveriahrene. 

Troß aller Umwandlungen, welche fie durchgemacht, hängt die Jury von heute 
in einem Punkte prinzipieller Bedeutung mit den Grundjäßen des Germaniichen Be 
weisrechtes zufammen, aus welchem fie allmählich herausgewachſen ift. Das Ge 
richt, das auf den Spruch einer Jury Hin über die Sühne der vorliegenden Rechte 
verlegung urtheilt, nimmt zur Beweisfrage diejelbe Stellung ein, wie die Germa- 
nischen Urtheilfinder. Wie im Altdeutichen Prozeß das Beweisverfahren ein fertiges, 
in fich abgeſchloſſenes Ergebniß lieferte, das nicht erjt der richterlichen Prüfung 
bedurfte, jo ilt auch im S.verfahren die Enticheidung der Beweisirage ein vom 
richterlichen Ermeffen unabhängiges Produkt des Prozeſſes. Indem die fubjektive 
Ueberzeugung des Gerichts ausgeichloffen blieb vom Beweisverfahren, hat die Jury, 
ein uriprüngliches Beweismittel, durch ihre allmähliche Umbildung zur Urtheilsjury 
den Rahmen für die Entwidelung eines materiellen Beweisrechts abgegeben. 

git.: Biener, Dad Engl. gr er pe 3 Bbe., 1852—1855. — Forsyth, 
History of trial by Jury, new edition 1875, — Palgrave, The Rise and 

ss of the English Commonwealth, 2 Bde. 1832. — Konrad Maurer in der Mit. 
eberihau V, 180 ff., 322 ff., 1857. — Brunner, Se und Inquifitiond- 
beweis, 1866; Derjelbe, Entftehung ber S., 1872. Die obige Darftellung giebt die Refultate 
der lektgenannten Unterfuchung in kurzem Auszuge; doch ift die Geichichte der UrtHeilsjum, 
welche dort nur ganz vorübergehend berührt wurde, bier theilmweije berichtigt und erieitert 
worden. — Weitere Lit. in meiner Entftehung der ©. — Bgl. ferner Stubbs, The 
Constitutional History of England, I. 1874. — Bigelow, History of procedure in England 
from the Norman Conquest, 1880. — Sohm in v. Sybel’3 hiftoriicher Ztichr. XV. 163. — 
Silberihlag im Gerichtsſaal, XXVI. Heinrih Brunner. 


Schwurgericht iſt diejenige Gerichtsiorm, in welcher zur Feſtſtellung de 
juriftiicherelevanten Sachverhaltes im Gegenſatz zur Präcifirung der daraus fich er 
gebenden praftifchen Konjequenzen (alfo zu dem deflarativen Theil des Urtheils im 
Gegenjat zu dem dispofitiven) Staatsrichter und aus der Bevölkerung von Fall zu 
Fall Herbeigerufene Männer, von welchen juriftifche Bildung nicht gefordert wird 
(Geichworene), ohne zu einem Kollegium vereint zu werden (Schöffengeridt, 
j. diefen Art.), zuſammenwirken. 

I. Zur Stunde hat das ©. für den Kontinent noch lediglich für den Straf 
prozeß Bedeutung, weshalb im Folgenden auch nur von der Kriminaljury geiprochen 
wird. Für den Strafprogeß nun liegt die jcharfe Grenzlinie zwijchen den Funktionen 
der Nichter- und der Gefchworenenbant dort, wo dem Ausfpruch über die Schuld 
der über Strafe, Prozeßkoſten und Privatanfprüche folgt. Der Ausſpruch über die 
Schuld und zwar in einer Form, in welcher er nicht blos die Feitjtellung nadter 
Thatſachen, jondern die Subjumtion derjelben unter die gejeglichen Ausdrüde um: 
iaßt, fommt der Geſchworenenbank zu. Die Richter haben an diefem Ausſpruch 
nur mittelbaren Antheil, infofern fie nämlich dafür zu jorgen haben, dat der Aus 
ſpruch nur auf Grund eines jtreng gefeßlichen Verfahrens und insbejondere eines 
den pofitiven und aus der Natur der Sache entipringenden Regeln entiprechenden 
Beweisverfahrens ergehe, daß den Gejchtworenen die zur Enticheidung des fonfreten 
Falles erforderliche Rechtsbelehrung zu Theil werde und daß durch Formulirung 
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der von ihnen zu beantwortenden Fragen die fachliche und formelle Korrektheit ihres 
Wahripruches und die Einjchränkung defjelben auf den Gegenjtand der Verhandlung 
und auf die ihn betreffenden Rechtsnormen gefichert werde. Bei richtiger Auffaffung 
joll das S. als ein integrivender und organiſch eingefügter Theil der Gerichts— 
inftitutionen des Landes erjcheinen; die Geſchworenen müffen fich als Richter fühlen, 
d. 5. einerjeits als Diener und Organe des Geſetzes, denen eine genau abgegrenzte 
Funktion zukommt, andererjeit3 aber auch als unabhängige Männer, die ihre Ent- 
ſcheidung lediglich nach gewifjenhafter Ueberzeugung einrichten. 

Aus diefer Grundanfchauung ergeben fi Für die Stellung und Einrichtung 
des ©. folgende Konſequenzen: 

1) Die Jury ift feine politifche Inftitution, oder fie ift es nur in 
dem Sinne, ala Alles, was eine gute und unabhängige Juftiz fichert, Gegenjtand 
auch einer berechtigten politifchen Forderung if. Alles, was ihr einen jpezifiich- 
politischen Charakter beilegt, jchädigt ihre Wirkfamkeit und fälſcht ihren Charakter, 
Zu vermeiden iſt daher vor Allem eine Einrichtung, welche ihre Aufgabe unter dem 
Einfluß jpezififch-politifcher Momente abgrenzt: es joll fein, jonft zur Verhandlung 
vor Gefchworenen fich eignendes Delikt, darum, weil e8 mit politischen Kämpfen zu— 
jammenbängt, der Jury entzogen; ebenjowenig aber joll e& ihr lediglich aus diefem . 
Grunde zugewieſen werden. Noch viel bedenklicher wäre es, die Jury ausſchließ— 
Lich für politische Prozeffe zu Eonftituiren, und eben darum ift es — wenn es gleich 
wahr ift, daß Preßdelifte aus jurijtifchen Gründen fich vorzugsweiſe für Schwur- 
gerichte eignen — ein großer Fehler, Schwurgerichte Lediglich für Preßſachen, die 
doch zumeift eine politifche Seite haben, einzujegen (wie 3. B. 1869 in Oeſterreich 
geichah). Neben der Beitimmung der Kompetenz ift e8 namentlich die Art der 
Bildung der Gejhworenenlijten, worin fich manifeftirt, daß der Geſetzgeber 
der Jury einen politifchen Charakter beimißt. Wenn man die Qualififation für 
den Gefchworenendienjt mit der Wahlberechtigung für die Volksvertretung identifizirt, 
fo thut man fein Möglichjtes, um dem Geſchworenen glauben zu machen, daß er 
nicht als Richter, ſondern als Volksvertreter auf der Geſchworenenbank ſitze, und daß 
die Öffentliche Meinung ftatt der Stimme jeines Gewiffens aus ihm jprechen jolle. 
Wenn man die Berufung zum Geſchworenendienſt von dem Ermeſſen ſei es eines 
Adminiſtrativbeamten, ſei es einer ſolchen Kommiſſion, die naturgemäß politiſche 
Rückſichten über alle anderen ſtellt, abhängig macht, ſo darf man ſich nicht wundern, 
wenn der Geſchworene ſich als Parteimann fühlt und beträgt. 

2) Die Geſchworenenbank muß bei Löſung der ihr zugewieſenen Aufgabe un— 
abhängig vom Gerichte bleiben, es ift daher in hohem Grade zu mißbilligen, 
wenn der Präfident oder der Gerichtshof bei Enticheidung von Inzidentftreitigkeiten 
durch Bemerkungen, die fie fallen laſſen, durch Beengung des Beweisverjahrens, 
durch eine den Gejchworenen die freiheit der Beurtheilung verfümmernde Fafſung 
der Frage die Unabhängigkeit der Jury beeinträchtigen. Die Jury darf aber aud) 
andererſeits nicht vergefjen, daß ihr beſchränkte Attributionen zugewiejen find; fie darf 
nicht in die Funktionen des Richters, des Begnadigerd oder des Geſetzgebers eingreifen 
wollen, nicht nach demjenigen jtreben, was man wol auch geradezu die Allmacht 
der Jury genannt hat. Die Feititellung des berechtigten Gebietes der Jury ift 
in Frankreich aus dem doppelten Grunde mißlungen, weil man von einer jaljchen 
Grundanſchauung der Aufgabe der Englischen Jury ausging und weil man von 
allen Seiten her immer wieder die Politik einmifchte. Die Deutjchen Gefeßgebungen 
übernahmen anfangs die Franzöfiichen Einrichtungen ohne genauere Prüfung, und 
nur jehr allmählich bricht fich (zum Theil auch mit Hülfe der Polemik über den 
Werth der Jury) eine richtigere Auffaffung Bahn. So lange man in Abrede jtellte, 
daß der Wahripruch der Jury die Subfumtion unter das Strafgejeß vollzieht, jo 
Lange konnte man auch nicht in die Lage fommen, die Wechjelwirtung von Richtern 
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und Geſchworenen einfach und natürlich zu regeln, und Vorſorge ſowol gegen Jr: 
thümer der Gejchworenen, ald gegen die Jrreführung derjelben zu treffen. 

3) Die Jury wird fich nie ala eine richterliche Inftitution darftellen, wenn 
das Schwurgerichtöverfahren nicht in das Ganze des Strafprozeſſes organijch ein- 
gefügt if. Der berechtigten Singularitäten des S.verfahrens giebt es nur jehr 
wenige; fie laffen fich in der That auf zwei Quellen zurüdführen: die Nothwendig: 
feit des Zuſammenwirkens zweier von einander unabhängiger und nur periodijch zu: 
fammenzubringender Körper, und den Umftand, daß bei der Bildung der Gejchworenenbant 
der Zufall und Parteienrechte (Ablehnung, Zuftellung der Liften ıc.) eine gewiſſe 
Rolle ſpielen, vermöge deren die Parteien verlangen fünnen, daß der formgerechte 
Ausfpruch diefer Jury bindend bleibe. Singularitäten, welche ſich nicht ſtreng 
aus dieſen Grundurſachen ableiten laſſen, tragen nur dazu bei, dat die Jury gewiſſer⸗ 
maßen als außer dem Gemeinen Recht ftehend angejehen werde. Es ift daher nicht 
zu billigen, wenn bei der Verjegung in Anklageftand, bei der Feſtſetzung des Ein- 
Muffes, den das Geſtändniß auf das Verfahren übt, die S.fälle weientlich anders 
behandelt werden, ala andere Straffälle. Noch tiefer aber muß es das Rechtägerübl 
verleßen, wenn etwa die ftändigen Gerichte an Beweisregeln gebunden werden, während 
daneben Gejchworene das Recht der freien Beweiswürdigung üben, wenn für Aus— 
fprüche der NRichterfollegien über die Schuldfrage die einfache Stimmenmehrheit genügt, 
während bei der Jury eine fünftliche Majorität gefordert oder ihr Abgang dazu 
benußt wird, die Enticheidung dem Nichterfollegium zuzuſchieben, — wenn der 
richterliche Ausfpruch über die Schuldfrage der Berufung unterworfen ift, während 
der der Jury etwa nicht einmal durch die Nichtigkeitsbejchtverde anfechtbar ift. 

I. Mannigfach waren die Kämpfe, welche da® ©. auf dem Guropäifchen 
Kontinent zu beftehen Hatte, um weite Gebiete zu gewinnen und zu behaupten. 
Während e8 in der Ausprägung, die ihm jein Heimathland, England, gegeben, mit 
der Englifchen Sprache und Flagge in unermeßliche außereuropäijche Gebiete einzog, 
wo es die erften Anfänge chriftlicher Gefittung bezeichnen Hilft und doch auch in 
den entwidelteften Staatögebilden von Angeljächfiichem Typus nicht fehlt, hat es in 
Europa (von Malta abgejehen) jeinen Ausgangspunkt von Frankreich und deſſen 
großer Revolution genommen. In jener Grundform, welche e8 1791 in Frankreich 
annahm, ift e8 im Gefolge der Franzöſiſchen Heere auf Deutfches Gebiet gelangt 
(nicht auch in das Napoleon I. unterthänige Italien) und Hat fich daſelbſt im kurzer 
Friſt ſoviel Anhänglichkeit der Bevölkerung erworben, daß «8 nicht wieder befeitigt 
werden konnte. Als ein integrirender Beftandtheil der Franzöſiſchen Juſtizeinrich⸗ 
tungen, ja der politischen Inftitutionen Frankreichs, die bei häufigem Wechſel der 
oberften Spitze doch eigentlich konſtant geblieben find, angejehen, hat e8 dann auch 
in anderen Deutjchen Gebieten warme Anhänger gefunden und auch fonft in Europa, 
wo die Frranzöfiichen politischen Inftitutionen Nahahmung fanden (Italien, Griechen: 
land, Rumänien, Spanien, jelbft Rußland, — im Gegenjat zu den Niederlanden, 
wo die Jury befeitigt wurde), fi Eingang verſchafft. Speziell im Deutjchen 
Sprachgebiete muß man folgende Phaſen unterjcheiden: Bis zum Jahre 1848 ward 
der Jury an und für fich wenig Aufmerkſamkeit gefchentt ; Felbſt Feuerbach hatte 
fie in feiner 1812 gedruckten, aber erſt 1813 erſchienenen Schrift über das Geſchworenen⸗ 
gericht zumächft nur ala Theil des auf Deutichland Taftenden Napoleonifchen Syſtems 
behandelt; in der fonjtigen Polemit mit ihrem bekannten politifchen Hintergrunde 
ward fie eben ala Theil der Franzöfiichen Einrichtungen mit befämpft und mit 
verfochten, und ala jolcher Theil ward fie nach der Wendung, die dad Jahr 1848 
berbeiführte, durchgejeßt. Jetzt aber begann eine neue Epoche — die der juriſtiſch— 
tehnijchen Würdigung der Jury ala einer Nechtäinftitution und ala einer mit 
anderen Yortjchritten des Strafprogefjes nicht unbedingt zufammenhängenden Einrichtung. 
Einerjeitö ward nun die Nothwendigkeit erfannt, das Weſen der rezipirten Einrichtung 
gründlich zu ftudiren und diefe Erkenntniß führte dahin, daß die Quelle des ſchwurgericht⸗ 
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lichen Verfahrens, das Engliſche Recht, unter der Führung von Männern, wie Biener, 
Gneift und Mittermaier durchforfcht und allmählich erjt Klarheit über das Weſen 
und über die bloßen Weußerlichkeiten des Juryſyſtems gewonnen wurde. Anderer- 
jeit8 aber machte fich eine, aus der Art der Einführung der Jury erflärliche politifche 
Reaktion geltend. Im Gefolge des Jahres 1848 war das ©. gefommen, in Folge der 
Rüdftrömung ward ihm aus politischen Gründen (mitunter auch im Namen des 
Nationalitätsprinzips, als einem Theil des Franzöſiſchen Weſens) der Krieg erklärt. 
So ward die Jury z. B. aus Defterreich, wo fie vollftändig, und aus dem Königreich 
Sadjen, wo fie für Preßfachen eingeführt gewejen, wieder verdrängt. Die Stellung 
war aljo geradezu umgekehrt: die Gegnerichait war überwiegend politischer, die 
BVertheidigung des S. überwiegend juriftifchtechnifcher Art. Unverlennbar aber 
gewann in den folgenden Jahren dad ©. fihtlih an Terrain und der jteigende 
wifjenschaftliche Werth der Bearbeitung des jchwurgerichtlichen Verfahrens , die ums 
faffenden Leiſtungen der Rechtiprechung bezeugten und beförderten jeine fteigende 
Bedeutung. In dem Zeitpunkte, wo die erften Anftalten für die beſchloſſene StrafPO. 
des Deutichen Reiches getroffen wurden, waren nur mehr kleine Deutſche Gebiete 
noch der Wirkjamkeit des ©. entzogen, und im&bejondere hatte letzteres auch das 
Königreih Sachſen (im Jahre 1868) fich wieder erobert. Namentlich in diejem 
letzteren Geſetze, jowie in einigen anderen, welche um die Wende der Sechäziger 
Jahre erichienen (Württemberg 1868, Hamburg 1869, Bremen 1870), kamen jchon 
vielfach die Verbeſſerungen des ©. zum Ausdrud, welche als Ergebniß der Deutjchen 
wiſſenſchaftlichen Beitrebungen auf diefem Gebiete zu betrachten find, Verbeſſerungen, 
welche die Franzöfiiche Grundform des Verfahrens nicht verleugnen, aber doch aus 
der Bergleichung mit dem Englifchen Urbild, insbefondere aus der richtigen Erkennt» 
niß des wahren Verhältniſſes zwiſchen Gerichtshof und Jurybant, hervorgehen. 

Als nun aber der erjte Entwurf der Deutichen StrafPO. erichten, jo zeigte 
fich, daß die Abficht auf Bejeitigung der S. gerichtet jei, und zwar ward die Er— 
reichung diefer Abficht auf einem Wege angeftrebt, von dem fich im weiteren Ver— 
laufe der Grörterungen zeigte, daß er jchon um unüberwindlicher äußerlicher Schwierig- 
feiten willen verlaffen werden müſſe. Es war nämlich in der letzten Phaſe der Polemik 
über die ©. von den Gegnern der leßteren, in Anknüpfung an einen Altdeutichen Aus— 
drud und an die Einrichtung der Strafgerichte unterfter Ordnung in einigen Deutjchen 
Staaten, vorgejchlagen worden, Schöffen (f. diefen Art.) an die Stelle des ©. zu 
ſetzen. Der Entwurf der Deutjchen StrafPO. that die8 nun in einer durch Kon— 
jequenz und innere Einheit des Verfahrens imponirenden und gewinnenden Weiſe: 
daflelbe Verfahren, dafjelbe Prinzip der Konftituirung des Strafgerichtes, dafjelbe 
Rechtsmittelſyſtem jollte für das ganze weite Gebiet des Strafverfahrens gelten. Der 
Vorſchlag ward durch eingehende Denkichriften unterjtüßt, welche den Motiven als 
Anlagen beigefügt, die Bedenken und Gefahren der „Rechtsfindumg im Gejchtvorenen- 
gerichte“ und die Vortheile des Schöffengerichtes gründlich auseinanderſetzten. Da— 
mit begann — unter der Fahne der Sonderung der frage der Heranziehung des 
Zaienelementes don der Form feiner Betheiligung — nun eine neue Epoche des 
Kampfes um das ©., in welcher demjelben mächtige, gewaltige Gegner fich gegen- 
überftellten und mitunter auch alte, oder auch erſt vor Kurzem getvonnene Anhänger 
verloren gingen. Dan kann nicht verkennen, daß die Macht des Anfturmes und 
die Lebhaftigkeit des Eiferd auf der Seite der Gegner des ©. fich befand und 
daß, wenn letteres jchließlich fich behauptete, es nur geichah, weil es jelbft dieſem 
gewaltigen Anfturme gegenüber fich als zu fejt getwurzelt erwies. 

III. Nach lebhaften Kämpfen aljo wurde bei Feftftellung der neuen Deutſchen 
Reichsgeſetze das ©. im Weientlichen in derjenigen Gejtaltung, welche e8 nad) 
der dorftehenden Darftellung in den fpäteren Deutfchen Gejegen angenommen hatte, 
beibehalten. Es ift mit großer Sorgfalt Alles geichehen, was nöthig ift, um das 
©. nicht als ein politifcher Zwede halber beitelltes Ausnahmagericht Hinzuftellen, 
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und ſowie der erſte Entwurf die Verdrängung des S. durch das Schöffengericht zum 
nicht geringen Theil durch das Beſtreben begründet hatte, in allen drei Stufen der 
Gerichtsbarkeit ein prinzipiell gleichartiges Verfahren herzuſtellen, jo find die Dit: 
ferenzen zwijchen dem Verfahren vor den ©. und dem vor den Gerichten mittlerer 
Ordnung faſt vollftändig auf das Unvermeidliche beſchränkt worden. 

1) Die Zuftändigfeit ift durch die weſentlich negative Vorſchrift des 
GVG. S 80 geregelt: „Die ©. find zuftändig für die Verbrechen, welche nicht 
zur Buftändigkeit der Straflammern oder des Weichögerichtes gehören“. Zur Zur 
jtändigfeit des Neichägerichtes gehören die „Fälle des Hochverrathes und des Landes 
verrathes, infofern diefe Verbrechen gegen den Kaiſer oder das Neich gerichtet find“ 
(GBG. $ 136, 3. 1). Zur Zuftändigkeit der Straffammern gehören nach $ 73 
des GBG. folgende Verbrechen: a. bei welchen das Höchſtausmaß der Zuchthaus: 
jtrafe fünf Jahre beträgt, foweit nicht einer von drei Spezialfällen politifcher Natur 
(StrafGB. 88 86, 100, 106) vorliegt (3. 2); b) bei Perfonen, welche zur Zeit 
der That das 18. Jahr noch nicht vollendet Hatten (3. 3; im Falle der Konkurren) 
mit Melteren ift Verbindung der Straffachen und daher Verweiſung vor das ©. zu: 
fäffig). ©) Unzucht mit Perfonen unter 14 Jahren (StraiGB. $ 176, 3. 3. (3.4); 
d) Diebftahl, Hehlerei und Betrug in den Fällen der $S 243, 244, 260, 261 und 
277 des StrafGB. (3. 5—7). — Auf die Kompetenzbeftimmungen des GBG. 
haben aljo Rüdfichten auf die politifche Natur der ftrafbaren Handlung nur in 
geringem Maße eingewirkt; doch find die „beitehenden landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über die Zuftändigkeit der ©. für die durch die Preſſe begangenen jtrafbaren Hand» 
lungen“ unberührt gelafjen worden ($ 6 des EG. zum GBG.). 

2) Formation des Gerichtes. Die ©. treten (nah $ 79 des GVG,) 
periodijch zufammen; einer näheren Beftimmung über die Periode enthalten ſich 
die Reichsgeſetze. Das ©. beiteht aus einem Kollegium von drei Richtern (den 
„richterlichen Mitgliedern des S.“ — $ 82), unter denen auch der Vorfigende in 
begriffen ift (j. die Art. S.hof, ©. präfident), und „aus zwölf zur Enticheidung 
der Schuldfrage berufenen Geichworenen“ ($ 81) — der „Geichworenenbant". 
Ueber die Art der Heranziehung zum Gejchtvorenendienfte und die Beſetzung der 
Gejchworenenbant find die Artikel: Ablehnung von Geſchworenen, Ge: 
Ihworene, Jahreslifte, Hülfsgejhworene, Sprucdlijte, Reduktion 
der Gejhmworenenlifte, Ladung der Gejhmworenen, Urlifte zu ver 
gleichen. Hier ift nur hervorzuheben, daß die Bildung der Gejchworenenbanf in 
öffentlicher Sitzung erfolgt (StrafPO. $ 281); was zur Begründung diefer Neue 
rung in den Motiven gejagt ift, vechtiertigt nur den ausdbrüdlichen Ausſpruch des 
Geſetzes, der ergangen fei, ungeachtet die Sache ſonſt ala jelbjtverftändlich hätte 
angejehen werden fünnen ; das fachliche Bedenken, das für den abgelehnten Gejchworenen 
Verletzende eines folchen öffentlichen Vorganges, welches den Grund des Ausſchluſſes 
der Deffentlichkeit im Franzöſiſchen Rechte bildet, ift nicht berüdkfichtigt. Ueber die 
Beeidigung der Gefchtworenen f. d. Art. Gefhworene Der Situngsort de 
©. ift in der Regel der Sit des Lnndgerichtes; doch kann die Straffammer defjelben 
bejtimmen, daß einzelne Situngen an einem anderen Orte innerhalb des S. bezirles 
abzuhalten jeien, in welchem Falle eine befondere Lifte von Hülfsgeſchworenen gebildet 
wird (GBG. 88 88, 99). 

3) Die Stellung der Gejhworenen charakterifiven die Worte des GBG. 
$ 81: „zwölf zur Entjcheidung der Schuldfrage berufene Gejchworene.“ 
Nach Allem, was in den lebten Jahren umd ſelbſt in der amtlichen Bekämpfung der 
Jury über den Gegenstand gejagt wurde, kann nicht bezweifelt werden, daß hierin 
die ausdrückliche Ablehnung der älteren Auffaffung, welche die Geſchworenen lediglich zur 
Feſtſtellung nadter Thatfachen berufen erachtete, liege. Dies wird ergänzt und beftätigt 
durch die StrafPO. $ 293, nach welcher Beitimmung die Frage an die Gejchworenen 
die That „nach ihren gejeglihen Mertmalen und unter Hervorhebung der 
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zu ihrer Unterjcheidung erforderlichen Umftände bezeichnen“ ſoll. Da andererjeite 
nach der StrafPD. die Faſſung der Anklage durch einen (allerdings einem anderen 
Kollegium vorbehaltenen) Gerichtäbeichluß feftgeftellt wird, und da $ 296 der StrafP OD. 
vorjchreibt, daß die Stellung von Hülfs- und Nebenfragen „nur aus Rechtägründen 
abgelehnt werden“ darf: jo kommt in der Gejammtheit diefer Betimmungen zu 
deutlihem Ausdrud, daß durch ihren Einfluß auf die Fafjung der Fyragen die 
rechtögelehrten Richter die vorausgehende, hypothetiſche Unterftellung der That unter 
das anzumendende Geſetz vollziehen, vermöge welcher der in der Bejahung oder Ver— 
neinung der Frage enthaltene Ausfpruch der Gefchworenen ala das Grgebniß der 
gemeinfamen Arbeit an der Löfung der Schuldfrage erfcheint. Inſofern die Auf: 
ftellung „mildernder Umftände” ohne nähere Angabe im Strafgejeg nichts anderes 
it, als die Spaltung des der richterlichen Strafzumeffung freigelafjenen Raumes in 
zwei Gebiete, ift die Berufung der Gejchiworenen zur Enticheidung über das Vor— 
handenfein „mildernder Umſtände“ (StrafPO. $ 297) nach der (allerdings vielfach 
bejtrittenen — ſ. 3. B. Wahlberg in Haimerls Vierteljahrsſchrift XI. ©. 
28—50) — Anficht des Verfafjers dieſes Artikels, jogar eine Ausdehnung ihrer Spruch- 
gewalt auf das Gebiet der Strafzumeffung. Diein neueren Gejegen enthaltene Beftimmung, 
welche dad Gericht in die Lage bringt, wegen des Mangels formeller VBorausjegungen 
der Berurtheilung oder wegen folcher die Strafbarkeit aufhebender oder die Ver— 
folgung ausſchließender Umſtände, welche gewiffermaßen von außen zur That hinzu— 
treten, den Angellagten noch vor dem Wahripruch außer Verfolgung zu ſetzen, ift 
in die Deutſche StrafPO. nicht aufgenommen. Dies läßt ſehr wichtige Fragen 
offen. Wenn man mit v. Schwarze (©. 388) im Allgemeinen dem Gerichte die 
Befugniß einräumt, einen großen Theil diefer Präjudizialfragen, ohne Nüdficht auf 
den Gröffnungsbeichluß noch vor Beginn des Beweisverfahrens durch Einftellung 
des Verfahrens zu entfcheiden, jo kann man allerdings die Konjequenz, die er hieraus 
für das ©.verfahren zieht (S. 453), annehmbar finden. Da jedoch jene Entjcheidung an 
fich Bedenken unterliegt, die ſich angefichts der Jury noch fteigen (Meyer in 
v. Holtzendorff's Handb. II. ©. 138, 139), jo muß man wol Anjtand nehmen, 
dem Gericht ohne ausdrüdlichen Ausſpruch des Gejeßes dieje Macht zu vindiziren. Unter 
Berweifung auf die Artikel Frageftellung und Wahrſpruch heben wir 
nur noch hervor, daß auch das Necht des Gerichtes, den Wahrjpruch zu juspendiren, 
wenn es „einftimmig der Anficht iſt, daß die Gefchworenen fich in der Hauptſache 
zum Nachtheile des Angeklagten geirrt haben“ — im Geſetz (StrafPO. $ 317) 
Aufnahme gefunden hat. Ein ausnahmaweijes Verfahren für den Fall des Geftänd- 
nifjes nach dem Borbilde des Englifchen VBorganges bei plea guilty ift nicht eingeführt. 

4) Für die Stellung des ©. im Organismus der Strafgerichts— 
barkeit ijt bezeichnend, daß der Bejonderheiten des jchwurgerichtlichen Verfahrens 
nur jehr wenige find, An der Spibe fteht hier die Nothwendigfeit der Borunter- 
judung ($ 176 Abf. 1 der StrafPO.) und die nothwendige Vertheidigung 
($ 140 der StrafPO.). Letztere tritt, wie mit Recht angenommen wird, auch dann 
ein, wenn eine an fich zur Zuftändigkeit des Gerichtes niederer Ordnung gehöriges 
Delikt wegen Konkurrenz vor das ©. gelangt. Auch die Abweichung der Beſtim— 
mungen über Flageänderung in der Hauptverhandlung ($ 294 der StrafpO. 
verglichen mit $ 264) wird nicht ala eime fachliche, jondern nur die Vertheilung 
des Stoffes betreffende aufgefaßt (v. Schwarze, Löwe, Voitus), jelbit 
bezüglich der Ausdehnung der Verhandlung auf neue Thatjadhen 
ift eine Abweichung nicht vorgejchrieben (anderer Meinung: Voitus). — Auch 
das zur Berurtheilung erforderlihe Stimmenverhältniß ift im S.verfahren 
fein abnormes. Nach $ 262 der StrafPO. ift in jeder Hauptverhandlung zu einer 
jeden dem Angeklagten nachtheiligen Entſcheidung, welche die Schuldfrage be— 
trifft, eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen erforderlich; dem entjpricht 
die im S.verfahren regelmäßig geforderte Mehrheit von 8:4 Stimmen. (Praktifch 
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wird allerdings beim Schöffengericht eine Mehrheit von 2:1, bei den mit fünf 
Richtern bejegten Strafkammern eine folche von 4:1 erfordert, jo daß in der That 
nur beim ©. eine eigentliche Zweidrittelmehrheit maßgebend iſt. Singulär ift 
nur das Erforderniß von mindeitens 7 Stimmen zur VBerneinung der Trage nad 
„mildernden Umftänden“ ($ 297 Abi. 2 der StrafPO.). Auch bezüglich der 
Rechtsmittel find die Urtheile der ©. denen der Straffammer prinzipiell gleich— 
geftellt ; gegen beide ift nur das Rechtsmittel der Revifion, welches die Entjcheidung 
der Thatfrage unberührt läßt, nachgelafien. Dat in S.fällen das Reichsgericht die 
einzige Revifionsinftang ift ($ 136 3. 2 des GBG.), beruht nicht auf einer Aus— 
nahmajtellung der ©., jondern auf der ausnahmsweiſen Unterftellung gewiſſer 
Urtheile der Strafkammern ($ 123 Nr. 3 des GBG.) unter die Revifion der Ober: 
(andeögerichte. Allerdings aber ift e& eine (aus weitergehenden Beichräntungen vor: 
ausgehender Gejehe und aus billiger Berüdfichtigung des Angeklagten zu erflärende) 
Singularität, daß die Staatsanwaltjchaft, wen der Angeklagte von den Gejchtworenen 
für nichtichuldig erklärt worden ift, nur gewiffe im $ 879 der StraPD. fpeziell 
hervorgehobene Revifionsgründe dagegen geltend machen kann; auf ein Elar erjaßtes 
und jcharf durchgeführtes Prinzip läßt fich diefe Sonderung, welche auch bereits die 
Ausleger in Bewegung jet, nicht zurüdtühren. 

5) Die Bemühungen (insbefondere Gneift’8), den Gang der Haupt: 
verhandlung in einer mehr dem Englifchen Verfahren fich nähernden Weiſe zu 
regeln, blieben zwar erfolglos ; allein die jehr erheblichen Verbeſſerungen des Franzöſiſchen 
BVorbildes, welche neuere Deutiche S.gejeße und die Oeſterr. StrafPO. eingeführt 
hatten, haben auch in der RStrafPO. Aufnahme gefunden. Der Schwerpuntt liegt 
darin, daß die von dem Vorſitzenden entworfenen Fragen gleich nach dem Schluſſe 
der Beweisaufnahme verlejen und der Verhandlung unterjtellt werden ($$ 290, 291 
der StrafPD.). An die Frageſtellung jchließen fich fodann „die Ausführungen und 
Anträge der Staatsanwaltichaft und des Angeklagten zur Schuldfrage”“ ($ 299 der 
StrafPD.). Nun folgt der Schlußvortrag des Vorſitzenden ($ 300 der Strafßd. 
j. d. Art. Rejume), und unmittelbar darauf ziehen fich die Geichworenen in das 
Berathungszimmer zurüd ($ 301 der StrafPO.). Wenn fie zurüdtehren, wird ihr 
Ausspruch zunächſt in Abmwejenheit des Angeflagten verkündet, und erjt wenn 
fein Anlaß zur Einleitung des Berihtigungsverfahrens (f. d. Art Be— 
rihtigung des Wahrjpruches) gegeben ift, wird jener vorgerufen und ihm der 
vom Gericht angenommene Wahrfpruch verkündet. Iſt der Angeklagte von den 
Geichworenen für nichtichuldig erklärt worden, jo ſpricht das Gericht (nicht blos 
der Vorfigende) ihn frei ($ 314 der Stra PO.) Eine Ausſetzung der Urtheils 
verfündigung ift im S.verfahren nicht zuläffig; fie „erfolgt am Schluffe der Ber 
handlung“ ($ 315 der StrafPD.). 

IV. In Defterreich hielt die Entwidelung der Dinge nahezu gleichen 
Schritt, wie in Deutjchland. Durch ein im Mai 1848 erlaffenes Gefetz und dur 
das an deſſen Stelle getretene Gejeh vom 13. März 1849 ward das S. dajelbit 
zunächit für Preßſachen eingeführt. Die StrafPO. vom 17. Januar 1850 (weſent⸗ 
lich auf dem Entwurf der Thüringifchen StrafPD. beruhend) brachte für die zum 
Deutichen Bunde gehörigen Gebiete die Ausdehnung der S. auf alle jchweren Ber 
brechen und auf politische und Preßdelikte. Mit KHaiferlicher Berordnung vom 
11. Januar 1852 (erlaffen im Zujammenhang mit den am 31. Dezember 1851 
aufgeftellten „Grundzügen“ für die jtaatsrechtliche Geftaltung der Monarchie) wurden 
fie wieder bejeitigt. Aber fogleich nach der Einführung der Berfaffung vom 26. Fe⸗ 
bruar 1861 jaßte jowol die Regierung, ald das Mbgeordnetenhaus des Reichsrathes 
die Wiedereinführung der ©. ins Auge. Mancherlei eigenthümliche Wechjeliälle 
brachten es mit fich, daß gerade ein ausgejprochener Gegner der ©., v. Hye, ım 
Jahre 1861 den Entwurf einer StrafPD. einbrachte, welcher das S. in ſachlich 
und räumlich weiterem Umjange zur Geltung brachte, ala in der AMbficht feiner 
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Vorgänger gelegen war. Die Berathung diejes Entwurfes führte zwar zu feinem 
Abichluß , aber doch beförderte deffen Vorhandenſein das Zuſtandekommen einer 
grumdgejeglichen Beitimmung (Art. 11 des Staatsgrundgejeßes über die richterliche 
Gewalt vom 21. Dezember 1867), welche lautet: „Bei allen mit ſchweren Strafen 
bedrohten Verbrechen, welche das Geje zu bezeichnen bat, jowie bei allen politijchen 
oder durch den Inhalt einer Druckſchrift verübten Verbrechen und Vergehen ent= 
icheiden Gefchworene über die Schuld des Angeklagten.“ Voxerſt ward zur Ausfüh- 
rung diefer Beitimmung wieder der bedenkliche Weg der partiellen Einführung der 
Jury lediglich für Preßſachen durch zwei Geſetze vom 9. März 1869 ein- 
geichlagen. Erſt am 23. Mai 1873 ward eine vollftändig neue StraPO. er- 
lafjen, welche (EG. Art. 6) die Kompetenz des Gejchworenengerichts im Sinne des 
angerührten Staatsgrundgeſetzes regelt, während gleichzeitig leßtereg durch ein Geſetz 
vom gleichen Tage dadurch modifizirt ward, daß der Regierung das Recht ein- 
geräumt wird, na Anhörung des Kaſſationshofes das ©. örtlich und für eine Zeit 
von höchſtens einem Jahre einzuftellen, die Ginftellung muß jofort ihr Ende er- 
reichen, jobald eines der beiden Häuſer des Neichsrathes es begehrt. Abgejehen von 
der unbedingten Zuweifung aller politifchen und Preßdelikte find die oben unter I. 
1) bis 3) gerügten UWebelitände in der Regelung des ©. vermieden. Insbeſondere 
bejchränft fich die Singularität des S.verfahrens darauf, daß die Beiziehung eines 
Vertheidigerd und die Vorunterfuchung obligatorisch if. Die Verſetzung in den 
Anklageitand erfolgt von denfelben Behörden und in demfelben Verfahren, wie bei 
anderen, nicht vor den Einzelrichter gehörigen Straffällen. Das Geſtändniß ift nicht 
Urfache der Anwendung einer befonderen Prozedurform. Die Enticheidung des Richter: 
follegiums in Straffällen mittlerer Ordnung kann zum Nachtheil des Angeklagten nur 
einftimmig oder mit einer Mehrheit von 3:1 erfolgen, und ift in Bezug auf den Ausſpruch 
über die Schuld gleich dem Wahripruche der Gefchworenen nur durch Nichtigkeitäbejchwerde 
anzufechten. Diefe fteht auch in S.fällen jowol dem Ankläger als dem Angeklagten offen. 
Gegen die Strafbemeffung kann die Berufung in gleicher Weije in S.fällen, wie in anderen 
Straffällen ergriffen werden. In die Fragen an die Gefchtvorenen find alle „geſetz— 
lichen Merkmale“ der ftrafbaren Handlung aufzunehmen ($S 318). „Für den Fall 
der Bejahung einer Frage kann die Stellung von Zufaßfragen zu dem Zwecke ver- 
langt werden, um ein in die Frage aufgenommenes gefeßliches Merkmal auf das 
ihm entivrechende thatjächliche Verhältniß zurüdzuführen“ (S 323 Ab. 3). „Die 
Rechtsbelehrung des Vorſitzenden muß auf Verlangen protofollirt werden (S 324 
Abi. 1, $ 327 Abi. 3) und kann durch Nichtigkeitsbeichwerde angefochten werden“ 
(5 344 3. 8). Zum „Schuldig“ werden mindeitens acht Stimmen erfordert. 
2it.: Zur —— in der älteren Lit. der Polemik über das S. ſ. Zachariä, 
andbuch des Deutſchen Strafprozeſſes, IL S. 68-84. — Glaſer in dv, — ————— 
nbbuc) des Deutſchen Strafprozeſſes, I. S. 11, 12, 20, 21. — Aus der ſpäter zugewachſenen 
it.: Mittermaier, Erfahrungen über die Wirkſamkeit der S. (Erl. 1865). — Hye, Ueber 
da3 ©. (Wien 1854). — v. Schwarze, Das Deutiche ©. (Erf. 1865). -— Heinze, Parallelen 
zwifchen der Engliichen u und dem Franzöſiſchen Geſchworenengericht EErl. 1864); Der- 
telbe, Ein Deutiches Geichiworenengericht (Leipz. 1865). — Glajer, Schwurgerichtl. Er: 
Örterungen (2. Aufl. von: „Zur Juryfrage“ und „Die Frageftellung”), Wien 1875. — Wahl: 
berg im der Defterr. V. J. Schr. XIV. L.Anz. ©. 64 ff. — Binding, Die drei Grundfragen d. Or: 
asllation d. Strafgerichts (Keipz. 1876). — Ihering, Der Zwed im Recht, I. S. 401— 413. — 
peziell über die Kontroverſe: Schöffengericht oder ©. |. d. Art. Schöffen. — In Mandolari's 
Ausgabe von Pessina, Elementi di procedura penale (Napoli 1876) find außer den das Ganze 
de3 Strafprozeſſes umfajfenden Werfen von Massa Saluzzo, Saluto, Giuriati, 
Pescatore folgende (allerding® auch der Darftellung des Verfahrens gewibmete) italienijche 
Schriften über dad ©. angeführt: Pisanelli, Dell’ istituzione de’ giurati. — Gabelli, 
I giurati del Regno d’Italia. — Pizzamiglio, De’ giurati in Italia. — Crivellari, La 
giuria in Italia. — Perotto, I giurati alla Corte d’Assise. — Tofano, Manuale de’ 
giurati. — Guala, Le assise. — La Pegna, Manuale pe’ giurati e per le Corti di 
Ass. — Ferrarotti, Manuale delle corti di Assise e de’ giurati. — Rabbeno, Istituzioni 
popolari su’ giurati._— Faranda, Del Kom per giurati. — Pessina, Sulla istituzione de’ 
giurati. — Carrara, Opuscoli, Vol. 1V. Pensieri sulta giuria; Vol. V. Questioni all’ occasione 
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della giuria. —DeGiudici, I giurati. — DeGemmis, Osservazioni sulle attribuzioni de 
—— — Crisafulli, Sulla riforma del giud. per giurati in Italia. — Mangano, La giuria e 
a pena di morte. — Miraglia, Studi intorno a’ giudizi per giurati. — De Mauro, Pro- 
Bo di riforma sulla istituzione del giuri in Italia. — Carelli, I giurati e le corti 
i Assise. — Abate, Sulla istituzione de’ giurati. — Hinzuzufügen find noch zwei nenere 
Schriften: Giorgi. Abolizione o Riforma (Genova 1877). — Desiderato Chiaves, Giudice 
mal giudicato, apologia del Giuri (Torino 1879). — Ueber den Gang de3sChmurgeridti: 
verfahrens: Engliihes Recht: Glajer, Anklage, Wahripruch und Rechtsmittel im 
Engliihen Schwurgerichtäverfahren (Erl. 1866). (Bgl. deſſen ausführliche Literaturangabe 
in dv. Holtzendorff's Handbudh, I. ©. 33 fi.) — Franzsſiſch-Italieniſches Recht 
(ausführliche Literaturangaben Glafer, a. a. D. ©. 20, 21) hauptſächlich: Helie, Traite de 
’Instruct. criminelle (1. &d.) Vol. VIII. et IX. 33 580723. — Tr&ebutien, Cours elementaire 
de droit criminel (1. &d. Par. 1854), Vol. II. Titre IV. p. 331 ss. — Anspach, De la 
roc&dure devant les Cours d’Assises (Bruxelles 1858). — Cubain, Traite de la procedure 
evant les cours d’Assises (Paris 1851). — Perr&ve, Manuel des cours d’Assises (Paris 
1861). — Beudant, De lindication de la loi penale dans la discussion devant le J 
(Paris 1861). — Mel, Il codice di procedura penale illustrato (2. ed. Verona 1873; 3. 
Napoli 1871), art. 453 ss. — Nocito, La Corte de Assise. — Casorati, La nuova legge 
sul giuri (Prato 1874) (f. auch die ausführliche Literaturangabe oben). — Deutiche Literatur 
vor der neuen — MELENG. BERBIACHKB: Walther, Lehrbuch des Bayerischen Strafprozeh: 
rechtes (München 1859), ©. 113—129, 294— 299, 301—402. — Pland, Syitemat. Darftellung 
(Göttingen 1857), S. 68—70, 33—456. — Zahariä, Handbuch des Deutichen Strafprogefies, 
Bd. I. (Götting. 1860, 1861), ©. 272—333; Bd. II. (1868) S. 480-569. — Brauer, Die 
Deutihen Schwurgerichtägeiege in ihren Hauptbeftimmungen (Erlangen 1856). — Löwe, Der 
zus Strafprozeß (Breslau 1861), ©. 32,33, 75 ff. 2804.—v.Schwarze, At. S.inWeiste's 
echtäler. Bd. X. — Meyer, That: und Rechtsfr. im Gefchworenengericht (Berl. 1860). — 
v. Bar, Recht u. Beweis im Geichworenengericht (Hannover 1861). — Zade, frrageitellung 
und Wahrfprüce in den Preuß. ige Sg (Zeipz. 1867). — C. Rehm, Das ſchwur⸗ 
erichtliche Strafverfahren (Zeitichr. f. Bayern VI Beilageheft), — Anbdreä, Die Kedt: 
Ipreung bes großherzgl. Sächſ. Gefammtoberappellationägerichts zu Jena, Bd. II. (Weimar 
1865), ©. 15, 17, 8&2—92. — Die Kommentare zum Preuß. Strafverf. von Oppenhoff, 
Liman:Shward; zum Württemb. Schwurgerichtägejek von 1849 von Holzinger; zur 
Badiſchen StrafPD. von 1864 von Ammann, zum königl. Sädj. erg rg von 
1868 von v. Schwarze. — Die Rechtöfindung im Gefotvorenengericht; Anlage 5_zu ben 
Motiven bed Entwurfes einer Deutichen StrafPO., Berlin, Januar 1873. — Gneift, Bier 
Fragen zur Deutichen StrafPD. (Berlin 1874), ©. 99-141. — Defterr. Strafprozeh- 
recht: dv. Würth, Defterr,. StrafPD. von 1850 (Wien 1851), ©. 87 fi, 508 fi. — Ent 
Iheibungen des f. f. KHaffationahofes (über Preßſachen, auf Grund des Schwurgerichtsgeſehes 
von 1869), Wien 1871. — Motive zur RBerf. von 1872 I. II. — Hajerer, 
S. 73 ff... — Glajer, Gef. Heine Schriften, IL. ©. 178 ff. — Ullmann, err. Straf 
prozeßrecht —— 1879), ©. 115 ff., 169 ff., 518, 519, 541—550, 578 -638. — Tit 
beim Art. Ablehnung ber Geihworenen angef. nach der Paragraphenfolge geordneten 
Kommentare. — Plenarbeichlüfie und Enticheidungen des f. k. Kaffationähofes, veröffentl. 
in deſſen Auftrage von der Red. der Allgem. Defterr. Gertätiiig 3 Bde, Wien 1876, 
1880, 1881. — Deutihe Reihöftrafprogehorbnung: otive und bie bei dem 
Art. Privatantlage Ar nad Paragraphen gereihten Kommentare. — Dochow, 
Der Reichäftrafprozgeh (3. Aufl. 1880), ©. 70, 52 f. 241 fi. — v. Holtzendorff, 
andb. des Deutichen ——— Bd. I. ©. 113 ff. (G. Meyer), — Meves, 
3 ea (2. Aufl., Berl. 1880), ©. 116 ff.. — Bezüglich einiger Spezial: 
fragen (abgejehen von den Anführungen bei den ſolchen gewibmeten beſonderen Artikeln dieſes 
Rechislexikons): Zuftändigkeit des ©S.: Arch. des Krriminalrechts 1849 ©. 432 — Hl 
(Marquardjen) — Gerichtsſaal 1860 S. 541-552 (E. Brauer), — Allgem. Deutice 
ee I. 689-693 (v. Schwarze); AU. ©. 101 ff. (Wahlberg), — Einfluß 
des Geftänbdnijjes auf das G.verfahren: Gerichtäjaal 1849 Bd. I ©. 432 — 42 
(Mittermaier); 1855 Bd. I ©. 265—276 (Arnold); 1865 S. 160—198 (Mitter: 
maier). — Archiv f. Kriminalrecht, 1854, S. 225—253 (F. Walther), — Goltdbammer’i 


Arhiv IV. ©. 512-5233 (Trieft); VII ©. 54—64 (Sunbdelin); XVII. ©. 530 ff., 59% fi. 
Glajer. 


ru gr ift das Nichterfollegium, welches im Verein mit der Ge 
ihworenenbant das Schwurgericht, das Gejchworenengericht im Straiprogeß bildet. 
Aufgabe und Stellung des ©. find bis zur Urtheilsfällung diejenige, welche dem 
Gericht in der Hauptverhandlung überhaupt zufommt (vgl. insbejondere d. Aıt. 
Gerihtsvorjigender im Strafverf.); über die vermöge der Natur des Schwur: 
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gerichtsverfahrens oder der herkömmlichen Einrichtungen deſſelben ſich ergebenden Modi— 
fifationen des Verhältniſſes zum Vorſitzenden ſ. d. Art. Schwurgerichtspräſident. 
Bezüglich der Urtheilsfällung beſchränkt ſich die Thätigkeit des S. auf die Vorberei— 
tung der Entſcheidung der Geſchworenen durch ſeine entſcheidende Mitwirkung bei der 
Feſtſtellung der an dieſelben zu richtenden Fragen, die Prüfung des Wahrſpruches 
und die Ziehung der rechtlichen Konſequenzen deſſelben durch Freiſprechung des An— 
geflagten oder Verurtheilung deſſelben wegen der im Wahrſpruch konſtatirten ſtraf— 
baren Handlung, Verhängung der Strafe, Entſcheidung über die Prozeßkoſten und, 
wo der Adhäſionsprozeß gilt, über die privatrechtlichen Anſprüche. 

In England, dem Stammlande unferer Jury, werden Schwurgerichtsfigungen 
immer nur periodijch, und die wichtigeren von den die Srafichaften abwechjelnd be= 
reifenden königlichen Richtern abgehalten. Daher fam es, daß man in Frankreich 
und darauf in Deutjchland, ſowol die Periodizität der Schwurgerichtsfigungen, ala auch 
eine gewiffe Abwechjelung in der Zufammenjegung des Schwurgerichtähofes nach— 
ahmte. Während aber in England die Richterbank in der Regel von einem Einzel: 
richter eingenommen wird, verlangte das Franzöſiſche Gefeg ein Kollegium von fünf 
(ipäter von drei) Richtern, welche Einrichtung in Deutjchland beibehalten wurde... 
Aus dem Englischen Recht jtammt auch, obgleich da8 Wort assize dort in einem 
anderen Sinne gebraucht wird, der für die Schwurgerichtöperiode übliche Ausdruck: 
Aififen, und die Benennung: Aififenhof (Cour d’Assise), Dieſe Einrichtungen find 
in den neuejten Gejegen Deutjchlands und Oeſterreichs beibehalten worden. Das 
Deutihe GVBG. bringt den S. mit den Landgerichten in Verbindung ($ 79), ge: 
ftattet jedoch einerjeits, daß die Landesjuftizverwaltung die Bezirfe mehrerer Land— 
gerichte zu einem Schtwurgerichtöbezirt zuſammenſetze, wobei jedoch immer ein be= 
ftimmtes Landgericht die für die S. nöthigen Gejchäfte in eriter Linie zu übernehmen 
bat ($ 99), andererjeits daß die Straflammern des Landgerichtes einzelne Situngen 
des Schwurgerichts an einen von jeinem Sit verjchiedenen Ort des Sprengelö ver— 
legen ($ 98). Prinzipiell Hat das Landgericht (eventuell haben die Landgerichte des 
Schwurgerichtsſprengels) die zwei Mitglieder des S., welche neben dem Vorſitzenden 
das Kollegium bilden, zu ftellen; die Auswahl ift dem Präfidenten des Landgerichtes 
überlaffen ($ 83 Abi. 2). Da der ©. feine ftändige Abtheilung des Landgerichtes 
ift, jondern erſt für eine bejtimmte Seffion und nur für deren Dauer zufammengejeßt 
wird, muß für die Wahrnehmung der font dem erfennenden Gerichte zukommenden 
Geſchäfte außer der fraglichen Zeit befondere Vorſorge getroffen werden; es gejchieht 
dies durch $ 82 des GBG., welcher die außerhalb der Dauer der Situngsperiode 
erforderlichen Entjcheidungen (jo weit jolche nicht ausdrüdlich auf den Schwurgerichts- 
präfidenten übertragen find, 3. B. $ 94) den Straflammern der Landgerichte überträgt. 

Auch die Dejterr. StrafPO. bringt den S. mit dem Gerichtshof erjter In— 
ſtanz in Verbindung; „an dem Sibe jedes Gerichtshofes erjter Inſtanz werden alle 
drei Monate die ordentlichen Schwurgerichtsfitungen abgehalten“, geftattet aber 
ebenfalls, daß eine Sigung des Geichworenengerichtes jtatt am Site des Gerichtshofes 
an einem anderen Orte abgehalten werde ($ 297). Die zwei Mitglieder des ©. 
und zwei Grgänzungsrichter werden vom Vorſteher des Gerichtshofes erjter Inſtanz 
aus deſſen Mitgliedern oder aus der Zahl der Bezirkärichter des Sprengels ernannt 
($ 301). Für die Entjcheidungen, welche außer der Situngsperiode in Schwur— 
gerichtsjachen zu fällen find, ift teil von Fall zu Fall (3. B. durch die Zuweiſung 
an die Rathskammer, SS 225— 227), theil® durch die allgemeine Beitimmung des 
legten Abſatzes des $ 13 vorgeforgt, wo verfügt ift, daß diejelben vom Gerichtshof 
eriter Inſtanz in VBerfammlungen von drei Richtern zu fällen find. 

Gigb. u. Lit.: Brauer, Die Teutichen Schwurgerichtagefehe, S. 46 ff. — Zahariä, 
—— Strafprozeß, II. S. 291 ff. — Die nach Paragraphen geordneten Kommentare zur 
Deutichen und Defterreih. StrafPO. ſ. dief. bei dem Art. Ablehnung ber Geihworenen 
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und bie hinter d. Art. Shwurgericht angeführte Lit. — Dohomw, Der Reichäftrafpro 
©. 28, 29. — v. Schwarze in v. Holtzen dorff's Hanbbud, II. ©, —A 
Das Oeſterr. Strafprozeßrecht (Jnnabr. 1879), ©. 172, 173. Glaſer. 


Schwurgerihtspräfident iſt der Vorſitzende des Schwurgerichtshofes 
(ſ. dieſen Art.) und eben dadurch auch des ganzen aus Richterbank und Gefchiwore: 
nenbanf bejtehenden Schtwurgerichtes. Die nicht ftändige Beichaffenheit des Schwur- 
gerichtes, deſſen periodijcher Zufammentritt (Einrichtungen, welche übrigens mit defien 
Weſen nicht untrennbar zujammenbhängen) hat es mit fich gebracht, daß der ©. für 
jede Sitzungsperiode jpeziell ernannt wird. Die Grnennung fommt nach dem 
Deutſchen GBG. ($ 83), wie nad der Dejterr. StrafPD., dem Präfidenten des 
DOberlandesgerichtes zu. Die Auswahl iſt nach erjterem Gejege unter den Mit- 
gliedern des Oberlandesgerichtes oder der zu deffen Bezirke gehörigen Landgerichte zu 
treffen; nach dem Dejterr. Geſetze joll in der Regel der Präfident des Gerichtähoies 
eriter Inſtanz, bei welchem das Schwurgericht abgehalten wird, zum Vorſitzenden 
. ernannt werden; doch kann die Ernennung auch auf ein Mitglied des Oberlandes 
gerichtes oder des betreffenden Gerichtshofes erjter Inſtanz fallen. Zum Stellvertreter muß 
nach Dejterr. Recht der Oberlandesgerichtspräfident ein Mitglied des Gerichtshofes erfter 
Inſtanz ernennen; nach dem Deutichen Geſetze entnimmt ihn der Präfident des 
Landgerichtes der Zahl der Mitglieder diefes Gerichte. Bis zur Ernennung des 
©. und feines Stellvertreters erledigt deſſen Geichäfte der Vorfitende der Straffammer 
(Deutiches GVBG. $ 83 Abi. 3). 

Im Allgemeinen ift die Stellung de ©. namentlich dem Gericht gegenüber 
diejelbe, welche überhaupt der zum Vorſitz in der Hauptverhandlung berufene Richter 
einnimmt. (S. d. Art. Gerichtsvorfißender) Es liegt aber in der Natur 
der Sache, daß er gewiffe VBerrichtungen vorzunehmen hat, welche bei anderen Ber: 
fahrensarten nicht vorfommen und insbefondere aus dem Umſtande fich ergeben, daß 
er der Vorfitende eines Doppelfollegiums und das Organ ift, durch welches die 
Richterbant mit der Gejichworenenbanf verkehrt. Nach Franzöfiichem Geſetz werden 
dem Aifiienpräfidenten allerdings auch noch weitergehende Befugnifje beigemefjen, die 
fich theils auf die Vorbereitung der Hauptverhandlung, theils auf die Leitung des 
Beweisverfahrens in der Hauptverhandlung beziehen. In letzterer namentlich äußert 
fich defien jog. Disfretionäre Gewalt (pouvoir discretionnaire),. Mit Recht 
aber haben die Deutiche, wie die Oeſterr. StrafPO. in diefer Hinficht dem ©. ala 
jolhem eine Ausnahmeitellung nicht mehr gewährt; e8 hat im dieſer Hinſicht der 
©. feine anderen Berugniffe, als welche das betreffende Gejeg auch jedem amderen 
Vorfitenden in der Hauptverhandlung einräumt. Die bervorragendfte und einfluß- 
reichjte Eigenthümlichkeit in der Stellung des ©. liegt in dem Antheil, den er an 
der Faſſung der an die Gejchworenen zu richtenden Fragen nimmt (j. d. At. 
Frageitellung) und in dem Schlußvortrage, den er den Geſchworenen zu halten 
bat (ſ. d. Art. Reiume). 

Abgeſehen hiervon find namentlich folgende Funktionen dem ©. bejonders zu: 
getwiefen: An ihn gelangt die Spruchlijte der Gejchworenen (ſ. diefen Art.) und 
er veranftaltet die Ladung der darin benannten Perſonen (GBG. 88 92, 93). E 
enticheidet, jo lange das Schwurgericht noch nicht zufammengetreten tft, über die von 
Geichworenen geltend gemachten Ablehnungs: und Hinderungsgründe ($ 94 dajelbit) 
und bejorgt die Ausloofung anderer Gefchworenen ftatt der aus der Spruchlifte weg: 
geiallenen (Abſ. 2 daſelbſt). Er beitimmt, ob wegen längerer Dauer einer Ber: 
handlung Ergänzungsgeihworene (j. diefen Art.) beizugeben jeien (GBG 
$ 194). Er leitet die Konftitwirung der Gejchworenenbanf, indem er zunächſt für 
die Vollftändigkeit der zur Verfügung jtehenden Gejchworenen jorgt, jodann die Aus 
loofung der Geichworenen (f. d. Art. Ablehnung der Geihworenen, Ge- 
ihworene) vomimmt und die Geſchworenen beeidigt (StrafPO. $$ 280 und 288). 
Er authentifirt die an die Gejchtworenen gerichteten Fragen, indem er den Fragebogen 
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unterzeichnet ($ 301 dajelbft). Er jorgt dafür, daß ohne feine Grlaubniß fein Ge- 
jchworener das Berathungszimmer verlafje und feine dritte Perjon in daffelbe eintrete 
($ 303 daſelbſt). Durch ihn ergeht, wenn das Gericht die Einleitung des Berich- 
tigungsverfahrens befchloffen hat, an die Geſchworenen die Aufforderung, ſich in ihr 
Berathungszimmer zurüdzuziehen und dem gerügten Mangel abzuhelfen ($ 309). 
Ganz gleichartig ift die Stellung der S. in der Defterr. StrafPO. geregelt, 
Dieje hat übrigens in Schwurgerichtsfällen die Franzöſiſche Einrichtung beibehalten. 
nach welcher jeder vor das Schwurgericht zu jtellende Angeklagte noch vor der Haupt- 
verhandlung vom ©. zu vernehmen ift (fog. Präfidentenverhör). In Erman- 
gelung des ©. kann übrigens dieſes Verhör auch von deifen Stellvertreter oder dem 
Vorſteher des Gerichtähofes erfter Inftanz vorgenommen werden. Befindet fich der 
Angeklagte auf freiem Fuß, jo kann die Vernehmung auch dem Bezirkärichter, in 
deffen Sprengel er fich befindet, übertragen werden (Deiterr. — $ 220). 
Lit: Dal. die Angaben bei ben Art. Gerichtsvorſihzenber im —— und 
Schwurgericht. — Insbeſondere: Hélie, Instr. crim. (1. &d., Par.) $$ 606— (Vol. 
VIII p. 434—443); Derjelbe, Pratique crim. (Par. 1877), 88 633—638 p. 332-324, 
88 665—671 p. 341— 345. — Trebutien, Cours de droit crim. (1. &d.) II. p. 349 ss. — 
Dalloz, Re£pertoire Vol. XXVIIU. (Par. 1854) Verbo: Instruction crim. etc. 2140 ss., 
p. 544 ss. — Bahariä, Handbuch ꝛc. II. ©. 331 ff. — Brauer, Deutſche Schwurgericht3- 
gerbe, S. 55 ff. —v Schwarze in Weiske's Rechtslex. ©. 79. — Gerichtsſaal 1849, 
d. I. S. 17 ff. (Mittermaier), ©. 351—368 (Schlind); Bb. IL. ©. 244—260 (Merkel); 


1863 ©. 19—29 (W. Brauer) — Deutiche Strafrechtäpflege, L S. 14—62 en 
i afer. 


Sclopiß, conte Federigo, 5 10. I. 1798 zu Turin, Sohn des Grafen 
Alejjandro ©. di Salerano, mit 21 Jahren Dr. jur., trat in das Kabinet 
des Gonte Balbo, 1828 Mitglied des höchſten Piemontefifchen Gerichtshofs, ſowie 
der zur Abfaffung des Codice Carlo-Alberto ernannten Kommiffion, 1847 Präfident 
der Preßgeſetzlommiſſion, 1848 Yuftizminifter, 1849 Senator, legte die Stelle als 
Präfident des Senats 1864 nieder, außerordentlich verdient um die verichiedeniten 
Berwaltungszweige, Präfident der hijtorischen Kommiffion, 1872 Präfident des Ala— 
bamajchiedögerichts, F 8. III. 1878 zu Turin. 

Schriften: De rebus creditis, Aug. Taur. 1819. — Leggi egiziane (Antologia XXX, 
XXXV) 1830. — Della —— eivile Tor. 1835. — ria dell’ antica legisl. del 
Piemonte, Tor. 1833. — Remarques sur le nouveau code civil sarde (Revue de legisl. 
1838). — Storia della legislazione italiana 1840, 1844, 1857, (2) 1863 (franz. von Carlo 
Sclopis de Petreto, Par. 1861). — Code Theodosien (R. de lögisl. 1842). — Essais 
hist. sur la legisl. italienne (ebenda 1843). — Glossa d’Accursio (Annali di Giurispr. Tor. 
1844). — Dello studio delle Iegei, Tor. 1845. — Lois des Lombards (Rev. hist. 1857). — 
Storia della legisl. negli stati Sardi dal 1814 al 1847, Tor. 1859. — Codice internazionhle 
(Arch. giuridico 1867.) — Mittermaier, Tor. 1867. — Restaurazione del diritto Italiano 
(Arch. — 1868.) — Montesquieu (Rev. de lögisl. ancienne et moderne, 1870/71). — Affaire 
de PAlabama, Genöve 1872. — Carlo Baudi di Vesme (1877, Nouv. Rev. hist. 1877). — 
Thiers (1877, Atti dell’Acc.) — Consid. storiche intorno alle assemblee rappresentative del 
Piemonte e della Savoia, Tor. 1878. — Lettere a Cesare Cantü, Livorno 1877. 

@it.: Promis, Cenno biogr., Torino 1878. — Ricotti, Breve commem., Tor. 1878 
(mit bibliografia) — Rivier in Revue de droit international 1878, p. 104, 105. — Arch. 
storico Italiano 1878, p. 331—340 (mit allen Schriften), 1879, p. 130 u. 150. — Nour. 
Rev. hist., 1879. — Önoranze rese alla memoria del conte S. dalla R. Accademia addi 22 
maggio 1879. — Journal offciel (Paris) 1979 p. 5524—5528. — Prina, Scritti biografici, 
Milano 1880. — Recueil de PAcad. de legisl. de Toulouse XXVI. p. XXV. — Annuaire 
de l’Institut de droit international, Brux. 1880, I. 28 -38. — Sonntagäbeilage der Nord: 
deutjch. Allg. Ztg. Nr. 48 (1. Dez. 1878), ©. 191. — Fed. Sclopis, sa vie et ses oeuvres 
ar Nonce Rocca, Paris 1881 (mit weiteren Biographieangaben). — Rivier in ber 

iblioth. universelle 1872 ss., 577 ss. — Kent, Comm. on international Law, by Abdy 1878, 
p. 461 ss. Teihmann. 


» "Serimger, Heinrich, eigentlih Scrimgeour, & 1506 zu Dundee, von 
edlem Gefchlechte, jtudirte zu St. Andrews, Paris und Bourges, hielt fich dann in 
Genf, in Italien und zu Augsburg bei Ulrich Fugger auf, welcher ihn wieder nach 


646 Sedendorf — Sedispalanz. 


Gent an Stephanus empfahl (1558). Er Lehrte zu Genf Philofophie 1563 und 
1564, und Jurisprudenz von 1565 ab bis zu feinem Ende 1572 oder Anfang 
1573 erfolgten Tode. Er war ein guter Jurift und ein tüchtiger Philologe. Bon 
Bedeutung ift er hauptjächlich durch jeine Ausgabe der Orientalifchen Novellenfamm- 
(ung 1558, 1575. Gr veröffentlichte auch Gefchichtliches und hinterließ wichtiges 
handichriftliches Material, welches theilweife von Gajaubon benußt worden ift. 
git.: Saxe, Onomasticon III. a. 1558. — Mackenzie, The lives of the Writters 
of the Scots, ®d. 1I. (1711), — Maittaire, Historia Stephanorum, p. 226—240 (1709). 
— Senebier, Histoire litteraire de Genöve, I. p. 396—398 (1786). — a he 1981. 
ivier. 
Seckendorf, Beit Ludw. v., 5 20. XII. 1626 zu Herzogen-Aurach, wurde 
fürftlicher Rath und Hofjunfer bei Herzog Ernſt von Gotha, 1648 Kammerherr, 
Kanzler des Herzogs Moritz von Sachjen-Zeit, zuletzt Kanzler in Halle, 7 18. XI. 
1692. „Omnium nobilium christianissimus et omnium christianorum nobilissimus,“ 
Schriften: Comp. hist. eccl., Lipsiae et Goth. 1660—64. — Inst. protectionis in 
causa Erfortensi, 1663 (Repetita et necess. defensio, Mog. >. — Deutſcher Fürſten— 
ſtaat, Se 1664, Jena 1720, mit Zuſatz v. erg, Per Ghriften-Staat, Lpz. 1684, 85, 86, 
1706, 1737. — Diss. hist. et apol. pro doctrina Lutheri de missa, Jen. 1686. — Jus 
publ. Rom.-Germ., Francot., Lips. 1687. — Comm. hist. et apol. de Lutheranismo s. de 
reform. relig., Lips. 1688; Francof. 1692. 1694. (Auäzug v. gie: Ausf. Hift. d. Luther: 
thums u. d. Reform, en 1714.; boll. Ueberf. v. Ferickins, Delft 1728.) 
Lit.: Hinrichs, Geich. d. Recht: und Staatzprincipien, II. 199— 235. — Bluntidli, 
Geichichte des allg. Staatsrechts, 183. — Herzog's Enchklop. XIV. 174—177. — Roſcher, 
Geſch. d. National:Delonomit 1874, S. 116, BE—253, 268, 294, 372. Zeihmann. 


Sedisvakanz (TH. I. ©. 653) heißt in der fanoniftifchen Sprache die Er— 
ledigung des bijchöflichen (auch des päpftlichen) Stuhles, mag diefe durch den Tod 
des Bijchofs oder aus einem anderen Grunde (Verſetzung, Abjegung des Bijchoie) 
eingetreten fein. Im weiteren Sinne bezeichnet man damit auch die Vakanz anderer 
geringerer Prälaturen (3. B. der Abteien). Bei der Erledigung des Bifchofsfihei 
hat das Domkapitel binnen acht Tagen nach erlangter Kunde einen Oekonomen zur 
Verwaltung der Einkünfte und ferner einen jogenannten Kapitularvifar, welcher min: 
deſtens Licentiat oder Doktor des kanoniſchen Rechts fein muß, bei Vermeidung der 
Devolution an den Erzbifchof zu wählen. Der Kapitularvikar bat von dem Zeit 
punkt feiner Wahl die volle bijchöfliche Jurisdiktion und übt fie fraft eigenen Rechts 
aus. Da er nicht Mandatar des Kapitels ift, jo kann ihm daflelbe jeine Befugniſſe 
nicht entziehen und ihn ebenjowenig in denjelben bejchränten. Der Umfang feiner 
Rechte ift aber infofern enger wie der der bijchöflichen, als er für die Negel nicht 
befugt ift, Dimifforien für die Erlangung der Ordination auszuftellen, ebenjowenig 
die der freien biichöflichen Kollation unterliegenden Aemter verleihen und endlich auch 
nicht die dem Biſchof als gejehlichem Delegaten des päpftlichen Stuhles oder frait 
bejonderer päpftlicher Verleihung zuftehenden Rechte ausüben darf. Endlich ift er 
nicht berechtigt, eine aus dem ordo episcopalis — dieſer fehlt ihm allerdings für 
die Regel — herfließende Handlung vorzunehmen. Nach der Ernennung des neuen 
Biſchoſs haben ſowol der Oekonom ald auch der Kapitularvifar jeder über ihre 
Verwaltung Rechenschaft abzulegen. Iſt dagegen nur die sedes impedita (d. h. der 
Biſchof von Heiden oder Schismatifern gefangen genommen und fein Verkehr zwijchen 
ihm und feinem Kapitel möglich), jo hat das letztere proviforisch einen Bilar zu ew 
nennen, und jofort an den Papft zu berichten, damit diejer durch Deputirung eines 
Verweſers (fog. vicarius apostolicus) für die verwaifte Diözeſe Sorge tragen kann. — 
Bei der Vakanz des päpftlichen Stuhles wird ein dem bijchöflichen Kapitularvifar 
gleichjtehender Verwalter der päpftlichen Jurisdiltion nicht ernannt, weil die Wieder: 
bejegung joviel wie möglich beichleunigt werden foll und die Kardinäle verpflichtet 
find, feine anderen Gejchäite ala die Papftwahl vorzunehmen. Ebenſowenig gebt 
die päpftliche Jurisdiktion auf das Kardinalkollegium über, dafjelbe kann vielmehr 
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nur ausnahmsweiſe im Fall einer der Kirche drohenden Gefahr durch abſolute 
Stimmenmehrheit die zur Abwendung erforderlichen Maßnahmen treffen und ferner 
dringende Verfügungen in Betreff der Leitung der einzelnen Diözefen und anderer 
firchlichen Gebiete mit provijorischer Kraft bis zur MWiederbejegung des päpftlichen 
Stuhles erlafjen. Die Verwaltung des Kirchenftaates endlich wurde früher, aber einzig 
und allein joweit es fich um die Erledigung der laufenden Geſchäfte handelte, während 
der ©. in der Weije geführt, daß fie der Kardinalkämmerer in Verbindung mit drei 
anderen Kardinälen, je einem aus den drei Klaffen (den jog. capita ordinum), 
welche leßtere von Beginn des Konklaves ab alle drei Tage nach der Anciennetät 
wechielten, leitete. 

„Lit: Rau, Die Rechte des Domtapitel während der une oder Verhinderung des 
biichöflihen Stuhles, in der Tübinger theolog. Quartalichrift, 1842, ©. 365 ff. — Ritter, 
Der Gapitularvitar, Münfter 1832. — P. Hinſchius, Kirchenrecht, Th. 1. $ 39 u. Th. IL 
$ 88. P. Hinſchius. 


Seeamt iit die durch das RGeſ. vom 27. Juli 1877 mit der Unterfuchung 
von Seeunfällen betraute Behörde. Gegenftand der Unterfuchung, welche unabhängig 
von einem Strafverfahren anzuftellen, find Unfälle Deuticher Kauffahrteijchiffe; ſolche 
ausländifcher nur, wenn der Unfall fich in den Deutichen Küſtengewäſſern ereignet 
bat, oder die Unterfuchung vom Reichsfanzler angeordnet ift. Berpflichtet ift das ©. 
zur Einleitung der Unterfuchung jedoch nur dann, wenn bei dem Unfall Mtenjchen- 
leben verloren gegangen, oder ein Schiff gejunfen oder aufgegeben, oder unabhängig 
hiervon die Unterfuchung vom Reichskanzler angeordnet ift. Zweck der Unterfuchung 
ift die Ermittelung der Urfachen des Unfalls. Es joll namentlich jeitgeftellt werden, 
ob der Unfall durch ein Verſchulden des Schiffers oder Steuermanns, oder durch 
Mängel der Beichaffenheit, Ausrüftung, Beladung, Bemannung des Schiffs, oder 
Durch Mängel des Fahrwaſſers oder der für die Seefahrt beitimmten Hülfseinrichtungen 
oder durch ein Verſchulden der zu deren Handhabung beitellten Perfonen verurjacht 
ift; auch ift feitzuftellen, ob die zur Verhütung von Schiffsfollifionen erlafjenen 
Vorſchriften beobachtet find. 

Wennſchon die Oberaufficht über die S. dem Reiche zufteht, auch die Bezirke 
derjelben durch den Bundesrath abzugrenzen find, jo fällt doch die Errichtung von 
©. in die Kompetenz der Einzelftaaten, wie diefe auch die Behörden beftimmen, 
welche die Aufficht über die ©. zu führen haben. Kompetent für die Unterfuchung 
it das ©., 1) in deſſen Bezirk der Hafen liegt, den das Schiff nach dem Unfall 
zunächſt erreicht, 2) deſſen Sit dem Orte des Unfalls zumächit belegen it, 3) in 
defien Bezirke der Heimathshafen des Schiffs liegt. Es entjcheidet hierbei die Prä- 
vention; doch kann das Reichsamt des Innern die Unterfuchung auch einem anderen 
zuftändigen ©. übertragen. 

Die ©. find Kollegia. Sie beftehen aus einem Beamten als Vorſitzendem, der 
die Fähigkeit zum Richteramt befigen muß und auf die Dauer jeines Hauptamts 
eventuell auf Lebenszeit ernannt wird, und vier Beifihern, welche die Stellung von 
Schöffen haben. Sie werden in ähnlicher Weife, wie’ die lebteren berufen, doch 
werden fie für jeden einzelnen Unterfuchungsjall vom Borfigenden „gewählt, auch 
müflen zwei der Beifiger die Befähigung ala Seejchiffer befigen und als jolche ge— 
fahren haben. Für jedes ©. wird ein Kommiſſar vom Reichskanzler bejtellt, welcher 
den Verhandlungen beizumwohnen, Ginficht von den Alten zu nehmen, auch Anträge 
an das ©. oder deflen Vorfienden zu ftellen hat. Er darf auch beim Reichskanzler 
die Anordnung einer Unterfuchung beantragen, wenn deren Einleitung vom Vor— 
fienden des ©. abgelehnt wird. Dem Vorſitzenden liegt e8 ob, über die Einleitung 
einer Unterfuchung zu befinden, die zur Vorbereitung der Hauptverhandlung erforder: 
Lichen Grmittelungen anzuftellen, die Hauptverhandlung anzuberaumen, die hierzu 
nöthigen Ladungen vorzunehmen und das Beweismaterial zu beichaffen. Das ©. 
ericheint in Betreff der Unterfuchung als eine richterliche Behörde und ift mit den 
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einer jolchen zuftehenden Berugniffen ausgeſtattet, wie denn auch im Großen umd 
Ganzen die Beitimmungen des RGVG. Tit. 15 und 16 und der RStrafPO. Bd. 1. 
Abichn. 3, 6 und 7 Anwendung finden. Das Verfahren vor dem ©. ift öffentlic 
und mündlih. Nach Schluß der Verhandlungen hat das ©. jeinen Spruch über 
die Urfachen des Seeunfalls abzugeben. Diefer Spruch ift ſpäteſtens innerhalb 
14 Tagen nah Schluß der Verhandlungen in öffentlicher Sigung zu publizieren. 
Dem Reichstommiffar ift ftets Ausrertigung deflelben zu ertheilen, dem Schiffer reip. 
Steuermann, deſſen Unfall den Gegenjtand der Unterfuchung gebildet, nur auf deſſen 
Verlangen. Durch den Spruch kann zugleid — doch nur auf Antrag des Reich- 
fommifjars — dem Deutſchen Schiffer und Steuermann die Befugniß zur Aus- 
übung feines Gewerbes (dem Schiffer auch die zur Ausübung des Steuermann: 
getverbes) entzogen werden, wenn dieſelben nach dem Ergebniß der Unterfuchung 
den Unfall verjchuldet Haben durch den Mangel folcher Eigenfchaften, die zur Aus— 
übung des Gewerbes erforderlich find. Die Befugniß kann indeh dem Schiffer rein. 
Steuermann nach Ablauf eines Jahres durch das Reichsamt des Inneren wieder 
eingeräumt werden. 

Gigb. u. Lit.: reg Ra bie Unterfuchung von Seeunfällen vom 27. Juli 1877, — 
Entſch. des Oberfeeamts und der Seeämter, Bd. I (Hamb. 1879/80); Bd. II. (1830/81). — 
Derzeichn. db. Seeämter im Handbuch f. die Deutiche Handeldömarine 1880, ©. = N- * 

ewils. 

Seeceremoniell iſt der Inbegriff der Förmlichkeiten, die im Schiffsverkehre 
beobachtet werden. Beſtimmungen darüber zu treffen, ift zwar zunächit Sache des 
Ginzelftaats, der entweder die Schiffe feiner Flotte mit Anweiſung diejerhalb 
verfieht, oder von fremden Schiffen, die mit ihm in Berührung kommen, die 
Beobachtung eines gewifjen Geremoniells fordert. Doch hat die internationale Ver: 
fehrsgemeinjchaft der Neuzeit auch ein allgemein angenommenes Herkommen für 
die Ehrenbezeigungen gebildet, die jowol bei Begegnungen auf hoher See, ala aud 
beim Befahren fremden Seegebiets zu erweifen find. Nechtlichen Charakter haben 
dieſe Neußerlichkeiten nur infoweit, ala ihre Vernachläffigung den Charakter einer 
Beleidigung tragen, demnach eine Forderung auf Genugthuung begründen würde. 
Im Uebrigen gehören fie lediglich ins Gebiet der Gourtoifie, und ihre Unterlaffung 
berechtigt höchſtens zur Erwiederung der Unhöflichkeit. Auch in der Gegenwart nod 
pflegen die Nationen einen gewiflen Werth auf derlei Formen um jo mehr zu legen, 
je mehr darin die Machtitellung der Staaten‘, das Bewußtjein ihrer Verkehr 
gemeinschäft, die Kameradſchaft im Perjonal der verjchiedenen nationalen, insbejondere 
Staatömarinen zum Ausdrud fommt. — Die einzelnen Förmlichkeiten des ceremo- 
niellen Schiffäverfehrs find verichieden, je nachdem man fich auf dem Fuße der 
Gleichheit behandelt oder nicht. 

Im internationalen Seeverkehr auf dem Fuße der Gleichheit fommen folgende 
Geremonien vor: Das Hiffen der Flagge; ſodann das Abfeuern von Kanonenſchüſſen, 
regelmäßig in ungleicher Anzahl, doch nicht über 21 Schüffe; für die Zahl iſt der 
Grad der Ehrenbezeigung, jowie der Gebrauch der einzelnen Staaten bejtimmend. 
Bei vorzüglicher Ehrenbezeigung wird jcharf geladen. Beide Förmlichkeiten, einzeln 
oder vereinigt, machen den gewöhnlichen Schiffägruß aus. Der Gegengruß ift dem 
Gruße genau entiprechend, wobei entweder Schuß um Schuß erfolgt oder erjt nad) 
abgegebener Salve geantwortet wird. ine geringere Anzahl von Grmwiederungs- 
ihüffen wird nur dann als ftatthaft erachtet, wenn das gegrüßte Schiff fich im der 
Lage befindet, den höheren Rang des fommandirenden Offizier, oder die höhere 
Machtitellung feines Staates zu marfiren, eierlichere Form des Schiffägrußes iſt 
das Vivatrufen, in ungleicher Anzahl bis zu fieben Malen wiederholt; demmächit 
eine Gewehrjalve, die immer vor Löſung der Kanonenſchüſſe erfolgt. Zu der Schiffs 
etiquette gehört jodann noch das Beilegen des Schiffs, wie die Sendung eines oder 
mehrerer Offiziere zur Viſite. 
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Der ſymboliſchen Demüthigung unter die Gewalt des Honorirten Schiffes oder 
Staates dient folgendes Geremoniell: Das Trlaggenftreichen durch Anziehen oder 
Reigen der Flagge, nur bei Kriegsſchiffen gebräuchlich, zur Anerkennung der Ober: 
boheit des geehrten Staats, oder zur Anerkennung feiner Gebietshoheit,; ſowie das 
Segelftreichen,, bei Privatichiffen in gleicher Bedeutung, beftehend im Serablafjen 
der Maröjegel. Das Abnehmen der Flagge und ihre Erſetzung durch eine weiße 
fommt nur in Seegefechten vor zum Zeichen, daß das Schiff fich ergeben wolle. 

Für die Anwendung diefer Geremonien auf offener See befteht eine rechtliche 
Verpflichtung nur injoweit, als eine jolche vertragamäßig übernommen ift. Indeß 
verlangt doch eine anerkannte internationale Gourtoifie, daß begegnende Kriegsfahr— 
zeuge fich untereinander falutiren. Insbeſondere pflegen noch in der Gegenwart 
Admiralichiffe den erjten Gruß zu verlangen, dazu auch wol durch einen Schuß 
mit Lofem Kraut aufzufordern. Zuerſt grüßt das Schiff, deſſen Führer den 
niedrigeren Rang bat; bei Ranggleichheit derjelben das unter dem Winde befind- 
liche. Kriegsgeſchwader werden von einzelnen Schiffen zuerjt gegrüßt, ebenjo Haupt— 
flotten von Hülfsgeſchwadern. Auch Privatichiffe entziehen fich Kriegsfahrzeugen 
gegenüber dieſer Gourtoifie nicht; doch wird die Unterlaffung des Schiffsgrußes 
ihnen nicht als Unhöflichleit angerechnet, wenn fie im vollen Laufe begriffen find. 
Dem Fall der Begegnung auf Hoher See wird der des Zujammentreffens im fremden 
Hafen gleich behandelt. — Durch Verträge ift indeh mehrfach jedes internationale 
Geremoniell Tür Begegnungen auf offener See und im fremden Hafen bejeitigt oder 
ſehr befchränft worden. Insbeſondere hat Rukland mehrere dahin abzielende Ver— 
träge abgeichloffen. Andere Staaten haben ihren Marinen bisweilen den erjten 
Gruß überhaupt verboten, und geftatten nur Gegengruß, jo namentlich England 
und frankreich (Ordonnance 1 Juillet 1831; Martens, Nouv. rec. X. 1837, 
p. 380). Ein neues von den Seemächten getroffenes, auf Vereinfachung des Schiffs— 
grußes gerichtetes Abkommen ift jeit dem 1. Juli 1877 ins Leben getreten. 

Im Territorialwaffer — Sofern dieſe Eigenſchaft nur überhaupt anerkannt 
wird — kann jeder Staat verlangen, daß das von ihm für das Beiahren deffelben 
und die Ankunft im Hafen fejtgejegte Geremoniell von allen fremden Schiffen be- 
obachtet werde, vorausgeſetzt, daß ein folches nicht fränfend und erniedrigend ift. 
Völkerrechtlich anerkannt ift Hier der Anspruch, den die Kriegsmarine jedes Staates 
in ihrem eigenen Seegebiete auf den eriten Gruß hat, ſowol jeitens fremder Kriegs— 
als Privatichiffe, Flotten oder Eskadren. Der Gruß hat durch Kanonenjchüfle und 
Flaggenftreichen zu erfolgen, der Gegengruß eriwiedert blos die Salve. Deögleichen 
wird eine Feitung, unter deren Kanonen ein fremdes Schiff vorbeifährt, in derjelben 
Weiſe jalutirt: fie dankt dann durch Kanonenſchüſſe, es jei denn, daß der Souverän 
dort augenblicklich refidire. Kriegsſchiffe jalutiren bei ihrer Ankunft in Häfen nur 
dann, wenn fich dort Garnifon befindet; in jolchem Falle liegt auch dem Führer 
des Schiffes die erite Bilite bei dem Kommandanten des Plabes ob. Fremden 
Souveränen, jowie ihren Botjchaftern werden, wenn fie fich dem Hafen nähern, 
von dem empfangenden Staate die Honneurd gemacht, wobei lediglich deſſen Er— 
meſſen enticheidet. 

: Bynkershoek, Quaest. ee publ. II, 21 ei. 2 1751). — 3. 3. Moier, 


git 
—— aibtgidi aus dem Völkerrecht, 1.6. — F. €. v. Mojer, Kl. Schriften, IX. 287; 
X. 218; XH. 1. — Nau, Völkerſeerecht, Hamb. 1802, $$ 135145. F. v. Martip. 


Seefrachtgeſchäft (Th. I. S. 545) iſt der Vertrag, welcher die Beförderung 
von Gütern zur See gegen einen Entgelt (Fracht) zum Gegenftande hat. Geſchloſſen 
wird derjelbe zwijchen dem Befrachter, welcher fich den Transport der Waaren aus— 
bedingt, und dem Verfrachter (d. i. Rheder oder in deſſen Vertretung Schiffer), welcher 
den Transport auözuführen übernimmt. Der im Seeverfehr noch vorkommende Ab— 
lader iſt der, welcher die Ladung liefert. Häufig find Betrachter und Ablader diejelbe 
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Perſon. Iſt es nicht der Fall, ſo kommt der Ablader für den Frachtvertrag nur 
ſoweit in Betracht, als er Vertreter des Befrachters iſt. Der Vertrag bezieht fi 
entweder 1) auf das Schiff im Ganzen, einen quoten Theil oder einen beftimmten 
Raum deffelben, oder 2) auf einzelne. Güter (Stüdgüter). Die Natur des Vertrags 
ift jedoch ſtets für diefelbe zu halten. Der jog. Ghartervertrag (wobei es fich um 
Verfrahtung des ganzen Schiffs oder eines Theils reip. Raums defjelben handelt) 
ift nicht minder, wie der Stüdgütervertrag eine locatio conductio operis, nicht Sad: 
miethe (welches früher die herrichende Anficht war — Gropp in Heil e’& umd 
feinen Jur. bh. IT. ©. 635; Voigt im Neuen Arch. 1. H.R. I. ©. 225 —), 
noch ein aus Sachmiethe und Dienftmiethe zufammengejeßter Vertrag (Heije, H.R., 
©. 353; Pöhls, Seeredht, II. ©. 399). In jedem Fall handelt es ich nämlich 
um ein durch Sachen und Dienfte zu ersielendes Reſultat, die Beförderung der 
Güter nach einem beitimmten Ort. Nur in dem alle würde eine Sachmiethe an- 
zunehmen fein, wo jemand ein Schiff miethet und es jelbit führt oder durch den 
von ihm angejtellten oder wenigſtens von ihm allein mit Anweifungen in Betreff 
der vorzunehmenden Reifen und aller Einzelheiten derjelben verjehenen Schiffer führen 
läßt. Die älteren und die heutzutage geltenden Seerechte jchreiben für den auf das 
ganze Schiff oder einen Theil deflelben bezüglichen Vertrag regelmäßig jchriftliche 
Form vor, während fie für den Stüdgütervertrag eine folche gewöhnlich nicht ver 
langen. Das Deutiche HGB. fieht, wie nach ihm bei den Handelsgeſchäften die 
Tormlofigkeit überhaupt die Regel bildet, auch bei den Verträgen der erfteren Kategorie 
von dem Grforderniß jeder Form ab, räumt jedoch hierbei jedem der Kontrahenten 
das Recht ein, die Errichtung einer jchriftlichen Urkunde über den Vertrag (Charte 
partie) zu fordern. Außerdem bat — und zwar bei jeder Art des Frachtvertrags — 
der Schiffer dem Ablader über die geichehene Abladung eine Urkunde, das Konnoſſe— 
ment (j. diefen Art.) auszuftellen, welche ein Gmpfangsbefenntniß, zugleich aber 
allein entjcheidend für die Nechtöverhältniffe zwiichen dem Berfrachter und dem 
Gmpfänger der Güter iſt. 

Die BVerbindlichkeiten des Verfrachter® und des Befrachters ergeben ich aus 
dem Bertrage. In Grmangelung von hierauf bezüglichen Beſtimmungen bat der 
Verfrachter bei Ausführung des Vertrags für die Sorgfalt eines ordentlichen Rheders 
und Schiffers einzuftehen; der Befrachter in Betreff der Lieferung der Güter (4. B. 
der Verpadung), wenn er Kaufmann ift, der Frachtvertrag alfo auch für ihn ein 
Handelögejchäft ift, Für die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns; wenn er dies 
nicht ift, ift für die von ihm aufzumendende Sorgfalt das bürgerliche Recht maß⸗ 
gebend. Das Deutihe HGB. hat jedoch in diejer Beziehung noch einzelne ſpezielle 
Beitimmungen getroffen. Der Berfrachter hat das Schiff in feetüchtigem Zuftande 
zu liefern und hat für jeden, aus der mangelhaften Bejchaffenheit defjelben, die bei 
gehöriger Sorgfalt zu entdeden gewejen wäre, entitandenen Schaden einzufteben. 
Ferner darf derjelbe ohne Genehmigung des Abladers die Güter — abgejehen von 
einer nach Antritt der Reife durch Nothfälle veranlaßten Umladung — nicht in ein 
anderes, ala das im Vertrage bejtimmte Schiff, auch nicht auf das Verded verladen 
und ebenforwenig an die Spiten des Schiffe hängen. Auf der andesen Seite dari 
der Beirachter reſp. Ablader die verladenen Güter nicht unrichtig bezeichnen, er dar 
feine Kontrebande noch Güter verladen, binfichtlich deren ein Ausfuhr oder, im 
Beſtimmungshafen, ein Einfuhrverbot befteht; auch hat er bei der Abladung die 
geſetzlichen Beitimmungen zu beobachten. Er haftet für jeden hierbei durch fein 
Verichulden entitandenen Schaden, und zwar nicht nur dem Berfrachter, fondern 
allen bei dem Schiff reip. der Reife betheiligten Perjonen. ferner muß der Be 
frachter auch dem Schiffer rechtzeitig alle auf die Verfchiffung der Güter bezüglichen 
Papiere zuftellen. Für Verluft und Beichädigung der Güter während der Reiſe 
(von der Empjangnahme bis zur Ablieferung) haftet der Verfrachter jedoch nicht 
nur, wenn die Schuld hieran ihm beizumefien ift, vielmehr greifen hier die Grund— 
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ſätze des Rezeptums Platz; d. h. ſeine Haftpflicht wird lediglich ausgeſchloſſen durch 
die (von ihm zu beweiſende) Thatſache, daß der Schaden durch vis maior — welcher 
nicht zu entdeckende Mängel des Schiffs gleichgeſtellt werden — herbeigeführt oder 
durch die natürliche Beſchaffenheit der Güter, namentlich durch inneren Verderb, 
Schwinden, gewöhnliche Leckage u. dgl. oder durch äußerlich nicht erfennbare Mängel 
der Verpackung entitanden tft. Bei Koftbarkeiten, Geldern und Werthpapieren tritt 
jedoch die jtrenge Haftung des Verfrachters und überhaupt die Haftung defjelben 
aus dem Trachtvertrage nur dann ein, wenn die Beichaffenheit oder der Werth der 
Güter bei der Abladung dem Schiffer angegeben war. Während nun aber bei dem 
durch dolus oder culpa verurjachten Schaden der Verfrachter für das volle Interefie 
des Befrachterd einzuftchen hat, jo bat er, wenn er, ohne daß ihm ein Berfchulden 
zur Yaft gelegt und nachgewieien, wegen Berluft oder Beichädigung der Güter in 
Anſpruch genommen wird, nur für den Werth am Beſtimmungsorte einzuftehen. 

Der Berfrachter hat Anipruch auf Fracht nebft den etwa vereinbarten Neben 
gebühren, als Prämien, Kaplaken u. dgl., das etwaige Liegegeld und Erfaß der aus— 
gelegten Zölle und fonjtigen Auslagen. Hierfür haftet der Berrachter in Gemäßheit 
des Frachtvertrags. Allein durch die Annahme der Güter wird der Empfänger ver— 
pflichtet, nach Maßgabe des Frrachtvertrags oder des KHonnofjements, auf deren Grund 
die Empfangnahme geichieht, den Verfrachter wegen feiner Anfprüche zu befriedigen. 
Und zwar haben die beiderjeitigen Leiftungen Zug um Zug zu geichehen ; auch braucht 
der Verfrachter die Güter nicht früher auszuliefern, ala bis die auf denjelben 
haftenden Beiträge zur großen Havarie, Bergungd- und Hülfskoſten und Bodmerei- 
gelder bezahlt oder fichergeftellt find. Die Güter an Zahlungsjtatt anzunehmen, ift 
der Berfrachter nicht verpflichtet, mögen diefelben verdorben reip. beichädigt fein oder 
nicht. Doc gilt eine Ausnahme in Betreff folcher Behältnifje, die mit Flüffig- 
feiten angerüllt und während der Reife ganz oder zum größten Theil ausgelaufen 
find. Ebenſo ift für Güter, die durch einen Unfall verloren gegangen find, ab— 
geiehen von folchen, deren Verluſt in Folge ihrer natürlichen Beichaffenheit ein— 
getreten ift, und von Thieren, die unterwegs geftorben find, feine Tracht zu bezahlen, 
oder die etwa vorausbezahlte zurücdzuerjtatten, wenn nicht das Gegentheil aus— 
bedungen war. Wegen jeiner Forderungen hat der Verfrachter ein Piandrecht an den 
Gütern, und zwar nicht nur jo lange diefe von ihm zurüdbehalten oder deponirt 
find, jondern auch noch nach der Ablieferung, vorausgeſetzt, daß daflelbe innerhalb 
30 Tagen nach diejer gerichtlich geltend gemacht wird, und nicht etwa die Güter 
in den Beſitz eines Dritten gelangt find, der fie nicht für den Empfänger befißt. 
Wenn der BVerfrachter die Güter an den Empfänger auägeliefert, jo hat er wegen 
der gegen dieſen ihm zuftehenden Forderungen feinen NRegreß gegen den Befrachter, 
joweit fich diefer nicht mit feinem Schaden bereichern würde. Dagegen fteht ihm 
ein folcher zu, wenn die Güter nicht ausgeliefert, reſp. vom Empfänger nicht ab- 
genommen find. 

Der Trrachtlontraft kann natürlich durch gegenfeitige Uebereinkunft der Kontra= 
henten aufgelöjt werden. Doch begründen gewiffe Umjtände von Rechtswegen die 
Aufhebung des Frachtvertrags oder geben jedem der Kontrahenten das Recht, vom 
Bertrage zurüdzutreten, ohne zur Gntjchädigung des anderen verpflichtet zu fein. 
Der Frachtvertrag tritt außer Kraft, ſobald die jaktifche Unmöglichkeit eintritt, ihn 
überhaupt auszuführen in Folge des Verluftes des Schiffs oder der zu transportirenden 
Güter. Jedem Kontrahenten fteht ein Rücktrittsrecht zu, wenn die juriftiiche Un— 
möglichkeit eintritt, den Vertrag zur Zeit auszuführen: wenn ein Krieg (wodurch 
Schiff oder Güter unfrei werden) oder Maßregeln des Völkerrechts oder öffentlichen 
Rechts (wie Embargo, Blofade, Ausfuhr rejp. Einfuhrverbot u. ſ. w.) fich der 
Ausführung der Reife entgegenftellen; bei der Charterung eines ganzen Schiffs jedoch 
nur, wenn das Hinderniß nicht vorausfichtlich von nur furzer Dauer ift. Die Uns 
möglichkeit hat die angegebenen Wirkungen, mag fie vor oder nach Beginn der Reife 
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eingetreten fein. Nur ift im leßteren Falle bei juriftiicher Unmöglichkeit ſtets, bei 
faktifcher, wenn die Ausführung der Reife durch den Verluſt des Schiffs unmöglid 
geworden, und Güter gerettet find, Diftanzfracht, d. h. ein dem Verhältniß der 
zurücgelegten zur ganzen Reife entiprechender Theil der Fracht (doch nur bis zum 
Werthe der geretteten Güter) vom Befrachter zu zahlen. Auch ift, jedoch mur bei 
Berrachtung eines ganzen Schiffs, wenn das Hinderniß durch Anordnung einer 
jouderänen Macht („Verfügung von hoher Hand“) verurjacht ift, bevor der Rüdtritt 
ftatthaft, auf Bejeitigung deflelben drei oder fünf Monate zu warten, je nachdem 
das Schiff in einem europätichen oder außereuropätichen Hafen fich befindet. Selbit 
abgejehen von diejen Gründen ift einfeitiger Rüdtritt des Befrachters geftattet, aller- 
dings nur gegen Entichädigung des Verfrachters, Fautfracht. Die Yautfracht beträgt 
bei Verfrachtung eines ganzen Schiffs, wenn der Befrachter vor Antritt der Reiſe 
zurüdtritt, die Hälfte der bedungenen Fracht. Außerdem hat der Beirachter, wenn 
er nach gelieferter Ladung zurüdtritt, die Koften der Ein- und Wiederausladung zu 
tragen, auch Liegegeld zu entrichten, joweit die Wiederausladung nicht in die Ladezeit 
fällt. Nach Antritt der Reife aber hat der Berrachter die ganze Fracht zu zahlen 
und jämmtliche dem Berfrachter in Folge des Frrachtvertrags zuftehende Ansprüche 
zu berichtigen, auch demfelben für die durch die Wiederausladung erwachienen Mehr: 
foften und jonftigen Schäden Erſatz zu leiften. War das Schiff zugleich auf Rüd- 
ladung verfrachtet, und war der Nücdtritt vor Antritt der Rüdreije erklärt, jo hat 
der Beirachter ftatt der vollen Gefammtiracht nur zwei Drittel derjelben zu bezahlen. 
Handelt e8 fich um eine in anderer Weife zufammengejegte Reife, jo kommt, wenn 
der Befrachter vor Beginn des letzten Reiſeabſchnitts zurücktritt, von der vollen 
Fracht eine der Koſtenerſparniß und dem anderweitigen Frachtverdienſt des Verfrachters 
entſprechende Quote (jedoch nie mehr, ala die Hälfte) in Abzug. Bei Verfrachtung 
eines Theils oder bejtimmten Raumes des Schiffs gelten diejelben VBorjchriften, warn 
jämmtliche Beirachter zurüdtreten. Ebenfo, wenn ein einzelner zurüctritt, jedoch 
mit der Maßgabe, dab er ala Fautfracht die volle Fracht zu entrichten hat, von 
der freilich die Fracht für eine etwaige andere Ladung in Abzug fommt, und daß 
er Wiederausladung der ſchon gelieferten Güter ohne Genehmigung der übrigen Be 
frachter nur verlangen darf, wenn dadurch feine Verzögerung der Reife und feine 
Umladung verurjacht wird. Der Stüdgüter-Befrachter hat gleichfalla beim Rücktritt, 
wenn bderjelbe vor der Abladung erfolgt, die ganze Fracht mit Mbzug der etwa für 
anderweitige Güter erhaltenen ala Fautfracht zu entrichten; nach geichehener Ab» 
ladung ift aber jeine Entjchädigungapflicht diejelbe, wie bei dem Befrachter eines 
ganzen Schiffs nach Antritt der Reife; auch kann er die Wiederausladung der Güter 
nur unter denjelben Bedingungen mn m. der Befrachter eines Theils des Schiffe. 

Gigb.u.Lit.:Deutihes HGB. Art ss 
— Belg. Code de comm. L. I (Gefe v. 2. m "187 ) art. 67— 98. — Lewis, Deutices 
er 1. &. 182—827. — Cresp.-Laurin, Cours de droit maritime, II. (Paris 1570), 

1—206. — Maclachlan, On the law of merchant shipping (2. ed. London 1876), 

7. — Oliver’s shipping law manual (6. ed. London 1879), p. 7—121. — Foar 
On the law of merchant shipping (London 1880), p. 251—464. Lewis. 


Seemannsamt (Th. I. ©. 544) iſt die Behörde, vor welcher die An= und 
Abmufterungen der Schiffsleute jtattfinden und welcher demgemäß auch die Aus 
jertigung der Mufjterrolle obliegt. Außerdem hat daflelbe eine Poligeigewalt und 
jelbft eine Art richterlicher Gewalt über die Schiffeleute, in manchen Fällen auch 
über den Schiffer. Das ©. hat Seefahrtsbücher auszuftellen, welche ein gejehliches 
Griorderniß für den Eintritt in den Schiffedienft find. Es hat den Schiffemann, 
welcher nach der Anmufterung dem Antritt oder der Fortſetzung des Dienites ſich 
entzieht, zwangsweiſe zur Erfüllung feiner Pflicht anzuhalten, reſp. zu prüfen, ob 
etwa das vom Schiffsmann geltend gemachte Hinderniß denſelben in Wahrheit außer 
Stand jeht, den Dienft anzutreten. Im Auslande darf ein Schiffemann, der aus 
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einem gejegmäßigen Grunde feine Entlaffung fordert, abgejehen von dem Fall, wo 
das Schiff die Flagge wechjelt, nur mit Genehmigung des ©. den Dienft verlafien, 
wie auch der Schiffer diefer Genehmigung zur Zurüdlaffung eines Schiffsmanns im 
Auslande bedari. Das ©. hat die Beichwerde der Schiffäleute über Seeuntüchtigkeit 
oder mangelhafte Berproviantirung des Schiffs zu prüfen und für geeignete Abhülfe 
zu forgen, jalla die Beichwerde begründet if. Es hat für die Beförderung des ihm 
auszuhändigenden Nachlafjes einer auf der Reife geftorbenen Perfon der Schiffö- 
befagung in die Heimath derjelben, joweit dies möglich ift, Sorge zu tragen, und 
ipeziell das ©. des Heimathshafens die Aushändigung der Heuerbeträge, welche den 
Perjonen der Bejagung eines verjchollenen Schiffs gebühren, an die Empfangsberech- 
tigten zu vermitteln. Dem ©. liegt die Unterfuchung und Entjcheidung der durch 
die Seemannsordn. aufgejtellten Uebertretungen (im technifchen Sinne des StrafGB.) 
der Schiffer und Schiffäleute (mit der jelbjtverjtändlichen Ausnahme der Fälle des 
z 83) ob, wobei jedoch dem Bejchuldigten das Recht zufteht, gegen den Bejcheid 
auf gerichtliche Entjcheidung anzutragen. Das ©. hat im Inlande die nach der 
Anmufterung über den Antritt oder die Fortjegung des Dienftes zwiſchen Schiffer 
und Schiffsmann entjtandenen Streitigkeiten zu entjcheiden, eine Entjcheidung, die 
vorläufig vollftrekbar it. Im Auslande, wo dem Schiffemann (abgejehen vom 
Fall der Geltendmachung der Forderungen aus den Dienjt- und Heuerverträgen bei 
einem Zwangsverkauf des Schiffe) das Nachjuchen gerichtlicher Hülfe gegen den 
Schiffer unterjagt ift, hat das ©. auf Anrufen des erjteren in den Fällen, die feinen 
Auffchub leiden, eine vorläufig für beide Theile bindende Entjcheidung zu treffen. 
In gleicher Weife hat das ©., vor welchem abgemuftert wird, über den Anjpruch 
des Schiffsmanns zu befinden, welcher eine Vergütung wegen ungerechtfertigter Ver— 
fürzung bei der Beköſtigung jeitens des Schiffers verlangt. In allen diefen Fällen 
ift jedoch der Rechtsweg vorbehalten. Endlich hat das ©. die gütliche Ausgleichung 
der zu feiner Kenntniß gelangenden Streitigkeiten zwiichen Schiffer und Schiffämann 
zu verjuchen. 

Als ©. fungiren innerhalb der Grenzen des Deutjchen Reichs die Mufterungs- 
behörden der einzelnen Bundesjtaaten, im NAuslande die Deutichen KHonfuln. Die 
Mufterungsbehörden find entweder bejondere Behörden, die diefe Bezeichnung, wie 
in der Mehrzahl der Preußifchen Häfen, oder die Bezeichnung ©., wie in den 
Danfeftädten und in Oldenburg führen; oder «8 find die Obliegenheiten derjelben 
einer anderen Behörde übertragen, jo in mehreren Sannöverjchen und Schleswig- 
Holiteinifchen Häfen und in Medlenburg. In den Hanjejtädten führt der Vorfteher 
des ©. den Titel Waflerichout. 

Gigb. u. Lit.: Deutiche Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872, 88 4 ff, 10—22, 
29, 42, 46 fi., 52 ff., 64, 71, 101, 104—106. — Lewis, Deutiches Seerecht, I. ©. 138 ff. 

Lewis. 


Seeproteſt oder Verklarung (franz: rapport, Gngl.: protest, Ital.: 
consolato, protesto) iſt die vor einer Behörde abgelegte Ausſage des 
Schiffers und der Mannſchaft über Unfälle auf der Reife, eine Art 
Beweisaujnahme zum ewigen Gedächtniſſe gegenüber der Nhederei, den 
Ladungsinterefienten und den Aſſekuradeuren, gleichzeitig aber auch Rechenſchafts— 
ablage. Auf der einen Seite eine Vergünftigung im Vergleich mit den gewöhn— 
lichen Regeln vom Beweije, it der ©. daher andererjeits eine Verpflichtung 
des Sciffers, eventuell des im Range nächſten Schiffsoffiziers, deren Erfüllung 
zwar nicht Bedingung jeiner Anfprüche an die Interefienten ift, deren Nichterfüllung 
ihn aber nicht nur jener Beweiserleichterung beraubt, fondern auch für allen durch 
den Mangel veranlaßten Schaden verantwortlich macht. Ein Proteft in engerem 
Sinne tft darin nur infofern enthalten, als der Schiffer in der Negel feine Verant— 
wortlichfeit für den eingetretenen Unfall abzulehnen jucht. Indeſſen kommen hier 
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und da dergleichen bloße einjeitige Protefte des Schiffers, wenigſtens als Bor: 
bereitung der ordentlichen Berklarung („vorläufiger Proteſt“) vor, welce 
freilich als Beweismittel nur gegen den Schiffer wirken können. Das Allg. Deutiche 
HGB. kennt nur die wirkliche Verklarung und verpflichtet zu deren unverzüg— 
lichen Ablegung am erſten geeigneten Orte hinfichtlich aller wirklich eingetretenen 
Unfälle, fie mögen den Berluft oder die Beichädigung des Schiffs oder der Ladung, 
das Ginlaufen in einen Nothhafen oder einen ſonſtigen Nachtheil zur Folge haben. 
Die Ablegung geſchieht unter Zuziehung der (zur Mitwirkung bei der Verklarung 
verpflichteten) Schiffsbeſatzung, welche der Schiffer zu diefem Zwecke vollftändig 
oder doch in genügender Anzahl zu geftellen hat. Bezüglich des Inhalts ift be 
ftimmt, daß die Verklarung einen Bericht über die erheblichen Begebenheiten der 
Reife, namentlich eine vollftändige und deutliche Erzählung der erlittenen Unfälle 
unter Angabe der dagegen angewendeten Mittel enthalten fol. Innerhalb des 
Gebiets des HGB. ift die Verklarung „bei dem zujtändigen Gericht“ 
(in Preußen dem Amtägericht) anzumelden und abzulegen. Für das Verfahren 
des letzteren bejtehen gewiſſe VBorichriften: Der Termin zur Vernehmung wird 
vorher je nach den Umftänden öffentlich befannt gemacht; die Jnterefienten 
fünnen der Ablegung der Verklarung beitvohnen ; lettere geichieht auf der Grund» 
lage des von dem Schiffer jchon bei der Anmeldung vorzulegenden Journals; 
dem Richter jteht es zu, dem Schiffer und den Schiffäleuten einzelne Fragen vor— 
zulegen, auch Perjonen der Schiffsmannſchaft abzuhören, welche der Schiffer nicht 
dazu ausgewählt hat (während im Allgemeinen die Verflarung nicht als ein Kompler 
von Zeugenausjagen, jondern als freiwillige Gejammterflärung gilt); bie 
Adgehörten haben ihre Ausfagen zu beſchwören; die Urfchrift der Verhandlung 
wird aufbewahrt; beglaubigte Abſchriften find jedem Betheiligten auf Verlangen zu 
ertheilen.. Darüber, in welchen Formen und vor wem die Verflarung im Aus: 
lande abzulegen jei, ift nichts bejtimmt. Cs genügt alfo im Allgemeinen die Form 
des Ortes der Ablegung (locus regit actum). Nach dem Konſulatsgeſetz des Deutjchen 
Reichs können jedoch die Konjuln des Neichs Verklarungen aufnehmen, jelbit 
wenn fie nicht vom Neichsfanzler zur Abhörung von Zeugen und Abnahme von 
Eiden ermächtigt find. Die Vorſchriften des HGB. über die Beweiskraft der in 
den geießlichen Fällen gerichtlich nach den Vorſchriften deffelben aufgenommenen 
Verklarung, jowie der in Art. 888 bezeichneten Beläge find zwar, ala mit dem in 
der CPO. enthaltenen Grundjaße der freien Beweiswürdigung unvereinbar, aufgehoben. 
Indeſſen behalten nicht nur die das Verfahren betreffenden Beitimmungen ihre volle 
Bedeutung, jondern es wird auch eine gehörig aufgenommene Berflarung in der Kegel 
die dadurch beurfundeten Begebenheiten der Reife beweijen (für und gegen den Schiffer 
und die, welche für diefen verantwortlich find, 3. B. die Rheder). Selbſtverſtändlich 
it dabei vorausgeſetzt, daß die Ausſagen des Schifferd und der Mannfchaft in ben 
wejentlichen Punkten unter fi und mit dem Journal im Einklang ftehen. Nicht 
nur durch den Nachweis von Widerfprüchen und anderen die Unglanbwürdigfeit der 
Derklarung ergebenden Thatjachen, jondern auch durch den Beweis des Gegen: 
theils der durch die Verklarung beurfundeten Umftände können die Betheiligten 
die Beweisfraft der DVerflarung entkräften. Selbſt eine nochmalige eidlide 
Vernehbmung der bei der Verklarung beeidigten Perjonen ift nicht ausgejchlofien. 
Andererjeits ift auch dem Schiffer eine nachträgliche Aufklärung dunkel gebliebener 
Thatjachen, bzw. die nachträgliche Bekundung ſpäter eingetretener oder bekannt ge 
wordener Thatjachen („Nachverklarung“) nicht zu verwehren. — In Frankreich, 
Holland und jelbjt in England (wo ebenfalls eine gejegliche Beweiskraft der Ver- 
klarung nicht anerfannt wird) ift der Gebrauch des S. noch ausgedehnter. Nad) 
dem Code de comm, bat der Kapitän in jedem Hafen binnen 24 Stunden auf der 
Gerichtsfchreiberei vor dem Präfidenten des Handelägerichts, eventuell dem Friedens— 
richter des Bezirks, im Auslande vor dem Franzöfifchen Konful feinen rapport zu 
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eritatten. Bei Schiffbruch ift der Bericht vor dem Richter des Orts oder in deſſen 
Grmangelung vor einer anderen Givilobrigkeit zu erjtatten und durch das Schiffs— 
vol zu befräftigen, welches darüber vernommen wird. Auch Paſſagiere follen 
vernommen werden, joweit e8 möglich ift. Außer dem Falle drohender Gefahr darf 
der Kapitän feine Waare ausladen, bevor er jeinen Bericht erjtattet hat, widrigen- 
falls er fich einer „poursuite extraordinaire* ausſetzt. Im England wird der ©. 
in der Regel vor einem Notar erklärt. 

el: u. Lit: Allg. Deutihes HGB. Art. 490-493, 888 Ziff. 3. — Gefeß, betr. die 
Drganijation der Bundeskonſulate ꝛc. vom 8. Novemb. 1867, $$ 36, 20. GB. G. Bl. ©. 137) u. 
Dienitinftr. f. d. Konſuln des D. Reich v. 6. Juni 1871. — Seemanndordbnung vom 27. 
Der. 1872, 88 33, 55. — EG. zur CPO. f. d. Deutjche Reich v. 30. Jan. 1877, $ 13, Abi. 
1 u. Abf. 2 Nr. 2 (R.G.BL. ©. 83). — Gef. über die Konfulargerichtöbarfeit dv. 10. Juli 1879, 
ss 12, 43 (R.G.BL. ©. 197). — Preuß. AG. ir Deutihen GBG. v. 24. April 1878, 
$ 25 Nr. 2 (Gef.:Samml. ©. 230.) — Entſch. des ROHG. XVII. ©. 346. — Code de comm. 
art. 242— 248. — Lewis, dad Deutiche Eeeredht, I. S. 91—100, 147, 157. — Pöhls, 
Darftellung de3 Seerechis IH. I. SS 47451 (S. 686-715.) — Jacobien, ©. 519, 

20. — Heiſe, HR, ©. 3888300. — dv. Kaltenborn, Grundi. des praftiichen Europ. 
Seerechts. I. S 66 (S. 172—176); II. SS 166—168 (S. 129—130). — Buſch, Ardhiv für 
HR, XU. ©. 471 fe. — Pardessus, Cours de droit commercial, Tome II. nr. 639, 
643, 648650. N. Kod. 

Seeraub (Piraterie, piracy), ein Verbrechen, bejtehend in dem räuberiſch ge— 
waltjamen Angriff gegen Sandelsichiffe auf hoher See. ©. iſt ein Völkerrechts— 
verbrechen ; der Seeräuber gilt ala hostis generis humani und darf nicht nur von 
den Gerichtshöien des Yandes, deſſen Flagge angegriffen wurde, jondern von jedem 
jeefahrenden Staate zur Strafe gezogen werden. Auf frifcher That überwältigt, 
darf der Seeräuber jofort vom Yeben zum Tode gebracht werden. Der Thatbeitand 
des völferrechtswidrigen ©. iſt nicht überall gleichmäßig beftimmt. Streitig ift, ob 
(wie nach Engl. common law) gewinnfüchtige Abficht dem Angriffe zu Grunde liegen 
muß oder nicht? Die Mehrzahl der Neueren verneint. Oder ob die That auch 
von einer menterifchen Schiffsmannjchait gegen das eigene Schiff verübt werden 
fann? Jedenfalls können die von gültig bejtellten KHapern verübten, gegen feind— 
liche oder bona fide gegen neutrale Handelsichiffe begangenen Gewaltafte nicht als 
©. betrachtet werden. Verjchieden von dem Wölferrechtöverbrechen des ©. ift das in 
einzelnen Straigejeßgebungen (namentlich in England und Nordamerika) vorkommende, 
beionders bedrohte Verbrechen des ©. Die Abgrenzung des Thatbeſtandes diefer 
beiden Verbrechensgattungen kann aber zweifelhaft werden, 3. B. wenn eine im Auf— 
itande befindliche, ala „Eriegführend“ von den Neutralen anerfannte Partei während 
des Bürgerfrieges den Handel zur See jchädigt (wie während des amerikaniſchen 
Bürgerfrieges). Sklavenhandel joll nach den Geſetzen jeefahrender Nationen und 
den zu jeiner Unterdrüdung abgeichlofjenen Verträgen gleichtall3 ale S. angejehen 
werden; wo aber das Recht der Durchfuchung verdächtiger Schiffe auf Hoher See 
der fremden Flagge verjagt wird, fann auch die Beitrafung nad) den für ©. gelten- 
den Beftimmungen nicht praftifch werden. Auffallend ijt im Vergleich zu anderen 
Gejeßgebungen, daß $ 4 des Deutichen StrafGB. ©. nicht unter den ausländijchen 
Delitten erwähnt, die bejtraft werden können. Handelsrechtlich kommt der ©. unter 
den Fällen der großen Havarie zur Geltung. 

Gigb.: Franz. Gel. vom 10. April 1825. Reglement vom 12. Nov. 1806 (bezügl. bes 
.. vor den Tribunaux maritimes). — United States Laws IX. 175. — Sprague 
Law Reports, XXIV. 18, 18. — Proclamation of tbe United States President 19. Apri 
1861 (U. S. Laws XII. App. for 1862 p. 2) — England: V. Georg IV. c. 118; 1 Viet. 
c. 91 (bezüglich des Stlavenhandel3); 1 Viet. c. 88; 13 & Vict. c. 26 (bezüglich der Piraterie 
und der Belohnungen der Sciffamannichaften wegen der gegen den ©. geleifteten Dienfte). 

Handelsrechthich: Allg. Deutſches HGB. Art. 453, 630-636, 708. — Italien: 
Codice di mar. merc. a. 320. 

@it.: Broglie, Sur la piraterie (in deſſen Ecrits, III. 335). — Phillimore, Internat. 
Law, I. 394—406. — Wildmann, Internat. Law, II. 150. — Wheaton, Intern. Law, 
$ 124. — Heifter, Völferreht, $ 104. — Esperson, Diritto diplomatico, II. 2, 12. — 
Gareis, Das heutige Völkerrecht und der Menſchenhandel, 1879. v. Holtzendorff. 
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Seeſtraßenrecht (Rule of the road at sea, Thl. I. ©. 546) bezeichnet den 
Inbegriff der internationalen Vorjchriiten, welche zur Berhütung von Schiffefolli- 
fionen gegeben find. Die Aufftellung ſolcher Vorſchriften ift durch die Thatſache 
veranlaßt, daß die Zahl der Seeunfälle durch die Anwendung der Dampffrait im 
Schiffsverkehr außerordentlich vermehrt worden ift. Vorangegangen ift in Ddiejer 
Beziehung England. Man begann (und zwar jeit dem Jahre 1846) mit der Auf- 
jtellung gewiffer Regeln über das Ausweichen, fügte dann jolche über das Führen 
von Lichtern zur Nachtzeit und über die Anwendung von Nebelfignalen hinzu. Zu— 
nächft nur für Dampfichiffe berechnet, wurden diefe Vorſchriften ſpäter auch auf 
Segelichiffe ausgedehnt. Dieje Beitimmungen, welche die meiften anderen Staaten 
adoptirt hatten, wurden in folge eines Uebereinkommens zwifchen England und 
Frankreich einer Revifion unterworfen. Die hieraus hervorgegangenen Regeln über 
die Verhütung von Schiffskollifionen zur See find gegen Ende des Jahres 1862 in 
Frankreich, Anfang des Jahres 1863 in England publizirt und in den folgenden 
Jahren auch von den übrigen Seeftaaten angenommen worden, in Deutichland zuerft 
von den einzelnen Küjtenjtaaten, jpäter auch von Neichäwegen (faiferl. Verordnung 
vom 23. Dez. 1871). In der jüngjten Zeit (1876 — 1878) find auf Anregung 
Frankreichs neue Vorfchriiten zwifchen den Regierungen der jeefahrenden Nationen 
vereinbart worden, und es find diejelben für das Deutiche Reich mittels Eaiferlicher 
Verordnung vom 7. Januar 1880 publizirt worden. Es wird in dieſen Beitim- 
mungen den Schiffen (Dampfichiffen wie Segelichiffen) das Führen von Lichtern zur 
Nachtzeit vorgeichrieben, jowie das Geben von Signalen (mittel® Dampfpfeite oder 
jonftigen Dampffignalapparats — bei Dampfichiffen —, Nebelhorn, Glode) bei 
Nebel, diem Wetter oder Schneefall; ferner wird die Mäßigung der Gefchwindig- 
feit bei ſolchem Wetter angeordnet; und endlich werden beitimmte Regeln über das 
Ausweichen der Schiffe (Steuerregeln) gegeben. Das Uebertreten diejer Anordnungen 
it in Deutjchland durch das NStrafGB. (S 145) mit Kriminalftrafe bedroht. 

Gigb. u. Lit.: Kaiferl. Verordnung zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe 
auf See, v. 7. Jan. 1880, mobdif. durch die Verordnung Er. die Suspenfion des Art. 10 ber 
cit. Verordnung v. 16, Febr. 1881. — Romberg, Das Straßenrecht auf See, Bremen 1870. 
— Lewis, Deutiches Seerecht, II. S. 88 fi. Lewis. 


Seeverfiherung. Das bedeutende Rifito, unter welchem der Natur der 
Sache nach die Seejchiffahrt betrieben wird, hatte bereit? im Altertfum und im 
Mittelalter zu Rechtseinrichtungen geführt, welche darauf abzielten, die durch See 
ſturm, Piraterie und jonjtige Schiffsunfälle entjtandenen Verluſte auf mehrere Per 
fonen, die fi) an dem Ausgange des Seehandelsunternehmens direkt oder indireft 
betheiligten, zu retribuiren und durch gemeinjames Tragen den Ginzelnen weniger 
tühlbar zu machen. Wol im Anjchluffe an derartige Einrichtungen entwidelte ſich 
das S.weien, und zwar zuerſt nicht in der Form einer Verficherung gegen Prämie, 
ſondern als Verficherung auf Gegenfeitigkeit; das erſte Geſetz, an welches man die 
Entitehung eines bejonderen S.rechts anzureihen pflegt, ein Portugieftiches Geſetz aus 
der Zeit des Königs Ferdinand von Portugal (1367 — 1383) enthält die Ge 
nehmigung der Errichtung einer auf Gegenjeitigfeit gegründeten Gejellichaft von Portu— 
gieftschen Nhedern, welche fich die Entichädigung der fie treffenden Seeunfälle gegen- 
jeitig zuficherten. Die erjten Spuren einer ©. gegen Prämie finden fich in den 
Ordonnanzen von Barcelona (von 1435, 1436, 1458, 1461 und 1484), dem 
Haupt-Nileturanzplate des gefammten damaligen Mittelmeerhandels. Bei den vegen 
und alljeitigen Beziehungen, welche von dieſem Gatalonifchen Emporion aus unter 
halten wurden, konnte nicht ausbleiben, daß das Barceloner S.recht, ſei es auf dem 
Wege recipirender Geſetzgebung, ſei es als Gewohnheitsrecht nicht blos in Italien, 
iondern auch weiterhin und namentlich in Flandern Eingang jand. In den Nieder: 
fanden jcheint jehr bald Brügge eine hervorragende Rolle auf dem Gebiete der ©. 
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geipielt zu haben; zahlreiche Rechtäfprüche des Schöffengerichts daſelbſt aus der 
Mitte des 15. Jahrh. (1444—1470) lafjen erkennen, daß in Brügge die Handels— 
leute von Genua, Florenz, Yucca, Venedig und Salamanca nicht minder ala die 
von Frankreich und Flandern jelbit ihre Schiffe und Ladungen gegen Seegeiahr 
verjicherten und welche ala Berficherer wie ala Verficherte Recht nahmen vor der 
„Chambre des &chevins des Bruges“ ; die Rajchheit der Erefution in S.jachen 
wurde bejonderd für Flandern verordnet durch einen Grlaß des Herzogs 
Philipp von Burgund vom 15. Febr. 1458; einen ähnlichen Zwed verfolgte eine 
Verordnung Karl's V. vom 25. Mai 1537, während im materiellen Verſicherungs— 
weſen jelbit die Gewohnheit nahezu ausſchließlich rechtserzeugend wirfte und ins» 
beiondere die unbeſchränkte Verficherungsfreiheit, der Gebrauch der Policen, die Ber: 
ficherung des imaginären Gewinned und die Verficherung gegen Wegnahme des 
Schiffes (ſei es Seeraub oder Kaperei oder Verfügung von hoher Hand), all dies 
ichon am Anfang des 16. Jahrh. in freiefter Ausdehnung gewohnheitsrechtlich zu— 
Läffig, geordnet und geübt war. Diefe S.freiheit erfuhr da, wo fie am bedeutenditen 
blühte, aber auch manche Mißftände erzeugte, in den Niederlanden, die erite Ein- 
ſchränkung durch ein Placard Karl’s V. vom 28. Januar 1549, in welchem, ähn- 
lich wie in Barcelona und Burgos bereits Rechtens war, namentlich) das verficher- 
bare Intereſſe geieglich limitirt wurde. Einen merkwürdigen Gingriff in die S., 
welche auch im 16. Jahrh. noch wejentlich durch Gewohnheitsrecht, aus der Mitte 
des genannten Jahrhunderts hauptfächlich durch das Goutumerecht der Antwerpener 
Börfe geregelt und fortgebildet ward, enthalten zwei Ordonnancen des Herzogs von 
Alba vom 31. März 1569 und 27. Oft. 1570: fie verbieten für den gefammten 
Niederländiichen Handel die ©., und zwar deshalb, weil die verficherten Rheder die 
Ausrüftung und Bewaffnung ihrer Schiffe vernachläffigten und dadurch die Unfälle 
und insbejondere den Seeraub indirekt fürderten und weil in das S.geichäft jelbit 
fih eine Menge von Betrügereien und Mißbräuchen eingeniftet hatte; die leb— 
haften Reklamationen, welche der Seehandelsftand gegen diefe Maßregeln erhob, 
rührten dazu, daß der Herzog das Verbot wieder aufhob, aber zu einer gejeglichen 
Regelung des S.wejens überging. (Ueber die Gejchichte des S.recht ſ. insbeſondere 
—Reatz a. a. D.) Bon da an beichäftigte fich überhaupt die Gefeßgebung mit der 
©. in allen Seehandel treibenden Ländern, und jo fam es, daß die ©. dasjenige 
Gebiet des Verficherungsmeiens bildet, welches die ausführlichjte und am feiniten 
durchgebildete Regelung fand und befißt (vgl. außer Reatz auch Benede, 
TZedlenborg und Brandt a. a. D.), im Deutichen Neiche in Folge der Ein- 
führung des (in Dejterreich nicht eingeführten) fünften Buches des Allg. Deutjchen 
HGB. Tit. 11. 

Der Seeafjefuranzvertrag ijt ala beiondere Art des Berficherungsvertrags den 
allgemeinen Regeln diejes leßteren unterworfen und von der dee des Affefuranz- 
wejens überhaupt beherricht; Hierüber j. d. Art. Berfiherungsvertrag. 

Was den Abichluß des S.vertrags anlangt, jo jchrieb die Gewohnheit und 
theilweife auch die Gejeßgebung vergangener Jahrhunderte den Gebrauch von Schrift- 
jtüden, ja jogar von bejtimmten Police ormularen für die Abfchließung des Rechts— 
geichäfts der ©. vor (3. B. die Ordonnance von Philipp II., ‚gegeben zu Brüffel 
am 31. Oft. 1563, Kap. II. u. III.); für diefe Papiere waren früher die Namen: 
„carta à scriptura de la seguretat“ oder „seguretats“ (Barcelona 1435) oder 
„eedule d’asseurance“ , lettre d’asseurance*, von 1468 an fchon „police d’asse- 
urance* gebräuchlih. Die uns überlieferten Policen (3. B. in der eben erwähnten 
Ordonnance, die Policen (brieven van assurantie ende versekerheyt) von Antwerpen 
und Hamburg, ferner die formula assecurationis, twelche Benvenuto Straccha, Tract. 
de assecurat., 1569, aus der anconitanischen Seehandeläpraris 1567, mittheilt) 
bieten anschauliche Bilder von den Einzelheiten der S. damaliger Zeit. In den 
heutigen Rechten ift der Abſchluß des S.vertrags nicht mehr an die Erfüllung einer 
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Formvorſchrift gebunden (vgl. Entich. des ROHG. Bd. III. ©. 85 und die dort 
Git.), doch ift der Verficherer verpflichtet, eine von ihm unterzeichnete jchriftliche 
Urkunde (Police) über den BVBerficherungsvertrag dem Berficherungsnehmer auf deſſen 
Verlangen auszuhändigen. Die Police fann an Ordre geftellt werden und iſt dann 
durch Indoffament übertragbar. Ueber die Policen ſ. d. Art. Bolize und die dort 
eit. Kit. Ebenda ſ. die Begriffe: „tarirte“, „vorläufig tarirte“ und „offene Police“. 

Den S.vertrag jchließt der Verficherungsnehmer mit dem Berficherer (Ber: 
ficherungsgejellichaft) ab, gleichviel ob Erfterer Rheder oder Berrachter oder eine 
dritte Perfon ift; demn der Verficherungsnehmer kann entweder jein eigenes Intereſſe, 
nämlich das Intereſſe, welches er jelbit daran hat, daß Schiff oder Yadung die Ge 
fahren der Seeichiffahrt beftehe, oder das Intereſſe eines Dritten zum Gegenftande 
der Berficherung machen; erjteren falls liegt eine „Verficherung für eigene Rechnung“, 
nämlich des Verſicherungsnehmers, lebteren alles eine „VBerficherung für fremde 
Rechnung“ (und zwar mit oder ohne Bezeichnung der Perfon des Verficherten) vor, 
ja es fann im Vertrag auch unbeftimmt gelaffen werden, ob die Verficherung für 
eigene oder für fremde Rechnung genommen wird (für Rechnung „wen es angeht“). 
Ergiebt fich bei einer Verficherung für Rechnung „wen es angeht“, daß diejelbe für 
fremde Rechnung genommen ift, jo fommen die Vorjchriiten über die BVerficherung 
für fremde Rechnung zur Anwendung. 

Die Verficherung gilt als für eigene Rechnung des Berficherungsnehmers ge: 
fchloffen, wenn der Vertrag nicht ergiebt, daß fie für fremde Rechnung oder für 
Rechnung „wen es angeht“ genommen: ift. 

Die Berficherung für fremde Rechnung ift jedoch für den Verficherer nur dann 
verbindlich, wenn entweder der Verficherungänehmer zur Eingehung derjelben von 
dem Berficherten beauftragt war, oder wenn der Mangel eines ſolchen Auftrags 
von dem Verficherungsnehmer bei dem Abichluß des Vertrags dem Berficherer an: 
gezeigt wird; ift die Anzeige unterlaffen, jo fann der Mangel des Auftrags dadurd 
nicht erjeßt werben, daß der Verficherte die Verficherung nachträglich genehmigt; if 
die Anzeige erfolgt, jo ift die Verbindlichkeit der VBerficherung für den Verſicherer 
von der nachträglichen Genehmigung des DVerficherten nicht abhängig. 

Gegenftand der ©. kann nach heutigen Rechten jedes in Geld jchäßbare Inter— 
eſſe fein, welches Jemand daran hat, daß Schiff oder Ladung die Gefahren der 
Seeſchiffahrt beiteht, insbejondere fünnen verfichert werden: Das Schiff (entweder 
im Ganzen — Gascoverficherung — oder in einzelnen Schiffäparten), die Fracht 
(in älteren Rechten von der Verficherung ausgeichloffen, ein Verbot, zu deſſen Um— 
gehung man fich der polices d’honneur bediente), die Ueberfahrtsgelder (vgl. Entic. 
des ROHG. Bd. VII. ©. 309, XVII. ©. 342), die Güter (Gargoverficherung), die 
Bodmereigelder, die Havereigelber, andere forderungen, zu deren Dedung Sciff, 
Fracht, Meberfahrtägelder oder Ladung dienen (nicht aber die Heuerforderungen), die 
zu verdienende Provifion (3. B. eines abjendenden Kommiſſionärs), die von dem 
Derficherer übernommene Gefahr (S. als NRüdverficherung) und der vor der Ans 
funit der Güter am Beitimmungsorte erwartete Gewinn („imaginäre Gewinn‘). 
In Folge der Zulaffung der Berficherung dieſes letzteren Intereſſe ſowie der der 
Provifion erfährt das jonjt im Verficherungsrecht geltende Verbot der Ueberverſicherung 
eine eigenthümliche Modifitation: Bei der Verficherung von Gütern ift der imagı- 
näre Gewinn oder die Provifion, jelbjt wenn der Verficherungswerth der Güter tarırt 
iſt, als mitverfichert nur anzujehen, jofern e& im Bertrage beſtimmt iſt. 

Iſt im Falle der Mitverficherung des imaginären Gewinns der Verficherungs- 
werth tarirt, aber nicht beitimmt, welcher Theil der Tare auf den imaginären Ge 
winn fich beziehe, jo wird angenommen, daß zehn Prozent der Tare auf den imagi- 
nären Gewinn fallen. Wenn im Falle der Mitverficherung des imaginären Gewinns 
der Berficherungswerth nicht tarirt ift, jo werden als imaginärer Gewinn zehn 
Prozent des DVerficherungswerthes der Güter ala verfichert betrachtet. 
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Diefelben Beitimmungen gelten auch im Falle der Mitverficherung der Provifion 
mit der Maßgabe, daß an Stelle der zehn Prozent zwei Prozent treten. Iſt der 
imaginäre Gewinn oder die Provifton ſelbſtändig verfichert, der Verficherungswerth 
jedoch nicht tarirt, jo wird im Zweifel angenommen, daß die BVBerficherungsfumme 
zugleich ala Tare des Verficherungswerths gelten fol. 

Immerhin aber bleibt der Sa in Kraft: Die BVerficherungsfumme kann den 
Verficherungswerth nicht überfteigen und joweit dies troßdem der Fall ift, hat die 
Berficherung feine rechtliche Bedeutung ; folglich befteht auch für die ©. das Verbot 
der Ueberverficherung in Kraft, und es handelt fich nur darum, die Feſtſtellung des 
Berficherungswerthes gefeglich zu regeln, was durch eine Neihe von Einzelbeſtim— 
mungen in den heutigen Gejeßen (3. B. Art. 790—807 des Allg. Deutfchen HGB.) 
geichieht. 

Auch die Doppelverficherung ift verboten: Wird ein Gegenjtand, welcher be= 
reits zum vollen Werthe verfichert ift, nochmals verfichert, jo hat die jpätere Ver: 
fiherung inſoweit feine rechtliche Geltung, ala der Gegenftand auf diefelbe Zeit und 
gegen diejelbe Gefahr bereits verfichert ift. 

Iſt durch die frühere Verficherung nicht der volle Werth verfichert, jo gilt die 
ipätere DVerficherung, injoweit fie auf diefelbe Zeit und gegen diejelbe Gefahr ge- 
nommen ift, nur für den noch nicht verficherten Theil des Werth. 

In gewiffen Fällen (Art. 793 des Allg. Deutichen HGB.) hat jedoch die nach— 
folgende ©. troß der früheren Verficherung Geltung und andererjeits hat die jpätere 
Verficherung, nicht aber die zuerjt genommene Geltung, dann nämlich, wenn die 
frühere Berficherung für fremde Rechnung ohne Auftrag, die jpätere dagegen von 
dem Berficherten jelbit genommen wird, jofern in einem folchen Falle der Ver— 
ficherte entweder bei Eingehung "er jpäteren WVerficherung von der früheren noch 
nicht unterrichtet war oder bei Eingehung der jpäteren Verficherung dem Verſicherer 
anzeigt, daß er die frühere Verſicherung zurückweiſe. 

Berboten und ungültig find alle BVerficherungen, denen nicht ein wirkliches 
Antereffe zu Grunde liegt, jondern die nur um der BVerficherung jelbjt willen ab— 
geichloffen werden: und durch die Verficherung jelbit zu Gewinn führen follen; die 
fog. Wettaffeturanzen, man bezeichnet jolche Berficherungen auch ala „polices 
d’honneur“ (j. Lewis, a. a. DO. ©. 177 Anm. 3). 

Abgeſehen von derartigen zwingenden Vorſchriften der Geſetze bemißt ſich Recht 
und Pflicht der S. nad) den Vereinbarungen der Kontrahenten, in deren Ermange- 
lung die dispofitiven Beitimmungen des Gejeges in Anwendung zu bringen find. 
Zu den Bertragsvereinbarungen find auch die von einer oder mehreren S.gejell- 
ſchaften aufgeftellten ftatutarifchen Beftimmungen zu rechnen, denen jich der Ver— 
ficherungänehmer bei Abſchluß der S. unterwirft; jo auch die „Allgemeinen S.be- 
dingungen der Norddeutichen Seepläße“, vom Jahre 1867, revidirt im Jahre 1875; 
über dieje j. Lewis, a. a. D. ©. 175 und Entich. des ROHG. Bd. III. ©. 88, 
vgl. Bd. IX. ©. 223. 

Dem Berficherungsnehmer liegt vor Allem die Erfüllung der im Gejeße näher 
normirten Anzeigepflicht ob: er hat bei dem Abſchluſſe des Vertrags dem Verſicherer 
alfe ihm bekannten Umftände anzuzeigen, welche wegen ihrer Grheblichkeit für die 
Beurtheilung der von dem Verficherer zu tragenden Gefahr geeignet find, auf den 
Entichluß des legteren, fich auf den Vertrag überhaupt oder unter denjelben Be- 
ftimmungen einzulaffen, Einfluß zu üben. (Man vgl. in dieſer Hinficht die Entſch. 
des ROHG. Bd. II. ©. 32, VII. ©. 394, XVI. ©. 57 ff., 75 ff.) Wird Diele 
Berpflichtung nicht erfüllt, jo iſt der Vertrag für den Verficherer unverbindlich, 
gleichtvol aber gebührt diejem in jolchem Falle die volle Prämie: fie iſt hier ala 
gejegliche Privatitraie und theilweife wenigftens ala Erſatz des Interefje am Ver— 
tragszuftandefommen anzufehen. Die Anzeigepflicht beiteht fort während des ganzen 
Laufes der Verficherung und dehnt fich auch auf den DVerficherten aus, welcher 
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nicht Verficherungsnehmer ift; insbefondere muß jeder Unfall, ſobald der Ber: 
ficherungänehmer oder der Berficherte, wenn dieſer von der BVerficherung Kenntuif 
bat, Nachricht von dem Unfall erhält, dem Berficherer angezeigt werden , wibrigen- 
falls der Verficherer befugt ift, von der Entichädigungsfumme den Betrag abzuziehen, 
um welchen diefelbe bei rechtzeitiger Anzeige fich gemindert hätte. 

Außer der Anzeige ift die Zahlung der Prämie die wichtigfte Verpflichtung 
des Verſicherungsnehmers; die Prämie ift, ſofern nicht ein Anderes vereinbart itt, 
fofort nach dem Abichluß des Bertrags und wenn eine Police verlangt wird, gegen 
Auslieferung der Police zu zahlen. 

Wenn aber bei der Verficherung für fremde Rechnung der Verficherungänehmer 
zahlungsunfähig geworden ift und die Prämie von dem Berficherten noch nicht cr: 
halten hat, jo fann der Verficherer auch den Verficherten auf Zahlung der Prämie 
in Anſpruch nehmen. 

Auf den Verficherten, welcher nicht Verficherungänehmer ift, laſtet, wie erwähnt, 
ebenialla die Pflicht zur Anzeige und zur Prämienzahlung; zudem entipringt aus 
dem Weſen der Berficherung überhaupt und der ©. inäbejondere für ihn die Ver— 
pflichtung, die thatfächlichen Verhältniffe, von denen der Vertragsichluß ausging und 
die der Vertrag vorjah, möglichjt aufrecht zu erhalten und jedes policewidrige Ber 
halten, insbeſondere jede Abweichung (Deviation) von der policemäßigen Fahr 
(voyage convenue, ghedestineerde, gheasseureerde voyage, wie fie in älteren 
Niederländiichen Ordonnancen heißt) thunlichjt zu vermeiden; wird, bevor die 
Gefahr für den Verficherer zu laufen begonnen hat, eine andere Reife angetreten, 
jo ift der Verficherer bei der Verficherung von Schiff und Fracht von jeder Haftung 
frei, bei anderen VBerficherungen trägt der Verficherer die Gefahr für die andere Reije 
nur dann, wenn die Veränderung der Reife weder von dem Berficherten noch im 
Auftrage oder mit Genehmigung deflelben bewirkt it. 

Wird die verficherte Reife verändert, nachdem die Gefahr für den Verſicheret 
zu laufen begonnen bat, jo haftet der Verficherer nicht für die nach der Berände 
rung der Reife eintretenden Unfälle. Er haftet jedoch für diefe Unfälle, wenn die 
Veränderung weder don dem Verficherten noch im Auftrage oder- mit Genehmigung 
deflelben bewirkt oder wenn fie durch einen Nothiall verurfacht ift, es ſei denn, daß 
der Letztere in einer Gefahr fich gründet, welche der Werficherer nicht zu tragen bat. 

Das Geſetz hält jedoch die Pflicht des Verficherers in gewiſſen Ausnahmeräln 
aufrecht, namentlich wenn der Schiffer zur Deviation durch das Gebot der Menid- 
lichkeit genöthigt war. 

Die weientlichite Pflicht des Werficherers ift die Zahlung der Verſicherung— 
jumme nach Maß der Vereinbarung und der wirklichen eingetretenen Schädigung 
aus der übernommenen Gefahr; er trägt alle Gefahren, welchen Schiff oder Ladung 
während der Dauer der VBerficherung (in alter S. ogni caso di mare, ogni cas 
portevole fortuito distastro sinistro impedimento et caso sinistro etc.) ausgeſeht 
find, ſoweit nicht durch die beionderen Einzelbeftimmungen der Geſetze (z. B. At. 
825 des Allg. Deutichen HGB.) oder durch Vertrag (3. B. durch die Klaufeln 
„ei don Kriegsmoleſt“ — Art. 852 —, „nur für Seegefahr“ — Art. 853 —, 
„Tür behaltene Ankunft“ — Art. 854 —, „frei von Beichädigung außer im Stran— 
dungsfalle“ — Art. 855 —, „frei von Bruch außer im Strandungsfalle* — At. 
856 des Allg. Deutichen HGB. —) ein anderes beftimmt ift. Von derartigen 
Ausnahmen abgejehen, trägt der Verficherer insbeſondere die Gefahr der Elementar 
ereigniffe und der ſonſtigen Seeunfälle, jelbjt wenn dieſe durch das Verſchulden eine 
Dritten veranlaßt find, als: Eindringen des Seewaſſers, Strandung, Schiffbrud, 
Sinfen, Feuer, Erplofion, Blitz, Erdbeben, Beichädigung durch Eis u. ſ. w.; 
trägt ferner die Gefahr des Krieges und der Verfügungen von hoher Hand (Kriege 
moleſt, worunter auch die KHaperei fällt, fowie Embargo, Blofade u. dgl.), ferner 
die Gefahr des Zufammenftoßes, dann die des Diebitahle, des Seeraubes, der Plün- 
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derung und jonftiger Gewaltthätigkeiten („Revier- und Türkengefahr“, in der Nieder: 
ländijchen Verordnung von 1549 „thegens de Schotten oft ander zeeroovers“), 
nach Deutjchem Seerecht auch die Gefahr der Baratterie (Unredlichkeit oder ſonſtiges 
Berichulden einer Perfon der Schiffäbefagung jelbit (während das Franzöſiſche und 
Spaniſche Recht diefen Haftrall ausjchließt, das Englische, Holländifche und Nord- 
amerikanische Recht ihn eingejchräntt annehmen), ferner gewiſſe Gefahren des Arreftes 
und der VBerbodmung. Die Gejeßgebung umgrenzt den Umfang der Gefahr und 
die folgeweife vom Verficherer übernommene Zahlungspflicht eingehend für die ein- 
zelnen älle der S. Bgl. Art. 824—857 des Allg. Deutſchen HGB.; über 
Umfang des Schadens j. Art. 858—885, über Bezahlung des Schadens Art. 886 
bis 898. 

Eine jeerechtliche Eigenthümlichkeit findet fich im Falle eines präfumtiven oder 
fiftiven Zotalverluftes, nämlich der Abandon bei Verjchollenheit oder Quafiverjchollen- 
beit eines Schiffes. Bereits ehe das Schidjal eines verficherten Schiffes definitiv 
zur Kenntniß der BVerficherungsinterefjenten gelangt ift, kann die Verficherungsiumme 
fällig werden; der BVerficherte ijt nämlich befugt, die Zahlung der Verficherungs- 
jumme zum vollen Betrage gegen Abtretung (Abandonnirung) der in Betreff 
des verficherten Gegenjtandes ihm zuftehenden Rechte in folgenden Fällen zu ver: 
langen (Abandon): 

1) wenn das Schiff verſchollen ift (wann dies angenommen werden dürfe, 
wird in gejeßlichen Beitimmungen genau angegeben), und 

2) wenn der Gegenftand der Verficherung dadurch bedroht ift, daß das Schiff 
oder die Güter unter Embargo gelegt, von einer Friegführenden Macht aufgebracht, 
auf andere Weije durch Verfügung von hoher Hand angehalten oder durch See- 
räuber genommen und während einer Friſt von jech®, neun oder zwölf Monaten 
nicht freigegeben find, je nachdem die Aufbringung, Anhaltung oder Nehmung ger 
ichehen ift: 

a) in einem europäijchen Hafen oder in einem europäiſchen Meere oder in einem, 
wenn auch nicht zu Europa gehörenden Theile des Mittelländifchen, Schwarzen oder 
Aſow'jchen Meeres, oder 

b) in einem anderen Gewäfler, jedoch diefjeit des Vorgebirges der Guten Hoff- 
nung und des Kap Horn, oder 

ce) in einem Gewäſſer jenfeit des einen jener Vorgebirge. 

Die Friſten werden von dem Tag an berechnet, an welchem dem Berficherer 
der Unfall durch den Berficherten angezeigt ift. 

Die Abandonerklärung muß gewiſſen gejeglichen Erforderniffen entjprechen (Allg. 
Deutiches HGB. Art. 868 ff.) und ift ummiderruflich. 

Der Berficherte hat, um den Gria eines Schadens fordern zu fönnen, eine 
Schadenäberechnung („Andienung des Schadens“) dem Berficherer mitzutheilen ; „der 
Schade muß dem PVerficherer ſofort angedient werden“ (vgl. Entich. des ROSS. 
Bd. XIV. ©. 122 ff.); die Berechnung muß mit gejeßlich erforderten Belägen ver- 
jehen jein, über deren Beweiskraft nunmehr im Deutjchen Neiche (nach Aufhebung 
des Art. 889 des Allg. Deutichen HGB. durch $ 13 des EG. zur EPO.) das 
freie richterliche Ermeſſen enticheidet. 

Eigenthümlich find die Folgen der Thatjache, daR das verficherte Objekt gar 
nicht der Gefahr ausgejegt wird, im Falle der Riftornirung. Unterbleibt nämlich 
die policemäßige Reife gänzlich, wird die Unternehmung, auf welche die Berficherung 
fich bezieht, ganz oder zum Theil von dem Berficherten aufgegeben, oder wird ohne 
fein Zuthun die verficherte Sache ganz oder ein Theil derjelben der don dem Ber- 
ficherer übernommenen Gefahr nicht ausgejekt, jo kann die Prämie ganz oder zu 
dem verhältnigmäßigen Theil bis auf eine dem Werficherer gebührende Vergütung 
zurückgefordert oder einbehalten werden (Riftorno). 


662 Seewarte. 


Die Vergütung (Riftornogebühr) beſteht, ſoſern nicht ein anderer Betrag 
vereinbart oder am Ort der Verficherung üblich ift, in einem halben Prozent der 
ganzen oder des entiprechenden Theils der Verficherungsfumme, wenn aber die Prämie 
nicht ein Prozent der Verficherungsfumme erreicht, in der Hälfte der ganzen ober 
des verhältnigmäßigen Theils der Prämie (vgl. Art. 899 — 905 des Allg. Zeut- 
ichen HGB.). 

Endlich fieht das Seehandelsrecht eine beitimmte Verjährung der Rechte aus 
der ©. vor; die Verjährungsfrift beträgt fünf Jahre, deren Yauf mit dem Ablauf des 
legten Tags des Jahres, in welchem die verficherte Reife beendigt ift, und bei ber 
Verficherung auf Zeit mit dem Ablaufe des Tags, an welchem die Verſicherungs— 
zeit endet, beginnt. Wenn das Schiff verichollen ift, jo beginnt die Verjährung mit 
dem Ablaufe des Tags, an welchem die Verichollenheitäfrift endet (Allg. Deutiches 
HGB. Art. 910). Ebenfalls fünf Jahre j. Code de comm. art. 432. 

Quellen: Allg. Deutiches a Bud V. Zit. 9 (Art. 782—905). — Code de comm. 
iv. II. tit. 10. — Span. B. L II tit. 9; Portugiel. UI. 8; Italien. IL 8; 
Holländ. 1.9 u 11. 9; Shweb. (svenska sjölag) 88 186—274. — Rufi. Schiffahrte- 
— v. 1781, Rap. 10. — Brafil. Codigo commercial II 8. . 

Lit.: Wilhelm Benede’3 Syſtem des Seeaſſeluranz- und Bodmereiweſens. Boll» 
Hänbig und zeitgemäß umgearbeitet von Bincent Nolte, 2 Bb., — 1851, 1852. — 
M. Pohls, Darftellung des Seeaſſeluranzrechts, 2 Bb., Hamburg 1832, 1834. — 9. TZedlen- 
borg, En bes Seeverſicherungsweſens nad ber Natur der Sadıe, jowie nad) Bremer 
und Hamburger Affeturanzbedingungen u. 1. w., Bremen 1862. — Heat, Geſchichte des 
Seeverfiherungsrechts, Theil I, Leipzig 1870; Derfelbe, Ordonnances de duc d’Albe 
sur les assecurances maritimes de 1569, 1570, 1571, Bruxelles 1877. — F. ®Branbt, 
Ueber Seeverficherung, 1877; aus dem Norweg. überjept von Alb. ge &, in ben 
Annalen des gefammten Berficherungsmweiens und feparat, Leipzig 1878. — Arnould, 
On the law of marine insurance, 5. edition by David Maclachlan, M. A. 2 volumes, 
London 1877. — W. Lewis, Das Deutiche Seerecht, Bd. IL, Leipzig 1878, S. 174—399, 
303—404, u. bie bort cit. Rechtöfprüche u. Lit. Gareiß. 

Seewarte iſt eine durch Gele vom 9. Januar 1875 errichtete Reichsanitalt, 
„welche die Aufgabe hat, die KHenntniß der Naturverhältniffe des Meeres, ſoweit 
diefe für die Schiffahrt von Intereſſe find, jowie die Kenntniß der Witterungs- 
ericheinungen an den Deutichen Hüften zu fördern und zur Sicherung und Grleichte- 
rung des Schiffahrtäverfehrs zu verwerthen.“ Letzteres geichieht aber nicht nur durch 
periodische Belanntmachung der aus den Beobachtungen über den meteorologischen 
Zuftand der Atmofphäre gezogenen, für die Navigation wichtigen Reſultate, ſowie 
durch regelmäßige telegraphiiche Verbreitung von Mittheilungen über den augen- 
blicklichen Zuftand der Atmoſphäre und unverzügliche Veröffentlichung jolcher Wahr— 
nehmungen, welche einen gefahrdrohenden Witterungsumichlag erwarten laffen; ion 
dern auch durch Prüfung und Berichtigung der auf Schiffen gebräuchlichen, für die 
Sicherheit der Fahrten und die Zuverläffigfeit der Beobachtungen wichtigen Inſtru— 
mente, durch Bearbeitung der verichiedenen Seewege in Segelhandbücern, durch 
Ausarbeitung rationeller Segelanweifungen für bejtimmte Fahrten auf Bitten ein 
zelner Schiffer u. j. w. Die ©. hat ihren Sik in Hamburg und ift der Admiralität 
unterftellt. Sie hat an den geeigneten Küftenpunften die erforderlichen Dienjtftellen, 
nämlich: 1) Agenturen, welche den Verkehr zwiichen der S. und’ den Schiffen und 
Rhedern zu vermitteln und die Intereffen der ©. wahrzunehmen haben; 2) Beob— 
achtungsftationen, die durch Anftellung meteorologischer Beobachtungen das Material 
liefern, welches die Grundlage bildet zur Ausübung der praftiichen Wetterprognoie, 
ſowie zu den wifjenjchaftlichen Unterfuchungen; 3) Signalftellen, welche die Aufgabe 
haben, die ihnen von der S. zugehenden Sturmwarnungen befannt zu machen, auch 
durch eigene Beobachtungen und durch den Verkehr mit den Seeiahrern zur Ver— 
vollfommnung der Sturmwarnungen beizutragen. 

Gigb.: Reichägeleh, betr. d. Deutiche ©., v. 9. Jan. 1875. — Kaiſerl. Verordn., betr. den 
Geichäftäfreid, die Cinrichtung und bie Verwaltung der Deutſchen ©., v. 236. Des. 1875. — 
Derzeichnik der Dienftftellen der ©. im Handbuch f. d. Deutiche Handelämarine, un u ff. 

emı». 
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Seewurf (Thl. I. S. 546) liegt vor, wenn durch den Schiffer oder auf deffen 
Geheiß zum Zwede der Errettung von Schiff und Yadung aus einer gemeinjamen 
Seegeiahr Güter, Schiffstheile, Zubehör oder Geräthichaften über Bord geworfen 
werden. Schon das von den Römern rezipirte Rhodiſche Geſetz jchrieb vor, daß 
beim ©. die Eigenthlimer des geretteten Schiffs und der geretteten Güter den Eigen- 
thümern der geworfenen Güter verhältnigmäßigen Erſatz zu leiften hätten. Das 
Inftitut erjcheint jet ala ein Fall der daraus jelbjt im Laufe der Zeit erwachjenen 
großen Havarie. Ein ©. ift nur dann ftatthaft, wenn die Grreettung von Schiff 
und Ladung von einer Erleichterung des erfteren, welches zu finfen droht, auf einer 
Sandbant feſtſitzt u. ſ. w, abhängt. Dagegen ift auch für das Franzöſiſche Recht 
unpraftiich die Beftimmung des Code de commerce (art. 410), daß der Kapitän 
über die Nothwendigfeit der Maßregel den Rath der Ladungsinterefienten, wenn fich 
jolche an Bord befinden, wie der principaux de Véquipage einholen joll. Als große 
Havarie ericheinen bei einem ©. und find demgemäß Gegenftand der Entichädigung 
nicht nur die geworfenen Sachen, jondern auch die mittelbar durch den ©. ver- 
anlaßten Schäden, vorausgejeßt daß zwiſchen leßteren und dem erjteren ein Kauſal— 
nexus bejteht, wie 3. B. der Schaden, welcher den Gütern durch das Waller, das 
in die behufs eines ©. geöffneten Luken einftrömt, zugefügt, welcher in folge der 
Störung der Stauung herbeigeführt wird, welchen der Schiffeförper durch das 
Niederfallen eines gefappten Maſtes erleidet. Der ©. führt nach Deutichem See- 
recht nicht zu einem Anfpruch auf Entjchädigung, wenn davon betroffen find Güter, 
welche auf Ded geladen waren; über welche weder ein Konnoſſement ausgeftellt ift, 
noch das Manifejt oder Ladebuch Auskunft giebt; Koftbarkeiten, Gelder oder Werth- 
hapiere, welche dem Schiffer nicht gehörig bezeichnet find; eine in der Natur der 
Sache begründete Ausnahme, welche fich, allerdings mit manchen Ausnahmen, auch 
in den fremden Rechten findet. 

Gigb. u. Lit.: Deutſches HGB. Art. 708 in Derbind. mit 702, Art. 710. — York and 
Antwerp Rules 1 und 2; vgl. Lewis in Goldſchmidt's Btichr. XXIV. ©. 5ilff. — 
Code de comm. art. 400, 410429, — Maclachlan, On the law of merchant shi ping 
(2 ed. London 1876), p. 615 ss. — Arnould, On the law of marine insurance ( 
nF —— L. p. 765 ss., 801 ss. — Courcy, Questions de droit maritime, I. (Paris 1877) 
p. 225 ss. — Duhn in Voigt’ 3 Neuem Archiv f. HR. L ©. 201 ff. — Lewis, Deutjches 
Seerecht, II. S. 31, 40, 50 ff. Lewis. 

Seguier, Bierre, 5 1504 zu Paris, 1549 avocat gen. au Parl., 1554 
Pres. à mortier, befämpfte die Prätenfionen Roms bei dem Streit zwijchen Julius II. 
und Heinrich II., widerjeßte fich der Einführung der Inquifition, T 1580. — Sein 
Sohn Antoine, 1552—1626, avocat gen. unter Heinrich IIL, ließ 1591 eine 
Bulle Gregor’s XIV. vom Parlamente verurtheilen als entgegen den libertes gallicanes, 
1597 Pres. à mortier. — Sein Enfel Pierre III. 1588 — 1672, Intendant de 
Guyenne, Garde des Sceaux 1633, Chancelier 1635, Fondateur- Protecteur de 
l’Academie frangaise, hatte Theil an Abfafjung des Code Louis. 


Seguier, Ant. Louis, 1726—1791, avocat gen. au Parl. 1755 — 1771, 
1774—1790, Membre de l’Acad. 1757. 

Berfafjer von Mercuriales, Plaidoyers, R&quisitoires, Discours acad&miques. Sein Eloge 
par I. E. Portalis, Paris 1806 (Moniteur des 5, 6, 7 jan. 1806). 

tit.: Gaudry, "Hist. du barreau, I. 222, 243, 244; I. 2388—24. — Michaud. — 
Sergent, Poötes du palais, 1878, p. 124. Teihmann. 

Seidenftider, Job. Ant. Ludw., 5 23. XI. 1760 zu St. Andreasberg 
(Oberharz), habilitirte fich in Göttingen, wurde 1804 ordentl. Prof. in Jena und 
Sofrath, 1816 — in Hamover, T 30. X. 1817. 

Schriften: Gei er git. d. 3. 1796, Gött. 1797. — Jurift. f ragmente, Gött. 
rg =. Einleit. in * Code Napoleon, Züb. 1808, — Lit. des Napo! eoniſchen Rechts, 
ü 

Bit.: Günther, — Jena 1858, ©. 79. — Güldenapfel, icer 
Univ ‚Almanad), S 4. ff. — Saalfeld, Geſchichte der Univ. —28— ff. 

eichmann. 


664 Selundo- und Tertiogenituren — Selbithülfe. 


Selundo- und Tertiogenituren haben den Zwed, die zweite, bzw. dritte 
Linie einer Familie auszuftatten zum Erja dafür, daß der Hauptitamm dei 
Tamilienvermögens als Fideikommiß oder Stammgut der eriten Linie vorbehalten 
it. Gine Vereinigung der Objekte der Sekundo- und Primogenitur in Einer 
Hand kann mur dann eintreten, wenn aus der bejtifteten familie nur noch ein 
einziges jucceffionstähiges Glied vorhanden ift. Dieſe Vereinigung dauert jo lange, 
bis wieder mehrere Linien entftehen. Im Uebrigen kann das Verhältniß zwiſchen 
Primo- und Sekundogenitur verjchieden beftimmt fein. In der Regel gelangen die 
Deicendenten des Stifter aus der erften Linie nicht zur Succeffion in das Objett 
der Sefundogenitur, jo lange noch ein anderer vom Stifter entiproffener Manns- 
ftamm vorhanden ift. Geht die zweite Linie aus oder wird fie durch Grlöfchen 
der ihr vorangehenden zur eriten Linie, jo kommt die dritte Linie (munmehr die 
weite) in den Befig der Sefundogenitur. Die Stiftung fann aber auch in der 
Art eingerichtet jein, daß die Sekundogenitur bei einer Theilung der erjten Linie 
aus der zweiten in den neugebildeten Nebenarm der eriten überipringt. Die An 
wendung der oben dargeftellten Grundjäße der Primogenitur auf die Sefundogenitur 
ergiebt fich von ſelbſt; ebenſo läßt fich nach dem Gejagten das Verhältniß einer 
etwaigen Tertiogenitur zur Sekundogenitur beurtheilen. Vgl. im Uebrigen den Art. 
an 

u. Gigb.: v. Salzau u. Lichtenau, Die Lehre von Familien, Stamm- u. ar 


Kölechtefibeitomneifien $ 68. — Wildner, Fideitommite, 162. — Preuß. Allg. ER. I. 
8$ 169 ff. — Defterr. AGB. 8 625. Heinrih Brunner. 


Selbfthülfe. Gigenmächtige Geltendmachung eines Rechte. Im Verhältniß 
der Staaten zu einander noch allgemein ala legitim und als die normale Form 
der Bekämpfung des Unrechts zu betrachten. Im Bereiche des internen ftaatlichen 
Lebens dagegen nimmt fie neben der geordneten Rechtsverwirflichung durch die 
Drgane des Staates in der Hauptjache eine jubfidiäre Stellung ein: fie ericheint 
im Allgemeinen nur dort als zuläffig, wo jene höhere Form der Rechtöverwir: 
lichung ſich ala unanmwendbar darjtellt. Im Einzelnen ift bier die defenfive und 
die aggreifive ©. zu unterjcheiden. 

Die defenſive ©., d. i. die eigenmächtige Abwehr eines rechtswidrigen 
Angriffs, ift überall innerhalb gewiſſer, jedoch verjchieden beftimmter Grenzen ge 
itattet. Im Allgemeinen ift zu bemerken, daß es dabei auf eine Verjchuldung auf 
Seiten des Angreifers nicht antommt. Entſcheidend ift vielmehr, daß der Angriff, 
jeinen objektiven Merkmalen nach), fich als ein rechtswidriger darftelle. Jene Sub— 
fidiarität des Rechts der S. aber kommt darin zum Ausdrud, daß ein „gegen: 
wärtiger‘‘ rechtswidriger Angriff vorausgefeßt wird. Es gilt dies auch für die ©. 
dem Amtsmißbrauch gegenüber. Das Nähere gehört in die Lehre von der Noth- 
wehr und dem Notbitande und von dem erlaubten Widerftande gegen die Staats 
gewalt. ©. die betreffenden Art. 

Die aggrefiive S. Bon der Geltendmachung von Anfprüchen civilredt: 
licher oder öffentlicherechtlicher Natur ift hier die auf Erlangung einer Genugthuung 
für erlittene Kränkungen gerichtete zu unterjcheiden. Die leßtere erjcheint im der 
Regel (vgl. indeflen die $S$ 199 u. 233 des RStrafGB.) ala jtraibar. Es gebör 
hierher die Herausforderung zum Zweikampfe. Die erftere intereffirt hier jpegieller. 
Diefelbe kann die verjchiedenften Formen annehmen, je nach der Natur des Rechts, 
um deſſen Berwirklichung es fich Handelt, und der Mittel, welche dem Berechtigten 
hierzu dienlich jcheinen. So kann fie die Form eines Angriffs gegen die perjönlice 
Freiheit des Schuldner haben, oder die eines Eingriffs in die Vermögensſphäte 
des letzteren ıc. Sie ift (vom Völkerrechte abgejehen) nur innerhalb enger Grenzen 
fanktionirt. Aus dem Givilrechte gehört insbejondere die, übrigens ſehr verſchieden 
normirte, eigenmächtige Prändung hierher. Außerhalb diefer Grenzen zieht fie möglicher: 
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weife Privatitrafen nach jih. So nach dem „decretum divi Marci“ des Röm. 
Rechte. Hinfichtlich deflen heutiger Anwendbarkeit vgl. den Art. über dafjelbe. 
Mit Unrecht hat man angenommen, daß.die Strafen diejes Gejehes durch das EG. 
zum RStrafGB. ausgeſchloſſen worden jeien. Unter Umftänden zieht die aggreffive 
©. öffentliche Strafen nach fich. Hinſichtlich derjelben find verjchiedene Syfteme 
zur Anwendung gelangt. 

Einige Gejeßgebungen (Baden 279, Württemberg 200; vgl. Sachſen 247) 
nämlich behandelten die ©. ala ein jelbitändiges Delikt. Als defien Gegenjtand 
it das Intereſſe an der geordneten Verwirklichung des Rechts zu betrachten. Die 
gewählten Mittel fommen bier, je nachdem fie den Formen jchwererer oder leichterer 
Delikte entiprechen, ala Straferhöhungs- oder Strafminderungsgründe in Betracht. 
Dies Verfahren ift prinzipiell korrekt. Man bat jedoch dagegen geltend gemacht, 
daß es manche Fälle in das Bereich des Strafrechts bineinziehe, bezüglich welcher 
ein praktisches Bedürfniß Hierzu nicht vorliege. Mit Nüdficht auf diefen Einwand 
bat man das fragliche Delift unter die „Antragsverbrechen“ eingereiht, damit aber 
ein Auskunftsmittel gewählt, das mit der Natur des unmittelbar gegen ein öffent- 
liches Interefie gerichteten Delikts nicht im Einklang zu ſtehen jcheint. 

Andere Gefeßgebungen kennen die ©. ald eine bejondere Verbrechensart nicht. 
Sie überlaffen es dem Richter, die Strafbeitimmungen über andere Delikte zur 
Anwendung zu bringen, falla die ©. im einzelnen Falle deren Merkmale annimmt. 
Zeigt fie folche Merkmale nicht, jo bleibt fie jtraflos. Dieſen Gefeßgebungen hat 
ſich unſer RStrafGB. angejchloffen. Nach ihm kann 3. B. unter Umftänden Dieb- 
ftahl vorliegen (ſ. hierüber den Art. Diebſtahl). Zahlreiche Formen der aggreifiven 
S. aber bleiben nach ihm ſtraflos. So die eigenmächtige Realifirung von Rechts: 
anfprüchen in den formen der Erpreffung oder des Betrugs, oder durch Entwendung, 
Unterichlagung oder Raub des Gegenjtandes der Forderung. Uebrigens ift das 
Berhalten des StrafGB. hier nicht konjequent. Man bat fich bei der Heritellung 
deſſelben über die uns beichäftigende Frage feine deutliche Rechenſchaft gegeben. 
Allgemein Fällt die S. unter das Strafgefeß, wenn fie fich unmittelbar gegen die 
Perfönlichkeit richtet. Wer 3. B. die Erfüllung einer Forderung durch Gewalt oder 
gefährliche Drohungen herbeiführt, macht fich des jubjidiären Verbrechens gegen die 
Freiheit (RStrafGB. $ 240) jchuldig. Der Umftand, daß es fich um die Geltend- 
machung eines Rechts handelt, ift hierbei als ein Schuldminderungsgrund zu berüd- 
fihtigen. Das Gleiche gilt in Bezug auf die Störungen des öffentlichen Friedens 
(RStrafGB. 8$ 128 ff.) ıc. 

Gigb.: RStrafGB. $S 53, 52, 54, 113, 117, 240. -— Defterreich RR 8, 38, 81. — 
Ungarn 79, 163 !: — Preuß. Allg. ER, Einl. SS 77 ff.; Th. J. Zit. 14 55 414 fi. 
Lit.: ©. d. Lit. zu den oben erwähnten Artikeln. A. Merkel. 


Selbithülfeverfauf (jo namentlich da ROHG. umd das Reichägericht) oder 
Vertaufsjelbithülie (jo Thöl und Endemann). Hit der Käufer mit der Em: 
diangnahme der Sache im Verzug, jo entjteht daraus für den Verkäufer weder eine 
Befreiung von jeiner Verbindlichkeit, noch ein Rücktrittsrecht; es kann für den Ver: 
fäufer von Intereſſe jein, daß das obligatoriiche VBerhältniß betr. die Aufbewahrung, 
Fürforge für die Sache auch nicht in der loſeren Weife fortbeftehe, in welcher der 
Verzug des Käufers dafjelbe jortdauern läßt (Mommijen, Mora, ©. 306; Wind- 
iheid, Pand., 4. Aufl. $ 346); er will der Sache entledigt fein. Eine Klage 
auf Abnahme wird jelten zuftehen (Mommjen, Mora, ©. 134, 307; Zeitjchr. 
1. d. gefammte HR. von Goldſchmidt ıc. XXIU. ©. 567). Das Gem. Recht 
gewährt dem Verkäufer drei Mittel: gerichtliche Niederlegung, Verkauf, Preisgeben 
der Sache (Windicheid, $ 346). Wejentlich in Webereinftimmung hiermit fteht 
das Sächſ. BEB. $S 756 ff. 

Das Allg. Deutihe HGB. hat diejes Rechtsverhältniß für das Gebiet des 
Handeltaufes in Art. 343 jelbftändig geftaltet, und zwar dahin: 
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„Sit der Käufer mit der Empfangnahme der Waare im Verzuge, jo kann der 
Bertäufer die Waare auf Gefahr und Koften des Käufers in einem öffentlichen 
Yagerhauje oder bei einem Dritten niederlegen. Er iſt auch befugt, nach vorgängiger 
Androhung die Waare öffentlich verkaufen zu lafien; er darf, wenn die Waare einen 
Börfenpreis oder einen Marktpreis bat, mach vorgängiger Androhung den Berlaui 
auch nicht Öffentlich durch einen Handelsmäkler oder in Ermangelung eines jolden 
durch einen zu Verfteigerungen befugten Beamten zum laufenden Preife bewirken. 
Iſt die Waare dem Berderben ausgeſetzt und Gefahr im Berzuge, jo bedarf es de 
vorgängigen Androhung nicht.“ 

„Bon der Vollziehung des Verkaufs hat der Verkäufer den Käufer, ſoweit es 
thunlich, jofort zu benachrichtigen; bei Unterlaffung ift er zum Schadenserjaße ver- 
pflichtet.‘ 

Das Preisgeben (1.1. 12, 14 D. de per. et. comm. 18, 6; Mommſen, Mor, 
©. 308) ift befeitigt; das Niederlegen (Thöl, H.R. z 268; v. Hahn, Kommentar, 
I. 272; Keyßner zu Art. 343, Nr. 7) jcheidet bier von der Erörterung aus. 
Vorausjeßung für die ©. ift Verzug des Käufers mit der Empfangnahme der 
Waaren; hierunter ift, ganz unabhängig von der nach den verjchiedenen Landesgeſchen 
zu beurtheilenden juriftiichen Tradition, das thatjächliche Anfichnehmen auf die Ab- 
Lieferung zu verſtehen; jofern die Waare beim Verkäufer lagert, das Räumen; joiem 
die Waare zugejendet wird, und ziwar, obwol nach Allg. Preuß. IR. I. 11 5128 
die Uebergabe mit der Abjendung als vollzogen gilt, die Abnahme vom Fracht- 
führer (Entih. des ROHG. IV. 16, IX. 81, XIUN. 57). Stellt der Käufer bie 
abgelieferte Waare (Art. 347) zur Verfügung, jo entjteht auch hier eine Annahme 
weigerung und die Berechtigung zum ©. (Erf. des Neichägerichts vom 6. März 1880 
in Gruchot's Beiträgen XXIV. 1091). Der Verzug (f. den Art. Mora) ijt nad 
Zandesrecht zu prüfen, und ift die Annahmeweigerung ganz unabhängig von der 
Zahlung des Kaufpreiſes (Art. 354), kann jogar troß erfolgter Zahlung vorliegen 
(Entih. des ROSG. IX. 81). Der Annahmeverzug bat eine NRealoblation 
nicht unbedingt zur Vorausfegung (Mommien, Mora, 133 ff.), vielmehr dar & 
als genügend bezeichnet werden, wenn der Käufer, jobald der Zeitpunkt der Lieferung 
gefommen, dem Käufer fundgiebt, daß er bereit und im Stande jei zu liefern, und 
hiergegen die Annahmetweigerung erklärt wird, oder bei bereits erflärter Annahme 
weigerung nicht die Bereitwilligleit zur Annahme zu erkennen gegeben wird (fit. 
hierüber bei Keyßner, Kommentar zum HGB. zu Art. 343 Nr. 4). Hat ber 
Käufer über die Waaren dem Verkäufer noch nähere Aufgaben zu machen, 3. 2. 
über Gejtaltung, ſowie Verpadung u. dgl., und Iehnt er dies ab, jo konſtatitt 
fich hiermit der Annahmeverzug (Entich. des ROHG. XV. 146). Die Form des ©. 
ift zur Sicherung des jäumigen Käufers gejeglich beſtimmt; nur ein Verkauf unter 
Snnehaltung der bejtimmten Formen ift ein folcher, welchen der Verkäufer dem 
jäumigen Käufer gegenüber als für defjen Rechnung gejchehen, geltend machen kann. Die 
Formerfüllung hat der Verkäufer zu beweifen ; die Verabjäumung derjelben kann nicht mit 
dem Nachweiß der negotiorum gestio (f. diefen Art.) entichuldigt werden (Entid. 
des ROHG. VIII. 104, 377; XIX. 92; des Reichägerichts I. 358); dagegen ift nicht 
ausgeichloffen die durch Umstände erforderte andere Verkaufsausführung (Entſch. dei 
ROSG. XI. 58, 177; XI. 59; XVI. 326). Durch Handelsgebrauch (Art. 1 dei 
HGB.) kann die Verkaufsform nicht abgeändert werden, auch fommen erleichterndt 
Beitimmungen des Landesrecht? gegen das Reichsrecht nicht in Betracht; dagegen 
ift e8 den Parteien unbenommen, den Verkauf anderweit zu regeln (Keyßner, 
Kommentar zu Art. 343. Nr. 9; Deutfche Jur. Zeitung 1879, 810). Durch den 
Annahmeverzug ift nur die Zeit beitimmt, von welcher ab der S. zuftändig it; 
behält der Verkäufer die Waare auf Yager, jo kann er fich nachträglich zum ©. ent: 
Ichließen, doch darf Hierbei nicht eine Benachtheiligung des Käufers zu Tage treten; 
wobei jedoch zu beachten, daß aus dem Verzuge in der Zahlung des Kauipreiſes 
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(Art. 354) ein Terneres Recht zur S. erwachien kann. Auch mit der Niederlegung 
der Waare wird S. nicht auägeichloffen ; ebenjowenig die Klage auf Vertragserfüllung 
Entſch. des ROHG. XXIII. 19). Der Verkäufer ſoll dem ſäumigen Käufer den 
S. vorher androhen, wobei es jedoch der Angabe des Verkaufstermins, ob öffent- 
lich oder nicht verfauft werden joll, nicht bedarf (Entjch. des Reichögerichts I. 5); 
zwiichen Androhung und Realifirung muß ein folcher Zeitraum liegen, daß dem 
Käufer eine den Umftänden nach ausreichende Friſt bis zum Verkaufe bleibt, um 
die erforderlichen Maßregeln zu treffen behufſs Schadensabwendung, jei es durch 
Abnahme oder dur; Hinwirken auf guten Verkauf (Entich. des ROHG. XIX. 
194). Durch die Weigerung, die Waaren anzunehmen, wird die Verkaufsandrohung 
nicht erledigt (Entich. des ROHG. XIX. 294; des Reichsger. I. 310). Iſt die 
Waare dem Berderben ausgeſetzt und gleichzeitig Gefahr im Verzuge, jo ift die 
Verkaufsandrohung nicht formelles VBorerforderniß. Ueber den Ort der Verfaufsjelbit- 
hülfe hat das Gejeh wegen Verjchiedenartigkeit der Fälle nicht Beitimmung getroffen. 
Gemeinhin wird der Verkauf dort jtattfinden, wo der Annahmeverzug des Käufers 
fich bethätigt; der Regel nah am Erfüllungsort; ſofern dort feine Verkaufögelegen- 
heit, 3. B. weil fein Marktort, obwol die Waare eine marktgängige, ift die Waare 
zum Marktort zu jchaffen,; wird vor Abjendung die Annahme verweigert, jo fann, zur 
Bermeidung zwedtwidriger Belaftung mit Transportkojten, der Berfauf am Abjendungs- 
ort geichehen (Entich. dee ROHG. V. 174, XIV. 422; Fenner und Mede, 
Samml., VI. 235; Zeitichr. f. d. gef. H.R. XXI. 583; Keyßner, Kommentar, 
S. 347). Der ©. muß diejenigen Waaren betreffen, mit deren Annahme der 
Käufer in Verzug ijt; beim Speziesfauf liegt dem Verkäufer Beweis der Identität, 
beim Genusfauf liegt der Beweis der geiegmäßigen und vertragsmäßigen Eigen— 
ichaiten ob (Entich. des ROHG. XV. 149, XXIV. 38; Rhn. Archiv XXVI. 
15). Daß der Berfauf mit allen verabredeten Klauſeln jtattfinde, iſt micht 
nothwendig; die Waare darf verkauft werden, wie fie verfäuflich, d. h. markt— 
gängig ift (Entich. dee ROHG. X. 372). Steht dem Käufer über die Waare 
noch ein Wahlrecht zu, jo wird die noch zu jertigende Waare (Spezifilation bei 
Stabeifen) mit dieſem Wahlrecht verkauft (Entich. des ROHG. XV. 146, XVIII. 
336, XXH. 5; Beitichr. }. d. gei. H.R. XXIU. 635; Römer, Abhandt. aus 
dem Röm. Recht, Handels⸗ u WR, ©. 132). Der öffentliche Verkauf muß 
befannt gemacht werden nach den für öffentliche Berfteigerungen geltenden örtlichen 
Vorſchriften, abgehalten unter allgemeiner Zugänglichkeit durch einen für öffentliche 
BVerjteigerungen obrigkeitlich Angeftellten (Keyßner, Kommentar zu Art. 311 
Nr. 3). Der öffentliche Verkauf erfordert feine gerichtliche Mitwirkung; das nahm 
auch der oberfte Dejterr. Gerichtähof (Adler und Clemens, Samml., III. 424, 
447) an, ift jedoch, ohne feine frühere Rechtiprechung zu beachten, zur entgegengejeßten 
Anficht übergegangen (Erf. v. 17. Novbr. 1880; Wiener Jur. Blatt, 1881, ©. 23). 
Betreffend die Waaren, welche einenBörjenpreis oder Marktpreis haben, ſ. diefen 
Art. Durch das Griorderniß, dab diefe Waaren nur zum laufenden Preife ver- 
fauft werden jollen (vgl. Keyßner, Kommentar zu Art. 311 Nr. 6) wird für den 
Käufer der Preis gefichert. Den rechtlichen Bedenken gegenüber (Goldichmidt, H.R., 
I. 2 S. 945; Anſchütz und v. Völderndorff, III. 181, 278) ift der Verkäufer 
der Waare ala Käufer bei der Verkaufsſelbſthülfe anerfannt (Zeitich. j. d. gei. H.R. 
XVII. 234, XXIII. 593; Entſch. des ROHG. IV. 20). Die unterlaſſene Mit» 
theilung von der Berfaufsvollziehung macht chadenserfagpflichtig, ohne jedoch die 
Geltung der jonft gehörig vollzogenen Vertaujsſelbſthülfe zu berühren. Für den Fall, 
daß der Käufer mit der Zahlung des Kaufpreiſes im Verzuge und die Waare noch 
nicht übergeben ift, giebt Art. 354 des HGB. dem Verkäufer das Wahlrecht, 
Erfüllung des Vertrages nebſt Schadenseria wegen fpäterer Erfüllung zu verlangen, 
oder die Waare im Wege der Verfaufsielbithülie für Rechnung des Käufers zu ver- 
faufen, oder vom Bertrage zurüdzutreten, gleich ala ob derielbe nicht geichloffen worden. 
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Lit.: 24 59* 6. — Ph 281, 282. — Endemann, H.R., 3. Aufl., ©. 350, 
546, 571.— Gareis, „Derleike, Das s Stellen zur iäpofition, ©. 147. — 
Sampredt in vuſch' 8 Kö, x — Die Kommentare zum Allgemeinen 


ein au Art. 343, 35 Keyßner. 
ord. Die — Praxis hatte denſelben unter dem Einfluß 


der Kirche zu einem Delikte geſtempelt. Man beſtrafte den vollendeten S. nach 
Berichiedenheit der Umftände mit jchimpflichem oder mit ftillem (ohne kirchliche 
Geremonien ftattfindenden) Begräbniffe, den verjuchten arbiträr mit Gefängniß, 
Verweiſungs⸗ oder anderen Strafen. In der neueren Zeit ift man von der Be- 
jtrafung jowol des vollendeten, wie des verfuchten ©. abgefommen (jedoch nicht 
in England und Amerika), mit Rückſicht teils auf ihre praftiiche Wirfungslofigkeit 
und Zwedwidrigkeit, theils auf den Umftand, daß in den meilten Fällen 
die Zurechnungstähigfeit als eine problematifche ericheint, theila endlich mit Rüd- 
fiht auf die Schwierigkeiten einer rechtlichen Begründung diefer Beitrafung vom 
Standpunkte des modernen, durch religiöfe und fpezifiich-moraliiche Gefichtspumfte 
nicht mehr beherrichten, Rechtes aus. — Mehrfach fanden fich indeß in der neueren 
Gejeßgebung beiondere Strafbeitimmungen in Betreff der Beihülfe zum ©. Baden 
drohte hier Gefängniß oder Arbeitshaus; Ungarn bedroht Anftiiter und Gehülfen 
mit Gefängniß, im Falle des jog. Amerikaniſchen Duella aber mit Staatögefängnik 
($ 283). Abgeſehen von ſolchen bejonderen Vorſchriften ift die Beihülte zum ©. 
nicht zu beftrafen, was in der (Franz., Defterr. ıc.) Praris jedoch nicht unbeftritten 
it. Gleiches gilt in Betreff der Anſtiftung, infofern nicht die zur Anwendung ge: 
brachten Mittel (Drohungen, Mißhandlungen 2.) den Thatbeitand eines Verbrechens 


u. - — Freiheit oder gegen die ae. ** —— —— 
Wächter, Reviſion ber Lehre vom ©., Arch Merkel. 


Selb bftverftümmelung, Der Einzelne ift god Stanie und — ver⸗ 
pflichtet, ſo lange er lebt. Wenn ſich derſelbe ſelbſt verſtümmelt, ſo verletzt er 
zunächſt dadurch Pflichten gegen ſich ſelbſt und Andere. Der Staat ſtraft jedoch 
nur dann die ©., wenn dieſe in der Abſicht geſchieht, ſich zum Militärdienſte um— 
tauglich zu machen oder durch künſtlich hervorgebrachte Gebrechen ſich dem Dienſte 
zu entziehen. Hier ift der wehrpflichtige Selbſtverletzer Subjekt und zugleich Gegen- 
ftand der Uebertretung, deren rechtliches Objekt die Militärpflicht darftellt (Deutiches 
StrafGB. $ 142). Wehrpflicht ift hier gleichbedeutend mit gejeglicher Verpflichtung 
zum Militärdienfte (Reichämilitärgefeß vom 2. Mai 1874, SS 10, 11, 18, auch 
Gef. über den Landiturm vom 12. Febr. 1875). Der Waffendienit ift die prin= 
zipielle Verrichtung , die anderen militärischen Dienftleiftungen die eventuelle. Es 
genügt die Untauglichmachung für letztere. Nach dem Preuß. Strafgeſetz verwirkte derjenige 
die Strafe des Gefängniffes nicht unter einem Jahr und zeitiger Unterfagung der Ausübung 
der bürgerlichen Ehrenrechte, wer fich vorjäßlich durch ©. oder auf andere Weije zu dem 
Militärdienfte untauglich macht oder untauglich machen läßt. Die Strafbarfeit wird da⸗ 
durch nicht ausgejchloflen, daß der Schuldige zu militärischen Nebendienftleiftungen, außer 
dem eigentlichen Waffendienfte, befähigt geblieben ift; auch ift die Hervorbringung 
einer dauernden Untauglichkeit nicht nothiwendig. Der Thäter wird nach vollitredter 
Strafe zu demjenigen Militärdienfte abgegeben, zu welchem er noch tauglich be— 
funden. Nach der Preuß. Militär-Griaginftruftion vom 9. Dez. 1858 $ 54 waren 
Militärpflichtige und Refruten, welche der vorjäßlichen ©. wegen bejtraft worden, 
im alle der Arbeitsfähigfeit ohne Rüdficht auf jonftige Zurüdftellungsgründe zur 
Ableiftung der gejeßlichen Dienftpflicht in eine Arbeiterabtheilung einzuftellen. Nach 
dem Oeſterr. Wehrpflichtgeiege vom 5. Dezbr. 1868 8 47 ift jeder Wehrpflichtige, 
welcher der vorjäßlichen Selbitbeichädigung überwieſen wurde, infofern er zu irgend 
einer Dienftleiftung im Heere oder in der Kriegsmarine noch tauglich ift, dahin 
abzuftellen und hat zwei Jahre über die gejegliche Liniendienftdauer zu dienen. 
Hat die Abgabe zum Militärdienfte auch bei jolchen Individuen zu geichehen, bei 
welchen wegen eingetretener Verjährung von dem Verfahren abgelafjen wurde? In 
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Defterreih wurde diefe Frage bejaht. Selbftverlegung aus Unbedachtjamkeit ift 
ausgeichloffen. Nach dem Defterr. Mil. StrafGB. begeht das Verbrechen der Selbit- 
beihädigung, wer nach abgelegtem Dienjteide durch Verſtümmelung feines Körpers 
oder durch gefliffentliche Öervorbringung einer Krankheit zum Militärdienfte fich 
untauglic; zu machen und dadurch feine Entlaffung zu bewirken trachtet. Die 
ihwere Kerkerſtrafe richtet fich nach dem Erfolge. Nach ausgeitandener Straizeit 
ift auszusprechen, ob die betreffende Militärperfon noch zu irgend einer Dienftleiftung 
bei einer Heeresanſtalt geeignet jei. Bei gänzlicher Dienftuntauglichkeit des Selbit- 
beichädigerd tritt die Nebenftrafe der Stellung eines Griamannes ein. Die faful- 
tative Androhung der Ehrenfolgen rechtfertigt fich bei diefem Delikt durch die Er— 
wägung, daß daffelbe nicht immer aus ehrlojer Gefinnung, fjondern auch aus Rüde 
fichten für hülfsbedürftige Eltern ıc. begangen werde. Sachjen faßte diejes Delift aus 
dem Gefichtspunft einer jtrafbaren Hinterziehung der Leiftung der Militärpflicht auf. 
Mer fich durch Spiel, Trunk, Müßiggang erwerbäuntauglich macht, verfällt dem 
$ 861, 3.5 des Deutſchen Straif®B., injofern er mittels der Selbitbeichädigung 
ihm obliegende Unterhaltungspflichten verletzt. 

Gibg. u. Lit.:v. Holkendorff, Handb., III. $ 39. — Hälfchner, Gem. d. Strafr. 
1881, $ 187. — Reller, ilitärftrafgeieb, 1873. —— —— F — Dppen: 

off, 230. — vd. Helldorff, Dienftvorichriften ber 5* Armee, 1865, Puchelt, 

nde Geſetze ber Badifchen Geſetzgebung, 1868, — ———— ie Militärs 

ftrafg ** 1872. — Dagegen Rubo, Komm. über bas Sal GB. Komm. ber 

J 142—53, v. Shwarze, ©. 365 ff. — Gerichtsſaal, 1857, II. 139. — — Hubner, Defterr. 
ilitärftrafgeieße, 1878. Wahlberg. 

Selhow, Joh. Heinrich Chriſt, 3 1732 in der Mark Brandenburg, 
wurde 1757 ordentl. Prof. in Göttingen, 1764 Beifiter der Juriſtenfakultät, 1770 
Hofrath, T 1795. 

rin 3) rei Elem. erg. uit. jur. Rom. gr et priv., Gott. 1756. — Elem. hist. jur. 

per Germ. obtinentis, Gott. 1759, (beu id GBötting. 1767). — Instit. jurispr. Germ., 
Go. 1757. — Elem. jur. Germ. priv. hod. 2. Hannov. 1762, 8. 1795. — Srunbjähe 
d. W.R., Hött. 1758, 1777. — er b. Braunfeig Cine Private t8, Gött. 1764. — 
Electa jur. publ. et priv. Germ Grdriß. d —— Regeſch, „Hat. 1775. — 
Einl. in den Reich&hofrathäpre., Tomas 1778-1789, — Mag. f. d. Deutihe R. und Geſch., 
Gött. Lemgo 1779. 

Lit: Pütter, II. 22—24. Zeihmann. 

Selden, John, & 1584 zu Salvington (Sufjer), trat mehrfach im Parla= 
mente gegen die Regierung auf, wurde zweimal gefangen gejeßt, ſaß 1640 im langen 
Barl., T 1654. „Gloria Britanniae.‘“ 

dritten: History of tithes, that is the practice of payment of them, 1618, 1680. — 
Mare clausum sive de dominio maris libri duo, 1636. — Diss. historica ad Fletam. — Notes 
on Fortescue. — De uxore ebraica s. de nupt. et divort. ex jure civ. i. e. divino et 
talmudico, Lond. 1646. — De jure nat. et gentium juxta discipl. Ebraeorum, London 
1640 ; ‚Argent. 1665. — Table Talk, 1689. — Opera, Lond. 1726, 

Lit. Hinrichs, Geld. d. Re: u. — ien, 1848, I. 107—114. — Gessner, 
Droit F neutres, 1865. p. 14. chulhte, ichte, IT. b 71. — Franck, Les 
reformateurs et publicistes de Europe 17. siöle, Paris 1881. — Calvo, G I. 39. 

Teihmann. 
Sell, Georg Wild. Aug., 5 1804 zu Darmftadt, wurde 1830 Privat- 
dozent in Gießen, 1834 Prof. in Zürich, 1841 in Gießen, 7 25. III. 1846. 
Schriften: Ueber das Recht des correus debendi vor dem anderen correus, Gießen 
1880. — Berl. im Geb. d. Civilre ” a 1833, 34. — Abh. in ber zehn: für 
Givilreht u. Prz. dv. Linde, IL. Gr gründete mit feinem Bruder Karl Sell 
die rt hift. u. dogm. Eh > "Röm. Rechts, Braunſchw. 184144. 
N. Nekr. d. Deutſchen, Bd. XXIV. ©. 201, 202. Teichmann. 

Sell, Karl, & 20. VII. 1810 zu Darmitadt, Bruder d. Vor., jtudirte in 
Gießen und Heidelberg, habilitirte fich 1834 in Gießen, bald außerord. Prof. daj., 
1839 als ordentl. Prof. nach Bonn berufen, 1854 Geh. Juftizrath, 7 23. VII. 1879. 

Schriften: De condictionibus quaestiones duae, Darmst. 1834. — Die Recuperatio 
der Römer, Braunichtv. 1837. — De juris Rom. nexo et mancipio, Brunsv. 1840. — Röm. 
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Lehre d. —— nebſt Einleit. von den dingl. Rechten überhaupt (1834), Bonn 1852. — 
Aus dem Noralreht der Römer, Bonn 1879. 

Lit.: Gedächtnißrede von 9. von Dechen (in „Bonner Zeitung“ * 213 v. 6. Aug. 
879) Teichmann. 


— (Zemeke, Joh. Teutonicus), ſtudirte in Bologna unter jo, 
wurde Propft in Goslar, dann in Halberitadt, jcheint in Bologna gelehrt zu haben, 
T 1245 oder 1246. 

Er ſchrieb: Gloffen zu Gratian’s Dekret, u. pr Kompil. IV. 

Bit: Schulte in Ztichr. f. Kirchenreht XVI. 107—182. Teihmann. 

Seminarien (tirchliche) (Th. I. S. 626, 628, 648, 649). Das Konzil 
von Trient verpflichtet die Biichöfe im ihren Diözefen bei der Kathedrale oder an 
einem anderen geeigneten Orte Lehranſtalten (seminaria) zu errichten, in denen 
ehelich geborene Knaben, vorzüglich armer Eltern, vom zwölften Lebensjahre ab die 
nöthige Unterweifung in allgemeinen Wiflenichaiten, der Theologie, jowie in der 
Vornahme kirchlicher Funktionen behufs der Vorbereitung für den Priefterftand em- 
piangen jollen, — eine Anordnung, bei welcher das von Jgnaz von Loyola geitiftete 
Deutiche Collegium in Rom als Mufter gedient hat, und deren Zweck die Iſolirung 
der Elerifalen Bildung gegenüber dem neu erwachten wiflenichaftlichen Geift war. — 
Für die Errichtung umd die Unterhaltung der ©. kann der Biſchof unter Einholung 
des Rathes zweier Domberren, von denen er den einen, das Domkapitel den andern 
bejtimmt, und zweier Mitglieder des Stabtflerus, deren eines durch den Bilchot, 
das andere aber durch den Klerus gewählt wird, den Benefizien und Fabriken der 
Didzefe, von jeiner eigenen mensa episcopalis anfangend, eine Abgabe (seminaristicum, 
alumnaticum) auferlegen. Können auf diefe Weife nicht die erforderlichen Mittel 
beichafft werden, jo braucht blos für die ganze erzbiichöfliche Provinz ein ©. er: 
richtet werden. — Die Anordnungen über die Eintheilung der Klaſſen, die Gegen: 
ftände und Methode des Unterrichts, ſowie die Anftellung der Lehrer fteht dem 
Bilchof zu, welcher dabei zwei ältere und angejehenere Kanonifer ala Beirath zu- 
ziehen ſoll. 

An Deutichland find indeilen dieſe Vorfchriiten des Konzils von Trient faft 
gar nicht ausgeführt worden, die hier beftehenden Priefter- (auch Klerifal-) S. diemen 
vielmehr nur der praftifchen theologischen Ausbildung jolcher Kandidaten, welche 
ichon die wiflenichaftlichen theologischen Studien vollendet haben. Die allgemeine 
Vorbildung erhalten diefelben dagegen in den ſog. Knaben-S. — in denen theils 
der vollftändige Gymnafialunterricht ertheilt wird, theils aber die Zöglinge nur 
gemeinfam erzogen werden (jog. Konvifte), indem fie daneben den Unterricht an 
den öffentlichen Gymnafien des Ortes empfangen —, die theologische Bildung dagegen 
bald auf den Univerfitäten, an denen fatholisch-theologische Fakultäten vorhanden find 
(Breslau, Bonn, München, Würzburg, Freiburg und Tübingen), theil® an eigenen 
von den Bijchöfen geleiteten theologischen Lehranftalten, von Manchen auch Klerikal— 
©. genannt (fo in Defterreich, Bayern und Preußen, joweit dieſe Hier nicht jeit 
dem Jahre 1873 von Staatäwegen geichlofien find). 

Für Preußen, wo jeit 1850 über die geiftlichen Bildungsanftalten feine Staats— 
aufficht geltend gemacht wurde, hat das Geſetz vom 11. Mai 1873 über die Vor: 
bildung der Geiftlichen, indem es zur Erlangung eines geiftlichen Amtes 1) Ab- 
legung der Abiturienten- Prüfung, 2) die Zurücdlegung eines dreijährigen Studiums auf 
einer Staatsuniverfität des Deutichen Reiches, und 3) die Abjolvirung einer Staats: 
prüfung in Betreff der allgemeinen wifjenichaftlichen Bildung fordert, beitimmt, 
daß Knaben-S. und Knaben-Konvikte nicht mehr errichtet, und auch neue Zöglinge 
in diefelben nicht mehr aufgenommen werden follen, jowie daß das wiſſenſchaftliche 
theologische Studium an einer bijchöflichen Lehranftalt nur dann abjolvirt werden 
darf, wenn dom KHultusminifter anerfannt ift, daß ein folches Studium das Uni— 
verjitätsftudium zu erſetzen geeignet ſei, ein Vorrecht, welches aber die Lehranſtalten, 
welche ſich an dem Orte einer katholiſch-theologiſchen Fakultät befinden, nie erlangen 
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fönnen. Die praftiich- theologijche Vorbildung zu regeln, überläßt das Gejeh der 
Kirche jelbit. Dagegen unterwirit dafjelbe ferner alle Sehranftalten der Staats⸗ 
aufficht, welche durch den Oberpräfidenten geübt wird und fich in Revifionen der: 
jelben bethätigen fann. Auch müſſen die Hausordnungen und Disziplinarregle: 
ments ſämmtlicher Anftalten, ferner die Lehrpläne der Knaben-S. und theologischen 
Lehranftalten (nicht der Priefter-S.) dem Oberpräfidenten eingereicht werden. End» 
lich jet es die Qualififation der Lehrer näher feſt und unterwirft ihre Anftellung 
dem jtaatlichen Einfpruchsrecht. Bei Nichtbefolgung der gejeßlichen Beitimmungen 
fann der KHultusminifter die für die betreffende Anftalt beitimmten Staatsmittel 
einbehalten, die Zöglinge von dem Bejuche der Gymmafien und Ablegung der Abi- 
turientenpräfung zurüdweijen, und auch die Anftalt jelbit schließen. — Das 
Badifche Gejeg vom 19. Febr. 1874 ordnet die Schließung der Knaben-Konvikte 
und der nternate für Theologie Studirende an, und läßt der Kirche nur Freiheit 
in der Grrichtung von Anftalten zur theologiſch-praktiſchen Borbildung. — In 
Bayern und Württemberg jtehen die theologischen Bildungsanftalten ebenfalls 
unter ftaatlicher Aufficht. 

In der evangelifchen Kirche fommen zwar auch Seminarien vor, dieje dienen 
aber nur dem Zwede der praftiichen Vorbereitung auf das geiftliche Amt und der 
Erweiterung und Bertiefung der theologijchen Kenntniffe. Für die Regel nehmen 
fie die Kandidaten erſt nach vollendetem Univerfitätsftudium oder erſt nach ab» 
jolvirtem erjten oder zweiten Examen auf. Gingelne vereinigen auch die Kandidaten 
zur ep pe B- ago alſo Konvikte. 

en: Conc d. s. XXI. c. 18 de ref. 

Lit.: Aug. Iheiner, Selhichte der geiftlichen — Mainz — De 
education clericale et des seminaires provinciaux in den Änalecta jur. Pontif. 1. 654, 
E en p. 2831. — Schulte, erg II. 2% — Lehrb. d. Skirdhenzeehts, 


— Richter-Dove, Kirchenrecht, 7 . Aufl., — pP. —— Die Preuß. 
Keirchengeſetze, Berlin 1873, S. XIX., 107 ff. P. Hinihiue. 


Sendenberg, Heinr. Chriſt. Freih. v., 5 1704 zu Frankfurt a. M., 
wurde 1730 erjter Rath zu Dhaun in rheingräfl. Sienfien, 1735 Prof. in Göttingen, 
1738 in Gießen, 1745 Reichshofrath und Freiherr, F 3. V. 1768 zu Wien. 

Schriften: Selecta jur. et hist. tum anecd. tum jam edita et rario Franeof. 
174—42. — Anfangsgründe e ber alten, mittleren u. neueren teutich. gem. Rechtägelehriamteit, 
Gött. 1737. — Corp. jur. feud. Germ., 1 1740, — gr jur. Germ. publ. ac priv. hactenus 
ineditum, 176066. — Gedanken von d. jeder Zeit Ie en ee db. uralten teutjchen 
bürg. u. Staatärechts — den bisherigen Reichsgeſetzen und Gewohnheiten, 1759. — Neue und 
——— gie RU, Fra 9 1747, — De jure primarum precum regum Germ., 

cof. 

Lit.: Dätter, gitt., I. 446-355. 

Sein Sohn Renatus Karl, & 1751 zu Wien, that fich hervor ala Fort— 
ke: v. Häberlin’s Deutfcher Neichsgeich., Wb. 2127, Franti. 1798, 1799: 

1800. 

Lit.: Stobbe, Recdhtäquellen, L 11. — Schulze, Einl. in das — ie 
©. 83, — Krieg, Die Brüder ©., Frankfurt 1869. — Preußiiche Jahrbb. 

Teihmann. 

Seniorat. Für die Güter des Adels gilt in Folge von Hausjtatuten, Ob» 
ſervanzen oder Fideikommißſtiftungen häufig das Prinzip der Individualſucceſſion, 
welchem zufolge das Familiengut ungetheilt nur auf einen Erben übergeht. Mit— 
unter iſt dieſe Erbfolge nach dem S. geordnet, d. h. es iſt ſtets das älteſte der 
erbberechtigten Familienglieder — ohne Rückſichtnahme auf Parentel und Grad — 
zur Succeſſion berufen. In Deutſchland hat der ©. für die Erbfolge ſtets nur eine 
ſehr vereinzelte Anwendung gefunden. 

Lit. u. Gjgb.: Rudloff, De iure senii in familiis illustribus, 1769. — v. Salza 
und Biälcaas Die Lehre dv. Familien, Stamm: u. ‚Geiölchtöfideitommifte, ss 77, 78. — 
Wildner, Fideitommifle, 169. — Preuß. Allg. ER. II. 4 SS 1 

rer Brunner. 
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Separatio bonorum (Gütertrennung, Abjonderung) ift zumächit der 
allgemeine Name für Fälle, wo eine Vermögensmafle in verichiedene Bejtandtheile 
zerlegt wird, wie bei der Auseinanderjegung zwifchen Zehn und Allod, zwiſchen 
Dotalgut und ehemännlichem Vermögen. Sodann aber bedeutet es namentlich die 
Abjonderung eines Nachlaffeg vom eigenen Vermögen des Erben, auf welche bie 
Nachlafgläubiger ein Anrecht haben, um fich gegen die Konkurrenz der Gläubiger 
des möglicher Weife überjchuldeten Erben zu ſchützen (fog. beneficium separationis), 
(1. 1 pr. $$ 1, 14 D.h.t.). Dies vom Prätorifchen Edikt geichaffene Recht gewähren 
ihnen auch alle Deutichen Landesrechte (Preuß. Allg. ER. I 16 88 500—512; 
Defterr. BGB. $ 812; Sächſ. BGB. 88 2383— 2342), und der Code civil art. 
878 ff. Als Vorausſetzung deffelben gilt nicht blos erwiejene Ueberjchuldung des 
Erben, jondern jchon jede Gefährdung durch defjen Gläubiger (Seuffert’s Arch. XIL 
173; noch weiter geht Windſcheid, $ 607, Anm. 3); nach Preuß. Recht jedod) 
nur Konkurs des Erben. Für diefen überall wichtigften Fall hat auch die RED. 
$ 43 das Abjonderungsrecht, ſoweit es landesgeſetzlich beſteht, anerfannt und geregelt, 
woraus man jedoch nicht mit Dernburg, II. $ 233, Anm. 4, folgern darf, daß 
e8 nunmehr nach Reichsrecht nur im Falle des Konkurjes gelte. Ueberdieß ift nad 
manchen Landesrechten das Abjonderungsrecht für die Fälle, wo der Erbe mit der 
Rechtswohlthat des Inventard angetreten bat, entbehrlich geworden. Denn bier 
wird vielfach, 3. B. vom Preuß. Allg. ER. I. 9 8 443, der Nachlaß ala ein vom 
Vermögen des Erben getrenntes Ganze behandelt und an demjelben nur ein zu 
Gunsten der Gläubiger beſchränktes Eigenthum des Erben anerkannt. Bgl. Dern: 
burg, III. SS 221 ff. Bei dieſer Auffaffung können die Nachlaßgläubiger, wenn 
die Erbſchaft überjchuldet ift, über diejelbe Konkurs eröffnen laflen, ohne eines 
Separationärechts zu bedürfen (RED. $ 202 und Motive dazu), und wenn fie 
nicht überjchuldet ift, Sicherheitsmaßregeln betreiben, durch welche ihr Necht auf 
vorzügliche Berriedigung aus dem Nachlaß gegen die Konkurrenz der Gläubiger des 
Erben geſchützt wird. Nach diefen Landesrechten bleibt daher das Abjonderungsrecht 
nur dann praktiſch wichtig, wenn der Erbe ohne Vorbehalt angetreten hat. Berechtigt 
zur s. b. ift jeder Nachlaßgläubiger und DVermächtnißnehmer (l. 6 pr. D. h. t., 
RKO. 8 43). Die Frift zur Ausübung des Nechts beträgt nach Gem. Recht fünf 
Jahre jeit dem Erbichaftsantritt (. 1 $ 138 D. h. t.), ift aber durch die Landesrechte 
meift gekürzt, in Preußen auf ein Jahr (vgl. die Ueberficht in den Motiven zu 
$ 43 der RKO.). Das Preuß. Recht verlangte bisher außerdem auch Innehaltung 
der Anmeldungsfriften im Konkurſe (Preuß. KO. $ 126); dies ift durch die RRD. 
bejeitigt, und danach der Anfpruch auf Abjonderung bis zum Ende des Konkurie 
jtatthaft. Jedoch wird das Necht verwirkt durch Annahme des Erben zum perjön- 
lichen Schuldner (1. 1 $$ 10, 11, 15, 16 D. h. t.), nach Preuß. Recht erſt durch 
Novation. Die Ausübung des Rechts auf s. b. erfolgte bisher in allen Füllen 
durch Erwirkung einer Verfügung des Nachlaßrichters (vgl. über die Kompetenzfrage 
UbbeloHde im Archiv für civ. Praris LXI. ©. 63 ff.), kraft deren eine völlige 
Trennung ded Nachlaß- und des Erbenvermögend in der Art eintrat, daß es bri 
Ueberſchuldung der einen oder anderen Maſſe zu einem Univerſalkonkurs über die 
(egtere und zu einem Partikularkonkurs über die erjtere fam. Aehnlich nad) der 
Preuß. KO. $ 259. Dies ift durch die RAD. dahin geändert, daß ein Partikular 
fonfurs über den Nachlaß nie mehr ftattfindet. Denn wenn derjelbe mit Vorbehalt 
angetreten ift, jo kann er nach SS 202 ff. nur Gegenjtand eines eigenen, auf den 
Namen des Erblaffers einzuleitenden Konkurjes werden. Wenn der Erbe aber ohne 
Vorbehalt angetreten hat, jo werden die Nachlaßſtücke nicht mehr ala Einheit, ſondern 
als einzelne Sachen behandelt; daher behält der Konkursverwalter fie in feiner Ber: 
waltung, verfilbert fie und befriedigt mit dem Erlöfe die Nachlafgläubiger und Ver- 
mächtnißnehmer, welche ihren Abfonderungsanfpruch bei ihm geltend machen. Bal. 
die Motive zur RED. SS 43 und 202, und Dernburg, II. $ 233, 4. 13. 
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Nach feinem Umfang begreift das Separationgrecht des 5 43 der RKO. die bei 
der Eröffnung des Konkurſes vorhandenen Nachlaßgegenftände. Danach ift für das 
vom Erben bereits Verausgabte oder Berzehrte fein Erfah zu leiften. So— 
tern jedoch nach Landesrecht das für eine Nachlaffache erworbene Nequivalent an 
deren Stelle tritt, wie 3. B. nach $ 2341 des Sächſ. BGB. Forderungen von 
Gegenleiftungen für veräußerte Erbfchaftägegenftände, wird auch dies von dem 
Separationsrecht ergriffen. Vgl. Dernburg, a. a. D. und 8 230, A. 22. 
Fraglich ift, ob die Abjonderungsberechtigten auch aus den eigenen Mitteln des 
Erben Berriedigung verlangen können. Das Röm. Recht enthält widerjprechende 
Enticheidungen (vgl. 1.51.1817 um 1.3 8 2 D. h. t.); nach der RAD. $ 57 
it die fyrage zu bejahen für den Betrag, zu welchem der Gläubiger auf abgejonderte 
Berriedigung verzichtet, oder mit welchem er bei der letzteren ausgefallen ift. Die 
frühere Prari® und dad Preuß. Recht legten auch den Gläubigern eine® Erben, 
welcher eine Erbſchaft ohne Vorbehalt angetreten hat, das Recht auf Trennung 
feines Vermögens von der Erbſchaft bei. Dies ift durch die RKO. aufgehoben. 
Dal. die Motive zu $ 43, ©. 223. 

Quellen: Tit. Dig. de separationibus 42, 6. 

Neuere Lit.: Sinteni3, _ Givilrecht, III. $ 186. —— Lehrb., II. Eee — 


Windſcheid, Lehrb $ 607. — Unger, Defterr. Erbr., S. 4 ernburg, an d. 
Preuß. Privatrecht, I. $ 233. — Die Kommentare zur RD. 


Sequefter. Sequeitration ift die Hinterlegung einer Sache, deren juriftifches 
Schickſal ungewiß it, bei einer unbetheiligten Perfon, welche die Verpflichtung über: 
nimmt, die Sache an denjenigen herauszugeben, welcher jein Recht auf diejelbe er- 
wieſen hat. Der bei Weitem häufigſte Anwendungsfall der S. iſt die Depoſition 
einer im Streite befangenen Sache durch die Prozeßparteien, wo dann der Sieger 
das Rückforderungsrecht hat. Die Sequeſtration wird entweder von den Betheiligten ſelbſt 
vorgenommen (s. voluntaria) oder dom Richter angeordnet (s. necessaria); Die 
(egtere tritt ein während eines Prozeſſes als Sicherheitsmittel (zur Abjchneidung 
verbotener Selbfthülfe oder zur Vermeidung der Deterioration der ftreitigen Sache) 
oder nach geendetem Streit ala Grefutionsmittel. Der S. Hat die Stellung eines 
Depofitars, die Klage gegen ihn heißt depositi sequestraria actio; er hat die Sache 
aufzubewahren jo lange, bis feitgeftellt worden ift, an wen fie herauszugeben iſt, 
bzw. bis er fonjt der übernommenen Berpflichtung entledigt wird. Die viel be= 
handelte Frage, ob der ©. Befi an der Sache habe, ift meines Grachtens nach 
der Verichiedenheit der Beitimmung der ©. zu beantworten; erfolgt die ©. nur zur 
taktifchen Sicherheit der Sache (custodiae causa), jo dauert der bisherige Beſitz fort 
und der ©. erhält nur die Detention; ſoll fie dagegen eine Erſitzung unter- 
brechen, jo geht der Beſitz unter, der ©. erhält dann den ſog. abgeleiteten Befit 
Der ©. vertritt die Parteien, bzw. das Gericht, er ift aber nicht Bevoll- 
mächtigter in dem Sinne, daß die von ihm angeordneten Maßregeln über die Dauer 
der S. hinaus Wirkung haben. Iſt mit der ©. eine Art von Verwaltung ver- 
bunden, wie die im modernen Recht gewöhnlich der Fall ift, fo ift die ©. nicht 
eigentlich ein Depofitum, jondern ein Mandats- oder Dienftmiethe-Verhältnif. Den 
Ausdruck S. behält man aber auch Hier bei, doch beurtheilen fich die Gegenanfprüche 
des ©, wegen feiner Auslagen, Verwendungen u. ähnl. dann lediglich hiernach, 
während ihm im erjten Halle die depositi actio contraria zufteht. 

Ueber die gerichtliche ©. find in der CPO. einige allgemeine Beitimmungen 
—— Danach iſt eine ſolche zuläſſig im Zwangsvollſtreckungsverſahren, wenn es 
ſich um die Pfändung eines Anſpruches auf Herausgabe einer unbeweglichen Sache 
handelt: die Sache muß an einen auf Antrag des Gläubigers (oder des Dritt— 
Ihuldner?) von dem Amtsgericht der belegenen Sache zu beitellenden ©. heraus- 
gegeben werden; die Zwangsvollſtreckung ſelbſt erfolgt dann nad) Den der 
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Landesgeſetze, alſo eventuell zunächit wieder durch S. In gleicher Weile ift betreffs der 
Vollziehung eines Arreftes auf unbewegliche Sachen auf die Landeögejege verwieſen, 
während bei der einftweiligen Verfügung ausdrüdlich geſagt wird, daß fie im einer 
©. beitehen fünne (vgl. die $$ 747, 752, 757, 811 und 817 der CPO.). 

Unter den Partikularrechten kennt das Preuß. Allg. ER. die ©. nur ale 
eine Unterart der gerichtlichen Verwahrung (und Verwaltung), wenn PBerfonen oder 
Thiere oder unbewegliche Sachen den Gegenſtand derjelben bilden; fie tritt ein bei 
fruchttragenden Sachen, um ein Recht auf die Früchte und bei nicht Fruchttragenden, 
um ein Recht auf die Sache jelbit zu fichern, falls eine Beichädigung der Sache zu 
bejorgen ift und die Vorausfegungen eines Arreftichlages vorliegen. Im Uebrigen 
dient die Sequeftration auch als Erefutionsmittel. Bei Auswahl des ©. hat der Richter 
mäßiges Verſehen zu vertreten. Der ©. iſt ftets Inhaber der Sache und hat die 
poſſeſſoriſchen Rechtsmittel; ift ihm eine Verwaltung übertragen, jo kommen di 
Grundiäge des Verwaltungsvertrages zur Anwendung. Beftritten ift, ob eine frei: 
willige, außergerichtliche ©. zuläflig tft. 

Das Defterreichiiche Recht behandelt die ©. ala eine Unterart des Berwahrung:- 
vertrages ganz wie dad Gem. Necht. Das Franzöſiſche Recht jcheidet ebenialli 
zwiſchen Söquestre conventionel und S6questre ou Depöt judiciaire und enthält 
über diejelben jehr ausführliche Beſtimmungen, welche indeffen im Wejentlichen mit 
dem Gem. Recht übereinftimmen; ausdrüdlich wird erwähnt, daß die Sequeitration 
auch bei unbeweglichen Sachen und gegen Entgelt eintreten fann. Das Sächl. BEL. 
endlich kennt nur die gerichtliche Sequeftration, welche ein Hypothefarifcher Gläubiger 
eriwirfen fann, wenn er aus den Früchten der verpfändeten Sache befriedigt fein 
will, andere hypothelariſche Gläubiger können dieſem Antrage nicht widerſprechen, 
wol aber kann der vorſtehende Gläubiger verlangen, daß die einmal angelegt: 
Sequeitration zu ga Gunſten fortgeieht werde. 


Quellen u. 2it.: Tit. depositi vel * Dig. 16, 3; Cod. 4, Preuß. an 
ER. J. 14 88 108—108. —— 29 159 161; 2 ser: 2 $s 140—14 
204; II. 2 88 27, 42, 44: 488 1 7 lg. Ger.d. 2i ss 112, 115 fi; 0 

19. — Preuß. AG. zur ELD. vom 24. März; 1879, "m — — —— Ss 968. — 
ode civil art. 1955—1963. — Sächſ. BGB. 88 4 435, 436 (verq Giebenfaer, 
Komm. zum BGB. zu $ 1279. — Mut er, Sequeftration und Arreſt im Röm. ii 


nn — Windiheid, Pandelten, Bb. $ 8380. — Sintenis, — Bd. IL 
8 112. — „Bizker, Theorie und Praris we —— Privatrechtes, »b. L 8 48, vũ 
(gs, 194 Ei - * * 38 - Preuß. —— ai a 
— Badhari ra ivilre — — fer iv V 
77; VI. 95; XI. 306; KVIi. 48 0 Kl Reil. 
Serrigny, Denis, 5 8. 2 * zu an Prof in Dijon, 
ichied 1872 aus, F 17. X. 1876. 
Schriften: Traits de F er de la comp6tence et de la procödure en matiöre 


contentieuse administrative, 1842—46, (2) 1865. — Trait& de droit public, 1846. — 
Questions et traitös de droit re 1854. — Mem. sur le regime municipal en 
France dans les villages, depuis * — jusqu' à nos jours, 1861. — Droit publie et 
administratif romain 48 sidcl 


git.: Gazette des — —* > —— 1876. — Dumay, Etude sur Proudhon 
1878, p. 114. — Bufnoir in Revue eritique, XXVI. annde (1877), p. 133—137. 
Teichmann. 
Servin, Louis, 5 1555 zu Vendome, wurde ſehr jung (1589) General 
advofat zu Tours, T 1626. 

Schriften: Actions notables et plaidoyers, 1604, 1631, 1640. — Vindiciae secundum 
libertatem eccl. gallicanae et defensio regii status, Tours 1590; Geneve 1593 im 
Goldast, Mon. sacra, III. 178, 762). — Pro libertate status et rei publ. Venetorum, 
1606. — Remontr. sur le livre de Bellarmin de summo pontifice, 1610. 


Ein anderer Servin, Ant. Nic., 5 1746 zu Dieppe, Advofat am Parlament 


zu — rt 1811. 


Gr ſqhrieb in — ber Berner Preisfrage: De la législation criminelle, 
par Iselin, Bäle 1782 
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git.: Michaud. — Ares, Bibliothäque, 65. — Sergent, Poötes du Palais 1878, 
p. 125. — Schulte, Geidh., II. a ©. 590. — Gaudry, Barreau de rer 493 ss. 
eıg mann. 

Setzungsrecht (Th. I. S. 544) ift das bei einer Nhederei der Minorität 
zuftehende Recht, fich bei Differenzen in Betreff der Leitung der Rhedereiangelegen- 
heiten der Ausführung der Beichlüffe der Majorität dadurch zu entziehen, daß fie 
dad Schiff zu einem beftimmten Preife veranfchlagt; in welchem Falle die Mehrheit 
der Rheder entweder das Schiff gegen Auszahlung der Antheile der Minderheit nach 
jenem Preife zu übernehmen oder das Schiff der leßteren gegen Auszahlung der eigenen 
Antheile nach demjelben Preife zu überlaffen hat. Hervorgegangen aus einem im 
jpäteren Mittelalter und noch über diejes hinaus in einem großen Theil der 
Europäiſchen Seerechte anerkannten eigenthümlichen Theilungsverfahren, welches jeder 
einzelne Mitrheder provoziren konnte, war das Inſtitut ſchon vor Erlaß des Deutichen 
HGB. von jehr beichränkter, in Deutjchland Lediglich partifularrechtlicher Geltung. 
Nach dem Zuſtandekommen des letzteren hat das ©. feine Geltung nur in Medlen- 
burg behauptet, wo es durch die Einf.-VBerordn. zum HGB. vom 28. Dez. 1863 $ 53 
von Neuem geregelt worden iſt, welche Beitimmung bei der Erhebung des HGB. 
zum Geſetz des Norddeutichen Bundes (rejp. Reichsgefeß) durch das Bundesgejek vom 
5. Juni 1869 5 4 ala Medlenburgiiches Landesgeſetz ausdrücklich anerkannt, durch 
die Verordn. vom 22. Dft. 1869 aber wejentlich mobdifizirt worden ift. Die ©. 
bat nicht die Auflöfung der Nhederei zur Folge, fondern nur das Ausjcheiden des 
betreffenden Theila der Rheder. Der das Schiff behaltende Theil tritt Hinfichtlich 
der zu übernehmenden Parte in die laufenden Rechte und Werbindlichkeiten der 
Rhederei ein. Außerhalb Mecklenburgs fann in Deutjchland ein S. nur durch den 
Rhedereivertrag für eine beitimmte Rhederei eingeführt werden. 

Lit.: Befeler in ber Zeitjchr. f. D. R. XVII. Nr. 9. — Lewis, Deutjches Eee: 
recht, I. ©. 62. ff. — R. Wagner, Beiträge zum Seeredht (Riga 1880), ©. — F 

ewis. 

Seuffert, Joh. Adam v., & 15. IM. 1794 zu Würzburg, machte den 
Feldzug von 1814 mit, promovirte 1815, Habilitirte fich in Göttingen, wo er auch 
zum Dr. philos. ernannt wurde, 1817 außerordentl. Prof. in Würzburg, 1819 
ord. Prof., jpäter hervorragendes Mitglied der Abgeordnetenfanmer, wurde der 
Proteffur enthoben und 1834 Rath am Appellationsgericht in Ansbach, jpäter Eich- 
ftädt, zog fich 1839 nad München zurüd, T 8. V. 1857. 

Schriften: De eo quod justum est circa reclamationem uxoriam jur. Franconici, 
1815. — Ueber ben voltäthümlichen Geift in dem politifchen Leben der Griechischen Fyreiftaaten, 
1816. — Das Baurecht, die Reallaften und das Näherrecht, 1819. — Eivilift. Erdrterungen, 
1820. — Grörterungen einzelner Lehren de? Röm. Privatrechts, 1820, 21. — Beiträge zur 
Lehre vom Weiderecht, 1822. — Beiträge zur Geiehgebung, insbeſ. des Königreichs Bayern, 
1823. — Beiträge zur Löfung Röm»rehtl. Kontroverjen, 1824. — Beiträge — Lehre von 
der Kodizillarklaüſel 1829. — Geſammelte rechtswiſſenſchaftl. Abhandlungen, 1837. — Komm. 
über die er Gerichtsordnung 1836 (Handbuch des Deutichen Eivilpro —* fortg. mit 
Lauf, 2. Aufl., Erl. 1854—58). — Praft. Panbektenreht 1825, 4. Aufl. beiorgt v. E. N. 
Seuffert, Würzb. 1860—1871. — Arch. f. d. Enticheidungen b. oberjten Gerichte in den 
Deutichen Staaten, bis jet 36 Bände. (fortgeießt dv. Preußer u. Schütt), München 1847 ff. 
(Neuer Abdruck d. erfien 30 Bände, 186676.) — Blätter für Rechtsanwendung, zunächit 
in Bayern, Erl. 1886 ff. (forsgeieht von Steppes un. Hettich, 46. Jahrg. 1881). 

Bit.: Krit. Ueberſchau, Bd. VI S. 137—146. — Blätter f. Rechtsanwendung XXII. 
Nr. 15, Beil. TZeihmann. 

Söze, Raymond comte de, & 26. IX. 1748 zu Bordeaur, Advofat in 
Bordeaur und Paris, 1815 Präfident des Kaſſationshofes, F 2. V. 1828. 

Belannt durch: Defense du roi Louis XVI. le 26 dec. 1792. — Lettre du citoyen de 
Seze, 1793. — Opinion de M. de Size, prononcde à la chambre des Pairs le 9 janvier 
1816, Metz 1817. 

git.: Felix Gre&lot, Le premier president de Söze, 1376 (aus la France judiciaire.) — 
Le tribunal et la Cour de cassation, 1859 p. 141. Teihmann. 


Sicardus, 5 zu Gremona, bat in Bologna jtudirt und wol auch gelehrt 
dann in Mainz, 1185 Biſchof von Gremona, 7 1215. 
45 * 


676 Siccama — Sicherheitsleiftung. 
Er ſchrieb: Liber mitralis. — Chronicon (Muratori, Script. rer. Ital., VII. 529 ss.). — 


canonum. 
git.: Schulte, Geſch. I. 143—145. Zeihmann. 
Siccama, Sibrandus Tetardus, 5 1570 zu Bolswerd, Sekretär zu 
Safiett, 1617 in Bolswerd, T —* 
Er ſchrieb: Fastorum Rom. Kal endarium, Amst. 1600 (in Gräve’3 Thesaurus II. 
285 fi... — De m centumvirali (ebenda II. 1824, Halle 1725, 1776). — Lex Frisionum, 
Franeg. 1617, v. Gärtner Lips. 1730. 
git.: Ju Tee III. 179—184. — De Wal, Oratio de claris Frisiae Ictis, Leov. 1825, 
p- 41, —— 489. — Nypels, Bibliothöque, 18, Zeihmann. 
Eiharbt, (Sichardus) Johannes, S gegen 1499 zu Tauberbifchoisheim, 
bejuchte die Schule in Erfurt, ſeit 1514 die Univ. Ingolſtadt, wurde Lehrer an 
der schola poßtica in München, 1521—1524 in freiburg, wo er mit Zaſius 
verkehrte, ging 1525 nach Baſel ala Lehrer der Rhetorik, trat in engjte Beziehungen 
zu Erasmus, unternahm von 1527 an eine Forichungsreife, von der er reiches Material 
heimbrachte, iehrie 1530 nach Freiburg zurück, wo er ſich dem Rechtsſtudium zu⸗ 
wendete, promovirte 1631, ging 1535 nach Tübingen, wo er ſehr bald die Prof. 
des Codex zugewieſen erhielt, an der Verwaltung und Reform der Univerfität den 
regiten Antheil nahm, viel bejchäftigt und berühmt ala Konfulent, namentlich des 
Herzogs Ulrich, mitwirkend bei der Revifion der erſten Eheordnung, der Entwerfung 
des eriten Landrechtes, den Vorarbeiten für eine Mömpelgardifche Gerichtsordnung, 
9. IX. 1552. 
t Er gab Seren: Cod. Theodos. libri XVI. Volusii Maeciani lib. de asse, Julü 
Frontini lib. de controversiis limitum, Basil. 1528. — Leges Riboariorum, Bajoarumque, 
Alemannorum, Basil. 1530. — Seine Sodervortel, wurben ebirt opera Fickleri il. 1565, 
per Fr.Modium, Francof. 1586, v. Samson Hertzog, Francof. 1598 (Sichardus redivivus, 
von ber Suritenfatutät bevorworte dar feine Responsa opera Godelmanni, Francof. 159. 


Bit. rYy, Johannes Si = a. aladem. Rebe, Stuttg. 1874. — od. Wächter, 
Württemb. — I. 173, 192 — Stobbe, Redtäquellen, I. 8; II. 36, 42, 
62, 385, 410. — Eine Geſch b. * Sale von 14601529, Bajel 1860, 'E.1%4 — 
Schreiber, Geld. der Univ. freiburg, II. 327. — v. Stinhing, Zafius, © 286; 


— — Adi te d. Deutf en Bee feridaf (1880), I. 212 "ping, — Seeger, Straf. 
rechtliche Consilia, Züb. 1877, lüpfel, Univ. Tübingen, Lpz. net ©. 17,31. 
mann. 


Sicherheitsleiftung im Civilprozeß zum Unterfchied von den Kautionen 
im materiellen Recht (f. diefen Art.) ift beftimmt, eine Partei gegen Nachtheile aus 
der Prozekführung des Gegners zu ſchützen. Dieſe ſog. prozeſſualiſche Sicherheit ift 
nunmehr duch die RCPO. neu geregelt. Danach find die Fälle derjelben weit 
geringer an Zahl, als nach Röm. und bisherigem Gemeinen Recht, weil die heutige 
Gejegebung die Tendenz hat, durch größere Leichtigkeit und Freiheit des Verfahrens 
jenes indirekte Hülfsmittel entbehrlich zu machen. Und zwar ift eine ©. aufzuerlegen 
1) auf Verlangen der Gegenpartei dem Ausländer, der ala Kläger auftritt, zur 
Dedung des Beklagten wegen der Prozekfoften ($ 102). Ausnahmen fügt Abi. 2 
hinzu. Dieſe ©., die jchon im Gem. Recht ala cautio pro expensis ausgebildet 
war (KGO. von 1555 III. 49 $ 8), kann fogar mittels progeßhindernder Ginrede 
erzwungen werden ($ 247 Nr. 4). — 2) Nah $ 85 Abf. 1. kann das Gericht die 
einjtweilige Zulaffung eines Stellvertreters ohne Vollmacht von einer ©. für Koften 
und Schäden abhängig machen. Diefe ©. ift ein Erſatz für die gemeinrechtliche 
cautio de rato bzw. iudicatum solvi, während die nach Elaffiichem Röm. Recht 
gebotene Anwendung diefer Kautionen auch im Falle vorhandener Bollmacht (Keller, 
GivPrz., $ 57) jchon mit der Abjchaffung des für den Vertreter entjtehenden dominium 
litis weggefallen war. 3) In der Grefutionsinftanz‘ kann bald die Anordnung der 
Zwangsvollſtreckung, bald deren Einftellung bzw. Wiederaufgebung in den Fällen, 
wo das Urtheil noch nicht die Rechtskraft beichritten hat (SS 650, 652), oder wo 
eine MWiedereinfeßung in den vorigen Stand oder eine Wiederaufnahme des Ver: 
fahren beantragt ($ 647), oder eine Einwendung gegen die Zuläffigkeit der Voll- 
ſtreckungstlauſel ($ 668) oder gegen den durch das Urtheil feitgeitellten Anſpruch 





Sicherheitsleiftung. 677 


(8 688) erhoben ift, oder wo ein Dritter am Gegenftande der Zwangsvollſtreckung 
ein die Veräußerung Hinderndes Recht geltend macht ($ 690), von einer ©. des 
Gläubiger (cautio de restituendo) bzw. des Schuldner oder des Dritten abhängig 
gemacht werden. Auch zur Vollſtreckung des Urtheils, welches den Schuldner ver- 
pflichtet, eine Handlung zu unterlafien oder die Bornahme einer Handlung zu dulden, 
kann der Schuldner, der demjelben zuwider gehandelt hat, auf Antrag des Gläubigers 
zur Leiſtung einer Sicherheit für den durch fernere Zumwiderhandlung entjtehenden 
Schaden auf bejtimmte Zeit verurtheilt werden ($ 775 Abi. 3). — 4) Eine 
Arreitanlegung fann in jedem Falle, und muß aladann, wenn ber Anfpruch oder 
der Arreftgrund nicht glaubhaft gemacht ift, von einer S. wegen der dem Gegner 
drohenden Nachtheile abhängig gemacht werden ($ 801). Andererſeits fann der 
Schuldner dur ©. ein Recht auf Aufhebung des Arreftes erwerben ($$ 803, 807), 
und das Gleiche gilt bei einer einftweiligen Verfügung des $ 818. Endlich fann 
das Gericht auch in dem Urtheil über die Rechtmäßigkeit eines Arreſts deſſen Be— 
ftätigung, Abänderung oder Aufhebung an eine von der einen bzw. andern Partei 
zu leiftende Sicherheit fnüpfen ($ 805). — Dagegen ift die im Gem. Recht anerkannte 
©. für die Fortjegung des Prozeßverfahrens hinweggefallen und diejenige für die 
gefährdete Volljtrebarkeit des Urtheils in das Vermögen des Schuldners durch den 
Arreſt erjeßt worden. — Als Mittel zur ©. verlangt $ 101, abweichend vom 
Gem. Recht, welches Bürgen (1. 7. D. de stip. praet. 46, 5) oder Piand geftattete, 
grundfäglich Hinterlegung in baarem Gelde oder in jolchen Werthpapieren, welche 
nach richterlichem Ermefjen eine genügende Derung gewähren. Nur wenn die Par— 
teien es anderö vereinbart haben oder die CPO. eine nach freiem Ermeſſen des 
Gerichts zu bejtimmende Sicherheit zuläßt (SS 801, 805, 807), können auch jonjtige 
Dedumgsmittel benugt werden. Die Behörde, bei welcher die Hinterlegung erfolgt, 
bejtimmt fich nach den Landesgefegen. ©. darüber den Art. Depofition. Daſelbſt 
it auch das an den hinterlegten Sachen entjtehende Rechtsverhältniß näher bezeichnet. 
Das Verfahren ift für den Fall des vom Bellagten geitellten Verlangens nad) 
©. wegen der Prozeßkoſten in den SS 104, 105 geregelt. Danach Hat das Gericht, 
und zwar nach mündlicher Verhandlung (8 248), dem Kläger eine Frift zur ©. 
anzuberaumen. Nach Ablauf der Friſt ergeht auf Antrag des Bellagten, wenn die 
©. bis zur Entjcheidung nicht erfolgt ift, die lebtere dahin, daß die Klage für zurück— 
genommen zu erklären, bzw. in höherer Inſtanz daß das Rechtsmittel des Klägers 
zu verwerfen. Stellt fich die geichehene S. ala unzureichend heraus, 3. B. wegen 
Sinkens der Werthpapiere, jo kann eine weitere Sicherheit verlangt werden. Diefe 
Regeln find analog auch auf die übrigen Fälle der ©. zur Anwendung zu bringen. 
Doch ift eine mündliche Verhandlung keineswegs vor jeder Auferlegung einer ©. 
erforderlich und das Präjudiz, unter welchem die S. aufzuerlegen ift, wird fich in 
den übrigen Fällen regelmäßig dahin bejtimmen, daß die Vergünftigung, welche von 
der ©. abhängig gemacht ift, beim Ausbleiben der letzteren dem Antragjteller nicht 
zu Theil werde. 

Lit.: Für bad Gem. Recht: a — Die — bon ben Kautionen, in Linde's 
zeitiär. f ivilreht und Proz., Neue Folge ‚7,10. — Für das Recht ber Ara 

ie Kommentare zu derſelben und Sitting, & 


Sicherheitsleiſtung fennt der —— (John, Th. I Suppl. z 35) 
als Beichaffung einer Gewähr, namentlich einer vermögensrechtlichen, entweder für 
die künftige Verriedigung eines bereits beftehenden oder möglicherweije künftig ent— 
ftehenden Anſpruchs oder für die Vornahme oder Unterlaffung einer bejtinmten 
Handlung. Die Deutjche Strafprogeßgejehgebung kennt I. ala ©. für die künftige 
Beiriedigung von Anfprüchen 1) den Vorſchuß für Gerichtskoſten bzw. 
Auslagen, welchen der Staat im Verfahren auf Privatanklage vom Privatkläger 
oder Rechtämittelfläger für das Verfahren bzw. die Inſtanz oder vom Antragfteller 
bei Handlungen, welche mit Auslagen verbunden find, fordert, und welchen er jelbit 
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bei BVerurtheilung des Gegners in die Koften nicht zurückzahlt, wenn der Anſpruch 
der Gerichtäfaffe auf dem entiprechenden Betrag zu Recht beitehen bleibt; 2) der 
Borihuß, welchen bei öffentlicher Anklage der Angeklagte den für die Kauptver- 
handlung unmittelbar von ihm geladenen Zeugen und Sachveritändigen Tür Reife: 
kojten und Verſäumniß baar anbieten oder auf der Gerichtäfchreiberei hinterlegen 
muß, um fie zum Gricheinen zu verpflichten; 8) die ©. für die Prozeßkoſten 
aller Inftanzen, welche ausländiiche Privatlläger, wenn fie nicht auf Armen- 
recht Anſpruch haben oder nicht Gegenjeitigkeit ftattfindet, dem Staate wie dem 
Beichuldigten zu einem vom Gericht nach Ermeſſen feſtgeſetzten Betrage binnen einer 
eventuell vom Gericht anzuordnenden Frift mittels Hinterlegung von Geld oder 
MWerthpapieren zu leiften haben, widrigenfall® die Anklage ala zurüdgenommen an- 
gejehen bzw. die Berufung verworfen werden joll. Wenn im Giv.Prz. die Zurüd- 
nahme der Klage ihrer Wiederanftellung nicht entgegenftehen würde, jo ift Die 
MWiederanftellung einer zurüdgenommenen Privatllage im Strafßrz. durch $ 432 
der StrafPD. und deſſen Motive zu unbedingt ausgeichloffen , als daß davon eine 
Abweichung zuläffig erichiene, zumal die Verweifung auf die Beitimmung der CPO. 
über die Friſt zwar wol als eine Verweifung zugleich auf die unmittelbare Folge 
ihrer Verſäumniß, aber nicht ohne Weiteres auch auf deren Folgen zu erachten it; 
4) die ©. für die Koſten des Verfahrens über die Verpflichtung der Staats— 
anmwaltichaft zur Erhebung der öffentlichen Klage und des fich aus diejer ergebenden 
Verfahrens über die Hauptjache, welche dem Antragiteller zu Gunſten der Staats 
fafle wie des Beichuldigten vom Oberlandes- bzw. Reichägericht binnen Friſt zu 
beichaffen auferlegt werden kann, mit deren Verfäumniß der Antrag für zurüd- 
genommen zu erklären ift. Eine Erneuerung des Antrags binnen der etwa nod 
laufenden Antragsfrift dürfte, da der Antrag die Bedeutung eines Surrogats der 
fubfidiären Privatanklage hat, nad) Analogie der Zurüdnahme der Privatanklage 
auch Hier auszuſchließen ſein. I. Al ©. für die Vornahme oder Unterlaffung 
gewiffer Handlungen jchreibt die Deutiche StrafP OD. vor: 1) die ©., gegen welde 
Auffhiebung der Bollftredung von Freiheitsjtrafen, mögen fie an 
die Stelle von Geldftrafen gejeßt oder unmittelbar erkannt jein, von der voll: 
ſtreckenden Behörde für einen Zeitraum von höchſtens vier Monaten gewährt werden 
fann. Die ©. erfolgt für Siftirung nach Ablauf der Friſt; ihre Form hängt vom 
Grmeffen der Behörde ab, jo daß auch bloßes Handgelöbniß zuläffig erichernt, 
vom gleichen Ermefjen bzw. auch ihr Betrag. 2) Die ©. zum Zwed der Ber: 
ihonung mit Unterfuhungshaft, aljo zur Abwendung derjelben und, wenn 
fie ſchon verwirklicht ift, zu ihrer Aufhebung. Abgeſehen vom ficheren Geleit (vgl. 
d. Art. Geleit), bei welchem fie jchon früher möglich ift, Hat fie ihre regelmäßige 
Veranlaffung in der Anordnung oder dem Beitehen der Unterfuchungshait, iſt aber 
nur zuläffig, wenn allein Fluchtgefahr Grund derjelben ift, nicht aber wo der Haft: 
befehl wegen Ausbleibens in der Hauptverhandlung oder wegen Kollufionsgefabr 
abgegeben und letztere nicht befeitigt ift. Ihre Veranlaffung bringt es mit fich, 
daß fie in den meiſten Fällen vom Inhaftirten oder feinen Angehörigen und freunden 
angeboten werden wird. Aber im StrafPrz. tritt die Verhandlungsmarime zurüd, 
und es fteht nichts im Wege, kann ſogar einfach Gerechtigkeit gegen den Jnhaftirten 
jein, daß der Richter auf die Zuläffigkeit der ©. aufmerffam macht. Die Ent 
jcheidung über Zulaffung der ©. fteht natürlich bei dem Nichter oder Gerichte, 
welchem die Entjcheidung über die Unterf uhungshait (vgl. diefen Art.) zufteht. Die 
Zulaffung entfcheidet fich nicht danah, ob die ©. jede Annahme einer Fluchtgefahr 
bejeitige, jondern danach, ob fie allein oder in Verbindung mit anderen Umftänden 
eine genügende Wahrjcheinlichkeit für die jederzeitige freiwillige Geftellung des Frei⸗ 
zulaſſenden in der Unterfuchung und zur Uebernahme der zu erwartenden Straie 
begründe. Demgemäß hat der Richter, wie v. Holtendorff hervorhebt, einerjeit? 
die Wahricheinlichkeit einer Verurtheilung, die Schwere des angejchuldigten Vergehens, 
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die Art und das Maß der vermuthlich verwirkten Strafe zu erwägen, andererjeits die 
Berhältniffe der S., welche, wenn Ausländer oder Perfonen, die fich nicht ausweiſen 
fönnen, wegen bloßer Uebertretung verhaftet find, jchon allein die Fluchtgefahr 
aufwiegen fann, deren Wertd auch die Leiſtung durch nahe Verwandte oder 
durch angejehene und ehrenhafte andere Perjonen verftärken kann, ferner die Un— 
beicholtenheit, die perfönliche Vertrauenswürdigkeit des Inhaftirten, welche auch durch 
Selbjtanzeige des vorgeworfenen Vergehens erhöht jein fann, feine Anjäffigkeit, jeine 
Vermögens, feine Yamilienverhältniffe, die nicht Jeder ohne Weiteres im Stich läßt. 
Iſt Hiernach für die Zulaffung der ©. zu entjcheiden, jo fönnen diejelben Verhält- 
niffe auch für die Beitimmung ihres Betrages maßgebend fein, der für den In— 
haftirten und feine Imterzedenten nicht in unerfchwinglicher Höhe oder zu ihrem 
Vermögensruin, ſondern in billiger Berüdfichtigung ihres Vermögensſtandes feft- 
zufeßen ift. Die Form der ©. kann in Hinterlegung von Geld oder Werthpapieren, 
ausländijchen wie inländijchen, in Piandbeitellung oder in Bürgſchaft beftehen. Auch 
über fie entjcheidet das richterliche Ermeifen, welches hier gleichjalls zu bedenken hat, daß 
Vertrauenswürdigkeit des Inhaftirten ihn zuverläffige Bürgen finden lafjen kann, 
dagegen nicht Jeder baares Geld oder Werthpapiere befit oder aufzubringen vermag. 
©. theilweife durch Hinterlegung von Werthen, theilweije durch Bürgjchaft ift zwar 
mit dem Gejeße verträglich, kann aber die Verhältniſſe erſchweren, umd ift darım 
möglichjt zu vermeiden. Bei einer Mehrheit von Bürgen ift Solidarhaft nicht vor- 
geichrieben, Theilhaftung daher zuläffig. Die Einrede der Vorausflage ijt, weil der 
Inhaftirte nicht Für eine Vermögensſchuld Haftet, nicht begründet. Im Fall der 
Zulaffung zur ©. übernimmt der Inhaftirte die Pflicht, fich der Unterfuchung und 
dem Antritt der erkannten Freiheitsftrafe nicht zu entziehen bzw. als Ausländer 
auch dem jonftigen Inhalt des Urtheils Folge zu leiten, ferner auf an ihn ergangene 
Ladung zu erjcheinen, weshalb im Nuslande wohnhafte Inhaftirte auch eine im 
Gerichtäbezirt wohnhafte Perfon für Zuftellungen bevollmächtigen müſſen. Die ©. 
ift demnach cautio judicio sisti und judicatum solvi. Die ©. hat feine bedingungs- 
oje Freilaffung zur Folge. Wiederverhaftung bat einzutreten, wenn der Entlafjene 
Anitalten zur Flucht trifft, auf an ihn ergangene Ladung ohne genügende Entjchul- 
digung ausbleibt oder neu hervorgetretene Umftände, 3. B. Kollufionen, neue Ver— 
dachtögründe, neue ermittelte ſchwerere Vergehen fie fordern, nicht aber wegen theil- 
weijer Entwerthung der ©., e8 fei denn, daß lettere alleiniger Grund der Freilaſſung 
geweſen wäre oder die Entwerthung eine erhebliche ift und durch fie bei den vor— 
handenen Umftänden die Yluchtgefahr wieder erheblich erhöht wird. Die Sicherheit 
wird, was auch durch eine fürmliche Enticheidung feitgeftellt werden kann, ipso jure 
frei, wenn der Entlafjene bei demfelben Gerichte in derjelben oder in anderer Sache, 
wie mit v. Holtzendorff anzunehmen ift, zur Haft gebracht, oder der Haftbefehl 
unmittelbar oder mittelbar durch Ginftellung des Verfahrens, Freiſprechung und 
bzw. durch Erkennung anderer ala Fyreiheitäftrafen aufgehoben tft, oder die erfannte 
Freiheitsſtrafe angetreten wird, alfo der Beichuldigte fich der vollitredtenden Behörde 
geftellt hat, oder wenn er während des Verfahrens jtirbt. Auf Freigebung der ©. 
ift zu erkennen, wenn der Beichuldigte fich Zwecks Befreiung derjelben zur Wieder- 
verhaftung geftellt hat, oder von jeinen Interzedenten, denen dazu, jo lange der 
Verfall der Sicherheit noch nicht erkannt ift, eine Friſt vorgejchrieben werden kann, 
geitellt wird, oder wenn diefe von Thatſachen, welche den Beichuldigten der Flucht- 
abficht verdächtig machen, dem Gericht oder bei Gefahr im Verzuge einer zur vor 
läufigen Feſtnahme berechtigten Behörde jo zeitig Anzeige bejchaffen, daß die 
Verhaftung bewirkt werden kann, worüber, wie Löwe bemerft, der Strafrichter 
enticheidet.. Die Sicherheit verfällt der Gerichtsfaffe, wenn der Bejchuldigte fich der 
Unterfuchung oder dem Antritt der erkannten Freiheitsſtrafe durch Flucht oder 
Verborgenhalten oder ſonſtwie entzieht, alſo nicht jchon, wenn er blos auf eine 
Ladung ausgeblieben iſt. Der Verfall tritt, weil den Interzedenten eine Gejtellungs- 
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frift gewährt werben darf, nicht ipso jure ein, jondern erſt mit der Enticheidung, 
iſt alſo ausgejchloffen, wenn der Beichuldigte ſich vor derjelben jtellt oder durd 
feine Interzedenten gejtellt wird, nicht aber, wo er auf Veranftaltung der Behörden 
ergriffen wird. Bor der Enticheidung find der Beichuldigte, der im Wall der Ab— 
wejenheit, wie Löwe bemerkt, nach $ 40 der StrafPD. zu laden ilt, und feine 
Interzedenten zu einer Erklärung aufzufordern. Gegen die GEntjcheidung, welche 
bezüglich der Anterzedenten einem vorläufig vollftrekbaren Givilurtheil gleichgeitellt 
ift, fteht den Betheiligten, aber ebenſo auch der Staatsanwaltichaft die Beichwerde 
zu. Bor der Entjcheidung über die Beichwerde, welche für die Interzedenten nad) 
Ablauf der Beſchwerdefriſt einem rechtöfräftigen Givilurtheil gleichjteht, iſt den 
Betheiligten und der Staatdanwaltichait Gelegenheit zu kontradiktoriſcher mündlicher 
Derhandlung über ihre Anträge und über ftattgehabte Ermittelungen zu geben. — 
Nach der Defterreihiichen StrafPO. kann der Unterfuchungsrichter den Beſchul— 
digten gegen einfaches Gelöbniß, die Unterfuchung nicht zu vereiteln und fich nicht 
zu entfernen oder zu verbergen, entlaffen; bei der Rathskammer kann der Beichuldigte 
Entlaffung gegen Bürgjchaft oder andere Realkaution und zugleich jenes Gelöbnik 
fordern, wenn es fich nicht um ein Verbrechen handelt, welches mit mindeitens fünf 
Jahren Kerker bedroht ift; die zweite Inſtanz kann fie nach Ermeffen auch in jolchem 
Falle bewilligen. Die Beichwerde der Staatsanwaltichaft gegen den Bejchluß der 
Rathskammer ift bei Verluft des Suspenſiveffekts binnen drei Tagen anzubringen. 
Der durch die ftrafbare Handlung Beichädigte endlich hat ein Recht auf Befriedigung 
aus der verfallenen Kaution. 


Quellen: a e Stra 88 117 ff., 174, 219, 419, 436, 488; Motive, ©. 73 fr. 

‚229; Prot. db. Rei 3 eh ion, ©. 151 ff, 1130 ff. — Zenit e CRD. gs 101 

. — Deutides „Gerichtstoftengeich vd. 16 guni 1878, 88.83 fi. — Dehterr. 
StrafPO. ss 191 ff. — Code d’instr. art. 91, 94, 113 ss. (Loi 14 juillet 1865). 

Lit.: Bauer, Lehrb, $ 74. — Heinze, R. N ———— — ©. 35. — Hirte 


Kautionen im Strafßrz. — Bene: —— S. 161. — v. en 
borff, Handbuch des StrafPrz.R., 364 ff. — Komment. zur Deutichen Eirefp Ll. 
von Löwe, d. Schwarze, Doitus u A. KH. Wiebing. 


—— des Beweiſes. Die Deutſche CPO. hat das im Gemeinen 
Prozeß ausgebildete Inſtitut des ſog. Beweiſes zum ewigen Gedächtniß (probatio 
in perpetuam rei memoriam), deſſen Zweck es war, die Parteien vor dem Verluſte 
- eine Beweismitteld zu fichern, che es zum Prozeß oder wenigjtens zum Beweis 
verfahren kommen konnte, unter der angegebenen Bezeichnung aufgenommen. — Ein 
Verfahren zur ©. ift ftatthaft behufs Einnahme des Augenfcheines, der Vernehmung 
von Zeugen und Sachverftändigen, falls die Bejorgniß obwaltet, daß das Beweis- 
mittel verloren geht (dev Zeuge ftirbt) oder feine Benugung erſchwert wird (der 
Zeuge nach Auftralien auszumandern beabfichtigt)., Das Gejuh um Einleitung des 
Verfahrens hat den Gegner, die Thatjachen, über welche Beweis erhoben werden 
joll, und die Beweismittel zu bezeichnen, jowie den Grund, welcher die erwähnte 
Bejorgniß rechtfertigt, anzugeben, auch ift der lehtere glaubhaft zu machen. Nur, 
wenn der Gegner damit einverjtanden ift, fann das Gericht die Beweisaumahme 
auch ohne Vorliegen der Bejorgniß eines Berluftes der Beweismittel anordnen. 
Das Gefuch ift jchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtäfchreibers anzubringen; bei 
ihon begonnenem Prozeß bei dem Prozeßgericht, amderenfall® bei demjenigen 
Amtsgericht, in deffen Bezirk fich die zu vernehmenden Perfonen oder zu befichtigenden 
Gegenjtände befinden. Ueber das Gejuch kann ohne mündliche Verhandlung ent 
Ichieden werden. Nur bei Ablehnung defjelben iſt die Beſchwerde gegen den Gerichts⸗ 
beſchluß ſtatthaft. Bei Zulaſſung der Beweisaufnahme wird ein Beweisſtermin 
angeſetzt und in dieſem mit der Beweisaufnahme nach den gewöhnlichen Regeln 
vorgegangen, auch das Ergebniß protokollirt. Zu dem Termin hat der Beweis— 
führer, wenn angänglich, den Gegner unter Zuftellung des Beichluffes und einer 
Abſchrift des Gejuches jo zeitig zu laden, daß dieſer feine Rechte wahrzunehmen 
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vermag. Die Unterlaffung der Ladung hindert aber die Beweisaufnahme nicht. 
Die aufgenommenen Protokolle werden bei dem Gericht aufbewahrt, bis fie jpäter 
gebraucht werden. Jede Partei hat dann das Recht, fie zu benußen. War 
aber der Gegner in dem Termine nicht erjchienen, jo fann der Beweisführer dies 
nur unter der VBorausjegung thun, daß der erjtere rechtzeitig geladen war oder er 
jelbit glaubhaft macht, daß die Ladung ohne fein Berjchulden unterblieben oder 
nicht rechtzeitig erfolgt ift. — Ohne Bezeichnung eines Gegners ift das Gefuch auf 
©. nur dann zuläffig, wenn der Antragjteller glaubhaft macht, daß er ohne jein 
Berihulden außer Stande ift, einen Gegner anzugeben (3. B. wenn bei einem 
Beweije über einen angerichteten Schaden der Thäter fich nicht ermitteln läßt). 
Bei Zulaffung der Beweisaufnahme kann das Gericht in folchen Fällen dem 
unbefannten Gegner zur Wahrnehmung feiner Rechte einen Vertreter bejtellen. 
Ueber die Tragung der Koften des Verfahrens bejtimmt die CPO. nichte. Der 
Antragjteller hat indefjen nach dem Gerichtäfoftengejeg die erforderlichen Vorſchüfſe 
zu leiten. Ob er dieje und die ihm jonft entjtandenen Koften in dem Prozeſſe, in 
welchen die Beweisprotofolle gebraucht werden, erjtattet verlangen kann, hängt davon 
ab, ob diejelben im gegebenen Fall ala nothwendig für eine ziwedentiprechende Rechts— 
verfolgung oder Rechtsvertheidigung zu erachten find. 

Quellen: Deutſche CPO. 88 447—455, 87. — Deutſches Gerichtskoſtengeſetz SS 81, 84 

P. Hinſchius. 


Sichtwechſel ijt ein gezogener oder eigener Wechjel, deſſen Zahlungszeit da- 
durch beftimmt ift, daß der SKontert des Wechſels in wechjelmäßig üblicher Weiſe 
andeutet, die Wechjelfumme werde entweder jofort bei VBorzeigung, Präfentation (d. i. 
©. im engeren Sinne, reiner S., Wechjel auf Sicht) oder bei Ablauf einer im 
Kontert des Wechſels genannten Frift, deren Lauf mit der Vorzeigung beginnt 
(Nachjichtwechjel, zu den ©. im weiteren Sinne gehörig, auch Zeit-S. genannt), 
bezahlt werden. Das Charakteriftiiche des ©. ift demnach die eigenthümliche Art, 
in welcher die Zahlungszeit im Mechjelbriefe angegeben ift; es gejchieht dies in einem 
©. durch die Worte: „bei —“, „auf —“, „nach—“, „gegen Sicht“, oder „bei 
Vorzeigung“ u. dgl., „a vista®, „a vue“, im Engl.: „at sight‘‘, wenn drei Refpeft- 
tage zugelafjfen werden, d. h. wenn der Wechjel am dritten Tage nach der erjten 
Präfentation nochmals vorgezeigt und dann erjt bezahlt werden joll, dagegen „on 
demand‘‘ oder „on presentment‘‘, auf Anforderung, d. h. zahlbar auf Sicht ohne 
Zulaffung von Reſpekttagen (j. hierüber v. Wächter a.a. O. ©. 898), A piacere, 
„auf Verlangen“, „nach Belieben” (nicht aber: „auf Kündigung“). In Zeit oder 
Nach-S. wird die Zahlungszeit durch die Angabe einer beftimmten Friſt, die nach 
dem erjten VBorzeigen des Wechſels verlaufen muß, um den MWechjel zahlbar zu 
machen, mit den Worten feftgefeßt: „ . . . . Tage (Wochen, Monate ıc.) nad 
Sicht“, „ - . . . nach PVorzeigung“, „A. . . un ou plusieurs jours (mois, usan- 
ces) . ... de vue“, „... after sight‘‘. Uebrigens ijt ald ©. auch ein präjudizirter, 
mit Nachindofjament verjehener Tag- oder Datowechjel zu behandeln (Entjch. des 
ROHGG. Br. VI. ©. 99 ff.). 

ALS juriftifche Folge der erwähnten Eigenthümlichkeit des ©. ergiebt fich zunächſt die 
Verpflichtung, die Zeit-©. (Nach-S.) zur Annahme zu präfentiren. Während näme 
lich der Inhaber eines Wechſels (abgejehen von den Domizilwechſeln, j. diefen 
Art.) nicht verpflichtet it, den Wechſel befonder® zur Annahme zu präfentiren, 
müfjen die Nach-S., bei Verluft des wechjelmäßigen Anſpruchs gegen die Indofjanten 
und den Ausfteller, nach) Maßgabe der bejonderen im Wechſel enthaltenen Bejtim- 
mung und in Grmangelung jolcher binnen zwei Jahren nad) der Austellung zur 
Annahme präjentirt werden; ift von einem Indoffanten auf einem ©. eine befondere 
Präjentationgfrift vorgefchrieben, jo erlifcht die Regreßpflicht dieſes Indofjanten, wenn 
der S. nicht innerhalb der von ihm geſetzten Frift zur Annahme präfentirt worden 
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ift. Ausländiſche S. werden bezüglich der Präfentationsfrift nach dem Recht des 
Ausftellungsortes behandelt, jelbft wenn fie im Inlande ‚Indofjamente erhielten. 
it bei der hiernach erforderlichen Präjentation des ©. fein Accept oder fein 
datirtes Accept zu erlangen, jo muß der Inhaber, bei Verluft des Wechjelregrefjes 
gegen Indoffanten und Ausfteller, die rechtzeitige Präfentation durch einen noch in 
nerhalb der Präfentationsfrift erhobenen Protejt Teititellen laffen; der Tag der ‘Pros 
tefterhebung gilt in diefem Falle für den Tag ber Präfentation ; ift die Proteft- 
erhebung unterblieben, jo wird gegen den Acceptanten, welcher die Datirung feines 
Accepts unterlaffen hat, die Verfallzeit des ©. vom lebten Tage der Präfentations- 
frift an gerechnet, und zwar ohne daß der Nachweis, die Präfentation habe zu einer 
anderen Zeit ftattgefunden, zugelaflen ift (Entich. des ROHG. Bd. XX. ©. 173). 

Was die Verfallzeit der ©. anlangt, jo beftimmt die WO., daß ein auf Sicht 
geitellter Wechſel (reiner ©.) bei Vowgeigung — und als jolche hat auch die Ein 
flagung zu gelten (Entſch. d. ROHG. Bd. V. ©. 315, 373; Bd. XIV. ©. 30) — 
fällig ift; ein folchder ©. muß bei Verluft des wechjelmäßigen Anſpruchs gegen die 
Indofjanten und den Ausjteller, nach Maßgabe der bejonderen im Wechjel enthal- 
tenen Beſtimmung und in Grmangelung derjelben binnen zwei Jahren nach der 
Ausstellung zur Zahlung präfentirt werden. 

Hat ein Indoſſant auf einem Wechjel diefer Art feinem Indoſſamente eine be 
ſondere Präfentationsfrift hinzugefügt, jo erlifcht feine wechjelmäßige Verpflichtung, 
wenn der Wechſel nicht innerhalb diefer Friſt präfentirt worden iſt. 

Hiergegen tritt bei Nach-S. die Verfallzeit ein: a) wenn die Friſt nad) 
Tagen beitimmt ift, an dem letzten Tage der Friſt; bei Berechnung der Friſt wird 
der Tag, an welchem der nach Sicht zahlbare zur Annahme präfentirt ift, nicht 
mitgerechnet ; b) wenn die Friſt nach Wochen, Monaten, oder einem, mehrere Mo- 
nate umfaffenden Zeitraume (Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr) beſtimmt it, an dem- 
jenigen Tage der Zahlungswoche oder des Zahlungsmonats, der durch feine Benen- 
nung oder Zahl dem Tage der Präfentation entipricht; fehlt diefer Tag in dem 
Zahlungsmonate, jo tritt die DVerfallzeit am letzten Tage des Zahlungsmonats ein. 

Der Ausdruck „halber Monat“ wird einem Zeitraume von 15 Tagen gleich: 
geachtet. Sit der Wechiel auf einen oder mehrere ganze Monate und einen halben 
Monat geftellt, jo find die 15 Zage zuletzt zu zählen. 

Endlich ijt bezüglich der juriftiichen Eigenthümlichkeiten der ©. zu bemerken, 
daß durch die Einrichtung von jog. Kaffirtagen (WO. Art. 93) die Zahlungszeit 
beim reinen ©. nicht aufgehoben werden kann; Reipekttage (WO. Art. 33) finden 
jelbitverftändlich bei S. ebenfowenig wie bei anderen Wechjeln na Deuticher WO. 
jtatt. Ueber ©. ala Rückwechſel j. diefen — 

Quellen: Allg. Deutſche WO. Art. 4, Bil 1er, — e de comm. 
art. 122 und Franzöſ. Ge. vom 3. — — —F— Inop6- A. S. 31; 
a XL » XIV. 30; XVI. 346; XX. 173; XXIII. 109. 

git.: THÖl, 5 I. Theil: rs, 4. Aufl, $ 39. = Wädter, En: 
lopäbdie d. W.R. 1880, ©. 882—8 Gareis. 


Sidney, Algernon, & 1622, Mitglied des High Court of Justice, in Folge 
des Rye-House-Plot verhaftet und troß mangelhafter Beweiſe verurtheilt, 7. XL. 
1 hingerichtet. 

Er ſchrieb: Discourses conc. — Lond. 1698, ed. Hollis 1772 (eutſch von 
Erhard, Lpzg. 1794). — Sidne —— Lond. 1825. 

@it.: Grey, Secret hist. of the Rye-House-Plot and of Monmouth’s rebellion, Lond. 
1754. — u. Life and Times of A. S., Lond. 1873. — Mohl, 1, 327, 
Walter, Naturrecht, $$ 52, 560. — Ahrens, Naturrecht, (6) 1870, g 88. —5 

Teichmann. 


Siebdrat, Guſtav Albert, 5 2. II. 1806 zu Leipzig, wurde 1828 Ad- 


vofat, 1829 Dr. jur., 1835 Appellationsrath in Zwidau, 1843 Oberappellations 
rath in Dresden, 1849 Geh. Juſtizrath, 1872 penftonirt, F 17. I. 1876. 





Siegel — Sieyes. 6883 


Schriften: De dominio epistolarum, Lips. 1829. — Rriminaliftiiche — * (mit 
dem —— Weimariſchen Mini ter d. Mepdorf, Zwidau 1836 ff., fortgeführt ala „Jahr: 
gr bez. „Neue —— für Sächſiſches Strafrecht“ von Held und Fr. Odlar 

dwarze bis 1 — ge > uch für —— (mit G. 3 Held), Leipzig 
— — Stra Dealer Sind Kir Sadjen v. 11. Aug. 1855, Leipzig 1862. 
ter, Das tgl. Sächfiſche und das Ehüringeiche Stuttg. 1857, 
S. 9 se; "Derjelbe, Beilagen, 1877, ©. 163, 167. — Berner, Stratgen ebung, 1867, 
©. 105, 320. mann. 


Siegel, Joh. Gottlieb, & 1699 zu Kloſter Heßlar, wurde 1720 Doktor, 
1734 Advokat in Leipzig, Profeffor, Konfulent der Kaufmannſchaft, 1741 Syndikus 
der Univerfität, 7 1755. 

Schriften: Princ. jur. feud., Lips. 1738, 1746. — Tract. de litteris investiturarum, 

1m 1739. — Corp. jur. cambialis, Lips. 1748, fortgefeßt von Uhl 1758, 1764, 1771, 
1786. — Ginteitung zum Wechſelrecht, 1748, 8 3. Auflage 1713. — Vorfichtiger Wechielgläu: 


biger, Seipai paig 172 
— Lexikon XIII. 154—157. — Hartmann, Das Deutſche Wechſelrecht, 
Bel. 1809, S. 4 4, 98, 94, 95. Teichmann. 


Siegmann, Georg, & 1. XI. 1813 zu Leipzig, 1851 Appellationsrath bei 
dem Appellationsgericht zu Bauten, langjährigeg Mitglied des vormaligen königlich 
Sächſiſchen Oberappellationägerichts zu Dresden, welchem er jeit 1854 ala Hülfs— 
arbeiter, jeit 1859 als Rath, jeit 1875 ala zweiter PVizepräfident angehörte, 
5. XII. 1873 von der Juriftenfatultät zu Keipzig zum Ehrendoktor ernannt, 
erwarb fich befondere Verdienfte um die theoretische Durcharbeitung und praftifche 
— des Grund» und Hypothekenrechts, T 17. VIII. 1877. 

a7: More Das kgl. Sächſ. Grund: und RL Säctiide Geipaig 1861. — Die fol. 
—* u efenordnung, Leipzig 1872. — Das kgl. Sächſiſch —5 san. nad dem 
bürgerlichen Gejeßbuche t das Önigreich nen, Leipzig 1865 bed Deutichen 
Hppothefenrechtes, herausgegeben von v. Meibom. — Abhendlungen übe über ee Rechts: 
materien in den Annalen des tal. Dr —— —— ee alte 
= L F —— 385 4 I ©. 9— aM ©. 


Samm. 


Siegwart-Müller, Konftantin, 5 1801, wurde 1828 Fürſprech in Alt- 
dorf, 1835 erfter Staatsjchreiber in Luzern, 1841 Mitglied des Regierungsrathes, 
Schultheiß und Präfident der Schweizeriſchen Tagſatzung 1844, floh im Sonder- 
bundafriege 1847 nach Mailand, lebte in München, Sigmaringen, Köln, im Elſaß, 


fehrte 1857 zurüd, T in Altdori im Jahre 1869. 

Er ſchrieb (neben anderen geichichtl. en : Nothwend. und Aufrechthaltung der Ehe 
und Beitrafung der Unzucht im Staate, Luz. — Tas Strafredt der Kantone Uri, 
San, Unterwalben, Glarus, Zug umd — St. Gallen 1838. 

: dv. Mülinen, Prodromus einer Schweiz. Hiftoriographie, Bern 1874, ©. 183. — 
v. Sala, Handb. d . Deutichen Strafrechts (1871), I. 149. Teihmann. 


Siey6ß, Emanuel Joſeph, & 3. V. 1748 zu Frejus, wurde Generalvitar 
des Biſchofs von Chartres, 1788 Abgeordneter in Orleans, dann in der National- 
verfammlung, jtimmte für Louis’ XVI Hinrichtung, trat ins Direktorium ein, jpäter 
in den Senat, nach der zweiten Reftauration ald Königsmörder verbannt, zog fich 


bis 1830 nach Brüfjel zurüd, T 20. VI. 1836. 

Schriften: Essai sur les privilöges. — Qu’est ce que le tiers-&tat 1789, deutſch don 
Koppel, Dresden 1875. — Reconnaissance et exposition des droits de !'homme et du 
eitoyen, 1799. — Politiſche Schriften, 1796. — Theorie der Volksvertretung in der lonſtit. 
Monarchie G Riedel’s Bibliothek f. moderne —— u. ———— — 1843. 

Lit.: Bluntihli, Staats WortB. IX. 422. — Moh 
Beauverger, Etude sur S., Par. 1851.— Mignet, Hist. de K — — 
Portraits et notices hist. et litter., (4) 1877, 1. — ps Oelsner, Des opinions politi- 
a. du citoyen S., 1799. — Boulay de la Meurthe, Theorie constitutionelle de 8. 

ar. 1836. — Revue de legislation, 1851, 1 313—380. — Verge, Diplomates et publicistes, 
Par. 1856, p. 135—178. Zeihmann. 


684 Sigonius — Simon. 


Eigoniuß, GCarolus (Sigonio), 5 1524 zu Modena, wurde 1522 
Profeffor der jchönen Künſte in Venedig, 1560 in Padua, dann in Bologna, 
7 1584. 

Schriften: Regum, consulum ... fasti, Modena 1550; Venet. 1550; Oxf. 1802. — 
De nominibus Rom., Venet. 1553. — De antiquo jure civium Rom., Venet. 1560, ed. 
Franck Hal. 1728. — De judiciis 1. III, Bonon. 1574; Francof. 1593. — De re 
— — Bonon. 1564. — De republica Hebraeorum, 1582. — Opera, Mil. 

8it.: Muratori, Vita S. in ben Opera. — Biogr. göner. Vol. 43 (1864). — Vita 8. 
expl. Krebsius, Weilb. 1837; beutich fyrlf. 1840. Zeihmann. 


Eigurdfion, Jon, 5 17. VI. 1811 zu Rafnſeyri im äußerſten Nordweſten 
Islands, ftudirte in Kopenhagen, jehr thätig auf dem Gebiete der Philologie, Ar 
chäologie und Gefchichte, höchſt verdient als unermüdlicher Vertreter der Rechte feiner 
Heimath, ſeitens des Alldings des Jahres 1875 geehrt duch Gewährung eine 
Ehrenlohnes von jährlich 3200 Kronen, F 7. XII. 1879 zu Kopenhagen. 

&riften: Diplom. Island. 1857—76. — Samml. = erg Geſetze (zuerft mit Oddgeit 
—— n), 1853—77. — Om Islands statsretlige Forhold, 1855. 

it.: Maurer in ber Augsb. Allgem. St. Beilage Nr. 41 (1880), ©. 59359; 
Derielbe, Udsigt over de Nordgerm. Retskilders Historie, Kristiania 1878, S. 110; 
Derjelbe, Island, München 1874, ©. 472 u. b. — New-York Tribune v. 4. Jan. 1880. — 
Horn, Geſch. db. Lit. d. Skandinaviichen Nordens, Leipzig 1880, ©. 80. Zeihmann. 


Siméon, Joſeph Jeröme, Graf, & 30. IX. 1749 zu Wir, hervorragend 
als Advofat und Lehrer an der Univerfität Air, Mitglied des Rathes der 500, am 
18. Fructidor projfribirt, nahm fpäter am Konkordate und den Vorarbeiten dei 
Code civil Theil, wurde Staatsrath und Graf, organifirte in Weftfalen die Rechte 
pflege, unter der NReftauration Juſtiz-, dann Minifter des Innern, 1821 Pait, 
1832 Mitglied der Acad. des sciences morales, 1833 Präfident des Rechnungshoies 

19. I. 1842. 
t Lit: Nöllner, Die Deutichen Juriſten, KHaflel 1854, ©. 412—421. — Mignet, 
Portraits et notices hist. (4) 1877, p. 1- 48. — Le tribunal et la Cour de cassation 1379, 
p. 385. Zeihmann. 


Simon, Heinrich, & 29. X. 1805 zu Breslau, begann feine Laufbahn in 
Brandenburg 1827, wurde 1836 in Greiiswald angeftellt, ging nach Breslau, 
machte Reifen, 1841 und 1842 Hülfsarbeiter im Eichhorn'ſchen Minifterium, ging 
1843 nach Breslau, wo er Stadtgerichtsrath wurde, tritt für Unabhängigkeit des 
Richterftandes, nahm 1845 feinen Abjchied, 1847 wegen Majeftätsbeleidigung an 
geklagt, 1848 Führer der Volkspartei, Mitglied des Frankfurter Parlaments, flüch— 
tete nach der Schweiz, wo er fich anftedelte, ſeit 1851 in Zürich, wo er zum Dr. 
jur. von der Univerfität ernannt wurde, ertrank im Wallenjee am 16. VIII. 1860. 

Schriften: Ergänzungen u. Erläuterungen ber Preuß. Rechtsbücher durch Gejehgebung 
u. Rechtswiſſenſchaft (log. FFünf-Männerwert), Bresl. 1837—1839, 6. Ausg. 1873—80. — Die 
Derfafjung u. Berwaltung bed Preuß. Staates, Bresl, Berl. 1840- 1854. — Allgem. Preuß 
Staatsrecht, Brest. 1844. — Die Preuß. Richter u. die Gejeke v. 29. März 1844, 2. Ausg 
mit Nahwort an Kamptz. — Altenſtücke zur neneften Geſch. der Preuß. Polizei, Leipzig 
1847. — Erinnerungen an bad Min. Wöllner, Leipz. 1848. 

git.: Jacoby, H.S., Berl. 1865 (editio incastigata, castigata). Teihmann. 


Simon, Ludwig, 5 1810, wurde Advofat zu Trier, 1848 in die National: 
verjammlung gewählt, wo er der äußerjten Linken angehörte, einer der jchlagiertigiten 
und jeurigjten Redner des Frankfurter Parlaments, ging auch nach Stuttgart, entfloh 
im Juli 1849 nad) der Schweiz, wegen Hochverraths in contumaciam zum Tode 
verurtheilt, 1855 nach Paris, wo er 1866 ein eigenes Bankgejchäft gründete, 1870 
nach der Schweiz, F 2. II. 1872 zu Montreux. 

Er jhrieb: Aus dem Erile, Giehen 1855. 
Lit.: Haym, Die Deutſche Nationalverfammlung, IL 10, 12, 3138—815; II. 13, 34, 
35, 39, 43, 84, 117, 121, 123, 125—127, 136. Zeihmann. 


Simoni — Simulation. 685 


Simoni, Alberto de, 5 3. VI. 1740 zu Bormio, wurde durch Napoleon’8 
Ernennung Mitglied des Istituto Italiano di lettere, scienze ed arti, 1804 Appell- 
richter im Departement „di Lario“, dann Präfident, 1807 Rath am Kaſſationshof, 
+ 30. L 1822 in Morbegno. 

Schriften: Della donazioni fra vivi, Lugano 1783. — Del diritto pubblico di conve- 
nienza politica, Como 1817. — Saggio critico, storico e filosofico sul diritto di natura e 
delle genti, Milano 1822—24. — Del furto e sua pena, Lugano 1776, Milano 1823, per 
Felice Turotti Mil. 1854 (in ber Biblioteca scelta del foro criminale Italiano, Vol. v — 
Della ragione d'esigere il denaro al corso del tempo, Brescia 1776. — Divisione della 
terra, Como 1777. — Prospetto storico apologetico del governo della Valtellina, Como 
1791. — Dei delitti considerati nel solo effeto ed attentati, Como 1788, Milano 1818, 
1830, per Felice Turotti, Milano 1854 (in der Bibl. scelta, Vol. VI). 

git.: Nypels, Bibl. N. 315 (pag. 32). — ®Biogr. von Turotti vor dem Wert Del 
furto p. 9—72. (Turotti, La mente di A. de S. giureconsulto, Mil. 1855). — ee 
Biogr. degli Ital. illustri, 1. 258. — Wurzbad, II. 253. — Cantü, Storia della cittä 
e diocesi di Como. — Romagnosi in ber Biblioteca italiana. Zeihmann. 


Eimulation Heißt diejenige Willenserklärung, durch welche man mit Vor— 
bedacht etwas Anderes ausdrüdt, ala man denkt. Der Nechtöverfehr unter den 
Menſchen ermöglicht fich nur dadurch, daß die Erklärung des Willens mit dem 
Dajein defjelben übereinjtimmt; eine folche Uebereinjtimmung wird daher bei einer 
jeden auf Rechtswirkung gerichteten Aeußerung eines vernünftigen Menſchen an— 
genommen. Wer aljo einen Widerſpruch zwifchen dem, was erklärt, und dem, was 
gewollt ijt, behauptet, muß ihn beweijen. In neuerer Zeit ift diefer Sat bejtritten 
und ftatt deifelben der Grundſatz aufgeftellt worden, daß nicht der Wille des Er— 
£lärenden entjcheidend jei, jondern dasjenige, was feinem Kontrahenten in berechtigter 
Weiſe als wirklicher Willensausdruck erjchienen jei (vgl. Windjcheid, 5. Aufl. I. 
S 75 Anm. 1a und die Literatur dafelbft). Die Anfchauung wird jedoch durch die 
in den Quellen über den Irrthum enthaltenen Entjcheidungen widerlegt (Wind- 
icheid, Wille und Willenserklärung, 1878). Diejer Beweis ift unmöglich, jofern 
der Widerfpruch mur heimlich, im Innern des Erflärenden vorhanden und für jeden 
Andern unerfennbar ijt (jog. reservatio mentalis, welche zwar in cap. 26 X. 4, 
1 anerkannt, aber heutzutage ala Rechtsprinzip allgemein verworfen ift (Wind— 
jcheid, Pand., $ 75 Anm. 2a). Der fimulirte Wille ift nur ein Scheinwille und 
deshalb ohne jede rechtliche Wirkung. Die ©., auch wenn fie nur von Einer Perjon 
vorgenommen wird, kann darauf gerichtet fein, einen Dritten zu täufchen (1. 14 pr. 
D. 18, 2). Sie kann aber auch darin beftehen, daß Worte, welche an fich zur 
Hervorbringung eines juriftiichen Zweckes und Grfolges geeignet find, zum Scherz, 
Spiel, zur Belehrung und Uebung gebraucht werden (l. 38 2 D. 45, 1) oder um 
nur die mögliche Richtung des Willens, noch nicht deſſen Fixirung anzudeuten; fo 
ſoll in einer blos gejprächsweifen Aeußerung des Soldaten: „te heredem facio“ 
fein wirkliches Teſtament gejehen werden, ſofern nicht der Wille auf die Errichtung 
eines jolchen abzielt (1. 24 D. 29, 1). Man kann endlih Worte nur ſymboliſch 
anwenden und dadurch wirkliche Rechtsgeichäfte abichließen, welche ganz verjchieden 
von denjenigen find, welchen der eigentliche urfprüngliche Wortfinn zu Grunde Liegt. 
Dergleichen Fälle gab es im vorjuftinianifchen Recht jehr zahlreiche (Gajus, II. 
SS 108, 252; IV. SS 93, 4), fie dienen zur Weiterentwidelung des Rechts und find 
num althergebrachte Formen, welche einen neuen juriftiichen Gedanken zur Geltung 
bringen und neue Lebensbedürfniffe auf bekannten Wegen befriedigen follen. — 

Am häufigſten befteht die ©. in einem Zuſammenwirken Mebrerer, welche in 
Uebereinftimmung mit einander ihrer Willengerflärung eine andere, ala die gewöhn- 
liche Bedeutung geben; ohne eine gegenjeitige Webereinftimmung gelten nicht die 
Grundjäge der S. ſondern des Irrthums, der piychifchen oder phyfiichen Gewalt. 
Nach v. Savigny zeigt fich die ©. im engeren Sinne in drei verichiedenen An— 
wendungen : 


686 Sinibaldus, 


1) Wenn überhaupt gar fein Nechtögeichäit gewollt ift, obgleich die Worte auf 
ein jolches lauten. 

2) Wenn ein anderes, ala das wörtlich ausgeiprochene Rechtsgeſchäft gewollt wird. 

3) Wenn andere Perjonen Träger des Rechtöverhältniffes fein jollen, als worauf 
die Worte der Willenserklärung lauten. 

Für alle diefe Fälle gilt die an die Spike des Godertiteld (IV. 22) auigeitellte 
Regel: plus valere quod agitur, quam quod simulate concipitur. Der Schein, 
welcher durch die Erklärung bervorgerufen wurde, joll außer Acht gelaffen und nur 
die wahre Willensmeinung ermittelt werden. Es wird ſich aljo in jedem einzelnen 
Valle fragen, ob in der fimulirten Erklärung nicht ein wirkliches von den Parteien 
beabfichtigtes Geichäft verborgen jei. Diejes gilt aladann, wenn es nicht durch das 
Geſetz verboten ift. Unter diefen Vorausſetzungen ift der Zwed, welcher mit der ©. 
verbunden und jehr mannigfach fein kann, ohne weitere Bedeutung. 

Selbitverftändlich ift &&, daß, wer durch die ©. Schaden erlitten hat, Erſatz 
deflelben von den fimulirenden Parteien, welche jolidarifch verhaftet find (1. 49 pr. 
D. 18, 1), verlangen fann, während für die Simulanten aus der ©. ſelbſt gegen- 
feitige Anſprüche nicht erwachien. Ueberhaupt muß das fimulirte Rechtsgeſchäft qut- 
gläubigen Dritten ald echt gelten, jofern die Parteien jolche Anftalten treffen, daR 
ihre Willenserklärung dem PBublitum gegenüber ernfthaft erfcheint. 

Die neueren Partikulargejeßgebungen weichen von den Römijcherechtlichen Be 
ftimmungen über die S. nicht ab; das Defterr. BGB. und das Sächſ. BGB. ſprechen 
allgemein aus, daß das fimulirte Gejchäft nach denjenigen gejeglichen Worjchriften 
beurtheilt werden muß, denen es vermöge feiner wahren Bejchaffenheit unterworfen 
it. Der Code eivil handelt von der ©. nur im Erbrecht; jede Verfügung zu 
Gunſten eines Unfähigen ſoll nichtig fein, auch wenn fie in der Form eines läjtigen 
Vertrages oder in Vermittelung einer untergefchobenen Perſon ericheint. Zahlreicher 
find die Vorſchriften, welche das Preuß. Allg. LER. über die S. von Willens 
erflärungen überhaupt und bei Kaufgeſchäften im Bejondern giebt. Hervorzuheben 
ift nur, daß namentlich gegen den Schein vermutet wird, wenn fich Jemand in 
Angelegenheiten jeines Gewerbes oder Berufes geäußert hat und daß die ©. aus den 
Umftänden Elar erhellen joll, weswegen Koch (Kommentar, Anm. 65 zu I. 4$ 55) 
den Beweis durch Eid ausſchließt, eine Kontroverfe, welche durch EG. zur CPO. 
$ 14 Nr. 2 gegenftandslos geworden ift. Beſtraft wird endlich der Abjchluß ſimu— 
lirter Kaufe und Taufchverträge zur Erlangung eines Darlehns bei einem Dritten. 
Beſonders hervorgehoben wird die Anfechtung fimulirter Rechtsgeſchäfte durch die 
Gläubiger innerhalb und außerhalb des Konkurſes. 

Quellen: Tit. Cod. 4, 22. — Defterr. BGB. $ a — Code civil art. 911. — 
Sidi. BGB. S 61. — Preuß. Allg. ER. I. 4 5 52—56; I 11 88 70-74. — Preuß. ae 
fandum vom 30. ebruar 1802 (Nov. Corp. Const. XL Kr r. 14 de 1802 bei 80 
Komment., Anm. zu I. 11 S72 und Rehbein-Reinde, ER., 1880, ©. 410). ru 


KD. vom 8. Mai 1855 SS 9—112. — Preuf, Geieh vom 9. Mai 1855. — RRC. 
Nr. 1. — RGeſ. v. 21. Juli 1879 (R.G.BL. ©. 77) $ 3 Nr. 1. 


Lit.: v. Savigny, Syſtem, II. S. 259 ff. — Ihering, Jahrb. f. Dogm., IV. = 74, 
75; Derielbe, Beift des Römischen Recht * * 1869, ©. 512 f.: Im ı ©. 39 #, 
205 ff. — Kohler, Jahrb. f. Dogmatif, 1. ©. 118 ff. Rapvier. 


Sinibaldus Fliscus (Papit Innocenz IV. 1243—54), aus Genua, be 
kämpfte die Kaiſer Friedrich II. und Konrad IV., floh 1244 nach yon, wo er auf 
einer Kirchenverfammlung den Bann und die Abfehung über Friedrich II. ausſprach, 
ſtellte Heinrich Raſpe als Gegenkönig auf, kehrte 1251 nach Rom zurüd, verfuchte 
vergeblich die Griechiiche Kirche mit der Römiſchen zu vereinigen, F 7. XII. 1254. 
„Pater et organum veritatis.‘“ 


Er jhrieb: Comm. in 5 libr. Decretalium, Strassb. 1477; Lugd. 1525; Venet. 1481, 
1491, 1495, 1570. — Apologeticus contra Petr. de Vineis. — Tract. de exceptionibus. 





Sintenis — Stontration. 687 


git.: Schulte, Geſchichte, II. 30, 91I—94. — v. Stinking, Geichichte ber pop. Lit., 
Leipz. 1867, ©. 287 fi. — Wunberlich in Zeitſchr für geich. Rechtäwifienichaft XL. 89. — 
Bethmann-Hollweg, VI 59. Teihmann. 


Sinteniß, Carl Friedrich Ferdinand, 5 25. VI 1804 zu Zerbſt in 
Anhalt, ftudirte 1822—25 in Leipzig und Jena, wurde 1825 Advofat, 1837 Pro— 
fefior in Giehen, 1841 Rath in Deflau, 1850 zweiter Präfident des Oberlandes- 
gerichts Für Anhalt-Deffau-Köthen, 1853 Präfident, 1863 Minifter der Juſtiz, T 
2. VIII. 1868. j 


Schriften: Handbuch des Gem. Pfandrechts, Halle 1836. — ug von ber Ueberſetzun 
des corp. jur. civ. et can. mit Otto und —— 1835. — Zur Frage von den Civil⸗ 
gg Leipz. 1853. — Das ee > Gemeine Tivilrecht, Lerpz. 1 1851, 3. Aufl. 
869. — Anleitung zum Studium bes B. für dad Köni * Ban Leipz. 1864. 

Lit: Blätter für Nechtäpflege in Thüringen und Anhalt, Bd. XVI. 

Zeihmann. 

Eirey, Jean Baptifte, & 25. IX. 1762 zu Sarlat (Perigord), zuerſt 
Geijtlicher, heirathete dann, ausgejchieden, die Nichte Mirabeau’s, längere Zeit ver— 
haftet, nach 1799 einer der 50 PVertheidiger (avouss, puis avocats), | 4. XII. 
1845, als Verwandte gegen ihn einen Interdiktionsprozeß anjtrengten. 

Heraudgeber des Recueil general, 1802—1830 (von Berichiedenen bis jetzt fortgejekt). — 
Jurisprudence du 19. siöcle, 1821, 1826 (Nachdruck Brüfjel 1823) und der vielen einzelnen 
Codes annotés. — Er jhrieb: Lois civiles intermediaires (1789—1804), Par. 1306. — Du 
conseil d’Etat selon la charte, 1818. — Jurisprudence du conseil d’Etat, 1818—1823. 

git.: Michaud. Teihmann. 


Eirmond, Jacques, & 22. X. 1559 zu Riom, Lehrte zu Paris, wurde 
Beichtvater Louis’ XIII., ging 1645 nach Rom, T 1651 zu Paris. 

Schriften: Notae stigmaticae, Francof. 1612 (Fabricius). — Censura conject. anon. 
script. de suburbicariis regionibus et eccl., Par. 1618. — Triplex nummus antiquus, 
1650. — Concilia antiqua Galliae, Par. 1629 (1666). — Opuscula dogm. veterum V. script., 
1630. — — Cod. Theodosiani novis constitutionibus cumulatior, Par. 1631. — 
Opera, ed. La Baume, Par. 1696. 

git.: Briet, Elogium J. S., 1653. — Colomiös, Vie de J. S., 1671. — Stobbe, 
Rechtäquellen, I. 247. — Herzog’3 Realencyflopädie XIV. 455. — Schulte, Geſchichte, 
III. a 573. Teihmann. 


Sismondi, Jean Charles Leonard Simonde de, & 9. V. 1773 zu 
Gent (aus einer Italienischen Familie, die 1524 nach der Dauphine flüchtete, 
dann nach der Schweiz), flüchtete mit den Seinigen nach England, bald zurück— 
gekehrt von Neuem in die Gegend von Pescia, 1800 secretaire de la chambre de 
commerce du Leman, freund Neder’s, der Mme. de Stadl, Joh. v. Müllers, 
Schlegel's, Cuvier's u. a., trat nach 1813 in den Großen Rath ein, jprach fich für 
Napoleon aus (nad) deffen Rückkehr aus Elba), gegen Sklavenhandel, für die Sache 
der Griechen, 1833 Mitglied der Franzöſiſchen Akademie, T 25. VI. 1842. 

. Neben vielen nationalöfonomifhen und hiſtoriſchen Schriften find werthvoll jeine 
Etudes sur les constitutions des peuples libres, Par. 1836. — Lettres inedites, Par. 1863 
u. 1868. — Correspondance, Par. 1868. 

git.: Bluntſchli, StaatsWört.B., IX. 436. — Mignet, Portraits et notices hist. et 
litteraires, (4) Paris 1877, II. 49—81. — Secretan, Galerie suisse, 1873—80. — Galiffe, 
Le refuge italien A Genöve au 16. et 17. siöcle, Genöve, Lyon 1881. — Mophl, III. 510, 
575. — Walter, Naturrecht, 88 228, 231, 235, 236, 241, 265. Teihmann. 


Skontration (von scontrare — fich vergleichen laſſen, scontro, Ausgleichung 
— „Zahlung mit geichlofjenem Beutel”) ift eines derjenigen Rechtsgeichäfte, welche 
der dem Handelsverkehr beſonders eigenen Tendenz dienen, bei „Regulirungen“ von 
Geichäften möglichit Zeit, Arbeit und Kapital zu jparen, insbejondere Münzwechſel 
und Münzabnugung zu vermeiden, und gehört jomit zu den jog. indirekten Zah— 
lungsarten. Sie ift juriftiich ein von mehr ala zwei Perfonen abgejchlofjenes Rechts- 
geichäft, defien Kontrahenten fich unter einander verpflichten, jo viele und jo geſtal— 
tete Geffionen, Delegationen und Kompenſationen vorzunehmen, als erforderlich find, 
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um thunlichſt viele, womöglich alle unter den Kontrahenten beſtehenden Schuld- und 
Forderungsverhältniffe ohne Baarzahlung ausgleichen und dadurch tilgen zu können; 
die ©. ift demnach ein eigenartiges Nechtsgeichäft, welches ala pactum de compen- 
sando, de cedendo u. j. w. bezeichnet werden kann, und welches erfüllt wird durch 
die Abichliegung der vertragamäßig gewollten und dann auch zwangs- oder einrede- 
weife durchzufegenden Schuld» und Forderungsüberweiſungen u. ſ. w., ſoweit diefelben 
zur Erreichung des Zweckes einer möglichft allgemeinen Schuldausgleichung innerhalb 
des Kreijes der Skontranten geichäftsmäßig erforderlich find. Wereinbarung oder 
Hanbelsfitte fonzentrirten die Ausführung der S. an beitimmten Pläßen (3. B. * 
ring house in London), an denen ſich die Skontranten perfönlich treffen, 
ichreiben die durch geeignete Zur, Mb» und Umfchreibungen fich darftellende etbohe 
des Skontrirens im Einzelnen vor; außerdem dient nun der ausgebildete Giroverfehr 
der älteren Girobanten und — auch der ber ——— den Zwecken der S. 

Lit.: Endemann, is Aufl., $ 136. — Thöl, H.R., 88 334—341 und bie bort 
eit. Lit. — Bol. aud Rei Ebantoefeh $ 13, Ziffer 7. Gareiß. 


Slevogt, Joh. Philipp, & 27. II. 1649 zu Jena, 1681 ordentl. Profefjor 
der Rechte, 1695 Ordinarius der Fakultät und des Schöppenftuhls, 1719 Sächſ. 
Hofrath, +7. I. 1727. 


Seine Schriften = — —— II.b ©. HE 
Günther, — S. — ag Gottlieb e + 17 —* te II. 
406. — Schulte, © hichte, m S. 1 Teichmann. 


Smallenburg, Nikolaus, & 1. XII. 1761 zu Nootdorp (Holland), promo⸗ 
virte in Leiden, wurde ordentl. Profeffor in Franeker, jeit 1790 in Leiden, T 30. 
VII. un 

Er ſchrieb namentlid: Ant. Schultingii Notae ad Digesta s. Pandectas ed. atque 
— re — N. S. Lugd. Bat. 1804- 1835. 
: Bijdragen X 23630. — Rivier, Introd. hist. 1881, p. 564. Teichmann. 


Shell, Ludwig, & 6. IV. 1785 zu Idſtein in Naffau, wurde nach den 
Karlabader Beichlüffen von jeiner Stelle ala Direktor ded Gymnaſiums in Wehlar 
entlaffen, begab fich zuerjt nach London, dann nach der Schweiz, wo er eifrig für 
die politifche Reform wirkte, übernahm 1831 die Leitung de „Republikaner“ und 
ward, nachdem er das Bürgerrecht im Kanton Zürich erhalten, in den Großen Rath 
gewählt. Nach Gründung der dortigen Hochichule erhielt er eine Profeffur, folgte 
indeß jpäter einem Rufe nach Bern, :gerieth in Streit mit der herrichenden Partei 
und mußte 1836 den Kanton verlaffen. Er zog fich nach Zürich, dann nach Küß— 
nacht zurüd, 7 5. VII. 1854. 

Er ein bilofophrihe Rectätehee, Stehen 1807, 180 riftianWilhelm ©. [(1755— 184), 
der auch eine philofophiiche Rechtälehre, Gießen 1807 gg be Oheim herausgeg. 

andbuch der eg bilofophie, Zürich 1837, und ichrieb: Die Verhältnifſe der fatho: 
iſchen Kirche zu den Schweizer. R rgierungen, Zürich 1828. — Dolumentirte pragmatiſche 
Erzähl. der neuen Fi = eränd, in —* fathol. Schweiz, Surſee 1833 (umgearbeitet Snell, 
Glüd und Henne, Pragmat. ähl. Mannh. 1850, 1851). . — damb des Kampfes ber 
liberalen tathol. un mit ber Ömifchen Kurie, Soloth. 1839 — d. Eee 
—— Zürich 18391848. — Das verlepte DBölterrecht an ber oſſenſchaft, Für. 
— et te der Einführung ber Nuntiatur = ber Schrei, Baden 18 
ee Ludwig Snell’3 Leben, Zürich 1858. — Mohl, I. 482, 491, 108. 495. 
Feihmann. 


Snell, Wilhelm, der Bruder des Vorigen, 5 8. X. 1789 zu Joftein, ſtu⸗ 
dirte in Giehen, wurde Unterfuchungsrichter in Dillenburg; vom Regierungspräfident 
verfolgt, ging er 1819 ala Profefjor nach Dorpat, wandte fich, auch dort verdãch⸗ 
tigt, nach Baſel, 1833 nach Zürich, 1834 nach Bern, mußte in Folge einer un— 
gerechten Hochverrathsanklage den Kanton verlaffen. Sieftal in Bajelland, wo er 
früher das Bürgerrecht erhalten, wurde nun jein Aufenthaltsort, bis er nach Refor- 
mirung der Berner Verfafjung wieder nach Bern zurüdfehrte, T 8. V. 1851. 
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Schriften: Abhandl. über verſchiedene Gegenſtände der Strafrechtswiſſenſchaft (Betracht. 
über die Anwendung der Pſychologie im Verhöre mit peinl. —— Gießen 1819. — 
Naturrecht, Bern 1857 (1859). Neue Ausgabe von Hobdler, 1 


git.: dv. Orelli, Rechtsſchulen und Rechtäliteratur, Zürich 1879, ©. 73, 91. — Ztſchr. 
des Bernifchen Auriftenvereins, 11. 409. — Hartmann, Gallerie berühmter Schweizer ber 
Neuzeit, Baden 1871, II. N. 68 (im Art. Samuel Schnell ). TZeihmann. 


Sorieta® (Gejellichaft) ift I. dem Begriffe mach die vertragsmäßige 
Vereinigung zweier oder mehrerer Perfonen zu Leiftungen, durch welche ein gemein- 
jamer Endzwed erreicht werden joll. Der darin liegende Vertrag iſt nothwendig 
zweijeitig, zwar nicht in der Art, wie die auf Umſatz gerichteten Taujchverträge, 
wol aber injofern, als durch ihn jeder Gejellichafter verpflichtet wird, feine Leiftungen 
dem Zwede, welcher auch derjenige des anderen ift, zu widmen. In diefem Sinne 
bringt die ©. als jolche auch eine Vermögensgemeinjchaft mit fih. Der Endzwed, 
welcher erreicht werden joll, darf fein unerlaubter jein (1. 57 D. h. t.; Seuffert, 
Arch. XII. 257); jonft jeder beliebige, nicht blos ein Vermögenszwed, jondern auch 
Bergnügen, Belehrung, Wohlthätigkeit, gemeiner Nuten ıc. (früher jog. societates . 
mere personales). Betrifft er daS Vermögen, jo fann er entweder in dem gemein- 
jamen Haben und Gebrauchen oder in der Erzeugung und Gewinnung von Werthen 
beitehen und in beiden Fällen mehr oder weniger umfafjend fein. Fälle der erjteren 
Art bilden die Vereinigungen zur Gemeinjchaft einzelner Gegenftände (1. 52 $$ 11—13; 
l. 58 pr. D. eod. soc. quadrigae habendae causa) oder einer ganzen Gattung des 
Grwerbes (3. B. von Erbichaften, 1.3 $ 2 D. eod.) oder des Vermögens überhaupt, 
blos des gegenwärtigen oder auch des zufünftigen (ſog. omnium bonorum, 1.181; 
1.381; 1.5 pr. D. eod., welche letzte indefjen thatjächlich nur unter Ehegatten 
vorfommt und im Preuß. Recht auch gejeglich anderen Perjonen nur in Geftalt 
einer allgemeinen Erwerbsgemeinſchaft geftattet ijt, Allg. ER. I. 17 $$ 176 —182). 
Desleichen kann auch der zweite Vermögenszweck, die Erzielung von Gewinn, als 
Grgebniß entweder eines einzelnen Geſchäfts (1. 58 pr. D. eod. soc. quadrigae ven- 
dendae causa; LI. 44, 71 D. eod.; Seufjert, Arch. XVII. 36) oder eines Ge- 
werbebetriebes (1. 52 $$ 4, 5 D. eod.) oder auch jeder Gefchäftsthätigfeit überhaupt 
gedacht fein. Bei der lebten (ſog. societas quaestuaria) werden alle Gejchäfte, mit 
Ausnahme der Erwerbungen aus Schenkung und letztwilliger Berfügung, auf den 
Gejellichaftäzwed bezogen, 1.1. 8—13 D. eod., und hierauf foll nach 1. 7 D. eod. 
im Zweifel, wenn eine ©. jchlechthin geichloffen worden ift, die Abficht der Parteien 
gerichtet fein. Doch darf diefe Auslegung heute als veraltet angejehen, und der 
Wille der Kontrahenten eher auf den gemeinjamen Betrieb eines beftimmten Ge— 
werbes gedeutet werden. Für bdiejen häufigften Fall, die jog. Handelägejellichaft, 
hat das HGB. meue Beitimmungen gegeben (vgl. darüber d. Art. Handels— 
gejelljchait). — Aus dem Begriff der ©. folgt, daß jeder der Genofjen dem 
anderen zu Leitungen verpflichtet und zur Theilnahme an dem erzielten Bortheil 
berechtigt jein muß. Ein Gefellichaftävertrag, der das eine oder das andere’ aus— 
drüdlich ausſchlöſſe, enthielte in Wahrheit eine Schenkung an den nicht verpflichteten, 
bzw. an den allein berechtigten Genofjen und würde nur als ſolche klagbar jein. 
In den Quellen wird ein derartiger Vertrag unter Anfpielung auf die Aeſopiſche 
Fabel societas leonina genannt (I. 29 $ 2; 1. 5 $ 1 D. eod.; Seuffert, 
Arch. XVI 110; XXXI. 134). Dagegen fünnen Art und Umfang der Yajten 
und des Vortheils für jeden Genofjen frei beitimmt werden, und nur im Zweifel 
gelten alle als gleichgeitellt (1. 29 pr. D. eod.). Demgemäß können die Leiftungen 
eines Genoſſen in der Einzahlung von Geld oder in der Einlieferung von Sachen, 
jei e8 förperlichen oder unkörperlichen, oder in Arbeit (operae), Kredit (gratia) ꝛc. 
beſtehen (l. 80; 1. 29 pr. $ 1; 1.52 88 2, 7 D. eod.). Es kann ferner die 
Tragung des chtva entitehenden Bermögenäfchadens jedem zu einem bejonderen Bruch- 
theil auferlegt, ja e& fann fogar ausgemacht werden, daß aller Schaden einem der 

v. Holtzendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 44 
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Genoſſen ausichließlich zur Lajt fallen ſolle; doch muß bei diefer legten Vereinbarung 
freilih, wenn die Abficht noch auf eine ©. gerichtet fein ſoll (L. 29 pr. S1D. 
eod.), vorausgejegt werden, daß der vom Schaden befreite Genofje um jo viel mehr 
an perjönlichen Dienften geleiftet Habe ($ 2 I. de societate 3, 25; 1 29 $ 2; 
1. 30 D. h. t.). Ebenſo fünnen andererjeit3 die Gewinnantheile gleich oder ungleich, 
und mit den Antheilen am Schaden übereinjtimmend (was vermuthet wird, $ 3 1. 
1. c.), oder nicht übereinftimmend beftimmt werden (leg. eitt.). Nur wird im dem— 
ſelben Maße, in welchen der Gewinnantheil eines Genofjen zu jeinen Geſammt- 
leiftungen in ein offenbares Mißverhältniß trilt, der Gejellichaftävertrag als eine 
partielle Schenkung (negotium mixtum cum donatione) ericheinen , wie er denn bei 
ausjchließlichem Gewinnanfpruch eines Genoffen in eine reine Schenkung übergeht 
(1. 32 $ 24; 1.5 $5 D.de don. int. v. e. u. 24, 1; Windicheid, Lehrb. IL. 
S 405 Anm. 15—17; v. Bangerow, III $ 651 Anm. 1; Sintenis, IL 
$ 121 Anm. 35). — I. Eine Form des Gejellichaftäfontrafts ift im Röm. und 
Gem. Recht nicht vorgejchrieben. Er kann aljo ſelbſt ftillichweigend zu Stande 
fommen (Holzſchuher, Theorie und Kafuiftit, III. $ 304 Nr. 1). Nur muß 
die Willenseinigung über alle wejentlichen Punkte jeitjtehen (11. 75—80; 1.1 pr. 
D. h. t.). Doc verlangen Partitularrechte, wie 3. B. das Preuß. ER. (SS 170—175 
I. 17), jchriftliche Abfaffung, in deren Ermangelung zwiſchen den Parteien nur das 
realkontraktliche Verhaltniß einer communio incidens eintreten kann. Vgl. C. F. Koch, 
Komm. zum Allg. ER., 5 170 a. a. O. Anm. 3. — II. Die Wirkungen de 
©. beitehen zunächſt: A. * Rechtsverhältniſſen der einzelnen Genoſſen zu einander 
(nach innen), zu deren Geltendmachung die actio pro socio, eine vom Richter frei 
(ex fide bona) zu beurtheilende Stage beitimmt ift (. 52 $ 1 D. h. t.). Haupt 
jächlich ift jeder Genofje verpflichtet, die vertragsmäßigen Beiträge zu leiften. Be 
ftehen dieſelben in der Ginlieferung von Sachen, jo iſt im einzelnen Falle zu er 
meſſen, ob die lebteren der Gejammtheit der Genoſſen übereignet oder ohne Rechte 
veränderung nur zur Verfügung geftellt werden jollten, im erjteren Falle entjtebt 
bei theilbaren Rechten eine Gemeinjchaft zu intellektuellen Theilen (1. 58 pr. $ 1; 
1. 52 $ 2 D. eod.; v. Bangerow, a. a. D. Anm. 2; Sintenis, Anm. 24). 
Nach Preuß. Allg. ER. I. 17 88 198, 201, 202 wird der zufammengetragene Fonds 
immer gemeinjchaftliches Eigenthum (societas sortis), und nur bei Grumditüden, 
deren Befittitel nicht auf die Genoſſen umgefchrieben it, vermuthet, daß fie blos 
geliehen jeien (soc. quoad usum). Bol. Koch, Anm. 22 zu $201. Zu den Bei⸗ 
trägen gehört bei der allgemeinen Vermögensgemeinſchaft auch das, was ein Genoſſe 
durch die gegen ihn verübten Delikte anderer, nicht aber, was er durch eigene Delikte 
erwirbt (1. 52 $$ 16, 17 D. eod.). In allen Fällen gehört dazu, was er duch 
Geſchäfte für die Gefellichaiter (communi m 1. 52 pr.; 1. 67 pr. D. eod.) 
oder aus Gefellichaftsmitteln (1. 38 $ 1; 1. 60 pr. D. eod.) eingenommen bat. 
Daher muß ein Genoffe auch den Vortheil, a er aus der Verwendung von Ge 
jellichaftsgeldern in eigenen Angelegenheiten zieht, herausgeben (Communicare); 
nur injofern, als er dergleichen Geld ohne Widerrechtlichkeit auf eigene Gefahr aus⸗ 
leiht, haben die Genoſſen auf die Zinſen feinen Anſpruch (Windſcheid, $ 406 
Anm. 9). Außerdem ift jeder Genoſſe verpflichtet, dem anderen die Aufwendungen, 
die diefer im gemeinfamen Intereſſe gemacht, und den Schaden, den er gelegentiin) 
der Führung gemeinfamer — erlitten hat, antheilsweiſe zu vergüten (1. 3 

$ 1; 1. 52 $$ 4, 10, 12, 15; 1. 60 $ 1; 1. 61 D. eod.); und end Hafen Die 
Senoffen fich werhfeljeitig — einer ſolchen Nachläſſigkeit, welche fie in eigenen 
Angelegenheiten zu vermeiden pflegen (jog. diligentia quam suis, culpa in concreto; 
1. 72 D. eod.; $ 9 I. de societ.). Uebereinjtimmend das Preuß. ER. I. 17 $ 211. 
Wird für einen Gejellichafter die Leiftung feines Beitrages ohne eigene Schuld un— 
möglich, jo hat er dafür feinen Grjaß zu geben. Aber wenn er von den übrigen 
die Leiltung ihrer Beiträge beaniprucht, jo können ihm dieje nunmehr die Einrede 
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des nicht erfüllten Vertrages (exc. non adimpleti contractus) entgegenjegen. Nur 
an demjenigen, was bereits gemeinfames Vermögen geworden ift, verbleibt jenem 
erften jein Antheil (vgl. 1.58 pr. $1 D. h. t. und darüber die bei Windſcheid, 
$ 406 Anm. 4 angegebene Literatur). Weber Punkte, die im Sozietätävertrage nicht 
veftgeitellt find, muß eine neue Willenseinigung unter den Genofjen jtattfinden. 
Majoritätsbejchlüffe find für die Minderheit nicht bindend (1. 28 D. comm. div. 10, 3; 
1. 11 D. si serv. vind. 8, 5). Anders nach Preuß. ER. I. 17. 88 209, 12 ff. 
Sind die Antheile der Genoffen an dem Gejellichafsvortheil nicht beftimmt, jo werden 
Kopitheile (partes aequae). angenommen. Danach wird der Gewinn, d. h. der 
Ueberfchuß über die gemachten Einlagen (l. 30 D. h. t.), vertheilt. War die Ge- 
jellichaft auf das gemeinfame Haben von Vermögensſtücken gerichtet, jo werden auch 
diefe leiteren nach jenem Maßſtabe zu theilen fein (1. 29 pr. D.h.t.;S 11. de 
societ.; Seuffert, Arch. VII. 175; v. Bangeromw, $ 651 Anm. 2). Ueber die 
Art der Augeinanderjegung j. d. Art. Adjudilation. MUebereinftimmend Allg. ER. 
1. 17 SS 175, 205. B. Dritten gegenüber (nach außen) wirkt die S. zwar joviel, 
daß die Gejammtheit der Genofjen durch den Gebrauch der Firma (f. diefen Art.) 
oder einer entiprechenden Bezeichnung einheitlich handelnd auftritt. Gleichwol bildet 
diejelbe fein jelbftändiges, von der Summe der Genoffen verjchiedenes Rechtsfubjelt. 
Vielmehr giebt es Rechte und Pflichten nur für die einzelnen Genoffen, nur dieje 
können flagen und verflagt werden, nach ihrer Perjönlichkeit beſtimmt fich der Ge— 
richtsſtand ꝛc. Daraus folgt hauptjächlich, daß von den Gefellichaftsgläubigern nicht 
blos das den Genofjen gemeinjame Vermögen, jondern auch das Privatvermögen 
jedes einzelnen angegriffen werden kann; ob fofort oder erſt nach Erſchöpfung des 
eriteren, wie Windjcheid ($ 407 Anm. 4) wegen 1.65 $ 14 D. h. t. behauptet, 
iſt ftreitig, doch im erfteren Sinne zu entjcheiden (vgl. Seuffert, Arch. XXX. 27). 
Zur Entjtehung eines Rechtsverhältniſſes zwischen den Genoffen und einem Dritten 
gehört entweder, daß die eriteren ſämmtlich mit ihm verhandelt haben, oder daß 
ein einzelner fie befugter Weiſe vertreten hat. Dieſe Bejugniß wird aber nur bei 
der Handelägejellichaft für jeden Genofjen vermuthet. Bei allen anderen Gejellichaften 
muß fie bejonders eingeräumt werden (Seuffert, Arch. XIL. 60, 270; 88 206— 210 
I. 17 Allg. ER). War der Handelnde zur Vertretung der Gefammtheit befugt und 
hat er für dieje das Gejchäft geichloffen, jo werden die einzelnen Genoffen daraus 
unmittelbar berechtigt und verpflichtet, jo weit das Necht überhaupt eine direkte 
Stellvertretung gelten läßt, d. 5. heutzutage ganz allgemein. Nach reinem Röm. 
Recht dagegen wurde die Beziehung zwiſchen den vertretenen Genofjen und dem 
Dritten wenigſtens bei obligatorischen Gejchäften erſt durch Ceſſion der Gejchäftsklage 
an jene und Erftrefung der Schuld auf fie vermittelft actiones adj. qual. hergeitellt. 
Die Frage, zu welcher Quote die Genoſſen für die Geſellſchaftsſchulden haften, be= 
antwortet fich nach allgemeinen Regeln, wie folgt. Haben alle ‚gemeuufem kontrahirt, ſo 
wird jeder nur für ſeinen Geſellſchaftstheil verpflichtet (1.11 $ 2 D. de duob. reis 45, 
2; 1. 44 $1 D. de aed. ed. 21, 1). Bei Vertretung —5 einen institor oder dgl. 
haiteten nach) Röm. Recht die Vertretenen als Korrealfchuldner (1. 5 $ 1 D. quod 
iussu 15, 4; 1. 1 $ 25; 1.4 $ 2 D. de exerc. act. 14, 1); nach heutigem 
Recht dagegen, welches die direfte Stellvertretung auch bei Obligationen ausgebildet 
und damit die Römifche Einheit zwiſchen der Schuld des Inſtitors und des Prin- 
zipals aufgehoben hat, muß behauptet werden, daß auch bei Eingehung der Schuld 
durch einen Vertreter die Haftung jedes Genoſſen auf feinen Gejellichaftätheil be— 
ihränft ift. So namentlih Kübel, Württemb. Arch. f. Recht, XI. ©. 6 ff.; 
XIV. ©. 317 ff.; Windſcheid, $ 407 Anm. 7 und die daſelbſt Angeführten ; 
auh Seuffert, Arch. XX. 127. Strenger wieder die neueren Partikularrechte, 
wie 3. B. Allg. ER. I. 17 $ 289. Bal. überhaupt v. Bangeromw, $ 653 Anm. ; 
Sintenis, $ 121 Anm. 98. Durch Handlungen eines zur Vertretung nicht bes 
44* 
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fugten Gejellichafters können die übrigen nur infoweit verpflichtet werden, ala dadurd) 
eine Bereicherung für fie bewirkt iſt (1. 82 D. h. t. und dazu Zimmermann, 
Stellvertr. negot. gestio, ©. 323). — IV. Die Aufhebung einer ©. erfolgt, ab— 
gejehen von den allgemeinen Gründen (Eintritt des dies ad quem, der auflöjenden 
Pedingung, mutuus dissensus 2c.) noch durch folgende: 1) Erledigung des Geiell- 
ſchaftszwects (1. 638 $ 10; 1. 65 $ 10 D. eod.); 2) Tod eines Geiellichaiters. 
Auf die Erben kann eine ©. nicht einmal durch ausdrüdliche Feſtſetzung eritvedt 
werden (l. 63 $ 8; 1, 52 $ 9; 1. 59 pr. D. eod.); doch werden Handlungen, die 
ein Genoffe ohne Kenntniß vom Tode des anderen vornimmt, durch die Aufhebung 
der ©. nicht berührt (1. 65 $ 10 D. eod.). Auch joll ein Erbe die vom Erblafler 
begonnenen Gejchäfte unter — grober Nachläffigkeit fortführen (1.1. 35, 40 
D. eod.). 3) Einſeitigen Rüdtritt eines Genoſſen. Iſt die Gejellichaft auf eine 
gewifle Zeitdauer eingegangen, fo kann vor Ablauf derjelben der Rüdtritt nur aus 
einem Grunde, der ihn rechtfertigt, erklärt werden; jonjt nach Belieben und ohne 
Kündigungsfrift (1. 4 $1; 1.68 8 10 D. eod.; Seuffert, Arch. XX. 44). Doch 
haftet allemal derjenige, welcher ungeitig (intempestive) zurüdtritt, auf Schadens 
eriag (1.1. 14, 17 $ 2 D. eod.); und wer argliftiger Weife oder ohne Befugniß 
fündigt, muß fich ſogar gefallen laffen, daß die ©., je nachdem fich aus der bis 
zum Termin des rechtmäßigen Nüdtritts fortgefeßten Gejchäftsführung der Genoflen 
Verluft oder Gewinn ergiebt (1. 30 eod.), gegen ihn als fortdauernd oder ala auf 
gelöft behandelt werde (socium a se, non se a socio liberat) (1. 65 88 3, 4, 6, 8 
D. eod.). — 4) Verluft des gefammten Vermögens für einen Genoffen, jei e& dur 
Konkurs, durch Konfiskation oder wie ſonſt (1. 65 SS 1, 12; 1.4 SID. eod.). — 
In allen Fällen, wo nach Wegfall eines Genoffen die übrigen in Gejellfchaft bleiben, 
liegt darin eine neue, nicht Fortſetzung der alten ©. ($ 8 I. de soc.; 1. 65 $ 9 
D. h. t.). Nach den Hier entwidelten Grundjägen jtellt fich die Römiſche ©. ala 
ein weſentlich auf der Perjönlichkeit beruhendes und daher leicht auflösbares Ver— 
hältniß dar; demgegenüber ift in den neueren Rechten wenigitens die Handelägejell: 
ſchaft mehr auf die Hapitalmacht, welche die Genoffen zur Verfügung ftellen, und 
damit auf eine von den Perjonen unabhängige Grundlage gebaut worden. Bal. 
auch den Art. Genoſſenſchaften. 


Quellen u. Lit.: Xit. Inst. 25; D. 17, Ri C.4 37. — Glüd, XV. S. 371 
bis 476. — Unterbol — Schul verhältnifie, IL. S. 98-392. — v. Ban erom, 
Lehrb., F ss 651—6 — Gintenid, Gem. Givilteht, I. $ 121. — Windideib, 
Lehrb., — — Treitſchke, die ug — er unbefehränften obligatoziihen 
Gesehen haft, Zeipz. 1844. — Dernburg, Lehrb., II. 88 214—224 


Socinus, Marianus, 5 1401 zu Siena, lehrte dajelbit, ging ala Ge 
jandter nach Rom, T 1467. 


Sein Sohn Bartholomäus, & 1436 zu Siena, lehrte zu Siena, fyerrara, 
Piſa, wurde auf Befehl der Florentiner Regierung gefangen gejett, lehrte nach feiner 
Freilaſſung zu Pifa, das er 1494 verließ, ging nach Bologna, dann nach Padua 
und endlich nad) Bologna, F jtumm geworden 1507. 

Gr ſchrieb: Consilia, Lugd. 1525, 1529. 


Sein Brudersfohn, Marianus ©. der Jüngere, 5 1482 zu Siena, war 
21 Jahre Doktor zu Bologna, lehrte auch zu Pifa, Siena, T 1556 zu Bologm. 

Er war Lehrer des Ant. Auguftiinus und Pancirolus und | meet ——— —* 
de judiciis et jurisdictione (Tract. univ. jur., Venet. 1584, t. II 96 b) — 
testibus (ebenda t. VI. p. 1), Auch gilt er zwar nicht ala Sender, —X —8— als ade 
der jog. Sociniſchen Kautel. 

Lit: Savigny, VI. 342355. — Glüd, VOI.86 ff. — rad 4 — 
Berl. 1866, ©. 512. — de Wal, Beiträge, Herauag, bon vd. Sting ing, l.1 
v. Stin ing, Geſchichte der Deutſchen re aaso) 127, a. ig * 
589. — Rivier, Introd. hist. 1881, p. 574, 575, 597. Teihmann. 
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Soden, Friedr. Jul. Heint. Graf von, 5 4. XI. 1754 zu Ansbach, 
wurde jehr jung Geh. Regierungsrath, nachher Geh. Rath, lebte als Preuß. Ge- 
jandter am Fränkiſchen Kreije zu Nürnberg, 1790 in den Reichögrafenitand erhoben, 


7 13. VII. 1831. 

Schriften: Geift ber peinl. Geje gebung Deutihlanbe, 1782, 1783, 2. Aufl. Frankf. 
1792. — Ueber Nürnbergs Finanzen, 1795. — Das agrar. Gejeh, Ansb. 1797. — Die Staatd: 
bar ee Erl. 1812. — Die Nationalötonomie, Leipz., Aarau und Nürnb. 1805—1824. 

it.: — Neuer Nekrolog der Deutſchen, IX. S. 624—627. — Roſcher, Geich. 
der Nationaldfonomit, 1874, ©. 674—686. Teihmann. » 


Sodomie: Unkeuſchheit wider die Natur, nefanda venus seu libido, verübt 
an fich jelbit, mit anderen Menfchen gleichen Geſchlechts, an Thieren, an Leichen. 
Don diefen Arten der naturwidrigen Berriedigung des Gefchlechtstriebes werden mur 
einige ala kriminell jtrafbar behandelt; obgleich Selbftbefledung am verderblichiten 
ift, gilt jelbige durch Jahrhunderte nicht ala Verbrechen. Seit Damhouder, 
Carpzov ift grundjäßlich jede widernatürliche Wolluft ala bürgerlich ftrafbar er— 
Härt. Das Mofaifche Recht jtraft mit Tod die unnatürlichen Gräuel der Begattung 
zwiſchen Menſch und Vieh, die irrigerweife für fruchtbar gehalten wurde und die 
MWolluftbefriedigung von Mann mit Dann, die Päderaſtie. Das Lafter der Tribaden 
oder die Lesbiiche Liebe erfcheint nicht mit Strafe bedroht; jo tief der fittliche 
Abſcheu vor Verunreinigung der Art und Gattung, vor revel gegen die durch 
Zeugung gebeiligte Lebensordnung erfaßt wird, fo fehlt doch der Klare Ausſpruch, 
daß durch die widernatürliche Unzucht zwiſchen Perjonen gleichen Gefchlechts zugleich 
eine Mitſchuld begründet werde, die bei der Unzucht an Kindern und Thieren nicht 
vorhanden ift; jachlich gedacht, erjcheint die sodomia ratione sexus jtraibarer ala 
die sodomia ratione generis, fie iſt zugleich Korruption der Gejchlechtäfittlichkeit und 
verfündigt fih an der Menfchennatur im Mitjchuldigen, abgejehen von der Ent- 
nervung und Verſumpfung durch Entartungen der Gejchlechtägemeinfchaft. Der Peſt— 
bauch dieſer Karrifatur der natürlichen Gejchlechtsliebe infizirt die dvorchriftliche Ge— 
ſellſchait und Literatur, auch die Griechiihe Männerliebe ſinkt zu naturwidriger 
Geilheit herab und bringt Verderben nah Nom, wie Martial’s Epigramme und 
Paulus’ Brief an die Römer bezeugen. Das Röm. Necht ftellt nur gewiſſe 
Arten der naturwidrigen Unzucht, namentlich Knabenſchändung unter den Geſichts— 
punft des stuprum. Valentinian greift auf die aus dem Moſaiſchen Necht ab— 
geleitete Strafe des Feuertodes zurüd, welchem das firchliche und Gemeine Deutiche 
Recht ſich anichließen. Die CCC behandelt nur die Unzucht zwifchen Männern und 
die Beitialität ala Kapitalverbrechen. Im 17. und 18. Jahrh. wird der Kreis der 
Kriminalität ungeheuerlich erweitert. Ausläufer diefer Richtung fanden fich noch in 
einzelnen neueren StrafGB. für Braunjchtweig, Heilen, Thüringen, welches letztere auch 
Leichenichändung bis zu einem Jahr Gefängniß beſtrafte. Eine andere Richtung in 
der Auffaffung der Fyleifchesverbrechen fällt mit der bedeutjamen, wenngleich ein- 
feitigen Beſchränkung des Verbrechensbegriffes auf unmittelbare Rechtöverlegungen 
zufammen jeit Beccaria, Gella, Feuerbad. Da Onanie, ©., Beitialität 
blos Sünden, feine Rechtöverlegungen enthalten, jtrich letztere das Dejterr. Kriminal- 
gejeß von 1787 aus der Reihe der Verbrechen. Diefem folgte die Strafgefeßgebung 
für Bayern von 1813, für Württemberg und Hannover, obgleich Feuerbach jpäter 
1822 devon abgewichen ift und die widernatürliche Wolluft den Berbrechen gleich 
geftellt hat, ungeachtet dadurch Rechte anderer nicht verlegt werden. Preußen blieb 
auf dem gemeinrechtlichen Boden ftehen und das NStrafGB. jagte fi) von der 
Strafbeitimmung des $ 143 des Preuß. Straigeſetzes nicht los, während das Gut» 
achten der Preuß. Medizinaldeputation 1869 die Bejeitigung derjelben nach dem 
Borgange des Defterr. Entw. von 1867 befürwortet hat. Der Entw. von 1874, 
$ 190 bedroht die widernatürliche Unzucht, welche zwiichen Perjonen des männlichen 
Gejchlechts oder von Menfchen mit Thieren begangen wird, mit Gefängnid. Wenn 
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Strafbeitimmungen über die öffentliches Aergerniß erregende Verlegung der Scham: 

haftigkeit und unzüchtige Handlungen mit Kindern beitehen, jo erjcheinen befondere 
——— auf Fälle der naturwidrigen Unzucht entbehrlich. 

Gigb. u. Lit.; Der $ 143 des Preuß. Strafgeſetzes und ſeine Aufrechterhaltung als 

152 bes Nordd. Enttmurjed 1869, ©. 79. — Württemberg 310, — Bayern 214. — 

eutſches nn — Weis, Komment., II. 18. — Hör. für Gigb. u. Rechts⸗ 

I in 19, 4, 618. — BE Blätter fü Heer: —— 


—76. — Anielm eo 34 8 — hiſcher Racıaf, 
Jarae, 335 III. 171—182. 6 Geha ı 369; — zu dem 


eſterr Strafgeiehentiourf 1867, 6. J — Ten en, Fit Moralftatiftif, 2. Aufl. 
1874), 494. Schütze, Die 7 wu am Berbredhen, 1869, ©. 366; Derjelbe, 
ehrb., 337. — Rüborff, Straf® ahiberg. 


Eohet, Dom., 5 1728 zu Chooz bei Givet, wurde Friedensrichter, nahm an 
den zum Code eivil Theil, 7 1811. 


Er jhrieb: Instituts de droit, Bouillon 1772—1781. 
git.: Nypels, Bibliothöque, 94. Zeihmann. 


Eoldatenteftament (test. militis) ift ein außerordentliches, aus Rückſicht auf 
Perfon und Lage des Teftators vor allen anderen erleichtertes Teftament. Entſtanden 
aus dem alten test. in procinctu, bejchränft auf eingereihte Militärperfonen , fowie 
jolche Nichtjoldaten, die ihres Berufes halber beim Heere waren und umgekommen 
find, und auf die Dauer des Teldzuges, bedurfte es jeit Trajan überall feiner 
Solennität, jondern nur der Willenögewißheit. Der jure militari errichtete letzte 
Wille, bevorrechtet nicht blos in der Form, jondern auch nach Inhalt und Wirkung 
in jeglicher Richtung, wurde jedoch hinfällig durch ehrenrührige Entlaffung ſofort, 
bei jonjtiger Entlafjung durch Jahresablauf. Die Deutiche Notariatsordnung be 
ichränkfte nach damaliger Auslegung jene Formlofigkeit auf Verfügungen während 
des Gefechts („in Uebung des Streits“), forderte ſonſt Zuziehung zweier Zeugen. 
In den neueren Geſetzgebungen Handelt es fich, nach Bejeitigung des Satzes: nemo 
pro parte testatus etc., nur noch um erleichterte Form für das militärifche Teftament 
zur Kriegszeit, und um die Dauer der Gültigkeit; die Vorfchriften betreffen daher 
theils jchriftliche theile mündliche Errichtung, die VBorausjegungen nach Perjonen umd 
Errichtungsgeit ꝛc. Diefelben finden fich heute durchweg in der Militärgejeßgebung, 
auf — Fe das “.. BGB. nur zu verweilen — 

b.: Heimbach in Weiske's Rechtslex. X. ©. Ar A — te 
Geis, ao item. 1866. — ann: Lehrb., In. 1; D. 
6, 21; R. Not. Orbn. von 1512 IL 82 — Defterr. 2 $ 600, Mil. Si L. 
vom 15 El. 1873, 8 101. — sa. ReihaMil. Gel. dv. 2. Mai 1874, $ 44. de 
BEB. $ Ss 2109 ff. — Preuf. Au " . 112 $$ 177—197. — Code civil. = 981 ss. — 
Mommfen, Erbr.-Entwurf, $ Schütze. 


Solidarobligation und ſtorrealobligation find zwei verſchiedene Er- 
icheinungsformen derjenigen Obligationen, in welchen auf der Gläubiger- ober 
Schuldnerjeite oder auf beiden Seiten eine Mehrheit von Subjekten fich befindet. 
Man kann jolche Obligationen Gejammtobligation nennen und unterfcheidet danadı 
aktive und paſſive Gejammtobligation. Jedoch muß die das Objekt der Obli- 
gation bildende Leiftung eine nur einmal zu machende jein; jeder Gläubiger muß 
diefelbe ganz fordern dürfen, jeder Schuldner fie ganz schuldig fein, aber jo, da 
mit der einmaligen vollftändigen Leiftung jeder Gläubiger ala befriedigt gilt, aud 
der, an welchen nicht direkt geleiftet ift, und daß durch diejelbe jeder Schuldner be» 
freit ift, auch der, welcher nicht ſelbſt geleiftet hat. In diefer Hinficht umtericheiden 
fich daher wejentlich von der Gefammtobligation und find mit bderjelben nicht zu 
verwechieln die Fälle: wenn für eine Mehrheit der Berechtigten oder Berpflichteten 
nicht eine Jdentität im vorigen Sinne, jondern nur eine quantitative umd qualitas 
tive Gleichartigkeit der Leiftungen begründet ift, wie bei Strafgeldern (fr. 11$2 D. 
9, 2; fr.1$9 D. 47, 10); ſodann: wenn die einheitliche, aber theilbare Leiſtung 
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auf jeden nur pro parte entfällt, wie beim Erbgang (c. 6 C. 3, 36). Das lebte 
Verhältniß getheilter Obligation ift bei Verträgen jogar nach Römiſchem Rechte 
(fr. 11 $ 2 D 45, 2) zu präfumiren. \ 

Wo aber die beichriebene Identität des Leiſtungsgegenſtandes vorhanden ift, 
da thut es dem Begriff der Gejammtobligation feinen Eintrag, wenn das Forde— 
rungsrecht oder die Leiftungspflicht für den einen der Betheiligten bedingt oder be= 
friftet ift, für den anderen nicht oder anders bedingt oder befriftet ($ 2 I. 3, 16); 
ebenfowenig, ala e8 der Gültigkeit der Gefammtobligation fchadet, wenn etwa von 
den fich ee Verpflichtenden Einzelne verpflichtungsunfähig find (fr. 12 
$1D. 45, 2). 

68 giebt nun eigentlich drei Arten eines jolchen Gejammtichuldverhältnifies : 
die Korrealobligation, die jog. blos jolidarische Obligation oder nah Savigny’s 
Bezeichnung (Obligationenrecht, I. $$ 20, 21) die umechte Korrealobligation und 
die Obligation mit untheilbarer Leitung. Man hat diejen Unterfchied aber exit 
ipät erfannt. Bis auf die Arbeit Ribbentrop’s, Zur Lehre von den Korreal— 
obligationen, 1831, pflegte man jede einheitliche Obligation mit Mehrheit der Sub- 
jefte als obligatio correalis zu bezeichnen; der Ausdruf war dem nur in einer 
Digeftenftelle im Sinne von „Mitjchuldner“ vorfommenden Worte conreus (fr.3$ 8 
D. 34,3) entnommen. Auch Ribbentrop Hat die Konjequenzen jeiner Entdeckung 
nicht alle gezogen, erft Savigny hat in feinem Obligationenrecht, I. SS 16—27, 
den Ausbau der Ribbentrop’ichen Idee in Angriff genommen. 

Den Differenzpunft zwijchen der Korrealobligation und jenen beiden anderen 
Gejfammtobligationsverhältniffen findet die neuere Theorie meift darin, daß bei der 
Korrealität una eademque obligatio für alle Subjefte vorliege, während bei jenen 
plures obligationes, und zwar jo viele ala dag Multiplum der Schuldneranzahl und 
der Gläubigerziffer ausmacht, vorhanden ſeien. Dieſe Auffaffung (ſog. Einheits— 
theorie) verträgt fich freilich nicht mit dem Sprachgebrauch der Quellen, welche für 
die plures rei promittendi und stipulandi, d. 5. für den typiichen Fall einer 
Korrealobligation zwar an vielen Stellen una obligatio, aber an anderen auch plures 
obligationes annehmen (3. B.fr.18 D. 45,2; fr.5 D. 46,1; Fitting, a. a. O. 
$ 4); allerdings würde es auf folche Abweichungen, wenn die Theorie von der 
una obligatio brauchbar wäre, nicht anfommen. Manche Schriftiteller laſſen fich 
jedoch durch den Sprachgebrauch der Quellen bewegen, auch bei der Korrealobliga= 
tion eine Mehrheit von Obligationsverhältniffen anzuerkennen (fog. Mehrheitstheorie), 
Andere juchen beide Theorien zu fombiniren (3. B. Baron, Die Gejanmtrechts= 
verhältniffe, $ 19: die Korrealobligation enthalte für den einzelnen Betheiligten je 
eine, für die Gefammtheit aller Betheiligten nur eine obligatio), wieder Andere gehen 
der Alternative, ob una obligatio oder plures obligationes, ganz aus dem Wege und 
fonjtruiren die Korrealobligation 3. B. ala ein Obligationsverhältniß, in welchem 
jeder auf derjelben Seite Betheiligte Vertreter des anderen jei (Brinz), oder ala 
eine Obligation mit alternativem Inhalt, deren Unbejtimmtheit Hinfichtlich der 
Perfon, die fie geltend mache, oder Hinfichtlich der Perſon, gegen welche fie geltend 
gemacht werde, erjt durch die von einem der Gläubiger oder Schuldner getroffene 
Auswahl zu heben ſei (Fitting a. a. D., 136 ff. Dazu jet: Pescatore, 
Die og. alternative Obligation, 1880 ©. 23 ff.). — Ueber die Bertreter dieſer 
verschiedenen Meinungen ſ. die Zufammenftellung bei Windjcheid, Pand., II. 
$ 293, 1; $ 298, 3; Arndts, Pand., $ 213, 5. — 

Für die Darftellung ericheint e8 am zwedmäßigjten, von der Möglichkeit eines 
prinzipiellen Gefichtspunftes abzujehen und auf das Detail der Wirkungen einzugehen, 
welche das Römische Recht den Gejammtobligationen beimißt. Dieſer Verzicht wird 
ſich namentlich dadurch rechtfertigen, daß die Durchtührbarfeit eines Prinzips an 
allen Wirkungen diejer Obligationen gegründeten Bedenken unterliegt. 
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I. Vorerſt aber ift noch von Entjtehung der Gefammtobligation zu handeln. 
1) Für die Korrealobligation ift im Römiſchen Recht nur ein Ent: 
ſtehungsgrund völlig erweislich; es ift der Tall, von welchem die Theorie der 
Korrealobligation ausgeht: die Stipulation zwijchen mehr ala zwei Perfonen (pr. 
I. 3, 16; fr. 2 D. 45, 2; c. 2 C. 8, 39). Das Gemeine Recht läßt daher die 
Korrealobligation entjtehen durch Vertrag, wenn 3. B. Mehrere fich ausdrüdlic 
verpflichten „alle für einen, einer für alle“, „jammt und fonders“, „zur ungetheilten 
Hand“ haften zu wollen, aber auch durch gejeßliche Vorſchrift und als paſſive 
Korrealobligation durch Vermächtniß „zu Laſten des A oder B* (fr. 25 pr.D. 32; 
nicht als aftive Korrealobligation beim Vermächtniß „an A oderB“,c.4 C. 6, 38). 
Die Fälle jog. gefeglicher Begründung von Korrealobligationen find übrigens nicht 
alle zweifellos. Als fichergeftellt mag betrachtet werden die Schuldnermehrheit bei 
den actiones adjecticiae qualitatis und bei Miteigentum an einem jchädigenden 
Thiere. Dagegen ift e8 nicht zweifellos Korrealobligation, wenn „ein Vertrag da: 
bin abgeichloffen wird, daß in eine durch eine andere Thatjache begründete Obliga- 
tion ein neuer Gläubiger oder Schuldner Hineintreten ſolle“ (Windfcheid, Pand,, 
U. $ 297, 3). Dahin gehört das Nechtöverhältniß zwifchen Hauptſchuldner und 
Bürgen, ſowie das zwiichen dem Gedenten und dem Geffionar vor der erforderlichen 
denunciatio an den debitor cessus. Die Quellen jeen jedenfalls durchgehende den 
fidejussor und reus den plures rei promittendi entgegen und bei der Ceſſion gilt 
der Gedent doch wohl jchon vor der denunciatio nicht mehr ala forderungäberechtigt 
(vgl. Thl. I. 408, 425). — Daß richterliche Enticheidung ein Korrealverhältnik 
begründen könne, ift weder auf Grund von fr.43 D. 42, 1; c.2 C. 7,55 zu be 
jahen, noch allgemein zu berneinen, nämlich möglich ift es im Theilungsprozeß. 

2) Auch die „bloße Solidarität“ kann durch Vertrag begründet werden, wie e& nad 
den Quellen bei der auf dem Wege des Kreditmandats und des constitutum ein 
gegangenen Bürgfchaft der Fall ift (fr. 59 $ 8 D. 17,1; fr. 52 83 D. 46, 1; 
fr. 18 $ 3 D. 13, 5; vgl. mit Nr. II. 1 unten). Der Hauptfall ift aber hier die 
Gemeinſamkeit der Verantwortung für angerichteten Schaden und dieje liegt micht 
blos vor bei gemeinjam verübten Delikten, jondern auch dann, wenn eine Sadı 
mehreren Perjonen zur Aufbewahrung übergeben oder geliehen wurde, wenn mehrere 
Mandatare dafjelbe Geſchäft übernahmen, ferner im Verhältniß mehrerer Mitvor: 
münder, im Verhältniß mehrerer Bewohner eines Gemaches gegenüber der actio de 
effusis vel deiectis, jobald in diejen Fällen eine Berlegung des bejtehenden Rechts- 
verhältniffes eintritt ( Kzyhlarz, a. a. D. 60 ff). Man pflegt den Unterjchied 
diefer Begründungsarten der Solidarobligation von denen der Korrealobligation meiſt 
in der Mehrheit der Verpflichtungsafte zu erbliden, 3. B. das Wohnen des A ſei 
nicht das Wohnen des B u. ſ. w. (Windficheid, $ 298, 17). 

3) Für die zweite Art von Solidarität fommt feine befondere Begründungsart 
in Frage, e8 müſſen nur irgendwie Obligationen begründet jein, welche dafjelbe un- 
theilbare Leiftungsobjeft zum Erfüllungsgegenftand haben. 

I. Bon den Wirkungen der Gejammtobligation find Folgende hervorzuheben: 

1) Durch litis contestatio eines Korrealgläubigers gegen einen Korrealichuldner 
ward nach Elaffiichem Römiſchem Recht die Obligation für alle übrigen auf aktiver oder 
paſſiver Seite Betheiligten fonfumirt, die exceptio rei in judicium deductae wirfte, 
mochte der Prozeß ausgehen, wie er wollte, gegen alle Gläubiger und zu Guniten 
aller Schuldner. Bei den Colidarobligationen dagegen trat die Konſumtion des 
obligatorischen Anſpruchs zum Nachtheil aller Mitgläubiger und zum Vortheil aller 
Mitichuldner nicht ein. Diejer Unterjchied in der Wirkung war es gerade, welcher 
den Begründer der Trennung von Korreal- und anderen jolidariichen Obligationen 
auf diefe Unterjcheidung führte. Jedoch im Juſtinianiſchen Rechtsbuch ift die fon: 
ſumirende Kraft der litis contestatio bei Korrealobligationen nur noch für die aktive 
Seite anerkannt (3. B. fr. 16 D. 45, 2; fr. 5i. f. D. 46, 1), die Beireiung der 
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nicht litem fontejtirenden correi promittendi durch litis contestatio des einen ift 
von Yuftinian ausdrüdlich bejeitigt worden (c.28 $ 2 C. 8, 40). Demnad) bleibt 
es nunmehr in allen Fällen dem Gläubiger unverwehrt, die jämmtlichen Mit— 
ichuldner insgefammt, auf's Ganze oder nur zu Theilen zu belangen und eventuell 
unter Abſtehen von der gegen Einen erhobenen Klage (CPO. $ 243) fih an die 
Anderen zu wenden; nur fonzentrirt fich bei der Storrealobligation das Klagerecht 
auf den litem fontejtirenden Gläubiger und das gegen ihn ergangene Urtheil macht 
gegenüber allen jeinen Mitgläubigern res judicata. An Stelle der litis contestatio 
ift übrigens durch EPD. $ 239 der Moment der Klagerhebung (j. daſ. $$ 230, 1; 
460; 461, 2) getreten. 

2) Eine gleiche Konzentration, wie im vorigen Falle, tritt nach fr.10 D.13,5 
bei der Korrealobligation, nicht aber bei den jolidariichen Obligationen in Folge 
eines constitutum debiti proprii wenigitens auf aftiver Seite ein, „weil das con- 
stitutum jo gut wie Zahlung jei“. (Neuere und abweichende Erklärungen diefer 
Stelle f. bei Windſcheid, Pand., II. $ 296, 2; Weibel, a. a. ©. 51.) 

3) Die zu Gunften eines einzelnen Gläubigers oder gegenüber einem einzelnen 
Schuldner erfolgte Unterbrechung der KHlagverjährung wirft nur bei der Korreal— 
obligation auch für rejp. gegen die übrigen (c. 4 C. 8, 39). Ausnahme nach 
WO. Art. 80 (f. aber EG. zur CPO. 8 18, 3, zur KO. 8 3, 3). 

4) Die Verichuldung des einen correus debendi, mit Ausnahme feiner mora 
(fr.32 $ 4 D. 22,1; fr. 173 $2 D. 50,17), erweitert das Obligationsverhältniß 
um die Schadenserjaghaftung auch zum Nachtheil der übrigen Mitjchuldner (fr. 18 
D. 45,2; anderer Meinung Windicheid, Pand., II. 8295, 13). Bei den wegen 
Untheilbarfeit der Leiſtung jolidariichen Obligationen gilt gerade das Gegentheil 
dieſes Sabes, während in den übrigen jolidarijchen Verhältniffen die Thatjache, daß 
an angerichtetem Schaden Einer in erjter Linie ſchuldig ift, nur feinen Mitjchuldnern 
die Einrede der Vorausklage (ſ. Nr. 6) verichafft. 

5) Ein Regreß- (Rückgriffs-)recht der nicht direft befriedigten Korrealgläubiger 
gegen denjenigen, welchem der Schuldner das Ganze geleiftet hat, jowie ein Regreß— 
recht des allein das Ganze Leiftenden Schuldners gegen die durch ihn befreiten Mit- 
ihuldner verſteht fich bei Korrealobligationen nicht von jelbft, jondern muß erjt 
durch ein beionderes zwiſchen den correi bejtehendes Rechtsverhältniß (3.8. Mandat, 
negotiorum gestio, societas, ungerechtiertigte Bereicherung) begründet werden. Solidar- 
gläubiger und -Schuldner aber haben den Rüdgriff, wenn es ſich um Untheilbarfeit 
der Erfüllung Handelt, unbedingt, in anderen fällen bat ihn wenigftens der auf 
Schadenderjat haftende Mitjchuldner, wenn er feinem nicht mitbelangten Mitjchuldner 
alleiniges oder theilweijes Verichulden des Schadens vorwerfen kann oder wenn die 
Haftung durch fremdes Verſchulden begründet worden it. Wo der Schuldner regreß- 
berechtigt ift, da hat er das beneficium cedendarum actionum (c. 13 $1C4,65; 
MWindicheid, $ 298, 13); nur bei der Solidarität wegen untheilbarer Leiſtung be— 
darf er diejer Ceſſion nicht, da er hier jedenfalls Regreßanſpruch hat. — Spezial— 
literatur über das NRegreßrecht j. bei Windjcheid, Pand., II. $ 294, 1. 

6) Der verflagte Gejammtjchuldner braucht fich nicht in allen Fällen die Klage 
auf die ganze Leiftung geiallen zu laſſen; er kann manchmal einredeweije geltend 
machen, daß jeine Mitjchuldner, deren Belangbarfeit (praesentia) vorausgejeßt, 
gleichzeitig belangt werden follen und daß er erſt nach herausgeftellter Inſolvenz 
jener — den Beweis der Inſolvenz bat der Kläger zu führen — auf das Ganze 
hatte. Die Einrede wird entweder damit begründet, daß er wibrigenfalle für gar 
nichts hafte (jog. beneficium ordinis s. excussionis), oder damit, daß er primär 
nur feinen Kopftheil jchulde (jog. beneficium divisionis). Wann dieje Einwendungen 
ftatthaft jeien, das hängt von der Auslegung der nov. 99, fpeziell der Worte 
ahın)eyybog ÖnedFvro in derjelben, ab (j.v. Vangerow, Pand., II. 78—87). 
Bei der blog jolidarischen Obligation hat das Recht zu diefen Exceptionen nach- 
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weisbar nur der auf Schadenserfag Belangte in den Fällen, wo ihm gegen jeine 
Mitichuldner ein Rüdgriff zufteht (f. Nr. 5). Der Schuldner einer untbeilbaren 
Leiſtung dagegen bedarf der Einwendungen nicht; denn, falls er feine Mitſchuldner 
neben fich, aber mehrere Perſonen zu Gläubigern hat, jo fann er entweder ver: 
langen, daß ihm die Leiſtung an alle Gläubiger ermöglicht werde, oder daß ihm 
der Kläger dafür Sicherheit gewähre, die übrigen würden fich für befriedigt halten, 
und ald Mitichuldner möchte ihm zwar das beneficium ordinis, gewiß aber (eben 
wegen der Untheilbarkeit des Schuldobjefts) nicht das beneficium divisionis zu: 
geitanden werden dürfen, es müßte denn die untheilbare Yeiftung fich durch aesti- 
matio in eine theilbare verwandelt haben (letteres beitreitet Windicheid, $ 299,7). 
Von den reichägejeglichen Vorfchriften über Gefammtobligationen (f. unten IV) haben 
übrigens manche die beiden Einreden der Vorausflage und der Theilung (fo dai 
HGB. Art. 281, 1 für alle feine Fälle, die Rechtsanwalts-Gebührenordmung $ 3) 
oder doch die Einrede der Theilung (Genoffenichaitägeieß dv. 4. Juli 1868 $ 12,1) be 
feitigt. — Literatur über die exc. divisionis: v. Schröter, Zichr. f. Eiv.R. und 
Proz. VI. 4385 ff.; Heimbach, daf. XVI. 2, 10; Appelius, Arch. f. d. civ. 
Prar. XVI. 12; Burdhardi, daſ. XIX. 8; Dedekind, daf. XL. 270 f.; 
Dedekind, Deexc. divis., 1853; Wieding, Nov. Justiniani XCIX., ©. 82 f.— 
III. Die Gefjammtobligation erlifcht durch alle Erlöichungsgründe von Obli- 
gationen, welche nicht nur ein. einzelnes Subjeft der aktiven ober paffiven Seite 
betreffen, wie confusio durch gegenjeitige Beerbung, Erlaß, Novation, in integrum 
restitutio für Einzelne, Verjährung gegenüber Einzelnen, wenn die Obligation nicht 
für Alle gleichzeitig begonnen hat (capitis deminutio Einzelner nad) fr. 19 D. 45,2), 
namentlich nimmt man bei der Solidarität wegen Untheilbarfeit der Leiftung Em: 
flußlofigkeit der Dispofitionen eines Mitgläubigers für alle übrigen Meitgläubiger 
an. Alſo erlifcht die ganze Gejammtobligation durch Zahlung und deren Sum 
gate (datio in solutum, gerichtliche Hinterlegung, Kompenjation), durch Novation 
(fr. 831 $ 1 D. 46, 2; Windſcheid, Pand., I. $ 295, 3; $ 298, 5), vollfom: 
menen Erlaß und deffen Anwendungsfälle bei Vergleich und Schiedsvertrag, durd 
aberfennendes Urtheil — ſelbſt wenn bei einem derartigen Rechtsgeſchäft oder Proyt 
nur ein einzelner Gläubiger und ein einzelner Schuldner betheiligt war. 
Uebrigens ift das Gefagte nicht bei jämmtlichen der angegebenen Gndigung® 
gründe unbeftritten (vgl. Windjcheid, Pand., II. $ 295, 4. 5. 8; $ 298, 6; 
Arndts, Pand., $268, 11; 278,2), und es kommen gelegentlich auch noch ander 
Punkte in frage; jo bei der Kompenfation: ob der Gefammtjchuldner auch mit der 
Forderung feines Mitjchuldners und ob er gegen die Schuld eines anderen Gejammt- 
gläubiger8 ala des ihn Belangenden aufrechnen dürfe, was Beides nach Römiſchem 
Recht, bei den correi wenigftens, von beftehender Regrehpflicht abhängt (fr. 10 D. 
45, 2; Windfcheid, Pand., II. $350, 19. 20, theilweife amders nach Allg. MR. 
I. 16 38 308, 306, 307; Code civil art. 1294, 2; Sächſ. BGB. $ 1027). Jedenfalls 
wird man annehmen müſſen, daß nicht eim einzelner Gläubiger willkürlich die 
Obligation zum Nachtheil feiner Mitgläubiger jchmälern und aufheben, nicht em 
einzelner Schuldner mit Rechtswirkung für jeine Mitjchuldner die bejtehende Ber 
pflichtung erweitern kann (abgejehen von Verſchuldung, j. oben Nr. 4), wenn er nict 
zur Stellvertretung der anderen ermächtigt oder eine Negreßberechtigung derſelben 
gegen ihn begründet ift (vgl. fr. 27 pr. D. 2, 14). 
IV. Bon den modernen Gejeßgebungen fennt feine einen Unterſchied 
der Korrenlobligation und blos folidarischen Obligation; die Solidarität wegen Un 
theilbarfeit des Gegenftandes berüdfichtigen manche bejonders (ſ. Oeſterr. Ale. 
BGB. 8 890; Sädhi. BGB. 88 1037, 1038; Entw. eines Schweiz. ObLR. 
1875 Art. 20, 2). Diefelben ftellen aber nur einen Begriff der „Sorrealität” 
(Codex Maxim. IV. 1, 21 ff.; Allg. ER. I. 6 88 424 ff.; Defterr. Allg. BEP. 
z8 891 ff.), „Solidarität* (Code civil art. 1197 fi.; Entw. eines Schweij. 
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Obl. R. Art. 11 ff.) oder des „Geſammtſchuldverhältniſſes“ (Sächi. BGB. 88 1019 ff.) 
auf. Die gemeinrechtliche Konftruftion des Rechtsverhältnifies wird im Allgemeinen 
teftgehalten, indem 3. B. die einen fich für die gemeinrechtliche Präfumtion getheilter 
Haftung bei Verträgen (Codex Maxim. IV. 1, 21, 6; Dejfterr. BGB. $ 888; 
Code civil art. 1202), die anderen fich gegen diejelbe (Allg. ER. I. 5 $$ 424, 425) 
erflären, indem fie die Unterbrechung der Klagverjährung entweder ei alle Be- 
theiligten (Code civil art. 1199, 1206, 2249, mit Mobdififation Allg. ER. I. 9 $ 577) 
oder nur fubjettiv wirken laffen Sachſ BGB. $ 1035), indem fie den Satz: 
alterius factum alteri quoque nocet entweder anerfennen (Codex Maxim. IV, 1, 
21,4, mit Mobdifitation Code civil art.1205, 1207) oder nicht (Allg. ER. I. 5 $ 438; 
Deiterr. BEB. $ 894; Sächſ. BGB. 88 1025, 1316). Allgemein ift ferner 
die Konzentrirung der Obligation eines einzelnen Schuldner® gegenüber demjenigen 
Gläubiger, der ihn belangt, aber ohne daß dadurch die anderen Mitjchuldner frei 
würden (Codex Maxim. IV. 1, 22; Code eivil 1198,1; Defterr. BGB. $8 891, 
892; Sächſ. BGB. 88 1023, 1024; Schweiz. Entw. 19), und ebenjo allgemein 
ift die Bejeitigung des beneficium excussionis und divisionis (Codex Maxim. IV. 
1, 23; Allg. ER. 1 5 88 430 -83; Code civil art. 1203, 1204, j. aber 1210—12; 
Deiterr. BGB. 88 891, 1359; Sächſ. BGB. $ 1024; Schweiz. Entw. 12). 
Dagegen enthält es eine wejentliche Abweichung von der gemeinrechtlichen Auf— 
faffung, wenn das Preuß. ER. und der Code civil zwiichen der aktiven und der 
pafliven Seite der Gefammtobligation ſcharf unterjcheiden und beiden eine verjchiedene 
Art der rechtlichen Behandlung zu Theil werden laffen, indem fie 3. B. manchen 
der vorhin angegebenen Grundjäße nur für die Mitverpflichteten aufjtellen. Hierher 
ift auch der Umſtand zu rechnen, daß die beiden genannten Gejehgebungen (Allg. 
ER.I.5 8445; Code civil art. 1213, 1214, 1216) im Anfchluß an andere (Codex 
Maxim, IV. 1, 22. 23 i. £.; Deiterr. BGB. 896; Schweiz. Entw. 17) ein 
Regregrecht der Gejammtjchuldner jedenfalls anerfennen, jelbft dann, wenn das unter 
den correi beftehende Rechtsverhältniß eine Regreßberechtigung nicht ergiebt (anders 
Sächſ. BGB. $$ 1036, 1495). Das Preußiſche Recht zeichnet ſich insbeſondere 
durch eine merkwürdige Auffaffung des Gläubigerverhältniffes aus, indem es an— 
nimmt, daß die Mitberechtigten die gemeinſamen Befugniſſe auch nur gemeinſam 
ausüben können, daß alſo die Handlungen eines Einzelnen den Uebrigen in keiner 
Weiſe präjubigiren und der Schuldner fich durch Zahlung an den Einzelnen feines- 
wegs don den Andern befreie, Jondern nur in die Rechte des Befriedigten gegenüber 
den Mitgläubigern eintrete (Allg. ER. I. 5 $$450—52; vgl. auch bezüglich Nova- 
tion IL 16 88 459, 460). Erſt die Preußiiche Praris hat diefen Grundſatz in feinen 
Konjequenzen etwas gemildert (f. Dernburg, Preuß. Priv.R., IL. $ 51 a. €.). 

Die Entftehungsgründe der Gefammtobligation find nach den meisten modernen 
Gejeßgebungen Vertrag und gejegliche Vorſchrift, unter die leßtere fallen meift auch 
gemeinjame Delikte (Codex Maxim. IV. 1, 21, 7; Dejterr. BGB. $$ 891, 892, 
550, 820, 821, 1203, 1302, 1352, 1357, 1359; Sächſ. BGB. 88 777, 1020, 
1021; Schweiz. Entw. 20); aber das Preußiiche Recht kennt nur aus Verträgen 
entftehende Korrealverhältniffe, freilich auch aus Realkontrakten entjtehende (Allg. 
ER. I. 14 $ 59) und ebenjo entjteht nach Franzöſiſchem Recht die solidarite entre 
les er&anciers nur durch Vertrag (Code civil art. 1197), während e8 für die solidarite 
de la part des debiteurs beftritten ift, ob diejelbe, abgejehen von Vertrag und Ge- 
je (Code civil art. 1202), auch durch gemeinfames Delift begründet werde, wofür 
Code penal art. 55 zu ſprechen jchiene. 

Das moderne Deutiche Reichsrecht hat eine Reihe von „Tolidariichen“ Ver— 
bindlichkeiten geichaffen, ohme fich über die Art diefer Solidarität weiter zu erklären; 
diefe Fälle ftellen alſo gejeglich begründete Gefammtichuldverhältniffe dar. Dahin 
gehören: HGB. Art. 112, 113, 173. 3, 178, 204, 241, 245. 4, 247 N. 3, 248. 
3, 257,269. 2, 280; WO. Art. 81, IEN. 10 vgl. 49; Genoff Geſ. v. 4. Juli 1868 
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8 3 N.12, $ 12; RStraiGB. $ 231, 3; Markenſchutzgeſ. v. 30.Nov. 1874 S 15; 
Patentgeſ. v. 25. Mär; 1877 $ 36 ; Urheberrechtsgeſetze v. 11. Juni 18708818, 4; 20,2; 
v. 9. Jan. 1876 $ 16, 1; v. 10. Jan. 1876 $ 9; v. 11. Jan. 1876 8 14, 1; 
RStrafPO. 88 498, 2; 503, 4; Nechtsanwaltsgebührenordnung $ 3; Wuchergel. 
v. 24. Mai 1880 Art. 3, 2. Andere Reichägejege fchließen in gewilien Fällen die 
Geſammthaftung beionders aus, wie HGB. Art. 467, 1; CPO. S 95,1. 4; Ge 
richtäfoftengef. SS 91, 92. Bon materiellrechtlicher Bedeutung ift endlich die Bor— 
jchrift der Deutichen KO. $ 61, wonach bei Konfurseröffnung über Gefammtichuldner 
der Gläubiger jeine Forderung in jedem Konkurs joweit anmelden fann, als fie bei 
Gröffnung des einzelnen Konkurſes noch nicht befriedigt ift, ohne daß Theilgahlungen, 
die nach Eröffnung des einen Verfahrens erfolgen, auf die Dividendenberechnung 
im anderen einen Ginfluß üben. (Noch weiter geht Schweiz. Entw. 16.) 

Zum Schluffe jei bemerkt, daß einige Schrütjteller, aber ohne Griolg, dem 
Begriff der Korrealobligation als einer befonderen Art der Gejammtobligation auch 
gemeinrechtlid — wie es in den modernen Gejehgebungen geichehen it — die 
Gültigkeit abfiprechen, indem fie ihm für veraltet erachten, und nur Solidarobliga- 
tionen anertennen wollen. (So Demangeat, a. a. D.; Weibel, a.a. ©. 
101.) Gtwas Anderes ijt e&, wenn man (mie Fitting, ©. 255) nur noch von 
„jolidarischen“ Berbindlichkeiten fpricht, aber unter diefen „echte“ und „unechte* 
untericheidet. 

Röm. Quellen: I 3, 16 de duobus reis stipulandi et promittendi; D. 45, 2 de 
—— reis constituendis; C. 8, 39 de duobus reis stipulandi et duobus reis promit- 
tendi 

Bon ber bei Windſcheid, Pandekten, II. $$ 292, 253 angeführten reichen Literatur 
ift hervorzuheben: Ribbentrop, > 46* von den eg © Mar} _ 


v. Sapvigny, Dad Obli —— $ 16—27, 33—36, 1861. - Bring, . Blätter, 
Nr. 4 1858 u. Reit B.I.Cchr. 4 . 1873. — Rüdert, Seitfä. f eig u. Proz, 
res en droit romain. 


Neue Sole. e XII. 1, 1855. — — eat, Des obligations soli 

18 indieeib, Krit. Ueberſchau 7. i1, 1859 u. Krit. B.J.Schr. III. 161 ff. 1861. — 

At ‚ Die Natur der Korrealobligationen, 1859. — Czyhlarz, Zeitichr. für öff. umb 
rivatrecht, III. Per: 1876. — Dazu ließe fich noch fügen: Girtanner, Die Bür sihaft, 

75 ff., 397 2. 1850. — immermann, Heidelb. Krit. Seitieht 146 ff., 

Dr v molt, Ni Korrealobligationen 1857). — — Das R t der Herberimgen 
2. Aufl., I. 5 ff., 1859. — Goldihmidt, Zeitichr. für das as! OR. XIV. 267 #. (zu 

Hi 9). — Molitor, Les obligations en ‘droit romain I. Nr. I. Nr. 1155 f., 
II. Nr. = fh; 1865. — Weibel, Die Korrealobligation im Rn echte, 1873. 

Lehrb d. Pand.: Arnbta, $ 218—216. — Brinz, I. $ 140-143 (1. Aufl). — 
Göfden, I. ss 972—75. — Keller, 1. $ 248. — Pu uch, & 233-235. — Seuifert, 
F a5 200-2500 — Sintenis, II. g 89. angerow, II. 8 573. — Winbideid, 17 

Bartitularredt: Dernburg, Lehrb. d. Preußiſchen ee Sr II. s$ 47—51. — 
Siebenhaar, Korrealobligationen nad) Römiſchem, Gemeinem und Sächſiſchem Recht, IL 
1868. — Rodiöre, De la solidarits et de P’indivisibilite, 1852. — Lewandowski, De 
la solidarit& en droit Romain et en droit civil frangais, 1866. — Zadariä dv. Singen: 
thal, rede d. Franz. Givilrehts (Puchelt), II. S 298. — Stabel, Inſtitutionen bei 
Kram. ge $$ 130, 131. — Mage, Die Gejammtichuldverhältnifie bed Oeſterreich 
echts 


Reichsrecht: Mandry, Der civilrechtliche Inhalt der Reichsgeſetze, $ 27. 
J. Merkel. 


Sonderrechte. Der Ausdruck „S.“ hat in der Deutſchen Rechtsſprache 
mehrere verſchiedenartige Bedeutungen. Er dient zunächſt als Bezeichnung derjenigen 
Vorrechte der ſouveränen und der mediatiſirten Deutſchen Geſchlechter, welche den- 
ſelben über das Gem. Recht hinaus eingeräumt ſind (vergl. Heffter, Die S. der 
ſouveränen und der mediatiſirten, vormals reichsſtändiſchen Häuſer Deutichlands, 
Berlin 1871). In einem für die Praris wichtigeren Sinne verjteht man unter <. 
die Rechte einzelner Mitglieder von Körperſchaften, welche dieje gegenüber der 
Körperichaft Frei auszuüben befugt find. Hierbei ift „Körperſchaft“ im weiteiten 
Sinne identiſch mit dem Ausdrude „Gemeinheit“ verftanden, und umfaßt alle 
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Korporationen, Gemeinſchaften, Genoffenfchaften, Vereine zu öffentlichen und privat- 
rechtlichen Zweden ꝛc. In diefem Sinne hat der Begriff der S. eine durch die 
Deutsche Rechtsgeichichte fich Hindurchziehende Entwidelung, welche für die Geftaltung 
von Staat, Kirche, Stadtgemeinde ıc. von Erheblichkeit if. Von ganz bejonderem 
Werth ift der gleiche Begriff für das Necht der Genofjenichaften geworden, welche 
in Deutichland zu zahlreichen öffentlichen und privaten Zweden, insbeſondere auch 
ala Erwerbögenoffenichaften ausgebildet worden find (vgl. hierzu Gierfe, Das 
Deutſche Genoffenjchaftsrecht, 2 Bände, Berlin 1878). Eine hervorragende Bedeutung 
hat derjelbe Rechtsbegriff auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes in neuefter Zeit 
jeit Wiederheritellung des Deutjchen Reiches erlangt. Das Neich befteht aus einer 
Reihe einzelner Staaten, die fich zu einem Bundesjtaat vereinigt haben. Für die 
Interpretation der NReichöverfaffung ift von hoher Wichtigkeit die Frage, wie weit 
die einzelnen Mitglieder durch die Bündnißverträge obligirt find, und wie weit das 
Reich vermöge feiner Organe auf den gegenwärtigen Stand des Bündnifjes eine 
Veränderung auszuüben im Stande if. Zur Beantwortung diejer Trage bedarf es 
einer Feſtſtellung derjenigen Rechte, S. genannt, welche den einzelnen Gliedern des 
Bundesftaates in und gegenüber demfelben zuftehen. Sie zerfallen in folche, die in 
der Bundesverfaffung reſp. in den ala Grundlage derjelben bejtehenden Verträgen 
ausdrücdlich vereinbart find, und in andere, die fich, ohne ausdrüdlich vereinbart 
zu jein, aus der rechtlichen Natur de Bundesſtaates von jelbjt ergeben. Eine 
iyftematifche Entwidelung diefer ©. ift in neuefter Zeit von Laband, kurz vorher 
von Hänel unternommen worden. (Laband, Der Begriff der S. nach Deutichem 
Reichsrecht, in Hirth’3 Annalen 1874, S. 1487—1524, und derjelbe in jeinem 
Staatsrecht des Deutfchen Reiches, Tübingen 1876, Bd. I. ©. 109 ff.; Hänel, 
Studien zum Deutjchen Staatsrecht, Bd. I. Leipzig 1873, ©. 183 ff). Yaband 
rührt aus (Staatsrecht, Bd. I. S. 109), es ergebe ſich aus der Natur des Bundes- 
itaates als einer aus Staaten beftehenden öffentlicherechtlichen Korporation, daß die 
Mitgliedaftaaten Rechte ſowie auch Pflichten haben. Die Rechte werden unterjchieden 
in Mitgliedichaftsrechte und S. Unter den letzteren verfteht Laband bejtimmte 
Rechte einzelner Bundesjtaaten in deren Verhältniß zur Gejammtheit, welche Ab = 
weichungen von der jonft geltenden Regel zu Gunften eines oder einzelner Staaten 
bilden. Ihrem Inhalte nach unterjcheidet er die ausdrüdlich konftituirten S., im 
Weientlichen in Uebereinftimmung mit Hänel, in Beichränkungen der Kompetenz des 
Reiches, 3. B. die Ausſchließung Württembergs und Bayerns Hinfichtlich des Pojt- 
und Telegraphenweſens und Hinfichtlich der Beſteuerung von Branntwein und Bier, 
ferner in diejenigen Rechte, welche gewiffen Staaten Hinfichtlich der Organijation 
des Meiches eine bevorzugte Stellung gewähren, 3. B. das Recht Preußens, daß 
dem Könige von Preußen das Präfidium zufteht, das Recht Bayerns, in dem Bundes» 
tathe für das Landheer und die Feſtungen einen jtändigen Sit zu haben und den 
Borfig in dem Ausschuß für die auswärtigen Angelegenheiten zu führen, endlich in 
gewifie finanzielle Begünftigungen, 3. B. die fisfalifchen Aniprüche Heffens gegen 
die Reichöpoftverwaltung, der Anspruch Bayerns auf eine Vergütung der Leiftungen 
für den diplomatifchen Dienft ıc. ꝛc. Die Feitftellung diefer ©., welche in der Ver— 
faffung oder den ſonſt bejtehenden Verträgen ausdrücklich vereinbart find, unter 
liegt feinen bejonderen Schwierigkeiten. Auch darüber befteht faum ein begründeter 
Zweifel, daß diefe Rechte nur unter Zuftimmung der betreffenden Berechtigten aufs 
gehoben oder verändert werden können (vgl. Laband, Staatärecht, Bd. I. ©. 119). 
Schwieriger ift aber die Entwidelung und Feftitellung derjenigen S., welche nicht 
in der Verfaffung oder den Verträgen ausdrüdlich genannt find, jondern fich aus 
der rechtlichen Natur de8 Bundesftaates von jelbit ergeben. In diefer Beziehung 
berricht vorläufig Meinungsverichiedenheit unter den Juriften, die wol bei dem eigen= 
thümlichen Charakter der Materie nicht anders als auf der Bafis von Präzedenzfällen 
eine definitive Löfung finden wird (val. hierzu Laband, Staatsrecht, Bd. 1. ©. 118 ff., 
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ferner Hänel, a. a. D. ©. 194 ff., und Löning in Hirth’3 Annalen 1875, 
©. 337 f.). Nicht zu verwechjeln mit diefen S. (jura singularia) find diejenigen 
Rechte (jura singulorum) der einzelnen Staaten, welche in den Bünbdnißvertrag 
nicht mit inbegriffen, jondern den Staaten ungejchmälert verblieben find. Diele 
jura singulorum find feine ©.; denn die letteren laſſen ſich nur injoweit denken, 
als eine Mitgliedichaft der einzelnen Staaten gegenüber dem Bundesjtaat beiteht. 
Sie jehen dad Vorhandenjein einer Gemeinſchaft voraus, während die jura singulorum 
gerade da ihren Anfang nehmen, wo die Gemeinjchait endigt. — Eine nicht minder 
hervorragende Bedeutung haben endlich die ©. neuerdings auf dem Gebiete dei 
Privatrecht, und zwar in dem Recht der Aktiengejellichaiten erlangt. Die Aktien: 
gejellichaft ijt unter den modernen Erwerbögenofienjchaften vorläufig die am meiiten 
ausgebildete. Ihrer rechtlichen Natur nach ift fie eine Korporation; daher gretien 
bei ihr Hinfichtlich der Stellung der einzelnen Aktionäre ganz ähnliche Grundjähe 
Pla, wie nach den oben citirten Worten Laband's bei der jtaatärechtlichen 
Korporation des Deutichen Reiches Hinfichtlic” der einzelnen Bundesitaaten. Aud 
die Nechte der Aktionäre muß man unterjcheiden in Mitgliedichaftsrechte und ©. 
Man kann die leßteren definiren ala „diejenigen Rechte des einzelnen Aktionär 
gegenüber der Aftiengejellichait oder in derjelben, Hinfichtlich deren er dem Willen 
der Gejellichaitsorgane nicht unterworfen iſt.“ Daß Deutiche HGB. erwähnt die 
©. nit; nur indireft folgt ihre Anerkennung aus Art. 224, injofern darin geiagt 
ift, daß die Rechte, welche den Aktionären „in Angelegenheiten der Gejellichait” zu: 
jtehen, von der Gejammtheit derjelben in der Generalverfammlung ausgeübt werben. 
Hieraus ift zu folgern, daß auch ſolche Rechte des Aktionär: ala bejtehend angejehen 
werden, welche ihm nicht „in Angelegenheiten der Gejellichaft“ zuftehen, und über 
die mithin der Generalverfammlung fein PVerfügungsrecht eingeräumt ift. Die 
neueren Berjuche, den Nechtächarakter der S. bei Korporationen im Allgemeinen zu 
bejtimmen, bieten zur genauen Erklärung der ©. bei Aftiengejellichaften fein aus 
reichendes Material (vgl. in diefer Beziehung dv. Langenn und Kori, Erörterungen, 
Bd. I. ©. 1 ff. und Stobbe, Handbuch des Deutjchen Privatrechts, Leipzig 
1870, Bd. I. ©. 351 ff.). Klaſſifikationen der S. der Altiengeſellſchaften find 
unternommen worden von Laband (vergl. den oben citirten Aufjag in Hirth's 
Annalen von 1874, Abjchn. 3) und von Thöl (Handelsrecht, 5. Aufl., Leipzig 
1875, Bd. I. $ 161). Um den rechtlichen Inhalt der einzelnen ©. bei den Aftien 
gejellichaften zu erfaffen, ift es nöthig, die verjchiedenen Urfachen ihrer Entjtehung 
als Unterjcheidungsmittel zu wählen. Danach trennen fich die ©. ganz analog 
jener oben für das Deutiche Staatärecht ala maßgebend erachteten Unterjcheidungen 
in jolche, welche das Statut bzw. der Vertrag ausdrüdlich Eonftitwirt, und in ſolche, 
welche fich, ohne ausdrüdlich ausgeiprochen zu fein, aus der Natur der Aktiengeiell: 
ichaiten von jelbjt ergeben. Zu den eriteren zählen hauptjächlich diejenigen Rechte, 
welche gewifjen Aktien vertragsmäßig gegenüber der Geſammtheit verliehen find; 
die vornehmſte Gruppe derjelben find die jog. Prioritätsaftien. Nicht zu dieſer 
Klafje zählen die Gründervorrechte. Zwar find auch fie durch das Statut ausdrüdlic 
eingeräumt; aber die Berechtigten find nicht nothwendigerweiſe Aktionäre, und ein 
©. muß immer zugleich ein Aftionärrecht fein. Diejenigen ©., welche nicht aus 
drüdlich im Statut außgejprochen zu jein brauchen, laſſen fich in zwei Klaſſen unter 
icheiden, nämlich gemäß der oben gegebenen Definition in Rechte in der Gefellichait 
und Rechte gegenüber der Geiellichait. Die eriteren folgen aus der Befugniß des 
Aktionäre, in der Generalverjammlung an der Verwaltung der Gejellichait Theil zu 
nehmen, und in diejer Eigenichaft zu verlangen, daß das Gejellichaftäorgan der 
Generalverfammlung fich gemäß Statut und Geſetz verhalte. Die anderen praktiſch 
wichtigften, vornehmlich vermögensrechtlichen Inhalts, umfaffen diejenigen jura 
quaesita (in der Praris meiſtens „Individualrechte“ genannt), welche aus dem 
ſeitens des erjten Zeichners geichloffenen Zeichnungsvertrage zu feinen Gunsten ber 
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vorgehen, und hinfichtlich deren ihm die Gejellichait als verpflichtetes Rechtsſubjekt gegen- 
überſteht (vergl. Löwenfeld, Recht der Aktiengefellichaiten, Berlin 1879, Abjchn. 10, 
©. 367 ff.). In dem gleichen Sinne hat auch das ROHG. in einer Reihe von Erfennt- 
niffen (Entjch. Bd. XIV. ©. 355 ff.; Bd. XXI. ©. 19 ff. und Bd. XXI. ©. 273 ff.) 
eine Unterjcheidung diefer Spezies von Rechten aufgeftellt. Als eine letzte Klaſſe kann 
man neben den erwähnten noch diejenigen Rechte bezeichnen,‘ welche dem einzelnen 
Aktionär nach ausdrüdlicher Gejet es vorſchrift zuftehen, die alfo ſelbſt ohne ftatutarifche 
Beitätigung gelten, und ihres Charakters wegen auch durch Statutenbeitimmungen 
nicht aufgehoben werden fünnen. Es find dies die Beiugniffe des Aktionärs, in gewiſſen 
Prozefien der Generalverfammlung gegen die Vorſtands- und Auffichtsrathamitglieder 
accefforiich zu interveniren (HGB. Art. 226, 194 u. 195). Während nun aber das 
ROHG. in der bezeichneten Weiſe die S. anerkennt, und in verjchiedene Unterarten 
eintheilt, hat es zugleich in einem der jüngjten Erkenntniſſe eine, wenn auch nicht 
vollfommene, doch immerhin jehr bemerfenswerthe Grenzlinie für den Umfang der 
fraglichen Rechte jkizgirt, indem es (Entich. Bd. XX. ©. 44 ff.) ausgeführt hat, 
daß die Aktiengejellichaft ihr Statut, auch injoweit dies nicht bejonders im Gejell- 
jchaftsvertrage vorgejehen ift, abändern dürfe, daß mindeſtens nicht jede derartige 
Statutenänderung, jchon weil fie nicht beſonders im Statut vorgejehen ift, als rechts- 
widrig zu erachten jei. Würde man das Statut einer Aftiengefellichaft nach den 
allgemeinen Grundjägen über Verträge zu beurtheilen haben, jo müßte man folgern, 
daß jede nicht ſchon bei Abichließung des Vertrages zugelaffene Aenderung defjelben 
al3 eine Verlegung der ©. der diffentirenden Aktionäre, injofern derlei Aenderuugen 
gegen die aus dem Gejelljchaftävertrage ertworbenen jura quaesita verjtoßen, anzujehen 
jei. Dem Reichägericht war, joweit feine Rechtiprechung bisher durch den Drud bes 
fannt geworden ift, Gelegenheit zu einer weiteren Ausbildung diejes Rechtsinjtitutes 
noch nicht gegeben. Gin Erfenntniß vom 19. Februar 1881 (in Sachen von Kauf— 
mann wider Rumäniſche Eifenbahnen-Aktiengefellichait) beftätigt aber in gewifier 
Beziehung die von dem ROHG. überlieferten Rechtsſätze, inſofern darin auf's Neue 
die Verlegung des Grundjaßes von der Mechtägleichheit der Aktionäre zugleich ala 
eine Verlegung der ©. derjelben aufgefaßt und behandelt wird. 
9. Löwenfeld. 


Sonnenfel®, Joſef Reichsfreihere v., 5 1732 zu Nifolsburg, wurde 1763 
Lehrer der Staatöwifjenjchaiten in Wien, 1779 Hofrath und Beifiger der Studien- 
hoftommiſſion, 1797 Reichsfreiherr, F 25. IV. 1817. 

Schriften: Ueber Abichaffung ber Zortur, Zür. 1775, (2) Nürnb. 1782. — Grund» 


fäße ber Polizei, Handlung u. Finanz (1765), 8. Aufl. 1819-22. — Meber die Stimmen: 
mebrheit bei Kriminalurtheilen, 1808. — Sammil. Werte, Wien 1783—87. 


Lit.: Geib, Lehrb. des Deutichen —— Leipz. 1861, I. ©. 314. — Roſcher, 
Em db. NationalDelonomit 1874, ©. 2. — Berner, a er j 1867, 
e. — Wurzbach, XXXV. Ra mann. 


Sonntagsarbeit (vgl. den Art. Sonntagsfeier), Während im All- 
gemeinen nur diejenigen Arbeiten an Sonn= und Feittagen in Deutichland verboten 
find, welche, weil fie öffentlich bemerkbar oder bejonders geräufchvoll find, die äußere 
Feier jener Tage jtören würden, jo bat die RGew.O. ein weitergehendes Verbot 
der ©. in doppelter Hinficht aufgeitellt. 

1) Was zunächjt die jugendlichen Arbeiter betrifft, jo war in Preußen deren Be: 
ichäftigung in Fabriken (und zwar damals für die Zeit vom 9.—16. Lebensjahre) bereits 
durch $ 5 des Regulativs vom 9. März 1839 gänzlich unterjagt, und $ 6 außerdem 
vorgejchrieben, daß diejenigen chriftlichen Arbeiter, welche noch nicht zur heiligen 
Kommunion angenommen jeien, in denjenigen Stunden in Fabriken nicht beichäftigt 
werden durften, welche ihre ordentlichen Seelforger für ihren Katechumenen- und 
Konfirmandenunterricht beitimmt hätten. Die Preuß. Gew.O. vom 17. Januar 
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1845, welche fich überhaupt auf die jpezifiichen Verhältniffe der Yabrifarbeiter nicht 
eritrect, enthält ebenjowenig wie das Gejeß vom 16. Mai 1853, betr. einige Ab» 
änderungen des Regulativs vom 9. März 1839, einfchlagende Beitimmungen. Die 
RGew.O. vom 29. Juni 1869 hat dann dem Sinne nach die Preuß. Beitimmung 
von 1839 reproduzirt; der $ 129, Abſ. 3 derjelben lautet: „An Sonn und Feier 
tagen, jowie während der von dem ordentlichen Seeljorger für den Katechumenen- 
und Sonfirmandenunterricht beitimmten Stunden dürfen jugendliche Arbeiter (im 
Alter von 12—16 Jahren) nicht beichäftigt werden.” Mit diefer Faflung ftimmt 
endlich auch der $136, Abi. 3 des Geſetzes, betr. die Abänderung der Gew. O., vom 
17. Juli 1878, wenigftens im Wejentlichen überein. Derjelbe lautet: „An Sonn- 
und Feittagen, jowie während der von dem ordentlichen Seeljorger für den Katechu— 
menen= und Konfirmanden, Beicht- und Kommunionunterricht beitimmten Stunden 
dürfen jugendliche Arbeiter nicht beichäftigt werden.“ Die Uebertretung diejer Vor— 
ichrift wird nach $ 146 der RGew. O. in Verbindung mit Art. 2 des Geſetzes vom 
17. Juli 1878 mit Geld bis zu 2000 Mark, im Unvermögensjalle mit Gefängniß 
bis zu 6 Monaten beitrait. 

Der $ 126 des Geſetzes vom 17. Juli 1878 hat dann außerdem die Lehr: 
herren verpflichtet, den Lehrlingen die zum Bejuche des Gottesdienftes an Somn- 
und Feſttagen erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen 
Dienftleiftungen nicht zu entziehen; eine Beitimmung, welche dem $ 84 der Gefinde- 
ordnung vom 8. November 1810 nachgebildet ift, und infofern ftrafrechtlich geſchützt 
ericheint, ala es fich dabei um eine Verlegung der gejeglichen Pflichten des Lebr- 
herren gegen den Lehrling handeln würde, jo daß nach $ 148 Nr. 9 der RGem.D. 
in Verbindung mit Art. 2 des Geſetzes vom 17. Juli 1878 eine Gelditrafe bis 
zu 150 Mark, im Unvermögensjalle Haft bis zu 4 Wochen gerechtfertigt fein 
würde. 

In Frankreich hatte bereits das Gejeg vom 22. März 1841, betr. bie 
Arbeit der in der Induſtrie (manufactures, usines ou ateliers) bejchäftigten Kinder, 
Art. 4 und Art. 7 Nr. 5 die Beichäftigung der Kinder unter 16 Jahren an den 
Sonn= und gejeglichen Feſttagen verboten, den Verwaltungsreglements jedoch anheim- 
geftellt, eine derartige Beichäftigung in den Betriebsjtätten mit ununterbrochenem 
Teuer (dans les usines à feu continu) ausnahmsweiſe zu geftatten; jchon damals 
war von jüdifcher Seite ein Antrag geftellt worden, das Verbot auf eine Arbeit 
von mehr ala ſechs wöchentlichen Tagen zu beſchränken, diefer Antrag jedoch in 
Uebereinftimmung mit dem Deputirten Fould, der insbefondere auf die geringe Zahl 
der Juden Hingewiejen hatte, vertworfen. Das Geſetz über die Arbeit der in der 
Industrie beichäftigten Kinder und minderjährigen Mädchen vom 3. Juni 1874 
enthält denn folgende Faſſung: Art. 5. Les enfants äges de moins de seize ans, 
et les filles mineures de moins de vingt-et-un ans, ne pourront ötre employés & 
aucun travail, par leurs patrons, les dimanches et fötes reconnus par la loi, 
m&me pour rangement de l’atelier. Art. 6. Neanmoins, dans les usines à fen 
continu, les enfants pourront être employ6s les dimanches et jours de feries, 
aux travaux indispensables. Les travaux toleres et le laps de temps pendant 
lequel ils devront être ex6cut6s, seront determines par des röglements d’admini- 
stration publique. Ces travaux ne seront en aucun cas autoris6es que pour les 
enfants äges de douze ans ou moins. On devra, en outre, leur assurer le temps 
et la libert6 nöcessaires pour l’accomplissement des devoirs religieux. Die in 
Gemäßheit diejes Gejeges erlaffenen Dekrete des Präfidenten der Republit vom 22. 
Mai 1875 Art. 3 und 4 und vom 5. März 1877 Art. 2 haben dann nod) fe: 
gejeßt, dab die S. der Kinder und minderjährigen Mädchen in den Zuderjabriten 
mit Ausnahme der Zeit von 6 Uhr Morgens bis 12 Uhr Mittags, in den Glashütten 
mit Ausnahme der Zeit von 8 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abende, in den Papter- 
und Metallfabriten mit Ausnahme der Zeit von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends 
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geftattet ift (Gejeh vom 22. März 1841 bei Tallon et Maurice, Legislation sur 
les travails des enfants etc., Paris 1875, ©. 10; Geſetz vom 3. Juni 1874 bei 
Tallon, ©. 446; bei Lohmann, Fabrikgefeßgebungen, ©. 127 ff.; Dekret vom 
22. Mai 1875 bei Tallon, ©. 572, bei Lohmann, ©. 149; Dekret vom 5. 
März 1877 bei Lohmann, ©. 153). Uebrigens Hatte der Deputirte Bam- 
berger fowol bei der zweiten als auch bei der dritten Lejung des Geſetzes vom 
3. Juni 1874 in den Situngen der Nationalverfammlung vom 5. Yebruar und 
vom 18. Mai die Befreiung der Juden von der Sonntagsfeier im Namen der 
Gerechtigkeit und Toleranz und beſonders auch deshalb beantragt, weil zahlreiche 
Juden vor der Fremdherrichaft aus Eljaß = Lothringen geflohen jeien. Der Antrag, 
der übrigens nad) einander in bdreifacher Geftalt erfchien, wurde ohne lange Diskuſſion, 
befonders im Hinblid auf die Gefeßgebung der Vereinigten Staaten, verworfen. Man 
and namentlich, daß was den Juden billig, den Diffidenten und Atheiften Recht 
fein würde (Tallon, ©. 270—278, 387). 

Das Dänijche Gejeg vom 23. Mai 1873 über die Arbeit der Kinder und 
junge Leuten in den fabritmäßig betriebenen Werkftätten (Lohmann, ©. 156 ff.) 
verbietet in $ 5 die Arbeit der Kinder — nach der jonjtigen Ausdrudsweije des 
Geſetzes der Kinder zwiſchen 10 und 14 Jahren — an den Sonn und Feiertagen 
der Volkskirche. 

Für England Hatte zuerſt das Geſetz vom 15. Auguſt 1867 in Betreff der 
Ausdehnung der Fabrikgeſetze in Art. 7 das Verbot der S. für Kinder, junge Perſonen 
und Frauen in den diefem Gefege überhaupt untertvorfenen Fabriken ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen. In demſelben Sinne hatte das Werkſtätten-Regulirungsgeſetz vom 21. Aug. 
1867 Art. 6 Nr. 4, verboten, daß Kinder, junge Perſonen und Frauen mit Handarbeit 
an Sonntagen oder nach zwei Uhr Nachmittags an Sonnabenden beichäftigt würden, 
ausgenommen die Fälle, wenn nicht mehr ala 5 Perfonen in derfelben Anftalt bejchäftigt 
find und wenn eine derartige Beichäftigung in der Erzeugung von Artikeln bejtehe, 
welche von der Fabrik im Detail verkauft würden, oder in Ausbefferung von Artikeln 
gleicher Beichaffenheit (v. Bojanowski, Die Englifchen Fabrik- und Werkftätten- 
geieße, Berlin 1876, ©. 169 und 190, nebft den in den Noten gegebenen Erläute- 
rungen). Das Fabrik» und Werkftätten-Judengefeg vom 25. Mai 1871 hat dann 
aber die Bejchäftigung aller jungen jüdischen Perjonen und Frauen, nicht alfo auch 
der Kinder, an den Sonntagen freigegeben, unter der VBorausjegung, daß der betr. 
Arbeitgeber gleichfalls Jude ſei, das Etabliffement Sonnabends big Sonnenunter- 
gang geichloffen und Sonntags für Erwerbszwecke nicht geöffnet jei u. ſ. mw. 
(v. Bojanowski, ©. 214). Endlich hat die Factory and Workshop Act vom 
27. Mai 1878 (41 Vict. Chap. 16) die genannten Beitimmungen wejentlich wieder- 
holt; insbejondere fpricht Art. 21 ganz allgemein den Grundjaß aus: „A child, 
young person or woman shall not (save as is in this Act specially excepted) 
be employed on Sonday in a factory or workshop.“ Solche Ausnahmen find 
ziemlich zahlreich (Art. 22 und paffim). Auch das Yudenprivilegium ift mit den 
obigen Beichränfungen im Art. 51 im Wefentlichen wiederholt worden (Ausgabe der 
Factory and Workshop Act 1878; Annuaire de legislation 6trangöre, 1878, 
S. 28, 81). 

Nach dem Schweizerifchen Bundesgejege vom 23. März 1877, betr. die Arbeit 
in den Fabriken (Lohmann, Die Fabrifgefeßgebung der Staaten des Europätfchen 
Kontinents, Berlin 1878), Art. 15 und 16 follen Frauen unter feinen Umftänden 
zur ©. verwendet werden, während diefelbe jungen Leuten von 14—18 Jahren 
ausnahmsweiſe durch den Bundesrath geftattet werden fann. 

2) Was ſodann die Sonntagsarbeit der AInduftriearbeiter überhaupt betrifft, 
jo Hat zuerft die Preußifche proviſoriſche Verordnung mit Geſetzeskraft vom 9. Febr. 
1849 (jog. Heydtſche Novelle) in $ 49 Abi. 2 den Sat aufgeftellt: „Zum Arbeiten 
an Sonn und Feittagen ift, vorbehaltlich der anderweitigen Bereinbarung in 

v. Holgenborff, Emc. II. Rechtslexikon III. 3, Aufl. 45 


706 Sonntagsarbeit, 


Dringlichkeitsfällen, Niemand verpflichtet.“ Genau diejelbe Faſſung enthält die 
RGewO. $ 105 Abi. 2. Es waren zwar bei der zweiten Lejung in der Sitzung 
des Reichdtags vom 23, April 1869 weitergehende Anträge geftellt worden. ns 
bejondere hatte der Abg. v. Brauchitſch (Genthin) folgende Faſſung vorgeichlagen: 
„Die Arbeit in gewerblichen Anftalten ift an Sonn und Feittagen verboten. für 
Dringlichkeitsfälle find Ausnahmen, vorbehaltlich der Vereinbarung zwiſchen Arbeit: 
geber und Arbeitnehmer, und mit Genehmigung der zuftändigen Behörde zuläflig. 
Den Landeögejegen bleibt vorbehalten, für einzelne Arten von Fabriken allgemeine 
Ausnahmen herzuftellen“ ; während der Antrag des Abg. Fritzſche und Gen. dahin 
lautete: „Die regelmäßige Lohnarbeit an Sonn: und Feittagen ift verboten. Aus 
genommen hiervon ift die Xohnarbeit bei den Verkehrsanſtalten, Gaſtwirthſchaften 
aller Art, öffentlichen Erholungs» und Vergnügungsanftalten und beim Handel 
mit Lebensmitteln.” Indeſſen wurden beide Anträge, nachdem der Bundestommifjar 
Michaelis fich dagegen erflärt hatte, und nachdem der Abg. v. Hennig in« 
bejondere geltend gemacht hatte, daß der Zwangsſtaat fich überlebt habe, verworten, 
während der Abg. Braum jcherzweije die Ausdehnung des Verbots der ©. auf die 
Wochentage anheim gab. 

Die Frage fam dann von Neuem im Jahre 1878 bei Berathung der Gewerbe 
novelle zur Sprache. Damals Hatte inäbefondere die Kommiffion einen viel ftärkeren 
Schuß gegen den Mißbrauch der ©. für nothwendig erklärt. In wejentlicher Ueber: 
einftimmung mit dem Vorichlage der Kommiſſion wurde auch bei der zweiten Yehung 
am 4. Mai 1878 mit 123 gegen 117 Stimmen folgende Fallung angenommen: 
„Die Gewerbtreibenden fönnen die Arbeiter zum Arbeiten an Sonn= und FFeittagen 
nicht verpflichten; fie dürfen diejelben an Sonn und Feſttagen nicht befchättigen 
in Fabriken und bei Bauten.‘ Die leitere Beitimmung war übrigens durch eine 
Reihe von Ausnahmen durchbrochen. Nachdem indeflen der Bundesrath (Hoffmann, 
Nieberding) dieje Faltung für unannehmbar erklärt hatte, weil dadurch in das den 
Landesgeſetzgebungen gehörende Gebiet der Polizeivorichriften eingegriffen werde, und 
außerdem auch ganze Industrien gefährdet werden könnten, jo wurde bei der dritten 
Lefung am 18. Mai 1878 mit nur einer Stimme Mehrheit (132 : 131) der $ 105 
des Gejehes vom 17. Juli 1878 nach einem Antrage Ridert in der Faſſung der 
Regierungsvorlage angenommen, wonach derjelbe nunmehr dahin lautet: „Zum 
Arbeiten an Sonne und Feittagen können die Gewerbtreibenden die Arbeiter nicht 
verpflichten. Arbeiten, welche nach der Natur des Gewerbebetrieb einen Aufihub 
oder eine Unterbrechung nicht gejtatten, fallen unter die vorftehende Beſtimmung 
nicht.” Das Rejultat ift mithin: Der $ 105 jchüht zwar ebenjowol den Klein: 
betrieb ala den Großbetrieb, ein wirkſamer Schuß liegt aber überhaupt nicht 
vor, denn diejer Schuß ijt nicht in die Sphäre des öffentlichen Rechts erhoben, 
jondern lediglich der privatrechtlichen Regulirung anheimgeftellt. Der Sat, daß 
der Arbeiter zum Arbeiten an Sonn= und Feſttagen nicht verpflichtet werden fan, 
ift, wie der Abg. Stumm ganz richtig gejagt hat, vom praftifchen Standpunft: 
eine reine Redensart; es fehlt eben an jeder wirklichen Willenäfreiheit der Arbeit: 
nehmer, da ihre Zuftimmung im Sinblid auf die ſonſt jtattfindende Entlafung 
nach jpäteftens 14 Tagen leicht zu erreichen fein wird; ganz abgejehen davon, dab 
dem Arbeitgeber naturgemäß die Beurtheilung darüber anheimgejtellt ift, ob gewiſſe 
Arbeiten einen Aufſchub oder eine Unterbrechung gejtatten. Die ganze Beftimmung 
bedeutet weiter Nichts, als daß der Arbeiter bei Verweigerung der ©. in da 
Regel nicht wegen Kontraftsbruchs civilrechtlich verantwortlich gemacht werben kann, 
auch dann nicht, wenn er fich ausdrüdlich verpflichtet hatte, da ſolche Verträge 
infoweit nichtig jein würden. 

Hinfichtlich der übrigen Länder gilt Folgendes. In Frankreich fehlt es an 
einem Schuße für die Erwachjenen ganz. In England erjtredt fich die den Kindern 
und jugendlichen Perjonen gewährte Arbeitfreiheit auch auf die rauen. Dagegen 
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enthält das Schweizeriiche Bundesgejeg vom 23. März 1877, betr. die Arbeit in 
den Fabriken (Lohmann, Die FFabrikgejeßgebung der Staaten des Europäiſchen 
Kontinents, Berlin 1878, ©. 70 ff.; Annuaire de legisl. comp. 1877, ©. 594), 
ein jehr weitgehendes Verbot. Insbeſondere lautet der Art. 14: „Die Arbeit an 
den Sonntagen it, Nothiälle vorbehalten, unterjagt, auägenommen in jolchen Anz 
ftalten welche ihrer Natur nach ununterbrochenen Betrieb erfordern und hierfür die 
in Art. 18 vorgejehene Bewilligung des Bundesraths erlangt haben.“ Auch in den 
Anftalten diefer Art muß für jeden Mrbeiter der zweite Sonntag frei bleiben. 
Der KHantonalgelebgebung steht frei, weitere Feittage zu bejtimmen, an denen die 
Fabrifarbeit wie an den Sonntagen unterfagt jein joll. Dieſe Feſttage dürfen 
die Zahl acht im Jahr nicht überfteigen. Immerhin können folche Feiertage durch 
die Kantonalgejeßgebung nur für die betr. Konzeſſionsgenoſſen als verbindlich 
erklärt werden. Wer an weiteren firchlichen Feiertagen nicht arbeiten will, ſoll 
wegen are en der Arbeit nicht gebüßt werden dürfen. 

Lit: Bergl. dieſelbe hinter d. Art. nhnitih ber ebung. Die neuejte vergleichende 
Darftellung der verichiebenen Gejehgebungen binfichtlich der * und Kinderarbeit: Hubert- 
Valleroux, Etude sur les diverses Yogisiations concernant le travail des enfants et des 
femmes employes dans l’industrie (Bullet. de l&gislation comparée T. IX. Paris 1880, p. 
195 ss., bei. p. 208 ss.). Ernft Meier. 


Sonntagsfeier. Was zunächſt die Feier der ftaatlichen Behörden und 
Anftalten betrifft, jo wird dieje theils durch Geſetze, theild durch Verordnungen, 
Reglement und Injtruftionen geregelt. Für Deutjchland kommen in erjter Reihe 
die Beitimmungen der Reichsjuftizgefeße, in&bejondere der CPO. SS 171, 198, 
200, 681; jowie der StrafPO. 88 37, 43 in Betracht. Für Frankreich bildet in 
diefer Dinficht das Geje vom 17. therm. VIII noch immer die Grundlage, an 
welche fich die Beitimmungen der Codes anſchließen. 

Was jodann die Freier der Privatperjonen betrifft, jo wird dieſe theils 
durch Geſetze und landesherrliche Verordnungen, theils durch ergänzende Polizei— 
jtrafverordnungen der Behörden, jowol der Gentral- ala der Provinzialbehörden, 
theils endlich durch bloße MPolizeiitrafverordnungen der Behörden geregelt. Die 
ausjchließlich geiegliche Regelung findet fi in Dänemarf in Gemäßheit des 
Gejeges vom 7. April 1876 über die öffentliche Ruhe während der Feittage 
(Annuaire de legisl. 1876, ©. 603 ff.). Das gemijchte Syitem gilt zunächſt 
in Bayern, infofern dort auf Grund geiehlicher Grmächtigung (jet Pol. 
Straf. vom 26. Dezbr. 1871, Art. II. Nr. 5) eine Königl. Verordnung vom 
30. Juli 1862, betr. die freier der Sonn und Feſttage, neben der jedoch noch orts- 
bolizeiliche Vorſchriften erlaffen werden fünnen, die Materie ordnet (Reger, Das 
in Bayern geltende allgemeine Polizeiitrafgefegbuch, Ansbach 1880, ©. 64 ff., 
278 ff.). Ganz ähnlich verhält es fich in Baden, wo auf Grund des Polizeiftraf- 
geſetzes vom 31. Oktbr. 1863 $ 69 Nr. 2 eine landeöherrliche Verordnung vom 
8. Novbr. 1865 erlaffen worden ift, an deren Stelle inzwiichen die Verordnung 
vom 28. Januar 1869 getreten ift, wo aber die für gewifle lofale Verhältnifie 
gebotenen Spezialanordnungen den Bezirks- und Ortspolizeibehörden zugewiejen find 
(Jolly-Eiſenlohr, Das Polizeiftraigefegbuch für das Großh. Baden, Heidel— 
berg 1867, ©. 152 ff.). Für Sachen ift das Gejeß, betr. die Sonn-, Feſt- und 
Bußtage, vom 10. Septbr. 1870 und die Austührungsverordmung von demielben Tage 
maßgebend (Leuthold, Das Königl. Sächſiſche Verwaltungsrecht, Leipzig 1878, 
©. 344 ff.). Endlich in Frankreich war bis vor Kurzem das Gejeh vom 18. Novbr. 
1814, welches durch Lokalverordnungen ergänzt werden konnte, in Geltung; daſſelbe 
ift jedoch jammt allen auf Grund deflelben ergangenen, Verordnungen durch das Geſetz 
vom 12. Juli 1880 aufgehoben, jo daß irgendwelche Vorjchriiten über Sonntags 
feier, abgejehen von dem erwähnten Gejeße vom 17. therm. VIII und von dem im 
Art. Sonntagsarbeit erwähnten Geſetze vom 3. Juni 1874 (Verbot der Kinder: 

45 * 


708 Sonntagsfeier, 


arbeit ac.) nicht beitehen (Blod, Dict. de l’administration, 2=® edit. 1877 und 
Supplement 1880 s. v. Dimanche; Block, Dict. general de la politique, 2=* 
edit. 1873, s. v. Dimanche). 

In Preußen war jchon durch den legten Abf. des $ 40 und durch den Schluf- 
fat des $ 45 der Verordnung vom 26. Dezbr. 1808 den Regierungen die Befugniß 
zum Grlaß allgemeiner Verbote mit Strafbeitimmungen beigelegt worden, die jedoch 
der höheren Genehmigung beduriten und feine ftärfere Strafe als in den Geſetzen 
verhängen durften. Der $ 11 der Regierungsinftruftion vom 23. Oftbr. 1817 
(welche im Anhang die SS 40 und 45 aufgenommen hat) formulirt diefe Befugniß 
der Regierungen in folgender Weije: Allgemeine Berbote und Strafbeitimmungen 
dürfen die Regierungen nicht ohne höhere Genehmigung erlaffen, es jei denn, da 
das Verbot an fich ſchon durch ein Geſetz feſtſteht, in letzterem aber die Straie 
nicht ausdrüdlich beftimmt ift. In diefem Falle kann fie innerhalb der Grenzen 
des Allg. ER. The. I. Tit. 20 SS 38, 85 und 240 die Strafe (50 Thaler 
oder 6 Wochen Gefängniß) beftimmen und bekannt machen. Zur Bejeitigung von 
Zweifeln, welche in einzelnen Yandestheilen über die Befugniß der Regierungen, durch 
polizeiliche Beſtimmungen die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feſttage zu 
bewahren, und deren Berolgung durch Strafverbote zu fichern, entitanden waren, hat 
dann die in der Geſetzſammlung publizirte Rabinetsordre vom 7. Febr. 1837 den 
Regierungen diefe Berugniß innerhalb der Grenzen des S 11 der Regierungsinitruf: 
tion ausdrüdlich beigelegt. Es ift nun aber unrichtig, wie vielfach in der Literatur 
und in der Rechtiprechung angenommen ift, die Kabinetsordre von 1837 noch ala 
die Grundlage des jetigen Polizeiftrafverordnungsrechts in Bezug auf die Somn 
tagsteier zu betrachten. Bielmehr ift dafür gegenwärtig einzig und allein das 
Geſetz über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 maßgebend, mit demjenigen 
Modifikationen, welche durch den $ 76 der Provinzialverordnung vom 29. Juni 1875 
und durch die 88 72—81 des Gefehes über die Organijation der allgemeinen 
Zandesverwaltung vom 26. Juli 1880 herbeigeführt worden find; wie fich dem 
auch feine der mir bekannt gewordenen Polizeiftrafverordnnungen jeit dem Erlaß dei 
Gejehes von 1850 noch auf die Kabinetsordre von 1837 berufen hat. Daraus 
folgt nun in&bejondere, daß der Erlaß folcher Verordnungen auf die Bezirfäregie 
rungen nicht mehr beichränft ift, denen dieſe Befugniß jogar in den jog. Kreie— 
ordnungs=- Provinzen bereits gänzlich genommen ift. Es liegt aber auch fein Grund 
vor, diefe Befugniß, wie fie den Oberpräfidenten und jeit dem 1. April den Regie: 
rungspräfidenten unzweifelhaft zufteht, den Kreis» und Ortöpoligeibehörden an fi 
abzuiprechen. Außerdem darf auch bei der frage, ob eine ſolche Verordnung ſich 
in ihren geſetzlichen Grenzen gehalten hat, lediglich das Geſetz von 1850 zu Grunde 
gelegt, nicht aber aus dem Wortlaute der Kabinetsordre von 1837 argumentirt 
werden. 

Der Inhalt diefer Verordnungen in den verichiedenen Landestheilen ſtimmt im 
Ganzen überein — Sammlung der Polizeiverordnungen für Berlin, auf Grund amt: 
licher Quellen herausgegeben, Berlin 1878, ©. 89 ff.; v. Wichert, Die Polizei» 
verordnung des Regierungsbezirkes Potsdam, Berlin 1880 (S. 303, 336 fi.); Die 
Verordnungen im Merfeburger Amtsblatt vom 14. Juli 1818 (S. 246 ff.), vom 
12. März 1838 (S. 95), vom 29. März 1852 (S. 132), vom 19. Mai 1854 
(S. 120), vom 13. Mai 1868 (S. 148); die in den älteren diefer Verordnungen 
(Merfeburg vom 14. Juni 1818 und 12. März 1838) enthaltenen Vorfchriften über 
das Schließen der KHirchenthüren und die äußere Ordnung beim Gottesdientte, 
find fpäter nicht wiederholt; ſeit 1854 hatte jchon eine Verftändigung über die 
Sleichmäßigfeit des Inhalis mit den beiden anderen Regierungen der Provinzen 
ftattgefunden. 

Die gegenwärtig für den ganzen Umfang der Provinz Sachien gültige Polizei: 
verordnung, betr. die äußere Heilighaltung der Sonn= und Feſttage, die vom Ober 
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präfidenten mit Zuſtimmung des Provinzialraths unterm 20. März 1879 erlaſſen 
worden iſt (Merjeburger Amtsbl. ©. 199 f.), verbietet zumächft ſowol die öffent- 
lichen und öffentlich bemerfbaren gewerblichen Arbeiten, als auch alle geräufchvollen 
derartigen Arbeiten innerhalb der Häuſer und Betriebaftätten, alſo insbeſondere die 
Feld» und Toritarbeiten, das Treiben von Vieh mit Ausnahme des Weideviehs, 
das Auf und Abladen von Frachtfuhrwerken, insbeſondere auf den öffentlichen Straßen, 
den Betrieb derjenigen Handwerfsarbeiten, welche mit befonderem Geräufch verbunden 
find (Klempner, Schmiede, Schlofier, Arbeiten von Bauausführungen aller Art, die 
Fortſetzung des Betriebes, ferner geräujchvolle Reparaturarbeiten in den Fabriken, endlich 
außergewöhnlich geräufchvollen Straßenverkehr (Rollwagen, Wagen mit leeren Fäffern, 
mit Gifenjtangen) ; indeilen find die Ortäpolizeibehörden ermächtigt, in gewiflen 
Fällen zu dispenfiren, während in Nothiällen eine ſolche Dispenjation nicht einmal 
nothiwendig ift. Außerdem unterliegt der öffentliche Handelsverkehr gewiſſen Be— 
ſchränkungen, die fich theils auf den ganzen Tag, theils nur auf die Zeit des 
Gottesdienits beziehen. Daran jchließen fich Verbote über die Auszahlung des 
ara an Zagearbeiter und Handwerker, über Verjammlungen, über Konzerte, über 
agden. 

Hinfichtlich der Straffanktionen beiteht injofern ein Dualismus, als fich diefelben 
theilö nach den für die Verletzung von Polizeijtrafverordnungen bejtehenden Vor: 
Ichriften, theils nach anderen Landes- reip. reichögejeglichen Normen beftimmen. Im 
Anſchluß an das Preuß. StrafGB. 5 340 Nr. 8 hat inäbejondere dag RStrafGB. 
$ 366 Nr. 1 Gelditrafe bis 60 Mark oder Haft bis 14 Tagen Demjenigen ans 
gedroht, der den gegen die Störung der Feier der Sonn- und Feittage erlaffenen 
Anordnungen zumwiderhandelt. Der Schuß des RStrafGB. bezieht ſich mithin nur 
auf ſolche Anordnungen, welche eine Störung der Sonntagsfeier verbieten, die jeden- 
falls weiter greiit, als eine Störung des Gottesdienft3, wie e8 denn auch für die 
Beitratung blos darauf anfommt, daß jolchen Anordnungen zumwidergehandelt ift, 
während es gleichgültig ift, ob eine Störung in concreto wirklich jtattgefunden 
habe. Diejer Dualismus ijt nun aber für Preußen wenigſtens injofern befeitigt, 
als das Drganifationagejeß vom 26. Juli 1880 8 73 den Oberpräfidenten, welche 
in den lehteren Jahren jolche Verordnungen vorzugsweiſe erlafien haben, ein Strai- 
marimum von 60 Mark gleichtalls beigelegt hat; es wird deshalb injoweit jernerhin 
ohne Interefje jein, in gerichtlichen Erkenntniſſen die ohnehin jchwierige Frage zu 
erörtern, ob eine Verordnung fich innerhalb des Rahmens des $ 366 Nr. 1 des 
RStrafGB. gehalten Habe. 

Lit.: mung Die —— hr ar über —n u. f. w, in Tüb. 
geiler. 1880, ©. 2 Ueber England: Gneift, Selfgovernment, 8. "Huf 1871, 

248. — — = legisl. 1875, ©. 9. — Ueber die Vereinigten Staaten: Rütti:- 
mann, Kirche und Staat in Nordamerika, Züri 1871, ©. 38 ff. — lleber —* —— der 
Kirche: Jacobi on, Dad evangel. Kirchenrecht des Preuß, Staates, Halle 1866, S 
Vogt, Kirchen: und Eherecht, Berlin 1857, ©. 60 fi. — Gutachten des Evangel. — 
—* v. 26. Sept. 1880 über die — ber Sonn: und tage. (Attenfi L 62.) — 

Verf. d. des Evangl. Oberkirchenrathe, betr. die Sonntagsruhe und Sonntagsheiligung, 
v. 7. März en nebft BE über bie Sonntagsfrage ( ich, u u. Verordnungs⸗ 
blatt, Sue I , 1876/77, & rnſt Meier. 


Sortimentsbuhhandel iſt derjenige Zweig des Buchhandels, welcher fich 
mit dem Bertriebe der vom Berleger (j. d. Art. Verlagsbuchhandel) ge 
lieferten buchhändlerischen Artikel befaßt. Sein Gebiet ift alfo der eigentlih kauf— 
männifche Theil des buchhändlerischen Betriebes. Die Grundjäße vom Waaren- 
handel find indeflen bei der eigenthümlichen Natur der buchhändlerifchen Waare auf 
den ©. nicht jchlechthin anwendbar. Im Zufammenhang mit einer bewunderungs- 
würdigen Organijation des Deutichen Buchhandels, für deilen gemeinjame 
Intereſſen der jeit 1838 als anerkannte Korporation bejtehende Börjenverein 
der Deutihen Buchhändler den Mittelpunkt bildet, haben fich bejtimmte 
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Geſchäftsformen für den Verkehr wwiſchen den Verlegern bzw. deren Manda— 
taren, den jog. „Kommiifionären‘“, und den Sortimentsbuchhändlern ent— 
widelt, deren rechtliche Natur gleichwol feineswegs unzweifelhaft ift. Die Geſetz— 
gebung bat fich jedoch hiermit bisher faſt gar nicht beichäftigt. Das Allg. Deutiche 
HGB. beichräntt fich auf die Beitimmung, daß (die Verlagsgeichäfte, ſowie) die 
fonftigen Geichäfte des Buch- und Kunfthandels, wenn fie gewerbemäßig betrieben 
werden, Handelsgeſchäfte feien. Ebenſo fehlt es an umifaflenden wifjenichait- 
lichen Bearbeitungen. Die in einigen Buchhändlerfonventionen und in Privatarbeiten 
bzw. Ufanzenfammlungen enthaltenen Rechtsgrundfäße find weder erjchöpfend, noch 
allgemein anerkannt. Wird einer Sortimentsbuchhandlung ein Werk „auf feite 
Rechnung‘ (‚‚Feit‘‘) oder ‚gegen baar“ (gegen Nachnahme des Betrags) geliefert, jo 
find die Verhältniffe freilich vom Waarenhandel jwriftiich nicht verfchieden. Der 
Verleger verfauft an den Sortimentsbuchhändler, und diefer an das Publikum. 
Insbeſondere ift das Verhältniß von Subjkribenten auf Sammelwerte zum Sorti- 
mentshändler fein anderes ala zum Verleger. Das Abonnement auf Zeitichrüten 
ıc. fällt unter den „Lieferungsfauf‘; der Zeitjchriitendebit der Poſtan— 
ftalten erjcheint ala Verbindung von Frachtgeſchäften mit Mandatögejchäften nad 
Art der buchhändleriichen Kommiſſionsgeſchäfte (fo das ROHG.). — Die Zweite 
im Gebiet des ©. beziehen fich auf die beftellte oder unbeitellte Leber: 
jendung von Novitäten (pro novitate) oder auf Rüdjendung (& con 
dition), wobei zu bemerken ift, daß jede Beitellung, welche nicht ausdrücklich 
à condition gemacht wird, als feſte gilt. Nach altem Gejchäftsgebrauche nämlich 
werden neu erjchienene Verlagsartikel entweder auf Beitellung (durch ſog. „Ber 
langzettel'“ oder Ausfüllung der von den Derlegern eingefandten „Wablzettel”) 
oder auf generelles Anerbieten der Annahme oder auch ohne diejes den Sortimente 
buchhändlern durch Vermittelung der an den Hauptftapelpläßen des Deutichen Buchhandels 
(Leipzig, wo auch eine „Deutſche Buchhändlerbörfe” befteht, in zweiter Linie Stuttgart, 
auch Berlin) domizilirten Kommiffionäre‘ zum Weiterverkauf überſandt. Die Abrechnung 
über die in Jahresrechnung (v. 1. Januar big 31. Dezember) empfangenen Bücher erfolgt in 
der nächften Oſtermeſſe (als leiter Zahltag gilt der Mittwoch vor dem Himmel: 
fahrtsfeſt), und zwar entweder perſönlich oder durch Vermittelung der Kommiſſionäre 
(welche im Auftrage, für Nechnung und im Namen ihrer Kommittenten handeln, 
aljo nicht ‚‚Kommiffionsgejchäfte‘ im Sinne der Art. 360 ff. des HGB. betreiben). 
Der Sortimentsbuchhändler hat aladann für alle diejenigen im vergangenen 
Kalenderjahre empfangenen Artikel Zahlung zu leiften, die er nicht etwa (ſoweit er 
fie & condition empfangen) zurückſchickt (‚‚vemittirt‘‘) hat, oder deren Zurüdbehal- 
tung zu weiterem Wertriebe („Dispofition“ ; die Artikel ſelbſt figuriren als 
„Disponenda‘) ihm nicht vom Verleger ausnahmsweiſe und bis auf Widerruf ge 
ftattet worden ift, was Häufig bei ſpät verfandten Novitäten gejchieft. Der Ge 
winn des Sortimentshändlers beim MWeiterverfauf beiteht in dem vom Verleger ıin 
der Regel in der Höhe von 25 Prozent) bewilligten Rabatt, für welchen er die 
Kojten der Verſendung und Nüdjendung (von dem Wohnſitze des Kommiſſionärs 
bis zu dem "des GSortimentsbuchhändler® und umgekehrt) zu tragen hat. Den 
Ladenpreis darf er beim Meiterverfauf nicht überjchreiten. Die Hauptfragen 
find nun: Als weſſen Eigenthum und auf weflen Gefahr lagern Disponenden, 
Novitäten und andere A condition-Sendungen des laufenden Jahres in den Sorti- 
mentshandlungen? Zur Beantwortung werden die verichiedenften jwriftifchen Kon— 
ftruftionen unternommen. Bald legt man ein Kommiſſionsgeſchäft (v. Gerb er) 
oder ein Mandat (Hillebrand, Gengler), bald Kauf umter Reſolutivbe— 
dingung (Bericht des Buchhändlers Liejching an den Börfenverein — 1844 —; 
Schürmann) oder Suspenfivbedingung (Seht) unter oder greift auf den 
römifcherechtlichen „Innominatvertrag“ zurüd (D. v. Wächter). Am meiften Aehn- 
lichkeit hat das Geichäft unverkennbar mit dem Trödelvertrage (contractus aesti- 
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matorius); indefjen ift anzuerkennen, daß dazu die Eigenthümlichkeit des Deutjchen 
Buchhandel, wonach der Berleger den Ladenpreis bindend normirt, nicht 
jtimmen will. Auch Buhl bezeichnet das Konditionsgeſchäft als einen durch die 
buchhändferifche Uſanz eigenthümlich entwidelten und zunächſt nach ihr zu bes 
urtheilenden Trödelvertrag (mit facultas alternativa) und läßt den Sortimenter daher 
unbedingt für Zufall haften, erfennt jedoch jelbit an, daß dies der „Billigfeit“ 
wenig entjpricht, und billigt deshalb die fafuiftiichen Unterjcheidungen der Ueberein- 
funit von 1847. Das Richtigite ift wol, (mit Endemann) ein neues umd eigen- 
thümliches (auf der einen Seite mit dem „Kauf nach Belieben“, auf der anderen 
mit dem ZTrödelvertrage verwandtes) Geſchäft anzunehmen, wodurch der Sortiments- 
buchhändler das Recht und die Verpflichtung überfommt, das Werk entweder zu 
beftimmten Preife in eigenem Namen und Interefje abzujegen und alsdann dafür 
in beftimmter Zeit den feſtgeſetzten Preis an den Verleger zu zahlen oder zu diejer 
Zeit das Werk zurüdzuliefern. Gigenthbümer des unverfauften Werkes bleibt 
bei diefer Auffaffung der Verleger und hat daher, wie übrigens faft allgemein an- 
genommen wird, ein Vindikationsrecht im Konkurſe de Sortimentsbuc)- 
händlers. Gbenjo iſt es eine Konjequenz, daß der Verleger bis zur Erklärung des 
Sortimentsbuchhändlere, daS Buch behalten zu wollen, die Gefahr des kaſuellen 
Untergangs trägt, wie er fich nicht darüber beichweren kann, wenn das remittirte 
Buch in Folge der Lagerung oder der Verfendung an das Publikum zur Anficht 
und Auswahl die urjprüngliche äußerliche Mafellofigfeit eingebüßt hat. Indeſſen 
hat die (auf Grund des Lieſching'ſchen Berichts) am 2. Mai 1847 vom Börjen- 
verein entworfene Webereinkunft, welcher freilich nicht viel über 500 Firmen bei- 
getreten find (während der Verein über 900 Mitglieder zählt und mit Leipzig mehr 
als 3000 Firmen in Verbindung ftehen), das Prinzip der unbedingten Haftung des 
Empfängers für allen Schaden bei Neuigkeiten, Disponenden und verlangten A con- 
dition-Sendungen anerkannt. Nur bei Berluften, gegen welche fich der Empfänger 
durch feine Verficherung ſchützen konnte, joll die Haftpflicht nicht eintreten. Auch 
bei der emtgegengejegten Auffaſſung haftet übrigens der Sortimentsbuchhändler für 
Sorgfalt in der Aufbewahrung. Cine allgemeine Verpflichtung zur Aſſe— 
furanz läßt fich nicht behaupten; keinesfalls trägt der Sortimentsbuchhändler die 
Koften derfelben. Uebergiebt der Sortimentsbuchhändler die Artifel an einen 
anderen Sortimentsbuchhändler zum Verkauf, jo trägt jener die Geiahr. ine be= 
iondere Beitimmung des Berliner und des Leipziger Verlegervereins ift es, daß, 
wenn ein vom Derleger direft oder im Buchhändlerbörjenblatte zurüdverlangter 
Dispofitionsartifel nicht binnen zwei Monaten vemittirt wird, der Sortimentsbuch- 
händler nicht mehr remittiren darf, jondern zur nächſten Dftermefje Zahlung zu 
leiften Hat. Ein eigentlicher ©. in Deutſchem Sinne mit Remittenden, Disponenden 
x. iſt weder in England noch in frankreich befannt. Der Holländiſche 
Buchhandel kennt Sendungen pro novitate und & condition, aber feine Disponenden. 
Gigb. u. Lit.: Allg. Deutſches HEB. Art. 272, Ziff. 5.— Gel. betr. d. Urheber. x. vd. 
11. Junt 1870, $ 21. — Schellwiß in Weiske's Rechtäler. s. v. Buchhandel Bd. II. 
©. 495-501. — Wengler, — f. Buchhändler (1859). — Q. v. Wächter, Das 
Rechtsverhãältniß zwiſchen d. Verleger und dem Sortimentsbuchhändler über die A condition 
gegebenen Artikel, bei Goldſchmidt, zu. f. d. gel. H.R., II. ©. 479—544. — Enbe: 
mann, Dad Deutihe H.R., 3. Aufl., ©. 831, 8832. — Schürmann, Die Ufanzen bes 
Deutichen Buchhandel und darüber: zent bei Goldſchmidt u. Laband, Zeitichri 
f. d. geſ. H.R., XU. ©. 319. — Buhl, Das Konditionsgeſchäft im Deutichen Buchhandel, daſ. 
XXX. ©. 142 fi. — Allg. Geſchäftsnormen d. Leipziger u. d. Berliner Berleger-Bereins, 
daſ. XVII. ©. 176, 177. — Börfenordnung f. d. Deutiche Buchhändlerbörfe in Leipzig v. 
5. April 1870, daſ. XVIIL ©. 178. — F. 8. Meyer, Organijation u. Geichäftsbetrieb bes 
Deutichen Buchhandels, 2. Aufl. (1874). — Erk. d. D.Ger. Wolfenbüttel, daſ. ©. 285. — 
Entid. d. ROHG. XXI. ©. 9 ff. R. Koch. 
Soto, Dominicus, 5 1494 zu Segovia, wurde Dominikaner, lehrte zu 
Salamanca, war auf d. Trienter Konzil, trat troß Ernennung zum Erzbiſchof von 
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Segovia ala Prior in Salamanca ein, vertheidigte mit Las Cajas die Sade der 
amerifanischen Eingeborenen vor Karl V., T 15. XI. 1560. 

Er jhrieb: De justitia et jure libri X, Salm. 1556, Venet. 1568, Lugd. 1582. 

git.: Cauchy, Droit maritime international, II. 22—24. — Walter, Naturredt u. 
Politik, S 528. ur Si 5 Encytl. XIV. 563. — Kaltenborn, Vorläufer d. Grotins, 
1848, ©. 157—168. — Janet, IL 176. — Travers Twiss (Law Magazine 1875 
p. 140). — Endbemann, Stubien, I. 168, 467. Teihmann. 

Soto, Petrus de, bekannter Dominikaner, Lehrer der Theologie am Seminar 
in Dillingen, jpäter in England, Lehrer in Oxford, dann auf dem Trienter Konzil, 
h "Ge iq eb: christianae, Aug. Vind. 1548 u. A. (vgl. Encytl 

rieb: Instit. christi Aug. Vind. u. 4. erzog's a. a. 
O. 563, — * Bl. Hera ss 

Spangenberg, Grnjt Peter Johannes, 5 6. VIII. 1784 zu Göttingen, 
wurde 1811 Generaladvolat in Hamburg, 1814 Aſſeſſor in Gelle, 1816 Hofrath, 
1824 am Öberappellationsgericht, 1831 Beifiger des Geheimrathsfollegiums in 
Sannover, T 15. II. 1833. 

Schriften: Diss. hist. feminarum Rom. civilis specimen, Gott. 1806. — Instit. jur. 
civ. Napoleoni, Gott. 1808. — Komm, über den Code Nap., Gött. 1810, 1811. — Einl. in 
dad Röm. Juftin. Rechtsbuch oder corp. jur. civ. rom., Hann. 1817. — Samml. b. Berorbn. 
u. Ausſchreiben für rn Hann. 1819—24. — Ueber die fittlihe u. bürgerl. Beflerung 
ber Verbrecher mitteld des Pönttentiariyftens, Landsh. 1821. — Die Minnehöfe des Mittel: 
alters u. ihre ee. oder Ausfprüche, Leipzig 1821. — Beitrag zu d. Deutichen Recht 
des Mittelalterd, Halle 1822. — Jac. Eujas u. feine Zeitgenoffen, Leipzig 1822. — Juris 
Rom. tabulae negotiorum solemnium modo in aere modo in marmore, modo in charta 
superstites, Lips. 1823. — Lehre vom Urkundenbeweile, —— 1827. — Komm. zur 
a für die Untergerichte Hannovers, Hannover 1829. — Das OApp.Ger. 

Bit.: Schmidt, Neuer Nekrolog der Deutichen XI. 122—177. — Schulte, Geſchichte 
II.b, ©. 193. Zeihmann. 

Sparkaſſen find öffentliche Kreditanftalten, welche unbemittelten Perſonen 
zum Sparen Gelegenheit geben, indem fie Geld innerhalb gewifler (Marimal- und 
Minimal-)Örenzen zingbar annehmen und bei Rüdforderung jotort oder nach furzer 
Frift ganz oder in Theilbeträgen zurüdzahlen. Die Mittel zur Verzinſung jowie 
zur Dedung der BVBerwaltungstoften gewinnen fie durch Anlage der eingehenden 
Gelder zu höheren Zinjen in ficheren Wechjeln, Effekten, Hypotheken und dergl. 
MWird hierbei auch zumeilen ein Weberichuß erreicht, jo ift doch die Erzielung eine 
Gewinnes nicht Zweck des Unternehmens (das fich anſammelnde Vermögen der Ans 
jtalt dient daher nur ala Reſervefond). Gerade hierdurch unterjcheiden fich die ©. 
von den zahlreichen Depofitenbanten, welche gleichfalls verzinsliche Einlagen an 
nehmen, um fie in ihrem Gejchäft zu verwenden. Weberhaupt tritt bei den ©. die 
Anlage der eingehenden Gelder ala bloßes Mittel zum Zwecke hinter diefem, der 
Belörderung des Sparens der ärmeren Klafjen, zurüd (daher die meiftens ziemlich 
eng gegriffene Marimalgrenze der Einlagen). Um des jozialpolitiichen Zweckes willen 
jtehen die ©. häufig unter Verwaltung der Kommunen und ihre Verpflichtungen 
unter dev Garantie der lehteren oder gar des Staates, welcher überall eine gewiſſe 
Dberaufficht übt. Der reine Sparzwed unterjcheidet fie auch von den Kaſſen 
mannigiachiter Art, welche mit der Anleitung zum Sparen den, Zwed einer Ver 
ficherung gegen bejtimmte Unglüdsjälle verbinden (Sterbefafien, Hülfskaffen u. dgl. ın.). 
Das Sparkafjenweien iſt ziemlich) neuen Urſprungs. Die Deutichen S. find die 
ältejten. Die erite ift die ©. zu Hamburg (1778); dann folgen Oldenburg (1786), 
Kiel (1796); Hierauf erſt (1798) England (die Friendly society zu Sottenham 
von Miß Wakefield). Dagegen jtammen die erſten S. Frankreich, Preußens und 
Deiterreich® aus den Jahren 1818 und 1819, womit freilich die eigentliche Ent: 
widelung des Sparkaffenwejens erjt beginnt. Gegenwärtig fommen nach der dem 
leten internationalen jtatiftiichen Kongreß (zu Budapeft — 1876) vorgelegten 
„Statistique internationale des caisses d’6pargne‘‘ (von Bodio) auf den Kopf der 
Bevölkerung an Spareinlagen in der Schweiz 108 Fres., in Großbritannien, Deutid- 
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land, Deiterreichelingarn je 48 bezw. 49 Fres., Italien 22, Frankreich (wo die 
üblen Erfahrungen der Jahre 1848—1850 lähmend gewirkt Haben) nur 14 Fres. 
u. ſ. w. — Die Gejeggebung über die ©. beichäftigt fich mit der Entjtehung 
derjelben (wofür meiftens Staatsgenehmigung vorgejchrieben ift), ihrer Organifation 
(juriftifche Perjönlichkeit, Vertretung nach Außen, Aufficht u. j. mw.) ſowie mit ihren 
Beziehungen zu den betheiligten Kreifen, Gemeinden u. j. w. (Garantie) und jorgt 
endlich durch reglementarische Beitimmungen für die Bewahrung des eigentlichen 
Zweds der ©. und die Sicherung der Einlagen. Dabei bleibt der Autonomie ein 
mehr oder minder weiter Spielraum. Die Deutihe Reichsgeſetzgebung hat 
fich bisher mit den ©. nicht befaßt. Dagegen ift in Preußen (welches mehr ala 
1000 ©. zählt) durch das für dem ganzen damaligen Umfang des Staats erlafjene 
Reglement vom 12. Dezember 1838 die Einrichtung der unter der Vertretung der 
Gemeinden zu errichtenden ©. geregelt. Hiernach, jowie nach dem fog. Kompetenz- 
gejege von 26. Juli 1876 fteht die Beiugniß zur Genehmigung der ©. jowie zur 
Beitätigung der Statuten von Kreis- und Gemeinde-S. dem Oberpräfidenten zu, 
welcher diejelbe nur unter Zuftimmung des Provinzialraths verjagen darf. Die 
Aufficht über die Verwaltung rühren die geordneten Kommunalauffichtsorgane. Für 
die Hohenzollernichen ande bejteht eine gemeinschaftliche Spar- und Leihkaſſe mit 
den Rechten einer öffentlichen Behörde. — Sehr auägebildet iſt die Gejehgebung 
über ©. in Frankreich (Geſetze von 1835, 1845, 1852, 1875). Die Englijche 
Gejeßgebung beruht auf einem Geſetz von 1817. Noch bedeutungsvoller aber ift das 
Gef. von 1861, welches (unter Gladjtone) die Poſt-S. ins Leben rief (Post-office- 
saving-banks), welche Einlagen von 1 ©h. ab bis zu 30 Lſtr. (pro Jahr) annehmen 
und mit 21/, Prozent jährlich verzinfen. Der Gedanke hat in Belgien (feit 1370), 
Italien (1876), den Niederlanden (1880) und Japan (jeit 1875), neuerdings 
auch in Frankreich Nahahmung gefunden. Auch die oberiten Behörden des 
Deutichen Reichs find demjelben bereits näher getreten. Eine verwandte Ein— 
richtung find die Belgiſchen Schul-S. (feit 1865), wodurch die Jugend zum 
Sparen angehalten wird. 

Die Gejchäfte der ©. fallen Hauptfächlich unter den Begriff des Darlehna. 
Ueber die empfangenen Ginlagen werden regelmäßig Quittungen in Form von Ein— 
trägen in Bücher auägeitellt, welche zu Zuichreibungen und Abjchreibungen von 
Kapital und Zinfen eingerichtet find. Diefe „Sparkaſſenbücher“ find Werth: 
papiere (Effekten — j. diefen Art.), umd zwar, wenn nicht reine, doch in der Kegel 
jog. unvolltommene Inhaberpapiere („Legitimationspapiere“), dergeitalt, daß die ©. 
an jeden Inhaber ohne weitere Legitimationsprüfung zu zahlen berechtigt ift 
(jo 3.3. nach dem Preuß. Regl. von 1838). Da wo letzteres nach den Statuten 
oder den den Büchern vorgedrudten Beitimmungen der Fall ift, find die Bücher 
vindifabel; auch können fie im Falle des Abhandenkommens gerichtlich‘ amortifirt 
(3. B. nad dem Preuß. Negl.), aber nicht außer Kurs gejeßt werden. Die 
Form der Schenkung oder jonftigen Veräußerung von Sparkafjenbüchern richtet fich 
jedoch, Wu nach der in der Preußiſchen Praris herrichenden Auffaffung (anderer 
Anſicht: C. F. Koch und Fr. Förfter) nach den Grundjäßen des Obligationens, 
nicht des Sachenrechts (Ceſſion, nicht bloße Tradition; nach Preuß. Recht iſt alfo bei 
Gegenftänden von mehr als 150 Mark Schriftform eriorderlich). 

Lit: Konft. Shmidt und Brämer, Das Sparlaſſenweſen in Deutichland (Berlin 
1364). — ‚Coquelin et Guillaumin, Dict. de l’&conomie pol. (Paris 1873), I. p. 246 ss. 
(s. v. caisse d’epargne). — Ch. Dupin, Histoire et avenir des caisses 'd’öpargne de 
France (Paris 1844). — L Tidd- Pratt. The history of er, banks in England etc. 
(London 1842). — Elfter, Die Boftipataften (0 Chem 1881). — Bil 9* in den Yahrbüchern 


für Nationalöfonomie und Statiftit XVI. (1871 863 ff. — Wildelmi, * Schul⸗ 
—— —53 1877). — Meyer, Deutiches —* l 1880), ©. 711 ff. — 

Engel at t, be3 ftatiftiichen Püreaus, 1880 2. — lieber Sparfajfenbüder: 
Entf d. OH6. XXL. ©. 54, XXIII. ©. 164. — F d. Preuß. OTrib. Bd. 47 ©. 424. — 


Erler Archiv für Nechtäf., Band 65 ©. 77, Band 69 ©. 273, Bb. 89 ©. ir — 
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Grudot, Beitr., II. S. 426, VI. ©. 408, XII. ©. 328, 840, — Förſter, Th. und Pr. bes 
Preuß. Priv. R., 3. Aufl, U. ©. 21, II. ©. 24.— C. F. Koch, Allg ER., 5. u. E * 299. 
Koch. 


Speditionsgeſchäft (Thl. I. S. 541) iſt die gewerbemäßige Uebernahme 
und Ausführung eines Auftrages zur Beſorgung der Verſendung von Gütern. 
Die wirthſchaftliche und juriſtiſche Ausbildung deſſelben iſt eine Folge der fort- 
jchreitenden Arbeitötheilung im Handel. Das ©. ift Handelsgeſchäft, auch 
wenn der Auftrag von einem Nichtlaufmann ertheilt iſt Goldſchmidt, Endemann; 
anderer Anfiht Gareis). Der Spediteur — im Sinne des Allg. Deutichen 
HGB. aljo jelbft „Kaufmann“ — eripart dem Berjender die Auswahl 
geeigneter Iransportmittel, zumal wo während des Transports ein Wechiel 
derjelben erforderlich ift, jowie den ganzen perjönlichen Verkehr mit den Transport- 
anftalten und übernimmt gleichzeitig eine mannigfaltige, zum Zwede des Transports 
und durch bdenjelben benöthigte Fürjorge für die Waaren. Inſoweit er 
drittenPerfonen, obichon für fremde Rechnung handelnd, do ineigenem 
Namen gegenübertritt, alfo die Frachtverträge ıc. weder blos (ala Frachtmäkler ze.) 
vermittelt, noh in äußerlich erfennbarer Weije als Bevollmäd- 
tigter abfchließt, hat er die rechtliche Stellung de Kommiſſionärs (j. d. Art. 
Kommiſſfionsgeſchäft). Diefer Geſichtspunkt beherricht die juriftiiche Geitaltung 
des ©. im HGB. wie im Code de comm. Die berrichende Lehre (Goldihmidt, 
Grünhut ze.) bezeichnet das ©. daher geradezu als eine Unterart des Kommiffions- 
geichäfts, während Andere (Endemann, Gareiß ıc.) die Seite der Dienftleiftung 
(„Arbeitögefchäft") hervorheben. Indeffen find auch manche vorfommende Modi: 
fifationen des ©. geſetzlich anerfannt, welche daffelbe aus einer Unterart des Kom: 
miſſionsgeſchäfts mehr oder weniger in eine eigene Iransportunternehmung über: 
gehen Lafjen. Insbeſondere kann der Spediteur — ebenfo wie der Kommiiftonär 
als Selbftkontrahent eintreten darf — nah dem HGB. in Grmangelung ab» 
weichender Vereinbarung den Tranaport der Güter jelbft ausführen umd gilt 
dann zugleih al Frachtführer (jog. Verlader). — Hinfichtli des Ab— 
ichlujjes des Vertrages gelten feine Bejonderheiten. Als Handelägeichäft 
bedarf er feinesfalld der Schriftform, obſchon jchriftliche Aufträge (Speditionäbriefe, 
Avisbriefe) häufig find. Der Auftrag kann von dem Verjender oder von dem 
Empfänger (Deitinatär) oder auch von beiden audgehen. — Die kontroverie 
Frage wegen der Haftung des Spediteurs, inäbejondere für die von ihn ausgewählten 
Mittelsperjonen (Fuhrleute, Schiffer, Zwifchenjpediteure — 1. 
diefe Art.), ift vom HGB. im Sinne de8 milderen, bereit3 im größten Theil 
von Deutichland geltenden Syſtems dahin entichieden, daß er nur für die Ver 
nachläffigung der Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns, injonderbeit 
bei der Wahl der Mittelöperfonen einfteht. Das jtrengere Spyitem gilt ın 
Frankreich: der Tranäportlommiffionär ijt unbedingter Garant der Ankunft der 
Maar? (vis maior ausgenommen) und haftet namentlich für die Handlungen dei 
Zwifchenfommiffionäre. Ein mittleres Syſtem befolgt das Holländiſche Recht. — 
Die Verpflihtungen des Spediteur äußern fich bereits bei der Empfang: 
nahme des Speditionsguts. Die frühere Streitfrage, wieweit fich die Prüfung 
und Feitftellung des Zuftandes der Waare zu erftreden habe, beantwortet ſich gemäß 
dem HGB. nach den Grundfäßen vom Kommiffionsgeichäft, welche überhaupt ſubſidiär 
für anwendbar erflärt find, mithin im Sinne derjenigen, welche jene Pflicht auf 
äußerlich ertennbare Mängel beichränfen (Pohls, Heinefen x.). Die 
gleiche Sorgfalt präftirt der Spediteur bei der ihm obliegenden Aufbewahrung 
des Gutd. Zur Verſicherung iſt er zwar (für Nechnung des Kommittenten) be- 
rechtigt (wie wenigftend die Preußiiche Praris annimmt), aber in Grmangelung be 
jonderen Auftrags nicht verpflichtet. Seine Hauptleiſtung ift die Auswahl 
der Frachtführer und, wo eine direkte Expedition nicht väthlich, der Zwiichen- 
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jpediteure, jowie der Abſchluß der Verträge mit diefen Perfonen, wobei er 
für möglichjt vortHeilhafte Bedingungen zu jorgen hat. Dies ift die eigentliche 
Ausführung der übernommenen Güterverfendung. Bedient er fich dazu, ohne 
daß dies ausdrüdlich oder vermöge der Natur der Verhältniſſe geftattet ijt, eines 
Bermittlers (Güterbeftätter® ıc.), jo befreit ihn diejer Umftand nach der richtigen 
Anficht nicht von der Haftung für eigene Diligenz. Mit der Ablieferung des 
hinter ihm befindlichen Fracdhtgut an den angenommenen Frachtführer 
it jeine Verpflichtung beendet. Indeſſen gehört dazu, dab das Gut in folchen 
Zuftande und mit folchen Inftruftionen und Legitimationen übergeben werde, daß 
der Frachtführer die richtige Ablieferung an den Empfänger zu bewirken im Stande 
ſei. Insbeſondere haftet der Spediteur für gehörige Deklaration, Verzollung, Ein- 
richtung des fyrachtbriefs u. dgl. m. Der Code de comm. verpflichtet ihn auch zur 
Eintragung der Deklaration in fein Journal und des Fyrachtbrieis in ein foliirtes, 
paraphirtes, in umunterbrochener Reihenfolge zu führendes Regifter. Ueber die 
Erfüllung feiner Verpflichtungen hat der Spediteur jeinem Kommittenten Rechen- 
ſchaft zu geben, und, wie das HGB. außer Zweifel teilt, ift er gehalten, die 
Anwendung der ihm obliegenden Sorgfalt zu bewetjen. Es ift nicht Sache des 
Kommittenten, dem Berfahren des Spediteurs nachzuforichen,; ſondern dieſer Hat 
das thatjächliche Material zu geben und im möglichjt eingehender Weiſe feine Ge— 
ihäftsführung darzulegen. Grit hieraus wird fich in der Regel ein Schadenserſatz- 
anfpruch wegen verzögerter oder unterlaffener, bzw. unvollitändiger Ablieferung des 
Guts an den Deftinatär gegen ihn geltend machen laſſen. Schlehthin haftet er 
in diefem Punkte nach dem in Deutichland angenommenen Haftungsſyſteme (fiehe 
oben) nicht, ſofern er nicht jelbit ala Frachtführer zu betrachten ift oder das del 
credere für Zwiſchenſpediteure und (unmittelbar oder nur mittelbar von ihm an— 
genommene) Frachtführer übernommen hat, was dadurch geichiehl, daß er fich 
mit dem Abjender oder Empfänger über bejtimmte Sätze der Transportkoſten 
(prix à forfaite, average, rate) einigt. Die Klage gegen den Spediteur fteht jtets 
dem Kommittenten, aber nicht dem Empfänger ala folchem zu, wenngleich die 
Verſendung in deſſen Intereffe erfolgt ift oder auf feinem ausdrüdlichen oder (beim 
Handelskauf vorauszufegenden) ftillfchweigenden Auftrage beruht. Nach dem Code 
de comm. hat der, welchen die Waare gehört, den Regreß gegen den Transport- 
fommiffionär. Gegen den von dem Spediteur angenommenen Zwijchenfpediteur 
und Frachtführer können Abjender (und Empfänger) nur ex iure cesso Hagen. Die 
(Schadenserfag-)Klagen und die Einreden wegen Berluftes, Verminderung, Bes 
ihädigung oder verjpäteter Ablieferung des Guts unterliegen mit Ausnahme der 
Fälle des Betruges oder der PVeruntreuung nah) dem HGB. einer kurzen Ver— 
jährung (1 Jahr); durch rechtzeitige Abfendung der Anzeige an den Spebiteur 
wird die Einrede für immer gewahrt. — Der Spediteur hat feinerjeitö die Pro— 
viſion in bedungener und ortsüblicher Höhe, jowie die Erftattung des nothmwendig 
und nüglich Aufgewendeten, 3. B. der Zölle, Steuern, unter befonderen Um— 
ftänden auch der unrechtmäßig erhobenen, zu fordern. Wie ein Kommijftonär 
darf er hierbei nur das wirklich Verauslagte in Rechnung jtellen. Jedoch 
fann die gewöhnliche Tracht (nebft der Provifion und den Kojten) gefordert 
werden, wenn der Spediteur die Verſendung mittels von ihm für eigene Rech— 
nung gemietheter Transportmittel bejorgt, oder wenn er den Transport ſelbſt aus— 
rührt; in dem lebteren Falle darf er auch jtatt der wirklich erwachjenen die bei 
©. ſonſt regelmäßig vorfommenden Unkoſten berechnen. Der del credere 


jtehende Spediteur it zur Provifion nur dann berechtigt, wenn eine jolche neben . 


dem Transportkoſten-Pauſchſatze vereinbart ift. — Wegen aller diefer Forderungen 
und wegen der dem Verjender auf das Gut geleifteten Vorſchüfſſe — aber nicht 
wegen Darlehen, Wechjel oder anderer rüdfichtlich des Guts eingegangenen Verbind- 
lichkeiten oder wegen Forderungen aus laufender Rechnung im S. — gewährt das 
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HGB. dem Spediteur neben dem gewöhnlichen kaufmännniſchen Retentionsrecht 
(wenn deſſen Vorausſetzungen vorliegen) ein wahres gejegliches Pfandrecht an 
dem Gute, ſofern er lehteres noch in feinem Gewahrjam hat oder in der Lage iſt, 
darüber zu verfügen. Daffelbe bejteht mit voller Wirkung auch im SKonkurje und 
überhaupt gegenüber anderen Gläubigern des Schuldners. Bei Verzug des Kom— 
mittenten kann fich der Spediteur jelbit aus dem Piande bezahlt machen. Das 
Verfahren richtet fich nach den Vorjchriften, welche für das jchriftlich beitellte kauf 
männifche Fauftpfand gelten. Das Piandrecht wegen der durch Verſendung oder 
Transport entitandenen forderungen geht allen übrigen gejeglichen Prandrechten, 
auch dem wegen Borjchußforderungen des Spediteurs vor, und zwar hat das jüngere 
den Vorzug vor dem älteren („salvam fecit totius pignoris causam“). Auf die 
Wiſſenſchaft des Vorgehenden von dem älteren Piandrechte fommt es bei dieſer 
Rangordnung nicht an, während im lebrigen der Grundjah „Sand wahre Hand“ 
gegenüber dem Gigenthümer, wie älteren Piandgläubigern durchgeführt ift (aud 
nach Franz. und Engl. Recht). Wegen anderer yorderungen des Spediteurs kann 
ein kaufmännische Retentionsrecdht begründet jein. Inwiefern dieſes auch 
gegenüber der Nüdforderungsflage des Kommittenten (actio mandati) oder dem aud 
in die KO. des Deutichen Reichs aufgenommenen Berfolgungsrecht des unbezahlten 
Abienders (stoppage in transitu, droit de suite) wirfjam werden kann, ift jtreitig. Nach 
der herrichenden Anficht (Oberappellationägericht Lübeck, Voigt, Engliſche Praris ıc.) 
fteht daflelbe weder dem einen, noch dem anderen entgegen. Ebenjo das ROHG. bezüglich 
des Verfolgungsrechtd. Deractio mandati gegenüber erklärt derjelbe Gerichtshof mit Recht 
das NRetentionsrecht des Spediteurs für durchgreifend. Ebenſo Grünhut, Frand u. A. 
Goldichmidt, aus der Natur des Retentionsrechts ala „eines wahren, wenngleich in 
der Rechtäverfolgung beſchränkten Pfandrechts“ argumentirend, unterjcheidet, ob das 
Eigenthbum bereits auf den Deftinatär übergegangen ijt, und läßt das 
Retentiondrecht in diejem Falle durchgreiien (ähnlich au v. Hahn, Wolff u. U); 
jedoch erfordert er dem unbezahlten Abjender gegenüber noch guten Glauben des 
Spediteurs. Hinſichtlich des Verfolgungsrechts laffen fich wol allgemeine Grundiähe 
nicht aufitellen; es kommt ftets auf defjen (in den Geſetzen jehr verichieden beftimmte) 
juriftifche Natur an. In der Deutichen KO. hat man abfichtlich die Rechtsverhält- 
niffe Dritter in Bezug auf die dem Ausfonderungsanipruch des $ 36 unterliegenden 
Waaren unberührt gelafien. Wie gegenüber dem Gemeinſchuldner, jo findet das Ver: 
folgungärecht auch gegen Piandgläubiger und Andere ftatt, welche ihre Anſprüche auf das 
Eigenthum des Erjteren gründen. — Den Erwerb dinglicher Rechte, welche nict 
jomwol der Ausführung als der Revokation oder Aenderung des Mandats zumiderlaufen, 
zu unterlaflen, ift der Spediteur nicht verpflichtet. Der Nachweis eines jolchen kann 
denjelben daher von der Kontraftäflage jeines Kommittenten befreien, wenn 
der Erwerb nicht mala fide zur Vereitelung der Gontreordre gemacht it. — Wann 
im Falle der Verjendung durch Spediteure die Lebergabe an den Empfänger als 
vollzogen gelte, ift im HGB. nicht beftimmt worden. Nach Preuß. Recht (ähnlich 
auch das Defterr. und Sächſ. BGB.) ift der Zeitpunkt der Uebergabe an den 
Spediteur enticheidend, wenn die Uebermachung entweder nad) der Anweifung 
des Käufer geichehen, oder von diefem die Art derjelben dem Gutbefinden des Ver: 
fäufers ausdrüdlich oder ftillichweigend überlaffen worden ift. Nach Gem. Recht it 
daran feftzuhalten, daß der Auftrag zur Beiorgung des Transports noch nicht den 
Auftrag in fich Ächließt, für den Adreſſaten Beſitz zu ergreifen. Die Zwifchenperion 
für den Transport ala ſolche ift nicht Vertreter, weder des Verſenders für die 
Befigübertragung , noch des Adrefjaten für den Befikerwerb. Hierin ändert es aud 
nichts, wenn die Zwijchenperfjon vom Adrejjaten aufgegeben oder bezeichnet oder 
vom Berjender angewiejen ilt, die Waare auf Rechnung und Gefahr des Abjendert 
zu befördern oder zu deifen Verfügung zu halten oder zu jtellen, oder dem Adreſſaten 
angezeigt bat, daß fie die Waare zu deſſen Verfügung halte. Bezüglich des Ueber: 
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gangs der Gefahr beftimmt das HGB., daß der Käufer diefelbe trage, jobald 
die Waare an den Spediteur oder die ſonſtige Zwifchenperfon übergeben fei, falls 
nicht etiwa nach bürgerlichem Recht die Gefahr ſchon früher von dem Käufer 
getragen wird. Das Franz. Recht entjcheidet gleichiall® nur über den Ueber— 
gang der Gefahr („La marchandise sortie du magasin du vendeur ou de 
l’expediteur voyage, s’il n'y a cohvention contraire, aux risques et périls de 
celui à qui elle appartient“. Man nimmt inbefien allgemein an, daß 
auch das Eigenthum fofort mit der Verſendung übergehe. Sehr ähnlich ift die 
Theorie des Engl. Rechts („constructive delivery“). — Die Ablieferung des 
Guts an den Empfänger darf der (lebte) Spediteur (ſog. Abroll-Spediteur) nur 
gegen Bezahlung der darauf laftenden Spejen bewirken, reſp. zulaffen. Er hat in 
diefer Beziehung ein Einhebungsmandat des Abjenderd wie der jonjtigen VBormänner 
(Spediteure oder Frachtführer) zu erfüllen, ſofern nicht deren Rechte, was durch Be- 
friedigung der Vormänner mittel® Nachnahme oder ſonſt ohne Weiteres gejchieht, 
geradezu auf ihn übergegangen find. Wird das Gut ohne Bezahlung abgeliefert 
und das Piandrecht nicht rechtzeitig geltend gemacht (wozu nur der Frachtführer 
noch 3 Tage nach der Ablieferung Zeit Hat), jo werden der Frachtführer, jowie die 
vorhergehenden Frachtführer und die Spediteure des Rüdgriffs gegen die VBormänner 
verluftig. An den Empfänger kann fich der Spediteur defjenungeachtet unmittelbar 
aus eigenem Necht — wie der Frachtführer — halten, jobald jener das Gut und 
den Frrachtbrief angenommen hat. Iſt ihm der Regreß nicht durch ein Berjehen 
bei Ausübung des Piandrechts verloren gegangen, jo kann er auch auf feinen 
Kommittenten jogleich zurüdgehen. Wenn der Empfänger nicht auszumitteln ift 
oder die Annahme verweigert, jowie bei Streit über die Annahme oder den Zuftand 
des Gut, verfährt der Spediteur nach Analogie des Frachtführer. Keinesfalls 
darf der Spediteur das Gut jeinem Schidjal überlaffen, jondern hat für daſſelbe 
mit kaufmännischer Sorgfalt Fürjorge zu treffen. — So lange die Wblieferung des 
Guts oder des Frachtbriefs an den Empfänger noch nicht erfolgt, alſo noch res 
integra ift, hat der Spediteur die Gontreordre feines Kommittenten jelbit 
dann zu reſpektiren, wenn er angewielen ift, die Waare zur Verfügung des Dejtinatärs 
zu halten. Hat der Spediteur von beiden Theilen Auftrag erhalten, jo wird 
im Allgemeinen der erite Auftrag den Vorzug haben, ſofern dieſer nicht eben dahin 
ging, die Weifungen des Deftinatärs zu befolgen, und dieſer dem entiprechend 
bereit3 ala Befiger, bzw. Gigenthümer zu betrachten war (was immer nur in 
eoncreto fich enticheiden kann). — Im MUebrigen folgt die Auflöſung des 
Speditionövertrages den Grundjägen vom Kommiffionsgeichäft (f. diefen Art.).— 
Die Gejchäfte der jog. Annoncen=-Bureaur find eine Miſchung von Kommilfion 
und Spedition. 


Gigb. u. Lit.: Allg. zatnd HGB. Art. 272 Sf 3, 306, — 317, 344, 


379—389, 406—4 412. — RRDO. S 36. — Preuß. Rn 3.02. Art. 28, — Breußilches 
Allg. Landrecht L 11 $$ 128, oo, — Sidi. BER. $ 204. — Oefterr. Er BB. 8 4 
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&. 57 M (Mr. 11. — Rolff, © bei ee Archiv für Deutjches D.: 
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Teihmann. 

Spezialität der Hypothek (Thl. I. S. 502). Die moderne Hypothet 

im Gegenjat zur Römifchen bezüglidy ihrer iyorderung und ihres Piandobjefts fd 
ganz genau beitimmt, jpezialifirt. Die. Hypothek entiteht durch Eintragung 
Grund», Piand- oder Hypothekenbuch; dieſes Buch ift nach Folien geordnet, je 
Folium ift Einem jelbitändigen Immobile gewidmet, nur ausnahmsweiſe dürt 
mehrere demjelben Gigenthümer gehörige Grundftüde auf demjelben Folium verzeichnet 
werden. Das Folium beichreibt die in ihm verzeichneten Grunditüde ganz gemau 
nach Lage, Größe u. j. w. Demgemäß trifft eine durch Eintragung entitehende 
Hypothek ftets nur ganz genau jpezialifirte Grundſtücke. 

Bei der Eintragung muß auch die Höhe der zu fichernden fyorderung gan 
genau angegeben werden. Jeder zu etwaigem weiteren Pfanderwerb aufgeiorderte 
Dritte hat demgemäß einen Anhaltspuntt für feine Prüfung, ob und wieweit bie 
vorhergehenden Piandiorderungen den Werth des Objekts abiorbiren. Die Berech- 
nung wird lediglich dadurch; — allerdings nur innerhalb geſetzlicher Grenzen — 
etwas alterirt, daß das Prandobjekt außer für die Hauptſumme auch für beftimmte 
Zinsrüdjtände, Koſten u. j.w. haftet. Eine eigene Stellung nehmen die Kautions= 
bypothefen ein, bei denen zur Zeit der Eintragung die Größe des etwaigen jpäteren 
Anfpruchs fich nicht überjehen läßt (Amtstautionen von Nechnungsbeamten, Pacht-, 
Bau-, NRegrekfautionen); zur Wahrung der Erfennbarfeit ihres etwaigen Einfluffes 
auf die Kreditwürdigfeit des belajteten Prandes wird die Gintragung des höchſten 
Betrages, bis zu welchem daflelbe haften joll, für fie verlangt. Dieje Gattung von 
Hypotheken ift im Preuß. Recht von der Umwandlung in eine Eigenthümerhypothet 
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= usdrücklich ausgeſchloſſen, ohne Unterjchied, ob demnächſt noch ein beftimmter Be- 
— als Schuldſumme ermittelt und gebucht iſt oder nicht. Auch die Umwandlung 
m eine Grundſchuld erſcheint hiernach nicht. zuläfftg. 
Cẽ. Als die Forderung der Spezialität alterirend und gefährlich für den Grund— 
= & ebit wird die Korrealhypothet betrachtet: die Haftung verjchiedener Grundſtücke 
A für diefelbe ungetheilte Forderung. Kommt dieje- bei einem derjelben ganz zur 
-, Hebung, während bier nacheingetragene Gläubiger ansfallen, was joll geichehen? 
Sollen diefe den Schaden haben, während auf den mitverhafteten Grundftüden die 
—dort noch eingetragenen Gläubiger den Vortheil ziehen, daß die bezahlte Korreal— 
hypothet vor ihnen gelöjcht wird? Nach neueſtem Preuß. Recht (f. 1869): ja; nach 
— älterem und Bayer. Recht nicht; hier rüden die beim erjten Grundſtück Ausgefallenen 
in die Stelle der Korrealhypothet auf den anderen Grundjtüden, woraus allerdings 
a: =: Berwirrung erwächſt. Troß der Erſchwerung des Kredits und ber Parzellirungen 
*- find einige Gejegebungen dazu geichritten, nicht mur für den Fall, daß eine zur 
Exekution jtehende Forderung mittels des Prozeßrichters zur Eintragung auf mehrere 
Grundſtücke gelangen ſoll, deren Vertheilung auf dieſelben vorzuſchreiben (Preußen), 
— die Korrealhypothek überhaupt für unſtatthaft zur erklären (Hamburg, Mecklen— 
burg). Bon der Korrealhypothef unterjcheidet v. Meibom, Medlenb. Hypotheken— 
- recht $ 15, die „Verbandhypothek“, d. h. die Eintragung auf einen Kompler, zu 
- dem die zu belajtenden Grundſtücke vereinigt find. Iſt diefe Vereinigung buchmäßig 
-. bewirkt, alfo durch Zujammenjchreibung mehrerer Folien auf Ein Foltum, jo ift 
— indeß eine einfache Hypothek hergeftellt; andernfalls verbleibt e8 bei einer Korreal— 
hypothek im engeren Sinn. Mebrigens find für diefe außerhalb Preußens ver— 
ichiedentlich andere Namen hergebracht (Solidar-, Simultan-, Gejammt-, auch 
Berband=-Hypotheten). Sie ift von bejonderer Bedeutung für die Beſitzer von 
—— 
Preuß. Hypothelenordnung I. $$ 109, 159 ff. RD. S 56 — 1869). 
Fet ade über ben Eigenthumserwerb an Grun ftücen vom 5. Mai 1872, 88 23—26, 30, 
Mandeläder: Inſtruktion vom 19. ka April 1834 (aud 1797, 1820, 1839, 
je, —— Formular II. (Artikel) der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872, 88 14, 62. — 
Bayer. Hypothetengefeg $ 120. Geieh vom 1. Juli 1856 (BL. ©. 379). — Medien: 
burg, Bopotdeenorönung für die Rittergüter und - Domanium (vom 18. Oft. 1848, 
$ 11; Geſetz vom 2. Januar 1854). — Hambur Preuß. Juſt. Min.Bl. von 1848, 
&. 42. Grundbuhorbnung vom 4. Dez. —A (Simultanh. — Gintrag. 
v. U. w.). — Köni nigt. Sächſen, BEB. $ 388 (Gefammtjadye), 88 422—423; Gejeh dom 
6. Nov. 1843 88 f. — Dürri ihmidt, Zur Lehre von den Derbandahhpotheten des 
Deutſchen Rechts mit beſonderer Berückſichtigung der Bayeriſchen Geſetzgebung (1856). — 
Stobbe, Handbuch des Deutſchen Privatrechts, Bd. IL. 1 (1875) $ 112. Schaper. 
Spezialprozeſſe, bejondere Prozeſſe (v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 90), nannte 
die Preuß. Konkursgeſetzgebung von 1855 alle Rechtsftreitigkeiten, welche vom Konkurs— 
gerichte im Gegenjag zum Konkurskommiſſar entjchieden werden jollten, unter ihnen 
auch diejenigen, welche durch Beftreitung einer angemeldeten Konkursforderung im 
Prüfungstermin entftanden. Die Dejterr. und die Deutſche KD. haben dieje Be— 
zeichnungen aufgenommen, begreifen jedoch unter ihnen nur die leßterwähnten Streitig- 
keiten. Das Gemeine Recht geitaltet dieje Streitigkeiten ala ©. nicht, vielmehr 
ericheinen fie ala Fortſetzung der gegen den Kontradiftor ala Vertreter des Schuldner- 
vermögens und des Gemeinjchuldners über die angemeldeten Forderungen beim 
Konkursgerichte eingeleiteten Liquidationsprozeſſe oder ala Fortiegung der vor dem 
Konkurje gegen den Gemeinjchuldner bei anderen Gerichten anhängig gewordenen, 
nad) dem Konkurſe vielleicht an jeiner Statt vom Sontradiftor übernommenen 
Prozeduren. Die einzelnen Gläubiger, deren Berriedigung durch Zulaffung der be— 
treffenden Forderung im Konkurſe gefährdet jein würde, und welche deshalb im jog. 
Grzeptionstermin gegen diejelbe Widerſpruch erheben, find berechtigt als acceflorische 
Intervenienten des Kontradiktors in dieje wie jene Prozeſſe einzutreten und, two der 
Kontradiktor vom Verfahren zurüctritt bzw. dafjelbe nicht aufnimmt, für fich allein 
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den Prozeß fortzuführen. Dieje Geftaltung erlitt eine Veränderung in der Preuß. 
KD. von 1855, welche vorfchrieb, daß der Liquidant bei Widerfpruch von Ver— 
walter und Gläubigern im Prüfungstermin den S. gegen die Wideriprechenden beim 
Konkurögericht mit einer vollftändigen Klage zu eröffnen habe. Inſofern der Kom— 
miffar indefjen nur Deputirter des Konkursgerichts war, Klage und S. an Anmeldung 
und Prüfungsrefultat gebunden waren und letzteres die Widerfprechenden als einheitliche 
Gegenpartei gegenüber dem Liquidanten fejtftellte, war der ©. immer doch nur 
eine einfache Jnzidentverhandlung unter den Parteien des Konkurſes und ihren Inter— 
venienten, die im Konkurſe ihren Ausgangspunkt Hatte, wie fie in ihn mit ihrem 
Rejultat auch wieder ausmündete. Dies Ergebniß wird auch durch die Klage nicht 
zweifelhaft, mit welcher der ©. beginnen ſoll, da der Antrag der Inzidentverhand- 
(ung, wenn fie Ansprüche betrifft, ganz die DVerhältniffe der Klage annimmt; und 
wenn außerdem nur die Vorſchriften des ordentlichen Berfahrens zur Anwendung 
fommen jollten, jo hatte man auch im Gemeinen Recht ichon die Formen des 
Mandats ꝛc. -Verfahrens für die Liquidationsprozefle ausgeichlofien. — Die Deiterr. 
KD. folgte der Preußiichen. Für eine größere Selbftändigkeit der S. fünnte man fich 
binfichtlich ihrer darauf berufen, daß die ©. gegen die Beftreitenden ala Streit= 
genoſſen und Vertreter der Gläubigerichaft geführt und der etwa mitjtreitende Wer- 
walter ala „Eritbeflagter“ dabei vorangeftellt werden ſolle. Eine jolche Auffaffung 
würde jedoch wieder an der Beitimmung jcheitern, daß das Beitreitungsrecht der 
Gläubiger erlicht, jobald ihr Intereſſe an der Beftreitung aufhört, daß fie alfo 
nach wie vor ntervenienten bleiben. — Für die Deutiche KO. ift die Frage 
nach der Selbitändigkeit der S. in verſtärktem Maße aufgewworfen, und zwar von 
v. Völderndorff verneint, im Allgemeinen aber überwiegend bejaht worden. 
Die letztere Auffaffung würde die Bedeutung haben, daß jo viele ©. über eine 
Forderung entitehen könnten, ala Widerfacher des Yiquidanten vorhanden wären, 
und wie dadurch Kojten und Weitläufigkeiten für alle Betheiligten vervielfacht wür— 
den, jo hätten einestheil® die Gerichte die Forderung bald für feftgeitellt, bald für 
nicht feftgeftellt zu erklären, aljo wideriprechende Urtheile abzugeben, und würde 
anderntheils die Berriedigung des Liquidanten, wo ihm ein rechtsfräftiges Judifat 
oder ein Erefutionstitel zur Seite ftände, durch den Muthwillen feiner jucceffive 
auftretenden Gegner lange Zeit verhindert werden können, da für die Gegner im der 
Verhütung der Auszahlung der Dividenden an ihn der einzige Antrieb zu be— 
ichleunigter Geltendmachung ihres Widerfpruchs gegeben wäre. Gegenüber jolchen 
Refultaten dürfte jedoch zu erwägen fein, daß die S. auch nach der Deutichen KO. 
noch ihre Grundlage und ihr Ziel im Konkurſe haben. Mit Rückſicht hierauf ift 
zunächit hervorzuheben, daß die Forderung, um deren Feititellung es ſich Handelt, 
gegen den Schuldner begründet und daher gegen den Verwalter gerichtet ift, und 
daß die einzelnen Gläubiger, weil fie nicht in die Verpflichtungen des Gemein— 
ſchuldners fuccediren, ihr Widerfpruchärecht nur ala Intervenienten üben fönnen. 
Der Liquidant hat daher nicht jo viele Freititellungsflagen ala Gegner vorhanden 
find, jondern mur eine, bei welcher Beflagter und Intervenienten ihm gegenüber: 
jtehen. Mit diefer ift er genöthigt, alle feine Gegner gemeinfam zu belangen, weil 
er gegen die auögelafienen ntervenienten eine bejondere Klage nicht befißen und 
die Freititellung der Forderung gegenüber den Belangten, wofern fie möglich wäre, 
was nicht der Fall ift, weil es ſich um FFeititellung für die Beiriedigung im Kon 
furje überhaupt handelt, den Widerfpruch der ausgelaffenen nicht bejeitigen würde. 
Was jodann die mit Judikat oder Exekutionstitel verjehenen Forderungen anlangt, 
bei welchen die Widerfprechenden die Anfechtung zu betreiben haben, jo werden diefe, 
wo es fih um Ginfpruch und Rechtsmittel handelt, ſchon durch die Friften zu gleich 
zeitiger Rechtsverfolgung vor den im bisherigen einheitlichen Prozefje zuftändigen 
Gerichten genöthigt fein, wenn ihr Widerfpruchsrecht nicht verloren gehen joll. Wo 
aber ‚die betreffenden Rechtäverfolgungsmittel in Klagen, wie Anfechtungäflagen, bei 





Spesifilation. 721 


welchen eine Intervention der Gläubiger nicht ausgeſchloſſen ift, in Nichtigfeits-, 
Reſtitutionsklagen ꝛc. beftehen, würden vereinzelt Elagende Gläubiger jchon darum 
abzuweiſen jein, weil ntervenienten zwar das Recht haben, in anhängige Prozefle 
einzutreten, aber nicht das Recht, jolche anhängig zu machen und zur Erhebung von 
Klagen zu fchreiten. Hätte aber der Verwalter die Klage angeftellt, und hätten 
ihm nicht ſämmtlich übrige Kontradigenten interzedirt, fo wäre das Interventions— 
recht der nicht beigetretenen mit dem rechtäfräftigen Erfenntniß über die Klage aus— 
geichloffen.. Außerdem aber find vereinzelt auftretende SKontradizenten mit ihrer 
Rechtäverfolgung immer abzuweijen, weil es fich auch hier um Fseftitellung der Zu— 
laffung der Forderung zur Konkursbefriedigung handelt und diefe nur gegenüber dem 
Widerſpruch aller möglich ift, gegenüber dem Widerſpruch einzelner aber vergeblich 
erfolgen würde. — Hiernach die befonderen Beſtimmungen anlangend, find nach der 
Deutſchen KD.: 1) die Forderungen, wegen welcher biöher ein Verfahren nicht 
anhängig war, wenn fie nicht vor ein beſonderes Gericht, ein Verwaltungsgericht 
oder eine Berwaltungsbehörde gehören, two dieje anzugehen find, beim Konkursgericht 
als Amtägericht oder, wenn fie die Gerichtögewalt der Amtägerichte überjchreiten, 
was vom Prozeßgerichte nach Verhältniß der Theilungsmaſſe zur Schuldenmafje zu 
beitimmen ift, bei dem ihm entiprechenden Landgericht im ordentlichen, das heißt 
im amts- bzw. landgerichtlichen, Verfahren jo anzubringen, wie e8 dem Streit— 
verhältniß des Prüfungstermins und dem Auszug aus der Gläubigertabelle ent- 
ipricht. Eine Aenderung des Grundes oder eine Ueberjchreitung des Betrages der 
Forderung ift nur im Wege neuer Anmeldung und nach erneuter Prüfung möglich, 
eine Intervention neuer Kontradizenten ebenfo nur in folge einer jolchen. Eine 
Frift zur Hlagerhebung ift dem Gläubiger nicht vorgejchrieben, aber fie ift Voraus— 
ſetzung für Berüdfichtigung der Forderung bei den Vertheilungen. 2) Forderungen, 
wegen deren vor dem Konkurſe das Berfahren bereits anhängig war, find durch 
Aufnahme diejes Prozefjes, und alſo bei dem bisherigen Gerichte, Feitzuftellen, wobei 
durch die SKonteftationen des Prüfungsterming Modifikationen der Anträge und 
anderer Berhältniffe jelbitverftändlich nothiwendig werden. Die Defterr. KO. läßt 
dieſe Prozefie beim Konfurögerichte aufnehmen. 3) Beſitzt der Gläubiger für feine 
Forderung einen mit Bollftredungsflaufel verfehenen Schuldtitel, ein Endurtheil oder 
einen Vollſtreckungsbefehl, jo müfjen die Kontradigenten, wenn fie die Auszahlung 
der Dividenden an den Gläubiger verhindern wollen, ihren Widerfpruch mit den 
zuftändigen Rechtsverfolgungsmitteln, denen ein auf die Feititellung im Konkurfe 
bezüglicher Zuſatz zu geben ift, bei den zuftändigen Gerichten verfolgen. Die Defterr. 
KO. kennt von diefen Fällen nur den des ergangenen Endurtheil® und ändert an 
der Zuftändigfeit der Rechtsmittelinftanzen nichts, aber, abgejehen von der Einfügung 
der Kontradizenten, auch nichts an der Parteiftellung. Wegen des Ranges der For— 
derung hat der Gläubiger hier indeſſen eine abgefonderte Klage beim Konkursgericht 
anzuftellen, und die in den ©. ergangenen Entjcheidungen werden vom erfennenden 
Gericht dem Kommiſſar zugeitellt, der die Berichtigung der Tabelle veranlaßt. Nach 
der Deutihen KD. wird die lehtere vom obfiegenden Theil herbeigeführt. Die rechts— 
fräftige Enticheidung ift für alle Gläubiger verbindlich. Die Koſten des Verwalters 
find Mafleichulden und die der fontradizirenden Gläubiger gelten nach der Deutichen 
KO. gleichfalls als jolche und werden ihnen erjeßt, wenn fie den ©. ohne den Ver— 
mwalter führten und gefiegt haben. 
Duellen: Preuß. AD. 88 2. 125, 172, Be 199, 204, 227 fi., ‚ 830, 394; 
—— ‚Snftr. dv. 6. Aug. 1855 $$ 1 42 ff., — Seſterreich. RD. ae 7, 118 ff., 
. — Deutihe KO. 88182 ff., ff, 155; Dotive & 295 ff., 362 ff., 375, 384, 387. 
ii: Schweppe, Kont. ber Staub ;. 130. — Bayer, Ronturäprogeß, N .— 
J. Schmid, Handbuch) des Gemeinen Givilprozefles, III. 88 213, 219. — du uchs, 
—— Kontursprozeß, $ 35. — Kommentare zur Deutſchen KO. LI. von v. Vöoldern orif. 
Sarwey, Wilmowskiu. N. ſt. Wieding. 
v. Holtzendorff, Euc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 46 
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Spezififation, ein den Römifchen Quellen nachgebildeter (ex materia speciem 
facere: $ 25 I. 2,1; fr. 78 7 D. 41, 1), zuerſt im Brachylogus UI. 5 ala 
technifcher fich findender Ausdrud, bezeichnet eigentlich die Gejtaltung eines nod 
ungeftalteten Stoffes zu einer körperlichen Sache beitimmter Art, dann aber über 
haupt die Neugejtaltung einer vorhandenen Sache zu eimem Objekt anderer At. 
Daß die neue Sache anderen Namens und Begriffes jei, als die bisherige, ift noth— 
wendig; der bloße Stoffwechjel, 3. B. in Folge fortgejeßter Reparaturen, ijt mod 
feine ©. (fr. 76 D. 5, 1). — 

Juriftiich kommt die Thatjache der ©. nun ala Untergang der bisherigen Sadıe 
in Betracht, injofern es fich fragt, ob die beftehenden Rechte an dem bisherigen Ob- 
jeft auf die Neugeftalt übergehen. Das ift 3. B. nicht der Fall Hinfichtlich der 
Perjonaljervituten (Arndts, Pand., $ 194, b) und nicht Hinfichtlich des Ver: 
mächtnißanfpruches (fr. 88 D. 32; fr. 44 88 2, 3 D. 30); ebenjo geht an der 
früheren Sade das Eigenthum unter, und es beginnt ein neues, gleich dem neuen 
Eigenthumsrecht an der jeparirten Frucht. Diefes neue Eigenthum an der neu: 
geitalteten Spezies jollte eigentlich ebenjo wie das Fruchteigenthum dem Eigenthümer 
der früheren Sache zufallen, und das war denn auch die Meinung der Sabiniani- 
ichen Rechtejchule (anderer Meinung: dieje hätte fein neues Eigenthum angenom: 
men: Brinz, 8 149, 15 ff.); allein die Profulianer waren anderer Anficht: fie 
meinten, das Eigenthum der neugeichaffenen Spezies falle dem Spegifitanten zu, 
aljo dem bisherigen Eigenthümer nur, wenn er jelbit die ©. vorgenommen habe, 
jonjt gehe es letzterem verloren (Gai. II. 79). Ueber die rechtliche Grundlage dieier 
neuen Meinung, ob die ©. als Okkupation der neuen berrenlojen Sache betrachtet 
wurde oder ob man den Gigenthumserwerb ala Lohn der Arbeit gewähren wollte, 
herrſcht Vleinungsverichiedenheit (Windfcheid, $ 187, 2); jedenfalls recipirte 
Juſtinian die Auffaffung der Profulianer nicht ohne die Mopdififation, daß der 
fremde Spezififant nur Gigenthümer werde, wenn die ©. nicht mehr rüdgängig zu 
machen jei: habe er freilich zur ©. des fremden Stoffes eigenen Stoff mitaur 
gewendet, d. bh. durch confusio, commixtio, adjunctio mitverbunden, dann komme & 
auch auf diefe Diftinktion nicht an ($ 25 I. 2, 1). 

In diefer legteren Geftalt iſt denn die Lehre vom Gigenthbumserwerb 
dur ©. in das Gemeine Recht übergegangen und hier it es, wo die ©. ihre Haupt- 
rolle jpielt. Aber Mangels einer einheitlichen Gejtaltung der Lehre in der Kompilation 
Juſtinian's ift denn auch faft alles Uebrige jtreitig geblieben oder geworden. Bor 
Allem: ob nur der gutgläubige Spezifitant Eigentum erwerbe (Windiceid, 
S 187, 3, wozu unter den Gegnern noch Bekker, Das Recht des Befites bei den 
Römern, 28, 1); die Quellen jagen nämlich nur, daß die Furtivität des Stoffes 
auch dem Fabrikat anflebe und daß, wer wiſſentlich fremde Sachen verarbeite, 
actione ad exhibendum hafte, woraus fich eben noch nicht ergiebt, daß der bi“ 
gläubige Spezifitant nicht Eigenthümer werde. Ebenjo läßt fich fragen, ob aud 
gegen den gutgläubigen Spezifitanten der frühere Gigenthümer einen Erſatzanſpruch 
wegen der erlangten Bereicherung habe (Brinz, $ 149, 44 ff.), welchen er natür- 
lich gegen den bösgläubigen mit vderichiedenen Rechtsmitteln geltend machen fann 
(Windfcheid, $ 187, 6), wie andererjeitö der gutgläubige Spezifikant, falls diefer 
das Eigenthum nicht erwirbt, ſeine Erſatzanſprüche wegen Verwendungen ſtellen kann. 
Endlich kann es nach den Römischen Quellen ſelbſt noch ala höchſt zweifelhaft be: 
trachtet werden, was ©. jei, da die Quellen in diefer Beziehung nur eine feine 
wegs reiche Kafuiſtik aufftellen und im Einzelnen ſelbſt differiren (3. B. hinſichtlich 
des Ausdreſchens von Getreide 5 25 I. 2, 1; fr.7 8 7 D. 41,1, hinſichtlich des 
Verbrauchs von Material zum Schiffbau fr. 26 pr. D. 41,1; fr. 61 D. 6,1; 
fr. 188 3 D 13, 7); eine prinzipielle Feſtſtellung ift Freilich hier faum möglich, 
insbejondere fann die Grenze zwiichen ©. und bloßer „Verbindung“, bei weld letz 
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terer befanntlich wieder andere Grundjäße über den Gigenthumgerwerb gelten, im 
einzelnen Fall jchiwer zu finden fein, 

Soviel jteht jedenfalls fejt, daß der Spezifitant bei der ©. nicht völlig allein 
jeine Arbeitskraft aufzumwenden braucht, jondern es genügt, wenn ein Anderer für 
ihn, 3. B. im Auftrag, die ©. vornimmt (fr. 31 pr. D. 24, 1; fr. 25, 2781 
D. 41, 1); überhaupt erwirbt blos derjenige Spezififant Eigenthum, welcher „suo 
nomine* jpezifizirt (fr. 7 $ 7 eit.). Die neuere Theorie endlich wendet den Grund: 
ja des Eigenthumserwerbes durch ©. auch dann an, wenn die neugejchaffene Spe- 
zies zwar auf die Gejtalt, welche fie vor der Verarbeitung hatte, zurüdgeführt wer- 
den kann, aber „der Stoff gegen die Form in einem ganz untergeordneten Berhält- 
niß jteht“ (3. B. die von einem Gefangenen aus Brod gefnetete Uhr). 

Von den modernen Kodifitationen ift, abgejehen vom Bayrifchen ER. (v. Roth, 

Bayr. Eiv.R., I. $ 143, 2—6), feine auf dem Standpunkt des Juftinianifchen Rechts 
jtehen geblieben. Nach Preuß. und Sächſ. Rechte tritt der Eigenthumserwerb durch 
©. ohne Rüdficht auf die Rückführbarkeit zur früheren Geftalt ein (Dernburg, 
Preuß. Priv.R., I. $ 235 Nr. 1; Sächſ. BGB. $ 246), auch wird nach Preuß. 
Recht der Begriff der ©. viel weiter gefaßt ala nach Gemeinem und die Erjtattungs- 
pflicht des Erwerbers ijt anders gejtaltet. Nach Deiterr. und Franzöſ. Recht ent- 
icheidet der Mehrwerth des Stoffes oder der Arbeit darüber, ob der Eigenthümer 
des Stoffes oder der Spezifikant das Recht hat, die Sache gegen eine an den Gegner 
zu leiftende Vergütung zu beanjpruchen (Deiterr. BGB. 88 414—16; Code civil 
art. 570—72, 576); das Deiterr. BGB. $ 415 fieht aber dabei darauf, daß die 
Neugejtalt nicht rückführbar je. Auf bona fides des Spezifitanten fommt es nach 
diefen Landesrechten, abgejehen vom Franzöſiſchen, auch an; nach Sächfiichem Recht 
freilich blos in Beziehung auf den Umfang der Erftattungspflicht, nach Preußischen 
(Dernburg, I. $ 235 Nr. 3) und Defterreichifchem richtet fich aber das Anrecht 
auf die neue Spezies danach. 
. git.: Meykow, Die Lehre des Römifchen Recht? von bem Eigenthumderwerb durch ©. 
(in DIERTTENGER, Dorpater juriftiiche Studien, 149 ff.) — Fitting im Archiv f. d. civil. 
Prar. XLVIO. 1—25, 149-194, 311—365 (1865), — Bremer, Reit. B. J.Schr. X. 
1-67 (1868). — Lehrb. d. Pand.: Arndt, $ 155; Böding, II. $ 154, 5—27; — * 
2. Aufl., I. $ 149; Seller, L $ 141; Puchta, $ 154, f—h; enter, 1.$ 131; 
v. Bangeromw, I $ 310; Windideid, I. $ 187. . Merkel. 

Spiel, Bei einigen Berträgen ericheint die Verpflichtung zur Leiftung des 
einen oder beider Kontrahenten von einem ungewiffen Umjtande in der Art ab» 
bängig, daß bei dem Eintritt defjelben ein größerer, aber einftweilen gleichfalls noch 
ungewijjer Gewinn des einen und Berluft des anderen Theil zu gewärtigen it. 
„wei bejonders häufig vorfommende Arten jolcher Verträge find Spiel und Wette. 
Bei beiden liegt den Kontrahenten die Mbficht zu Grunde, den Zufall zum Seren 
über Gewinn und Verluft zu machen. In ihrer Eingehung find diefe Verträge 
zweijeitig, in ihrer Erfüllung einjeitig; denn es veriprechen beide Kontrahenten ihre 
Zeiftungen unter Bedingungen dergeitalt, daß nur die eine zu erfolgen habe, und 
der Zufall enticheidet, welche (v. d. Piordten, a. a. O. ©. 327). 

Ueber den Unterjchied zwiichen S. und Wette herricht Streit. Einige Schrift: 
jteller haben behauptet, daß für eine jolche Unterjcheidung nur Sitte und Sprach— 
gebrauch einer bejtimmten Zeit maßgebend jein könnten (Soucdhay in Linde's 
Zeitichr. F. Civ.R. und Prz. II. Abh. XVII. ©. 330). Andere definirten das 
©. als ein gegenjeitiges Veriprechen, daß jede von zwei Parteien im Falle des Ein- 
tretena oder Nichteintretens eines ungewiffen IThatumftandes etwas an die andere 
verlieren wolle; bisweilen wird noch hinzugefügt, daß das Ueberlaſſen und Empfangen 
des Gewinnes nach Regeln beitimmt fein müffe (Thibaut, Glüd, Mühlen: 
bruch, Sintenis u. U). Der Begriff Wette wird dagegen übereinftimmend als 
ein auf verichiedene Behauptungen bezogenes Verſprechen definirt, nach welchem der— 
jenige, deilen Behauptung fich ala richtig erweift, von dem Anderen etwas erhält. 
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Es joll aljo für die Wette noch charakteriftiich fein, dab die Parteien verichiedene 
Meinungen als richtig behaupten (vgl. auh Stobbe, a. a. D. ©. 326). 
Diet Berichiedenheit der Meinungen ift aber auch beim S. vorhanden, wenn 
nicht in demfelben eine Schenkung enthalten fein fol. Zwar werden beim 
©. dieſer Meinungsverichiedenheit gewöhnlich nicht Worte geliehen, aber fie it 
immer als vorhanden anzunehmen und ift fie vorhanden, jo ift der Inhalt von 
©. und Wette identiih. Wenn aber Stobbe (a. a. DO. ©. 326 Note) nicht auf 
das Vorhandenfein, jondern auf das Ausfprechen der verichiedenen Meinungen Gr 
wicht legt, jo giebt er doch damit zu, daß es den Spielern jederzeit möglich wär, 
durch die Beobachtung jenes Unterjchiedes, alfo durch das ausdrüdliche Ausſprechen 
verichiedener Behauptungen, das klagloſe S. zum flagbaren Wettvertrage zu machen. 
Thöl (Verkehr mit Staatöpapieren 1855, ©. 257 und a. a. D. $ 304) hält # 
für unmöglich, den Unterjchied des ©. und der Wette durch Abſtraktion zu finden 
und, indem er fich lediglich an das Römiſche Recht anfchließt, gelangt er zu dem 
Refultate, daß beim ©. lediglich die Thätigkeit der Interefienten das Gintreten 
oder Nichteintreten des (enticheidenden) Thatumftandes herbeiführe, während ſich bei 
der Wette die Interefienten paffiv verhielten. Er jagt: „Der Vertrag, den zwei 
Engländer jchloffen, daß der Eine oder der Andere eine beitimmte Summe an den 
Gegner verlieren jolle, je nachdem von zwei auf das eine Ende eines Tiſches geſetzten 
Schneden die eine oder die andere zuerſt das entgegengeießte Ende erreichen werde, 
it ein S. Hätten die Kontrahenten die Schneden jo vorgefunden, daß fie, die Kon 
trahenten, auch nicht im Mindeften auf die Enticheidung des Vertrages eingewirkt 
hätten, jo wäre e8 eine Wette geweſen.“ Die Anfiht Thöl's ift nah Römiſchem 
Rechte berechtigt, an fich ift aber diefer Gegenſatz weder ein logifcher, noch em 
juriftifch relevanter für die Trrage, weshalb er beim S. Klagbarkeit, bei der Wette 
Klaglofigkeit begründet. Andere, wie Wilda, Bejeler, v. d. Piordten ſuchen 
den Unterichied zwiichen S. und Wette in den Motiven. Das juriftiich relevantı 
©. foll nur des Gewinnes beziehungsmweife der Unterhaltung Willen getrieben, die 
Wette nur zur Enticheidung einer Meinungsverichiedenheit eingegangen werden. Gegen 
diefe Auffaffung läßt fich einwenden, daß bei der Wette nicht weniger ala beim S. 
Zeitvertreib und Unterhaltung beabfichtigt fein kann und daß auch ein ©. zum 
Zwede der Enticheidung einer Meinungsverichiedenheit eingegangen werden fann. — 
Brud la. a. O. S. 71) jcheidet aus der juriftiichen Betrachtung die S. zum Ber 
gnügen völlig aus. Solche ©., auch wenn fie um einen mäßigen Preis geſpielt 
werden, haben die Gefeße zu allen Zeiten erlaubt. Anders verhält es fich aber, 
wenn Gewinn oder Verluft dem Vermögen droht, denn jet tritt das Spiel als ſog 
Geld-©. in den Kreis der civiliftiichen Betrachtung und num jcheidet fich genau dai- 
jenige Verhältniß, welches das juriftiich relevante Moment in fich trägt, von dem 
unjuriftiichen. Dieſes juriftiiche Verhältniß wird begründet durch einen Verttag 
zweier Parteien, von welchen fich jede von beiden im Falle des Eintretens oda 
Nichteintretens eines beitimmten, aber für die Parteien noch ungewiſſen That 
umftandes verpflichtet, etwas an die andere verlieren zu wollen. Gine genauen 
Unterfuchung diejes, das juriftiiche Moment des Geld-S. in fich tragenden Verbält 
niffes ergiebt, daß in ihm alle charafteriftiichen Merkmale der Wette enthalten find, 
ſodaß eine Scheidung des Geld-S. umd der Wette dem Begriffe nach unmöglich ift, 
indem das erjtere eine Spezies des legteren ift. Geld-S. und Wette find alio für 
den Juriſten völlig identische Begriffe; das eigentlidhe ©. (im Gegenjahe zum 
Geld-E.) hat Für ihn gar feine Bedeutung, es ift fein Rechtsgeſchäft, es wird 
vielmehr nur der in ihm liegenden Handlungen wegen betrieben, es ift Selbftzwed, 
der Gewinn ift durchaus nicht Zwed, vielmehr, das Refultat einer an das ©. ge 
fnüpften Wette, wonach die unterliegende Partei der fiegenden eine gewiffe Summe 
verfpricht. Das eigentliche ©. intereffirt den Juriften dabei nur, inſofern es als 
eins der unzähligen Enticheidungsmittel des eigentlichen Rechtsgeſchäfts, der Wette, 
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gebraucht wird. Dieſe ift das Rechtsgeſchäft, das nicht um feiner ſelbſt Willen, wie 
das ©., angejtellt wird, jondern das formell eine Meinungsverjchiedenheit vorausjeßt, 
deren Enticheidung den Zwed diejes Gejchäftes realifirt, der in einem Vermögens— 
vortheil, gewöhnlich in einem Geldgewinn beiteht. Das Enticheidungsmittel braucht 
nicht immer ein S. zu jein, daher ift es vergebliche Mühe, diefe mit dem Namen 
„S.“ zu bezeichnen, die nichts don dem eigentlichen ©. in fich tragen. Nicht minder 
bedeutungslos ift an fich das Motiv der Wette; ob in Folge eines zufällig ent— 
ftandenen Streites, oder ob aus Rechthaberei gewettet, oder ob der Meinungstampf 
provozirt wurde, um zu wetten, ebenjo der Umſtand, ob in dem MWettpreife des 
Siegers ein Lohn für diefen oder eine Strafe für den Unterliegenden gejehen wird, 
ebenjo endlich der, ob die Wettjumme zu Gunjten Dritter verwendet wird. Bei 
Feitiegung der Lehre durch die Gejegebung jollte daher nur von der Wette, die ja 
auch das Geld-S. begrifflich enthält, gehandelt werden. — Der Anfiht Brud’s 
find im MWejentlichen beigetreten Laband (in der Zeitjchrift von Goldichmidt 
AR. ©. 639 ff.) und Grünhut (in feiner Zeitichriftt Jahrg. 1875 Börfen- und 
Maklerrecht). — 

Die Quellen des Deutichen Rechts find mit Ausnahme einer Reuterbejtallung 
vom Jahre 1570 ($ 211), eines Specialgejeßes, durchweg partikularrechtliche. Soviel 
läßt fich denjelben entnehmen, daß im älteren Deutjchen Recht bis zum 13. Jahr— 
hundert der S.vertrag erlaubt und Elagbar war. Was im ©. verloren worden war, 
fonnte nicht zurüdgefordert werden. Dem Gewinner jtand eine Klage auf Zahlung 
des Gewonnenen gegen den Verlierer jelbjt, wenn auch nicht gegen deffen Erben zu und 
ebenjo war es eriterem gejtattet, fich auch außergerichtlich durch ſofortige Prändung 
zu befriedigen. Allein jchon im 13. Jahrundert zeigt fich das Bejtreben, die recht- 
liche Wirkung der S.ichulden einzujchränten und ala der Anfang jolcher Beichränkungen 
it es anzufehen, daß die Cuellen den Uebergang jolcher Schulden auf die Erben 
ausichließen. Weitere Beſchränkungen finden ſich in einzelnen Stadtrechten Hinfichtlich 
des Spielens mit Unmündigen und mit Kindern unter väterlicher Gewalt und in 
anderen Quellen allgemein für jeden, welcher wegen S.verluft in Anſpruch genommen 
wird. Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts finden fich zahlreiche Beitimmungen, 
welche den S.jchulden geradezu und ganz allgemein die KHlagbarkeit abiprechen. In 
hohem Maße einflußreich wurde befonders die ſtatutariſche Gejeßgebung. In Folge 
der im 14. und 15. Jahrhundert wachienden Leidenjchait für das Spiel und der 
fh daran fnüpfenden argen Mißbräuche und Gewaltthätigkeiten jahen fich die 
Dbrigkeiten an verichiedenen Orten veranlaßt, das Spielen mit Strafe zu bedrohen. 
Bisweilen richtet fich die Gejeßgebung mur gegen gewiſſe Arten von ©., biöweilen 
verbietet fie nur das ©. „auf Borg“. Endlich finden fich eine Reihe von Be— 
ftimmungen, welche das ©. radikal verbieten. Wenn jedoch auch die S.ichuld nicht 
eingeflagt werden durfte, jo blieb fie — worauf Stobbe a. a. D. ©. 335 auf- 
merffam macht — immer ein Debitum und, wenn fie einmal bezahlt war, wurde 
feine condictio indebiti gegeben. DBerjchiedene Meinungen über die Geltung der 
Deutichrechtlichen Grundſätze entitanden durch die Rezeption des in mehrfacher Hinficht 
von diefem abweichenden Römifchen Rechtes. Bis zur Rezeption fehlte es an einer 
gemeinrechtlichen Quelle für diefen Theil des Deutichen Vertragsrechtes. Es gab nur 
partifularrechtliche Normen. 

Nach Römischen Recht waren alle Geld-S. mit Ausnahme gewifler Kampf-S. 
(ludi, qui virtutis causa fiunt) und das Spielen im häuslichen Kreife um dasjenige, 
quod in convivio vescendi causa ponitur (l.l. 2, 3; 1.4. pr. Dig. 11, 5) verboten. 
Die Uebertretung des S.verbotes hatte die Nichtigkeit des ganzen Vertrages und 
für den S.wirth (susceptor) ganz erorbitante Nachtheile zur Folge (1. 1 88 1d und 
2 Dig. 11, 5). Dem Gewinner ftand feine Klage gegen den Verlierer wegen der 
S.ichulden zu und der Verlierer reip. der, in deſſen Gewalt der Verlierer jtand, 
fonnte das Verlorene mit der condictio indebiti zurüdverlangen. Dieſes Zurüd- 


726 Spiel. 


forderungärecht wurde jogar den Erben des Verlierer oder — falle dieſe es 
unterließen — den Profuratores, Detenjores, endlich jedem Bürger der Gemeinde, 
in der das ©. ftattgefunden, im bejtimmten Falle jogar dem Fiskus gewährt und 
erit nach 50 Jahren trat eine Verjährung dieſer Klage ein. Auch die wegen des 
©. geleiftete Kaution ift nichtig und wird reftituirt. In Betreff des zum ©. ge 
gebenen Darlehns findet fich in den Quellen feine Vorſchrift. Die bisweilen zum 
Nachweiie der KHlagbarkeit des Darlehns angezogenen Stellen (1. 12 $ 11 Dig. mand. 
17, 1 und 1. 2 $ 1 Dig. quar. rer. actio 44, 5) beziehen fich nicht auf dieſe 
Frage (vol. Windicheid, Lehrb., 5. Aufl., II. $ 420 Note 7). Selbſtverſtändlich 
fann der Darleiher nicht das Darlehn zurüdiordern, wenn er jelbit zu den Mit: 
ipielenden gehört und der Empfänger das Geld an den Darleiher verliert. 

Nach der Rezeption des Römischen Rechtes ergingen in Deutjchland zwar auch 
noch zahlreiche Partikulargefege über das ©., aber es findet jet eine verhältniß- 
mäßig größere Uebereinſtimmung ftatt. In denjenigen Gefeßgebungen, auf welche 
das Römijche Recht Einfluß gewann, theilte man die ©. in erlaubte umd verbotene 
oder Glücksſpiele (ludi, qui in aleae speciem cadunt); der Begriff der erlaubten ©. 
(ludi, qui virtutis causa fiunt) wird auch auf S., welche der Uebung geiftiger 
Kräfte dienten, ſog. Kunftipiele, ausgedehnt. Da aber bei diefen der Zufall mehr oder 
weniger auf die Enticheidung zu wirken pflegt und eben diejer meiſtens das unbedingte 
Grlaubtjein der S. ausichloß, jo nahm man eine Mittelklaffe, jog. gemifchte ©., an. 
Dieſe Dreitheilung der S. — ludi artis, fortunae, mixti — ift weder queilenmäßig 
noch praktisch, fie hat aber in viele Deutiche Geſetzgebungen Eingang gefunden. 

Bei dem Mangel allgemein gültiger veichögejeßlicher Beltimmungen über das 
©. ift, wo nicht Partikulargefege ausdrüdlich das Gegentheil beftimmen, das Römiice 
Recht als alleinige Enticheidungsnorm anzufehen. Es ergeben fich daher ala geltendes 
gemeines Recht folgende Süße: 

Nur ©., qui virtutis causa fiunt, ubi pro virtute certamen fit, d. h. welche 
zur Uebung des Muthes und körperlicher Gewandtheit dienen, find erlaubt uud 
flagbar. Ihre Zahl ift durch 1. 2 SS 1 und 8 Dig. de aleat. 11, 5 auf fünf 
beichräntt und fann auf andere Arten von ©. nicht ohne Willkür ausgedehnt werden, 
alle übrigen S. find verboten, der Berluft kann mit der condietio indebiti zurüd- 
gefordert werden. Das Grlaubtjein oder Nichterlaubtfein der ©. ift der Grund der 
Klagbarkeit oder Klaglofigkeit derſelben. Windicheid (a. a. DO. $ 419, ©. 582) 
meint indeß, daß auf Grund eines allgemeinen Deutichen, täglich geübten Gewohn- 
heitärechts der S.vertrag auch dann für erlaubt erachtet werden müſſe, wenn er dem 
Zwede gejelliger Unterhaltung dient und fich innerhalb der Grenzen derjelben hält. 

Hinfichtlich der Frage, ob das zu einem ©., gleichviel ob zu einem erlaubten 
oder unerlaubten gegebene Darlehn zurüdgefordert werden könne, ift gemeinrechtlich 
allerdings eine Modifizirung des Römifchen Rechtes anzunehmen und zwar derart, 
daß gemeinrechtlich nur das wiſſentlich zu einem unerlaubten S. Geliehene nicht 
zurücgefordert werden darf. Der Code Napoleon (Code eivil art.1966) hat die Römische 
Auffaffung fait volljtändig rezipirt. In anderen Deutichen Partikulargeſetzgebungen, 
wie im Preußifchen Allg. ER. I. 11 88 577 ff. und Defterreichiichen BGB. 88 1271, 
1272, ift man von anderen Grundjäßen ausgegangen, die fich aber ohne Zwang auch 
nicht auf ältere Deutichrechtliche Beitimmungen zurüdführen laffen; fie haben weniger 
ein nationale® Gepräge, wenn man überhaupt bei diefem Rechtsinititut von einem 
jolchen reden fann, als vielmehr einen internationalen, bei allen gebildeten Völkern 
eingebürgerten, den Gewohnheiten, Sitten und Anichauungen der modernen Zeit 
entiprechenden Charakter. Das Preußische Allg. ER. geht von dem Grundiahe 
aus, daß das eigentliche S. — das ©. zum Vergnügen, und, dazu gehört auch 
mäßiges Geld-S. — eine für das Recht gleichgültige Handlung iei, daß demzufolge 
aus erlaubten Spielen weder eine Klage auf den freditirten Gewinn noch eine ſolche 
auf Rüderftattung des bezahlten Verluftes zu geitatten jei ($$ 577, 578, 866, 867, 
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Einl. $ 86). Nicht billigenswerth ift die im $ 581 enthaltene Beitimmung, wonach 
Gelder, die ausdrüdlich zum Spielen oder Wetten oder zur Zahlung des dabei ge= 
machten Berluftes verlangt und geliehen worden, nicht gerichtlich eingeflagt werden 
fönnen. Nach $ 578 darf der Spieler das im erlaubten S. Verlorene nicht zurück— 
jordern, e& wird alfo die Xeiftung für gültig angefehen. Warum ift dann auch 
nicht das Darlehn zu diejer gültigen Zahlung gültig gegeben worden? — Das ver- 
botene ©. ift, da das RStrafGB. Strafandrohungen gegen dafjelbe nicht enthält, 
nach dem Grundſatz nulla poena sine lege im Deutjchen Reich nicht ftrafbar und aus 
demfelben Grunde können auch da, wo Gemeines Recht gilt, die ftrafrechtlichen Be— 
ftimmungen des Römischen Rechtes Hinfichtlich des Susceptors (Konfiskation des 
Haufes u. ſ. w.) feine Anwendung mehr finden. Nach $ 284 des RStrafGB. wird 
nur derjenige (mit Gefängni bis zu 2 Jahren, neben welchem auf Gelditrafe von 
300 bis 6000 Mark fowie auf Verluſt der bürgerlichen Ghrenrechte erkannt 
werden kann) beitraft, der aus dem Glüds-S. ein Gewerbe macht, ferner nach $ 285 
(mit Geldftraie bi8 zu 1500 Mark) der Inhaber eines öffentlichen Verſammlungs— 
ortes, welcher Glücks-S. dafelbit geitattet oder zur Verheimlichung ſolcher ©. 
mitwirft. 
DOuellen: Dig. 11, 5 de aleatoribus; Cod. 3 de aleatoribus et alearum lusu. — Preuß. 
——— I. It 577, 578, 581. — Defterr. BEB. $5 1271, 1272. — Code Nap. art. 
git.: Wilda, Die Lehre vom * in der var für Deutjches Recht, II. 2 S. 133 
bis 198 und VII. €. 200—289 (1839, an and, Beiträge zur Revifion der Preuß. 
—* gebung, = 2 Nr. 14 (1830), — v. db. Pforbten, Givil. A handlungen, S. 327—333 
840). — F. Bruck, Ueber Spiel und Wette (Anaug. Differt. 1868). — Rrügelkein, 
ee ben be tifflichen Unterichied zwiichen Spiel und ette (1869), — Heinzer Die 
Wette nach der Rechtſprechung des OberApp.Ger. in Darmftadt, im Arc. f. praft. echtä- 
wiſſenſchaft, Neue Folge XI. &. 109 09—126. — Schufter, Das Spiel, feine Entwidelung und 
a. im Deutichen Recht 1878, — Thöl, HR., 304 306. — v. Gerber, J 193, 
— 4 112, — Gengler, Lehrb., e. 1 738. — le en 5185, 
196. — Stobbe, ——288 Ir & 198—195. Felir 3 


Spinoza (d’Espinoza), Baruch, & 24. XI. 1632 zu Amfterdam, 
wurde wegen Seterodorie aus der jüdiichen  emeinbe ausgeftoßen, erwarb fich 
den Unterhalt durch Schleifen optifcher Gläfer, lehnte einen Ruf nach Heidelberg 


ab, 7 21. II. 1677. 

Schriften: ge Cartesii »- hilos., Amstel. 1663. — Tract, theol. politicus, Hamb. 
1670 (deutih von 3. U. Kalb, Münden 1826; von Kirchmann, Philöſ. Bibl, Bd. 35 
(Berl. 1870, 1871) und 36; von Ginsber ‚1875, engliich Yonb. 1689, 1737, 1862, 1868. — 
Tract. politicus, 1677 (franz. von Prat, Par. 1860). — Ethica. — Tract. de deo et homine 
(ed. von Bloten 1862, 1865, 1869. — De intellectus emendatione. — Epistolae. — 0. 
ne 0... von Meyer, Amft. 1677). — Opera von Gfrörer, Stuttg. 1830, von 

ruber, 1843—1846. — Oeuvres par Saisset, Par. 1842, 1361, 1872; par Prat, Par. 
1868 ss. — ——* Werte von Berth. Auerbad (2), Stuttg. 1872, auch von Kird: 
mann und Schaarſchmidt (Philoj. Bibl.). — Ethik, Briefwechfe und theol. spolit. Traktat 
von Hugo Ginsberg, Leipz. % ff., herausgegeben. 
Bluntſchli, Geſch. b. Stantirehts, „i—ı0n. — Mohl, 1. 935. — Geyer, 
Be und Syſtem ber echtsp — — Walter, Naturrecht und volitit 
zz 259, — Hinrxichs, Geſchicht . und een I. 186—216. — 
Berth. ee Spinoy, Ein Denterleben, nnh. 1 — Horn, Spinoza’s Staatd- 
lehre, Deſſau 1851, Aufl. Dresden 1863. — van ee Yinde, Spinoza’s Lehre und 
deren erfte — in — Gött. 1862. — J. van Vloten, 8 — zijn leven 
en Schriften, Amst. 2. druk Schiedam 1871. — Sigwart, —— a's neu⸗ 
entdeckter kurzer Traktat von Gott, dem Menichen und — siegte, Gotha 866 und 
Züb. 1870. — Goronel, 8. Spinoza im Rahmen Dun Zeit, Baſe 9. Gins— 
berg, Leben und Gharatterbild B. Spinoza's, Leipz. 1876. — Janet, I. 365 378. — 
Sigwart, Bergl. der Rechts- und Staatätheorie des Spinoza und u. Tüb. 1842. — 
le erieg, Grunbrik der Geichichte ber —— (5) 1880 II. — Franck, 
Reformateurs et publicistes, 1881, p. 410— Zeihmann. 


ep vo... nennt man diejenige — von Verhältniſſen oder Ab— 
ſichten einer Macht (Staat, Kriegspartei), welche auf deren Gebiet außerhalb eines 
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amtlichen Berufs und mit verheimlichter Abficht im Intereſſe einer anderen Macht 
vorgenommen wird. Dan unterjcheidet militärijche und politiiche ©. 

Als Militärfpion wird betrachtet, wer in Bezug auf einen vorhandenen ſtriegs⸗ 
zuſtand heimlich und außerhalb einer militärijchen Funktion (3. B. in Verkleidung) 
Erkundigungen im Intereffe einer Kriegapartei auf dem Operationsgebiete der anderen 
einzieht. Nicht unter den Begriff der ©. fallen demnach Reklognoszirungen ; des— 
gleichen nicht die bloße Mittheilung offenkundiger Thatjachen , die dem Seriegafeinde 
von Nuten jein können, obwol eine ſolche friegärechtlich geahndet werden kann; 
ebenſowenig die Sammlung von Nachrichten zu Privatzweden. Die Kriegaipionage 
fann den Thatbeftand eines bürgerlichen Verbrechens enthalten, wenn fie gegen ben 
eigenen Staat ausgeübt wird, oder, obwol von Ausländern übernommen, gegen 
ein Straigejeß defjelben derftößt. Im Uebrigen wird fie ala Hoftilität behandelt. 
Gegen den Kundfchafter, der auf der ©. betroffen wird, wird nach Kriegsrecht ver⸗ 
fahren; er iſt dem Tode verfallen, gleichviel ob er auf Beiehl und im Auftrage ge- 
handelt hat oder nicht; ob fein Thun Erfolg hatte oder nicht; ob es durch Gewinn- 
jucht oder durch Patriotismus diktirt war. Da er für ein jeindliches Unternehmen 
nicht den Weg offenen Kampfes, jondern Betrug und Täufchung gewählt Hat, jo 
ichließt ihn ein noch gegenwärtig anerkannter Kriegagebrauc von dem Soldatentode 
aus. Sein Loos ift der Strang. Für Deutjchland fällt die ©. ala Kriegs— 
verrath unter die Militärgerichtöbarkeit. 

Politische (insbefondere diplomatische) Kundjchaften dienen dazu, um über den 
innern Zuftand eines fremden Staates, wie über die Richtung feiner Politik Nach- 
richten ‚einzuziehen. Bejondere Mittel hiergegen zu reagiren, gewährt das Völkerrecht 
nicht; es fei denn, daß derlei S. mit einem bürgerlichen Verbrechen (Beitechung, 
Landesverrath) konkurrire. 


Quellen: Deutiches StrafGB. 5 91—93. — RMilitärStraf®B. 5} 57—59; Es. > 
Code pen. art. 78, 79, 83. — Instructions for the government of armies of the U. St. von 
1863, art. 88 Blunticli, Modernes Bölferreht im Anhange). — Bgl. Actes de la con- 
ference de Bruxelles, 1874. — Projet d’une declaration internationale, art. 13—22. — 
Seances du 1. et du 26. Aoüt. 

git.: v. zum, Beiträge zum Staate- u. Völkerrecht, I. 63 (1815). — v. Marten, 
Erzählungen, I Rr. 15 (1800). — Bluntſchli, Modernes Kriegsrecht Er * 

v artitz. 


Spittler, Ludw. Tim. Freih. von, & 10. XI. 1752 zu Stuttgart, 
wurde 1779 Profeffor der Philofophie in Göttingen, 1806 Oberjtudiendireftor, 
7 14. III. 1810. 
Schriften: Krit. Unterſuch. der 60 laodicäiſchen Kanons, Bremen 1777. — Geichichte 
bes Kanon. Rechts bis Yidor, Halle 1778 (in den Werten Bd. 1). — Örundrik d. Geſchichte 
der chriftlichen Kirche, Gött. 1782, 5. Aufl. von Pland, 1813. — Bon ber —— 
reg ber norbilchen Kirche an ben Römiſchen Stuhl, — 1797. — Vorleſ. ü 
eichichte de Papſtthums, von Gurlitt, 1824—18238. — Vöorleſ. über Politit, herausgeg. 
von v. Aa Stuttg. 1828. — Sämmtl. Werte, herauäg. von v. Wächter, 1827—1837. 
: Pland, Leber ©. ala Hiftorifer, Gött. 1811. — Schulte, Geichichte, III.b 167 

(über Sein Anton Spittler, ©. 169). TZeihmann. 


Spruchliſte (Dienitlifte, Liste de session) ift das Verzeichniß derjenigen zum 
Gefchworenenamt Berufenen, aus denen während einer ganzen Schwurgerichtäperiode 
auf dem Wege der Ausloofung und Ablehnung für jede einzelne Sache die zwölf Ge- 
fchworenen ausgewählt werden, welche darüber zu emticheiden haben. Der Borgang 
bei Anlegung der ©. ift folgender: Späteſtens vierzehn Tage vor Beginn der 
Schwurgerichtsperiode findet in öffentlicher Sitzung des Landgerichtes (in Oeſterreich 
des Gerichtshofes erſter Inſtanz) die Auslooſung der Geſchworenen aus der Jahres— 
liſte (ſ. dieſen Art. und d. Art. Geſchworene) in Gegenwart des Präſidenten und 
zweier Mitglieder des Gerichtes und des Staatsanwaltes ſtatt. (In Oeſterreich 
wird auch die Advofatentammer eingeladen, zu dieſem Akte ein Mitglied zu ent— 
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fenden.) In die Urne werden die Namen aller noch auf der Jahreslifte befindlichen 
Derfonen gelegt; der Präfident zieht das Loos, und verlieft die Namen der Gezogenen. 
Mit der Ausloofung wird jo lange jortgefahren, big die Lifte auf die geſetzliche Zahl 
(30 in Deutichland, 36 in Dejterreich) gebracht ift. (In Defterreich wird gleich- 
zeitig eine Lifte von 9 Ergänzungsgeichworenen auf gleiche Weije gebildet, — ſ. d. 
Art. Hülfsgejhworenen). Da der Angeklagte bei der Bildung der Geſchworenen— 
bank durch Ausübung des Ablehnungsrechtes (j. d. Art. Ablehnung der Ge— 
ihworenen) fich betheiligen joll, ift eg nothwendig, daß ihm die Spruchlifte zugänglich 
gemacht wird. Nach $277 der Deutichen Straf} DO. muß ihm diefelbe „vor dem Tage, an 
welchen die Hauptverhandlung beginnen joll“, zugejtellt werden, wenn er fich nicht 
auf freiem Fuße befindet, außerdem muß fie auf der Gerichtsfchreiberei zur Einficht 
für ihn niedergelegt werden. Veränderungen der Spruchlifte, die jpäter eintreten 
($ 277 Abſ. 2, $ 279 Abi. 2, $ 280 Abi. 2 u. 3), müfjen ihm ebenfalls mitgetheilt 
werden. Die Unterlaffung jolcher Mittheilungen und wejentliche Unrichtigfeiten der- 
jelben (außerordentlich reiche Gafuiftif hierüber bietet das Franzöfiiche Recht, j.Helie 
VIII. 347 ff.) geben dem Angeklagten ein Recht auf Ausjegung der Hauptverhand- 
lung; konnte er, weil die Unrichtigkeit nicht rechtzeitig entdedt wurde, diejes Recht 
nicht ausüben, jo ift das Urtheil anfechtbar. — Nach $ 308 der Dejterr. StrafP DO. 
find die Namen der Haupt- umd Ergänzungsgeſchworenen jedem Angeklagten bei 
jonftiger Nichtigkeit jpäteftens am dritten Tage vor demjenigen, an welchem die Haupt« 
verhandlung beginnen ſoll, mitzutheilen. 
Lit. u. Gigb.: ©. den Art. Geſchworene. \ Glajer. 
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Staatsanleihen. (Allgemeines) Der Begriff der „Staatsanleihe“ , welcher 
ebenfo jehr auf dem Gebiet der Volkswirthſchaft wie auf dem Wechtögebiet jeine 
wichtige Bedeutung hat, ift fein jet begrenzter. Geht man von der neuerdings ge= 
machten Unterjcheidung zwiichen Verwaltungsjchulden und Finanzſchulden 
des Staats aus, jo begründet die ©. regelmäßig eine Finanzſchuld. Als jolche er- 
icheinen 3. B. auch die jog. Schakanweifungen jedenfalls im rechtlicher Beziehung, 
während diejelben wirthichaftlich den Charakter einer Verwaltungsſchuld haben. 

Unter ©. ift im Allgemeinen jede Benutzung des Staatäfredits zu verjtehen, 
welche darauf abzielt, außer und neben den regelmäßigen Staatseinnahmen der 
Staatsverwaltung Geldmittel zu verichaffen. Auf den bejonderen Verwendungszweck 
der Geldmittel fommt es für den Begriff der S. ebenjowenig an, wie auf die privat- 
rechtliche Yorm, in welcher fich die KHreditoperation vollzieht und welche eine jehr 
verichiedene jein fann. Die Stäatsanleihe kann in der Form eines privatrechtlichen 
Darlehns, einer Wechjelbegebung, eines Rentenverkaufs, einer Kreirung und Ausgabe 
von Wertbzeichen, eines Verkaufs von Obligationen u. ſ. w. erfolgen. Es haben 
fich jedoch gewifje, der Natur und dem Zwed der S. bejonders entiprechende Formen 
der Kontrahirung und der Verwaltung derjelben ausgebildet. Bon diejen bejonderen 
Arten der ©. wird in Folgendem vorzugsweije die Rede jein. 

(Bolkswirthichaitliches.) Nach der volfswirthichaftlichen Seite der 
©. entjteht in erfter Linie die Frage: in welchen Fällen der Staat dazu greifen 
darf, jeine Geldbedürfniffe durch eine Staatäanleihe zu befriedigen. In der Theorie 
berricht hierüber wenig Einverſtändniß. Der Werth der dafür aufgeftellten Regeln 
ift nur ein relativer. Diejelben werden den berufenen Faktoren jedoch zum Anhalt 
dienen, um gewiflen durch die Erfahrung als gefährlich erfannten Ausjchreitungen 
in der Benutzung des Staatäfredits vorzubeugen. 

Man kann dem allgemeinen Sat zuftimmen, daß der Staat zur Erhebung von 
Anleihen jchreitet, wenn er KHapitale zur Erweiterung oder zur dauernden Erhaltung 
des ftehenden Nationalfapitals gebraucht (Diegel). Es würden danach die regel: 
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mäßigen, gewöhnlichen Ausgaben zum Betriebe und zur Inftandhaltung des Staats— 
weſens und feiner einzelnen Anftalten durch gleichmäßige Beiträge aller Staats— 
bürger, d. h. durch Steuern (abgejehen von den Einnahmen aus den Domänen und 
Betriebdanftalten des Staats), aufzubringen fein. Alle Ausgaben dagegen zu 
dauernden Verwendungen in den Staat oder feine Anftalten und Inftitute, zur 
Erweiterung oder dauernden Erhaltung derjelben, wären durch S. aufzubringen. 
Demnach wären in legterem Wege zu beichaffen namentlich die Koften der Anlegung 
von Eifenbahnen, Kanälen, Alußregulirungen u. ſ. w., aber auch zum Zwed größerer 
Bauten, 3. B. von Gerichtögebäuden und Gefängniffen im Falle durchgreiiender 
Reformen. 

Beſonders angezeigt: find S., wenn in Fällen der Notb und Des 
Zwanges Mittel von erheblichem Umfange erfordert werden. Dahin gehören vor 
Allem die Kriegskoſten, welche, wenn der Krieg ein gerechter ift, zum Schuß und 
zur Erhaltung der gefammten Volkswirthſchaft und zur Heritellung von Berhältniffen 
beitimmt find, welche eine gefunde Entwidelung des ganzen Vollslebens gewährleiften. 

Somit erjcheint es ala ein anomales, auf die Dauer unhaltbares Verhältniß, 
wenn zur Dedung eines Defizit® in den gewöhnlich wiederkehrenden Ausgaben 
(dem Ordinarium des Budget?) Anleihen aufgenommen werben müſſen. 

Der volfswirthichaftlichen Natur der ©. entipricht e8 hiernach namentlich, von 
benjelben zu probuftiven Sweden Gebrauch zu machen. Sie find alfo in erfter 
Reihe geeignet zu Einrichtungen, welche unmittelbar zur Erzeugung von Gütern 
dienen (Bergwerke, Fabriken) oder theils ala Gewerbebetrieb theild ala Mittel zur 
Hebung des Volkswohlſtandes erjcheinen wie die Verkehrsanftalten (Eifenbahn, Poft, 
Telegraphie). Im Uebrigen ift e8 in abstracto jchwer zu beftimmen, ob eine ftaat- 
liche Aktion einen produftiven Charakter hat oder nicht. Auch der Kriegsaufwand 
und die Koften von Schul- und Gefängnikbauten können produftiver Natur fein. 

Der oft gehörte Sat, daß durch die Aufnahme von ©. die Laften auf die 
nachfolgenden Generationen abgewälzt werben, ift nur in befchränftem Sinne richtig. 
An den Laften der Verzinfung und Amortifation nehmen die nachfolgenden Genera- 
tionen unter allen Umftänden Theil. Aber im MUebrigen ift es umleugbar, daß 
gegenwärtige Bedbürfniffe nur mit gegenwärtigen Mitteln beftritten werden können, 
„der Krieg verſchießt nicht aus zukünftigen Kanonen zukünftiges Pulver“ (Michaelis). 
Werden jene Mittel der übrigen Volkswirthſchaft entzogen, jo trägt die Gegenwart 
indireft die ganzen Laften der Anleihe. Nur wenn die Anleihe aus entbehrlichem 
Kapital oder aus ausländifchen Mitteln beftritten wird, bat jener Sab eine relative 
Wahrheit. 

Ueber den Vorzug inländifcher Anleihen vor ausländifchen divergiren die An— 
fichten. Unzweifelhaft verdienen in Ländern mit fapitalreichen Eingelwirtbichaften 
die inländifchen Anleihen den Vorzug. In folchen Ländern, wie namentlich in 
Frankreich und England, auch in Deutichland, wendet fich der anleihende Staat in 
eriter Reihe an das inländiiche Kapital. Andererfeits werden fapitalarıne Länder 
des auswärtigen Kredits nicht entbehren können. Die Nachtheile ausländijcher An- 
leihen liegen vorzugsweife darin, daß die Schuldverfchreibungen derjelben bei irgend 
welchen nicht vorherzuſehenden Veranlaffungen zurüdftrömen und dadurch den in 
ländifchen Geldmarkt umficher machen. Mean hat dieſes „das Heimweh der inter 
nationalen Papiere“ genannt. Politifh kann durch ausländiiche Anleihen ein Ab- 
hängigfeitsverhältniß entstehen. Allein die Gefahr von Verluften für die Angehörigen 
des auswärtigen Staats bildet wieder eine Sicherung für den jchuldenden Staat. — 
Bei ausländiichen Anleihen werden die Schuldverfchreibungen oft in fremder Währung 
oder in hHeimifcher und fremder Währung ausgeitellt. In letzterem Fall ift em 
beitimmtes Werthverhältniß zu firiren. Auch empfiehlt fich bei ausländiichen An— 
leihen die Errichtung von Zahlitellen im Auslande. Ein Beiipiel bietet für Deutic- 
land die Bundeäfriegsanleihe auf Grund des Geſetzes dom 29. November 1870, 
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welche nach näherer Maßgabe der Beitimmungen jenes Gejeges zum Theil in Eng» 
lifcher Währung ausgegeben worden ift. 

Die Anleihen find in der Regel verzinslich. Umverzinslich find nur gewiſſe 
jog. Ichwebende Schulden und folche Anleihen, welche in der form des Staatspapier- 
geldes aufgenommen find. Für die Höhe des Nominalzinzfußes find der jeweilige 
Geldmarkt, die Dringlichkeit des Bebürfnifjes und der Kredit des darleihenden Staates 
maßgebend. Das Verhältniß des Nominalzinzfußes zu dem landesüblichen Zins— 
fuß bedingt den Kurs der Anleihen, d. h. den Preis, welchen der Kapitalift für die 
Anleihe zahlt (al pari, über pari, unter pari). Für freditarme Staaten empfehlen 
fi) hochverzingliche Anleihen, weil dieſe die Möglichkeit geben, bei eintretender 
Beflerung der Berhältniffe den Zinsfuß zu reduziren, was jedoch die Kündbarkeit 
der Anleihen vorausjeßt. 

Die Kündbarkeit der Anleihen — früher die Regel — wird neuerdings für 
den Gläubiger durchweg ausgeichloffen und für den Staat nur in befchräntter Weife 
zugelafien. Ausgeſchloſſen wird diejelbe regelmäßig auch für den Staat, wenn die 
Anleihe in der Yorm einer Rente fontrahirt wird. Umgekehrt jtellt die Unkündbar— 
feit eine Kapitalanleihejchuld einer Rentenichuld gleih. Die Unkündbarkeit ſchützt 
den Gläubiger einerjeits vor einer Herabfegung des Zinsfußes, andererſeits vor Zins— 
verluften bei ausgelooſten Papieren, ſowie vor einer unzeitigen Nüdzahlung bes 
Kapitals und der Mühe andermweiter Anlegung, während die Möglichkeit der Wieder: 
einziehung des Kapitals durch die erleichterte Webertragbarkeit der Schuldtitel (Iu— 
haberpapiere) vermittelt wird. Die Kündigung, wo fie ftattfindet, ift eine theilweife 
(durch Ausloojung) oder eine vollftändige. 

Eine Umwandlung des Zinsfußes einer ©. bezeichnet die ſog. Konverjion. 
In der Regel handelt es fich dabei um eine Herabjegung des Zinsfußes (England 
1823, Frankreich 1852, Preußen 1862). Eine Konverfion kann aber auch zum 
Zwed der Umwandlung niedrig verzinslicher in Hoch verzinäliche ftattfinden. Lebtere 
Maßregel fommt namentlich bei einer Unifizirung (Konjolidation) verichiedener ©. 
vor. Gelbtverftändlich hat in dieſem Falle eine Ausgleichung der Kapitalbeträge 
unter Zuzahlung oder Schaffung neuer Schuldtitel zu erfolgen. Ein Beijpiel bietet 
das Preuß. Konfolidationsgejeg vom 19. Dezbr. 1869, durch welches unter Anderm 
einige ältere 4%, Anleihen in der Art zur Einlöfung gelangten, daß für je 900 Thlr. 
Nominal der älteren Anleihen 800 Thaler der neuen 4%, %, Konfolidirten Anleihe 
gegeben würden. 

früher galt die Feſtſetzung beitimmter Modalitäten für die Tilgung der 
Anleihen ala Prinzip. Neuerdings erfennt man, namentlich wo die Anleihe in der 
Form der Rentenjchuld erfolgt, eine Pflicht des Staates nad) einem bejtimmten 
Plan die Tilgung der Anleihe zu bewirken, nicht an. Eine jolche Pflicht ift auch 
auszuschließen, wenn der Staat genöthigt ift, die Tilgungsmittel und jeinen jonjtigen 
Bedarf durch neue Anleihen unter größeren Opfern zu beichaffen. Als regelmäßige 
TZilgungsart verbleibt dann der Rückkauf der Echuldtitel an der Börje nach dem 
Kurs und nad) Maßgabe der vorhandenen etatamäßigen Mittel. Durch die Befeitigung 
der planmäßigen Tilgung einzelner Anleihen wird die Verwaltung vereinfacht und 
der Verkehr mit den Papieren erleichtert. Die Beibehaltung einer regelmäßigen 
Tilgung empfiehlt fich jedoch in allen denjenigen Beziehungen, in denen der Staat 
ala Privatunternehmer erjcheint, 3. B. ala Bergwerfö- oder Hütteneigner, Fabrikant 
oder auch bei Unternehmungen gemifchten Charakters, wie den GEijenbahnen. Im 
Mebrigen geichieht die Tilgung nach vorgängiger Kündigung, welcher bei theilweifer 
Tilgung die Ausloofung vorbergeht, durch Rüdzahlung al pari. 

(Staatöredhtliches.) Die große Bedeutung eines geordneten Staatäfredit- 
weſens für die Eriftenz des Staates und die Wohlfahrt des Volkes hat veranlaßt, daß die 
neueren Berfaffungsgeiege durchweg die Aufnahme von S. an die Genehmigung der 
BVolfsvertretung fnüpfen und die Verwaltung der Anleihen unter Kontrole ftellen. 
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Don den Deutichen Staaten bejtimmte zuerit Bayern in der VBerf.Urf. von 
1818 im Zitel VII. $ 11: „Zu jeder neuen Staatöfchuld, wodurch die zur Zeit 
bejtehende Schuldenmaffe im Kapitalsbetrage oder der jährlichen Verzinjung ver 
größert wird, ift die Zuftimmung der Stände des Reiches erforderlich.“ Aehnliche 
Beitimmungen enthalten die meiſten übrigen Verfaffungen. Einzelne derjelben, 3. B. 
Sachſen $ 105, geben der Regierung für bejonders dringliche Fälle das Recht 
ein Anlehn auch ohne vorherige Zuftimmung der Stände aufzunehmen, jedod vor: 
behaltlich der Einholung nachträglicher Genehmigung, oder unter Anordnung einer 
bejchränften Mitwirkung durch Ausichüfle, wie Baden, $$ 5 und 63. 

Ausnahmaweije findet fich die Beitimmung, dab der Shatanweijungs- 
verkehr freigegeben ift. So beitimmt Baden $ 57, daß der Zuftimmung der Stände 
nicht unterliegen jollen: „Anlehen, wodurch etatsmäßige Einnahmen zu etatsmäßigen 
Ausgaben nur antizipirt werden, jowie die Geldaufnahmen der Amortifationskafle, zu 
denen fie, vermöge ihres Funktionsgeſetzes, ermächtigt ift.“ 

In Preußen beitimmte jchon die Verordn. vom 17. Januar 1820, welche 
den Staatäfchuldenetat auf immer für geichloffen erklärte, daß künftig die Aufnahme 
neuer Darlehen „nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie der künftigen reichs- 
ſtändiſchen Berfammlung gejchehen jolle“. Späterhin verordnete der Artikel 103 der 
Verf. Urk. vom 31. Januar 1850: „Die Aufnahme von Anleihen für die Staats 
fafje findet nur auf Grund eines Geſetzes ftatt. Daffelbe gilt von der Uebernahme 
von Garantien zu Laften des Staates.“ 

Für das Deutſche Reich beitimmt der — auf einem Zuſatz des Reichätags 
beruhende — Artikel 73 der RVerf.: „In Fällen eines außerordentlichen Bedürtnifies 
fann im Wege der Reichögefehgebung die Aufnahme einer Anleihe, ſowie die Ueber 
nahme einer Garantie zu Laften des Staates erfolgen.” Im Reich ift fonach ebenſo 
wie in Preußen die Aufnahme von Anleihen — in welcher Form, zu welchem Zwed 
und aus welcher Beranlaffung fie auch erfolgen möge — ohne Zuftimmung der 
Volksvertretung unzuläffig und kann diejelbe insbeſondere nicht im Wege der octropirten 
Verordnung ftattfinden. Das Reich hat von der Anleihebefugniß zuerft zu Zwecken der 
Erweiterung feiner Wehrkraft zur See und zum Küftenichub (Bundesgei. vom 9. Nov. 


1867), zu Kriegszwecken (1870/71), zu internationalen Einrichtungen (Bau der St. Gott- 


hardbahn; Gejeg vom 3: a ) und neuerdings zu verfchiedenen Verwaltungs: 


zweden Gebrauch gemacht. 

Die Verwaltung der ©. ift bejonderen Staatsbehörden anvertraut und unter: 
liegt außerdem der Kontrole der allgemeinen Rechnungsbehörden (Oberrechnungs— 
fammern). Im Deutfchen Reich lehnen fich die einjchlägigen Vorjchriften materiell 
und formell an die entiprechenden Einrichtungen in Preußen an. In Preußen er- 
ging nach Emanation der Verfaſſung das Geſetz vom 24. Februar 1850, betr. die 
Verwaltung des Staatsjchuldenweiens und die Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion. 
Die Verwaltung des Staatsjchuldenwejens leitet eine bejondere Behörde, die jog. 
„Hauptverwaltung der Staatsjchulden“. Diejelbe ift dem Finanzminiſter unteritellt, 
jedoch bezüglich gewiffer namentlich die Verwaltung der Anleihen betreffenden Funk— 
tionen jelbjtändig und unbedingt verantiwortlih. Dahin gehören befonders: die 
Ans und Ausfertigung und Ausreichung der verzinslichen und unverzinslichen Staat# 
jhuldendofumente, die regelmäßige Verzinſung und umnverfürzte Verwendung der zur 
Sculdentilgung überwiejenen Fonds, die Löſchung, Kaflation und Aufbewahrung 
der eingelöjten Dokumente bis zu deren Vernichtung. Die „Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden“ iſt unter eine befondere Staatjchuldentommiffion gejtellt (SS 1 umd 
10 des Gejehes vom 24. Febr. 1850), welche aus je drei Mitgliedern des Gerren- 
und Abgeordnetenhaufes und dem Präfidenten der Oberrechnungsfammer beſteht. 
Diefe Kommiffion kontrolirt den Gejchäftsbetrieb der Hauptverwaltung , inäbejondere 
der Staatsjchuldentilgungsfaffe, und erjtattet beiden Häuſern des Yandtages ab 
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geionderten Bericht behuſs Ertheilung der Decharge der von jener Kaffe gelegten 
Rechnungen. 

Im Reich wurde anfangs die Einrichtung einer jelbftändigen Staatäfchulden- 
verwaltung beabfichtigt. Weber die desiallfigen Entwürfe (1867 und 1868) kam in— 
deffen eine Einigung mit dem Reichstage nicht zu Stande. Eine Aushilfe gewährte 
das Reichögejeg vom 19. Juni 1868, betr. die Verwaltung der na Maßgabe des 
Geſetzes dom 9. Nov. 1867 aufzunehmenden Bundesanleihe, welches die Kontrole 
der Berwaltung diefer Anleihe der Preuß. Hauptverwaltung der Staatäfchulden 
übertrug und neben derjelben eine Reichafchuldentommiffion, beftehend aus je drei Mit- 
gliedern des Bundesrath und des Reichsſtags, ſowie dem Präfidenten des Rechnungs— 
Hofes, einfeßte. Für die jpäter aufgenommenen Reichdanleihen ift in den betreffenden 
Gejegen jedesmal die Anwendung des Geſetzes vom 19. Juni 1868 vorgefehen. 
Hervorzuheben ift, daß der $ 1 des letzteren Geſetzes die unbedingte Verantwortlich— 
feit der Hauptverwaltung auch darauf erjtredt, daß eine Konvertirung der Schuld 
verfchreibungen nicht anders ala auf Grund eines Geſetzes und nach Bewilligung 
der erforderlichen Mittel vorgenommen werde. In Preußen beitand hierüber ein 
aus Anlaß der Komvertirung von 1862 im Abgeordnetenhauſe entftandene Kon— 
troverie. 

Arten und Formen. — ©. find in allen Formen vorgefommen, in denen 
das Privatrecht die Benußung des Kredits zugelaffen hat. Es können hier nur die 
Grundformen hervorgehoben werden, in denen die modernen Staaten ihre Schulden 
aufzunehmen pflegen. 

Zunächſt unterfcheidet man: ob die ©. eine ſchwebende Schuld (dette 
flottante) oder eine fundirte Schuld begründen, welche erjtere auf kürzere Zeit 
mit beftimmtem oder durch freie Kündigung feftzufeßendem Termin, letztere dagegen 
für längere Zeit oder formell für immer fontrahirt werden. — Die-wichtigfte hier 
in Betracht fommende jchwebende Schuld find die ſog. Schakanweifungen. 

Die Anleihen find femer unverzinsliche oder verzinsliche. Bei unver- 
zinglichen Anleihen kann eine Vergütung durch Emiſſion unter Pari oder Abzug 
des Diskonto's vom Nominalbetrage (letzteres auch bei Schaßanweifungen ge= 
bräuchlich), oder durch Gewährung einer Prämie der Rüdzahlung (Lotterieanleihen) 
gewährt twerden. Bei Lotterieanleihen kommt auch Berzinfung (zu einem niedrigen Zins— 
fuß) und gleichzeitig Prämie vor. Die prinzipiell verwerflichen Prämienanleihen 
haben für Deutfchland durch das Ref. vom 8. Yuni 1871, betr. die Inhaber— 
papiere mit Prämien, eine wejentliche Einfchränfung erfahren. Nach $ 1 dieſes Geſetzes 
dürfen Inhaberpapiere mit Prämien nur auf Grund eines Reichsgeſetzes und nur zum 
Zwed der Anleihe eines Bundesftaates oder des Neiches ausgegeben werden. Der 
Handel mit neuen ausländifchen Prämienpapieren ift durch jenes Geſetz verboten, 
und auch ältere ausländifche Papiere diejer Art von der behördlichen Abftempelung 
im Inlande (bi8 15. Juli 1871) abhängig gemacht — beides bei Strafe. Den 
wichtigiten Theil der unverzinslichen S.jchuld bildet das jog. Staatöpapiergeld, 
d. 5. auf einen bejtimmten Geldbetrag lautende, unter öffentlicher Autorität aus— 
geitellte Werthzeichen. Das eigentliche Papiergeld ift uneinlösbar und hat 
Zwangskurs, d. 5. ift gejeßliches Zahlungsmittel (Papierwährung). Beiſpiele: Die 
Afignaten der Franzöfiichen Revolutionggeit, die Greenbads von Nordamerika 
(Geſetz vom 25. Februar 1862) x. Das eigentliche Papiergeld giebt der Staat 
entweder jelbft aus oder er verſieht die Noten feiner Hauptbant mit Zwangskurs, 
wie 3. B. gegenwärtig die Noten der Dejterreichiichen und Italienischen National- 
banf, zeitweife auch der Bank von Frankreich. — Das uneigentliche Staats— 
papiergeld dient neben Gewährung unverzinslichen Kredits zur Vermehrung ange— 
meſſener Umtaufchmittel. Es hat feinen Zwangsfurs für den Privatverfehr, wird 
aber von den Staatsfaffen zum Nennwertd in Zahlung angenommen oder gegen 
baares Geld umgetauſcht. In diefem Sinne hat das Deutiche Reich durch Geſetz 
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vom 30. April 1874, betr. die Ausgabe von Reichsfafjenicheinen, die Bapiergeldirage 
geregelt, und zwar unter Bejeitigung des Papiergeldes der Einzeljtaaten. Der Ge- 
jammtbetrag der Reichsfaffenicheine von 120 Millionen Mark iſt nach dem Maßſtab 
der Bevölkerung unter die Bundesjtaaten vertheilt. Die Reichäfaflenjcheine find von 
allen Kaffen des Reichs und der Bundesjtaaten in Zahlung zu nehmen, eine 
Pflicht zur bloßen Einlöfung (Umtauſch) hat nur die Reichshauptlafle. Der Privat- 
mann ift zur Annahme von Reichstafienicheinen bei Zahlungen nicht verpflichtet. 

Endlich untericheidet man freiwillige (im weiteren Sinne) und Zwangs— 
Anleihen. Xebtere find ihrer Entjtehung nach eine Art der Bejteuerung, ihrer 
Wirkung und Verwaltung nach jtehen fie anderen Anleihen glei. Als ein ganz 
außergewöhnliches Mittel der KHreditbenugung erfolgt die Aufnahme derjelben jedesmal 
unter bejonderen, den Umftänden angepaßten Bedingungen, — Als Zwangsanleibe 
harakterifirt fich virtuell auch die Ausgabe von uneinlösbarem Staatäpapiergeld mit 
Zwangskurs. 

Als typiſche Formen, in welchen die neueren Staaten ihre Anleihen kontrahiren, 
ericheinen folgende: 

1) Shatanmweifungen (bons du Tresor public; exchequer bez. treasury 
bills). ®Diejelben enthalten das Verſprechen der Zahlung einer beitimmten Summe 
zu einer beftimmten (kürzeren) Zeit. Sie werden verzinslich und unverzinslich und 
in der Negel auf größere Beträge (100 Mark, 500 Francs, 100 M ausgeiertigt. 
An der Börje werden diejelben wie Wechſel gehandelt und al pari (zuſätzlich der 
Zinjen) unter Abzug des jeweiligen Diskonto's begeben. Aus praftiichen Gründen 
empfiehlt fich die unverzinsliche Ausgabe. 

Schahanweifungen dienen zur Antizipirung von Einnahmen, und zwar jowol 
ordentlicher wie außerordentlicher. In der Regel werden diejelben zur Ausgleichung 
der unregelmäßig eingehenden Ginnahmen bzw. zu leijtenden Ausgaben, — zur 
vorübergehenden Berftärfung der Betriebstonde — benußt. In diefer Gejtalt er 
ſcheinen diejelben neuerdings alljährlich in den Gtatögejegen des Reiches und in 
Preußen. Aber auch zur Hinausſchiebung von fundirten Anleihen auf eine für die 
Aufnahme derjelben oder die Begebung von Theilbeträgen derielben günftigere Zeit 
werden Schaßanmweifungen angewendet. Die Anleihegejeße des Deutichen Reiches 
gewähren deshalb der DBerwaltung regelmäßig die Befugniß zur Beichaffung der 
erforderlichen Summen, eine Anleihe aufzunehmen und Schatanweifungen auszugeben. 
In Preußen erfolgte die Ausgabe von Schahanweijungen zuerit auf Grund des 
Gejehes vom 28. Septbr. 1866, im Reich auf Grund des Geſetzes vom 9. Novbr. 
1867. Die vom Deutjchen Reich ausgegebenen Schakanweifungen haben 
folgendes Formular: 


Vorderjeite. 


Schatz⸗ — | Fällig am zwanzigſten Oktober 1880. Ser. IX. Lit. A. Nr. 00. 


Unverzinslide Schatz-Anweiſung des Deutſchen Reiches. 
Beuthen Rei Geſetz, betr. die Feen bes Reichs — für dad Gtatsjahr 


000 Marl. — — 
Die Königlich Preußiſche Staatsſchulden-Tilgungskaſſe in 


Ser. IX. Lit. A. "Berlin zahlt dem Inhaber dieſer Schap-Anweifung drei Monate 
Hol. 0. nad) heute den Betrag von 





„Nr. 00. 000 Mark, a 
Umlaufszeit vom | in Worten: taufend Marf. S 
20. Juli bis Eingetragen Berlin, den zwanzigiten Juli 1880. 


20. Oktober 1880. | Hol. 0 


= Kontrole der Staatspapiere. 
Stammleifte. Neihsihulden-Berwaltung. Ausgefertigt. 





( 
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Rückſeite. 
Schatz-Anweiſung des Deutſchen Reiches. 

1) An dem umſeitig angegebenen Tage der Fälligkeit und weiterhin bis 
zum Ablauf der Verjährungsfriſt kann der in dieſer Schatz-Anweiſung 
verjchriebene Kapitalbetrag außerhalb Berlins auch durch Vermittelung 
jämmtlicher Reichsbank-Hauptſtellen, inſoweit die bei denjelben vorhandenen 
baaren Beftände dazu ausreichen, umd nachdem die betreffende Stelle 


000 


o zuvor die bei ihr einzureichende Schag-Anweifung Behufs der Verififation 

2 an die Staatsſchulden-Tilgungskaſſe eingeſendet, und deren Anweiſung zur 
Zahlung eingeholt hat, erhoben werden. 

2) Bei unterbleibender Einreichung dieſer Schatz- Anweiſung ift der Kapital— 


betrag nach Ablauf von dreißig Jahren, vom Tage der Fälligkeit 
an gerechnet, zum Beſten der Reichskaſſe verfallen. 





In Sranfreich werden die Bons du tresor public verzinzlich auf den In— 
baber oder auf Namen (an Order) auögejtellt; fie beruhen auf dem Dekret vom 
29. April 1814 und den Geſetzen vom 4. Auguft 1824, bzw. 24. April 1833. 

In England beitehen die Exchequer Bills ſchon feit 1695 und beruhen jeßt 
auf dem cap. 25. Vict. 29 (an act to consolidate and amend the several Laws 
regulating the Preparation, Issue and Payment of Exchequer Bills and Bonds 
18th May 1866). Sie werden verzinslich mit Coupons auf fünf Jahre außgeftellt. 
Neuerdings werden auch auf Grund der Treasury Bills Act vom 16. März 1877 
(40 Vict. ec. 2) Treasury Bills mit zwölfmonatlicher Umlaufszeit und (nach den 
näheren Anordnungen des Schatzamts) verzinglich ausgegeben. Die Ausgabe und 
Einlöjung der Exchequer und der Treasury Bills erfolgt durch die Bank von England. 

2) Staatsjchuldverjchreibungen. Dieje bilden die in Deutichland her— 
fömmliche Art der Aufnahme von S. Sie find Schuldurkunden auf den Inhaber 
(jeltener auf den Namen) lautend über eine beitimmte Summe nebjt Zinjen und mit 
Couponsbogen verjehen, deren Coupons zu beitimmten Terminen (halbjährlich) zahlbar 
find. Der Gefammtbetrag einer Anleihe wird in eine größere Zahl von Stüden mit 
verichiedenen Nominalbeträgen (jet mindeſtens 200 Mark) zerlegt. Dieje Form der 
Ausfertigung begünftigt die Uebertragbarkeit und die Leichtigkeit des Verkehrs mit den 
Papieren. Sie entjtand in Deutjchland, weil die einzelnen Staaten ſich an den Euro— 
pätichen Geldmarkt wenden und deshalb leicht verkäufliche Schuldtitel herftellen 
mußten. Früher war für jede Anleihe die Tilgung obligatorisch und wurde Art, Um- 
fang und Zeit der Tilgung bei Emiffion der Anleihe von vornherein feſtgeſetzt. Es 
hatte diejes die Entjtehung zahlreicher verjchiedener Schuldtitel zur Folge, was den 
Verkehr mit denjelben erichwerte, die Papiere im Welthandel nicht auflommen ließ, 
dadurch aber den Kurs drüdte, und zumal bei der Verfchiedenheit der Tilgungs— 
modalitäten die Verwaltung weitläufig machte. Diefe Verhältniffe führten in Preußen, 
in nächjter VBeranlaffung durch das zu Ende der jechziger Jahre hervorgetretene Defizit, 
Zu der, wenn auch nicht volljtändigen Unifizirung der Staatsfchuld durch das ſog. 
Konjolidationsgejeg vom 19. Dez. 1869 (Finanzminiſter Camphauſen). Durch 
diefes Geje wurden eine Reihe älterer 44/,- und Aprozentiger Anleihen durch eine 
neue Eonfolidirte Anleihe in 41/, Prozent erſetzt. Das GCharakteriftifche diefer neuen 
Anleihe war, dag — unter Abſetzung der entiprechenden erheblichen jährlichen Til- 
gungsjummen dom Staatsbudget — von einer Tilgungspflicht abgejehen und nur 
der Ankauf von Schuldverjchreibungen je nach dem VBorhandenjein disponibler Mittel, 
außerdem aber die Kündigung der jämmtlichen im Umlauf befindlichen Schuld- 
berichreibungen — unter Ausichluß diefer Kündigung bis zum 1. Januar 1885 — 
dem Staate vorbehalten wurde. Auf Grund fpäterer Anleihegejeße (zuerit Geſetz vom 
11. Juni 1878), welche die Beitimmung des Zinsſatzes dem Finanzminiſter über- 
ließen, wırden vom Jahre 1876 auch Aprogentige Konſols ausgegeben. Auf gleichen 
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Grundiägen, wie die Preußifche konfolidirte Anleihe beruht die Deutiche (jet nur 
4prozentige) Reichsanleihe, zuerft auf Grund des Geſetzes vom 27. Januar 1875 
ausgegeben. Dieje Grundfäße find in den für den Norddeutichen Bund erlafjenen 
Gejegen vom 9. Nov. 1867 und 6. April 1870 enthalten und werden in den einzelnen 
Anleihegejegen auf die neue Anleihe für anwendbar erklärt. Das Formular der 
Deutſchen Reichsanleihe lautet: 

\ Anleibe 


des Deutichen Reihe wo vom Jahre 1879. 


Schuldverſchreibung 
Lit. E. über No. 00000 
Markt 200 Mark 
Zweihundert Mart 
Reichswährung 
verzinslich mit Vier vom Hundert, 
u ri nach den Beitimmungen der Gejehe vom 30. März 1879 (R.GBl. 
. 121) und vom 15. Mai 1879 (R. G. Bl. ©. 139). 

Die Zinfen werden bei der Königlich Preußiichen Staatsfchuldentilgungstafie 
in Berlin und außerdem bei den vom Neichäfanzler zu bezeichnenden Stellen halb» 
jährlih am 1. April und am 1. Oktober an den Weberbringer der fälligen, hierzu 
gehörigen Coupons berichtigt. Die Coupons find ungültig, wenn ihr Geldbetrag 
nicht binnen vier Jahren, vom Fälligkeitstermin ab gerechnet, erhoben worden ift. 
Von vier zu vier Jahren werden zu diefer Schuldverjchreibung neue Zingcoupons 
mit Talon verabreicht. 

Die Tilgung des Schuldkapitals erfolgt in der Art, daß die durch den Reiche 
haushaltsetat dazu beitimmten Mittel zum Ankauf einer entiprechenden Anzahl von 
Schuldverichreibungen verwendet werden. Dem Deutichen Reiche bleibt das Recht 
vorbehalten, die im Umlauf befindlichen Schuldverfchreibungen zur Ginlöfung gegen 
Baarzahlung des Kapitalbetrages binnen einer gejetlich feitzuftellenden Frift zu fün- 
digen. Den Inhabern der Schuldverjchreibungen jteht ein Kündigungsrecht gegen 
das Deutiche Reich nicht zu. 

Berlin, den 1879 


L. 8. 
Reihsihulden- Verwaltung. 
(Unterjchriften :) 
Beigefügt find die Coupons Serie I Nr. 1 bis 8 mit Talon. 
KL. V. Fol. 000 Nr. 00000 Ausgefertigt ..... 
200 
Eingetragen: 
Kontrole der Staatspapiere 
(Anterſchrift:) z 


Durch den Ausſchluß der Zilgungäpflicht geht die Staatäfchuldenverjchreibung 
in die Rentenfchuld über, die vollkommenſte Form der Staatsanleihen. 

3) Renten. — England und Frankreich kontrahiren ihre Schulden in der 
Form von Renten. Die Englijhe Rente wurde früher lediglich in das große 
Buch für eine beftimmte Perjon eingetragen, was die Einziehung der fälligen Raten 
jowol, wie die Mebertragung erjchwerte. Dieſes wurde abgeändert durch die act 26 
Viet. cap. 28 („Stock certificate act 1863“). Die Beitimmungen dieſer Acte find 
demnächit in das die Hauptvorichriften über die Englische Nationalichuld kodifizivende 
Gejeg vom 9. Auguft 1870 — The National Debt Act. 1870 (83 et 34 Vict. 
c. 71) — übergegangen. Danach hat jeder im Great book Eingetragene das Redit, 
fi gegen eine bejtimmte Gebühr amjtatt feines Kontos Obligationen auf den 
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Inhaber oder auf Namen lautend — und mit Coupons auf mindeftend 5 Jahre 
verſehen, ausſtellen zu laſſen. Die Formel dieſer Obligationen lautet: 

„This is to certify, that the Bearer of this Certificate (Raum für Namen) — 
is entitled to Thousand (Fifty) Pounds (50 £ der niedrigfte, 1000 £ der höchſte 
Betrag) Consolidated Three per Centum Annuities, subject to the Provision of 
the Statute 40th Vietoria 71 and to the Regulations affecting the same. 

(Datum.) (Unterjchrift.) 

Die Franzöſiſche Rente beruht auf den Gejegen vom 24. Auguft 1793 und 
30. September 1797, durch welche die Errichtung des „Grand livre* angeordnet 
wurde. Ueber die Eintragung der Rente wurden „titres® auf den Namen und auf 
den Inhaber ausgeitellt. In den titres ijt ausgebrüdt, welchem Stapitale und 
welchem Zinsfuße die Rente entipreche. Letzteres hat den Grund, weil fich der 
Staat zu dem Nennwerth (d. 5. je Hundert dem Betrage des Zinsfußes entiprechend) 
al3 dem pari das Kündigungsrecht und damit die Möglichkeit einer Zinsreduftion 
vorbehält. Der Zinsfuß ift verfchieden, meift zu 3%,, aber auch zu 4 und 41, %,. 
Die Rentenfhuld von 1872 ift 5%/,ig.: Der niedrigfte Betrag ift 5 Francs. 
Die Formeln lauten im MWefentlichen: 


(Sige Rente auf Namen:) (Auszug aus den Geſetzen 
Dette Publique, vom 2. Aug. 1793 und 
Trois pour Cent. 24. April 1833.) 
Extrait d’inscription au Grand-Livre. 
No, . Serie . Rente, . 
Le directeur de la Dette inscrite certifie que 
— Namen — 
est inscrit sur le Grand Livre des Trois pour cent pour une rente annuelle 
de — — avec jouissance des arrerages à compter du 1 18... 
Paris, e — — 18.. 
(Unterjchriften :) 


(5% Rente auf den Inhaber.) 
Dette Publique, 
Cing pour Cent, 


Loi du 21. Juin 1871. 


Le Directeur de la Dette inscrite certifie que le Porteur a droit a une Rente de 
Cinq francs. 
Avec jouissance du 16. Aoüt 1872. 
(Datum und Unterjchriften :) 


Durch das KHaijerliche Dekret vom 18. Juni 1864: „portant creation, pour 
les proprietaires de Rentes trois pour cent qui en feront la demande, de Titres 
nominatifs de sommes fixes et numis de coupons d’arrerages payables au porteur‘“ — 
wurde es den Nentenbefigern bzw. den Befigern von titres au porteur freigeftellt, 
ihre Rente gegen Inftriptionen auf den Namen mit Coupons verjehen (titres mixtes) 
umjzutaufchen. 

(Begebung oder Emijjion.) Die Rechtöverhältniffe, welche zwijchen dem 
Staat und dem Eigenthümer feiner Schuldtitel entftehen, geftalten fich nach der 
Art der Anleihen verichieden. Die gegenjeitigen Rechte und Pflichten ergeben fich im 
Allgemeinen ſchon aus der vorhergehenden Darftellung. Bon — Wichtig⸗ 

v. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexikon III. 8. Aufl. 


738 Staatsanleihen. 


feit, und zwar privatrechtlich jowol, wie finanziell, ift die Art der Ausführung 
der Anleihen, die Begebung oder die jog. Emiſſion. Es kann hier nur in Umrifien 
auf die verjchiedenen Formen bingewiejen werden, in denen neuerdings. die Kontrahi- 
rung von Anleihen jtattzufinden pflegt. Früherhin war es allgemein gebräuchlich, 
daß eine Hauptobligation (mit Piand- oder Hypothekenverſchreibung) für einen 
Dritten (Bankier, Konjortium), welcher entweder Selbftverleiher oder Diandatar war, 
ausgeſtellt und dieſe in Theilbeträgen (Partial-Obligationen) zerlegt wurde. Gegen: 
wärtig bildet es die Negel, daß nur einzelne Schuldverjchreibungen über gewiſſe 
Sapitalbeträge und Zinjenappoints oder über Nentenbeträge nebſt Coupons ausgefertigt 
und an den Markt gebracht werden. Die Begebung der Anleihe (Emifjion) erfolgt 
entweder durch den Staat jelbit oder durch eine Mittelöperfon, wie in dem eriteren 
Fall die Regel ift. Die Arten der Begebung find danach hauptjächlich Folgende: 

Freihändiger Verkauf der Schuldverjchreibungen jeitend der Finanz- 
verwaltung direkt oder durch Vermittlung eines Bankinjtituts. In diefer Weiſe find 
in der Negel gleichzeitig nur geringere Beträge unterzubringen. Sie empfiehlt ſich, 
wenn der Geldmarkt gut it und feine dringenden Bedürfniffe von großem Umiange 
vorliegen. Bejonders gebräuchlich ift diefe Art der Begebung in England, wo bie 
Finanzverwaltung von Zeit zu Zeit stocks (NRentencertififate) auf den Markt bringt. — 
Volksanleihen im Wege öffentlicher Subjkription. Im Prinzip ift dieſes die 
volltommenfte Art der Begebung von ©., da fie fi an die Gefammtheit wendet. 
Bon derjelben wird namentlich in Zeiten patriotifcher Erhebung Gebrauch gemacht 
(Preußen 1859, Deutjchland 1870), ihr Erfolg iſt aber oft zweifelhaft. Dieje Art 
der Begebung bildet in Frankreich die Regel. Das Nechtsverhältniß zwiichen Staat 
und Subjfribent richtet ſich nach den veröffentlichten Bedingungen. — Börjen: 
anleihen; — der Darleiher (in der Regel ein Konfortium) übernimmt einen 
bejtimmten größeren Anleihebetrag durch einen Vertrag, deſſen Modalitäten jehr 
verichieden jein können. In der Regel verpflichtet fich der Darleiher unter Kaution 
bejtellung den Anleihepreis in bejtimmten Terminen gegen Aushändigung der Schuld: 
titel (oder Interimäfcheine) zu zahlen. Er vertreibt die Schuldtitel unter der Hand 
oder an der Börje, oder legt jelbit eine öffentliche Subjtription auf, welche letztere 
ihm im öffentlichen Intereſſe behufs Betheiligung des Gefammtpublitums im dem 
Begebungsvertrage zur Pflicht gemacht jein kann. Bei diejen Gejchäften ift zu unter 
jcheiden zwifchen dem Begebungsfurs (dem Preis des Darleihers), dem Sub- 
jEriptionsfurs (dem Preis des zeichnenden Publitums) und dem Börjenkurs 
(dem wechjelnden Verkehrspreis). Nach der Differenz diefer Kurſe richtet fich der 
Gewinn der Betheiligten. Die richtige Abmeſſung des Begebungskurſes bildet hierbei 
die Hauptichwierigkeit für den Staat. — Als eine bejondere Art der Börfenanleihen 
ericheinen die Anleihen im Wege Öffentliher Submijfion. Es ift diejes ein 
Verding an den Höchitbietenden (in der Regel ein Konfortium). Gin Beijpiel neuerer 
Zeit bietet die in Dejterreich auf Grund des Gejehes vom 25. März 1880 erfolgte 
Emiſſion von 20 Millionen Gulden in Obligationen der durch Geje vom 18. Män 
1876 geichaffenen 4°/,igen Goldrente, welche mit gutem Erfolge durchgeführt wurde. 
Melche Art der Begebung dem Staate am vortheilhafteften ift, richtet fich nad 
den mir Verhältniffen auf wirthichaftlichem und politifchem Gebiete. 

git.: — en a fer 5 Nebenius, Der öffentliche Kredit, 2. Aufl, 
Karlär. 1829. — Die ebel, Syftem ber Staat3:Anleiben, Heidelb. 1855. — Wirth, Grund: 


er e —— — 3. Aufl., Bd. II. ©. 653 (1869 ab. Wagner, Art. 

‚in Bluntidli’ a Glactöinbrterkud (1867). aife, Steuern und Staatk 
—— in eye: en: Zeitſchr. f. — — — hatt (1868). — Michaelis 
Otto), — — un, Bd. 83 ff. (Berlin 1878). — v. Stein, Lehrbuch 


er Fina I. ©. 340 7 Aufl., neirsig 1978), — Für Breußen: 

Krug, u der Dreh. Staatäjchulden, edle 1861. — Richter (Eugen), Das 

Preu  Staatjduldenweien, en 1869; Derielbe, Dad Geſetz betr. bie Rontolibation 

* Preuß. Staatsanleihen, Breslau 1870. — Bergius, Grumdfähe der ar —* 
2. Aufl., Berlin 1871, ©. 628 ff. — U. Rehtswiiienidaftlid: Laband 
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recht d. Deutjchen Reiches, in Hirth'a — 1873, ©. 435 ff. — v. Rönne, Staatsrecht 

de3 —— Reiches, 2. Aufl., Bd. II, Sr ff.; Derielbe, Staatsrecht der Preußischen 

Monardie, 3. Aufl., vd. L &. 446 ff 267 — Für die privatredhtlide 

Seite: Brindmann, Lehrbuch d. —— 8 3. (1860). — Enbdbemann, Deutiches 

————— Auil. Heidelb. 1876, 3. Aufl.; $ 139 (bie — Anleihe); $ (d. 
iffionageichäft). — Gareis, Das Deutiche H-R., Berlin 1880, ©. 403 ff. 

Stantsanwaltichaft (ministere public): eine ftändige Behörde, zu — 
weſentlichen Funktionen die Betreibung der Strafverfolgung im Namen des Staates 
gehört und welche außerdem in größerem oder geringerem Umfang, je nach den 
Drganifationsprinzipien der Nechtäpflege in verjchiedenen Ländern, auch eine Mit- 
wirkung im Giv. Prz. oder eine Thätigkeit als Auffichtsorgan der Juftizverwaltung 
ausübt. (S. Th. I. ©. 778.) 

IL Geſchichtliches. Das Altertum kennt feine der heutigen ©. analoge 
Einrichtung. Zwar finden fich im mittelalterlichen Prozeß Keime einer von Amts— 
wegen betriebenen und durch bejonders beauftragte Perfonen wahrzunehmende Anklage 
erhebung, insbejondere zur Geltendmachung fisfalifcher Anfprüche. Doch gelangten 
diejelben nirgends, außer in Frankreich, zu einer folgerichtigen, auf die Gegenwart 
binabgeführten Entwidelung. Der Uriprung der heutigen ©. iſt in Frankreich zu 
fuchen. Im Anſchluß an die ftändigen Neichögerichte (Parlamente) bildet ſich dort 
zur Seite des richterlichen Amtes eine jtändige Progeßvertretung der Könige zur 
Betreibung der fisfaliichen Angelegenheiten (gens du roi, procureurs du roi). Auf 
Grundlage der durch die Formen der Schriftlichkeit und? Münbdlichkeit bedingten, in 
dem Unterichiede der Anwaltichaft und Advokatur noch heute erhaltenen Arbeits- 
theilung unterschied man innerhalb diejer Amtsthätigkeit: procureurs du roi umd 
avocats genéraux. Die Häufigkeit der KHonfisfationen und Geldbußen in der 
mittelalterlichen Strafrechtäpflege und die zunehmende Berwaltungscentralijation in 
Frankreich erklären den allmählichen Entwidelungsgang der ©. jeit deren erjten An— 
fängen im XIV. Jahrhundert. Nach und nach verichmolz fich das fiskaliſche Intereſſe 
der Krone mit dem Rechtsintereſſe der öffentlichen Ordnung. Im der Ordonnanz 
Karla’ VIII. (1493) und Ludwig's XII. (1498) traten die Umriffe des dem ministöre 
public gegebenen Wirkungsfreifes bereits deutlicher hervor: Denunziation der Ber: 
brechensfälle bei den Gerichten, Scheidung der action publique oder Strafflage von 
der action privee, Mitwirkung beim Gange der Unterfuchung, Antragitellung be- 
züglich der zu verhängenden Strafe, Betreibung der Urtheilsvollitredung, Aufficht 
über den Gejchäftsgang der Gerichte. Unter den Generalprofuratoren bei den 
Parlamenten ftanden Profuratoren bei den fönigl. Amtögerichten, Prevotalhöfen. 
Diefem Mufter nachgebildet, fungirten auch in der justice seigneuriale Profuratoren 
der großen Kronvafallen, jo daß die Patrimonialjuftiz den in den königlichen Gerichts— 
höfen gegebenen Impulſen folgte. Bereits im XVI. Jahrhundert ericheint die 
Grundgeftalt der ©. vollendet. Beſonders hervorzuheben find die königlichen Or— 
donnanzen aus den Jahren 1522, 1589, 1558, 1586. Nicht zu überjehen ift, daß 
das ministere public infofern eine unabhängige Stellung einnahm, als nach Ent: 
ziehung des föniglichen Auftrags ' die Profuratoren in die Reihen der Advofatur 
zurüdtreten fonnten,; im Uebrigen waren diejelben naturgemäß an empfangene Aufs 
träge ebenſo gebunden, wie Prozeßbevollmächtigte jchlechthin. Als Werkzeuge der 
föniglichen Macht verhaßt, unterlag die ©. vorübergehend den gegnerischen Strö— 
mungen der revolutionären Bewegung, doch erklärten die Dekrete vom 8. Mai und 
27. September 1790 die ©. für unabjegbar (Ge. vom 1. Dez. 1790; Code des 
delits et des peines vom 3. brumaire IV; Gej. vom 27. ventöse VIII; S. C. vom 
28. flor6al XII). Ihre moderne Form erhielt die ©. durch die Franz. StrafPO. 
vom 17. Nov. 1808 umd das Organifationsgef. vom 20. April 1810. Von gering- 
fügigen Wenderungen abgejehen, blieb die S., was fie unter Napoleon geworden 
war: eine abhängige, die Unabhängigkeit der Franz. Gerichte bedrohende, in alle 
Schwankungen der politischen Parteien bineingezogene, im Straf und Cibv. Prz. 
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wejentlich betheiligte Juftizverwaltungsbehörde. Für die Mehrzahl der Europätichen 
Staaten ward die Einrichtung der Franz. ©. vorbildlich: jo in Italien, Belgien, 
Holland und am linken Rheinufer, wo fich das Franz. Recht erhielt. Nur in be 
ſchränkter Weife gelangte die ©. vor 1848 innerhalb der Deutichen rechtsrheiniſchen 
Gejehgebung zur Anwendung (Bayern 1831, Württemberg 1843, Baden 1844, 
Preußen, Verordn. vom 28. Juni 1844 für Eheſachen). Nach 1848 wurde die 
©. im Zujfammenhang mit der Einführung eines öffentlichen und mündlichen Stra} 
verfahrens und der Schwurgerichte ala Anklagebehörde zu einem wejentlichen 
Beitandtheile des reformirten Strafverfahrens, deſſen Schidjale fie in den Jahren 
der Bewegung vielfach theilte. Im Einzelnen beftanden in den nach 1848 ergangenen 
Deutichen StrafP OD. und Strafprogeßgejegen mannigiache Verjchiedenheiten, je nachdem 
man fich dem Franzöſiſchen Mufter mehr ammäherte, oder nit. So hat in 
Hannover und in Bayern die ©. jehr weitreichende Funktionen erhalten, während 
in Sachſen und Braumjchweig der Wirkungsfeis derjelben mehr eingejchräntt blieb. 
Die YJuriftentagsverhandlungen, von 1860 beginnend, enthalten ein umfafjendes, - 
Drganijation der ©. behandelndes Gejehgebungsmaterial. Die Berfuche, die 
wiederum zu bejeitigen, fanden ebenfowenig Anklang und Unterjtügung, wie vi 
Borichläge, die Rheiniſch-Franzöſiſchen Einrichtungen allgemein anzunehmen. Die 
Deutiche StrafPD. und das GVG. haben den Typus der Franz. ©. nicht verwiſcht, 
in zahlreichen Einzelheiten aber das in Frankreich begründete Uebergewicht der ©. 
über die Richterfollegien und den Angeklagten ermäßigt. Eine von Frankreichs 
Mufter völlig unabhängige Gejtalt erhielt die Strafverfolgungsbehörde in Jrland, 
Schottland und Nordamerifa. Nach langem Widerftreben führte auch England 1879 
Öffentliche Ankläger unter dem Titel des Director of Public prosecutions ein. 
Der Unterjchied im Vergleich zur Schottifchen ©. zeigt fich darin, daß die Regierung 
für England eine centrale Amtaftelle mit einer Anzahl von Gehülfen ausrüftet zu 
dem Zwede, im Notbfalle einzufchreiten, wenn die Privatanklage dem Rechtäzwede 
ausnahmsweiſe nicht entiprechen jollte. Die ©. in England hat aljo eine jubfidiäre 
Funktion, indem fie Unterlaffungsjehler der grundjeglich beibehaltenen Privatanflage 
forrigiren joll (42, 43 Victoria c. 22 Prosecution of oflences Act). Die Grund» 
füge, nach denen die Neuordnung der ©. in Deutichland bei der Kodififation der 
Prozeßgejege und der Gerichtäverfaffungsnormen erfolgte, beruhen auf einem doppelten 
Kompromiß, zunächit zwijchen weitergehenden Reiormiorderungen, welche die Unab— 
bängigfeit der ©. oder der Einſchränkung durch allgemeine Zulafjung der jubfidiären 
Privatanklage befürworteten und dem adiminiftrativen Intereſſe der Staatöregierung. 
Andererjeit8 zweitens fam die Schwierigkeit in Betracht, daß der einheitlichen Recht- 
iprechung des Reichsgerichts gegenüber die Selbftändigfeit der höchiten Juftizver- 
waltungsftellen in den einzelnen Deutjchen Staaten gewahrt werden jollte. 

Daraus ergab fich die Unmöglichkeit der ftreng einheitlichen Durchführung 
einer gemeinfamen Ordnung. Nur die Reichsanwaltichait ift rechtlich und admini— 
jtrativ nach allen Richtungen Hin einheitlich innerhalb eines fachlich beichräntten 
Wirkungskreiſes eingerichtet. Die ©. in den einzelnen Ländern folgt in ihren 
Funktionen theils Iandesrechtlichen, theils reichärechtlichen Normen. Lebteren injoweit, 
ala von Reichswegen den Landesgejeßgebungen Beichränfungen bezüglich der der 
©. zu gebenden Verwendung auferlegt find, oder das einheitlich geordnete Gebiet 
der Strafprozeßfunktionen vor den ordentlichen Gerichten innerhalb ihrer reichärechtlich 
feftgeftellten Kompetenz in Betracht fommt. 

I. Funktionen der ©. Drei Hauptrichtungen find e&, in denen die ©. 
nach den Grundjägen des Tranzöfifch-Deutjchen Rechts wirkjam wird: 1) Eivil» 
prozejjualiiche. Nach Franz. R. gilt das ministere public ala „Wächterin 
des Geſetzes“ und ift jomit theil® berechtigt, theils verpflichtet, den Nichter zu 
fontroliren, für die Wahrung der Rechtseinheit zu forgen und die äußere Ordnung 
des Gejchäftäganges zu fichern. Aus diefem Gefichtspuntte erklärt fich die Öinein- 
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ziehung der ©. in den Giv.Prz. In einer Reihe gemau bezeichneter Rechtsjachen 
ift die ©. partie principale, um das mit den Parteianträgen möglicherweije kolli— 
dirende Intereffe des Staats zu vertreten, in welchen Fällen fie gehört werden muß. 
So in Vormundſchafts- und Civilſtandsſachen, Eheicheidungen (Code civ. art. 83, 371, 
385, 394, 856, 858—860, 862, 863, 911, 914, 930). In allen anderen Streit« 
fällen kann die ©., injofern ihre Mitwirkung nicht pofitiv (wie im Friedensgericht, 
Handelsgericht und Schiedsgericht) ausgeſchloſſen ift, ala Nebenpartei (partie jointe) 
ihre Anträge nach dem Schluffe der von den Prozeßgegnern gehaltenen Parteivorträge 
ftellen. Sie hat das Recht, die Nichtigkeitöbefchwerde (dans Yinteröt de la loi) ein- 
zulegen. Bon diefen Normen des Franzöſiſchen Rechts kann, wo dafjelbe noch auf 
Deutichem Gebiete gilt, ſoviel landesrechtlich fortbeitehen, ald außerhalb der RCPO. 
und ihrer Vorſchriften gelegen ift (Vormundſchaftsweſen u. ſ. w.). Auch fann die 
S. landesrechtlich für die Intereffen der freiwilligen Gerichtsbarkeit verwendbar 
erklärt werden. Nach der in Deutichland vorwiegenden Anſchauung ift die ©. als 
partie jointe im Giv.Prz. durchaus entbehrlih. Die RCPO. beruft die ©. zur 
Vertretung öffentlicher Interefien nur in Ehe- md Entmündigungsjfaden 
(ſ. diefen Art.). In der Literatur Hatten ſich Feuerbach, Mittermaier, 
Frey, Pland gegen, Berninger für die Zuziehung der ©. zur Mitwirkung in 
Giviljachen erklärt (ſ. auch Verh. des dritten Deutjchen Juriſtentags, ©. 28). Auch) 
der Oeſterr. Givilprozeßentwint von 1876 hat darauf verzichtet, die ©. allgemein 
am Givilprozeßverfahren zu betheiligen. 

2) Adminiftrative Funktionen der ©. als Organ der Juſtiz— 
aufjicht. In England ift der fontinentale Begriff der Yuftizaufficht nicht ver- 
wirflicht worden. Ein bejonderes Juftizminijterium fehlt; die Stellung der Anklage: 
behörde ijt den Gerichten gegenüber durchaus nicht verjchieden von derjenigen einer 
Prozeßpartei. Innerhalb der fontinentalen Scheidung von Yuftiz und Berwaltung 
wie® man aber, an die alte Ueberlieferung der Gerichtäherrlichkeit anknüpfend 
(Hermann) oder den Begriff der Gerichtsbarkeit und Rechtſprechung auf das 
sententiam ferre oder die jurisdietio im engeren Sinne bejchränfend, der ©. die 
Stellung einer Zuftizverwaltungsbehörde zu, der der Juftizminifter einen Theil feiner 
Auffichtöberechtigung über den Geſchäftsbetrieb der Gerichte delegiven konnte. Nach 
Franz. R. vermittelt die S. den Verkehr des Juſtizminiſteriums mit den Gerichten 
und denjenigen der Gerichte untereinander, ift zu regelmäßiger Berichterjtattung über 
den Gang der Nechtäpflege verpflichtet, übt die Aufficht über die Anwälte und 
Subalternbeamten, leitet die Strafvollitredung.. Die Hannover'ſche StrafPO. 
hatte fich diefem Mufter am meiften genähert. Da der Grundjaß der richterlichen 
Unabhängigkeit durch die Kombination der Juftizauffichtsgejchäite mit der perſön— 
lichen Antheilnahme an den Strafprogehgeichäften nicht nur gefährdet werden kann, 
fondern erfahrungsgemäß auf dem Gebiet des Franzöſiſchen Rechts beeinträchtigt 
worden ift, hat das Deutiche GVG. die S. ausdrüdlich von der Beauffichtigung 
der Gerichte ausgeſchloſſen ($ 152); damit ift gejagt, daß außerhalb des gerichtlichen 
Anftanzenzuge® die ©. fein Recht Hat, Entjcheidungen der Gerichte oder Ab- 
ftimmungen einzelner Richter zum Gegenjtand einer Verwaltungsbeſchwerde zu machen, 
oder dad amtöwidrige Verhalten der Richter außerhalb ihrer Amtsfunktionen zum 
Gegenftande einer Rüge zu machen. Wo die ©. in Disziplinarfällen gegen richter 
liche Beamte ald Anklägerin mitzuwirken hat, ergiebt fich im Uebrigen die Unmög— 
lichkeit, eine Einwirkung der S. auf das dienjtliche Verhalten der Richter völlig 
abzujchneiden. Wie weit die verwaltende Thätigkeit der S. reicht, ift in der Haupt- 
jache nach den Beitimmungen der Landesrechte zu bemeflen, und fann von Tag zu Tag 
in Gemäßheit des Verordnungsrechts der Landesherren oder Gentralftellen in veränder- 
lichem Umfange vergejchrieben werden. Bon Reichswegen ift die S. im Intereſſe 
der Strafrechtöpflege verwaltungsrechtlich berufen, die Beamten des Polizei- 
und Sicherheitsdienites zu leiten ($ 153. des GBG.), wobei den Landesregie- 
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rungen vorbehalten ift, diejenigen Beamtenklaſſen näher zu bezeichnen, welche ali 
Hülfsbeamte der ©. anzujehen find. In Preußen befteht nicht einmal Tleberem- 
jtimmung für die Bezeichnungsweife innerhalb der einzelnen Provinzen. Die Ber 
jchiedenheit der fommumalen und provinzialen Berfaffungen fommt dabei zur Geltung. 
Da die ©. reichsrechtlich als Verwaltungsbehörde ericheint, jo partizipirt fie aud 
ihrerſeits an den SKonfequenzen des Grundſatzes, wonach der Richter fi in Ver 
waltungsgeichäfte nicht einmifchen darf. Auf der anderen Seite dürfen die Beamten 
der ©. feine richterlichen Geſchäfte wahrnehmen. 

3) Strafiprozeijualiihe Funktionen in Gemäßheit der Beitimmunge 
der RStrafPO. Unzweifelhaft find eben dieſe unter allen Verrichtungen der S., 
nicht blos in Deutichland, jondern jelbjt in Frankreich ala die wichtigiten anzusehen. 
Die ©. ift eine an der Strafrechtspflege weſentlich betheiligte, den 
Gerichten foordinirte Strafprozefbehörde Wenn es ein Ungehoriams- 
oder Abweienheitsverfahren gegen Angeklagte giebt, To giebt es auf der anderen 
Seite fein Verfahren ohne Ankläger, defjen Mitwirkung in allen Stadien des Rechts- 
gangs, deſſen perfönliche Gegenwart in der Hauptverhandlung, deſſen Meinungs 
äußerung vor allen prozekleitenden Verfügungen des Richters unerläßlich ift. Die 
Richtungen, in denen fich dieje prozefjualiiche Wirkſamkeit der ©. bewegt, find vor: 
nehmlich folgende: a. VWorermittelung von Straithaten durch Erfundigung und 
Nachtorichung, theils in jelbjtändiger Weiſe unter Benutzung ihres polizeilichen Hülis 
beamtenthums, theils unter nothiwendiger Mitwirkung des Richters zu jolchen Akten, 
in denen die perjönliche Freiheit oder wichtige Rechte des Staatsbürgers berührt 
ericheinen (Berhaftung, Beichlagnahme von Briefen u. j. w.), theils, wo Gefahr im 
Verzug obwaltet, unter Vorbehalt richterlicher Prüfung und Beftätigung (jog. Vor: 
verfahren, Ermittelungspverfahren, Sfrutinialverfahren). b. Das 
Recht, Vorunterſuchungen bei dem kompetenten Gerichte zu beantragen, zu 
betreiben, von deren Gange jederzeit Kenntniß zu nehmen, jo daß in diefem Stadium 
die Bevorrechtung der ©. als Behörde gegenüber dem Angeichuldigten und feiner 
möglicherweije eintretenden VBertheidigung im franz. und Deutichen Recht überall 
feftgeftellt it. c. Das Recht der Anklageerhebung nad abgeichlofiene 
Vorunterfuhung auf Grund jelbftändiger Prüfung, Vertretung und Durchführung 
der Öffentlichen Klage in den verfchiedenen Stadien der Vorprüfung, der Hauptverhand- 
lung, der Rechtsmittelinftanzen. d. Die Yeitung der Strafvollitredung oder 
die Mitwirkung an derjelben, wo die Gefängniffe unter der Aufficht anderer Behörden 
ſtehen. 
Die wichtigſten Prozeßrechtsfragen beziehen ſich innerhalb dieſes Wirkungs— 
kreiſes auf die Prinzipien, in Gemäßheit welcher die Anklagethätigkeit der ©. nad 
erhobener Anklage und die progeffualiiche Stellung der ©. gegenüber dem Richter 
und dem Angeklagten zu ordnen ift. 

4) Anklagethätigfeit und Anklagerecht der S. Die Strafverfolgung 
ift feine Sache der bloßen Willkür für die ©. (f. d. Art. Opportunitäts- 
prinzip), alle Anzeigen hat die ©. jelbjtändig zu prüfen, ob die gejeßlichen und 
thatjächlichen VBorbedingungen eines Einjchreitens joweit gegeben find, daß eine Ber- 
urtheilung im einzelnen Falle wahrjcheinlich erreichbar ift. Fraglich ift aber vom 
geſetzpolitiſchen Standpunkt von jeher geweſen: Soll die ©. allein berechtigt fein, 
zu entjcheiden: ob eine anscheinend vorliegende Strafthat verfolgt werden oder un= 
beftraft bleiben joll? Nach dem akkuſatoriſchen Prinzip ift die Strafverfolgung 
Parteifache entweder im Intereffe des Beichädigten oder der ftaatsbürgerlichen 
Vertretung der öffentlichen Ordnung im Wege der actio popularis; nach dem 
inquifitoriichen Prinzip Rechtsſache im Sinne der Verpflichtung des Richters 
zum Ginjchreiten von Amtswegen; nach Franz. Recht Berwaltungsjade inner= 
halb des ftraiprogefjualifchen Formalismus, woraus folgt, daß pflichtwidrige Unter 
laffung der Anklageerhebung regelmäßig in rechtlichen Formen nicht forrigirt werden 
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fann. In England und Schottland ift die Strafverfolgung Rechts- und Partei- 
fache einer öffentlichen Behörde, erjteres infofern die Anklagebehörde einzujchreiten 
verpflichtet ift; letzteres infofern, als Privatperjonen jubfidiär bei unterlaffener An— 
flageerhebung eintreten können und überdies der öffentliche Ankläger an dey Begriff 
der Parteiftellung prozefjualiich gebunden bleibt. Die Deutiche S. betreibt ihre 
Thätigkeit als Strafverfolgungsbehörde nach Franz. Muſter. Sie hat das jog. 
Anflagemonopol und übt e& Lediglich ald Verwaltungsſache, indem fie, wie 
andere Berwaltungsbehörden, den Grundjag der Gejeßmäßigfeit des Einjchreitens 
formlos handhabt. Wenig bedeutende Korrekturen find gegenüber diejer Möglichkeit 
eines adminiftrativ durch unterlafjene Strafverfolgung geübten Begnadigungsrechts in 
folgender Weiſe geboten: a. Die Berwaltungsbehörde kann in Fällen der 
Zumiderhandlung gegen die Vorjchriiten über die Erhebung öffentlicher Abgaben umd 
Gefälle, wenn fie einen Strafbejcheid nicht erlaffen und die ©. den an fie gerichteten 
Antrag auf Verfolgung ablehnt, ohne Weiteres jelbjt Anklage erheben und einen 
Beamten ihres Reſſorts oder einen Nechtsanwalt als ihren Bertreter beſtellen 
(StrafBD. $ 464). b. Die Privatanflage (ſ. diefen Art.) in Fällen der 
Körperverlegung und Beleidigung ($ 414), wobei aber der ©. vorbehalten ift, in 
jeder Lage der Sache bis zum Eintritt der Rechtskraft des Urtheils die Verfolgung 
zu übernehmen. ce. Das Recht desjenigen, der die Erhebung der öffent— 
Lihen Klage bei der ©. beantragt hat, ohne daß demjelben Folge gegeben 
wurde, unter Angabe von Gründen bejchieden zu werden, und in Gemäßheit der 
StrafPO. $ 170 bei der vorgejegten Behörde der S. Beichwerde zu führen und 
äußerjten Falles eine gerichtliche Enticheidung herbeizuführen, wodurd der ©. die 
Erhebung der öffentlichen Klage aufgegeben werden fann. In Frankreich kann nach 
dem Gejeg vom 20. April 1810 durch das Plenum des Appellhofes aus eigener 
Initiative (ohne Beichwerdeführung eines Antragjtellers) dem ministere public die 
Erhebung der action publique aufgegeben werden. d. Die Beiugniß des Unter: 
ſuchungsrichters in Gemäßheit des $ 189 von Amtswegen Unterfuchungshand- 
lungen vorbehaltlich der jpäteren Verfügung der ©. vorzunehmen. 

Dieje Beitimmungen zielen darauf ab, einer möglicherweije rechtsnachtheiligen 
Unterlaffung der ©. Abhülfe zu gewähren. In der pofitiven Richtung der Straf: 
verfolgung wird die ©. gehemmt durch die Antragsberechtigungen gewifjer Perjonen, 
durch das Erforderniß der Ermächtigung zum Einſchreiten, durch die Nothwendigkeit 
einer Borenticheidung bei der jtrafrechtlichen Berfolgung der Beamten wegen be— 
gangener Amtsdelifte (GBG. $ 11), die bejonderen, den Landtagsmitgliedern gegen 
Strafverfolgungen eingeräumten Vorrechte u. a. m. 

5) Dispofitionsbejugniß der Staatsanwaltihait. Wo das 
Anklageprinzip konſequent durchgeführt ift, fann in Grmangelung eines förmlichen 
Strafantrages dom Richter eine Strafe nicht andgeiprochen werden. Das Franz. 
Recht Hat diefen Grundjah, obgleich die S. unabhängig dom Richter geitellt ift, 
nicht angenommen, vielmehr, der inquifitoriichen Marime folgend, die einmal bei 
den Gerichten anhängig gewordenen Anklagen der Dispofition de8 ministöre public 
entzogen. Der Richter ift an die Anträge der ©. nicht gebunden, kann aljo den 
Anträgen der ©. entgegen trafen. Es ift unzuläffig, daß die Anklage in der Haupt- 
verhandlung zurüdgezogen wird. Ebenſowenig iſt der Richter an die Beweis— 
anträge der ©. gebunden. Diejen Grundjäßen der Franz. ©. ift auch die Deutjche 
Reichsgeſetzgebung gefolgt, während dad Dejterr. Recht fich den Englifchen Ueber— 
lieferungen annähert. Die ©. in Defterreich wird von den Grundſätzen der Partei- 
jtellung beherrſcht; fie hat Verfügung über die Streitfache. Ohne und gegen ihren 
Antrag kann nicht beftraft werden; eine Auffaffung, die an fich korrekt erjcheint, 
aber in der Praris, wenn fie ohne Nachtheil für die Strafrechtäpflege bleiben 
ſoll, die Zulaffung konkurrirender Strafverfolgungsorgane im weiteren Umfang 
verlangt. 
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6) Die prozejjualijche Stellung der ©. gegenüber dem Richter 
und dem Angeklagten hängt von der Beantwortung der Vorfrage ab: it 
die S. im StrafPrz. als eine Partei anzufehen oder nicht? Die darauf gegebene 
Antwort lautet jehr verfchieden, je nachdem man fich durch den franz. Grund— 
fat des Wächteramts der ©. oder auch dadurch bienden ließ, daß die ©. 
gleichzeitig für den Schu Unfchuldiger zu forgen, oder Rechtsmittel zu Gumiten 
eines Verurtheilten einzulegen berufen würde Wäre die ©. nicht der Gefahr ein- 
jeitiger Parteilichteit in höherem Make als der Nichter ausgeſetzt, jo wären bie 
ihon in dem Grmittelungsverfahren der S. gezogenen Schranten nicht zu recht: 
fertigen. Das Gejeh jelber kann den in der Natur der Dinge liegenden Parteı- 
harakter der S. nur verdumfeln und verwijchen, aber durch anderweitige Beyrich- 
nungen nicht aufheben (anderer Meinung: John). Die Stellung einer ftändigen 
Behörde jchließt deren progeffualifchen Parteicharakter nirgends aus. Nur das iſt 
richtig, daß die ©. nicht in dem Sinne Parteiintereſſen als eigene und perſönliche 
vertritt, wie der Angeklagte jelber. Dadurch, daß die ©. bei der Betreibung einer 
Anklage von der Suppofition der Schuld in einem noch ungewiffen Falle ausgeht 
oder eine dem Angeklagten nachtheilige Gejeßesauslegung vor Gericht vertritt, wird 
fie nothwendig zur Prozeßpartei vor Gericht. Somit ergiebt fich, daß in der Haupt: 
verhandlung der Grundja der Gleichberechtigung unter den Prozeßparteien gelten 
muß. Das Deutiche StrafPrz.R. hat in dieſen Stüden die erheblichiten Ungerechtig- 
feiten des Franz. Nechts auögeglichen, und den Forderungen der jog. „Waffen— 
gleichheit“ zwiichen ©. und Vertheidigung wichtige Einräumungen gemadt. Ob 
die ©. während der Hauptverhandlung der Situngspolizei und in Fällen der Aus— 
jchreitung auch der Nüge des Gerichtövorfigenden unterworfen ſei, ift ſchon in Frank— 
reich jtreitig getvejen und auch durch die Deutiche StrafPD. nicht entichieden worden. 
Daß in dem Rechte des Vorfigenden, die Gerichtöverhandlungen zu leiten, die Be 
fugniß enthalten ijt, jtörenden Einflüffen auch jolcher Perjonen, die feiner Disziplin 
nicht unterjtellt find, mit geeigneten Mitteln Hindernd entgegenzutreten, ericheint 
faum zu bezweifeln. Auf der anderen Seite folgt aus der Koordination der ©. 
neben den Gerichten, daß Ordnungsſtrafen gegen diejelbe nicht verhängt werden. 

Was die Stellung der S. zum Befchuldigten anbelangt, jo ijt es theoretiich 
ftreitig, ob Beamte der ©. abgelehnt werden künnen. Sit die ©. als Prosef- 
partei gejeßlich anerkannt, jo ergiebt fich daraus nothwendig, daß die Ablehnung 
unzuläffig jein müßte. Da das Franuz. Recht auf der anderen Seite die Rechts— 
fition der Unparteilichkeit auf die S. überträgt, müßte dieje auch aus denielben 
Gründen abgelehnt werden fünnen, aus welchen ein Richter an der Entjcheidung 
eines einzelnen Falles auszuſchließen ift. Aus unzureichenden Gründen ift in Deutich- 
land die Ablehnung jtaatsanwaltichaftlicher Perſonen ansgeichloffen. Richtiger it 
die Auffaffung des Belg. GVBG. vom 18. Mai 1869, wonach den Beamten der ©. 
in den ihre Unparteilichkeit gefährdenden Fällen die Pflicht der Selbſtenthal— 
tung auferlegt wurbe. 

II. Organijation der Staatsanwaltichait. Nach den Grundjägen 
des Franz. Rechts, denen man auch gegenwärtig in Deutjchland troß mannigiacher 
Bedenken treu geblieben ift, empfing die ©. eine ſog. büraufratijche, d. b. 
nicht Eollegiale, hierarchiſche Amtaverfaffung. Jeder jtaatsanwaltichaitliche Beamte 
iſt verpflichtet, den Weiſungen ſeiner Vorgeſetzten nachzukommen und ſeine perjönlice 
Ueberzeugung in der Beurtheilung eines einzelnen Rechtsfalles unterzuordnen. Gbenfo 
fann der Vorgeſetzte jede Sache aus den Händen jeiner Untergebenen an fich ziehen; 
diefe Regel geht jedoch niemals jo weit, daß ein von der ©. geitellter Antrag durch 
vorgeſetzte Beamte ungejchehen gemacht werden fünnte. Als höchite vorgejegte Be 
hörde der Landes⸗S. erſcheint, wie in Frankreich, das Juſtizminiſterium, oder, 
ein ſolches in eigener Abgrenzung nicht beſteht, diejenige Landesregierungsſtelle, der 
die Aufſicht über den Gang der Rechtspflege obliegt. Im Uebrigen find die einzelnen 
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Amtöftellen folgendermaßen abgegrenzt: 1) Reichsanmwaltichait bei dem Reichs— 
gericht unter der Leitung und Aufficht des Reichskanzlers, aber, abgejehen von den zur 
Kompetenz des Reichdgerichts in erjter und letzter Instanz gehörigen Fällen, ohne 
leitende Befugniß gegenüber der ©. in den einzelnen Deutichen Staaten. 2) Die 
©. im engeren Sinne gegliedert nach dem Grundſatze, daß bei jedem Gericht eine 
ftaatsanwaltichaftliche Behörde beſtehen joll, deren örtliche Zuftändigkeit accefforiich 
beftimmt wird durch diejenige der betreffenden Gerichte und deren Mitglieder ohne 
Nachweis eines bejonderen Auftrags den erjten Beamten der ©. vertreten dürfen, 
Den jtaatsanwaltichaftlichen Titel im engeren Sinne führen nur die an den Ober: 
landesgerichten, Zandgerichten und Schwurgerichten fungirenden Beamten der Staats- 
behörde, deren Qualififation von denjelben Vorbedingungen abhängt, wie die richter- 
liche. Die bei den Amts- oder Schöffengerichten fungirenden, nicht nothwendig zum 
Richteramt befähigten Perfonen heißen Amtsanwälte, deren Zuftändigteit im 
amtsgerichtlichen Verfahren zur Vorbereitung der öffentlichen Klage fih (GV. 8 143) 
auf ichöffengerichtliche Sachen beſchränkt. 


Quellen: Au er den auf bie ae, ber Prozehfunftionen ea gi zeritreuten 
Stellen der StrafPD.: GBG. Tit. X. SS 142 ff. — EPO. 88 569, 586—591, 595 — 6236. — 
Preuß. AG. zum 526. vom 24. April 1% ’ 61.; Gelaiftsanmeihung für bie Amts⸗ 
anwaltichaften v. 28. Aug. 1879; Allg. Berf. v. —* ., 25. "Aug,, 15., 20. Sept., 238. Oft 1879. 
Bayern, AG. vom 23, fyebr. 1879 Art. 50 ff., 09, 70—22; Rotariatäge. vom 10. Nov. 
1873 Art. 124. — ch Bade Straf PO. 88 * ff.; Juftigminift Verordn. vom 19. Nov, 
1873, 88 87—114. — Frankreich, außer der StrafPD.: Gej. 20. April 1810, art. 6, 11, 
45, 47, 61; eg v. 6. Juli 1810 (bez. der Generaladvofaten); Gel. dv. 27. Januar 1873. — 
Belgien: Gel. 1. Juni 1869 sur l’organisation judiciaire. — England: Prosecution of 
offences Act 1879. 
git.: A. Geſch. Pr&vot, De la manidre de poursuivre les crimes et des lois criminelles 

de la France, 1730, 2 vol. — Delpon, Essai sur l’histoire de l’action publique et du 
ministere public, 1830, 2 vol. — Helie, Trait& de l’instr. crim. vol. I. $S 74. — Warntönig 
und Stein, franz. Staati- u. Rechtageid, Bd. II. S. 481 ff. — Maurer, Geſch. des 
allgem. Gerichtäverfahrene, S 146 fi. — Savig nd, Die Prinzipienfragen in Bezug auf die 
neue Straf PO., 1846 (Goltdammer’ 8 Arch. Bd. XIL)—B. Deutihland: Sundelin, Die 
©. in Deutichlant, ihre jetzige Geftalt in d. Deutichen a b., ihre Prinzipien= u. Bedürfnih- 
frage, 1 — — — Das Inſtitut der S. i erfahren über bürgerliche Rechts: 
Feigen 1861. — Hauſchteck, Die Organe für "Die rg gr ir in —* gegenwärtigen 

egrenzungen, 1862. — v. Holpendorff, Die Reform der Deutichland, 1864; 
Derielbe, Die Umgeftaltung der S. vom Standpuntte unabhängiger —— 1865. — 
Gneiſt, Vier Fragen E StrafPD., 1874. — Schütze, Das —— — 
1876. — Santa, taatliches Yntlagemonopol oder jubjidiäre Strafflage, 
Schwager im Gerichtsſaal XL ©. 3; XIL ©. 50. — Taufftirden, — XII. 357. — 
Kayſex, Strafgeridtsverf., 1879, ©. be — Geyer, Strafprogekreht. S. 405—416. — 
C. Oeſterreich: Keller, Die S. in Deut chland, ihre Geſch., gg u. Zukunft, 1866. — 
... in der Oefterr. Gerichtägtg., 1860. — Ullmann, Defterr. Straf PO. S. 2356 ff. — 

D. $ranfreid: Schenck, Traits sur le ministöre public, 1813. — Molenes, Des 

Pactions du procureur du roi, 2. ęd. 1843. — Helie, Traite de linstr. crim., I. 459, 1. 
geb, Frankreichs Civil: und pre mit Beziehungen auf England, 1851 (2. 

uflage); Derjelbe, ©. in —— un — — Ortolan et Ledeau, Le 
ministöre public en France, 2 vol. — Massabiau, Manuel du ministere public 
1587 ; Derielbe, Le Journal du — public, Reoneil —— 1858 u. if. — 
Debac ‚De Paction du ministere public en matiere civile, 1867. — Bageux, Recher- 
ches sur es origines de ministere public, Orleans 1875. — — Action de ministère 
ublic, et theorie des droits d'ordre public en matiöre civile et en matière criminelle, 
1875. — Mangin, Trait& de l’action publique et de Paction civile et matiöre crimi- 
nelle, 3. ed. (par Sorel) 1876. — Paringault, De l’ötablissement du min. p. pres les 
tribunaux a commerce, 1860. — a ig Haus, Principes de droit penal, II. 


SS 1036 f. — Italien: Carcano, pubblico ministero, 1869. — Borsari, 
Azione penale. — mn Il processo e la riforma, im Monit. dei Tribunali 1878 nr. 
21. — Arabia, Del remo magistrato, Napoli 1872. — La Francesca, Del 


ubblico ministero nell’ oe ine —— Napoli 1880. — — — Schottland und 
land: Glajer, Das En nal. Schottiſche Strafverf., 1850. — Mittermaier, ur —* 
chottiſche und Nordameri Strafverfahren, 1851. — Gneiſt, Selfgovernment, 3 
©. 437—440. — North-American Review 1870, ©. 757. — Elliot, Criminal — 
ze in England and Scotland, 1878. v. Holgendorff. 


746 Staatsbeamte. 


Stantöbeamte. Beamter ift derjenige, welchem die Verwaltung eines Amtes 
anvertraut worden. Je nachdem das Amt ein privates oder ein Staatsamt ift, werden 
Privat: und Staatsbeamte unterschieden. Die Erklärung enthält jelbitredend eine 
Definition des Begriffs „S.“ nicht, da fie fich auf dem undefinirten Begriff eines 
Staatsamtes ftüßt. Es find von der Wiſſenſchaft und der Geſetzgebung vieltach 
Anitrengungen gemacht worden, eine erichöpfende Definition zu geben. So jagt 
3. B. Dernburg, $ 198, daß Etaatsdiener derjenige jei, der zum Staate behuis 
Verwaltung von öffentlichen Aufgaben (?) in ein befonderes Dienjtverhältnik getreten 
jei; ferner Schüße, $ 105, dab Beamter jei, wen ein vom Staate veriaffungs- 
mäßig anerkanntes Amt (?) vom Staate jelbit oder defien dazu beitellten Organen 
anvertraut worden und zwar mit jelbitändiger Verantwortlichkeit für die Amtsführung: 
und v. Holtendorff, daß unter einem ©. derjenige zu verjtehen jei, welcher die 
Berechtigung und Berpflichtung zur Vornahme gewifjer auf den Staatszweck bezüg- 
licher, gefeßlich vorgejchriebener oder zuläffiger Handlungen habe. Förſter dagegen 
verweift den Begriff eines ©. in das Staatärecht und bezeichnet als einen jolchen 
denjenigen, welchem von dem mit der Aemterhoheit befleideten Inhaber der Staats» 
gewalt ein Amt (?) übertragen wird. Alle dieie Definitionen find nicht erichöpfend. 
Das Röm. Recht hat eine Definirung nicht für nöthig erachtet, fondern fich begnügt, 
gewiſſe Verpflichtungen zu bezeichnen, welche dem Beamten obliegen. Man wird 
auch jet von einer erichöpfenden und zugleich präziien Definition abjehen und fich 
mit einer näheren Bezeichnung der Pflichten und Nechte eines Beamten, aljo einer 
Umfchreibung jeiner Stellung begnügen lafjen müſſen. Der Staat nämlich bat 
feinen Angehörigen gegenüber ſowol Rechte wie Pflichten, die im Allgemeinen überall 
diejelben, in ihren Ausläufen aber, je nach den einzelnen Staatörechten und Ver— 
faffungen, verschiedene find. Die mit der Ausübung diejer Nechte und der Erfüllung 
der Pflichten betrauten Perfonen find die Staatsbeamten, oder, wie einzelne Landes— 
rechte nicht unzutreffend fich ausdrüden, die Staatsdiener. Diefem Gedanken folgend, 
hat das Preuß. Obertribunal in dem Erf. vom 25. März 1859 (Entſch. Bd. 42. 
©. 32) denjenigen für einen Staatädiener erklärt, welcher den beitimmten Beruf von 
dem Landesheren oder einem anderen durch ihm dazu Berechtigten empfangen bat, 
für einen der jog. Zwede des Staats thätig zu jein. Die charakteriftiichen Merkmale 
eines Beamten müſſen ſonach einestheild in dem Umfange feines Berufs und dem 
Inhalte feiner Pflichten, anderntheils in dem Akte bzw. der Art feiner Anjtellung 
gefunden werden. 

Im Allgemeinen unterfcheidet man Militär- und Givilbeamte und bei den 
leteren wiederum ummittelbare und mittelbare ©., je nachdem der Inhaber der 
Staatsgewalt bei der Wahl und Ernennung derjelben unmittelbar oder nur mittel- 
bar betheiligt ift. Die legteren jtehen im Dienſt von kommunalen und ftaatlichen 
Derbänden und Korporationen oder auch don Standesherren und unterjcheiden ſich 
von anderen Bedienjteten diefer Korporationen und Perfonen dadurch, daß durch die 
ihnen obliegenden Pflichten und ihre Dienjte öffentliche Zwede erfüllt werden jollen. 
Die Militärbeamten gehören »in Deutichland zur Zeit zu den Neich&beamten und 
intereffiren daher hier nicht. Zu den Givilbeamten, und zwar zu den mittelbaren 
Staatzdienern zählt das Preuß. ER. II. 11 88 19, 96 auch die Geijtlichen der 
evangeliichen und katholischen Landeskirche. Dieje Auffaflung ift mit Recht angefochten 
worden (Schulze, Staatörecht, S. 314) und im neuerer Zeit aufgegeben. Die 
Neichägejege, 3. B. das StrafGB., die CPO. u. a. m., nennen die Religionsdiener 
neben den Beamten. Auch in den Maigefegen des Preuß. Landesrechts werden die 
Geiftlichen nicht als ©. angejehen. Dennoch aber werden gewiſſe Bedientefte privi— 
legirter Religionsgefellichaften nach Analogie der S. zu behandeln jein. 

Das die Stellung der ©. begründende Recht ift die Anftellung bzw. Ernennung. 
Das Weſen und die Natur derjelben ift verichieden, je nach der Perfon des Anftellen- 
den. Es hat nämlich die Staatägewalt die Ausübung einzelner Rechte und Pflihten, 


Staatöbenmte. 747 


wie 3. B. die Erhebung gewiffer Abgaben, die zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung nöthige Bolizeigewalt u. dgl. beitimmten Korporationen und Verbänden 
übertragen und ihnen damit auch das Recht verliehen, zur jaktifchen Ausführung 
diefer Rechte und Pflichten Perſonen jelbit anzuftellen, indem fie ſich bald ein 
Beitätigungsrecht vorbehalten, bald auch auf diejes verzichtet hat. Da num in diejer 
Verleihung eine Delegation des umveräußerlichen Rechts der Nemterhoheit nicht 
liegt, trägt die Anftellung dieſer Perfonen einen etwas anderen Charakter ala die der 
unmittelbaren S. Während bei diejen die Verleihung des Amtes ein Ausfluß jenes 
Hoheitärechts, ein rein ftaatärechtlicher Alt ift, geht fie bei jenen nach einer gewiffen 
Richtung hin in ein Vertragäverhältniß über. früher hat man wol verjucht, die 
Vertragstheorie auch bei der Anjtellung der unmittelbaren ©. zu verwenden, indem 
man in der Verleihung des Amtes die Annahme der von dem Bewerber gemachten 
Offerte erkennen wollte und das jo geichaffene Vertragäverhältniß bald ala Mandat, 
bald als Bertrag über Handlungen definirte. Allein die Konſequenzen diejer Anz 
ſchauung treten nach verjchiedenen Seiten Hin mit der dem Beamten zugetviejenen 
Stellung in jo grellen Widerfpruch, daß fie fich bald als unhaltbar erwies und der 
Anerkennung des rein jtaatsrechtlichen Charakters des Beamtenverhältnifjes den 
Pla räumte. Wenn auch im Allgemeinen die lebenslängliche Anjtellung eines 
Beamten ala Regel gilt, ift fie doch fein nothwendiger Beitandtheil der Ernennung: 
vielmehr fann diefe auch für einen bejtimmten Zeitraum, wie dies bei den mittel- 
baren Staatsbeamten theils gejegliche Vorſchrift, theils Gewohnheit ift, ja jogar auf 
Kündigung erfolgen, ohne daß dadurch das Weſen des Verhältniffes eine Nenderung 
erleidet. Ebenſowenig ift die Entgeltlichkeit, aljo die Gewährung eines bejtimmten 
Gehalts ein Erforderniß; auch die unentgeltliche Verwaltung eines Amtes giebt dem 
Berwaltenden die Eigenschaft eines Beamten. Pan Hat endlich auch noch die An- 
ficht vertheidigt, daß die Beamtenqualität nicht auf dem Akt der Verleihung des 
Amtes, jondern auf der Leiſtung des Dienfteides beruhe. Allein durch fie wird nur 
der Zeitpunkt bezeichnet, mit welchem die Ausübung der Amtsfunktionen beginnt, 
ein Zeitpunkt, der nicht ausjchließt, daß jchon vorher die Eigenschaft des Beamten 
erworben war. Selbſt der Mangel der Yeiftung eines Dienjteides berührt diejen 
Erwerb nicht, noch entzieht er dem Angeitellten die Beamtenqualität (RStrafGB. 
$ 359). Das Recht der Anftellung wird bei mittelbaren Staatsbeamten durch 
diejenigen Organe ausgeübt, welche das Geſetz dazu bejtimmt, bei unmittelbaren 
aber durch den Träger der Staatögewalt, aljo den Landesherrn, und zwar bald 
perfönlich, bald durch Andere, welche in jeinem Auftrage zu handeln berufen find, 
wie 3. B. in Preußen durch die Minifter und höhere Provinzialbeamte (cf. z. B. 
$ 13 der Gerichtövollzieherordnung, nach welcher Gerichtövollzieher durch den Prä- 
fidenten des Oberlandeögerichtö in Gemeinjchaft mit dem Oberjtaatsanwalt ernannt 
werden). Wie weit hierbei die Landesrechte auseinandergehen, zeigen die Vorſchriften 
über die Anftellung der Gerichtsfchreiber, welche in Preußen nach dem Gejeg dom 
3. März 1879 durch den YJuftizminijter, in Bayern nach Art. 59 des Ausführungs- 
gejeßßes durch den König ernannt werden. Durch den Eintritt in das Amt übernimmt 
der ummittelbare, wie der mittelbare Staatsbeamte eine Reihe von Pflichten, für 
deren Grfüllung er verantwortlich wird, und überfommt Rechte, die er geltend zu 
machen befugt ift. Erſtere find theil® perjönlicher, theils vermögensrechtlicher Natur. 
Jene beichränfen fich nicht nur auf die Erfüllung der mit dem Amte verbundenen 
amtlichen Funktionen, jondern ergreifen die ganze Perfönlichkeit des Beamten während 
der Dauer jeiner Amtsverwaltung. Es joll der Beamte nicht allein alles dasjenige 
thun, was das Amt an fich erfordert, jondern er joll auch das mit demielben ver- 
bundene Anſehen und die ihm beigelegte Autorität durch fein ganzes Verhalten, 
ſowol während der amtlichen Thätigfeit, wie außerhalb derjelben aufrecht erhalten 
und dem Anfehen und der Wirkung jeiner Amtshandlungen nicht durch ein feiner 
Stellung unmwürdiges Benehmen oder Leben ftörend und hindernd entgegentreten. 
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Nach beiden Richtungen Hin unterfteht er der Aufficht und der Disziplin feiner vor- 

gejegten Behörde, deren amtlichen Weifungen er Folge zu leiiten bat. Der Umfang 
diefer Pflichten findet in Preußen in den beiden Disziplinargejegen für richterliche 
und für nichterichterliche Beamte den übereinftimmenden Ausdrudf dahin, daß ſich 
der Beamte durch fein Verhalten in und außer dem Amt der Achtung, des Anjehen: 
und des Vertrauens, die jein Beruf erfordert, würdig zu zeigen und die Pflichten zu 
erfüllen habe, die jein Amt ihm auferlegt. 

Die Pflichten vermögensrechtlicher Natur beſtehen in dem Erſatz des Schadens 
welchen der Beamte dem Staat oder der Behörde, in deren Dienſt er ſteht, durch 
ſein amtliches Verhalten verurſacht hat, ſei es, daß der Schaden die Folge eines 
doloſen oder kulpoſen pflichtwidrigen Handelns oder einer Unterlaſſung, wie 3. B. 
der Vernachläſſigung einer ihm obliegenden Aufſicht und Kontrole geweſen iſt. Als 
Regel gilt, daß der Schadensanſpruch nur im Wege des Prozeſſes gegen ihn geltend 
gemacht werden kaun. Eine Ausnahme bildet in einzelnen Landesrechten das Defekten— 
verfahren, nach welchem der durch die vorgeſetzte Behörde zu erlaflende Defektenbeichluf 
fofort vollftrefbar wird, ein Verfahren, das jedoch nur gegen jolche Beamte zur 
Anwendung gelangen kann, denen die Verwaltung einer Kaſſe oder die Einziehung 
fremder Gelder anvertraut ift. 

Zur Rechtfertigung der Erjaßpflicht des Beamten hat man wiederum auf die 
Vertragstheorie zurüdzugreifen verfuht und als Fundament der Erſatzklage ein 
Quafifontraftsverhältnig angenommen. Allein auch bier folgt die Verbindlichkeit 
nicht aus einem Vertrage und der Verlegung defjelben, jondern aus dem jtaatörecht- 
lichen Gefichtäpuntt, der auch in die Norm des Dienfteids Cingang gefunden, daß 
der Beamte die größtmögliche Sorgfalt auf die Erfüllung feiner Amtepflichten zu 
verwenden und deshalb auch jede culpa zu vertreten hat. Auch die Rechte, welche 
ihm zuftehen, find bald perjönliche bald vermögenärechtliche. Zu jenen gehört 
vor allen Dingen der Schuß, welchen der Staat ihm zur Abwehr von Angriffen 
gegen feine amtlichen Handlungen und gegen feine Autorität zu gewähren verbunden 
iſt, ein Schuß, dem in Anjehung der Volljtrefungsbeamten die SS 113 und 117 des 
RStrafGB. dienen. Dieſe betreffen den Anſpruch auf das mit dem Amte verbundene 
Gehalt (j. den Art. Gehaltsanjprüche) und auf die Penfion im Falle ein- 
getretener Dienftunfähigkeit (f. den Art. Penfionsberehtigung). „Hier tritt 
die Verichiedenheit zwifchen dem unmittelbaren und mittelbaren Beamtenthum in 
den Vordergrund. Während bei jenem der Anfpruch aus der Verleihung des Amtes 
von jelbit folgt und jeine Höhe durch das Geſetz regulirt und bejtimmt wird, ift es 
bei diefem der dor der Verleihung des Amtes gefchloffene Vertrag, der für ihn 
maßgebend wird. Gr jet ſowol die Höhe bdefjelben, wie jeine Zuläffigfeit in An- 
ſehung der Penfionirung feit. 

Die Eigenichaft eines Staatöbeamten geht verloren, jobald der Beamte definitiv 
aufhört, das ihm amvertraute Amt zu verwalten. Iſt die Unterbrechung der amt: 
lichen Thätigkeit nur eine vorübergehende, durch Urlaub, Krankheit oder jonftige 
Umftände veranlaßte, jo hat fie ebenſowenig den Verluſt der Eigenſchaft zur Folge, 
wie die Vertaufchung eines Amtes mit einem anderen, welches ihm ftatt jenes an- 
vertraut wird (ſ. den Art. Verſetzung). Dagegen tritt diefer Verluft ein: 1) bei 
dem Tode des Beamten; 2) bei der durch Dienftunfähigkeit bedingten Penftonirung, 
die ebenſowol eine freiwillige, wie eine erzwungene jein kann; 3) durch Stellung 
zur Dispofition, welche bei nichterichterlichen Beamten im Intereſſe des Dienites, 
bei richterlichen Beamten aber nur ausnahmsweiſe in Fällen einer Organijation der 
Gerichtsverfaſſung zuläſſig iſt; 4) bei freiwilligem Ausſcheiden aus dem Staate- 
dienſt unter Verzicht auf den Penſionsanſpruch; 5) bei Beendigung der Dienſtzeit. 
ſobald der Beamte nicht auf Lebenszeit, ſondern auf eine beſtimmte Zeitdauer, wie 
3. B. in Preußen bei den höheren Kommunalbeamten, oder auf Kündigung angeſtellt 
ift; 6) bei der Entlaffung aus dem Amte (Kaſſation). Sie tritt entweder ex lege 
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ein oder wird durch ein Disziplinarurtheil ausgeſprochen. Wenn nämlich gegen 
den Beamten wegen eines gemeinen Delikts auf zeitigen oder dauernden Werluft der 
bürgerlichen Ghrenrechte oder auf Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter 
erfannt wird, hat dieje Nebenjtrafe den Berluft des bekleideten Amtes von jelbjt 
zur Folge. Diefem Falle jteht nach einzelnen Landesrechten, und zwar in Preußen 
nah $ 6 des Disziplinargefeßes Tür richterliche und nach $ 7 defjelben Gejeßes für 
nicht = richterliche Beamte die rechtsfräftige Verurtheilung de Beamten zu einer 
längeren als einjährigen Freiheitsſtrafe gleih. Im Disziplinarverfahren kann die 
Entlaffung des Beamten wegen des oben gedachten pflichtwidrigen Verhaltens aus— 
geiprochen werden. Bei einem ex lege eintretenden Verluſte des Amtes geht auch 
das Recht unter, die verliehenen Titel und Würden weiter zu führen. Ob dies 
auch in Folge eines Disziplinarerfenntniffes eintritt, ift nach den Landeögejegen zu 
beurtheilen, da der Eintritt einer jolchen Folge einer ausdrüdlichen Vorſchrift bedarf. 
In Preußen ift in den beiden Disziplinargefeßen $ 15 reip. $ 16 angeordnet, daß 
die Dienjtentlaffung den Verluſt des Titels von ſelbſt nach fich PR 

Lit.: Dernburg, Preufiiches Privatrecht. — Föriter, Theorie u. Prarid. — Koch, 
Allgemeines LER. — v. Holkendorff, Enchklopädie der Rechtswiſſenſchaft. — Schütze, 


Deutiches Strafreht. — Zemme, Lehrbuch des Preußiſchen Strafrehte. — Meves in 
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eves. 


Staatsgebiet. (Th. I. S. 1000—1003.) Zu jedem Staate gehört ein S., 
weil ohne ein Land, auf welchem die Staatsangehörigen zufjammenwohnen, die den 
Staat erzeugende und durch die Staatögewalt geordnete Koeriftenz der Menſchen 
nicht gedacht werden fann: das ©. ijt die reale Grundlage der ftaatlichen Gemein- 
ſchaft. Hieraus ergiebt ich, daß die ungejchmälerte Eriftenz des Staates von ber 
Integrität des ©. abhängt, eine Verkleinerung des Xebteren jomit eine partielle, eine 
volljtändige Abtretung des ganzen ©. an einen fremden Staat aber eine totale Ber- 
nichtung des Staates jein würde. Die gänzliche oder theilweije Veräußerung des 
©. widerfpricht aljo den von der Staatögewalt zu realifirenden Zweden und muß 
daher den oberiten Willensorganen des Staates unterjagt jein. Diefe auß dem 
Weſen des Staates und der Zwedbeftimmung der Staatögewalt hervorgehende For- 
derung ift denn auch in jämmtlichen Deutjchen Verjaffungen durch die meiftens jchon 
in den Hausgeſetzen feſtgeſetzte Beſtimmung anerfannt worden, daß das ©. untheilbar 
und unveräußerlich jein jolle. Nur zum Zwede einer Grenzregulirung ift meiſtens 
die Abtretung von Landestheilen, deren Zugehörigkeit zu dem abtretenden Staate 
ftreitig ift, der Landesregierung erlaubt, nach mehreren Verfaffungen jedoch nur nach 
vorher eingeholter Beiftimmung der Landſtände. Die Abtretung größerer Landes» 
theile in völferrechtlichen Verträgen widerjpricht jonach dem Verfafjungsiage von der 
Untheilbarfeit und Unveräußerlichkeit des ©. und ift daher, wie auch die. Koburg- 
Gothaische Verfaſſung ausdrüdlich anerkennt, eine Verfafjungsänderung, zu deren 
ftaatörechtlicher Gültigkeit die Beobachtung aller für die Verfafjungsänderungen vor— 
geichriebenen Formen nothwendig if. Das Gleiche ergiebt fich für das Gebiet des 
Deutjchen Reiches aus Art. 1 der Neichäverjafjung, welcher den Umfang des Bundes» 
gebietes jeftjeßt und damit für einen Beitandtheil der Reichöverfaffung erklärt. Wenn 
jedoch in Folge oder zur Abwehr eines von einem fremden Staate durch friegerijche 
Gewalt herbeigeführten Nothitandes, welcher die Eriftenz und Wohlfahrt des Reiches 
bedroht, der Kaifer kraft jeines Rechts über Krieg und Frieden (vgl. Reicheverfaflung 
Art. 11 Abi. 1) einen Theil des Bundesgebietes abtritt, jo ift diefe Abtretung troß 
der in bderjelben enthaltenen Berfaffungsänderung auch ohme Konjens des Bundes» 
rathes und des Reichstages gültig. 

Das ©. kommt aber nicht blos ala Vorausfegung der Koerijtenz der Staats» 
angehörigen in Betracht, jondern überdies ala der mit jejten Grenzen umijchriebene 
Raum, auf welchem allein die Staatögewalt thätig jein fann und darf: das ©. ijt 
die räumlich begrenzte Machtiphäre des Staatswillens. Nur die ausdrüdliche Er— 
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laubniß der Landesregierung, bzw. eine zu Recht beitehende Staatäfervitut kann die 
Behörden eines fremben Staates zu beitimmten obrigfeitlichen dunftionen innerhalb 
des ©. autorifiren. Die Ausübung irgend eines Hoheitsrechtes durch eine fremde 
Regierung ohne eine jolche Berechtigung iſt eine Verlegung der Souveränetät des 
Staates und berechtigt zu der Anwendung aller der Mittel, welche dag Völkerrecht 
einem in feinen Rechten gefränften Staate gegen andere Staaten gewährt. 

Quellen: Deutſche Reichäverf. Art. 1, 11; Abf. 1, 3; Art. 4. — Sig 
Urk. Urt. 1, 2, 48. — Bayern: u zit. IM. s 1. — Sadjen: Brig. 
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Meiningen: taatögrund ei. 8 1,2. — — Gotha: Staatögrundgel. $ 113. — 
132,9. wei ey San — s 1.— Oldenburg: Revid. Stantägrundgei. Art. 
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v. Jnama x in ber Zeitichr. f d. gel. Ferner enich., Bb.XXV. Heft 3u. 4 — 
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Staatsgerichtshof. Unter dieſer Bezeichnung verſteht man Verſchiedenes: 
Entweder diejenigen Gerichte, welche, ſei es als ſtändige oder gelegentlich eingeſetzte, 
über Minifteranklagen zu entjcheiden haben (j. d. Art. Minifterverantwort= 
fichfeit), oder folche Behörden, die über die Kompetenzkonflikte zwischen Juftiz und 
Verwaltung erkennen (in Dejterreich: Reichagericht nach dem Berfaffungsgefeg vom 
21. Dezember 1867) oder die Ausnahmejuftiz für jchwere politische Verbrechen. 
Letztere Bedeutung Hatte der Preußiiche ©. Die Neigung, politiiche Verbrechen 
nicht nur durch harte Strafbeftimmungen im Sriminalrecht, jondern auch durch be— 
jondere prozefjualifche Abweichungen dem Nechtögange nach auäzuzeichnen, tritt in 
den Gejeßgebungen aller Völker hervor und zieht fich durch die Rechtsgeſchichte der 
Griechen, Römer und jämmtlicher neueren Kulturvölker hindurch. Vor und nad 
der Franzöfifchen Revolution ift die Verfaffungsgeichichte reich an Beiſpielen für die 
doppelte Beitrebung, einerjeits die perjönliche freiheit im höheren Maße zu 
fichern durch Garantien gegen politifche Verurtheilungen,; andererfeits die öffentliche 
Ordnung zu wahren durch nachdrüdliche Geltendmachung der herrſchenden Gewalt 
im Strafprozeß. Während des Beitandes des Deutichen Bundes wurden zur Ab— 
urtheilung demagogifcher Umtriebe Ausnahmekommiſſionen eingejeßt. Auch im 
Preußen ward 1835 das Hammergericht ala Spezialgerichtshof in Staatöverbrechen 
eingejeßt. Entgegen dem urfprünglichen Inhalt der Verf. Urk. vom 31. Jan. 1850 
bejtimmte das Geje vom 21. Mai 1852 Art. 3, daß ein bejonderer Gerichtöhot 
zur Aburtheilung fchwerer politijcher Berbrechen eingejet werden jollte. In Aus— 
führung diefer Beitimmung erging das Gejeg vom 25. April 1853, betreffend die 
Kompetenz des Kammergerichtes zu Unterfuchung und Enticheidung wegen der Staatä- 
verbrechen und das dabei zur beobachtende Verfahren. (Ueber die frage der Ber- 
— EN .E. Rönne, Staatsrecht der Preußifchen Monarchie, 2. Aufl, IL 

2, 270.) — Für das Deutiche Reich kamen die Art. 74, 75 der Bundesverfaffung 
in Betracht. Für den Hochverrath und den Sandesverrath gegen das Reich war das 
Oberappellationsgericht zu Lübeck als zuftändige Spruchbehörde in erjter und letzter 
Inſtanz bezeichnet. Das zur näheren Beſtimmung des Verfahrens verheißene Geſetz 
unterblieb im Hinblick auf die einheitliche Ordnung des geſammten Prozeſſes. Als 
©. fungirt nunmehr das Reichsgericht. Daſſelbe iſt in erſter und letzter 
Inſtanz zuſtändig in Fällen des Hochverraths und Landesverraths, inſofern diefe 
Verbrechen gegen den Kaiſer oder das Reich gerichtet ſind ( GBG. $ 136). — In 
Frankreich beſtand nach der Kaiſerlichen Verfügung von 1852 art. a 55, dem S. 
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C. vom 1. Juli 1852 und vom 138. Juni 1858 die Haute cour de justice; das 
Prinzip der politischen Spezialgerichtöhöfe war, in Webereinftimmung mit der Praris 
der Franzöſiſchen Revolutionsperiode, durch die StrafP DO. von 1808 gewahrt worden. 
(Ueber die Beftimmungen des älteren Franzöſiſchen Verfahrens ſ. Held, At. ©. 
im Staatöler. XIII. ©. 594.) Die neuere jtaatsrechtliche und progeffualiiche Doktrin 
befämpft den Beſtand des ©., joweit ala es fich nicht etwa um Aburtheilung von 
Minijteranklagen handelt, und erkennt eine Ausnahmejuftiz über Verbrechen der 
Unterthanen nur im Kriegs- und Belagerungszuftande ala gerechtfertigt an. 

Lit.: Ilſe, Geſch. ber polit. Unterfuchungen, welche durch die neben der Bunbesver- 
ſammlung errichteten Kommiſſionen zu Mainz und zu Frankfurt 1819—27 und 1833-42 
geführt worden find, 1860. — Buchner, Das Franzöſiſche Revolutiondtribunal und das 

Ihworenengericht, 1854. — Beranger, De la repression penale, I. 82 ss. (1855). — 
Gneift, Heutiged Engl. Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht, I. 486. — Kaltenborn, Die 
Volksvertretung und die Beſetzung der Gerichte, beionderd des S., 1864. — Auherbem bie 
bon Minifterverantivortlichkeit handelnden Schriften. v. Holtzendorff. 

Stantsfafienverwaltung. Das Kaſſen- und Rechnungsweien des Staates 
umfaßt hauptfächlich diejenigen Einrichtungen und Grundjäße, welche die Erhebung, 
Aufbewahrung und Berausgabung der Staatägelder regeln. Die Zielpunfte deffelben 
find: Ordnung, Sicherheit, Klarheit, — um dem Leiter der Finanzverwaltung ſowol, 
wie dem Volke und deſſen Wertretung die UWeberficht über feine Mittel und die 
Möglichkeit zu gewähren, zwiſchen den natürlichen Hilfsquellen und den Ausgaben 
die Harmonie aufrecht zu erhalten und um die richtige Erhebung und Verwendung 
der Gelder zu kontroliren. — Bei der Betrachtung des Kaſſen- und Rechnungs— 
weiens des Staates thut man wohl, fich diefe allgemeinen Prinzipien, denen dafjelbe 
dient, von Anfang an vor Augen zu halten. Die bei den Juriften und den Ber- 
waltungsbeamten gleich wenig beliebte Beichäftigung mit dem Detail deffelben hat 
allerdings beim Beginn für die Meiften etwas Abſtoßendes, und die Anwendung 
feiner Formen und Regeln im täglichen Gejchäftsverfehr wird vielfach ala etwas 
Hemmendes und Beläftigendes empfunden. Und dennoch bildet die jtrenge Hand— 
habung deilelben die erfte und in einem entwidelten Staatöwejen die nothwendigſte 
Bedingung der Verwaltung und eines gefunden Staatslebens überhaupt. Manches 
Auffallende in der jeit 1870 tiefbewegten Verwaltung Frankreichs wird fich aus 
jeinem etwas fomplizirten und formaliftiichen, im Ganzen aber mujfterhaft eingerich- 
teten Rechnungsweſen (comptabilite) erklären Lafjen. 

Die ©. (im engeren Sinne), deren Grundzüge bier furz dargejtellt werden 
jolfen, bildet nur ein beftimmtes Glied in dem gefammten ftaatlichen Rechnungsweſen. 

Dergegenwärtigt man fich die Formen, in denen fich die Finanzwirthſchaft des 
modernen Staates bewegt, jo ergeben fich für diejelbe drei wejentlich zu unterjchei= 
dende Stufen: erſtens, die Aufitellung und gejeßliche Feititellung des Etats, d. h. 
des Generalplanes, nach welchem die Finanzwirthſchaft zu führen ift; zweitens, 
die Ausführung des Etats und die Rechnungslegung über diejelbe; drittens, die 
Prüfung und Feſtſtellung, ob der Etat richtig und in Webereinftimmung mit den 
Geſetzen und VBerwaltungsvorjchriften geführt worden ift (Rechnungstontrole, Dechar— 
gung). Die maßgebenden und mitwirfenden Organe find auf der erften Stufe die 
legislativen Faktoren, auf der zweiten die erefutive Staatsverwaltung, vorzugsweiſe das 
Finanzminiſterium, auf der dritten bejtimmte Behörden (oberjte Rechnungsbehörden), 
welche theils jelbftändig zu entjcheiden, theils die Verfügungen und Enticheidungen des 
Staatsoberhauptes beziehentlich die Beichlüffe der Landesvertretung vorzubereiten haben. 

Im BVorliegenden faffen wir vorzugsweiſe die zweite Stufe ins Auge, und zwar 
nur denjenigen Zweig derfelben, welcher die Gefchäftsthätigfeit der „Kaſſen“ (technifch: 
die Gebarung) zum Gegenftand hat. Zum Verſtändniß defjelben gehören aber ge= 
wife Grundjäße, welche für das gefammte Staatsrechnungswejen von Bedeutung find. 
Andererjeits hängt das Rechnungsweſen und damit auch die Organifation und Ber: 
waltung der Kaffen auf das Innigſte mit der jeweiligen Gejtaltung der ſtaats- und 
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finangrechtlichen Verhältniffe des einzelnen Staates zujammen, daß die Darftellung 
deffelben fich, abgejehen von gewifjen allgemeinen Regeln und Formen, an die Ein 
richtungen eines bejtimmten Staates zu fnüpfen hat. Es fann hierfür darauf hin- 
gewiejen werden, daß nach den neueften Ummälzungen in frankreich, welches auf 
diefem Gebiete das auägebildetite Syitem befigt, man alsbald eine Kommiffton er- 
nannt bat behufs einer durchgreiienden Revifion der beitehenden Beitimmungen, 
welche zulegt in dem röglement general sur la comptabilits publique vom 31. Mai 
1862 Eodifizirt worden find. Wir beichäftigen uns hier vorzugsweife mit der ©. 
des Deutjchen Reiches und Preußens, welches letztere jchon jeit Anfang des vorigen 
Jahrhunderts muftergültige, in praftifcher Hinficht den Franzöſiſchen vielfach über: 
legene Einrichtungen aufweift. Beſonders beachtenswerth würden außerdem die Ein- 
richtungen des Rechnungsweſens — außer Frankreich — in Belgien, Oeſter— 
reih, Baden und Bayern jein. 

Die Grundlage des Kaſſenweſens, wie des Rechnungsmweiens überhaupt, würden 
geiegliche Vorjchriften über die Einnahmen und Ausgaben (Komptabilitäts-Etats- 
Gejeg) zu bilden haben, beftimmt zur näheren Ausführung der das Staatäbudget 
und defjen Ausführung betreffenden allgemeinen Berfaffungsbeitimmungen. An jolchen 
Gejegen fehlt es bisher im Deutichen Reiche. 

Durch das Bundesgeſetz vom 4. Juli 1868 wurde die Kontrole de Bundes- 
baushaltes zunächit für die Jahre 1867 bis 1869 der Preußifchen Oberrecjmungs- 
fammer übertragen und dieje Delegation jpäter jährlich durch Reichsgeſetz (zulekt 
Gefe vom 1. Juni 1881) erneuert. Als „Rechnungshof des Deutichen Reiches“ 
übt die Oberrechnungsfammer die ihr ala Preußifcher Revifionsbehörde zuſtehenden 
Befugniſſe aus. Ueber die von dem Bundesrath dem Reichstage (jeit 1872, zuleßt 
1877) wiederholt vorgelegten Entwürfe von Geſetzen über die Einrichtung eines 
Rechnungshoies des Deutfchen Reiches und über die Einnahmen uud Ausgaben de 
Deutjchen Reiches (Komptabilitätägejeg) hat bisher eine Einigung nicht erzielt werben 
fönnen. Die adminiftrative Leitung der Reichskaſſe (im weiteren Ginne) fällt dem 
durch Kaiſerlichen Erlaß vom 14. Juli 1879 errichteten Reichsſchatzamt anheim. 
Die Wahrnehmung der GentralsKafjengejchäfte des Norddeutſchen Bundes (jpäter des 
Reiches) wurde zuerft durch Erlaß vom 21. Januar 1868 der Preußijchen General- 
ſtaatskaſſe ala „Oeneraltafje des Norddeutichen Bundes“ übertragen. Durch den 
$ 22 des Bankgejehes vom 14. März 1875 und den $ 11 des Reichsbankſtatuts 
vom 21. Mai 1875 (R.G. Bl. ©. 203 ff.) wurde der Reichsbank die Verpflichtung 
auferlegt für Rechnung des Neiches Zahlungen anzunehmen und zu leiften. Auf 
Grund diefer Beitimmungen wurde durch den Reichskanzler eine bejondere Gejchäfts- 
abtheilung bei der Reichäbant-Hauptlafje ald Gentraltaffenftelle des Reiches unter 
der Bezeichnung „Reichshauptkaſſe“ eingerichtet (Bekanntmachung des Reiche 
fanzler8 vom 29. Dezember 1875; R.Centr. Bl. ©. 821) und bderjelben unterm 
30. Dezember 1875 eine Gejchäftsanweifung ertheilt. Nach bderjelben Liegt der 
Reichahauptlaffe nur die Buchführung und Rechnungslegung ob, die Zahlgeichäfte 
(Verkehr mit dem Publitum) vermittelt die Reichsbank-Hauptkaſſe. Im Uebrigen 
fommen als jelbjtändige Kaflen des Reiches hauptſächlich nur die Kaſſen der Mili- 
tär-, Marine-, Poft- und Telegraphenverwaltung in Betracht. Der Geldverfehr des 
Reiches mit den Bundesjtaaten vermittelt fich durch die Landeskaffen. Insbeſondere 
finden nach Maßgabe bejonders erlafjener Beitimmungen zwijchen der Reichähaupt- 
faffe und den Landeskaſſen monatliche Abrechnungen jtatt einerjeit3 über die von den 
Bundesftaaten für Rechnung des Reiches zu erhebenden Abgaben, der Averjen für 
die Zölle und Verbrauchafteuern, der Matrifularbeiträge und jonjtigen dem Reiche 
zuftändigen Ginnahmen, andererjeits über die Ausgaben der Bundesregierungen für 
Rechnung des Reiches. 

Auch in Preußen fehlt es an gejeglichen Spezialbeitimmungen für das Etat# 
und Nechnungsweien mit Ausnahme des die Einrichtung und die Befugniſſe der 
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Oberrechnungsfammer betreffenden Gejeßes vom 27. März 1872. Die Normen für 
die Rechnungsrevifion diefer Behörde find enthalten in der berühmten Inſtruktion 
für die Oberrechnungslammer vom 18. Dezember 1824 (vgl. diejelbe in Anlage A 
zu Nr. 148 der Drudjachen des Abgeordnetenhaufes von 1871—72). Dieje In— 
itruftion iſt rückwärts wirkend die Grundlage für die Führung des Staatshaushalts 
und die Kafjenverwaltung geworden und enthält alles Wejentliche eines jog. Etats— 
(Komptabilitäts-)Gejeges, weshalb auch der dem Reiche vorgelegte Entwurf eines 
ſolchen Geſetzes vorzugsweiſe an jene Inſtruktion fich anlehnt (vgl. Drudjachen Nr. 
15 und 16 des Reichstages für 1877). 

Gemäß dem Grundſatze, daß alle Einnahmen des Staates in eine Kaffe fließen, 
aus welcher die Bedürfniſſe für alle einzelnen Verwaltungszweige zu bejtreiten find — 
jo daß aljo, von bejtimmten im tat oder Spezialgefegen angeordneten Ausnahmen 
abgejehen, feine Einzelverwaltung ihre für gewiſſe Zwecke rejervirte Sondereinnahmen 
hat —, werden etats- und buchmäßig jämmtliche Staatzeinnahmen dem Finanz— 
minifter ala Dedungsmittel für die Ausgaben überwieſen. Sämmtliche Einnahmen 
und Ausgaben vereinigen jich demnach vechnungsmäßig in einer Kaffe — der General- 
ſtaatskaſſe. Zur Bermittelung des Einnahme und Ausgabegejchäfts dienen Unter: 
faffen. Die Gliederung it folgende: 

Die Generalſtaatskaſſe, die Hauptcentralfaffe; — Provinzialkaſſen — 
für einzelne Einnahmezweige (Provinzialjteuer-, Oberbergamtäfafjen) oder für alle 
Einnahmen und Ausgaben (Regierungshauptlaflen); — Spezialfajjen — für 
die einzelnen Verwaltungszweige (Domänen, Forſt-, Steuer-, Bergamtskaſſen 2c.). 
Zwifchen den erjten beiden Kategorien beftehen für einzelne Einnahme= oder Aus- 
gabezweige noch Gentralkafien, jogen. Generalfajjen, 3. B. Generallotteriekafle, 
Staatsjchuldentilgungsfaffe, Generalfaffe des Miniſteriums der Geiftlichen ꝛc. Ans 
gelegenheiten. Das Perſonal diefer Kaffen bejteht aus dem Rendanten, dem Kon— 
troleur, Kaffirer, Buchhalter, Unterbeamten, bei den Spezialfafien blos aus dem 
Rendanten, bei den größeren noch dem SKontroleur. Daneben befteht zur Kontrole 
die ſog. Kaſſenkuratel, welche in der Regel von einem höheren Beamten (Kaffen- 
rath) geführt wird und fich namentlich in den gewöhnlichen (monatlichen) und 
außergewöhnlichen Kaſſenreviſionen äußert (Kab.Ordre vom 19. Aug. 1823). — 
Zur Sicherftellyng der Kaſſen Haben die Hauptlaffenbeamten die Pflicht zur 
Kautionsbeitellung (Reichsgefeg vom 2. Yuni 1869 und Preuß. Geſetz vom 
26. März 1873 nebjt Verordnung vom 10. Juli 1874 ıc.). Außerdem haben die 
Spezialfaffen ihre Ueberſchüſſe pünktlich an die höhere Kaffe abzulieiern. Allgemeine 
Inftruktionen für jämmtliche Kafjen bejtehen in Preußen nicht. Hervorzuheben iſt 
das Regulativ wegen künftiger Einrichtung des Kaffenwejens vom 17. März 1828 
(v. Kamp, Annalen, ©. 285) und die Gejchäftsanweifung für die Regierungs- 
hauptfaffen vom 1. Juni 1857. Wußer dem eigentlichen Zahlgeichäft ift die 
Hauptthätigkeit der Kaſſen die Buchführung und die Rechnungslegung. Die 
Buchführung ift eine chronologifche und eine ſyſtematiſche, erſteres durch die 
Journale, leßteres durch die Manuale. Beide müſſen übereinftimmen und in jedem 
Moment eine vollftändige Ueberficht über den Kaſſenverkehr und den Kaſſenbeſtand 
geben. — Etwaige Kaſſendefekte werden durch einen ſummariſchen Beichluß der 
Auffichtsbehörde feſtgeſtellt und erefutivifch eingezogen (Preuß. VBerordn. vom 24. Jan. 
1844 und Reichabeamtengejeß vom 31. März 1873, $$ 134 ff.). 

Um der Finanzleitung eine fortlaufende Weberficht über die Ergebniffe der ©. 
und über die Lage des Staatshaushalts zu verichaffen, war früher die jogen. General- 
fontrole eingerichtet (VBerordn. vom 3. November 1817), welche jpäter einjchließlich 
der jogen. Staatsbuchhalterei aufgehoben wurde (KHab.Ordre vom 29. Mai 1826 
und 19. Juli 1849). Durch Inftruftion des Finanzminiſters vom 15. Dezember 
1858 ift zu dem gedachten Zwed im Finanzminiſterium die jogen. Hauptbuch— 
balterei eingerichtet. An diefe werden von allen General, Provinzial- und 

v. Holgenbdorff, Enc. II. Rechtslexikon IIT. 3. Aufl. 48 
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Spezialkaſſen, die eine jelbjtändige Rechnung legen, allmonatlich nach vorgefchriebenen 
Formularen Abſchlüſſe eingereicht, welche alle in dem Monat (bzw. den vorhergehenden 
Monaten des Etatsjahres) vorgefommenen Einnahmen und Ausgaben, die verbliebenen 
Neite, Vorſchüſſe und Kaſſenbeſtände nachweifen. 

Hierdurch wird die Wyinanzleitung in den Stand geieht, jederzeit für die Be— 
ihaffung der Mittel und den Ausgleich unter dem verjchiedenen Kaffen zu jorgen. 
Eine ähnliche Einrichtung befteht auch für das Deutiche Reich. Dabei mag bier 
erwähnt werden, daß zur Aufrechthaltung eines pünktlichen Kaffenverkehrs und zur 
Dermeidung von Stodungen der Gentralfaffe eijerne Beftände, jogen. Betriebs- 
fonds, überwieien find. Wie die gedrudten Etats ergeben, beträgt der Betriebs- 
fonds der Preuß. Generalſtaatskaſſe 30 330 000 Mark, der Betriebötonds der Reichs— 
hauptkaſſe (einichließlich der eifernen Beitände der Militär- und Pojtverwaltung, jo= 
wie der Legationskaſſe) 30 060 000 Marl. — Zur vorübergehenden Stärkung der 
Betriebsfonds wird in der Regel durch das mit dem Gtat alljährlich exrlaffene 
Trinanzgejeß die Ausgabe von Schatzſcheinen bis zu einer beitimmten Gejammt- 
jumme vorgejehen (vgl. 4. B. Reichögejeg vom 28. März 1881). Dieſe Schaß- 
jcheine charakterifiren fich ala Mittel für antizipirte Einnahmen. Vgl. oben d. Art. 
Staatsanleihen. 

Um ein annäherndes Bild darüber zu erhalten, wie fich in dem vorftehend be- 
jchriebenen Rahmen die Gejchäftsthätigkeit bewegt, find im Nachtolgenden noch die— 
jenigen Hauptgrundjäße der Kaflenverwaltung und die Hauptabjchnitte des Rechnungs- 
verfahrens zufammenzufaffen : 

Die Grundlage der S. bildet der durch Vereinbarung der gejehgebenden Taf: 
toren feitgeftellte Staatshaushaltsetat einfchließlich der jogen. Spezialetatt. Eine 
jede Kaſſe erhält, nach seititellung des Staatshaushalts, einen in der form des 
letzteren (nad Kapiteln und Titeln) angefertigten Kaffenetat, welcher die Spezial- 
einnahmen und -Ausgaben der Kaffe enthält. Kauptetats (3. B. die Etats der 
Minifterien) werden vom Könige vollzogen, die Vollziehung der Spezial-(Kaffen-) 
Etats erfolgt in der Regel unter Mitwirkung des Finanzminiſters. 

Der Staatöhaushaltsetat wird für einen beftimmten Zeitraum (Etatöperiode, 
exereice) aufgeftellt. Diejer Zeitraum ift auch für die Kaffenführung und Rechnungs 
legung maßgebend. Derjelbe fiel früher im Reich und in Preußeg mit dem Ka— 
lenderjahr zufammen. Auf Grund des Neichägejeßes vom 29. Februar 1876 und 
des Preußiichen Gejeßes vom 29. Juni 1876 läuft nunmehr das Etatsjahr vom 
1. April des einen bis zum 31. März des folgenden Jahres. Nach Ablauf des 
Gtatsjahres jchließen die Kaſſen ihre Bücher ab (Finalabſchluß) und jtellen die 
Rechnung auf. 

Alle Einnahmen und Ausgaben gehören demjenigen Gtats-(NRechnungs-)jahr 
an, in welches diejenigen Thatſachen fallen, welche das Ginnahmerecht und die Aus— 
gabepflicht des Staates begründen. Um die Liquidation und Erhebung bzw. 
Auszahlung noch bewirken zu fönnen, ift der Abichlußtermin für die verichiedenen 
Kaflen über den Jahresichluß hinaus erftredt. Danach erfolgen in Preußen jetzt die 
Finalabſchlüſſe der Spezial-, Provinziale, Haupt und Centralkaſſen, jowie der General- 
ſtaatskaſſe bzw. am 26. und 30. April, am 10. und 30. Mai und am 15. Jumi, 

Einnahmen, welche bis zum Abſchluß nicht erhoben werden konnten, und Aus: 
gaben, deren Rechtögrund feftjteht, welche aber vor dem Abſchluß nicht geleiftet 
werden konnten, gehen als Reſte in das folgende Gtatäjahr über. Ueberſchüſſe 
nach Abzug etwaiger Reſte werden als erfpart verrechnet, jofern nicht ein beitimmter 
Ausgabefonds durch Etat oder Gejeh als in das folgende Gtatsjahr übertragbar 
bezeichnet ift. In diefem Falle bleibt der Ueberſchuß zur Berfügung der Ber: 
waltung und wächlt dem Ausgabeetat des folgenden Jahres zu. 

Die Ginnahmerefte vereinigen fi rechnungsmäßig mit den Ginnahmen des 
folgenden Jahres, die Neftausgaben dagegen find beſonders zu verrechnen. Reit 
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ausgaben aus nicht übertragbaren Yonds können nicht zur Dedung der laufenden 
Ausgaben des folgenden Gtatsjahres verwendet werden. Sind die Reftausgaben 
am Ende des zweiten Jahres nicht geleiftet, jo werden die Reſte ala erfpart ver- 
rechnet und die Ausgaben aus laufenden Fonds beftritten. Die jog. Rejtverwal- 
tung, wie fie nach dem Vorhergehenden in Preußen beiteht, hat im Weich 
wejentliche Modififationen erfahren. In Frankreich ift fie gänzlich unbekannt, 
weshalb dort die Abjchlußtermine erheblich weiter über den Jahresichluß eritredt 
find (für das ordonnancement bis zum 31. Juli, für die Zahlung bis zum 
31. Auguft). 

Jede Ausgabepofition des Etats (Ausgabefonds) bildet einen Kredit, welcher 
dem Chef derjenigen Verwaltung, für welche die dem Staatshaushaltsetat bei- 
gegebenen Spezialetats aufgeitellt find, eröffnet ift. Der Verwaltungschef ift der 
zur Verfügung über dieſe Fonds Berechtigte. Keine Zahlung darf ohne eine An— 
weifung des zur Verfügung berechtigten Chefs oder des von diefem beauftragten 
Beamten geleitet werden. Soweit die KHafjenetats den Gmpfangäberechtigten be— 
zeichnen, enthält derjelbe den Generalauftrag an die Kafle zur Zahlung. Im 
Uebrigen ift die Fondsverwaltung durch Inftruftionen geregelt, 3. B. durch die 
Verfügung des Yuftizminifters, betreffend die Vorjchriften über die Fondsverwaltung 
bei den Juftizbehörden, vom 28. September 1879. Die Generalanweifung durch 
den Kaflenetat bildet eine wejentliche Vereinfachung gegen das umjtändliche Ver: 
fahren bei dem ordonnancement, wie es in Frankreich üblich ift, ohne der Sicherheit 
Eintrag zu thun. Jede Ausgabe — und entiprechend die eine folche anorbnende 
Anweifung — muß dem Zwede entiprechen, für welchen die Bewilligung im Etat 
erfolgt ift. Die Leiftungen von Ausgaben aus dem einen Fonds zu Zwecken eines 
anderen Fonds (jog. Uebertragungen) find unzuläffig. Mehrzahlungen über die etats— 
mäßigen Summen oder außerhalb eines bejtimmten etatsmäßigen Zivedes erfordern 
eine bejondere Behandlung. 

Da nämlich der Staatshaugshaltsetat nur einen „Voranſchlag“ der Einnahmen 
und Ausgaben enthält, jo kann die Ausführung deffelben Mehr: und Mindereinnahmen 
und «Ausgaben zur Folge haben. Von bejonderer Wichtigkeit find die Mehraus— 
gaben, d. 5. die Gtatsüberjchreitungen, welche fich gegen die Titelfummen der von 
dem Landtage beichloffenen Spezialetats ſowol, wie gegen diefe Etats überhaupt 
(außeretatsmäßige Ausgaben) ergeben. Zu folchen Gtatsüberjchreitungen ift im 
Laufe der Verwaltung die Zuftimmung des Finanzminifters und die Genehmigung 
des Königs erforderlich. Außerdem ijt eine Nachweifung derjelben im nächſten 
Jahre, nachdem fie entitanden find, dem Landtage zur Genehmigung vorzulegen. 
Dieſe Nachweifung wird dem Landtage alljährlich in der „Ueberficht von den 
Staatseinnahmen und =Ausgaben“ vorgelegt, welche auf Grund der dem Finanz— 
minifter zugehenden Finalabſchlüſſe aufgeitellt wird, 

Nach dem Abichluß Hat jede Kaffe ihre Rechnung aufzuftellen, welche in den 
einzelnen Anſätzen (Etatsjoll, Mehr oder Minder, Reſte) das bei dem Abichluß feſt— 
geitellte Ergebniß der Kaffenbücher wiederzugeben Hat. Die Rechnungen find — 
nach erfolgter Vorprüfung (Abnahme) durch die Berwaltungsbehörden — nebit den 
Belägen der Oberrechnungsfammer einzureichen. Ebendahin gelangt auch die von 
dem Finanzminister auf Grund der Spezialrechnungen aufgeitellte allgemeine 
Rechnung über den Staatshaushaltsetat. 

Die Revifion der Oberrechnungstammer bat fich zunächit auf eine kalkulatoriſche 
Prüfung und YJuftifizirung der Rechnungen und der Beläge zu eritreden; außerdem 
aber namentlich darauf: 

ob bei der Erwerbung, der Benußung und der Beräußerung von Staatseigenthum 

und bei der Erhebung und DBerwendung der Staatseinfünfte, Abgaben und 

Steuern, nach den beitehenden Geſetzen und Borfchriften, unter genauer Beachtung 

der mahgebenden Berwaltungsgrundjäße verfahren worden ift, und 2* 
48 * 
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ob und wo nach den aus den Rechnungen zu beurtheilenden Ergebnifien der 
Verwaltung zur Beiörderung des Staatözwedes Abänderungen nöthig oder rat: 
ſam find. 

Werden die Rechnungen richtig befunden, jo ertheilt die Oberrechnungskammer 
den rechnungsführenden Beamten Quittung (Decharge). Stellen ſich Bertretungen 
der Rechnungsführer oder anderer Beamten heraus, deren Dedung durch die Notaten 
beantwortung nicht nachgewiejen wird, jo hat die Oberrechnungstammer die weitere 
Verfolgung, welche der vorgejehten Behörde obliegt, nöthigenfalls durch Gintragung 
in das Soll der Einnahmen anzuordnen ($ 17 des Preuß. Geſ. vom 27. März 
1872 und ähnlich der dem Reichötag vorgelegte Entwurf). Dieje Beitimmung läßt 
nicht Elar erkennen, welche Stellung dad Gejeß der Oberrechnungsfammer gegenüber 
den Verwaltungsbehörden — welche nicht Rechnungsleger find — namentlich den an« 
weifenden Beamten und bejonders den Verwaltungschefs hat einräumen wollen. In 
Frankreich gilt der Grundjaß, daß der oberite Rechnungshof fich in feiner Weije eine 
Yurisdiftion über die anweijenden Beamten (ordonnateurs) beilegen fann. Der ent: 
gegengejegte Grundſatz würde, fo jegensreich auch eine Kontrole der Verwaltung bei 
Gelegenheit der Rechnungsrevifion fein mag, leicht zu Kollifionen und zu einer 
Hemmung der Exekutive führen können. Das Richtige wird fein, wenn die Kontrole 
der Verwaltung durch die Bemerkungen zur allgemeinen Rechnung und durch den 
dem Könige. zu erftattenden Gejchäftsbericht geübt wird. 

Die allgemeine Rechnung über den Staatshaushaltsetat, welche alljährlich dem 
Zandtage vorzulegen ift, hat nämlich die Oberrechnungsfanmer mit ihren Be 
merfungen zu begleiten, welche fich namentlich über etwaige Abweichungen von den 
Beitimmungen des Etats oder der Titel der Spezialetats oder den damit verknüpften 
Bemerkungen oder endlich von Finanzgeſetzen überhaupt verbreiten. Auf Grund 
diefes Materials fpricht der Landtag die Entlaftung der Staatsregierung aus oder 
beanſtandet diejelbe. 

Endlich erjtattet die Oberrechnungstammer alljährlich dem Könige Bericht über 
die Ergebniffe ihrer Gejchäftsthätigkeit, verbunden mit Vorſchlägen darüber: ob und 
inieweit nach den aus den Rechnungen fich ergebenden Rejultaten der Verwaltung 
zur Beförderung der Staatäzwede Reformen nothiwendig oder rathſam ericheinen. 

In diefer Weife vollendet fich der Kreislauf der zur Ausführung des Staatö- 
haushaltsetats dienenden Operationen der ©. — 

Lit: v. Rönne, Staatsrecht, 3. Aufl., Bd. II. 2 ©. 722 fi. — Gneift, Verwaltung, 
zung, Rechtsweg, $ 30 ©. 320. — Kieichle, Grundzüge zu einer zwedmäßigen Einrichtung 
des Etaatäfafjen- und Rechnungsweiens, Berlin 1821. — Graaf, , des Etatskaſſen⸗ 
und Rechnungsweſens, Berlin 1831. — — urth, Das gefammte Preußiſche Etatätafien: 
und Rechnungsweſen, Berlin 1881. — Meißner, Die das Rechnungsweſen des Preußiſchen 
Staates —— Geſetze und Verordnungen, Berlin 1878. — Laband, Das Finanzrecht 
d. Deutichen Reich (Hirth’3 Annalen 1873, ©. 523 ff.). — Czörnig, Darftellung der Ein: 
richtungen über Budgete, Staatsrehung und Kontrole u. |. w., Wien 1866. — Fahrm— 
bacher, Das Zahlungsweſen der allgemeinen Finanzverwaltung in Bayern, Ansbach 1876. — 
Hod, Finanzverwaltung Frankreichs, Stuttgart 1857, ©. 85 f. — M. Block, Diction- 
naire de l’administration frangaise, s. v. Comptabilitö publique. R. 

Stantsrath. Der S. ericheint in den monarchiſchen Verfaſſungen Europa's 
ala die £ollegialiiche Formation des höheren Berufsbeamtenthums zur ftetigen Be 
rathung des Staatsoberhauptes in den höchjten Staatsangelegenheiten, zur Vor 
berathung der Gejegentwürfe und Verordnungen, zur rechtlichen Begutachtung der 
Derwaltungskonflitte und Beichwerden. Er ift die höchſte Formation dei 
berufsmäßigen Beamtenthums und mur aus diefem heraus verjtändlich. 

Schon in den eriten Anfängen unjerer ftaatlichen Entwidelung haben die Ger 
manifchen und Romanifchen Völker einen Berufsjtand für die humanen Aufgaben 
und Hulturzwede des Staates gebildet in der Hierarchie der Römiſchen Kirche. Auf 
einer jpäteren Entwidelungsftufe bildet das weltliche Beamtenthum, Hand in Hand 
mit der Rezeption eines neuen ftaatsbildenden Rechtes, einen Beamtenftand , deſſen 
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bedeutungsvoller, weltgeichichtlicher Beruf die Ueberwindung der jtändifchen Gegen- 
füge der Europäifchen Welt geworden ift. Ueberall erjcheint nun in den größeren 
Staaten ein „Geheimrath“, Staatsrath oder analoger Körper, welcher Anfangs 
die Spiten der geiftlichen und weltlichen Stände mit den hohen Beamten aus 
perfönlichem Vertrauen vereinigt, in welchem dann aber das reine Beamtenelement 
das Mebergewicht behält. Wie die Bildung der ftehenden Armee die phyſiſche 
Macht, jo verleihen dieje „Conseils* des Landesheren der aufwachjenden Monarchie 
die rechtliche und fittliche Macht, welche die geichiedenen Elemente des Volkslebens 
zur höheren ftaatlichen Einheit führt. Auf dem Kontinent geht mit Neberwältigung 
der jtändifchen Verfaffungen daraus die abjolute Monarchie hervor. In England 
it der endliche Ausgang ein entgegengefeßterr. In allen Kulturländern Europa’s 
aber bewegt fich der Verfaſſungsſtreit jeit dem Ende des Mittelalterd in dem gegen= 
jeitigen Verhältniß zwiſchen — königlichen Rath und den ſtändiſchen Körper: 
ichaften wie in einem Brennpunft. 

In England erjcheint der S. ald „consilium continuum“ zuerft in dem 
Menfchenalter nach der Magna Charta. Die Monarchie, im Streit mit den befihen- 
den Hlaffen, ſah fich genöthigt, die höchſten Kronbeamten zu einer jtehenden Behörde 
zufammenzufaffen, um aus dem Syitem der perjönlichen Regierung zu einem ftetigen 
gejeßmäßigen Gang der Staatögefchäfte zu gelangen. In dem Jahrhundert Eduard’s L., 
II. und III. gewinnt der ftehende Rath die Initiative einer großen Gejehgebung. 
In vereinigten Sitzungen mit den hervorragenden Prälaten und weltlichen Herren, 
al® „Magnum Consilium* oder Parliamentum, find von diefer Körperſchaft die 
grundlegenden Geſetze der heutigen Englischen Staatsverfaffung ausgegangen, — in 
einer Zeit, in welcher das Unterhaus noch eine jehr untergeordnete Stellung einnahm. 
Noch einmal in der jpäteren Epoche der Reformation hat der Fönigliche Rath ala 
„Privy Council“ die SJnitiative der Gejeßgebung ſowie die außerordentlichen 
Negierungs: und Strafgewalten erhalten, welche die Durchführung des jchweren 
Werkes der ftaatsfirchlichen Reformation erforderte. Die Periode der Tudors bildet 
den Höhepunkt de8 Privy Council, neben welchen das Parlament zeitweije feine 
Selbjtändigfeit zu verlieren ſcheint. Im folgenden Jahrhundert aber bekämpft die 
Dynaftie der Stuartd mit dem Privy Couneil die Parlamentsverfaffung überhaupt, 
mit dem VBerordnungsrecht die Gejeßgebung, mit der Verwaltungsjuſtiz des Council 
das jtändifche Steuerrecht und die lokale Selbftverwaltung. In diefem Kampf fiegt 
das Parlament in Folge der gefellfchaftlichen Harmonie, welche die drei Stände in 
gleichem Recht, in gleicher Steuerpflicht und wejentlich gleichen Jnterefjen vereinigte. 
Das befiegte Königthum wird gezwungen, auf die Verwaltungsjuftiz des Council 
(Sternfammer) und auf die gemißbrauchten außerordentlichen Gewalten zu verzichten. 
Die Geſchäfte des Privy Council gehen damit auseinander Die 
Berwaltungsgerichtsbarkeit Eonjolidirt fich in den Behörden des selfgovernment unter 
Kontrole der Reichdgerichte. Die Initiative der Gejeßgebung und der Regierungs- 
maßregeln fällt dagegen in einen engern Ausfchuß des Staatsraths (Cabinet, 
Miniſterrath), welcher jchon unter den Stuart? gebildet, jeßt die eigentliche Hand— 
habe der parlamentarifchen Parteiregierung wird. Die Minifter üben ihre Gewalten 
noch heute ala „Staatsräthe“, welche mit einem bejonderen Departement betraut 
find, und bleiben in der Regel lebenslänglich Mitglieder des Privy Council, deſſen 
Mitgliederzahl allmählich bis auf 200 gewachjen ift. Dieje Verfammlung wird aber 
nur jelten zu Geremonialacten geladen. Für die wirklichen Regierungsgeſchäfte er- 
geht die Ladung nur an die Mitglieder des zeitigen Miniſterraths. Die heutigen 
Orders in Couneil find alfo der Sache nach nur Beichlüffe des Staatsminiſteriums. 
Die alten Hauptgeichäite des ©. haben fich vertheilt unter Minifterrath, Parlament, 
Reichsgerichte und die Berwaltungsgerichte des Seligovernment. Nur für die Kolonial- 
und firchlichen Angelegenheiten bleiben noch Refte einer wirklichen Jurisdiktion des 
Privy Couneil übrig. 
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In Frankreich dagegen ericheint das Conseil du Roi jchon jeit dem 
15. Jahrhundert ala der jtändige Hauptlörper der Staatsregierung, mit welchem 
das Königthum Stände und Parlamente überwindet. In das Conseil fällt die 
Initiative der Gefehgebung und das Verordnungsrecht des Königs, welches für die 
zerriſſene ſtändiſche Gejellichaft immer ausfchließlicher die gejegebende Gewalt über 
nehmen muß. Diefe zeitgemäße, ftetig fortichreitende Verordnungsgewalt jchiebt die 
gefeßgebenden und jteuerbewilligenden Stände allmählich ganz bei Seite, und giebt 
der BVollziehungsgewalt die jtetige Geftalt, in welcher fie die ftändifchen Sonderrechte 
und Privilegien zu überwinden vermag. ine abjchließende Ordnung giebt das 
Edikt vom 3. Jan. 1687, und es entjteht nun jemer gewaltige Körper „tout & la 
fois cour supröme de justice, tribunal supröme administratif, conseil du gouverne- 
ment, qui discute et propose la plupart .des lois, fixe et repartit l’impöt, établit 
les rögles genérales, qui doivent diriger les agents du gouvernement“ (Tocque- 
ville), — der ftetige Körper einer durch Berufsbeainte geführten Staatsregierung. — 
Im Kampf gegen das ancien regime hob die Revolution im Geſetz vom 25. Mai 
1791 zwar den ©. auf, und übertrug feine Funktionen auf den Minijterrath, zum 
kleinen Theil auf den Kaſſationshof. Allein jeder durch ein Berufsbeamtenthum aus: 
ichließlich verwaltete Staat bedarf diejer ftändigen Yormation für die Stetigfeit 
jeiner Verwaltungsordnung. Die Konfularverfaffung ftellt ihn wieder her, mit der 
Befugniß „de rediger les projets des lois et les r&glements d’administration 
politique, et de résoudre les difficultes, qui s’&levent en matiere administrative“, 
mit einer höchſten Kompetenz zur Interpretation der Verwaltungsgejeße, Enticheidung 
der jtreitigen Verwaltungsfragen und der Konflikte zwiſchen Juſtiz und Verwaltung. 
Alle Franzöfiichen Berfaffungen find auf diefe Formation zurüdgefommen , die zwar 
gegen den Willen eines Machthaber oder einer regierenden Partei ohne dauernde 
Widerſtandskraft, doch dem herrichenden Syftem die Ordnung der Gejchäfte, die 
einheitliche Aktion der Organe gewährleiftet. Das Conseil in jeiner durch Dekret 
vom 14. Jan. 1852 erneuten Geftalt beiteht aus einem Präfidenten, 40—50 Staat 
räthen zum ordentlichen Dienft der 6 Sektionen, 18 Staatäräthen, welche feiner 
Sektion zugetheilt find, ungefähr 20 Mitgliedern im außerordentlichen Dienit, 
40 Staatörathäreferenten (maitres des requötes) und 80 Referenten (auditeurs). 
Er vereinigt in fich die Verwaltungsfapazitäten des Landes, wie der Kaſſationshof 
die Juftizkapazitäten, ſogar auf Koften des Miniſterialſyſtems. Neben dem unver 
antwortlichen Conseil d’stat finfen die Minifter zu blos ausführenden Departements 
(eitern herab, das mittlere und niedere Beamtenthum zu geichieten Jnftrumenten, von 
welchen eine prompte, taftvolle Vollziehung, aber keine Selbftändigkeit des Gedantens 
und Willens erwartet wird. Im Verhältniß zum Monarchen ift das Conseil d’etat 
alö jeine „pensee en deliberation“ , der Minifter ald die „pensde en ex6cution* 
gedacht. Auch in den Höchiten Entjcheidungen über die Kompetenzkonflikte giebt 
diefer ©. nur Gutachten, welche der Souverän bejtätigen oder amendiren mag. Wie 
in der Gerichtöverfaffung find es insbejondere die ſtets verſchiebbaren Ab: 
theilungen mit einem jährlich vorbehaltenen Wechſel, welche die Yurisdiktion 
über das öffentliche Necht Hier ebenjo unfelbjtändig machen, wie die Entjcheidungen 
der wechjelnden Gerichtsabtheilungen. Auch die neue Republit hat das Conseil 
d’stat nicht zu entbehren vermocht, nunmehr aber die Stellung deſſelben als Ver 
waltungsgericht der ordentlichen Gerichtsverfaſſung affimilirt. 

In Deutihland Hat die S.bildung Ähnliche Formen und Kompetenzen, 
aber, wie das Beamtenthum jelbit, einen verjchiedenen Charakter entwidelt. In 
Oeſterreich, Kurbrandenburg und in den übrigen größeren Staaten gewinnt der 
„Geheimrath“, „Hofrath“ und analoge jtändige Körperjchaften eine ſtetig wachſende 
Bedeutung auf Koften der verfallenden\Yanditände Das reine Beamtenelement 
verdrängt die Anfangs noch darin aufgenoraenen jtändiichen Elemente. Am deut: 
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lichjten erfennbar wird die Bedeutung diejer Einrichtungen in dem furbranden- 
burgiichen Geheimen ©. Es fam darauf an: 

1) die dem neuen Staatöwefen nothwendigen Gewalten, in®befondere die 
Militär-, Finanz-⸗, Polizei und Kirchengewalten, im Widerfpruch mit dem her- 
gebrachten Rechtszuſtand, doch in möglichiter Schonung der Rechte und Intereſſen 
der herrſchenden Klaffen durchzuführen. Unter dem Titel der „von Gott geſetzten 
Obrigkeit“ jchafft fich die Staatöregierung fchrittweife und experimental zuerſt die 
nothwendigen Finanz= und Militärkräfte, ordnet fich durch das „Oberauffichtärecht“ 
die jtändifchen, geiftlichen und ftädtiichen Korporationen ala Organe der Staatö- 
gewalt unter, und verbindet mit den ausführenden Organen zugleich die Entjcheidung 
über die Kollifionen zwifchen dem neuen und alten Recht, im Geijt einer Ver— 
waltungsjurisdiktion. Der ©. bildet dafür eine höchitbegutachtende, de facto 
regelmäßig enticheidende Behörde, in unmittelbarer Korrefpondenz mit dem Landesherrn. 

2) Mit dem Fortſchritt diefer Regierungsweife bilden fich feſte Normativ— 
beitimmungen für die Ausübung der Staatögewalten: der ©. wird durch jeine 
Stellung zugleih berathende Behörde für Gejege und Berorbnungen. 

Die Hauptichwierigkeit damaliger Verhältniffe lag in der Ungleichartigkeit der 
zufammengefügten Yandgebiete und ihrer Rechte, die zu einem gemifchten Syſtem 
von Real» und Provinzialverwaltung und zu erheblichen Ummandlungen der Organi- 
jation führte. Das Streben nach Stetigfeit und Gerechtigkeit gab dem höchſten 
Regierungsförper in wejentlichen Punkten die Gejtalt der ftändigen follegialifchen Ober: 
gerichte. Dieſe Organijation erſtreckt fich auch auf die Mittelinftany in zahlreichen 
ftändigen Kollegien. Nachdem auch die Lofalobrigfeit den ftändigen Charakter des Lande 
rathsamtes erhalten hat, ift der Paralleliamus zwiſchen Verwaltung und Juftiz vollendet. 

Allein jo jehr dieſe jurisdiktionelle Geftalt der Staatöregierung den Deutjchen 
Rechtsanfchauungen entſprach, jo Ihwerfällig wurde fie allmählich für die wachjenden 
Bedürfniffe einer neuen Zeit. Schon am Schluß der Regierung Friedrich's des Großen 
eritarrte der Geheime S. mit feinen unförmlichen Abtheilungen zu einem geiftlojen 
Körper, der mit den Jdeen und Bedürfniffen der Epoche der Franzöſiſchen Revolution 
nicht mehr Schritt zu halten vermochte. Die Stein=Hardenberg’sche Reform hat 
diefen monjtröfen Körper zerichlagen und ein einfaches, durchgreifendes, der neuen 
Reformgejehgebung entjprechendes Minifterialiyitem an jeine Stelle gejeßt. Daneben 
follte ein „S.“ reſtaurirt werden, trat aber erjt jpäter und nur als gejegberathender 
Körper wieder ind Leben. Trotz einzelner mufterhafter Gejeßesarbeiten vermochte 
derjelbe feine fejte Stellung mehr gegen die Miniftergewalten zu gewinnen, wurde 
ſelbſt bei Privatrechtögejegen umgangen und von Friedrich Wilhelm IV. ala ein 
Hauptfiß der ihm mißliebigen „Büreaufratie” angefehen. Grit in jpäter Stunde 
wurde eine S.jurigdiktion über die „Kompetenzkonflikte“ hergeitellt, welche äußerlich 
dem Franzöſiſchen Mufter folgte, der Sache nach aber durch den definitiven Charakter 
feiner Entjcheidungen und durch Anerkennung der Geſetze als abfjolute Norm, doch 
mehr den Charakter der Deutjchen Gerichtäbarfeit annahm. Die übrige Berwaltungs- 
jurisdiftion verblieb den Departementsminiflern in leßter Inſtanz. 

An dies Syitem der Staatsverwaltung ſchloß fich nun jeit1848 eine Verfaſſung 
nach Belgiſchem, Sranzöfiichem und Engliſchem Mufter an, ohne Rüdficht darauf, daß 
dieje fremden Verfafjungen einevon der Minifterverwaltung unabhängige 
Verwaltungsjurisdiltion vorausſetzen. Man glaubte, daß die „Minifterverantwortlich- 
feit“ die Stelle der Rechtiprechung über das öffentliche Recht erjegen könne, hatte 
aber weder den Muth noch den ernten Willen, eine jolche zu realifiren. Die völlige 
Unficherheit und Schußlofigfeit der Verfaſſungs- und Verwaltungsgeſetze hat lange 
Zeit die öffentliche Meinung (ſelbſt bei der Krifis vom Jahre 1866) zu feinem erniten 
Entſchluß einer Beſchränkung des departementalen Abjolutismus zu bewegen vermocht. 

In heutigen Verhältniffen findet die Heritellung eines gefegberathenden ©. 
anfcheinend noch ein Hinderniß darin, da Kompetenz und Formation dafür jchwer 
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zu finden iſt, jo lange das Verhältniß zwiſchen Reichs- und Landesverfaſſungen ſich im 
Fluß befindet. Nothwendiger ala je war dagegen die Herftellung einer von der 
Minifterverwaltung unabhängigen Jurisdittion über die ftreitigen ragen der 
Auslegung der Berfaffung, der Anwendung des Verwaltungsrechts, — und dieje ließ 
fih nur in einem jachverftändigen, Eollegialifchen Beamtenkörper finden, während eine 
Jurisdiktion durch Behörden des Seligovernment erft von Unten herauf neu zu 
ichaffen war. Alle Eiferfucht gegen das Berufsbeamtenthum mußte daher unter 
dem einen oder anderen Namen auf eine S.bildung für die Verwaltungs: 
jurisdiftion zurüdlommen. Die Preußifche Gejeßgebung ift ſeit 1875 zu einem 
dem Weſen der Deutſchen Gerichtäverfaffung entiprechenden „Oberverwaltungägericht- 
hof” gelangt, der aber an die Gentralverwaltung noch nicht heranreicht. 

Ginen bedeutungsvollen Theil der Staatsentwidelung Oeſterreichs bildet 

auch der dortige ©., deffen Gejchichte von dem Freiherrn v. Hod kurz vor feinem 
Tode begonnen war. Die neuefte Gejeggebung beichränft fich auch bier auf einen 
Verwaltungsgerichtshof. Wichtig für das konftitutionelle Verhältniß des ©. find 
namentlich auch die Formationen in Bayern und Württemberg, im Zufammen- 
bang ‘mit einem relativ gut entwidelten Verwaltungsrecht. 
Bit.: eg ber Staatsrathsbildungen in allen europätichen Ländern von Bra delli 
in feinem Jahrb. für Geſetzlunde und Statıftit, 1862, ©. 170 ff. — Malchus, Politik der 
inneren Verwaltung, I. SS 18 ff. — Für I) er Gneift, Engl. Verwaltungsrecht, 1866 
bis 1867; I. $$ 21, 32, 37, 43; II. SS 44—75. — für Frankreich: Dareste, Justice ad- 
ministrative, 1862. — M. Block, Dictionnaire de la politique, v. Conseil d’Etat. — Für 
Deutihland und vergleichende Recht: 2. v. Stein, Die Berwaltungälehre, 1869, I. €. 
177—197. — v. Rönne, Staatsrecht, Regifter voce S. — Coſsmar u. Glaproth, Se 
fol. Preuß. u. furfürftl. Brandenburgiiche Geheime S., Berl. 1805. Gneift. 

Staatsſchatz, ſ. Reichskriegsſchatz. 

Staatsſchulden. I Begriff. (Verwaltungsſchulden und Finanzſchulden). 
Unter S. im weiteren Sinne verſteht man alle begründeten Forderungen, welche an 
irgend eine Staatskaſſe gemacht werden. Es beſteht aber ein ſehr weſentlicher Unter: 
fchied zwiſchen den Schuldverbindlichkeiten der Staatöverwaltung und den ©. im 
eigentlichen und engeren Sinne. Man kann jene mit Zaband Berwaltung® 
ichulden, dieſe Finanzichulden nennen, oder mit dvd. Stein jene ald Finanzkredit, 
dieje ala Staatsjchuldenweien bezeichnen. Und zwar find Berwaltungsjchulden die 
jenigen nicht unverzüglich berichtigten Forderungen an die laufende Verwaltung 
welche im Etat vorgejehen find, aber ihre Dedung erjt in einer jpäteren Einnahme 
finden, zu deren Bejtreitung die Mittel in der Kaffe augenblidlich nicht ausreichen, 
die jedoch in der laufenden FFinanzperiode wieder ausgeglichen werden, indem ledig: 
lich etatsmäßige Ausgaben zu etatsmäßigen Einnahmen antizipirt find. Dieje Ber 
waltungsjchulden bewegen ich aljo innerhalb der budgetmäßigen Summen und be 
äweden nur die zwedmäßige gegenjeitige Ordnung von Ginnahmen und Ausgaben; 
fie würden überhaupt gar nicht entjtehen, wenn die Einnahmen und Ausgaben des 
ganzen Jahres an einem einzigen Tage erfolgen könnten; fie entjtehen aber dadurd), 
daß die Einnahmen und Ausgaben fich unregelmäßig vertheilen, und zwar fo, daß 
ein Theil der Ausgaben früher zu leiften ift, als ein Theil der Einnahmen erhoben 
wird, wie fich denn namentlich bei der Militärverwaltung herausgeftellt hat, daß 
ein zeitweiliger Mehrbedarf, und zwar jehr erheblich über den monatlichen Durd- 
jchnittöbedarf in den Wintermonaten eintritt und daß ziemlich in derjelben Zeit die 
Zolleinnahmen Hinter dem Durchichnitt zurüdbleiben. Ginen ganz anderen Charakter 
haben aber die Finanzjchulden, die eigentlichen S. Dieje haben ihren Grund nicht 
in laufenden Einnahmen, jondern in den Ausgaben, fie jchaffen eine jehlende Quelle 
von Einnahmen, und zwar entweder in der Weiſe, daß die Nothiwendigfeit einer 
derartigen Schuld fich jchon bei Feititellung des Budgets herausstellt oder exit im 
Saufe des Berwaltungsjahres fich ergiebt, indem die Ausgaben den Voranſchlag 
überichreiten, während die Einnahmen hinter demjelben zurüdbleiben. Diefer Unter: 
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ichied von Berwaltungs- und Finanzichulden hat nun aber auf die gefammte recht: 
liche Behandlung derjelben den allerweientlichiten Einfluß. Denn während die Ver- 
waltungsjchulden eine Maßregel der Finanzverwaltung find und durch die derfelben 
innewohnende Verordnungsgewalt geichaffen, geordnet und getilgt werden, jo find 
dagegen die Finanzichulden ein Gegenjtand der Gejehgebung, jowol in Bezug auf 
Kontrahirung als in Bezug auf Verwaltung. Es verhält fich Hinfichtlich der Ver— 
waltungs⸗ und Finanzſchulden in dieſer Hinficht ganz ähnlich, wie Hinfichtlich des 
Berwaltungs- und Finanzvermögens in Bezug auf deffen Veräußerung; denn während 
jenes ala Hilfsmittel bei Ausübung fonftiger Staatsfunktionen einfeitig von der 
Verwaltung veräußert werden kann, die eben ihrem Schwerpunkte nach nicht beim 
Landtage liegen foll, jo find die Beräußerungen dieſes, welches eine Einnahmequelle 
bildet, im Prinzip an die Zuftimmung des Landtages gebunden. Die in einigen 
Veriaffungsurkunden ausdrüdlich der Verwaltung beigelegte Befugniß zur Kontrahie 
rung don Verwaltungsjchulden (Baden, Weimar) verfteht fich auch da von jelbit, 
wo dieje Befugniß wie in Preußen nicht ausdrüdlich ausgeiprochen iſt. Die Ber: 
waltungsjchulden jcheiden mithin aus der Darftellung aus; zur Kontrahirung der= 
jelben bedarf die Regierung feiner Autorifation, denn fie find die unmittelbare Folge 
des Etatsgeſetzes, und die Verwaltung diefer Schulden ift recht eigentlich die Auf: 
gabe der Finanzverwaltung. 

U. Arten der Finanzſchulden. 1) Man unterfcheidet zunächit die ver- 
zinäliche und die umverzinsliche S. Unter unverzinslicher S. verjteht man die 
lediglich auf den Staatäfredit fundirten Staatönoten. Diefe unverzinsliche Schuld 
bildeten bisher in Preußen die jog. KHafjenanweifungen, die in Appoints von 1 Thlr. 
und 5 Thlr. von der Hauptverwaltung der ©. auägegeben wurden, deren Gejfammt- 
betrag ſich in Folge des Gejehes vom 19. Mai 1851 auf 30 Millionen belief, 
durch Gefeg vom 7. Mai 1857 auf die Summe von 15 842 347 Thlr. reduzirt 
wurde, durch Einziehung des Kurheſſiſchen und Naſſauiſchen Papiergeldes aber wieder 
auf ca. 18 Millionen erhöht worden war. Die Kafjenanweifungen mußten bei allen 
königlichen Kaſſen zum vollen Nennwerthe angenommen werden, hatten aber feinen 
Zwangskurs (vgl. über die Frage des Zwangskurſes VBoigtel, Das Geld und 
die Geldpapiere, in Hinſchius' Zeitjchr. F. Gejehgebung und Rechtöpflege Bd. I. 
(1867) ©. 445 ff.; Keyßner, Vom Preuß. Papiergelde a. a. O., Bd. II. (1868) 
©. 101 ff; Hartmann, Ueber den rechtlichen Begriff des Geldes, Braunjchweig 
1868, ©. 97 ff.; v. Rönne, Staatärecht, Bd. II. Abth. 2 ©. 371). Die weitere 
Vermehrung alles einzelftaatlichen Papiergeldes ift dann reichsjeitig durch das Geſetz 
vom 16. Juni 1870 infofern inhibirt worden, ala vorgejchrieben wurde, daß bis 
zu definitiver reichögejeßlicher Feſtſtellung der Grundſätze über die Emiffion von 
Papiergeld (RVerf. Art. 4 Nr. 3) von den Bundesftaaten nur auf Grund eines 
auf den Antrag der betheiligten Landesregierung erlaffenen Bundesgeſetzes Papier: 
geld auägegeben oder deilen Ausgabe geftattet werden dürfe. Das Münzgeſetz vom 
9. Juli 1873 hat dann aber Art. 18 angeordnet, nicht blos, daß das von den 
einzelnen Bundesjtaaten ausgegebene Papiergeld bis zum 1. Jan. 1876 einzuziehen 
und ſechs Monate vor diefem Termine öffentlich aufzurufen ſei, jondern auch daß 
nach Maßgabe eines zu erlaffenden Reichsgefeßes eine Ausgabe von Reichspapier- 
geld ftattfinden werde. Das Reichsgeſetz, betr. die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen, 
vom 80. April 1874 Hat endlich beftimmt, daß Reichsfafjenjcheine zum Gefammt- 
betrage von 120 Mill. Mark in Abjchnitten zu 5, 20 und 50 Mark anzufertigen und, 
vorbehaltlich des in $ 3 beſonders geregelten Falles, unter die Bundesjtaaten nad) 
Maßgabe ihrer durch die Zählung vom 1. Dezbr. 1871 feitgeftellten Bevölkerung 
zu vertheilen feien, daß dagegen die Bundesftaaten das von ihnen feither ausgegebene 
Papiergeld jpätejtens bis zum 1. Juli 1875 zur Ginlöfung öffentlich aufzurufen 
und thunlichſt Schnell einzuziehen haben, und daß endlich die Reichskaſſenſcheine bei 
allen Kaflen des Reiches und jümmtlichen Bundesftaaten nach ihrem Nennwerthe in 
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Zahlung angenommen und von der Reichshauptkaſſe für Nechnung des Reiches jeder 
Zeit auf Erfordern gegen baares Geld eingelöft werden müflen, jorwie daß im Privat- 
verfehr ein Zwang zu ihrer Annahme nicht jtattfindet. 

2) Man unterjcheidet ferner die verzinsliche ©., je nachdem fie auf jog. Staatä= 
ichuldicheinen oder auf Schabanweifungen beruht. Die Staatsjchuldicheine zeichnen 
fih durch ihre Unfündbarkeit aus, die ſeitens des Gläubiger eine abſolute ift, 
jeitend des Schuldners unter gewiffen Vorausfegungen zwar ftatthaft ift, doch To 
daß ſtets eine längere Dauer des Schuldverhältniffes in Ausficht genommen  ift. 
Die Staatöfchuldicheine werden auf jeden Inhaber lautend auögeftellt, jo daß fie 
bei der Uebertragung feiner Geffion bedürfen, im Gegenjaß zu der Franzöſiſchen Rente. 
Dagegen haben die jog. Schafanweifungen, indem fie alle jonftigen wejentlichen 
Momente (Berzinslichkeit, auf den Inhaber lautend) mit den Staatsjchuldicheinen 
gemein haben, das Eigenthümliche, daß fie von vornherein nur auf kurze Dauer be- 
meflen find, indem ihre Ginlöfungszeit höchitens neun Monate beträgt; fie werden 
in Abfchnitten von verfchiedenen Beträgen auögegeben, und es bleibt der Finanz— 
verwaltung überlafjen, den Zinsſatz, jowie die Dauer der Umlaufszeit innerhalb der 
gejehlich zuläffigen Grenzen den BVBerhältniffen entiprechend feſtzuſetzen; eine genauere 
Beichreibung der Form der Schakanmweifungen findet fich 3. B. als "Anlage zu der 
Velanntmachung des Kanzlers des Norddeutichen Bundes vom 19. Juli 1868 (in 
Hirth's Annalen, Jahrg. 1869, ©. 299). Ihre Anwendung empfiehlt fich 
namentlich dann, wenn zwar an fich die Nothiwendigkeit einer eigentlichen Finanz 
jchuld vorliegt, aber zugleich die Wahrjcheinlichkeit vorhanden ift, daß dieje in micht 
zu langer Zeit durch vermehrte Einnahmen abgetragen werden kann, indem es in 
jolhem Falle unzwedmäßig jein würde, den zeitweiligen Bedarf durch eine erft in 
entfernter Zukunft zu amortifirende Anleihe zu deden. Dabei ift es keineswegs 
nothwendig, daß die Schahanweifungen beim Ablauf der erften Umlaufszeit gänzlich 
getilgt werden, wenn nur in Ermangelung derartiger parater Mittel die Ermächtigung 
zur Ausgabe neuer Schaganweifungen an Stelle der eingelöften alten gegeben ift. 
Man hat fich diefer Form der Beichaffung von Staatsanleihen zum eriten Male 
auf Grund des Preuß. Gefehes vom 28. Septbr. 1866, betr. den außerordentlichen 
Geldbedarf der Militär- und Marineverwaltung, bedient; jeitdem finden fie fich in 
jedem Gtatögejege erwähnt, indem dem Finanzminiſter immer von Neuem die Be— 
fugniß ertheilt wird, an Stelle der im Laufe des Gtatsjahres einzulöfenden alten 
Schafanweifungen neue bis zu beſtimmtem Betrage auszugeben, wie 3. B. das 
Geſetz vom 26. Februar 1874, betreffend die FFeititellung des Staatöhaushalte pro 
1874, anordnet, daß in diefem Jahre Schaßanweifungen bis zur Höhe von 10 
Millionen, welche vor dem 1. Oktober 1875 verfallen müffen, wiederholt ausgegeben 
werden können, und daß die auf Grund des vorjährigen Gtatögefeßes vom 24. März 
1873 audgegebenen Schahanweifungen bei eintretender Fälligkeit einzulöfen find. 
Aber auch die Finanzpraxis des Norddeutichen Bundes und des Deutjchen Reiches 
hat von den Schakanweifungen den umifafjenditen Gebrauch gemacht; insbeſondere 
bejtimmt das Gefe vom 5. Juli 1873, betr. die Feititellung des Haushaltsetats 
des Deutjchen Reiches für das Jahr 1874, daß der Neichäfanzler ermächtigt wird, 
zur. vorübergehenden Berjtärfung des ordentlichen Betriebsfonds der Reichshauptkaſſe 
nach Bedarf, jedoch nicht über den Betrag von 8 Millionen hinaus, und behufs 
Beichaffung eines Betriebsfonds zur Durchführung der Münzreform bis zum Betrage 
von 50 Millionen Schaanweifungen auszugeben, mit der Maßgabe, daß dem 
Reichskanzler die Beitimmung des Zinsfages und die Dauer der Umlaufgzeit, die 
jedoch den 30. Juni 1875 nicht überfjchreiten darf, überlaffen wird, und daß auch 
der Betrag der Schatzanweiſungen wiederholt, jedoch nur zur Dedung der in Ver— 
fehr geſetzten, innerhalb dieſes Zeitraums ausgegeben werden darf; ſelbſt die Be— 
Ihaffung der für die Zwede der Marine aufgenommenen Anleihe des Norddeutichen 
Bundes, jowie ein Theil der Kriegsanleihen ift auf diefem Wege erfolgt. 
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3) Man unterfcheidet die Staatsjchuldicheine, je nachdem fie einer im Voraus 
beftimmten regelmäßigen Tilgung unterliegen, oder dieje abhängig ift von der Lage 
de3 Staatshaushalts. Jenes war das ältere Preuß. Syſtem; insbejondere hatte 
der $ 5 der Verordnung wegen der fünftigen Behandlung des gefammten Staatö- 
ſchuldenweſens vom 17. Januar 1820 verordnet, daß zur allmählichen Abtragung 
aller verzinslichen Schulden ein Prozent jährli von der damaligen Höhe des 
Schuldkapitals zu einem allgemeinen Tilgungsfonds für immer bewilligt werden jollte, 
dem auch die aus der allmählichen Abtragung der Schuld entftehenden Zinserſparniſſe 
binzutreten; dieſe Grundſätze waren aber auch in Betreff der jpäteren Anleihen 
durch die über deren Aufnahme erlaffenen bejonderen Geſetze ipeziell angeordnet, jo 
3. B. in dem Gejehe vom 17. Febr. 1868, betr. die Aufnahme einer Anleihe von 
40 Millionen; die Einzelheiten regelten fich nach dem Gefehe vom 23. März 1852, 
betr. die Ueberweifung der in Gemäßheit des Geſetzes vom 7. Dezember 1849 auf: 
zunehmenden Staatsanleihe an die Hauptverwaltung der ©., ſowie die Tilgung 
diefer Anleihe. Hier war insbejondere vorgefchrieben, daß zur, Tilgung jährlich ein 
Prozent des Schuldlapitala zu überweifen und daß die durch allmähliche Abtragung 
des Schuldfapitals eriparten Zinjen dem Tilgungsfonds in ununterbrochener Zeit- 
folge zumwachfen. Darüber, ob die Tilgung vermittelft Ankaufs der betr. Staats— 
papiere zum Tageskurſe oder durch Ausloofung jtattfinden joll, Haben die Gejeße 
geſchwankt; indeſſen hat jowol die Verordnung vom 17. Januar 1820 ala auch das 
Geſetz vom 23. März 1852 feſtgeſetzt, daß der Tilgungsfonds zunächit zum Ankauf 
eines entiprechenden Betrags von Schulddofumenten zu verwenden jei, daß jedoch, 
infoweit der Ankauf nicht unter dem Nennwerthe bewirkt werden kann, öffentliche 
Ausloofungen ftattzufinden haben. Ein ganz neues Syſtem der Schuldentilgung 
it num aber durch das Geſetz vom 19. Dezember 1869, betr. die Konfolidation 
Preußiicher Staatsanleihen, ins Leben geführt, infofern die Tilgung dieſer konfolidirten 
Anleihe nur jobald und ſoweit erfolgt, als etatsmäßige Ueberſchüſſe der Staats— 
einnahmen über die Staatsausgaben fich ergeben, und foweit über diefelben im 
Staatshaushaltsetat nicht anderweitig verfügt wird. Die eventuelle Tilgung ge— 
Iihieht in der Art, dab die dazu bejtimmten Mittel zum Ankauf eines entjprechenden 
Betrag von Schulddofumenten verwendet werden. Dem Staate bleibt jedoch das 
Recht vorbehalten, vom 1. Januar 1885 ab die im Umlauf befindlichen Schuld» 
verichreibungen zur Einlöfung gegen Baarzahlung des Kapitalbetrags zu fündigen. 
Dieſe Grundſätze haben aber auch auf die jpäter aufgenommenen Anleihen Anwendung 
gefunden, indem 3. B. das Geſetz vom 11. Juni 1873, betr. die Aufnahme einer 
Anleihe in Höhe von 120 Millionen, Hinfichtlich der Tilgung derjelben auf die Vor— 
ſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 einfach verweift. Die günstigen 
Finanzverhältniffe in den eriten Jahren nach der Gmanation des Konſolidations— 
gejeßes haben allerdings die Folge gehabt, daß, wie fich aus einer Vergleichung der 
verichiedenen Staatöhaushaltsetats ergiebt, die Tilgungsjummen von 1868 bis 1872, 
und zwar von 7966766 Thaler auf 9497799 Thaler jtetig geitiegen find, und 
dat außerdem theils im Grtraordinarium des Staatöhaushaltäetats (3. B. pro 
1873), theila durch bejondere Geſetze mehrfache außerordentliche Schuldentilgungen 
ftattgefunden haben, wie bei der Auflöjung des Staatsjchaßes durch das Gejeg vom 
18. Dezbr. 1871, jo auch durch das Geſetz vom 13. März 1873, vom 5. Juni 
deflelben Jahres (betr. die aus der SKriegsentichädigung an Preußen gelangenden 
Geldmittel) und vom 26. Mai 1874. — Cine beiondere Abart der Staatsjchuld- 
icheine find noch diejenigen, in welchen allen Gläubigern oder einem Theile derjelben 
außer der Zahlung der verichiedenen Geldijummen eine Prämie dergejtalt zugefichert 
wird, daß durch Ausloofung oder durch eine andere auf den Zufall geftellte Art der 
Grmittelung die zu prämitirenden Schuldverichreibungen und die Höhe der ihnen zu— 
Tallenden Prämie beftimmt werden jollen. Dieje, die jog. Lotterie-Anleihen, dürfen, 
wie Inhaberpapiere mit Prämien überhaupt, nach dem Reichsgeſetze vom 8. Juni 
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1871 innerhalb des Reichs nur auf Grund eines Reichägefeßes und nur zum Zwecdke 
der Anleihe eines Bundesſtaates oder des Neichd ausgegeben werden, während die 
ausländifchen Inhaberpapiere mit Prämien, deren Ausgabe vor dem 1. Mai 1871 
erfolgt ift und die demgemäß überhaupt im Verkehr zuläffig find, einer bejonderen 
Abſtempelung zu unterwerfen find. 

II. Die Kontrahirung der Staatsfhulden In Preußen konnte 
die Aufnahme neuer Darlehen jchon nach der Verordnung vom 17. Januar 1820 
nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie der künftigen reichaftändifchen Verſamm— 
(ung geichehen. Das Patent vom 3. Februar 1847 überwies diefe Mitwirkung 
dem Bereinigten Landtage mit der Einfchräntung, daß, wenn im Falle eines zu 
erwartenden, oder ausgebrochenen Kriegs die Einberufung des Vereinigten Landtags 
nicht zuläffig befunden werden follte, an Stelle derjelben die Deputation für das 
Staatäfchuldenweien, welche im Allgemeinen die ftändifche Mitwirkung bei Ber: 
zinfung und Tilgung der Staatsfchuld auszuüben hatte, treten ſollte. Der Alt. 
103 der Verfaſſungsurkunde hat dann aber ganz allgemein und ohne jede Ein- 
ſchränkung bejtimmt, daß die Aufnahme von Anleihen nur auf Grund eines Geſetzee 
(unter Zuftimmung aller drei Faktoren) erfolgen fünne, und daß daflelbe bei der 
Uebernahme von Garantien zu Lajten des Staates gelte. In Gemäßheit des Art. 
62 al. 3 muß ein derartiger Geſetzentwurf zuerft dem Haufe der Abgeordneten dor: 
gelegt werden, da es fich um einen Finanzgeſetzentwurf handelt. 

Ganz analog ift in Art. 73 der Verfaffung des Norddeutichen Bundes und 
des Deutjchen Reichs die Aufnahme einer Anleihe auf den Weg der Bundes= rein. 
Reichsgeſetzgebung verwieſen worden. 

Das Alles bezieht ſich endlich nicht blos auf die verzinslichen, ſondern auch 
auf die unverzinslichen S. 

IV. Die Verwaltung und Kontrole des Staatsſchuldenweſens 
1) In Preußen. Auch in diefer Beziehung hatte fich die Krone bereits zur Zeit 
der abjoluten Monarchie eine freiwillige Beichränktung auferlegt; die Garantie rubte 
jedoch wejentlich in der Hand des Beamtenthums, indem die im Jahre 1820 
errichtete Hauptverwaltung der ©. für die Erfüllung der damala gegebenen Bor: 
jchriften im ganzen Umfange verantwortlich gemacht wurde. Seit der Gmanation 
der Verfaffungsurfunde, insbejondere ſeit dem Gefehe, betr. die Verwaltung de 
Staatsfchuldenwejens und Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion, vom 24. Febr. 
1850 iſt die königliche Gewalt weiter eingefchränft worden. Die Hauptverwaltung 
der ©. ift eine don der allgemeinen Finanzverwaltung abgefonderte jelbjtändige 
Behörde, beitehend aus einem Direktor und drei Mitgliedern, welche gleiche Befug— 
niffe und gleiche Berantwortlichkeit haben. Der Direktor und die Mitglieder leiſten 
vor Antritt ihres Amts in öffentlicher Sitzung des Oberverwaltungsgerichts (Ge. 
vom 29. Jan. 1879) (früher des Obertribunals) einen Eid, daß fie weder einen Staat*- 
fchuldichein noch irgend ein anderes Staatefchuldendofument über den im den 
bejtehenden oder in Zukunft zu erlaffenden Gejegen beftimmten Betrag hinaus aus: 
ftellen, oder durch Andere ausftellen laffen, auch mit allem Nachdruck darauf halten 
und dafür jorgen wollen, daß die ihrer Verwaltung anvertraute Staatsfchuld prompt 
und regelmäßig verzinjt, das Kapital aber in der durch die Geſetze vorgejchriebenen 
Art getilgt werde, und daß fie fich von der Erfüllung diefer Pflichten umd der 
übrigen ihnen mit eigener Verantwortlichkeit übertragenen Obliegenheiten durch feine 
Anweifungen und Verordnungen irgend einer Art abhalten Laffen wollen. Die 
Hauptverwaltung der ©. ift wieder unter die fortlaufende Aufficht einer bejonderen 
Staatsjchuldentommiffton gejtellt; dieſelbe beiteht aus je drei Mitgliedern beider 
Häufer des Landtags, welche mit abjoluter Stimmenmehrheit auf drei Jahre gewählt 
werden, und aus dem Präfidenten der Oberrechnungsfammer; die vom Landtage ge 
wählten Mitglieder werden vom Präfidenten in öffentlicher Sigung unter Hinweiſung 
auf ihren ala Abgeordnete geleiteten Eid (Verfaſſungsurkunde Art. 108), der Präfident 


Staatsihulden. 765 


der Oberrechnungsfammer in öffentlicher Sitzung des Oberverwaltungagerichts (früher 
des Obertribunals) unter Hinweiſung auf feinen Amtseid, auf Erfüllung ihrer 
beionderen Obliegenheiten verpflichtet; die Kommiffion wählt aus ihrer Mitte einen 
. Vorfigenden und einen Stellvertreter, zur Beſchlußfähigkeit gehört die Anweſenheit 
von wenigitend vier Mitgliedern. Die Staatsjchuldenftommiffion erhält von der 
Hauptverwaltung der ©. die Monats» und Jahresabſchlüſſe, und hat, jo oft fie es 
für angemefjen erachtet, wenigjten® aber einmal halbjährlich, außerordentliche Revifionen 
vorzunehmen; fie ift befugt, über Alles, was den Beitand, die Verzinfung und 
Tilgung der Staatsjchuld betrifft, von der Hauptverwaltung Auskunft zu erfordern 
und derjelben ihre Bemerkungen und Anfichten zur Beichlußnahme mitzutheilen. 
Bei dem regelmäßigen jährlichen Zufammentritt des Landtags erftattet die Staatö- 
ihuldenfommiffion den beiden Käufern Bericht über ihre Thätigkeit, jowie über die 
Grgebniffe der unter ihre Aufficht geftellten Verwaltung des Staatsſchuldenweſens 
in dem verfloffenen Jahre, mit diefem Berichte find auch die Rechnungen der Staats— 
Iihuldentilgungäfaffe, nachdem fie von der Oberrechnungslammer revidirt und feſt— 
geitellt, von der Staatsſchuldenkommmiſſion geprüft find, zu überreichen. Die ein- 
gelöften verzinglichen Staatsfchuldendofumente werden jährlich nach erfolgtem Rechnungs 
abichluffe von der Staatsfchuldentommiffion und von der Hauptverwaltung der ©. 
in gemeinjchaftlichen Verſchluß genommen und nach ihren Zittern, Nummern und 
Geldbeträgen zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Sobald dann die betreffenden 
Rechnungen von dem Landtage dechargirt find, werden die eingelöften verzinglichen 
Staatsjchuldendofumente von Kommiffarien der Staatsfchuldentommiifion und der 
Hauptverwaltung der ©. durch Feuer vernichtet. — 2) Was fodann die Verwaltung 
des Bundes- reſp. Reichsſchuldenweſens betrifft, jo war bereit vor Emanation des 
Geſetzes vom 9. Novbr. 1867, durch welches die erfte Bundesanleihe zu Marine- 
und Kiüftenvertheidigungszweden bewilligt wurde, dem Neichätag ein Gejegentwurf 
über die Verwaltung des Bundesſchuldenweſens vorgelegt, darauf berechnet, für die 
Verwaltung aller vom Bunde etwa aufzunehmenden Anleihen im Allgemeinen Vor— 
jorge zu treffen, feinem Inhalte nach dem Preuß. Gejege vom 24. Febr. 1850 
durchaus nachgebildet. Die vom Reichätage neu Hinzugefügte Beitimmung in Be 
treff der Verantwortlichkeit der Beamten der Bundesjchuldenverwaltung, dahin lautend: 
„Erheben fich gegen die Dechargirung Anftände oder finden fich jonft Mängel in 
der Verwaltung des Bundesjchuldenweiens, jo können die daraus hergeleiteten An— 
ſprüche jowol vom Reichstage ald auch vom Bundesrathe gegen die verantwortlichen 
Beamten jelbitändig verfolgt werden. Der Reichätag kann nöthigenfalls mit der 
gerichtlichen Geltendmachung die von ihm gewählten Mitglieder der Bundesichulden- 
fommiffion beauftragen.“ — fand nicht die Zuftimmung des Bundesrathe, „denn 
jo gewiß jeder Beamte für die Erfüllung feiner Dienftpflicht verantwortlich und 
durch Nachläffigkeit oder Treulofigkeit zur Entſchädigung verpflichtet ift, jo it, wenn 
der Entichädigungsanfpruch dem Fiskus zufteht — und nur in folchen Fällen wird 
von einem durch Bundesorgane zu verfolgenden Anjpruche die Rede jein —, das 
Klagerecht wie bei jeder andern dem Fiskus zuftehenden Forderung allein von dem 
verfaffungsmäßigen Vertreter des Fiskus, aljo im vorliegenden Falle auf Grund 
des Art. 17 der Bundesverfaffung von dem Bundeskanzler, auszuüben.“ Dieſe 
Differenz bat die Folge gehabt, daß es vorläufig zu einer allgemeinen gejeßlichen 
Regelung des Bundesjchuldenwejens nicht gelommen if. Zur Ermöglichung der 
inziwijchen genehmigten Bundesanleihe ift das Geſetz vom 19. Juni 1868, betr. die 
Verwaltung der nach Maßgabe des Gejehes vom 9. Novbr. 1867 aufzunehmenden 
Bundesanleihe, ergangen. Danach ift die Verwaltung diefer fpeziellen Anleihe bis 
zum Erlaß eines definitiven Gejeßes über die Bundesjchuldenverwaltung der Preußiſchen 
Hauptverwaltung der ©. nach Maßgabe des Gejehes vom 24. Februar 1850 über- 
tragen; die Verantwortlichkeit erftredt fi” — wie auch in den neueren Preuß. 
Anleihegejegen ausdrüdlich gejagt ift — auch darauf, daß eine KHonvertirung der 
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Schuldverjchreibungen nicht anders als auf Grund eines Gefeges und nachdem die 
etwa erforderlichen Mittel bewilligt find, vorgenommen wird. Der Direktor und 
die Mitglieder der Hauptverwaltung der ©. haben zu Protokoll zu erklären, daf 
fie den von ihnen nach $ 9 des Gefehes vom 24. Februar 1850 geleifteten Eid 
auch für die durch das gegenwärtige Geſetz ihnen übertragene Berwaltung als map: 
gebend anerkennen. Die Gejchäfte der Staatsjchuldentommiffion werden von einer 
Bundesichuldentommiffion wahrgenommen, welche aus drei Mitgliedern des Bundes 
raths, und zwar aus dem jedesmaligen VBorfikenden des Ausjchufles für das Rechnungs: 
weſen und zwei Mitgliedern dieſes Ausſchuſſes, ferner aus drei Mitgliedern de 
Reichätagd und aus dem Präfidenten der Rechnungsbehörde des Nordd. Bundes, 
bis zu deren Errichtung aber aus dem Chef-Präſidenten der Preuß. Oberrechnungs: 
fammer, welcher befonder® zu vereidigen ift, beiteht. Der Bundesrath wählt die 
Mitglieder von Seffion zu Seffion, der NReichätag auf drei Jahre; den Vorſitz führt 
der Vorſitzende des Ausſchuſſes des Bundesraths für das Rechnungswefen oder bei 
deſſen Behinderung ein anderes dem Bundesrathe angehöriges Mitglied der Kommiffion ; 
zur Beichlußfähigkeit gehört die Anwefenheit von mindejtens fünf Mitgliedern. Die 
Bundesschuldenftommiffion hat dem Bundesrathe und dem Reichstage gegenüber die- 
jelben Verpflichtungen, welche der Preußischen Staatsſchuldenkommiſſion gegenüber 
den beiden Häufern des Preußiichen Landtags obliegen. 

Wiederum gelten für die Verwaltung und Kontrole der umverzinslichen ©. 
die analogen Grundſätze und Ginrichtungen. (Vergl. insbeſ. das Reichsgeſetz, betr. 
die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen, vom 30. April 1874, 88 6, 7.) 

Der thatlächliche Zuftand des gefammten Schuldenwejens iſt endlich aus den 
jährlih dem Landtage reſp. dem Neichätage zu eritattenden Berichten der Staate— 
reip. der Reichsſchuldenkommiſſſon auf das Genaueite zu erfehen. Diefelben finden 
fih in den Anlagen zu den Stenographiichen Berichten; beifpielaweife der 25. Br 
richt der Preußiichen Staatsjchuldentommiffion vom 24. Januar 1874 (für da: 
Jahr 1872) in Bd. IV. der Anlagen zu den Stenographiichen Berichten des Ab— 
geordnetenhaufes 1873/74, Nr. 300; die Berichte der Bundes- und der Reicht 
ſchuldenkommiſſion auch in Hirth's Annalen, Jahrg. 1871, ©. 665 ff. und Jahrg. 
1872 ©. 1359 ff. 

git.: Kletke, Lit. über das Sinanıı weſen des ————— Staates, 3. Aufl. 1876, €. 
319 ff. — dv. Rönne, Das — er Preußiſchen Monarchie, 3. Aufl. Bd. I. Abth. 1 
©. 445 $ Bd. I. Abth. 2. ©. — Richter, Dad Preußiiche ————— 
und die Preußiſchen — — et 1869. — Saband, Das Finanzrecht des Deutichen 
Reiches ( Hirth's Annalen a ©. 437 ff) — dv. Rönne, er taatäredht d. Deuticen 
Reiches, 2. Aufl. 1876/77, Bb. I . ©. 310 fi., 2b. II. ge 1 ©. 266 ff. — 2.2. Stein, 
Lehrbuch ber —— Aufl. 1878, Bd. II. ©. 455 ff. ‚der —— — Rau— 
Wagner, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, 7. Aufl. 1817. Th. I. 4. — Wagner, 
Art. ©. in — **2 ch's Handwörterbuch u. in Blu ntichli’ 3 —— — Michaelie, 
Ueber Staatsanleihen — Schriften, Bb. II. 1873). Ernft Meier. 


Stantsiervituten (öffentliche Servituten, Th. I. S. 1001) fm 
dauernde reale Beichränktungen der Ausübung der Staatöhoheit eines unabhängigen 
Staates im Intereſſe eines anderen Staates. Die hierbei in Betracht kommenden 
Subjekte find zwei von einander unabhängige Staaten. Ausnahmsweiſe kann freilid 
auch ein einzelner Menſch berechtigtes Subjekt fein, der aber hier nicht als Unter 
than eines beitimmten Staates in Betracht fommt, fondern als ein „unter dem 
Schutze des Völkerrechts ftehendes Individuum“ (Hefiter). Gin Beiſpiel dafür 
bot früher dar das den Fürften Thurn und Taris zuftehende Poftrecht. Auf feinen 
Fall bedingt es das Weſen der ©., daß der aus denjelben hervorgehende Vortheil 
dem berechtigten Staat unmittelbar und ausſchließlich zukommt; er kann zunädjit 
den Unterthanen deffelben zugute fommen. Der Begriff der S. wird nicht ver 
ändert, wenn die beiden Staaten Glieder eines und defjelben Stantenbumdes oder 
Bundesftaates find, obwol man in diefem Falle diejelben ftaatörechtlihe Semi: 
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tuten im Gegenja zu völferrechtlichen genannt hat. Der Centralgewalt gegenüber 
können gleichjalla einzelnen Bundesgliedern S. auferlegt jein. Als folche dürfen 
aber niemals diejenigen Bejchränfungen aufgefaßt werden, denen in folge der 
Bundesverfaffung jämmtliche Bundesglieder unterworfen find, fondern nur die be= 
jonderen Beſchränkungen einzelner Staaten (Beifjpiel: die Bundesfeftungen im ehe— 
maligen Deutichen Bunde). Wie der Inhalt der Servituten überhaupt entweder 
in patiendo oder non faciendo bejteht, jo auch der der ©. Entweder fann der 
berechtigte Staat beitimmte Handlungen, welche Ausfluß der Staatshoheit find, auf 
dem Gebiete des verpflichteten Staates vornehmen, oder der verpflichtete muß gewiſſe 
Alte, die er an fi auf Grund der Staatöhoheit vornehmen dürfte, unterlafjen. 
So unterjcheidet man affirmative und negative ©. Mit Rüdficht auf die beiden 
Subjekte der Servituten unterfcheidet man aktive und pajfive S. Aktiv ift die 
Servitut mit Rüdfiht auf den Staat, der fie auf dem Gebiet des anderen aus— 
üben darf; paffiv mit Rüdficht auf den, der fich diefe Ausübung gefallen laſſen muß. 
63 kann auch zwei Staaten gegenjeitig eine Servitut derjelben Art zuftehen. Gegen— 
ftand der ©. find Hoheitsrechte und Regalien; auch Privatrechte fünnen es jein, 
jedoch immer nur in Berbindung mit Staatöhoheitsrechten, niemals für fich allein. 
Beiipiele für die ©. bieten dar das Etappenrecht (und umgekehrt ala paſſive Ser- 
bitut die Gtappenlaft), das Recht, auf dem Gebiete eines fremden Staates Eijen- 
bahnen zu bauen, Bojtanftalten, Telegraphenlinien und »-Stationen zu unterhalten, 
das Recht, in einem anderen Territorium eine Feſtung zu haben, und das Be— 
ſatzungsrecht in einzelnen Pläben defjelben, da8 Bergregal in einem Bergpdiftrift des 
anderen Staates; jodann (als servitutes in non faciendo) das Recht, die Anlage 
von Feitungen oder die Aufftellung größerer Heeresmaffen in gewifjen Theilen des 
verpflichteten Staates zu unterfagen. Das Recht, welches den Gegenjtand der Ser: 
vitut bildet, muß dem berechtigten Staat unabhängig von der Staatshoheit 
des verpflichteten Staates zuftehen. Auf der anderen Seite darf das dem bered)- 
tigten Staate eingeräumte Necht nicht ein derartiges fein, daß dadurch die Selbſt— 
ftändigfeit des verpflichteten völlig aufgehoben würde. Ueber die Grenzen find die 
Schriftfteller nicht einig. Während Heffter es für ausreichend erklärt, wenn der 
verpflichtete Staat ala halbjouveräner bejtehen kann, ift Klüber der Anficht, daß 
hierdurch bereits der Begriff der Staatäfervitut überfchritten ſei. Lebterem wird man 
fich anjchliegen müffen. Die ©. entjtehen durch völferrechtlichen Vertrag; doch jteht 
dieſem die unvordenfliche Zeit gleich. Nach dem Inhalt des Vertrages richtet fich 
auch der Umfang der Servitut. Die Ausübung muß hier, wie bei den Servituten 
überhaupt, eiviliter geichehen; auch darf dadurch die Verfaffung des verpflichteten 
Staates niemals verlegt werden. Die Bornahme derfelben Handlungen, welche den 
Inhalt der Serwitut bilden, ijt dem verpflichteten Staate nicht verwehrt, e8 müßte 
denn dies mit dem Weſen der Servitut unvereinbar, oder das Gegentheil ausdrüdlich 
vertragsmäßig Teitgejeßt fein. Die ©. gehen unter durch Verzicht des Berechtigten, 
durch den Untergang der Sachen, an denen die Ausübung ſtattfand, Eintritt der 
etwaigen Rejolutivbedingung oder des Endtermins, durch Konfolidation, endlich da= 
durch, daß der Herricher des berechtigten oder verpflichteten Territoriums Unterthan 
des Herrſchers des anderen wird. 

Außer diefen eigentlichen (vertragamäßigen) ©. werden noch erwähnt natür= 
liche S. Man verfteht darunter Beichräntungen der Staaten in der Herrichaft 
über das Gebiet, welche aus der natürlichen Lage der Nachbarftaaten hervorgehen, 
ala die Nothwendigkeit, das fließende Waller des Nachbarjtaates aufzunehmen, und 
umgekehrt das das eigene Gebiet durchitrömende Waſſer wieder in den Nachbarftaat 
binauszulaffen. Allein in Wahrheit find dies (mie auch einige Schriftiteller an- 
erfennen) ebenjowenig Servituten, ald die Nachbarrechte im Givilrecht. 

Die Lehre von den ©. gehört in das Völkerrecht, nicht in das Staatsrecht. 
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Stabel, Anton, 5 9. X. 1806 zu Stockach, ftudirte in — u. — 
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geiften: Vorträge über ‚Fran. und Bad. Givilrecht, freiburg 1843. gr. en ber 
m f. d. Bad. Rechtäpflege, Freibu Fi 1844. — eig — ben bürgerl. Proz Heibelb. 

— Anftitutionen bes un Mannh. 1 

: Augab. Allg. Pra> — gadariärdugett, Handb. bes Frauz 
Civilrechts, —8 1 29. — J Bes iogr., II. S Zeihmann. 

Städtereinigung. Die Entiernung der Auswurfſtoffe aus dem Bereiche 
jtädtifcher Wohnpläge Hat man jeit frühefter Zeit — wie ſchon aus dem alten 
Teftamente zu erjehen — ala Gegenjtand öffentlicher Fürſorge anerkannt, und die 
zum Theil noch heute ihrem Zwecke dienenden großartigen Kloakenfanalbauten der 
Römer lafjen erkennen, welch hohen Werth diejelben auf NReinhaltung ihrer Städte 
legten. Eine viel wichtigere Bedeutung aber hat diefe Aufgabe für die Gefundheits- 
polizei gewonnen durch die Forſchungsergebniſſe der Neuzeit über die Beziehung der 
fäulnißfähigen Schmußjftoffe zur Entjtehung und Verbreitung der jogen. zymotiſchen 
Krankheiten, des Typhus, der Cholera ıc. Seitdem ein naher Zujammenhang 
zwijchen dem Auftreten diefer Seuchen und der Ueberfättigung des Wohnbodens mit 
jenen Stoffen, namentlich mit ſolchen von erfrementieller Herkunft, fich herausgeſtellt 
bat, ift die Aufgabe einer Bekämpfung dieſer Schädlichkeitäquelle durch öffentliche 
Maßnahmen eine der dringenditen, freilich zugleich jchwierigiten in unſeren großen 
jtädtifchen Gemeinwejen geworden, deren rajches Anwachien ohnehin das Uebel noth— 
wendig zu einer früher nicht gefannten Ausdehnung jteigern mußte. Manche Städte, 
deren häusliche und gewerbliche Abjälle ehedem ein durchläffiger Untergrund oder 
ein durchfließender Strom ohne Anftoßerregung aufzunehmen und in unjchädliche 
Orydationsprodufte umzuſetzen vermochten, iüberladen bei ihrer jegigen Einwohner 
zahl und Imduftrieentwidelung jene natürlichen Schmußbefreier derart, daß Boden 
und Flußufer zu Herden franfmachender Ausdünftungen werden und die öffentlichen 
Ströme alle Verwendbarkeit ihres Waſſers zu Genußzweden einbühen. Andererjeits 
weifen gerade die neueren Unterfuchungen auf die Wichtigkeit einer jhleunigen 
Entijernung der Auswurfitoffe vor dem Eintritte ihrer Fäulniß 
bin, jo daß jede Auffpeicherung derſelben im Bereiche menjchlicher Athemluft un 
ſtatthaft erjcheint. 

Zu diejen Erwägungen janitärer Art tritt endlich als weiterer, wenn auch ver- 
hältnigmäßig untergeordneter Gefichtspunft die Bedeutung derjelben Auswurfitoffe 
ala Mittel zur Bodendüngung, welche in gleichen Maße mit der zunehmenden 
Dichtigkeit der Bevöllerung und der dadurch gebotenen intenfiveren Bodenkultur an 
Werth für den allgemeinen wirthichaftlichen Wohlitand jteigen müffen. 

Aus dem Bemühen der Verwaltung und der Technik, diejfen mannigfachen 
Geſichtspunkten möglichite Rechnung zu tragen, ift eine Anzahl verichiedener Syſteme 
von ©. hervorgegangen, deren jedes feine eifrigen ausschließlichen Verfechter gefunden, 
zwiſchen denen aber die jedesmalige Wahl, je nach den bejonderen örtlichen Verhält— 
niffen nicht überall gleich ausfallen kann. Das ältejte und einfachite Syitem, wie 
es noch in der Mehrzahl der Eleineren Städte überwiegend angetroffen wird, bilden 

1) die Senktgruben, d. h. in die Erde vertiefte Sammel- und Verfiderungs- 
jtätten für entweder nur den flüffigen Theil oder gar auch für den gefammten Un- 
rath, deren Wandungen mit Mauerwerk bekleidet find, deren Boden dagegen in eine 
möglichit durchläffige Schicht, wo möglich bis unter den Grundwafjeripiegel verlegt 
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wird. Dieje Senk- oder Schlinggruben („puits absorbants“) fönnen bei jehr durch⸗ 
läffigem Boden und bei tiefem, einiger Strömung untenvorfenem Grundwaſſer wol 
eine befriedigende Entfernung und Unschädlichmachung der Schmutzſtoffe leisten, wenn 
(eßtere in verhältnigmäßig geringer Menge den tieferen Bodenjchichten überantiwortet 
werden und wenn man an das dadurch verunreinigte Grundwaſſerkeinerlei Anſpruch 
einer Berwendung ala Genußwajjfer erhebt. Entnimmt man dagegen mittels 
Brunnen einem folchen jtädtifchen Grundwafler den Bedarf an Trink- und Kochwaſſer, 
wie es bis zur Anlage der neueren jtädtischen Waſſerwerke in den meiften auch größeren 
Städten geſchah, jo läuft die Bevölkerung Gefahr, ihre eigenen erfrementiellen Aus— 
mwunrfjtoffe in theilweife noch unzerjegtem Zuftande und mit ihnen vielleicht die Keime 
infeftiöier Krankheiten zu genießen. Sobald daher das Grundwaſſer als Wafler- 
bezugsquelle benußt werden ſoll, oder jobald die Senfgruben nicht in eine jolche 
Tiefe geführt werden können, daß die Erdoberfläche vor Ausſtrömung der Zerjegungs- 
dünjte gefichert bleibt, bilden ſolche Anlagen in Städten eine Quelle öffentlicher 
Gejundheitägefährdung, deren Bedeutung mit der Dichtigkeit der Bevölkerung und 
mit dem Wachsthum des Stadtumfanges zunehmen muß. Zieht man hierzu die 
erfahrungsgemäße Thatfache in Betracht, daß nur an wenigen Orten der Boden eine 
jo Hochgradige und dauernde Durchläffigkeit darbietet, daß nicht nach fortgeſetzter 
Einlaffung fäkaler Maſſen in denjelben eine allmähliche Verkittung und Undurchläffig- 
feit der urjprünglich loderen Geröllichichten entftehen, jo muß auch, abgejehen von 
der Trinkwaflerfrage, das Syſtem der Senfgruben als ein für ftädtijche 
Wohnungenüberallbedentlihesund an den meiften Orten abjolut 
unzuläjjiges Verfahren bezeichnet werden. Für landwirthichaftliche Zwecke 
find bei diefer Einrichtung die ftädtifchen Düngftoffe jo gut wie ganz verloren. 

2) Die Anjammlung in wajjerdihten Gruben oder Behältern 
mit regelmäßiger Entleerung bietet den Vortheil einer volltommenen Ber: 
werthbarfeit der Düngftoffe, aber den janitären Nachtheil eines permanenten Herdes 
fauliger Gährung, defien ummittelbare Nachbarichaft bei den Wohn: und Schlaf- 
räumen zur Gefahr werden kann, jobald die Entleerung des Behälters nicht mit 
größter Regelmäßigfeit und Häufigkeit geichieht. Außerdem ift erfahrungsgemäß die 
Heritellung dauernd wafjerdichter gemauerter Grubenbehälter unmöglich, jo daß die 
Gefahr oberflächlicher Bodenverjauchung dabei ſtets beitehen bleibt. 

Für die Entleerung ſolcher Sammelbehälter in Städten hat die neuere 
Technik Einrichtungen gejchaffen, welche eine möglichit korrekte Ausführung diefer 
Operation mit größerer Sicherheit und Öffentlicher Kontrole gewährleiften, ala dies 
ehedem der Fall war. Namentlich leiftet die pneumatiſche Entleerung mittels [ufl- 
verdünnter Räume, die mit dem zu entleerenden Behälter in Luftdichte Verbindung 
gejeßt werden (Liernur’s Syitem in Dortrecht, Leiden, Amsterdam), in diefer Hinficht 
gute Dienjte. Es bleibt aber dann die Sorge für rajche Weiterbeförderung der aus 
den Häufern zunächit nach einem centralen Sammelbaffin entleerten Stoffe vor 
ihrem Webergange in Fäulniß aus dem Bereiche der Stadtluft heraus, damit nicht 
neue bedenkliche Gentralherde der Luftverunreinigung in der Nähe menschlicher Woh— 
nungen geichaffen werden. Dieje lettere Aufgabe erwächſt auch bei 

3) Der Anjammlung und Abfuhr in beweglichen Tonnen oder 
Kajten („fosses mobiles‘* zu Paris), welche mittels eigens fonjtruirter Wagen in 
regelmäßigen Zwifchenräumen, am beten allnächtlich, gewechjelt und entleert werden. 
Bei dichter Konftruftion und ftrenger Aufficht bietet dies Verfahren große Vorzüge 
und gewährt namentlich die denkbar ſicherſte Gewährgegen jede Boden— 
verunreinigung. Dabei giebt auch ein weiterer Transport ſolcher hermetiſch ge— 
ichloflener Behälter bis zu den jchließlichen Beitimmungsorten, wo fie einer direkten 
landwirthichaftlichen VBerwerthung oder zunächit der Düngerfabrifation dienen, zu keinerlei 
Uebelftänden Anlaß. Die jchwache Seite diefes in manchen Deutjchen Städten (Heidel- 
berg, Graz u. a.) mit gutem janitären Griolge durchgeführten Verfahrens Liegt in 

dv. Holhendorff, Gmc. II. Rechtölerifon IH. 3. Aufl. 49 
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den vergleichsweiſe hohen Koften des Abfuhrbetriebes, welche durch die bis jegt vom 
den Landwirthen für die Düngjtoffe gezahlten Preife keineswegs gededt werden. 

4) Anfammlung mit Desinfektion in Gruben oder beweglichen Be— 
hälten, mit dem Zwede, die Eoftipielige tägliche oder doch jehr häufige Wieder- 
bolung des Transports zu eriparen. Unter den vielen dazu vorgeichlagenen und 
ausgeführten chemiſchen Berfahren bat feines fich derart bewährt, daß es bie 
längere Anjammlung bejonders fäkaler Mafjen inmitten ftädtiicher Wohnplähe mit 
Sicherheit unschädlich erfcheinen ließe. Am meisten verdienten Beifall hat namentlich 
in England das jog. Erdflojetiyftem gefunden, welches durch unmittelbare 
Vermiſchung der friichen Fräfalien mit gefiebter trodener Erde eine mit völliger 
Geruchlofigkeit verbundene Desinfektion erzielt und zugleich den Vortheil bietet, eine 
vortreffliche, unmittelbar zu Sulturzweden verwerthbare Dungerde zu erzeugen. 
Für fleinere Orte ift dies Syitem um jo brauchbarer, je höher die Nachfrage nach 
Dungitoffen in der nächjten Umgebung fich ftellt; in größeren Städten ift das Ver— 
fahren jchon deshalb feiner allgemeinen Anwendung fähig, weil außer den höheren 
Abfuhrkoſten jchon die maflenhafte Einfuhr der erforderlichen trodenen Erde zu 
foftipielig würde. Das Englische Gejundheitsamt räth daher zur Anwendung von 
Erdkloſets nur in Städten bis zu einer Bevölferung von 10 000 Ginwohnern. 

5) Die Wegleitung der Auswurfftoffe durch Waſſer. Neben dem 
poröfen Boden ift das fließende Wafler ein von der Natur jelbit angewiejenes 
Reinigungsmittel für bewohnte GErdflächen und als folches jeit den älteften Zeiten 
auch unter Zuhülfenahme methodiicher Einrichtungen benußt worden. Eine Reini- 
gung findet dabei nicht blos im mechanischen Sinne vermöge der Wegführung und 
Verdünnung der Schmußjitoffe jtatt, jondern auch in chemifchem Sinne vermöge ber 
in jedem fließenden Wafler jehr lebhaften Orydation aller organijcher Stoffe, wo— 
durch eine Weberführung derjelben in ganz unfchädliche Zerfeßungsprodufte ohne 
‚eigentliche Fäulnikvorgänge vermittelt wird. Mit welcher Intenfität diefer Selbit- 
reinigungsprozeß im Flußwaſſer vor fich geht und wie auch die jtärfite Verun- 
reinigung aus demjelben nach längerem Laufe völlig verjchtwindet, beweifen die amt- 
lichen Unterfuchungen des Seinewaflers von Paris bis Meulon (60 km), die Be 
richte über ähnliche Unterfuchungen von Frlüffen in Deutichland (Jiar, Main), 
Nordamerila (Bladjtone, Merrimac) und England (Trent). 

Das Abihwemmen der Schmutſtoffe in öffentliche Wajier- 
Läufe widerfpricht daher weder den natürlichen Geſetzen, welche die Verhältnifie 
der Erdoberfläche requliren, noch auch dem öffentlichen Gefundheitsinterefie, jo lange 
die Umftände dafjelbe geftatten — d. 5. jo lange die Menge der Schmutz— 
jtoffe nicht in jo ftarfem Mißverhältnifſe fteht zur Menge und zur Stromgeichwindig- 
feit des Waſſers, daß die zunächit ftromabwärts gelegenen Orte, an denen das Waſſer 
in noch ſtark verumreinigtem Zuftande vorbeifließt, dadurch beläftigt werden. Ein 
jolches Mißverhältniß ftellt fich bei dem raſchen Anwachſen der Städte und bei der 
Zunahme der mit vielen Abfälleprodukten verbundenen Induſtrien an jehr vielen 
Orten heraus, welche ehedem im Stande waren, fich ihrer Auswurfitoffe vermitteljt 
der Flüſſe ohne allen Nachtheil für die Uferbewohner zu entledigen. In einigen 
folchen Fällen hat fich das Auskunftsmittel ala genügend ergeben, den flüffigen In— 
halt der ſtädtiſchen Kanäle als ifolirten Strom bis zu einer unbewohnten Uferſtrecke 
des Fluſſes oder des Meeres fortzuleiten und dort einmünden zu lafjen. Für viele 
Städte aber ift auch dieſer Ausweg verſchloſſen, und da überdies bei der Ab— 
ihwenmung in Fluß oder Meer der gefammte Dungwerth für die Bodenkultur 
verloren gebt, jo verjuchte man zunächſt das Kanalwaſſer von jeinem Gehalte an 
teten Stoffen vor jeinem Ginlafje in öffentliche Waflerläufe zu befreien. Man be 
diente und bedient fich noch heute dazu in mehreren Englischen Städten theila der ſpon— 
tanen Sedimentirung in großen Behältern, theila der Ausſcheidung durd 
chemiſche Zuſätze, unter denen befonders Mifchungen von Mlaun, Thon, Kalt, 
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Karboljäure und ähnlichen Stoffen zur Verwendung gelangten. Alle diefe zum Theil 
recht Eojtipielige Prozeduren haben nicht zu dem gewünjchten Ziele geführt, und die 
Gtablirung jolcher größerer Sammelbaffins mit gährendem Schmußwafler hat fich 
überall als eine für die Nachbarjchaft jehr unliebjame, unter Umſtänden janitär 
bedenkliche Anlage herausgeſtellt. Da man andererjeits die beiten Griahrungsgründe 
hatte, an dem Prinzipe einer raſchen Entfernung aller Auswurfſtoffe und 
bejonders der Fäkalien auf naffem Wege aus den Wohnungen und aus dem Stadt» 
bereiche heraus fejtzuhalten, jo bemühte man fich nun, das Kanalwafler mitjammt 
feinen feften Stoffen unmittelbar der Erdrinde in einer fruchtbringenden Weife zu über: 
mitteln, indem man größere aufnahmefähige Bodenflächen damit beriejelte. Solche 
Beriejelungsanlagen find zuerit in England (Edinburgh, Groydon, Alder- 
ihot ıc.), dann in Paris, Danzig und Berlin mit meijt jehr günftigem Erfolge aus- 
geführt worden. Die dabei noch Hin und wieder zu Tage getretenen Webelftände 
(ftellenweije Berfumpfung der beriefelten Terrains) find, wie die Erfahrung gelehrt, 
durch jorgfältigere vorgängige Drainirung und durch richtigere Anpaffung der Terrain= 
größe zur Menge des aufzunehmenden Rieſelwaſſers überall vermeidbar.. Unter 
allen bis jebt befannten Berfahren der ©. bildet daher eine methodiiche Durch: 
ſchwemmung der Häufer, Höfe, Straßen und Plätze mittels reichlicher Waflerzufuhr 
und eine Beriefelung nahe gelegener Bodenflächen mit dem Hingeleiteten Kanalwaſſer 
das nach allen Richtungen rationelljte, welches überall da den Vorzug verdient und 
daher auch 3. B. von der höchjten Preußiſchen Sanitätsbehörde überall da empfohlen 
wird, wo die Örtlichen Verhältniffe die Austührung irgendwie möglich machen. 

Ein mit dem Schwemmkanalſyſtem verbundener jehr hoher janitärer Vorzug, 
welchen feines der übrigen Reinigungsſyſteme in gleicher Weiſe bietet, liegt in der 
leichten Anbringung von Waſſerverſchlüſſen in den Wohnungen, durch welche der 
Rücktritt von Gafen und Fäulnißprodukten aus den Sammel: und Leitungsappa— 
raten in die Wohnräume mit Sicherheit verhütet werden kann. — 

Die ©. ift eine Aufgabe, für deren richtige Erfüllung nicht blos die ſtädtiſche, 
jondern auch die ftaatliche Verwaltung, — und zwar im weiteren Sinne ala be— 
züglich der bloßen örtlichen Sanitätsaufficht, — verantwortlich ift, da bei derjelben 
nicht blos die Intereffen jedes einzelnen ftädtiichen Gemeinwejens, jondern auch die- 
jenigen der benachbarten Gemeinden und bejonders aller Hlußabwärts gelegenen Ort: 
ichaften in Betracht fommen. Namentlich ift dies in jolchen Flußgegenden der Fall, 
deren Bevölkerung noch ihr Genuß: und Wirthichaftswafler dem Fluffe unmittelbar 
zu entnehmen genöthigt ift. Eine folche Bevölkerung hat berechtigten Anſpruch darauf, 
daß ihr die gewohnte Bezugsquelle des umentbehrlichiten aller Lebensmittel nicht 
infizirt werde, und der Staat hat die Anerkennung dieſes Rechtes gegen etwaige 
Uebergriffe jtädtiicher Verwaltungen geltend zu machen. Die Frage, unter welchen 
Umftänden und unter welchen Vorbehalten in. jedem Einzelfalle die Hineinleitung 
ftädtischer Abfallwäſſer in öffentliche Waflerläufe zu geftatten jei, hat bis jet in 
Deutjchland Feine allgemeingültige Beantwortung gefunden, und es bleibt daher 
Aufgabe der jtaatlichen Auffichtsbehörde, jeden einzelnen zweifelhaften Fall mit 
Hülfe ihrer technischen Beiräthe zu prüfen und für fich zu entjcheiden. Um bezüglich 
der hierbei zu Grunde zu legenden allgemeinen Prinzipien zu größerer wifjenichaft: 
licher Klarheit zu gelangen und um eine größere Gleichmäßigfeit des Berfahrens, 
namentlich auch zwiſchen den Uferſtaaten eines und deflelben Stromes, 3. B. der 
Elbe oder des Nheines herbeizuführen, wird von jachverjtändigen Stimmen allgemein 
das Bedürfniß betont, daß über den Zujtand der verumreinigten Flüſſe 
in Deutichland und über die janitären wie wirthichaftlichen Folgen diefer Ver— 
unreinigungen eine umfaſſende techniſche Unterfuchung angeftellt werde, je 
nach deren Ergebniſſe dann eine reichsgeſetzliche Regelung dieſer wichtigen 
Frage ähnlich wie in England ftattfinden möge. 
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Den in diefem Sinne wiederholt und namentlich von dem Deutichen Verein 
für öffentliche Gefundheitspflege an die Neichsregierung gerichteten dringlichen An- 
trägen ift eine fen ig bis jet nicht zu Theil geworden. — 

Lit.: H. Barrentrapp, Ueber Entwäflerung db. Stäbte, Berl. 1880. — R. Virchow, 
Kanalifation oder Abfuhr, Berlin 1869. — €. Biber, Die Reinlichkeit in den Stäbten x., 
Leipzig 1876. — ver of a Committee appointed to inquire into the modes of treati 
town ** London 1876. — M. v. Pettenkofer, Vorträge über Kanaliſation ur 
Abfuhr, Münd. 1876. — Virchow, Generalbericht zc., Berl. 1873. — AL. Müller, Neber 
ben gegentwärtigen Stanb ber Stäbtereinigungsfrage ꝛc, Berlin 1873, — W. Roth und #. 
ger, Handbuch ber Milit.-Gejundheitäpfl., Berlin 1872, I. Bd. 6. Abichnitt. — Finteln: 
Sure, Die öffentliche Geſundheitspflege — Bonn 1874. — Prefecture de la Seine. 

nissement de la Seine etc., Paris 187677. Hintelnburg. 


Stahl, Friedrich Julius, & 16. I. 1802 zu München, trat 1819 zur 
evangelischen Kirche über, ftubdirte in Würzburg, Heidelberg, Erlangen, wurde 1827 
Privatdozent in München, 1832 außerordentl. Profeffor in Erlangen, dann ordentl. 
Profeffor in Würzburg, wieder in Erlangen, 1840 in Berlin, Führer der Reaftions- 
partei, Mitglied des Oberkirchenraths, Geh. Juftizrath, 7 10. VIII. 1861 im Babe 
Brückenau. 

Schriften: Ueber das ältere Röm. u Münd. 1827. — Philoſophie des Rechts 
nad geichichtl. Anficht, Heidelb. 1830—37, 5. Aufl. 1878. (Storia della filosofia del diritto, 
trad. da P. Torre ed. annot. da R. Conforti, Torino 1853. Hist. de la philosophie du 
droit, trad. —— Chauffard, Par. 1880.) — Die Kirchenverfaſſung nad Lehre und R 
ber Proteftanten, Erl. 1840, 2. Ausg. Erl. 1862. — De matrimonio ob errorem rescindendo 
commentatio, Berol. 1841. — Ueber Kirchenzucht, 1845, 2. Aufl. 1858. — lleber das monard. 
Prinzip, 1846. — Der driftl. Staat und fein Berhältnik zum Deiäömus und Judenthum, 
1847. — Reben, Berl. 1851, 1856, 1862. — Die Revolution und die fonftit. Monarkie, 
Berl. 1849, 2. Aufl. 1849. — Was ift Revolution? 1—3. Aufl., Berl. 1853. — Gebädtnif: 
rede am 3. Aug. 1853, Berl. 1835. — Rechtöwifienichaft oder Voltsbemußtfein? 1848. — 
Der Proteitantismus ala pol. Prinzip, Berl. 1853, 4. Aufl, 1854. — Die fathol. Wider: 
legungen, Berl. 1854. — Ausführungen über das Eheſcheidungsgeſetz, Berl. 1855. — lleber 
— 1855. — Ueber evangel. Katholicität, 1857. — Die lutheriſche Kirche und bie 
Union, 1857. — Die gegenwärtigen Parteien in Staat und Kirche, Berlin 1868, 2. flag 
1868. — Wider Bunfen, 1856. — Friedrich Wilhelm IIL, 1853. — Friedrich Wilhelm IV, 
1861. — Aufläße in Hengftenberg’3 Kirchen — 

Lit.: Bluntſchli, StaatsWörtB. X. 154—165; Derſelbe, Geſchichte des Staate— 
xechts, ©. 630-644. — Unfere Zeit VI. 419. — Thilo, Die theologifirende Rechte- umd 
Staatälehre, Lpz. 1861. — van Limburg-Brouwer, Stahl redivivus? Haag 1862. — 
Groen van Prinsterer, Ter nagedachtnis van Stahl, Amst. 1862. — Pernice, Savignd, 
Stahl, Berl. 1862, ©. 69—115. — Bluntſchli, Charakter und Geift ber pol. Parteien, 
Nördl. 1869, S. 57—81. — Walder, Kritil der Parteien in Deutichland, Berlin 1865, 
S. 120—169. — Brodhaus, Dad Yegitimitätprinzip, 1868, ©. 161—232. — Revue de 
droit international XI. 115. — Schulte, Geid., II. b ©. 204—207. — Mohl, L 8, 
218, 226, 232, 241, 255, 286, 292, 333; II. 456. — Revue generale IV. = ih 

eihmann. 
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Stammaftien, j. Prioritätsalttien. 


Stammgüter. Der Ausdrud wird in der Literatur in einer doppelten Be 
deutung gebraucht. Im weiteren Sinne heißen ©. alle diejenigen, in der Familie 
bereitö vererbten, unbeweglichen Güter, bei welchen die Befugniß des Eigenthümerẽ 
zu freiwilligen Veräußerungen beichränft iſt durch die Rechte der nächſten Erben 
überhaupt oder einer beftimmten Klaffe von Erben. Dieſe Einſchränkung ift eine 
Nachwirkung, ein im Kampfe gegen das Römiſche Recht erhaltener Ueberreſt des 
mittelalterlichen Beifpruchsrechts, welches, wie neuere Forichungen ergeben haben, 
bei den einzelnen Volksſtämmen weder gleichzeitig entitanden ift, noch ſtets in 
gleichem Umfange und mit gleichen Rechtswirkungen gegolten hat. Aber auch die 
Grundanjchauungen, aus welchen das Beifpruchsrecht zu erklären ift, traten allmählich 
in den Hintergrund; das Grundeigenthum behauptete nicht mehr die politiiche und 
foziale Wichtigkeit, die & im Mittelalter gehabt Hatte, — die Fahrhabe, das 
Kapital, gewann dagegen an fteigender Bedeutung, — die Bedürfniffe des Verkehrs 
drängten zu größerer Freiheit auch in Beziehung auf Dispofitionen über Im— 
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ımobilien, und jo verlor ſich das Beifpruchsrecht der Erben theils ganz, theils ward es 
Herabgedrüdt zu einem, gegenwärtig auch jchon mehr und mehr verichwindenden 
Näherrecht der Familiengenoſſen. Nur in gewiffer Weiſe erhielt es fich, wie bemerft, 
bei den ©. im weiteren Sinne, zu welchen die bürgerlichen Erbgüter und die 
(adeligen) Stammpgüter im engeren Sinne zu rechnen find. Beiden Arten ges 
meinjam war, daß die Güter der Familie erhalten werden jollten, aljo eben die 
Veräußerungsbeichränfung zu Gunften der Erben, — unterjchieden waren fie aber 
Dadurh, daß diefe Beichränfung bei den Erbgütern zu Gunften der Inteftaterben 
ohne Unterjchied des Gejchlechts galt, bei den ©. nur zu Gunften der Söhne, reip. 
der Agnaten. Es hing dies zufammen mit dem weiteren Unterjchiede, daß die ©. 
nicht wie die Erbgüter der gemeinen Erbfolge unterlagen, jondern ausjchließlich auf 
männliche Erben übergingen. Diejes ausjchließliche Succeffionsrecht des Manns— 
ftammes war dem älteren Stammgutsſyſtem nicht eigenthümlih, es beruht auch 
feineöwegs auf Gemeinem Deutichen Recht des Mittelalters, jondern hat fich erſt jeit 
dem 14. Jahrhundert ala ein bejonderes Recht des Adels entwidelt, in deſſen In— 
terefie es lag, wie die Lehngüter, jo auch die Allodialgüter, wenigjtens die er- 
erbten, ausfchließlich den Söhnen zu erhalten und dadurch den Trägern des Namens 
und Wappens die Möglichkeit zu gewähren, die politische und joziale Bedeutung der 
Familie aufrecht zu erhalten. Dieſes Beitreben zeigte fich jchon unter der Herrichaft 
des einheimifchen, äußerte fich aber bewußter und entjchiedener jeit der Reception 
Des Römifchen Rechte. Hatte früher der hohe Adel dieſes Ziel dadurch zu erreichen 
gejtrebt, daß die Töchter zu einem Verzicht auf die Erbgüter beftimmt wurden, fo 
wurde jeßt das außjchließliche Erbrecht der männlichen Dejcendenz in Hausgeſetzen 
angeordnet, in Yamilienverträgen anerkannt, oder es wurde wenigſtens bejtimmt, daß 
die ausgefteuerten Töchter auf die Erbgüter verzichten müßten. Ebenſo wurde es 
bei der Neichäritterfchaft zu einer in deren Statuten geficherten Objervanz, daß die 
Töchter bis auf den ledigen Anfall zu verzichten hätten. Der landfäffige Adel end» 
lich juchte die ©. den Söhnen dadurch zu erhalten, daß die Töchter zu freiwilligen 
Berzichten veranlaßt wurden; häufig jprachen aber auch die Landesgejeße die Aus— 
fchließung der Weiber von der Succeffion in alle adeligen ©. aus, und nicht jelten 
ward derjelbe Grundſatz gewohnheitsrechtlich anerkannt. Bei den ©. des hoben 
Adels und der Neichäritterichaft beruhte aljo die Ausſchließung der Weiber auf ver- 
pflichtenden Hausgeſetzen und jtatutarifchen Freitfegungen, bei denen des niederen 
Adels aber nur zum Theil auf Landeögejeen; wo es an jolchen Landesgejehen oder 
unjtreitigen Gewohnheitsrechten Tehlte, waren Exrbverzichte der Töchter jchlechterdings 
nöthig, um dem Mannsftamme die Erbfolge zu fichern. Indem aber die Töchter 
objervanzmäßig verpflichtet wurden, einen jolchen Verzicht zu leiften, gelangte man 
dahin, diefen Verzicht auch bei den Gütern des niederen Adels als einen jachlich 
überflüffigen zu erachten: — die Ausichließung der Weiber ward, zu einer bei allen 
Arten von ©. geltenden NRechtenorm. Daß defjenungeachtet noch jehr häufig aus— 
drüdliche Erbverzichte gefordert wurden, geſchah aus bejonderen Gründen, welche 
Bejeler (Erbverträge, III. 278) nachgewiefen hat. 

Städtifche Erbgüter finden fich im modernen Recht nicht mehr anerkannt, wol 
aber die adeligen ererbten S., überwiegend freilich in den Sreifen des hohen Adels 
und der ehemaligen Reichsritterſchaft, aber partifulär doch auch noch hier und da 
für den niederen Adel. Man wird jagen können, ©. im eigentlichen Sinne jeien 
folche Güter des hohen und niederen Adels, welche ausſchließlich auf männliche 
Grben übergehen und bei welchen der jedesmalige Gigenthümer in Beziehung auf 
Beräußerungen bejchränft ift durch die Rechte des nächiten Erben oder der Agnaten. 
Aber eine bejtimmte Reihe gemeinrechtlich geltender Rechtsnormen für die ©. läßt 
fich nicht aufſtellen. Wieweit insbejondere die obenerwähnten Beichränfungen reichen, 
hängt von den rechtlichen Beitimmungen ab, die überhaupt für das betreffende Gut 
maßgebend find; nach denjelben Rechtönormen ift auch zu beurtheilen, welche Arten 
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der Veräußerung dem Gigenthümer geftattet find oder nicht, — ob die Güter theil- 
bar jeien oder Andividualfucceifion ftattfinde; — u. a. m. 

Aus dem Vorftehenden ergiebt fih, daß das Stammgut wejentlich denſelben 
politiichen und fozialen Zweden dient, welchen auch das Familienfideikommiß ge 
widmet ift. In der That knüpft auch die Rechtögeichichte des letzteren an die alten 
©. an, und jehr häufig find dieſe vertragsmäßig in Fideilommiffe umgewandelt 
worden. Aber weſentlich verichieden find beide Rechtsinftitute doch. Einmal gründet 
fich die Eriftenz des Familienfideikommiſſes auf eine beiondere, ausdrüdliche Privat- 
dispofition, — die des Stammgutes dagegen auf Gejeß oder Herfommen. Bei leh- 
terem ift die Berechtigung des jedesmaligen Eigenthümers beichränft durch bie 
Rechte der Söhne und etwa noch der zur Zeit der Alienation lebenden Agnaten, — 
das Fideikommiß ift durchaus umd für alle Zeit unveräußerlich: die Rechte der An- 
wärter find erheblich ausgedehnter, eine Verfchuldung des Gutes mit der Wirkung, 
dat die Subſtanz angegriffen werden dürfe, ift nicht geftattet, wogegen das Stammgut 
beim Konkurſe des Eigenthümers zur Befriedigung der Gläubiger verkauft werden 
darf. Endlich ift die Erbiolge in das Fideikommiß eine successio ex pacto et pro- 
videntia maiorum, — die in das Stammgut aber die gemeinrechtliche in das Ber: 
mögen des lebten Gigenthümers, weshalb die Wirkungen des Grbüberganges bier 
andere find ala dort. (Der zulekt erwähnte Unterfchied wird freili von Einigen 
eleu — 
— fü be das Beilpruchärecht der Erben vgl. Sandhaad, Germanift. ze 
son, € ı 65 ff. — Zimmerle, Das Deutſche Stamm utsfpften (1857), bei. & 
Lewis, Die —— bed Erben (1864), S. 7—70. — Pernice in ber Reifen — 
ahrsſchrift IX. ©. 67—82. Schröder, STE nn für = tögeich. IX 40 FM. — 
v. Gerber, Geſammelte iurift. Abhandl., — Pre, De 
retractu ı legali, 8 speciatim gentilicio, Bein 1889. — — er, Eu Beilprucsrecht nach alt: 
* fi eh, P Breslau 879, — Für die Gejchichte der S., insbeſ. die a ac des 


Erbre 1 ber Weiber, j. Bejeler, Erbverträge, III. 279 ff. — Bimmerle, ©. 263 
Lewis, Das Recht des Familienfibeitommi es, © 18 ff ür das jpätere Recht vgl. 
Ko ler, Privatfürftenredht, SS 66-77. — Haubolb, Fr ſiſches Privatrecht, $ 367 
v. erber, 8 82. — B untichli, $ 67. — Walter, $$ ff. — Beieler, $$ 175, 


176. — Stobbe, II. $ 197. — Neubauer, R jemmenfiehung des in Deutichland geltenden 
Rechts, betr. die Stamm üter, Berlin 1879. — r bie IImwanblung von Jochen in Stamm: 
güter vgl. oben d. Art. Ilodififation und die bort — it. — Ueber bürger: 
lie Stammgüter, 5. B. in Württemberg, vgl. Yang, enrecht, II. $ 162. * 
ran n. 

Stampe, Henrif senfeg de, & 29. I. 1713 in Sammer bei Alborg, 
befjuchte das Gymnafium Alborg, 1728 zu Kopenhagen immatrikuliıt, 
machte 1731 das theologische Gramen, ftudirte 1737 —40 Rechtswiſſenſchaft in 
Marburg, wo er zwei Jahre in dem Haufe des Profeffor Wolf lebte, Straßburg, 
Paris, Orford, London, Yeiden und Göttingen, 1741 Profeſſor der Philoſophie, 
1742 Mitglied des Dänifchen Geſetzeskommiſſion, 1743 Aſſeſſor der juriftiichen Fa— 
fultät, 1746 des Oberadmiralitätsgerichts, 1748 Generalauditor des Seeetats, 1749 
Mitglied der Däniſch-Schwediſchen Grenzkommiſſion, 1753 Profeffor publ. juris na- 
turae et gentium, eneralprofurator, F 10. VII. 1789. 


Schriften: Svar of Stampe og Sevel pä nogle ‚Sörgemäl til det juridiscke Facultet, 
Kebh. 1792. — Erkleringer, Breve og Fores er Generalprocureur ambraet 
radkommende 1743—82, 1—6 udg of J. L. Rottbell, Kebh. 1792-1807. 

B. U Seder. 


Standeßregifter. Das Gejchichtliche ift bereits oben im Artikel Fami— 
lienftand angeführt, und es bleibt Hier nur noch die neuere Entwidelung in 
Deutjchland nachzutragen. 

Den Anftoß, unter jtaatlicher Kontrole und von bürgerlichen Behörden zu 
führende ©. einzurichten, gab die im Jahre 1848 aufgefommene Lofung der Tren— 
nung der Kirche vom Staat. Unter dem Einfluß diefer Parole wurde in bie 
Deutichen Grundrechte (in $S 20, 21) die Beitimmung aufgenommen: „die bürger- 
liche Gültigkeit der Ehe ift nur von der Vollziehung des Givilaftes abhängig . 
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Die Standesbücher werden von den bürgerlichen Behörden geführt“, — und eine 
gleiche Vorſchrift in den in den Jahren 1848 und 1849 erlafjenen Berfafjungs- 
geießen einzelner Deutfcher Staaten (jo Preußens, Oldenburgs, Schwarz- 
burg-Sondershaujena, Waldeds, Medlenburgs, Reuß-Schleizs 
und Anhalt-Bernburgs) wiederholt. Die gedachten Verfaffungsurfunden hatten 
aber meijtens nur eine furze gejegliche Dauer, und daher fam es nicht zur Aus— 
führung der betreffenden Anordnungen. Blos in wenigen fleineren Staaten wurden 
damals Gejee, welche die bürgerliche Civilftandsregifterführung und die obligatorische 
Civilehe einführten, erlaſſen; von diefen behielten aber allein die beiden Geſetze der 
ehemals freien Stadt Frankfurt a. M. eine dauernde Geltung. ferner wurde 
für die Diffidenten mit der Einführung der Givilehe für diefe in Anhalt, 
Württemberg, Nafjau, Sahjen- Weimar, ın der Provinz Hanno— 
ver, in Bayern, Reuß jüngere Linie, in Sadhjen-Koburg- Gotha, 
im Königreich Sach ſen und in Shwarzburg-Sondershaufen während des 
Zeitraumes von 1851 bis 1872 eine bürgerliche, bald den Kommunalbehörden, bald 
den Gerichten übertragene Givilftandäregifterführung eingerichtet. Daffelbe erfolgte 
endlich in den wenigen Staaten, welche, wie 3. B. Braunfchweig (1849), die Ehe 
zwiichen Juden und Chriſten in der form der Givilehe durch befondere Geſetze er— 
- möglichten, für folche Ehen und die aus ihnen entipringenden Kinder. 

Ohne die im Jahre 1861 eingeführte fafultative Givilehe zu befeitigen, erließ 
jodann die Stadt Hamburg im Jahre 1865 ein Geſetz, welches die gefammte 
Givilitandsregifterführung in die Hände bejonderer bürgerlicher Beamten legte, da— 
neben aber die Berufung der Geiftlichen zu derartigen Funktionen nicht ausſchloß, 
und diefelben Einrichtungen beftanden (auch jchon zum Theil ſeit älterer Zeit) in 
Bremen und Lübeck. 

Weſentlich beeinflußt durch die Konflikte mit der katholischen Kirche wurde 
zuerft in Baden, welches durch Gejeg vom Jahre 1860 die Notheivilehe eingerührt 
hatte, durch Gejeg vom 21. Dezember 1869 und demnächit in Preußen durch Geſetz 
vom 9. März 1874 die endgültige Auseinanderfegung zwiſchen Staat und Kirche 
vollzogen. Beide Geſetze übertrugen den Gemeindebehörden ſowol die ausfchließliche 
Führung der Givilitandaregijter ala die Vornahme der Eheſchließungen, mit jtaatlich 
bindender Kraft. Das Preußifche Geſetz ließ aber die biöherigen, auf gleichem Prinzip 
ruhenden Einrichtungen im Bezirk des Appellationsgerichtes zu Köln, wo die Vor— 
jchriften des Code civil fortdauernd Geltung behalten Hatten, und nicht minder die 
im Bezirl der Stadt Frankfurt a. M. (f. oben) beftehen. 

Schon im Jahre 1872 war im Deutjchen Reichätage die Einführung von ſtaat— 
lichen Givilftandsregiftern und der obligatorifchen Givilehe in ganz Deutjchland an— 
geregt worden, und im Jahre 1873 und 1874 brachten die Abgeordneten Volt 
und Hinſchius jedesmal einen von dem letzteren verfaßten desfallfigen Ent— 
mwurf ein, von denen der erjte wegen Schluß der Seffion nicht zur Erledigung fam, 
der leßtere aber angenommen wurde. Auf Grund defjelben legte dann der Bundes— 
rath im Jahre 1875 dem Reichstage einen neuen, auch das materielle Eherecht zum 
Theil mit umfaffenden Entwurf vor, und diefer ift nach ertheilter Zuftimmung des 
Reichdtages zum Reichsgeſetz „über die Beurkundung des Perjonenftands und die 
Eheichließung“ vom 6. Februar 1875 erhoben worden. 

Dadurch ift die Nechtseinheit im Deutjchen Reich für die fragliche Materie her- 
beigeführt worden. Die wichtigjten Vorfchriften find folgende: 

Die Bildung der Standesamtsbezirke und die Beitellung der Standes- 
beamten, bzw. der Stellvertreter erfolgt durch die höhere Verwaltungsbehörde. Als 
Regel ift vorausgeſetzt, daß jede Gemeinde einen Standesbezirk bildet und der Ge— 
meindevorjteher, bzw. defjen Stellvertreter die Funktionen des Standeöbeamten voll- 
zieht, jedoch kann die Gemeindebehörde die Anftellung bejonderer Standesbeamten 
beichließen, und auch die höhere Verwaltungsbehörde jolche beitellen (8 2—7, 10). 
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Geiftlichen und anderen Religionsdienern dürien aber die betreffenden Funktionen 
nicht übertragen werden. 

Die jächlichen KHoften der Standesregifterführung liegen den Gemeinden ob, nur 
die Regijter und Formulare zu Regifterauszügen werden fojtenfrei von der Gentral- 
behörde des Bundesitaates geliefert (SS 8, 9). 

Die Aufficht über die Standesbeamten fteht den Verwaltungsbehörden zu, foweit 
die Landeögejege nicht andere Auffichtäbehörden beftimmen; wegen Ablehnung von 
Amtshandlungen geht die Beichwerde jedoch an das Gericht ($ 11). 

Jeder Standesbeamte hat zu führen: 1) ein Geburtäregiiter, 2) ein Heiraths— 
regifter und 3) ein Sterberegifter. In dieje jollen die Eintragungen unter fort 
laufenden Nummern und ohne Abkürzungen, die wejentlichen Zahlenangaben mit 
Buchitaben erfolgen. Jede Eintragung ijt durch den Standesbeamten zu unter 
ſchreiben. Zuſätze, Lölchungen oder Abänderungen find am Rande zu vermerken und 
bejonders zu vollziehen. Bon jeder Eintragung ift eine zu beglaubigende Abjchriit 
in ein Nebenregijter einzufchreiben, welches nach Ablauf des Kalenderjahres der Aut 
fichtöbehörde zur Prüfung und von diefer dem Gerichte zur Aufbewahrung zugeitellt 
wird (SS 12—14). 

Die ordnungsmäßig geführten S. beweijen die Thatjachen, zu deren Beurkun- 
dung fie bejtimmt und welche in ihnen eingetragen find, biß der Nachweis der Fäl— 
jchung, der unrichtigen Eintragung oder der Unrichtigkeit der Anzeigen und Feſt— 
jtellungen, auf Grund deren die Eintragung ftattgefunden hat, erbracht ift ($ 15), 
eine Vorfchrift, welche durch das EG. zur Deutjchen CPO. $ 16 Nr. 1 ausdrüdlic 
aufrecht erhalten worden it. 

Die Führung der ©. und der darauf bezüglichen Verhandlungen erfolgt koiten 
und ftempelfrei; mur für die Einficht und für Auszüge find jehr mäßig angeſetzte 
Gebühren zu zahlen ($ 16). 

In Betreff der näheren Detail, namentlich wegen der Anzeigepflicht der Ge 
burts⸗ und Sterbefälle, der Anzeigefriſten zc., muß auf das Geſetz jelbit — werden. 

Bit.: Friedberg, Das Recht der Ebel liehung enge 1875, ©. 655 fi. — F. Phi— 
lippi, Die — eſetze in ber Preuß. Rheinprovin Aufl., Elberfeld 1865. — Rah, 
Die Ehe u b. bürgerl. Standesamt nad) Bad. R., 2. un. Heibelb. 1872. — PB. Hinidius, 
Das Preuß, Gefek über die Beurkundung b. Besuch sei x. mit Komment., Berlin 1874; 
2 elbe, Das Reichsgeſ. über bie Beurfundung des Perſonenſtands ꝛc. mit Komment., 

2. Aufl., Berl. 1876. — dv. Sicherer, Reichsgeſ. über bie Be“ ıc., Erl. 1879, 
P. Hinſchius. 

Standgericht: eine Art der mit der Ausbildung der Militärrechtspflege nach 
und nach jeit dem 16. Jahrhundert entſtandenen Ausnahmegerichte für Soldaten. 
„Standrecht“ ward vielfach für Hriegsrecht gebraucht, joweit jelbiges auf die einem 
Kriegsherrn unterworfenen Perfonen Anwendung findet, was entweder regelmäßig 
gegenüber den Perjonen des Soldatenftandes, oder ausnahmsweiſe gegenüber auf 
ftändifchen Unterthanen oder feindlichen, in beſetzt gehaltenen Gebietstheilen weilenden 
Staatdangehörigen der Fall ift. 

Die Norddeutiche (ehemals Preußiiche) Mil.StrafPD. von 1845 untericheidet 
($ 82) Kriegsgerichte für die zur höheren und ©. für die zur niederen Gerichts 
barfeit gehörenden Straffälle. Angeordnet wird das ©. von dem Berehlähaber, dem 
die Beitellung des Unterfuchungsgerichts zuftand. Kriegsgericht und ©. zählen im 
Gegenjag zu dem letzteren zu den Spruchgerichten. Die ©. bejtehen aus fünf 
Richterflaffen, von denen der Präjes eine Klaſſe bildet, und aus einem Aubditeur 
oder unterfuchungführenden Offizier ala Referenten. Ueber die Richterflaffen und ihre 
nach dem Range des Angeichuldigten verſchiedene Zuſammenſetzung bejtimmt $ 87 
a. a. D.; über das Verfahren, bei welchem eine Vereidigung der Richter nicht ftatt- 
findet, Sg 448, 452; über die Bejtätigung der Erkenntniffe, welche regelmäßig Sadı 
deö das Spruchgericht bejtellenden Befehlshabers ift, $ 486. Ueber die Ausdehnung 
des Kriegsrechts auf Privatperjonen j. d. Art. Belagerungszujtand. Bejonder 
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Regeln gelten für Bayern. Die Defterr. StrafPO. Handelt ausführlich vom 
ftandgerichtlichen Verfahren. „ Der Minifter des Innern und der der Juſtiz konkur— 
riren bei der Anordnung des Stanbrechts in gewiffen Fällen. 

In England werden die Funktionen des ©. durch Courts martial ausgeübt, 
deren Einjeßung auf bejondere Ermächtigung der Krone durch die vom Parlament 
zu bejchließende Mutiny act beruft. Man unterjcheidet dort einen General court 
martial, au& nicht weniger ald 13 Offizieren beftehend, mit der Beiugniß, auf die 
fchwerften Strafen (Todesftrafe — Penal servitude) zu erkennen; einen Distriet 
oder Garrison court martial, mit einer Bejegung von 7 Dffizieren, ohne Kompetenz 
gegen Offiziere und ohne Beiugniß, die ſchwerſten Strafen zu verhängen; einen Re- 
gimental oder. Detachment court martial, mit 5, im Nothfall 3 Dffigieren bejebt, 
mit der Befugniß, auf Körper- und, freiheitäftrafen zu erfennen. Gin Detachment 
general court martial für im Auslande ftehende Truppen kann auch über Vergehen 
ber Truppen gegen Bewohner eines fremden Landes erkennen. Für die Marine gelten 
bejondere, im Ganzen aber ähnliche Beitimmungen. 

Welche Perjonen ala zum Heere gehörig anzufehen und deöwegen den Kriegs— 
geießen und ©. zu unterwerfen find, richtet fich nach der Heeresverfaſſung der ein— 
zelnen Staaten. 

Quellen: Außer ber Mil.StrafGer.Orbn. Kab.O. v. 21. Sept. 1820, 27. April 1837, 
9. Dezember 1835. — Bayern, StrafGB. v. 1813, Art. 441—456; (für die rechtörhein. 
Gebiete) Art. 3 Ziffer 12 des Ausf.-Gei. zum RStrafPO. — Defterreih, StrafPO. v. 
1873, SS 429 ff. — England, 25. u. 26. Vict. cap. 65. 

Bit.: let, Kommentar über dad Straf®B. für dad Preuß. Heer, II. Theil 1870. — 
Ueber das Geihichtlihe: Saurentius, Don den Kriegsjahren ber alten Deutſchen, 1753. — 
Friccius, Geſchichte des Deutichen, insbeſ. des Preuß. Kriegsrechte, 1849. — Bubbder in 
v.Holbkenborfj's . Deuticher Strafrechtsz. 1870, Heft 9-11. — Franfreid: Cham- 
Bons: y, Manuel des Tribunaux des armees de terre et de mer, 1878. — Ueber Englanb: 

neift, Engliiches Verwaltungsrecht, S. 968, 1053, 1072. — Simmons, On Courts martial. — 
Thring, Criminal Law of the Navy. v. Holtzendorff. 

Standſchaft (Thl. I. ©. 859). Zu den Zeiten des Deutjchen Reiche gab 
es eine dreifache ©.: ReichsS., KreisS., LandsS. 

ReichsS. bedeutet Sitz und Stimme auf den Reichstagen. Dieſelbe ſtand zu 
den geiſtlichen und weltlichen Fürſten (Biſchöfen, Aebten, Fürſten, Grafen und 
Herren, vorausgeſetzt, daß ſie nicht ſelbſt der Herrſchaft eines Anderen unterworfen 
waren). Auch den Reichsſtädten gebührte ſeit dem ſpäteren Mittelalter die ReichsS., 
welche fie durch Mitglieder ihres Rathes ausüben ließen. Seit dem J.R.A. von 
1654 wurde zum Grwerb der ReichsS. außer der kaiſerlichen Verleihung und dem 
Beji einer reichsunmittelbaren Herrfchaft noch vorausgeſetzt die Kooptation jeitens 
des Hurfürjtenkollegiums, jowie des KHollegiums und der Banf, in welche der Be- 
treffende aufgenommen werden ſollte. Die ReichsS. jeht eine dingliche Unterlage, 
reichgunmittelbaren Länderbefig voraus. Die Folge davon war, daß bei einer Thei— 
fung des Territoriums allen Theilhabern zufammen nur Eine Stimme zuftand, der 
Inhaber mehrerer Territorien dagegen auch mehrere Stimmen führte. Doc galt 
dieſes Prinzip nur in den legten Zeiten des Reichs; bis in das 17. Jahrhundert 
hinein Hatte der entgegengejeßte Grundſatz gegolten, waren die Stimmen perjönlidh. 
Die ReichsS. ging unter durch Neichsacht, durch Mediatifirung (Unterwerfung unter 
einen Mitjtand), wennjchon einige Familien troß der Mediatifirung fih im Befit 
der ReichsS. behaupteten, durch Berluft des Territoriums, auf welchem die ReichsS. 
ruhte. Auf den Erwerber eines jolchen Territoriums ging an und für fich die 
ReichsS. nicht über. 

Unter KreisS. verjteht man Sit und Stimme auf den Kreistagen, den Ver— 
fammlungen der Territorialherren innerhalb der einzelnen Kreiſe, in welche das 
Deutjche Reich jeit dem Jahre 1500 getheilt war. Die Kompetenz der Kreistage, 
welche anfänglich die Polizei zu handhaben und die Erkenntniffe der Neichögerichte 
zu volljtreden Hatten, wurde jpäter auch auf andere gemeinfame Angelegenheiten 
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ausgedehnt. Die KreisS. ſtand den Reichsftänden ‚zu, doch konnten auch die In— 
haber reichsunmittelbarer Herrichaften, die nicht zugleich ReichsS. — unter die 
Ktrreisſtände aufgenommen werden. 

LandE©. bezeichnet Sig und Stimme auf den Zandtagen ber einzelnen Terri⸗ 
torien. Diejelbe gebührte den bevorrechteten Ständen, die einzeln forporativ orga= 
nifirt waren, und alle zufammen wieder eine Korporation (die Landichait) bildeten, 
und jo als ein Ganzes dem Landesheren gegenübertraten und Antheil an der Landes— 
regierung beanjpruchten und erhielten. Dieje Stände (Landftände) find regelmäßig 
drei: die Prälaten, Ritter und Städte, von denen die leßteren ihr Recht, wie bie 
Reichaftädte, durch Mitglieder ihres Rathes ausübten. Nur jehr vereinzelt hatte 
auch der Bauernftand LandS. erlangt. Dagegen gebührte überall, wo es einen 
landjäffigen Herrenjtand gab, diefem die LandS., wennſchon derjelbe zuweilen mit 
den Prälaten zufammen Eine Hurie des Landtages bildete. Die LandS. gewährte 
nicht überall die gleichen Rechte; vielmehr war der Umfang diejer letzteren in den 
verichiedenen Territorien und zu dem verichiedenen Zeiten ein jehr verichiedener. 
Denn es beruhten diefelben auf bejonderen Privilegien, welche die Stände bei Ge- 
legenheit der Bewilligung neuer Steuern vom Landesheren fi) ausgewirkt hatten. 
Ueberall ſtand den Ständen, jo lange ihre Kraft noch nicht gebrochen, dad Steuer- 
bewilligungsrecht zu, auch durften Landesgeſetze ohne ihre Mitwirkung nicht erlaffen 
werden. An und für fich vertreten die Landitände — und darin befteht der Haupt- 
unterfchied der ftändifchen Verfaſſung von der NRepräfentativverfaffung — blos ihre 
eigenen Intereſſen, und nicht die des ganzen Landes; und nur mittelbar nehmen fie 
auch die Intereffen der gefammten Bevölkerung wahr. Dies erflärt fich” daraus, 
daß die ©. fraft eigenen Rechts und nicht auf Grund eines Mandats ber Bevöl- 
ferung zuſteht. 

Die ReichsS. und die KHreisS. find mit dem Untergange des Deutichen Reiche 
verichwunden, und auch in der Berfaffung der einzelnen Deutichen Staaten hat das 
ſtandiſche Prinzip dem Repräſentativſyſtem weichen müſſen. 

Lit.: v. Campe, Die Lehre von ben Lanbfländen nad allgem. Deutichen Staatörechte, 
Lemgo — Detmold 1864. — Giert e, Dad Deutiche Genoffenichaftärecht, I. (Berlin 1868), 
534—581 u. ©. 822. — Zöpfl, Grundfäe bed gem. Deutichen Stantsrechtd (5. een 

1. Ss 90-92, ** 325—328. Lewis 

Stara, Giuſeppe, Conte, 55. IX.1795 bei Vercelli, 1823 Richter in Gagliari, 
jpäter Mitglied der Gefehgebungstommiffion, 1847 erfter Senatöpräfident in Turin 
und Gonte, 1862 Staatöminifter, 1868 Präfident des Haffationshofes, zog fich 1871 
zurüd, T 15. VI. 1877. 

git.: Nouv. — hist. 1878, p. 101—120. — Reineri, cenni biogr., Tor. 1855. — 
Torti, Ricordi, Tor. 1878. — Bulletin de la Societe de legisl. comparede, X. annde (1879), 
. 281. Zeihmann. 

Statutarifche Erbportion (Eherecht). Das Deutjche Recht des Mittelalters 
hatte ala gewohnheitsrechtlichen Niederfchlag entiprechender Eheverträge faſt allgemein 
ein Ehegattenerbrecht ausgebildet, das fich bald auf den Mobiliarnachlaß oder einen 
Theil deffelben beſchränkte, bald auch das Jmmobiliarvermögen oder doch den Ans 
theil des verftorbenen Ehegatten an der Jmmobiliarerrungenfchaft, und zwar bald 
zu Leibzuchtsrecht, bald zu Eigenthum, umfaßte. Derartige erbrechtliche Anſprüche 
drangen mehr und mehr auch in das Gebiet des Sachienjpiegels ein und erichienen 
bier, da der letztere im Anjchluffe an das Altgermaniſche Recht nur vertraggmäßige 
Zuwendungen und fein Erbrecht der Ehegatten kannte, als partifularrechtliche Aus» 
nahmen von dem „Gemeinen Sachjenrecht“. Mehr noch trat diefer partitularrechtliche 
Charakter, zumal dieje Anfprüche im Einzelnen jo verjchieden gejtaltet waren, nach 
der Rezeption de Römifchen Rechtes hervor. Die Römifchen Ginrichtungen, das 
jubfidiäre Erbrecht des überlebenden Ehegatten hinter jämmtlichen Verwandten des 
veritorbenen (bonorum possessio unde vir et uxor) und der von Juftinian begründete 
relative Anspruch der armen Wittwe an dem Nachlafie ihres wohlhabenden Mannes, 
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vermochten die in den Deutichen Partikularrechten anertannten Erbanfprüche des über- 
lebenden Ehegatten. vielfach jelbjt dort nicht zu verdrängen, two im Uebrigen die reine 
Römijche Erbfolgeordnung angenommen wurde. So war für jenen, das gemeine Erb— 
recht durchbrechenden partifularrechtlichen Erbantheil jchon in der Doktrin des 
17. Jahrhunderts die Bezeichnung ala ©. E. in Gebrauch, eine Bezeichnung, Die 
um jo pafjender ericheinen mußte, als die S. E. durchaus den Charakter eines 
außerordentlichen Erbrechtes trägt und neben der (vertragamäßigen, legtwilligen oder 
geieglichen) Erbfolge in das übrige Vermögen des verjtorbenen Ehegatten jelbjtändig 
einhergeht; höchſtens zeigt fich Hier und da in Bezug auf den Umfang der ©. €. 
eine Berfchiedenheit je nach der Stellung des fonkurrivenden Erben. Das Vor: 
handenjein eines jolchen fonfurrirenden Erben gehört zum Weien der ©. E., das 
Univerfalerbrecht der Ehegatten, auch wo es günftiger ala im Römiſchen Recht ge= 
ordnet ift, fällt nicht unter diefen Begriff. Iſt der Überlebende Ehegatte ein Bluts— 
verwandter des veritorbenen, jo behält er neben dem Ghegattenerbrecht jein Ver— 
wanbdtenerbrecht. — Bon der ©. E. ift Alles zu unterfcheiden, was der überlebende 
Ehegatte aus dem bisher vereinigten Vermögen nach den Grundjäßen des ehelichen 
Güterrechtes als jein Vermögen zu beanſpruchen Hat, fie untericheidet fich nicht 
minder von dem Nutzungsrecht, das ihm kraft väterlicher Gewalt an dem Vermögen 
der Kinder zufteht. Insbeſondere ift weder der bei allgemeiner oder partifulärer 
Gütergemeinjchaft dem überlebenden Ehegatten zufallende Antheil an dem Sammtgute, 
noch der ihm aus der fortgejeßten Gütergemeinſchaft erwachjende Vortheil für ©. E. 
zu erachten. Daflelbe gilt von allen Bortheilen, welche der überlebende Ehegatte 
als gejegliche Entſchädigung für Theile feines eigenen Vermögens erhält, 3. B. von 
der altjächfiichen Gerade, dem Heergewäte und dem vielfach jtatt Rüdgewähr des 
beweglichen Frauengutes eingeführten Mtobiliarantheil, ebenfjo von der 3. B. im 
Märkischen Erbrecht auf Grund einer mißverftändlichen Deklaration der Joachimiſchen 
Erbrechtsfonftitution geltenden Befugniß des überlebenden Ehegatten, gegen Ein— 
iwerfung feines eigenen Vermögens eine Quote des auf diefe Weiſe hergeſtellten 
Sammtgutes zu nehmen. Dieje jog. „Giütergemeinjchaft von Todes wegen“ ift 
ebenfo aus einer Mikbildung der ehelichen allgemeinen Gütergemeinfchaft entjtanden, 
wie die in manchen Gegenden durch eine verkehrte Doktrin und ihr entiprechende 
Praris geichaffene jog. „Gemeinfchaft des Zugewinnftes“ aus einer Mikbildung der 
ehelichen Errungenfchaftsgemeinschaft. Alle diefe Anfprüche, auch wenn fie exit von 
Todes wegen hervortreten, wurzeln in dem Güterrecht der Ehegatten und find einzig 
nach diefem zu beurtheilen; hat daher während der Ehe ein Wechfel des Wohnfites 
ftattgefunden, jo ift in diefer Beziehung im Zweifel das Recht des erſten Wohnfites 
maßgebend. Dafjelbe wird nad) Württembergiichem Necht auch hHinfichtlich der 
eigentlichen S. E. angenommen; die lehtere gehört aber ausſchließlich dem Gebiete 
des Erbrechtes an und richtet jich daher nach dem Rechte des letzten Wohnſitzes. Das 
Preußiiche Allg. ER. gewährt dem überlebenden Ehegatten die Wahl zwijchen dem 
Rechte des eriten und dem des lebten Wohnſitzes. — Die S. E. findet nur unter 
Ehegatten Anwendung, hat alfo eine bürgerlich gültige Che zur Vorausſetzung (nach 
manchen Rechten, 3. B. dem Württembergifchen, auch noch die Vollziehung des ehe— 
Lichen Beilagerd) und kommt nach einer Ehefcheidung oder Nichtigkeitserflärung der 
Ehe in Wegfall. Xebenslängliche Trennung von Tisch und Bett Hat die gleiche 
Wirkung im Deutichen Reiche nur, wenn fie vor dem Meichägejeg über die Be— 
urfundung des Perjonenftands und die Ehejchließung vom 6. Febr. 1875, oder wenn 
fie im Auslande nach dem dort geltenden Rechte verhängt worden ift. Nach manchen 
Rechten geht die ©. E. im Falle der Wiederverheirathung ganz oder zum Theil 
verloren. — Die ©. €. ift heute noch vielgeitaltiger ala im Mittelalter. Häufig 
ift fie für den überlebenden Mann eine andere wie für die Frau. Zuweilen er— 
greift fie nur einzelne Nachlaßjtüde, zumal Gegenjtände des Hausrathes (in diefem 
Sinne erfcheint jchon der Mußtheil des Sachjenipiegels ala ©. E.), oder fie be— 
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ſchränkt fich auf ein geſetzliches Leibzuchtsrecht oder auf bloßen Nießbrauch an dem 
Nachlaffe oder einer Quote deflelben, häufig beiteht fie aber geradezu in einer Erb» 
Ichaftsquote und hat dann hinfichtlich des Schuldenüberganges diejelben Wirkungen 
wie jedes andere Erbrecht. Dabei it der Einfluß des Juftinianischen Rechtes der 
armen Wittwe injofern bemerkbar, als eine große Zahl von Rechten in leberein- 
ftimmung mit dieſer die Quote auf ein Viertel oder bei drei und mehr Kindern 
auf einen Kindestheil feitjeßen. — Die Unentziehbarkeit det oft fälſchlich als ©. E. 
angejehenen Anfprüche aus dem ehelichen Güterrecht und der Schuß des Juftinianifchen 
Rechtes der armen Wittwe gegen letwillige Verfügungen des Ehemannes hat dahin 
geführt, daß, von dem Defterreichiichen Rechte und der Mehrzahl der Bayriſchen 
Bartifularrechte abgejehen, die ©. €. faſt überall ganz oder theilweije den Charakter 
ala Pflichttheil angenommen bat; fie fann daher, joweit nicht durch Ehe- oder Erb: 
vertrag darauf verzichtet ift, entweder überhaupt nicht oder doch nur aus beitimmten 
gejeglichen Gründen entzogen werden. — Grbichaften, welche dem verjtorbenen Ehe— 
gatten bereit? angefallen, aber wegen eines daran beftehenden Leibzuchtsrechts dritter 
Perfonen noch nicht in feine Gewalt gelommen waren („binterfällige Güter“), werden 
nach dem altdeutichen Rechtsfprüchwort „Zucht fällt nicht auf Zucht“ von der ©. €. 
nicht ergriffen. 
Gigb. u. Lit.: —— Allgem. LR., F 1 u 495 ff — 639, 642, 644 urn 

Sn BEL. SS 757 fi., 796. — AREA. E 


BT 110, 122 in 143 #. — 

e, Handb. d Deutichen Privatrechts, I. 210, — Roth, Baper. Givilrecht, I (2. Aufl.) 

477, 515 Al 530 ff. — Reyi er, Württemb. Privatrecht III., 92 .— Ötrefe, 
annoverd echt, II TH. — Rot Er Meibom, Kurbeffiiches Privatrecht, 41. — 
eimbad, Beh, j A; Privatrechts d. 3. d. Oberappellations erichten Jena u. rg ver: 


einten Länder, 524—38. — Erbmann, Güterr. d. € eg. n rov.R. Liv⸗, u. Kur⸗ 


lands, 185 ff., 215 ‚23, 250. — Heydemann, Die Elemente ber Joadimiiden Kom: 
fitution, 319 Wo raus in d. Zeitichr. f. Deutiches Recht XIII. 125 F — Die Lehr: 
bücher d. Deuthen Privatrechts. R. Schröder. 


Steck, Joh. Chriſt. Wilh. von, 5 6. I. 1730 zu Diedelsheim, 1754 
Profeſſor in Halle, 1758 in frankfurt a. O., 1767 Geheimer Tribunalerath in Berlin, 


1776 geabelt, 7 8. X. 1797. 
Seine Schriften bei Pütter, Xitt., II. 105. — Schulte, Geſchichte, IT. b ©. 150. — 
Meuſel, XII. 307—311. — Engelmann, Biblioth. jurid. (2) Lpzg. Er S 418, 414. 
Teihmann. 


Stedbriefe, litterae patentes arrestatoriae, nennt man im Strafßrz. (John, 
Th. I. Suppl. ©. 35) offene, an alle Gerichte und Behörden des In⸗ und Aus 
landes gerichtete Hülfsſchreiben, einen flüchtigen, nach der Deutichen StrafPO. aud 
einen fich verborgen haltenden, Beichuldigten im Betretungsfalle verhaften und an 
das erfuchende Gericht oder die jonft genannte Behörde, nach der StrafPD. an ein 
beitimmtes Gefängniß, abliefern zu wollen. Die Bezeichnung der ftrafbaren Handlung, 
ohne welche namentlich ausländiiche Behörden von der Verhaftung abjehen würden, 
und das jog. Signalement oder die Angabe der Merkmale, an welchen die Perſon des 
Beichuldigten erkannt werden kann, werden dem ©. eingefügt. Als Aufforderungen 
zu verhaften haben ©. diejelben Vorausſetzungen, wie Haftbeiehle. Nach der Deutichen 
StrafPD. find fie auf Grund eines Haftbeiehla vom Richter oder der Staatsanwalt: 
ſchaft zu erlaſſen, e8 fei denn, daß ein vorläufig Feitgenommener aus dem Gefängniß 
entiprungen wäre oder fich der Bewachung ſonſt entzogen hätte, wo auch die Polizeı- 
behörde den ©. erlaffen darf. Außerdem können zur Vollſtreckung erkannter Frei— 
heitsftrafen ©. von der Staatsanwaltichaft bzw. dem Amtsrichter ohne Weiteres 
erlaffen werden. Die Oeſterreichiſche StrafPO. beichränft die S. auf dringenden 
Derdacht verübter Verbrechen, bei welchem die Rathskammer, der Unterfuchungsrichter 
dagegen nur in dringenden Fällen, den ©. zu erlaffen befugt ift; auch wird zwiſchen 
der öffentlichen Bekanntmachung des ©. durch die Zeitungen, für welche befondere 
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Umftände vorliegen müſſen, und feiner bloßen Mittheilung an die Behörden und 
Beamten in der Umgebung und in weiterem Kreife unterfchieden, — im Anfchluß . 
wol an das Franzöſiſche Recht, welches ftatt der ©. fich der gleichen Mittheilung des 
Haftberehl8 bedient. Bei Vergehen ift eine öffentliche Kundmachung in Oeſterreich 
ausgejchloffen. — Wer auf Grund des ©. ergriffen wird, muß in Oeſterreich ſofort 
von dem Richter oder der Polizeibehörde, welche ihn in Verwahrung nimmt, verhört 
und, wenn ein Grund zu weiterer Feithaltung fich nicht ergiebt, jofort freigelaffen 
werden. Nach der Deutjchen StrafPD. kann er, e8 ſei denn, daß er fpäteftens am 
Tage nach der Ergreifung vor den zuftändigen Nichter geführt werden könnte, jo- 
fortige Vorführung vor den nächjten Amtsrichter fordern, der ihn jpäteftens am Tage 
nach der Ergreifung vernehmen und jeine FFreilaffung verfügen muß, wenn er be= 
weiit, daß er nicht der Berfolgte oder daß die Verfolgung durch die zuftändige 
Behörde aufgehoben ift. — Die Erledigung eines ©. ift, auch wo fie nicht vor— 
geichrieben ift, befannt zu machen, damit nicht auf Grund derfelben in die Freiheit 
Anderer eingegriffen werde. Auch find S. immer nur als fubjidiäres Siftirungs- 
mittel, wenn jedes andere erfolglos fcheint, anzuwenden, da fie, wenn der Berfolgte 
freigefprochen werden jollte, auf ungerechtfertigte Benachtheiligung feiner Ehre, ſoweit 
öffentlihe Kundmachung mit ihnen verbunden 3 en 

Quellen: a Straf PO. 88 1 tl — Tor — 
s$ 131. 132, 489; Mot. ©. 78, — Prot. der — — — on ©. 176 ff 9 ff. 

Lit: Hauer, Lehrb,, 8 79. — Mittermaier, Straf-Verf., 1. $ 78. — — 3. 
ze StrafPO.1. von Löwe, v. Schwarze u. A. — Rayier, StrafGer.Berf., 

170. — v. Holtzendorff, Hoͤbch d . StrafPrz.R., I. &. 362 ff. FR. Wieding. 


Steligeihäft (Th.1.&. 538). Das ©., „Schluk auf Geben und Nehmen“, 
„Stellage“ genannt, ift ein Prämiengeichäft, bei welchem der Prämiengeber (der 
„Wähler“) am Stichtage die Wahl hat, ob er ein beftimmtes Lieferungsgeichäft ala 
liefernder oder als beziehender Theil abgeichloffen und erfüllt willen wolle, mit 
anderen Worten das Recht hat, nach feiner Wahl, welche er an einem bejtimmten 
Zeitpunfte oder innerhalb einer feſtgeſetzten Frift treffen muß, die behandelte Waare 
(meiftens Effekten) dem Prämiennehmer („Steller” genannt) zu liefern oder fie von 
diefem zu beziehen. (Ueber den Begriff Prämiengeſchäft j. diefen Art.) 
Dom zweiihhneidigen Prämiengeichäft unterfcheidet fich das ©. dadurch, 
daß die Wahl des abfjoluten Nichtwollens bei dem ©. ausgeſchloſſen ift; da bei 
diejem demnach jedenfalls eine Erfüllung des je nach Enticheidung des Wählers im 
©. abzufchließenden Vertrages einzutreten hat, wird die Prämie zwedmäßig und 
gewöhnlich in der Vereinbarung von zwei verichiedenen Kaufpreifen ausgedrüdt, 
eines niedrigeren für den Fall, daß der Wähler wählt zu liefern, und eines höheren 
für den Fall, daß fich diefer liefern läßt. Da hierbei die Prämie nicht jelbjtändig 
fichtbar und in den Schlußbriefen nicht bejonders genannt wird, jehen Manche im 
©. fein Prämiengefchäft,; jo Nebenius, Bender; daß hierbei das innere Wejen 
des ©. überfehen und verfannt wird, bemerkt dagegen mit Recht Thöl 
(a. a. D. Note 3). Bejtritten ift, welche Rechtäfolge eintritt, wenn der Wähler keine 
oder feine rechtzeitige Wahl trifft; Böhmer, Bender, Yadenburg und Endes 
mann behaupten, aladann gehe das Wahlrecht auf den Steller über, eine Anficht, 
deren Unhaltbarkeit und Willkiirlichkeit von Gad und ausführlicher von Gareis 
nachgewieien ift. Der Steller fann vielmehr vom nichtwählenden Wahlberechtigten 
(ediglich das pofitivg Bertragsintereffe wegen Verlegung des im Abjchluffe des ©. 
entitandenen pactum de contrahendo fordern, darf aber der Berechnung diejes In— 
tereffes nicht, wie Gad annimmt, die ihm, dem Steller, günftigere Konjunktur zu 
Grunde legen, jondern muß davon auägehen, dab der Wähler, wenn er gewählt 
hätte, jedenfallae nach Maßgabe der ihm und nicht dem Steller günftigeren 
Konjunktur gewählt haben würde Dies folgt aus der feitftehenden Natur 
und Intention des ©. ; hierüber Gareis a. u. a. DO. ©. 162—167 und die 
dort cit. Lit. Theilweiſen Bezug oder theilweiie Selbftliererung der Effekten 
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darf der Wähler nicht wählen; ſ. Bender und Thöl, anderer Anficht it Böh- 
mer. Nach den Uebungen der Berliner Fondsbörſe fünnte über die anzunehmende 
Erklärung allenfalls die Deputation der Sachverftändigen » Kommiffion der Yonde- 
börje entichieden. 

Lit.: Nebeniuß, Der le Krebit, re Karlär. 1829, ©. 564. — Böhmer 
im Archiv für civil. Praris, »b. I pe ff. — Bender, Verkehr mit Staats: 


papieren, 2. Aufl. Gött. 1830, 8 94, — Thol, verlehr mit Staatspapieren 
(Göttingen 1835), s 45, 46; Deine OR, J Aufl., $ 291. — Meng inGolb: 
433, 437. — Gad, Handb. b. Deutichen 


ſchmidi's Stiche. . d. bye DR 3b. II. 
R. (Berlin 1863), © — Endemann, R., 3. Aufl., $ 121, ©. 5 1592. — 
rünhut, Börien: und Maklerrecht 1875 (aud) in einer Beitichr. für d. Privat» und öff. 

Recht, 1875) ©. 69. - nn in Siebenhaar’8 Archiv für Deutiches W.- und H.R,, 

3b. XVII. 1869, eft 2 134, 159-168. — James Moſer, Die Lehre von den eite 

eichäften, Berlin 1875, . 31. —- Grk. d. — air u Wien u. Referat hierüber 

? Goldſchmidt's län }. db. gel. H.R. Bd.  — n Betreff der oben« 

Do Hebungen der Berliner Fondsborſe Bor —— für Gei F * derſelben 

3. Febr. 1873, $ 13, U. 3 a. E, mitgetheilt von zub2 er in d. Zeitichr . gel. H. R. 

3 "XVII. ©. 502 ff.; Bd. XXI ©. 269; Bb. * ©. 538 ff. * — 

Uſancen in Goldihmidt' 8 Zeitichr. für "das gei. Hi Bb. XXIV. ©. 525 ff., imäbel. 

©. 531. (Die Börfenufancen überhaupt find unter d. Art. Zeitkauf eier Gareis. 

Stellvertretungsfoften (Th. I. ©. 861). Die Frage, ob ein Staat 
beamter die Koften für feine Stellvertretung in dem von ihm verwalteten Amte 
dann zu zahlen habe, wenn er zum Mitgliede des Land» oder Reichstags gewählt 
worden und durch feine Thätigkeit ala jolches an der Verwaltung feines Amtes ge 
hindert iſt, kann durch die einfache Behauptung, die Annahme einer Abgeordneten: 
wahl jei die Ableiftung einer öffentlichen oder ftaatsbürgerlichen Pflicht und dürfe 
deshalb nicht mit pefuniären Nachtheilen verbunden jein, nicht ala beantwortet gelten, 
weil der Staat die dem Einzelnen aus der Ableiftung öffentlicher Pflichten, wie der 
militärischen Dienftpflicht, des Schöffene und Gejchworenendienfts u. ſ. w. er 
wachjenden Vermögensnachtheile überhaupt nicht oder doch nur im beichränfteften 

Umfange vergütet, jowie weiter, weil der Staat auch denjenigen Abgeordneten, 

welcher fein Staatsamt befleidet, nicht gegen den ökonomiſchen Schaden ſchützt, 

welcher für denjelben aus der Theilnahme an den landjtändiichen Verhandlungen 
und aus der hierdurch bewirkten Verhinderung an dem Betriebe jeiner Beruis- 
geichäfte entjteht, und endlich, weil auch nicht der geringite Zwang zu der Annahme 
einer Wahl zum Abgeordneten vorliegt, vielmehr die Uebernahme der Thätigkeit und 

Pflicht eines Abgeordneten ausfchließlich dem freien Ermeſſen des Gewählten über: 

laſſen iſt. 

Eine richtige Begründung der Freiheit gewählter Staatsbeamten von Zahlung 
der S. kann nur dann gefunden werden, wenn man, wie insbeſondere auch 
v. Rönne thut, von dem in vielen Deutſchen Verfaſſungen zum Schutze der paſſiven 

— der Staatsbeamten aufgeſtellten Satze ausgeht, daß ein Staats— 

beamter zum Eintritte in die Volksvertretung keinen Urlaub nöthig habe (Preußen, 

Coburg⸗Gotha, Deutſche Reichsverfaſſung), bzw. daß ihm der Urlaub nicht (Bayern, 

Braunjchweig) verweigert werden dürfe. Der juriftiiche Kern dieſer Verfaſſungs— 

bejtimmung fann nämlich nur der fein, daß mit der Annahme der Wahl der ge 

wählte Staatöbeamte auf Grund des Gejehes von der Verwaltung jeines Amtes 
zeitweilig dispenfirt jein jolle. Wie nun aber feine Gehaltöverfürzung zum Zwecke 
der Beitreitung der ©. dann jtattfindet, wenn der Beamte, gleichviel aus welcher 

Urjache, von jeiner vorgejeßten Behörde einen unbedingten Urlaub erhält, jo kann 

auch ein Abzug vom Gehalte dann nicht ftattfinden, wenn das Gejet den Beamten 

im Falle der Wahl zum Abgeordneten entweder unmittelbar beurlaubt oder ihm den Ur— 

laub ausdrüdlich zufichert, wenn er um denfelben bei der vorgejegten Behörde eintommt. 

So ift es denn auch als die Rückkehr zu der richtigen Behandlung der Frage 
zu bezeichnen, wenn die Preußiiche Regierung im Jahre 1867 die ©. für die in den 

Reichstag und jeit 1869 für die in das Abgeordnetenhaus gewählten Beamten auf 
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die Staatskaſſe übernommen hat, nachdem fie jeit 1863 die betreffenden Gelder vom 
Gehalte der Gewählten abgezogen hatte. 

Ebenjo nehmen das Neichögeje v. 31. März 1873, $ 14, und die Eaiferliche 
Berordnung dv. 2. Novbr. 1874, $ 6, den richtigen Standpunkt ein, indem fie be= 
jtimmen, daß die Koften für die Stellvertretung der Reichöbeamten im Falle einer 
Wahl zum Reichätage der Reichskafſe zur Laft fallen follen. Nach demjelben Prinzip 
verfahren auch andere Regierungen (3. B. Bayern) Hinfichtlich der Wahlen zum 
Land» und Reichdtag. Endlich haben noch einige Wahl: und Staatödienergejeße 
(Sachſen, Braunjchweig, Schwarzburg-Sonderöhaufen, Schaumburg=Lippe) die Ueber: 
nahme der ©. für die zum Landtag gewählten Staatsbeamten auf die Staatäfafje 
ausdrüdlich vorgejchrieben. 

In gleicher Weife muß die Frage auch da entjchieden werden, wo die Verfaſſung 
den Eintritt eines Staatöbeamten in den Landtag an eine vorgängige Urlaubsertheilung 
bindet und lediglich die Verficherung giebt, daß der Urlaub nur aus erheblichen, dem 
Zandtage mitzutheilenden (Sachjen, Meiningen) aber von diefem zu genehmigenden 
Gründen (Oldenburg) verjagt werden dürfe; denn auch hier kann die Staatäregierung 
den Urlaub nicht verweigern, wenn der Landtag die Gründe der Urlaubsverweigerung 
nicht anerkennt: der Urlaub ijt alfo auch hier ein nothwendiger umd darf daher nicht 
durch Gehaltsabzüge bedingt werden, ſofern die Landesgejeßgebung nicht eine entgegen= 
gejegte Beitimmung enthält (wie Reuf &. 2.)., 

Da wo die Berfafjung bzw. die Wahlgejege Nichts über den Urlaub der zum 
Landtag gewählten Beamten bejtimmen, oder wo die Beurlaubung lediglich vom 
Ermeflen der vorgejeßten Behörde abhängig ift, fann die Frage nach den ©. nur 
auf Grund der Vorfchriiten der Staatödienergejeße über die bei Urlaubsertheilungen 
zuläffigen Gehaltsabzüge beantwortet werden, und zwar find, wie insbejondere 
G. Meyer hervorhebt, die Beamten von den S. für befreit zu erachten, wenn Ge— 
haltsabzüge = bei einem zu privaten Zwecken nachgefuchten Urlaube — ſind. 

Lit.: H. A ——— Deutſches Staats- und Bundesrecht, 3. Aufl. Bd. J. ©. 644, 
Note 14. — 9. Böpfl, Srundfäße bes gem. Deutichen Staatärechts, 5. Aufl., Band II. 

$ 354, 355. — Thudihum, rg = ärecht bed Norddeutſch. _ ©. 154, 155. — 
Sfneeinde 5 Rönne, Slaalsrech ——* Monarchie, 3. Aufl., Bd. I Abth. 2 

375 f.; Derſelbe, Staatärecht de —— Reichs 2. Aufl., Bd. L €. 245, 246. — 
Laband, Staatsrecht des Deutichen — Bd. I. 8 49 ©.551. — G. Meyer, Lehrb. des 
Deutſchen Staatsrechts, $ 150, ©. 38 12 Brodhaus. 

temann, Chriſtian Ten Grnit von, & 14. II. 1802 zu Kopen— 
bagen, 1826 Dr. jur. in fiel, 1849 Departementächet in der Schleswigjchen Regierung, 
1852 Präfident des Appellationsgerichtes, 1864 von dem Preußiichen Civilkommiſſar 
abgejett, Geheimeconferentäraad, Kammerherr, 7 14. III. 1876. 

Schriften: De veterum dotis actionum rei uxoriae atque ex stipulatu differentiis, 
1826. — Ghers, Themis, Neue Folge I. 248, 295. — Faldck's Archiv II. 513, 529. — 
Sell’3 Jahrbb. III. 225, 368. — Enieswig Recht und Gerichtäverfafiung im 17. vr 
hundert, 1855. — Das Güterrecht der Ehegatten im Gebiete bed Jütſchen — Kopenhagen 
1857. — Slesvigſte Provindfialefterretniger III. 145, 249, 595. — Geld. db. öff. und Privat: 
— Schleswigs, Kopenh. 1866, 1867. — Jahrbb. für db. ‚Lanbestunde d. Herzogthümer IX., 

X.; Zeitihr. f. d. Yandesfunde d. Herzogthümer, I IL III. IV. — Den en Retshiftorie 
indtil Chr. V. Lob, Kbhon. 1871. — Urkundl. Beiträge * Geſch. der Her —— aus 
bem rar e heraus egeben von Rechtsanwalt, Notar GE. vd. Stemann, Fe ; 

git.: B.3.Chhr. XV. 167. — Schlyter, Glossarium, Lund i Fr rn, sq. 
tıymann. 


Stempelfteuer. Geiebgebung und Praxis haben den Begriff einer jog. ©. 
aufgeſtellt. Dieſer Begriff iſt jedoch ein rein äußerlicher, injofern die Erhebung 
gewiffer Abgaben in der Form eines jog. Stempels, d. h. durch Verwendung eines 
Stempelpapierd oder in neuerer Zeit einer Stempelmarke, geichieht. Der Begriff 
der ©. als einer bejondern Steuerart ift jedoch unhaltbar, da unter diefer Form 
ganz verjchiedenartige Abgaben, insbefondere einerjeit® Gebühren und amdererjeits 
Verkehrsſteuern, erhoben werden, feine derjelben aber, weder Gebühren noch Verkehrs: 
jteuern, im ganzen Umfange jtempelmäßig erhoben wird. 
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Was zunächit die jog. Gebühren betrifft, jo verfteht man darunter finanz: 
wiffenichaftlich Tolche Abgaben, welche von den Einzelnen als Entgelt eines ihnen 
jtaatsjeitig geleifteten bejonderen Dienstes oder einer zu ihren Gunften geichehenen 
jtaatlichen Aufwendung erhoben werden, zum Zmwede, die Betriebsfoiten der frag: 
lichen Berwaltungszweige ganz oder theilweiſe zu deden. Es gehören zu den Ge: 
bühren in diefem Sinne einerjeits Eingaben und Amtsjchreiben in Sachen Einzelner, 
insbejondere auch in Givilftreitigkeiten, die Ausftellung von Päſſen, Legitimatione: 
papieren aller Art, die Einfchreibungen der Givilitandsämter, die Erfindungspatente, 


die Patente für Adel und Orden; es gehören dahin aber auch andererjeits die 


Poſt- und Telegraphengebühren, die Eichgebühren, die Schulgelder, die Prüfungs: 
gebühren. Der Gebührenftempel wird aber keineswegs im ganzen Umfange des 
Gebührenweſens in Anwendung gebracht; in einigen Beziehungen ift derjelbe neuer: 
dings beſchränkt (Gerichtstoften), in anderen ausgedehnt (Poſt- und Telegraphen: 
marken). Andererſeits kommt aber der Stempel auch als eigentlicher Steuerſtempel 
vor, namentlich in jolchen Fällen, wo es fich um Uebertragung eine beweglichen 
oder unbeweglichen Gegenstandes im privatrechtlichen Bermögensverkehr handelt; es 
gehört dahin insbejondere der Stempel bei Verträgen über Immobilien (der übrigens 
zum Theil auch den Charakter einer Steuer trägt), der Spielfarten-, Kalender, 
Zeitungs, Wechjel- und Erbichaftftenpel, auch der Stempel von Privatquittungen, 
3. B. bei Rechnungen. 

In Preußen ift die Entwidelung in großen Zügen folgende gewejen. Die 
Preußiiche Stempelgefehgebung beruht noch Heute im Wefentlichen auf dem Gejehe 
wegen der ©. vom 7. März 1822 und auf dem diefem Geſetze beigefügten alpha- 
betijch geordneten Tarife. Diefe Gejeßgebung eritredte fich ganz allgemein auf alle 
Arten von Abgaben, welche in Stempelform erhoben werden, jowol auf den Gebühren: 
ala auch auf den eigentlichen Steuerftempel. Es wurde nun zunächſt durch das 
Gejeg vom 10. Mai 1851, ergänzt durch das Gejeh vom 9. Mai 1854, die Er— 
bebung der Gerichtäfoften in der Weiſe, daß die Stempelform dabei nicht mehr zur 
Anwendung kommt, neu regulirt. Es wurde ferner die Erhebung der ©. von 
Zeitungen, Zeitjchriften und Anzeigeblättern, ſowol einheimifchen ala auch aus— 
ländifchen, durch die Geſetze vom 29. Mai 1861 und 26. Septbr. 1862 anderweit 
geordnet. Die Verwendung von Stempelbogen durch die Befeſtigung von Stempel- 
marfen auf dem fteuerpflichtigen Schriftftüde wurde endlich durch das Gejeh vom 
2. Septbr. 1862 eingeführt. 

Diefe Altpreußiiche Geſetzgebung ift dann auf die neuen Landestheile nicht 
einfach übertragen worden. Es kam zwar damals im Wejentlichen nur auf die 
Herftellung einer gewiffen Gleichmäßigfeit zwifchen den alten und neuen Landes— 
theilen und den neuen Lanbdestheilen unter einander an. Indeſſen ift doch eine 
Aenderung in materieller Hinficht gegenüber dem bisherigen Preußifchen Rechte: 
zuftande injofern erfolgt, als einerjeitß die ©. auf Zeitungen, Kalender, Spielkarten 
und Grbichaften aus der bisherigen engen Verbindung mit der übrigen ©. gelöft 
und andererjeit3 die Erbjchaftäfteuer in mehrfacher Beziehung neu regulirt wurde. Was 
das Einzelne betrifft, jo wurde zunächft durch vier Verordnungen vom 4. und 5. 
Juli 1867 die Erhebung der ©. von Spielkarten, die Erhebung der Zeitungs-S., 
die Ginrichtung der S. von Kalendern und die Erhebung der Erbichaftsahgabe 
geregelt. Das fonjtige Stempelweien, insbeſondere die Erhebung des Urkunden: 
jtempel3, wurde für Hannover, Kurheſſen, Naffau und die bayerifchen Gebietätheile 
durch die Verordnung vom 19. Juli 1867 unter Aufrechthaltung der bisherigen 
Landesgefege in weitem Umfange, und erit durch die Gefehe vom 5. März 1868 
für HeffenNaffau (mit Ausnahme von Frankfurt a. M.) und vom 24. Febr. 1869 
für Hannover nach durchweg neuen Grundſätzen geregelt. Die Normirung der ©. 
für Schleswig-Holſtein erfolgte durch die Verordnung vom 7. Aug. 1867, für die 
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Großherzoglich und Landgräflich Heſſiſchen Gebietätheile durch den Erlaß vom 14. 
Auguft 1867, für Frankfurt a. M. durch die Verordnung vom 15. Auguft 1867. 
Die Gründung des Norddeutichen Bundes refp. des Deutichen Reichs hat dann 
zur Folge gehabt, daß durch das Norddeutiche Bundesgefeg vom 10. Juni 1869 
reip. durch die Verſailler Verträge (für Württemberg und Baden), das Gejeh vom 
22. April 1871 (für Bayern) und das Geſetz vom 14. Juli 1871 (für Elſaß— 
Lothringen) die Wechjel-S., unter mehrfacher Aenderung der bisherigen Preußifchen 
Beitimmungen, zu einer Bundes- reſp. Reichsſteuer erhoben worden iſt. 

Im weiteren Berlaufe der Preußifchen Entwidelung ift dann zunächſt die Erb- 
ichaftsabgabe für den ganzen Umfang des Staates durch das Gejeh vom 30. Mai 
1873 (gültig jeit 1. Januar 1874) neu regulirt worden, indem unter gänzlicher 
Aufhebung der bisherigen Berbindung zwijchen Grbichaftsabgabe und ©., jo daß 
auch der Gebrauch von Stempelmaterialien bei Entrichtung der Erbichaftsabgabe in 
Wegfall gekommen ift, einerfeitö eine Uebertragung der Bearbeitung der Erbichaits- 
ftenerfachen von den Gerichten auf die Behörden der Steuerverwaltung (wie bisher 
jchon in der Rheinproviny und in der Stadt Berlin) ftattgefunden hat und anderer- 
ſeits eine Befeitigung der Steuer feitens des überlebenden Ehegatten eingetreten 
it, während die ald Nequivalent vorgeichlagene Erhöhung der Steuer für die De- 
fcendenten von Gejchwiltern die Zuftimmung des Landtags nicht gefunden hat. Für 
das Ginzelne ift auf das Geſetz jelbit und auf den diefem Geſetze angehängten 
Zarif zu verweijen. 

Die Aufhebung des Zeitungs- und Kalenderitempels ift, nachdem zahlreiche 
Anträge, Refolutionen und aus der Initiative des Abgeordnetenhaufes hervor— 
gegangene Gejegentwürfe, namentlich in den Jahren 1872, 1873 und 1874, ohne 
Griolg geblieben waren, durch das Deutſche Reichsgeſetz über die Preffe vom 7. Mai 
1874 erfolgt, welches für den ganzen Umfang des Reiche, mit Ausnahme von 
Elſaß-Lothringen, wo die Einführung einem bejonderen Gejeße vorbehalten wurde, 
mit dem 1. Juli 1874 in Kraft getreten ift, indem der $ 30 al. 2 dahin lautet: 
„Vorbehaltlich der auf den Landesgejeßen beruhenden allgemeinen Gewerbefteuer 
findet eine befondere Beftenerung der Preffe und der einzelnen Preßerzeugniſſe 
(Zeitungd- und Kalenderftempel, Abgabe von Inſeraten) nicht jtatt.‘ 

Endlich ift dann in dem Geſetze vom 26. März 1873 eine Ermäßigung und 
Aufhebung gewifler Stempelabgaben, namentlich jolcher, die zwar bejonders drüdend, 
aber doch für die Geftaltung des Budget? ohne wejentlichen Einfluß waren, deren 
Megiall auch einer künftigen prinzipiellen Neugeftaltung des Stempelweſens nicht 
präjudizirte, herbeigeführt worden; in&befondere ijt gänzlich aufgehoben die Be— 
jteuerung don Gefuchen, Bejcheiden und Protofollen in Privatangelegenheiten, 
während die Steuer von Geburts, Trau- und Todtenjcheinen bedeutend ermäßigt ift. 

Es iſt jedoch allſeitig anerkannt, daß es einer viel umfaſſenderen Reform, 
namentlich auch in der Richtung auf Herabſetzung der Beträge für den Rechtäver- 
fehr mit Immobilien, bedarf, und es ift eine jolche generelle Nevifion auch ſeitens 
der Regierung ausdrücklich zugefagt. 

Was die finanzielle Seite der ©. betrifft, jo war fie im Staatshaushaltsetat 
pro 1874 mit 8600000 Thaler in Anjchlag gebradht. In diefer Summe war ins- 
beiondere auch die Zeitungsfteuer mit etwa 900000 Thaler enthalten. Dagegen 
bildete die Erbichaftäfteuer einen befonderen Poſten mit 1400000 Thaler, dieje Ein- 
nahme ift im Vergleich mit anderen Ländern eine jehr geringe; infofern die Erb— 
ichaftäftener in Preußen noch nicht 2 Sgr. auf den Kopf beträgt, während fie ſich 
in Frankreich und Belgien auf 2 Franc und in England auf Y/,, Sch. beläuft. 

Lit.: J. © —— Die Lehre von den Steuern mit beſonderer Rückſicht auf den 
Zr Staat, Berl. 1849. — R v. Stein, Lehrb. d. Finanzwiſſenſch., 2. ir &pag. 1871, 

. 215 ff., bei. ©. 466 fi. — RaurWagner, Lehrb. der Finanzwifienich., 6. Aufl, Leipzig 
v. Holtzendorff, Enc. IT. Rechtöleriton UI. 3. Aufl. 50 
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u. 44 ff., bei. ©. a 64 ff. — ud V. J.Schr. berg mann Jahrg. I. Bb.IL 
42 F *2 I. ®b. III ©. 90 er, Die Preuß. Stempel geiegeburn Be bie 
lien und neuen Landestheile, 2 — ed — 1873, 2. Aufl. 1874; Derjelbe, Tai 
Deutiche Reichsgeſetz über die Wechielftempelfteuer %., Berlin 1871. — Die Stenographiicen 
Berichte und Drudjachen des Preuß. Landtags an den eimichlagenden en — flette, 
Literatur über das Finanzweſen des Preuhiichen Staats, 3. Aufl. 1876, % n 7 
rn eier. 


Stephani, Joachim, & zu Pyrig, 1577 Doktor, 1578 Prof. der Rechte 
in Greiföwald, herzoglicher Rath, Syndikus der Univ. F 14. I. 1623. 

Sein Bruder Matthias, 5 1570 zu Pyrik, 1624 ord. Prof. zu Greii 
wald, 7 26. VIII. 1646. 

Diefer ihrieb: Comm. in Novellas, 1630, 53 ed. Brunnemann 1700. — Tract. d 
jurisdictione, Fef. 1610, 1611, 1623. — ‚Synopsis Jurispr., Rost. 1624. — Disc. academic 
er ure — Rost. 1624. — Tract. de jure patronatus, Fef. Lips. 1631, 1639, 1701, 

othae 

en Schulte, Geſch. III. b 30 u. — Rojegarten, I. 218. — v. Stinking, 
Geſch. d . Deutichen Rechtswiflenich. (1880), 1 729. — Bütter, gitt., 1159. —Lanböber 
Leber d. Entftehung d. Regel quidquid non agnoscit glossa, nec agnoscit forum, Bonn 18% 

- Zeihmann. 

Steuerfredit kann in Deutichland für Tabale-, Rübenzuder-, Salz- und 
Branntweinjteuer angejeflenen Kaufleuten, Fabrifanten und Gewerbtreibenden gewährt 
werden. Mit Ausnahme der Rübenzuderjteuer, deren Betrieb an und für fid 
größere Steuerbeträge zur Folge hat, hängt die Gewährung des ©. von einer 
gewifien jährlichen Steuerzahlung ab, welche für die Salziteuer 3000 Mark, für die 
Branntweinjteuer 1800 Mark und für die Tabaföfteuer nach dem Gewichte 100 Marl 
zum Mindeſten beträgt. Die in dem fteueramtlichen Kreditkonto eingejchriebene 
Steuer muß innerhalb einer bejtimmten Friit vom Kreditnehmer einbezahlt werden. 
Dieſe Friſten find bei jeder Steuerart verjchieden bemefjen. Während nämlich für 
die Rübenzuderjteuer und Branntweinfteuer eine jechämonatliche Frift gewährt werben 
fann, beträgt diejelbe für die Salzjteuer nur drei Monate. Bezüglich der Tabak— 
gewichtäjteuer aber iſt beitimmt, daß die, bei der erjimaligen Veräußerung ober 
ipätejtens bis 15. Juli des, auf das Erntejahr folgenden, Jahres fällige Steuer 
bis zum 15. Oktbr. d. 3. kreditirt werden kann. Außerdem kann auch Demjenigen, 
der inländiichen Tabak zur Verftenerung aus Niederlagen abmeldet, gejtattet werden, 
daß er die Tabafgewichtöiteuer, jtatt an dem im $ 17 Abi. 1 des Geſetzes von 1879 
bejtimmten Zeitpunfte, erſt am 25. des dritten, darauf folgenden, Monats entrichtet. 
Die Beitellung voller Sicherheit für jede Hreditgewährung ift zwar Regel, doch fan 
zuverläffigen Yeuten diejelbe ganz oder theilweije erlaffen werden. Der Kredit wird 
auf Rechnung und Geiahr der einzelnen Bundesjtaaten, in deren Bereich die Gewerb— 
treibenden bzw. Kreditnehmer fich befinden, durch die Steuerbehörden gewährt. Dem 
Neiche gegenüber wird der ©. erjt nach jeiner Fälligkeit ald Baarzahlung in Ans 
rechnung gebracht. 

Quellen: ce über Befteuerung bes —— bon 1876. — Beſchluß db. Bunde 
rathe3 vom 2. Yuli 1869 ($ 126) wegen ber Rübenzuderfteuer. — Tg — 
28. Mai 1868 (3. 140 wegen ber Salzſteuer. — Beſchluß des Bundesraths vom 3. 

1869 wegen der Branntweinſteuer. — Geſetz vom 16. Juli 1869 $ 16 Abſ. 2 und $ So 
und Kreditregulatio von 1880 wegen der Tabaksſteuer. — Außerdem die Kreditregulative der 
— Bundesſtaaten. 

———— Hirth's Annalen des eg Reiches v. 1873 u. 1880 u. v. Aufieh, 
Die Zölle und Steuern des Deutichen Rei — Gentralblatt für Abgaben x. für 
die Preuß. Staaten, Gentralblatt deö Deut hen Ras, a org der De geebung. = 
een des Deutichen Zoll u. Handelsvereins, 1854—1875. (S. aud die Art, Zoll- 
frebit, Rübenzuder:, Habatz.. Branntweins, Sale :Steuer) dv. Aufſeß. 


Stenerpfliht. Die überaus Langjame Entwidelung der Idee einer all: 
gemeinen, gleichen S. in Deutjchland bat ihren Grund nicht nur in nationalen 
Eigenthümlichkeiten, jondern in allgemeinen gejellichaitlichen Verhältniſſen. Wenn 
Tacitus als Eigenthümlichkeit der Germanen bemerkt, daß fie ihren Obrigkeiten nur frei: 
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xvillige Geſchenke darbringen, jo beruht dies darauf, daß die damaligen Germanen 
fich noch auf der eriten Stufe der Anfiedelung befanden, während die antife Welt 
Durd die rajche Entfaltung ihres jtädtifchen Lebens frühzeitig in ein geregeltes Steuer: 
Tyftem übergegangen war. Den erobernden Horden, wo fie in einem feften Qandgebiet 
Fuß fahten, fam e8 weniger auf Landbefi an, al auf den Dienjt menſch— 
Licher Kräfte, um den Boden nutzbar zu machen. Der Entwidelung des Privat- 
eigenthums am Boden geht daher voran die Entwidelung eines Herrſchaftsverhältniſſes 
über die Bebauer des Bodens. Dienfte und Naturalabgaben bilden den eigentlichen 
Anhalt der Herrſchaft; an alle Abgaben knüpft fich daher Die Idee einer per— 
Tönlihhen Unfreiheit, welche das Germanifche Leben in einer länger als taufend- 
jährigen Gejchichte nur langjam überwunden hat. 

Die Karolingiſche Monarchie, auf deren Grundlage die mitteleuropätjche 
Welt erwachjen ift, hat daher feine geordnete Steuerverfaffung. Der „Fiskus“ iſt 
bei den Franken nicht Staatövermögen, jondern Vermögen des Königs. Die fünig- 
lichen Einkünfte beruhen auf den großen, aus Groberung und Konfiskation ent— 
ftandenen Domänen, auf den Bußen der Fyriedensbrüche, den Bannbußen, den bei: 
bebaltenen Grund- und Kopffteuern der Romanifchen Unterthanen, den Tributen 
unterorfener Völkerſchaften. Das Karolingiiche Finanzweien gleiht dem Haushalt 
eines großen Gutsherrn, in welchem die Unterhaltung des Königs und feines großen 
Hofftaates die Hauptausgabe bildete, während die Kriegsrüſtung, der Gerichtsdienit 
und die fonftigen Ausgaben des heutigen Staates fich als perjönliche Leiſtungen 
unter die freien Unterthanen vertheilten. Dieſe ökonomiſche Geftaltung des Staata- 
wejens mußte Schritt für Cchritt in das Lehnsweſen überführen. Jedes Heer— 
führeramt und jedes Richteramt bedingte amfehnliche Vermögensverwendungen von 
Seiten ſeines Trägerd, welche weder durch die Heeres- oder Gerichtäpflicht der 
Unterthanen gededt waren, noch durch Zahlungen des „Fiskus“ gededt werden 
fonnten. Das Amt bedurfte deshalb einer dauernden Austattung mit einem nutz— 
baren Befit, der naturgemäß von Water auf Sohn übergehend, die Amtzftellung zu 
einer erblichen macht und aus den höheren Aemtern der Karolingiſchen Zeit nad) 
etwa jechs Menſchenaltern den Stand der Dynajten, den „hohen Adel“ Deutichlands 
gebildet hat. Das Karolingifche Amt, verbunden mit der Tragung der anfehnlichen 
Koften für Heerbann, Gericht und Friedensbewahrung, hat dann ebenfo die Herren— 
ftellung der Biichöfe und Aebte, und etwas jpäter auch die Stellung der regierenden 
Körperichaften in den Reichsſtädten erzeugt. 

Liegt in dem Lehnsweſen einerfeits eine Vermengung des reinen Amtscharakters 
der Karolingiſchen duces, missi, comites, centenarii mit Verhältniffen des Privat- 
eigenthums, jo liegt darin andererjeit3 eine Veredelung der Verhältnijie 
von Herrſchaft und Dienst, welche dies Mifchverhältnig von Privat- und 
öffentlichem Necht zu einer nothiwendigen Webergangastufe gemacht hat. Die auf 
der perjönlichen Verpflichtung zum Kriegsdienſt beruhende Abhängigkeit gewinnt ein 
Bewußtjein gemeinjfamer friegerifcher Ehre, gegenjeitiger Treue, gegen— 
feitiger Verpflichtungen, welches nunmehr mit der Würde des freien Mannes 
vereinbar gilt. Und eben damit vereinbar ericheint num auch ein Syſtem feudaler 
Abgaben: Abgaben bei Nenderungen in der herrichenden oder dienenden Hand, zur 
Auslöſung aus der Gefangenfchait und in gewiſſen Ehrenfällen, — ein Syitem, aus 
defien Erweiterung und Verallgemeinerung in England die jpäteren parlamentarijchen 
Subfidienbewilligungen hervorgegangen find, während in Deutichland das feudale 
Adgabeniyitem innerhalb des Lehnsnexus ſtehen bleibt und mit diefem allmählich 
abgejtorben iſt. Das Kaiſerthum aber ift damit feiner Regierungärechte, die zu 
eigenen Rechten der Stände geworden, immer weiter entkleidet. In Wechjelwirkung 
damit ift das Reichsgut durch Verleihungen immer weiter gejchmälert und während 
des Interregnums nahezu ganz verloren gegangen, ohne daß das Kaiſerthum einen 
Erſatz für feine verfchwundene Finanzkraft zu finden vermochte. 
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Glüdlicher war inzwifchen die Kirche in der Schöpfung eines Steuerſyſtems 
geweien. Der ftärkite Beweis für die Macht der kirchlichen Staatsidee im Mittel- 
alter ift ficherlich die Durchſetzung ihres Anspruchs auf den Kirhenzehnten. Die 
Idee einer Unfreiheit heitete fich nicht mehr an Abgaben und Dienitleiftungen, welche 
Gott, einem Heiligen oder feinem Stellvertreter auf Erden geleiftet wurden. Es 
bereitete fich damit die jpätere Jdee vor, daß Abgaben und Steuern an die ideale 
Perſon des „Staates* feine Beeinträchtigung der perfönlichen Freiheit und Ehre 
ehtthalten. ine erite gewiffermaßen verſuchsweiſe Ausführung fand dieſe Idee zur 
Zeit der Kreuzzüge, in Verlauf welcher auf Anmahnung der Kirche wiederholt fteuer- 
artige Leiftungen zur Ausrüftung der Kreuziahrer aufgebracht worden find, — Yu 
läufe, die indeflen mit den Kreuzzügen wieder verſchwunden find. 

Grit im 15. Jahrhundert beginnen die Anfänge der Deutichen Reichs- 
ftenern mit den Huffitenfriegen. Es ift noch einmal die Noth der chrift- 
lichen Kirche, welche die Neichsftände bewogen hat, den „gemeinen Pfennig“ zu 
bewilligen, ala eine Vermögens, Einkommen- und SKopfiteuer, welche um 1421 
zum eriten Mal aufgebracht wurde. Noch war die Idee des Kaiſerthums ſoweit 
lebendig, daß diejer Nothiorderung gegenüber regierende Stände und Untertbanen 
fich gleichmäßig zu fteuerartigen Leiftungen verpflichteten. Freilich trug die Art der 
Steuewertheilung das Gepräge roheiter, primitiver Verfuche. Der gemeine Piennig 
wurde ftets widerwillig geleitet, blieb weit hinter den Anjchlägen zurüd, und bei 
jeder Wiederholung jchien diefer Widerwille zu wachſen. Die Klaſſe der mittel- 
alterlichen Herren war nun einmal durch Verdinglichung der Karolingiichen Aemter 
zu erblichen „Oberkeiten“ geworden, die nicht mehr im Gericht neben den gemeinen 
Leuten zu Recht ftehen, noch weniger aber Schulter an Schulter mit ihren Unter- 
thanen Abgaben an einen höheren Herrn zahlen wollten. Gben deshalb fehlte 
dem Kaiſer auch jedes geeignete Organ zur Abichägung und Gintreibung von Ein- 
fommenjteuern in der Bevölkerung des Reichs. An dem MWiderjtand des Reiche» 
adela und der Meichsritterichaft fcheitert nochmald auch diefer Anlauf zur Ein— 
führung einer allgemeinen perjönlichen Steuerpflicht. Der gemeine Piennig hört im 
16. Jahrhundert wiederum auf. j 

An die Stelle tritt nunmehr die Steuererhbebung nah Römer- 
monaten als eine der jtändiichen Ordnung entiprechende Steuervertheilung 
nach „Land und Leuten“. Nach derfelben Analogie werden jeit 1548 auch die 
ordentlichen Beiträge zur Erhaltung des Reichskammergerichts (die Kammerzieler) 
erhoben. Dieje Steuererhebung richtet fich nicht unmittelbar an die Unterthanen, 
fondern an die ftändifchen Körper, deren Gefammtheit fich in Kaiſer und Reich 
daritellt. Sie werden bewilligt von den regierenden „Ständen“ und von dieſen 
aufgebracht „nach Herkommen“. Dies Herfommen verpflichtete freilich den Landes 
herren zur Bejtreitung zunächit aus jeinen Kammergütern, NRegalien und Getällen. 
Da diefe aber in der Mehrzahl der Gebiete jchon für die Landesausgaben nicht 
mehr ausreichten, die Leiftung für das Neich aber doch beichafft werden mußte, jo 
ergab fich daraus folgerichtig eine Heranziehung der Unterthanen jo, „daß eine jede 
Obrigkeit alle ihre Unterthbanen, die fie vermöge der Rechte und alten befit- 
lichen Herkommens zu bejteuern und zu belegen hat, durch eine Steuer oder Anlage 
einlegen und einziehen möchte.“ Das in dem R.A. von 1543 $ 24 in diefer Weite 
formulirte „ius collectandi* wurde fortan als ein in der Landeshoheit 
liegendes Recht zur Beiteuerung der Untertbhanen für alle von Reich 
wegen nothiwendigen Ausgaben angejehen. Den Unterthanen wird dagegen nur in 
jehr allgemeinen Ausdrüden ein Recht der Beichwerde an Kaiſer und Reich beigelegt 
wider ungebührliche oder unverhältnigmäßige Anforderungen, worüber dann das 
Reichölammergericht, bzw. die Reichsftände im Beſchwerdewege zu enticheiden hatten. 
Die Idee der Unfreiheit verband fich aber allerdings nicht mehr mit Steuerforderungen, 
die unter Autorität des Neiches mit Zuftimmung der Reichsitände beichlofien waren. 
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Die „Oberkeiten“ betrachten es fortan ala ihr Recht, ihre Unterthanen nad) Bedürfniß 
au den Reichsauflagen heranzuziehen, — eine Anfchauung, die fich dann in den 
Zerritorialftaaten fortjeßt. 

Inzwiſchen Hatten fich in den größeren Territorien die landftändifchen 
Berfaſſungen im 15. Jahrhundert voll entwidelt. Nirgends reichten die eigenen 
Iandesherrlichen Einkünfte mehr aus, um die Koften des Hofhalts und der Landes— 
verwaltung zu beftreiten. Auch die Entlaftung, welche die fürftlichen Hoflammern 
feit diefer Zeit durch mafjenhafte Verleihungen der „Gerichtd- und Kirchenlehne“ 
an einfache Rittergüter und andere Grundbefiger feit diefer Zeit zu verjchaffen juchen 
(aus denen fich jeit dem 15. Jahrhundert der jog. Patrimonialjtaat entwidelt), haben 
nicht genügt ein chronifches Defizit zu verhüten. Die landesherrlichen Verwaltungen 
fommen dadurch in Abhängigkeit von periodifchen Beiträgen, welche fie von ihren 
Rittern, Prälaten und Städten ala precaria (Beben) nachzufuchen haben. Dies 
ungeregelte Berhältniß freier Geldbewilligungen ift nun aber in Deutichland (im 
Gegenjag der Englifchen Entwidelung) nicht die Grundlage allgemeiner bürgerlicher 
Freiheitörechte, jondern nur die Quelle von Privilegien für die in den Land» 
ftänden vertretenen „Oberfeiten“ , die Handhabe zur Gerabdrüdung der bäuerlichen - 
Bevölkerung und des Baffivbürgerthums in den Städten geworden. In diejen 
landſtändiſchen Steuerſyſtemen kehren nunmehr die ftändifchen Grundideen des 
Neiches wieder. Ritterſchaft und geiftliche Herren jehen von Haufe aus die Landes— 
fteuern nicht ala Laften an, welche mit gleichen Schultern zu tragen feien. Sie 
fühlen fich vielmehr als ein Herrenftand gleichartig dem Reichsadel, beſonders jeit 
der maflenhaften Verleihung der Gerichts- und KHicchenlehne. In der Steuerzgahlung 
wie im Gericht wurde der Gedanke immer unerträglicher, die Herren neben die Unter— 
thanen als Träger „gemeiner“ Laften zu ftellen. Wie im Reich, jchoben fich auch 
hier maſſenhaft die jelbjtändigen „Oberfeiten“ des Orts dazwischen, welche allein 
im Stande waren, Abgaben unter ihre Untertanen zu vertheilen und zu erheben. 
Auch die territorialen Abgaben vertheilen fich demgemäß nach „Land und Leuten,“ und 
wie im Reich halten die Oberkeiten fich ſelbſt von neuen Laſten frei, da fte für Heer, 
Gericht und Frriedensbewahrung die normalen Laften bereits zu tragen glauben. Gleich- 
zeitig mit der ©. entjteht daher die Grundidee der Steuerfreiheit der höheren 
Stände, welche ala hergebrachtes Standesrecht auch fortdauert, wo ſeit den Zeiten 
des Weftiälifchen Friedens die landitändifchen corpora in Ruheſtand verjeßt wurden. 

Die Steigerung der Staatöbedürfniffe durch die ftehenden Seere im 18. Jahr: 
hundert hat dieſe Vertheilung der ©. zu immer ſchwereren Mißverhältniffen ge— 
führt, die mit der höchiten Steigerung des Staatsbedarfs am ſtärkſten gerade in 
Preußen Hervortraten, Die Notwendigkeit eines feſten Staatseinkommens führt 
jeßt auf dem platten Lande zu einer feften Vertheilung der direkten Geldabgaben 
auf die bäuerlichen Hufen. In der Vertheilung auf die „fontribuablen Hufen“ 
werden diefe Steuern zu Spezialobjeftjteuern, mit denen fich allmählich die 
dee einer Grundrente verbindet. Den Stadtverwaltungen wird zur Grleichterung 
der ©. die Aufbringung der landesherrlichen Abgaben durch „Aceifen“ in weiteſtem 
Maße geitattet. Da die bevorzugten Klaſſen nach dem Verluſt der politischen Rechte 
um jo eiferfüchtiger auf ihren Privilegien und Steuerfreiheiten beitanden, die Bedürj— 
niffe des Staat? aber fich immer weiter vervielfältigten: jo blieb den aufgeflärten 
Regierungen fein anderer Ausweg übrig, als nach dem Merkantilſyſtem Acciſen, 
Licente, Monopole immer weiter zu vervielfältigen, damit früher unerhörte Geld» 
maflen aus den Städten herauszuziehen,, daneben auch die bäuerlichen Steuerlaften 
durch Zufchläge zu erhöhen (joweit es die zerriffene Lage der Territorien ‚geftattete, 
auch die Außenzölle zu fteigern) und damit jchrittweiie eine Lähmung aller Erwerbs 
thätigfeit und eine Entwerthung des Grundbeſitzes herbeizuführen, die im Beginn 
des 19. Jahrhunderts ala Folge der überwuchernden indirekten Beſteuerung die 
DVolkswirthichait Deutichlands charakterifirt. 
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Mit der Franzöſiſchen Revolution ift die Umnatur der ftändiichen 
Privilegien zum gewaltjamen Bruch gelangt, nach welchem ebenjo die Natur der 
Staatäpflichten wie die Freiheit des Beliges und Erwerbes in der Privatwirthichait 
in normale Verhältniſſe zurüdtreten. Was den ftändifchen VBorurtheilen der Zeit 
ala ein gewaltjamer Bruch menschlicher und göttlicher Ordnungen erfchien, war dod 
der Sache nach nur Serftellung normaler Grundjäge in Staat und Gefellicheit, 
welche durch die reichd- und landftändiiche Gejeßgebung zu Gunften der mächtigm 
Klaffen verichoben worden waren. Ließen fich die hochgefteigerten Bebürfniffe dr 
Reiches, der Staaten und der Kommunen nicht mehr durch ein Domanium um) 
durch Regalien bejtreiten, jo mußten fie beftritten werden durch verhältniß— 
mäßige Beiträge von dem Eigenthum und Erwerb der Privatwirthichafit. Di 
Franzöſiſche Revolution ftellt demgemäß den normalen Bedarf des Staats auf eim 
direfte Beſteuerung des Befiges, und zwar (in Nachwirkung der phyfiofratiichen 
Theorien) zunächit des Grund beſitzes. Bei der Ausführung ergab fich al&bald die 
Unmöglichkeit mit bloßen Grundfteuern auszureichen und daher eine Ergänzung durch 
Zölle vom Gejammtverbraucd der Nation, fowie durch Spezialobjelt-, Erwerb— 
und Verbrauchsſteuern, jedoch unter Vermeidung einer Beiteuerung nach dem Ge 
jammteinfommen, die nach der Geftaltung des Franzöfiichen Gemeindelebens unaus 
führbar erfchien. Unter allem Wechjel der Regierungsformen hat ſich in Frankreich 
das neue Steuerigften als der fonjervativfte Theil der Staatöverfaflung erhalten. 

Die Steuergrundjäße diefer neuen Gejellichaftsordnung find von Frankreich aus 
ſchrittweiſe und jchonend in die Deutihen Territorialjtaaten übergegangen 
Die Rheinbundsacte ftellt mit großem Nachdrud le droit d’impöt ala Theil der 
Souveränetätörechte der Deutichen Fürſten in ihrer neuen Stellung an die Spike. 
Jede Schranke. dieſes Rechtes aus der älteren ftändifchen Reichsverfaffung war jeht 
befeitigt. Nicht nur die Auflegung von Zöllen und Spezialtonjumtionsfteuern, 
jondern auch die Auflegung allgemeiner Grund-, Vermögens und Einkommen: 
jteuern galt jet unbeftritten ald Theil der neuen VBerwaltungsordnung, die in vielen 
Rheinbundftaaten mit Umficht und Energie durchgeführt wurde. Zunächit war 
man hauptſächlich auf Bejeitigung der Befreiungen und Privilegien in den bie 
herigen Steuerverfaffungen bedacht, während man übrigens die Staats- und Kommunal: 
jtenern fjchonender behandelte ala andere Theile des Verwaltungsrechts. Much in 
Dejterreich wurde, troß der Beibehaltung der ftändifchen VBerfaffungen, eine energiice 
Ausgleihung der Grundjteuern zu Stande gebracht. Als umfafjende Aufgabe jab 
die Preuß. Gefeßgebung feit dem Edikt vom 27. Oktober 1810 „die Tragung 
der Abgaben nad gleihen Grundjäßen von Jedermann“ als ib 
Aufgabe an, die dann durch eine Reihe don jpäteren Gejegen, namentlich durch 
Geſetz vom 30. Mai 1820, insbejondere durch Einführung einer allgemeinen Klaften- 
und Gewerbefteuer zur Ausführung fam. Die Erweiterung der Klafjenfteuer zu 
einer gleichmäßigen Einkommenſteuer ift indefien erſt 1851 erfolgt, die ein volle 
Menichenalter verichobene Ausgleichung der Grund- und Gebäubefteuern erit 1861. 

Der Grundjaß der vollen gleihen Steuerpflicht der Perſonen und 
Sachen ift demnach erft im 19. Jahrhundert zur Geltung gelommen. ine emite 
itaatliche Auffaffung jtellt in Deutichland den Grundrechten die allgemeinen „jtaati 
bürgerlichen Pflichten” mit gleicher Energie gegenüber, an erjter Stelle die all 
gemeine Pflicht zum Heerdienſt und zur Steuerzahlung ala Hauptgrundlagen der 
heutigen Repräjentativverfaffung. 

Hand in Sand mit diefer Auffaffung geht die fortichreitende Einficht, daß aud 
das Gemeindeſteuerfyſtem fich nicht mehr aus den Theilnahmrechten an der 
Korporation oder aus einer nüßlichen Verwendung für die einzelnen Mitglieder der 
Gemeinde, genügend ableiten läßt, daß vielmehr die Armenpflege, die Schul», Wege 
und andere Laften der Kommunen allgemein ftaatliche Verpflichtungen daritellen, 
die nur aus Gründen des Verwaltungsorganismus dezentralifirt find. Es ergiebt 








Steuervergehen — Steuerverwaltung. 791 


fich daraus folgerichtig die Nothwendigfeit allgemein gejeglicher Regelungen auch der 
Kommumaljteuerpflichten in Harmonie mit dem Staatsſteuerſyſtem, zu welchem fie 
nun in einem Berhältniß relativer Ergänzung ftehen, ebenjo wie die den Kommunen 
auferlegten öffentlichen Laften zu den allgemeinen Pflichten des Staats. 

Bei jo gewaltigen, in das volföwirthichaftliche Leben tief eingreifenden Reformen 
treten erfahrungsmäßig allerdings auch einjeitige Strömungen ein. Die jchwer er- 
rungene Anerkennung einer allgemeinen ©. hat zeitweife eine einjeitige Vorliebe für 
die Einfommenfteuern herbeigeführt, während die vieljeitigen mafjenhaften Bedürf- 
nifie des Staates und der Gemeinden einer gegenjeitigen Ergänzung der Zölle mit 
den inländifchen Subjeft- und Objeftbeteuerungen nicht entbehren fünnen. Das an 
diejer Stelle zu juchende Gleichgewicht beruht indeffen unabänderlih auf der An— 
erfennung der ©. als „allgemeiner Bürgerpflicht“. Vgl. oben den Art. Beſteuerung. 

Lit. des Steuerrechts insbeiondere: &. H. von Juſti, Syitem d. Finanzweſens, 1766. — 
F. DH. Rau, Grundjäße der Finanzwiſſenſchaft (neu bearbeitet burch Ab. ep — 8. 
v. Stein, Xehrbud der Finanzwiſſenſchaft. — Gneift, Die Preußiiche — a 

neiſt. 

Steuervergehen bzw. Uebertretungen, ſ. d. Art. Zollvergehen 
und Defraudation. 


Steuerverwaltung. Die S. iſt ein Theil der Finanzverwaltung und hat 
die Aufgabe, die aus den ſog. direkten und indirekten Steuern und Abgaben fließen— 
den Staatsabgaben zu veranlagen, zu erheben und zu verwalten. Je nachdem die 
©. direft auf die Steuerquellen losgeht und fie jelbjt ermittelt, indem fie jämmt- 
liches Vermögen und Einkommen, jämmtliche Vermögenshauptbejtandtheile und 
Dauptarten des Einkommens nach ihrem Bejtande bei allen Steuerjubjeften in der 
laufenden Steuerperiode auffucht, bemißt und belajtet, oder je nachdem fie anderer- 
feitö den Vermögens- oder Einfommenzjtand der Steuerjubjette gar nicht ermittelt, 
fondern die Steuerquelle nur mittelbar (indirekt) in der lebendigen Bewegung des 
Entſtehens und der Verwendung einzelner Theile des Vermögens und Einkommens, 
nicht bei dem Steuerträger jelbft, jondern bei einem dritten formellen Steuerfubjefte, 
bei dem Rechtsvorgänger oder Rechtönachjolger des Steuerträgerd erfaßt, hat die 
Steuerverwaltung mit der Veranlagung, Erhebung und Berwaltung der direkten 
oder indireften Steuern zu thun. 

Zu der eriten Gattung find zu rechnen die Grund-, Häujer-, Einkommens, 
Kapitalrenten-, Gewerbejteuer, welche mit Ausnahme der Kapitalventenfteuer in allen 
Staaten Deutjchlands und Defterreichs eriftiren. Als indirekte Steuern find anzu— 
ſehen die jog. Verbrauchsfteuern für Getränke (Bier-, Branntwein-, Weinfteuer), oder 
für Nahrungs- und Genußmittel (Zuder-, Tabak-, Salz-, Mehl- und Schlachtiteuer) 
oder die Gebühren, Zaren und Stempel, welche für Nechtögeichäfte aller Art, 
Prozeßiachen, Befitveränderungen von Liegenfchaften, für Erbichaften, für Börjen- 
geichäfte und Spielkarten erhoben werden. 

Je nachdem die Verwaltung und Erhebung von direkten oder indirekten Steuern 
in Frage steht, ift der Verwaltungsorganismus, find die Organe der Verwaltung 
in Deutjchland verichieden. 

Die direkten Steuern werben unter der Oberaufficht der Bezirkäregierungen in 
den einzelnen Staaten durch bejondere Organe, wie 3. B. in Preußen durch die 
Steuerfafien, in Bayern durch die Nentämter veranlagt und erhoben, ebenjo 
zum Theil diejenigen indirekten Steuern, welche nicht zu den Berbrauchsiteuern 
gehören. 

Ein großer Theil der indireften Abgaben und die DVerbrauchsfteuern werden 
dur; die Hauptiteuer- oder Hauptzollämter und die denſelben untergeordneten 
Steuer und Unterjteuerämter, jowie im Grenzbezirfe durch die Nebenzollämter ver- 
waltet und erhoben. Als vorgejeßte Behörden diefer Aemter fungiren in Preußen 
die Provinzialitenerdireftionen, in den übrigen Staaten die Generaldireftionen für 
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Zölle und indirekte Steuern ala die Zoll- und Steuerdireftionen, welche dem Finanz— 
minifterium, ebenjo, wie die Regierungen ala die Organe für die Erhebung der 
direften Steuern, unmittelbar untergeordnet find (j. das Nähere im Artikel Zoll: 
verwaltung) In Preußen werden die Stempel durch die Organe der indirekten 
Steuerverwaltung verwaltet reſp. verkauft, von den Stempelfiätalen der Provinzial: 
fteuerdireftionen aber fontrolirt und bei den betreffenden Behörden geprüft. Die 
Erbſchaftsſteuern werden von bejonderen Erbichaftäfteuerämtern unter der Leitung von 
Stempelfisfalen fejtgejeßt und von den Hauptfteuerämtern erhoben und vermehrt. 

In Bayern werden Stempel, Taren, Erbichaftsjteuer und Gebühren von den 
Rentämtern verkauft, bzw. erhoben und verrechnet. Die Wechjelftempel werden in 
ganz Deutichland durch die Poſtbehörden verkauft. 

Das geſetzliche Recht der Steuerverwaltung zur erefutorischen Eintreibung der 
Steuern, zur Unterfuchung und Entjcheidung der Unterfuchungen wegen Uebertretungen 
gegen die Steuergefeße ift durch die SS 5 und 6 des EG. zur StrafPD. für das 
Deutiche Reich vom 1. Febr. 1877 garantirt. Die richterliche Entjcheidung fann 
außerdem vom Angefchuldigten unter gewiſſen Vorausſetzungen angerufen werden. 
Das Verfahren ift durch SI 459—469 der Straf} OD. näher geregelt. 

Bezüglich der Frage, ob und in welcher Höhe eine Steuer zu entrichten ſei, 
entjcheiden die Beitimmungen der einzelnen Steuergejeße. Diefe Frage wird aber 
in der Regel von der Berwaltung entichieden , wie es in den Geſetzen bejonders be- 
ſtimmt ift. Bei den direkten Steuern entjcheiden öfters befonders hierzu beitimmte 
Kommiffionen. Der Rechtsweg ift in der Regel bei Feititellung der Steuern aus 
geichloffen. 

Schriften: Gaupp, Die Preuß. Stempelgejeßgebung. Kommentar für den praltiſchen 
Gebraud, Berlin u. Leipzig 1881. — Kletke, Literatur über das Finanzweſen des Deutichen 
Reiches, Berlin 1876, enthält eine genaue Ueberſicht aller einichlägigen Schriften und genaue 


Angabe aller Quellen. — Frhr. v. Stengel, Dad Gebührenweien des Deutichen Reiches und 
KHönigr. Bayern, Nördlingen 1880. v. Aufjeh. 


Steuerverweigerung. Die S. — eine der beftrittenften Fragen des kon— 
jtitutionellen Staatsrechts nächſt der Minifterverantiwortlichkeit — jeßt eine Kette 
von DVorfragen voraus, auf deren Verjchiedenheit aller Streit beruht. 

Eſ gab eine Zeit, in welcher die Germaniſche Volksanſchauung ſich alle Be: 
jteuerung nur ala ein Verhältniß von Herren und Knechten, nicht ala ein Recht der 
Obrigkeit gegen den freien Mann zu denken vermochte. Auch nach den Eroberungen 
bielt der Germane den Gebanfen der freiwilligen Gabe (donum) an feine Häupt— 
linge feft. Auch die Karolingifchen Verfaſſungen, welche jonjt die Grundlage aller 
ftaatsrechtlichen Verhältniffe der Europäifchen Kulturwelt geworden find, enthalten 
noch kein Stenerfyftem (vgl. d. Art. Steuerpflicht). 

Erjt im 15. Jahrhundert entjtehen in der Noth der Huffitenkriege die eriten 
Reichsfteuern und ungerähr gleichzeitig damit entwidelt fich ein Syſtem der Landes: 
—— welche unter zahlreichen Varianten folgende gemeinſame Grundzüge dar 

ieten : 

1) Diefe Bewilligungen gelten ala außerordentliche, vorübergehende 
Aushülfen (Subfidien), welche womöglich nicht wiederfehren jollen; fie find daher 
Gegenjtand völlig freier Bewilligung oder Verweigerung. Nur die Beiträge zum 
Reichskammergericht werdet von den Reichsſtänden ala dauernde Steuern bewilligt; 
in vielen Territorien entjtehen durch Vertrag oder Herfommen „nothiwendige Steuern“, 
und nach dem dreißigjährigen Krieg kommt der Grundjaß zur Geltung, daß im Fall 
die Landitände die für die laufende Landesverwaltung nothwendigen Beihülfen ver: 
weigern, ihr Konſens durch das Reichafammergericht „jupplirt“ werden könne. 

2) Da die befigenden Klaffen in der jog. Feudalperiode die ordentlichen Laſten 
des Heerbanns, des Gerichts und der Friedenäbewahrung als dauernde Laſten des 
Grundbefites übernommen haben und durch „Verdinglichung“ der Karolingiſchen 


Steuerberweigerung. 798 


Aemter zu „permanenten“ Obrigfeiten geworden find, jo erſcheint es ala ein natür= 
licher Rechtsanfpruch, daß zu den neuen außerordentlichen Subfidien die „Unter: 
thanen“ beitragen jollen. 

3) Obgleich die alte Weiſe der Stellung des Heeres, der Verwaltung des Ge— 
richtes und der Frriedensbewahrung immer unzureichender und unpraftifcher wird, die 
neuere Weiſe der Aufbringung der bewaffneten Macht, der Gerichts- und Polizei— 
verwaltung immer erhöhte, bald vervielfältigte Geldleiftungen bedingt, bleiben die 
ſtändiſchen VBorftellungen dabei ftehen, daß die regierenden Klaffen ihre normalen 
Staatälaften bereits tragen, die neuen außerordentlichen Beihülfen aljo von den 
Unterthanen aufzubringen jeien. 

Die Steuerbewilligungen des Adels, der Prälaten und der Stadtobrigkeit führen 
daher in Deutichland zu einer Häufung der Staatälaften auf die nichtvertretenen 
Stände, in erjter Linie auf dad Bauernthum, in zweiter auf die fchwach vertretenen 
Städte. Die landesherrlichen Regierungen werden dadurch zu einem Syſtem indi- 
refter Steuern gedrängt, für welche jchon das 18. Jahrhundert eine zuſammenhän— 
gende Steuergejeggebung entwidelt. Für die direkten Steuern gelangte erit das 19. 
Jahrhundert zu einer ausgleichenden Regelung, welche das Berwußtjein gleicher 
Pflichten, gleicher Rechte und Intereſſen zurüdtührt, und damit ein Repräfentativ- 
igftem in verjüngter Geftalt auf dem Boden der Rechtsgleichheit erzeugt (val. 
d. Art. Steuerpflicht). Gleichzeitig kehrt der Anfpruch der Gejellfchait auf die 
Mitbeichließung der Gejehe und die „unverjährbaren“ Freiheitsrechte für Perfon und 
Vermögen zurüd. 

Diefe Neubildung konnte ihr Vorbild nicht in der altftändifchen Gefellichaft 
und ihren Sonderrechten finden. Sie jand in Europa nur ein entwideltes Vorbild 
in England, wo die Normannifche Eroberung zu einer gleichmäßigen Vertheilung der 
Staatslaften geführt und aus der gleichen Steuerlaft das gleiche Steuerintereffe, aus 
dem Steuerintereffe die Parlamentsverfaffung des 14. Jahrhunderts gebildet Hatte. 
In der Sturm= und Drangperiode der Franzöſiſchen Revolution ergriff die 
Gejellichait aus diefem Staatöwejen den ihr leicht verftändlichen Gedanken, 

daß alle Einnahmen und alle Ausgaben des Staatesvon Jahr 

zu Jahr von einer gewählten Volfävertretung frei zu bemil- 

ligen oder zu verjagen jeien. 

Es ift einleuchtend, daß durch dies Necht die Volksvertretung in ihrer augenblid- 
lichen Geſtalt unmittelbar Herrin der Staatögewalt wird, welche heute in jedem 
Drgan und jeder Bewegung auf Geldmittel angewiefen ift. Es ift dies in dem 
Maße einleuchtend, daß eine der eigenen Staatsthätigkeit entfremdete Gejellichaft 
naturgemäß diejen Gedanken zuerit in fich aufnimmt. Der theoretifivende Politiker 
jah alle übrigen Elemente der Parlamentsverfaffung daneben ala ſekundär an. Auch 
in Deutſchland galt länger ala ein Menjchenalter jener Sat als das Grund» 
prinzip der Eonjtitutionellen Verfaſſung, als die notorische Eſſenz der „Lonftitutio- 
nellen“ Regierung. Das Unrichtige in jenem angeblichen Prinzip ift feine behauptete 
Allgemeinheit. Ein Bewilligungsrecht für alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staats hat in jener Parlamentöverfaffung (ebenfo wie in der Deutichen Reichd- und 
Zandesverfaffung) niemals bejtanden, jondern nur ein Necht der Bewilligung neuer 
Ginnahmen und der Zuftimmung zu neuen Ausgaben, welches auch noch heute 
nur den beweglichen Theil des Staatöhaushaltes umfaßt. 

Die im 14. Jahrhundert entwidelte Stenerbewilligung der Parlamente bezog 
fi nur auf die „extraordinary revenue“. Die laufenden Ausgaben der Staats- 
regierung waren noch gedeckt durch eine erbliche Nevenue der Krone, ergänzt durch 
gewiffe, dem König auf Lebenözeit bewilligte Zölle. Die „Subfidien“ des Parla- 
ments dienten nur zur Dedung von Kriegskoſten und außerordentlichen Bedürfniffen, 
welche nur jelten von Jahr zu Jahr, in ruhiger Zeit erſt nach langen Zwiſchen— 
räumen, auftraten. Es gab noch feine Parlamentsfontrole der Ausgaben, noch kein 
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parlamentarische Budget. Die Verwendung der Staatägelder blieb auch nach dem 
Bürgerkrieg lediglich Sache der Staatöverwaltung. Erſt die Mißbräuche diejer Ber- 
waltung führen gegen Gnde des 17. Jahrhunderts zu den jog. „Appropriationg« 
Haufeln“, durch welche das Parlament die Verwendung der von ihm bewilligten 
Gelder zu bejchränfen und zu fontroliren beginnt. Es entwidelt fich daraus eine 
zuiammenbängende Berathung zwijchen der Staatöregierung und dem Parlament, 
zuerjt über die Staatsausgaben, dann über die Dedungsmittel, welche fich im 18. 
Jahrhundert zu dem Begriff des „Budget“ geitaltet. Auch dies neuere Budgetrecht 
nimmt 1) für die Staatsausgaben jeinen Ausgang nur von den neuen Aus— 
gaben. Freilich traten die neuen Ausgaben ſofort mafjenhaft ein, da man die Koften 
des Heeres und der Marine nach Vertreibung der Stuartö dem erblichen Kron— 
einfommen abnahm und auf die vom Parlament bewilligten Subfidien übertrug. 
Die Staatäbedürfniffje wuchien dann fortichreitend in dem Maße, daß das Ausgabe- 
bewilligungarecht in der That die Hauptmaffe der Ausgaben umfaßte. Aus Gründen 
des Staatäfredits und der Rechtsordnung entichloß fich indeflen das Parlament doch 
wieder, bedeutende neue Ausgaben — die Zinſen der Staatsſchuld, die Richter— 
gehalte, gewiſſe Dotationen und Penſionen — auf den Staatsſchatz (lonſolidirten 
Fond) anzuweiſen. Im Laufe des 19. Jahrhunderts beſchränkt ſich danach die 
Ausgabebewilligung auf etwas mehr als die Hälfte der Staatsausgaben. 
Das Parlament nimmt dabei den Grundſatz an, die Initiative für jede neue 
Ausgabe ausſchließlich der Staatsregierung zu überlaffen. Länger als ein Jahr» 
hundert erfolgte die Bewilligung auch unter nur wenigen allgemeinen Ru— 
brifen, welche der Verwaltung den breiteiten Spielraum zu Uebertragungen ließen. 
Erit unter der gegenwärtigen Regierung hat eine Spezialijirung de Ausgabe- 
etat3 in beinahe 200 votes (Titel) begonnen, welche aber hauptjächlich die außer— 
ordentlichen Ausgaben betrifft, während die laufenden Hauptbedürfniſſe der Militär- 
und Givilverwaltung noch immer in wenigen großen Pojten zufammengefaßt werden. 
Die Machtitellung de Parlaments war durch jo viele andere Kompetenzen ge= 
fichert, daß fie von diejer Seite aus nicht gefucht wurde. In der langen Reihe 
der Budgetverhandlungen iſt eine bergebrachte Verwaltungsausgabe oder das Gehalt 
eines permanenten Amts noch niemals verjagt worden. — 2) Bon der Seite der 
Ginnahmen aus bezieht fich das Budgetrecht nur auf die nen bewilligten 
Ginnahmen. Auch im Laufe der Englifchen Revolutionen ift niemals der Antrag 
erhoben worden, eine „dauernde Einnahme der Krone“ zum Gegenftand einer Jahres- 
bewilligung zu machen. Das wachjende Staatsbedürfniß führte freilich von Jahr- 
zehnt zu Jahrzehnt, nicht felten von Jahr zu Jahr, zu der Nothiwendigkeit neuer 
Bewilligungen, und machte damit einen großen Theil der Staatseinnahmen zum 
Gegenjtand freier Bewilligung oder Verfagung. Aus Gründen der Rechtdordnung und 
der Staatswirthichaft entſchloß fich aber das Parlament nunmehr, die dazu geeigneten 
Einnahmen durch dauernde Gejehe zu firiren, jo daß bis zum Schluß des 18. Jahr- 
hunderts alle älteren Steuern in den Gang der Gefeßgebung gebracht, ihre 
Erträge auf den Staatsjchag angewiejen und damit von der Parlamentsbewilligung 
unabhängig geftellt find. Erſt durch Neubemwilligung entitand in immer verjüngter 
Gejtalt wieder ein beweglicher Theil des Staatseintommens, welchen das Par- 
lament frei bewilligt oder verjagt. Er beichränft fich jet auf die (ergänzende) 
Eintommenfteuer und auf einige Artikel des Zolltarifs, in manchen Jahren nur auf 
einen einzigen Artikel des leßteren, im Ganzen etwa Y/, oder !/; der Staatseinnahmen. 

Wenn bei diejer neueren Behandlung der Staatsausgaben und Einnahmen von 
dem Recht einer „allgemeinen ©.“ geiprochen wurde, jo beruht die auf einer 
Verwechjelung der mittelalterlichen Bewilligung außerordentlicher Subfidien mit 
dem davon verjchiedenen Verhältniß einer Veritändigung über die Staats— 
ausgaben, die ein völlig neues Verhältniß daritellt. Die Erfüllung der ver: 
faſſungs- und gejegmäßigen Pflichten des Staates, die Aufrechterhaltung und Yort- 
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führung jeiner gefeglichen Inftitutionen ift die oberſte Pflicht der Diener der Krone. 
Die Vertheilung und Verwendung der Staatägelder dafür ift Mittel zum Zwed, 
Sache der Ausführung, d. 5. der Verwaltung, die in England altherfömmlich durch 
königliche Ordres an das Schatzamt geregelt wurde (wie noch Heute). Zur über- 
fichtlichen Ordnung diefer Geldverwendungen pflegte jeit den Zeiten der Tudors der 
Schatfanzler häufig ein Etatsentwurf vorzulegen, der vom König durch eine General- 
ordre genehmigt wurde. Im 18. Jahrhundert erjt wird es üblich, daß die Minifter 
vor Erlaß diejer Generalordre fic) mit dem Parlament verjtändigen und deſſen Zus 
jtimmung einholen. ine Zeit lang herrſcht dabei noch, eine wechjelnde Praris, jo 
daß in einzelnen Jahren jene Berjtändigung unterbleibt. Erſt in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts ift aus der gewöhnlichen Praris eine feſte Regel geworden. 
Unverändert dagegen ijt das rechtliche Berhältniß geblieben, einer Nusführungs- 
norm für die Minifterverwaltung. Wie im Fall des Wideripruches die Verordnung 
dem Gejeb, die Ausführungsnorm dem organifchen Geſetz nachjteht, jo gilt dies auch 
im Fall des Widerſpruchs zwijchen dem Geldbeichluß und dem Geſetz. Hätte das 
Parlament je einmal Richtergehalte, Zinjen der Staatsjchulden, Gehalte der Ge— 
fandten und andere gejehlich Teititehende Ausgaben verweigert: jo würde eine Mi— 
nifteranflage nicht wegen der Leijtung, fondern wegen der Unterlajjung folcher 
Ausgaben zu erheben gewejen fein! Die Autoritäten des Englifchen Staatsrechts, 
namentlih Hatſell's Precedents erörtern daher diefe Frage überhaupt nicht 
diret, weil ihre Entjheidung jih aus den Grundfäßen von 
Gejeg und Ausführungsnorm jelbitveritändlich ergiebt. Die Ber- 
weigerung des gejanmten Jahresbudgets würde deshalb rechtlich ein actus inanis 
fein, den ein Englisches Parlament niemals verjucht oder auch nur ernitlich an» 
gedroht hat. 

Es ijt erflärlich, wie diefe Marimen einer Eonfolidirten Staats» und Gejell- 
ichaftsordnung in der Franzöſiſchen Sturm- und Drangperiode nicht unbefangen 
gewürdigt werden konnten. Auch bei dem Dynaftiewechjel von 1814 und 1830 
behielt fich die Gefellichait eine Neubewilligung aller Staatseinnahmen an die 
neueingejeßte Regierung vor. Denfelben Berlauf nahm das Budgetrecht bei Ein- 
jegung der neuen Dynaftie in Belgien. Ebenſo wußte diefe Richtung nicht Leicht 
ein Maß zu finden in der Spezialifirung der Ausgabetitel; jedes Mehr darin galt 
als eine noch korrektere „Lonftitutionelle Marime”. Die Verfagung der Geldbewil- 
ligung für geſetzlich beitehende Einrichtungen ift jedoch auch in Frankreich faum 
jemals vorgefommen. (Vgl. die Nachweifungen in Gneift, Geſetz und Budget.) 

Auch Deutichland wird fich von jener angeblich konftitutionellen Tradition 
losmachen, je mehr unjere parlamentarischen Verſammlungen nach praftifcher Er— 
fahrung ihre Bedeutung unbefangener würdigen. Es war entjchuldbar, wenn die 
berrichende Meinung in den Stimmungen von 1848 es als einen jelbitverjtänd- 
lichen Anspruch der „gemäßigt fonftitutionellen“ Partei anjah, daß die Krone die 
althergebrachten Einkünfte der Domänen, Forſten und Regalien, jämmtliche Erträge 
der gejegmäßigen indirekten und direkten Steuern fich fortan von Jahr zu Jahr 
„bewilligen“ laſſen müſſe. In Preußen vermochte die octroyirte VBerfaffung vom 
Dezember 1848 dagegen nur die Rejervation durchzufegen, daß (bi8 zum Grlaß 
einer revidirten VBerfaffung) die beitehenden Steuern forterhoben werden. Bei 
Revifion der Verfaffung änderte fich der Sinn diefes Vorbehalts durch veränderte 
Stellung dahin, daß das geſetzliche Steuerrecht bis zur Nenderung durch Geſetze 
fortdauern ſoll. Das Rechtöbewußtjein der Nation wird fich in dem neuen Deutichen 
Staat wol flarer darüber werden, daß die Deutiche Verfaſſung nicht auf dem 
Boden der gejellichaftlichen Revolution und des Dynaftiewechjels jteht, um dem Staat 
die Zumuthung einer jährlichen Bewilligung feiner gejegmäßigen Einnahmen zu 
machen, — ein Anfpruch, welchen die Engländer auch nach zwei Revolutionen nicht 
erhoben haben. Die in furzen Zwifchenräumen unabänderlich wiederkehrende Noth- 
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wendigfeit neuer Steuerregulirungen und Anleihen fichert auch von diejer Seite aus 
den Vollsvertretungen ihre rechtmäßige Machtitellung, ohne durch ein jogenanntes 
„Budgetrecht“ die gejegliche Ordnung des Rechtäftaats fortwährend in frage zu ftellen. 

Für die Seite der Ausgaben freilich beiteht da& Bewilligungsrecht in den 
meilten Deutjchen Berfaffungen nach dem Buchſtaben ziemlich umbejchränft. Die 
Mäßigung der Kammern bei Streichung herkömmlicher Poften ift aber um fo 
mehr motivirt, als die fonftitutionelle VBerfaffung einen geordneten Staatshaushalt 
in Deutichland nicht erſt geichaffen, fondern vorgefunden hat, ala Schöpfung der 
Monarchie. Auch in dem beitigiten Verfaffungstonflift haben fich die Preußischen 
Kammern darauf beichräntt, neue Ausgaben für gejeglich nicht fundirte neue Ein— 
richtungen zu ftreichen. Eine Verweigerung geſetzlich nothiwendiger, oder für die 
Aufrechthaltung der beftehenden Staatseinrichtungen thatlächlich nothwendiger Aus— 
gaben wäre dagegen ein Mißbrauch der Gewalten, der mur diefelben Folgen haben 
fann, wie der Mißbrauch der monarchiichen Gewalt. Eine „Verweigerung des ge- 
jammten Budget?“ läßt fih in ihrem Sinn oder Nichtfinn nur vergleichen dem 
Verſuch einer „Arbeitseinftellung“ der gefammten Staatäregierung. 

Dad Refultat diefer Geſichtspunkte ift eine unbedingt freie Bewilligung 
oder Verſagung der neuen Ginnahmen und der neuen Ausgaben des Staats, — 
dagegen eine rechtliche Unwirkſamkeit einer Berfagung von gejeßlich oder zur Auf: 
rechterhaltung beitehender Staatseinrichtungen nothwendigen Ausgaben. Das da— 
zwifchenliegende Gebiet fällt dem Geſichtspunkt politifcher Erwägung und Verein- 
barung zu. Die Ueberſchätzung der Steuerbewilligung ala Mittel der Erfämpfung 
politifcher reiheitsrechte beruht auf der Auffaffung des Staats ala eines Mecha- 
niamus, während die politische Freiheit auf einer dauernden Arbeit der Selbit- 
verwaltung und der Gejeßgebung beruht. Die bequeme Weiſe einer „Lonititutio- 
nellen“ Regierung, welche von Jahr zu Jahr von der zweiten Kammer eine Boll- 
macht zu ihrer Fortexiſtenz zu erbitten hätte, macht die Minifter nicht zum Mittel- 
punft einer ftetigen organischen Gefeßgebung und einer Regierung nach Gefegen, 
fondern macht fie zu Dienern der beherrichenden Gejellichaft mit den ungemeffenen 
Gewalten einer centralifirten Adminiftration. Alle Verfaffungen mit einem jolchen 


Artikel tragen daher den Keim der Auflöfung in fich. 

git.: Eine Meberficht über bie beftehenden Budget-Berhältnifie der Großftaaten giebt 
vd. Ezoernig, Budget von Großbritannien, Frankreich, Preußen, Defterreich, Wien 1862. — 
Monographien über die obige Frage: Gneift, Budget und Geſetz, Berl. 1867. — Laband, 
Das Budgetredht, Berlin 1871. — Gneift, Gele und Budget, 1879. Gneift. 
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Stiftmäßig. In der Zeit des alten Deutichen Reiches dienten die Kanonifate 
der reichsfreien Hochſtifter thatjächlich zur Verſorgung der jüngeren Söhne des 
Adels Deuticher Nation. Insbeſondere waren die Rheinischen und Fränkischen Dom— 
ſtifter vorzugsweiſe mit Mitgliedern reichsritterichaftlicher Familien bejegt. Bei 
eintretenden Vakanzen pflegten die Kapitel nur Standesgenoffen der Majorität zu 
fooptiren. Schließlich bildete fich in diefer Beziehung ein bejtimmtes Herkommen aus, 
welches die Stifter nicht jelten mit Erfolg geltend machten, um das Einjchieben 
päpftlicher Kreaturen ausländifcher Herkunft zu verhindern. Einige Hochitifter haben 
für das ausfchließliche Recht des alten Adels jogar päpftliche Privilegien zu er— 
werben gewußt. Die Zahl der adeligen Ahnen, welche der Aufzunehmende nach— 
weifen mußte, ſchwankte in den einzelnen Stiftern von vier bis zweiundreißig. Nicht 
jelten verlangte man jechzehn Ahnen. Das Erforderniß der Ahnenprobe ift, jomweit 
es früher an den Deutichen Hochſtiftern und einzelnen Kollegiatitiitern gegolten bat, 
bejeitigt worden, für Preußen durch päpftliche Bulle vom 16. Juni 1821, für 
Bayern durch Art. 10 des Bayriſchen Konkordats. 

Nichtsdeftotweniger hat die S.feit oder Stiftsfähigkeit nicht alle und jede praf- 
tiiche Bedeutung verloren. In Erbeinigungen und Fideilommißftatuten, welche der: 
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zeit noch in Kraft find, wurde nämlich nicht jelten das Erforderniß einer ebenbürtigen 
Che durch die Zugehörigkeit zu einer jtiitmäßigen Familie beftimmt und die 
Abſtammung aus folcher Ehe zur Bedingung der Nachfolge in das Fideikommiß 
oder Stammgut gemacht. Beifpiele bei v. Kamp, Jahrbücher für Preuß. Gejeh- 
gebung XXXXVI. ©. 221, 281, 237. Soweit die S.keit noch in Frage kommt, iſt 
für diefelbe der Nachweis alten Adels (mindejtens 4 Ahnen) oder die Abftammung aus 
einem ftiftmäßigen ſtädtiſchen Patriziergejchlecht erforderlih. Der Unterjchied, von 
reichsfreiem und landjäffigem Adel fommt bei der Ahnenprobe nicht in Betracht. 
Gramer, pag. 246 ss.: nec minor umquam fuit nobilium mediatorum quam 
immediatorum existimatio in ludis equestribus, ordinibus militaribus et collegiis 
canonicorum cathedralibus, quae aeque ac alii nobilitatis 
avitae honores landsassiis equitibus hodie etiam patent. Aller— 
dings juchten die Kapitel einzelner Stifter die Stiftsfähigfeit möglichit einzufchränfen, 
indem fie reichsritterjchaftlichen Adel oder gar die Zugehörigkeit zur Reichsritterjchaft 
eines bejtimmten Ritterkreiſes verlangten. Allein dieje beabfichtigten Beichränkungen 
find nicht Nechtens geworden. Nachdem jchon Art. V, $ 17 des MWeiträlifchen 
Friedens beftimmt Hatte, es ſolle dafür geiorgt werden, daß Adelige, Patrizier, 
Graduirte und andere taugliche Perfonen, ubi id fundationibus non adversatur, 
nicht auäögejchloffen werden, erging am 25. Juni 1737 eine Entjcheidung des 
Neichähofrathes gegen das Kapitel des Erzſtiftes Mainz, welches fich geweigert hatte 
mehrere Adelige aufzunehmen, weil fie ihre Abjtammung vom veichgunmittelbaren 
Adel in Schwaben, Franken und am Rhein nicht nachweijen konnten. Diejeg Er— 
fenntniß fpricht aus, daß das behauptete Herkommen unerweislich und jedenfalls 
ungegründet jei. „Seine Kaiſerl. Majejtät könne auch nicht zugeben, daß durch 
dergleichen vermeintliche Objervantien oder Statuten der objchon mediate, doch uralte 
und rittermäßige Deutjche Adel wegen der etwa ermangelnden Reichsimmediatät von 
ein umd anderen Erz- und Stiftern gänzlich ausgeichloffen und allerhand Verbitte— 
rungen im Röm. Teutjchen Reiche angerichtet würden‘ (Kerner, II. p. 196 ff.). 
Demgemäß kann der Nachweis reichsritterlicher Ahnen nicht ala Vorausſetzung ſtift— 
mäßiger Herkunft gelten, joweit diefer Begriff in Fragen des Eher und Erbrecht 
adeliger Familien heute noch praftiiche Bedeutung hat. Mit dem Erforderniß der 
ftiftmäßigen Ehe it übrigens das Grforderniß der blos jtandesmäßigen Ehe nicht 
zu verwechieln. 


@it.: Cramer, De iuribus et praerogativis nobilitatis avitae, 1739. — J. G. Herner, 
Staatsrecht der unmittelbaren freyen Reicharitterichaft in Schwaben, Franken und am Rhein, 
1789. — Pfeiffer, Verſuch eines ausführlichen Privatrecht des teutichen Reichsadels, 
1787. — 3. 3. Moſer, Teutiches Reichsſtaatsrecht, XIX. $ 131. — Telgmann, Bon ber 
Ahnenzahl. — Runde, Grundjähe bes gem. Deutichen Privatrechts, $ 402. — Eichhorn, 
Einleitung in bad Deutiche Privatrecht, S 65. Heinrih Brunner. 


Stiftungen, milde (pia corpora, piae causae), d. h. Bermögensmaflen, 
welche zu einem frommen oder wohlthätigen (urfprünglich mit den Aufgaben der 
Kirche im Zufammenhange ftehenden) Zwed beftimmt find. Sowol nad Röm., 
wie nach Kan. Recht: konnten dergleichen S. unabhängig don der Kirche nicht zu 
Stande fommen. Wurde das betreffende Vermögen nicht gerade einem bejtimmten 
Gotteshauje oder Kloſter zu Eigentum unter Auferlegung des betreffenden Modus 
überwiefen, jondern jelbjtändig dem vorgefchriebenen Zwed unter Errichtung einer 
bejonderen Anstalt, 3. B. eines Kranken, Armen ıc. Haufes gewidmet, jo Hatte 
doch der Biichof entweder die Adminiitration oder, wenn der Stifter andere Ver— 
walter ernannt hatte, unter allen Umftänden die Aufficht über die Gejchäftsführung 
der letzteren. Wegen dieſes Zufammenhanges mit der Kirche galten die den ©. 
gehörigen einzelnen Vermögensſtücke ala Kirchengut und genoffen auch die Privilegien 
des legteren. Seit dem 16. Jahrh. und namentlich, jeitdem der Staat die Erfüllung 
einer Reihe von Aufgaben auf fich genommen bat, welche früher allein von der 
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Kiche in das Auge gefaßt wurden, bat fich auch jener Zufammenhang der jog. 
frommen S. mit der Kirche gelöft, und jeitdem Hat der NRechtäja Anerkennung 
gefunden, daß es Jedem’ freifteht, ©. zu religiöfen und Wohlthätigfeitszweden zu 
errichten, auch ohne daß irgend welche Betheiligung der Kirche bei der Verwaltung 
oder jonft nöthig wäre. Die moderne Stiftung bedarf alfo feiner von der Kirche 
abgeleiteten Perfönlichkeit mehr, um rechtlich zu eriftiren. Da aber ganz dafjelbe 
für andere ©., welche nicht zu den cörpora pia im Römifchen und Kanonifchen 
Sinne gerechnet werden können, 3. B. Kunftinftitute, nach modernem Recht gilt, 
fo liegt heutzutage fein Bedürfniß vor, die jog. milden ©. als eine eigene, bejonderen 
rechtlichen Normen unterworfene Klaſſe zu behandeln. Die allgemeine Rechtötheorie 
der ©. überhaupt ift ebenfalls auf fie anwendbar. Für fie beiteht alfo auch die 
heute noch nicht zum Austrag gebrachte Streitfrage, ob die ©., ſofern nicht ihre 
Zwede durch Eigenthumsübertragung mit einem Modus an andere Perjonen erfüllt 
werden jollen, ala jwuriftifche Perfonen oder die für Stiftungazwede ausgejehten 
Dermögensmaflen als ſog. Zwedvermögen aufzufafen find. Ueber die Entftehung 
der fog. milden ©., die Verwaltung und den Untergang derielben müſſen ebentalls 
die allgemeinen Regeln zur Anwendung kommen. Dagegen kann der Grundiag, 
daß ihr Vermögen die Privilegien des KHirchengutes genießt, nicht mehr ala gemein: 
rechtlich geltend angejehen werden, weil die bezüglichen Vorſchriften fich nicht auf 
die modernen, von der Kirche unabhängigen ©. beziehen. Diejen Standpunkt nimmt 
in allen Beziehungen das Sächſ. BGB. ein (f. 88 52, 150 ff., 260 ff.), während 
das Preuß. Allg. ER., welches überhaupt die juriftifchen Perfonen nirgends im 
Zufammenhang behandelt, wenigitens den „vom Staate ausdrüdlich oder ftill- 
jchtweigend genehmigten Armen- und Verforgungsanftalten“ Hinfichtlich ihres Ber- 
mögens die Nechte der Kirchengüter beilegt (Th. II. Tit. 19 $$ 41, 48), und aud 
nad) dem Defterr. BGB., das die Negeln über die ©. in „die politifchen Ver 
ordnungen“ verwieſen hat 646), wohl dem Stiftungsvermögen die Privilegien der 
$$ 1472, 1485 (betreffend die Verjährung) beizulegen find. 
Quellen: 11.35, 42, 46 C. n episc. et cleric. 1, 3; Nov. CXXXIL c. 10, 

c. & X. de relig. dom. III. 36; Clem. 2 h. t. IH. 11; conc. Trid. Sess. XXI. c. 8 ss. J 
reiorm. 


Sit.: Brendel, Das Recht u. die Verwaltung der milden Stiftungen, Leipz. 1814. — 
A Die Lehre von ben juriftiichen Pexſonen nad Gemeinem und MWürttemb. Redt, 
1847. — Roth, Ueber Stiftungen, in v. Gerber’3 u. Jhering . ahrb. — 
* Privatrechts, I. 189 ff. — Brinz, Lehrb. der Bankett, 2 . Abth. S 
9. Böhlau, Rechtsfubjett und erfonentolle, Meimar 1871. — €. gitelmann, Su 
— Weſen der ſog. juriſt. BEER, Leipz. 1873. — Bolze, Der riff der jurifti 
Verſon, Stuttg. 1879, ©. 185 9.9 Hinſchius. 


Stöckhardt, Heinrich Robert, & 11. VIII. 1802 zu Glauchau, lehrte als 
Dozent 1824—1828 in Leipzig, wo er neben der jur. auch die philoſ. Doktorwürde 
erwarb, dann Sachwalter in Baußen, 1831 als ord. Prof. d. Röm. Recht und 
K. Ruf. Hofratd an das K. Pädag. Hauptinftitut in St. Petersburg berujen, 
1835 auch an der K. Nechtäjchule angeftellt, T 10. X. 1848, 


Schriften: Die Wiflenjchaft des ag oder dad Naturrecht, Leipz. 1825. — Tafeln 
ber Geſchichte bes we Rechts, Leipz. 1828. — Tab. illustr. doctr. de cognat, ei 
adfinit. inserviens, Leipz. 1830. — De juris Justinianei in generis humani cultum insigni 
merito oratio, St. Petersb. 1834. — Allgem. juriftiihe Yundamentallehre, 1838. — Jurift. 
— 1838, 2. Aufl. 1843. — De recta jurisc. eruditione prax. justit. fonte oratio, 

— De fructibus iis quos, qui jeti. non sunt, e jprud. a er 1845. — 
Hauboldi memoria, 1847. — Themis — —— II. (1830) 265 Jahrb. von 
Richter und ganeiber, 1840 ©. 75 ff., 659 ff., 951 ff.; 1841 ©. 328 — 43 I 1842 
©. 91 fi.; 1843 33 673 ff.; 1845 ©. 572 ff., 859 fl.; 1846 ©. 1115 fi; 18 
©. 762 ff; 1848 ©. 37 

git.: Richter und Schneider’3 Krit. Jahrb. XXIV. 956—958. 

Zeihmann. 
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